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Aus dem Vorwort der erten Auflage. 


Die Handausgabe bezweckt, Studium und praftifche Anwendung 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu erleichtern. Dieſem Zwecke dienen 
außer einer Einleitung 

Marginalien, welche in Verbindung mit der Inhaltsüberſicht die 
Anordnung und ſyſtematiſche Gliederung des Geſetzbuchs klarlegen und 
veranſchaulichen; 

Vorbemerkungen und Zuſammenſtellungen, welche in das Geſetz⸗ 
buch im Ganzen einführen und die Auffindung leitender Prinzipien 
anbahnen und erleichtern ſollen; 

fortlaufende Erläuterungen und die Anziehung von Parallelſtellen 
aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch und den ſonſtigen Reichsgeſetzen, welche 
den Zuſammenhang getrennter Vorſchriften zur Darſtellung bringen. 

Durch den Abdruck zahlreicher Stellen des Handelsgeſetzbuchs, der 
Civilprozeß⸗ und Konkursordnung, des Geſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, der Grundbuchordnung und des Geſetzes 
über die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung, ſowie durch die 
Wiedergabe ſonſtiger Reichsgeſetze civilrechtlichen Inhalts dürfte die 
praktiſche Brauchbarkeit des Buches erhöht werden. 

Verweiſungen auf die höchſtrichterliche Rechtſprechung vermitteln 
die Anknüpfung des neuen Rechtes an die bisherige Judikatur. 

Das internationale Privatrecht iſt den Bedürfniſſen der Praxis ent⸗ 
ſprechend unter ausgiebiger Berückſichtigung der Staatsverträge behandelt. 

Im Intereſſe größerer Ueberſichtlichkeit ift für das Internationale 
Privatrecht zu EG. Artt. 7 ff. und für das Recht der Uebergangszeit 
zu EG. Art. 153 ff. die Legalordnung des BGB., für die Zuſammen⸗ 
ſtellung der Reichsgeſetzgebung [Band III S. 259 ff.] die fih aus der 
Reichsverfaſſung ergebende Folgeordnung beobachtet worden. 

Für die Auswahl der abgedruckten Geſetze war das Bedürfniß des 
praktiſchen Civiljuriſten entſcheidend; abgedruckt ſind namentlich ſolche 
Geſetze geringeren Umfanges, welche ſich nicht in Einzelausgaben in 
ſeinen Händen zu befinden pflegen. 

Die Materialienzuſammenſtellung giebt neben der üblichen Nad- 
weiſung der den Geſetzesbeſtimmungen entſprechenden Paragraphen und 


IV Vorwort zur erſten Auflage. 


Artikel der Entwürfe auch umgekehrt Auskunft über den Verbleib des 
als Grundlage des Geſetzbuchs wichtigſten E. J. Verweiſungen auf die 
Seiten der Protokolle ſind fortgelaſſen, weil die erforderlichen Angaben 
in den dieſelben zum Abdrucke bringenden Werken, ohne deren Beſitz 
die Angaben kein Intereſſe bieten, enthalten ſind. 

Die Literatur zum Bürgerlichen Geſetzbuch iſt ſelbſtverſtändlich 
benutzt und verarbeitet worden. Literaturangaben mußten indeß mit 
Rückſicht auf den Zweck und den Umfang der Ausgabe fortbleiben. 
Ich darf in dieſer Beziehung auf die unter meiner Mitwirkung in 
Gruchot's Beiträgen erſcheinenden Berichte über die Literatur zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche verweiſen und hervorheben, daß ich auch den 
auf Veranlaſſung des Berliner Anwaltsvereins gehaltenen Vorträgen 
des Herrn Profeſſors Eck werthvolle Anregungen verdanke. 

Bei der Durcharbeitung der Reichsgeſetzgebung, der Ausführungs- 
geſetze und der Materialien bin ich durch Herrn Kammergerichts— 
referendar Dr. Paech thatkräftig unterſtützt worden. Das alphabetiſche 
Sachregiſter hat mein Kollege Herr Dr. Sander gearbeitet. Beiden Herren 
ſtatte ich auch an dieſer Stelle meinen Dank für ihre Mitarbeit ab. 

Nicht unterlaſſen kann ich es, auch an dieſer Stelle dem Herrn 
Oberlandesgerichts⸗Präſidenten Dr. Küntzel, dem verehrten Vorſitzenden 
der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfes eines Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, für den mir von Anfang an zugeſagten und im Verlaufe 
meiner Arbeit gütigſt ertheilten Rath ſowie meinen Kollegen am Kammer⸗ 
gerichte dafür zu danken, daß ſie durch freundliches Entgegenkommen 
und manche werthvolle Erörterung meine Arbeit gefördert haben. 

Berlin, im Februar 1899. 

Neumann. 


Dorwort zur dritten Auflage. 


Die Anmerkungen find vielfach umgearbeitet und erweitert, ſo z. B. 
zu $$ 1—6, 12, 97 f., 313, 326, vor $$ 90, 158, 164, 241, 372, 398 
u. a. m. Kleinere Ergänzungen und Abänderungen finden ſich durch 
das ganze Werk zerſtreut. Geſetzgebung, Rechtſprechung und Literatur 
bis Auguſt 1902 ſind berückſichtigt. Neu aufgenommen iſt der die 
Sprachregeln des BGB. enthaltende $ 2 der Einleitung. Die Zuſammen⸗ 
ſtellungen aus den Landesgeſetzgebungen, welche in ausgiebigem Maße 
an geeigneten Stellen hinzugefügt ſind, werden, ohne auf Vollſtändigkeit 
Anſpruch zu machen, dem Praktiker gelegentlich gute Dienfte leiſten. Die 
in Band III (S. 366—383) neu eingefügte Ueberſicht: „Die Landes⸗ 
geſetzgebung zum BGB. und feinen Nebengeſetzen“ wird fih als im 
Weſentlichen vollſtändig erweiſen. Mein Kollege Herr Dr. Strauß und 
Herr Dr. Paech haben mich bei der Bearbeitung der Landesgeſetzgebung 
unterſtützt, Herr Dr. Sander hat auch diesmal das alphabetiſche 
Regiſter beſorgt. Ihnen ſowie den zahlreichen Berufsgenoſſen von 
fern und nah, die durch Fragen, Anregungen und Rathſchläge das 
Werk gefördert haben, danke ich für ihre freundliche Mühewaltung. 

Berlin, im Oktober 1902. 

Neumann. 
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Gruchot — 


Jahrbuch für Entſcheidungen des Kammergerichts 20. Berlin, 
Vahlen. 
Se Konkursordnung (in der nach dem Geſetze betr. Aenderungen der KO. vom 
17. Mai 1898 


Mils 228 fih ergebenden Faſſung und Paragraphirung.) 

Mot . —Militärſtrafgeſetzbuch für das Deutſche Reich. 

Dos = Motive zu dem Entwurf eines BGB. für das Deutſche Reich. (Bd. u 
26. = Rechtſprechung der Oberlandesgerichte auf dem Gebiete des Civil⸗ 


rechts, herausgegeben von Mugdan⸗Falkmann, Kammergerichtsräthe. Leipzig, 
Veit & Co. 


XL Abkürzungen. 


OVG. Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 

Prot. Bd. I S. — (gedruckte) Protokolle der Kommiſſion für die zweite Leſung 
des Entw. des BGB. Berlin, 1897. 

RGB. — Reichsgeſetzblatt. 

ROH. — Entſcheidungen des Reichs oberhandelsgerichts. 

Raomm Bericht z. CPO. — Kommiſſionsbericht der Reichstagskommiſſion über den 
Entwurf eines Geſetzes betr. Aenderungen der CPO. 

RNKommsgericht z. KO. = Kommiſſionsbericht der Reichstagskommiſſion über den 
Entwurf eines Geſetzes betr. Aenderungen der KO. 

RG. I. 1 — Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 1 S. 10. 

RStrafſ. = Entſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen. 

Seuff. 56 1 = Seuffert Archiv für Entſcheidungen der oberſten Gerichte in den 
deutſchen Staaten. Herausgegeben von Schütt, München, Berlin, Oldenburg, 
Bd. 56 S. 1. 

RIA. — Entſcheidungen in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
des Grundbuchrechts. Zuſammengeſtellt im Reichs⸗Juſtizamte Berlin (2 5 = 
Band 2 Seite 5). 

SGB. — Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich. 

StPO. — Strafprozeßordnung. 

StB. — Stenographiſcher Bericht. 

Borb. = Vorbemerkung. 

WO. od. WechſO. — Wechſelordnung. 

Zw. — Geſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 
24. März 1897. (RGBl. S. 97.) 

§ — Paragraph des BGB. 


Bekannte Lehrbücher und Kommentare ſind in der üblichen Weiſe mit dem 
Namen des Verfaſſers bezeichnet. 


Einleitung. 


8 1. 
Bur Auslegung des RGA, 


A. Das Bürgerliche Geſetzbuch iſt, wie jedes Geſetz, weſentlich 
aus ſeinem eigenen Inhalt auszulegen. Allein der im Geſetz 
ausgedrückte Wille der geſetzgebenden Gewalt iſt geltendes Recht. 
Alle ſogen. Materialien, die Vorarbeiten, Entwürfe, Begründungen 
und Erklärungen einzelner in den Kommiſſionen betheiligter oder als 
Mitglieder oder Vertreter von Geſetzgebungsfaktoren thätiger Per⸗ 
ſonen können niemals als geſetzesgleiche Interpretation, ſondern nur 
als wiſſenſchaftliche Hülfsmittel zur Ermittelung der Bedeutung 
der Geſetzesworte dienen.) Indeß ſtreitet eine ſtarke Vermuthung 
dafür, daß die von maßgebenden Seiten abgegebenen Erklärungen, 
inſonderheit die von den Kommiſſionen konſtatirten Meinungsüber⸗ 
einſtimmungen im Einklange mit dem ſchließlich zur Verabſchiedung 
gelangten Geſetze ſtehen. 

Nach der ſorgfältigen Behandlung des BGB. in allen Ent- 
wicklungsſtadien iſt in der Regel?) davon auszugehen, daß die Aus⸗ 
drucksweiſe, die Wortfaſſung, die Folgeordnung und Stellung im 
Syſtem uberall mit Vorbedacht gewählt und nirgends bedeutungslos 
ſind. Es iſt ferner grundſätzlich davon auszugehen, daß das Geſetz 
en vernünftiges ift, und daß Ergebniſſe einer Auslegung, welche 
als „widerſinnig“ zu bezeichnen ſind, einen abſoluten Beweis dafür 
erbringen, daß dieſe Auslegung des Geſetzes unrichtig iſt. 3) 


a ) Bal, Wilmowski⸗Levy, Kommentar zur CPO. Einleitung § 5. — RG. 
JW. 1901 S. 182. 


Vorb ) Irrtümer vgl. zu 9 480 Note 2 bezüglich des § 479, § 523 Note 2. — 

deten nem 2 Buche (vor $ 854) Note C V3; — § 1511 Note 44. — GG, Art. 174 
ezüglich des daſelbſt zitirten § 804. 

di ‘) Bgl. RG. 20, 325: Es mag auch zu den Aufgaben der Praxis gehören, 
e Mangel der Geſetze hervorzuheben, aber ihre Hauptaufgabe bleibt doch, das 
de zwar mit feinen Mängeln anzuwenden, aber es nach Moglichkeit den An⸗ 


forderungen, welche der bürgerliche Verkehr an das Geſetz ſtellt, anzupaſſen. 
§. Neumann, Handausgabe des BGB. J. 3. Aufl. 1 
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Selbſtverſtändlich iſt ſchließlich, daß die Kodifikation des Bür⸗ 
gerlichen Rechtes nirgends außer Zuſammenhang mit der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft und der bisherigen Rechtsübung ſteht. Es ergiebt ſich 
hieraus unmittelbar die Bedeutung derſelben für die Auslegung 
des BGB. 

B. Wichtige Fingerzeige für die Auslegung des Geſetzbuchs. 

I. Analogie. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch iſt als lückenloſe Kodifikation ge- 
dacht; anſcheinende Lücken ſind aus dem Zuſammenhange der 
gegebenen Vorſchriften auszufüllen.“) 

Für jeden Rechtsſatz iſt zunächſt der unmittelbar durch den⸗ 
ſelben geregelte Thatbeſtand zu beſtimmen. In der vorliegenden 
Ausgabe ſoll dieſe Feſtſtellung weſentlich durch die ſyſtematiſchen 
Marginalien vermittelt werden. Erſt nach dieſer Feſtſtellung kann 
ſachgemäß eine entſprechende Uebertragung auf ähnliche Lebens⸗ 
bzw. Rechtsverhältniſſe im Wege der Analogie in Angriff genommen 
werden. Die Analogie iſt, obwohl als zuläſſig nicht beſonders be⸗ 
zeichnet, ein ſelbſtverſtändliches wiſſenſchaftliches Mittel der Geſetzes⸗ 
auslegung. 

II. Zwingendes und nachgiebiges Recht. Auslegungs- 
regel. 

Ob ein Rechtsſatz zwingend?) oder nachgiebig (dispoſitiv), dis⸗ 
poſitiver Rechtsſatz oder Auslegungsregel ift, ift nicht immer durch 
die Faſſung zum Ausdrucke gebracht und deshalb vielfach von Fall 
zu Fall aus dem Inhalt und dem Zuſammenhange zu ermitteln. 

Der Unterſchied zwiſchen dispoſitiver Vorſchrift und Auslegungs⸗ 
regel beſteht darin, daß die erſtere Anwendung findet, wenn ſie nicht 
durch den (ſtillſchweigend oder ausdrücklich erklärten) Parteiwillen 
ausgeſchloſſen iſt, ohne Rückſicht darauf, ob ſich die Parteien der 
Anwendbarkeit der Regel bewußt geworden find oder nicht (RO. 
14 114); ſie dient dazu, den unvollkommenen Willen der Parteien 
zu ergänzen, Beſtimmung für die Geſtaltung der Dinge zu treffen, 
an die ſie nicht gedacht haben, zu ordnen, was ſie ſelbſt nicht ge⸗ 
ordnet haben, RG. JW. 1900 S. 677%, Die Auslegungsregel 
findet keine Anwendung, wenn — ohne Rückſicht auf den erklärten 


) Bal. Küntzel, Gruchot Al 488. 

5) Vgl. § 1f. Seemanns⸗O. v. 2. Juni 1902: „(Die Vorſchriften dieſes Ge- 
ſetzes) ſind der Abänderung durch Vertrag entzogen, ſoweit nicht eine ander⸗ 
weitige Vereinbarung ausdrücklich zugelafjen iſt.“ 
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oder nicht erklärten Parteiwillen — z. B. aus den Umſtänden feſt⸗ 
geſtellt werden kann, daß fie für den zu beurtheilenden Fall nicht 
zutrifft (vgl. Prot. Bd. I. S. 191 f.). 

Auslegungsregeln ſind regelmäßig durch den Zuſatz „im Zweifel“ 
oder „ſoweit nicht ein anderer Wille anzunehmen iſt“ kenntlich ge⸗ 
macht, während der dispoſitiven Vorſchrift vielfach der Vorbehalt, 
„wenn (ſofern, ſoweit) nicht ein Anderes beſtimmt (oder vereinbart) 
iſt,“ beigefügt iſt. 

Vgl. z. B. §8 153, 154; 608, 1172. 

III. Beweislaſt.6) 

J. Wer einen Anſpruch, ein Recht oder eine Rechtspoſition als 
ihm zuſtehend behauptet, hat denjenigen Thatbeſtand darzuthun, von 
deſſen Vorliegen das Geſetz die in Anſpruch genommene Wirkung 
abhängig macht. Abgeſehen von denjenigen Fällen, in denen das 
BGB. durch ausdrückliche Vorſchriften die Beweislaſt regelt (z. B. 
59 282, 345, 358, 363, 442, 542, 636, 2336), ift durch die Aus- 
legung zu ermitteln, ob gewiſſe Thatsachen zu dem der Regel zu 
Grunde liegenden Thatbeſtande gehören, oder aber, ob ſie den That⸗ 
beſtand einer von der Regel gemachten Ausnahme bilden. Im erſteren 
Falle hat derjenige, der ſich auf die Regel, im letzteren derjenige, der 
r auf die Ausnahme beruft, die Beweislaſt für die fraglichen That⸗ 
achen. 

2. Regel und Ausnahme laſſen fih in Fällen wie den folgenden 
aus der Faſſung der Sätze leicht unterſcheiden. 

a) Wer einen Anderen zu einer Verrichtung beſtellt, iſt zum Er⸗ 
jage des Schadens verpflichtet ... (Regel). Die Erſatzpflicht 
tritt nicht ein, wenn ... (Ausnahme) § 831. 

b) Die (Regel) Vorſchriften der 88 ... finden keine Anwendung, 
wenn .. . (die Ausnahme vorliegt) § 687. 

e) Betrifft jedoch (der Rechtsſtreit eine perſönliche Angelegenheit 
— Ausnahme —), fo finden die (Regel-) Vorſchriften keine 
Anwendung $ 1416. 

d) Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt ..., was er erwirbt 
(Regel). Ausgenommen iſt ... § 1521. 

e) Das Pfandrecht des Vermiethers erliſcht mit der Entfernung 
der Sachen von dem Grundſtück (Regel), es ſei denn, daß 
die Entfernung ohne Wiſſen ... des Vermiethers erfolgt (Aus⸗ 

nahme) 8 560. 

) Bgl. Planck I S. 43 ff. 

Ibs 
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3. Zum Thatbeſtand einer Regel oder einer Ausnahme gehört 
zuweilen ein Beſtandtheil, der in einem Nebenſatz enthalten iſt. 
Auch ſolchen Falles liegt natürlich die Beweislaſt für die in dem 
Nebenſatze vorausgeſetzte Thatſache demjenigen ob, der ſich auf die 
Regel oder die Ausnahme beruft. Z. B. 88 463, 464: 

Fehlt der verkauften Sache zur Zeit des Kaufes eine zugeſicherte 
Eigenſchaft (a) fo kann der Käufer... Schadenserſatz verlangen 
(der Käufer iſt beweispflichtig für den ſeinen Schadenserſatzanſpruch 
begründenden Thatbeſtand a). 

Nimmt der Käufer eine mangelhafte Sache an, obſchon er den 
Mangel kennt (b) ſo ſteht ihm der Anſpruch aus § 463 nur zu, 
wenn er ſich fein Recht vorbehält (e). Der Verkäufer beruft 
ſich auf b und iſt hierfür beweispflichtig; der Käufer beruft ſich 
auf e und hat den Vorbehalt zu beweiſen. 

Iſt ein Thatbeſtand quantitativ eingeſchränkt durch „ſoweit“, 
ſo hat derjenige, welcher ſich darauf beruft, das Vorliegen des That⸗ 
beſtandes in dem von ihm behaupteten Umfange zu beweiſen, z. B. 
§§ 275, 389. 

Iſt die Wirkung eines Thatbeſtandes „bis“ zu dem Eintritt 
eines anderen Thatbeſtandes vorgeſchrieben, ſo hat derjenige, welcher 
den Eintritt des aufhebenden Thatbeſtandes behauptet, denſelben zu 
beweiſen, z. B. §§ 170, 171 Abf. 2, 1% A 74. 1001. 

4. Iſt der Nebenſatz negativ, ſo iſt im einzelnen Falle zu 
prüfen, ob derſelbe ein negatives Thatbeſtandsmerkmal des im Haupt⸗ 
ſatze geregelten Thatbeſtandes darſtellt, oder ob er den ſelbſtändigen 
Thatbeſtand einer negativ gefaßten Ausnahme enthält. Erſteren Falles 
liegt demjenigen, der ſich auf die Regel beruft, auch der Nachweis 
dieſer negativen Thatſache ob; letzteren Falles iſt derjenige, welcher 
die Anwendbarkeit der Regel mit Rückſicht auf das Vorliegen des 
Ausnahmethatbeſtandes beſtreitet, für den letzteren beweispflichtig. 

Bei der Abfaſſung des BGV. ift als Hülfsmittel für eine 
leichtere Auslegung die Stellung des „nicht“ in dem Nebenſatz er⸗ 
achtet worden. 

Steht das „nicht“ unmittelbar hinter der Konjunktion 
„wenn“, „ſofern“, „ſoweit“, „ſolange“, fo fol damit zum Mus- 
drucke gebracht werden, daß ein ſelbſtändiger Ausnahmethatbeſtand 
vorliegt, welcher gegenüber der Regel des Hauptſatzes von dem zu be⸗ 
weiſen iſt, der ſich auf die Ausnahme beruft, ebenſo wie wenn der 
Nebenſatz mit „außer wenn“ oder „es ſei denn, daß“ eingeleitet wäre. 
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Dieſen Fällen ſtehen diejenigen gleich, in welchen aus ſprachlichen Rück⸗ 
ſichten, das „nicht“ zwar nicht unmittelbar hinter der Konjunktion, 
indeß nur durch ein Pronomen, „er“, „ſie“, „es“, „ſich“ getrennt ſteht. 

Vgl. 88 181, 246, 264, 273, 345, 369, 777, 1133, 2063. 

Steht das „nicht“ weiter hinten im Nebenſatze, ſo ſoll damit 
angedeutet werden, daß der Nebenſatz ein negatives Thatbeſtands⸗ 
merkmal des im Hauptſatze geregelten Thatbeſtandes bildet, mithin 
von demjenigen zu beweiſen iſt, der ſich auf die Regel beruft. 

$ 16 Abſ. 2, § 49 Abſ. 1 S. 3; § 97 Abſ. 1 S. 2,9 216 Abs. 2. 

§ 2169 Abſ. 1. 

Die Stellung des „nicht“ kann als Hülfsmittel für die Aus⸗ 
legung des BGB. in der fraglichen Richtung nicht erachtet werden 

a) in den Fällen, in welchen der Nebenſatz ohne Konjunktion 
vorausgeſtellt ift (vgl. §§ 264, 269, 271, 284); 

b) in den Fällen, in welchen der Nebenſatz einen negativen und 
einen poſitiven Beſtandtheil hat (vgl. 88 111 Abſ. 1 S. 2; 
174 S. 1, 359 S. 1, 410 Abſ. 1 S. 2). 

IV. Einwendung und Einrede.“ 

1. Das BGB. kennt die Begriffe „Einwendung“ und „Einrede“. 

„Einwendung“ iſt der weitere Begriff. Er umfaßt alle Ver⸗ 
theidigungsmittel, mit denen der Schuldner den Anſpruch des Gläu⸗ 
bigers abwehren kann (ſo in $$ 404, 417). 

„Einrede“ wird ausſchließlich zur Bezeichnung der „civilrecht⸗ 
lichen Einreden“ verwendet, d. i. zur Bezeichnung derjenigen Ein⸗ 
reden, welche, ohne daß der ſie begründende Thatbeſtand 
die Forderung aufhebt, den Schuldner berechtigen, die Befrie⸗ 
digung der Forderung zu verweigern. Aus dem Weſen der Einrede 
als eines Gegenrechts folgt: 

2) der rechtsgeſchäftliche Verzicht auf die Einrede genügt, um die 
Wirkſamkeit des Anſpruchs wiederherzuſtellen, ohne daß eine 
Neubegründung erforderlich wäre; 

b) der Richter hat den die Einrede begründenden Thatbeſtand 
nur zu berückſichtigen, wenn der Einredeberechtigte ſein Gegen⸗ 
recht geltend macht. ; 

Einreden find insbeſondere die Einrede der Verjährung, des 
Zurückbehaltungsrechts, des nicht erfüllten Vertrags, der mangeln⸗ 
den Sicherheitsleiſtung, der Vorausklage, die aufſchiebenden Einreden 
der Erben (vgl. zu § 202). 

) Vgl. hierzu Küntzel, Gruchot 41 435 ff. 
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Keine Einrede begründet die Aufrechnung und die Anfechtung 
eines anfechtbaren Geſchäfts; erſtere bildet einen Erlöſchungsgrund 
(vgl. zu §§ 387 ff.), letztere beſeitigt das dem Anſpruche zu Grunde 
liegende Rechtsgeſchäft (§ 142). 

2. Das BGB. bedient fich zur Bezeichnung der „Einreden“ des 
Ausdrucks, daß der Verpflichtete berechtigt iſt, die Leiſtung zu ver⸗ 
weigern (vgl. 88 222, 320, 478, 519, 526, 633, 811, 821, 853), 
oder daß der Verpflichtete den Gläubiger (auf die hinterlegte Sache) 
verweiſen kann (§ 379). Als „Einreden“ bezeichnet finden ſich die 
Gegenrechte in §§ 202, 768 u. a. a. O. 

3. Die Einreden ſind entweder 

a) Einreden, durch welche die Geltendmachung des Anſpruchs 
dauernd ausgeſchloſſen ift (vgl. §§ 886, 1169, 1254). Für 
diefe fog. peremptoriſchen oder zerſtörenden Einreden hat das 

BGB. keine beſondere Bezeichnung; oder 

b) Einreden, durch welche die Geltendmachung des Anſpruchs 
vorübergehend ($ 202) ausgeſchloſſen wird, ſog. dilatoriſche, 
vom BGB. „aufſchiebende Einreden“ genannt (UUeberſchrift vor 
§ 2014). 


§ 2. 
Aprachregeln des Bürgerlichen Geſetzbuchs.“) 
A. Rechtſchreibung. 
I. Allgemeine Regeln. 


1. Bei der ſtarken Deklination iſt hinſichtlich der Bildung des 
Genetivs zwiſchen einſilbigen und mehrſilbigen Wörtern zu unter⸗ 
ſcheiden. 

Bei einſilbigen Wörtern wird der Genetiv in der Weiſe ge⸗ 
bildet, daß dem Nominativ die Silbe „es“ angehängt wird. 

Beiſpiel: des Jahres ($ 15); des Todes (§ 18 Abi. 2). 

Ausnahme: des Reichs ($ 395). 

Bei mehrſilbigen Wörtern wird dem Nominativ in der 
Regel nur ein „s“ angehängt. 

Beiſpiel: des Vertrags (§ 398); des Vereins (§ 28). 

Ausnahme: 

a) Endet ein mehrſilbiges Wort mit zwei Konſonanten, die 

ſich als eine Verbindung von mutae (b, p, d, t, g, E) und 


3) Nach officieller Zuſammenſtellung. 
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liquidae (l, m, n, r) darſtellen oder mit einem Vokale, fo 
wird auch bei mehrſilbigen Wörtern der Genetiv durch An⸗ 
hängung der Silbe „es“ gebildet. 
Beiſpiel: des Vorſtandes (§ 27); des Bauwerkes ($ 648); 
Erfolges ($ 657); des Ueberbaues (§ 914 Abſ. 1). 
b) Abgeſehen davon wird der Genetiv auf „es“ gebildet bei 
den Wörtern, die mit „ft“ ſchließen. 
Beiſpiel: des Verluſtes (§ 721); des Arreſtes (8 796 
Abſ. 2 der CPO. in der Fafung des Entw. eines 
Geſetzes, betr. Aenderungen des GVG. u. ſ. w.). 
e) Eine Singularität bildet der Genetiv „des Bienenſchwar— 
mes“, „des Geſammtſchwarmes“ ($$ 962, 963); nach der 
Regel müßte das „e“ ausfallen, da auch keine der zu a 
und b aufgeführten Ausnahmen Platz greift. Bei anderen 
Wörtern, die mit zwei liquidae endigen, fehlt das „e“. 
Beiſpiel: des Anfalls (Art. 86 des EinfGef.): des Erb- 
falls ($ 1923); des Ausfalls ($ 1166). 
Unterausnahme: 
Die unter a bezeichnete Ausnahme findet nicht ſtatt 
bei den Wörtern, die mit einem t oder th endigen 
und zwar ſelbſt dann nicht, wenn dem t zwei Kon⸗ 
ſonanten vorausgehen, die ſich als eine Verbindung 
von mutae und liquidae darſtellen. 
Beiſpiel: des Teſtaments (§ 2068); des Inhalts (§ 874); 
des Gaſtwirths (§ 701 Abſ. 2); des Kurswerths (§ 234); 
des Schätzungswerths (§ 237); des Zeitpunkts (88 2104, 
2105). 

2. Auch hinſichtlich der Bildung des Dativs ift bei der ſtarken 
Deklination zwiſchen einſilbigen und mehrſilbigen Wörtern zu unter⸗ 
ſcheiden. Bei einſilbigen Wörtern wird dem Nominativ ſtets ein 
„e“ angehängt. Bei mehrſilbigen Wörtern geſchieht dies nur, wenn 
das darauf folgende Wort mit einem Konſonanten beginnt. 

Beiſpiel: in dem Rechte auf ($ 1022); mit dem Schluſſe 

des Jahres ($ 15); ihrem Gegenſtande nach (§ 387); von 
dem Zeitpunkt an (§ 290). ; 

Ausnahmen: 

a) Am Schluß eines Satzes wird das „e“ immer angehängt, 

auch wenn der neue Satz mit einem Vokale beginnt. 
Beiſpiel: .. . am Garniſonorte. Als Wohnſitz ... ($ 9). 
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b) Werden einſilbige Hauptwörter in Verbindung mit „zum“ 
in adverbialiſchem Sinne gebraucht, ſo wird das „e“ im 
Dativ nicht angehängt. 

Beiſpiel: zum Theil ($ 264); zum Schein ($$ 117, 405). 

c) Bei dem Worte Notar wird das „e“ ſelbſt dann nicht an- 

gehängt, wenn das darauf folgende Wort mit einem Kon⸗ 
ſonanten beginnt (vgl. §§ 129, 2232). 

3. Bei zuſammengeſetzten Wörtern entſcheidet hinſichtlich der 
Bildung des Genetivs oder Dativs die allgemeine Regel über mehr- 
ſilbige Wörter. 

Beiſpiel: des Lebensjahrs ($ 2); des Jahres ($ 14); vor 

dem Ablauf eines Monats ($ 1139), aber im Laufe eines 
Jahres. 

4. Zeitwörter, die mit einem Hauptworte zu einem einheit⸗ 
lichen Begriffe verbunden ſind, werden in zwei Worten und das 
Hauptwort wird groß geſchrieben. 

Beifpiel: Theil genommen ($ 15); zu Statten kommen ($ 87 

Abſ. 2); aber ſtattgefunden (§ 918). 

5. Adjektiviſche Bezeichnungen von Ländern und Städten werden 
klein geſchrieben, ſoweit fie nicht mit dem dazu gehörigen Haupt- 
worte eine Einheit bilden. 

Beiſpiel: Vorſchriften der bayeriſchen Geſetze, des ſächſiſchen 
Geſetzes (Artt. 165, 166 des Einfceſ.); aber Mittelländi⸗ 
ihes, Schwarzes, Azowſches Meer (§ 16 des BGB.); Han- 
noverſches Königshaus (Art. 57 des EinfGeſ.). 


II. Beſonderheiten der Rechtſchreibung. 


1. Groß geſchrieben werden folgende Worte, die nicht eigent⸗ 
lich Hauptworte ſind, aber häufig in einem ſolchen Sinne gebraucht 
werden: 

Jeder ($ 79) — aber jeder von Mehreren (§§ 474 Abſ. 1, 

659 Abſ. 2, 660 Abſ. 2 —; Jemand (§ 101); der Dritte 
($ 110); Mehrere (§ 20); ein Anderer (§ 38 Satz 2, § 111): 
das Gleiche (§ 89); vom Hundert ($ 246); dagegen der- 
jenige, welcher (§ 15). 

2. Werden eigentliche Hauptwörter oder in einem ſolchen Sinne 
gebrauchte Wörter im adverbialiſchen Sinne oder als Präpoſitionen 
verwendet in Verbindung mit Beiwörtern, ſo wird das Hauptwort 
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in der Regel klein geſchrieben, auch wenn es von dem Beiwort ge⸗ 
trennt iſt. 

Beiſpiel: zufolge (§ 14 Abſ. 3) jederzeit ($ 1760 Abi. 2); 

anderenfalls (§ 956); im voraus ($ 248); von neuem ($ 475). 

Aus nahmen: in Folge ($ 645); im Uebrigen (§ 429). 

3. Hinſichtlich der Einfügung des „8“ zwiſchen den beiden 
Stämmen eines zuſammengeſetzten Wortes iſt die Beobachtung eines 
feſten Prinzips nicht möglich geweſen. Als Beiſpiele für die wech⸗ 
ſelnde Verwendung des „8“ können folgende zuſammengeſetzte 
Wörter gelten: 

„Werthminderung“, nicht Werthsminderung ($ 1220); 
„Werthbeſtimmung“, nicht Werthsbeſtimnung ($ 2311); 
„Miethvertrag“, nicht Miethsvertrag ($ 535); dagegen 
Sicherheitsleiſtung (§ 234); Anfallberechtigte (§ 45); dagegen 
Antheilsberechtigte ($ 1503). 

4. Es wird geſchrieben mittelſt ($ 126), nicht mittels; all- 
mählich (§ 197), nicht allmälig; ſolange ($ 191) als Konjunk⸗ 
tion, nicht ſo lange; zu einander ($ 430), neben einander 


($ 1060), unter einander ($ 2050), nicht zueinander, nebenein- 
ander, untereinander. 


B. Abkürzungen. 

Abf. nicht Abſatz, dagegen Artikel (nicht Art.); ferner §§ 907 
bis 909, 915; dagegen § 917 Abſ. 1. § 918 Abſ. 1; ferner § 589 
Abſ. 2, 3; dagegen die Vorſchriften des Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2; 
ferner die Vorſchriften des $ 571 Abſ. 1 und des § 577; endlich 
Abſ. 1 Nr. 5. 

C. Interpunktion. 

J. Werden mehrere Fälle, fei es in konditionaler, ſei es in 
relativer Form in einem Satze z. B. durch „wenn ... oder wenn“ 
oder durch „welcher . .. oder welcher“ mit einander verbunden, ſo 
werden die verſchiedenen Fälle ſelbſt dann nicht durch Kommata ge⸗ 
trennt, wenn das Subjekt wechſelt. 

Beiſpiel: § 16 Abſ. 2 (ohne Wechſel des Subjekts); § 132 

Abſ. 2 (mit Wechſel des Subjekts). 4 

Werden dagegen mehrere Fälle unter verſchiedenen Nummern 


einzeln aufgeführt, ſo werden die einzelnen Fälle durch Semikolon 
getrennt. 


Beiſpiel: 8 6. 


10 Einleitung. 


2. Wird ein Vorbehalt in der Form „unbeſchadet“ u. ſ. w. ge⸗ 
macht, ſo wird der Vorbehalt in Kommata eingeſchloſſen (vgl. § 954); 
das Gleiche gilt von den Wendungen „mit Einſchluß“ (vgl. § 196 
Nr. 1, 3, 8, 9) und „insbeſondere“ (vgl. 8 269). Dagegen werden 
die Worte „in Ermangelung ...“ nicht in Kommata eingeſchloſſen 
(vgl. § 954). 

3. Vor dem Worte „ſowie“ wird kein Komma geſetzt; ebenſo⸗ 
wenig vor den Worten „wie“ oder „als“ in den Wendungen: „Die 
gleichen Anordnungen treffen wie . .. (§ 1855) oder „in gleicher 
Weiſe wie ... ($ 210) oder „anderen als ...“ ($$ 17, 399). 


Bürgerliches Geſetzhuch. 
Dom 18. Auguſt 1896. 


(NADL 1896 Nr. 21, S. 195 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ꝛc. 

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des 

Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


Erſtes Buch. 
Allgemeiner Theil. 


Erſter Abſchnitt. 
Nerſonen. 
Erſter Titel. 

Natürliche Perſonen. 


$ 1. Die Rechtsfähigkeit des Menſchen beginnt mit der Voll- 1. Rechtsfahigleit. 


endung der Geburt. 
— aa 


1. In dem Allgemeinen Theile des BGB. werden nicht nach Art eines 
wiſſenſchaftlichen Syſtems allgemeine, aus der Rechtslogik ſich ergebende oder 
aus den beſonderen Theilen herausgearbeitete Rechtswahrheiten formulirt, 
1 die durch die Zwecke der Geſetzgebung erforderten allgemeinen Sätze 
Ser urſprünglichen, unmittelbar praktiſchen Form aufgeſtellt. Es find 
neigen Rechtsinſtitute und Rechtsſätze aufgenommen, deren Bedeutung 
d er bas ben beſonderen Theilen zugewieſene Rechtsmaterial hinausgeht und 


mi Regelung in den beſonderen Theilen vorausgeſetzt werden follte und 
e. 


= Der Allgemeine Theil ift unmittelbar und zunächſt nur in Betracht zu 
lichen als ein Theil der durch das BGB. erfolgten Kodifikation des Bürger- 
ner zum: Seinen Normen kommt unmittelbare Geltung nur im 
ſepunged ieſer Kodifikation zu. Inwieweit ihre Geltung auch in An⸗ 
rc er von der Kodifikation ſachlich, örtlich oder zeitlich nicht betroffenen 
ſchriftem aterten anzunehmen iſt, iſt nach Maßgabe der allgemeinen Vor⸗ 
ma (CG. Artt. 32, 55 in Verbindung mit Art. 4; ferner Artt. 7 io 
before beurtheilen. Mag auch dieſe von Fall zu Fall erforderliche, ins⸗ 
ſchriften z gemäß Art. 4 EG. vorzunehmende Prüfung ergeben, daß die Vor⸗ 
recht und es Allgemeinen Theiles in weitem Umfang auch für älteres Reichs: 
Landes t ebehaltenes Landesrecht, ſowie für das öffentliche Reichs⸗ und 
e3 8058 Geltung haben, ſo iſt doch der Satz, daß der Allgemeine Theil 
gebend Tat F ſchlechthin für alles (Reichs⸗ und Landes⸗) Privatrecht maß⸗ 


ſtelvorb. I vor $ 104; BI vor $ 164, 1 vor $ 186, I vor § 232. 


N feiner Allgemeinheit methodiſch unrichtig. Vgl. Vorb. I vor $ 90; 


orbemerkung zum 
5 L Buche. p 


Vorbemerkung zum 
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1. Perſon iſt das mit Rechtsfähigkeit, d. i. der Fähigkeit, Träger von 
Rechten und Pflichten zu ſein, ausgeſtattete Einzelweſen. Für das BGB. 
kommt nur die Rechtsfähigkeit auf dem Gebiete des Privatrechts in Betracht. 
a. Perſonen find die natürliche Perſon, d. i. der Menſch § 1 ff. und die 

juriſtiſchen Perſonen §§ 21 ff. — „Wer“ bezeichnet eine Perſon. Vgl. 

8 1923 Not. B. II. 2 ac. 

b. Eine Mehrheit von Menſchen bildet, abgeſehen von den Fallen der juriſti⸗ 
ſchen Perſon, kein Rechtsſubjekt. — Publikum kein Rechtsſubjekt. Or. 
Rehbein I. Nr. 30; RG. 14 214; eine Klaſſe von Perſonen, z. B. die 
1 Rechtsſubjekt, RG. 19 257; vgl. aber die Auslegungsregel 
88 2071 f. 

c. Ueber den Unterſchied von Geſellſchaft und juriſtiſcher Perſon vgl. Titel- 
vorb. vor §§ 705 ff. 

d. Geſetzlich organiſirte Perſonenmehrheiten ohne juriſtiſche Perſonlichkeit 
zur Wahrnehmung gemeinſamer Rechte find die Konkursgläubiger (vgl. 
KO. 88 95 ff., 182 ff.) und die Beſitzer von Schuldverſchreibungen (vgl. 
Gef. betr. die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen 
vom 4. Dezember 1899, RGBI. S. 691, abgedruckt 3 345). 

2. Der civilrechtlichen Rechtsfähigkeit entſpricht die prozeßrechtliche Partei⸗ 
fähigkeit, d. i. die Fähigkeit, zu klagen und verklagt zu werden (CPO. § 50). 

3. Zu unterſcheiden von Rechtsfähigkeit und Parteifähigkeit einerſeits iſt 
Geſchäftsfahigkeit ($$ 104ff.) und Prozeßfähigkeit (CPO. §§ 51 ff.) andererſeits. 

81. J. Die Rechtsfähigkeit des Menſchen. 

J. Der Menſch, d. h. der Menſch als ſolcher, jeder Menſch ift rechts⸗ 
fähig, ohne Rückſicht auf ſeine ſonſtigen Eigenſchaften und ſeinen Willen. 
Die Rechtsfähigkeit des Menſchen iſt unveräußerlich. Damit nicht unver⸗ 
einbar iſt die geſetzliche Beſchränkung der Rechtsfähigkeit hinſichtlich 
beſtimmter einzelner Rechte. Geſetzliche Vorſchriften dieſer Art ſind als 
Ausnahmen von dem Prinzipe ſtrikt zu interpretiren (vgl. die Erhunwürdig⸗ 
keit einer Perſon als Erben eines beſtimmten, Erblaſſers §§ 2339 ff.; die 
Erwerbsbeſchränkungen der Religioſen COG. Art. 87; Beſchrankung des Grund⸗ 
ſtückserwerbes durch Ausländer CS. Art. 88). 

2. Beginn der Rechtsfähigkeit des Menſchen. f 

Die Vollendung der Geburt bildet den Zeitpunkt des Beginns der privat- 
rechtlichen Rechtsfähigkeit. — Für das Strafrecht vgl. StGB. §§ 217 f. 

a Vollendet En die Geburt mit dem Beginn eines ſelbſtändigen Da- 
ſeins des Kindes außerhalb des Mutterleibs, nach heutiger Auffaſſung 
der mediziniſchen Wiſſenſchaft mit dem Beginne ſelbſtändiger Luftathmung, 
die auch bereits vor Trennung der Nabelſchnur einſetzen kann. Hieraus 
ergiebt ſich 

b. Lebendig Geborenſein als Vorausſetzung für den Beginn der Rechts⸗ 
fähigkeit. Ein während der Geburt getödteter nasciturus hat ebenſo⸗ 
wenig Rechtsfähigkeit erlangt wie ein bereits vor dem Beginne der Ge⸗ 
burt abgeſtorbener. 

c. Lebensfähigkeit ift keine Vorausſetzung des Erwerbes der Rechtsfähig⸗ 
keit weder in dem Sinne, daß der lebend Geborene überhaupt ein län- 
geres Leben außerhalb des Mutterleibs fortzuſetzen geeignet ſein müſſe, 
noch in dem Sinne, daß er die zur Fortſetzung ſelbſtändigen Lebens er⸗ 
forderliche Reife im Mutterleib erlangt haben müſſe. Auch eine nicht 
lebensfähige Frühgeburt, welche nach dem Austritt aus dem Mutterleibe 
ſelbſtändig geathmet hat, erlangt Rechtsfähigkeit. Die praktiſche Bedeu⸗ 
tung der Frage iſt dadurch geſteigert, daß durch künſtliche Brut (ſog. 
Couveuse) das Leben nicht lebensfähiger Neugeborener künſtlich ver⸗ 
längert werden kann. 

d. Sog. monstra, deren Exiſtenz von der modernen mediziniſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft geleugnet wird (vgl. Mot. 129; Skrzeczka in Goltdammer's Archiv 
14 516 fl.), find bei dem Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen von 
der Erlangung der Rechtsfähigkeit nicht ausgeſchloſſen. 
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e. Wegen der rechtlichen Behandlung des nasciturus vgl. Note III. (S. 16). 
t dung der Geburten richtet fih nach §8 17 ff., 61 ff. des Per- 
ſonenſtandsgeſetzes v. 6. Februar 1875 (RG Bl. S. 23) 3 313; §§ 1ff., 11 
des Geſ. betr. die Eheſchließung und die Beurkundung des Perſonen⸗ 
ſtandes im Auslande v. 4. Mai 1870 (BGBl. S. 599) 3 308. 
Wegen der Beweiswirkung der ſtandesamtlichen Eintragungen vgl. zu 4. 

3. Ende der Rechtsfähigkeit. . ; 

a. Nur der (phyſiſche) Tod beendet die Rechtsfähigkeit des Menſchen. Dies 
folgt aus dem Grundſatze, daß jeder Menſch rechtsfähig iſt, vgl. Prot. 
6 106. Der Begriff des Todes iſt der mediziniſchen Wiſſenſchaft zu ent⸗ 
nehmen. — Beweis des Todes vgl. zu 4. l 

b. Entziehung der Rechtsfähigkeit durch Rechtsſatz ift dem BB unbekannt. 

a. Die Strafe des bürgerlichen Todes ift bereits durch das R StB. ah- 
geſchafft (vgl. EG. z. StGB. § 6). 70 

8. Der landesrechtliche, ſog. Kloſtertod der Religioſen und der Ordens⸗ 
geiſtlichen ift kraft des Kodifikationsprinzips des Art. 55 EG. zur Auf⸗ 
hebung gelangt und durch die Erwerbsbeſchränkung des Art. 87 
EG. erſetzt. wi. 

J. Die Todeserklärung ($$ 13 ff.) beendigt nicht die Rechtsfähigkeit, 
ſondern begründet lediglich eine jederzeit widerlegbare Vermuthung 
dafür, daß der phyſiſche Tod eingetreten ſei. 

e. Beurkundung der Todesfälle vgl. §§ 56 ff., 60 ff. des Perſonenſtandsgeſ. 
v. 6. Februar 1875 ſowie §§ I ff., 12 des Gef. betr. die Eheſchließung 
und die Beurkundung des Perſonenſtandes im Auslande vom 4. Mai 
1870 (BGBI. S. 599). Wegen der Beweiswirkung vgl. zu 4. 

d. Die rechtliche Bedeutung des Todes iſt eine ſehr umfaſſende. Mit der 
Beendigung der Rechtsfähigkeit ihres Trägers erlöſchen alle diejenigen 
Rechte, welche ihrem Inhalte nach die Exiſtenz gerade dieſer Perſon vor⸗ 
ausſetzen, insbeſondere alſo ſeine Familienrechte: ſeine Ehe wird auf⸗ 
gelöſt, ſeine elterliche Gewalt, ſeine vormundſchaftlichen Aemter beendigt. 
Anders mit den das Vermögen des Verſtorbenen bildenden Rechten; hier 
ſetzt das Erbrecht ein. Es findet Geſammtnachfolge des Erben in das 
Vermögen des Erblaſſers, in feine Rechte und Verbindlichkeiten ſtatt, 
fomeit ihnen nicht ausnahmsweiſe die Sähigkeit, vererbt zu werden, fehlt 
(val. § 1922 Note BIL3, § 1957 Note 

eber ſonſtige rechtliche Wirkungen des Todes im Einzelnen vgl. die 
Zuſammenſtellung im Regiſter unter Tod“. — In prozeſſualer Bez 
ziehung vgl. CHO. 8§ 86, 122, 239, 243, 628, 779 ff. u. A. m. 

4. Beweis von Geburt und Tod. Lebens⸗, Todesvermuthung. 
Geburt und Tod, Fortdauer des Lebens in einem gewiſſen Zeitpunkte, zeit- 
ideg Verhältniß des Todes oder der Geburt mehrerer Perſonen ſind That⸗ 
10 en, welche im Streitfalle von demjenigen zu beweiſen ſind, der Rechte aus 
inen herleitet. 

. Der Beweis wird regelmäßig durch die Standesregiſter erbracht (§ 15 
des Perſonenſtandsgeſetzes). 

pa Sonensiandsgesetz vom 6. Februar 1875. § 15. Die ordnungs- 
massig geführten Slandesregisſen (S8 12 bis 14) beweisen diejenigen That- 
Sachen, zu deren Beurkundung sie bestimm und welche in ihnen eingetragen 
a his der Nachweis der Fälschung, der unrichtigen Eintragung oder der 
Nrichtigkeit der Anzeigen und Feststellungen, auf Grund deren die Eintra- 
gung stattgefunden hat, erbracht ist. . 
Jieselbe Beweiskraft haben die Auszüge, welche als gleichlautend mit 
Sen Haupt- oder Nebenregister besiätigt und mit der Unterschrift und dem 


aalen e des Standesbeamten oder des zuständigen Gerichtsbeamten ver- 
en sind. 


Inwiefern durch 
Art und Form der 


wird, ist nach frei 


Verstösse gegen die Vorschriften dieses Gesetzes über 
Eintragungen die Beweiskraft aufgehoben oder geschwächt 
em richterlichen Ermessen zu beurtheilen. 


§ 1. 
I. Rechtsfähigkeit. 


81. 


J. Rechtsfähigkeit. 


Preuß. ALR. § 24 J. 1, 
98 II. 4. 
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Dieſe Vorſchrift bezieht ſich nur auf die Standesregiſter im Sinne 
der § 12—14 des Perſonenſtandsgeſetzes und die aus dieſem gemachten 
Auszüge, nicht aber auf die Eintragungen in das Schiffstagebuch ($$ 61 ff. 
des Geſetzes) oder auf die Beurkundung der Konſuln. EPO. §§ 415 ff. 
find anwendbar, vgl. Konſulatsgeſetz 88 12, 15. 

Für die vor der Geltung des Perſonenſtandsgeſetzes auf⸗ 
genommenen Perſonenſtandsurkunden vgl. CHO. § 418 Abſ. 3, 
EG. 3. CPO. § 16 3. 1; über das einſchlagige alte Recht in Preußen 
Förſter⸗Eccius I § 19 Note 25. 

Ausländiſche Perſonenſtandsurkunden werden mangels be⸗ 
ſonderer Vorſchriften des deutſchen Rechtes gemäß EPO. §§ 415 ff., 
438 beurtheilt. 

Die Eintragung in das Geburtsregiſter (vgl. Perſonenſtandsgeſetz 
88 22 f.) erübrigt bis zum Beweiſe des Gegentheils den Nachweis, daß 
das Kind lebend geboren iſt, ſowie die Reihenfolge von Zwillingen 
und Mehrgeburten. Bei nicht zu behebender Ungewißheit über die 
Reihenfolge der Mehrgeburten verweilen Goldmann⸗Lilienthal S. 37 
auf § 2073, wenn es ſich um theilbare Gegenſtände handelt, ſonſt auf die 
Entſcheidung durch das Loos gemäß der ſich aus $ 659 ergebenden Analogie. 

p. Kann der Beweis der verſchiedenen Thatſachen nicht durch die Standes⸗ 
regiſter geführt werden, ſo muſſen die ſonſtigen Beweismittel eingreifen 
(Zeugen, Sachverſtändige, Urkunden ꝛc.). 

e. Ueber Verſchollenheit, Todes⸗ und Lebensvermuthungen, insbeſondere auch 
die Todeserklärung vgl. §§ 13 ff. 

d. Muthmaßliche Lebensdauer eines Menſchen (vgl. Mot. 1 32) iſt nach 
Maßgabe der durch die Statiſtik gefundenen Ergebniſſe zu ſchätzen (vgl. 
die für den Reichs⸗Invalidenfonds in Gebrauch befindlichen Mortalitats⸗ 
tafeln, Druckſachen des Reichstags 1877 Bd. 3 S. 198 ff.). 

5. Internationales Privatrecht. Vgl. die Noten zwiſchen Art. 7 
und Art. 8 des EG. 

II. Sonſtige Eigenſchaften des Menſchen. 

1. Geſchlecht. Das BG. kennt nur Mann und Frau. Verheirathete 
und ebenſo unverheirathete Frauen werden als Frau oder als Frauens⸗ 
perfon bezeichnet, val. 8$ 1786 Ziff. 1, 1887; 8 825. Eine verheirathete Frau 
wird als Ehefrau (z. B. $ 10), oder wo ein Zweifel in dieſer Beziehung 
ausgeſchloſſen iſt, als Frau bezeichnet, ſo im Eherechte, vgl. §§ 1354 ff.; 
88 1363 ff. — Zwitter find je nach dem Befunde dem männlichen oder 
weiblichen Geſchlechte zuzurechnen. Beſtimmungen, welche das weibliche Ge⸗ 
ſchlecht betreffen: im Eherechte §§ 1303, 1313; Entſchädigungsanſprüche aus 
unehelicher Beiwohnung $$ 825, 847 Abſ. 2, 1300, 1715; im Vormundſchafts⸗ 
rechte 8 1783, 1786, 1887; CPD. § 1032. Ausſchluß von Frauen vom 
Börſenbeſuche Börſengeſetz § 7 Ziff. 1. — Sonderbeſtimmung für weibliche Ar⸗ 
beiter in der GewO. §§ 137 ff. 

2. Alter vgl. zu § 2. — Krankheit vgl. 88 6, 1786 Ziff. 4, 1910, 2249; 
Perſonenſtands G. §8 50, 67 (EG. Art. 46). 

3. Religion: RGef. v. 3. Juli 1869 betr. die Gleichberechtigung der Kon⸗ 
feſſionen in bürgerlicher und ſtaatsbürgerlicher Beziehung (BBl. S. 292), 
abgedruckt 3 271. 

Vorſchriften, welche die Religion berückſichtigen, SS 618 Abſ. 2, 1588, 1779, 
1801; EG. Art. 134 (religiöſe Erziehung der Kinder). 

4. Staatsangehörigkeit: RG. v. 1. Juni 1870 betr. Erwerbung 
und Verluſt der Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit, abgedruckt 3 264, vgl. 
zu EB. Art. 41. Als Ergänzungen kommen in Betracht RGeſ. v. 20. Des 
zember 1875 (RG Bl. S. 324) und ferner § 6 des Ref. v. 19. März 1888 
(ROBI. S 75); wegen dieſer Geſetzestexte vgl. zu EG. Art. 41 Note 1. — 
Megen des Einfluſſes der Staatsangehörigkeit auf die Vorſchriften des Inter⸗ 
nationalen Privatrechts vgl. EG. Art. 7 ff., Art. 29. — Beſchränkung des 
Grundſtückserwerbes durch Ausländer CO. Art. 88. 
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5. Ehrenminderung. 8 

2. Ben der bg Od Ehrenrechte (Sto. § 34) beeinträchtigt 
die Fähigkeit, als Eheſchließungs⸗(§ 1318), Teſtaments⸗(§ 2237), Urkunds⸗ 
zeuge (Frch. § 173) zu fungiren, ſowie ein vormundſchaftliches Amt zu be 
kleiden, $$ 1781, 1694, 1792, 1866, 1897 1915; CRD. § 1032. 

b. Ehrloſes Verhalten des Ehegatten als Eheſcheidungsgrund $ 1568; des 
Inhabers der elterlichen Gewalt als Grund für vormundſchaftsgerichtliches 
Einſchreiten $$ 1666, 1686; als wichtiger Grund zur Kündigung des Dienſt⸗ 
vertrags ($ 626), zur Entlaſſung des Vormundes § 1886, des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers § 2227; ehrloſer oder unſtttlicher Lebenswandel als Grund 
zur Entziehung des Pflichttheils § 2333 Ziff 5. 

6. Geſundheitszuſtand. 4 1 

a. Als Rechtsgut wird die Geſundheit geſchützt gegen unerlaußte Hend- 
lungen ($$ 823, 833, 836, 843, 845, 847), beim Miethvertrage gegen die 

Geführdung durch ungeſunde Miethwohnung ($ 544), beim Dien ſtvertrage 
in Anſehung der Arbeitsräume, Vorrichtungen oder Geräthſchaften, ſowie 
in Anſehung der Wohn- und Schlafräume, der Verpflegung, Arbeits⸗ 
und Erholungszeit ($ 618). 

b. Krankheit und Gebrechen. Nach dem gemeinen Sprachgebrauche bezeichnet 
man als Krankheit die pathologiſche Störung des Organismus während 
der Dauer des pathologiſchen Prozeſſes, als Gebrechen den abgeſchloſſenen 
und dauernd vorliegenden pathologiſchen Zuſtand, durch den die normale 
Leiſtungsfähigkeit des menſchlichen Organismus beeinträchtigt wird, ohne 
Rückſicht darauf, ob dieſer Zuſtand angeboren oder durch äußere oder 
innere Krankheit hervorgerufen iſt. Die Grenzen ſind flüſſig. Für das 
Recht kommt es auf den Zuſtand beeinträchtigter Leiſtungsfähigkeit, nicht 
aber auf den ſpeziellen mediziniſchen Grund an. Wo Krankheit und Ge⸗ 
brechen neben einander erwähnt ſind, geſchieht dies, um beide Begriffe 
nicht zu unterſchelden, ſondern um fie gleichzuſtellen, und ſo eine zu enge 
Auslegung und Anwendung des Geſetzes zu verhindern. Wo nur von 
Be geſprochen wird, dürfte ein — nach Auffaſſung der medizini⸗ 
ſchen Wiſſenſchaft — dauernder, nicht bloß vorübergehender Krankheits⸗ 
oder Schwächezuſtand gemeint ſein. 

a. Krankheit und Gebrechen find Zleichgeſtellt als Grund zur Ablehnung 
der Vormundſchaft, § 1786 Ziff 4. 

P. Nur Krankheit ift erwähnt als Grund für die Erſetzung oder die Ent⸗ 
behrlichkeit einer Zuſtimmungserklärung des kranken Ehegatten im 
Eherechte bzw. im ehelichen Güterrechte, §§ 1358 Abſ. 2, 1379, 1401, 
1447, 1450. Lebensgefährliche Erkrankung als Rechtfertigungsgrund 
für die Unterlaſſung des Aufgebots bei der Eheſchließung, Perſonen⸗ 
ſtandsc § 50; vgl. auch dal. $ 67, EG. Art. 46. — Ferner zu vgl. 
§ 2249 (Rothteſtament). i 

J. Nur Gebrechen ift erwähnt als Grund für die Gebrechlichkeitspfleg⸗ 
ſchaft, § 1910, und als Grund für die außerordentliche Erwerbung 
der Unterhaltspflicht des Vaters eines unehelichen Kindes im § 1708. 
D Beſonders erwähnt find im BGB. als Gebrechen die Blindheit. 
Taubheit (§ 1919) und die Stummheit ($$ 1910, 2243), die Taub⸗ 
Hummbeit im § 828. Den Stummen ſind für die Teſtamentserrich⸗ 

„tung die am Sprechen Verhinderten gleichgeſtellt im § 2243. 

e. Körperliche und geiſtige Krankheiten und Gebrechen. 

Da nach der herrſchenden Lehre der mediziniſchen Wiſſenſchaft die 

Heiſteskrankheiten als Krankheiten des Gehirns ebenfalls körperliche 

vanfheiten find, fo kann es für ihre rechtliche Unterſcheidung nur dar⸗ 
auf ankommen, od die Krankheit oder das Gebrechen die für die Ver⸗ 

3 Willensbildung wirkſamen Organe unberührt läßt oder 
rfaßt. 

. Wo das Geſetz von Krankheit oder Gebrechen ſpricht, ohne zwiſchen 


geiſtiger und körperlicher Krankheit zu unterſcheiden, find beide Arten 
Darunter zu verſtehen. 


8 1. 
I, Rechts fahigkeit. 


SH 
J. Rechtsfähigkeit. 
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ß. Ueber die verſchiedenen, im BGB. erwähnten Arten anomaler geiſtiger 
und moraliſcher Minderwerthigkeit vgl. zu § 6. 
d. Krankheit im Sinne einer Epidemie vgl. $ 2250, ſowie das Gef. betr. die 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten v. 30. Juni 1900 (RGBl. 
S. 306). 


7. Als Perſonen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in 
der Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt ſind, werden viel⸗ 
fach die Entmündigten (§§ 104, 114), die im Konkurſe befindlichen Gemein: 
ſchuldner (KO. § 6) und diejenigen zuſammengefaßt, gegen die gemäß StVO. 
§§ 333—335, 480, StGB. § 93 eine Vermögensbeſchlagnahme angeordnet 
iſt. Dieſe Zuſammenfaſſung findet ſich vornehmlich in Vorſchriften verwen⸗ 
det, welche dem öffentlichen Rechte des Reichs oder der Bundesſtaaten an⸗ 
gehören (vgl. z. B. GVG. §§ 32, 85; NAD. $$ 5, 22, 43). Für das Recht 
des BGB. kommen insbeſondere in Betracht: 

a. die Konkurseröffnung als Unfähigkeitsgrund für die Bekleidung eines 
vormundſchaftlichen Amtes §§ 1781 Ziff. 3, 1694, 1792, 1866, 1897, 
1915; als Beendigungsgrund der elterlichen Vermögensverwaltung § 1647, 
als Beendigungsgrund der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung 
$ 1419, der Errungenſchaftsgemeinſchaft § 1543, als Auflöſungsgrund 
für die Geſellſchaft, der der Gemeinſchuldner angehört, § 728; 

b. Entmündigung vgl. § 6; 

c. Vermögensbeſchlagnahme im Strafprozeſſe vgl. § 134 Note 5. 

8. Verſchollenheit $$ 13 ff. 


III. Vorſchriften des BGB. bezüglich Ungeborener. 

1. Der Ungeborene ſchlechthin, auch der noch nicht Erzeugte. 
Vertrag zu Gunſten eines noch nicht Geborenen § 331 Abſ. 2; Benennung 
eines Vormundes durch den Vater § 1777 Abſ 2; Pflegſchaft § 1913; Ein: 
fegung als Nacherbe oder Vermächtnißnehmer $$ 2101, 2106, 2109, 2162 f., 
2178. 


2, Der Ungeborene, der ſchon erzeugt iſt (naseiturus). Vgl. StGB. 
§§ 217—220. Schadenserſatzanſpruch des nasciturus wegen Tödtung des 
Unterhaltspflichtigen § 844 Abſ. 2; aa v. 7. Juni 1871 8 3 (vgl. 
EG. Art. 42). — 9910180 für den nase. auf Grund der elterlichen Gewalt, 
Pflegſchaft §§ 1912, 1918 Abſ. 2; Hinterlegungspflicht des außerehelichen Er: 
zeugers eines nasc. in 5 0195 des Unterhalts für die erſten drei Monate 
$ 1716. — Nasc. als Erbe § 1923 Abſ. 2 (vgl. Note B. II. 2 daſ.), als Mit: 
erbe § 2043; Unterhaltsanſpruch der Mutter des nasc. aus dem Nachlaſſe 
§§ 1963, 2141. Vgl. ferner § 1741 Note II. 1e; § 1762 Note II. 3; § 1786 
Note II. 3d. 

3. Für den Nachweis dafür, daß Jemand zu einem beſtimmten Zeitpunkt 
empfangen war, bieten die Vorſchriften über die Empfängnißzeit, §§ 1592, 
1717, nur einen Anhalt, ohne indeß unmittelbar anwendbar zu ſein; 
unmittelbar dienen ſie nur der Feſtſtellung der ehelichen Abſtammung bzw. 
der 1 zum unehelichen 1 5 Jedenfalls wird der Gegenbeweis 
einer früher oder ſpäter erfolgten Empfängniß zuzulaſſen fein. — Vgl. au 
§ 1923 Note B. i Lag. vn LUTZ $ a 

4. 5 der Vorſchriften über noch nicht Geborene 
zum § 1. 

a. Aus § 1 folgt, daß nur Geborene rechtsfähig find, d. h. Träger von Rechten 
und Verbindlichkeiten ſein können. Gegenwärtiger Träger eines Rechtes 
kann weder ein nasciturus, noch gar ein noch nicht einmal erzeugter 
Menſch ſein. Durch den zu Gunſten eines zukünftigen Menſchen beſtehen⸗ 
den Vorbehalt von Rechten wird lediglich eine Unbeſtimmtheit des gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtandes hervorgebracht (vgl. die Faſſung des § 2043); fo 
auch Hölder S. 71 f. Einem noch nicht Geborenen können Rechte ledig⸗ 
lich nach feiner Geburt, alfo nur künftige Rechte (vgl. $ 1912) zustehen. 
Vgl. auch § 331 Note 3. 
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§ 2. Die Volljährigkeit tritt mit der Vollendung des einund⸗ 
zwanzigſten Lebensjahrs ein. 


Die Fürſorge für den nasciturus beruht auf jtrifi auszulegenden, aus 

i nn aufgenommenen Ausnahmevorſchriften. Sie ſind 

nur auf ſolche Rechte zu beziehen, die ausnahmsweiſe durch das Geſetz 

als Gegenſtand künftiger Rechte einer noch nicht geborenen Perſon an⸗ 
erkannt find (vgl. § 1912 Note 2). d 

5. In Fällen, in denen das Geſetz das Vorhandenſein oder das Nicht 

vorhandenſein von Abkömmlingen vorausſetzt, z. B. bei der Annahme an 

Kindesſtatt (88 1741, 1762), bei der Berechtigung zur Ablehnung der Vor⸗ 

mundſchaft (§ 1786 Ziff. 3) ſteht der nasciturus dem geborenen Kinde weder 

im poſitiven, noch im negativen Sinne gleich. — Val. auch die Auslegungs⸗ 

regel des § 2070 (Ablömmlinge eines Dritten im Sinne letztwilliger Wer: 

fügungen). e 

§ 2. I. Volljährigkeitsalter. 

a. Altersberechnung § 187 Abſ. 2 und Note 4 daj. 

h. Vorbehalt in 9 uſehung der Landesherren und der landesherrlichen Fa⸗ 
milien ꝛc. — nicht aber auch für die vormals reichsſtändiſchen Familien 
de. — vgl EG. Artt. 57, 58 und Noten daſelbſt. 

6. Eine rechtsgeſchäftliche Hinausſchiebung des Volljährigkeitsalters iſt nicht 
zuläſſig. Wegen Entmündigung vgl. § 6. 

d. Volljährigkeitserklärung vor vollendetem 21. Lebensjahre 88 3—5, 

„ Hebergangsvorfchriften EG. Artt. 153, 154. 

f. Internationales Privatrecht EG. Art 7 Abſ. 2. 

2. Wirkungen der Volljährigkeit. 
a. Unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit SS 104 ff. 
b. 108 ung der elterlichen Gewalt und der Vormundſchaft $$ 1626, 1773, 


e. Ehemündigkeit für das männliche Geſchlecht § 1303. Der Satz „Heirath 
macht mündig“ gilt nicht. Als minderjährige Eheleute kommen in Be⸗ 
tracht: Ehefrauen; Ehemänner, welche dem aufſchiebenben Ehehinderniſſe 

des § 1303 zuwider geheirathet haben. 

J. Fähigkeit zur Ausübung der väterlichen Gewalt $ 1676 Abſ. 2. 

Fähigkeit, Vormund zu ſein $ 1781. 

Fähigkeit zur Annahme an Kindesſtatt (mit Dispens) 8 1745. 

Fähigkeit zur Zeugenſchaft bei Eheſchließung § 1318, Teſtamentserrichtung 

§ 2237, Beurkundung Fr®. § 173. u 

Fähigkeit zur Errichtung des Teſtaments in jeder zuläſſigen Form 

S9 2238 NDT. 2, 2247 

. Bis zum Eintritte der Volljährigkeit dauert die Minder- 

lährigkeit (ogl. 88 3, 106 ff.) 

4. Bemerkenswerthe Altersſtufen: ap 

zzVollendetes 7. Lebensjahr: Altersgrenze für die Geſchäſts⸗ und Deliktsun⸗ 

fähigkeit 98 104, 828. Der im BGB. vermiedene Ausdruck „Kindesalter“ 

Altd im PAG. z. BOV. Art. 77 $ 2 etwa gleichbedeutend mit ſchulpflichtigem 

Alter verwendet. 

kei ollendetes 14. Lebensjahr: Einwilligung des Kindes erforderlich bei Ehelich⸗ 

bei erklärung (§ 1728 Abſ. 2) und bei Annahme an Kindesſtatt § 1750; Anbörung 

e Entlaffung aus dem Staatsverbande $ 1827. — Vgl. auch Fr. $ 59. 

Wollendetes 16. Lebensjahr: Teſtirfähigkeit § 2229 Abſ. 2; Ehemün igkeit 

5 a Geſchlechts § 1303; Unterhaltsberechtigung des unehelichen Kindes 


E Rem» 


altehaftung $ 328 Abf. 2: Aupiehung bei wichtigen Vermögensverwaltungs⸗ 


Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 2 
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Volljährigkeits⸗ 
erklärung. 
. Erforderniſſe. 


Wirkung. 


. Erforderliche Gin- 


willigungen. 


„Intereſſe des Kindes. 


Borbemerkuug zu 
88 3—5. 
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§ 3. Ein Minderjähriger, der das achtzehnte Lebensjahr voll- 
endet hat, kann durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts für voll⸗ 
jährig erklärt werden. 

Durch die Volljährigkeitserklärung erlangt der Minderjährige die 
rechtliche Stellung eines Volljährigen. 

§ 4. Die Volljährigkeitserklärung iſt nur zuläſſig, wenn der 
Minderjährige ſeine Einwilligung ertheilt. 

Steht der Minderjährige unter elterlicher Gewalt, ſo iſt auch die 
Einwilligung des Gewalthabers erforderlich, es ſei denn, daß dieſem 
weder die Sorge für die Perſon noch die Sorge für das Vermögen 
des Kindes zuſteht. Für eine minderjährige Wittwe iſt die Ein⸗ 
willigung des Gewalthabers nicht erforderlich. 

§ 5. Die Volljährigkeitserklärung ſoll nur erfolgen, wenn fie 
das Beſte des Minderjährigen befördert. 


Vollendetes 21. Lebensjahr: Volljährigkeit § 2; Fortfall der elterlichen Ein⸗ 
willigung als Erforderniß zur Cheſchließung § 1305, zur paſſiven Annahme 
an Kindesſtatt § 1747, zur Ehelichkeitserklärung § 1726. 

Vollendetes 31. Lebensjahr: Zuläſſigkeit der Todeserklärung wegen Mb- 
weſenheitsverſchollenheit § 14. 

Vollendetes 50. Lebensjahr: Fähigkeit des Annehmenden zur Annahme an 
Kindesſtatt § 1744. 

Vollendetes 60. Lebensjahr: Ablehnungsgrund für die Uebernahme und 
Weiterführung der Vormundſchaft §§ 1786, 1889. 

Vollendetes 70. Lebensjahr: Todeserklärung iſt bei fünffähriger Verſchollen⸗ 
heitsfriſt zuläſſig § 14. 

Uebergangsvorſchriften: Volljährigkeit EG. Art. 153; Emanzipation 
des bad. und franz. Rechtes EG. Art. 154. 
6. Internationales Privatrecht: Volljährigkeit EG. Art. 7 Abſ. 2. 


1. Die Vorſchriſten der 88 3—5 finden ihre Ergänzung in den Vor- 
ſchriften des Fr G., insbeſondere in den $$ 56, 196 Frö. 

FG. § 56. Die Volljährigkeitserklärung soll nur auf Antrag des Minder- 
jährigen oder desjenigen gesetzlichen Vertreters des Minderjährigen erfolgen, 
welchem die Sorge für die Person zusteht. 

Die Verfügung, durch welche der Minderjährige für volljährig erklärt wird, 
tritt erst mit der Rechtskraft in Wirksamkeit. 

FG. $ 19. Ist für die Volljährigkeitserklärung nach Landesgesetz die 
Zentralstelle des Bundesstaats zuständig, so finden die in dem ersten Abschnitte 
für die (Gerichte gegebenen Vorschriften keine Anwendung. 

Die Verfügung, durch welche der Minderjährige für volljährig erklärt wird, 

tritt mit der Bekanntmachung an den Minderjährigen in Wirksankeit. 
2. Die Volljährigkeitserklärung tft der einzige Weg, auf dem ein Minder⸗ 
jähriger vor vollendetem 21. Lebensjahre die rechtliche Stellung eines Voll⸗ 
jährigen erlangen kann. Insbeſondere iſt der Satz „Heirath macht mündig“ 
nicht aufgenommen. 

3. Vorausſetzungen der Volljährigkeitserklärung. 

a. Mußerforderniſſe: 
a. Vollendung des 18. Lebensjahrs § 3. 
86. Die erforderlichen Einwilligungen des Minderjährigen und regel⸗ 
mäßig auch des Gewalthabers § 4. 
7. Beſchluß der ſachlich zuſtändigen Behörde § 3 Note C. 
b. Sollerforderniſſe: 
a. Das Vorliegen eines Antrags auf Volljährigkeitserklärung von 
Seiten eines Antragsberechtigten Fr G. § 56. 
B. Das Intereſſe des Minderjährigen § 5. 
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3 und Rechtsmittel vgl. § 3 Note C. II 2. Borbemertung zu 
5 Anwenden 957 Volljährigkeitserklärung § 3 Note C. II 2 f. n 

6. Wirkungen der Volljährigkeitserklärung § 3 Abſ. 2 und Note D zu 

3. E à 
3 T. Ueber gangs vorſchrift bezüglich eine Pen die bereits vor Inkraft⸗ 
treten des 388. die rechtliche Stellung eines olljährigen erlangt haben, 
obwohl ſie das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten (Volljährigkeits⸗ 
erklarung, Emanzipation, Gewaltentlaſſung alten Rechtes) vgl. EG. Artt. 153, 
154. 


8. Internationales Privatrecht. Die Vorſchriften der 88 3 ff. be- 
ziehen ſich unmittelbar nur auf Deutſche; auf dieſe aber auch, wenn ſie ihren 
Wohnſitz im Auslande haben. Wegen der Zuſtändigkeit des Gerichts in 
dieſem Falle vgl. Frch. 88 36, 43; ferner Konſular-Gerichtsbarkeitsgeſetz $7 
(3 291) und Schutzgebietsgeſetz § 2 (3 273). | 

75 A. Allgemeiner Inhalt des § 3. 

Hier wird nur die rechtliche Zuläſſigteit (kann“) der Volljährigkeits⸗ 
erklärung ausgeſprochen. Die Volljährigkeitserklärung iſt nicht Gnaden⸗ 
ſache (wie etwa die Ehelichkeitserklärung, vgl. § 1734). Ergiebt die in dem 
geordneten Verfahren erfolgte Prüfung das Vorliegen der geſetzlichen Er⸗ 
forderniſſe, ſo hat die Volljjährigkeitserklärung zu erfolgen. Dies gilt all⸗ 
gemein und ohne Unterſchied, ob die Gerichte oder die kraft landesgeſetzlichen 
Vorbehalts (vgl. Note C. II) reichsrechtlich berufenen anderen Behörden über 
die Volljährigkeitserklärung zu befinden haben 

B. Wer kaun für volljährig erklärt werden? 

Jeder Minderjährige kann in der Zeit vom vollendeten 18. bis zum 
vollendeten 21. Lebensjahre für volljährig erklärt werden, ohne Unterſchied, 
ob er unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft ſteht. Ueber die 
Altersberechnung vgl. § 187 Abſ. 2 und Note 4 daſelbſt. 

C. Zuſtäudige Behörde und Verfahren. 


J. Sachliche und örtliche Zuſtändigkeit überhaupt. 

1. Nach $ 3 ift die für die Volljährigkeitsertlärung zuſtändige Behörde 
das Vormundſchaftsgericht, nach Fre. § 35 alfo das Amtsgericht, bzw. nach 
Gch B. § 1872 der Familienrath. Die reichsrechtlich gegebene Regelung iſt 
in verſchiedenen Bundesſtaaten (vgl. zu III.) in Benutzung des im EG. Art. 147 
gemachten Vorbehalts landesgeſetzlich abgeändert. gür 
im einzelnen Falle zuſtändigen Behörde iſt demnach die Vorfrage zu beant⸗ 
worten, die Behörden welches Bundesſtaats zuſtändig ſind. Dieſe Frage 
kann nur an der Hand der allgemeinen Normen über die örtliche Zuſtän⸗ 
digkeit des Vormundſchaftsgerichts (SrO. §§ 36, 43) beantwortet werden. 
Ab 2 88 ift aljo der Wohnſitz und nur ganz ausnahmsweiſe (FrG. § 36 


= Oertliche Zuſtändigkeit Fr. §§ 36, 43; KonſchG. 8 
dans, UnmirFfamfeit der Volljährigkeitserklarung wegen örtlicher Unzuſtän⸗ 
eit 16, § 7. 
fl. Reichs 
a Die reichsrechtliche Regelung (Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts) 
Alt in 


2* 


III. Volljährigkeits⸗ 
erklärung. 


§ 3. 
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2. Das Verfahren vor dem Vormundſchaftsgerichte wird durch 
die Vorſchriften des FrG. geregelt. Neben den allgemeinen Vorſchriften des 
erſten Abſchnitts kommt der zweite Abſchnitt („Vormundſchaftsſachen“), ins⸗ 
beſondere § 56 in Betracht. Das Verfahren vor dem Amtsgerichte geſtaltet 
ſich demnach folgendermaßen: 

a. Antrag des Minderjährigen oder desjenigen geſetzlichen Vertreters des 
Minderjährigen, dem die Sorge für die Perſon zuſteht (vgl, Titelvorb. 
vor § 164 Note C. II. Id), ijt nach § 56 Sol lerforderniß der Vollj.⸗ 
Erkl. — Eine ohne dieſen Antrag ausgeſprochene Vollj.Erkl. ift wegen 
dieſes Mangels nicht etwa unwirkſam, ſondern nur durch Beſchwerde 
anfechtbar. — Der Antrag kann gemäß § 11 Fr®. zu Protokoll des Ge- 
richtsſchreibers irgend eines Amtsgerichts, alſo auch des Amtsgerichts 
eines Bundesſtaats geſtellt werden, deſſen Landesgeſetzgebung die Vollz.⸗ 
Erkl. einer nichtrichterlichen Behörde zugewieſen hat. Vorausſetzung tfi 
nur, daß ein Amtsgericht für die Entſcheidung über den Antrag zuſtändig 
ift, FO. § 196; anderen Falles vgl. Note III. 4. Der zu Protokoll 
nehmende Gerichtsſchreiber hat den Antrag dem zuſtändigen Gerichte zu 
überſenden. 

b. Die örtliche Zuſtändigkeit des Gerichts beſtimmt fih nach Fr. 
8 4, 5, 36, 43. 

c. Das Verfahren ift trotz des Erforderniſſes eines Antrags Offizialver⸗ 
fahren. Die von Amtswegen zu veranlaſſende Prüfung (Fr. § 12) hat 
fih auf alle formalen und materiellen Vorausſetzungen (Fr. $ 56; BGB. 
88 3—5) zu erſtrecken. 

d. Die Anhörung von Verwandten iſt im § 1847 geordnet. 

e. Rechtsmittel. 

a. Beſchwerde und weitere Beſchwerde wegen Zurückweiſung des An⸗ 
trags, NO. § 19 ff. 

dd. Beſchwerdeführer rG. § 20 Abſ. 1: Die Beſchwerde ſteht Jedem 
zu, deſſen Recht durch die Verfügung beeinträchtigt ijt. 

93. Als Beeinträchtigte kommen in Betracht: der Minderjährige (Fr. 
§ 59), der Gewalthaber, der Vormund; letztere wegen der ihnen 
aufgezwungenen Fortdauer ihrer Verantwortlichkeit. 

FB. § 20 Abs 2 (Verfügungen, welche nur auf Antrag erlaſſen 
werden können, betreffend) iſt nicht anwendbar, weil nach FrG. 
§ 56 Abſ. 1 der Antrag nur Sollerforderniß. 

yy- 5508 18. Gerichts I. Inſtanz zur Aenderung der Verfügung, 

rg. b 


B. Sofortige und weitere ſofortige Beſchwerde gegen die Volljährig⸗ 
keitserklärung, Fr®. §§ 56 Abſ. 2, 60 Nr. 6, 22, 19 ff., 29 Abſ. 2. 
au. Zuläſſigkeit Fr. $E 60 Nr. 6, 56 Ab. 2. 

88. Beſchwerdeführer Fre. § 20 Abſ. 1. 

Als Beeinträchtigte kommen in Betracht: der Minderjährige, 
deſſen Einwilligung fehlt oder zurückgenommen wird; der Gewalt⸗ 
haber, wegen ſeiner Rechte aus der elterlichen Gewalt; nicht der 
Vormund, da dieſer kein Recht auf die Fortdauer der Vormund⸗ 

ſchaft Hat. 

1. Wirkſamwerden der Volljährigkeitserklärung. 

a. Bei reichsrechtlich geregeltem Verfahren FrG. § 56 Abi. 2. 
Zeugniß über die Rechtskraft FrG. § 31; Verfügungen des voll⸗ 
jährig Erklärten bei nachträglicher Aufhebung der rechtskräftigen Voll⸗ 
jährigkeitserklärung (z. B. bei Wiedereinſetzung eines Betheiligten in 
den vorigen Stand FG. § 22 Abſ. 2), Fr. § 32. 

„Bei landesgeſetzlichem Vorbehalte richtet fih das Wirkſamwerden nach 
Fr. § 196 Abſ. 2. 

„Bei Wiedereinſetzung eines Beſchwerdeberechtigten in den früheren 
Stand gegen Ablauf der Beſchwerdefriſt (Ir G. $ 22) ift für die in- 
zwiſchen vorgenommenen Rechtsgeſchäfte des Minderjährigen TG. 
§ 32 zu beachten. 


"D 
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ter 
III. Landesgeſetzliche Sonderregelung. ee 

J. Landesgeſetzliche Sonderregelung gemäß EG. Art. 147 beſteht in: 83. 
Bayern AG. z. BGB. Art. 2 (Staatsminiſterium der Juſtiz). 


Sachsen V. J A. einig. NG. F 14 (Juſtizminiſterium), V z. A. d. geſetz. 
Beſt über p N 4. G. z. A. einig. RG. § 14. V. z A. d. 
G. über - 4. 

Württemb. A2. z. 808 Art. 52 3. 1 (Amtsgericht). 

M.-Schw. V. z. A. $ 10 (Juſtizminiſterium). 

S.-Weim. AG. z. BGB. §5 (Staatsminiſterium). 

M.-Strelitz V. z. A. § 10 (Landesregierung. 

Braunsch. AG. z. BSB. § 3 (Staatsminiſterium, Ahtheil für Juſtiz). 

§.-Kob.-G. AG. z. BGB. Art. 2 (Landesjuſtizverwaltung). 

Anhalt AG. z. BGB. Art. 1 (Staatsminiſterium). 

Schw.-Rd. AG. z. BGB. Art. 5 (Miniſterium). 

Neuss d. E. AG. z. BGB. § 4 (Landesregierung). 

Reuss j. L. Ac. 3. BGB. § 5 (Miniſterium, Abtheil. für Juſtiz). V. z. A. 81. 

2. Darüber, daß die Zentralſtelle des Bundesſtaats lediglich dann eintritt, 
wenn nach den allgemeinen Vorſchriften ein Amtsgericht des betreffenden 
Bundesſtaats zuſtändig wäre, vgl. Not. I. 

3. Für das Verfahren der nach dem Landesrechte zuſtändigen Zentral⸗ 
ſtelle eines Bundesſtaats gilt die Sondervorſchrift Fr. § 196 (abgedruckt 
S. 18 unter Vorbemerkungen zu §§ 3—5 Ziff. 1). 

4. Abgeſehen von den durch 16. § 196 begründeten Beſonderheiten, gelten 
auch für die Volljährigkeitserklärung durch eine Zentralbehörde die allge⸗ 
meinen materiellen und formellen Vorſchriften des Reichsrechts (§§ 3—5 
5G. § 56 HG). Im Uebrigen dienen zur Ergänzung der reichsrechtlichen 
Vorſchriften die das Verfahren bei der Landeszentralſtelle regelnden Vor⸗ 
chriften der Landesgeſetzgebung. 

S.-Altenb. BERN Ile 


S.-Kob.-G. V. z. A. § 1 (Prüfung der geſetzl. Vorausſetzungen durch Vor⸗ 

mundſchaftsgericht). 

D. Wirkungen der Volljährigkeitserklärung. § 3 Abſ. 2. 

1. Der für volljährig Erklärte hat unbeſchränkt und unbeſchränkbar die 

Stellung eines Volljährigen, welche dieſem nach den Vorſchriften des 

BGB. zuſteht (§ 2 Note I 3). Wo in anderen Geſetzen von Volljäbrigen 

die Rede tt, ift es Auslegungsfrage, ob damit die für volljährig Erklärten 

mitbegriffen find. Vgl. EG. Artt. 4, 55. 

2. Wo das vollendete 21. Lebensjahr als geſetzliches Thatbeſtandsmerkmal 

verwendet wird ($$ 1305, 1726, 1747, 1822 Ziffer 5, ſ. zu § 2), kommt die 

ollsährigteitserklärung nicht in Betracht. By y 
3. Wo in Rechtsgeſchäften an die Volljährigkeit rechtliche Folgen geknüpft 

werden, ift es Auslegungsfrage, ob der Volljährigkeit die Volljährigkeits⸗ 

erklärung gleichſtehen Jol 
> . I. Die erforderlichen Einwilligungen. . ) n § 4. 

zal Die Einwilligung des Minderjährigen ift von dieſem perſön⸗ 

lich, nicht etwa von ſeinem geſetzlichen Vertreter zu erklären. 

„Die Einwilligung des elterlichen Gewalthabers. 

1 Die verſchiedenen Fälle der elterlichen Gewalt, vgl. § 1626 Note I 3. 

Der Grund für dieſes Erforderniß ift die durch die Volljqährigkeitserklärung 
herbeigeführte Beendigung der elterlichen Gewalt und der aus dieſer 
fließenden Rechte an der Perſon und dem Vermögen des Minder⸗ 
jährigen, vgl. §8 1626 ff. a 

Da dem Vormunde derartige Rechte nicht zuſtehen, iſt ſeine Einwilli⸗ 
gung nicht erfordert, vgl. § 3 0 II 2 a. a 
In Betracht tommt aber, da es ſich bei der Volljährigkeitserklärung ledig⸗ 
lich um eine im Intereſſe des Minderjährigen liegende Maßregel handelt, 


III. Doltjährigfeitz- 
erklärung. 


§ 4 
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nur das Recht der Sorge für die Perſon oder für das Vermögen des 
Kindes, nicht auch das Recht der elterlichen Nutznießung. Die Einwilligung 
eines elterlichen Gewalthabers iſt ſomit erforderlich, ſofern ihm die Sorge 
für die Perſon oder das Vermögen des Kindes, ſei es ganz oder auch 
nur zum Theil, zuſteht. 

SH z. B. der Vater in Folge Konkurſes (ŞE 1647, 1638) und gemäß 
§ 1635 Abſ. 1, nach § 1635 Abſ. 2 auf die Vertretung des Kindes in 
den ſeine Perſon betreffenden Angelegenheiten beſchränkt, während der 
Mutter gemäß § 1635 Abſ. 1 die Sorge für die Perſon zuſteht, jo find 
die Einwilligungen beider Eltern erforderlich. 

Inſoweit der Mutter die elterliche Gewalt neben dem Vater zuſteht, 
iſt die Einwilligung des Vaters erforderlich und genügend, § 1634, un⸗ 
beſchadet natürlich der Befugniß der Mutter, auf die fih aus § 5 er- 
gebenden Bedenken gegen die Vollzährigkeitserklärung hinzuweiſen. 

c. Die Fälle, in denen trotz Vorhandenſeins der elterlichen Gewalt dem 
Gewalthaber die Sorge für die Perſon oder die Sorge für das Ver⸗ 
mögen des Kindes nicht zuſtehen, ergeben ſich aus §§ 1647, 1666 ff., 
1676 ff., 1678. Im Gena des Ruhens der elterlichen Gewalt ſteht dem 
dadurch betroffenen Gewalthaber die Ausübung der elterlichen Gewalt 
regelmäßig nicht zu und damit erübrigt ſich auch regelmäßig ſeine Ein⸗ 
willigung. Soweit aber das Geſetz ihm die Ausübung der Sorge beläßt, 
iſt auch ſeine Einwilligung erforderlich, ſo im Falle des § 1676 Abſ. 2. 
(A. M. Planck.) Ueber die Fälle der Beendigung der elterlichen Gewalt 
vgl. Note zu §§ 1679, 1680. 

d. Welche Einwilligungen erforderlich find, iſt von dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte für den Zeitpunkt des Erlaſſes ſeiner Verfügung von Amtswegen 
(FrG. § 12) feſtzuſtellen. Nachträgliche Aenderung vgl. Note II 2. 

e. Bezüglich der minderjährigen Wittwe vgl. § 1633 Note 1. 


II. Die Erklärung der Einwilligung. 

1. Die Einwilligung zur Volljährigkeitserklärung ift ſelbſt weder Rechts⸗ 
geſchäft, noch Einwilligung zu einem Rechtsgeſchäfte, ſomit SS 182 ff. nicht 
anwendbar. Ordnungsmäßig wird eine vor Erlaß der Verfügung durch 
das Gericht ſchriftlich eingereichte oder zu Protokoll erklärte Einwilligungs⸗ 
erklärung zu erfordern ſein, ſofern ſie ſich nicht durch das Vorliegen eines 
Antrags auf Volljährigkeitserklärung von Seiten eines Einwilligungsberech⸗ 
tigten erübrigt. Aber auch die ſtillſchweigend und nachträglich, d. h. nach der 
Erlaſſung der Verfügung, aber vor Eintritt der Rechtskraft erklärte Ein⸗ 
willigung dürfte genügen. Eine ſolche wird in dem ungenutzten Ablaufen⸗ 
laſſen der Beſchwerdefriſt und insbeſondere in der Zurücknahme der Be⸗ 
ſchwerde zu finden ſein. Zweckmäßigerweiſe wird die Zuſtellung der gericht⸗ 
lichen Verfügung ($ 16 316.) an alle als einwilligungsberechtigt in Betracht 
a Perſonen erfolgen, um gegen alle die Beſchwerdefriſt in Lauf 
zu ſetzen. 

2. Die Zurücknahme der bereits erklärten Einwilligung erſcheint zuläſſig 
und kann auch noch in der Beſchwerdeinſtanz (FrG. § 23), nicht aber noch 
mit der weiteren Beſchwerde (Fr. § 27) geltend gemacht werden. 

3. Bei Vollzährigkeitserklärung durch eine landesgeſetzlich beſtimmte Zen⸗ 
tralſtelle ift, wie das Verfahren überhaupt (vgl. § 3 Note III 3, 4), jo auch 
die Erklärung der Einwilligung nach den für das Verfahren vor der Behörde 
geltenden Landesgeſetze zu beurtheilen. 

8 5. Für die Feſtſtellung, ob durch die Volljährigkeitserklärung das Beſte des 
Minderjährigen befördert wird, find erforderlichen Falles gemäß FrG. § 12 
von Amtswegen Ermittelungen zu veranſtalten und Beweiſe zu erheben. 

Zu berückſichtigen iſt die umfaſſende Wirkung der Volljährigkeitserklärung, 
vgl. § 3 Note D., insbeſondere auch, daß der Minderjährige männlichen Ge- 
ſchlechts hierdurch die Ehefähigkeit erhält ($ 1303). 
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§ 6. Entmündigt kann werden: 

1. wer in Folge von Geiſteskrankheit oder von Geiſtesſchwäche 
ſeine Angelegenheiten nicht zu beſorgen vermag; 

2. wer durch Verſchwendung ſich oder ſeine Familie der Gefahr 
des Nothſtandes ausſetzt; , 

3. wer in Folge von Trunkſucht ſeine Angelegenheiten nicht zu 
beſorgen vermag oder ſich oder ſeine Familie der Gefahr des 
Nothſtandes ausſetzt oder die Sicherheit Anderer gefährdet. 

Die Entmündigung iſt wiederaufzuheben, wenn der Grund der 

Entmündigung wegfällt. 


§ 6. Hier wird die rechtliche Zuläſſigkeit („kann“) der Entmündigung 
ausgeſprochen. Ergiebt die pflichtgemäße richterliche Prüfung das Vorliegen 
der materiellen und formalen Vorausſetzungen, ſo hat die Entmündigung 
zu erfolgen (§ 839). : 
A. Zuläſſigkeit und materielle Vorausſetzungen der Entmündigung. 
J. Geisteskrankheit und Geiſtes ſchwäche (Ziffer 1). 
1. Für das BGB. kommen — abgeſehen von der als Eheſcheidungsgrund 
anerkannten qualifizirten Geiſteskrankheit des § 1569 — folgende 
anomale Geiſteszuſtände in Betracht: 
a. Der die freie Willensbeſtimmung ausſchließende Zu- 
ſtand krankhafter Störung der Geiſtesthätigkeit, welcher 
a. ſofern nicht der Zuſtand feiner Natur nach ein vorübergehender 
ift, auch ohne hinzutretende Entmündigung den Kranken gleich 
einem Kinde geſchäftsunfähig macht (§ 104 Nr. 2); 

B. ohne Rückſicht auf die Dauer die ciwilrechtliche Haftung für un- 
erlaubte Handlungen — unbeſchadet der Haftung für ſelbſtver⸗ 
ſchuldete Trunkenheit — ausſchließt (8 827). 

b. Geijteõfranfheit, in Folge deren der Geiſteskranke ſeine Ange⸗ 
legenheiten nicht zu beſorgen vermag, rechtfertigt, gleichgültig ob 
die freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen iſt oder nicht, die Ent⸗ 
mündigung ($ 6 Nr. 1) mit der Wirkung, daß der Entmündigte 
gleich einem Kinde unter ſteben Jahren geſchäftsunfähig iſt (§ 104 
Nr. 3). Vgl. zu B. III. 

e. Geiſtesſchwäche, in Folge deren der Geiſtesſchwache ſeine An⸗ 
gelegenheiten nicht zu beſorgen vermag, rechtfertigt die Entmündi⸗ 
gung ($ 6 Nr. 1) mit der Wirkung, daß der Entmündigte gleich 
einem Minderjährigen über ſieben Jahre in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt iſt (§ 114). Vgl. zu B. III. i >’ 

d. Der Zuſtand vorübergehender Störung der Geiſtesthätig⸗ 

teit, welcher die in demſelben abgegebene Willenserklärung nichtig 
macht ($$ 105, 1325), ein wirkſames Zugehen der Willenserklärung 
aber nicht ausſchließt ($ 131 Note 1). 

Der Zuſtand der Bewußtloſigkeit, welcher 
a. die in ihm abgegebene Willenserklärung nichtig macht (88 105, 

1325), ein wirkſames Zugehen der Willenserklärung aber nicht 

ausſchließt ($ 131 Note 1); 

Runbeſchadet der Haftung für ſelbſtverſchuldete Trunkenheit die 
Ne Haftung für unerlaubte Handlungen ausſchließt 
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15 Geiſtiges Gebrechen, in Folge deſſen der Gebrechliche ein⸗ 
zelne jeiner Angelegenheiten oder einen beſtimmten Kreis der⸗ 
jelben, insbeſondere feine Vermögensangelegenheiten, nicht zu be⸗ 
ſorgen vermag, rechtfertigt mit Einwilligung des Gebrechlichen die 
Finſekung einer Pflegschaft, welche feine Geſchäftsfähigkeit nicht 
beeinflußt (§ 1910). 


IV. Entmündigung. 
1. Zuläſſigkeit. 


2. Wiederaufhebung. 


$ 6. 
IV. Entmündigung. 
(Note A.) 
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II. 


III. 


2. Die Entmündigungszuſtände der Geiſteskrankheit und 

Geiſtesſchwäche. 

a. Nur Zuſtände krankhafter Störung der Geiftesthätig- 
keit ſind Entmündigungsgrund aus Ziffer 1, ohne Rückſicht 
darauf, ob ſie durch Krankheit erworben oder angeboren ſind. Die 
nicht krankhaften Zuſtände der Dummheit und Einfältigkeit, bei 
denen die geiſtigen Kräfte zwar nicht genügend entwickelt, aber 
doch normal gebildet ſind, bei denen — nach Mendel in Eulen⸗ 
burgs Ztſchr. d. gerichtl. Medizin 49 265 — nur die Breite der 
phyſtologiſchen Entwickelung des Geiſtes auf einer niedrigen Stufe 
ſteht, ſind keine Entmündigungsgründe. Der Geiſtesſchwache im 
Sinne des § 6 iſt dumm und einfältig in Folge krankhafter Vor⸗ 
gänge. Vgl. RG. 50 205 ff. 

p. Beide Zuſtände fegen voraus, daß in krankhafter Weise die Normal⸗ 
funktion des Verſtandes und der Willensbildung in Mitleidenſchaft 
gezogen iſt und daß durch den Einfluß dieſes Zuſtandes auf die 
geſammte Lebensführung eine ſachgemäße Beſorgung aller Ange⸗ 
legenheiten des Kranken in Frage geſtellt wird (RG. IW. 1900 
S. 848, Gruchot 45 1041). Beide Krankheitszuſtände unterſcheiden 
ſich hierdurch von dem geiſtigen Gebrechen des § 1910, in Folge 
deſſen der Gebrechliche unfähig ift, einzelne ſeiner Angelegenheiten 
oder einen beſtimmten Kreis derſelben zu beſorgen. 

e. Beide Zuſtände find Krankheitszuſtände von gewiſſer Dauer, welche 
nicht mit ihrem Anlaſſe vorübergehen, ſondern eines Heilungs⸗ 
prozeſſes bedürfen (Hölder). 

d. Geiſteskrankheit und Geiſtesſchwäche ſind keine Gegenſätze, ſondern 
lediglich dem Grade nach verſchiedene krankhafte geiſtige Anomalien. 
Der Unterſchied ift völlig unabhängig von den pſychiatriſchen Be⸗ 
griffen der Geiſteskrankheit und der Geiſtesſchwäche (Prot. IV 
S. 844). Sie unterſcheiden ſich dem Grade nach nur dahin, daß 
bei der Geiſteskrankheit der Erkrankte ſeine Angelegenheiten (vgl. 
zu b) abſolut nicht zu beſorgen vermag, während dem Geiſtes⸗ 
ſchwachen nur die Fähigkeit zur ſelbſtändigen Beſorgung, nicht 
aber die Fähigkeit zur Mitwirkung bei dieſer Beſorgung fehlt. Je 
nachdem der zu Entmündigende den Anforderungen, welche an 
eine in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Perſon zu ſtellen find, 
noch entſpricht oder auch dieſen nicht mehr gerecht zu werden ver⸗ 
mag, wird die leichtere Form der Entmündigung wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche oder die ſchwerere Form wegen Geiſteskrankheit einzutreten 
haben, wie denn auch das Gericht nicht gehindert ift, wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche zu entmündigen, obwohl der Antrag auf Geiſteskrankheit 
90 und umgekehrt. Vgl. RG. 50 203, JW. 1900 S. 867, 


e. Nicht ausgeſchloſſen ift, daß ein wegen Geiſtesſchwäche Entmün⸗ 
digter beim Fortſchreiten der Krankheit auch noch wegen Geiſtes⸗ 
krankheit entmündigt wird. 

Verſchwendung (Ziffer 2). Verſchwender ift, wer durch feinen Hang 
zur zweck⸗ und nutzloſen Vermögensvergeudung die Beſorgniß begründet, 
daß er ſich oder ſeine Familie, zu welcher außer dem Ehegatten die 
Unterhaltsberechtigten (§§ 1601 ff.) zu rechnen find, dem Nothſtand 
ausſetzt. — Verſchwendung ohne Rückſicht auf Entmündigung 
begründet Klage der Ehefrau des Verſchwenders auf Aufhebung der 
allg. Gütergemeinſchaft, der Errungenſchafts⸗ und Fahrnißgemeinſchaft 
(Ss 1468 Nr. 4, 1542, 1549); wegen der fortgeſ. Gütergemeinſchaft 
88 1495 Ziff. 4, 1509; ferner Enterbung in guter Abſicht ($ 2338). 

Trunkſucht (Ziffer 3). Die Unfähigkeit zur Beſorgung der Angelegen⸗ 
heiten oder die Gefahr des Nothſtandes oder die Gefährdung Anderer 
muß in urſächlichem Zuſammenhange mit der Trunkſucht ſtehen. Trunk⸗ 
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ſucht erfordert jedenfalls gewohnheitsmäßiges und in concreto über- 
mäßiges Trinken geiſtiger Getränke. 


B. Formelle Vorausſetzungen der Entmündigung. Entmündigungs⸗ 


Verfahren und ihre materiellen Wirkungen. 


I. Zuſtändigkeit. 
ehe Zuſtändigkeit des Amtsgerichts, bei dem der au Entmün⸗ 


digende den allgemeinen Gerichtsſtand hat CPO. §§ 645, 648. Insbeſondere 


a. 


II. Der Entmündigungsantrag. 
Das Verfahren nat auf Antrag, CPO. § 645. 
1. Antragsberechtigung (CPO. $ 646). 

Wenn der zu Entmündigende nicht unter elterlicher Gewalt 

oder Vormundſchaft ſteht, ſind antragsberechtigt 

a. der Ehegatte, ſolange die Ehe beſteht. Wenn auf Aufhebung der 
ehelichen Gemeinſchaft erkannt iſt, wird mit Rückſicht auf § 1586 
das Antragsrecht auf Ehegatten fortfallen (vgl. auch zu 7); 

g. der (Gebrechlichkeits)⸗Pfleger ($ 1910), welchem die Sorge für die 
Perſon des zu Entmündigenden zuſteht; 

J. die Verwandten ($ 1589) des zu Entmündigenden ohne Unterſchied 
des Grades. Gegen eine Ehefrau kann der Antrag von einem Ver⸗ 
wandten nur geſtellt werden, wenn die Fürſorge des Mannes für die 
Frau durch beſondere Verhältniſſe ausgeſchloſſen iſt, nämlich wenn auf 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt ift (SS 1575, 1586), 
oder wenn der Ehemann die Frau verlaſſen hat (vgl. § 1567), oder 
wenn der Ehemann zur Stellung des Antrags dauernd außer Stande 
oder ſein Aufenthalt dauernd unbekannt ift (vgl. § 1401); 

ò. der Staatsanwalt vgl. zu c. 

Wenn der zu Entmündigende unter elterlicher Gewalt oder 

Vormundſchaft ſteht, find nicht die Verwandten, ſondern außer dem 

Staatsanwalte (vgl. zu e) nur antragsberechtigt der Ehegatte (vgl. zu aa) 

und derjenige geſezlche Vertreter, dem die Sorge für die Perſon des 

zu Entmündigenden zuſteht (Titelvorb. vor § 164 Note C. II. 1d). 

Dieſe Regelung entſpricht dem Standpunkte des BGB., wonach das 

Recht und die Pflicht der Sorge für die Perſon einer unter elterlicher 

Hewalt oder unter Vormundſchaft ſtehenden Ehefrau zwiſchen dem geſetz⸗ 

lichen Vertreter und dem Ehemanne getheilt ift ($$ 1627, 1631—1638, 

1809, 1897); andererſeits iſt, wenn der Ehemann unter Vormundſchaft 

ſteht, wenn er z. B. wegen Verſchwendung oder Trunkſucht entmündigt 

iſt (vgl. § 1896), nicht nur der Vormund, ſondern auch die Ehefrau zu 
dem Antrag auf Entmündigung wegen Geiſteskrankheit berechtigt. Die 

Ehefrau kann hier namentlich mit Rückſicht auf das eheliche Güterrecht 

ein eigenes Intereſſe daran haben, daß die Entmündigung rechtzeitig her⸗ 

beigeführt werde (gl. §§ 1418 Nr. 3, 4, 1542 Abſ. 1). 

Der Staatsanwalt bei dem dem zuſtändigen Amtsgerichte vorgeſetzten 

Landgericht iſt ſtets neben dem ſonſtigen Antrags berechtigten zur 

Stellung des Antrags auf Entmündigung wegen Geiſteskrankheit oder 

Geiſtesſchwäche (nicht auch wegen Verſchwendung oder Trunkſucht, CPO. 

$ 680) befugt, CPO. § 646 Abſ. 2. 
er Staatsanwalt wird namentlich den Antrag in ſolchen Fällen zu 

ellen haben, in denen die Entmündigung zur Verwirklichung der Rechts⸗ 

ordnung erforderlich ift, der Entmündigungsantrag aber von einem an⸗ 

deren Antragsberechtigten nicht geſtellt wird (vgl. Preuß. Allg. V. § 5), 

fo insbeſondere alfo, wenn ein Gläubiger des zu Entmündigenden zur 

Verwirklichung ſeines Rechtes gegenüber dem geſchäftsunfähigen Geiſtes⸗ 

ranken (8 104 Ziffer 2) ein Intereſſe daran hat, daß dieſem ein geſetz⸗ 

licher Vertreter beſtellt wird, weil ihm gegenüber eine Willenserklärung 


abzugeben iſt, oder ihm eine Klage ugeſtellt werden ſoll; vgl. hierzu zu 
$ 104 Note 2d. ge zugeſ 


9 6. 


IV. Entmündigung. 
(Note B.) 


Preußen: Allg. Verf. v. 
28. 11. 99 (IM Bl. S. 888). 
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d. Antragsberechtigung von Gemeinde⸗ und Armenverbänden nur bei Ent⸗ 
mündigung wegen Verſchwendung und Trunkſucht. 

CPO. 8 680 Abs. 5. Die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen 
eine Gemeinde oder ein der Gemeinde gleichstehender Verband oder ein Armen- 
verband berechtigt ist, die Entmündigung wegen Verschwendung oder wegen 
Trunksucht zu beantragen, bleiben unberührt. 

Preussen Art. I Z. III AG. z. CPO. (Armenverbände), dazu V. d. Min. 
d. J. v. 16. November 1899 (MVI f. 1. V. S. 227). 


Bayern | Gej. v. 29. April 1869 Art. 36 Abi. 4. 

Sachsen | Gej. z. A. d. CPO. u. KO. § 9; VD. z. A. d. CPO. u. KO. § 8. 

Baden po v. 18. Juni 1899, die A. d. NG. über 3St. u. ZB. u. CRD. 
etr. § 11 


M.-Schw. V. z. A. d. CPO. § 10. 
.- Weim. AG. z. CPO. u. KO. § 3. 
M.-Strelitz V. z. A. d. CPO. § 10. 
Oldenburg Gef. z. A. d. END. § 2. 
Birkenfeld =i 3 A. d. CPD. § 2. 

Lüb, Fürst. | Ge k 

Braunsch. Gej. betr. Mend. d. Gef., die Ausführung der deutſchen Prozeß⸗ 
ordnungen betr. v. 1. April 1879 Nr. 12, v. 12. Juni 1899 


Art. 2. 
S:-Mein. | Gef. v. 16. Auguſt 1899 z. A. d. CPO. Art. 5. 
S.-Altenb. AS. z. CPO. N 4. 


S.-Kob.-G. | AG: 3. CRD. Art. 4. 

Anhalt Geſ. v. 20. April 1899 zur Ausführung d. RG. betr. Mend. d. 

CBO. Art. 3. 

Schw.-Rd. | Gef. betr. A. d. CPO. Art. 4. 

Schw.-Sdh. | Ge). betr. A. d. CPO. § 4. 

Reuss d. I. AG. z. CPO. § 8. 

Reuss J. I. AG. z. CPD. § 5. 

Sei Lippe | Gef. v. 5. Juli 1899 z. A. d. RG. betr. Mend. d. CPO. § 58a. 

Lübeck AG. z. CPO. § 3 

Bremen AG. z. C 88. 

Hamburg AG. z. CPO. § 3. 

Ele.-Lothr. | NG. z. CPO. § 3. 

2. Ein Entmündigungsantrag liegt nur vor, wenn derſelbe von einem 
Antragsberechtigten (zu 1) bei dem zuſtändigen Gerichte geſtellt ift. Vergl. 
über die ausſchließliche Zuſtändigkeit zu CPD. $ 648. Ferner die Soll 
Norſchrift des § 647 CVD. über den Inhalt des Antrags. 

3. Einfluß des Entmündigungsantrags auf die Rechtsſtellung 
des zu Entmündigenden. 

a. Mit der Stellung des Antrags tritt, wenn die Entmündigung auf Grund 
deſſelben erfolgt, kraft Geſetzes eine Beſchränkung der Fahigkeit ein, ein 
Teſtament zu errichten, nicht auch zu widerrufen ein § 2229, 2230; 2253. 

b. Gemäß § 1906 kann ein Volljähriger, deſſen Entmündigung beantragt 
ift, unter vorläufige Vormundſchaft (bzw. Pflegſchaft § 1909 Abſ. 3) geſtellt 
werden, wenn das Vormundſchaftsgericht es zur Abwendung einer erheb⸗ 
lichen Gefährdung der Perſon oder des Vermögens des zu Entmündi⸗ 
genden für erforderlich erachtet, §§ 1906, 1908, 3:8. § 52. Nach CPO. 
§ 657 hat das Entmündigungsgericht geeigneten Falles dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte zum Zwecke der Anordnung einer Fuͤrſorge Mittheilung zu 
machen. Das Vormundſchaftsgericht kann natürlich auch auf Anregung 
des Waiſenraths oder irgend einer ſonſtigen Behörde oder eines Privaten 
pon Amtswegen thätig werden. Der unter vorläufige Vormundſchaft Ge⸗ 
ſtellte iſt in der Geſchäftsthätigkeit beſchränkt gemäß § 114. Wird als⸗ 
dann der Antrag auf Entmündigung zurückgenommen oder der Ent: 
a e auf Anfechtungsklage aufgehoben, ſo greift § 115 
Abſ. 2 ein. 
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c. Wird von den vorſtehenden Maßnahmen kein Gebrauch gemacht, ſo iſt 
die Rechtsſtellung des zu Entmündigenden, abgeſehen von der Beſchrän⸗ 
kung feiner Teſtirfähigkeit (vgl. a), in derſelben Weiſe zu beurtheilen, wie 
vor der Stellung des Entmündigungsantrags (ngi. zu II). 

II. Der Entmündigungsbeſchluß. i 

1. Das Gericht hat nach pflichtgemäßem Ermeſſen zu entſcheiden. Es iſt 
in Anſehung des anzunehmenden Entmündigungsgrundes an den Antrag 
nicht gebunden (vgl. RG. IW. 1900 S. 868). Eine Entmündigung wegen 
Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche darf nicht sena roden werden, ohne 
daß ein oder mehrere Sachverſtändige über den Gei eszuſtand gehört worden 
find, CPO. § 655. a 

2. Der Entmündigungsbeſchluß iſt in allen Fällen der Vormundſchafts⸗ 
5 von Amtswegen mitzutheilen §§ 660, 683 CPO. und ferner zu⸗ 
zuſtellen: 

m Bei Entmündigung wegen Geiſteskrankheit, wenn der Entmündigte unter 
elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft ſteht, dem geſetzlichen Vertreter, 

welchem die Sorge für die Perſon zuſteht. 

h. Bei Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche, wenn der Entmündigte unter 
elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft ſteht, dem geſetzlichen Vertreter, 
dem die Sorge für die Perſon zuſteht und außerdem dem Entmündigten 
ſelbſt $ 660 CPO. 

c. Bei Entmündigung wegen Verſchwendung oder Trunkſucht dem Antrag⸗ 
„teller und dem Entmündigten ſelbſt § 683 CPO. 

3 Eine offentliche Bekanntmachung des Entmündigungsbeſchluſſes findet 
nur ſtatt in den Fällen der Entmündigung wegen Verſchwendung und 
Trunkſucht CPD. § 687. 

4. Wirkſamwerden der Entmündigung (CPO. 8 661). 

a. Die Entmündigung wegen Geiſteskrankheit tritt in Wirkſamkeit, 

a. wenn dor Entmündigte unter elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft 
ſtebt (alfo wenn die Entmündigung einen Minderjährigen betrifft, 
vgl. Note III 1, oder wenn ein aus einem anderen Grunde bereits 
entmündigter Volljähriger noch wegen Geiſteskrankheit entmündigt 
wird, val. Note A. 1 2%, mit der Zuſtellung des Beſchluſſes an den: 
lenigen geſetzlichen Vertreter, welchem die Sorge für die Perſon zu⸗ 
ſteht (vgl. Note B. II 1b); 

B. anderen Falles mit der Beſtellung des Vormundes. 

b. Die Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunk⸗ 
ſucht mit der Zuſtellung des Beſchluſſes an den Entmündigten (CHD. 
NN 661 Abſ. 2, 683 Abſ. 2). 

e. Die Möglichkeit, den Entmündigungsbeſchluß noch anzufechten, ſchiebt den 
Eintritt der Wirkungen der Entmündigung nicht hinaus. À 
ur in Anſehung des Leſtaments gilt die Sondervorſchrift des 82230 

Abſ 1, wonach die Entmündigung der Gültigkeit eines von dem Entmün⸗ 

digten nach Wirkſamwerden des Entmündigungsbeſchluſſes errichteten Tefta- 

ments nicht entgegenſteht, wenn der Entmündigte vor dem Eintritte der 

Uranfechtbarkeit des Beſchluſſes ſtirbl. 

III. irkungen der Entmündigung. 
ſcha Stellung des volljährigen Entmündigten unter Vormund⸗ 
weft $ 1896. Da die Entmündigung nicht auf Volljährige beſchränkt iſt, 
voran die Vormundſchaft wegen Entmündigung unmittelbar an die Alters⸗ 

ormundſchaft angeſchloſſen werden. — Die Zuläſſigkeit der Unterbringung 

970 Geiſteskranken bzw. des Trunkſüchtigen in einer Heilanſtalt folgt aus 

1800 m Vormunde zustehenden Sorge für die Perſon des Mündels, §§ 1897, 

sn Geſchäftsunfähigkeit bei Entmündigun wegen Geiſteskrankheit 

or Nr. 3. Beſchränkte Geſchäftsfähigkeft in den anderen Ent⸗ 
unmdigungsfällen § 114; darüber hinaus Teſtirunfähigkeit $ 2229, jedoch 
nter Belaſſung der Fähigkeit zum Widerruf eines vor der Entmündigung 


§ 6. 


IV. Entmündigung. 


§ 6. 


1V. Entmündigung. 
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errichteten Teſtaments § 2253 Abſ. 2. — Ein Entmündigungsbeſchluß, welcher 

zur Zeit des Todes des Entmündigten noch anfechtbar iſt, beeinträchtigt nicht 

die Gültigkeit des Teſtaments, § 2230. 

3. Die elterliche Gewalt des Entmündigten ruht bei Entnlündi⸗ 
gung wegen Geiſteskrankheit nach § 1676 Abſ. 1; bei ſonſtiger Entmündi⸗ 
gung nach § 1676 Abſ. 2. 

4, Eheliches Güterrecht. Die Ehefrau des Entmündigten iſt berechtigt: 
a. zur Klage auf Aufhebung der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung 

§ 1418 Nr. 3, der Errungenſchaftsgemeinſchaft § 1542; 

b, zur Zurückbehaltung ihres Beitrags zum ehelichen Aufwande bei Güter⸗ 
trennung gemäß § 1428 Abſ. 2; 

e. zur Klage auf Aufhebung der allg. Gütergemeinſchaft und der Fahrniß⸗ 
gemeinſchaft (beides indeß nur bei Entmündigung wegen Ver⸗ 
ſchwendung) § 1468 Nr. 4, bzw. § 1549; Berechtigung zur Ausſchließung 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft $ 1509. 

5. Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft. Die Abkömmlinge ſind zur 
Klage auf Aufhebung der fortgeſetzten Gutergemeinſchaft bei Entmündigung 
des überlebenden Ehegatten wegen Verſchwendung § 1495 Nr. 4 berechtigt. 
Vgl. ferner §§ 1484, 1492. 

IV. Die Anfechtung des die Entmündigung ausſprechenden Beſchluſſes. 

1. Die Anfechtung der Entmündigung erfolgt im Wege der Anfechtungs⸗ 
klage, CPO. § 664—684. 

2. Die Rechtsſtellung des Entmündigten bis zur Erledigung 
der Dauer des Anfechtungsprozeſſes. 

a. In Anſehung des ED LT ſelbſt iſt nach der nun: 
mehr vom RG. 35 356 (gegen 21 369) angenommenen Meinung der 
Entmündigte prozeßfähig und der ihm gemäß CPO. § 668 beigeordnete 
Rechtsanwalt mithin nicht der geſetzliche Vertreter einer prozeßunfähigen 
Partei. Der Entmündigte kann für die Zwecke des Prozeſſes Vollmacht 
ertheilen und einen Dienſtvertrag mit dem Rechtsanwalte ſchließen, vgl. 
RG. IW. 1895 S. 9. Er iſt alfo zur Zahlung der Gebühren des Rechts⸗ 
anwalts wie des Gerichts verpflichtet, auch wenn die Anfechtungsklage 
erfolglos bleibt; vgl. hierzu Wilmowski⸗Leyy zu CPO. § 609 (a. F.). 
Ueber die Rechtslage bei der Klage auf Wiederaufhebung der Entmündi⸗ 
gung vgl. Note V 3. 

b. Für die Geſchäfts fähigkeit in den ſonſtigen Beziehungen iſt 
zu unterſcheiden: 

a. Hat die Anfechtungsklage Erfolg, fo greift für die Beurtheilung der 
Geſchäftsfähigkeit des Entmündigten während der Dauer der Ent⸗ 
mündigung § 115 Abf. 1 ein. 

ß. Hat die Anfechtungsklage keinen Erfolg, ſo wird durch ihre Erhebung 
die Wirkſamkeit des Entmündigungsbeſchluſſes nicht berührt. Nur in 
Anſehung der Teſtirfähigkeit ift zu beachten, daß bis zur rechtskräfti⸗ 
gen Erledigung der Anfechtungsklage die Unanfechtbarkeit des Ent⸗ 
mündigungsbeſchluſſes noch nicht eingetreten ift ($ 2230). 

(. In Anſe hung des ehelichen Guterrechts wird durch die Erhebung 
der Anfechtungsklage das Recht der Ehefrau des Entmündigten, auf Auf: 
hebung des geſetzlichen Güterſtandes (8 1418 Ziff. 3) oder der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft ($ 1542) zu klagen, nicht berührt. Wird nach Auf⸗ 
hebung dieſer Güterſtände der Entmündigungsbeſchluß auf Grund der 
Anfechtungsklage aufgehoben, ſo kann der Ehemann auf Wiederherſtellung 
Ne Rechte (§ 1425) bzw. der Errungenſchaftsgemeinſchaft ($ 1547) 

agen. 

V. Die Wiederaufhebung der Entmündigung. 

1. Materielle Vorausſetzungen. 

Nach § 6 Abi. 2 ift die Entmündigung wieder aufzuheben, wenn der 
Grund der Entmündigung wegfällt, d. h. wenn nach der gegenwärtigen 
Sachlage die Vorausſetzungen der Entmündigung nicht vorliegen. Nicht er⸗ 
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forderlich iſt, daß eine Beſſerung gegenüber dem zur Zeit der Entmündi⸗ 

gung vorhanden geweſenen Zuſtande feſtgeſtellt wird. Eine formell unan⸗ 

fechtbare Entmündigung, die objektiv zu Unrecht erfolgt iſt, kann demnach 
mit der Wirkung ex nunc aufgehoben werden, wenn für die Zeit der 

Wiederaufhebungsentſcheidung nachgewieſen wird, daß der Entmündigte mit 

den für feine Entmündigung erforderlichen Mängeln nicht behaftet ift, RG. 

JW. 1901 S. 475. 

925 Das Verfahren der Wiederaufhebung (CHO. 8§§ 675—679, 

5, 686). 

a. Ne find nach CPO. §§ 675, 685 nur der Entmündigte 
(vgl. Note 3a), der geſetzliche Vertreter, dem die Sorge für die Perſon 
zuſteht (vgl. Note B. II Ib), und in den Fallen der Entmündigung wegen 
Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche der Staatsanwalt (CVO. SS 675, 685) 

b. Die Aufhebung erfolgt durch Beſchluß des Amtsgerichts, bei 
welchem der Entmündigte ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat (val, 8 8). 
Nach Ablehnung des Wiederaufhebungsantrags durch das Amtsgericht 
iſt die Klage auf Wiederaufhebung bei dem Landgerichte gegeben 
(CPO. 88 679, 686). 

Dem Entmündigten kann zu dieſem Zwecke ein Rechtsanwalt als Ver⸗ 
treter beigeordnet werden, über deſſen Rechtsſtellung als geſetzlicher Ver⸗ 
treter des Entmündigten RG. 35 356 zu vergleichen. 

e. 7 Wirkſamwerden der Wieder aufhebung der Entmün: 

igung. 
4. Bei Wiederaufhebung durch amtsgerichtlichen Beſchluß iſt 
zu unterſcheiden zwiſchen der Entmündigung wegen Geiſteskrankheit 
oder Geiſtesſchwäche einerſeits und wegen Verſchwendung oder Trunk⸗ 
ſucht andererſeits. 
ax. Bei Entmündigung wegen Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche 
unterliegt der Wiederaufhebungsbeſchluß der ſofortigen Beſchwerde 
des Staatsanwalts (CRD. § 678), der auffchiebende Wirkung qe- 
maß EPO. § 572 zukommt. Die Wirkſamkeit des Aufhebungs⸗ 
beſchluſſes tritt deshalb erſt mit der Rechtskraft ein (vgl. auch 
CPO. $ 678; ferner Note 3 b). 

66. Bei Entmündigung wegen Verſchwendung oder Trunkſucht unter: 
liegt der Wiederaufhebungsbeſchluß keiner Anfechtung, vgl. CPO. 
685, wo § 678 Ab. 2 nicht miteitirt ift. Die Wirkſamkeit tritt 
demnach mit dem Momente der Erlaſſung des Beſchluſſes ein, 
vgl. auch Wilmowski⸗Levy zu § 625 CPO. a. F. 

8. Bei en der Entmündigung durch Urtheil 
tritt in allen Fallen die Wiederaufhebung erſt mit der Rechtskraft des 
Urtheils ein, CPO. §§ 679 Abſ. 4, 672; 88 686 Abſ. 4, 672. 

3. Die Rechtsſtellung des Entmündigten in Anſehung und 

während des Entmündigungs⸗Aufhebungsverfahrens. 

Die Wirkungen der Entmündigung fallen naturgemäß erſt fort mit dem 

Wirkſamwerden des Wiederaufhebungsbeſchluſſes (vgl. indeß zu b). 

a. Der Entmündigte behält auch während der Entmündigung die Fähig⸗ 
teit, gewiſſe Anträge, insbeſondere in Anſehung des Entmündigungs⸗ 
verfahrens zu ſtellen, vgl. CPO. §§ 678, 679, 685, 686; die hierdurch 
entſtehenden Koſten werden kraft Geſetzes von dem Entmündigten ge⸗ 
ſchuldet. Ueber die Rechtsſtellung des dem Entmündigten für die Wieder⸗ 
aufhebungsklage durch den Vorſitzenden des Gerichts beigeordneten Rechts⸗ 

b anwalts vgl. RG. 35 356. 

Auch wenn der Wiederaufhebungsantrag zur Aufhebung der Entmündi⸗ 
gung führt, wird dennoch die Geſchäftsfähigkeit des Entmündigten durch 
ven Antrag nicht berührt. Eine Ausnahme ift nur für die Teſtirfähig⸗ 
keit des Entmündigten in § 2230 Abſ. 2 zugelaſſen. 

4. Die Wirkungen der Wiederaufhebung der Entmündigung. 

à. Die Beendigung der Vormundſchaft tritt kraft Geſetzes ein, $$ 1882, 


86. 


IV. Entmundigung. 


V. l!Dohnjib, 
1. Begründung. 


2. Mehrfacher Wohnſitz. 


3. Aufhebung. 


Borbemerkung zu 
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§ 7. Wer ſich an einem Orte ſtändig niederläßt, begründet an 
dieſem Orte feinen Wohnſitz. 

Der Wohnſitz kann gleichzeitig an mehreren Orten beſtehen. 

Der Wohnſitz wird aufgehoben, wenn die Niederlaſſung mit dem 
Willen aufgehoben wird, ſie aufzugeben. 


1897. Gutgläubige Fortführung der Vormundſchaft durch den Vormund 
und Beſorgungspflicht des Vormundes, $$ 1893, 1897. : 
b. Die Einwirkung der Entmündigung auf die Geſchäftsfahigkeit fällt traft 

Geſetzes fort. Wegen der Leſtirfähigkeit vgl. zu 3 b. x 
c. Das Ruhen der elterlichen Gewalt des Entmündigten hört auf, § 1676. 
d. Der entmündigt geweſene Ehemann kann gegebenen Falles auf Wieder⸗ 

herſtellung ſeines geſetzlichen Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrechts bzw. 

ea N der Errungenſchaftsgemeinſchaft klagen, §§ 1425, 
1547. 

C. Uebergangsvorſchriften: Entmündigung wegen Geiſteskrankheit EG. 
Art. 155; Entmündigung und Beſtellung eines Beiſtandes wegen Verſchwen⸗ 
dung Art. 156. — Die Wiederauſhebung einer nach altem Rechte erfolgten, 
nach den Uebergangsvorſchriften einer Entmündigung neuen Rechtes gleich⸗ 
geſtellten Entmündigung erfolgt nach neuem Rechte, vgl. RG. JW. 1901 
S. 475. 

118 Juternationales Privatrecht. Entmündigung von Ausländern CG. 
Art. 8. 


88 7—11. 1. Terminologie: 

a. Zur Bezeichnung der thatſächlichen Beziehungen eines Menſchen zu 
einem Orte kommen in Betracht der Wohnort (88 570, 1354 Abſ. 1), 
der Aufenthalt ($$ 132, 1320, EG. Art. 29). 

b. Gewerbliche Niederlaſſung an Stelle des Wohnſitzes $$ 269,270, 772. 

0. 8 Perſonen und Behörden haben einen Sitz §§ 24, 80, 1786 
Nr. 5. 

d. su DON vgl. RG. v. 6. Juni 1870 / 12. März 1894, zum 
Theil abgedruckt 3 272. 

2. Verwendung des Wohnſitzbegriffs im BGB. 

a. Wohnſitz des Schuldners als Leiſtungsort, des Gläubigers als Zahlungs- 
ort ($$ 269, 270). Vgl. auch §§ 773 Ziffer 2, 2072. 

b. Zur Beſtimmung der örtlichen Juſtändigkeit des Standesbeamten § 1320; 
des Gerichts (§§ 132, 1558; Fr. §§ 36, 73) CPO. $$ 13 ff., 606, 642. 

c. Im internationalen Privatrecht als ſubſidiäres Anknüpfungsmoment zur 
Beſtimmung des anzuwendenden örtlichen Rechtes CO. Artt. 7 ff., 29. 

3. Beim Mangel eines Wohnſitzes findet ſich Verweiſung auf den 
letzten Wohnſitz oder auf den Aufenthaltsort $ 132; EG. Artt. 8, 29, 
vgl. auch §§ 1320, 773 Ziff. 2. 

4. Uebergangsvorſchrift. EG. Art. 157. (Erwählter Wohnſitz des 
franzöſiſchen und badiſchen Rechtes.) Im Uebrigen iſt der Wohnſitz vom 
1. Januar 1900 ab nach den 8$ 7 ff. zu beurtheilen. - 

5. Internat. PR. RG. (IW. 1884 S. 28) beurtheilt Aufhebung des 
bisherigen Wohnſitzes nach dem an dieſem Orte, die Begründung nach dem 
am neuen Wohnſttze geltenden Rechte. 


§ 7. I. Ständige Niederlaſſung erfordert 

a. Thatſächliche Niederlaſſung; 

b. Den auf Ständigkeit der Niederlaſſung gerichteten Willen. RG. 30 348; 
15 367. — Der Wohnſitz eines Strafgefangenen wird noch nicht durch 
den Wegzug ſeiner bisherigen Familie verändert. Hierin iſt nur eine Vor⸗ 
bereitung für den Wohnſitzwechſel zu erblicken, Seuff. 56 434. — Mangel 
eines Wohnrechts ſchließt den Niederlaſſungswillen nicht aus, wenn man 
erwartet, daß dem Wohnen ein Hinderniß thatſächlich nicht entgegenſtehen 
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§ 8. Wer geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt 
iſt, kann ohne den Willen ſeines geſetzlichen Vertreters einen Wohnſitz 
weder begründen noch aufheben. f 

§ 9. Eine Militärperſon hat ihren Wohnſitz am Garniſonorte. 
Als Wohnſitz einer Militärperſon, deren Truppentheil im Inlande 
keinen Garniſonort hat, gilt der letzte inländiſche Garniſonort des 
Truppentheils. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung auf Militärperſonen, 
die nur zur Erfüllung der Wehrpflicht dienen oder die nicht ſelb⸗ 
ſtändig einen Wohnſitz begründen können. 


wird RG. 8 147; hingegen keine Wohnſitzbegründung entgegen einem ge⸗ 
ſetzlichen Niederlaſſungsverbot RG. 34 399. — Vertrag über die Wahl 
eines Wohnſitzes RG. 23 176. — Gef. über die Freizügigkeit vgl. zu 
EG. Art. 37. 
2. Aufhebung des Wohnſitzes erfordert 

a. Thatſächliche Aufhebung der Niederlaſſung; 

b. Den Aufhebungswillen. 


3. Nicht der erklärte Wille, ſondern der bethätigte Wille entſcheidet. 
zie Begründung bzw. Aufhebung des Wohnſitzes iſt kein Rechtsgeſchäft; 
die Vorſchriften des 3. Abſchnitts (SS 104 ff.) find deshalb nicht unmittel- 
bar anwendbar. Vgl. Bord, zum II Abſchnitte vor § 104. 

4. Geſindeverhältniß begründet keinen Wohnſitz, vgl. Preuß. AG. 
Art. 14 f 1 Abf. 4 u. OLG. 2 71, 72, 444. 3 36, Seuff. 56 121; wohl aber 
die Stellung als Gewerbegehülfe OLG. 2 444. 


$8. 1. HGeſchäftsunfähige $ 104; beſchränkt Geſchäftsfähige §§ 106 ff., 114. 
— Gefeglicher Vertreter vgl. Titelvorb. vor § 164 Note C. II 1d. — Die Unter 
bringung eines Geiſteskranken durch feinen geſetzlichen Vertreter in eine An⸗ 
ſtalt zum Jwecke dauernder Verpflegung, nicht nur der Heilung, als Wohn: 
ſitzbegründung Seuff. 55 134. 

2. Die Wahl des Aufenthaltsorts fällt nicht unter die Beſtimmung 
des $ 8, trotz ſeiner aushülfsweiſen Erheblichkeit ($$ 132, 1320; Ech. Art. 29). 
RG. IM. 1897 S. 301 2. 


§ 9. 1. 99 bezieht fih nur auf die zum aktiven Deutſchen Heere oder 
zur Kaiſerlichen Marine gehörigen Militärperſonen, einſchließlich der Militär⸗ 
ärzte und Beamten, vgl. Mil StrGGB. v. 20. Juni 1872 (RGBl. S. 174) 8 4 
und Anlage betr. die Klaſſeneintheilung der Militärbeamten des Reichs⸗ 
heeres und der Marine; dazu VO. v. 29. Juni 1880 (RGS Bl. G. 169) ſowie 
ferner die Klaſſeneintheilung v. 12. Auguſt 1901 (RGBl. S. 283); RG. betr. 
die Verpflichtung zum Kriegsdienſte v. 9. November 1867 (RGBl. S. 131) 
Sy 2, 13; Reichsmilitärgeſetz v. 2. Mai 1874 (REGBI S. 56) § 38. — Gen- 
armerie vgl. NG. 28 1 a IW. 1899 ©. 436 f. — Garniſonort eines 
abkommandirten Offiziers RG. 8 74. 

2. Offiziere à la suite fallen nicht unter § 9. Vgl. RG. Gruchot 26 119. 

3 (Abſ. 2). Unter die Ausnahme des Abi. 2 fallen insbeſondere alle 
Veinderjährigen, mogen ſie mit oder ohne Einwilligung ihres geſetzlichen 
J erkreters (vgl. Preuß. RabD. v. 10. Februar 1825 / 18. April 1867) fih dem 
ilitärdlenſtſe widmen oder nach Erfüllung der Militärpflicht fortdienen. 
NG, betr. die freiwillige Gerichtsbarkeit und andere Rechtsangelegen⸗ 
€ in Heer und Marine v. 28. Mai 1901 (RGVI. S. 185), abgedruckt z. 
bel Art. 44, giebt in $ 8 eine Ergänzung für Militärperſonen, deren Truppen⸗ 
le Wie die oſtaſtatiſchen, ſich im Ausland aufhalten und im Inland 
men Garniſonort weder haben noch hatten. 


D 
— 


l. Mangel der Geſchüfts⸗ 
fähigkeit. 


5. Militärperſonen. 


6. Ehefrau. 


7. Kinder. 
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§ 10. Die Ehefrau theilt den Wohnſitz des Ehemanns. Sie 
theilt den Wohnſitz nicht, wenn der Mann ſeinen Wohnſitz im Aus⸗ 
land an einem Orte begründet, an den die Frau ihm nicht folgt und 
zu folgen nicht verpflichtet iſt. 

Solange der Mann keinen Wohnfis hat oder die Frau ſeinen 
Wohnſitz nicht theilt, kann die Frau ſelbſtändig einen Wohnſitz haben. 

8 11. Ein eheliches Kind theilt den Wohnſitz des Vaters, ein 
uneheliches Kind den Wohnſitz der Mutter, ein an Kindesſtatt ange⸗ 
nommenes Kind den Wohnſttz des Annehmenden. Das Kind behält 
den Wohnſitz, bis es ihn rechtsgültig aufhebt. 

Eine erſt nach dem Eintritte der Volljährigkeit des Kindes er⸗ 
folgende Legitimation oder Annahme an Kindesſtatt hat keinen Ein⸗ 
fluß auf den Wohnſitz des Kindes. 


10. 1. Rechtswirkſamkeit der Ehe iſt Vorausſetzung für den ab⸗ 
geleiteten Wohnſitz der Ehefrau, 58 1303 ff. — Geltendmachung der Nichtig⸗ 
keit oder Anfechtbarkeit der Ehe S§ 1329 ff., 1343. EBD. 88 151, 155. 

Mangel der Geſchäftsfähigkett der Ehefrau, Mangel der für die Ehe⸗ 
schließung erforderlichen Einwilligungen Dritter, Verſchiedenheit der Wohn⸗ 
orte der Ehegatten ſchließen die Anwendbarkeit des § 10 nicht aus. 

2. Auflöſung der Ehe (Tod, Scheidung, Aufhebung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft 88 1564 ff., 1586) ſchließt die fernere Anwendbarkeit des § 10 
aus; die Ehefrau iſt — abgeſehen von dem Falle des Abſ. 2 — bis zur 
N Begründung eines Wohnſitzes ohne Wohnſitz (arg. ex 8 11 

1 S. 2). 

3. Folgepflicht der Ehefrau $ 1354 Abſ. 2. — Satz 2 ift Ausnahme 
von Satz 1. Die Vorausſetzungen dieſer Ausnahmen ſind von dem, der ſich 
auf Satz 2 beruft, zu beweiſen. ` 

4. (Abt. 2). Beweislaſt: Iſt die Fähigkeit der Ehefrau, einen ſelb⸗ 
ſtändigen Wohnſitz zu haben, für einen beſtimmten Zeitpunkt nachgewieſen, 
ſo ſind ſpätere Veränderungen zu behaupten und zu beweiſen. 

5. Uebergangsvorſchrift: EG. Art. 199. 5 

6. Internationales Privatrecht: Die Vorſchrift des § 10 iſt nur 
anwendbar, wenn die perſönlichen Rechts beziehungen der Ehegatten nach 
Deutſchem Rechte zu beurtheilen find, vgl. EG. Art. 14. 


8 11. 1. Eheliche und dieſen gleichgeſtellte Kinder. 

Eheliche 8. § 1591, Ueberg EG. Ark. 203; IPR. Artt. 18 f. 

Kinder aus nichtigen Ehen SS 1699 fl. UebergB. EG. Art. 207. 

Legitim d. nachf. Che 58 1719 ff. UebergB. EG. Art. 209; IPR- Art 22. 

Legitim, d. Ehelichkeitserkl. 99 1723 ff. UebergV. EG. Art. 209; IPR. 
Art. 22. 

An Kindesſtatt angenommene Kinder §§ 1741 ff. Weberg®. EG. Art. 209; 
IPR- Art 22. 

Uneheliche K 88 1705 ff. Ueberg V. EG. Art. 208; IPR. Art. 20. 

2. Nach dem Tode des Vaters leitet das Kind ſeinen Wohnſitz nicht 
von der Mutter ab, ſondern behält den vom Bater abgeleiteten Wohnſitz 
bis zur rechtsgültigen Aufhebung. Nicht ausgeſchloſſen br: daß die Mutter 
kraft der ihr als Inhaberin der elterlichen Gewalt (§§ 1684 ff.) zuſtehenden 
Vertretungsmacht den Wohnſitz des Kindes ändert (58 8, 11, O26. 2 71). 
Daſſelbe gilt für das Kind, welches von einem Ehepaar als gemeinſchaft⸗ 
liches Kind an Kindesſtatt angenommen ift, 59 1749, 1757 Abſ. 2. 

3. Rechtsgültige Aufhebung des Wohnſitzes (vgl. insbeſondere § 8) wirkt 
endgültig: die geſchiedene minderjährige Ehefrau hat demnach nicht mehr den 
abgeleiteten Wohnſitz aus § 11. Vgl. $ 10 Note 1 Abſ. 2. 
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$ 12. Wird das Recht zum Gebrauch eines Namens dem Berech- 
tigten von einem Anderen beſtritten oder wird das Intereſſe des 
Berechtigten dadurch verletzt, daß ein Anderer unbefugt den gleichen 
Namen gebraucht, ſo kann der Berechtigte von dem Anderen Be- 
ſeitigung der Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere Beeinträch⸗ 
tigungen zu beforgen, fo kann er auf Unterlaſſung klagen. 


§ 12. A. Namenrecht. 

J. Begriff des Namens. 

l. Name im Rechtsſinn iſt die einer Perſon zu ihrer Bezeichnung 
und Identitätsfeſtſtellung im bürgerlichen Verkehre von Rechtswegen zu- 
kommende Benennung. 

Hiervon zu unterſcheiden iſt die Handelsfirma als der Name, unter 
dem ein Kaufmann im Handel ſein Geſchäft betreibt und ſeine Unterſchrift 
abgiebt. Val. die bezügl. Sondervorſchriften im SGB. §§ 17 ff. 

Ueber Pſeudonym und ſonſtige Bezeichnungen einer Perſon mit einem 
anderen als ihrem wahren Namen im Rechtsverkehre vgl. Note VIII. 

2. Ein Name ſteht ſowohl der natürlichen Perſon, dem Menſchen (Note II), 
W. aud der juriſtiſchen Perſon zu, vgl. Titelvorb. vor § 21 Note 1 u. 
S8 57, 65 
II. Der einer natürlichen Perſon zukommende Name. Der Name 
eines Menſchen ſetzt ſich nach der modernen und von den Geſetzen aner— 
kannten Uebung zuſammen aus dem Familiennamen (Note 1) und aus 
einem oder mehreren Vornamen (Note 2). Zu dieſen nothwendigen Be⸗ 


ſtandtheilen des Namens können noch andere, wie Adelsbezeichnungen (Note 3) 
u. |. w. hinzutreten. 


1. Der Familienname. 
Für den Familiennamen eines Menſchen kommen die Vorſchriften ſomohl 
des bürgerlichen wie des öffentlichen Rechtes in Betracht. 

u. Die den Familiennamen betreffenden Vorſchriften des BGB. 
gehen davon aus, daß der Familienname ein beſtehendes Familien⸗ 
verhältniß bezeichnet (Prot. IV. S. 741); ſie knüpfen demgemäß an ge- 
wiſſe familienrechtliche Thatbeſtände an. Sie beziehen ſich lediglich auf 
den eigentlichen Familie namen, nicht auch auf die ſonſtigen zum 
Geſamintnamen gehörenden Beſtandtheile, insbeſondere alſo nicht auf 
die Adelsprädikate, vgl. zu 3. 

Die Namensvorſchriften des BGB.: 
Ehefrau § 1355. Ueberg V. CG. Art. 199; IPR. Art. 14. 
Geſchiedene Ehefrau § 1577. Ueberg®. EG. Artt. 201, 202; IPR. 
Art. 17. 


Cheliches Kind § 1616. Ueberg. EG. Art. 203; IBR. Art. 19. 
Kind aus nichtiger Ehe $$ 1699 ff. Ueberg V. EG. Art. 207. 
Uneheliches Kind $ 1706. Ueberg B. EG. Art 208; IPR. Art. 20. 
A. a. Kindesſt., Aufhebung derſ. §§ 1758, 1772. Ueberg V. EG. Art. 
209; APR. Art. 22. 
an Kinder §§ 1719 ff., 1723 ff. UebergB. EG. Art. 209; IPR. 
%% 


Wenn, wie insbeſondere bei Findelkindern, der Familienſtand einer 
Berfon nicht ermittelt werden kann (vgl. § 1773 Abſ. 2), ſo iſt die 
praktiſche Anwendung der Vorſchriften des BGB. thatſächlich ausge⸗ 
ſchloſſen. Es it nicht unbeſtritten, ob die Beilegung des Familien⸗ 
namens unter ſolchen Umſtänden als ein Ausfluß der Sorge für die 
Perſon des Kindes dem Vormunde bzw. dem Vormundſchaftsgericht 
kA p 20) oder aber, wie die herrſchende 1 ar 

Öttentlichen Rechtes der Polizeibehörde zuſte t. Vgl. Perſonenſtands⸗ 
Gef. § 24 (Gierke DRR S 19,0 = 1 
$. Neumann, Handausgabe des BB. I. 3. Aufl. 3 


VI. Namenrecht. 
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§ 12. 
(Ramenredt.) e. Aenderungen des Familiennamens. 

4. Ein Wechſel des Familiennamens derart, daß an die Stelle des 
bisher geführten Familiennamens kraft Geſetzes der Name einer be⸗ 
ſtimmten anderen Perſon tritt, findet nur in den zu a aufgeführten 
Fällen, abgeſehen von § 1616, ſtatt. Da für das Familienrecht das 
Prinzip der Vertragsfreiheit nicht beſteht, ſo ſind Rechtsgeſchafte über 
die Führung (wegen anderweiter Gebrauchsüberlaſſung vgl. Note 
III 3) des Familiennamens nur inſoweit zuläſſig, als ſie durch 
Rechtsnormen zugelaſſen find (vgl. § 1577 Abi. 3, 1758 Abſ. 2). 
Nichtig iſt deshalb der unmittelbar auf Uebertragung eines Familien⸗ 
namens gerichtete Vertrag, auch wenn er in die Form eines Ver⸗ 
trags auf Annahme an Kindesſtatt eg ift, bei dem der Eintritt 
der ſonſtigen familienrechtlichen Wirkungen ausgeſchloſſen oder nur 
zum Scheine vereinbart iſt, vgl. RG. 29 125; KG. Jahrb. 2 
ferner auch OLG. 3 88 (ſimulirte Anerkennung der Vaterſchaft zwecks 
Legitimation). 

B. Eine Aenderung des Familiennamens außerhalb der im BGB. ge⸗ 
regelten Rechtsverhältniſſe ift nach dem öffentlichen Rechte der Bundes⸗ 
ſtaaten zu heurtheilen, mag die Aenderung beſtehen in der Führung 
eines völlig anderen Namens oder in der Umgeſtaltung des bis⸗ 
herigen Namens nach Wortklang oder Schreibung. Darin, daß die 
weiblichen Träger eines polniſchen Namens auf ki den Namen in ka 
abwandeln, liegt keine unzuläſſige Namensänderung, wenn dieſe Aende⸗ 
a 1 51 7 Familie ſelbſt beobachtet wurde. Vgl. KG. Jahrb. 23 A 60, 
OLG. 4 297. 


Preussen | AKO. v. 15. April 1822 (GS ©. 108). 
= AE. v. 12. Juli 1867 (GS ©. 1310). 
— Min V. v. 9. Auguſt 1867 (MBI. S. 246), 15. Auguft 1898 (MBI. 
f. i. V. S. 191). 
Bayern | AG. z. BGB. Art. 3. Zuſt B'. 89 1—3. 
Sachsen V. z. A. d. BGB. § 1. 
Wäürttemb. | AG. z. BGB. Artt. 132—134. 


Baden | B. z. A d. BOB. 88 3—9. 
Hessen Ach. z. BOB. Mrt. 2 u. B. v. 14. Oktober 1899 (Regdl. S. 673). 
M.-Schw. Schw.-Sdh. | AG. z. BGB. Art. 1. 


M.-Strelitz V. z. A. § 11. | Reuss J. L. AG. z. BGB. 
S.-Mein. AG. z. BGB. Art. 25. Se- Lippe AG. z. BGB. 88 
S.-Altenb. A. z. BGB. $ 94. | Lippe AS. z. BGB. $1. 
S.-Kob.-G. | AG. z. BOB. J 3. | Lübeck | AG. z. BGB. $1. 
Schw.-Rd. | NG. z. BGB. Art. 6. Els.-Lothr. | AG. z. BGB. $$ 1—5- 
— BOD. v. 11. April 1900. | 

d. Berichtig ung hiſtoriſch unrichtiger Familiennamen. 

In KG. Jahrb. 22 C. 115 wird — entgegen dem Pr. OVG. — das 
Prinzip der Unahänderlichkeit und Erblichkeit der Familiennamen ver⸗ 
worfen und der Familiennamen nach dem Zuſtande der Namenführung 
beſtimmt, wie ſie zur Zeit des namengebenden Aktes (Geburt, Heirath, 
Annahme an Kindesſtatt) beſteht und dem Verkehre zu Grunde liegt. 
Hieraus folgt: 

a. die bloße Fortführung eines durch den namengebenden Akt erlangten 
Familiennamens iſt keine Namensänderung, auch wenn nachweislich 
der Name des Vaters oder Großvaters anders gelautet hat oder 
anders hätte lauten müſſen; 

B. die Wiederannahme des eigentlich richtigen Namens der Vorfahren 
an Stelle der hiſtoriſch unrichtigen Namenführung iſt Namen: 
änderung. 


V. z. A. § 11. | à 
S. - Weim. AG. b 8911 88 6—9. | Reuss d. L. | A. z. BOB. V 
3 11 | j. 
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DE 
2. Der Borname. . 

a. Die Ertheilung des Vornamens iſt Ausfluß der Sorge für die 
Perſon des Kindes und hat durch denjenigen zu geſchehen, dem dieſe 
Sorge zuſteht. Vgl. Titelvorb. vor § 164 Note C. II 1d. 

b. Die Eintragung des Vornamens in das Geburtsregiſter erfolgt 
gemäß $ 22 des PerſonenſtandsGeſ. v. 6. Februar 1875 (3 313) bzw. für 
das Ausland v. 4 Mai 1870 (3 308) vgl. auch zu ER. Artt. 40, 46). 

e. Die Aenderung des Vornamens, als welche auch die Ueberſetzung 
eines Vornamens von einer Sprache in eine andere anzufehen iſt (KG. 
Jahrb. 23 C 29), iſt nach dem öffentlichen Rechte der Bundesſtaaten zu 
beurtheilen. Vgl. bierzu auch RG. i. Str. 30 230. (Strafbarkeit d. Ge- 
brauchs unrichtiger Vornamen). 

3. Die Adelsprädikate. 

a. Der Adel ift nach dem vom BGB. eingenomme 
eine Inſtitution des öffentlichen Rechtes zu behandeln. 
a. Erwerb und Verluſt des Adels richten ſich nach de 

Rechte der Bundesſtaaten (EG. Art. 55). Dementſprechend werden 
auch die landes rechtlichen Vorſchriften über den Uebergang 
und die Führung der Adelszeichen durch die Vorſchriften 
des BGB. nicht berührt. 

8. Die Feſtſtellung, ob eine Perſon dem Adelsſtand angehöre und zur 
Führung eines Adelsprädikats berechtigt ſei, erfolgt nicht im ordent⸗ 
lichen Prozeßwege, ſondern durch die nach öffentlichem Rechte hierfür 
zuſtändigen Behörden (Preußen: Heroldsamt). Hierdurch wird in⸗ 
deſſen nicht ausgeſchloſſen, daß die Frage der Zugehörigkeit zum 
Adel als Inzidentpunkt in einem Privatrechtsſtreite durch die ordent- 
lichen Gerichte zu entſcheiden ift, vgl. RG. Gruchot 42 982, IW. 1901 
S. 173%, Pr. IMBI. 1902 S. 122. 

b. Nicht unbeſtritten iſt die Grenzziehung zwiſchen Adelszeichen und Fa⸗ 
miliennamen. Nach dem wohlbegründeten Ausſpruche des 25. Deutſchen 
Juriſtentags (val. Verhandlungen Bd. III S. 73) ſind nicht nur die 
höheren Adelstitel, wie Freiherr, Graf, Fürft, Herzog, ſondern auch das 


„Don“ adliger Familiennamen bloße Adelszeichen, nicht Befiandtheile 
des Familiennamens. 


€. Landesrechtliche Adelsvorſchriften. 
Freussen 88 8, 9, 13—16, 94 ff. II. 9 ALR. 
== Standesherrn. $ 6. Inſtr. v. 30. Mai 1820 (Titel und Wappen). 
Hessen AG. z. BGB. Art. 3. 
M.-Schw. V. z. A. $11. 
M.-Strelitz | V. 4 A. § 11. 
Braunsch. AG. z. BGB. § 4. 
Lippe AG. z. BGB. § 2. y i P 
S-Kob.-G. Ach. z. BGB. Art 44. (Uneheliches Kind adliger Mutter führt 


III. Das Namenrecht als ſubjektives Privatrecht. 

J. Durch § 12 BB. wird das Recht zum Gebrauche des einer Perſon 
zukommenden Namens als abſolutes ſubjektives Privatrecht anerkannt. Es 
wird hierbei ein Unterſchied weder in Anſehung der einzelnen Beſtandtheile 
des Namens, noch in Anſehung des Rechtsgrundes gemacht, kraft deſſen der 
Name in ſeiner Geſammtheit oder in ſeinen einzelnen Theilen der Perſon 
zukommt (vgl Note II). Das Namenrecht erſtreckt ſich auf den nach 

r Perſon zukommenden Namen im Ganzen 


; Das Namenrecht ift ein nichtvermoͤgensrechtliches, höchſtperſönliches 
Recht, welches im Weſentlichen auf zwingenden Rechtsnormen beruht. Es 
A umverzichtbar, unübertragbar (vgl. Note II 10 c) und nicht Beſtandtheil 
es Vermögens oder des Nachlaſſes. 


Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß durch Vertrag ein — nicht in der Führung 
3 * 


§ 12. 


(Namenreğt.) 


812. 
(Namenrecht.) 
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des Namens beſtehender — Gebrauch des Namens von Seiten des Berechtigten 
einem Anderen geftattet wird, vgl. RG. 29 TI, 42 149 f. Hierdurch wird 
aber nicht ein ſelbſtändiges abſolutes Recht zum Gebrauche des Namens im 
Sinne des $ 12 begründet. ſondern der Geſtattende lediglich dem Gebraucher 
des Namens gegenüber in der Geltendmachung des Namenrechts auf Grund 
des § 12 nach Maßgabe des Vertragsinhalts beſchränkt. Die Gültigkeit 
eines ſolchen Vertrags iſt nach den allgemeinen Vorſchriften, insbeſondere 
$$ 134, 138, zu beurtheilen. Anwendungsfälle aus der Praxis (Uebertragung 
von Etabliſſements ꝛc. mit Namen) vgl. Note IV 2b a. Durch Auslegung 
des Vertrags nach Treu und Glauben iſt feſtzuſtellen, ob der Gebrauch des 
Namens nur dem unmittelbaren Erwerber oder auch deſſen Rechtsnachfolger 
gejtattet fein foll (NG. IW. 1900 S. 789 13) und inwieweit eine Veränderung 
des Karakters des Etabliſſements das Namengebrauchsrecht beeinflußt. 
IV. Der Schutz des Namenrechts. 


1. Nach den allgemeinen Vorſchriften folgt aus der Natur des 
Namenrechts als eines abſoluten ſubjektiven Privatrechts: 

a. Wer in ſeinem Namenrechte dadurch beeinträchtigt wird, daß ihm ein 
Anderer das Recht zum Gebrauche ſeines Namens beſtreitet, hat eine 
Klage auf Feſtſtellung ſeines Namenrechts im Wege der Feſtſtellungs⸗ 
klage nach Maßgabe des § 256 CPO. 

b. Falls die Beeinträchtigung ñH als eine (fahrläffige oder vorſätzliche) 
unerlaubte Handlung ($ 823) darſtellt, iſt der Anſpruch auf Erſatz des 
Vermögensſchadens und auf Unterlaſſung der Beeinträchtigung nach 
§§ 823 ff. zu beurtheilen. Wegen des Unterlaſſungsanſpruchs vgl. daj. 
Titelvorb. B 2. 

2. Der quaſinegatoriſche Namenſchutz des § 12. 

Durch § 12 wird neben den nach allgemeinen Grundſätzen gegebenen 
Rechtsbehelfen (Note 1) ein quaſinegatoriſcher Anſpruch (vgt $$ 862, 1004) 
nicht nur auf Feſtſtellung des Rechtes, ſondern auf Beſeitigung oder Unter⸗ 
laſſung der Beeinträchtigung und nicht nur beim Vorliegen einer unerlaubten 
Handlung, ſondern auch im Falle einer lediglich objektiven Rechtsverletzung 
gegeben. Die Vorſchrift des J 12 bezweckt lediglich den Schutz. des abjo- 
luten Namenrechts (vgl. Note III), nicht auch den ha desjenigen, dem 
der Gebrauch des Namens von einem Berechtigten ge tartet tft (vgl. Note 
III 3). Kläger kann nur ein Namensberechtigter ſein, dem das Namen⸗ 
recht kraft der Rechtsordnung zuſteht. Andererſeits iſt jeder einzelne ſo Be⸗ 
rechtigte ſelbſtandig zur Geltendmachung feines Rechtes aus § 12 legitimirt; 
es bedarf deshalb z. B. die Ehefrau hierzu nicht etwa der Zuſtimmung des 
Mannes aus dem Grunde, weil fie ihren Namen von dem des Mannes 
ableite vgl. NG. Gruchot 46 128, OLG. 3 283 (Klage der Ehefrau gegen 
die ſich als Frau des Mannes bezeichnende Konkubine) Die Klagen aus 
ye find unabhängig von Vorſatz und Fahrläſſigkeit des Störers. Ueber 
Verſährung des negatoriſchen Anſpruchs aus dem Namenrecht vgl. RÖ. JW. 
1902 S. 27 . Im Einzelnen ift zu den im 8 12 gegebenen beiden Klagen 
Folgendes zu bemerken: 

a. Klage u Beeinträchtigung durch Beſtreiten des Namenrechts. 

u. Die Klage erfordert nicht den Nachweis eines Intereſſes des Klägers 
und geht nicht nur auf Anerkennung des Namenrechts (vgl, zu 1%), 
ſondern darüber hinaus auf Beſeitigung der fortdauernden Be⸗ 
einträchtigung. 

3. Ueber Klagantrag und Zwangsvollſtreckung vgl. Note be, $ 

b. Klage wegen Intereſſenverletzung durch unbefugten Namengebrauch. 

a. Der Gebrauch des Namens kann beſtehen: 
aa. in der Führung des Namens zur Kennzeichnung der Perſönlich⸗ 

keit des Gebrauchenden, ſei es, daß der Beklagte ſich ſelbſt mit 
dem Namen bezeichnet, ſei es, daß er ſich widerſpruchslos von 
Anderen mit dem Namen nennen läßt (RG. Gruchot 46 128) oder 
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daß er Behorden oder Dritten auf den Namen lautende Legiti⸗ 
mationen (Päſſe ꝛc.) vorlegt (OLG. 3 86); 

BB. im ſonſtigen Gebrauch, insbeſondere zu Reklamezwecken, zur Be⸗ 
zeichnung von Waaren, auf Schildern zc. (ogl. Prot. VI S. 113), 
zur Bezeichnung von Etabliſſements, Penſionen zc. RG. JW. 1900 
S. 789 1%, 820 (Namen mit dem Zuſatze „vormals “), 1901 ©. 765; 
DLO. 2 312, Seuffert 42 Nr. 92, oder auch zur Bezeichnung von 
Figuren in Literatur und Theater. 

B. Der Gebrauch des gleichen Namens erfordert nicht gerade eine 
genaue Uebereinſtimmung in Klang und Schreibung. Abweichungen, 
welche offenſichtlich nur die Vereitelung des klägeriſchen Namenrechts 
bezwecken, aber den Gebrauch des klägeriſchen Namens erkennen laſſen, 
konnen, ſofern nicht etwa hierdurch eine Verletzung des klägeriſchen 
Intereſſes (Note 5) ausgeſchloſſen wird, nicht in Betracht kommen. 

„Unbefugter Gebrauch durch den Beklagten gehört zur Klagbegrün⸗ 
dung. Indeß muß es genügen, wenn der Kläger darthut, daß Be⸗ 

klagter ſelbſt nicht den ſtrettigen Namen, ſondern einen anderen 

Namen überkommen hat. Dem gegenüber hat Beklagter einwands⸗ 

weiſe darzuthun, daß er auf den ſtreitigen Namen ein abſolutes Recht 

hat oder daß der Kläger ihm gegenüber zum Widerſpruche nicht be⸗ 

rechtigt iſt (vgl. Note III). 

Verletzung des klägeriſchen Intereſſes durch die Namen: 

benutzung. 

Das verletzte Intereſſe braucht nicht gerade ein Familien⸗ oder 
Vermogensintereſſe zu fein. Auch ein bloßes Affektionsintereſſe, ein 
möglichermeife in der Zukunft hervortretendes Intereſſe ift genügend. 
Das Erforderniß einer Intereſſenverletzung ſchließt die chikanöſe 
Rechrsausübung begrifflich aus, § 226. 

e. Der Klagantrag geht auf Beſeitigung der fortdauernden 
Beeinträchtigung bzw. bei Beſorgniß weiterer Beeinträchtigung auf 
Unterlaſſung. Was im einzelnen Falle zur Durchführung des 
Urtheils zu geſchehen hat, gehört ebenſo wie bei der negatoriſchen 
Eigenthumsklage in die Zwangsvollſtreckung (vgl. ? und zu § 906). 
Schadenserſatz kann nicht auf Grund des § 12, ſondern nur nach all⸗ 
gemeinen Grundſätzen ($$ 823 ff., 253, vgl. Note IV. 1) ſowie nach 
rechtskräftiger Verurtheilung gemäß § 283 (Intereſſeanſpruch) ver: 
langt werden. 

Zwangsvollſtreckung. | 

Was zur Befeitigung der Störung im einzelnen Falle zu geſchehen 
hat, iſt von Fall zu Fall zu beurtheilen. Es kann Widerruf, öffent⸗ 
liche Bekanntmachung, Vernichtung von Druckſchriften x. in Betracht 
kommen. Je nach der Natur der vorzunehmenden Handlung ift CPO. 
§ 887 oder § 888 anwendbar. Für die Erzwingung einer Unter⸗ 

laſſung CRD. § 890. i i 

Ueber die Geltendmachung des Intereſſeanſpruchs wegen Nicht⸗ 

erfüllung trotz rechtskräftiger Verurtheilung vgl. 8 283, CVD. 8 893. 
V. uebergangsvorſchriften vgl. Note hinter Ec. Art. 157. 

VI. Internationales Privatrecht vgl. Note hinter EG. Art. 8. 

N II. Sonſtige reichsrechtliche Spezialvorſchriften: 

ormenrecht Hh B. SS 17 ff.; RG. zum Schutze der Waarenbezeichnungen vom 

12. Mai 1894 § 14 (NG. IW. 1895 S. 542), RG. zur Bekämpfung des un⸗ 

lauteren Wettbewerbes v. 24. Mai 1896 § 8. — StGB. § 360 Nr. 8. 

1 Das Pſeudonym. 

1. Das Pſeudonym, d. h. die Bezeichnung mit einem anderen als dem 

Tabren Namen der Perſon (vgl. Gef. betr. das Urheberrecht v. 19. Juni 

901 SS 7, 31) iſt nicht Name im Rechtsſinn und genießt jedenfalls nicht 

Sumittelbar den Schutz des $ 12 (beſtr.). Nicht ausgeſchloſſen ift, daß ein 
chutz aus einem anderen Geſichtspunkte (vgl. Note VII) begründet fein 


0. 


D 


7 


$ 12. 
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VII. Beweis von Leben 


und Cod. 
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§ 13. Wer verſchollen ift, kann nach Maßgabe der Ss 14 bis 
17 im Wege des Aufgebotsverfahrens für todt erklärt werden. 


kann. Auch kann eine entſprechende Anwendung des § 12 in Frage kommen, 
W ua in dem Pſeudonym ein vom Rechte anerkanntes Perſönlichkeits⸗ 
recht ſieht. 

2. Dem Umſtande, daß nicht ſelten Jemand einen anderen als den ihm 
zuſtehenden Namen führt (insbeſ. bei unehelichen Kindern, Hofbeſitzern, 
Schriftſtellern und Künſtlern), hat das BGB. Rechnung getragen, indem es 
im § 2241 Ziff. 2 verlangt, daß in dem Protokolle bei Errichtung des Zefta: 
ments die Bezeichnung (nicht nothwendig der Name) des Erblaſſers und 
der bei der Verhandlung mitwirkenden Perſonen enthalten fein müſſe (vgl. 
Prot. V 337). 

Ueber die Unterzeichnung einer rechtsgeſchäftlichen Urkunde mit einem dem 
Erklärenden nicht 7 7 9 Namen vgl. § 126 Note 1 2. 

B. Sonſtige Perſönlichkeitsrechte. 

J. Zeichenrechte (Marken, Wappen, Siegel, vgl. Gierke, Deutſches Privat⸗ 
recht § 84. — Waarenzeichen ferner Note A VII. Kaiſerl. Wappen AE. v. 
3. Auguſt 1871 (RGBl. S. 318, 458), Gebrauch des Kaiſerlichen Adlers zur 
Bezeichnung von Waaren und Etiquetten v. 16. März 1872 (RGVI. S. 90). 
— Gef. zum Schutze des Genfer Neutralitätszeichens v. 22. März 1902 
(R Bl. S. 125). 

II. Urheber: und Patentrechte vgl. 3 284. 

III. Recht am eigenen Bilde (vgl. Verhandlungen des 26. Deutſchen 
Juriſtentags Berlin 1902 Bd. 1 S. 3 u. S. 72, Olshauſen Gruch. 46 492). 

Das Recht am eigenen Bilde iſt als ein aus der Perſonlichkeit fließendes 
Recht anzuerkennen. Das Prinzip des § 12 ift auf dieſes Recht anzuwenden. 
Der Rechtsſatz wird etwa dahin zu formuliren ſein: 

„Wird das Intereſſe einer Perſon dadurch verletzt, daß ein Anderer unbe⸗ 
fuat ihr Bild gebraucht, fo kann ſie von dem Anderen Beſeitigung der Be⸗ 
einträchtigung verlangen und bei Beſorgniß weiterer Beeinträchtigungen auf 
Unterlaſſung klagen.“ 

Im Uebrigen vgl. § 3 NG. betr. Urheberrecht an Werken der bildenden 
Künſte v. 9. Januar 1876, § 7 des NG. betr. den Schutz der Photographien 
gegen unbefugte Nachbildung v. 10. Januar 1876, RG. Straff. 3 434, 33 
295 ff.; RG. 45 179, DLG. 2 313. 


Bee un zu 88 13—18. 1. Grundſatz: Ohne Todeserklärung keine Todesvermuthung. 


< 


I” Uebergangsbeſtimmun g. EG. Artt. 158—162. 
Für ein erft nach Inkrafttreten des BGB. anhängig werdendes Verfahren 
gelten die nachſtehenden Vorſchriften unbeſchränkt (Mot. z. Ech. S. 239), alſo 
auch bezüglich der Verſchollenheitsfriſt, fomeit fie vor 1900 liegt. 
3. Internationales Privatrecht. EG. Art. 9. 


8 13. 1. Verſchollen ift, wer nachrichtlos verſchwunden und unbe⸗ 
kannten Aufenthalts iſt. f 

2. Verſchollenheit ohne Todeserklärung kommt in Betracht für: 
a. Aufgebot und Ausſchließung des Grundſtückseigenthümers § 927; 
b. Aufhebung der Vormundſchaft Über d. verſchollenen Mündel § 1884 Mbf. 1. 

3. Dauernde Unbekanntheit des Aufenthalts beſeitigt das Er⸗ 
forderniß der Einwilligung des Abweſenden bei der Eheſchließung des Kin⸗ 
des § 1305 Abſ. 2, bei der Ehelichkeitserklarung § 1726 Abſ. 3, bei der An- 
nahme an Kindesſtatt §§ 1746 AGİ. 2, 1747, bei der vormundſchaftlichen 
Verwaltung § 1803. Ueber Eheſcheidung wegen böslicher Verlaſſung § 1567. 

4. Abweſenheitspflegſchaft. §§ 1911, 1921. 

5. Aufgebotsverfahren. CPO. §§ 960 — 976. 
a. Zuſtändigkeit. 

O. 5 967. Zuständig ist das Gericht, in dessen Bezirke der 

Verschollene den letzten inländischen Wohnsitz hatte. In Ermangelung 
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$ 14. Die Todeserklärung iſt zuläſſig, wenn ſeit zehn Jahren 
keine Nachricht von dem Leben des Verſchollenen eingegangen iſt. 
Sie darf nicht vor dem Schluſſe des Jahres erfolgen, in welchem 
der Verſchollene das einunddreißigſte Lebensjahr vollendet haben würde. 

Ein Verſchollener, der das ſiebzigſte Lebensjahr vollendet haben 
würde, kann für todt erklärt werden, wenn ſeit fünf Jahren keine 
Nachricht von ſeinem Leben eingegangen iſt. 

Der Zeitraum von zehn oder fünf Jahren beginnt mit dem 
Schluſſe des letzten Jahres, in welchem der Verſchollene den vor- 
handenen Nachrichten zufolge noch gelebt hat. 

§ 15. Wer als Angehöriger einer bewaffneten Macht an einem 
Kriege Theil genommen hat, während des Krieges vermißt worden 
und ſeitdem verſchollen iſt, kann für todt erklärt werden, wenn ſeit 
dem Friedensſchluſſe drei Jahre verſtrichen ſind. Hat ein Friedens⸗ 
ſchluß nicht ftattgefunden, fo beginnt der dreijährige Zeitraum mit 
dem Schluſſe des Jahres, in welchem der Krieg beendigt worden iſt. 

Als Angehöriger einer bewaffneten Macht gilt auch derjenige, 
welcher ſich in einem Amts⸗ oder Dienſtverhältniß oder zum Zwecke 
freiwilliger Hülfeleiſtung bei der bewaffneten Macht befindet. 
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eines solchen Wohnsitzes wird das zuständige Gericht für Angehörige eines 
Bundesstaates von der Landesjustizverwaltung durch allgemeine Anordnung, 
Fur andere Werschollene von dem Reichskanzler durch allgemeine Anord- 

nung bestimmt, 

Allgemeine Anordnungen über die Zuſtändigkeit für Staatsangehörige 

ohne inländiſchen Wohnſitz find ergangen für 

Preussen Allg. V. v. 27. November 1899 (JMBl. S. 387). 

Hessen Bek. v. 22 Dezember 1899. 

Oldenburg MiniſtBek. v. 14. Januar 1902 (GBl. S. 163). 

Birkenjeld MiniſtBek. v. 14. Januar 1902 (GS. S. 555). 
Bremen BD. v. 31. Januar 1902 (GBl. S. 15). 
b. Antragsberechtigung. 
_ CPO. 5 962. Antragsberechtigt ist der gesetzliche Pertreter des 
Verschollenen sowie Jeder, der an der T odeserklärung ein rechtliches 
Interesse hat. 
Der gesetzliche Vertreter bedarf zu dem Antrage der Genehmigung des 
Vormundschaftsgerichts. 


„. 14. 1. Friſt⸗ und Altersberechnung nach 88 187 f. — Abſ. 1 Satz 2 
de 155 nur auf die Abweſenheitsverſchollenheit, nicht auch auf die Fälle 
§§ 1517. 


2. (Abſ. 2.) Die Todeserklärung wird zuläſſig, wenn ſowohl die fünf 
Verſchoulenheitsjahre als auch die ſiebzig Lebensjahre abgelaufen find; alfo 

mit dem 70. Geburtstage, wenn die fünf Verſchollenheitsjahre vor dem- 

ſelben abgelaufen waren; 

mit dem Ablauf des fünfjährigen Zeitraums, wenn der 70. Geburtstag 

„ „Dann ſchon ſtattgefunden hat. 2 

Würde der Verſchollene über hundert Jahre alt ſein, ſo bedarf es keiner 
Aufgebotsbekanntmachung in öffentlichen Blättern, CPO. § 966. 


R $15. . Kriegsverſchollenheit iſt nicht auf die bewaffnete Macht und 

Reiche end 81 a Reichs beſchränkt. Bewaffnete Macht des Den 
8: val. ® i 

(RGY. S. 6 $9; ferner RG. über den Landſturm v. 12. Februar 


1. Todeserklärung Ver⸗ 
ſchollener. 
a. Zuläſſigkeit. 


b. Verſchollenheitsfriſt. 
a. Abweſenheitsver⸗ 
ſchollenheit. 


F. Kriegsverſchollenheit. 


y Seeverfchollenheit. 


ô. Gefahrverſchollenheit. 


c. Wirkung der Todes 
erklärung. 


d. Zeitpunkt des Todes 
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§ 16. Wer ſich bei einer Seefahrt auf einem während der 
Fahrt untergegangenen Fahrzeuge befunden hat und ſeit dem Unter⸗ 
gange des Fahrzeugs verſchollen iſt, kann für todt erklärt werden, 
wenn ſeit dem Untergang ein Jahr verſtrichen iſt. 

Der Untergang des Fahrzeugs wird vermuthet, wenn es an 
dem Orte ſeiner Beſtimmung nicht eingetroffen oder in Ermangelung 
eines feſten Reiſeziels nicht zurückgekehrt iſt und wenn 

bei Fahrten innerhalb der Oſtſee ein Jahr, 

bei Fahrten innerhalb anderer europäiſcher Meere, mit Einſchluß 

ſämmtlicher Theile des Mittelländiſchen, Schwarzen und Azow⸗ 

ſchen Meeres, zwei Jahre, 

bei Fahrten, die über außereuropäiſche Meere führen, drei Jahre 
feit dem Antritte der Reiſe verſtrichen find. Sind Nachrichten über 
das Fahrzeug eingegangen, fo ift der Ablauf des Zeitraums erforder⸗ 
lich, der verſtrichen ſein müßte, wenn das Fahrzeug von dem Orte 
abgegangen wäre, an dem es ſich den Nachrichten zufolge zuletzt 
befunden hat. 

17. Wer unter anderen als den in den § 15, 16 bezeich- 
neten Umſtänden in eine Lebensgefahr gerathen und ſeitdem ver- 
ſchollen iſt, kann für todt erklärt werden, wenn ſeit dem Ereigniſſe, 
110 5 welches die Lebensgefahr entſtanden iſt, drei Jahre verſtrichen 
ſind. 

§ 18. Die Todeserklärung begründet die Vermuthung, daß der 
Verſchollene in dem Zeitpunkte geſtorben ſei, welcher in dem die 
Todeserklärung ausſprechenden Urtheile feſtgeſtellt ift. 

Als Zeitpunkt des Todes iſt, ſofern nicht die Ermittelungen ein 
Anderes ergeben, anzunehmen: 


2. Friſtberechnung: 

feit dem Friedensſchluſſe § 187 Abſ. 1, 188 Abſ. 2 

jeit dem Schluſſe des Jahres E 187 Abſ. 2, 188 Abſ 2. 

3. Die Bekanntmachung des Aufgebots durch öffentliche Blätter kann 
unterbleiben. CPO. § 966. 


8 16. 1. Seefahrt umfaßt nach Mot. auch die Fahrt eines Seefahr⸗ 
zeugs auf einem den Zugang zur See bildenden Binnengewäſſer (vgl. § 17). 

2. Friſt berechnung: i 

bei Nachweis des Schiffsunterganges §§ 187 Abſ. 1, 188 Abſ. 2. 

bei Vermuthung des Schiffsunterganges §§ 187 Abſ. 2, 188 Abſ. 2. 

3. Die Bekanntmachung des Aufgebots durch öffentliche Blätter kann 
unterbleiben. EPO. § 966. i 

4. Schiffsverſchollenheit bei der Seeverfiherung HOV. §§ 861 ff., vgl. auch 
Seemannsd. v. 27. Dezember 1872 § 42. Seemannsd. v. 2. Juni 1909 § 53. 


8 17. 1. Beiſpiele: Grubenunglück, Theaterbrand, Bergſturz, Reife in 
unkultivirte Gegenden; insbeſondere auch die Fälle, bei denen die Sonder⸗ 
vorſchriften der SS 15, 16 nicht völlig zutreffen; z. B. weil das kriegerische 
Unternehmen nicht Krieg im Rechtsſinne; weil das Schiffsunglück nicht auf 
See, ſondern auf einem Binnengewäſſer ſtattfand. 

2. Friſtberechnung: § 187 Abſ. 1, 188 Abſ. 2. 

3. Die Bekanntmachung des Aufgebots durch öffentliche Blätter kann 
unterbleiben, CPO. § 966. 
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in den Fällen des § 14 der Zeitpunkt, in welchem die Todes⸗ 
erklärung zuläſſig geworden iſt; 


in den Fallen des $ 15 der Zeitpunkt des Friedensſchluſſes oder 
der Schluß des Jahres, in welchem der Krieg beendigt 
worden iſt; 


in den Fällen des § 16 der Zeitpunkt, in welchem das Fahrzeug 
untergegangen iſt oder von welchem an der Untergang ver⸗ 
muthet wird; 

in den Fällen des § 17 der Zeitpunkt, in welchem das Ereigniß 
ſtattgefunden hat. 


Iſt die Todeszeit nur dem Tage nach feſtgeſtellt, fo gilt das Ende 
des Tages als Zeitpunkt des Todes. 

§ 19. Solange nicht die Todeserklärung erfolgt iſt, wird das 
Fortleben des Verſchollenen bis zu dem Zeitpunkte vermuthet, der 
nach § 18 Abf. 2 in Ermangelung eines anderen Ergebniſſes der 
Ermittelungen als Zeitpunkt des Todes anzunehmen iſt; die Vorſchrift 
des § 18 Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung. 
ee 

§ 18. 1. Offizialthätigkeit des Gerichts CPO. § 968. — Im Urtheil ijt 
der Zeitpunkt des Todes gemäß § 18 Abſ. 2 feſtzuſtellen, CPO. § 970. — 
Koſten der erfolgten Todeserklärung trägt der Nachlaß, CHO. $ 971. 

2. Die Todeserklärung, ſowie das auf Anfechtungsklage (CPO. 88 973 ff.) 
ergehende Urtheil wirken für und gegen alle (CPO. § 976 Abſ. 3). 

3. Widerlegung der Vermuthung CPO. § 292. Die Vermuthung fällt 
ex tnne fort, vgl. § 1741 Note II lg, unbeſchadet der Fortdauer der mit der 
Todeserklärung als ſolcher verbundenen Wirkungen (vgl. zu 5). 

‚+ Die Todeserklärung bewirkt nach Abj. 1 eine . bis und 
eine Tod ie fett dem feſtgeſtellten Todeszeitpunkte; vgl. auch § 19. 
Aa Einzelne die Todeserklärung betreffende Vorſchriften: 


. Wiederverheirathung des anderen Ehegatten §§ 1348 ff.; Uebergangsbe⸗ 
ſtimmung EG. Art. 159. 
b. Eheliches Güterrecht: 
a. Beendigung der Verwaltung und Nutznießung § 1420; Klage des noch 
„ lebenden Ehemanns auf Wiederherſtellung § 1425; 
B- Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1494 Abſ. 2; 
. Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft § 1544; Klage des noch 
lebenden Ehemanns auf Wiederherſtellung § 1547. y 
t. Die elterliche Gewalt des Verſchollenen wird durch Todeserklärung be⸗ 
endigt, indeß durch ſeine Erklärung gegenüber dem Vormundſchaftsgerichte 
wiederhergeſtellt ($ 1679). Uebergang der elterlichen Gewalt auf die 
— bei Todeserklärung des Vaters § 1684. — Uebergangsvorſchrift 
Art. 160. 
Die Vormundschaft wird beendigt durch Todeserklärung des Mündels 
91884 Abſ 2, des Vormundes, Pflegers §§ 1885 Abſ. 2, 1897, 1915; 
Art efenbeitepftegichaft § 1921 Abſ. 3. — Uebergangsbeſtimmung EG. 
* N 
e. Erbrecht. Anſpruch des ſeine Todeserklärung Ueberlebenden auf Heraus⸗ 
gabe feines Vermögens ğ 2031; auf Herausgabe des Erbſcheins $ 2370 
92570 ray Dritter, die ſich mit dem vermeintlichen Erben eingelaſſen 


Pr. w. i. Die Todeserklärung begründet nach § 18 zugleich eine Lebens⸗ 
Leberte hung bis zu dem feſtgeſtellten Todeszeitpunkte. § 19 ſtellt die gleiche 
sensvermuthung unabhängig von einer Todeserklärung auf. 

* Die Vermuthung des $ 19 wird widerlegt durch den Nachweis, daß 


. Lebensvermuthung. 


3. Gemeinfamer Tod. 


Vorbemerkung zum 
2. Titel. 


42 Erſtes Buch. Allgemeiner Theil. 


§ 20. Sind Mehrere in einer gemeinſamen Gefahr umgekommen, 
ſo wird vermuthet, daß ſie gleichzeitig geſtorben ſeien. 


Sweiter Titel. 
Juriſtiſche Perſonen. 


Todeserklärung erfolgt oder daß der nach $ 18 als Todeszeit anzunehmende 
Zeitpunkt eingetreten iſt. Nach Widerlegung der Lebensvermuthung iſt die 
Frage nach Leben oder Tod eine offene und gegebenen Falles durch Todeser⸗ 
klärung, ohne welche keine Todesvermuthung, zu beantworten. Die Wider⸗ 
legung der Lebensvermuthung aus $ 19 wirkt nur inter partes. 

3. Uebergang: Die Vorſchrift iſt auf alte Rechtsverhältniſſe nur an⸗ 
wendbar, wenn das neue Recht überhaupt auf fie anwendbar ift (vgl. z. B. 
ES. Art. 170 für Schuldverhältniſſe; EG. Art. 213 für Erbfall) 

A Internationales PR. Die Anwendbarkeit des § 19 richtet ſich 
nach denſelben Vorſchriften, wie die Todeserklärung EG Art. 9. 

5. Landesgeſetzliche Regelung für die Eröffnung von Teſtamenten vgl. 
Pr. AG. Art. 82, Bay. AG. Art. 108, Württ. AG. Art. 80. 

§ 20. 1. Bei Anwendbarkeit der Vermuthung hat Keiner der Mehreren 
den Anderen beerbt (§ 1923 S. 1). 

2. Uebergang und Internationales PR. wie zu 9 19. 

1. Die Rechtsfähigkeit (wgl. Borb. vor § 1) der juriſtiſchen Perſonen 
umfaßt nicht nur Vermögensfähigkeit, ſondern auch die Fähigkeit, Träger 
jedes anderen Rechtes, ſoweit dies begrifflich möglich iſt, zu ſein, insbe⸗ 
ſondere des Namenrechts ($$ 12, 57, 65), des Rechtes Mitglied eines Vereins, 
der Fähigkeit Erbe (§ 2101 Abſ. 2), Teſtamentsvollſtrecker ($ 2197 Note 3) 
zu ſein. Neuerdings findet man auch J. P. als Mitglied eines Gläubiger⸗ 
ausſchuſſes (vgl. d. 3Ztg. 1902 S. 97). Man wird ihnen auch die Fähigkeit 
zuſprechen müſſen, Vorſtand (vgl. z. B. § 21 Note 5), Mitglied eines Auf⸗ 
ſichtsraths ꝛc. zu fein. Parteifahigkeit CPO. $ 50. Keine Bewilligung des 
Armenrechts an J. P. RG. 33 366. IW. 1901 S. 2481, — Verurtheilung 
der J. P. zu Strafen aus CPO. $ 890 RG. 43 405 IM. 1899 S. 95°", 

Ob die Juriſtiſche Perſon als ſolche handlungs⸗ und willensfähig 
iſt, oder ob ſie durch einen geſetzlichen Vertreter handelt, iſt offene Frage, 
vgl. zu §§ 26, 31. Jedenfalls gehört die J. P. nicht zu den Geſchäfts⸗ 
unfähigen im Sinne des BGB., vgl. § 104 und auch § 206 Note 1. — 
Prozeßfähigkeit CPO. SS 51 ff. 

2. Ueber den Unterſchied zwiſchen Juriſtiſcher Perſon und Geſellſchaft vgl. 
Titelvorb. vor § 705. Offene Handelsgeſellſchaft keine J. P., vgl. RG. JW. 
1901 S. 226, 57612. Geſetzlich organiſirte Perſonenmehrheiten ohne juriſtiſche 
Perſönlichkeit Note 1d vor § 1. K 

3. Arten der Juriſtiſchen Perſonen: Vereine §§ 21— 79; Stiftungen §§ 80 
bis 88; Juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechtes § 89. 

4 Einzelvorſchriften des BGB. über Juriſtiſche Perſonen: Nießbrauch, 
beſchränkte Dienſtbarkeit einer J. P. SS 1061, 1090 Abſ 2. — Erbeinſetzung 
einer noch nicht vorhandenen J. P. ŞS 2101 Abſ. 2, 2109 Abſ. 2. — Ber- 
mächtniß an eine J. P. 88 2162, 2163 Abſ. 2. — Eintragung einer J. P. 
in das Handelsregiſter HOB. § 33. 

5. Vorbehalte des CO. für das Landesrecht: Art. 67. Gewerk⸗ 
ſchaften. — Art 82. Vereine mit ſtaatlich verliehener Rechtsfähigkeit. — 
Art. 83. Waldgenoſſenſchaften. — Art. 84. Geiſtliche und Religionsgeſell⸗ 
schaften. — Art. 85. Vermögen aufgelöſter Vereine. — Art. 86. Erwerbs⸗ 
beſchränkungen der todten Hand. (Werthgrenze 5000 M.) 

6. Uebergangsvorſchriften. EG. Art. 163—167. 

7. Internationales Privatrecht. EG. Art. 10. Bal. daſelbſt auch 
über die Staatsangehörigkeit Juriſtiſcher Perſonen, ſowie über die Juriſti⸗ 
ſchen Perſonen in den Konſulargerichtsbezirken und in den Schutzgebieten. 
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8. Landesgeſetzgebung: 

Die nachſtehend aufgeführten Vorſchriften der Landesgeſetzgebungen betreffen: 

Verleihung und Entziehung der Rechtsfähigkeit; Verfahren, Satzungsände⸗ 
rungen. Genehmigung, Umwandlung, Erlöſchen von Stiftungen. Aufſicht 
über Stiftungen. Anfall des Vermögens beim Wegfalle der Rechtsſubjektivität. 
Abgabe von Willenserklärungen gegenüber jur. Perſonen des öffentl. Rechtes. 
Vgl. das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht in Deutſchland von Ball. Berlin, 
Guttentag 1894. 
Preussen V. z. A. Artt. 1—6. AG. z. BGB. Arti. 1—6. 

— Oeffentliches Vereinsrecht. Kgl. Verordn. v. 11. März 1850 


(GS. 
S. 277). 

— Erwerb von Grundſtücken durch jur. Perſonen. Art. 7 A. z. 
BGB. 


Bayern | AG. z. BGB. Artt. 4—10. ZuſtB. 84. 
Sachsen AG. z. BGB. § 1. V. z. A. 88 2—7. 
Württemb. | NG. z. BGB. Artt. 135—140. 

Baden B. z. M. §§ 10—13. AG. z. BGB. Art. 4 


B. z. A. § 18—25. Verordnung vom 9. April 1899, betreffend 
das Verfahren in Vereinsſachen. RegBl. S. 209. 

S.-Hein. | AG. z. BGB. 88 10—19. 

M.- Strelitz V. 3.2. 55 13--24. Verordnung, betreffend das Verfahren in 

Vereinsſachen, vom 9. April 1899. OffizAnz. S. 269. 

S- Mein. AG. z. BGB. Art. 1. 

Braunsch. Ac 3. BGB. 88 5—9, 10—14. 

Oldenburg V. z. A. § 1—6. 

S.-Altenb. V. z. A. § 4-9. AG. z. BGB. §§ 2—14. 

S.-Kob.-G. | AG. z. BOB. Artt. 6—8. V. z. M. § 2. 

Anhalt | AG. z. BGB. Artt. 2—8. 

Schw.-Rd. | AG. z. BGB. Artt. 8—16. 

Schw.-Sdh. | AG. 3. BGB. Artt. 2—5. 

Waldeck Ach z. BEB. Artt. 1—6. V. z. M. Artt 1—6. 

Heuss d. L. | AG. 3. BGB. SE G—15. V. z. A. 89 2, 3. 

Reussi J. | AG. z. BGB. 88 6—11. 

Sch- Lippe | AG. 3.888. 88 6—11. 


| 
Hessen | AG. z. BGB. Artt. 4—16. Verordnung vom 23. Dezember 
| 1899 über das Verfahren bei Berufungen nach Art. 6 des 
Geſetzes, die Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs be⸗ 
| treffend, vom 17. Zuli 1899. RegBl. S. 1495. 
M.-Schw. 


Lippe AG. z. BGB. §8 3—13 u. MbändGef. Art 1. 
Tibeck A8. z. BEV. 86 2—15. 
Bremen 


AG. z. BGB. 88 2—5. Verordnung, betreffend die Einrichtung 
und Führung des Vereinsregiſters und des Güterrechts⸗ 
regiſters, vom 19. Dezember 1899. GBI. S. 290. 

AG. z. BGB. 88 1—21. 

AG. z. BGB. §§ 6—8. Verordnung, betreffend die Vereine und 
die Stiftungen, vom 6. Dezember 1899. GBl. S. 245. 


Hamburg 
Els.-Lothr. 


A. Recdtsfähige Vereine. 


I. Erlangung der Rechts- 
fähigkeit. 
1. Inlandvereine. 
a. Ideal vereine. 


Vorbemerkung zu 
88 20 fl. 
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I. Vereine. 
1. Allgemeine Vorſchriften. 
§ 21. Ein Verein, deſſen Zweck nicht auf einen wirthſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, erlangt Rechtsfähigkeit durch Eintragung 
in das Vereinsregiſter des zuſtändigen Amtsgerichts. 


J. Das BGB. regelt nur die privatrechtliche Seite des Vereinsrechts. 


„Das öffentliche Vereinsrecht der Bundesſtaaten einſchließlich des ſtaat⸗ 


lichen Aufſichtsrechts, dieſes aber nur, ſoweit es auf öffentlichem Rechte be- 

ruht (vgl. Prot. VI S. 401), bleibt unberührt. 

2. Rechtsfähigkeit gehört nicht zum Begriffe des Vereins; das BOB. kennt 
rechtsfähige Vereine Y 21—53 und nicht rechtsfähige Vereine § 54. Eine 
Perſonenvereinigung mit korporativer Verfaſſung ift ein Verein. — Vereine, 
welche ſich in der Abſicht bilden, Rechtsfähigkeit zu erlangen, ſind bis dahin 
nicht rechtsfähige Vereine i. S. des § 54 (vgl. Note 2 zu § 62). Die Grün⸗ 
dung eines Vereins als ſolchen kann durch formloſen Vertrag der Begründer 
erfolgen. Die Gültigkeit dieſes Vertrags findet ihre Schranken nur in den 
allgemeinen Vorſchriften des Privatrechts (vgl. SS 134, 138, 309) und an 
den öffentlich⸗rechtlichen Beſtimmungen des Landesrechts. Der zunächſt nicht 
eingetragene Verein ſetzt ſich nach Erlangung der Rechtsfähigkeit in dem 
rechtsfähigen Vereine fort; Seuff. 56 434. 

3. Abhängigkeit der Erlangung der jur. Perſönlichkeit vom 
Vereinszwecke. 

Die Art und Weiſe der Erlangung der Rechtsfähigkeit richtet ſich nach 
dem Vereinszwecke. Vereine, deren Zweck nicht auf einen wirthſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, unterliegen dem Prinzipe der Nor⸗ 
mativbeſtimmungen und dem Eintragungsprinzipe ($ 21). 

pk Vereine anderer Art ift das Verleihungsprinzip gemäß § 22 maf: 
gebend. 

a. Der Zweck des Vereins iſt auf wirthſchaftlichen Geſchaftsbetrieb (5 21, 
22) jedenfalls dann gerichtet, wenn ſein Hauptzweck dies iſt. Eine neben 
dem wirthſchaftlichen Zwecke des Vereins beſtehende ideale Tendenz 
ſeiner Mitglieder ändert daran nichts. Ein auf wirthſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb gerichteter Verein iſt deshalb ein Wirthſchaftsverein, auch wenn 
die erworbenen Mittel idealen Zwecken dienſtbar gemacht werden follen. — 
Iſt der Hauptzweck ideal (z. B. gemeinnütziger, geſelliger, wiſſenſchaft⸗ 
licher, künſtleriſcher Zweck), ſo wird der Verein nicht dadurch ein Wirth⸗ 
ſchaftsverein, daß nebenher wirthſchaftliche Geſchäfte als Mittel zur 
Erreichung des Hauptzwecks gethätigt werden (3. B. Lokalmiethe, An- 
ſchaffung und Veräußerung von Einrichtungsgegenſtänden ꝛc.). Tritt ein 
wirthſchaftlicher Geſchäftsbetrieb als ſtändige Einrichtung neben den 
idealen Zweck, ſo iſt der Verein ſelbſt dann nicht ein ſolcher, deſſen Zweck 
nicht auf einen wirthſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt (§ 21), wenn 
Gewinn nicht erſtrebt oder der erzielte Gewinn zu idealen Zwecken ver⸗ 
wendet wird (vgl. OLG 1 15). — Die Feſtſtellung des Zweckes ift 
Thatfrage; nicht allein der Inhalt der Satzung, ſondern die geſammten 
Umſtände find entſcheidend (vgl. § 43 Abf. 2). 

b. Politiſche, ſozialpolitiſche und religiöfe Vereine (vgl. $ 61 Note 3) find 
aus politiſchen Gründen einem gemiſchten Prinzip unterworfen, nämlich 
dem Prinzip der Normativbeſtimmungen mit ſtaatlichem Einſpruchsrecht, 
vgl. §§ 43, 61 bis 63. Als unter § 21 fallende Vereine können fie 
Rechtsfähigkeit nur durch Eintragung, nicht auch durch ſtaatliche Ver⸗ 
leihung erlangen. 

4. In den Konſulargerichtsbezirken und in den Schutzgebieten find §§ 21, 
22 nicht anwendbar, $ 31 des Gef. über die Konſ.öGerichtsb. v. 7. April 1900 
(abgedruckt 3 291), § 3 Schutzgebietsgeſ. in der Faſſung v. 10. September 
1900 (abgedruckt 3 273). 
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§ 22. Ein Verein, deffen Zweck auf einen wirthſchaftlichen ‚Se: 
ſchäftsbetrieb gerichtet ift, erlangt in Ermangelung beſonderer reichs⸗ 
geſetzlicher Vorſchriften Rechtsfähigkeit durch ſtaatliche Verleihung. 
Die Verleihung ſteht dem Bundesſtaate zu, in deſſen Gebiete der 
Verein ſeinen Sitz hat. 


8 21. 1. Zweck des Vereins vgl. Vorbemerkung zu §§ 21 ff. Wegen 
politiſchen, ſozialpolitiſchen, religibſen Zweckes §§ 43, 61—63. — Landes 
Klesg her Vorbehalt bezüglich Religions- und geistlicher Geſellſchaften EG. 

rt. 84. 


2. Für Idealvereine mit inländiſchem Sitze (vgl. § 23) iſt reichsrechtlic 
die Eintragung das ausſchließliche Mittel zur Erlangung der Rechtsfähigkei: 

3. Die Eintragung eines Wirthſchaftsvereins gewährt die Rechts 
fähigkeit nicht; nachträgliche Annahme ſolchen Zwecks nimmt die Rechtsfähig⸗ 
teit nicht ipso iure, ſondern rechtfertigt nur die Entziehung der Rechtsfähig⸗ 
keit durch die Verwaltungsbehörde (§§ 43, 44). 

4. Wegen der Eintragung ſelbſt und der Sondervorſchriften für die ein- 
getragenen Vereine vgl. §§ 55 ff. 

5. Sog. Centralvereine. Da juriſtiſche Perſonen Mitglieder eines Ver⸗ 
eins ſein können, Titelvorb. Note 1, ſo können fih auch Vereine zu fog. 
Centralvereinen zuſammenſchließen (vgl. Bord. Note ! zum zweiten Titel und 
zu § 59 Note 4). 

AG., betr. das Vereinsweſen. Vom 11. Dezember 1899 (RGBl. S. 699). 

„Einziger Artikel. Inländische Vereine Jeder Art dürfen mit einander in Ver- 
1 treten. Enigegenstehende landesgesetzliche Bestimmungen sind auj- 
gehoben. 

6. Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit haben eine reichs⸗ 
dechtliche Sonderregelung erfahren in §§ 15 ff. des Gef. über die privaten 
Verſicherungsunternehmungen v. 12. Mai 1901 (RG Bl. S. 139); vgl. auch 
Preuß. AC. v. 27. Dezember 1899 (GS. 1900 S. 2) und dazu OLG. A 200. 

§ 22. J. Reichsrechtliche Sonderregelungen. 

J. Die einzelnen Fälle. 

„ Aktiengeſellſchaft HGB. § 210. — Kommanditgeſellſchaft auf Aktien SGB. 
78 320, 210. — RG. betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung v. 20. April 
19002 in der Neufaſſung v. 20. Mai 1898 § 13 (Rc Bl. S. 846). — RE. über 
die eingeſchriebenen Hülfskaſſen v. 7. April 1876/1. Juni 1884 § 5. — RG. 
beit. die Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften v. I. Mai 1889 § 17. — 
Roloniafgefelfichaften: $ 11 des Schutzgebietsgeſetzes in der Faſſung v. 10. Sen⸗ 
mber 1900 (RG Bl. S. 812). Kommunale Verbände in den Schutzgebieten 
BD. v. 3. Juli 1899 (RcHBl. S. 366). — Gewerbeordnung: Innungen Gew. 
5 36 ch v. 18. Juli 1881), Innungsverbände GewO. §8 104 g und h (RG. 
a 22. April 1886), Handwerkskammern § 103 n (RG. v. 26. Juli 1897), Ge- 
derbliche Hülfskaſſen GewO. § 140. — RG. betr. die Krankenverſicherung 
Arbeiter v. 15. Juni 1883/23. Mai 1885 Faſſung v. 10. April 1892 
92 Gul. S. 417) Ortskrankenkaſſen $ 25; Betriebs⸗(Fabrik⸗)krankenkaſſen 8% 64, 
ie Bau⸗Krankenkaſſen §§ 72, 64, 25. — Berufsgenoſſenſchaften: Unfallver⸗ 
dierungsgeſez vom 6. Juli 1884 $ 23, 28. Mai 1885; Qand- und forſt⸗ 
wirthſchaftſſche Betriebe RG. v. 5. Mai 1886 § 13; Unfallverſ. bei Bauten RG. 
S Uh Juli 1887 § 12; Unfallverſ. der Seeleute RG. v. 13. Juli 1887 § 16. 
1900 ei. betr. Abänderung der Unfallverſicherungsgeſetze v. 30. Juni 5. Juli 
gef (RGN. S. 573) § 2 Abſ. 2; §§ 28, 35 ff. Gewerbeunfallverſicherungs⸗ 
Mi RGW. S. 585), §.33 Unfallverſicherungsgeſetz für Land⸗ und Forſt⸗ 
S. Gh cat (ROBI. S. 641), §§ 12 ff. Ban⸗Unfallverficherungsgeſetz (RGBl. 


2 57 $ 32 See⸗Unfallverſicherungsgeſetz (RGBL S. 716). 

I ber die Natur der auf reichsrechtlicher Sonderregelung beruhenden 

liche iſchen Perſonen als Vereine und über die ſubſidiäre Geltung des bürger⸗ 
den Vereinsrechts vgl. NG. Jahrb. 23 A 105. 


b. Wirthſchaftspereine. 


2. Auslandsvereine. 


II. Sitz des Vereins. 


III. Verfaſſung des Vereins. 
1. Geſetz und Satzung. 


2. Vorſtand. 
a. Nothwendigkeit. 


b. Vertretungsmacht. 


Preuß. AG. Art. 89 10. 
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§ 23. Einem Vereine, der feinen Sitz nicht in einem Bundes- 
ſtaate hat, kann in Ermangelung beſonderer reichsgeſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften Rechtsfähigkeit durch Beſchluß des Bundesraths verliehen 
werden. 

§ 24. Als Sitz eines Vereins gilt, wenn nicht ein Anderes be- 
ſtimmt iſt, der Ort, an welchem die Verwaltung geführt wird. 

§ 25. Die Verfaſſung eines rechtsfähigen Vereins wird, ſoweit 
ſie nicht auf den nachfolgenden Vorſchriften beruht, durch die Vereins⸗ 
ſatzung beſtimmt. 

§ 26. Der Verein muß einen Vorſtand haben. Der Vorſtand 
kann aus mehreren Perſonen beſtehen. 

Der Vorſtand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich; 


II. Staatliche Verleihung. 
1. Wegen der Verfaſſung der Vereine mit ſtaatlich verliehener Rechts⸗ 
fähigkeit EG. Art. 82. i 
Wird einem Wirthſchaftsvereine die Rechtsfähigkeit ſtaatlich verliehen, fo 
iſt es Sache der verleihenden Staatsbehörde, Vorſorge dahin zu treffen, daß 
die erforderlichen Garantien für die Gläubiger des Vereins vorhanden ſind, 
vgl. Note 3 zu §8 21 ff. 
2. Landesgeſetzliche Vorſchriften: vgl. auch Titelvorb. Note 5. 
Verleihung der Rechtsfähigkeit an wirthſchaftliche Vereine. 
Preussen V. z. mer) 1 (vgl. auch Artt. 82, 163 EG. z. BGB.). (Reſſort⸗ 
miniſter. 
| ZuftBD. § 4 (Landesherr nach Vernehmung des Staats: 
miniſteriums des Innern). 
Sachsen V. z. A. § 2 (Miniſterium des Innern). 
| AG. z. BGB. Art. 4 (Staatsminiſterium). 
| AG. z. BGB. Art. 4 (Miniſterium des Innern). 


§.23. 1. Hierunter fallen insbeſondere die im Auslande beſtehenden Wohi- 
thätigkeits⸗ ꝛc. Vereine für die im Auslande lebenden Deutſchen. 

2. Ueber deutſche Vereine ohne Sitz im Inland, insbeſondere auch über 
deutſche Kolonialgeſellſchaften vgl. EG. Art. 10 Note III. 

3. Vereine, welche einem fremden Staate angehören und nach deſſen Rechte 
rechtsfähig ſind, EG. Art. 10. 


$ 24. 1. Anderweite Beſtimmung kann in der Vereinsſatzung (vgl. $8 55, 
57 Abſ. 1, 64) oder in dem Verleihungsbeſchluß oder in dem für den Ver⸗ 
ein maßgebenden Geſetz erfolgt ſein. 

2. Der Sitz des Vereins entſpricht dem Wohnſitze natürlicher Perſonen. 

3. Die Vorſchrift bezieht fih auch auf nicht rechtsfähige Vereine, vgl. 
CPO. §§ 50 Abf. 2, 17. 

4. Der Sitz juriſt. Perſonen des öffentl. Rechtes beſtimmt ſich nach dieſem. 


$ 25. 1. Für die Vereine des § 21 (eingetragene Vereine) find die 
$$ 25 ff. ſchlechthin maßgebend. Welche der „nachfolgenden Vorſchriften“, 
d. 5 der §§ 26—39, durch die Satzung abänderlich find, beſtimmt § 40. — 
Eine Form für die Satzung iſt nicht vorgeſchrieben; Schriftlichkeit für 
die Satzung eingetragener Vereine erforderlich § 59; Muß⸗ und Sollinhalt 
der Satzung eingetragener Vereine SS 57 f. 

2. Für die Vereine des § 22, ſoweit ſie auf Reichsrecht beruhen, und des 
§ 23 gelten die beſonderen maßgebenden Reichsgeſetze in Gemäßheit der 
Arit. 4, 32 EG., und in Ermangelung folder Geſetze die SH 25 ff. Vgl. auch 
KG. Jahrb. 23 A 105, OLG. 4 256. 

3. Für die Verfaſſung der Vereine, denen die Rechtsfähigkeit von einem 
Bundesſtaate verliehen ift, gelten die Landesgeſetze gemäß EG. Artt. 82, 4, 55. 


Bayern 
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er hat die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. Der Umfang ſeiner 
Vertretungsmacht kann durch die Satzung mit Wirkung gegen Dritte 
beſchränkt werden. 

§ 27. Die Beſtellung des Vorſtandes erfolgt durch Beſchluß der 
Mitgliederverſammlung. 

Die Beſtellung iſt jederzeit widerruflich, unbeſchadet des Anſpruchs 
auf die vertragsmäßige Vergütung. Die Widerruflichkeit kann durch 
die Satzung auf den Fall beſchränkt werden, daß ein wichtiger Grund für 
den Widerruf vorliegt; ein ſolcher Grund ift insbeſondere grobe Pflicht⸗ 
verletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Geſchaftsführung. 

Auf die Geſchäftsführung des Vorſtandes finden die für den 
Auftrag geltenden Vorſchriften der SS 664 bis 670 entſprechende 
Anwendung. 


$ 26. 1. Die Nothwendigkeit eines Vorſtandes zeigt ſich darin, daß 
ohne ſolchen der Verein nicht in rechtsgeſchäftlichen Verkehr treten kann. 
Vgl. auch $$ 29, 59 Abſ. 1. d 

2. Bildung des Vorſtandes § 58 Ziff. 3; § 27. Mehrgliedriger Bor- 
ſtand § 28 
Bor, Kechtsſtellung des Vorſtandes. Durch die Faſſung, daß der 
fiand „die Stellung eines geſetzlichen Vertreters hat“, nicht, daß er 
Jaletzlicher Vertreter ift, wird der Vorſtand den für den geſetzlichen Ver⸗ 
treter als ſolchen geltenden Beſtimmungen unterſtellt, die konſtruktive Streit⸗ 
frage, ob der Vorſtand gef. Vertreter oder Organ des Vereins ift, aber 
pfen gelaſſen. (Titelvorb. Nr. 1; vgl. indep § 32: „Vorſtand oder anderes 
reinsorgan.“) Abſ. 2 Satz 1 kann durch die Satzung nicht abgeändert 
werden (§ 40) 

4. Wegen der aus der Vertr eiung ſich ergebenden Beziehungen §§ 164ff. 
A Beſchränkung der Vertretungsmacht (z. B. Unterſagung ge 
te Rechtsgeſchäfte, Beobachtung gewiſſer Formen, Einholung der Ge⸗ 
far gung anderer Vereinsorgane, der Mitglieder) mit dinglicher Wirkung 
zann nur durch die Satzung erfolgen; Eintragung der Beſchränkung in das 
Vereinsregiſter (§§ 70, 68). 

Rechtsgeſchäfte, die der Vorſtand oder ein Vorſtandsmitglied ohne Ver⸗ 
etungsmacht oder unter Ueberſchreitung derſelben vornimmt, ſind nach 

146 ff. zu beurtheilen. 
b Cine dem Vorſtande gegebene Inſtruktion wirkt nur obligatoriſch zwiſchen 
* Vorſtand und dem Vereine ($$ 27 Abſ. 3, 665), nicht Dritten gegenüber. 
69 Ueber die Legitimation des Vorſtandes eingetragener Vereine vgl. SS 68, 
5 85 bei anderen rechtsfähigen Vereinen iſt die Legitimationsführung nach 

7 Feziell für fie maßgebenden Rechte zu beurtheilen, vgl. Noten zu § 25. 

Ueber die Unfähigkeit der Vorſtandsmitglieder und ihrer Stellvertreter, in 


J 400 ai Enn als Zeuge vernommen zu werden, vgl. RG. 46 318, 


$ 27. 1. Die Beſtellun i i 
: g fann durch die Satzung anderweit geregelt 
werden. 8 40. Beſchlußfaſſung der Mitgliederverſammlung § 32. 3 

el: 2) Der Widerruf ſteht der Mitgliederverſammlung bzw. dem⸗ 
Wider zu, welchem nach der Satzung die Beſtellung obliegt. Iſt 
von den, auf beschränkt, jo muß das Vorhandenſein der Widerrufsgründe 
5 Si iderrufenden „ werden. Wirkſamwerden des Widerrufs 
wendung ie Vorſchrift des Abſ. 2 kann durch die Satzung nicht außer An⸗ 


a Abf 3 f tellung des Vorſtandes nach Innen. 


c. Beſtellung. 


A. Widerruf. 


e. Rechtsſtellung nach 
Innen. 
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f. Mehrgliedriger § 28. Beſteht der Vorſtand aus mehreren Perſonen, ſo erfolgt 
EN die Beſchlußfaſſung nach den für die Beſchlüſſe der Mitglieder des 
Vereins geltenden Vorſchriften der §§ 32, 34. 
Iſt eine Willenserklärung dem Vereine gegenüber abzugeben, ſo 
genügt die Abgabe gegenüber einem Mitgliede des Vorſtandes. 
g. Fehlen des Vorſtan⸗ § 29. Soweit die erforderlichen Mitglieder des Vorſtandes 
des bei Dringlichteit. fehlen, find fie in dringenden Fällen für die Zeit bis zur Hebung 
des Mangels auf Antrag eines Betheiligten von dem Amtsgerichte 
zu beſtellen, in deſſen Bezirke der Verein ſeinen Sitz hat. 


des 2. Buches Anwendung finden (insbeſondere Haftung für Sorgfalt ge: 
mäß $ 276; Anſpruch des Vorſtandes auf Entlaſtung gemäß § 368). 
Keine Hemmung der Verjährung bezüglich der gegenſeitigen Anſprüche 
während der Amtsdauer des Vorſtandes § 204 Note 4. 

b. Die im Abſ. 3 entſprechend anwendbar erklärten Vorſchriften über den 
Auftrag betreffen: Die perſönliche Natur des Rechtsverhältniſſes § 664; 
Weiſungen der Mitgliederverſammlung § 665; Auskunftspflicht des Vor⸗ 
ſtandes § 666; Herausgabe des Erhaltenen § 667; Eigennützige Ver⸗ 
wendung von Geld $ 668; Vorſchußpflicht des Vereins § 669; Erſatz der 
Aufwendungen § 670. — Die Feſtſetzung einer Vergütung für den Vor⸗ 
ſtand ift nicht ausgeſchloſſen, § 662 ift nicht miteitirt. 

4. Wegen Rechtsgeſchäfte und Prozeßführung des Vorſtandes mit dem 
Vereine vgl. zu § 181. 

§ 28. 1. (Abſ. 1.) Beſchlußfaſſung des Vorſtandes. (Abſ.] ift 
durch die Satzung abänderlich § 40; Eintragung in das Vereinsregiſter 
§ 64.) Eine für die Beſchlußfaſſung der Vereinsmitglieder in der Satzung 
vorgeſehene Abänderung des § 32 (vgl. §§ 32, 40) iſt nicht ohne Weiteres 
für die Beſchlußfaſſung des Vorſtandes maßgebend. $ 34 ift durch die 
Satzung nicht abänderlich, § 40. Der Dritte, welcher ſich mit dem Vor⸗ 
Koi einläßt, hat die Gültigkeit des Beſchluſſes auf eigene Gefahr zu 
prüfen. 

2. (Abſ. 2.) Willens erklärungen gegenüber dem Vereine. Abſ. 2 
iſt durch Satzung nicht abänderlich (§ 40). Wirkſamwerden der Willenser⸗ 
A §§ 130 ff. Zuſtellungen: CPO. § 171 Abſ. 2, 3, §§ 184, 185, Fr. 
9 16 


3. Kennen und Kennenmüſſen eines von mehreren Vorſtandsmitgliedern 
ſchließt den guten Glauben aus (vgl. RG. Gruchot 29 703 ff.). 
Landesgeſetzgebung. 4 

Entſprechende Anwendbarkeit des § 28 Abſ. 2 auf juriftiihe Perſonen des 
öffentlichen Rechtes. y 
Württemb. | AG. z. BGB. Art. 139 (Abgabe gegenüber dem Vorſitzenden 

des Kollegiums). y 
Baden | AG. z. BGB. Art. 4 (Abgabe gegenüber dem Borftande). 
Hessen | XG. z. BGB. Art. 16 (Abgabe gegenüber dem Vorſitzenden). 
§ 29. 1. Nicht durch die Satzung abänderlich, § 40. Eintragung in das 
Vereinsregiſter § 67 Abſ. 2. 

2. Auf die Beſtellung finden die allgemeinen Vorſchriften des Fr. Anwen⸗ 
dung (8. * Rechtsgeſchäfte des ungerechtfertigt beſtellten Vertreters Fr. § 32. 

3. Die Vorſchrift des § 29 ift nicht nur anwendbar, wenn die erforderlſchen 
Mitglieder des Vorſtandes, ſei es in Folge von Tod, Ablauf ihrer Wahl⸗ 
zeit, Unterlaſſung einer Neuwahl zc., überhaupt fehlen, ſondern auch, wenn 
die an ſich vorhandenen Mitglieder durch Krankheit, Abweſenheit, Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit verhindert find, vgl. Prot. Í S. 516 f. — Eine Pflegſchaft für 
den Verein einzuleiten, iſt nicht angängig. 

4. Das gerichtlich beſtellte Vorſtandsmitglied hat die ihm als ſolchem 
ſatzungsgemäß bzw. nach dem Geſetze zuſtehenden Rechte und Verbindlich⸗ 
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§ 30. Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß neben dem 
Vorſtande fur gewiſſe Geſchäfte beſondere Vertreter zu beſtellen ſind. 
Die Vertretungsmacht eines ſolchen Vertreters erſtreckt ſich im Zweifel 
auf alle Nechtsgefchäfte, die der ihm zugewieſene Geſchäftskreis ge⸗ 
wöhnlich mit ſich bringt. 

$ 31. Der Verein iſt für den Schaden verantwortlich, den der 
Vorſtand, ein Mitglied des Vorſtandes oder ein anderer verfaſſungs⸗ 
mäßig berufener Vertreter durch eine in Ausführung der ihm zu⸗ 
ſtehenden Verrichtungen begangene, zum Schadenserſatze verpflichtende 
Handlung einem Dritten zufügt. 

$ 32. Die Angelegenheiten des Vereins werden, ſoweit ſie nicht 
von dem Vorſtand oder einem anderen Vereinsorgane zu beſorgen 
ſind, durch Beſchlußfaſſung in einer Verſammlung der Mitglieder 
geordnet. Zur Gültigkeit des Beſchluſſes iſt erforderlich, daß der 


keiten. Eine Einſchränkung auf die die Dringlichkeit begründende Angelegen⸗ 
heit findet nicht ſtatt. Die Beſtellung erfolgt für die Zeit bis zur Hebung 
des Mangels, ſo daß mit dem Moment, in dem die erforderlichen Mit⸗ 
ghieber des Vorſtandes vorhanden ſind, die Beſtellung — unbeſchadet der 
orſchrift des § 68 — ihre Wirkung verliert. 
g Für den Prozeß vgl. CPO. §§ 57, 171. 


Jahrb. 2304 103 Geltung der §§ 29, 48 für Geſellſchaften m. b. H. vgl. KG 


dug 30. Die Beſtellung erfolgt, ſofern die Satzung nicht anders beſtimmt, 

75 > Ste Mitgliederverfammlung ($ 32). Die Vorſchrift bezieht fih nur auf 
ſondere Vertreter, z. B. Geſchäftsführer, Kaſſirer 2c., welche neben dem 

Rorſtande, nicht auf ſolche Vertreter, welche als Bevollmächtigte für den 
Peftand zu beſtellen find. Dieſe hat der Vorſtand (vgl. 59 27 Abſ. 3, 664) 

zu beſtellen. 

in 3. J. Haftung der juriſt. Perſon für Verſchulden des Vertreters bei Er⸗ 

ss S Verbindlichkeiten § 278, aus Schadenszufügung durch Sachen 


en Haftung für Verſchulden eines Angeſtellten oder Bevollmächtigten, der 
RSN löfaffungsmäßig berufener Vertreker ift (§ 831). — RG. 47 241, 328 
g. 1900 S. 807, 1901 S. 9035. 

„ Das Beſondere der Vorſchrift des § 31 iſt, daß die Schadens⸗ 
zufügung, welche 
b. in Derfaffungsmäßig berufener Vertreter (§§ 27—30, 48, 68), 

Ge, Ausführung der ihm zuſtehenden Verrichtungen — nicht bloß bei 
e Gelegenheit derſelben 
1 ritten — nicht dem Verein und nicht ſich ſelbſt 
i chen als von dem Vereine ſelbſt zugefügt behandelt wird. Die Haftung tritt 
dieſelb Falles für jede zum Schadenserfage verpflichtende Handlung ein, mag 
nicht widerſchuldet oder unverſchuldet (3. B. 58 122, 231), widerrechtlich oder 
n a errechtlich (z B. 8 933), rechtsgeſchäftlich oder rein thatſächlich ſein, 
Vgl. auch 5 De in einem We (IM. 1901 5 11 1 11510 

31, 28 337. — Die ſelbſtändige 5 Handelnde ei 
uach $31 unberührt, NG. 28 2 e Haftung des Ha i 
wert ann durch die Satzung nicht ausgeſchloſſen oder abgeändert 
Person ($ 40): Geltung dieser Vorſchrift für Stiftungen $ 86, für die juriſt. 
Auf pe E: Rechtes § 89. 

ar licht rechtsfähige Vereine ift 1 ni bar; a. M. Dern⸗ 

burg 1 S. 173. Lal 8 55 — IG ſt § 31 nicht anwendbar; 


D. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3, Aufl. 4 


3. Beſondere Vertreter. 


4. Haftung des Vereins 
für Vertreter. 


5. Machtbefugniſſe der 
Mitglieder. 
a. Beſchlußfaſſung. 
a. in einer Berſamm⸗ 
Iung. 


F. ohne Verſamm⸗ 
lung. 


Aenderung der 


Satzung. 


0. Stimmrecht bei kon⸗ 


kurrirendem Intereſſe. 


Sonderrechte. 
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Gegenſtand bei der Berufung bezeichnet wird. Bei der Beſchluß⸗ 
faſſung entſcheidet die Mehrheit der erſchienenen Mitglieder. 

Auch ohne Verſammlung der Mitglieder iſt ein Beſchluß gültig, 
wenn alle Mitglieder ihre Zuſtimmung zu dem Beſchluſſe ſchriftlich 
erklären. 

§ 33. Zu einem Beſchluſſe, der eine Aenderung der Satzung 
enthält, iſt eine Mehrheit von drei Viertheilen der erſchienenen Mit⸗ 
glieder erforderlich. Zur Aenderung des Zweckes des Vereins iſt 
die Zuſtimmung aller Mitglieder erforderlich; die Zuſtimmung der 
nicht erſchtienenen Mitglieder muß ſchriftlich erfolgen. 

Beruht die Rechtsfähigkeit des Vereins auf Verleihung, ſo iſt zu 
jeder Aenderung der Satzung ſtaatliche Genehmigung oder, falls die 
Verleihung durch den Bundesrath erfolgt iſt, die Genehmigung des 
Bundesraths erforderlich. 

§ 34. Ein Mitglied ift nicht ſtimmberechtigt, wenn die Beſchluß⸗ 
faſſung die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts mit ihm oder die Ein⸗ 
leitung oder Erledigung eines Rechtsſtreits zwiſchen ihm und dem 
Vereine betrifft. 

§ 35. Sonderrechte eines Mitglieds können nicht ohne deſſen 
Zustimmung durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung beeinträchtigt 
werden. 


$ 32. 1. 8 32 kann durch die Satzung abgeändert werden (8 40). Es 
kann aber die Mitgliederverſammlung durch Statut nicht gänzlich beſeitigt 
werden. Daß die Mitgliederverſammlung ein nothwendiges Organ jedes 
Vereins ift, ergeben ſchon die zwingenden Vorſchriften der §§ 36, 37. 

2. Daraus, daß die Mehrheit der erſchienenen Mitglieder entſcheiden ſoll, 
ergiebt ſich, daß jedes Mitglied eine Stimme hat, Prot. 1 S. 526. Nur 
die Stimmen der ſtimmberechtigten Mitglieder ($ 34) werden gezahlt. 
Die Feſtſtellung der Ungültigkeit eines Beſchluſſes auf Klage eines 
Mitglieds gegen den Verein wirkt nur inter partes. 

3. Bei Stimmengleichheit kommt ein Beſchluß nicht zu Stande. Bgl. 
auch Seuff. 55 174. 

4. Keine Abſtimmung durch Vertreter, ſofern die Satzung nicht 
anderweit beſtimmt (§ 38). l 

5. Schriftliche Erklärung der Zuſtimmung. Schriftform § 126. 

8 33. 1. Die Vorſchrift, daß § 33 durch die Satzung abgeändert werden 
kann ($ 40), bezieht ſich auch auf Abſ. 2; die verleihende Behörde hat zu erz 
meſſen, ob und inwieweit eine Abänderung des Abſ. 2 durch die Satzung 
zuzulaſſen iſt. — Staatliche Verleihung vgl. § 22 Note II. 

2. Die prinzipale Geltung der Landesgeſetze für Vereine mit ſtaatlich ver⸗ 
liehener ee ES. Art. 52. 


‚Preussen V. z. A. Art. 1 

Bayern ZuſtBO. $ 4. 

Sachsen V. z. A. § 2. 

Baden | AG. z. BGB. Art. 4. V. z. A. § 10. 
Hessen | AG. z. BGB. Art. 4. 


3. Die Aenderung der Satzung eines eingetragenen Vereins bedarf der 
e in das Vereinsregiſter, § 71. 

S 34. Die Vorſchrift kann durch Statut nicht abgeändert werden, § 40. 
a gegen $ 34 abgegebene Stimmen find nicht mitzuzählen, vgl. 
$ ote 2. 

§ 35. 1. Das Geſetz begnügt fih mit dem Hinweiſe darauf, daß es dem 
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$ 36. Die Mitgliederverſammlung iſt in den durch die Satzung 
beſtimmten Fällen ſowie dann zu berufen, wenn das Intereſſe des 
Vereins es erfordert. 

§ 37. Die Mitgliederverſammlung iſt zu berufen, wenn der durch 
die Satzung beſtimmte Theil oder in Ermangelung einer Beſtimmung 
der zehnte Theil der Mitglieder die Berufung ſchriftlich unter Angabe 
des Zweckes und der Gründe verlangt. 

Wird dem Verlangen nicht entſprochen, ſo kann das Amtsgericht, 
in deſſen Bezirke der Verein ſeinen Sitz hat, die Mitglieder, welche 
das Verlangen geſtellt haben, zur Berufung der Verſammlung er⸗ 
mächtigen und über die Führung des Vorſitzes in der Verſammlung 
Beſtimmung treffen. Auf die Ermächtigung muß bei der Berufung 
der Verſammlung Bezug genommen werden. 

§ 38. Die Mitgliedſchaft ift nicht übertragbar und nicht ver⸗ 
erblich. Die Ausübung der Mitgliedſchaftsrechte kann nicht einem 
Anderen überlaſſen werden. 

— 


Einfluſſe des Körperſchaftswillens entzogene Sonderrechte giebt, ohne eine 
gesetzliche Definition oder Umgrenzung aufzustellen. Ueber den Begriff der 
teonderrechte vgl. RG. II 271, 33 175 JW. 1901 S. 829 (ẽNitgliedſchaft 
ein Sonderrecht), vgl. ferner Staub Note 8 zu § 250 HGB. 
w Sonderrecht iſt im Sinne von „Sonderrechtsſtellung“ zu verſtehen, fo 
1 alſo die Rechtsſtellung eines Mitglieds weder durch Verkürzung ſeiner 
i onderberechtigung noch durch Auferlegung von Sonderverpflichtungen ohne 
eine Zuſtimmung beeinträchtigt werden darf. 
di 36. 1. Die Berufung und Eröffnung der Verſammlung liegt, ſofern 
fir Satzung — oder im Falle des § 37 das Gericht — nicht anderweit be⸗ 
l mmt, dem Vorſtand ob. Bol. § 58 Ziff. 4. Daß die Tagesordnung bei 
15 Berufung Nude ben it feige aus § 32 Abſ. 1 Satz 7 i 
uiehtwidrige Unterlaſſung der Einberufung macht ſcha enserſatzpflichti 
Gg. zu 5 27 Note Bar ſſung fung macht ſchadenserſatzpflichtig 
9 5. Ueber die Geſchäfts ordnung, die weitere Leitung, die Art der Abſtim⸗ 
dura hat, ſofern die Satzung nicht anderweit beſtimmt, die Verſammlung 
ch Stimmenmehrheit zu entſcheiden (§ 32). 
5 kann durch die Satzung nicht abgeändert werden ($ 40). 
ben 37. I. Vgl. die Noten zu $ 36. Die Angemeſſenheit der Berufung iſt 
eu Vorliegen eines dem Abſ. I entſprechenden Verlangens nicht weiter zu 
üfen. jo 5 . 0e Prüfung der Thatſachen von Amtswegen FrG. § 12; 
. 5 72. 


G. $160. Im Falle des § 37 des Bürgerlichen Gesetzbuchs soll das Ge- 
Verfügung, durch welche über das Verlangen, eine Mitgliederver- 
3 : berufen, entschieden wird, soweit thunlich den Vorstand des Ver- 
Den. Gegen die Verfügung findet die sofortige Beschwerde statt. 

des LT das Verfahren der richterlichen Ermächtigung ſind die Vorſchriften 
5 die Angelenh. d. Fr®. maßgebend, Fr. § 1. i 
in §§ 60 5 Beſchwerde nach Frö. §§ 22, 29 Abſ. 3, nicht nach CPO. wie 
oder nicht. findet ſtatt, gleichviel ob dem Verlangen entſprochen wird 


mas ohne Bezugnahme auf die Ermächtigung iſt unwirkſam 
37 
l 


4, z 
kann durch die Satzung nicht abgeändert werden (8 40). 


Š 
J. a $ 38 kann durch die Satzung abgeändert werden, $ 40. 
Vertreter ung des Stimmrechts als eines Mitgliedſchaftsrechts nicht durch 


4 * 


e. Berufung der Mit- 
gliederverſammlung. 


6. Mitgliedſchaft. 


7. Austritt. 


8. Abänderliche Vor⸗ 
ſchriften. 
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§ 39. Die Mitglieder find zum Austritt aus dem Vereine berechtigt. 

Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß der Austritt nur 
am Schluſſe eines Geſchäftsjahrs oder erſt nach dem Ablauf einer 
Kündigungsfriſt zuläſſig iſt; die Kündigungsfriſt kann höchſtens zwei 
Jahre betragen. 

§ 40. Die Vorſchriften des § 27 Abſ. 1, 3, des § 28 Abſ. 1 
und der 8$ 32, 33, 38 finden inſoweit keine Anwendung, als die 
Satzung ein Anderes beſtimmt. 


IV. Aufbören der Rechts- § 41. Der Verein kann durch Beſchluß der Mitgliederverſamm⸗ 


fähigkeit. 
1. Auflöſungsbeſchluß. 


Zu 99 Uf. 


lung aufgelöſt werden. Zu dem Beſchluß iſt eine Mehrheit von drei 
Viertheilen der erſchienenen Mitglieder erforderlich, wenn nicht die 
Satzung ein Anderes beſtimmt. 


3. Erwerb und Verluſt der Mitgliedſchaft. 

a. Der Eintritt neuer Mitglieder erfordert, ſowett nicht ſatzungsgemäß eine 
andere Regelung erfolgt iſt (vgl. $ 58 Ziff. 1), einen Beſchluß der Mit- 
glieder, § 32. 

b. Austritt der Mitglieder § 39. 

c. Ausſchließung eines Mitglieds ift nur in Gemäßheit der — erforder: 
lichen Falles entſprechend gemäß $ 33 zu ergänzenden — Satzung zu: 
läſſig. Ein geſetzliches Ausſchließungsrecht beſteht nicht. Ungerecht⸗ 
fertigte Ausſchließung begründet Klage auf Anerkennung der Mitglied⸗ 
ſchaft gegen den Verein. Für dieſen nicht vermögensrechtlichen Anſpruch 
iſt ſtets die Civilkammer zuſtändig, GBG. §§ 70, 23. Das Gericht hat 
nur zu prüfen, ob der Ausſchließungsbeſchluß ſatzungs gemäß 1300 
iſt, nicht auch, ob er ſachlich gerechtfertigt ift, RG. 49 150 3 . 1900 
S. 41719, 1901 S. 829, OLG. 2 459. — Das Ausſchließungsrecht kann 
nur ausgeübt werden, ſolange der Auszuſchließende dem Verein als Mit⸗ 
glied angehört. Das Ausſchließungsverfahren ift nicht, nach Art eines 
Disciplinarverfahrens fortzuſetzen, wenn der Austritt aus dem Verein er⸗ 
folgt ift. Vgl. RG. IW. 1902 Beil. ©. 221. 

8 39. 1. Die Vorſchrift des $ 39 ift durch die Satzung nicht abänderlich, § 40. 

3. Kündigung bedeutet Rücktritt von der Mitgliedſchaft fur die Zukunft; 
Rechte und Pflichten, welche unabhängig von der Fortdauer der Mitgliedſchaft 
bereits zur Entſtehung gelangt find (J. B. Anſprüche auf Gewinnantheil, Verz 
pflichtung zur Zahlung rückſtändiger Beitrage) werden durch den Austritt nicht 
berührt. — Die Vereinsmitgliedſchaft einer Ehefrau kann gegebenen Falles 
durch den Ehemann gemäß § 1358 gekündigt werden. 

3. Erſchwerung des Austritts über die Vorſchrift des Abſ. 2 hinaus, in- 
ſonderheit Vertragsſtrafe für den Fall des Austritts (§ 344) oder Feſtſetzung 
von Austrittsgeldern iſt nicht zuläſſig. 

§ 40. Vgl. bei den einzelnen Vorſchriften der § 26—39. 

1. Terminologie. Das BGB. unterſcheidet Auflöſung des Vereins, 
Verluſt oder Entziehung der Rechtsfähigkeit. Sie haben, unbeſchadet des 

Unterſchieds, daß anders als bei der Auflöſung des Vereins bei dem Fort⸗ 

falle der Rechtsfähigkeit der Verein als nicht rechtsfähiger im Sinne des 

` 5 rn kann, die gleichen materiellen Wirkungen ($ 45 Ab}. 1, 

| 2. Auflöfungsgründe: 

a. Beſchluß der Mitgliederverſammlung (88 41, 74 Abſ. 2); 


0 B 05 
e. Auflöſung auf Grund öffentlichen Vereinsrechts (§ 74 Ab. 3). 
3. Verluſt der Rechtsfähigkeit tritt kraft Geſetzes ein: 


| 
| b. Ablauf der ſatzungsmäßigen Zeit ($ 74 Abi. 2 


a. bei Eröffnung des Konkurſes ($$ 42, 75); 
b. durch den Wegfall aller Mitglieder (ſelbſtverſtändlich). 
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§ 42. Der Verein verliert die Rechtsfähigkeit durch die Eröffnung 
des Konkurſes. 


Der Vorſtand hat im Falle der Ueberſchuldung die Eröffnung 
des Konkurſes zu beantragen. Wird die Stellung des Antrags ver⸗ 
zögert, ſo ſind die Vorſtandsmitglieder, denen ein Verſchulden zur 
Zaft fällt, den Gläubigern für den daraus entſtehenden Schaden 
verantwortlich; ſie haften als Geſammtſchuldner. 

$ 43. Dem Vereine kann die Rechtsfähigkeit entzogen werden, 
wenn er durch einen geſetzwidrigen Beſchluß der Mitgliederver⸗ 
ſammlung oder durch geſetzwidriges Verhalten des Vorſtandes das 
Gemeinwohl gefährdet. 


4. Entziehung der Rechtsfähigkeit: 
a. wegen Ken) 43 vorgeſehenen Verſtöße gegen Geſetz oder Satzung ($§ 43, 
44, 74 Abſ. 3); 
b. wegen Mitgliedermangels (tres faciunt collegium) § 73. 
§ 41. Bei eingetragenen Vereinen Eintragung in das Vereinsregiſter § 74. 


r § 42. 1. (Abſ. 1.) Ipso jure Wirkung des Eröffnungsbeſchluſſes. 
Nur eine den Eröffnungsbeſchluß (KO. § 108) aufhebende Entſcheidung 
(8D. § 116) beſeitigt die Auflöſung des Vereins; alle übrigen Arten der 
konkursbeendigung laſſen die Rechtskraft des Eröffnungsbeſchluſſes und da⸗ 
mit auch ſeine auflöſende Wirkung unberührt (vgl. § 75). Neukonſtituirung 
eines rechtlich neuen Vereins durch die Mitglieder des alten Vereins nicht 
ausgeſchloſſen. 
zi Verbleib des ſich etwa ergebenden Ueberſchuſſes der Aktiva § 45. 
i i. (l. 2, Verantwortlichkeit des Vorſtandes wegen pflicht⸗ 
widriger Unterlaſſung oder Verzögerung der Konkursanmeldung, 
a gegenüber dem Vereine vgl. zu § 27 Note 5 
b. gegenüber den Gläubigern des Vereins. Nach Abſ. 2 hat der Gläubiger 
nachzuweiſen: 
a. das Vorhandenſein der Ueberſchuldung, wobei indeß eine etwaige 
fortlaufende Beitragspflicht der Mitglieder in Betracht zu ziehen: 
die Verzögerung des Antrags; 
»die Antragspflicht des oder der in Anſpruch Genommenen; 
das Verſchulden (Vorſatz oder Fahrläſſigkeit § 276) des oder der in 
Anſpruch Genommenen; 

o i den urſächlichen Zuſammenhang des Schadens mit dem Verſchulden: 
g lawmtſchuldneriſche Haftung §§ 421 ff. — Gegenſeitiger Regreß der 
Vorſtandsmitglieder vgl. §§ 426, 1833, 2219. 

5 Eintragung in das Vereinsregiſter §§ 74, 75. 
1770 KO. § 213. Auf das Konkursverjahren über das Vermögen einer 
3 schen Person, sowie eines Vereins, der als solcher verklagt werden kann, 
nden die Vorschriften der §§ 207, 208 entsprechende Anwendung. 
8 207. Ueber das Vermögen einer Aktiengesellschaft findet das Kon- 
ureversühren ausser dem Falle der Zahlungsunfähigkeit in dem Falle der 
eberschuldung statt, F 
50 pa Auflösung einer Aktiengesellschaft ist die Eröffnung des Verfahrens 
auge zulässig, als die Vertheilung des Vermögens nicht vollzogen ist. 


& 2009 


> <69. Zu dem Antrag auf Eröffnung des Verfahrens ist ausser den 
Konkursgtä 2 F 5 


rechtigt, wngern jedes Mitglied des Vorstandes und jeder Liquidator be- 


Li Wird der Antrag nicht von allen Mitgliedern des Vorstandes oder allen 


0 gestellt, so ist derselbe zuzulassen, wenn die Zahlungsunfähigkeit 
i 1 „eserschuldung glaubhaft gemacht wird. Das Gericht hat die übrigen 
Mitglieder oder Liquidatoren nach Massgabe des § 105 Abs. 2, 3 zu hören. 


D~ zo 


2. Konkurs 


3. Entziehung der Rechts⸗ 
fähigkeit. 
a. Entziehungsgründe. 


b. Zuſtändigkeit und 
Verfahren. 


V. Schickſal des Der- 
mögens. 
1. Anfallberechtigter. 
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Einem Vereine, deſſen Zweck nach der Satzung nicht auf einen 
wirthſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, kann die Rechtsfähigkeit 
entzogen werden, wenn er einen ſolchen Zweck verfolgt. 

Einem Vereine, der nach der Satzung einen politiſchen, ſozial⸗ 
politiſchen oder religiöſen Zweck nicht hat, kann die Rechtsfähigkeit 
entzogen werden, wenn er einen ſolchen Zweck verfolgt. 

Einem Vereine, deſſen Rechtsfähigkeit auf Verleihung beruht, kann 
die Rechtsfähigkeit entzogen werden, wenn er einen anderen als den 
in der Satzung beſtimmten Zweck verfolgt. 

$ 44. Die Zuſtändigkeit und das Verfahren beſtimmen ſich in 
den Fällen des § 43 nach den für ſtreitige Verwaltungsſachen gel⸗ 
tenden Vorſchriften der Landesgeſetze. Wo ein Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren nicht beſteht, finden die Vorſchriften der SS 20, 21 der 
Gewerbeordnung Anwendung; die Entſcheidung erfolgt in erſter In⸗ 
ſtanz durch die höhere Verwaltungsbehörde, in deren Bezirke der 
Verein ſeinen Sitz hat. 

Beruht die Rechtsfähigkeit auf Verleihung durch den Bundesrath, 
ſo erfolgt die Entziehung durch Beſchluß des Bundesraths. 

45. Mit der Auflöſung des Vereins oder der Entziehung der 
Rechtsfähigkeit fällt das Vermögen an die in der Satzung beſtimmten 
Perſonen. 

Durch die Satzung kann vorgeſchrieben werden, daß die Anfall- 
berechtigten durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung oder eines 
anderen Vereinsorgans beſtimmt werden. Iſt der Zweck des Vereins 
nicht auf einen wirthſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet, ſo kann 
die Mitgliederverſammlung auch ohne eine ſolche Vorſchrift das Ver⸗ 
mögen einer öffentlichen Stiftung oder Anſtalt zuweiſen. 

Fehlt es an einer Beſtimmung der Anfallberechtigten, ſo fallt das 
Vermögen, wenn der Verein nach der Satzung ausſchließlich den 
Intereſſen feiner Mitglieder diente, an die zur Zeit der Auflöſung 
oder der Entziehung der Rechtsfähigkeit vorhandenen Mitglieder zu 
gleichen Theilen, anderenfalls an den Fiskus des Bundesſtaats, in 
deſſen Gebiete der Verein ſeinen Sitz hatte. 


843. 1. Vereinszweck vgl. Vorbemerkung zu §§ 21 ff. Wegen pos 
litiſcher, ſozialpolitiſcher, religiöſer Zwecke val. zu § 61. 

2. Neben den Auflöſungsgründen des § 43 bleiben noch die Aufloſungs⸗ 
gründe des öffentlichen Vereinsrechts, welches durch das HGB. nicht 
berührt wird, beſtehen. 

3. Verbleib des Vermögens § 45. 

8 44. 1. Das hier vorgeſchriebene Verfahren bezieht ſich nur auf die Auf⸗ 
löſungsgründe des § 43, nicht auf die dem öffentlichen Vereinsrecht ent⸗ 
nommenen Auflöſungsgründe. — Vgl. auch $ 62. 

2. Aus der Landesgeſetzgebung vgl.: 
Preussen V. z. A. d. BOB. Art. 2. 


Bayern AG. z. BG B. Art. 4. 

Sachsen V. z. A. § 4. 

Württemb. | AG. z. BGB. Art. 135. 

Baden AG. z. BGB. Art. 4. V. z. A. $$ 11, 12. 


Hessen | AG. z. BOB. Artt. 5, 6. 
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§ 46. Fällt das Vereinsvermögen an den Fiskus, fo finden die e. Anfal an den Fiskus, 
Vorſchriften über eine dem Fiskus als geſetzlichem Erben anfallende 
Erbſchaft entſprechende Anwendung. Der Fiskus hat das Vermögen 
thunlichſt in einer den Zwecken des Vereins entſprechenden Weiſe 
zu verwenden. N s l 

§ 47. Fällt das Vereinsvermögen nicht an den Fiskus, fo muß u. „ 
eine Liquidation ſtattfinden. 9 4 

$ 48. Die Liquidation erfolgt durch den Vorſtand. Zu Liqui⸗ v. Sinitatoren. 
datoren können auch andere Perſonen beſtellt werden; für die Be⸗ 
ſtellung ſind die für die Beſtellung des Vorſtandes geltenden Vor⸗ 
ſchriften maßgebend. 


Die Liquidatoren haben die rechtliche Stellung des Vorſtandes, . Rechtsſtellung der 


ſoweit ſich nicht aus dem Zwecke der Liquidation ein Anderes ergiebt. eee ee 
Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, ſo ift für ihre Beſchlüſſe a Neirere Sicut. 
Uebereinſtimmung aller erforderlich, ſofern nicht ein Anderes be⸗ Wel 


ſtimmt iſt. 


45. 1. Auflöſung, Entziehung der Rechtsfähigkeit ſ. Borb. zu 88 41—44. 

2. Anfall iſt Ta so Erwerb mit Ausſchlagungsrecht (vgl. § 1942 und 
Prot. I S. 547); hieran ändert auch nichts die Nothwendigkeit einer Liquidation 
in den Fällen, in welchen ein Anderer als der Fiskus anfallsberechtigt iſt 
(88 46, 47 ff., § 49 Note 3). 

. Der Anfall erfolgt an den Fiskus auch dann, wenn ihm vorhergehende 
Anfallberechtigte nicht vorhanden find oder von ihrem Ausſchlagungsrechte 
Gebrauch machen. 5 P 

4. Vorbehalt für die Landesgeſetze, welche an Stelle des Fiskus einen 
underen Anfallberechtigten ſetzen, EG. Art. 85. 

Lreussen | AG. z. BGB. Art. 5. 
Württemb. | AG. z. BGB. Art. 136. 
Hessen | AG. z. BGB. Arit. 10, 11. 


5 46. 1. Fiskus als geſetzlicher Erbe $ 1936; keine Ausſchlagungsbe⸗ 

ingniß 91942 Abf. 2 a des ee des Fiskus SS 1964 f.; 

Geltendmachung der Rechte für und gegen den Fiskus § 1966; Befreiung 

SR von der Inventarpflicht, Auskunftspflicht des Fiskus § 2011. — 
S 780 Abſ. 2. : 

1 2. Sat 2 de keine Klage, ſondern lediglich eine öffentlich⸗rechtliche 

Pflicht des Fiskus. 

, Aus der Landesgeſetzgebung vgl. 

Sachsen B. z. A. § 6. 


luis 47. 1. Im Konkursfalle tritt an die Stelle der Liquidation das Ron- 
verfahren. KO. § 213 vgl. zu § 42. N 

355 Die gemäß 18 Landesrechts (CO. Art. 85) „an die Stelle des 

aae tretende“ juriftiſche Perſon des öffentlichen Rechtes dürfte auch in 

uſehung der Nothwendigkeit einer Liquidation dem Fiskus gleichzuſtellen ſein. 


odd 48. l. Beſtellung der Liquidatoren durch die Mitgliederverſammlung 
2. durch das Gericht 59 27, 29. Bgl. NG. IM. 1899 S. 75325 
f Eintragung in das Vereinsregiſter § 76. 
z Rechtliche Stellung der Liquidatoren. : 
Nonne näber der Regel, daß die Liguidatoren die rechtliche Stellung des 
denrſtandes haben, ſind die Vorausſetzungen der Ausnahme, daß ſich aus 
cm Liquibationszwerte ($ 49) im einzelnen Falle ein Anderes ergiebt, von 


cmienigen darzuihun und zu bew 


i i i 8 beruft 
(vgl. Einl. 2 5 iſen, der ſich auf die Ausnahme beruf 


e 
u. Golom.⸗Lil. 1 93). 


mD 


n 
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. iqitationswet. 5 49. Die Liquidatoren haben die laufenden Geſchäfte zu be⸗ 


Aufgabe der Liqui- 


dad endigen, die Forderungen einzuziehen, das übrige Vermögen in Geld 
umzuſetzen, die Gläubiger zu befriedigen und den Ueberſchuß den 
Anfallberechtigten auszuantworten. Jur Beendigung ſchwebender 
Geſchäfte können die Liquidatoren auch neue Geſchäfte eingehen. Die 
Einziehung der Forderungen ſowie die Umſetzung des übrigen Ver⸗ 
mögens in Geld darf unterbleiben, ſoweit dieſe Maßregeln nicht zur 
Befriedigung der Gläubiger oder zur Vertheilung des Ueberſchuſſes 
unter die Anfallberechtigten erforderlich ſind. 


„Fingirter Forte Der Verein gilt bis zur Beendigung der Liquidation als fort⸗ 


Hand des Vereins. heſtehend, ſoweit der Zweck der Liquidation es erfordert. 


„Bekanntmachung der & 50. Die Auflöſung des Vereins oder die Entziehung der 


Liquidation. 


Rechtsfähigkeit iſt durch die Liquidatoren öffentlich bekannt zu machen. 
In der Bekanntmachung ſind die Gläubiger zur Anmeldung ihrer 
Anſprüche aufzufordern. Die Bekanntmachung erfolgt durch das in 
der Satzung für Veröffentlichungen beſtimmte Blatt, in Ermangelung 
eines ſolchen durch dasjenige Blatt, welches für Bekanntmachungen 
des Amtsgerichts beſtimmt iſt, in deſſen Bezirke der Verein ſeinen 


a. Gemäß Abſ. 2 haben die Liquidatoren — vorbehaltlich der fih aus dem 
Zwecke der Liquidation ($ 49) ergebenden Schranke — nicht nur die 
Rechte und Pflichten des Vorſtandes (55 26 Abſ. 2, 27, 28 Abſ. 2, 42 
Abſ. 2), ſondern es findet auch § 31 (Haftung des Vereins) Anwendung. 

b. Die Liquidatoren haften dem Verein oder den Gläubigern (§ 49 Abſ. 2, 
53), nicht den einzelnen Mitgliedern. 8 

4. Die Beſchlußfaſſung der Liquidatoren (Abſ. 3) weicht von der des 

Vorſtandes (§ 28 Abſ. 1) ab. Abänderung der geſetzlichen Vorſchrift bedarf 

der Eintragung in das Vereinsregiſter gemäß § 76 Abſ. 1. 

5. Konkurrirendes Intereſſe eines Liquidators ſchließt ihn von der 

Beſchlußfaſſung aus, §§ 28 Abf. 1, 34. 


849. 1. Der Liquidationszweck iſt beſtimmend für den Umfang der Ver⸗ 
tretungsmacht der Liquidatoren (§ 48 Abſ. 2). Vgl. KG. Jahrb. ZL A 258 f. 
— Eine weitere Beſchränkung der Vertretungsmacht tft zuläſſig, vgl. §§ 10, 
68 in Verb. mit § 48 Abſ. 2. 

2. Eingehung neuer Geſchäfte. Durch Abſ. 1 Satz 2 wird klarge⸗ 
ſtellt, daß der Liquidationszweck die Eingehung neuer Geſchafte nicht ſchlecht⸗ 
hin ausſchließt. Daß bei Eingehung eines neuen Geſchafts die Liquidatoren 
die ihnen regelmäßig gemäß § 48 Ab]. 2 (vgl. Note 3 daſelbſt) zukommende 
Vertretungsmacht überjchritten haben, ift von demjenigen zu beweiſen, der 
dies behauptet. Vgl. Goldm.⸗Lil. 1 93, Prot. VI 156 ff. und ROY. 13 226; 
A 308; NG. 4 65. 

3. Die Aus antwortung des Vermögens ift nicht Uebertragung, fon- 
dern lediglich thatſächliche Aushändigung, vgl. §§ 1986, 45 Note 2; deshalb 
3. B. keine Auflaſſung eines Grundſtücks (§ 925), ſondern Berichtigung des 
Grundbuchs ($ 894). 

4. Der Fortbeſtand des Vereins innerhalb des Liquidationszwects 
gewährt die Aktiv⸗ und Paſſivlegitimation für die Abwicklung der Geſchäfte; 
der bisherige Sitz und Gerichtsſtand bleibt erhalten. Zulaſſigkeit der Kon⸗ 
kurseröffnung bis nach vollzogener Vertheilung des Vermögens, KO. §§ 207, 
213, vgl. § 53 in Verbindung mit § 42 Abſ. 2. 

5. Nachträglich aufgefundenes Vermögen. (HGB. § 302 Abſ. 4.) 
Die Liquidatoren treten wieder in Funktion; event. Beſtellung gemäß § 29. 
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Q 


ib hatte. Die Bekanntmachung gilt mit dem Ablaufe des zweiten 
ages nach der Einrückung oder der erſten Einrückung als bewirkt. 
Bekannte Glaubiger ſind durch beſondere Mittheilung zur An⸗ 
meldung aufzufordern. 

$ 51. Das Vermögen darf den Anfallberechtigten nicht vor dem 
Ablauf eines Jahres nach der Bekanntmachung der Auflöſung des 
Vereins oder der Entziehung der Rechtsfähigkeit ausgeantwortet 
werden. 

$ 52. Meldet ſich ein bekannter Gläubiger nicht, fo iſt der ge⸗ 
ſchuldete Betrag, wenn die Berechtigung zur Hinterlegung vorhanden 
iſt, für den Glaubiger zu hinterlegen. 

Iſt die Berichtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht ausführ⸗ 
bar oder iſt eine Verbindlichkeit ſtreitig, ſo darf das Vermögen den 
Anfallberechtigten nur ausgeantwortet werden, wenn dem Gläubiger 
Sicherheit geleiſtet iſt. 

§ 53. Liquidatoren, welche die ihnen nach dem § 42 Abſ. 2 
und den $$ 50 bis 52 obliegenden Verpflichtungen verletzen oder 
vor der Befriedigung der Gläubiger Vermögen den Anfallberechtigten 
ausantworten, find, wenn ihnen ein Verſchulden zur Laſt fällt, den 
„läubigern für den daraus entſtehenden Schaden verantwortlich; ſie 
haften als Geſammtſchuldner. 

$ 54. Auf Vereine, die nicht rechtsfähig ſind, finden die Vor⸗ 
ſchriften über die Geſellſchaft Anwendung. Aus einem Rechts⸗ 
geſchäfte, das im Namen eines ſolchen Vereins einem Dritten gegen⸗ 
über vorgenommen wird, haftet der Handelnde perſönlich; handeln 
Mehrere, ſo haften ſie als Geſammtſchuldner. 

— — 


5 50. Zweitägige Friſt (88 187 Abſ. 1, 188 Abſ. 1). 


$ 51. Friſtberechnung nach $$ 187 Abſ. 2, 188 Abs. 2. 
685 — = 1. (Abſ. 1.) Bei vorhandener Hinterlegungsberechtigung 
2 Oi ff. 


— tritt Hinterlegungspflicht ein; Zuwiderhandlun begründet 
Sündenserfagpfiht 6 33). = Bal 91986 Note 3. í g 
Abs. 2.) Sicherheitsleiſtung $$ 232 ff. 
„ Olaubiger, welche ſich melden nach Ablauf des Sperrjahrs und 
vor Ausantwortung des Vermögens, ſind von den Liquidatoren aus dem 
Beſtande zu befriedigen; 

nach Ausantwortung des Vermögens, haben den Bereicherungsanſpruch 
‚gegen die Empfänger gemäß $$ 812 ff. 

F 53. 1. Wegen der Begründung des Schadenserſatzanſpruchs der Gläu⸗ 
lichen fl. Note 3 zu § 42. — Konkursfähigkeit des in Liquidation befind⸗ 
eines un NS, vgl. § 49 Note 4, KO. §§ 207, 213; Antragsrecht und pflicht 

2. eden Liquidators RO. § 213, 208, WGB. § 42 Abi. 2, 48 Abſ. 2. 

8848 gr, tung der Liquidatoren gegenüber dem Verein ergiebt ſich aus 
ogl. § 42 Not Fi Abſ. 3, 49 Abſ. 2. — Gegenſeitiger Regreß der Liquidatoren 


Ic 


2 


ote 3 c. 


5 - 

9 8 5 ; . Nicht rechtsfähige Vereine find Perſonenvereinigungen mit kor⸗ 

ſtaatliche Serfafjung, welche Eintragung in das Vereinsregiſter ($ 21) oder 

erlangt e Serleihung der Rechtsfähigkeit ($ 22) nicht nachgeſucht oder nicht 

88 41 gg die frühere Rechtsfähigkeit verloren haben (vgl. Vorb. zu 
unsbeſondere gehören hierher nachmals rechtsfähige Vereine bis 


1. Sperrjahr. 


k. Unerledigte Ver⸗ 
bindlichkeiten. 


J. Haftung der Viqui- 
datoren gegenüber 
den Glaubigern. 


Vereine. 
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8 54. B ee! 3 
ehige zu dem Zeitpunkte der erlangten Rechtsfähigkeit (ogl. $ 62 Note 2). — Aus⸗ 
B. mht ee ländiſche Vereine, welche im Inlande nicht anerkannt ſind, EG. Art. 10, 


2. Die Maßgeblichkeit des Geſellſchafts rechts ergiebt: 

a. Die Beurtheilung der nicht rechtsfühigen Vereine des BGB. als rechts⸗ 
fähiger freierer genoſſenſchaftlicher Verbände deutſchrechtlichen Syſtems ift 
ausgeſchloſſen. 

b. Träger der Rechte und Pflichten iſt nicht der Verein, ſondern die ge⸗ 
ſellſchaftlich organiſirte Geſammtheit der Mitglieder ($9 705 ff.). Den 
Mitgliedern in ihrer Geſammtheit können alle Rechte zuſtehen, welche 
nicht ihrer Natur nach eine einheitlich geſchloſſene Perſönlichkeit voraus⸗ 
ſetzen, wie z. B. das Namenrecht (§ 12). Als Erbe kann ein nichtrechts⸗ 
fähiger Verein nicht eingeſetzt werden (vgl. § 2101 Abſ. 2); wohl aber 
können die einzelnen unter der Bezeichnung als Verein zuſammengefaßten 
Mitglieder als Erben berufen und der Nachlaßbeſtand im Wege des Ver⸗ 
mächtniſſes oder der Auflage dem Vereine zugeführt werden. 

6. Die innere Organifation beruht auf dem Geſellſchaftsvertrage (Vereins- 
fagung). Die dispoſitive Natur des Geſellſchaftsrechts ermöglicht eine 
innere forporative Organiſation, welche derjenigen des rechtsfähigen Ver⸗ 
eins vollkommen entſpricht. Der Geſellſchaftsvertrag kann auch ſtillſchwei⸗ 
gend geſchloſſen ſein. Insbeſondere wird der Zweck des Vereins, der 
Geſammtinhalt der Satzung und das bei gleichartigen Vereinen Uebliche 
zu berückſichtigen fein (vgl. Gierke, Vereine ohne Rechtsfähigkeit S. 9 f.). 
Für die Anwendung des Geſellſchaftsrechts treten an die Stelle der Mit: 
gliederverſammlung die Geſellſchafter ($ 709), den ſogenannten Vorſtand 
bilden die geſchäftsführenden Geſellſchafter (8$ 710 ff.). — Das Verhält⸗ 
niß des Vorſtandes zu den N iſt durch § 713 ebenfo wie für 
den rechtsfähigen Verein (§ 27 Abſ. 3) geregelt, nur daß die Haftung ſich 
auf die diligentia quam suis beſchränkt ($ 708). — Der Sitz auch des 
nicht rechtsfähigen Vereins beſtimmt ſich nach § 24. 

d. Das Vereinsvermögen (val. CPO. 8735, KO. § 213) ift gemeinſchaft⸗ 
liches Vermögen der Geſellſchafter und ſteht als Geſellſchaftsvermögen 
($ 718) in Gemeinſchaft zur geſammten Hand (58 718 fl.). Wegen der 
Größe der Antheile 88 722, 734. Die grundbuchliche Eintragung, welche 
auf den Namen der Geſellſchafter zu erfolgen hat, hat das für die Ge⸗ 
meinſchaft maßgebende Re tsverhältniß zu bezeichnen (GBO. § 48) und 
wird etwa dahin lauten: Das Grundſtück gehört zum Vereinsvermögen 
des aus den Miteigenthümern gebildeten nicht rechtsfähigen Vereins X (val. 
ERO. $ 735). Fiduciariſches Eigenthum einzelner Mitgl. vgl. §313 Note 2d. 

e. Die Vertretung der Mitgliedergeſammtheit nach außen erfolgt durch 

den Vorſtand auf Grund rechts geſchäftlicher Vertretungsmacht, deren 

Umfang to aus dem Geſellſchaftsvertrag ergiebt ($$ 714 ff.). Mehr- 

gliedriger Vorſtand SS 710 Satz 2, 709 Abſ. 1, 714. Wegen der Ver⸗ 

pflichtung der Mitglieder durch den Vorſtand ſ. Nr. 3. — Wegen der ge⸗ 
ſammtſchuldneriſchen Haftung des im Namen des Vereins Handelnden 

§ 54 S. 2 und zu Nr. 6. 

Der Austritt der Mitglieder. Das Kündigungsrecht kann nicht über 

das Maß des § 749 Abſ. 3 hinaus beſchränkt werden. Für den Fall der 

Kündigung der Mitgliedſchaft durch ein Mitglied ſelbſt ($ 723) oder durch 

einen Gläubiger des Mitglieds (§ 725), ſowie für den Fall des Todes 

oder des Konkurſes eines Mitglieds iſt der Fortbeſtand der Geſellſchaft 
unter den übrigen Mitgliedern als vereinbart anzuſehen, vgl. §§ 736 ff. 
und zu C. Der Antheil des Ausſcheidenden am Geſellſchaftsvermögen 
wächſt nach $ 738 den übrigen Mitgliedern zu. Der Abfindungsanſpruch 
des Ausſcheidenden ($ 738) wird regelmäßig als durch den Geſellſchafts⸗ 
vertrag ausgeſchloſſen zu gelten haben, ſo daß der Gläubiger eines Mit⸗ 
glieds durch Pfändung des Antheils ($ 725, CPO. $ 859) regelmaßic 
weder den Verein zur Auflöſung bringt, noch ſich ſelbſt einen Vortheil 
verſchafft. Wegen der Schuldenhaftung des Austretenden ſ. zu Nr. 3b. 


f. 
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g. Der Eintritt nener Mitglieder, wenn durch die Vereinsſatzung zuge⸗ 


a. 


z 


a. 


laſſen, erfolgt durch einen Geſellſchaftsvertrag, welchen der Vorſtand Naz 
mens der vorhandenen Mitglieder mit dem neuen Mitgliede ſchließt. 
Die antheilweiſe Uebertragung des Geſellſchaftsvermögens muß in der 
für die Uebertragung des einzelnen Rechtes vorgeſchriebenen Form er⸗ 
folgen (Uebertragungsvertrag §§ 398 ff.; Uebergabe §§ 929—931; Auf 
laſſung § 925.) — Wegen der Schuldenhaftung des Eintretenden ſ. zu 3c. 
3. Schuldenhaftung des Vereins. l 

Die fog. Schulden des Vereins find in Wirklichkeit gemeinſchaftliche 
Schulden der einzelnen Mitglieder. Dieſe werden durch den Vorſtand 
(gemäß 2e) auf Grund rechtsgeſchäftlicher, durch den Geſellſchaftsver⸗ 
trag dem Umfange nach beſtimmter, Vertretungsmacht vertreten und 
haften für die durch den Vorſtand vertragsmäßig begründeten Verpflich⸗ 
tungen als Geſammtſchuldner (§ 427). — Nicht ausgeſchloſſen und regel⸗ 
mäßig anzunehmen iſt eine Beſchränkung der Vollmacht des Vorſtandes 
dahin, daß die Mitglieder nur zu einer Haftung mit ihrem Antheil an 
dem Geſellſchaftsvermögen verpflichtet werden konnen. Die Haftung des 
Vereins für Vertreter richtet ſich nicht nach § 31, ſondern nach §§ 278, 
831, 840 (vgl. DQG. 4 201), und zwar in den Fällen der kraft Geſetzes 
eintretenden Haftung, ohne Beſchränkung der Haftung der einzelnen Mit⸗ 


glieder auf ihren Antheil am Vereinsvermögen, vgl. Vorb. zum II. Buche 
Note 508. 


Die Mitverpflichtung ausſcheidender Mitglieder wird durch den Austritt 


nicht berührt, unbeſchadet ihres Anſpruchs auf Befreiung durch die ver⸗ 
bleibenden Mitglieder (§ 738). Inſoweit die Haftung des Ausſcheiden⸗ 
en auf feinen Antheil am Vereinsvermögen beſchränkt ift (vgl. zu a), 
wird fie ſich regelmäßig mit dem Austritt erledigen (vgl. Note 21). 


Eine Haftung neueintretender Mitglieder für beſtehende Schulden wird 


dem Gläubiger gegenüber durch den Eintritt nicht begründet, unbeſchadet 
der durch den Geſellſchaftsvertrag den bisherigen Mitgliedern gegenüber 
übernommenen Verpflichtung zur Mittragung der beſtehenden Verbindlich⸗ 
teilen. $ 419 ift nicht anwendbar. 

4. Die Prozeßführung des nicht rechtsfähigen Vereins. 

Die Aktiv⸗ und Paſſivlegitimation (vgl. zu b) wohnt der Geſammt⸗ 
heit der Mitglieder bei ($ 718). Wenn auch zur Vertretung der gemein 
ſchaftlichen Intereſſen Namens des Vereins ausſchließlich der Vorſtand 
befugt ift (vgl. Note 2c, § 710), ſo kann dennoch das einzelne Mitglied, 
msbeſondere alfo auch der Vorſtand aus eigenem Rechte gemäß § 432 
nagen, Die Einwendung des Beklagten aus § 710 wird, ſofern er nicht 
Mitglied iſt, eine Einwendung aus dem Rechte Dritter ſein. Gegen 
Mitglieder, welche ihren Pflichten aus dem Geſellſchaftsvertrage (Satzung), 
insbeſondere der Beitragspflicht nicht nachkommen, kann der Vorſtand 
aus eigenem Rechte mit der actio pro socio vorgehen (710). Im Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrage kann das Ausſcheiden derjenigen Mitglieder vorgeſehen 
* in deren Perſon Unterbrechungsgründe für den Prozeß (Tod, 
been kurs, vgl. CPO. §§ 239 ff.) eintreten. Wechſel der Mitglieder während 

e3 Prozeſſes CO. § 265. 

Ser O. $ 736. Zur Zwangsvollstreckung in das Gesellschaftsvermögen 
nar nach § 705 des Bürgerlichen Geseizbuchs eingegangenen Gesellschaft 


; = ein gegen alle Gesellschafter ergangenes Urtheil erforderlich. 


rberregelung für die Klage gegen den Verein. 
Fr 0. S50. Parteifähig ist, wer erte ist. 

eite 145 rein, der nicht rechtsfähig ist, kann verklagt werden; in dem Rechts- 
GPH der Verein die Stellung eines rechtsfähigen Vereins. 

rercktg n $ 735, Zur Zwangsvollstreckung in das Vermögen eines nicht 

„ gigen Vereins genügt ein gegen den Verein ergangenes Urtheil. 
Mit den Rechtsſtreit (Klagezuſtellung, Vertretung, Zeugenſchaft der 

kitglieder u. f. w.) gilt der Verein als ſelbſtändiges Rechtsſubjekt. 


8 54. 
B. Nicht rechtsfahige 
Vereine. 
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2. Eingetragene Vereine. 


L Regijter-Berict. § 55. Die Eintragung eines Vereins der im § 21 bezeichneten 
Ark in das Vereinsregiſter hat bei dem Amtsgerichte zu geſchehen, 
in deſſen Bezirke der Verein ſeinen Sitz hat. 


Das Vorhandenſein eines Vorſtandes, der die Stellung eines geſetz⸗ 
lichen Vertreters (§ 26 Abſ. 2) hat, ift nothwendiges Erforderniß für 
die Parteifähigkeit (NG. JW. 1901 S. 3039). Rechtsſtreit iſt im 
weiteſten Sinne zu verſtehen; er umfaßt Widerklage, Verweiſung zu 
beſonderem Verfahren, Geltendmachung des Schadenserſatzanſpruchs 
aus CPO. §§ 302, 717 20., iet pere Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung (insbeſ. die Klage aus CERI. § 767), ſowie das Koſtener⸗ 
ſtattungsverfahren (arg. ex 881 C; O.). Außerhalb des Proze ſes 
liegende Rechtsgeſchäfte, z. B. die Aufrechnungserklarung ($ 388 
Note 5c) werden hierdurch nicht berührt. 

B. Die allgemeine Regelung der Parteifähigkeit im § 50 EBD. erſtreckt 
ſich auch auf das Arreſt⸗ und das Mahnverfabren; wird gegen den 
Verein als ſolchen in dieſer Art vorgegangen, ſo muß dem Verein 
auch Parteifähigkeit für den Widerſpruch und die Relaxationsklage 
aus $ 927 CPO. zugeſprochen werden. 

7. Der Klage der Vereinsmitglieder (zu a) kann keine Widerklage gegen 
den Verein entgegengeſetzt werden, da die für Klage und Wider⸗ 
klage erforderliche formelle Identität der Prozeßparteien nicht vor⸗ 
liegen würde, vgl. Wilmowski Levy zu CPO. § 33 (a. F.) Note! Abſ. 8. 

ò. Zur Zwangsvollſtr. aus $ 735 vgl. Preuß. IMBI. 1900 S. 22 ff., 29. 

e. Auflöſung des Vereins während des Rechtsſtreits vgl. DQG. 4 202, 
RG. 34 169 f. 
5. Auflöſung und Konkurs des Vereins. 
a. Wegen der in der Perſon eines einzelnen Mitglieds eintretenden Gründe 
der Auflöſung einer Geſellſchaft vgl. Note 2f. 
b. Im Falle der Auflöſung finden Mangels anderweiter Vorſchriften der 
Satzung (vgl. Note 2c) § 730 ff. Anwendung. Da nach, § 730 Abſ. 2 für 
den Zweck der Auseinanderſetzung der Verein als fortbeſtehend gilt, ſo 
bleiben auch ferner die §§ 50, 735, KO. §§ 213, 207 Abſ. 2 anwendbar. 
C. 29 des Konkurſes des Vereins vgl. KO. § 213 (abgedruckt zu 9 42 
ote 5). 
6. Die (Geſammthaftung der für den Verein Handelnden ($ 54 Satz 2). 
a. Die Haftung tritt auch ein, wenn der Dritte weiß, daß für einen nicht 
rechtsfähigen Verein gehandelt wird; die Geſammthaftung kann durch Ver⸗ 
einbarung mit dem Dritten, aber nicht etwa durch die Vereinsſatzung 
(vgl. Vorb. zum II. Buche Note 50) ausgeſchloſſen werden. Vgl. die 
entſprechende Vorſchrift HGB. § 200 Abi. 1 Satz 2 (Handeln für eine 
noch nicht eingetragene Aktiengeſellſchaft) und dazu RG. 47 1. 
b. Die Haftung tritt nicht ein, wenn der Handelnde nicht im Namen des 
Vereins, ſondern im Namen der Vereinsmitglieder als einzelner 
Perſonen handelt. 
e. Wegen der Geſammthaftung vgl. §§ 421 ff. 
Votbemerſung zu Die 88 55 bis 79 gelten als beſondere Vorſchriften für die eingetragenen 
89 35 fl. bzw. einzutragenden Vereine neben den „Allgemeinen Vorſchriften“ der $ 21 ff. 
N FG. Achter Abschnitt. 
Vereinssachen. (rüterrechtsregister. 

Preußen: Allg. Verf. des 8 159. Auf die Eintragungen in das Vereinsregister finden die Vorschriften 
a rn der 88 127 bis 130, 742, 143, auf das Verfahren bei der Verhängung von 
(ml. S. 299.) Ordnungsstrafen gegen Mitglieder des Vorstandes oder Liquidatoren eines ein- 

getragenen Vereins finden die Vorschriften des §§ 127, 132 bis 139 ent- 
sprechende Anwendung. 
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—— — 


$ 127. Das Registergericht kann, wenn eine von ihm zu erlassende 
Verfügung von der Beurtheilung eines streitigen Rechtsverhältnisses abhängig 
ist, die Verfügung aussetzen, bis über das Verhältniss im Wege des Rechts- 
streits entschieden ist. Es kann, wenn der Rechtsstreit nicht anhängig ist, 
einem der Betheiligten eine Frist zur Erhebung der Klage bestimmen. 

§ 128. Die Anmeldungen zur Eintragung in das Handelsregister sowie 
die zur Aufbewahrung bei dem Gerichte bestimmten Zeichnungen von Unter- 
schrijten können zum Protokolle des Gerichtsschreibers des Registergerichts 
erfolgen. 

9 129. Ist die zu einer Eintragung erforderliche Erklärung von einem 
Notar beurkundet oder beglaubigt, so gilt dieser als ermächtigt, im Namen 
des zur Anmeldung Verpflichteten die Eintragung zu beantragen. Die Vor- 
schriften des $ 124 finden entsprechende Anwendung. 

$ 130. Jede Eintragung soll den Tag, an welchem sie erfolgt ist, an- 
geben und mit der Unterschrift des zuständigen Beamten versehen werden. 

Jede Eintragung soll demjenigen, welcher sie beantragt hat, bekannt ge- 
macht werden. Auf die Bekanntmachung kann verzichtet werden. 

8132. Sobald das Registergericht von einem sein Einschreiten nach den 
88 14, 319, und dem § 325 No. 9 des Handelsgesetzbuchs rechtfertigenden 
Sachverhalte glaubha/te Kenntniss erhält, hat es dem Betheiligten unter An- 
drohung einer Ordnungsstrafe aufzugeben, innerhalb einer bestimmten Frist 
seiner gesetzlichen Verpflichtung nachzukommen oder die Unterlassung mittels 
Einspruchs gegen die Verfügung zu rechtfertigen. 

Die Beschwerde gegen diese Verfügung ist unzulässig. 

8 133. Wird innerhalb der bestimmten Frist weder der gesetzlichen 
Verpflichtung genügt noch Einspruch erhoben, so ist die angedrohte Strafe 
festzusetzen und zugleich die frühere Verfügung unter Androhnng einer er- 
neuten Ordnungssirafe zu wiederholen. 

In gleicher Weise ist fortzufahren, bis der gesetzlichen Verpflichtung ge- 
nügt oder Einspruch erhoben wird. 

8 134. Wird rechtzeitig Einspruch erhoben, so hat das Gericht, wenn 
sich der Einspruch nicht ohne Weiteres als begründet ergiebt, zur Erörte- 
rung der Sache den Betheiligten zu einem Termine zu laden. 

Das Gericht kann, auch wenn der Betheiligte nicht erscheint, nach Lage 
der Sache entscheiden. 

8135. Wird der Einspruch für begründet erachtet, so ist die erlassene 

erfügung aufzuheben. 

Anderenfalls hat das Gericht den Einspruch zu verwerfen und die an- 
gedrohte Strafe festzusetzen. Das Gericht kann, wenn die Umstände es 
rechtfertigen, von der Festsetzung einer Strafe absehen oder eine geringere 
als die angedrohte Strafe festsetzen. 

Im Falle der Verwerfung des Einspruchs hat das Gericht zugleich eine 
erneute Verfügung nach § 132 zu erlassen. Die in dieser Verfügung be- 
stimmte Frist beginnt mit dem Eintritte der Rechtskraft der Verwerfung des 
Einspruchs. 

.$ 136. Wird im Falle des $ 133 gegen die wiederholte Verfügung 

“inspruch erhoben und dieser für begründet erachtet, so kann das Gericht, 
wenn die Umstände es rechtfertigen, zugleich die früher festgesetzte Strafe 
aufheben oder an deren Stelle eine geringere Strafe festsetzen. 

An 137. Gegen die Versäumung der Einspruchsfrist ist auf Antrag nach 
en des $ 22 Abs. 2 die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu 

a 138. Bei der Festsetzung der Ordnungsstrafe ist der Betheiligte zu- 

eich in die Kosten des Verfahrens zu verurtheilen. 

$ 139. Gegen den Beschluss, durch welchen die Ordnungsstrafe fest- 


8 5 oder der Einspruch verworfen wird, findet die sofortige Beschwerde 


Ist die Strafe nach Massgabe des § 133 festgesetzt, so kann die Be- 
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Il normalivbeſtinmungen. § 56. Die Eintragung fol nur erfolgen, wenn die Zahl der 


1. Mitgliederzahl. 


2. Mußinhalt der 
Satzung. 


3. Sollinhalt der 
Satzung. 


Mitglieder mindeſtens ſieben beträgt. 

§ 57. Die Satzung muß den Zweck, den Namen und den Sitz 
des Vereins enthalten und ergeben, daß der Verein eingetragen 
werden ſoll. 

Der Name ſoll ſich von den Namen der an demſelben Orte oder 
in derſelben Gemeinde beſtehenden eingetragenen Vereine deutlich 
unterſcheiden. 

§ 58. Die Satzung fol Beſtimmungen enthalten: 

1. über den Eintritt und Ader Mitglieder; 

2. darüber, ob und welche Beiträge von den Mitgliedern zu 

ln zu 

leiſten ſind; 

3. über die Bildung des Vorſtandes; 

4. über die Vorausſetzungen, unter denen die Mitgliederverſamm⸗ 

lung zu berufen iſt, über die Form der Berufung und über 
die Beurkundung der Beſchlüſſe. 


schwerde nicht darauf gestützt werden, dass die Verfügung, durch welche 
die Strafe angedroht worden ist, nicht gerechtfertigt gewesen sei. 

§ 142. Ist eine Eintragung in das Handelsregister bewirkt, obgleich 
sie wegen Mangels einer wesentlichen Voraussetzung unzulässig war, so 
kann das Reyistergericht sie von Amtswegen löschen. Die Löschung ge- 
schieht durch Eintragung eines Vermerkes. 

Das Gericht hat den Betheiligten von der beabsichtigten Löschung zu 
benachrichtigen und ihm zugleich eine angemessene Frist zur Geltendmachung 
eines Widerspruchs zu bestimmen. 

Auf das weitere Verfahren finden die Vorschriften des & 141 Abs. 3, 4 
Anwendung. 

§ 143. Die Löschung einer Eintragung kann gemäss den Vorschriften 
des § 142 auch von dem Landgerichte verfügt werden, welches dem He- 
gistergericht im Instanzenzuge vorgeordnet ist. Die Vorschrift des & 30 
Abs. 1 Satz 2 findet Anwendung. 

Gegen die einen Widerspruch zurückweisende Verfügung des Landge- 
richts findet die sofortige Beschwerde an das Oberlandesgericht mit der 
Massgabe statt, dass die Vorschriften des § 28 Abs. 2, 3 zur entsprechen- 
den Anwendung kommen. Die weitere Beschwerde ist ausgeschlossen. 

FG. 5 100. Im Falle des $ 37 des Bürgerlichen Gesetzbuches soll das 
Gericht vor der Verfügung, durch welche über das Verlangen, eine Mitglieder- 
versammlung zu berufen, entschieden wird, soweit thunlich den Vorstand des 
Vereins hören. Gegen die Verfügung ‚findet die sofortige Beschwerde statt. 

§ 55. Vereine der im 821 bezeichneten Art find lediglich Idealvereine. 
Die Eintragung eines Wirthſchaftsvereins begründet nicht Rechtsfähigkeit. 
(Entſcheidend iſt der im Momente der Eintragung geltende Vereinszweck. 
Borb. zu §8 21 ff. Nr. 3.) Nachträgliche Aenderung des Zweckes § 43 Abſ. 2. 
— Löſchung von Amtswegen Frö. §8 159, 142 f. 

856. Offizialprüfung des Gerichts FrG. § 12. 

557. 1. Nichtbefolgung der Mußvorſchrift des Abſ. 1 nimmt der Gintra- 
gung ihre Wirkſamkeit, jo daß die Rechtsfähigkeit des Vereins nicht eintritt. 

2. Löſchung unzuläſſiger Eintragungen von Amtswegen Frl. 88 159, 142 f. 

3. Verletzung der Ordnungsvorſchrift des Abſ. 2 giebt dem bereits bez 
ſtehenden Verein einen Anſpruch aus § 12 (Namenrecht). 

4. Ueber die Vorausſetzungen der Zuläſſigkeit des Namens „Rothes Kreuz“ 
vgl. Gef. zum Schutze des Genfer Neutralitätszeichens v. 22. März 1902 
(RGBl. S. 125). 
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8 59. Der Vorſtand hat den Verein zur Eintragung anzumelden. III. verfahren bis zur Ein- 

Der Anmeldung ſind beizufügen: We 

1. die Satzung in Urſchrift und Abſchrift; 

2. eine Abſchrift der Urkunden über die Beſtellung des Vorſtandes. 

Die Satzung ſoll von mindeſtens ſieben Mitgliedern unterzeichnet 
ſein und die Angabe des Tages der Errichtung enthalten. 

§ 60. Die Anmeldung ift, wenn den Erforderniſſen der §§ 56 2. Juruckweiſung der 
bis 59 nicht genügt ift, von dem Amtsgericht unter Angabe der meldung. 
Gründe zurückzuweiſen. 

Gegen einen zurückweiſenden Beſchluß findet die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde nach den Vorſchriften der Civilprozeßordnung ſtatt. 

§ 61. Wird die Anmeldung zugelaſſen, fo hat das Amtsgericht 3. Einſpruchsrecht der 
ſie der zuſtändigen Verwaltungsbehörde mitzutheilen. eee 


§ 58. Eine dieſer Sollvorſchrift entgegen vorgenommene Eintragung 
würde rechtswirkſam ſein. Bis zur Ergänzung der Satzung, die in Gemäß⸗ 
heit des § 33 erfolgen kann, würden die geſetzlichen Vorſchriften ($$ 27 ff.) 
anzuwenden ſein. Danach würde für den Eintritt der Mitglieder § 32, für 
den Austritt § 39, für die Bildung des Vorſtandes $$ 26, 27, für die Be- 
rufung der Mitgliederverſammlung §§ 36 f. maßgebend fein. Geſetzliche 


Vorſchriften über Beitragsleiſtung und Beurkundung der Beſchlüſſe be- 
tehen nicht. 


958 59. 1. Die Nichtbeobachtung dieſer Ordnungsvorſchriften macht die 
Eintragung nicht unwirkſam. 

2. Inhaltlich enthält die den 6 das Eintragungsgeſuch; ihre Form 
5 77; Anmeldung zum Protokolle des Gerichtsſchreibers Fr. § 128; im Falle 
notarieller Beurkundung FrG. $$ 159, 129. 

Sea 9 8 2) Angabe des Tages der Errichtung der Satzung, nicht des 
ns ($ 64). 

4. Sog. Centralvereine (§ 21 Note 5). Wenn Vereine als Mitglieder 

zeichnen, ſo erfolgt die Zeichnung Namens des Vereins durch deſſen Vorſtand. 


960. 1. Zurückweiſung der . 

9.60 regelt nur die Folgen der Nichtbeachtung der $$ 56—59. Zurück⸗ 
weiſungsgründe konnen noch anderweit vorliegen, z. B. weil der Verein als 
Wirthſchaftsverein nach § 21 nicht eintragungsfähig; weil die Satzung 
zwingende Vorſchriften der 88 25 ff. ausſchließt; weil die Satzung gegen 

eſetze oder gegen die guten Sitten verſtößt (58 134, 138), weil die Unter: 
zeichner der Satzung nicht geſchäftsfähig. Geeigneten Falles hat das Ge⸗ 
dicht von Amtswegen Ermittelungen und Beweiserhebungen zu veranſtalten, 
Fer § 12. — Keine Zurückweiſung, weil der Verein nach öffentlichem Ver: 
rechte verboten werden könne, vgl. § 61 Ziff. 2. 

S Zuſtellung des zurückweiſenden Beſchluſſes Fr&. § 16 Abi. 2. 

er Ahl. 2 greift auch Platz, wenn die Zurückweiſung aus einem anderen 
jih in Abſ. 1 erwähnten Grunde, z. B. wegen Vorliegens eines auf wirth⸗ 
g0ſtlichen Geſchäftsbetrieb gerichteten Zweckes erfolgt RG. 47 386, JW. 
matt ©. 824. Sofortige Beſchwerde CHO. § 577 Abſ. 1 bis 3. — Auch die 
ſelb Yo Beſchwerde richtet ſich nach CPO., alfo Erforderniß eines neuen 
fine Kanbigen Beſchwerdegrundes und keine weitere Beſchwerde gegen die Ent: 
Jahrb. 20 des Oberlanbesgerichts CPO. $ 568 Abf. 2, 4. Val. auch KG. 
den d 0 A 8, Senff. 56 81, NIN. 1 69. Gruchot 44 893. — Abgeſehen von 
18 FR nnen der §§ 60 und 73 gelten auch für die Rechtsmittel in Vereins⸗ 

Jen die Vorſchriften des Fr. SS 19 ff., z. B. 88 37, 78. 
nacht Eine die Anmeldung zulaſſende Verfügung kann von dem Gerichte 

räglich geändert werden, FrG. § 18. 
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Die Verwaltungsbehörde kann gegen die Eintragung Einſpruch er⸗ 
heben, wenn der Verein nach dem öffentlichen Vereinsrecht unerlaubt 
iſt oder verboten werden kann oder wenn er einen politiſchen, ſozial⸗ 
politiſchen oder religiöſen Zweck verfolgt. 

a. Erhebung d. Gin- 8 62. Erhebt die Verwaltungsbehörde Einſpruch, ſo hat das 
un Amtsgericht den Einſpruch dem Vorſtande mitzutheilen. 

Der Einſpruch kann im Wege des Verwaltungsſtreitverfahrens 
oder, wo ein ſolches nicht beſteht, im Wege des Rekurſes nach Maß⸗ 
gabe der $$ 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten werden. 


& 61. 1. Das öffentliche Vereinsrecht iſt der Landesgeſetzgebung 
zu entnehmen. Religiöſe Vereine: EG. Art. 84. 

2. Zweifelhaft iſt, ob das Amtsgericht die Anmeldung zurückweiſen 
kann (§ 60 Note 1), weil der Verein nach öffentlichem Vereinsrecht 
unerlaubt ſei; die gegen eine ſolche Verfügung beſtehenden Rechtsmittel wären 
ſehr beſchränkt. Jedenfalls kann das Amtsgericht nicht zurückweiſen mit der 
Begründung, daß der Verein nach öffentlichem Vereinsrechte verboten 
werden könne. Hier muß der Verwaltungsbehörde die Entſchließung 
überlaſſen bleiben, ob fie von ihrer Befugniß Gebrauch machen will. 

3. Politiſcher, ſozialpolitiſcher oder religiöſer Zweck. 

a. Ein politiſcher Vereinszweck liegt vor, wenn der Verein eine Beeinfluffung 
der Geſetzgebung oder der unmittelbaren oder mittelbaren Organe des 
Staates erſtrebt. In OVG. 39 440 wurde politiſcher Zweck angenommen 
bei einem Vereine, der auf die kommunalen Wahlen einzuwirken ſtrebt, 
ſowie bei einem Feuerbeſtattungsvereine, der die Zulaſſung der fakulta⸗ 
tiven Feuerbeſtattung durch die Staatsbehörden zu fördern ſucht. 

b. Religiöſer Vereinszweck liegt nicht ſchon deshalb vor, weil irgend ein 
Zuſammenhang der Vereinsbeſtrebungen mit der Religion vorliegt oder 
weil die Vereinsbeſtrebung im Gegenſatze zu der kirchlichen Anſchauung 
ſteht (Feuerbeſtattungsverein) OVG. 39 444. 

4. Landesgeſetzgebung. 

Zuſtändigkeit für die Erhebung des Einſpruchs. 
Preussen V. z. A. Art. 3 (Landrath, Ortspolizeibehörde in Stadtkreiſen. 
Ueber Rechtmäßigkeit des Einſpruchs entſcheidet im Ver⸗ 
| waltungsſtreitverfahren Bezirksausſchuß). 

Bayern | AG. z. BGB. Art. 4. 

Sachsen V. z. A. 88 3, 4. 

Württemb. | NG. z. BOB. Art. 135. 

Baden | AG. 2. BOB. Art 4. V. z. A. 88 11. 12. 

Hessen AG. z. BGB. Artt. 5, 6. 


Sachſ. V. z. A. d. B55. S4. 8 62. 1. Die Anfechtung des Einſpruchs kann nur darauf geſtützt werden, 
e daß die Vorausſetzungen für das Einſpruchsrecht nach $ 61 Abſ. 2 nicht vorz 
Bab. Ach. z. BOV. Art. 4 liegen. Der Einſpruch der Verwaltungsbehörde unterliegt im Streitver⸗ 
V. z A. Hö 11, 12. fahren der Prüfung nur auf ſeine Rechtmäßigkeit, nicht daraufhin, ob er im 
öffentlichen Intereſſe nothwendig oder zweckmäßig erſcheint, OB. 39 440. 
Nicht ausgeſchloſſen ift natürlich, daß auf Vorſtellung der Betroffenen der 
Einſpruch von der erhebenden oder der ihr vorgeſetzten Behörde zurückge⸗ 

nommen wird. 

2. Wo das Rekursverfahren nach §§ 20, 21 GewO. Platz greift, ift nach 
dieſen Vorſchriften eine Friſt von 14 Tagen zur Rechtfertigung einzuhalten; 
ob für das Verwaltungsſtreitverfahren beſtimmte Friſten einzuhalten ſind, 
beſtimmt ſich nach den das Verfahren regelnden Landesgeſetzen. 

3. Ficht der Vorſtand den Einſpruch an, ſo findet bezüglich der Haftung 
für Gerichts⸗ und Anwaltskoſten 8 54 Anwendung. (Vorb. zu § 21 ff. Note 2.) 
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§ 63. Die Eintragung darf, ſofern nicht die Verwaltungsbehörde 
dem Amtsgerichte mittheilt, daß Einſpruch nicht erhoben werde, erſt 
erfolgen, wenn ſeit der Mittheilung der Anmeldung an die Ver⸗ 
waltungsbehörde ſechs Wochen verſtrichen ſind und Einſpruch nicht 
erhoben oder wenn der erhobene Einſpruch endgültig aufgehoben iſt. 

§ 64. Bei der Eintragung ſind der Name und der Sitz des 
Vereins, der Tag der Errichtung der Satzung ſowie die Mitglieder 
des Vorſtandes im Vereinsregiſter anzugeben. Beſtimmungen, die 
den Umfang der Vertretungsmacht des Vorſtandes beſchränken oder 
die Beſchlußfaſſung des Vorſtandes abweichend von der Vorſchrift 
des § 28 Abi. 1 regeln, find gleichfalls einzutragen. 

8 65. Mit der Eintragung erhält der Name des Vereins den 
Zuſatz „eingetragener Verein“. 

§ 66. Das Amtsgericht hat die Eintragung durch das für feine 
Bekanntmachungen beſtimmte Blatt zu veröffentlichen. 

Die Urſchrift der Satzung iſt mit der Beſcheinigung der Eintragung 
zu verſehen und zurückzugeben. Die Abſchrift wird von dem Amts⸗ 
gerichte beglaubigt und mit den übrigen Schriftſtücken aufbewahrt. 

§ 67. Jede Aenderung des Vorſtandes ſowie die erneute Be⸗ 
ſtellung eines Vorſtandsmitglieds iſt von dem Vorſtande zur Ein⸗ 
tragung anzumelden. Der Anmeldung iſt eine Abſchrift der Urkunde 
über die Aenderung oder die erneute Beſtellung beizufügen. 

Die Eintragung gerichtlich beſtellter Vorſtandsmitglieder erfolgt 
von Amtswegen. 

§ 68. Wird zwiſchen den bisherigen Mitgliedern des Vorſtandes 
und einem Dritten ein Rechtsgeſchäft vorgenommen, ſo kann die 
Aenderung des Vorſtandes dem Dritten nur entgegengeſetzt werden, 
wenn ſie zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts im Vereins⸗ 


8 63. 1. Friſtberechnung nach $$ 187 Abſ. 1, 188 Abi. 2. — Die ſechs⸗ 
lauf de Friſt iſt keine Ausſchlußfriſt. Auch wenn der Einſpruch nach Ab⸗ 
auf der ſechs Wochen, aber vor der Eintragung erhoben iſt, darf nicht ein⸗ 
getragen werden. 

2. End ültige Aufhebung liegt vor, wenn gegen die im Wege des Rekurſes 
oder des erwaltungsſtreitverfahrens erzielte Entſcheidung ein Rechtsmittel 
nicht mehr zuläffig iſt. Sache der die Eintragung betreibenden Partei iſt 
es, dem Regiſterrichter die endgültige Aufhebung nachzuweiſen. 

8 64. Inſtruktionelle Vorſchrift. — Erheblichkeit des die Vertretungsmacht 
Bes die Beſchlußfaſſung betreffenden Eintrags gegenüber Dritten § 68. — 
en nahme auf die Regiſterakten an Stelle der Eintragung iſt nicht zu⸗ 
i an (ogl. § 1115). 

5. 


fung, daß durch dieſelbe unter allen Umſtänden die Rechtsfähigkeit des 


nus dragenen Vereins begründet würde. Die Rechtsfähigkeit wird vielmehr 
den —.— erlangt, wenn den Vorausſetzungen des § 21 und den zwingen⸗ 
dieſe Volchriften der §§ 55 ff. genügt ift. Eintragung unter Verſtoß gegen 
ür denorſchriften kann unter Umſtänden die Haftung des Regiſterrichters 
9 83 entſtandenen Schaden gemäß § 839 begründen. 
< Löſchung unzuläffiger Eintragungen von Amtswegen § 57 Note 2. 
. A (Abſ. 1.) Zwang durch Ordnungsſtrafen § 78. Form der An- 
zung § 77. — (Abſ. 2.) Gerichtlich beſtellte Vorſtandsmitglieder ($ 29). 
d. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3 Aufl. 5 


1. Die Eintragung hat keine formale Rechtskraft mit der Wir⸗ 


b. Unterlaſſung d. Ein⸗ 
ſpruchs. 


IV. Die Eintragung ſelbſt. 


V. „Eingetragener berein.“ 


VI. Veröffentlichung der 
Eintragung. 


Dereinsakten. 


VII. Spätere Eintragungs« 
thatſachen. 
1. Vorſtandsheſtellung. 


a. Bedeutung der Ein⸗ 
tragung gegeniiber 
Dritten. 


b. Ausweis des Vor⸗ 


ſtandes. 


2. Vertretungsmacht und 


Beſchlußfaſſung 
Vorſtandes. 


3. Aenderungen der 
Satzung. 
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regiſter eingetragen oder dem Dritten bekannt iſt. Iſt die Aende⸗ 
rung eingetragen, ſo braucht der Dritte ſie nicht gegen ſich gelten zu 
laſſen, wenn er ſie nicht kennt, ſeine Unkenntniß auch nicht auf Fahr⸗ 
läſſigkeit beruht. 

8 69. Der Nachweis, daß der Vorſtand aus den im Regiſter 
eingetragenen Perſonen beſteht, wird Behörden gegenüber durch ein 
Zeugniß des Amtsgerichts über die Eintragung geführt. 

§ 70. Die Vorſchriften des § 68 gelten auch für Beſtimmungen, 


des die den Umfang der Vertretungsmacht des Vorſtandes befchränten 


oder die Beſchlußfaſſung des Vorſtandes abweichend von der Vor⸗ 
ſchrift des § 28 Abſ. 1 regeln. 

§ 71. Aenderungen der Satzung bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit 
der Eintragung in das Vereinsregiſter. Die Aenderung iſt von dem 
Vorſtande zur Eintragung anzumelden. Der Anmeldung iſt der die 
Aenderung enthaltende Beſchluß in Urſchrift und Abſchrift beizufügen. 

Die Vorſchriften der SS 60 bis 64 und des § 66 Abſ. 2 finden 
entſprechende Anwendung. 


8 68. Dem Vereinsregiſter kommt kein öffentlicher Glaube zu; es unter⸗ 
ſteht dem Handelsregiſterprinzipe (HGB. § 15), nicht dem Grundbuchprinzipe 
(8 892). Vgl. auch § 70. Gegenüber der Eintragung hat der Dritte ſeine 
Nichtkenntniß und Nichtvorliegen von Fahrläſſigkeit zu beweiſen. Mangels 
Eintragung iſt dem Dritten Kenntniß, nicht nur Kennenmüſſen, nachzuweiſen. 


$ 69. Abgeſehen von dem Falle des 8.69 hat der Dritte die Legitimation 
des Vorſtandes — unbeſchadet der Vorſchrift des $ 68 — auf eigene Gefahr 
zu prüfen. Bgl. Titelvorb. vor § 164 Note E.; ferner GO. 58 33, 35. 

§ 71. 1. Zwang zur Anmeldung durch Ordnungsſtrafe $ 78. Form der 
Anmeldung § 77 

2. Satzungsänderung § 33. — Die Eintragung der Aenderung iſt Be⸗ 
dingung ihrer Wirkſamkeit. 

3. Die Verweiſung auf die Vorſchriflen der SS 60—64 begründet die Prü⸗ 
fungspflicht des Gerichts und der Verwaltungsbehörde. Entſprechende 
Anwendung der §§ 60 ff. und der darin erwähnten 88 56—59: 

8 56 kann feine Berückſichtigung finden (vgl. § 73). — §$ 57 und 58 find 
inſofern anwendbar, als die Eintragung von Aenderungen, welche der 
Satzung die Uebereinſtimmung mit dieſen Vorſchriften nehmen würden, ab- 
zulehnen ift ($ 60). — § 59 Abſ. 1 und 2 ift erſetzt durch § 71 Abſ. 1 Satz 2 
und 3; § 59 Abſ. 3: die Unterzeichnung durch ſieben Mitglieder fällt weg; 
an die Stelle des Tages der Errichtung tritt der Tag der beſchloſſenen Aende⸗ 
rung. — 88 61—63, 66 Abſ. 2 bereiten der entſprechenden Anwendung keine 
Schwierigkeit. — § 64. Die Aenderung iſt in das Vereinsregiſter nur in⸗ 
ſoweit einzutragen, als ſie die nach § 64 einzutragenden Punkte betrifft. 
Hierbei tritt an die Stelle des Tages der Errichtung der Satzung der Tag 
der beſchloſſenen Aenderung. i 

4. Eine gerichtliche Nachprüfung der Satzungsmüßigkeit des Abänderungs⸗ 
beſchluſſes iſt nicht ausdrücklich vorgeſchrieben; doch wird dieſelbe zuzulaſſen 
ſein, da die Eintragung aus einem ſatzungswidrigen, alſo unwirkſamen Be: 
ſchluſſe dem Gerichte nicht zugemuthet werden kann. Ein Beſchluß, durch 
welchen ſich ein eingetragener Verein einen auf wirthſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
De gerichteten Vereinszweck beilegt, iſt nicht eintragungsfähig, Prot. I 

Prüfung von Amtswegen Fr. $ 12; vgl. ferner BGB. § 72. 

5. Jedem Mitgliede ſteht wegen unbegründeter Zulaſſung der Eintragung 
die Beſchwerde gemäß Fr. § 20 Abſ. 1 zu. 


I. Abſchn. Perſonen. 2. Titel. Juriſtiſche Perſonen. I. Vereine. 67 


8 72. Der Vorſtand hat dem Amtsgericht auf deffen Verlangen VI. Mitglieder- 


jederzeit ein Verzeichniß der Vereinsmitglieder einzureichen. 


verzeibniji. 


8 73. Sinkt die Zahl der Vereinsmitglieder unter drei herab, Ix. Entziehuns der Nechte⸗ 


fo hat das Amtsgericht auf Antrag des Vorſtandes und, wenn der 
Antrag nicht binnen drei Monaten geſtellt wird, von Amtswegen 
nach Anhörung des Vorſtandes dem Vereine die Rechtsfähigkeit zu 
entziehen. Der Beſchluß ift dem Vereine zuzustellen. Gegen den 
Beſchluß findet die ſofortige Beſchwerde nach den Vorſchriften der 
Civilprozeßordnung ſtatt. 

Der Verein verliert die Rechtsfähigkeit mit der Rechtskraft des 
Beſchluſſes. 


fähigkeit wegen Mit⸗ 
gliedermangels. 


§ 74. Die Auflöſung des Vereins ſowie die Entziehung der X. eintragung 


Rechtsfähigkeit iſt in das Vereinsregiſter einzutragen. Im Falle der 
Eröffnung des Konkurſes unterbleibt die Eintragung. 

Wird der Verein durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung oder 
durch den Ablauf der für die Dauer des Vereins beſtimmten Zeit 
aufgelöſt, ſo hat der Vorſtand die Auflöſung zur Eintragung anzu⸗ 
melden. Der Anmeldung iſt im erſteren Falle eine Abſchrift des 
Auflöſungsbeſchluſſes beizufügen. 

Wird dem Verein auf Grund des $ 43 die Rechtsfähigkeit ent- 
zogen oder wird der Verein auf Grund des öffentlichen Vereinsrechts 


aufgelöſt, ſo erfolgt die Eintragung auf Anzeige der zuſtändigen 
Behörde. 


6. Bei Streit unter den Mitgliedern über die Rechtsbeſtändigkeit der 
Aenderung vgl. FrG. §§ 159, 1270 

~ Landesgeſetzgebung betr. Einſpruch gegen die Aenderung der 
Satzung eines Idealvereins. 

Preussen V. z. A. Art. 3. Baden AG. z. BGB. Art. 4. 
Bayern | AG. z. BGB. Art. 4. | B. z. A. §§ J, 12. 
Sachsen V. z A. 88 3, 4. | Hessen | AG. z. BGB. Artt. 5, 6. 

ürttemb, | AG. z. BGB. Art. 135. 

k 1. Zwang durch Ordnungsſtrafen § 78. 

2. Die Verpflichtung zur Einreichung iſt vor der Eintragung nicht be⸗ 
a: Vor der Eintragung unterfteht der Verein weder dem Ordnungs⸗ 
trafrecht des Gerichts (vgl. § 78), noch kann die Eintragung von der Ein⸗ 
dung abhängig gemacht werden ($ 60). 

a Befugniß des Gerichts zur Ermittelung der Thatſachen von 
Ameswegen, rG. § 12. Vgl. auch § 72 BGB. Die Dreimonatsfriſt be- 
ginnt mit dem Zeitpunkte des Fortfalls des dritten Mitglieds. 

ſtandes telung an den Verein, vgl. Note 2 zu § 28. Fehlen des Bor- 

8. Sofortige Beſchwerde CPO. § 577. Die Beſchwerde kann auch darauf 
erlangt werden, daß inzwiſchen die Mindeſtzahl von drei Mitgliedern wieder 

zicht worden ift (CRO. § 570). — Weitere Beſchwerde vgl. § 60 Note 3. 
Wirkung der Entziehung $ 45. ó 
" Stniragung in das Vereinsregiſter § 74. 

74. J. gl. 59 41—44. l 

Abf. 2. Zwang durch Ordnungsſtrafen § 78. Form der Anmeldung § 77. 
. Landesgeſetzgebung zu Abſ. 3. 

Sn ling 11 eg des Idealvereins.) 


aden AG. z. BOB. Art. 4. V. z. A. § 11. 


** 


S N 
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a, bei Entziehung der 


hechtsfäbigkeit und 
bei Auflöſung. 
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b. bei. gonturs und 8 75. Die Eröffnung des Konkurſes ift von Amtswegen ein⸗ 
Aufhebung des F 


offnungsbeſchluſſes. zutragen. Das Gleiche gilt von der Aufhebung des Eröffnungs⸗ 


beſchluſſes. 
XI. Eintragung der § 76. Die Liquidatoren ſind in das Vereinsregiſter einzutragen. 
n Das Gleiche gilt von Beſtimmungen, welche die Beſchlußfaſſung der 


Liquidatoren abweichend von der Vorſchrift des § 48 Abſ. 3 regeln. 
Die Anmeldung hat durch den Vorſtand, bei fpäteren Aenderungen 
durch die Liquidatoren zu erfolgen. Der Anmeldung der durch Be⸗ 
ſchluß der Mitgliederverſammlung beſtellten Liquidatoren iſt eine Ab⸗ 
ſchrift des Beſchluſſes, der Anmeldung einer Beſtimmung über die 
Beſchlußfaſſung der Liquidatoren eine Abſchrift der die Beſtimmung 
enthaltenden Urkunde beizufügen. 
Die Eintragung gerichtlich beſtellter Liquidatoren geſchieht von 
Amtswegen. 
XII. form der Anmel. § 77. Die Anmeldungen zum Vereinsregiſter find von den Mit⸗ 
un gliedern des Vorſtandes ſowie von den Liquidatoren mittelſt öffentlich 
beglaubigter Erklarung zu bewirken. 
XI. Ortnungsftrafueit 8 78. Das Amtsgericht kann die Mitglieder des Vorſtandes zur 
5 Befolgung der Vorſchriften des § 67 Abſ. 1, des § 71 Abſ. 1, des 
$ 72, des § 74 Abſ. 2 und des § 76 durch Ordnungsſtrafen an- 
halten. Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark 
nicht überſteigen. 
In gleicher Weiſe können die Liquidatoren zur Befolgung der Vor⸗ 
ſchriften des § 76 angehalten werden. 
XIV. Defenttidteit des 8 79. Die Einſicht des Vereinsregiſters ſowie der von dem 
Dereinsregifters. Vereine bei dem Amtsgericht eingereichten Schriftſtücke ift Jedem ge- 
ſtattet. Von den Eintragungen kann eine Abſchrift gefordert werden; 
die Abſchrift iſt auf Verlangen zu beglaubigen. 


§ 75. Vgl. § 42. 
§ 76. 1. Die Anwendbarkeit der $$ 68—70 ergiebt ſich aus § 48 Abſ. 2. 
Vgl. auch D. zu GO. § 33. 
s 77 Anmeldungszwang durch Ordnungsſtrafen § 78; Form der Anmeldung 
7 


i 3. Gerichtlich beſtellte Liguidatoren § 48 Abſ. 1, 29. — Auch die gemäß 
§ 48 Abſ. 1 als Liquidatoren fungirenden Vorſtandsmitglieder ſind einzu⸗ 
tragen. 

§ 77. 1. Die Anmeldungen zum Vereinsregiſter ($$ 59, 71, 74, 76) find 
— ohne Rückſicht auf etwa abweichende Vorſchriften der Satzung — von 
allen Vorſtandsmitgliedern bezw. Liquidatoren zu bewirken; KG. OLG. 3 38. 
Oeffentliche Beglaubigung § 129. 

2. Erklärung zu Protokoll des Gerichtsſchreibers Fr. §§ 159, 128. 

3. Ermächtigung des beglaubigenden Notars zur Einreichung Frö. 
$$ 159, 129. 

§ 78. Verfahren FrG. §§ 33, 159, 127, 132—139. 


$ 79. Gerichtliche Beſcheinigung über den Regiſterinhalt Frö. § 162. 
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II. Stiftungen. 


$ 80. Zur Entſtehung einer rechtsfähigen Stiftung ift außer !. 


dem Stiftungsgeſchäfte die Genehmigung des Bundesſtaats erforder⸗ 
lich, in deffen Gebiete die Stiftung ihren Sitz haben fol. Soll die 
Stiftung ihren Sitz nicht in einem Bundesſtaate haben, ſo iſt die 
Genehmigung des Bundesraths erforderlich. Als Sitz der Stiftung 
gilt, wenn nicht ein Anderes beſtimmt iſt, der Ort, an welchem die 
Verwaltung geführt wird. 

§ 81. Das Stiftungsgeſchäft unter Lebenden bedarf der ſchrift⸗ 
lichen Form. 

Bis zur Ertheilung der Genehmigung iſt der Stifter zum Wider⸗ 
rufe berechtigt. Iſt die Genehmigung bei der zuſtändigen Behörde 
nachgeſucht, ſo kann der Widerruf nur dieſer gegenüber erklärt werden. 
Der Erbe des Stifters iſt zum Widerrufe nicht berechtigt, wenn der 
Stifter das Geſuch bei der zuſtändigen Behörde eingereicht oder im 
Falle der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung des Stiftungs⸗ 
geſchäfts das Gericht oder den Notar bei oder nach der Beurkundung 
mit der Einreichung betraut hat. 


1. Im Allgemeinen vgl. die Vorbemerkung zu dem zweiten Titel (S. 42). | 

2. Das BOB, regelt — abgeſehen von der Vorſchrift des §89 — nur 
die Stiftungen, welche auf einem Privatrechtsgeſchäfte beruhen (Stiftungs⸗ 
geſchäft), mag daſſelbe unter Lebenden ($ 81) oder von Todeswegen ($ 83) 
gethätigt ſein. Vgl. Prot. 1 S. 586. 

3. Widmung von Vermögen zu einem ee Zwecke ohne Be⸗ | 
ründung einer Stiftung kann z. B. durch Shen ung oder Zuwendung von 
odeswegen unter einer Auflage geſchehen (88 525, 1940). — Keine Stif⸗ | 
tung ift das Sammelvermögen (Komitee⸗Sammlung) § 1914. 

80. 1. Inhalt des Stiftungsgeſchäfts: Stiftungszweck; Ver⸗ 
mogenswidmung; Stiftungs willen; Verfaſſung der Stiftung, ſoweit § 85 
nicht ausreicht. Sache der für die ſtaatliche Genehmigung zuſtändigen Stelle 
m es, auf das Vorhandenſein ausreichender Vorſchriften zu achten. 
gp iset ſtaatliche Genehmigung tft ein Akt der Staatshoheit, auf den die 


„182 ff. nicht anwendbar find (vgl. daſelbſt Borb. Note 1); ſie hat kon⸗ 
titutive, 


0 


21074 nicht bloß konfirmatoriſche Wirkung. Vgl. hierzu RG., Gruchot 


Fal Für Familienſtiftungen vgl. Preuß. AG. Artt. 1—3. Ueber den 
all & 


A einer Familienſtiftung mit Feſtſetzung des ſpäteren Eintritts einer 
anderen Stiftung KG. Jahrb. 21 A 214. 
4. Landesgeſetzgebung. 
B Entſtehung rechtsfähiger Stiftungen. l ] 
ls gen | AGS. z. BGB. Art. 1 88 1, 2 Bayern | Zuft®D. $5. 
'_(Samilienftiftungen). | Sachsen V. z. A. 9 7. 

5 V. z. A. Artt. 4 ff. | Hessen | AG. z. BGB. Art. 7. 
nich 81. 1. Das Stiftungsgeſchäft unter Lebenden ſelbſt iſt einſeitige, 
9 empfangsbedürftige Willenserklärung und unterliegt als. ſolche den 

‚gemeinen Vorſchriften des III. Abſchnitts über Rechtsgeſchäfte §§ 104 ff. 
Res vor § 116 Note 205. Wirkſamwerden $ 130 Note A II. Als 
88 prgeſchaft den §§ 104—185 unterſtehend; Inhalt zu § 80. Schriftform 
für 51 a S. Ein rechtsgültiges Stiftungsgeſchäft it immer Vorausſetzung 
955 die Entſtehung einer rechtsfähigen Stiftung. Die Mängel des Stiftungs⸗ 
gehen werden durch das Hinzutreten der ſtaatlichen Genehmigung nicht 


Entſtehung. 

1. Staatliche Genehmi⸗ 
gung. Sitz der Stif⸗ 
tung. 


2. Stiftungsgeſchüft uns 
ter Lebenden. 
Bindung des Stifters. 


Vorbemerkung zu 
80 ff. 


3. Stiftungsgeſchäft von 
Todeswegen. 
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§ 82. Wird die Stiftung genehmigt, fo ift der Stifter ver- 
pflichtet, das in dem Stiftungsgeſchäfte zugeſicherte Vermögen auf 
die Stiftung zu übertragen. Rechte, zu deren Uebertragung der 
Abtretungsvertrag genügt, gehen mit der Genehmigung auf die 
Stiftung über, ſofern nicht aus dem Stiftungsgeſchäfte ſich ein anderer 
Wille des Stifters ergiebt. 

§ 83. Beſteht das Stiftungsgeſchäft in einer Verfügung von 
Todeswegen, ſo hat das Nachlaßgericht die Genehmigung einzuholen, 
ſofern ſie nicht von dem Erben oder dem Teſtamentsvollſtrecker nach⸗ 
geſucht wird. 


2. Die Nachſuchung der Genehmigung bei der zuſtändigen Behörde richtet 
fih nach öffentlichem (Landes⸗)Rechte. Der Auftrag zur Einreichung iſt jeder⸗ 
zeit widerruflich (§ 671). — Ausſetzung der Erbtheilung bis zur Entſchei⸗ 
dung über die Genehmigung Rn 

3. Widerruflichkeit vgl. § 130 Note B. Widerruf gegenüber der Ber 
hörde § 130 Abſ. 3. 

4. Das Widerrufsrecht der Erben (vgl. § 83 Note 2) ift nicht beſchränkt — 
Abſ. 2 S. 3 —, wenn das Geſuch um Genehmigung des vom Erblaſſer ge⸗ 
thätigten Stiftungsgeſchäfts nicht von dem Erblaſſer, ſondern von dem Erben 
ſelbſt eingereicht iſt. 

5. Landesgeſetzgebung. Stiftungsgeſchäft unter Lebenden. 

Preussen AG. z. BGB. Art. 1 (Familienſtiftung). 
Sachsen V. z. A. § 7. 


§ 82. I. Ertheilung der Genehmigung. 

1. Die Uebertragung hat in Anſehung jedes einzelnen Vermögensgegen⸗ 
ſtandes nach den für denſelben maßgebenden Vorſchriften zu eſchehen. Der 
Anſpruch auf Uebertragung wird dem Stifter gegenüber durch den Vorſtand 
der Stiftung geltend gemacht 15 86, 26). Wenn der Stifter zugleich Vor⸗ 
ſtand iſt, yr zu § 181 Note III. 

2. Die Vorſchriften über Schenkung find entſprechend anwendbar. Vgl. 
Prot. I S. 593. — Gewährleiſtung (88 521—524), Ergänzungsanſpruch des 
Pflichttheilsberechtigten (§ 2325), Anſpruch des beeinträchtigten Vertrags⸗ 
erben (§ 2287). Anfechtung wegen Benachtheiligung der Gläubiger KO. § 32 
Nr. J. YAnfechtungsgeſetz v. 21. Juli 1879 § 3 Nr. 3. Abgedruckt hinter § 144. 

3. Rechte, zu deren Uebertragung der Abtretungsvertrag genügt, f. zu 
88 398, 413. Hierzu gehören insbeſondere nicht Hypotheken, vgl. § 398 
Note 1d, 3; § 1154. — Bgl. ferner die Pflicht des Stifters zur Auskunfts⸗ 
ertheilung und Beurkundung $$ 402, 403. 

4. Schuldenhaftung bei Uebertragung eines Vermögens oder eines Bruch⸗ 
theils davon § 419. 

5. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf das in dem Stiftungsgeſchäfte 
der Stiftung zugeſicherte Vermögen. Für andere, etwa nachträglich er⸗ 
folgende Zuſicherungen iſt nach den allgemeinen Vorſchriften ein Vertrag 
erforderlich. 

II. Verſagung der Genehmigung beſeitigt die Gebundenheit des Erben 
(vgl. § 81 Abſ. 2). Das Stiftungsgeſchäft ſelbſt wird nicht unwirkſam; es 
kann das Genehmigungsgeſuch auf Grund deſſelben wiederholt werden. 

83. il, Verfügung von Todeswegen kann ſein Teſtament (letztwillige 
Verfügung) ($ 1937) oder Erbvertrag (§ 2278) und zum Inhalte haben (vgl. 
§§ 1957 fi.) Erbeinſetzung ($$ 2087 fl.), Vermächtniß ($$ 2147 ff.) oder Auf 
lage ($$ 2192 ff.). — Nachlaßgericht Zr. 89 72 f. — Erbe 88 1922 ff. — 
Teſtamentsvollſtrecker §§ 2197 ff. 

2. Gegenüber dem Stiftungsgeſchäfte von Todeswegen hat der Erbe kein 
Widerrufsrecht. § 81 bezieht ſich nur auf das Stiftungsgeſchäft unter Leben⸗ 
den. Selbſtverſtändlich bleibt der Pflichttheilsanſpruch ($$ 2303 ff.) unberührt. 


— 
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84. Wird die Stiftung erft nach dem Tode des Stifters ge- 4. 1 
ben fo gilt fie für die Zuwendungen des Stifters als ſchon dessStifters — 
vor deſſen Tode entſtanden. 

§ 85. Die Verfaſſung einer Stiftung wird, ſoweit fie nicht auf u. Derfaflung det tife 
Reichs⸗ oder Landesgeſetz beruht, durch das Stiftungsgeſchäft be⸗ G 
fimmt. 

§ 86. Die Vorſchriften des § 26, des § 27 Abſ. 3 und der mu Sntforecende 
SS 28 bis 31, 42 finden auf Stiftungen entſprechende Anwendung, De 
die Vorschriften des § 27 Abſ. 3 und des § 28 Abſ. 1 jedoch nur 
inſoweit, als ſich nicht aus der Verfaſſung, insbeſondere daraus, 
daß die Verwaltung der Stiftung von einer öffentlichen Behörde ge⸗ 
fuhrt wird, ein Anderes ergiebt. Die Vorſchriften des § 28 Abſ. 2 
und des § 29 finden auf Stiftungen, deren Verwaltung von einer 
offentlichen Behörde geführt wird, keine Anwendung. 


§ 84. 1. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf die Zuwendungen des 
Stifters, nicht eines Dritten (vgl. §§ 2101 Abſ. 2, 2178 f.), ohne Unter- 
ſchted, ob die Stiftung unter Lebenden oder von Todeswegen errichtet 
it, und ohne Unterſchied, ob die Zuwendung unter Lebenden oder von 
Lodeswegen erfolgt iſt. 

2. Durch § 84 erfahren die erbrechtlichen Vorſchriften der 88 1923, 2101, 
2178, 2179 eine Aenderung. — Aufſchub der Erbenauseinanderſetzung, wenn 
die zu beſtätigende Stiftung als Miterbin in Betracht kommt § 2043 Abſ. 2. 


8 85. 1. Die genehmigende Behörde ($ 80) wird auf eine genügende Be⸗ 
ſtimmung der Verfaſſung durch das Stiftungsgeſchäft hinzuwirken haben. 
2. Dis landesgeſetzlichen Vorſchriften bleiben, ſoweit nicht Reichsrecht ein⸗ 
greift (§ 86) in Kraf 
Sachſen Ach. F 1. 
3. Auch Rechte Dritter auf Bezüge oder Verwaltung der Stiftung können 
durch das Stiftungsgeſchäft begründet fein. Vgl. hierzu und namentlich über 
9 206 itendmachung ſolcher Rechte im Klagewege Prot. I. S. 596 ff., NG. 


4. Landesgeſetzgebung. 
„ Verfaſſung der Stiftung. 
Freussen ALR. II. 4 SS I ff., 23 ff., 48 ff. (Familienfideikommiſſe), vgl. 
Art. 89 d. AG. z. BGB. 
B Familienſtiftungen AG. z. BGB. Arit. 1—3, 782. 
a AG. z. BGB. Art. 6. 
Hosen Ach. z BGB. 81. 
“sen Aa. z. BGB. Art. 8 ABİ. 2. 


5 886, 1. Die anwendbaren Vorſchriften (vgl. hierzu Prot. I. S. 600 ff.) 
etreffen: 


N 26: Nothwendigkeit und Rechtsſtellung des Vorſtandes. 

X 27 Abs. 3: Rechtsverhältniß zwiſchen Vorſtand und Sand. 

9 28: „Mehrgliedriger Vorſtand (Abſ. 1 Beſchlußfaſſung; Abſ. 2 Willens⸗ 
zrklärungen gegenüber dem Vorſtande). - 

§ 29: Fehlen des Vorſtandes bei Dringlichkeit. 

9 30: Beſondere Vertreter. 

9 1: Haftung der Stiftung für die Vertreter. 

§ 42: Konkurs der Stiftung. 


a Behördlich verwaltete Stiftungen (fog. fiduziariſche St.): An die Stelle 
der 88 27 Abſ. 3. 28 Abſ. 2 a a Ae 


ben , 29 treten die für die Behörde als ſolche maß⸗ 
gebenden Vorſchriften. 


t und konnen neu erlaſſen werden. Vgl. EB. Art. 3. 


IV. Staatliches Aufſichts⸗ 
recht. 


V. Erlöſchen der Stiflung. 


1. Haftung für Vertreter. 


2. Konkurs. 
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§ 87. Iſt die Erfüllung des Stiftungszwecks unmöglich geworden 
oder gefährdet ſie das Gemeinwohl, ſo kann die zuſtändige Behörde 
der Stiftung eine andere Zweckbeſtimmung geben oder ſie aufheben. 

Bei der Umwandlung des Zweckes iſt die Abſicht des Stifters 
thunlichſt zu berückſichtigen, insbeſondere dafür Sorge zu tragen, daß 
die Erträge des Stiftungsvermögens dem Perſonenkreiſe, dem ſie zu 
Statten kommen ſollten, im Sinne des Stifters thunlichſt erhalten 
bleiben. Die Behörde kann die Verfaſſung der Stiftung ändern, 
ſoweit die Umwandlung des Zweckes es erfordert. 

Vor der Umwandlung des Zweckes und der Aenderung der Ver⸗ 
faſſung fol der Vorſtand der Stiftung gehört werden. 

§ 88. Mit dem Erlöſchen der Stiftung fallt das Vermögen an 
die in der Verfaſſung beſtimmten Perſonen. Die Vorſchriften der 
SS 46 bis 53 finden entſprechende Anwendung. 


III. Zuriſtiſche Verſonen des öſſentlichen Rechtes. 
§ 89. Die Vorſchrift des § 31 findet auf den Fiskus ſowie 
auf die Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten des öffentlichen 
Rechtes entſprechende Anwendung. 
Das Gleiche gilt, ſoweit bei Körperſchaften, Stiftungen und An⸗ 
ftalten des öffentlichen Rechtes der Konkurs zuläſſig iſt, von der 
Vorſchrift des § 42 Abſ. 2. 


§ 87. 1. Zuſtändigkeit und Verfahren beſtimmen fid) nach Landesgeſetz. 
ee 2 und 3 begründen öfſentlich⸗rechtliche Pflichten; keine Klage auf deren 
rfüllung. 
2. Staatliches Aufſichtsrecht bei Stiftungen. . 
Preussen AR. II. 19 $8 (Verwendung des Vermögens aufgehobener 
Stiftungen). 
— AG. z. BGB. Artt. 3, 4. V. z. A. Art. 5 Abſ. 2. 
Bayern AG. z. BOB. Art. 6. 
Sachsen V. z. A. d. BGB. § 7. 
Hessen | AG. z. BOB. Art. 8. 
§ 88. 1. Vgl. 58 45 ff. § 45 ſelbſt ift nicht anwendbar, der Anfall⸗ 
berechtigte kann nur durch die Verfaſſung ($ 85) beſtimmt werden ($ 88". 


§ 46: Anfall an den Fiskus; 88 47—53: Anderweiter Anfall; Liquidation. 

Landesgeſetzgebung. 

Preussen | AG. z. BGV. Art. 5. | Wü itemb. | AG. z. BGB. Art. 138. 
Bayern | XG. 3. BGB. Art. 5. Hessen | AG. z. BGB. Artt. 9, 11. 

1 89. 1. Die vom öffentlichen Rechte geſchaffenen Rechtsſubjekte ſind als 
ſolche auch für das Privatrecht rechtsfähig. Organiſation und Vertretung 
richtet ſich nach öffentlichem Rechte. Ueber den Ausweis öffentlicher Be⸗ 
hörden im Verkehr vgl. KG. Jahrb. 21 A 101. Vgl. Fritze, Zuſammenſtellung 
der Behörden, welche den preuß. Landes⸗ und den deutſchen Reichsfiskus im 
Prozeſſe zu vertreten befugt find. Berlin 1891. — Behörden kommen nur 
als Organe von juriſtiſchen Perſonen in Betracht, ſind aber nicht ſelbſt 
juriſtiſche Perſonen. Die einzelnen Mitglieder einer zur Vertretung einer 
juriſtiſchen Perſon berufenen kollegialen Behörde ſind im Prozeſſe nicht 
zeugnißfähig, RG. 40 318, Seuff. 55 354. 

2. Die Bezugnahme auf § 31 (Haftung für Schadenszufügung der 
Vertreter) erſtreckt ſich nur auf Schadenszufügung in Ausübung privat⸗ 
rechtlicher (Note 4) Verrichtungen. RG. 25 354 (Haftung des Staates als 
Verpächters für Beeinträchtigung des Genuſſes der Pachtſache durch Hand⸗ 
lungen ſeiner Organe). 


II. Abschnitt. Sachen. 73 


Zweiter Abſchnitt. 
Aachen. 


— 

3. GO. 5 12. Verletzt ein Grundbuchbeamter vorsätzlich oder fahrlässig 
die ihm oblieyende Amtspflicht, so trifft den Betheiligten gegenüber die im $ 839 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs bestimmte Verantwortlichkeit an Stelle des Beamten 
schaft, in deren Dienst der Beamte steht. Das Recht 
des Staates oder der Körperschaft, von dem Beamten Ersatz zu verlangen, 


bleibt unberührt. — Vgl. BO. $ 100. 


für die gor en der Uebertretung polizeilicher, zur 
Abwendung von 3 erlaſſener orſchriften ſeitens ſeiner Beamten RG. 32 


144 ff. (Zolltreuzer), 33 206 (gerichtliche Hinterlegung), 39 183 ff. (Lootſe). 


Aenderungen der KO. v. 17. Mai 1898 (ROBI. S. 248). — Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gegen die juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes vgl. § 153 
E in der Faſſung des Art. IT des Gef. v. 17. Mai 1898 (RG Bl. 


I. Anwendungsgebiet der Vorſchriften. 

Der zweite Abſchnitt enthält zum größten Theil Begriffsbeſtimmungen, 
zum Theil auch ſelbſtändige Rechtsſatze (§§ 93, 101—103). Er dient un- 
mittelbar und zunächſt nur zur Erläuterung und Ergänzung der einſchlagi⸗ 
gen Vorſchriften des BGB. Inſoweit auf einen Thatbeſtand nicht das VGV., 
ſondern ein anderes Recht (ſonſtiges Reichsrecht, vorbehaltenes Landesrecht, 
ausländiſches Recht) anzuwenden iſt, ſind auch die in dieſem Abſchnitte be⸗ 
handelten Rechtsverhältniſſe nach dem maßgebenden Rechte zu beurtheilen. 
Hierbei ſind insbeſondere die Artt. 4, 32, 55 CG. z. BOV. zu berückſichtigen, 
die vielfach zur Anwendung des 2. Abſchnitts führen werden. Vgl. Borb. zum 
J Buche Note 2. 

II. Sachen in und außer dem Verkehre. 

Das UGY. enthält — abgeſehen von der die Außerverkehrſetzung durch 
ben geschaft ausſchließenden Beftimmung des $ 137 — keine Vorſchriſten 
Über res extra commercium (vgl. Mot. III S. 267). ; 

„Sachen, die vermöge ihrer natürlichen Beſchaffenheit der 
thatſächlichen Beherrſchung durch menſchliche Willkür entzogen 
und (3. B. freie Luft, das offene Meer) können ſelbſtverſtändlich nicht Gegen- 
ftanb non Rechten fein. Vgl. übrigens auch $ 960 in Freiheit lebende 
mul: Thiere) und $ 561 (der entflogene Bienenſchwarm). j 
Sach, Mm Gottesdienſt und dem öffentlichen Gebrauche dienende 
Da können, inſoweit nicht Vorſchriften des öffentlichen (Landes⸗ Rechts 
A ‚Negenftehen, Gegenſtand von Privatrechten fein; vgl hierzu § 134, EG. 
2 40109, 111, 183, ferner NG. 22 215, 31217, JW. 1900 S. 569 8, DLG. 

n Memeingefährliche Sachen Selbſtändige Bedeut ben neben 

Q \ 2 ge Bedeutung haben ne 
Si on (vgl. § 134) die reichsgeſetzlichen Verbotsgeſetze, welche ſich gegen 
nicht eſitz und den Vertrieb gemeingefährlicher Sachen richten oder die Ver⸗ 
efe ung oder Einziehung derſelben anordnen, vgl. z. B. das Sprengſtoff⸗ 
Nahe nas Juni 1884 (NGVL. S. 61), die Gesetze über den Verkehr mit 
rungs- und Genußmitteln ꝛc. (3. B. das Nahrungsmittelgeſetz v. 14. Mai 


Vorbemerkung zun 
2. Abſchnitt 
88 90 ff. 
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I ——— 
Vorbemerkung zum 1879, RG Bl. S. 145), die Vorſchriften über die Zubereitung und Feilhaltung 
8 von Giften, StGB. $ 3675, Gemd. $$ 34 Abſ. 3, 56° u. 1. m. 
ade 4. Die geſtohlenen, verloren gegangenen oder ſonſt abhanden 
95 e Sachen ſind Gegenſtand beſonderer Regelung, vgl. $$ 935, 
37, 1006, 1007, 1032, 1207: SGB. §§ 366 f. 


1. Das BGB. ſetzt den Begriff des Werthes als eines wirth⸗ 
ſchaftlichen Begriffs voraus. Vgl. z. B. Werth eines Gegenſtandes 
§ 290, einer Sache § 1067, eines Rechtes § 2313, von Dienſten und Ueber- 
laſſung der Benutzung einer Sache § 346. Das BGB. rechnet regelmäßig 
mit dem gemeinen Verkehrswerthe, d. h. dem Werthe, den der Gegenſtand 
für Jedermann hat. Nur für die Fälle des Schadenserſatzes ergiebt ſich 
aus § 252, daß auch der nach den beſonderen Umſtänden dem Gläu⸗ 
biger entgangene Gewinn LT Werth) zu erſetzen 


s$ 1515, 2049, 2312, CG. Art. 137. Der Werth wird im Allgemeinen durch 
okt srh: g feſtgeſtellt, fog. Schätzun swerth. $§ 237, 501, 587. 1048, 588 f., 
594, 738 
2. Die Schätzung des Werthes erfolgt im Prozeſſe nach den all⸗ 


3. Welcher Zeitpunkt für die Schätzung zu Grunde zu legen 
ift, ift für das einzelne in Betracht kommende Rechtsverhältniß feſtzuſtellen. 
Befondere Vorſchriften finden ſich in $ 915 (Ueberbau) und § 2311 (Pflichttheil; 


1. Gegenſtände (Sachen und Rechte find theilbar ($ 752), wenn die Sache 
bzw. der Gegenſtand des Rechtes ſich ohne Verminderung des Werthes in 
gleichartige den Bedürfniſſen des Einzelfalls entſprechende Theile zerlegen 
laſſen. Theilbare Gegenſtände werden bei der Aufhebung einer in — 1 — 
ihrer beſtehenden Gemeinſchaft in natura etheilt (§§ 752, 1477, 1498, 546 

Fang ijt für das 4 der Schuld⸗ 
ehrheit von 


Der Begriff der nur der Gattung nach beſtimmten (beweglichen oder un⸗ 
beweglichen) Sachen kommt in Betracht für Schuldverhältniſſe deren Leiz 
ſtungsgegenſtand mehr oder weniger genau entweder individuell oder generell 
(der Gattung nach) beſtimmt fein kann. Wal. Gattungsſchuld (§§ 243, 279, 
300 Abſ. 2, SGV. § 360), Gattungskauf (00 480, 491), Schenkung (§ 524), 
Vermächtniß und Auflage (88 2158, 2182 f., 2192). 

VI. Bewegliche und unbewegliche Sachen. 

1. Allgemeines. 

a. Mährend das BGB. von beweglichen Sachen in einer großen Zahl 
von Vorſchriften ſpricht (vgl. zu 3), ohne eine Begriffsbeſtimmung zu 
eben, verwendet es den Ausdruck unbewegliche Sachen (vgl. HGB. 
8 93) niemals, und nur einmal den Ausdruck unbewegliches Ver⸗ 
mögen im § 1551, indem es daſelbſt dieſen Begriff, indeß nur für die 
Zwecke der ehegüterrechtlichen Fahrnißgemeinſchaft, feſtſtellt. 

b. Das BGB. ſcheidet die körperlichen Gegenſtände (§ 90) in Grundſtücke 
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und bewegliche Sachen. Der Unterſchied in der rechtlichen Behand⸗ Vorbemerkung zum 
lung der lber Sachen und der Grundſtücke durch das BGB. zeigt u 


fih — abgeſehen von den Vorſchriften über den Grundſtücksveräußerungs⸗ 
vertrag § 313), die Grundſtücksmiethe (§ 580 Note 1) und anderen 
Einzelvorſchriften — im Weſentlichen im Sachenrechte (vgl. Borb, zu 
Buch III Note E. II. 2. 3). 

e. Die Rückſicht auf die Erhaltung des Grundſtücks in ſeinem wirthſchaft⸗ 
lichen Beſtand und auf die Sicherung des Realkredits haben dazu ge⸗ 
führt, für das Hypothekenrecht und für die Zwangsvollſtreckung auch ab⸗ 
getrennte Erzeugniſſe und ſonſtige Beſtandtheile, ſowie die dem Eigen⸗ 
thümer des Grundſtücks gehörenden Zubehörſtücke und gewiſſe Rechte 
den für das Grundſtück ſelbſt geltenden Vorſchriften zu unterwerfen. 
Bal SS 1120—1130; CRO 88 864 f.; Zw. 8 20 24, 55, 90. 

2. Grundſtücke. 

a. Grundſtück iſt ein begrenzter Theil der Erdoberfläche (vgl. Borb, zum 
II. Abſchnitte des III. Buches, ferner § 890). Als beſondere Arten von 
Grundſtücken werden erwähnt: Landgut ($ 98 Ziff. 2) und landwirth⸗ 
ſchaftliches Grundſtück (§ 582). Vgl. hierzu § 98 Note II 2 und ferner 
dieſe beiden Worte im Regiſter. 

b. Geltung der Vorſchriften über Grundſtücke für andere Gegenſtände iſt 
— abgeſehen von den weſentlichen und den ſonſtigen dem Eigenthümer 
des Grundſtücks gehbrenden Beſtandtheilen und Zubebörſtücken, vgl. 

Note 1c — vorgeſehen: 

a. 5 1017 für das Erbbaurecht; 

P. Ech. für die landesrechtlichen Inſtitute der Erbpacht einſchließlich des 
3 (Art. 63), des außerbergrechtlichen Mineralgewinnungs⸗ 
rechts (Art. 68); 

i- kraft vorbehaltenen Landesrechts für die am. 1. Januar 1900 be⸗ 
ſtehenden vererblichen und übertragbaren Nutzungsrechte (EG. Art. 196) 
ſowie die innerhalb der generell der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen 
Materien entiprechend geregelten Rechtsinſtitute. Vgl. für Preußen 
AG. } BGB. Artt. 37—40. 

e. Die CRO. giebt in dem 2. Titel des 2. Abſchnitts des 8. Buches (YE 864f.) 
Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. 

CPO, § . Der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen 
unterliegen ausser den Grundstücken die Berechtigungen, für welche die sich 
auf Grundstücke beziehenden Vorschriften gelten, und die im Schiffsregister 
eingetragenen Schiffe. 

ie Zwangsvollstreckung in den Bruchtheil eines Grundstücks oder einer 

rechtigung ist nur zulässig, wenn der Bruchtheil in dem Antheil eines 

fiteigenthümers besteht oder wenn sich der Anspruch des Gläubigers auf 
ein Recht gründet, mit welchem der Bruchtheil als solcher belastet ist. 

3 865. Die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen umfasst 3 
auch die Gegenstände, auf welche sich bei Grundstücken und Berechtigungen 
die Hypothek, bei Schiffen das eingetragene Pfandrecht erstreckt. 

iese Gegenstände können, soweit sie Zubehör sind, nicht gepfändet wer- 
en. Im Uebrigen unterliegen sie der Zwangsvollstreckung in das beweg- 
liche V, ermögen, solange nicht ihre Beschlagnahme im Wege der Zwangsvoll- 

d Strechung in das unbewegliche Vermögen erfolgt ist. 

i liche im Geſetz und in Rechtsgeſchäften die Unterſcheidung von beweg⸗ 

Verm und unbeweglichen Sachen, Gegenſtänden (3. B. HGB. § 207) oder 

mögen vorkommt, iſt ihre Bedeutung Auslegungsfrage. 

á Bewegliche Sachen. 

10 deutung und Verwendung des Begriffs Bewegliche Sachen ſind alle 

10 ‚nerlichen Gegenftände (§ 90), welche nicht Grundſtücke ſind. Die be⸗ 

Sh hen Sachen werden vielſach im BGB. erwähnt (val. insbeſondere 

1362 7, 232, 237, §§ 929—984; 88 1006 f., 1032, 1063 f. 1204—1272, 
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C u 
Vorbemerkung zum b. Rechtlich erhebliche Arten und Eigenſchaften beweglicher Sachen. Außer 
2. 0 0 f. den in $$ 90 ff. erwähnten Arten der vertretbaren und verbrauchbaren 
f Sachen und als Zubehör kommen in Betracht: 
a. Thiere. Vieh als Gutsinventar § 98, Pferde, Efel, Mauleſel, Maul⸗ 
thiere, Rindvieh, Schafe und Schweine als Gegenſtand beſonderer 
Norſchriften über die Gewährleiſtung $$ 48 ff.; Thiere als Gegen⸗ 
ſtand der Miethe oder Leihe §§ 547, 601; Schadenszufügung durch 
Thiere §§ 833 f.; Schwarz⸗, Roth⸗, Elch⸗, Dams, Rehwild, Faſanen 
als Urſache von Wildſchaden § 835, vgl. auch Ech. Art. 71; Wilde 


B. Koſtbarkeiten (3. B. Geld, Werthpapiere, Gold⸗ und Silberſachen, 
Juwelen, Perlen, ſeltene Münzen, Medaillen, Kunſtgegenſtände, Anti- 
quitäten, RG. 13 36) als Gegenſtand der Hinterlegung § 372, der 


auch SB. S 708 (große Haverei). — 6 
als Gegenſtand des Pfandverkaufs 8 1240; im Wege der Zwangs⸗ 
nollſtreckung CPO. § 820. Vgl. RG. über den Feingehalt der Gold⸗ 
und Silberwaaren v. 16. Juli 1884 (RGBl. S. 120), 3 282. 

J. Familienpapiere und Familienbilder als Gegenſtand des 
Erbſchaftskaufs § 2373. 

„Schiffe, die in das Schiffsregiſter eingetragen ſind, vgl. § 1259 und 
Noten daſelbſt; Schiffe, die zum Erwerbe durch die Seefahrt beſtimmt 
find, HG. § 474, Seeſchiffe, die nicht zum Erwerbe durch die See- 
fahrt beſtimmt ſind, EG. z. HG B. Art. 6. Vgl. ferner das Flaggen: 

115 88 1, 26 (zu § 1259). — Schiffsinventar, Schiffsboote HGB 

478. 
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e. Papiere. 

Urkunden, die zum Beweis eines übertragenen Rechtes dienen, 
ſind dem Berechtigten auszuliefern, ss 402, 412, 413, 444 f., 515, 651. 

Vorlegung von Urkunden (CHO. § 415 f.) zur Einſichtnahme 
gg 810 f., CRO. $§ 420 ff. 

Vollmachtsurkunde als Gegenſtand der Zurückgabepflicht § 175, 
und der Kraftloserklärung § 176, 

Schuldſcheinrückgabe bei Erfüllung der Verbindlichkeit § 371. 

Schuldſcheine und Urkunden über Rechte, kraft deren eine Leiſtung 
gefordert werden kann, als 7 von Sachenrechten § 952; vgl. 
auch für Pfandrecht und Zuruͤckbehaltungsrecht § 1204 Note 11l 2g. 

ET Wa Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldbriefe vgl. §§ 1116, 
1191, 1199. 

Schriftſtücke, welche die perſonlichen Verhältniſſe des Erblaſſers, 
ſeiner Familie oder den ganzen Nachlaß betreffen, bleiben den Mit⸗ 
erben gemeinſchaftlich, Ñ 2047. 

Werthpapiere vgl. zu 3, Titelvorb. vor § 793, und 3 284. 

£. Geld, vgl. 3 283. . 

1. Waaren find bewegliche Sachen, inſofern ſie als Gegenſtand des 
Handelsverkehrs in Betracht kommen, vgl. §§ 90 Abſ. 2, 196, 764; 
S6. §§ 1, 360, 373 fl. u. a. m. >; 

9. Ausſchließlich dem perſönlichen Gebrauche (der Frau, eines 
Ehegatten, des Kindes) die nende Sachen, insbeſondere Kleider, 
Schmuckſachen, Arbeitsgeräthe § 1362, 1366, 1477, 1650. 

t E E e vgl. § 1933 Note 2a; §§ 1382, 1640, 

99. 
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§ 90. Sachen im Sinne des Geſetzes find nur körperliche Gegen⸗ 
ſtände. 


$ 90. I. Terminologie: Gegenſtand iſt der weitere Begriff; er umfaßt 
alle Rechtsguter, Sachen und Rechte ($$ 434, 581, 1085 u. ſ. w.). Dem: 
entſprechend beziehen ſich die Vorſchriften, welche von „Gegenſtänden“ ſpre⸗ 
chen, unmittelbar nicht ausſchließlich auf körperliche Sachen, ſondern können 
auch auf Rechte angewendet werden. 

II. Körperliche Sachen können feſte, flüſſige, gas⸗ und luftförmige Körper 
ein. Beſtritten ift die Sacheigenſchaft der Elektrizität: RG. Strafſ 29 111; 
RS. 17 269 ff. Die für das Preuß. Recht ergangene Entſcheidung iſt für das 
Recht des BGB. nicht verwendbar. Vgl. ferner RG. betr. die Beſtrafung 
der Entziehung der elektriſchen Arbeit v. 9. April 1900 (RG Bl. S. 228), 
ferner NG, betr. die elektriſchen Maßeinheiten v. 1. Juni 1898 (RGBl. S 905) 
3 280 und dazu AusfBeſt. (RGBl. 1901 S. 127). 

III. Die Vorſchriften des BGB., welche von Sachen ſprechen, betreffen 
grundſätzlich nur körperliche Sachen. Das gilt insbeſondere auch von der 
ganzen Maſſe der in dem dritten Buche als dem Sachenrechte zuſammen⸗ 
gefaßten Vorſchriften 

J. Ausnahmen: 

a. Gleichſtellung des Erbbaurechts mit den Grundſtücken § 1017; 
b. Rechte als Beſtandtheile eines Grundſtücks § 96; 
e. Früchte eines Rechtes $ 99 Abſ. 2. 

2. —9 — 7 7 0 und ſonſtige Rechte als Gegenſtände des 
Nießbrauchs und Pfandrechts finden ſich im Sachenrechte geregelt 
(88 1068 fl., 1273 ff.). Indeß iſt die Frage, ob es ſich hierbei um dingliche 
Rechte handelt, offen geblieben; Nießbraucher und Pfandgläubiger treten, ſo⸗ 
weit es zur Sicherung und Durchführung ihrer Rechte rd h iſt, in das 
Rechtsverhältniß ein. Vgl. Borb. A zu Buch III. 

3. Agen berpapiere werden als körperliche Sachen bezeichnet in §§ 935, 
1006, 1962, hingegen mit Rückſicht auf die in ihnen verkörperte Forderung 
als Recht behandelt in $$ 1068 ff., 1081. § 1293 ſteht zwar in dem Titel 
über Pfandrecht an Rechten, wendet aber auf das Pfandrecht an Inhaber⸗ 
papieren die Vorſchrift über das Pfandrecht an beweglichen Sachen an. Vgl. 
auch § 237 Note 2. 

4. Inbegriffe von Gegenſtän den. 

a. Inbegriffe, nämlich x . 
3. Sachgeſammtheiten — universitas facti (Vaarenlager oder ſonſtige 
Sachinbegriffe § 92 Abſ. 2, Hauptſache nebſt Zubehör ($$ 97 f.), In⸗ 
begriff von Gegenſtänden (ŞE 260, 1035; Inventar eines Grundſtücks 
95,586 ff., 1048; Bienenſchwarm §§ 961 ff.; Landgut §§ 98, 593, 

4055 u. a.). Vgl. auch § 985 Note 3 a. « o m 

. Vermögensinbegriffe — universitas juris (Vermögen §§ 45, 88, 310, 
311, 330, 419, 1085 ff., 1822; Erbſchaft §§ 1922, 2018 ff., 2371; 
Geſellſchaftsvermögen $ 718; Vermögen der Ehefrau $ 1363; Vorbe- 

. haltsgut $ 1365; Geſammtgut $ 1438; Kindesvermögen $ 1638, f 
find feine körperlichen Gegenſtände. Eine Geſammtheit iſt lediglich eine 
zuſammenfaſſende Bezeichnung der einzelnen den Inbegriff bildenden 
fachen (F 1085). Iſt ein obligatoriſches Rechtsgeſchäft in Anſehung 
nes Inbegriffs abgeſchloſſen, fo ift durch Auslegung feſtzuſtellen, auf 
diele, Gegenſtände es ſich bezieht (vgl. $ 97 Note III, §§ 2372 f.). Für 
ie dingliche Rechtsänderung iſt in Anſehung eines jeden einzelnen 
Geſen bandes der Thatbeſtand herzuſtellen, an deſſen Vorliegen das 
cleg die Rechtsänderung knüpft (Auflaſſung, Uebergabe ꝛc.). Nicht 
Verde ſchloſſen iſt es, daß der obligatoriſche Vertrag mit dem dinglichen 
ertrage zuſammenfällt, vgl. § 398 Note 1d. — Sondervorſchriften be- 
ſtehen für den Uebergang der Erbſchaft (§ 1922) und für die eheliche 


1. Begriff der Sache. 
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1, Einzelne Arten der S 91. Vertretbare Sachen im Sinne des Geſetzes ſind beweg⸗ 


ee Sachen liche Sachen, die im Verkehre nach Zahl, Maß oder Gewicht be⸗ 
ſtimmt zu werden pflegen. 

2. Lerorauchbare 8 92. Verbrauchbare Sachen im Sinne des Geſetzes ſind be⸗ 

ug wegliche Sachen, deren beſtimmungsmäßiger Gebrauch in dem Ver⸗ 


brauch oder in der Veräußerung beſteht. 

Als verbrauchbar gelten auch bewegliche Sachen, die zu einem 
Waarenlager oder zu einem ſonſtigen Sachinbegriffe gehören, deſſen 
beſtimmungsmäßiger Gebrauch in der Veräußerung der einzelnen 
Sachen beſteht. 


Gütergemeinſchaft ($ 1438). Vgl. ferner die Bahneinheit, deren Regelung 

dem Landesrechte vorbehalten iſt, EG. Art. 112. 

b. Wirkung der Zugehörigkeit zu einem Vermögens ⸗Inbegriffe: 
u. Das Surrogationsprinzip (surrogatum sapit naturam eius cui surro- 

gatur) iſt angewendet für das Geſellſchaftsvermogen § 718 Ab}. 2; 

das Vorbehaltsgut $ 1370; das Eingebrachte § 1382; das Geſammt⸗ 

gut $ 1473; das Eingebrachte bei Errungenſchaftsgemeinſchaft $ 1524 

und Fahrnißgemeinſchaft § 1554; fur die Erbſchaft §§ 2019, 2041; 

Vorerbſchaft § 2111; beim Erbſchaftskaufe § 2374. 

g. Haftung cum viribus des Vermögens für die wirthſchaftlich auf dem⸗ 
ſelben haftenden Schulden iſt vorgeſehen bei Uebernahme eines Ver⸗ 
mögens unter Lebenden § 419; von Todeswegen §§ 1967, 1975 111 
Nießbrauch §8 1086 f.; Erbſchaftskauf §§ 2382 f. 

5. Bruchtheile einer Sache (ideelle Antheile) ſind keine körperlichen 
Sachen, wenn fie auch mehrfach als ſolche behandelt werden. Vgl. Gemein⸗ 
ſchaft nach Bruchtheilen § 741; Miteigenthum nach Bruchtheilen $ 1008; 
Vorkaufsrecht, Reallaſt, Supothef an einem Bruchtheile des Grundſtücks 
§§ 1095, 1106, 1114, 1192; Pfandrecht an dem Antheil eines Miteigen⸗ 
thümers (§ 1258), an einer Schiffspart (§ 1272, EPD. § 858); Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in den Bruchtheil eines Grundſtücks CPO. § 864 Abſ. 2, abgedruckt 
zu §§ 1008 ff. 

8 91. 1. Vertretbare Sachen ſind nur bewegliche Sachen, insbeſondere 
Geld § 607. Vertretbare Sachen als Gegenſtand des Darlehens § 607; des 
Werklieferungsvertrags § 651; des depositum irregulare $ 700; des Gejel- 
ſchaftsbeitrags § 706; der Anweiſung § 783, HB. § 363. Vgl. ferner § 453, 
HOB. § 406, CPO. $$ 592 (Urkundenprozeß), 688 (Mahnverfahren), 794 
E Urkunden). — Maſchinen als vertretbare Sachen JW. 1900 

52, 665%, 

2. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß Sachen die nach der Verkehrsauffaſſung 
als vertretbar angeſehen zu werden pflegen, im Einzelfalle von den Parteien 
für ein konkretes Schuldverhältniß als nicht vertretbar behandelt werden 
(§§ 157, 242), vgl. § 651 Note 2. 

8 92. 1. Abnutzbarkeit iſt nicht Verbrauchbarkeit. Ueber den beſtimmungs⸗ 
mäßigen Gebrauch entſcheidet das objektive Merkmal der Verkehrsauffaſſung. 

2. Geld und Geldſurrogate (Banknoten, Kupons u. dergl.) ſind, weil als 
Tauſchmittel zur Veräußerung beſtimmt, verbrauchbar. — Zins- und Divi- 
dendenpapiere dienen zur Vermögensanlage; fie find nur nach Abſ. 2 ver- 
brauchbar, vgl. §§ 1084, 1392, 2116. 

3. Die rechtliche Wirkung der Verbrauchbarkeit iſt, daß der 
Nutzungsberechtigte nach Beendigung des Nutzungsrechts nicht zur Rückgabe 
in Natur, ſondern zum Wertherſatze verpflichtet ift (vgl. SS 1075, 1084, 
1086). Verbrauchbare Sachen als Geſellſchaftsbeitrag § 706; als Nieß⸗ 
brauchsſache SS 1067, 1075, 1084, 1086 f.; als eingebrachtes Gut bei geſetz⸗ 
lichem Güterſtande $$ 1376 f., 1392, 1411; bei Errungenſchaftsgemeinſchaft 
§ 1540, als Kindes vermögen §§ 1653, 1659. 
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§ 93. Beſtandtheile einer Sache, die von einander nicht getrennt s. Beftandtgeite. . 
werden konnen, ohne daß der eine oder der andere zerſtört oder in * a 
feinem Weſen verändert wird (weſentliche Beſtandtheile), können nicht 
Gegenſtand beſonderer Rechte fein. 


SS 93 ff. 1. Bei einheitlichen Sachen ($ 947), deren 1 Zu 88 93 fl. 
eine phnſiſche Sonderexiſtenz nicht haben (3. B. Thier, Pflanze, Gebäck, Erz⸗ 

guß), beſteht das Recht an der Sache nothwendig einheitlich an allen Theilen. | 
2 


2 Zuſammengeſetzte Sachen, 


ſchen Sonderexiſtenz in das Verhältniß des Beſtandtheils zum Ganzen. | 


§ 93. J. Begriff des Beſtandtbeils und des weſentlichen Beſtandtheils. 
1. Beſtandtheile einer Sache ſind diejenigen Sachtheile, vie in ihrer Zu⸗ 
ſammenfaſſung die Sache ſelbſt bilden und nach Auffaſſung des Verkehrs zu 
ihrer Vollendung dienen. Nebenſachen dagegen, die unter Wahrung ihrer 
Selbſtändigkeit der Hauptſache hinzugefügt werden, weil dieſe ſonſt ihrer 
wirthſchaftfichen Beſtimmung nur unvollkommen entſprechen würden, ſind 


Reſtſache, nicht von einander getrennt werden können, ſind in rechtlicher Be⸗ 
ziehung ihrem We ſen nach Beſtandtheile (weſentliche Beſtand⸗ 


2. Ob Zerſtörung oder weſentliche Veränderung, wozu auch Entwerthung 
zu rechnen, vorliegt, iſt Thatfrage, deren Beantwortung bei an ſich gleich⸗ 
artigen Sachen verſchieden ausfallen kann, je nachdem z. B. die ganze Sache 
ſich im Stadium der Fabrikation oder im Privatgebrauche befindet. — 

erden die Theile fabrikationsmäßig hergeſtellt und nach Belieben zuſam⸗ 
mengeſetzt, ſo können ſie ohne Zerſtörung oder weſentliche Veränderung 
auch wieder auseinander genommen und anderweit zuſammengeſetzt werden 

ies iſt an ſich nicht der Fall, wenn die Theile von vornherein nur für 
einander paſſend hergeſtellt ſind, und wirthſchaftlich regelmäßig nicht mehr 
der Fall, wenn die ganze Sache in den Privatgebrauch gelangt iſt. Es iſt 
aber auch dann nicht ausgeſchloſſen; ſo können z. B. die Räder eines 
d agens von dem Wagengeſtelle getrennt werden, ohne daß die Räder oder 

25 Gefell in ihrem Weſen geändert werden, z. B. Wagen mit geliehenen 

die orn. Meſentliche Bestandtheile find 3. B. das Blatt eines Buches, 
te Wand eines Schrantes, die Theile einer Maſchine, wenn die Trennung 
Svirkt, daß fie Makulatur, Bretter, altes Eifen werden; Badeeinrichtungen 
pültiſche, Flurampeln) als weſentliche Beſtandtheile eines herrſchaftlichen 
ethshaufes, weil fie nicht ohne Veränderung dieſes Weſens des Saules 
auggenonmen werden können. RG. JW. 1900 S. 890 (OLG. 2 340). Vgl. 
ch RG. 20 347 (Maſchinen, durch deren Wegnahme das Grundſtück die 
Iten ſchaſt eines Fabriketaßliſſements, wenn auch nur einſtweilen, verliert). 
| inen an ge mit der Wegnahme nicht verbunden, fo kommen die Ra 
ur a ho i Ziff. 1. f k $ 

1903 Veil. S. u hör in Betracht, § 98 Ziff. 1. Vgl. auch RG. 3 

Di Daner der Beſtandtheilseigenſchaft. a 
(88 94h deſtandthellseigenſchaft währt vom Momente der Verbindung 
tom dis zu dem der Trennung (88 953 ff). Vorher und nachher 
als 555 die einzelnen Stücke rechtlich nur als ſelbſtändige Sachen, ſei es 
9 433 Ohmaterial, fei es als Abbruchmaterial zc. in Betracht, vgl. Note III 3, 
783 Note 110 auch RG. 35 254. 
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III. Rechtliche Behandlung weſentlicher Beſtandtheile. 

1. Die Wirkungen der Eigenſchaft eines weſentlichen Beſtandtheils ſind 
ausſchließlich ſachen rechtliche; fie treten unabhängig von ſubjektiven 
Momenten (Redlichkeit u. ſ. w.) auf Grund der Verbindung ($$ 946 ff.) ein. 
Der Rechtsgrundſatz, daß weſentliche Beſtandtheile nicht Gegenſtand be⸗ 
ſonderer Rechte ſein können, bezieht ſich nur auf Sachenrechte (vgl. Vorb. 


a. Keine Begründung von Sonderrechten (Eigenthum, Pfandrecht, Nieß⸗ 
brauch] an weſentlichen Beſtandtheilen während der Dauer dieſer Eigen⸗ 
ſchaft (Note II). Ausnahme: Pfändungspfandrecht an den Früchten auf 
dem Halm CPO. § 810 (abgedruckt zu § 94); 

b. Kein 8 ſondern Untergang der an den weſentlichen Beſtand⸗ 
theilen beſtehenden Sonderrechte von der Herſtellung des Beſtandtheils⸗ 
verhältniſſes ab (Verbindung §§ 946 ff.; Zeichnen, Malen, Schreiben ꝛc. 
iſt Verarbeitung § 950). ntergang des Vermietherpfandrechts durch 
dauernde Verbindung der Pfandſache mit, einem anderen (in casu dem 
Miether gehörenden) Grundſtücke DLG. 1438. Ausgleich nach den Bor- 
ſchriften von der ungerechtfertigten Bereicherung § 951. 

2. Der Beſitz einer Sache wird durch § 93 nicht betroffen; § 865 ge- 
währt ſelbſtändigen Beſitzſchutz hinſichtlich eines Theiles, insbeſondere 3 
ſichtlich einzelner Raume eines Gebäudes, eines Schiffes u. . w. in 
beſonderer Eigenbeſitz an weſentlichen Beſtandtheilen vgl. § 865 Note 4. 

3. Obligatoriſche Rechtsgeſchäfte ſind auch hinſichtlich weſentlicher 
Beſtandtheile zuläſſig, z. B. Miethe von Wohnungen, Verkauf eines Theiles. 
Der Schuldner ift, ſofern es die Erfüllung des Schuldverhältniſſes erfordert, 
verpflichtet, die Beſtandtheilseigenſchaft durch Trennung (3. B. des verkauften 
Theiles) aufzuheben und den ſeiner Verpflichtung entſprechenden Zuſtand 
durch Uebereignung des ſelbſtändig gewordenen Theiles herbeizuführen oder 
aber dem Gläubiger die Trennung und Aneignung der Beſtandtheile zu ge⸗ 
ſtatten (vgl. § 313 Note 2 f. und § 956). — Bei obligatorifchen Schuldver⸗ 
hältniffen, insbeſondere alfo auch bei der Miethe, iſt nicht die Sache, auf 
welche ſich das Schuldverhältniß bezieht, ſondern die Leiſtung (das Thun 
oder Unterlaſſen des Schuldners) Gegenſtand des obligatoriſchen Rechtes, vgl. 
§ 241 u. E. I § 206. 

IV. Die Aufhebung der Beſtandtheilseigenſchaft, d. i. die körperliche 
Zerlegun iſt vegelmäßt ohne Einfluß auf den dinglichen Rechtsbeſtand 
(vgl. §§ 953 ff., 1212). Die im Momente der Trennung für das Ganze gel⸗ 
tenden ſachenrechtlichen Beziehungen bleiben für die weſentlichen Beſtand⸗ 
theile beſtehen. Die durch die Verbindung etwa untergegangenen Rechte 
(III 1b) leben nicht wieder auf, ſondern bedürfen der rechts geſchäftlichen 
Wiederherſtellung (vgl. das dem Beſitzer zuſtehende Aneignungsrecht § 997). 

V. Nichtweſentliche Beſtandtheile können Gegenſtand von Sonderrechten 
fein (vgl. z. B. §§ 890 Abſ. 1, 1131). Stehen fie im Sondereigenthume, ſo 
werden ſie — von gutgläubigem Erwerb (§§ 932 ff.) abgeſehen — durch 
Uebertragung der Sache als ſolcher nicht mitübertragen. Gegenüber dem 
Nachweiſe des Eigenthumserwerbes an der Sache im Ganzen, iſt das Leugnen 
des Eigenthumserwerbes an einem Theile Einwendung. j 

VI. Uebergangsbeſtimmungen: EG. Artt. 181 Abſ. 2, 182. 


VIL International privatrechtliche Regelung ift nicht erfolgt. Nach der 
herrſchenden Meinung entſcheidet die lex rei sitae. Bgl. zu CG. Artt. 1-31. 
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§ 94. Zu den weſentlichen Beſtandtheilen eines Grundſtücks ge- 
hören die mit dem Grund und Boden feſt verbundenen Sachen, ins⸗ 
beſondere Gebäude, ſowie die Erzeugniſſe des Grundſtücks, ſolange 
ſie mit dem Boden zuſammenhangen. Samen wird mit dem Aus⸗ 
ſaen, eine Pflanze wird mit dem Einpflanzen weſentlicher Beſtand⸗ 
theil des Grundſtücks. 

Zu den weſentlichen Beſtandtheilen eines Gebäudes gehören die 
zur Herſtellung des Gebäudes eingefügten Sachen. 


§ 94. I. Der Begriff des weſentlichen Beſtandtheils (§ 93) wird durch 
§ 94 inſofern erweitert, als es in den hier geregelten Fällen nicht darauf 
ankommt, ob Trennung ohne Zerſtörung oder weſentliche Veränderung mög⸗ 
lich ift. Der hier angenommene Grnundſatz Superficies solo cedit erleidet 
Einſchränkungen in § 95. 

II. Verbundene Sachen. 

l. Die objektive Beſchaffenheit iſt entſcheidend. Auf die Perſon, den 
Willen, die Geſchäftsfähigkeit des Verbindenden kommt es — vorbehaltlich 
§ 95 — nicht an. Gegenüber der zwingenden Vorſchrift des § 93 ift ein 
Eigenthumsvorbehalt an weſentlichen Beſtandtheilen, insbeſondere an ver⸗ 
bauten Materialien unwirkſam. 

2. Feſte Verbindung, Einfügung zur Herſtellung eines Gebäudes ſind 
Jhatfragen. Einfügung als mejentlicher Beſtandtheil kann auch geſchehen durch 
Anſchrauben an die zu dieſem Zwecke vorhandenen Rohrleitungen, ſoweit 
nicht, wie regelmäßig bei derartiger Einfügung durch den Miether (8 95 Note 2), 
vorübergehender Zweck anzunehmen iſt. Wegen Verbindung mit dem Boden 
durch die eigene Schwere der verbundenen Sache vgl. RG. Gruchot 40 894. 

3. Wegnahmerecht vgl. zu § 258. 
. Röhren: und elektriſche Leitungen, die von einer Zentrale ausgehen, 
— e pai fie über oder 9 15 Peien Dal 1 Boden k 1 

ang eines echtes geführt find, Beſtandtheil des Zentralgrundſtü 8, vgl. 
RG. 39 205, 48 267. bene j A ei : 

5, Viehſtücke kein Beſtandtheil eines Grundſtücks RG. JW. 1901 S. 382, 
vgl. § 98 Ziff. 2. 

II. Erzeugniſſe. 

l. Vor der Trennung gehören die Erzeugniſſe, insbeſondere alſo die 
te auf dem Halme, ſtehender Wald zc., als weſentliche Beſtandtheile 
des Grundſtücks dem Grundſtückseigenthümer. Rechtsgeſchäftliche Ver⸗ 
ußerung oder Belaſtung verbundener Erzeugniſſe als weſentlicher Beſtand⸗ 
theile gemäß $ 93 ausgeſchloſſen. Wegen der obligatorischen Geſchäfte 
Gauf 2C.) vgl. § 93 Note III 3. Nutzungsberechtigte und gutgläubige Beſitzer 
99 den durch SS 953 ff., bei obligatoriihen Rechtsverhältniſſen gemäß 
N durch Uebertragung des Beſitzes der fruchttragenden Sache geſichert. 
Kür die Pacht vgl. Borb. IV zu $$ 581 ff. — Ohne Uebergabe und vor der 
anung hat der obligatoriſch Berechtigte Fein die Veräußerung hinderndes 

pa (CRO. § 741) RG. 18 367, DLG. 2 341 f. 

‚one Ausnahme beſteht nur für das Pfändungs andrecht CPO. 

$5 810, 811 a. Ar pi ssi TR 
LIE 0. § 810. Früchte, die von dem Boden noch nicht getrennt sind, 
9 gepfändet werden, solange nicht ihre Beschlagnahme im Wege der 
e angsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen erfolgt ist. Die Pfändung 
E minig früher als einen Monat vor der gewöhnlichen Zeit der Reife erfolgen. 
„an Gläubiger, der ein Recht auf Befriedigung aus dem Grundstücke hat, 
Din der Ffändung nach Massgabe des $ 771 widersprechen, sofern nicht die 
J indung für einen im Falle der Zwangsvollstreckung in das Grundstück vor- 
Anspruch erfolgt ist. 


Š. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 6 


gehenden 


a. eines Grundſtücks. 


F. eines Gebäudes. 


„Verbindung zu vor- 
übergehendem Zwecke 
oder durch den ding⸗ 
lich Berechtigten. 
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§ 95. Zu den Beſtandtheilen eines Grundſtücks gehören ſolche 
Sachen nicht, die nur zu einem vorübergehenden Zwecke mit dem 
Grund und Boden verbunden ſind. Das Gleiche gilt von einem 
Gebäude oder anderen Werke, das in Ausübung eines Rechtes an 
einem fremden Grundſtücke von dem Berechtigten mit dem Grund⸗ 
ſtücke verbunden worden iſt. 

Sachen, die nur zu einem vorübergehenden Zwecke in ein Gebäude 
eingefügt ſind, gehören nicht zu den Beſtandtheilen des Gebäudes. 


8811 Ziff. 4. Folgende Sachen sind der Pfändung nicht unterworfen: 

4. bei Personen, welche Landwirthschaft betreiben, das zum Wirthschaftsbetrieb 
erforderliche Geräth und Vieh nebst dem nöthigen Dünger, sowie die land- 
wirthschafilichen Erzeugnisse, soweit sie zur Fortführung der Wirthschaft 
bis zu der Zeit erforderlich sind, zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeug- 
nisse voraussichtlich gewonnen werden; 

CPO. $ 824. Die Versteigerung gepfändeter, von dem Boden noch. nicht 
getrennter Früchte ist erst nach der Reife zulässig. Sie kann vor oder nach 
der Trennung der Früchte erfolgen; im letzteren Falle hat der Gerichtsvollzieher 
die Aberntung bewirken zu lassen, 

2. Wegen der mit der Trennung eintretenden Rechtsverhältniſſe vgl. 
88 e ff. 125 er 3 
a. ſoweit den Erzeugniſſen die Zubehöreigenſchaft ukommt $ 98 Ziff. 2 u. 

CPO. § 865; 2 

b. für das Hypothekenrecht $$ 1120—1122; 

e. für das Pfandrecht an beweglichen Sachen § 1212; 

d. für die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen Zw. §§ 20, 21 
(Zwangsverſteigerung), §§ 55, 90 (Zuſchlag), § 148 (Zwangsverwaltung; 
IV. Die einzelnen Flächenabſchnitte find keine weſentlichen Beſtand⸗ 

theile des Grundſtücks. Vgl. 59 890, 1131; SD. 8 5. 

V. Immobiliarmaſſe: 
für die Zwangsvollſtreckung CPO. §§ 864 f., 
für hypothekariſche Haftung SS 1113, 1120—1131; 
für Beſchlagnahme bei Zwangsverſteigerung Zw. §§ 20 f., bei Zwangs⸗ 
verwaltung Zw. § 148; 
für Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung Zw. § 55. 

§ 95. 1. Gegenüber §§ 93, 94 ſind die Vorausſetzungen des § 95 Ein⸗ 
wendungen; liegen ſie vor, ſo ſind die verbundenen Sachen nicht nur keine 
weſentlichen, ſondern überhaupt keine Beſtandtheile. 

2. Verbindung zu vorübergehendem Zwecke, ſei es durch den 
Eigenthümer des Grundſtücks, fei es durch einen Dritten: 3. B. Gelegenheits⸗, 
Ausſtellungsgebäude, Baumſchule, Pflanzgarten. Ob ein vorübergehender 
Zweck vorliegt, iſt nicht ausſchließlich nach den inneren Abſichten des Ver- 
bindenden, ſondern unter objektiver Beurtheilung aller in Betracht kom⸗ 
menden Umſtände feſtzuſtellen. Die Verbindung durch den Miether in einer 
Miethswohnung ift anders zu beurtheilen als die ſachlich gleichartige Ver⸗ 
bindung durch den Eigenthümer (vgl. z. B. § 94 Note II 2). Geſchieht die 
Verbindung z. B. durch den Miether nicht zu einem vorübergehenden Zwecke, 
fo greifen die §8 946, 949, 951, 547 ein. Bei Verbindung durch den Be⸗ 
ſitzer zu nicht vorübergehendem Zwecke vgl. SS 946, 949, 951, 997, 258. Die 
Ausſaat des Pächters iſt nicht vorübergehend, ſondern für die ganze Dauer 
yes 1 mit dem Grundſtücke verbunden (vgl. Borb. zu SS 581 ff. 

3. Verbindung von Gebäuden oder Werken (nicht auch Pflanzen ꝛc.) 
in Ausübung eines Rechtes an einem fremden Grundſtücke (Erb: 
baurecht oder Dienſtbarkeit $$ 1012 ff., 1018 ff.) Auf Verbindung durch 
einen perſönlich Berechtigten (Pächter, Miether) oder auf einen Nichtbe⸗ 


we oea 
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§ 96. Rechte, die mit dem Eigenthum an einem Grundſtücke 
verbunden ſind, gelten als Beſtandtheile des Grundſtücks. : 

§ 97. Zubehör find bewegliche Sachen, die, ohne Beſtandtheile 
der Hauptſache zu ſein, dem wirthſchaftlichen Zwecke der Hauptſache 
zu dienen beſtimmt ſind und zu ihr in einem dieſer Beſtimmung 
entſprechenden räumlichen Verhältniſſe ſtehen. Eine Sache iſt nicht 
Zubehör, wenn ſie im Verkehre nicht als Zubehör angeſehen wird. 

Die vorübergehende Benutzung einer Sache für den wirthſchaft⸗ 
lichen Zweck einer anderen begründet nicht die Zubehöreigenſchaft. 
Die vorübergehende Trennung eines Zubehörſtücks von der Haupt⸗ 
ſache hebt die Zubehöreigenſchaft nicht auf. 


rechtigten finden nur § 94 und § 95 S. 1 und Abſ. 2 (vgl. Note 2) Anwen- 
dung. Anders inſoweit ein vor dem Inkrafttreten des BGB. entſtandenes 
dingliches Miethrecht als fortbeſtehend anzuſehen iſt (vgl. EG. Art. 184 
Note I). — Wegen des Ueberbaues vgl. $$ 912 ff. 

4. Der öffentliche Glaube des Grundbuchs erſtreckt ſich nicht auf 
die rein thatſächlichen Verhältniſſe des Beſtandes. Wer ein Grundſtück er⸗ 
wirbt oder beleiht, muß ſich außerhalb des Grundbuchs vergewiſſern, ob 
auch nicht die Vorausſetzungen des § 95 vorliegen. Abgeſehen von den 
nach EG. Artt. 184, 188 Abi. 2 ohne Eintragung aufrecht erhaltenen Rechten 
an einem fremden Grundſtück, ergiebt ſich übrigens das Vorhandenſein 
eines Rechtes an einem Grundſtück aus dem Grundbuche (vgl. § 873). 

5. Die auf Grund des § 95 der Beſtandtheilseigenſchaft entbehrenden, mit 
dem Grunsſtücke feft verbundenen beweglichen Sachen behalten grundſätzlich 

obiliarqualität, ohne daß für einzelne Fälle eine andere Auslegung aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Vgl. § 638 Note 4. 


8 96. 1. Mit dem Eigenthum an einem Grundſtücke verbundene Rechte: 
die Grunddienſtbarkeit $ 1018; das ſubjektiv dingliche Vorkaufsrecht 88 1094, 
1103; die ſubjektiv dingliche Reallaſt §§ 1105, 1110; — Aufhebung des mit 
dem Grundſtücke verbundenen Rechtes vgl. § 876. 
m- Die dingliche Belaſtung des Grundſtücks erſtreckt ſich nicht nothwendiger 
Weiſe auf derartige Rechte, welche zwar als Beſtandtheile, aber nicht als 
weſentliche Beſtandtheile des Grundſtücks gelten. 
60. $ 8. Rechte, die dem jeweiligen Eigentümer eines Grundstücks zu- 
siehen, sind auf Antrag auch auf dem Blatte dieses Grundstücks zu vermerken. 
Nragsberechtigt ist der Kigenthümer des Grundstücks, sowie Jeder, dessen 
“ustimmung nach $ 876 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zur Aufhebung 
5 Rechtes erforderlich ist. 
Der Vermerk ist von Amtswegen zu berichtigen, wenn das Recht geändert 
oder aufgehoben wird. 


$ 97. J. Zubehörbegriff. 
85 1. Borausſetzungen der Zubehöreigenſchaft, welche von dem ſie 
Sehauptenden zu beweiſen ſind: 
a. Die Nebenſache muß fein: N 
eine (körperliche) Sache ($ 90), Rechte kein Zubehör; und zwar eine 
bewegliche Sache, Grundſtücke kein Zubehör. Rechte und Grundſtücke 
konnen aber zu einem Grundſtück in dem Verhältniß eines Beſtand⸗ 
theils ſtehen, vgl. § 96; §§ 94 Note IV, 890; À) 
eine ſelbſtandige Sache, nicht Beſtandtheil der Hauptſache, vgl. § 93 
Note Il. Daß die Sache Beſtandtheil der Hauptſache zu werden bez 
Mimme ift, ſchließt die Zubehöreigenſchaft bis zum Zeitpunkte der 
8 erbindung nicht aus. Zubehöreigenſchaft von Baumaterialien, die 
ſich auf der Bauſtelle befinden, bejaht vom OLG. Breslau, vgl. D. 
6 * 


T3 


c. Subjektiv dingliche 
Rechte. 


4. Zubehör 


§ 97. 
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Igtg. 1901 S. 240, verneint vom KG. OLG. 4 21; vgl. auch RG. 


Gruchot 44 936. 

b. Die Hauptſache, d. h. eine (körperliche) Sache § 90, kann entweder ein 
Grundſtück oder eine bewegliche Sade fein. — Schuldurkunde fein Zu: 
behor zu dem darin verbrieften Rechte, vgl. 88 402, 413, 444, 952. 

e. Beſtimmung der Nebenſache für die wirthſchaftlichen Zwecke der Haupt⸗ 
ſache. Vgl. hierzu für gewerbliche Grundſtücke und Landgüter § 98. 

a Beſtimmung für die wirthſchaftlichen Zwecke der Hauptſache, 
nicht für rechtliche Zwecke (§ 444) oder für perſönliche Zwecke des 
Eigenthümers oder ſonſtiger Intereſſenten; vgl. RG. IW. 1898 
S. 408 72 (vgl. auch 88 1018 f). 

3. Daß die Nebenſache nur mittelbar den Zwecken der Hauptſache zu 
1 beſtimmt iſt, ſchließt die Zubehöreigenſchaft nicht aus; vgl. RG. 

198. 

J. Gleichgültig ift, ob die Beſtimmung der Nebenſache für die Haupt⸗ 
ſache von dem Eigenthümer der einen der beiden Sachen oder von 
einem Dritten (vgl. Note III), von einem Geſchäftsfähigen oder einem 
Nichtgeſchäftsfähigen ausgegangen iſt. Entſcheidend iſt, ob eine Be⸗ 
ſtimmung der einen Sache für die andere nach der Verkehrsauffaſſung 
beſteht, ob ſie dieſem Zwecke auch wirklich dient und zu dienen ge⸗ 
eignet ift, vgl. RG. 47 199. 

5. Wegen dauernder Beſtimmung vgl. § 95 Note 2. 

d. Das der Zweckbeſtimmung entſprechende räumliche Verhältniß kann auch 
vorhanden ſein, wenn die eine Sache ſich nicht gerade auf oder in der 
anderen Sache befindet. Eine zwiſchen beiden nicht nur vorübergehend 
beſtehende Entfernung ſchließt die Zubehöreigenſchaft nicht aus, wenn 
die Nebenſache trotz der räumlichen Trennung ihre Zweckbeſtimmung für 
die Hauptſache erfüllt, RG. 47 200, JW. 1901 S. 184. (Beranftaltungen, 
die einem Grundſtücke dienen, ſich aber auf einem durch eine Straße ge⸗ 
trennten hinzugepachteten Grundſtücke befinden.) 

Das Vorhandenſein des räumlichen Verhältniſſes iſt von dem die Zu⸗ 
behöreigenſchaft Behauptenden für den erheblichen Zeitpunkt nachzuweiſen. 
Iſt daſſelbe in dieſem Zeitpunkte nicht vorhanden, ſo liegt ihm der Nach⸗ 
weis ob, daß die Trennung nur vorübergehend ($ 97 Abſ. 2). 

2. Die Zubehöreigenſchaft ausſchließende Umſtände, welche von 
dem fie Behauptenden einzuwenden und zu beweiſen find: 

a. Vorübergehende Benutzung (vgl. § 95 Note 2) ift regelmäßig nur eine 
ſolche, die von vornherein mit der Abſicht ſpäteren Wegfalls erfolgt, RG. 
47 202, JW. 1901 S. 184. 

b. Trennung (Replik: vorübergehende Trennung) vgl. Note 1 d. 

c. Entgegenſtehende Verkehrsauffaſſung, z. B. Muſikautomaten nicht Zubehör 
des Reſtaurants, weil im Verkehr allgemein bekannt, daß die Apparate 
entweder von den Wirthen nur gemiethet oder von fremden Unternehmern 
für eigene oder mit dem Wirkhe gemeinſchaftliche Rechnung aufgeſtellt 
find, OLG. 4 204. 

II. Rechtliche Bedeutung des Zubehörverhältniſſes. 

I. Auslegungsmittel für Rechtsgeſchäfte: im Zweifel Miterſtreckung der 
die Hauptſache betreffenden Rechtsgeſchäfte auf das Zubehör — nicht um⸗ 
gekehrt. Anwendungsfälle dieſes Grundſatzes finden ſich im BGB.: 

Verpflichtung zur Veräußerung oder Belaſtung einer Sache § 314. — 
Wandelung wegen Mängel § 470. — Wiederkauf § 498. — Uebertragung 
des Eigenthums an einem Grundſtücke $ 926. — Beſtellung und Aufhebung 
des Nießbrauchs SS 1031, 1062, des Wohnungsrechts § 1093, des Vorkaufs⸗ 
rechts § 1096. — Vermächtniß einer Sache § 2164. 

2. Sachenrechtliche Wirkungen treten ohne ausdrückliche geſetzliche Beſtim⸗ 
mung nicht ein. Solche find vorgeſehen: bei den zu 1 bezeichneten Fällen 
der 89 926, 1031, 1093, 1096; außerdem Erſtreckung der Hypothek (Grund⸗ 
und Rentenſchuld) $$ 1120, 1192, 1199; des Pfandrechts an einem im 
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§ 98. Dem wirthſchaftlichen Zwecke der Hauptſache ſind zu 
dienen beſtimmt: 

1. bei einem Gebäude, das für einen gewerblichen Betrieb dauernd 
eingerichtet iſt, insbeſondere bei einer Mühle, einer Schmiede, 
einem Brauhaus, einer Fabrik, die zu dem Betriebe beſtimmten 
Maſchinen und ſonſtigen Geräthſchaften; 
bei einem Landgute das zum Wirthſchaftsbetriebe beſtimmte 
Geräth und Vieh, die landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe, ſoweit 
ſie zur Fortführung der Wirthſchaft bis zu der Zeit erforderlich 
ſind, zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeugniſſe vorausſichtlich 
gewonnen werden, ſowie der vorhandene auf dem Gute ge⸗ 
wonnene Dünger. 


Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe und an einer Schiffspart §§ 1265, 1272 
auf 2 5 — Fur die Immobiliarzwangsvollſtreckung vgl. Zw. § 55 
bei § 926. 

3. „Zubehör“ wird als techniſcher Ausdruck zur Bezeichnung der nach 
$5 97f darunter fallenden Sachen vom BGB. benutzt, z. B. §§ 1551, 1932. 

4. Zwangsvollſtreckung in Zubehör vgl. CPO. § 865 Abi. 2, abgedruckt 
Abſchnittsvorb Note VI 2c. 

2 ed und Beſitzverluſt ſind für das Zubehör ſelbſtändig zu be⸗ 
urtheilen. 

ii Dem Eigenthümer der Hauptſache nicht gehörende Zubehörſtücke. 

Auch fremde Sachen (vgl. RG. 28 148) können im Zubehörverhältniſſe 
ſtehen; indeß erſtreckt ſich auf ſie weder Hypothek noch Schiffspfandrecht 
SS 1120, 1265; Eigenthumserwerb des Erſtehers des Grundſtücks wird nur 
durch Einſtellung des Verfahrens hinſichtlich derſelben ausgeſchloſſen. Zw. 
$S 90 Abf. 2, 55 Abf. 2, 37 Ziff. 3. C PO. $$ 771, 769. — Eigenthums⸗ 
erwerb durch den redlichen Erwerber des Grundſtücks § 926 Abſ. 2; vgl. 
ferner $$ 1031, 1093. 


$ 98. l. Bedeutung der Vorſchrift des § 98 im Allgemeinen. 

„Les läßt den Begriff des Zubehörs, wie er ſich aus § 97 ergiebt, unbe⸗ 
rührt. Er giebt lediglich eine Ergänzung zu dem Erforderniſſe, daß das 
Zubehör dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen beſtimmt iſt, 
für die beſonders wichtigen Fälle eines gewerblichen Gebäudes Abſ. 1) und 
eines Landguts (Abs. 2). Es wird für diefe Fälle nicht erſchöpfend, ſondern 
beiſpielsweiſe eine Aufzählung ſolcher Sachen gegeben, welche unter allen 

mſtänden als dem wirthſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen be⸗ 
imme iind, welche alfo beim Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen des 
` immer als Zubehör zu beurtheilen find. 

nhalt des § 98 im Einzelnen. , y 
Grun für einen gewerblichen Betrieb dauernd eiſn gerichtetes 

rundſtück. 

a. Auch die Einrichtung einzelner Theile eines Gebäudes für einen 
beſtimmten Betrieb (Hotelzimmer, Schmiede, Mühle) kann für die An⸗ 
50 34 tean des § 98 genügen, RG. 48 207, JW. 1901 S. 492, Seuff. 

Die dauernde Einrichtung kann dem Gebäude von vornherein oder nach⸗ 

träglich gegeben ſein. Nicht erfordert iſt, daß das Gebäude nur und 

S. 40 9 rich für den betreffenden Betrieb verwendbar iſt (RG. JW. 1901 


ns i 
* dach Maſchinen und Geräthſchaften, welche dem Betriebe nur mittelbar 
tenen, fallen unter $ 98, insbeſondere gehören zum Betrieb eines Ge⸗ 
Derbes auch die dem Ver triebe der gewerblichen Erzeugniſſe dienenden 
achen, vgl. RG. 47 199, 262, JW. 1900 S. 7634 (Pferde einer Brauerei), 


a. eines Gebäudes. 


b. eines Landguts. 


III gradle, Autzungen und 
Laſten. 
1. Früchte. 
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8 99. Früchte einer Sache ſind die Erzeugniſſe der Sache und 
die ſonſtige Ausbeute, welche aus der Sache ihrer Beſtimmung gemäß 
gewonnen wird. 

Früchte eines Rechtes ſind die Erträge, welche das Recht ſeiner 
Beſtimmung gemäß gewährt, insbeſondere bei einem Rechte auf Ge⸗ 
winnung von Bodenbeſtandtheilen die gewonnenen Beſtandtheile. 

Früchte ſind auch die Erträge, welche eine Sache oder ein Recht 
vermöge eines Rechtsverhältniſſes gewährt. 


1895 S. 6075152 (Dampfer zur Beförderung der Erzeugniſſe ). A. M. 

OLG. 2 342 (Fleiſcherwagen). 

Ueber Maſchinen als weſentliche Beſtandtheile vgl. § 93 Note I2. 

d. Einzelheiten aus der Rechtſprechung. Als Zubehör wurde erachtet für: 
a Brauhaus: die zum Abſatze des Bieres dienenden Transportmittel 

RG. 47 199, 262 (Pferde), JW. 1901 S. 184, 1900 S. 763. 

3. Reſtaurationsgrundſtück: Flaſchen, Gläfer, Tonnen, Tiſche, Stühle, 
Kronleuchter, Bilder, Dekorationsge enftände, Schaukeln, Karouſſels; 
die auf einem dazu gehörenden Teiche befindlichen Gondeln, Schwäne, 
Schwanenhaus, RG. 47 199, JW. 1901 S. 184. 

„ Hotelgrundſtück: Möbel RG. 39 292 (A. M. OLG. Celle DLG. 2 
172); Hotelomnibus RG. 47 200, JW. 1901 S. 184. 

z. Badeanſtalt: Elektriſche Beleuchtungsanlage RG. 36 261. 

2. Land gut. 

Im Gegenſatze zu einem landwirthſchaftlichen Grund ſtücke, d. i. 
dem einzelnen landwirthſchaftlich benutzten Grundſtücke (vgl. $$ 582 ff., 591 f., 
998, 1055, 1421, 1663, 2130) iſt ein Landgut (vgl. §§ 597 fl., 1055, 1421, 
1663, 2130; 1515, 2049, 2312, EG. Art. 1375 8 1822 Ziff. 4) ein für den 
Betrieb der Landwirthſchaft (Ackerbau und Viehzucht) eingerichtetes Beſitz⸗ 
thum, mag daſſelbe einem ſtädtiſchen oder ländlichen Gemeindebezirke zuge⸗ 
hören. Ein landwirthſchaftlicher Nebenbetrieb ſchafft nicht die Eigenſchaft 
eines Landguts. 

a. Zum Wirthſchaftsbetrieb iſt auch das Geräth beſtimmt, das einem land⸗ 
wirthſchaftlichen Nebenbetriebe dient (Milchwirthſchaft, Brennerei ꝛc.). 

b. Auch Viehſtücke, die zur nutzbringenden Verwendung der Wirthſchafts⸗ 
abgänge gehalten werden [Seuff. 56 257 (Schweine)], nicht aber bloße 
Luxusthiere fallen unter Ziff. 2. 

e Landwirthſchaftliche Erzeugniſſe kommen als Zubehör erſt von der Tren⸗ 
nung ab ($ 94) in Betracht. Inwieweit die Erzeugniſſe zur Fortführung 
der Wirthſchaft erforderlich ſind, hat zu beweiſen, wer die Zubehöreigen⸗ 
ſchaft behauptet. 

d. Daß der Dünger auf dem Gute gewonnen, alſo wie regelmäßig der künſt⸗ 
liche Dünger nicht gekauft iſt, hat zu beweiſen, wer die Zubehöreigen: 
in; behauptet. Vgl. auch § 593 Abſ. 3. 

III. Sonſtige Vorſchriften über die Zubehöreigeuſchaft. 

AGB. § 478. Zubehör eines Schiffes sind auch die Schiffsboote. 

Im Zweifel werden Gegenstände, die in das Schiffsinventar eingetragen sind, 
als Zubehör des Schiffes angesehen. 


8 99. I. (Abſ. 1, 2.) Natürliche Früchte 
l. einer Sache (Abi. 1): 

a. die organiſchen Erzeugniſſe; 

b. die Ausbeute, welche die beſtimmungsgemäße Nutzung der Sache 
durch Abtrennung von Beſtandtheilen gewährt (vgl. § 101 Nr. 1). 
Hierunter fällt nicht der Schatz (58 984, 1040). — Ueberfallende 
Früchte als Frucht des Nachbargrundſtücks § 911. 

Neben beſtimmungsgemäßer Nutzung kommt für den Fruchtbegriff 
weder die Unverſehetheit der Sache (salva substantia), noch Innehaltung 
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§ 100. Nutzungen find die Früchte einer Sache oder eines Rechtes 
ſowie die Vortheile, welche der Gebrauch der Sache oder des Rechtes 
gewährt. 

N 101. Iſt Jemand berechtigt, die Früchte einer Sache oder eines 
Rechtes bis zu einer beſtimmten Zeit oder von einer beſtimmten Zeit 
an zu beziehen, ſo gebühren ihm, ſofern nicht ein Anderes beſtimmt iſt: 

1. die im § 99 Abſ. 1 bezeichneten Erzeugniſſe und Beſtandtheile, 
auch wenn er ſie als Früchte eines Rechtes zu beziehen hat, in⸗ 
ſoweit, als ſie während der Dauer der Berechtigung von der 
Sache getrennt werden; 
andere Früchte inſoweit, als fie während der Dauer der Be- 
rechtigung fällig werden; beſtehen jedoch die Früchte in der Ver⸗ 
gütung für die Ueberlaſſung des Gebrauchs oder des Frucht: 
genuſſes, in Zinſen, Gewinnantheilen oder anderen regelmäßig 
wiederkehrenden Erträgen, ſo gebührt dem Berechtigten ein der 
Dauer ſeiner Berechtigung entſprechender Theil. 


wirthſchaftlicher Nutzziehung in Betracht. — Ueber Maß und Art der 
Fruchtziehung (übermäßige Fruchtziehung) vgl. bei den einzelnen Rechts⸗ 
verhältniſſen: Pacht § 581; gutgläubiger Beſitz § 993; Nießbrauch § 1039; 
Ehemann $$ 1383, 1525, 1550; elterliche Gewalt $ 1652; Vorerbe § 2133. 

2. eines Rechtes (Abſ. 2). 

Dem Nutzungsberechtigten gebührt nach Abſ. 2 als Frucht des Rechtes 
die Ausbeute ſelbſt, nicht bloß die Nutznießung an der Ausbeute, vgl. § 1038 
(entgegen ALR. § 27 I. 21). 

II. (ADS. 3.) Juriſtiſche Früchte. 

. Juriſtiſche Früchte einer Sache oder eines Rechtes find z. B. Mieth⸗ und 
Lachtzins, Darlehnszinſen 2c. — Lotteriegewinn ift nicht Frucht, ſondern 
Surrogat des Looſes. 


$ 100. 1. Nutzungen, die nicht zu den gidien gehören (3. B. die Ber 
4. 


19 


gechtageſch ter f iſt beim Vorhandenſein anderweiter geſetzlicher oder 


Sc wilden: Derfäufer und Käufer 8 446; Pächter und Verpächter 
ee 593; Beſitzer und Eigenthümer $§ 987 ff.; Nießbraucher und 
Ehe ige $$ 1030 ff., Eigenthümer und Nutzungs⸗Pfandgläubiger § 1214; 
defiger 9203 1418 ff; Eltern und Kinder §§ 1649 ff., Erbe und Erbſchafts⸗ 
nehmer g 218; Borerbe und Naderbe $$ 2100 fl., Erbe und der fag 
e N i i ichkeit der frucht⸗ 
tragenden Sache sus Abf. . ng bei Gemeinſchaftlichkei f 


2. Nutzungen. 


1. — 


toertheilun 
el d. Bered 


N 


bei 


gten. 
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4. Fruchtgewinnungs⸗ § 102. Wer zur Herausgabe von Früchten verpflichtet iſt, kann 
ML Erſatz der auf die Gewinnung der Früchte verwendeten Koſten injo- 
weit verlangen, als ſie einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft entſprechen 

und den Werth der Früchte nicht überſteigen. 
5. Laſtenvertheilung bei 8 103. Wer verpflichtet iſt, die Laſten einer Sache oder eines 
Begfel des erblich Rechtes bis zu einer beſtimmten Zeit oder von einer beſtimmten Zeit 
an zu tragen, hat, ſofern nicht ein Anderes beſtimmt iſt, die regel⸗ 
mäßig wiederkehrenden Laſten nach dem Verhältniſſe der Dauer ſeiner 


Verpflichtung, andere Laſten inſoweit zu tragen, als ſie während der 
Dauer ſeiner Verpflichtung zu entrichten ſind. 


Dritter Abſchnitt. 
Rechtsgeſchäfte. 


4. Die Vorſchrift regelt nur das obligatoriſche Verhältniß. Der Eigen⸗ 
thumserwerb an den natürlichen Früchten regelt ſich ausſchließlich nach 
88 955 ff. 

5. Nach dem beſonderen Rechtsverhältniſſe iſt zu beurtheilen: 

a die unzeitige Trennung oder die Unterlaſſung rechtzeitiger Trennung: 
Verhältniß des Eigenthümers zum Beſitzer §§ 987 ff.; ferner §§ 292, 347, 
bei Verzug und e vgl. §§ 302, 379 Abſ. 2; § 99 Note 1b. 

b. der Erſatzanſpruch des Abtrekenden wegen der von ihm aufgewendeten 
Beſtellungskoſten. Diesbezüglich vgl. für noch nicht getrennte Früchte 
landwirthſchaftlicher Grundſtücke die gleichmäßige Regelung der §§ 592, 
998, 1055, 1461, 1663, 2130. Iſt die Trennung ſchon erfolgt, jo findet 
die allgemeine Beſtimmung des § 102 Anwendung. 

§ 102. 1. Die ſubſidiäre Vorſchrift des § 102 bezieht ſich nur auf ge⸗ 
trennte Früchte einer Sache, die als ſolche herauszugeben ſind. Unge⸗ 
trennte Früchte können nicht ſelbſtändig, ſondern nur als Theile der Sache 
herausgegeben werden. Wegen dieſer vgl. zu § 101 Note 5b. 

2 Genen ung seen umfaſſen die auf Hervorbringung, Trennung, 
Aufbewahrung verwendeten Koſten. Der Anſpruch ſteht auch dem widerrecht⸗ 
lichen Beſitzer zu §§ 850, 987 ff. 

3. Erſatz der Aufwendungen $$ 256 f.; Zurückbehaltungsrecht §§ 273 ff. 

§ 103. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 101. Für das Ber: 
hältniß zwiſchen Käufer und Verkäufer § 446; Miether (Pächter) und Ver⸗ 
miether (Verpächter) §§ 546 (581); Beſitzer und Eigenthümer §§ 994 ff., 850; 
Eigenthümer und Nieß braucher 8 1047; Ehegatten §§ 1385 ff.; Eltern und 
Kinder § 1654. 

2. „Außerordentliche Laſten, welche als auf den Stammwerth des Ver⸗ 
mögens gelegt anzuſehen find“ (§ 995 und Note 2 daſelbſt, §§ 1047, 1385, 
2126, 2379) werden unterſchieden von den Leiſtungen, die bei ordnungs⸗ 
mäßiger Verwaltung aus den Einkünften des Vermögens beſtritten werden 
(vgl. 3. B. § 1386). 

Vorbemerkung zum 1. Begriff. „Rechtsgeſchäft i. S. des BOV. ift eine Privat⸗Willens⸗ 
III. Aöſchnitl. erklärung, gerichtet auf Hervorbringung eines rechtlichen Erfolges, welcher 
(vor § 104.) nach der Rechtsordnung deswegen eintritt, weil er gewollt ift.” (Mot.) 

Hierzu ift zu bemerken; 

a. Es genügt, daß der Wille auf Hervorbringung eines objektiv recht- 
lichen, d. h. eines Erfolges gerichtet iſt, der unter Vorausſetzung ſeines 
Gewolltſeins von der Rechtsordnung als rechtlicher Erfolg anerkannt und 
geregelt iſt. Daß der Handelnde ſich der Natur des Erfolges als eines 
rechtlichen bewußt geweſen, iſt nicht erforderlich. Nur dürfte der 
Handelnde, wenn er ſich dieſer Bedeutung ſeines Handelns bewußt ge⸗ 


P 
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worden wäre, den rechtlichen Erfolg ſeiner Handlung nicht etwa aus⸗ 

geſchloſſen haben. 4 

D. Die Natur eines Thatbeſtandes als eines Rechtsgeſchäfts wird nicht da- 
durch ausgeſchloſſen, daß der hervorgerufene rechtliche Erfolg durch dis⸗ 
poſitive Rechtsſätze beſtimmt wird deren ſich der Erklärende nicht bewußt 
geweſen iſt. Es beſteht für die Fälle unterlaſſener Regelung eine (wider⸗ 
legbare) Vermuthung dahin, daß der Inhalt der disvoſitiven Rechtsſätze 
gewollt wäre, wenn die Parteien die betreffenden Punkte geregelt hätten. 
Der durch die dispoſitiven Rechtsſätze in Verbindung mit dem Rechts⸗ 
geſchäfte hervorgerufene rechtliche Erfolg ſteht den unmittelbaren rechts 
geſchäftlichen Wirkungen gleich. . 

„ Die Willenserklärungen, welche trotz eines Willenmangels (BGB. 
SS 116 ff.) aufrecht erhalten werden, gelten als rechtsgeſchäftliche, obwohl 
ein Wille in natürlichem Sinne nicht vorliegt. 

(. Thatbeſtände, denen die Rechtsordnung unmittelbar kraft Geſetzes oder 
in Folge von Anfechtung die Wirkung verſagt, entbehren, ſoweit die 
Nichtigkeit (BGB. § 139) reicht, des rechtsgeſchäftlichen Karakters, unbe- 
ſchadet der Möglichkeit, auf dieſelben gewiſſe für Rechtsgeſchäfte geltende 
Vorſchriften entſprechend anzuwenden. 

2. Terminologie. Die Ausdrücke „Rechtsgeſchäft“ und „Willens⸗ 
erklärung“ werden als gleichbedeutend gebraucht; doch wird „Willens⸗ 
erklärung“ beſonders da gebraucht, wo die Willensäußerung als ſolche im 
Bordergrunde ſteht oder wo eine Willenserklärung nur als Beſtandtheil eines 
rechtsgeſchäftlichen Thatbeſtandes in Frage kommt. — Ueber die Willens⸗ 
erklärung als ſolche ſowie die Unterſcheidung in einſeitige und zweiſeitige, 
Aempfangsbedürftige und nicht empfangsbedürftige Nechtsgeſchäfte oder 
Willenserklärungen vgl. SH 116 ff. und Vorb. daſelbſt. 

Me Die Vorſchriften des dritten Abſchnitts finden unmittel- 

Y de Anwendung nur auf Rechtsgeſchäfte; wegen entſprechender 

nwendung vgl. zu 1d und 408. 
ri Keine Rechtsgeſchäfte find: 

rt obrigkeitlichen Handlungen, auch wenn ſie privatrechtliche 
Wirkung haben, z. B. ſtaatliche Genehmigung $ 80; die Rechtsakte des 
Jormundſchaftsgerichts (Vormundbeſtellung, Genehmigung von Rechtsge— 
ſchäften), Ehelichkeitserklärung durch die Staatsgewalt; gerichtliche Be⸗ 
Nätigung der Annahme an Kindesſtatt; Mitwirkung der Standesbeamten 

eder Eheſchließung; die Eintragung in das Standes-, Vereins-, Güter⸗ 
rechtsregiſter und Grundbuch; die Beurkundung durch Gerichte und No⸗ 
tare. — Für alle derartige Thatbeſtande gelten zunächſt die dieſelben 
dogelnden beſonderen (öffentlich⸗rechtlichen) Vorſchriften. Nicht ausge⸗ 
ſchloſſen ift die entſprechende Anwendung der für Rechtsgeſchäfte qe- 
gebenen Rechtsnormen, vgl. § 1828 Note 2 (vormundſchaftsgerichtliche 

Genehmigung). 

mz, lechtsſtreitigkeiten als ſolche (vgl. $$ 34, 1405, 1400 verglichen 

> 1308) Diefe richten fih nach der CHO. — Der Zeit der Vornahme 

de, „ Rechtögefcäfts entſpricht beim Prozeſſe der Zeitpunkt des Eintritts 

Net eechtshangigkeit § 209 Note], II; SS 407 f., 1435. EG. Art. 152. 

ib warte in prozeſſualen Formen vgl. § 1400 Note II 1; wegen 

I 8 eurkundung ‚vgl. § 125 Note 4; Vertretung Titelvorb. vor § 164 

8 e il. Vergleich und Zwangsvergleich § 1822 Ziff. 12, vgl. auch 

m 5 d und RG. 19 362. 

lei handlungen. an welche Rechtswirkungen ſich anſchließen, 

Thale ob dieſe Wirkungen gewollt oder nicht gewollt ſind. Die 

When be der Rechtshandlungen können in einem Thun oder Unter⸗ 

gt eſtehen. Als Rechtshandlungen kommen in Betracht: 

a, ke unerlaubten Handlungen §§ 823 ff.; 

die ſogenannten Rechtshandlungen im engeren Sinne. Dieſe 


Vorbemerkung zum 
III. Abſchnitt. 
(vor $ 104.) 


Vorbemerkung zum 
III. Abſchnitt. 
(vor 9 104.) 
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haben eine allgemeine Regelung nicht gefunden. Einzelregelung für 
Wohnſitz § 8 und Geſchäftsführung ohne Auftrag § 682. Im Uebrigen 
iſt zu unkerſuchen, ob das Geſetz einem Thatbeſtand eine beſtimmte 
Wirkung, ohne Rückſicht auf den Willen des Handelnden beilegt, oder 
ob es ſich um ein eigentliches Rechtsgeſchäft mit ſtillſchweigender 
Willenserklärung handelt. 

Thatbeſtände nicht rechtsgeſchäftlicher Natur, zu deren Merkmalen 
eine Handlung im Sinne gewollten Thuns oder Unterlaſſens ge⸗ 
hört, find, ſoweit nicht eine geſetzliche Regelung eingreift (vgl. BGB. 
§§ 7, 276 Abſ. 1 S. 2, 682), in Anſehung der Willensfähigkeit des 
Handelnden unter entſprechender Anwendung der für die Rechts⸗ 
geſchäfte bzw. für die unerlaubten Handlungen geltenden Vorſchriften 
zu beurtheilen, je nachdem der zu beurtheilenden Handlung mehr 
Aehnlichkeit mit der einen oder der andern Gruppe von Thatbeitänden 
innewohnt. 

Objektiv wirkende Thatbeſtände, bei denen Rechtswirkungen unab⸗ 
hängig von einem gewollten Thun oder Unterlaſſen eintreten, ſind 
3. B. die Vorausſetzungen für das Vorliegen der Beſtandtheils⸗ und 
Zubehöreigenſchaft der $S 93 ff., 97, das Ablaufenlaſſen von Aus⸗ 
ſchluß⸗ und Verjährungsfriſten, vgl. Titelvorb. vor $ 186 Note 4e. 

Die Thatbeſtände, welche die Pflicht zum Erſatze des negativen 
Geſchäftsintereſſes ohne Rückſicht auf Verſchulden begründen (vgl. 
§§ 122, 179, 307, 309, 463, 523 f. 694; vgl. auch §§ 563, 795) ſind 
weder rechtsgeſchäftlicher noch deliktiſcher Natur. Der ſubjektive That⸗ 
beſtand ift, wenn Verſchulden Thatbeſtandsmerkmal, unter ent⸗ 
ſprechender Anwendung der Vorſchriften über Deliktsfähigkeit, ſonſt 
an der Hand des § 179 Abſ. 3 Satz 2 zu beurtheilen. 

Ueber Vertretung bei Rechtshandlungen vgl. Titelvorb. vor § 164 
Note B. II 2). 


5. Verfügung über einen Gegenſtaud. 


a. „Rechtsgeſchäftliche Verfügung über einen Gegenſtand“ iſt 


dasjenige Rechtsgeſchäft, durch welches hinſichtlich eines Gegenſtandes d. i. 
($ 90) einer Sache oder eines ſubjektiven Rechtes (Forderungs⸗ oder 
Sachenrechts) eine Rechtsänderung unmittelbar bewirkt wird. Den Gegen⸗ 
jag bilden ſolche Rechtsgeſchäfte, durch welche, wie 3. B. durch den Kauf⸗ 
vertrag, erſt eine obligatoriſche Verpflichtung zur Vornahme der Verfü⸗ 
gung ſelbſt begründet wird. Verfügungen über einen Gegenſtand ſind 
demnach namentlich: Veräußerung, Belaſtung, Aufhebung des Rechtes, 
insbeſondere alſo Annahme der Leiſtung § 362, vgl. auch $ 574; Aufrech⸗ 
nung $ 387; Erlaß § 397; ſowie die Kündigung RG. 50 212. — Die 
Anfechtung einer anfechtbaren Verfügung über einen Gegenſtand iſt reine 
Verfügung über denſelben, vgl. § 142 Note III 3c. — Die Unterwerfung 
des Grundſtückseigenthümers unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung in 
Anſehung einer Hypothek wird (kaum zutreffend) als Verfügung Über 
das Grundſtück beurtheilt in KG. 21 A. 19. — Die Begründung einer obli⸗ 
gatoriſchen Verpflichtung bewirkt zwar auch unmittelbar eine Rechts⸗ 
änderung, ſie iſt aber nicht Verfügung über einen Gegenſtand, ſon⸗ 
dern trifft die Perſon des Schuldners, der zu einer perſönlichen Leiſtung 
verpflichtet wird. 


„Den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen werden im BGB. mehrfach (§§ 135, 


161, 184, 353, 499, 883, 2115) die Verfügungen gleichgeſtellt, welche 
aus der Perſon des Verfügungsberechtigten im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung, der Arreſtvollziehung oder durch den Kon: 
kursverwalter erfolgen. Hierunter fallen nur Zwangsvollſtreckungen 
in das Vermögen (CPO. 8. Buch 2. Abſchnitt 1. und 2. Titel), insbeſondere 
die Pfändung, infofern dadurch der gepfändete Gegenſtand mit einem 
(Pfändungs⸗) Pfandrechte belaſtet wird (vgl. § 1124 Note 1). Die Ber: 
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ſteigerung der rechtsgeſchäftlich verpfändeten Sache ift nicht Verfügung Ve cee 
im Wege der Zwangsvollſtreckung, ſondern rechtsgeſchäftliche Verfügung (vor § 104.) 
(von Seiten des veräußernden Pfandgläubigers gegenüber dem Erſteher . 
vgl. §§ 2115, 1244). Die Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung der Heraus- 
gabe von Sachen (CPO. 8. Buch 3. Abſchnitt) iſt keine Verfügung über 
den Gegenſtand; ſie iſt zwar geeignet, den Beſitz zu übertragen, wirkt 
aber niemals als Verfügung über die Sache. Die Rechtsänderung, welche 
durch Urtheil auf Grund der §§ 894, 897 END. mit oder ohne Hinzu- 
treten der Eintragung in das Grundbuch bzw. der durch den Gerichts⸗ 
vollzieher erfolgenden Wegnahme einer Sache eintritt, iſt ebenfalls keine 
im Wege der Zwangsvollſtreckung fih vollziehende Verfügung, ſondern 
ſteht einer rechtsgeſchäftlichen Verfügung im Sinne des BGB. gleich. 
Das Urtheil bildet lediglich den Erſatz der entſprechenden rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Willenserklärung. Dem entſpricht auch die Vorſchrift des § 898 
CRO. (vgl. Küntzel bei Gruchot 41 593). 
e. Die richtige Auffaſſung des Begriffs der rechtsgeſchäftlichen Verfügung 
und damit des rechtsgeſchäftlichen Erwerbes iſt von beſonderer 
Bedeutung für die Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, welche 
Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten (Erwerb im guten 
Glauben §§ 892, 893, 932 ff., 1032, 1138, 1155, 1207 f., 1244; SGB. 
§§ 366, 367 vgl. zu e), weil durch diefe Vorſchriften nur der vechts— 
geſchäftliche Erwerb und nicht der im Wege der Zwangsvollſtreckung 
und Arreſtvollziehung gemachte gutgläubige Erwerb (eines Pfändungs⸗ 
pfandrechts] geſchützt ift, vgl. CPO. 8 804 und andererſeits CPO. § 898; 
ferner § 1257 Note 1 1 und Küntzel bei Gruchot 41 592 ff. 
. Prozeßführung keine Verfügung (vgl. Note 4 b), vielmehr eine 
auf Erhaltung des ſtreitigen Rechtes gerichtete Verwaltungshandlung, 
dgl. F 2205, 2212 f. Die Beſchränkung der Verfügungsmacht läßt des- 
halb die Prozeßlegttimation unberührt. Mit Nückſicht aber darauf, daß 
ie Prozeßführung praktiſch wie eine Verfügung wirken kann, wird durch 
fondere Vorſchriften die Wirkung des Urtheils dem materiellen Verz 
Cop auh entſprechend geregelt, vgl. §§ 1380, 1400, CPO. § 326 zu 
Kraft Sefeges eintretender Erwerb keine Verfügung 6. B. 
Verarbeitung, Erſitzung; kraft Geſetzes entſtehende Pfandrechte vgl. zu 
N 1257). Demnach wird der Erwerb kraft Geſetzes durch Verfügungs⸗ 
beſchränkungen (vgl. § 135 Note 4) nicht ausgeſchloſſen, andererſeits der 
gute Glaube des Erwerbers nicht geſchützt. OLG. 2 80 (Vermietherpfand⸗ 
Abt N 559), vgl. zu § 1257 Note 1 2b. — Vgl. indep SGB. § 366 
6. Unwirkſame Rechtsgeſchüfte find diejenigen Willenserklarungen, welchen 
sie von dem Urheber Aa pee rechtsgeſchäftliche Wirkung vom Geſetze 
Wire wird, Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß fie andere als die gewollten 
hau digen hervorbringen, wenn ſie zugleich den Thatbeſtand einer Rechts⸗ 
a die a (Nr. 4 c) darſtellen. Unwirkſam find: 
die kraft Geſetzes nichtigen Rechtsgeſchäfte f. zu $ 139; 
À die kraft Anfechtung nichtigen Rechtsgeſchäfte (anfechtbare und an⸗ 
e. di chtene Kechtsgeſchäfte ſ. zu $ 142); 
des Verfügungen, welche ein Nichtberechtigter oder in Anſehung 
8185 erfügungsrechts Beſchränkter über einen Gegenſtand trifft f. zu 
Noe Se Wegen relativ unwirkſamer Geſchäfte vgl. zu §§ 135 und 136 
Se ferner §§ 123 Abſ. 2, 506, 573 ff., 1123 ff. 
8 erregelung für Ehe $$ 1330 ff.; Anerken der Ehelichkeit 
> 1599. i u N$ Ane nun 
00: letztwillige Verfügung §8 2078 ff.; Erbverträge 89 281 ff. 


T. Begriff der ü SB 
9 and fte. HGB. §§ 343 - r 
Vorbemerkung zum 2. Buche Ii es F 
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Erſter Titel. 
Geſchäftsfähigkeit. 


Vorbemerkung zum J. Anwendungsgebiet der Vorſchriften. 

e e Die Vorſchriften ſind zunächſt und unmittelbar nur für die durch das 
BSB. geregelten Rechtsverhältniſſe beſtimmt. Inwiefern fie darüber hinaus 
auf Rechtsverhältniſſe des öffentlichen und des bürgerlichen Rechtes Anwen⸗ 
dung finden, die durch ſonſtiges Reichsrecht oder vorbehaltenes Landesrecht 
geregelt werden, ijt nach Maßgabe der Artt. 3, 4, 32, 55 EG. zu beurtheilen. 
Dieſe Beurtheilung wird regelmäßig die Geltung der Vorſchriften auch für 
diefe Rechtsverhältniſſe ergeben. Vgl. Borb. zum I. Buch Note 2. 

Für das der landesgeſetzlichen Regelung vorbehaltene Geſinderecht iſt durch 
EG. Art. 95 Abſ. 2 die Geltung der §§ 104—115 ausdrücklich beſtimmt. 

II. Grundlage der Regelung. Behauptungs und Beweislaſt. 

1. Das BGB. geht von der Regel aus, daß der Menſch als ſolcher die 
Geſchäftsfähigkeit, nämlich die Fähigkeit beſitzt, Rechtsgeſchäfte ſelbſtändig 
vorzunehmen, d. h. (vgl. Note 1 der Abſchnittsvorb.) rechtswirkſame Privat- 
willenserklärungen abzugeben. 

2. Die Fälle der Geſchäftsunfähigkeit (§ 104) und der beſchränkten Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit (§8 106—113, 114 f.) bilden Ausnahmen von der Regel. 
Hieraus ergiebt fich für die Behauptungs- und Beweislaſt, daß die Voraus: 
ſetzungen der Ausnahmen für den maßgebenden Zeitpunkt von demjenigen zu 
behaupten und nöthigen Falles zu beweiſen ſind, der ſich darauf beruft. 

3. Die Vertheilung der Behauptungs: und Beweislaſt kommt nur für die 
rechtliche Beurtheilung eines bereits gegebenen Thatbeſtandes, nicht bei 
Schaffung deſſelben in Betracht. Wer fih mit einer Perſon in einen rechts: 
geſchäftlichen Verkehr einläßt oder ihre Rechtsgeſchäfte zur Grundlage von 
Entſchließungen macht, hat auf eigene Gefahr ihre Geſchäftsfähigkeit zu 
prüfen. Für dieſe Prüfung beſtehen keinerlei rechtliche Vermuthungen oder 
den guten Glauben ſchützende Vorſchriften. Vgl. z. B. OLG. 1 382, wo der 
Grundbuchrichter für befugt erachtet wird, den Nachweis der Geſchäftsfähigkeit 
einer in einer Irrenanſtalt befindlichen Partei zu verlangen. 

III. Zwingende Natur der Vorſchriften. 

1. Die Vorſchriften über die Geſchäftsfähigkeit ſind zwingender Natur. 
Es giebt weder Verzicht noch private Entziehung der Geſchäftsfähigkeit, RG. 
4 164 (vgl. 14 269, § 1910). 

2. Der Berufung auf die Vorſchriften über die mangelnde und beſchränkte 
Geſchäftsfähigkeit kann nicht die replica doli von Seiten des gutgläubigen 
Kontrahenten entgegengeſetzt werden, RG. IW. 1901 S. 15 2. 

3. Argliſtige Vorſpiegelung der Geſchäftsfähigkeit oder Verſchweigung ihres 
Mangels kann Schadenserſatzanſprüche aus dem Geſichtspunkte der unerlaub⸗ 
ten Handlung (§§ 823 ff.) begründen. 

IV. Rechtshandlungen. Die Vorſchriften beziehen fih unmittelbar nur 
auf Rechtsgeſchäfte; ihre entſprechende Anwendbarkeit auf Rechts⸗ 
handlungen iſt beim Mangel geſetzlicher Sondervorſchriften von Fall zu Fall 
zu beurtheilen. Vgl. hierzu Borb. zu dieſem Abſchnitte 4 c. 


V. Geſetzliche Vertretung vgl. Titelvorb. vor § 164 Note C II. 
VI. Sondervorſchriften: 

a. Mangelnde oder beſchränkte Geſchäftsfähigkeit bei gewiſſen Rechtsgeſchäften, 
Rechtshandlungen oder Rechtsverhältniſſen: 


1. Begründung u. Aufhebung d.Wohnſitzes S8 T. Eheſchließung $$ 1304, 1331, 1325, 1340. 

2. Empfang ev Willenserklärungen § 131. 8. Eheſchließungszeuge § 1818. 

3. Vertretung durch beſchränkt Geſchäfts⸗ 9. Anfechtung der Che §§ 1340, 1331, 1836 f. 
fähige § 165. a 10. Eingehg. d. Allg. Gütergemeinſchaft $ 1437. 

4. Vertr. ohne Vertretungsmacht § 179 Abſ. 3. 11. Anfechtung und Anerkennung der Ehe- 

5. Geſchäftsführung ohne Auftrag § 682. lichkeit §§ 1595, 1598 

6 


. Unerlaubte Handlungen $$ 827 ff. 12. Elterliche Gewalt § 1676. 
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$ 104. Geſchäftsunfähig ift: Waerea een 
1. wer nicht das ſiebente Lebensjahr vollendet hat; l vorübergehende Geiste. 
2. wer ſich in einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden geschaft ann ge 


Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtesthätigkeit befindet, ſofern 
nicht der Zuſtand ſeiner Natur nach ein vorübergehender iſt; 
3. wer wegen Geiſteskrankheit entmündigt iſt. 


13. Antrag auf Ehelichkeitserklärung 88 1728 ff. 17. Errichtung und Aufhebung eines Tefta 
14. Kur an Kindesſtatt $$ 1748, 1751 ments $$ 2229 ff. 
15. Führung der Vormundſchaft ŞE 1780 55 Teſtamentszeuge § 2237. 
1885 f. p a 8 88 2201, 2225 
16. itglied eines Familienraths § 1865. 20. Erbvertrag 5,2282 2284, 2290, 2296 
e 5521. Erbverzicht g 234. en 
b. Nachträglicher Eintritt mangelnder oder beſchränkter Geſchäftsfähigkeit: 
1 


des Erklärenden nach Abgabe ber Willens 3. des Auftrag- oder Vollmachtgebers 98 672. 
erklärung $ 130 ! 168, 

2. des Antragenden vor Annahme des An- 4. eines Betheiligten bei der Anweiſung 8791 

trags $ 153 5. des Ausſtellers einer Schuldverſchreibung 
| auf den Inhaber § 794. 

e. Ablauf einer Friſt gegen einen Geſchäftsunfähigen oder beſchränkt Ge⸗ 
ſchäftsfähigen: 

L Aulpruch verjährung § 206. „3. Erſitzung $ 989. 

2. Ausſchlußfriſten f. Siteloorb. vor $ 186 4. Anfechtung der Ehe § 1340, 

Note 4. 5. Anfechtung der Ehelichkeit § 1595. 

d. Prozeßfähigkeit CPO. 88 51 ff.; Eheſachen CPO. $ 612; Klageweiſe An- 
ſechtung der Ehelichkeit des Kindes oder der Anerkennung der Ehelichkeit 
durch den in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Ehemann §$ 1595, 1596, 
CPO. § 641: Anfechtung der Entmündigung CPD. § 664 vgl. § 106 
Note £ — Eidesfähigkeit CPO. § 473. 

e. Die Fähigteit zu Anträgen und Beſchwerden auf Grund des Geſetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit richtet fih nach dieſem, vgl. Fr. 
SS 56, 59; vgl. zu § 1793. 

VII. Usbergangsvorſchriften vgl. die Bemerkungen zwiſchen EG. Artt. 167 
un 168. Volljährigkeit EG. Art. 153; Emanzipation des bad. und franz. 
Rechtes EG, Art. 154; Entmündigung wegen Geiſteskrankheit EG. Art. 1553 
wegen Verſchwendung EG. Art. 156. — Bisherige Beſchränkung der Geſchäfts⸗ 
fähigteit der Ehefrau EG. Art. 200 Abſ. 3. — Teſtirfähigkeit EG. Art. 215. 
ka VII. Juternationales Privatrecht. Geſchäftsfähigkeit EG. Art. 7. Ehe⸗ 
ähigkeit EG. Art. 13. — Teſtirfähigkeit EG. Art. 24. 


11e Geſchaftsunfähige im Sinne des BGB. find ausſchließlich die | 3u 89 104, 105. 

85 $ 104 erwähnten en Die im $ 105 Abſ. 2 erwähnten Zuſtände | 

19155 „Bewußtloſigkeit und der vorübergehenden Störung der | 

918 8 ft. begründen für fih nicht die Geſchäftsunfähigkeit, vgl. § 104 Note 2, 

i 255 Note I. Wo an dieſe Zuſtände rechtliche Wirkungen geknüpft werden 

(€ en, wird es im Geſetze beſonders beſtimmt, vgl. §§ 105 Abſ. 2, 1325 | 
heſchließung), $ 827 (Verantwortlichkeit für unerlaubte Handlungen). | 

§ 103 egen der an die Geſchäftsunfähigkeit geknüpften Folgen ngl. außer 
3 5 die in Titelvorb. VI zuſammengeſtellten Sondervorſchriften. 

i chäft Wegen der Vertretung Geſchäftsunfähiger in Anſehung von Rechtsge⸗ 
Note m höchſtperſönlicher Natur vgl. die Tabelle in der Titelvorb. vor § 164 
$ 104. „ Zu Nr. 1: Berechnung des Lebensalters $$ 187 Abſ. 2, 188. 
Juſtanz Nr. 2: Die freie Willensbeſtimmung ausſchließender 
und 6827) okhafter Störung der Geiſtesthätigkeit (val. auch § 6 


4 Dieſe dem § 51 StGB. entſprechende Formuli i 
8.4 . rmulirung der §§ 104 Ziff. 2 
915 $ 827 ſoll (Prot. II S. 384) den Anus der En geiſtigen 
Juſtände auf die Geſchäfts⸗ und die Deliktsfähigkeit (§ 827) in fachlich zu: 
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$ 104. treffender Weiſe mit der ſtrafrechtlichen Regelung in Uebereinſtimmung 

bringen und für die Auslegung dieſer privatrechtlichen Vorſchriften die 
Anknüpfung an die reiche ſtrafrechtliche Literatur und Rechtſprechung er⸗ 
leichtern. Beide Vorſchriften, ſowohl § 104 als auch § 827 weichen von dem 
§ 51 StGB. ab; § 104 inſofern, als hier die ihrer Natur nach lediglich vor- 
übergehenden Zuſtände ausgenommen ſind (über den hierfür maßgebend 
geweſenen redaktionellen Grund vgl. § 105 Note 2); § 827 durch den Zu⸗ 
ſatz des Satz 2 über ſelbſtverſchuldete Trunkenheit (vgl. hierzu Liszt, De⸗ 
liktsobligation S. 46 ff.). Immerhin bleibt der § 51 StGB. für die 
beiden genannten Vorſchriften die Grundlage, ſo daß die Literatur und 
dar d. zum § 51 StGB. für die civilrechtliche Praxis verwend⸗ 
bar ſind. 

Vgl. hierüber vor Allem Olshauſen zu StGB. § 51. 

Zur Feſtſtellung des Ausſchluſſes der freien Willensbeſtimmung genügt 
der Nachweis, entweder, daß die freie Willensbeſtimmung nach allen 
Richtungen, oder daß ſie in Bezug auf die einzelnen in Frage ſtehenden 
Thatbeſtände ausgeſchloſſen ift. 

a. Die freie Willensbeſtimmung muß ausgeſchloſſen, nicht nur bez 
einträchtigt fein (fog. verminderte Zurechnungsfähigkeit, Olshauſen 
Note 6). 

B. Der Ausschluß der freien Willensbeſtimmung muß auf krankhafter 
Störung der Geiſtesthätigkeit beruhen. Als eine ſolche Stö⸗ 
rung ift auch die angeborene Geiſtesſchwäche und die mangelhafte 
geiſtige Entwickelung (fog. angeborener Blödſinn) anzuſehen, obgleich 
hier, genau genommen, weniger eine Störung als eine Hemmung 
der Geiſtesthätigkeit vorliegt. Allein die Wahl des Ausdrucks „Stö⸗ 
rung der Geiſtesthätigkeit“ an Stelle von Geiſtesſtörung beruht gerade 
darauf, daß man dieſe Zuſtände mitumfaſſen wollte. 

„ Die Störung muß eine krankhafte fein und einen Grad erreichen, 
daß dadurch die freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen wird. Uebri⸗ 
gens iſt es nach Olshauſen Note 8 unzweifelhaft, daß nach der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des § 51 SGB. gemäß der geſetzgeberiſchen Abſicht 
die freie Willensbeſtimmung beim Vorliegen wirklicher Geiſteskrank⸗ 
heit unbedingt als ausgeſchloſſen anzunehmen iſt. 

b. Eine Perſon, deren Zuſtand zwar die Entmündigung wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche, nicht aber wegen Geiſteskrankheit rechtfertigt (vgl. § 6 Note 
A. I. 2), fällt nicht unter $ 104 Ziff. 2 (vgl. oben Note au). Anderer⸗ 
ſeits wird eine nach § 104 Ziff. 2 geſchäftsunfähige Perſon nicht dadurch 
zu einer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten, daß ſie objektiv zu Un⸗ 
un nur wegen Geiſtesſchwäche ſtatt wegen Geiſteskrankheit entmündigt 
wird. 

c. Die Beweislaſt hat (anders als im Strafprozeſſe, wo im Falle der Be- 
hauptung, daß der Strafausſchließungsgrund des § 51 vorliege, eine 
Verurtheilung nur erfolgen kann, wenn feſtgeſtellt iſt, daß derſelbe nicht 
vorliegt) im Civilprozeſſe derjenige, welcher fih auf den Thatbeſtand der 
S 104 Ziff. 2, 827 beruft. Vgl. Titelvorb. Note II. 

d. Wer einer gemäß § 104 Ziff. 2 geſchäftsunfähigen Perſon gegenüber, 
die ohne geſetzlichen Vertreter iſt, ein Rechtsgeſchäft vorzunehmen hat, 
ift, Mangels eigenen Antragsrechts (vgl. § 6 Note B. II), darauf ange⸗ 
wieſen, die zuſtändige Staaksanwaltſchaft zur Stellung des Entmündi⸗ 
gungsantrags zu veranlaſſen (vgl. § 6 Note B. II. 10 S. 25) und als⸗ 
dann die Einleitung einer vorläufigen Vormundſchaft bzw. Pflegſchaft 
(vgl. § 6 Note B. II. 3 S. 26) zu betreiben. 

Für den Prozeß vgl. ferner CPO. $ 57. 

3. Zu Nr. 3: Entmündigung, Wirkung des Entmündigungsantrags, der 
Anfechtung und der Aufhebung der Entmündigung vgl. zu § 6. Dilucida inter⸗ 
valla werden nicht berückſichtigt. — Aufhebung des Entmündigungsbeſchluſſes 
in Folge einer Anfechtungsklage § 115. 
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$ 105. Die Willenserklärung eines Geſchäftsunfähigen ift nichtig. 

Nichtig ift auch eine Willenserklarung, die im Zuſtande der Bewußt⸗ 
loſigkeit oder vorübergehender Störung der Geiſtesthätigkeit abgegeben 
wird. 


2. Willenserklärungen. 


§ 106. Ein Minderjähriger, der das ſiebente Lebensjahr vollendet !!. n 


hat, ift nach Maßgabe der $$ 107 bis 113 in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt. 


fähigkeit Minderjährige: 


§ 107. Der Minderjährige bedarf zu einer Willenserklärung, durch 1. Erſorderniß der Gin- 


die er nicht lediglich einen rechtlichen Vortheil erlangt, der Einwilligung 
ſeines geſetzlichen Vertreters. 


§ 105. 1. Nichtigkeit f. zu § 139. 

2. Die Sonderbehandlung der Bewußtloſigkeit und der vorübergehenden 
Störung der Geiſtesthätigkeit gegenüber dem § 104 Ziff. 2 ſtellt in Verbin⸗ 
dung mit § 131 Abſ. 1 außer Frage, daß eine Willenserklärung nicht des⸗ 
halb ungültig iſt, weil ſie einem in einem ſolchen Zuſtande (Schlaf, Trunken⸗ 
heit, zirkularer Wahnſinn) befindlichen Empfänger zugegangen iſt. Er 
"Bd geſchaftsunfähig. Nichtigkeit der abgegebenen Willenserklärung § 105 


3. Die Vorſchrift gilt ausnahmslos, auch für Willenserklärungen, die 
lediglich einen rechtlichen Vortheil des Erklärenden bezwecken (vgl. § 107), 
% J. Annahme einer Schenkung, ſowie für die ſachenrechtliche Einigung. 
Ein Geſchäftsunfähiger kann ſomit auch nicht Beſitz übertragen oder durch 
Einigung ($ 854 Abſ. 2) Beſitz erwerben. Vertretung auf Grund einer Ge⸗ 
ſchäftsfüührung ohne Auftrag ſeitens jedes Dritten, auch des Gegenkontra⸗ 
henten, Schenkers zc. ſelbſt, kann eingreifen §§ 177 ff., 181. 

Ueber die Willenserklärung, welche gegenüber einem Geſchäftsunfähigen 
abzugeben ift, vgl. § 131. 


$ 106. 1. Minderjährigkeit, Volljährigkeitserklärung §§ 2 ff. 
2, Auf geſchäftsunfähige Minderjährige ($ 104 Nr. 2, 3) findet 
9 105 Anwendung. 

3. Die Vorſchriften der SS 107 ff. beziehen ſich nur auf die eigenen Ange⸗ 
legenheiten der Minderjährigen; Minderjähriger als Vertreter 8165. 

„ Die über den Umfang der Geſchäftsfähigkeit hinausgehende Prozeß⸗ 
fähigkeit (vgl. Titelvorb. Note VId) begründet nicht eine außerordentliche 
Geſchaftsfähigkeit in Anſehung der zur Bethätigung der Prozeßfähigkeit er⸗ 
forderlichen eivilrehtlihen Rechtsgeſchäfte, insbeſondere alfo auch nicht in Anz 
hung des Abſchluſſes eines Dienſtvertrags mit einem Rechtsanwalt ꝛc. Auch 
Wes Rechtsgeſchaft unterſteht den allgemeinen Vorſchriften. Handelt der 

*ütsanmalt für den beſchränkt Geſchaftsfähigen auf Grund eines hiernach 
dich igen. Dienſtvertrags, ſo greifen wegen der Anſprüche des Anwalts ꝛc. 
No. Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag ein, vgl. 8 662 
© el. lc. Vgl. indep für die Rechtsſtellung des Entmündigten in feiner 

ntmündigungsſache § 6 Note IV 2 und V3. 


0% 1. Willenserklärungen, durch die Lebi lich ein recht⸗ 
Sa Vortheil erlangt wird. j 5 j 
E olche Willenserklärungen können ſowohl einſeitige als zweiſeitige (Ver⸗ 
Beit ſein. Beiſpiele ſind: Erwerb einer Sache, eines Rechtes ſowie des 
Beh (gl. indeß zu b); Freiwerden von einer Verbindlichkeit; Auf⸗ 
2 von dinglichen Rechten, welche auf den Sachen des Minderjährigen 
daten? Verzicht eines Dritten auf ein zum Nachtheile des Minder⸗ 
Nhrigen geltend zu machendes Anfechtungsrecht; Mahnung $ 284; Wider⸗ 
ruf einer Schenkung § 530. Vertrag über Aufhebung eines den minder⸗ 
jährigen Erblaſſer bindenden Erbvertrags § 2290 Note 2a, eines Erb- 
verzichts zu Gunſten des Minderjährigen § 2351. 


willigung des geſetzl. 
Vertreters. 


= Mangel der erforder⸗ 


lichen Einwilligung. 


a. Verträge Minder⸗ 


jähriger. 
Genehmigung. 


Vorbemerkung zu | 
§§ 108—110. 
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§ 108. Schließt der Minderjährige einen Vertrag ohne die er⸗ 


forderliche Einwilligung des geſetzlichen Vertreters, ſo hängt die Wirk⸗ 
ſamkeit des Vertrags von der Genehmigung des Vertreters ab. 


Fordert der andere Theil den Vertreter zur Erklärung über die Ge⸗ 


nehmigung auf, ſo kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen; 
eine vor der Aufforderung dem Minderjährigen gegenüber erklärte 
Genehmigung oder Verweigerung der Genehmigung wird unwirkſam. 
Die Genehmigung kann nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach 
dem Empfange der Aufforderung erklärt werden; wird ſie nicht erklärt, 
ſo gilt ſie als verweigert. 


Iſt der Minderjährige unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden, ſo tritt 


ſeine Genehmigung an die Stelle der Genehmigung des Vertreters. 


b. 


C. 


Lediglich vortheilhaft find insbeſondere nicht: die Abſchließung 
gegenſeitiger und ſolcher Verträge, die zwar nicht den Anſpruch auf eine 
Gegenleiſtung, wohl aber andere Anſprüche gegen den in erſter Linie 
Berechtigten entſtehen laſſen konnen (vgl. z. B. Borb. zu §§ 320—327 
Note 1 Abſ. 2), ferner der Erwerb von Gegenſtänden, mit deren Eigen⸗ 
thum oder Beſitz rechtliche Nachtheile, wie perſönliche Verbindlichkeiten 
oder eine Haftpflicht verbunden ift (vgl. z. B. für ein Grundſtück 
88 571 ff., 836 ff., 1108, ferner öffentlich⸗rechtliche Laſten und Abgaben, 
bezüglich eines Thieres § 833), die Kündigung eines Darlehens, die ja 
Fälligkeit auch gegen den Minderjährigen herbeiführt, § 609. — Wegen 
Erfüllung einer Verbindlichkeit an oder durch den Minderjährigen zu 
§ 362 Note 7 und 8. 
Ueber die Beſtellung des Minderjährigen als Vormund und ſeine dadurch 
begründete Haftung vgl. $ 1781 Note II. 2. 
2. Geſetzlicher Vertreter Xitelvorb. vor $ 164 Note CI. Inſoweit die 


geſetzliche Vertretung ausgeſchloſſen (vgl. § 1795 u. daſelbſt Note J. 2, § 1804) 
oder beſchränkt ift (vgl. §§ 1821 ff.), ſteht dem Vertreter auch nicht das Recht 
zu, die Zuſtimmung zu Rechtsgeſchäften des Minderjährigen zu ertheilen 
oder zu verweigern. Es iſt alfo in Fällen letzterer Art die Mitwirkung des 
Vormundſchaftsgerichts, Gegenvormundes, Pflegers erforderlich, 89 1812 ff., 
1643, 1821 ff., 1828 ff., 1909 ff. 


3. Einwilligung = vorherige Zuſtimmung §§ 182 ff. 
4. Beweislaſt. Daß Einwilligung ertheilt, iſt zu beweiſen; ob ſie er⸗ 


forderlich, iſt Rechtsfrage. 


5. Mangel der erforderlichen Einwilligung bei Verträgen $$ 108 bis 110; 


bei einſeitigen Rechtsgeſchäften § 111. 


6. Willenserklärungen gegenüber einem in der Geſchäftsfähigkeit Be⸗ 


ſchränkten § 131. 


a. 


b. 


C. 


1. Die Vorſchriften der §§ 108--110 beziehen fih 
nur auf die ohne die erforderliche Einwilligung (Y 107) abgeſchloſſenen 
Verträge; war die Einwilligung ertheilt, ſo bewendet es bei § 107; 
auf alle ohne die erforderliche Einwilligung abgeſchloſſenen Verträge, 
einſeitige und gegenſeitige, auch wenn der Vertrag durch Annahme eines von 
dem Minderjährigen unter Abweſenden gemachten Vertragsantrags zu Stande 
gekommen; vgl. indek die Sondervorſchriften zu Note VI der Titelvorb. 

2. Die Regelung der $$ 108, 109, 111 kehrt mit gewiſſen Aenderungen wieder: 


a. bei Vertretung ohne Vertretungsmacht §§ 177, 178, 180; 
b. 


bei Rechtsgeſchäften eines Ehegatten ohne die erforderliche Einwilligung 
des anderen §§ 1396, 1448; 

bei Rechtsgeſchäften des Vormundes, des Vaters, der Mutter ohne die er⸗ 
forderliche Zuſtimmung des Vormundſchaftsgerichts, Gegenvormundes, 
Beiſtandes $$ 1829 ff, 1832, 1643, 1690; 


beim Kaufe ſeitens eines geſetzlich ausgeſchloſſenen Käufers § 458. 
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§ 109. Bis zur Genehmigung des Vertrags ift der andere Theil 
zum Widerrufe berechtigt. Der Widerruf kann auch dem Minderjährigen 
gegenüber erklärt werden. 

Hat der andere Theil die Minderjährigkeit gekannt, ſo kann er nur 
widerrufen, wenn der Minderjährige der Wahrheit zuwider die Ein⸗ 
willigung des Vertreters behauptet hat; er kann auch in dieſem Falle 
nicht widerrufen, wenn ihm das Fehlen der Einwilligung bei dem Ab⸗ 
ſchluſſe des Vertrags bekannt war. 

— 


$ 108. 1. Genehmigung nachträgliche Zuſtimmung ($ 184) kann gegen- 
Über dem Minderjährigen oder dem Dritten formlos erklärt und verweigert 
werden § 182; unter Abweſenden §§ 130 ff.; Rückbeziehung § 184; Mitwir⸗ 
kung des Vormundſchaftsgerichts, des Gegenvormundes §§ 1812 ff., 1643, 
1821 ff., 1828 ff. 

2. Der Dritte kann, ohne den Vertreter gemäß Abſ. 2 zur Erklärung 
über die Genehmigung aufzufordern, mit der von ihm zu beweiſenden 
Behauptung, daß die Genehmigung erklärt oder verweigert ſei, Leiſtungs⸗ 
oder Feſtſtellungsklage erheben. 

„ (Ab. 2.) Aufforderung zur Erklärung über die Genehmigung, d. h. 
zur Erklärung, ob er nunmehr genehmigen wolle, liegt weder in der An⸗ 
wage, ob genehmigt ift (vgl. die anderweite Faſſung des § 1829 Abſ. 2), 
aod) in dem Erſuchen, die erfolgte Genehmigung zu beſtätigen (vgl. Nr. 2). 
Durch die Aufforderung zur Erklärung über die Genehmigung erlangt auch 
der Dritte ſein Widerrufsrecht wieder ($ 109 Abi. 1). Anders, wenn die 
Einwilligung, d. i. die vorherige Zuſtimmung ($ 183) des geſetzlichen Ver⸗ 
treters erfolgt war (88 107, 105 Abſ. 1); diefe wird durch die Aufforderung 
aus § 108 nicht berührt. 

4. (Aoſ. 3.) Für den Fall, daß der Minderjährige inzwiſchen unbeſchränkt 
geſchäftsfähig geworden ift (wgl. § 2, 3), ergiebt fich aus Abſ. 3, 

à. daß die Wirkſamkeit des Vertrags von der Genehmigung des nunmehr 

ji geſchäftsfähig gewordenen Kontrahenten abhängt; 

„ daß die Aufforderung aus Abſ. 2 fortab an den Kontrahenten ſelbſt zu 

geſchehen hat; 

aß eine vor der Aufforderung dieſem gegenüber von dem geſetzlichen 

' Vertreter erklärte Genehmigung oder Verweigerung unwirkſam wird; 

d. daß die Genehmigung auch von dem geſchäftsfähig gewordenen Kontra⸗ 
henten nur innerhalb zwei Wochen erklärt werden kann. Iſt die unbe⸗ 
ſchränkte Geſchäftsfähigkeit während des Laufes der Friſt eingetreten, 
ie 7 ſie von dem Zeitpunkte des Wirkſamwerdens der Aufforderung 
= vgl. § 231). 

Friſt berechnung: 88 130 f., 187 Abſ. i, 188 Abſ. 2. 
behaupte weislaſt für die rechtzeitige Genehmigung trifft den, der ſolche 

ptet. 


$ 109. 1. Widerrufsrecht des anderen Theiles. 
Gs Zuläſſigkeit des Widerrufs ift die Regel (Abf. 1). 
Abf Ten dem Nachweiſe, daß und wann widerrufen ($$ 130 f., 109 


a. Ein wendung (Abs. 1): daß und wann früher genehmigt ($ 130 f.). 
gapir: Unwirkſamkeit der dem Minderjährigen gegenüber erklärten 

5 Einehmigung en § 108 Abſ. 2 (vgl. Note 3 zu § 108). 

i ng (Abf. 2): Kenntniß (nicht auch Kennenmüſſen) der Minder- 

incl: Wahrheitswidrig von dem Minderjährigen behauptete Ein⸗ 

williaung. Duplik: Kenntniß der fehlenden Einwilligung. (Würde Ein⸗ 
willigung behauptet und erwieſen, ſo fände $ 107 Anwendung.) 
D. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 7 


3. Widerruf des 
anderen Theiles. 
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7. Wirkſame Erfül- § 110. Ein von dem Minderjährigen ohne Zuſtimmung des ge- 
Minderjährigen. ſetzlichen Vertreters geſchloſſener Vertrag gilt als von Anfang an 
wirkſam, wenn der Minderjährige die vertragsmäßige Leiſtung mit 
Mitteln bewirkt, die ihm zu dieſem Zwecke oder zu freier Verfügung 
von dem Vertreter oder mit deſſen Zuſtimmung von einem Dritten 

überlaſſen worden ſind. 
b. Einseitige Rechtsge- § 111. Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das der Minderjährige ohne 
üben: die erforderliche Einwilligung des geſetzlichen Vertreters vornimmt, ift 
unwirkſam. Nimmt der Minderjährige mit dieſer Einwilligung ein 
folches Rechtsgeſchäft einem Anderen gegenüber vor, fo ift das Rechts⸗ 
geſchäft unwirkſam, wenn der Minderjährige die Einwilligung nicht in 
ſchriftlicher Form vorlegt und der Andere das Rechtsgeſchäft aus dieſem 
Grunde unverzüglich zurückweiſt. Die Zurückweiſung iſt ausgeſchloſſen, 
wenn der Vertreter den Anderen von der Einwilligung in Kenntniß 

geſetzt hatte. 


2. Der Minderjährige kann auf die zu ſeinen Gunſten beſtehende Ge⸗ 
bundenheit des anderen Theiles ohne Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Ver⸗ 
treters nicht verzichten (§ 107). Solange die unter Abweſenden erfolgte 
Willenserklärung des Minderjährigen noch nicht wirkſam geworden iſt, ſteht 
ihm das Widerrufsrecht gemäß § 130 zu. 

3. Schadenserſatzpflicht des Minderjährigen wegen Vorſpiegelung der 
Volljährigkeit richtet fih nach §§ 823, 828 f. 

$ 110. 1. Hauptfälle der Ueberlaſſung von Vermögensgegenſtänden find 
Gewährung von Taſchengeld und Geſchenken an Minderjährige. — Zur 
Ueberlaſſung von Kindes: und Mündelvermögen mit der Wirkung des 
§ 110 iſt vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung in demſelben 
Umfange wie zur Veräußerung erforderlich, SS 1644, 1824). — Still⸗ 
ſchweigende Ueberlaſſung 5 und kann z. B. in Belaſſung des Arbeits⸗ 
verdienſtes in der Hand des Minderjährigen liegen. — Der Grund der 
Wirkſamkeit iſt die generelle Ermächtigung; eine Erweiterung der Geſchafts⸗ 
fähigkeit (89 112 ff.) tritt nicht ein; deshalb auch keine Prozeßfähigkeit des 
Minderjährigen hinſichtlich dieſer Geſchäfte, CPO. § 52. 

2. Die Wirkſamkeit des obligatoriſchen Vertrags reicht nicht weiter als 
die bewirkte Leiſtung z. B. bei ſucceſſiver Lieferung und Ratenzahlung. 

3. Auch ohne Ueberlaſſung von Vermögen können die Umſtände eine Gr: 
mächtigung zu ſolchen Rechtsgeſchäften ergeben, welche die ordnungsmäßige 
Bethätigung der dem Minderjährigen von dem geſetzlichen Vertreter einge⸗ 
räumten ſelbſtändigeren Lebensſtellung, z. B. als Student, mit ſich bringt. 

4. Aushülfsweiſe können Anſprüche gegen den Minderjährigen aus der 
Bereicherung (§ 812) oder gegen den Unterhaltspflichtigen aus der Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag (§§ 679, 683) begründet fein. Vgl. auch $ 1626 Note IV. 

§ 111. 1. Einſeitige Rechtsgeſchäfte vgl. Titelvorbem. vor § 116 Note 2. 

2. Erforderniß der Einwilligung § 107. Wegen der Teſtirfähigkeit $ 2229. 

3. Einwilligung iſt nur die im Voraus entweder dem Minder⸗ 
jährigen oder dem Anderen gegenüber erklärte Zuſtimmung, $ 182 f. Nad- 
trägliche Zuſtimmung macht das dem $ 111 entgegen vorgenommene Rechts⸗ 
geſchäft nicht wirkſam (KG. Jahrb. 21 A 198), wohl aber kann fie die ſelb⸗ 
ſtandige Wiederholung des Rechtsgeſchäfts durch den Vertreter bedeuten. 
Aehnliche Regelung findet ſich in 88 1398, 1525, 1550 (eheliches Güterrecht, ein- 
ſeitige Erklärung der Ehefrau ohne die erforderliche Einwilligung des Mannes), 
§§ 1831 Satz 1, 1643, einſ. Erklärungen des Vormundes bzw. Vaters ohne 
die erforderliche Einwilligung des Vormundſchaftsgerichts bzw. des Gegen⸗ 
vormundes ($ 1832). Für den Vertreter ohne Vertretungsmacht vgl. § 180. 
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$ 112. Ermächtigt der geſetzliche Vertreter mit Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts den Minderjährigen zum ſelbſtändigen Betrieb 
eines Erwerbsgeſchäfts, ſo iſt der Minderjährige für ſolche Rechtsgeſ chäfte 
unbeſchrankt geſchäftsfähig, welche der Geſchaͤftsbetrieb mit ſich bringt. 
Ausgenommen ſind Rechtsgeſchäfte, zu denen der Vertreter der Ge- 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedarf. 

Die Ermächtigung kann von dem Vertreter nur mit Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts zurückgenommen werden. 


4. Zurückweiſung „aus dieſem Grunde“. — Unverzüglich (8 121). 
Dieſe Regelung wiederholt ſich 8 $$ 174, 182, 410, 1160, 1831 Í. 
Auch wenn bei der Vornahme des eigen äfts die an fih vorhandene 
Einwilligung weder in ſchriftlicher Form vorgelegt, noch auch ihr Vorliegen 
behauptet worden iſt, ſo muß dennoch eine unverzügliche Zurückweiſung er⸗ 
folgen, wenn gemäß § 111 die Unwirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts geltend 
gemacht werden fol. In § 111 Satz 2 wird nicht vorausgeſetzt, daß bei der 
Geſchäſtsvornahme das Vorhandenſein der erforderlichen Einwilligung aus⸗ 
drücklich behauptet wird. RG. 50 212. 

5. Behauptungs- und Beweislaſt. 

Wer wirkſame Vornahme behauptet, hat zu beweiſen: 

a. daß bie erforderliche Einwilligung vorhanden; 

gegenüber dem dem Anderen obliegenden Nachweiſe, daß unverzügliche 

121 Note 5) Zurückweiſung Mangels Vorlegung ſchriftlicher Einwilli⸗ 

gung erfolgt iſt, daß dem Anderen: 

a. die Einwilligung vor oder bei Vornahme des Gejhäfts von dem 
Minderjährigen in ſchriftlicher Form vorgelegt oder 
3 durch den Vertreter Kenntniß von der Einwilligung gegeben war. 
(So wohl jetzt auch Planck § 359 Note 2, vgl. mit Note zu § 174). 


5 112. 1. Ermächtigung und Zurücknahme ſind formfrei aber 
ohne vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung (Fr. §§ 35 ff., 16) nicht gez 
eignet, die Erweiterung der Geſchäftsfähigkeit des Minderjährigen herbeizu⸗ 
führen. Bei Theilung der geſetzlichen Vertretung unter mehrere Perfonen, ing- 
befondere wenn die Sorge für die Perſon und das Vermögen in verſchiedenen 
Händen ſind, vgl. Titelvorb. vor § 164 Note 0. II Id. — Schutz Dritter 
bei Zurücknahme vgl. zu § 183; bei Aufhebung der en 
lichen Genehmigung Fr. § 32. — Unter Er w Bei äft“ wird jede vegel- 
ſuäßige, auf ſelbſtändigen Erwerb gerichtete Thätigkeit verſtanden, mag die⸗ 
elbe in Handel oder Betreibung einer Fabrik oder eines Handwerkes, der 
Ausübung eines künſtleriſchen oder wiſſenſchaftlichen Berufs, der Landwirth⸗ 
ſchaft u. j. w. beſtehen (Mot.). Auch das Engagement als Schauſpieler wird 
als „Erwerbsgeſchäft“ des Künſtlers angeſehen in RG. 28 278. 

2. Die Ermächtigung iſt kein bloßer Generalkonſens, ſondern 
währt eine ihrem Umfange nach geſetzlich feſtgeſetzte, nicht beſchränkbare 
bers, ex. 113) Erweiterung der Geſchäftsfähigkeit und damit auch 
Minchrozeßfähigkeit, CVO. SS 51 f.; ſoweit die Geſchäftsfähigkeit des 

2 derfäßrigen reicht, iſt für eine geſetzliche Vertretung kein Raum. y 
Yet Der Umfang der Erweiterung der Geſchäftsfähigkeit ift 
erſchieden. je nachdem der ermächtigende Vertreter (Abſ. 1 S. 2) Inhaber 
abe elterlichen Gewalt oder Vormund ift ($$ 1643, 1821 f.); erſtreckt fih 
betrieſtets nur auf Rechtsgeſchäfte, welche der, d. i. ber gejtattete Geſchäfts⸗ 

ee mit ſich bringt (vgl. HGB. § 49). 
nicht Der Erwerb des Kindes durch ſelbſtändigen Gewerbebetrieb unterliegt 

cht der elterlichen Nutznießung $ 1651. 

5 Haftung des Kindesvermögens für Schulden des Kindes § 1659. > 
für Beginn eines neuen und Auflöſung eines beſtehenden Erwerbsgeſchäfts 

r den Minderjährigen durch den Vater § 1645, durch den Vormund $ 1823. 

7* 


3. Selbſtändiger Betrie& 
cines Erwerbs⸗ 
geſchäfts. 


4. Dienſt⸗ und Arbeits⸗ 
vertrage Minderjäh⸗ 
riger. 
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§ 113. Ermächtigt der geſetzliche Vertreter den Minderjährigen, in 
Dienſt oder in Arbeit zu treten, ſo iſt der Minderjährige für ſolche 
Rechtsgeſchäfte unbeſchränkt geſchäftsfähig, welche die Eingehung oder 
Aufhebung eines Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes der geſtatteten Art 
oder die Erfüllung der ſich aus einem ſolchen Verhältniſſe ergebenden 
Verpflichtungen betreffen. Ausgenommen ſind Verträge, zu denen der 
Vertreter der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedarf. 

Die Ermächtigung kann von dem Vertreter zurückgenommen oder 
eingeſchränkt werden. 

Iſt der geſetzliche Vertreter ein Vormund, ſo kann die Ermächtigung, 
wenn ſie von ihm verweigert wird, auf Antrag des Minderjährigen 
durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht hat die Ermächtigung zu erſetzen, wenn ſie im Intereſſe des 
Mündels liegt. 

Die für einen einzelnen Fall ertheilte Ermächtigung gilt im Zweifel 
als allgemeine Ermächtigung zur Eingehung von Verhältniſſen derſelben 
Art. 


§ 113. 1. Die Ermächtigung zur Eingehung von Dienſt⸗ und Arbeits⸗ 
verträgen iſt formfrei und gewährt erweiterte Geſchäftsfähigkeit 
und damit Prozeßfähigkeit (CPO. §§ 51 f.) in dem im $ 113 feſtge⸗ 
ſetzten Umfange. Die Vorſchrift wird von der Praxis (vgl. RG. 27 278) 
nur auf Geſindedienſt und gewöhnliche Arbeitsverhältniſſe, nicht auch auf 
nn (künſtleriſche und wiſſenſchaftliche) Berufsausübung bezogen vgt. § 112 
Note 1. 

2. Der Umfang der Erweiterung der Geſchäftsfähigkeit ift vers 
ſchieden, je nachdem der ermächtigende Vertreter (Abſ. 1 S. 2) Inhaber der 
elterlichen Gewalt oder Vormund iſt. Letzteren Falles umfaßt ſie nicht die 
Fähigkeit zur Abſchließung eines Vertrags auf längere als einjährige Dienſt⸗ 
pflicht (§ 1822 Nr. 7 verglichen mit § 1643). Zu den Dienſtverträgen ge⸗ 
hört nicht der Lehrvertrag ($ 1822 Nr. 6 u. 7). — Bei Theilung der geſetz⸗ 
lichen Vertretung unter mehrere Vertreter vgl. Titelvorb. vor § 164 
Note CI Id. 

Nichtigkeit der Konkurrenzklauſel, der Handlungsgehülfen und 
Lehrlinge ſowie Betriebsbeamte, Werkmeiſter oder Techniker zur Zeit ihrer 
Minderjährigkeit ſelbſt mit Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters unter⸗ 
worfen worden find, HGB. § 74, GewO. $ 133 k (EG. z. HGB. Art. 9). 

3. Beſchränkung der Ermächtigung (z. B. bezüglich Art und Dauer 
der Dienſtverträge, Vorbehalt der Lohnzahlung zu Händen des Vertreters, 
Ausſchließung der Auslegungsregel des Abſ. 4) von vornherein und nadz 
träglich (theilweiſe Zurücknahme) zuläſſig. Wirkſamwerden § 131 Abſ. 2 S. 2. 

4. Zurücknahme der Ermächtigung. Wirkſamwerden § 131 Abſ. 2 
S. 2, Schutz Dritter vgl. zu § 183. Die Vertretungsmacht des geſetzlichen 
Vertreters tritt wieder ein, jo daß er aus wichtigen Gründen das ſo⸗ 
fortige Kündigungsrecht aus § 626, auch gegen den Willen des Minder- 
jährigen, hat. i 

5. (Abſ. 3). Ermächtigung durch das Vormundſchaftsgericht 
kommt nicht gegenüber der Verweigerung durch den Inhaber der elterlichen 
Gewalt, ſondern nur durch den Vormund in Betracht. Sie wird mit der 
Rechtskraft der Verfügung wirkſam Fr. § 53; vgl. auch Abſ. 2 (abgedruckt 
zu § 1357). Sofortige Beſchwerde Fr&. § 60 Nr. 6. Bei Aufhebung der 
rechtskräftigen vormundſchaftsgerichtlichen Ermächtigung FrG. §§ 22 Abſ. 2, 32. 

Dem Gegenkontrahenten des Minderjährigen ſteht kein Rechtsmittel gegen 
die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts zu, OLG. 1 384. Seuff. 56 164 
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§ 114. Wer wegen Geiſtesſchwäche, wegen Verſchwendung oder m. Beföräntie Beidäfts 


wegen Trunkſucht entmündigt oder wer nach § 1906 unter vorläufige 
Vormundſchaft geſtellt iſt, ſteht in Anſehung der Geſchäftsfähigkeit einem 
Minderjährigen gleich, der das ſiebente Lebensjahr vollendet hat. 

§ 115. Wird ein die Entmündigung ausſprechender Beſchluß in 
Folge einer Anfechtungsklage aufgehoben, ſo kann die Wirkſamkeit der 
von oder gegenüber dem Entmündigten vorgenommenen Rechtsgeſchäfte 
nicht auf Grund des Beſchluſſes in Frage geſtellt werden. Auf die 
Wirkſamkeit der von oder gegenüber dem geſetzlichen Vertreter vorge⸗ 
nommenen Rechtsgeſchäfte hat die Aufhebung keinen Einfluß. 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn im Falle 
einer vorläufigen Vormundſchaft der Antrag auf Entmündigung zurück- 
genommen oder rechtskräftig abgewieſen oder der die Entmündigung aus⸗ 
ſprechende Beſchluß in Folge einer Anfechtungsklage aufgehoben wird. 


6. Dienſtvertrag $$ 611 ff.; Geſindedienſt Ech. Art. 95; Schiffsdienſte 
SeemannsO. v. 27. Dezember 1872 §§ 5 f. — Vom 1. April 1903 ab See- 
manns. v. 2. Juni 1902 (RG Bl. S. 175) §§ 7, 8. 


§ 114. 1. Die Anwendbarkeit der Vorſchrift des § 114 dauert von dem 
Zeitpunkte des Wirkſamwerdens des Entmündigungsbeſchluſſes bzw. der die 
vorläufige Vormundſchaft anordnenden Verfügung bis zu dem Zeitpunkte des 
Wirtſamwerdens der Aufhebung dieſer Maßregeln, vgl. hierzu für die Ent- 
mündigung § 6 Note B. II 4 und V 2c, für die vorläufige Vormundſchaft 
$ 1906 insbe. Note 6. Ueber die Rechtsſtellung des Entmündigten in ſeiner 
Entmündigungsſache vgl. § 106 Note 4 und § 6 Note B. V3 — Wegen der 
Entmündigung wegen Geiſteskrankheit vgl. § 6 Note B. III, § 104 Ziff. 3. 
2. Die Gleichſtellung der im $ 114 erwähnten Perſonen mit den 
Minderjährigen betrifft unmittelbar nur die Geſchäftsfähigkeit 
(Atelvorb., insbeſondere Note VI), bezieht ſich aber nicht auf Vor⸗ 
ſchriften, die nicht auf die Geſchäftsfähigkeit, ſondern auf die Vollendung 
des 21. Jahres, die Volljährigkeit oder die Minderjährigkeit abgeſtellt find, 
}: 0.38 1305, 1303, 1318, 2247. Wegen der Verantwortlichkeit für uner- 
aubte Handlungen vgl. § 827, bei Geſchäftsführung ohne Auftrag § 682. 
. Pflegſchafts anordnung, insbeſondere auch die Anordnung einer Ge⸗ 
brechlichkeitspflegſchaft aus § 1910 hat keinen Einfluß auf die Geſchafts⸗ 
fähigkeit, vgl. $ 1910 f. (RG. 14 269). Wegen der Prozeßfähigkeit in dieſem 
Falle vgl. EMO. $ 53. 
8 115. 1. (Abſ. 1.) Aufhebung des Entmündigungsbeſchluſſes in 
Folge einer Anfechtungsklage. un 
% Die Vorſchrift bezieht ſich auf alle Fälle der Entmündigung, auch auf 
die wegen Geiſteskrankheit Entmündigten ($ 104 Ziff. 3); ſie ent⸗ 
pricht dem § 613 CPO. a. F. und findet nur Anwendung auf den 
Fall der Aufhebung des Entmündigungsbeſchluſſes in Folge Anfechtungs⸗ 
t ge, nicht auch auf die Wiederaufhebung der Entmündigung, 
0 val. § 6 Note B. V. 
i Die Aufhebung des Entmündigungsbeſchluſſes in Folge der Anfechtungs⸗ 
klage wirkt bezüglich des Entmündigten ex tunc, bezüglich des geſetzlichen 
ertreters ex nunc. Entſcheidend iſt der Zeitpunkt der Rechtskraft des 


Aufhebungsurtheils. CPO. § 672. 


C. N 


Richt ausgeſchloſſen iſt, daß die Wirkſamkeit eines von oder gegenüber 
dem Entmündigten vorgenommenen Rechtsgeſchäfts zwar nicht durch die 
Ahatſache der Entmündigung, aber durch andere Umſtände, insbeſondere 
dutch das Vorliegen der Thatbeſtände des § 104 Ziff. 2 oder durch § 105 
Abſ. 2 ausgeſchloſſen wird. 


— 


= 


ähigkeit Entmündig⸗ 
ter ꝛc. 


Den Minderjährigen 


Gleichgeſtellte. 


Fortfall der Voraus⸗ 
ſetzungen der die Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit beein⸗ 
trächtigenden Entſchei⸗ 
dung. 


Vorbemerkung zum 
zweiten Titel 


102 Erſtes Buch. Allgemeiner Theil. 


Zweiter Titel. 
Willenserklärung. 


2. Fortfall der vorläufigen Vormundſchaft. 

a. Kraft Geſetzes eintretende Endigung der vorläufigen Vormundſchaft (vgl. 
§ 1908) wirkt in den im § 115 Abſ. 2 aufgeführten Fällen bezüglich des 
Bevormundeten ex tunc, bezüglich des Vormundes ex nunc. Iſt die 
Aufhebung des Entmündigungsbeſchluſſes in Folge einer Anfechtungs⸗ 
klage erfolgt, bevor auf Grund der Entmündigung an die Stelle der 
vorläufigen Vormundſchaft eine endgültige Vormundſchaft getreten iſt 
(vgl. § 1908 Abſ. 2), fo find § 115 Abſ. 1 und Abf. 2 während der Dauer 
der Entmündigung anwendbar. In dem normalen Falle, daß die Auf⸗ 
hebung der Entmündigung nach Einleitung der endgültigen Vormund⸗ 
ſchaft erfolgt, greift von dem Zeitpunkte der Beſtellung des endgültigen 
Vormundes § 115 Abſ. 1 Platz. 

b. Im Falle der Beendigung der vorläufigen Vormundſchaft kraft vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlicher Anordnung wegen Wegfalls des Schutzbedürf⸗ 
niſſes (§ 1908 Abſ. 3) ift § 115 nicht anwendbar. 

c. Bei Aufhebung der Vormundſchaftsanordnung im Beſchwerdewege val. 
FG. §8 32, 61 zu § 1906 Note 6b. 


1. Verhältniß der Ausdrücke „Willenserklärung“ und „Rechts⸗ 
geſchäft“ vgl. Abſchnittsvorb. Note 1 und 2. 

2. Arten der Willenserklärungen. 
a. Ausdrückliche und ſtillſchweigende Willenserklärung. 

a. Ausdrückliche Willenserklärung (z. B. §§ 164, 700) bedarf eines 
Ausdrucksmittels, welches nach der ihm im Verkehre zukommenden 
Bedeutung die Erklärung unmittelbar enthält (Worte, Schrift, 
Zeichen, Laute, Körperbewegungen, z. B. Nicken). Mündliche Willens⸗ 
erklärung erfordert $ 2238. Auch wo, wie im Grundbuchverkehre (vgl. 
auch Bankdepotgeſetz v. 5. Juli 1896, §§ 2, 3), ſchriftliche und aus- 
drückliche Erklärungen erfordert werden, bedeutet das Erforderniß der 
Ausdrücklichkeit nicht den Gebrauch beſtimmter ſich genau an den Ge⸗ 
ſetzestext anlehnender Worte; vielmehr wird dem Erforderniß auch 
genügt, wenn die Auslegung der Erklärung den erforderlichen In⸗ 
halt ergiebt. KG. Jahrb. 21 282. OLG. 2 412. — Ausnahme für 
die Wechſelklauſel, WO. Art. 4. 

B. Stillſchweigende, d. h. fih aus den Umſtänden ergebende Willens⸗ 
erklärung durch konkludente Handlungen (vgl. z. B. s$ 144, 151, 164). 
Verwahrung durch Vorbehalt gegen eine gewiſſe Auslegung 
nicht ausgeſchloſſen, z. B. $$ 341 Abſ. 3, 640 Abſ. 2; fie ift unwirk⸗ 
ſam, wenn das Verhalten keine andere Auslegung zuläßt, als die⸗ 
jenige, gegen welche die Verwahrung ſich richtet (protestatio facto 
contraria), vgl. § 1253 Abſ. 1. Eine nachträgliche Verwahrung 
iſt lediglich aus dem Geſichtspunkt einer einſeitigen Deutung zu be⸗ 
urtheilen. — Schweigen iſt konkludente Handlung nur, wo Willens: 
äußerung durch Treu und Glauben oder Geſetz geboten, z. B. Schwei⸗ 
gen des Käufers als Billigung § 496; Schweigen des Beſchenkten als 
Annahme § 516 Abj. 2; ſtillſchweigende Verlängerung des Mieth⸗ 
und Dienſtvertrags §§ 568, 625; Schweigen des Ehemanns als Gin- 
willigung § 1405; pro herede gestio zu $ 1943. Vgl. auch zu § 180 
Note 4, ferner $ 1128. Schweigen als Verweigerung der Genehmi⸗ 
gung vgl. § 108 Abſ. 2, § 415 im Gegenſatze zu § 416. — Nicht⸗ 
ausübung des Rechtes, wegen Verzugs zu kündigen, als Verzicht auf 
das Kündigungsrecht RG. IW. 1902 S. 69. — Nicht als Willens: 
erklärung kommt der als Folge des Schweigens eintretende Thatbe⸗ 
ſtand der verſäumten Ausſchlußfriſt in Betracht; daher keine 
Anfechtung der Verſäumung wegen Willensmangel. Poſitive Aus⸗ 
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nahme für Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt durch den Erben He 
$ 1956 (1484). Vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4e. 1 dh 
b. Einfeitige und zweiſeitige Willenserklärung (Vertrag). . 
a. Leſſpiele 0 9 8 Willenserklärungen: Stiftungsgeſchäft § 80; 
Anfechtung § 143; Vollmacht § 167; Ausübung des Wahlrechts 
SS 262 ff.) Mahnung $ 284; Friſtſetzung vgl. Titelvorb. $ 186 Note 4f; 
Rücktritt vom Vertrage und Kündigung vgl. Borb. zu §8 346 ff. Note II, 
S$ 349; Aufrechnung § 388; Ausübung des Wieder⸗ und Vorkaufs⸗ 
rechts (F§ 497, 505); Annahme der Anweiſung ($ 784); Ausſtellung 
eines Juhaberpapiers (SS 793 ff., 796); Aufgeben dinglicher Rechte an 
Grundſtücken §§ 875, 928; Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft 
1945. — Zu den Rechtsgeſchaften zwiſchen zwei Perſonen (3. B. 

§§ 68, 407) gehören auch die einſeitigen Rechtsgeſchäfte. 

3. Beſondere Vorſchriften über einſeitige Willenserklärungen der in der 
Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten (§§ 111, 114), der Bevollmächtigten 
($ 174), des Vertreters ohne Vertretungsmacht (§ 180), der Ehefrau 
bei Verfügungen über eingebrachtes Gut ohne Einwilligung des Ehe⸗ 
manns (§ 1398), des Vaters oder Vormundes ohne die erforderliche 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bzw. des Gegenvormundes 
(§§ 1643, 1831 f.). — Vgl. auch § 1160 Kündigung und Mahnung 
des Hypothekengläubigers ohne Vorlegung des Pypothekenbriefs. 
Alle dieſe Vorſchriften bezwecken den Schutz der Betheiligten gegen 
die Folgen einſeitiger Willenserklärungen, die ihnen ohne ihren 
Willen aufgedrungen werden, ohne daß ſie ihre Rechtsbeſtändigkeit 
prüfen können. 

Bei Vertragsſchließung iſt es ohne Weiteres in den Willen der 
Kontrahenten geſtellt, ſich nicht mit Perfonen einzulaſſen, deren Be⸗ 
fugniß zur Abgabe der Willenserklärung Bedenken unterliegt. 
3 Vorſchriften über einſeitige Willenserklärungen vgl. §§ 143, 


7. Zweiſeitige Willenserklärung iſt der Vertrag bzw. die Einigung, 
worüber zu SS 145 ff. zu vgl. 

e. Empfaugsbedürftige Willenserklärungen und ſolche ohne beſtimmten 

Empfänger; vgl. §§ 116, 122 f., 130, 143 Abſ 3, 4. 

z. Einem Anderen gegenüber abzugeben AE e ſind, 
um wirkſam zu werden, alle zweiſeitigen und die meiſten (vgl. unten 
3—%) einſeitigen Willenserklärungen, inſonderheit Mahnung, Kün⸗ 
digung, Aufrechnungserklärung, Rücktritt. — Vertragsannahme aus⸗ 
nahmsweiſe nicht empfangsbedürftig, $$ 151, 152. N 

Eine beſondere Gruppe bilden diejenigen empfangsbedürftigen Rechts⸗ 
geſchäfte, aus welchen ein Anderer als der Empfänger unmittelbar 
ein Recht erwirbt, §§ 123 Abſ. 2, 143. Vgl. auch zu § 142 Note III. 
2a u. h, ſowie zu $ 158 Note 1b a. E. Unmittelbarer Erwerb 
liegt vor, wenn der Erwerb ohne die Erklärung rechtlich nicht zu 
Stande gekommen wäre, auch wenn die Erklärung (wie Vollmacht, 
Genehmigung, Einwilligung) nur zur Ergänzung eines anderen ſchon 
vorliegenden oder noch eintretenden Thatbeſtandes hinzutritt. Fälle 
unmittelbaren Erwerbes eines Dritten: 


1. Verträge zu Gunſten Dritter §§ 328 ff. 
2. Bevollmächtigung eines Dritten als Grundlage des Rechtserwerbes 
x eines Anderen § 167. 


. ng zu dem Rechtsgeſchäft eines Anderen §§ 182, 185 


4. Schuldübernahmevertrag zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuld⸗ 

„ Übernehmer befreit den Schuldner § 414. 

9. 8418 fung der Schuldübernahme befreit den bisherigen Schuldner 
YS 415 ff. 
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L willen und Erklatunz. § 116. Eine Willenserklärung ift nicht deshalb nichtig, weil fich 


J. Bewuhter Willens 


ER der Erklärende insgeheim vorbehält, das Erklärte nicht zu wollen. 
* Vebefmer Vorbehalt. Die Erklärung ift nichtig, wenn fie einem Anderen gegenüber abzu⸗ 
geben iſt und dieſer den Vorbehalt kennt. 


© 


6. Rechtsgeſchäfte eines Geſammtſchuldners bezüglich des gefammten 
Schuldverhältniſſes §§ 422 ff. 

7. Eintritt des Erwerbers des vermietheten Grundſtücks in die Ver⸗ 
pflichtungen des Vermiethers § 571. 

8. Vermögensübernahme, Erbſchaftskauf gewährt dem Gläubiger einen 
neuen Schuldner §§ 419, 2382; vgl. auch $ 1088. HGB. § 25. 
9. Mit Abſchluß des Kaufes entſteht das Recht zur Ausübung des 

Vorkaufs § 504. 

10. Mit Abſchluß des vermittelten Geſchäfts entſteht der Anſpruch auf 
Mätlerlohn § 652. 

11. Rechtsgeſchäfte zwiſchen dem Gläubiger und dem Hauptſchuldner 
wirken für den Bürgen § 767. 

12. Mit Verzicht des Finders auf ſein Recht zum Erwerbe des Eigen⸗ 
thums an der Fundſache geht dieſes Recht auf die Gemeinde des 
Fundorts über § 976. 

13. Der neue Pfandgläubiger tritt mit dem Beſitze der Pfandſache in 
die Verpflichtungen des alten Pfandgläubigers dem Berpfander 
gegenüber ein § 1251. 

14. Erhöhung des geſetzlichen Erbtheils in Folge vertragsmäßigen 
W eines anderen Erben auf fein geſetzliches Erbrecht 8$ 1935, 


Einem Anderen oder einer Behörde gegenüber abzugeben 


find gewiſſe Verzichts⸗ und Zuſtimmungserklärungen, z. B. 88 875, 
876, 880, 1168, 1180, 1183, 1726, 1748. 


Einer Behörde gegenüber abzugeben ſind z. B. Verzicht auf 


das Grundſtückseigenthum § 928; auf das Fundrecht § 976; auf die 

elterliche Nutznießung § 1662; Aa ed nen für Inhaberſchuld⸗ 

verſchreibung § 1188; Erklärung der geſchiedenen Ehefrau über Namens⸗ 

führung § 1577; Ausſchlagung der Erbſchaft $ 1945; Annahme und 

Kündigung des Teftamentsvollitreders Y 2202, 2226. Vgl. ferner 

ee e und Annahmeerklärung gegenüber der Hinterlegungs⸗ 
elle § 376. 


Weder einem Anderen noch einer Behörde gegenüber ab— 


zugeben ſind, z. B. Stiftungsgeſchäft § 81; Beſtätigung des anfecht⸗ 
baren Geſchäfts § 144; Annahme des Vertragsantrags im Falle der 
$$ 151, 152; Auslobung $ 657; Inhaberſchuldverſchreibung § 793; 
Anerkennung der Ehelichkeit § 1598; Anerkennung der Vaterſchaft zu 
einem unehelichen Kinde $ 1718, Annahme der Erbſchaft § 1943. 


3. Wirkſamwerden der Willenserklärungen §§ 130—132. 

4. Fähigkeit zu rechtsgeſchäftlichen Willenserklarungen (Geſchäftsfähig⸗ 
keit) §§ 104—115). 

5. Verurtheilung zur Abgabe einer Willenserklärung END. §§ 894 


bis 898 


Zu §§ 116-121. Sonderregelung des Willensmangels bei der Eheſchließſung §§ 1332 ff.; 
i bei letztwilligen Verfügungen §§ 2078 ff.; für Erbverträge $$ 2281 ff.; Mangel 
des Willens, im eigenen Namen zu handeln, bei unterlaſſener Kundgebung 
des Vertretungswillens § 164 Abſ. 2; Willensmangel des Vertreters und des 
| Vertretenen § 166; Willensmangel des Arbitrators § 318. Beſchränkung der 
Anfechtung § 341 Abſ. 2 (vorbehaltloſe Annahme der Erfüllung in Unkennt⸗ 
| nip des Anſpruchs auf die Vertragsſtrafe). 
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§ 117. Wird eine Willenserklärung, die einem Anderen gegenüber 
abzugeben iſt, mit deſſen Einverſtändniſſe nur zum Schein abgegeben, 
ſo iſt ſie nichtig. 

Wird durch ein Scheingeſchäft ein anderes Rechtsgeſchäft verdeckt, 
ſo finden die für das verdeckte Rechtsgeſchäft geltenden Vorſchriften 
Anwendung. 


§ 118. Eine nicht ernſtlich gemeinte Willenserklärung, die in 


der Erwartung abgegeben wird, der Mangel der Ernſtlichkeit werde 
nicht verkannt werden, iſt nichtig. 

F 119. Wer bei der Abgabe einer Willenserklärung über deren 
Inhalt im Irrthume war oder eine Erklärung dieſes Inhalts über- 
haupt nicht abgeben wollte, kann die Erklärung anfechten, wenn 
anzunehmen iſt, daß er ſie bei Kenntniß der Sachlage und bei ver- 
ſtandiger Würdigung des Falles nicht abgegeben haben würde. 

Als Irrthum über den Inhalt der Erklärung gilt auch der Irr- 
thum über ſolche Eigenſchaften der Perſon oder der Sache, die im 
Verkehr als weſentlich angeſehen werden. 

— ä —— 


8116. 1. Satz 1 bezieht ſich auf alle Arten von Willenserklärungen, 
insbeſondere auch auf letztwillige Verfügungen, ſofern nicht Sondervor⸗ 
chriften, wie insbeſondere bei der Eheſchließung, eingreifen. Vgl. Note zu 
§§ 116124. — Vgl. JW. 1897 S. 924, 
7. Satz 2 betrifft nur empfangsbedürftige Willenserklärungen. Ueber das 
Verhältniß des geheimen Norhehalts zum Scheingeſchäft vgl. Prot. I S. 96 f. 
Wer Nichtigkeit behauptet, hat zu beweiſen 

i. den Vorbehalt des Erklärenden zur Zeit der Erklärung, 

„ die Kenntniß (nicht bloß Kennenmüſſen) des Anderen. 

3. Auf das Motiv des geheimen Vorbehalts (Betrug, böſer Scherz vgl. 
$ 118) kommt es nicht an. 

4. Bedeutung der Nichtigkeit zu § 139. 


$ 117. 1. Da die Nichtigkeit von und gegen Jedermann geltend ge⸗ 
macht werden kann, jo ſteht dem Schuldner die Einrede der Schein⸗ 
abtretung ohne Nachweis eigenen Intereſſes zu. — Für den Fall der 
geg, oder Beurkundung der Scheinabtretung vgl. § 409 Note 1. 

„2. Die Vorſchriften über den Erwerb im guten Glauben greifen ein: 
für das Grundbuchrecht § 892; für den Vertehr mit beweglichen Sachen 
$$ 932 ff. 1032, 1207; Schutz des Erwerbers einer verbrieften Scheinforde⸗ 
voll ae Zahlung des Schuldners an den Scheinceſſionar 8 409; Schein⸗ 

ollmacht §§ 1717. 

. oe Geschäfte, bei welchem der Fiduciar verſpricht, das 
erworbene Recht, fei es überhaupt nicht, fei es nur beſchränkt auszuüben, 
bed don den ſimulirten verſchteden. Rh. 2 168 ff., 26 181 (Verkauf einer 
eweglichen Sache zwecks Sicherung des Gläubigers, Eigenthumsübertra⸗ 
ng durch const. possessorium);, 24 161, 30 275 (Sekuritätsceſſion); 36 54 
(Inkaſſomandat). Vgl. § 223 Abſ. 2, wo ein fiduciariſches Geſchäft als 

es erwähnt und ſomit anerkannt wird. Vgl. auch § 313 Note Zd. 


nd 118. 1. Wer Nichtigteit der Willenserklärung auf $ 118 ſtützt, iſt be⸗ 

Errspflichtig für den Mangel der Ernſtlichkeit und das Vorhandenſein der 

8 Aartung. daß dieſen Mangel nicht werde verkannt werden; vgl. z. B. RG. 
2. fi; Schabenserfagpflicht des Erklärenden 122 

r k Wird die Erwartung, daß der Mangel der Ernſtlichkeit nicht werde 

Wi mont werden, nicht erwieſen, fo ſteht der Mangel der Ernſtlichkeit der 

irkſamkeit der Willenserklärung nicht entgegen, § 116. 


b. Abgabe der Willens⸗ 
erklärung zum 
Schein. 


c. Nicht ernſtlich ges 
meinte Willenser⸗ 
klärung. 


2. Unbewußter Willens⸗ 
mangel. 
a Anfechtung wegen 
Irrthums. 
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§ 119. I. Vorausſetzungen der Aufechtbarkeit wegen Irrthuus. 


Die Anfechtbarkeit wegen Irrthums iſt bei allen Arten von Willenserklä⸗ 
rungen zuläſſig (vgl. § 143), ſofern die Vorausſetzungen der Anfechtung: 
Beachtlichkeit und Weſentlichkeit des Irrthums vorliegen. 


1. Als beachtlicher Irrthum — ohne Unterſchied, ob error facti oder 
juris, ob entſchuldbar oder nicht — kommt nur in Betracht: 

a. Irrthum über den Inhalt der Erklärung: Hat der Erklärende 
den Inhalt der Erklärung — auf Grund irriger Vorſtellungen von 
demſelben — zwar gewollt, hätte ihn aber ohne den Irrthum nicht ge⸗ 
wollt, ſo iſt der Wille innerlich anders als er äußerlich erſcheint, in Wahr⸗ 
heit alſo gar nicht ſo da, wie er für das Rechtsgeſchäft erforderlich wäre 
(Bruns). Beachtlich iſt einerſeits nur der Irrthum über den Inhalt 
der Erklärung, andererſeits aber der Irrthum über jeden Beſtandtheil 
des Erklärungsinhalts, auch wenn derſelbe nicht zu den fog. Eſſentialien des 
Heſchäfts gehört. Beachtlich ift insbeſondere der Irrthum über die Per⸗ 
ion oder über die Sache, und auf Grund pofttiver Vorſchrift (Abſ. 2) 
der Irrthum über verkehrsweſentliche Eigenſchaften der Perſon oder 
der Sache. Als ſolche ſind in der Rechtſprechung angenommen die Be⸗ 
mittelung eines Bräutigams (vgl. $ 1298 Note II. 5), die Zahlungsfähig⸗ 
keit eines Käufers (OLG. A 9, vgl. § 321 Note 1, RG. IW. 1901 S. 462 2, 
Oe. 3 39), die Mietherträge eines Hauſes (vgl. $ 459 Note Ib), die 
Brauchbarkeit eines Apparats, die Betriebsfähigkeit einer Bäckerei, die 
Ertragsfähigkeit einer Fabrik, die Bebaubarkeit eines Grundſtücks, die 
Freiheit von außergewöhnlichen Belaſtungen eines Grundſtücks, vgl. RG. 
JW. 1901 S. 6516. 

Auch Irrthum im Beweggrunde kann beachtlich ſein, wenn er 
einen Beſtandtheil der Willenserklärung, nicht außerhalb derſelben liegende 
Umſtände betrifft. Demnach iſt die irrige Annahme oder Erwartung des 
Eintritts oder Nichteintritts eines Umſtandes, durch welche der Erklärende 
zur Abgabe der Erklärung beſtimmt worden tit, kein beachtlicher Irrthum 
im Sinne des $ 119 (arg. ex. $ 2078 Abſ. 2, wo dieſer Irrthum für letzt⸗ 
willige Verfügungen für beachtlich erklärt wird). Kein beachtlicher Irr⸗ 
thum iſt Irrthum in der Kalkulation des Preiſes, Seuff. 56 435, ſowie 
der Irrthum über die unabhängig von dem Willen des Erklärenden ein⸗ 
tretenden Rechtswirkungen der Erklärung, vgl. RG. 33 9 f. 

b. Irrthum über die Erklärungshandlung (Verſchreiben, Verſprechen, 
Mißverſtändniß, z. B. Bejahung eines in Frageform gekleideten mißver⸗ 
ſtandenen Vertragsantrags, Unterſchreiben einer Urkunde im Irrthum 
über den wahren Inhalt) vgl. CPO. § 416, RG. JW. 1901 S. 493. 

2. Weſentlicher Irrthum, beurtheilt nach dem ſubjektiven Maß⸗ 
ſtabe des Erklärenden und nach dem objektiven Maßſtabe der verſtändi⸗ 
gen Würdigung des Falles ($ 119). Dies gilt insbeſondere auch für die 
Fälle des § 119 Abſ. 2. (AM. Endemann Einf. I S. 307.) 

3. Bezieht ſich der Irrthum nur auf einen Theil des Geſchäfts oder er⸗ 
folgt die Anfechtung des anfechtbaren Geſchäfts nur in Anſehung eines 
Theiles, fo ift die ſich ergebende theilweiſe Nichtigkeit gemäß § 139 zu be⸗ 
urtheilen. 

II. Sondervorſchriften über Irrthum: bei Selbſthülfe § 231; bei Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag $ 686; bei Vergleich § 779; bei Eheſchließung 
88 1332 ff.; bei Annahme der Erbſchaft § 1949; bei letztwilliger Verfügung 
88 2078 f; bei Erbvertrag §§ 2281 f. 

III. Ausnutzung des Irrthunis durch die Gegenpartei. 

Auch in den Fällen des die Anfechtung nicht rechtfertigenden Irrthums, 
ſowie nach Ablauf der Anfechtungsfriſt kann ein Schadenserſatzanſpruch 
wegen unlauterer Ausnutzung des von der Gegenpartei erkannten Irrthums 
begründet fein, §§ 123 Note !. J, 138, 826, OLG. 4 204. 
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§ 120. Eine Willenserklärung, welche durch die zur Uebermitte⸗ 
lung verwendete Perſon oder Anſtalt unrichtig übermittelt worden 
iſt, kann unter der gleichen Vorausſetzung angefochten werden wie 
nach § 119 eine irrthümlich abgegebene Willenserklärung. 

$ 121. Die Anfechtung muß in den Fallen der $$ 119, 120 
ohne ſchuldhaftes Zögern (unverzüglich) erfolgen, nachdem der Mn- 
fechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntniß erlangt 
hat. Die einem Abweſenden gegenüber erfolgte Anfechtung gilt als 
rechtzeitig erfolgt, wenn die Anfechtungserklärung unverzüglich abge⸗ 
ſendet worden ift- 

Die Anfechtung ift ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Abgabe der Willens- 
erklärung dreißig Jahre verſtrichen ſind. 

§ 122. Iſt eine Willenserklärung nach § 118 nichtig oder auf 
Grund der $$ 119, 120 angefochten, ſo hat der Erklärende, wenn 
die Erklarung einem Anderen gegenüber abzugeben war, dieſem, 
anderenfalls jedem Dritten den Schaden zu erſetzen, den der Andere 
oder der Dritte dadurch erleidet, daß er auf die Gültigkeit der Er⸗ 


— 

§ 120. Sauptfälle: falſche Beſtellung durch Boten (Irrthum des Vertre⸗ 
ters § 166 Abi. J), falſche Uebermittelung durch den Telegraphen (RG. 
28 16) oder den Fernſprecher, fet es, daß im letzteren Falle die Uebermitte⸗ 
lung durch eine Verkehrsanſtalt oder von Partei zu Partei (vgl. § 147 
bj. 1) erfolgt. Bei Benutzung des Fernſprechers von Partei zu Partei 
kann die falſche Uebermittelung insbeſondere darin beſtehen, daß durch eine 
Unterbrechung oder vorzeitige Trennung weſentliche Theile des Geſprächs 
nicht übermittelt werden. Ein Ferngeſprach mit einem falſchen Adreſſaten 
fällt nicht unter § 120, ſondern nnter § 119 (Irrthum über die Perſon). 
Mißwverſtändniß der zwar richtig übermittelten aber undeutlichen Erklärung 
fällt nicht unter § 120, ſondern unter $ 155, ſofern nicht etwa § 119 Note 1 b 
in Frage kommt. 

§ 121. 1. Rechtzeitigkeit der Anfechtung. Der Anfechtende hat 
gegenüber dem Nachweiſe früherer Kenntniß des Irrthums ($ 119) oder der 
falſchen Uebermittelung (§ 120) die Unverzüglichkeit der Abſendung zu be⸗ 
weiſen (vgl. Note 6). Die Friſt läuft von der thatſächlich erlangten Kennt⸗ 
niß ab, auch wenn ihre Erlangung fahrläſſig verſpätet iſt. 

2. Wirkſamwerden der Anfechtungserklärung erfordert Zugehen 
der Erklarung (§ 130). Iſt die abgeſandte briefliche Anfechtungserklarung 
perloren gegangen, fo muß ſie wiederholt werden; für die Rechtzeitigkeit 
‚ann aber auf die erſte Abſendung zurückgegangen werden. — Wegen An⸗ 
'erhtung im Prozeſſe vgl. § 142 Note 13a und Titelvorb. vor § 164 Note B. J 1. 
Ir Wirkung der Anfechtung § 142; Anfechtungserklärung $ 143; Beſtäti⸗ 

ng N 144. 

4. Ablauf der Anfechtungsfriſt ift einzuwenden (Abi. 2). 

. Beginn der Verjährung der durch die Anfechtung entſtehenden An⸗ 
ſwrüche $ 200. 

et Unverzüglich“. Die Definition des § 121 gilt für alle Vorſchriften 
ein VOB. Od Verſchulden 5 beſtimmt ſich nach dem Maße der im 
unzelnen Falle aufzuwendenden Sorgfalt §§ 276 ff. Gegenüber dem Nach⸗ 
pails, daß objektiv ein Zögern vorliegt, hat der die Unverzüglichkeit Be⸗ 
ruuptende die Umſtände darzuthun, welche die Schuldhaftigkeit der Verzöge⸗ 
1909 Ausſchließen (vgl. auch $ 282) Vgl. RG. 49 392 SW. 1901 S. 767, 
7 02 S. 122; Seuff. 56 437; SLG. 3 349. — Im Gegenſatze zu „unverzüg⸗ 
y bedentet „ſofort“ objektiv die unmittelbare Zeitfolge ohne Rückſicht auf 

erſchulden des Zögernden (vgl. § 147 Note 2). 


b. Anfechtung wegen 
unrichtiger Ueber⸗ 
mittelung. 


c. Anfechtungsfriſt. 


Schadeushaftung 
bei Anfechtung wegen 
mangelnder Ernſtlich⸗ 
keit, Irrthums oder 
unrichtiger Uebermit⸗ 
telung. 


4. täuſchung u. Drohung. 
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klärung vertraut, jedoch nicht über den Betrag des Intereſſes hin⸗ 
aus, welches der Andere oder der Dritte an der Gültigkeit der 
Erklärung hat. 

Die Schadenserſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Beſchädigte den 
Grund der Nichtigkeit oder der Anfechtbarkeit kannte oder in Folge 
von Fahrläſſigkeit nicht kannte (kennen mußte). 

8 123. Wer zur Abgabe einer Willenserklärung durch argliſtige 
Täuſchung oder widerrechtlich durch Drohung beſtimmt worden iſt, 
kann die Erklärung anfechten. 

Hat ein Dritter die Täuſchung verübt, ſo iſt eine Erklärung, die 
einem Anderen gegenüber abzugeben war, nur dann anfechtbar, wenn 
dieſer die Täuſchung kannte oder kennen mußte. Soweit ein Anderer 
als derjenige, welchem gegenüber die Erklärung abzugeben war, aus 
der Erklärung unmittelbar ein Recht erworben hat, iſt die Erklarung 
ihm gegenüber anfechtbar, wenn er die Täuſchung kannte oder kennen 
mußte. 


§ 122. 1. Die Schadenserſatzpflicht tritt ohne Rückſicht auf Verſchulden des 
en ein. — Auf letztwillige Verfügungen ift $ 122 nicht anwendbar, 
§ 2078. 

2. „Einem Anderen gegenüber abzugebende Willenserklärungen“ vgl. Titel⸗ 
vorb. vor § 116 Note 2c. 

3. Inhalt und Umfang des Anſpruchs. 

a. Ein Anſpruch auf das negative Geſchaftsintereſſe ift inhaltlos, wenn das 
Rechtsgeſchäft auch nie von den Vorſchriften der $$ 118, 119, 
120 unwirkſam iſt, insbeſondere z. B. wegen mangelnder Geſchäftsfähig⸗ 
keit des Erklärenden. Hier fehlt es an dem urſächlichen Zuſammenhange 
zwiſchen dem Vertrauen auf die Gültigkeit ($ 122) und dem Schaden. 

D. Das durch das Erfüllungsintereſſe begrenzte negative Vertragsintereſſe 
beſtimmt ſich nach dem Zeitpunkte, bis zu welchem der Andere auf die 
Gültigkeit der Erklärung rechnen durfte; nachher keine willkürliche Er: 
weiterung des Anſpruchs (arg. ex. Abſ. 2). 

4. (Abſ. 2.) Kennen oder Kennenmüſſen des Mangels der Ernſtlichkeit 
($ 118), des Irrthums ($ 119) oder der unrichtigen Uebermittelung (§ 120) 
iſt einzuwenden und zu beweiſen. 

15 Sonderregelung: Anfechtung einer wegen Irrthums anfechtbaren Ehe 
§ 1346. 

§ 123. L Argliſtige Tänſchung. 

|. Der Begriff der argliſtigen Täuſchung iſt weiter als der des 
ſtrafrechtlichen Betrugs (StGB. § 263); Bereicherungsabſicht und Vermögens⸗ 
ſchädigung ſind nicht erfordert. Es genügt jede vorſätzliche Erregung oder 
Unterhaltung eines Irrthums, der kauſal für die Abgabe der Willenserklä⸗ 
rung ift, zur Anfechtung, indeß genügt nicht ſchon die Verheimlichung der 
der einen Partei bereits bei Abſchluß des Vertrags innewohnende Abſicht, den 
Vertrag nicht zu erfüllen, zur Anfechtung wegen Betrugs, wenn nicht beſondere 
Umſtände, z. B. dieſer Abſicht entſprechende Maßnahmen vorliegen, RG. 48 
282. — Unlautere Ausnutzung eines beſtehenden Irrthums vgl. $ 119 Note III. 
Bei theilweiſer Anfechtung bzw. Anfechtbarkeit vgl. § 139. i 

2. (Abſ. 2 S. 1.) Schutz des gutgläubigen Empfängers einer 
empfangsbedürftigen Willenserklärung (Titelvorb. Note 2c). Der: 
treter und Vertretener ſtehen zu einander nicht im Verhältniffe von Dritten, 
g 166. — Iſt die Anfechtung wegen Täuſchung in Folge der Gutgläubigteit 
des Erklärungsempfängers ausgeſchloſſen, jo kann dieſem gegenüber noch 
Anfechtung wegen Irrkhums nach § 119 möglich ſein. 
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§ 124. Die Anfechtung einer nach § 123 anfechtbaren Willens- 
erklärung kann nur binnen Jahresfriſt erfolgen. , 

Die Friſt beginnt im Falle der argliſtigen Täuſchung mit dem 
Zeitpunkt, in welchem der Anfechtungsberechtigte die Täuſchung ent⸗ 
deckt, im Falle der Drohung mit dem Zeitpunkt, in welchem die 
Zwangslage aufhört. Auf den Lauf der Friſt finden die für die Ver⸗ 


3. (Abſ. 2 S. 2.) Anfechtbarkeit gegenüber dem fhledtglän: 
bigen Dritten. 

a. Dieſe Anfechtung kommt nur in Betracht, wenn die Erklärung dem Er⸗ 
klärungsempfänger gegenüber nicht anfechtbar iſt. Iſt die Erklärung dieſem 
gegenüber anfechtbar und angefochten, ſo tritt Nichtigkeit auch dem Dritten 
gegenüber ein (§ 142). 

b. Unmittelbarer Rechtserwerb eines Anderen als des Erklärungs⸗ 
empfängers. Vgl. hierzu Titelvorb. 20% Abſ. 2. 

c. Die Wirkung der Anfechtung (vgl. Anfechtungsgegner § 143 Abſ. 2) 
ift Nichtigkeit der Erklärung, „ſoweit“ der Dritte aus der Erklärung ein 
Recht erworben hat. Einfluß ſolcher theilweiſen Nichtigkeit § 139. 

II. Drohung. (Vgl. auch StGB. §§ 240, 253.) 

1. Jede Drohung (nicht nur metus non vani hominis) bewirkt An: 

fechtbarkeit (§ 142), wenn der Wille des Erklärenden widerrechtlich durch die 

Drohung beſtimmt worden ift. Gleichgültig iſt, ob die Drohung durch 

Worte oder Thätlichkeiten erfolgte. Ein Zwang zur Willenserklärung durch 

körperliche Ueberwältigung (vis absoluta) bewirkt ſchlechthin Nichtigkeit, weil 

die Selbſtbeſtimmung ausgeſchloſſen iſt (Mot.). 

2. Widerrechtlichkeit der Drohung liegt z. B. nicht in der Androhung 
der Beſchränkung auf den Pflichttheil, nicht in der Klageandrohung als 
ſolcher; anders bei Androhung bloßſtellender Klagebehauptungen. Drohung 
mit der Nichterfüllung einer Verbindlichkeit RG. 17 214. Drohung mit 
materiellen Nachtheilen, z. B. mit Schädigung des Kredits RG. JW. 1900 
S. 418 . Drohung mit dem Strafrichter, um den widerſtrebenden Willen 
des Anderen zu überwinden RG. IW. 1900 S. 791 17, — Nicht widerrechtlich 
iſt die Androhung, ſich ſeines Rechtes geſetzmäßig bedienen zu wollen, NG. 
Seuff. 55 250. 

3. Die Perſon des Drohenden iſt gleichgültig. Auch die Drohung 
eines Dritten begründet Anfechtbarkeit, ſelbſt wenn der Empfänger der 
Willenserklärung gutgläubig war. 

4. Kauſalzuſammenhang zwiſchen Drohung und Abgabe der Willens⸗ 
erklärung iſt erforderlich. Der Erklärende muß durch die Drohung zur 
Willenserkärung beſtimmt ſein. 


III. Gemeinſchaftliches für Täuſchung und Drohung. , 
£ l. Sonderregelung bezüglich Täuſchung und Drohung bei der Ehe- 
ſchließung §§ 1334 f. i 

2. Neben dem Anfechtungsrechte können begründet ſein: 
& Schadenserſatzanſpruch aus unerlaubter Handlung §§ 823 ff., 826, 249, 
„ côl; Haftung des Geſchäftsherrn § 831. 

„Bereicherungsanſpruch aus § 852 Abs. 2. ) 
í See Anſprüche werden namentlich nach Ablauf der Anfechtungsfriſt 
8 24) von Bedeutung und begründen die unverjährbaren Einreden auf 
KEMEN der durch Täuſchung oder Drohung erlangten Verbindlichkeit 
a _ Bei Rechtshandlungen, zu deren Thatbeſtand ein gewollzes Thun 
gohört (Abſchnittsvorb. Note 4 c ſowie der Vorſchriften zu III 2), kann die ent⸗ 
58 ende Anwendung der Vorſchriften über Täuſchung und Drohung in 
proge kommen. Bei Verſäumung einer Ausſchlußfriſt ift mehrfach § 203 

>. 2 anwendbar. Vgl. hierüber Titelvorb. vor $$ 186 ff. Note Le. 


b. Anfechtungsfriſt. 


. ‚form d. Rechtsgeſchäfte. 
L, Formmangel. 
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jährung geltenden Vorſchriften des § 203 Abſ. 2 und der SS 206, 
207 entſprechende Anwendung. 

Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Abgabe der 
Willenserklärung dreißig Jahre verſtrichen ſind. 

§ 125. Ein Rechtsgeſchäft, welches der durch Geſetz vorgeſchrie⸗ 
benen Form ermangelt, iſt nichtig. Der Mangel der durch Rechts⸗ 
geſchäft beſtimmten Form hat im Zweifel gleichfalls Nichtigkeit zur 
Folge. 


S 124. 1. Anfechtungsfriſt. Friſtberechnung $$ 187 Abi. !, 188 
Abf. 2. Die Friſt ift Ausſchlußfriſt, vgl. hierüber Litelvorb vor § 186 Note 4. 

2. Beweislaſt für den früheren Beginn liegt dem Anfechtungsgegner, 
für die innerhalb der Friſt erfolgte Anfechtung bzw. für die Vorausſetzungen 
der Rechtzeitigkeit in den Anwendungsfällen der §9$ 203 (höhere Gewalt), 
206 (Geſchäftsfähigkeitsmangel des Anfechtungsberechtigten), 207 (Erbfall) 
dem Anfechtungsberechtigten ob. 

3. Sonderregelung: für Ehe § 1339 f.; Erbſchaftsannahme und Aus⸗ 
ſchlagung $ 1954; Teſtamentsanfechtung § 2082; Erbvertrag § 2283; Ar- 
bitrium boni viri § 318 f. 

125. 1. Allgemeines. 
Prinzip der Formfreiheit. 

Für ein Rechtsgeſchäft iſt eine beſondere Form nur erforderlich, wenn fte 
durch Geſetz oder Rechtsgeſchäft vorgeſchrieben iſt. Dies iſt namentlich auch 
für den Widerruf und die Aufhebung formwaliſirter Rechtsgeſchäfte zu 
beachten. Vgl. 3. B. § 2253 (Widerruf eines Teſtaments); SS 1770, 2290, 
2351 (Aufhebung der Annahme a. K., des Erbvertrags, des Erbverzichts). 
9973 Nee Aufhebung eines Vertrags über Grundſtücksübereignung, vgl. 
§313 Note 2c. 

Nachträgliche Aenderung eines formaliſirten Vertrags iſt als theilweiſe 
Aufhebung und neue Vertragsſchließung zu beurtheilen und als letztere dem 
Formzwange zu unterſtellen, vgl. auch OLG. 4 208. k 

In der Geltendmachung des Formmangels liegt an ſich keine Argliſt. 
Die Schadenserſatzanſprüche für Aufwendungen, die durch Vertrauen auf 
die Vertragstreue der anderen Partei veranlaßt find, tönnen nur nach 
Maßgabe der §8§ 823 ff. geltend gemacht werden. Unter Umſtänden kann 
der Anſpruch auf Erſtattung der Aufwendungen aus § 670 in Frage kommen, 
z. B. wenn der vertragstreue Kontrahent als Beauftragter des anderen 
a bie notariellen Entwürfe beſtellt hatte; vgl. auch RG. IW. 1901 
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2. Leiſtungen, welche auf Grund eines formnichtigen Rechtsgeſchäfts, aber 
in Erwartung der Nachholung der Form oder Heilung des Formmangels 
bewirkt ſind, können nach den Grundſätzen der ungerechtfertigten “Bereiches 
rung §8 812 ff. zurückgefordert werden. Vgl. § 812 Note III 3h, § 814 Note J. 

3. Die materiell⸗rechtlichen Vorſchriften des BSD. finden ihre Ergänzung 
in formellen Vorſchriften der GO. SS 29 f. und ſonſtigen das Verfahren be⸗ 
treffenden Geſetzen. 

4. Die Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts für die Beurkundung pro⸗ 
zeſſualer Rechts geſchäfte, insbeſondere der Prozeß vergleiche, wird durch 
die Vorſchrift Fr § 167, wonach die Amtsgerichte für die gerichtliche Be⸗ 
urkundung eines Rechtsgeſchäfts ꝛc. zuſtändig ſind, nicht berührt. Die von 
dem Prozeßgericht oder von dem beauftragten Richter in Gemäßheit der 
CNO. bewirkte Beurkundung genügt dem Erforderniſſe gerichtlicher Be⸗ 
urkundung bezüglich ſolcher Abreden, die als Beſtandtheil des Prozeßver⸗ 
gleichs anzuſehen ſind, ſelbſt wenn es ſich um die Erklärung eines am Pro⸗ 
zeſſe nicht betheiligten Dritten handelt; vgl. CPO. § 794 Nr. 1. (RKom.⸗ 
Bericht z. CRD. S. 65 f.) — Die Beurkundung ift erft abgeſchloſſen mit der 
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Vollziehung des Protokolls durch Richter und Gerichtsſchreiber. OLG. 1 238, 

2 213, RG. 48 183, JW. 1901 S. 474, Seuff. 56 481. i 

5. Für Blinde, ſonſtige Gebrechliche und Analphabeten zc. beſtehen keine 
Sondervorſchriften. Für Teſtamentserrichtung vgl. §§ 2243 f. 

6. Auch für das Handelsrecht gelten die Formvorſchriften des BGB., 
ſoweit nicht im Einzelnen Sondervorſchriften eingreifen, vgl. SGB. §§ 350, 351. 

T. Vorverträge. Materielle Zuläjfigfeit Note 2b zu 88 306 ff. 

Die Formulirung, daß der die Verpflichtung zur Abſchließung eines for⸗ 
maliſirten Vertrags begründende Vorvertrag (pactum de contrahendo) den: 
ſelben Formvorſchriften wie der endgültig abzuſchließende Vertrag unterliegt, 

eht zu weit. 

a Der obligatoriſche Vertrag auf Abſchließung eines Leiſtungsgeſchäfts ſteht 
nicht unter denſelben Regeln, wie das Leiſtungsgeſchäft, durch welche die 
gewollte Rechtsänderung ſelbſt unmittelbar herbeigeführt wird. Vgl. 
namentlich über das Verhältniß des obligatoriſchen Vertrags zu dem 
ſachenrechtlichen Leiſtungsgeſchäft NG. 48 133, JW. 1901 S. 382. 

b. Der Vorvertrag auf Abſchließung eines formaliſirten Konſenſualvertrags 
erfordert dieſelbe Form, wie der endgültig abzuſchließende Konſenſual⸗ 
vertrag, wenn das Geſetz ohne Erfüllung des Formerforderniſſes eine 
Gebundenheit des Willens überhaupt nicht will, nicht aber in den Fällen, 
wenn von der Erfüllung der Form nicht das Schuldverhältniß überhaupt, 
ſondern nur eine beſondere Geſtaltung des obligatoriſchen Verhältniſſes 
nach dem Geſetze abhängig ift, vgl. Windſcheid II § 310, RG. 14 93, 
43 139. Nach dieſer Richtung iſt der Wille des Geſetzes aus dem Grunde 
und dem Zwecke der einzelnen Formvorſchrift zu ermitteln. Es wird 
deshalb z. B. die formloſe Verpflichtung zur Wechſelausſtellung und zur Er⸗ 
RC He abſtrakten Schuldverſprechens zuzulaſſen fein. Vgl. auch zu 

e. Ueber einen formloſen Vorvertrag bei rechtsgeſchäftlich beſtimmter Form 
vgl. Note III 1. 

II. Geſetzlich vorgeſchriebene Form. 

l. Der Formzwang erſtreckt ſich auf alle Theile des Rechtsgeſchäfts, 
alſo auch auf Nebenabreden. Theilweiſe Nichtigkeit § 139. 

2. Der Formzwang erſtreckt ſich nicht auf die Beſtätigung des an- 
fechtbaren Geſchäfts § 144 (wohl aber des nichtigen Geſchäfts § 141); die 
Vollmacht $ 167, die Zuſtimmung § 182. — Für den Grundbuchverkehr vgl. 
indeß Och. §§ 29 f. — Wegen der Aufhebung von formaliſirten Rechts⸗ 
geſchäften vgl. zu I I. 

3. Die Regel ift, daß der Mangel der geſetzlichen Form Richtig⸗ 

tett bewirkt; es kann aljo aus dem formloſen Geſchäft auch nicht auf Voll⸗ 

ziehung der Form geklagt werden, RG. 50 48 IW. 1902 S. 123. 

Ausnahmen von der Regel: 

a. Heilung des Formmangels durch Erfüllung. 

Vertrag über Grundſtücksveräußerung § 313; Schenkung unter Lebenden 
und von Todeswegen §§ 518, 2301; Bürgſchaft § 766. Vgl. auch § 1154 
Abſ. 2 Hypothekenabtretung. In dieſen Fällen bewirkt Erfüllung auch 
ohne Kenntniß von der Nichtigkeit wegen Formmangels die Heilung. 
Wegen Rückforderung der Leiſtung in anderen Fällen vgl. § 814 Note J. 

b. Beſchränkte Aufrechterhaltung des Mieth⸗ und Pachtvertrags 
$9 566, 581 Abs. 2. 

e. Sonderregelung für die formnichtige Ehe § 1324 Abſ. 2 und daſelbſt 
1274 . — Bezüglich des Lehrvertrags vgl. HGB. § 79; GewO. 88 126 b, 

III. Rechtsgeſchäftlich vorgeschriebene Form. 

5 $ 125 S. 2 ift lediglich ren, und betrifft ſowohl den 
5 daß in einem Rechtsgeſchäfte für ſpatere mit demſelben in Verbindung 
sakia Rechtsgeſchäfte (z. B. in einem Miethvertrage für die Kündigung 
es Verlängerung) als auch ſolche Fälle, in denen durch fog. Vertragsbe⸗ 
dingungen, Reglements und dgl. eine gewiſſe Form vorgeſchrieben wird. 


$ 125. 
Form der Rechtsgeſchäft 


$ 125. 
Form der Rechtsgeſchäfte. 
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Die Abrede wird häufig nur eine Beweisſicherung bezwecken (z. B. Kündigung 

durch eingeſchriebenen Brief), ohne eine anderweit erfolgte Erklärung als 

nichtig erklären zu wollen. Der Umfang und die Wirkungen des Formzwanges 
richten ſich nach dem Vertragswillen. Die Formabrede kann durch formloſe, 

ſelbſt ſtillſchweigende Gegenabrede, die indeß erwieſen werden muß und z. B. 

in dem formloſen Abſchluſſe des Vertrags oder eines Vorvertrags liegen 

kann, aufgehoben werden. Die Hinzufügung formloſer Nebenabreden 
insbeſondere kann zugleich die ſtillſchweigende Außerkraftſetzung der Form⸗ 
vereinbarung für dieſelben bedeuten. 

2. Vereinbarung einer Form ſeitens der über einen beſtimmten Vertrag 
unterhandelnden Parteien § 154. 

IV. Abreden neben einem beurkundeten Vertrage. 

1. Für den beurkundeten Vertragsinhalt ſtreiten die Ber: 
muthungen (vgl. RG. JW. 1901 S. 93 39): 

a. daß der beurkundete Vertrag das ſchließ lich Vereinbarte vollſtändig 
enthält; 

b. daß Abreden, die nicht unmittelbar vor oder bei der Beurkundung 
getroſſen ſind, von den Parteien wieder fallen gelaſſen ſind. 

Der Wille der Parteien aber, daß die Abreden fortgelten ſollten, kann 
durch Umſtände aller Art, insbeſondere auch aus dem nachträglichen Ver⸗ 
halten der Parteien erwieſen werden. RG. IW. 1901 S. 93 3, 458 4. 

2. Die Thatbeſtände der $$ 116 ff., insbeſondere die Scheinabrede des 
§ 117 find nicht als Nebenabreden, ſondern als Umſtände zu beurtheilen, 
welche die Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit auch der in formaliſirter Form ab⸗ 
gegebenen Willenserklärung begründen können. 

3. Nebenabreden. 

a. Neben einem kraft Geſetzes formaliſirten Vertrage find Nebenabreden, 
die der erforderlichen Form entbehren, nichtig. Es liegt deshalb theil⸗ 
weiſe Nichtigkeit des Vertrags vor. Gemäß $ 139 iſt der Einfluß der⸗ 
jelben auf den Beſtand des ganzen Vertrags zu beurtheilen. Vgl. RS. 
JW. 1901 S. 1697, OLG. 4 207. 

b. Neben einem durch rechtsgeſchäftliche Feſtſetzung formaliſirten Vertrage 
gilt daſſelbe, wie zu a; indeß iſt der Nachweis zuläſſig, daß die Form⸗ 
abrede in Anſehung der Nebenabreden ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
außer Kraft geſetzt ift, vgl. Note III 1. 

6. Neben einem, ohne geſetzlichen Zwang oder rechtsgeſchäftliche Beſtimmung 
formaliſirten Norman ſind die Nebenabreden nicht deshalb unwirkſam, 
weil fie nicht formaliſirt find. Ueber die Behauptungs⸗ und Beweislaſt 
vgl. zul u. RG. JW. 1901 S. 3575. 

V. Juternationales Privatrecht. EG. Art. 11. 

VI. Zuſammeunſtellung der geſetzlichen Formvorſchriften des BGB. 

1. Geſetzliche Schriftform 8 126. } 

a. Doppelſeitige Schriftform ift erfordert für den über Jahresdauer 
hinaus geſchloſſenen Mieth⸗ und Pachtvertrag §§ 566, 581 Abſ. 2; Nicht: 
befolgung bewirkt Gültigkeit auf unbeſtimmte Zeit. 

b. Einſeitige Schriftform erfordern: 

Stiftungsgeſchäft § 81; 

Zuſtimmung der Vereinsmitglieder zu Beſchlüſſen außerhalb der Mit⸗ 
gliederverſammlung §§ 32, 33; 

Verſprechen einer Leibrente § 761; 

Bürgſchaftserklärung § 766; indeß HGB. §§ 350, 351; 

Schuldverſprechen und Schuldanerkenntniß, welches nicht auf Grund einer 
Abrechnung oder im Wege des Vergleichs ertheilt wird §§ 780 ff., in- 
deß HGB. §§ 350, 351; 

Anweiſung, ihre Annahme und Uebertragung $$ 783, 784, 792; 

Abtretung der Hypothekenforderung vgl. § 1154 Abſ. 1 und Abſ. 2; 

die Quittung § 368; 

die Mittheilung von der Schuldübernahme beim Grundſtücksverkauf § 416; 

das eigenhändige Teſtament §§ 2231 Nr. 2, 2267. 
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2. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung (8 128) erforderlich für: § 125. 
Vertrag über das gegenwärtige Vermögen oder einen Bruchtheil deſſelben Form der Rechtsgeschäfte. 
5 311. 


Vertrag unter künftigen geſetzlichen Erben über den geſetzlichen Erbtheil 
oder den Pflichttheil § 312. 

Grundſtücksveräußerung § 313. 

Grundſtücksvorkauf vgl. Vorb. zu §§ 504 ff. Note I 1b. 

Schenkungsverſprechen einſchließlich des ſchenkungsweiſe ertheilten Schuld⸗ 
verſprechens und Schuldanerkenntniſſes § 518 (von Todeswegen § 2301) 

Verzichtsvertrag eines antheilsberechtigten Abkommlinges mit dem über⸗ 
lebenden Ehegatten und den übrigen Abkömmlingen bezüglich ſeines 
Antheils am Geſammtgute § 1491. 

Vertrag auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1492. 

Bereinborung über Anrechnung der Abfindung für den Verzicht auf den 
Antheil am Geſammtgute $ 1501. 

Zuftimmung des einen Ehegatten zu gewiſſen Geſchäften, welche der andere 
über den Antheil eines Abkömmlinges an der fortgefegten Gütergemein⸗ 
ſchaft vornimmt §§ 1516 ff. 

Antrag und Einwilligungserklärungen bei der Ehelichkeitserklärung § 1730, 

Einwilligungserklärungen bei Annahme an Kindesſtatt § 1748. 

Vertragsmäßige Verfügung des Miterben über feinen Antheil § 2033. 

Anfechtungserklärung des Erblaſſers bez. des Erbvertrags § 2282. 

Zuſtimmung des anderen Vertragstheils zur teſtamentariſchen Aufhebung 
a Erbvertrag angeordneten Vermächtniſſes durch den Erblaſſer 

Rücktritt vom Erbvertrage § 2296. 

Erbverzichtsvertrag und Aufhebung deſſelben §§ 2348, 2351. 

Verzichtsvertrag über teſtament. Erbrecht oder Zuwendungen ꝛc. § 2352. 

Erbſchaftskauf und ſonſtige Erbſchaftsveräußerung §§ 2371, 2385. 

3. Verträge, bei denen die Vertragserklärungen bei gleichzeitiger An⸗ 
meſenheit beider Theile vor Gericht oder Notar abgegeben werden müſſen 
8128 Note 2): 

Auflaſſung des Grundſtücks oder Beſtellung des Erbbaurechts §§ 925, 1015. 

Ehevertrag § 1434. 

Annahme an Kindesſtatt und Aufhebung derſelben 88 1750, 1770. 
bvertrag und Aufhebung deſſelben durch Vertrag §§ 2276, 2290. 

4 Oeffentliche Beglaubigung (§ = erforderlich für: 


Ghe-Anfechtungserklärung nach dem Tode des anderen Ehegatten § 1342. 

Verzicht des antheilsberechtigten Abkömmlinges auf feinen Antheil am Ge⸗ 
ſammtgute § 1491. 

Einſeitige Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch den über⸗ 
lebenden Ehegatten $ 1492. 

Anträge auf Eintragung in das Güterrechtsregiſter H 1560. 

Erklärungen über die Namenführung der geſchiedenen Ehefrau $ 1577. 

Ehelichkeitsanfechtung nach dem Tode des Kindes § 1597. 

Cerzicht auf die elterliche Nutznießung $$ 1662, 1880. 

Arklärungen zur Namenänderung des unehelichen Kindes § 1706. 

Ausſchlagung der Erbſchaft und Bevollmächtigung hierzu § 1945. 

Anfechtung = Erbſchaftsannahme und Ausſchlagung; Bevollmächtigung 

5. 


9 2198, 
— Oeffentliche Beglaubigung kann verlangt werden für: > 
25 N Schuldanerkenntniß bei abhanden gekommenem Schuldſcheine 


H. Neumann, Handausgabe des VGB. I. 3. Aufl. 8 


114 Erſtes Buch. Allgemeiner Theil. 


Sejeplich vorgefirie § 126. Iſt durch Geſetz ſchriftliche Form vorgeſchrieben, ſo muß 

ene Schriftform. die Urkunde von dem Ausſteller eigenhändig durch Namensunter⸗ 
ſchrift oder mittelft gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens 
unterzeichnet werden. 

Bei einem Vertrage muß die Unterzeichnung der Parteien auf 
derſelben Urkunde erfolgen. Werden über den Vertrag mehrere 
gleichlautende Urkunden aufgenommen, ſo genügt es, wenn jede Partei 
die für die andere Partei beſtimmte Urkunde unterzeichnet. 

Die ſchriftliche Form wird durch die gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung erſetzt. 


die Urkunde über die Abtretung einer Forderung oder eines Rechtes §§ 403, 

413, (für Hypothek) 1154; 
das Nießbrauchsinventar § 1035; 
das Inventar über das eingebrachte Gut § 1372; 
das Inventar bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft § 1528; 
die Einwilligungserklärung des Nacherben zu Verfügungen des Vorerben 
das Erbſchaftsinventar des Vorerben § 2121; 
das Vermögensverzeichniß des Teſtamentsvollſtreckers § 2215. 

6. Sonderregeln für: 

die ſachenrechtlichen Rechtsgeſchäfte des Liegenſchaftsrechts §§ 873 ff.; 

die Eheſchließung §§ 1317 ff.; 
die Annahme an Kindesſtatt und Aufhebung derſelben 95 1741, 1770; 
die Anerkennung der Vaterſchaft zu einem unehelichen Kinde §§ 1718, 1720; 
die Teſtamentserrichtung §§ 2229 ff.; 
Es DEREN Verſicherung zwecks Ertheilnng des Erbſcheins 99 2353 ff., 

6. 

VII. Sonſtige reichsrechtliche Formporſchriften finden ſich mehrfach, ſo 
i: 150 ne in HGB. § 79 und Gewd. $$ 126b, 127 UDNE, 
150 Ziff. 4a; 

für den Wechſel vgl. WO. Artt. 4, 11, 21. — Wechſelproteſt Art. 87; 
für das Recht der Aktiengeſellſchaften und der Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien vgl. HGB. $$ 181, 182, 189,222, 252, 259; 320 Ab}. 3, 321,323; 
im Genoſſenſchaftsgeſetz 58 5, 15, 47, 65, 76; 

im Gef. betr. die Gef. m. b. H. 88 2, 15, 17, 21, 27, 47 ff.; 

im Bankdepotgeſetze v. 5. Juli 1896 Ermächtigung zur Rückgewähr der 
hinterlegten Werthpapiere in genere ($ 2), Verzicht auf Ueberſendung 
des Stückeverzeichniſſes (§ 3); 

7. in der CHPO. $ 80 (ſchriftliche Vollmacht), § 795° (vollſtreckbare Ur⸗ 

kunden), § 853 (Schiedsvertrag); 

8. im Geſ. über die privaten Verſicherungsunternehmungen v. 12. Mai 

1901 §§ 9, 17. 

§ 126. 1. Geſetzliche Schriftform. , 

Der geſetzlichen Schriftform entſprechen die vollbeweiſenden Privaturkunden 
des § 416 CPO. Anfechtung wegen Irrthums bei Vollziehung in Annahme 
unrichtigen Inhalts § 119 Note I. 1b. — Anwendungsfälle geſetzlicher Schrift⸗ 
form vgl. § 125 Note b 

Erforderniſſe ſind 

1. Niederlegung des Erklärungsinhalts in der Urkunde. Eigen⸗ 
händige Niederſchrift deſſelben nur für das holographiſche Teſtament erfordert 
$ 2231. Ein beſtimmter Erklärungsinhalt ift nicht vorgejchrieben. Es iſt ge⸗ 
nügend, wenn die Auslegung der Erklärung den erforderlichen Inhalt ergiebt. 
Hierbei ift es nicht ausgeſchloſſen, für die Auslegung auch außerhalb der Ur- 
kunde liegende Umſtände zu benutzen. Vgl. OLG. 4 210. Es kann ſomit 
auch auf Anlagen, Briefwechſel ꝛc. Bezug genommen werden. Vgl. auch 
Titelvorb. Note Zaa und § 157 Note 1. 


Doua g 
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§ 127. Die Vorſchriften des 8 126 gelten im Zweifel auch für 
die durch Rechtsgeſchäft beſtimmte ſchriftliche Form. Zur Wahrung 
der Form genügt jedoch, ſoweit nicht ein anderer Wille anzunehmen 


2. Eigenhändige Unterzeichnung > 
a. durch eigenhändige Namensunterſchrift. 

a. Namensunterſchrift, d. i. handſchriftliche Herſtellung. Nicht genügend 
ift Stempel, Fakfimile, Schreibmaſchinenſchrift. ſelbſt wenn vom Mug- 
ſteller hergeſtellt. Ausnahme: Zuläſſigkeit mechaniſcher Vervielfäl⸗ 
tigung bei Schuldverſchreibung auf den Inhaber § 793 (ngr, auch § 1195 
S. 2), HGB. §§ 181 (Aktien), 426 Ziff. 9 (Frachtbrief). 

B. Namensunterſchrift. Der Name (val. au $ 12) muß ausgeſchrieben ſein; 
bloße Abkürzungen (Anfangsbuchſtaben) genügen nicht. OTr. 60 328. 
Ebenſowenig andere Bezeichnungen der Perſon, wie „dein Vater“, 
„der Landgerichtspräſident“ ꝛc. Die Unterzeichnung muß „durch 
Namensunterſchrift“, nicht nothwendig durch die Unterſchrift des 
eigenen Namens des Ausſtellers erfolgen, ſo kann insbeſondere der 
Bevollmächtigte mit den Namen des Vollmachtgebers unterzeichnen. 
RG. 50 51 FW. 1902 S. 123, ferner OLG. 2 389, 3 350 gegen 2 51 
(Senff. 56 233). Daſſelbe wird für die von dem Vertreter ohne 
Vertretungsmacht ſowie für die von dem geſetzlichen Vertreter ab- 
gegebene Unterſchrift zu gelten haben. Wegen der Prokuriſten und 
Handlungsbevollmächtigten SGV. §§ 51, 57. Die Verwendung eines 
angenommenen falſchen Namens oder eines Pſeudonyms, des Borz 
oder Zunamens macht die Unterſchrift nicht wirkungslos, wenn die 
Identität des Ausſtellers genügend feſtzuſtellen iſt. Kaufmänniſche 
Firmenzeichnung HGY. ss 17ff. 

J. Namensunterſchrift. Die Unterſchrift muß den Text decken und ab⸗ 
ſchließen. Nachträgliche Aenderung oder abredegemäße Blanquet⸗ 
ausfüllung nicht ausgeſchloſſen, RG. 27 269, 36 241, vgl. aber auch 

„Kc. Jahrb. 22 A S. 129. Wechſelannahme vgl. WO. Art. 21 Abſ. 3. 

5. Eigenhändige Unterſchrift, d. h. eigenhändige Unterſchrift des Aus: 
ſtellers. Ausſteller iſt wer ſei es im eigenen, ſei es in fremdem 
Namen die in der Urkunde enthaltene Erklärung ſelbſt abgiebt, und 
nicht derjenige, in deſſen Namen ſie abgegeben iſt und für oder gegen 
welchen ſie als Erklärung ſeines Vertreters wirkſam werden ſoll vgl. 
KG. Jahrb 24 A 78. Der Ausſteller darf ſich zur Vollziehung nicht 
der Hand eines Anderen bedienen. RG. 50 55. Ueber die Frage, mit 
welchem Namen von dem Vertreter zu unterzeichnen ift, vgl. zu B. 

h. durch eigenhändiges gerichtlich oder notariell beglaubigtes 

Handzeichen. Vgl. § 129, Fr. §§ 167 ff. 183, 191. i 

e Vermuthung für die Echtheit des Textes bei Echtheit der Unterſchrift oder 
notariell oder gerichtlich beglaubigtem Handzeichen CPO. § 440 Ahi. 2. 
I 3. Nicht erforderlich iſt Angabe von Ort und Tag der Ausſtel⸗ 
ung. Ausnahmen für das holographiſche Teſtament § 2231. 
II. Schriftform für Verträge. i 9 
te hier (Abſ. 2) eregelte zweiſeitige Schriftlichkeit iſt nur für Mieth⸗ 
SD Pachtvertung (89 56, 581 Abs. 2 angewendet, ſonſt wird nur einfeitige 
Schriftlichkeit für das Versprechen erfordert (ogl. zu § 125 Note VI. 1b). 
= ertragsunterzeſchnung auf mehreren zur Auswechslung be⸗ 
i k genügt; als ſolche find die Urſchriften von Telegram⸗ 
1 nicht zu erachten (RG. IW. 1900 S. 42026, aber auch RG. 46 243), wie 
u Vertragsſchluß durch Telegramm oder durch Briefwechſel, ſofern letz⸗ 
eren Falles nicht zugleich etwa der Formvorſchrift des § 126 entsprochen 
wird (vg. $ 127 Note 2), nur für die rechtsgeſchäftlich, nicht auch für die 
Sefeti beſtimmte Schriftform in $ 127 nachgeloſſen ift 
RB: ushändigung der unterzeichneten Urkunde iſt zur Vertragsſchließung 
icht erforderlich, wohl aber zum Wirkſamwerden, vgl. § 130 und RG. 46 243. 
8 * 


3. Rechtsgeſchäftlich be- 
ſtimmte Schriftform. 


4, Gerichtliche oder nota⸗ 
rielle Beurkundung. 


Oeffentliche Beglau⸗ 
bigung. 
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ift, telegraphiſche Uebermittelung und bei einem Vertrage Brief⸗ 
wechſel; wird eine ſolche Form gewählt, ſo kann nachträglich eine 
dem § 126 entſprechende Beurkundung verlangt werden. 

§ 128. Iſt durch Geſetz gerichtliche oder notarielle Beurkundung 
eines Vertrags vorgeſchrieben, ſo genügt es, wenn zunächſt der 
Antrag und ſodann die Annahme des Antrags von einem Gericht 
oder einem Notar beurkundet wird. 

$ 129. Iſt durch Geſetz für eine Erklärung öffentliche Beglau⸗ 
bigung vorgeſchrieben, ſo muß die Erklärung ſchriftlich abgefaßt und 
die Unterſchrift des Erklärenden von der zuſtändigen Behörde oder 
einem zuſtändigen Beamten oder Notar beglaubigt werden. Wird 
die Erklärung von dem Ausſteller mittelſt Handzeichens unterzeichnet, 


$ 127. 1. Telegraphiſche Uebermittelung. Nicht erfordert iſt 
Unterzeichnung der Aufgabeſchrift durch den Abſender, wenn nur erwieſen 
wird, daß das Telegramm von ihm herrührt (Prot. 1 S. 101), 

2. Briefwechſel: Erforderniß eigenhändiger Unterſchrift ($ 126) richtet 
ſich nach der Verkehrsauffaſſung. Die den Vertragsſchluß herbeiführenden 
Schreiben brauchen nicht gleichlautend zu fein (vgl. § 126), wenn fie nur in- 
baltlich die Willensübereinſtimmung der Parteien ergeben. Für einſeitige 
Willenserklärungen bleibt § 126 Abſ. 1 maßgebend. 

3. Wirkſamwerden der Fernerklärung SS 130 ff. 

4. Für die geſetzlich beſtimmte Schriftform vgl. $ 126 Note II. 2. 

9 128. 1. Erforderlich iſt die Beurkundung der beiderſeitigen Erklärungen, 
d. h. die Aufnahme der Erklärungen durch Gericht oder Notar; die bloße 
Unterſchriftsbeglaubigung ($ 129) iſt nicht genügend. Die Beurkundung des 
gegenſeitigen Austauſches des Vertragsantrags und der Annahme⸗ 
erklärung ift regelmäßig nicht erforderlich. Ausnahmen ſ. Note 2. Den 
Austauſch der beiderſeitigen Willenserklärungen hat zu beweiſen, wer ihn 
behauptet. Gegenüber dem Umſtande, daß die beglaubigte Erklarung dem 
anderen Theile zugegangen iſt, iſt mit Rückſicht auf die freie Beweiswürdi⸗ 
gung regelmäßig die Behauptung, daß dies nicht mit dem Willen des Er⸗ 
klärenden geſchehen, zu beweiſen. Der Antrag muß um wirkſam zu werden 
Se Gar Theile zugehen ($ 130); für die Annahmeerflärung greift 
` 152 ein. 

2. Iſt Vertragſchließung bei gleichzeitiger Anweſenheit beider 
Theile vor Gericht oder Notar erforderlich (vgl. Zuſammenſtellung 
§ 125 Note VI 3), jo muß die Vertragſchließung ſelbſt (Antrag und Annahme: 
erklärung bzw. die Erklärung der Parteien, daß ſie den Vertrag ſchließen) 
beurkundet ſein. Dieſe Vertragsform ſchließt an ſich Vertretung nicht aus; 
der Vertretene wird durch ſeinen Vertreter repräſentirt. Dies auch bei Ver⸗ 
tretung ohne Vertretungsmacht und nachträglicher Genehmigung gemäß § 177, 
vgl. KG. Jahrb. 22 146 (Auflafjung), ferner über die Fälle unzuläſſiger 
Vertretung Litelvorb. vor § 164 Note F. 

3. Die Vorſchrift des § 128 regelt unmittelbar und zwingend nur die ge⸗ 
ſetzlich vorgeſchriebene Beurkundung von Verträgen. Sie findet aber auch 
dispoſitive Anwendung, wenn die Beurkundung ohne geſetzlichen Zwang 
erfolgt, val. zu § 152. i 

4. Zuſtändigkeit und Verfahren. FrG. Zehnter Abſchnitt. „Gericht: 
liche und notarielle Urkunden §§ 167f. S. oben im Geſetzestext hinter § 129. 

5. Beglaubigung durch Konjuln vgl. Gef. betr. die Organiſation der 
Bundeskonſulate ꝛc. v. 8. November 1867 § 16, abgedruckt 3 286. Vgl. 
ferner RonfGG. v. 7. April 1900 § 7, abgedruckt 3 291. A 

6. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für die Beſtimmung, daß nur die 
Gerichte oder nur die Notare zuſtändig fein follen. EG. Art. 141. 
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ſo iſt die im § 126 Abſ. 1 vorgeſchriebene Beglaubigung des Hand⸗ 
zeichens erforderlich und genügend. 

Die öffentliche Beglaubigung wird durch die gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung der Erklärung erſetzt. 


FG. Zehnter Abschnitt. 
Gerichtliche und notarielle Urkunden. 


$ 167. Für die gerichtliche Beurkundung eines Rechtsgeschäfts sowie 
für die gerichtliche Beglaubigung eines Handzeichens sind die Amts- 
gerichte zuständig. 

Für die öffentliche Beglaubigung einer Unterschrift sind ausser den 
Notaren die Amisgerichte zuständig. Das Gleiche gilt für die Auf- 


$ 129. 1. Die öffentliche Beglaubigung fegt (vgl. $ 126) nur eigen- 
händige Unterzeichnung durch Namensunterſchrift oder Handzeichen voraus. 
Der Erklärungsinhalt kann auch von einem Dritten geſchrieben oder mechanisch 
hergeſtellt ſein. 

2. Eine einer Behörde, inſonderheit dem Gerichte gegenüber, in öffentlich 
beglaubigter Form abzugebende Erklärung, kann auch zu Protokoll der 
Behörde erfolgen, ſofern fie zur öffentlichen Beglaubigung zuſtändig iſt. 

8. Ueber den Fall nachträglicher, d. h. nach erfolgter Unterſchriftsbeglaubi⸗ 
gung erfolgender Veränderung des Urkundentextes vgl. KGG. Jahrb. 22 A 125. 
ek Von der „öffentlich beglaubigten Urkunde“, deren reichs rechtliche Cr- 
lorderniſſe hier geregelt find, find zu unterſcheiden die „öffentlichen Ur⸗ 
kunden, welche von einer öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen ihrer 
Amtsbefugniſſe oder von einer mit öffentlichem Glauben verſehenen Perſon 
innerhalb des ihr zugewieſenen Geſchäftskreiſes in der vorgeſchriebenen Form 
aufgenommen find", CRO. § 415. — Bol. §§ 1718, 1720, 2356. GO. § 29. 

9. Bgl. § 128 Note 4 u. 5. 

6. Lan desgeſetzgebung. 

Preussen | Zuſtändigkeit zur Aufnahme von Urkunden der freiwilligen Ge- 


richtsbarkeit, Artt. 31 ff. Geſ. üb. d. freiwillige Gerichtsbarkeit. 
— Dorfgerichte u. dgl. als Urkundsperſonen Artt. 104 ff. ebenda. 
s AG. z. BGB. Ark. 68 (Erklärungen über den Familiennamen). 
= Oeffentliche außergerichtliche Urkunden §§ 127 ff. I. 10 AGD., 
vgl. auch § 1 Gef. v. 29. Mai 1879 (GS. S. 389) vom Uni- 
verſitätsrichter aufgenommene Urkunden über Anerkennung 
geſtundeter Honorare. i 1. 50.88 14 ff 
Uayern s ; 1 raunsch. FG. S 5 
i y en UL oe 8 Ait 6, n f 
Sachsen y On || 8.-Altenb. . 4, 3 
Sul R e FG. Artt. 29 ff. 
= Gel. z. A. einig. mit d. Anhalt FG. Artt. 21 ff 
BGBL. zuſammenh. Kr | Schw..Rd. | FG. Artt. 30 ff 
gel. $$ 36 ff. Schw.-Sdh.| FG. S§ 24 ff. 
= DO. z. A. der Geſetze über | Waldeck | FG. Artt. 23 ff 
die Angelegenheiten der Reuss ä. L. FG. §§ 38 
fell 88 Gerichtsbar⸗ Reuss J. L. 05 88 27 
no eit SS 7 ff. Sch.-Lippe FG. $ ; 
Württemb. | AG. z. Zod Artt. 123, Tepe FG. 88.26 ff. 
5 124. | Lübeck | XG. z. BGB. $ 17, FG- 
Baden 36. H 34 ff. | 88 19 ff. 
ae | 86. Artt. 1, 263 ff. Bremen AG. z. BGB. § 7, FG. 
8 Schw. V. z. A. 84, FG. §§ 75 ff. SS 36 ff. u. VO. v. 11. 
578 Weim. FG. Artt. 28 ff. Mai 1900 GBI. S. 205. 
01% pelt. V. z. A. § 4, FGG. §§ 70 ff. Hamburg FG. SS 8 ff. Notar. G. 
enburg FG. §§ 15 ff. | Els -Lothr.| FG. § 44 ff. [88 24ff. 


9 129. 


Sachhche Zuständigkeit 
der Gerichte. 


118 Erſtes Buch. Allgemeiner Theil. 


§ 129. nahme der im $ 1718 und im $ 1720 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz- 
FG. Zehnter Abschnitt. buchs vorgesehenen öffentlichen Urkunden über die Anerkennung der 
. 1 Vaterschaft; für die Aufnahme dieser Urkunden ist, wenn die Aner- 
` kennung der Vaterschaft bei der Anzeige der Geburt des Kindes oder 
X bei der Eheschliessung seiner Eltern erfolgt, auch der Standesbeamte 

AR der AUF, zuständig, welcher die Geburt oder die Eheschliessung beurkundet. 
Urkunden. $ 168. Für die gerichtliche und die notarielle Beurkundung eines 
Rechtsgeschäfts gelten, unbeschadet der Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs über die Errichtung von Testamenten und Erbverträgen, 
die $$ 169 bis 182. Als Betheiligter im Sinne der $$ 169 bis 182 ist 

Auziehung von Urkunds- derjenige anzusehen, dessen Erklärung beurkundet werden soll. 

personen, wenn ein Bethei- 8 ar A 

gter taub, blind, stumm § 169. Ist ein Betheiligter nach der Ueberzeugung des Richters 

di oder des Notars taub, blind, stumm oder sonst am Sprechen verhindert, 
so muss der Richter einen Gerichtsschreiber oder zwei Zeugen, der 
Notar einen zweiten Notar oder zwei Zeugen zuziehen. 
$ 198. Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach 
welchen bei der Beurkundung einer Erklärung in den Fällen des $ 169 
der Richter an Stelle des Gerichtsschreibers oder der zwei Zeugen eine 
besonders dazu bestellte Urkundsperson zuziehen kann. 
Auf die Urkundsperson finden die Vorschriften der $$ 170 bis 172 

Von der Mitwirkung bei Anwendung. 

der Beurkundung ausge- § 170. Als Richter, Notar, Gerichtsschreiber oder Zeuge kann bei 
schlossene Personen. ger Beurkundung nicht mitwirken: 

J. wer selbst Betheiligter ist sowie derjenige, für welchen ein Be- 
theiligter als Vertreter handelt; 

der Ehegatte eines Betheiligten, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht; 

. wer mit einem Betheiligten in gerader Linie oder im zweiten 
Grade der Seitenlinie verwandt oder verschwägert ist; 

. wer zu demjenigen, für welchen ein Betheiligter als Vertreter 
handelt, in einem Verhältnisse der unter No. 2, 3 bezeichneten 
Art steht. 
$ 171. Als Richter, Notar, Gerichtsschreiber oder Zeuge kann bei 

der Beurkundung nicht mitwirken: 

1. derjenige, zu dessen Gunsten in der Urkunde eine Verfügung 
getroffen wird; 

9. wer zu demjenigen, zu dessen Gunsten in der Urkunde eine Ver- 
fügung getroffen wird, in einem Verhältnisse der im & 170 No. 2, 3 
bezeichneten Art steht. 

Die Mitwirkung einer hiernach ausgeschlossenen Person hat zur Folge, 
dass die Beurkundung insoweit nichtig ist, als sie eine Verfügung zu 
Gunsten einer der im Abs. 1 No. 1, 2 bezeichneten Personen zum 
Gegensiande hat. 

$ 172. Als Gerichtsschreiber oder zweiter Notar oder Zeuge kann 
bei der Beurkundung nicht mitwirken, wer zu dem Richter oder dem 
beurkundenden Notar in einem Verhältnisse der im § 170 No. 2, 3 
bezeichneten Art steht. 

$ 173. Als Zeuge soll bei der Beurkundung nicht mitwirken: 

1. ein Minderjähriger ; 


dee 


FG. §§ 167 ff. Wegen Beurkundung von Rechtsgeſchäften in prozeſſualen 
Formen, insbeſondere über Prozeßvergleiche vgl. § 125 N. 14. — Wegen 
Anerkennung der Vaterſchaft vgl. zu § 1718 Note 2. 

FG. § 170. Verwandtſchaft u. Schwägerſchaft BGB. §§ 1589 f. 

FrG. § 171. Theilweiſe Nichtigkeit § 139. 
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- wer der bürgerlichen Ehrenrechte fur verlustig erklärt ist, während 


$ 129. 


der Zeit, für welche die Aberkennung der Ehrenrechte erfolgt ist; FG. Zehnter Abschnitt. 


2 

3. wer nach den Vorschriften der Strafgesetze unfähig ist, als Zeuge 

eidlich vernommen zu werden; 

4. wer als Gesinde oder Gehülfe im Dienste des Richters oder des 

beurkundenden Notars steht. 

$ 174 Die bei der Beurkundung mitwirkenden Personen müssen 
bei der Vorlesung, Genehmigung und Unterzeichnung der Urkunde zu- 
gegen sein. 

$ 175. Ueber die Verhandlung muss ein Protokoll in deutscher 
Sprache aufgenommen werden. 

$ 176. Das Protokoll muss enthalten: 

I. Ort und Tag der Verhandlung: 

2. die Bezeichnung der Betheiligten und der bei der Verhandlung 

mitwirkenden Personen; 

3. die Erklärung der Betheiligten. 

Wird in der Erklärung auf eine Schrift Bezug genommen und diese 
dem Protokoll als Anlage beigefügt, so bildet sie einen Theil des Protokolls. 

Das Protokoll soll eine Angabe darüber enthalten, ob der Richter oder 
der Notar die Betheiligten kennt oder, sofern dies nicht der Fall ist, 
in welcher Weise er sich Gewissheit über ihre Persönlichkeit verschafft 
hat. Kann er sich diese Gewissheit nicht verschaffen, wird aber gleich- 
wohl die Aufnahme der Verhandlung verlangt, so sollen der Sachverhali 
und dasjenige, was zur Feststellung der Persönlichkeit beigebracht ist, 
in das Protokoll aufgenommen werden. 

8 177. Das Protokoll muss vorgelesen, von den Betheiligten ge- 
nehmigt und von ihnen eigenhändig unterschrieben werden. Im Proto- 
kolle muss festgestelll werden, dass dies geschehen ist. Das Protokoll 
soll den Betheiligten auf Verlangen auch zur Durchsicht vorgelegi werden. 

„Erklärt ein Betheiligter, dass er nicht schreiben könne, so muss diese 
Erklärung im Protokolle festgestellt werden. Bei der Vorlesung und 
der Genehmigung muss der Richter oder der Notar einen Zeugen zu- 
ziehen. In den Fällen des $ 169 bedarf es dieser Zuziehung nicht; 
das Gleiche gilt, wenn in anderen Fällen ein Gerichtsschreiber oder 
en zweiter Notar zugezogen wird. 

Das Protokoll muss von den mitwirkenden Personen unterschrieben 
werden, 

. $ 178. Ist nach der Ueberzeugung des Richters oder des Notars 
“n Betheiligter stumm oder sonst am Sprechen verhindert und eine 
Schriftliche Verständigung mit ihm nicht möglich, so muss bei der Be- 
urkundung ein vereideter Dolmetscher zugezogen werden. 

Im Protokolle muss festgestellt werden, dass der Richter oder der 
2 2 die Ueberzeugung gewonnen hat, dass der Betheiligte am Sprechen 
5 und eine schriftliche Verständigung mit ihm nicht möglich ist. 
on muss von dem Dolmeischer genehmigt und unterschrieben 
£ Der Zuziehung eines Zeugen, eines Gerichtsschreibers oder eines 
“weiten Notars bedarf es in diesem Falle nicht. 

b 3 179. Erklärt ein Betheiligter, dass er der deutschen Sprache nicht 
mächtig set, so muss bei der Beurkundung ein vereideter Dolmetscher 
zugezogen werden. Der Zuziehung des Dolmetschers bedarf es nicht, 
wenn der Richter oder der Notar der Sprache, in der sich der Be- 


Gerichtliche und notarielle 


Urkunden. 


Anwesenheit der Mit- 
wirkenden. 


Protokoll. 


Verhandlung mit 
Stummen, wenn schriftliche 
Verständigung nicht 
möglich. 


Verhandlung mit einem 
d deutschen Sprache nicht 
mächtigen Beiheiliglen. 
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§ 129. theiligte erklärt, mächtig ist; die Beeidigung des Dolmetschers ist nicht 
FG. Zehnter Abschnitt. erforderlich, wenn der Betheiligte darauf verzichtet. 
Gerschtliche und notariele Has Protokoll muss dem der deutschen Sprache nicht mächtigen Be- 
theiligten durch den Dolmetscher oder, wenn ein Dolmetscher nicht zu- 
gezogen worden ist, durch den Richter oder den Notar in der fremden 
Sprache vorgetragen werden und die Feststellung enthalten, dass dies 
geschehen ist. 

Im Protokolle muss festgestellt werden, dass der Betheiligte der 
deutschen Sprache nicht mächtig ist. 

Der Dolmeischer muss das Protokoll unterschreiben. 

Eine Beurkundung ist nicht aus dem Grunde unwirksam, weil den 
Vorschriften des Abs. 1 zuwider die Zuziehung eines Dolmetschers 
unterblieben ist. 

Ausgeschlossene Doll- $ 180. Auf den Dolmetscher finden die nach den SS 170 bis 173 
melchen: fir einen Zeugen geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung. 
Beurkundung von Ver- F 181. Bei der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung von Ver- 

eee, steigerungen gelten Bieter nicht als Betheiligte; ausgenommen sind 

solche Bieter, die an ihr Gebot gebunden bleiben. Entfernt sich ein solcher 

Bieter vor dem Schlusse der Verhandlung, so genügt an Stelle seiner 

Unterschrift die Angabe des Grundes, aus welchem sie unterblieben ist. 

Ausfertigung gerichtlicher & 182. Die Ausfertigung der Protokolle über die gerichtliche Beur- 

Seeler kundung eines Rechtsgeschäfts ist von dem Gerichtsschreiber zu unter- 
schreiben und mit dem Gerichtssiegel zu versehen. 

Auf Antrag können die Protokolle auch auszugsweise ausgefertigt 
werden. 

teglaubigung einer Unter- F 183. Die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung einer Unter- 
schrift oder eines Nand- schrift darf nur erfolgen, wenn die Unterschrift in Gegenwart des 
er Richters oder des Notars vollzogen oder anerkannt wird. 

Die Beglaubigung geschieht durch einen unter die Unterschrift zu 
setzenden Vermerk. Der Vermerk muss die Bezeichnung desjenigen, 
welcher die Unterschrift vollzogen oder anerkannt hat, enthalten und 
den Ort und den Tag der Ausstellung angeben sowie mit Unterschrift 
und Siegel oder Stempel versehen sein. 

Diese Vorschriften finden auf die gerichtliche oder notarielle. Beglau- 
higung eines Handzeichens entsprechende Anwendung. 

Zulässigkeit der Marine- & 184. Für die nach $ 167 den Amtsgerichten obliegenden Ver- 
5 richtungen sind in Ansehung solcher Personen, die zur Besatzung eines 
in Dienst gestellten Schiffes der Kaiserlichen Marine gehören oder die 
in anderer Eigenschaft an Bord eines solchen Schiffes sind, auch die 
Geschwaderauditeure zuständig, solange das Schiff sich ausserhalb eines 
inländischen Hafens befinde. Den Schiffen stehen die sonstigen Fahr- 

zeuge der Kaiserlichen Marine gleich. 

Die Ausfertigung der Protokolle über die Beurkundung eines Rechts- 
geschäfts ist von dem Auditeur zu unterschreiben und mit dem (erichts- 
segel zu versehen. 

Die Vorschriften des Artikels 44 des Einführungsgesetzes zum Bürger- 
lichen Gesetzbuche bleiben unberührt. 

Landesgesetzlicht $ 200. Durch Landesgesetz können Vorschriften zur Ergänzung und 

air OE m Ausführung dieses Gesetzes, mit Einschluss der erforderlichen Ueber- 

licher und notarieller 
Urkunden. 


rG. § 181. Wegen Verſteigerung vgl. BGB. § 156. 
FrG. § 184. Vgl. zu EG. Art. 44. 
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$ 130. Eine Willenserklärung, die einem Anderen gegenüber m. wirkſam werben der 


abzugeben iſt, wird, wenn ſie in deſſen Abweſenheit abgegeben wird, 
in dem Zeitpunkte wirkſam, in welchem ſie ihm zugeht. Sie wird 
nicht wirkſam, wenn dem Anderen vorher oder gleichzeitig ein Wider⸗ 
ruf zugeht. 

Auf die Wirkſamkeit der Willenserklärung iſt es ohne Einfluß, 
wenn der Erklärende nach der Abgabe ſtirbt oder geſchäftsunfähig wird. 

Dieſe Vorſchriften finden auch dann Anwendung, wenn die Willens⸗ 
erklärung einer Behörde gegenüber abzugeben iſt. 


gangs vonschriſten, auch insoweit erlassen werden, als dieses Gesetz Vor- 
behalte für die Landesgesetzgebung nicht enthält. 

Soweit durch Jandesgesetz allgemeine Vorschriften über die Errich- 
tuny gerichtlicher oder notarieller Urkunden erlassen werden, ist ein Ver- 
stoss gegen eine solche Vorschrift, unbeschadet der Vorschriften über die 

gen des Mangels der sachlichen Zuständigkeit, ohne Einfluss auf die 
Gültigkeit der Beurkundung. 

RG. betr. die Beglaubigung öffentlicher Urkunden, vom 1. Mai 
1575 (N GJ. S. 89). 

SL. Urkunden, die von einer inländischen öffentlichen Behörde oder von 

einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person des Inlandes aufgenommen 
oder ausgestellt sind, bedürfen zum Gebrauch im Inlande einer Beglaubigung 
(Legalisation) nicht. 
F § 2. Zur Annahme der Echtheit einer Urkunde, welche als von einer aus- 
indischen öffentlichen Behörde oder von einer mit öffentlichem Glauben ver- 
sehenen Person des Auslandes ausgestellt oder aufgenommen sich darstellt, ge- 
nügt die Legalisation durch einen Konsul oder (Jesandten des Reichs. 


Zum NG. vom 1. Mai 1878. Vgl. CPO. § 438. Die durch CPO. 
$ 438 Abf. 2 für den Civilprozeß gegebene Regel iſt auf die Benutzung einer 
ausländiſchen Urkunde außerhalb des Prozeſſes durch das Geſ. v. 1. Mai 
1878 ausgedehnt. — Bgl. § 14 des Gef. betr. die Organiſation der Bundes⸗ 
konſulate v. 8. November 1867, abgedruckt 3 286. 

RG. betr. die freiwillige Gerichtsbarkeit und andere Rechts- 
@ngelegenheiten in Heer und Marıne v. 28. Mai 1901 (RG BL S. 185) 
1 u. 2, abgedruckt zu EG. Art. 44. 

SS 130—132 regeln unmittelbar nur das Wirkſamwerden der rechts⸗ 
geschäftlichen, empfangs bedürftigen, ausdrücklichen und ſtillſchwei⸗ 
genden (Prot. I S. 69) Willenserklärung unter Abweſenden (val. Titel- 
vorb. vor § 116 Note 2). 


§ 130. A. Wirkſamwerden rechtsgeſchäftlicher Willenserklärungen. 

J. Die empfangsbedürftige Willenserklärung. 
J. Willenserklärung unter Abweſenden. f 

ü. Empfangstheorie (Abſ. 1). Zugehen erfordert nicht Kenntnißnahme, 
londern nur die Möglichkeit der Kenntnißnahme. Die in einem ver⸗ 
ſchloſſenen Briefe enthaltene Erklärung iſt dem Adreſſaten zugegangen, 
ſobald der Brief in verkehrsüblicher Art in die thatſächliche Verfügungs⸗ 
gewalt des Adreſſaten oder eines Anderen, der ihn in der Empfang⸗ 
nahme von Briefen vertreten konnte, gelangt und ihm in dieſer Weiſe 
Dte Möglichkeit der Kenntnißnahme verſchafft ift. RG. 50 194, IW. 1902 
Beil S. 210. Keine Vermuthung für die Ankunft eines abgegangenen 
Briefes, ROS. 13 46. — Nicht nur bei doloſer Verhinderung des 
Zugehens (vgl. auch § 162), ſondern auch dann gilt die Erklärung als 
zugegangen, wenn ihr Empfang oder ihre Wahrnehmung nur durch be⸗ 
londere Umſtände in der Perſon des Adreſſaten (vgl. indeß § 131) ver- 
Andert ift und der Erklärende alles nach der Verkehrsſitte zur Ueber⸗ 


Willenserklärung. 
1. Geſchäftsfüähigen und 
Behörden gegenüber. 


Zu 89 130—132. 


$ 130. 
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mittelung Erforderliche gethan hat. Entſprechend iſt auch der Zeitpunkt 
zu beſtimmen, wann das Zugehen der Erklärung anzunehmen iſt. 

Die Erheblichkeit des Abſendungszeitpunkts kommt neben der 
Vorſchrift des § 130 in Betracht für die Frage der Rechtzeitigkeit der 
Willenserklärung in den Fällen der Anfechtung wegen Irrthums $ 121, 
der Annahme des Vertragsantrags § 149, der Mängelanzeige §§ 478, 
485, 639, 651; HGB. § 377 Abi. 4. 

b. Wer Nichtwirkſamwerden in Folge Widerrufs behauptet, iſt beweis⸗ 
pflichtig. Ein Widerruf liegt auch in nachträglicher Aenderung. Auch für 
das Wirkſamwerden des Widerrufs gelten die Vorſchriften der ŞS 130 132. 

e. Wer behauptet, daß die Abſendung einer zugegangenen Willenserklärung 
wider den Willen des Erklärenden erfolgt ift, ift hierfür beweispflichtig. 

d. Eintritt des Todes oder der Geſchäftsunfähigkeit (und ſomit auch 
der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit als des minus) nach Abgabe, aber vor 
Zugehen der Willenserklärung iſt für das Wirkſamwerden einflußlos 
(Abf. 2). Ob eine wirkſam gewordene Willenserklärung auch für den 
Fall des Eintritts dieſer Umſtände gewollt iſt, iſt Auslegungsfrage, 
vgl. § 158. Abgegeben ift die Erklärung, wenn der Erklärende das für 
das Zugehen an den Empfänger ſeinerſeits Erforderliche gethan hat (vgl. 
§ 243 Abſ. 2). — Bei Konkurs des Erklärenden zwiſchen Abgabe 
und Wirkſamwerden der Willenserklärung, vgl. KO. § 7. Mit der Ab- 
gabe und nicht erſt mit dem Wirkſamwerden der Willenserklärung iſt die 
Rechtshandlung der Willenserklärung auch vorgenommen im Sinne von 
§ 7 KO. (beſtr.). 

2. Die Willenserklärung unter Gegenwärtigen iſt im BGB. 
nicht beſonders geregelt. Zur Wirkſamkeit iſt erforderlich, daß der zur Em⸗ 
pfangnahme fähige (§§ 104 ff) Empfänger die Erklärung entgegengenommen 
hat oder daß ſie ihm gegenüber in einer nach der Verkehrsſitte in Anſehung 
von Ort und Zeit angemeſſenen Weiſe abgegeben iſt, und daß das Erklärungs⸗ 
mittel der Wahrnehmungsfähigkeit des Empfängers (3. B. des Tauben, Blin⸗ 
den, Fremdſprachigen) angepaßt iſt. Nichtentgegennahme wider Treu und 
Glauben wird nicht berückſichtigt. Die ſtillſchweigende Willenserklärung 
muß dem Empfänger in richtiger Würdigung ihres Inhalts zur Kenntniß 
gekommen ſein. 

3. Willenserklärung mittelſt Fernſprechers vgl. zu §§ 120, 147. 

4. Einen Menſchen hinſichtlich deſſen, was er vernimmt, in verſchiedene 
Qualitäten zu zertheilen, ift nicht angängig, vgl. RG. 49 127, IW. 1902 
S. 865, Seuff. 57 89 (dem Konkursverwalter, der zugleich Notar ift, geht 
der von ihm beurkundete, an die Konkursmaſſe gerichtete Antrag mit der 
Beurkundung zu). 

II. Die nicht empfangsbedürftige Willenserklärung (Titelvorb. vor § 116 
205) wird wirkſam, ſobald fie in der vorgeſchriebenen Form (S$ 81, 152, 657, 
793, 1718) oder — mangels einer beſonderen Formvorſchrift — ausdrück⸗ 
lich oder ſtillſchweigend in einer für die Außenwelt wahrnehmbaren Art er⸗ 
folgt ift (§§ 151, 1598, 1943). Dementſprechend ift aus den Umſtänden zu 
entnehmen, wann eine öffentliche Bekanntmachung (vgl. z. B. § 657) als er⸗ 
folgt zu erachten iſt. 

B. Die wirkſam gewordene Willenserklärung übt die ihr kraft Geſetzes 
zukommende Wirkung aus. Unwiderruflichkeit ift, unbeſchadet der Zu- 
läſſigkeit des das Wirkſamwerden der Erklärung ausſchließenden Widerrufs 
($ 130 Abſ. 1 Satz 2), die Regel. Widerruflich ift das Stiftungsgeſchäft 
§ 81, der Vertragsantrag § 145, die Vollmacht $$ 168, 171, die Einwilligung 
§ 183, die Auslobung § 658, die Einigung über die Rechtsänderung bezüglich 
eines Liegenſchaftsrechts gemäß § 873 ADİ. 2, das Teſtament § 2253. — Un: 
widerruflichkeit ift beſonders ausgeſprochen, z. B. $$ 876, 880, 1748, weil hier 
Ausnahmen von § 183 vorliegen. Vgl. zu § 183. 

Die nach SS 130 ff. wirkſam gewordene Willenserklärung begründet nicht 
ſchlechthin die Kenntniß oder das Kennenmüſſen des Adreſſaten von dem In⸗ 
halte der Erklärung in Anſehung guten Glaubens zc. 
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§ 131. Wird die Willenserklärung einem Geſchäftsunfähigen 
gegenüber abgegeben, ſo wird ſie nicht wirkſam, bevor ſie dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter zugeht. 

Das Gleiche gilt, wenn die Willenserklärung einer in der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit beſchränkten Perſon gegenüber abgegeben wird. Bringt 
die Erklärung jedoch der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Perſon 
lediglich einen rechtlichen Vortheil oder hat der geſetzliche Vertreter 
ſeine Einwilligung ertheilt, ſo wird die Erklärung in dem Zeitpunkte 
wirkſam, in welchem ſie ihr zugeht. 

§ 132. Eine Willenserklärung gilt auch dann als zugegangen, 
wenn ſie durch Vermittelung eines Gerichtsvollziehers zugeſtellt worden 
iſt. Die Zuſtellung erfolgt nach den Vorſchriften der Civilprozeß⸗ 
ordnung. 

Befindet ſich der Erklärende über die Perſon desjenigen, welchem 
gegenüber die Erklärung abzugeben iſt, in einer nicht auf Fahrläſſig⸗ 
keit beruhenden Unkenntniß oder iſt der Aufenthalt dieſer Perſon 
unbekannt, ſo kann die Zuſtellung nach den für die öffentliche Zu⸗ 
ſtellung einer Ladung geltenden Vorſchriften der Civilprozeßordnung 
erfolgen. Zuſtändig für die Bewilligung iſt im erſteren Falle das 
Amtsgericht, in deſſen Bezirke der Erklarende ſeinen Wohnſitz oder 
in Ermangelung eines inländiſchen Wohnſitzes ſeinen Aufenthalt hat, 
im letzteren Falle das Amtsgericht, in deſſen Bezirke die Perſon, welcher 
zuzuſtellen ift, den letzten Wohnſitz oder in Ermangelung eines in- 
ländiſchen Wohnſitzes den letzten Aufenthalt hatte. 


8 131. 1. Geſchäfts unfähigkeit § 104. — Bewußtlosigkeit und vor- 
übergehende Störung der Geiſtesthätigkeit des Empfängers (§ 105 Abſ. 2) 
hindern ebenſowenig, wie ſonſtige thatſächliche Beeinträchtigungen der Wahr⸗ 
nehmungsfähigkeit (3. B. Blindheit) das Wirkſamwerden der Willenserklä⸗ 
tung, vgl. § 105 Note 2. Gegenüber dem Nachweiſe krankhafter Störung iſt 
a vorübergehenden Zuſtandes zu beweiſen (vgl. § 104 Nr. 2 
„dern nicht“). 

2. Beſchrankte Geſchäftsfähigkeit § 106 ff., 114. — Ausnahme für 
den Rücktritt von dem mit einem Minderjährigen geſchloſſenen Vertrage § 100 
Abſ. 1. Selbſtverſtändliche Ausnahmen bilden die von dem geſetzlichen Ver⸗ 
treter dem Minderjährigen gegenüber abzugebenden Willenserklärungen (3. B. 
$$ 112, 113), welche dem Minderjährigen zugehen müffen. 

3. Tod des Adreſſaten vor dem Zugehen der Willenserklärung ſchließt 
das Wirkſamwerden derſelben in der Perſon des Verſtorbenen aus. Die 

illenserklärung kann dem Erben gegenüber, auch wenn derſelbe nachträglich 
ausſchlägt, wirkſam abgegeben werden ($ 1959 Ab. 3). Bei Unkenntniß 
1 die Perſon der Erben kann öffentliche Zuſtellung (§ 132 Abſ. 2) aus⸗ 

en. 

4. Konkurs des Adreſſaten ſchließt das Wirkſamwerden der Wilens- 
konlcrung an ſich nicht aus. Die rechtliche Wirkung derſelben iſt indeß nach 
orkursrechtlichen Grundſätzen zu beurtheilen. KO. §§ 6f. 

i Sonderregelung für Willenserklärungen gegenüber einem Vertreter 
2 104 Abf. 3, gegenüber einem Vereine § 28 Abſ. 2, gegenüber einer offenen 
Handelsgeſellſchaft HGB. $ 125 Abi. 2. 


$ 132. 1. Zuſtellung CPD. $$ 166 ff.; Zuſtellung einer formaliſirten 
Willenserklärung erfolgt durch Uebergabe einer Ausfertigung CRD. $ 170. 
2. Oeffentliche Zuſtellung. Vgl. CPO. ŞS 204—207, vgl. insbe: 


Nichtgeſchäftsfähigen 


gegenüber. 


3. Zuſtellung durch Ver⸗ 


mittelung des Ge 
richtsvollziehers. 


Oeffentliche Zuſtellung. 


IV. Auslegung der 
Willenserklärung. 


V. Perbotswidrige Rechts⸗ 
geſchäfte. 
1. Geſetzliches Verbot. 
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§ 133. Bei der Auslegung einer Willenserklärung iſt der wirk⸗ 
liche Wille zu erforſchen und nicht an dem buchſtäblichen Sinne des 
Ausdrucks zu haften. 

HGB. 5 346. Unter Kaufleuten ist in Ansehung der Bedeutung 
und Wirkung von Handlungen und Unterlassungen auf die im Handels- 
veikehre geltenden Gewohnheiten und Gebräuche Rücksicht zu nehmen. 

S 134. Ein Rechtsgeſchäft, das gegen ein geſetzliches Verbot 
verſtößt, iſt nichtig, wenn ſich nicht aus dem Geſetz ein Anderes ergiebt. 


fondere bei Wahrung von Nothfriſten CPD. § 207 Abſ. 2. Das Verfahren 
im Uebrigen, insbeſondere die Beſchwerde richtet ſich nach rG., vgl. Fr. 
ss 1 fl. 

3. Sonderregelung: für die Kraftloserklärung einer Vollmachtsurkunde 
S 176; für die Kündigung der Hypothekenforderung, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 132 Abſ. 2 in der Perſon des Eigenthümers vorliegen § 1141. 


& 133. 1. Daß es nur auf den erklärten, nicht auf den heimlichen Willen 
ankommt, ergiebt § 116; vgl. RG. 21 130. — Läßt ſich durch Auslegung nicht 
feſtſtellen, was gewollt iſt, weil die Willenserklärung unverſtän dlich oder in 
ſich widerſpruchsvoll iſt, ſo liegt eine rechtlich zu berückſichtigende Willens⸗ 
erklärung überhaupt nicht vor. 

2. Sondervorſchrift für Verträge $ 157; für letztwillige Verfügungen § 2084. 

3. Nicht die Bezeichnung des Rechtsgeſchäfts, ſondern die aus dem Ge⸗ 
ſammtinhalte zu entnehmende Abſicht der Parteien beſtimmt die Natur des 
Geſchäfts, RG. 26 218. — Der Vertragswille kann nicht ein zwieſpältiger 
fein: er kann nicht zwiſchen den Parteien ein Pfandrecht begründen und 
nach außen hin Eigenthum übertragen folen, RG. IW. 1900 S. 88025. 


$ 134. 1. Verbotsgeſetze finden fih namentlich im öffentlichen Rechte 
insbeſ. als Strafgeſetze. Die Vorſchrift des § 134 gilt auch gegenüber landes⸗ 
geſetzl. Verbotsgeſetzen, z. B. über das Spielen in Lotterien, vgl. hierzu § 763 
Note 2. Das verbotene Geſchäft iſt nichtig, wenn die Auslegung des Ver⸗ 
botsgeſetzes nicht ein Anderes ergiebt. Die Nichtigkeit tritt auch gegenüber 
dem gutgläubigen Dritten ein. Anſpruch des gutgläubigen Vertragsgegners 
auf das negative Vertragsintereſſe 58 309, 307 f. Nichtigkeit tritt nicht ein 
§8 456 ff. Kauf in öffentlicher Verſteigerung ſeitens eines geſetzlich ausge⸗ 
ſchloſſenen Käufers; $$ 762— 764 Spiel, Wette, Lotterie, Differenzgeſchaft.— 
Val. RG. 6 159 (Veräußerung bei drohender Zwangsvollſtreckung); 17 300 
(Spiel); 18 221, 20 247 (Pact. de non lieitando, vgl. auch Note 9 und § 138 
Note 21); NG. 47 104 ff., 110 (Börſentermingeſchäft § 50 Börſengeſ. v. 
22. Juni 1896); 36 421 (Vertrag über Ausſchließung der Rechtsmittel beim 
Differenzgeſchäfte). 5 

2. Verſtoß gegen Verbotsgeſetze iſt von Amtswegen durch den Richter zu 
berückſichtigen, RG. 20 248 f. — Umgehung der Verbotsgeſetze JW. 1900 
S 54 


3. Das BGB. bringt das Verbot und die Folge der Nichtigkeit dadurch 
zum Ausdrucke, daß es das betreffende Geſchäft als nichtig oder als unwirk⸗ 
ſam oder unzuläſſig oder als ein ſolches bezeichnet, das nicht vorgenommen 
werden kann. 

4. Geſchäfte zur Umgehung des Verbotsgeſetzes ſind nichtig. RG. RM. 
1900 S. 5428, RG. Jahrb. 22 A 150; RG. 44 103 ff., 106. 

5. Eine beſondere Gruppe von Verbotsgeſetzen ſind die im öffentlichen 
Intereſſe bzw. aus rechtspolizeilichen Gründen beſtehenden abſoluten 
Neräußerungsverbote (vgl. zu $ 400); ferner StPO. §§ 332—335 (RG. 
Gruchot 33 1092), StB. § 93, MISGHD. § 361 (OLG. 3 250). Wider: 
ſtreitende Verfügungen ſind nichtig auch zu Gunſten des Veräußernden und 
ohne Rückſicht auf den guten Glauben des Erwerbers; ſie bleiben nichtig 
auch nach Fortfall des Verbots. Wegen des obligatoriſchen Geſchäfts vgl. 
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8 135. Verſtößt die Verfügung über einen Gegenſtand gegen 
ein geſetzliches Veräußerungsverbot, das nur den Schutz beſtimmter 
Perſonen bezweckt, ſo iſt ſie nur dieſen Perſonen gegenüber unwirkſam. 
Der rechtsgeſchäftlichen Verfügung ſteht eine Verfügung gleich, die 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung erfolgt. 

Die Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von einem 


= 


Nichtberechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung. 


$$ 309, 308. — Hierher gehören namentlich auch die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über res extra commercium (vgl. indeß JW. 1899 S. 4556), ferner 
die Beſchränkungen der Gemeinden und Kirchen hinſichtlich der Veräußerung 
von Grundbeſitz (vgl. z. B. ALR. § 83 IL 6; § 219 II. 11; § 1032 IL 11). 

6. Vereinbarungen der Rechtsanwälte über höhere als die geſetzlichen Ge⸗ 
bühren im Verfahren auf Grund des Unfallverſ.⸗Geſetzes find nichtig, § 20 
8 die Abänderung des Unfallverſ.⸗Geſ. vom 30. Juni 1900, RGBl. 
S. 343. 

7. Wegen der relativen Veräußerungsverbote 88 135 ff. 

8. Zuſammenſtellung verbotener Geſchäfte ſiehe im Regiſter unter „Nichtig”. 

9. Landesgeſetzgebung. 

Preussen Religiöſe Erziehung der Kinder. Verträge, welche die geſetzlichen 
Vorſchriften abändern, find nichtig $ 77 II. 2 AL R., vol. 
Art. 134 EG. z. BGB. 
= Verabredungen zwiſchen Beamten über Gehaltstheilung zwiſchen 
dem alten und neuen Inhaber des Amtes ohne Genehmigung 
der Behörde find nichtig § 74 II. 10 ALR. 
— Verbot, Andere vom Mit- oder Weiterbieten bei öffentl. Verſtei⸗ 
gerungen durch Zuſicherung oder Gewährung eines Vortheils 
abzuhalten § 270 StGB. v. 14. April 1851 (GS. S. 101). 


§ 135. 1. Einſchränkung der Vorſchrift des § 134 bezüglich der 
den Schutz beſtimmter Perſonen bezweckenden Veraußerungsverbote: 
a. Relative Unwirkſamkeit (val. zu § 136 Note 2). 

b., Schutz des gutgläubigen Erwerbers (vgl. zu § 136 Note 3). 

2. Ergänzende Vorſchriften. 

CPO. $ 772. Solange ein Veräusserungsverbot der in den SS 135, 136 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Art besteht, soll der Gegenstand, auf welchen 
es sich bezieht, wegen eines persönlichen Anspruchs oder auf Grund eines in Folge 
des Verbots unwirksamen Rechts nicht im Wege der Zwangsvollstreckung ver- 
äussert oder überwiesen werden. Auf Grund des Veräusserungsverbots kann nach 
Massgabe des S 771 |}. Titelvorb. vor § 985] Widerspruch erhoben werden. 

KO. § 13. Ein gegen den Gemeinschuldner bestehendes V eräusserungsverbot 
der in den §§ 135, 136 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Art ist den 
Nonkursgläubigern gegenüber unwirksam; wirksam bleibt jedoch eine bei der 
Ewangsvollstreekung in das unbewegliche Vermögen erfolgte Beschlagnahme. 


nis eine Unterart der Verfügungsbeſchränkungen (i. ©. des 
X 892) find die Veräußerungsverbote grund buchlich in der Form einer 
Abf. tigung des Grundbuchs eintragungsfähig, § 894. Dal. auch § 888 
Sd Zw. § 9 Nr. 1. — Entgegen dem ſonſtigen Sprachgebrauche des 
Verbo umfaßt das „Veräußerungs verbot“ jede nach der Auslegung des 
ai ots darunter fallende Verfügung (vgl. Abſchnittsvorb. vor § 104 Note 5) 

4. Umſtänden alſo nicht nur die Uebertragung. ſondern auch die Belaſtung. 
Rei Ein Veräußerungsverbot der im § 135 gedachten Art iſt im 
N eichs rechte kaum enthalten. 
5 5 konnten in Betracht kommen: 

die Verfügungsbeſchränkungen, welche nach Art der während ſchwebender 
edingung beſtehenden Verfügungsbeſchränkung (§ 161) mit dinglicher 
Wirkung ausgeſtattet ſind: 


2. Relative Veräuße 
rungsverbote. 
a. Geſetzliches Veräuße 
rungsverbot. 


b. Behördliches Ver⸗ 
äußerungsver bot. 
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§ 136. Ein Veräußerungsverbot, das von einem Gericht oder 
von einer anderen Behörde innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſen 
wird, ſteht einem geſetzlichen Veräußerungsverbote der im § 135 
bezeichneten Art gleich. 


a. die Verfügungsbeſchränkung während ſchwebender Bedingung § 161; 
g. die durch Eintragung einer Vormerkung hervorgerufene Verfügungs⸗ 
beſchränkung § 883 Abſ. 2; 
7. 85 . des Vorerben zu Gunſten des Nacherben 
§§ 2112 ff.; 
b. die Verfügungsbeſchränkungen, welche nach Art der Rechtsgeſchäfte Min⸗ 
derjähriger geregelt ſind: 
a. die ee der Ehefrau bei geſetzlichem Güterſtande 
$$ 1396 ff.; 
B. die auch das obligatoriſche Geſchäft treffende Verfügungsbeſchränkung 
des Ehemanns bei allg. GG. §§ 1444 ff., 1448; 
c. die Verfügungsbeſchränkung des Erben, welche durch das Vorhandenſein 
eines Teſtamentsvollſtreckers begründet wird § 2211; 
d. die Verfügungsbeſchränkung des Erben durch eine Nachlaßverwaltung 
($ 1984), auf welche die Vorſchriften der SS 7, 8 der KO. anwendbar 
find (wgl. zu f); 
e. die Verfügungsbeſchränkung des Vermiethers bzw. Verpächters hinſichtlich 
der Mieth⸗ bzw. Pachtzinsforderung (im Verhältniſſe zum Erwerber des 
Grundſtücks) §§ 573, 581; 
f. die mit der Konkurseröffnung eintretende Verfügungsbeſchränkung des 
Gemeinſchuldners, KO. § 6, bei welcher (nach der Sonderregelung der 
RO. § 7) der gutgläubige Erwerb nur bei liegenſchaftlichem, nicht aber 
1 Sen Vermögen berückſichtigt wird; vgl. auch RG. Jahrb. 22 
die Beſchränkungen, welche gewiſſen Rechten in Folge des beſonders ge⸗ 
arteten, ihnen zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſes innewohnen: 
a. die nach § 399 nicht übertragbaren Forderungen (vgl. CPV. § 851); 
8. 858 nach § 719 der Verfügung entzogene Geſellſchaftsantheil (CPO. 
§ 859); 

J. der nach § 1442 der Verfügung entzogene Antheil am Geſammtgute 
(CPD. § 860); 

ò. der nach § 2033 der Verfügung entzogene Antheil des Miterben an 
den einzelnen Nachlaßgegenſtänden (CPO. $ 859); 

h. das patentrechtliche Verbot, den patentirten Gegenſtand ohne Erlaubniß 
des Patentinhabers ſeilzuhalten, § 4 des Patenkgeſetzes v. 7. April 1891. 
Für alle vorſtehend unter a—h aufgeführten Veräußerungs⸗ 

beſchränkungen gilt KO. $ 13 (oben Note 2) unzweifelhaft nicht; 

fie konnen deshalb, abgeſehen von den ſonſtigen Verſchiedenheiten, 
auch nicht als Beräußerungsverbote im Sinne des § 135 ange: 
ſprochen werden. 

5. Landesgeſetzliche Veräußerungsverbote (EG. Art. 168). Dem 
$ 135 entſpricht z. B. die Gebundenheit des Stammguts, welche im Falle der 
echten Noth, wozu der Konkurs gehört, außer Wirkſamkeit tritt, vgl. Gerber, 
Deutſches Privatrecht § 82. 

6. Im Uebrigen vgl. zu § 136. 


& 136. 1. Hauptfälle des gerichtlichen Veräußerungsverbots, 
auf welches $ 135 anwendbar iſt: Veräußerungsverbote im Wege einer 
einſtweiligen Verfügung gemäß CPO. §§ 935, 938 Abſ. 2, im Wege der 
Zwangsvollſtreckung und des Arreſtes in Forderungsrechte CPD. §§ 829, 
930, auch im Wege der Vorpfändung CPO. § 845. — Beſchlagnahme des 
Grundſtücks zum Zwecke der Zwangsverſteigerung bzw. Zwangsverwaltung 
Zw. 88 20, 23, 148. — Das allgemeine Veräußerungsverbot vor der Kon⸗ 
kurseroffnung KO. § 106. — Zahlungsſperre im Verfahren zur Kraftlos⸗ 


ws 
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§ 137. Die Befugniß zur Verfügung über ein veräußerliches 
Recht kann nicht durch Rechtsgeſchäft ausgeſchloſſen oder beſchränkt 
werden. Die Wirkſamkeit einer Verpflichtung, über ein ſolches Recht 
nicht zu verfügen, wird durch dieſe Vorſchrift nicht berührt. 


erklärung eines Inhaberpapiers CPO. § 1019. — Vgl. ferner StGB. § 140 

Abi. 3; StPO. S 325, 326, 480. 

2. Geltendmachung des geſchützten Rechtes bei verbotswidri⸗ 

ger Veräußerung, 8 
Die gegen ein relatives Veräußerungsverbot verſtoßende Verfügung iſt 

nur dem Geſchützten gegenüber unwirkſam. In allen anderen Beziehungen, 

inſonderheit zwiſchen Veräußerer und Erwerber wird die Wirkſamkeit durch 
die Verbotswidrigkeit nicht beeinträchtigt. Der Anſpruch, zu deſſen Sicherung 
das Veräußerungsverbot dient, wird auch nach und trotz der verbotswidrigen 

Verfügung gegen den urſprünglichen Schuldner geltend gemacht. Hieraus 

ergiebt ſich: 

= Iſt ein Recht, zu deffen Veräußerung der Abtretungsvertrag genügt, 

3. B. eine Forderung, verbotswidrig abgetreten, ſo klagt der Geſchützte 
gegen ſeinen Schuldner auf Abtretung. Auf Grund des Urtheils (CRD. 
§ 894) wird Kläger Gläubiger der Forderung und macht als ſolcher die 
Forderung gegen den Drittſchuldner, bzw. den Anſpruch auf Herausgabe 
151 Schuldurkunde als Eigenthümer derſelben ($ 952) gegen den Dritten 
geltend. 

b. Iſt eine Sache herauszugeben, ſo iſt die verbotswidrige Verfügung über 
die Sache dem Geſchützten gegenüber unwirkſam. Im Verhältniß zu dieſem 
ſteht dem Schuldner krotz der Veräußerung ein Herausgabeanſpruch gegen 
den Dritterwerber zu. Der Geſchützte klagt auf Abtretung deſſelben (ogl. 
zu a) und macht ihn gegen den Dritterwerber geltend. Vgl. § 1120 
Note III. 1 ca. 

- Ift der Dritterwerber auf Grund der verbotswidrigen Verfügung an 
Stelle des Schuldners (3. B. als Eigenthümer) in das Grundbuch ein- 
getragen, ſo iſt der Dritterwerber auf Grund des § 888 verpflichtet, die 
na in Regelung erforderlichen Zuſtimmungserklärungen 

geben. 

3. Ueber Verfügungen durch Rechtsgeſchäft, im Wege der Zwangsvoll⸗ 

Kreung, des Arreſtes und durch den Konkursverwalter ſowie über den 

hs gutgläubigen Erwerbes vgl Abſchnittsvorb. Note 5c und zu 


4. Grundbuchliche Eintragung des Veräußerungsverbots vgl. zu 
$ 135 Note 3. 

5. Konvalescenz ſ. zu § 185 Note 4. . [ 
m Nachträglicher Eintritt der Verfügungsbeſchränkung (zwiſchen 
x ornahme der rechtsgeſchäftlichen Verfügung und der auf Grund derſelben 
ſtattfindenden grundbuchlichen Eintragung) § 878. y 
1 Das obligatoriſche Veräußerungsgeſchäft wird durch das 
e Veräußerungsverbot nicht betroffen (vgl. indef zu § 155 Note 4 b 3); 
8 der Veräußerer die Genehmigung des Dritten zu beſchaffen und für den 

rfolg einzuſtehen hat, iſt Auslegungsfrage. 

Ueber gangsvorſchriften EG. Art. 168. 

N 137. i Das dingliche Rechtsverhältniß (Satz 1). 

no rechtsgeſchäftliche Ausſchließung oder Beſchränkung der Befugniß 
den Drifügung über ein veräußerliches Recht wirkt grundſätzlich nicht gegen 
1 en Sein Erwerb wird nicht beeinträchtigt und eine Schadenserſatz⸗ 
rechte des Dritten nicht ſchon dadurch begründet, daß er in Kenntniß der 
i geſchäftlichen Verfügungsbeſchränkung erworben hat. Dies gilt insbe⸗ 
vereint auch für die durch Auflage angeordnete oder in einem Chevertrage 
Sich arte (KG. Jahrb. 20 A 292) Verfügungsbeſchränkung, SS 255, 1940. 

erung durch Teſtamentsvollſtrecker vgl. $$ 2203 ff. 


e. Rechtsgeſchäftliches 
Veräußerungs⸗ 
verbot. 


3. Verſtoß gegen die 
guten Sitten. 


Wucherliche Geſchäfte. 
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§ 138. Ein Rechtsgeſchäft, das gegen die guten Sitten verſtößt, 
iſt nichtig. 

Nichtig iſt insbeſondere ein Rechtsgeſchäft, durch das Jemand unter 
Ausbeutung der Nothlage, des Leichtſinns oder der Unerfahrenheit 
eines Anderen ſich oder einem Dritten für eine Leiſtung Vermögens⸗ 
vortheile verſprechen oder gewähren läßt, welche den Werth der 
Leiſtung dergeſtalt überſteigen, daß den Umſtänden nach die Ver⸗ 
mögensvortheile in auffälligem Mißverhältniſſe zu der Leiſtung ſtehen. 


2. Dingliche Sicherung eines obligatoriſchen Anſpruchs durch grund⸗ 
buchliche Eintragung oder Vormerkung ($$ 883 ff.) des dem § 137 Satz 2 
entſprechenden Anſpruchs iſt nicht zugelaſſen, vgl. KG. Jahrb. 21 A 133. 
Mittelbar kann eine dinglich wirkſame Sicherung dadurch erzielt werden, daß 


für den Fall der dem Veräußerungsverbote zuwider erfolgenden Veräuße⸗ 
rung ein Vorkaufsrecht ($$ 1094 ff.) oder eine Sicherungshypothek ($$ 1184 ff.) 
eingetragen oder ein durch die Veräußerung bedingter Anſpruch auf Auf⸗ 
laſſung für den Berechtigten vorgemerkt wird (§ 883). Nicht ausgeſchloſſen 
iſt Eintragung eines im Wege einſtweiliger Verfügung gemäß CPD. § 938 
gegebenen Veräußerungsverbots, $ 136. Vgl. auch Borb. Nr. 4 zum 2. Buche. 

3. Verfügungsbeſchränkungen, welche, obwohl fie fih in einem Rechtsge⸗ 
1 e dennoch Wirkſamkeit gegen Dritte haben, $ 135 Note 4a, c; 
val. auch g. 

II. Das Verhältniß unter den Parteien (Satz 2). 

1. Zuwiderhandlung gegen eine wirkſame obligatoriſche Verpflichtung, 
über einen Gegenſtand nicht zu verfügen, kann einen Intereſſeanſpruch be: 
gründen (§§ 275 ff.). 

2. Nichtigkeit des pactum de non vendendo vel oppignerando zwiſchen 
Grundſtückseigenthümer und Hypothekengläubiger $ 1136. 

3. Einwirkung des Erbvertrags auf die Verfügungsbefugniß des Erb: 
laſſers 88 2286. s 

II. Verhüttuiß des § 137 zu § 399. § 399 (413) läßt die Ausſchlie⸗ 
ßung der Uebertragbarkeit einer Forderung und anderer Rechte mit ding⸗ 
licher Wirkung durch Rechtsgeſchäft zwiſchen den Parteien (Gläu⸗ 
biger und Schuldner) zu; $ 137 verjagt einem Rechtsgeſchäfte zwiſchen 
dem Gläubiger (dem Berechtigten) und einem Dritten, welches auf Aus⸗ 
ſchließung oder Beſchränkung der Verfügungsbefugniß gerichtet iſt, die ding⸗ 
liche Wirkung. Im Uebrigen vgl. zu § 399. 

IV. Uebergangsbeſtimmung: EG. Art. 168. 


§ 138. 1. Die Vorſchrift bezieht ſich auf alle Arten der 
Willenserklärungen, ſowohl auf einſeitige als auch auf Verträge (vgl. 
$ 399 Note 2), auf ſolche unter Lebenden als auch von Todeswegen. — Wird 
nur ein Theil der Willenserklärung durch die nach § 138 eintretende Nichtig⸗ 
keit betroffen (4. B. eine unſittliche Bedingung), ſo iſt nach § 139 die 
Einwirkung der theilweiſen Nichtigkeit auf den Beſtand des ganzen Geſchäfts 
zu beurtheilen. Dies gilt insbeſondere auch für Rechtsgeſchäfte von Todes⸗ 
wegen. 

J Der Verſtoß gegen die guten Sitten fann (vgl. Prot. J S. 123) 
ſowohl in dem Motive zur Vornahme und in dem Zwecke des Rechts⸗ 
geſchäfts (3. B. Vermiethung eines Hauſes zu Bordellzwecken, RG. 38 199, 
Vermittelung eines ſolchen Kaufes, RG. Seuff. 55 148, OLG. 4 238), wie in 
dem Inhalte des Geſchäfts zu finden ſein (z. B. Verpflichtung zu einem 
unſittlichen Thun, Dulden oder Unterlaſſen, Begründung einer Verpflichtung 
auf einem Gebiete, wo die freie Selbſtbeſtimmung eine ſittliche Forde⸗ 
rung ift). r 

Aus der Praxis: 

a. Mangel vornehmer Geſinnung oder idealer Anſchauung nicht 


b. 


J 


h. 


= 
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gleichbedeutend mit Verſtoß gegen die guten Sitten, RG. JW. 1900 


S. 67237; KGB. 1900 S. 90. — Zahlungspflicht des Ehemanns 
gegenüber dem Verführer ſeiner Frau für Herausgabe bloßſtellender 
Briefe und Aufenthaltsbeſchränkung, RG. Gruch. 44 937. 

Der Maßſtab für den Begriff der guten Sitte iſt dem herrſchenden 
Volksbewußtſein zu entnehmen, „dem Anſtandsgefühl aller billig und ge⸗ 
recht Denkenden“, unter Berückſichtigung der Sittenanſchauung des Volks⸗ 
kreiſes, in dem ſich die herrſchende Sitte ausprägt; ſo iſt z. B. auf dem 
Gebiete des Handelsverkehrs die Anſchauung anſtändiger Kaufleute zu 
berückſichtigen, RG. JW. 1901 S. 351. 


Der geſetzliche Ausſchluß der Klagbarkeit (Ehemakellohn § 656, 


Spiel § 762) bedeutet nicht ſchlechthin Nichtigkeit wegen Verſtoßes gegen 
die guten Sitten. Soweit ein ſolcher Verſtoß nicht nach den beſonderen 
Umſtänden vorliegt, ſind die betreffenden Verbindlichkeiten erfüllbar, RG. 
46 179, JW. 1900 S. 638, 672. 


Abkommen zur Verheimlichung begangener ſtrafbarer Handlungen zum 


Zwecke, den Thäter der Strafe zu entziehen, nichtig, RG. 33 337, JW. 
1901 S. 26231, 


Annahme einer Schenkung in Kenntniß, daß der geſchenkte Gegenſtand 


mit ſtrafbar erlangten Mitteln angeſchafft worden, als ſittenwidrig nichtig, 
RG. 48 293, IW. 1901 S. 149, Seuff. 56 258. 


Sittenwidrige Beſchränkung der Selbſtbeſtimmung. (Unwiderrufliche Gene- 


ralvollmacht vgl. § 168 Note 3e für Prokura HGB. § 52; Verpflichtung, ein 
Staatsamt niemals zu übernehmen NG. Gruch. 44 1108; Verpflichtung 
eines Gewerbetreibenden, ſeine Waaren ausſchließlich von der Gegen⸗ 
partei zu beziehen, vgl. OLG. 4 205 Bierentnahmevertrag.) 


- Ausbedingung eines Vortheils ohne legitime Gegenleiſtung und unter 


Mißbrauch einer Vertrauensſtellung und Vertretungsmacht; Verwerflich⸗ 
keit einer Willenserklärung, welche den Thatbeſtand einer ſtrafbaren 
Handlung, wenn auch nicht vollſtändig, ſo doch faſt vollſtändig erſchöpft, 
RG. JW. 1901 S. 2137. 

Verträge über einwandsloſe Herbeiführung oder Erleichterung der Ehe⸗ 
ſcheidung, vgl. § 1564 Note J. 4. — Verträge auf Beförderung der Ehe- 
ſchließung nicht ſchlechthin unſittlich. Voreheliches Verſprechen einer Lei⸗ 
tung ſeitens eines Ehegatten an den anderen für den Fall der Ehe⸗ 


chließung kann gültig ſein, RG. Gruch. 44 941. 


acta de non licitando ſind von Fall zu Fall zu beurtheilen, vgl. § 134 
Note 1. Ebenſo Vereinigungen zum gemeinſchaftlichen Bieten zwecks nach⸗ 
Se Verſteigerung der erſtandenen Gegenſtände unter den Genoſſen, 

4 243 


. Religionswechſel oder Ausſchluß deſſelben kann niemals Gegenſtand einer 


Verpflichtung fein, unter Umſtänden aber zuläffiger Inhalt einer Bedin- 


38 0 vgl. RG. 21 279. 


(Abſ. 2.) Wucherliche Geſchäfte. 


Die eiwilrechtlichen Vorſchriften des Wuchergeſetzes v. 24. Mai 1880 / 


W 1893 find gemäß EG. Art. 47 aufgehoben mit Ausnahme des 
rt. 4. 


Wuchergesetz. Artikel 4 Wer aus dem Betriebe von Geld- oder 
‚reditgeschäften ein Gewerbe macht, hat die Rechnung des Geschäftsjahres 


‚für jeden, welcher ein Geschäft der bezeichneten Art mit ihm abgeschlossen 


@ und daraus sein Schuldner geworden ist, abzuschliessen und dem Schuld- 
ner binnen drei Monaten nach Schluss des Jahres einen schriftlichen Auszug 
eser Rechnung mitzutheilen, der ausser dem Ergebniss derselben auch er- 
kennen lässt, wie solches erwachsen ist. 

Mer sich dieser Verpflichtung vorsätzlich entzieht, wird mit Geldstrafe 
os zu fünfhundert Mark oder mit Haft bestraft und verliert den Anspruch 
auf die Zinsen für das verflossene Jahr hinsichtlich der Geschäfte, welche 
in den Rechnungsauszug aufzunehmen waren. 

5. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 9 


9 138 
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VE nge zue § 139. Iſt ein Theil eines Rechtsgeſchafts nichtig, ſo iſt das 
‚ Toeitmeife Nigkigkeit. ganze Rechtsgeſchäft nichtig, wenn nicht anzunehmen ift, daß es auch 
ohne den nichtigen Theil vorgenommen ſein würde. 


Die vorstehenden Bestimmungen finden keine Anwendung: 

1. wenn das Schuldverhältniss auf nur Einem während des abgelaujenen 
Geschäftsjahres abgeschlossenen Rechtsgeschäfte beruht, über dessen Ent- 
stehung und Ergebniss dem Schuldner eine schriftliche Mittheilung be- 
händigt ist; 

2. auf öffentliche Banken, Notenbanken, Bodenkreditinstitute und Hypo- 
thekenbanken auf Aktien, auf öffentliche Leihanstalten, auf Spar- und 
Darleihinstitute öffentlicher Korporationen und auf eingetragene Genos- 
senschaften, soweit es sich bei den eingetragenen Genossenschaften um 
den Geschäftsverkehr mit den Mitgliedern handelt; 

3. auf den Geschäftsverkehr zwischen Kaufleuten, deren Firma in das 
Handelsregister eingetragen ist. 

b. Aus der Praxis. 

a. Verbindung wucherlichen Darlehens mit wucherlichem Verſprechen eines 
Mäklerlohns, DLG. 2 118. 

3. Einkleidung eines wucherlichen Kreditgeſchäfts in die gan einer ſtillen 
Geſellſchaft. Entſcheidend iſt, ob der Abſchluß des Vertrags zur Be⸗ 
friedigung eines augenblicklichen Geldbedürfniſſes erfolgt, RG. 46 112, 
JW. 1900 S. 55616. Vgl. auch RG. 43 116. 

q Zuläſſigkeit der Anſprüche des Bewucherten gegenüber einem vorlie⸗ 
genden rechtskräftigen Urtheile nur, wenn in der Erwirkung dieſes 
Urtheils ein neuer wucherlicher Vermögensvortheil liegt, RG. 39 142. 

5. Das Mißverhältniß zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung muß objek⸗ 
tiv, insbeſondere auch in Anſehung des Bewucherten, vorhanden ſein; 
es genügt nicht, daß dieſes Mißverhältniß nur in Anſehung der 
Perſon des Empfängers der Leiſtung beſteht, RG. IW. 1901 S. 1. 

8. Berückſichtigung der Kreditunwürdigkeit des Darleihers als Grund 
für geſteigerte Gegenleiſtung, DLG. 4 205. 

4. Rückforderung einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Leiſtung 
39 812 ff., 817, 819. 

5. Schadens erſatz wegen einer gegen die guten Sitten verſtoßenden 
vorſätzlichen Schadenszufügung $ 826. 

6. Verſtoß gegen die öffentliche Ordnung kein ſelbſtändiger Nichtig⸗ 
keitsgrund, vielmehr nur in Verbindung mit § 134 oder § 138. 

7. Auch vor dem Inkrafttreten des BGB. gethätigte Rechtsgeſchäfte 
unterliegen der Vorſchrift des $ 138. NRG. 47 103, IW. 1901 S. 1, 639. — 
In Seuff. 56 169 wird es abgelehnt, den § 138 auf einen nach altem Rechte 
zu beurtheilenden Verzicht auf eine Forderung anzuwenden, weil es ſich 
hierbei nicht um Durchſetzung eines gegen § 138 verſtoßenden Anſpruchs 
handelt. 

8. Internationales Privatrecht vgl. EG. Art. 30. 

§ 139. 1. Totale Nichtigkeit. „Ein nichtiges Rechtsgeſchäft wird in An⸗ 
ſehung der gewollten rechtlichen Wirkungen fo angeſehen, als ob es nicht 
vorgenommen wäre“, Entw. I $ 108. 

a. Kraft Geſetzes eintretende Nichtigkeitsgründe: Willensmangel SS 116 bis 
118; Formwidrigkeit § 125; Verbotswidrigkeit § 134; Sittenwidrigkeit 
§ 138; Geſchäftsunfähigkeit SS 104 ff. Unverſtändliche oder wider⸗ 
ſpruchsvolle Erklärung § 133 Note 1. 

b. Wegen der in Folge Anfechtung eintretenden Nichtigkeit des anfechtbaren 
Geſchäfts vgl. § 142. 

e. Die Nichtigkeit iſt vom Richter von Amtswegen, d. h. ohne daß es der 
Geltendmachung durch die Partei bedarf, zu berückſichtigen, wenn der 
feſtgeſtellte Thatbeſtand ihre Vorausſetzungen enthält. 

d. Nichtige Bedingungen Borb. zum 4. Titel Note 3c. 
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§ 140. Entſpricht ein nichtiges Rechtsgeſchäft den Erforderniſſen 
eines anderen Rechtsgeſchäfts, ſo gilt das letztere, wenn anzunehmen 
iſt, daß deſſen Geltung bei Kenntniß der Nichtigkeit gewollt ſein würde. 

§ 141. Wird ein nichtiges Rechtsgeſchäft von demjenigen, welcher 
es vorgenommen hat, beſtätigt, ſo iſt die Beſtätigung als erneute 
Vornahme zu beurtheilen. 

Wird ein nichtiger Vertrag von den Parteien beſtätigt, ſo ſind 
dieſe im Zweifel verpflichtet, einander zu gewähren, was ſie haben 
würden, wenn der Vertrag von Anfang an gültig geweſen wäre. 


2. Theilweiſe Nichtigkeit (§ 139). i , 

a. Die Vorſchrift bezieht fich ſowohl auf die unmittelbar kraft Geſetzes als 
auch auf die auf Grund einer Anfechtung eintretende theilweiſe Nichtig⸗ 
keit. Theilweiſe Nichtigkeit kann in verſchiedenen Arten vorliegen, ſo, 
wenn eine einzelne Vertragsbeſtimmung hiervon betroffen wird z. B. bei 
Vereinbarungen in Verbindung mit nichtigen Börſentermingeſchäften, RG. 
IW. 1901 S. 2351, 1900 S. 76236; ferner § 313 Note 30, oder auch wenn 
eine einheitliche Erklarung in quanto zum Theil gültig, zum Theil nichtig 
ijt (vgl. § 1624 Note 2a); wenn eine Beurkundung inſoweit nichtig ift, 
als zu Gunſten einer der bei der Beurkundung mitwirkenden Perſonen 
(Richter, Notar, Gerichtsſchreiber, Zeugen oder eines ausgeſchloſſenen Ver⸗ 
wandten derſelben) Verfügung getroffen wird, vgl. FrG. § 171, 170; 
wenn ein einheitlich mit Mehreren geſchloſſener Vertrag in Anſehung 
Einzelner nichtig ift (vgl. § 427). Nichtigkeit eines von Miteigenthümern 
geſchloſſenen Kaufvertrags bezüglich eines Miteigenthümers RG. 39 221. 
Nichtigkeit des ganzen Vertrags wegen Verweigerung der in Anſehung 
eines Mitkontrahenten erforderlichen vormundſchaftsgerichtlichen Geneh⸗ 
migung, RG. IW. 1902 Beil. S. 211. — Vollmacht als Theil eines form- 
nichtigen Vertrags RG 50 163. 

Beweislaſt: Gegenüber der Regel, daß theilweiſe Nichtigkeit das ganze 
Geſchäft nichtig macht, iſt die Ausnahme, daß das Geſchäft auch ohne 
den nichtigen Theil vorgenommen wäre, zu beweiſen (vgl. auch § 155). 
Ebenſo für Erbvertrag § 2208. Anders für letztwillige Verfügungen § 2085. 
€. Nichtige Bedingungen als Urſache totaler oder theilweiſer Nichtigkeit 

Litelvorb. vor § 158 Note 3c. 

3. Sonderregelung bei Alternativobligationen §§ 265, 306, 307 Ab}. 2. 

$ 140. 1. Die Vorſchrift des § 140 ift ſowohl auf Rechtsgeſchäfte, die 
kraft Geſetzes nichtig ſind, als auch auf ſolche, die in Folge einer Anfechtung 
nichtig werden ($ 142), anwendbar. Durch die Faſſung der Vorſchrift ſoll 
zum Ausdrucke gebracht werden (Prot. I 126 f.), daß der Wille der Parteien 
be Vornahme des nichtigen Rechtsgeſchäfts weder unmittelbar, noch eventuell 
auf das in dieſem enthaltene andere Rechtsgeſchäft gerichtet zu fein brauche. 

Entſcheidend iſt der von den Parteien erſtrebte thatſächliche Erfolg. 

Beiſpiele einer Umdeutung finden ſich in § 2101, ferner für den Ueber⸗ 
gang Ech. Art 205. — Aufrechterhaltung eines wegen Mangels der Wechſel⸗ 

klauſel nichtigen Eigenwechſels als Schuldverſprechen RS. 48 223. 

8 141. 1. Die Vorſchrift bezieht fih auch auf anfechtbare und angefoch⸗ 

iene Geſchäfte, vgl. § 142 und Note III. 1 daſelbſt. — Ueber Genehmigung 

relativ unwirkſamer Geſchäfte durch den Dritten, dem gegenüber die Un⸗ 

wirkſamkeit beſteht, § 185. 

Reit Rangverhältniß bei grundbuchlicher Eintragung auf Grund nichtigen 

Getsgeſchäfts § 879 Abſ. 2. Wegen des in dieſem Falle für den guten 

. maßgebenden Zeitpunkts § 892 Abſ. 2. — Form § 125 Note II. 2. 

Dei Wegen der Rechtslage unter den Parteien und im Verhältniſſe zu 
2 vgl. zu § 142 Note III. 

Sonderregelung: Beſtätigung einer nichtigen Ehe § 1325 Abi. 2. 
9 * 


z 


2. Umdeutung (Konver⸗ 
fon). 


3. Beſtätigung. 


VI. Anfechtbarkeit. 
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142. Wird ein anfechtbares Rechtsgeſchäft angefochten, ſo iſt 


Wirkung der Anfet oa als von Anfang an nichtig anzufehen. 


tung. 


Wer die Anfechtbarkeit kannte oder kennen mußte, wird, wenn die 
Anfechtung erfolgt, ſo behandelt, wie wenn er die Nichtigkeit des 
Rechtsgeſchäfts gekannt hätte oder hätte kennen müſſen. 


S 142. J. Vorausſetzungen der Anwendbarkeit des § 142. 

1. Ein Rechtsgeſchäft (vgl. Abſchnittsvorb. vor § 104). Die Vorſchrift iſt 
nicht anwendbar auf Rechts verhältniſſe (Anfechtung der Ehelichkeit 
§§ 1593 ff., auf den Erbſchaftserwerb durch einen Erbunwürdigen §§ 2340 ff.); 
Sonderregelung: Anfechtung der Eheſchließung §§ 1330 ff. 

2. Ein anfechtbares Rechtsgeſchäft. Als Anfechtungsgründe kommen 
hier nur Irrthum, Täuſchung, Drohung § 119 ff., 123 f. in Betracht. — Die 
Anfechtung wegen Verkürzung der Gläubiger iſt ſelbſtändig geregelt 
(KO. §§ 29— 42; Anfechtungsgeſetz v. 21. Juli 1879, abgedruckt hinter § 144). 
Bei theilweiſer Anfechtbarkeit des Rechtsgeſchüfts greift § 139 ein. 

3. Eine — dem Geſetz entſprechende — Anfechtung. 

a. Anfechtungsberechtigt iſt regelmäßig nur der Erklärende ſelbſt. 

Ausnahmen: für den Anſpruch des Arbitrators § 318, letztwillige Ver⸗ 

fügung § 2080; Erbvertrag §§ 2279, 2080, 2285. 

Nicht anfechtungsberechtigt find Bürge, Grundſtückseigen⸗ 
thümer, Verpfänder bezüglich der Hauptſchuld bzw. der perſönlichen 
Schuld; wegen der ihnen zustehenden Einrede vgl. § 770, 1137, 1211 
und unten zu II. 

Selbſtverſtändlich kann die Anfechtungserklärung auch durch einen Ver⸗ 
treter, insbeſondere auch durch den Prozeß bevollmächtigten (vgl. Titels 
vorb. vor § 164 Note BI I) natürlich unter Wahrung der Anfechtungsfriſt, 
(vgl. zu c und RG. 48 218, 49 392, 50 143 f., JW. 1901 S. 495, 767, 1902 
S. 122) abgegeben werden. Vertretung ohne Vertretungsmacht § 180. 

Anfechtungsgegner $ 143. 

„Anfechtungsfriſt: bei Irrthum $ 121; Drohung und Täuſchung § 124. 
Sondervorſchriften: Anfechtung der Beſtimmung des Arbitrators 

§ 318; der Anerkennung der Ehelichkeit $ 1599; der Annahme und Aus⸗ 

ſchlagung der Erbſchaft § 1954; der letztwilligen Verfügung § 2082; des 

Erbvertrags §§ 2283, 2285. 

d. Die Anfechtungserklärung $ 143. 

II. Vor der Anfechtung beſteht das anfechtbare Geſchäft. Es hängt aus⸗ 
ſchließlich von dem Anfechtungsberechtigten ab, ob er anfechten will oder nicht. 
Sein Anfechtungsrecht erliſcht durch Ablauf der Anfechtungsfriſt (I. 30) oder 
Beſtätigung, § 144. Ein Dritter kann ſich auf die Anfechtbarkeit nicht be⸗ 
rufen, ausgenommen der Bürge § 770, der Grundſtückseigenthumer § 1137, 
der Verpfänder § 1211, denen indeß nur eine aufſchiebende Einrede gegen 
den Anſpruch aus der Bürgſchaft bzw. aus der Hypothek oder dem Pfandrechte 
gegeben iſt, ſolange dem Anfechtungsberechtigten das Anfechtungsrecht zuſteht. 

III. Rechtslage nach der Anfechtung. 

1. Die einmal erfolgte Anfechtung tann nicht einſeitig mit der 
Wirkung zurückgenommen werden, daß das Geſchäft ex tune wieder wirkſam 
wird; vgl. § 141 und RG. JW. 1902 Beil. S. 229. — Anders: bei Zurück⸗ 
nahme der Klage auf Anfechtung der Ehe § 1341 Abſ. 2; bei Anfechtung der 
Anfechtungserklärung vgl. zu § 143. 

2. Anfechtung eines obligatoriſchen Geſchäfts: 

a. vor Erfüllung ift gegenüber dem Anſpruch aus dem Geſchäfte, mag derz 
ſelbe von dem Vertragsgegner oder von einem Dritten (ngl. Titelvorb. 
vor $ 116 Note 20% Abf. 2) erhoben werden, die Einwendung, daß der 
Anſpruch gemäß § 142 erloſchen, begründet. Hierauf kann ſich Jeder, 
insbeſondere alſo auch der Bürge (§ 767 Satz 1), der Grundſtückseigen⸗ 
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§ 143. Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
Anfechtungsgegner. 

Anfechtungsgegner iſt bei einem Vertrage der andere Theil, im 
Falle des $ 123 Abſ. 2 Satz 2 derjenige, welcher aus dem Ber- 
trag unmittelbar ein Recht erworben hat. 

Bei einem einſeitigen Rechtsgeſchäfte, das einem Anderen gegen⸗ 
über vorzunehmen war, iſt der Andere der Anfechtungsgegner. Das 
Gleiche gilt bei einem Rechtsgeſchäfte, das einem Anderen oder einer 
Behörde gegenüber vorzunehmen war, auch dann, wenn das Rechts⸗ 
geſchäft der Behörde gegenüber vorgenommen worden iſt. 

Bei einem einſeitigen Rechtsgeſchäft anderer Art iſt Anfechtungs⸗ 
gegner Jeder, der auf Grund des Rechtsgeſchäfts unmittelbar einen 
rechtlichen Vortheil erlangt hat. Die Anfechtung kann jedoch, wenn 
die Willenserklärung einer Behörde gegenüber abzugeben war, durch 
Erklärung gegenüber der Behörde erfolgen; die Behörde ſoll die An⸗ 
fechtung demjenigen mittheilen, welcher durch das Rechtsgeſchäft un⸗ 
mittelbar betroffen worden iſt. 


thümer ($$ 1113, 1163, indeß $$ 892, 1138), der Verpfänder ($ 1210 
Satz 1) berufen; 

b. nach Erfüllung greift der Anſpruch aus der ungerechtfertigten Bereiche⸗ 
rung (§§ 812 ff.) ſowohl gegen den Vertragsgegner wie gegen Dritte (vgl. 
zu à) ein. Aus dem kraft Anfechtung nichtigen Vertrage können Anſprüche 
nicht mehr geltend gemacht werden; ſo insbeſondere auch nicht der An⸗ 
ſpruch auf Wandelung. Vgl. hierzu und namentlich über die Einwirkung 

auf die Gerichtszuſtändigkeit RG. 49 421, JW. 1901 S. 364. 
3. Anfechtung einer rechtsgeſchäftlichen Verfügung (dinglichen 

Geſchäfts). Vgl. Abſchnittsvorb. vor $ 104 Note 5. 

a. Eine Rechtsübertragung hat nicht ſtattgefunden. Der Anfechtende ift der 
Berechtigte geblieben; er wird nicht Rechtsnachfolger des Anfechtungs⸗ 
gegners weder im Sinne des § 325 CPO. (Wirkſamkeit des rechtskräf⸗ 
tigen Urtheils), noch im Sinne des § 221 (Anrechnung der Verjährungs⸗ 
zeit); er hat den dinglichen Anſpruch auf Beſeitigung des dieſer Rechts⸗ 
lage nicht entſprechenden Zuſtandes, insbeſondere auf Rückgabe der Sache. 
Berichtigung des Grundbuchs $ 894. — Feſtſtellungsklage CPO. § 256. 

b. Der (ſcheinbare) Sonderrechts nachfolger des eee hat 
von einem Nichtberechtigten erworben. Er weicht dem dinglichen An⸗ 
ſpruche des wirklich Berechtigten, ſofern nicht die Vorſchriften über gut⸗ 
gläubigen Erwerb (vgl. Abſchnittsvorb. vor § 104 Note 5c und zu § 816) 
ihn ſchützen. Kenntniß und Kennenmüſſen der Anfechtbarkeit § 142 Abſ. 2. 

e. Die Anfechtung der rechtsgeſchäftlichen Verfügung T demnach ſelbſt keine 
rechtsgeſchäftliche Verfügung über den Gegenſtand, ſondern beſeitigt ledig⸗ 
lich den ſcheinbaren Thatbeſtand des früheren Erwerbes. 

„ Verjährung der von der Ausübung des Anfechtungsrechts abhängigen 

Ansprüche § 200; vgl. auch zu § 194 Note 2b. 

8 5., Beſondere Schutzvorſchriften: bei Anfechtung wegen Täuſchung 

$ 123 Abſ. 2; bei anfechtbarer Vollmacht §§ 171, 172; bei anfechtbarer Ab- 

tretung 88 409, 372 Satz 2; bei erzwungener Eheſchließung § 1704. 

$ 143. 1. Die Anfechtungserklärung (Abſ. 1) ift eine einfeitige, 
empfangshedürftige Willenserklärung, $$ 130 ff., die, ſoweit nicht beſondere 
ormvorſchriften (Note 3) eingreifen, formlos auch ſtillſchweigend erfolgen 
läßt, wenn ſie nur genügend deutlich den Willen des Erklärenden erkennen 

SE daß das Rechtsgeſchäft oder der von der Anfechtbarkeit betroffene Theil 

ſſelben (§ 139) unwirkſam ſein ſoll, RG. JW. 1901 S. 495. Die Anfechtung 


2. Anfechtungserklärung. 


3. Anfechtungsgegner- 


4. Beftätigung. 


Zum Anfechtungsgeſetz. 
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§ 144. Die Anfechtung ift ausgeſchloſſen, wenn das anfechtbare 
Rechtsgeſchäft von dem Anfechtungsberechtigten beſtätigt wird. 

Die Beſtätigung bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft be⸗ 
ſtimmten Form. 

Gesetz, 

beir, die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners 

ausserhalb des Konkursverfahrens. Vom 21. Juli 1879. 

(GBl. S. 277.) 

(in der durch Art. VII des Einführungsgesetzes zu dem Gesetze betr. Aende- 
rungen der Konkursordnung vom 17. Mai 1595 festgesetzten Fassung; die 
Aenderungen sind durch Sperrdruck kenntlich gemacht.) 

Wir etc. verordnen im Namen des Reichs nach erfolgter Zustimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 
$1. Rechtshandlungen eines Schuldners können ausserhalb des Kon- 
kursverfahrens zum Zwecke der Befriedigung eines Gläubigers als 
diesem gegenüber unwirksam nach Massgabe der folgenden Bestim- 
mungen angefochten werden. 
$ 2. Zur Anfechtung ist jeder Gläubiger, welcher einen vollstreck- 
baren Schuldtitel erlangt hat und dessen Forderung fällig ist, befugt, 
sofern die Zwangsvollstreckung in das Vermögen des Schuldners zu 
einer vollständigen Befriedigung des Gläubigers nicht geführt hat oder 
anzunehmen ist, dass sie zu einer solchen nicht führen würde. 
$ 3. Anfechtbar sind: 
1. Rechtshandlungen, welche der Schuldner in der dem anderen Theile 
bekannten Absicht, seine Gläubiger zu benachtheiligen, vorge- 
nommen hat; 


kann auch im Prozeſſe durch den Prozeß bevollmächtigten erfolgen, RG. 50 
143 f. IW. 1901 S. 495, 767; Titelvorb. vor $ 164 Note B11. Auch die 
Anfechtungserklärung kann anfechtbar fein, vgl. zu § 142 Note III 1. 

À 2 Anfechtungsberechtigter, Anfechtungsfriſt vgl. zu § 142 Note 
e Te 

3. Formvorſchriften für die Anfechtung: der Annahme und Ausſchlagung 
der Erbſchaft § 1955, des Erbvertrags § 2282 Abſ. 3, der Eheſchließung 
§§ 1341 f., der Anerkennung der Ehelichkeit § 1599. 

4. Anfechtungsgegner (Abſ. 2—4). Vgl. wegen der verſchiedenen 
Gruppen von Willenserklärungen Vorbem. zu dieſem Titel unter 20 Sr 
Jedermann berechtigt, gegebenen Falles auf Grund der Willenserklärung, 
z. B. auf Grund einer öffentlich bekannt gemachten Bevollmächtigung (§ 171) 
oder Auslobung ($ 657), Rechte gegen den Erklärenden geltend zu machen, 
ſo würde wegen Unbekanntheit des Anfechtungsgegners die Anfechtungs⸗ 
erklärung gemäß § 132 Abf. 2 erfolgen können; dies ift wichtig, wenn die 
anfechtbare Erklärung unwiderruflich ift (8$ 168, 171 Abſ. 2; 658). 

5. Sonderregelung: Anfechtung eines Erbvertrags SS 2281 ff. 

§ 144. 1. Die Beſtätigung ift nicht empfangsbedürftig, kann auch ſtill⸗ 
ſchweigend erfolgen (vgl. Vorbem. zu dieſem Titel unter 2a ), z. B. durch 
Erfüllung, durch Verſprechen einer Vertragsſtrafe in Kenntniß der Anfecht⸗ 
barkeit. Wer Beſtätigung einwendet, iſt beweispflichtig. 

2. Sonderregelung für Ehe § 1337, Erbvertrag § 2284. 

3. Beſtätigung nichtiger Geſchäfte, wozu auch das anfechtbare und 
angefochtene Geſchäft gemäß § 142 gehört, § 141. 

1. Das Anfechtungsrecht ift kein Anſpruch i. S. des BGB. (vgl. § 194 
Note 1 und 2); dieſem Umſtande tragen die Aenderungen in § 3 Nr. 2 und 
3, §4, § 11 (Schlußſatz), § 13 (Abſ. 4) des Anfechtungsgeſetzes Rechnung. 
Vgl. ferner Note 5. 
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9. die in dem letzten Jahre vor der Anfechtung geschlossenen ent- 
gelilichen Verträge des Schuldners 
mit seinem Ehegatten, vor oder während der Ehe, mit seinen 
oder seines Ehegatten Verwandten in auf- und absteigender 
Linie, mit seinen oder seines Ehegatten voll- und halbbürtigen 
Geschwistern oder mit dem Ehegatten einer dieser Personen, 
sofern durch den Abschluss des Vertrages die Gläubiger des 
Schuldners benachtheiligt werden und der andere Theil nicht be- 
weist, dass ihm zur Zeit des Vertragsabschlusses eine Absicht des 
‚Schuldners, die Gläubiger zu benachtheiligen, nicht bekannt war; 
3. die in dem letzten Jahre vor der Anfechtung von dem Schuldner 
vorgenommenen unentgeltlichen Verfügungen, sofern nicht dieselben 
gebräuchliche Gelegenheüsgeschenke zum Gegenstande halten; 
4. die in den letzten zwei Jahren vor der Anfechtung von dem 
Schuldner vorgenommenen unenigelilichen Verfügungen zu Gunsten 
seines Ehegatten. 
$ 3a. Hat der Erbe aus dem Nachlasse Pflichttheils- 
ansprüche, Vermächtnisse oder Auflagen erfüllt, so kann 
ein Nachlassgläubiger der im Konkursverfahren über den 
Nachlass dem Empfänger der Leistung im Range vorgehen 
oder gleichstehen würde, die Leistung in gleicher Weise 
anfechten wie eine unentgeltliche Verfügung des Erben. 

$4 Hat der Gläubiger, bevor er einen vullstreckbaren Schuldtitel 
erlangt hatte oder seine Forderung fällig war, denjenigen, welchem 
gegenuber eine im F 3 Nr. 2 bis 4 bezeichnete Rechtshandlung vor- 
genommen ist, von seiner Absicht, die Handlung anzufechten, durch Zu- 
stellung eines Schriftsatzes in Kenntniss gesetzt, so wird die Frist von 
dem Zeitpunkte der Zustellung zurückgerechnet, sofern schon zu dieser 
Zeit der Schuldner zahlungsunfähig war und bis zum Ablaufe von zwei 
Jahren seit diesem Zeitpunkte die Anfechtung erfolgt ist. 

$5. Die Erhebung des Anfechtungsanspruchs im Wege der Einrede 
kann erfolgen, bevor ein vollstreckbarer Schuldtitel für die Forderung 
erlangt ist; der Gläubiger hat denselben jedoch vor der Entscheidung 
binnen einer von dem Gerichte zu bestimmenden Frist beizubringen. 
$6. Die Anfechtung wird dadurch nicht ausgeschlossen, dass für 
lie anzufechtende Rechtshandlung ein vollstreckbarer Schuldtitel erlangt, 
oder dass dieselbe durch Zwangsvollstreckung oder durch Vollziehung 
eines Arrestes erwirkt worden ist. 
——ůů———3ß—3ꝛ3ůꝛꝛE nn 
d 2. (§ 3 Nr. 4.) Die Streichung der die Sicherſtellung bzw. Rückgewähr 
es Frauenguts betreffenden Beſtimmung (vgl. auch KO. § 32 Ziff. 2) bez 
weckt die Beſeitigung eines Widerſpruchs, der ſich aus dem ehelichen Güter⸗ 
Fra des BGB. ergeben würde. Nach $$ 1391, 1418 Abſ. 1 Nr. 1 hat die 
EN den Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung bzw. Aufhebung der ehemann⸗ 
ichen Verwaltung und Nutznießung, ſobald die Rechte der Frau erheblich 
5 ſind. Aufrechterhaltung der geſtrichenen Beſtimmung ergäbe für 
mann ſerſtellung bzw. Rückgewähr Anfechtbarkeit, wenn fie von dem Ehe- 
De 5 bei günſtiger Vermögenslage, und Unanfechtbarkeit, wenn ſie von 
ej ni bei ungünſtiger Vermögenslage bewirkt wäre. — Nicht aus⸗ 
Plunder ift die Anfechtung der Sicherſtellung bzw. Rückgewähr auf der 

3 age des $ 3 Anfcheſ, vgl. RG. JW. 1901 S. 385. . 

Na lage a) Die Einfügung (vgl. auch KO. $ 222) entſpricht der für den 
9226 ßkonkurs aufgeſtellten Rangordnung der Nachlaßverbindlichkeiten (RD. 
). Vgl. zu §§ 1975 ff. 


Zu § 144. 
Anfechtungsgesele.) 


Zu $ 144. 
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$ 7. Der Gläubiger kann, soweit es zu seiner Befriedigung erfor- 
derlich ist, beanspruchen, dass dasjenige, was durch die anfechtbare 
Handlung aus dem Vermögen des Schuldners veräussert, weggegeben 
oder aufgegeben ist, als noch zu demselben gehörig von dem Empfänger 
zurückgewährt werde. 

Der gutgläubige Empfänger einer unenigeltlichen Leistung hat dieselbe 
nur soweit zurückzugewähren, als er durch sie bereichert ist. 

$ 8. Wegen Erstattung einer Gegenleistung oder im Fall einer 
anfechtbaren Leistung wegen seiner Forderung kann der Empfänger 
sich nur an den Schuldner halten. 

$ 9. Erfolgt die Anfechtung im Wege der Klage, so hat der Klay- 
antrag bestimmt zu bezeichnen, in welchem Umfange und in welcher 
Weise die Rückgewähr seitens des Empfängers bewirkt werden soll. 

$ 10. Liegt ein nur vorläufig vollstreckbarer Schuldtitel des Gläu- 
bigers oder ein unter Vorbehalt ergangenes Urtheil ( Civilprozessordnung 
$$ 540, 599) vor, so ist in dem den Anfechtungsanspruch für be- 
gründet erklärenden Urtheile die Vollstreckung desselben davon abhängig 
zu machen, dass die gegen den Schuldner ergangene Entscheidung rechts- 
kräftig oder vorbehaltlos wird. 

$ 11. Die gegen den Erblasser begründete Anfechtung findet gegen 
den Erben statt. 

Gegen einen anderen Rechisnachfolger desjenigen, welchem gegenüber 
die anfechtbare Handlung vorgenommen ist, findet die gegen den letzteren 
begründete Anfechtung statt: 

1. wenn ihm zur Zeit seines Erwerbes die Umstände, welche 
die Anfechtbarkeit des Erwerbes seines Rechtsvor- 
gängers begründen, bekannt waren; 

2. wenn er zu den im § 3 Nr. 2 genannten Personen gehört, es sei 
denn, dass ihm zur Zeit seines Erwerbes die Umstände, 
welche die Anfechtbarkeit des Erwerbes seines Rechts- 
vorgängers begründen, unbekannt waren; 

3. wenn ihm das Erlangte unentgeltlich zugewendet wor- 
den ist. 

Im Falle des Abs. 2 Nr. 3 findet auf die Haftung des 

Rechtsnachfolgers die Vorschrift des $ 7 Abs. 2 Anwendung. 

Zur Erstreckung der Fristen in Gemässheit des $ 4 genügt die Zu- 
stellung des Schriftsatzes an den Rechtsnachfolger, gegen welchen die 
Anfechtung erfolgen soll. 

$ 12. Die Anfechtung einer nach $ 3 Nr. I anfechtbaren 
Handlung kann nur binnen zehn Jahren erfolgen. Auf den 


4. (SIL) Die Aenderungen zu $ 11 (KO. $ 40) bezwecken hinſichtlich der 

Anfechtung gegen den Sondernachfolger des Anfechtungsgegners 

a. eine Ausgleichung des Abſ. 2 Nr. 1 mit Nr. 2; auch bei Nr. 1 ſoll die 
Anfechtung nicht auf den Fall beſchränkt ſein, daß die Handlung von 
dem Schuldner in der Abſicht, die Gläubiger zu benachtheiligen, vorge: 
nommen iſt (§ 3 Nr. 1); vielmehr ſoll auch eine Berückſichtigung der 
anderen Anfechtungsgründe (§ 3 Nr. 2—4) zugelaſſen werden; 

b. die Klarſtellung, daß der gutgläubige Erwerb eines Sondernachfolgers 
die Anfechtung gegen ſpätere Sondernachfolger ausſchließt; 

e. die Zulaſſung der Anfechtung gegen den unentgeltlich erwerbenden Sonder: 
nachfolger (vgl. BGB. § 816 Abſ. 1 S. 2; $ 822). Die Haftung des gut⸗ 
gläubigen Erwerbers iſt auf die Bereicherung beſchränkt (§ 7 Abſ. 2). 

5. ( 13.) Ob die Anfechtung durch rechtsgeſchäftliche Willenserklärung 
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Lauf der Frist finden die für die Verjährung geltenden 
Vorschriften des § 203 Abs. 2 und der SS 206, 207 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. 

Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der 
Gläubiger den vollstreckbaren Schuldtitel erlangt hatte 
und seine Forderung fällig war, wenn aber die Rechts- 
handlung nach diesem Zeitpunkte vorgenommen ist, mit der 
Vornahme der Handlung. 

Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn seit der Vor- 
nahme der Rechtshandlung dreissig Jahre verstrichen sind. 

$ 13. Wird über das Vermögen des Schuldners das Konkursver- 

fahren eröffnet, so steht die Verfolgung der von Konkursgläubigern er- 
hobenen Anfechtungsansprüche dem Konkursverwalter zu. Aus dem 
Erstrittenen sind dem Gläubiger die Prozesskosten vorweg zu erstatten. 

Ist das Verfahren über den Anfechtungsanspruch noch rechtshängig, 
so wird dasselbe unterbrochen. Im Falle einer Verzögerung der Auf- 
nahme kommen die Bestimmungen der Civilprozessordnung $ 239 zur 
entsprechenden Anwendung. Der Konkursverwalter kann den Anspruch 
nach den Vorschriften der Konkursordnung $$ 37 bis 39, 41 in Ge- 
mässheit der $$ 269, 529 der Civilprozessordnung erweitern. Lehnt 
der Verwalter die Aufnahme des Rechtsstreits ab, so kann derselbe 
rücksichtlich der Prozesskosten von jeder Partei aufgenommen werden. 
Durch die Ablehnung der Aufnahme wird die Befugniss des Verwalters, 
nach den Vorschriften der Konkursordnung das Anfechtungsrecht aus- 
Zuben, nicht ausgeschlossen. 

Soweit der Gläubiger aus dem Zurückzugewährenden eine Sicherung 
oder Befriedigung erlangt hat, finden auf die Anfechtung derselben die 
Vorschriften des $ 30 Nr. 1 der Konkursordnung entsprechende An- 
wendung. 

Nach der Beendigung des Konkursverfahrens können Anfechtungs- 
rechte, deren Ausübung dem Konkursverwalter zustand, von den einzelnen 
Gläubigern nach Massgabe dieses Gesetzes verfolgt werden, soweit nicht 
dem Anspruch enigegenstehende Einreden gegen den Verwalter erlangt 
sind, War die Anfechtung nicht schon zur Zeit der Eröffnung 
des Konkursverfahrens erfolgt, so wird die im $3 Nr. 2 bis 4 be- 
stimmte Frist von diesem Zeitpunkte berechnet, sofern die Anfech- 
tung bis zum Ablauf eines Jahres seit der Beendigung des Konkurs- 
verfahrens erfolgt. 

Rechtshandlungen, welche der Gemeinschuldner rücksichtlich seines 
Richt zur Konkursmasse gehörigen Vermögens vorgenommen hat, können 
von den Konkursgläubigern auch während des Konkursverfahrens nach 


assgabe dieses Gesetzes angefochten werden. 
— 


oder durch Klage bezw. Einrede zu erfolgen hat, iſt aus dem Anfechtungs⸗ 
geſetze ſelbſt zu entnehmen; das BGB. beſtimmt hierüber nichts. Nach 
R Kom. Bericht z. KD. S. 137. geſtaltet fih die Anfechtung folgendermaßen: 
A. Die Anfechtung erfolgt durch die dem Anfechtungsgegner gegenüber ab: 
zugebende Anfechtungserkläͤrung (58 130 ff. BGB.). Dieſelbe ift in An- 
lehnung an BGB. § 121 an eine Ausſchlußfriſt geknüpft (vgl. hierüber 

b Litelvorb. vor § 186 Note 4. R 
„Iſt die Anfechtungserklärung, was in dem fpäteren Prozeſſe feſtzuſtellen 
iſt, objektiv begründet, ſo wird durch dieſelbe (relative) Unwirkſamkeit 
des angefochtenen Geſchäfts gegenüber dem Anfechtenden begründet und 


Zu § 144. 


Anfechlungsgeset2.) 


Zu $ 144. 


{Anfechtungsgeselz.) 


Vorbemerkung zum 
3. Titel. 
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($ 14. Dieses Gesetz tritt im ganzen Umfange des Reichs gleich- 
zeitig mit der Konkursordnung in Kraft. 

Dasselbe findet auch auf die vor diesem Zeitpunkte vorgenommenen 
Rechtshandlungen Anwendung, sofern sie nicht nach den Vorschriften 
der bisherigen Gesetze der Anfechtung entzogen oder in geringerem 
Umfange unterworfen sind. 

Ist der Anfechtungsanspruch zur Zeit des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes rechtshängig, so bleiben für die Entscheidung des Rechtsstreits 
die Vorschriften der bisherigen Geselse massgebend.) 


Uebergang. Art. VIll des EG. 2. d. Gesetze betr. Aenderungen der 
Konkursordnung vom 17. Mai 1699. 


Die Vorschriften des Artikel VII finden auf die vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes vorgenommenen Rechtshandlungen keine Anwendung. 


Dritter Titel. 
Vertrag. 


— — 

der ſich hieraus ergebende Anſpruch auf Leiſtung zur Entſtehung gebracht. 

Vgl. hierzu §7 des AnfcHeſ. mit Note 2 zu § 136 
e. Wegen Verjährung des Leiſtungsanſpruchs vgl. zu § 200. 

Dem Anfechtungsgegner, welchem gegenüber die Anfechtung erfolgt ift 
oder das Anfechtungsrecht in Anſpruch genommen wird, ſteht die negative 

a att d gemäß CPO. § 256 zu. 

Indeß ſind mit dieſer Auslegung des Geſetzes die §§ 5 und 9 des 

AnfGeſ. kaum vereinbar. 

J. Der Vertragsbegriff ergiebt fih aus den Einzelbeſtimmungen dieſes 
Titels dahin: Willenseinigung mehrerer Parteien, welche durch Antrag der 
einen Partei an die andere und Annahmeerklärung der letzteren gegenüber 
dem Antragenden zu Stande kommt. — Ausnahmsweiſe iſt die Erklarung 
der Annahme gegenüber dem Antragenden nicht erforderlich (§§ 151, 152). 

2. Beweis aſt für Vertragſchluß vgl. zu § 154. 

3. Terminologie: 

a. Im Sachenrechte wird in den Fällen, in welchen der beabſichtigte Erfolg 
außer der Willenseinigung der Parteien noch einen weiteren Thatbeſtand 
(Eintragung in das Grundbuch §§ 873, 925 oder Uebergabe der Sache 
ss 929, 1032, 1205) erfordert, die Willenseinigung nicht als Vertrag, 
fondern als „Einigung“ bezeichnet, wodurch indeß die Anwendung der 
für den Vertrag geltenden allgemeinen Vorſchriften auf dieſen vertrags⸗ 
mäßigen Theil des Geſammtthatbeſtandes nicht in Frage geſtellt wird, 
RG. Jahrb. 22 A 146. Vgl. übrigens § 1246 Abſ. 2, wo „Einigung“ 
in einem anderen Sinne verwendet ift. 

h. Durch „gegenfeitige Verträge“ (SS 320 ff.) werden gegenſeitig Vertrags⸗ 
pflichten übernommen. Vgl. Titelvorb. vor N 320 

4. Vertrag als Mittel zur Begründung eines Schuldverhältniſſes $ 305; 
als Mittel rechtsgeſchäftlicher Verfügung vgl. Abſchnittsborb. vor § 104 Note 5. 

5. Vertragsſchließung ohne die erforderliche Zuſtimmung eines Dritten 
0 9 10 ae pe (hinkende Verträge) vgl. Vorb. Nr. 1 u. 2 
vor § 108. 

6. Das Handelsgeſetzbuch enthält keine Sonderregelung dieſer Materie, 
ſo daß das Recht des BGB. auch für das Gebiet des Handelsrechts un⸗ 
mittelbar gilt. : 

7. Uebergangsregeln für den Fall des Wechſels der Geſetzgebung 
zwiſchen Stellung und Annahme des Antrags vgl. Noten zwiſchen EG. 
Art. 168 und 169. 

8. Internationalrechtliche Beurtheilung der Vertragsſchließung 
vgl. Noten zwiſchen EG. Art. ul are I 
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$ 145. Wer einem Anderen die Schließung eines Vertrags an⸗ 
trügt, iſt an den Antrag gebunden, es ſei denn, daß er die Gebunden⸗ 
heit ausgeſchloſſen hat. 

$ 146. Der Antrag erliſcht, wenn er dem Antragenden gegen- 
über abgelehnt oder wenn er nicht dieſem gegenüber nach den §§ 147 
bis 149 rechtzeitig angenommen wird. 


145. 1. Der Antrag ift eine einem Anderen gegenüber abzugebende 
(empfangsbedürftige) Willenserklärung, auf welche die Vorſchriften des 
zweiten Titels Anwendung finden, vgl. insbeſondere für den Zeitpunkt des 
Wirkſamwerdens § 130. s 

2. Der Antrag muß den Willen des Antragenden, daß der Andere durch 
die Annahmeerklärung einen Vertrag zu Stande bringen ſolle, erkennen laſſen, 
ferner der für den angetragenen Vertrag vorgeſchriebenen Form entſprechen 
und alle nach Geſetz oder dem Willen des Antragenden (§ 154) erheblichen 
Punkte enthalten, NOS. 6 242. Eine Erklärung, welche der erforderlichen 
Beſtimmtheit und der nach objektiven, der Willkür der Parteien entzogenen 
Momenten möglichen Beſtimmbarkeit entbehrt, ift ſelbſt dann kein bindender 
Bertragsantrag, wenn der Erklärende ſich als gebunden erklart, RG. Gruchot 
44 1076. Geſchäftsbedingungen u. dgl., die mit dem Antrage zuſammen 
überſandt werden, ſind (anders als Bemerkungen auf nachträglich gefannten 
Fakturen, Kommiſſionskopien) Theil des Antrags RG. IW. 1901 ©. 621. 

3. Die Ausſchließung der Gebundenheit iſt verſchieden zu beurtheilen, je 
nachdem der Antragende jede Gebundenheit ausſchließt oder ſich nur das 
Recht des Widerrufs vorbehält. Im erſteren Falle, wo der Antragende auch 
ohne Widerruf frei bleiben will, liegt kein Antrag, ſondern Aufforderung 
zu einem ſolchen vor (vgl. Note Ab). Hat der Antragende ſich nur das 
Recht des Widerrufs vorbehalten, ſo kommt der Vertrag zu Stande, wenn 
aor rechtswirkſame Annahme ( 146 ff.) vor dem Wirkſamwerden (8 130) 

es Widerrufs erfolgt (nal. Prot. 1 S. 76). 

Gegenüber dem Nachweiſe, daß ein inhaltlich genügender (Note 2) Antrag 
vorliegt, iſt die ausdrückliche oder ſtillſchweigende lusſchließung der Ge⸗ 
undenheit einzuwenden und zu beweiſen. Nachträgliche Ausſchließung der 
Gebundenheit § 130 Abſ. 1 S. 2. 

4. Aufforderung zur Stellung von Anträgen (invitatio ad 
offerendum) (trotz der verkehrsüblichen Bezeichnung als Antrag) kein Antrag. 
a. Regelmäßig find Anerbieten, die erkennbar für verſchiedene Perſonen 

beſtimmt find (öffentliche Bekanntmachungen, Cirkulare), kein Antrag. 

Nicht ausgeſchloſſen aber iſt, daß auch in einer a Bekannt⸗ 

machung ein Antrag liegt, ſo z. B. wenn eine Ver icherungsgeſellſchaft 

öffentlich eine Aenderung des Verſicherungsvertrags auch für die bereits 

Verſicherten bekannt macht. Erforderniß iſt indeß Annahme durch die 

einzelnen Verſicherten, die unter Umftänden gemäß $ 151 (vgl. Note 2 
N daſelbſt) ſtillſchweigend erfolgen kann; RG. IW. 1900 ©. 8956. 

). Erklärungen in der Form eines Antrags, aber mit dem Ausſchluſſe jeder 
Gebundenheit vgl. Note 3. 

ür Verſteigerungen vgl. § 156. 
lich „Gebundenheit“ bedeutet in S 145 ebenſo, wie an anderen Stellen, ledig⸗ 
beit die Unwiderruflichkeit, welche eintritt, obwohl der zur vollen Wirkſam⸗ 
fi. 5 Rechtsgeſchäfts erforderliche Thatbeſtand noch nicht vollſtändig vor: 
Nor (vgl. § 873 Abſ. 2 und Note A I5 daſelbſt, SS 1741 Note 3b, 1750 
ae 1754: Mat. IV S. 974 f.). Der Antrag zu einer „rechtsgeſchäftlichen 
Pe gung“ ift deshalb auch keine bedingte Verfügung, § 161, und beein- 

chtigt nicht die Verfügungsbefugniß des Antragenden. 

Anträge an Minderjährige § 131 Abſ. 2 S. 2. 
$ 146. 1. Ablehnung des Antrags durch Minderjährige § 111; durch 


Vertragſchließung im 

Allgemeinen. 

1. Gebundenheit des An⸗ 
tragenden. 


2. Erlöſchen des An⸗ | 
trans. | 


3. Geſetzliche Annahme⸗ 
friſt 
a. unter Anweſenden. 


b. unter Abweſenden. 
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$ 147. Der einem Anweſenden gemachte Antrag kann nur ſo⸗ 
fort angenommen werden. Dies gilt auch von einem mittelſt Fern⸗ 
ſprechers von Perſon zu Perſon gemachten Antrage. 

Der einem Abweſenden gemachte Antrag kann nur bis zu dem 
Zeitpunkt angenommen werden, in welchem der Antragende den Ein⸗ 
gang der Antwort unter regelmäßigen Umſtänden erwarten darf. 


die Ehefrau bei geſetzlichem Güterſtande § 1406 Ziff. 2; bei allgemeiner 
GG. § 1453. 

2. Ablehnungspflicht deſſen, der zur Geſchäftsbeſorgung öffentlich beſtellt 
iſt oder ſich hierzu erboten hat, zur Vermeidung von Schadenserſatzpflicht 
88 663, 675; Schweigen als Annahme HGB. § 362. 

3. Die Annahme muß gegenüber dem Antragenden (ausdrücklich oder 
ſtillſchmeigend) erklärt werden (§ 130). Ausnahmen $$ 151 f. 

4. Verſpätete Annahme als rechtzeitige Annahme § 149, als neuer An⸗ 
trag § 150 Abſ. 1. 

5. Annahme mit Einſchränkungen § 150 Abſ. 2. 

6. Aufbewahrung der mit dem Antrag überſandten Wgaren als kauf⸗ 
männiſche Pflicht SOV. § 362 Abſ. 2. Sonſt greift Geſchäftsführung ohne 
Auftrag (ŞS 677 ff.) ein. 

HGB. 8362 Abs. 2. Auch wenn der Kaufmann den Antrag ablehnt, hat 
er die mitgesendeten Waaren auf Kosten des Antragstellers, soweit er für diese 
Kosten gedeckt ist und soweit es olme Nachtheil für ihn geschehen kann, einst- 
weilen vor Schaden zu bewahren. 


§ 147. I. Vertragsſchließung unter Auweſenden. 

1. Ob Vertrag unter Anweſenden oder Abweſenden vorliegt, iſt aus der 
Perſon des Vertreters, nicht des Vertretenen zu beurtheilen, ROH. 8 396f. 
Vertragsantrag durch Vermittler RG. 18 10. 

2. Die Vorſchrift iſt trotz der gewählten Faſſung („kann nur“) dispoſitiv, 
insbeſondere kann auch bei Vertragsantrag unter Anweſenden eine An⸗ 
nahmefriſt gewährt fein, vgl. § 148. „Sofort“ bedeutet die unmittelbare 
Zeitfolge ohne Rückſicht darauf, ob die Verzögerung verſchuldet oder unver⸗ 
ſchuldet ift, vgl. § 121. 

3. leber Willenserklärung durch Fernſprecher von Perſon zu Perſon vgl. 
§ 120. — Ueber Vertragsſchließung mittelſt Fernſprecher ins Ausland vgl. 
hinter EG. Art. 11 „Vertrag“. 

4. Für Verſteigerungen vgl. § 156. 

II. Vertragsſchließung unter Abweſenden. 

1. Ein Antrag unter Abweſenden liegt in allen nicht in Abſ. 1 be 
handelten Fällen vor. Insbeſondere iſt ein mittelſt Fernſprechers (vgl. 
Note 13), nicht von Partei zu Partei, ſondern unter Benutzung einer 
Voerkehrsanſtalt oder einer die Funktion eines Boten ausübenden Mittels⸗ 
perſon geſtellter Antrag ein Antrag unter Abweſenden. — Unrichtige Ueber⸗ 
mittelung der Willenserklärung § 120. 

2. Die Annahmefriſt unter Abweſenden (vgl. auch §§ 151 f.) um: 
faßt folgende Theile: 

a. die unter regelmäßigen Umſtänden (Note 3) erforderliche Dauer der Be⸗ 
förderung des Antrags; 

b. eine Erledigungszeit, welche den Umſtänden des Falles entſpricht; z. B. 
zu berückſichtigen die zur Beſchlußfaſſung durch eine juriſtiſche Perſon 
erforderliche Zeit (Str. A. 84 262), die für eine etwa erforderliche Mit⸗ 
wirkung des Vormundſchaftsgerichts erforderliche Zeit. 

„ die (unter regelmäßigen Umſtänden — Note 3 — erforderliche) Dauer 
der Beförderung der Annahmeerklärung. 

2. Als regelmäßige Umſtände können vorausgeſetzt werden: 

a. der regelmäßige Betrieb der Verkehrsmittel (Poſt, Eiſenbahn ꝛc.); 
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§ 148. Hat der Antragende für die Annahme des Antrags eine 
Friſt beſtimmt, ſo kann die Annahme nur innerhalb der Friſt erfolgen. 

§ 149. Iſt eine dem Antragenden verfpätet zugegangene AMn- 
nahmeerklärung dergeſtalt abgeſendet worden, daß ſie bei regelmäßiger 
Beförderung ihm rechtzeitig zugegangen ſein würde, und mußte der 
Antragende dies erkennen, ſo hat er die Verſpätung dem Annehmen⸗ 
den unverzüglich nach dem Empfange der Erklärung anzuzeigen, ſo⸗ 
fern es nicht ſchon vorher geſchehen iſt. Verzögert er die Abſendung 
der Anzeige, fo gilt die Annahme als nicht verſpatet. 


b. die Wahl des angemeſſenen Beförderungsmittels, z. B. auf telegraphi⸗ 
ſchen Antrag gleichartige Erklärung. 

4. Für das Zuſtandekommen des Vertrags iſt erforderlich 
und genügend, daß die Annahmeerklärung innerhalb der Annahmefriſt 
wirkſam geworden ift ($$ 130 ff.). 

a. Der Zeitpunkt dieſes Wirkſamwerdens tft der Zeitpunkt des Vertrags⸗ 
ſchluſſes. Eine Rückbeziehung findet nicht ſtatt. 

b. Wegen der verſpätet eingetroffenen, aber rechtzeitig abgeſandten An⸗ 
nahmeerklärung vgl. § 149. Verſpätete Annahme als neuer Antrag § 150. 

€. Ueber die Fälle entbehrlicher Annahmeerklärung gegenüber dem An: 
tragenden §§ 151, 152. 


§ 148. 1. Nachträgliche Verkürzung der Annahmefriſt kann 
nach Wirkſamwerden des Antrags nicht einſeitig von dem Antragenden be 
ſtimmt werden ($ 130 Abſ. 1). Ueber den Vorbehalt des Widerrufs vgl. 
§ 145 Note 3. 

2. Eine Friſtſetzung (3. B. durch Verlangen poſtwendender Annahme⸗ 
erklärung bezüglich eines während der Ziehung zugeſandten Lotterielooſes 
RG. 48 175) kann auch ſtillſchweigend erfolgen und den Umſtänden zu ent⸗ 
nehmen fein. ROG. 3 117, 6 244, 8 399; RG. 18 10. Insbeſondere kann 
aus der zwiſchen den Parteien beſtehenden Uebung und auch daraus eine 
Erſtreckung der Annahmefriſt entnommen werden, daß bei den in Rede 
tehenden Vertragsverhandlungen die Parteien ihre Erklärungen ohne Ein⸗ 
haltung der geſetzlichen Annahmefriſt anſtandslos gewechſelt haben. 

3. Für die Friſtberechnung vgl. die Auslegungsvorſchriften der $$ 186 ff. 


8149. 1. Vertheilung der Behauptungs⸗ und Beweislaſt. 
er Annehmende, welcher in Ermangelung des ihm obliegenden Nachweiſes 
der rechtzeitigen Annahme ($ 147), den Vertragsſchluß auf § 149 gründet, 
hat darzuthun: 
a. daß die Annahmeerklärung rechtzeitig abgeſendet worden; 
b. daß der Antragende dies erkennen mußte (§ 122 Abſ. 2); 
e. daß der Antragende nach dem Empfange der Annahmeerklärung oder 
vorher eine Verſpätungsanzeige nicht oder nicht ohne ſchuldhaftes Zögern 
($ 121) abgeſandt hat. (Planck legt den Nachweis rechtzeitiger Ver⸗ 
ſpätungsanzeige dem Antragenden auf.) 
er Antragende hat demgegenüber darzuthun 
zu b u. zu e: welche beſonderen Umſtände ſeine Verantwortlichkeit für das 
Nichterkennen der rechtzeitigen Abſendung der Annahmeerklärung bzw. 
für die Verzögerung der Verſpätungsanzeige ausſchließen. 
à 2. Die Wirkung der verzögerten Abſendung der Verſpätungs⸗ 
nice ige ift die Fiktion, daß die Annahmeerklärung, ſo wie ſie geſchehen, 
105 verſpatet ift. Im Zeitpunkte des thatſächlichen Zugehens der Annahme: 
b ärung kommt der Vertrag zu Stande. Ein Schadenserſatzanſpruch 
8 Unterlaffung rechtzeitiger Verſpätungsanzeige beſteht nicht, vielmehr 
r die Vertragsklage. 


+. Geſetzte Annahmefriſt. 


= Verſpäteter Eingang 
der rechtzeitig abge⸗ 
ſandten Annahmeer⸗ 
klärung. 
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Voerſvätete Annahme. § 150. Die verſpätete Annahme eines Antrags gilt als neuer 
Antrag. 

Annahme mit Haufen. Eine Annahme unter Erweiterungen, Einſchränkungen oder ſonſtigen 

Aenderungen gilt als Ablehnung verbunden mit einem neuen Antrage. 

T. Petra eſchluß, ohne § 151. Der Vertrag kommt durch die Annahme des Antrags 


DJ är - 2 5 = 
er en zu Stande, ohne daß die Annahme dem Antragenden gegenüber er- 


. klärt zu werden braucht, wenn eine ſolche Erklärung nach der Ber- 
Verzicht. kehrsſitte nicht zu erwarten ift oder der Antragende auf fie verzichtet 


hat. Der Zeitpunkt, in welchem der Antrag erliſcht, beſtimmt ſich 
nach dem aus dem Antrag oder den Umſtänden zu entnehmenden 
Willen des Antragenden. 

b. gerichtliche oder $ 152. Wird ein Vertrag gerichtlich oder notariell beurkundet, 
dung unter Aw ohne daß beide Theile gleichzeitig anweſend ſind, ſo kommt der Ver⸗ 
tennen. trag mit der nah § 128 erfolgten Beurkundung der Annahme zu 

Stande, wenn nicht ein Anderes beſtimmt ift. Die Vorſchrift des 
§ 151 Satz 2 findet Anwendung. 


$ 150. 1. Die rechtzeitig abgeſandte, aber verſpätet zugegangene Annahme⸗ 
erklärung ſcheidet hier aus, ſofern ſie nach § 149 als nicht verſpätet gilt. 

2 Auf den neuen Antrag finden die SS 145—150 Anwendung, 

$ 151. 1. Der Hauptfall ift der in die Form einer Beſtellung gekleidete 
Antrag („Senden Sie mir“), vgl. RG. 2 43. 

2. In den Fällen des § 151 ift nicht etwa die Annahme des Antrags 
entbehrlich; dieſelbe muß vielmehr entweder ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
erklärt, d. h. bethätigt werden. Vorausſetzung iſt deshalb jedenfalls, daß 
dem anderen Theile der Antrag bekannt geworden ift (vgl. RG. IW. 1901 
S. 895%. Nach § 151 ift lediglich für die daſelbſt geregelten Fälle die Er- 
klärung der Annahme gegenüber dem Antragenden als entbehrlich bezeichnet. 
Der Antragende bleibt auch ohne die ihm gegenüber erfolgte Annahme⸗ 
erklärung gebunden. Die Erklärung iſt nicht empfangsbedürftig (vgl. zu 
$ 130 Note A II). Einmal wirkſam geworden, iſt die Annahmeerklärung, 
auch wenn fie dem Antragenden noch nicht zugegangen ift, nicht widerruf⸗ 
lich. Anfechtung wegen Willensmangels natürlich nicht ausgeſchloſſen. 

3. Das Erlöſchen des Antrags (S. 2) kommt nur in Betracht, wenn 
innerhalb der nach S. 2 zu beſtimmenden Annahmefriſt die Annahme weder 
ausdrücklich noch ſtillſchweigend erfolgt ift. Iſt die Annahme rechtzeitig er⸗ 
folgt, ſo iſt der Vertrag zu Stande gekommen. Wird die Vertragserfüllung 
durch den Annehmenden verzögert, ſo greifen die allgemeinen Vorſchriften 
über die Schuldverhältniſſe ein; vgl. §§ 284 ff., 328, 361. 

$ 152. 1. Vgl. Prot. V S. 434 ff., insbeſondere 440, 442. § 152 giebt 
für die mittelſt gerichtlicher oder notarieller Beurkundung (§ 128) unter Ab⸗ 
weſenden erfolgende Vertragsſchließung die dispoſitive Vorſchrift, daß 
für das Wirkſamwerden der beurkundeten Annahmeerklärung — abweichend 
von $ 130 — nicht erforderlich ift, daß diefe Erklärung dem anderen Theile 
zugeht. Der Regelfall dürfte ſein, daß die Parteien zu verſchiedenen Zeiten 
die Beurkundung ihrer Erklärungen durch denſelben Notar oder daſſelbe 
Gericht bewirken laſſen, oder daß doch wenigſtens dem anderen Theile be⸗ 
kannt iſt, wo die Beurkundung der Annahmeerklärung erfolgen ſoll. Jeden⸗ 
falls wird man die dispoſitive Vorſchrift dann als ſtillſchweigend ausge⸗ 
ſchloſſen anſehen müſſen, wenn dem anderen Vertragstheile dieſe Kenntniß 
nicht innewohnt oder gar böswillig vorenthalten wird; denn vernünftiger⸗ 
weiſe will kein Kontrahent auf längere Zeit im Unklaren darüber gelaſſen 
werden, ob der Vertrag zu Stande gekommen iſt oder nicht. Jedenfalls 
ift es zweckmäßig zu beſtimmen, daß die Annahme entweder durch eine be⸗ 
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$ 153. Das Zuſtandekommen des Vertrags wird nicht dadurch s. Iod oder Geſchaſts⸗ 
gehindert, daß der Antragende vor der Annahme ſtirbt oder geſchäfts⸗ — a 7 
unfähig wird, es fei denn, daß ein anderer Wille des Antragenden nahme. 
anzunehmen iſt. 

§ 154. Solange nicht die Parteien fih über alle Punkte eines u. 8 
Vertrags geeinigt haben, über die nach der Erklärung auch nur einer 1. ee its 
Partei eine Vereinbarung getroffen werden ſoll, iſt im Zweifel der 
Vertrag nicht geſchloſſen. Die Verſtändigung über einzelne Punkte 
iſt auch dann nicht bindend, wenn eine Aufzeichnung ſtattgefunden hat. 

Iſt eine Beurkundung des beabſichtigten Vertrags verabredet 
worden, ſo iſt im Zweifel der Vertrag nicht geſchloſſen, bis die 
Beurkundung erfolgt iſt. 


ſtimmte Stelle beurkundet oder binnen einer beſtimmten Zeit mitgetheilt 
werden müſſe. Die Erklärung, an den Antrag nur bis zu einem gewiſſen 
Zeitpunkte gebunden ſein zu wollen, bedeutet regelmäßig, d. h. wenn aus 
dem Angebot oder den ſonſtigen Umſtänden ſich nicht ein Anderes ergiebt, 
daß die Annahmeerklärung bis zu jenem Zeitpunkte dem Antragenden zu⸗ 
gegangen fein müſſe. RG. 49 127, IW. 1902 S. 865, Seuff. 57 89. 

2. In den Fällen, in denen die gleichzeitige Anweſenheit der Parteien 
vor Gericht oder Notar Formerforderniß iſt ($ 128 Note 2) kann $ 152 
niemals anwendbar werden. 

§ 153. 1. Daß der Antrag trotz des nachträglichen Eintritts des Todes 
oder der Geſchäftsunfähigkeit des Antragenden als Willenserklärung 
wirkſam wird, ergiebt fih ſchon aus § 130 Abſ. 2; nach der dispoſitiven 
Vorſchrift des $ 153 iſt der Antrag inhaltlich auch für den Fall gewollt, 
daß der Antragende zwiſchenzeitig verſtirbt oder geſchäftsunfähig wird. 
Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit als das minus hindert den 

ertragsſchluß um ſo weniger. Das Wirkſamwerden der Annahmeerklä⸗ 
ei erforbert indeß Zugehen an den Erben, bzw. den geſetzlichen Vertreter 

30 ff.). 
„2. Die Frage, ob der Antrag auch für den Fall gewollt ift, daß der 
Adreſſat zwiſchenzeitig verſtirbt oder geſchäftsunfähig wird, ift im 
Geſetze nicht behandelt und durch Willensauslegung zu ermitteln. 

3. Für die Beurtheilung, ob der Antrag auch für den Fall der in der 
Perſon der einen oder der anderen Partei eintretenden Veränderung ge⸗ 
wollt iſt, kommen die für den angetragenen Vertrag in Anſehung der per⸗ 
ſönlichen Natur deſſelben geltenden Vorſchriften in Betracht; vgl. für 

Miethe, Pacht §§ 549, 581; Darlehen § 610; Dienſtvertrag § 613; Muf- 

trag § 664; Verwahrung $ 691; Geſellſchaft $ 717; Leibrente § 759; 

ay auch § 1059 (Nießbrauch), § 1091 f. (beſchränkte perſönliche Dienſt⸗ 

arkeit). 

4. Die —— des Konkurſes über das Vermögen der einen oder 
der anderen Partei (vgl. auch $ 130 Note K 1 d, § 131 Note 4) fällt nicht 
unter § 153. Die Auslegung des Antrags aber hat in entſprechender Weiſe 
zu geſchehen. Vgl. hierzu § 728 u. KO. §§ 17 ff. 

$ 154. J. Der Vertragsinhalt (Abſ. 1); Gog. offener Diſſens). 
= Die einem behaupteten Vertragsſchluſſe gegenüber aufgeſtellte Behaup⸗ 
ig, daß ein weiterer Punkt von einer Partei als einigungsbedürftig be- 
tunet worden fei, ift prozeſſual nicht Einwendung, ſondern Beſtreiten der 
it bauptung des Vertragsſchluſſes. Daß der Vertrag nach § 154 geſchloſſen, 
‚N von dem Behauptenden zu beweiſen. In OLG. 4 211 wird die Beweis⸗ 
a" für die Einigung über die nach dem Gefege weſentlichen Punkte des 
ſchlucags demjenigen auferlegt, der das Zuſtandekommen des Vertrags⸗ 
chluſſes behauptet, während es demgegenüber dem anderen Theile obliege, 


2. Ver deckter Diffens. 
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§ 155. Haben ſich die Parteien bei einem Vertrage, den fie als 
geſchloſſen anſehen, über einen Punkt, über den eine Vereinbarung 
getroffen werden ſollte, in Wirklichkeit nicht geeinigt, ſo gilt das Ver⸗ 
einbarte, ſofern anzunehmen iſt, daß der Vertrag auch ohne eine 
Beſtimmung über dieſen Punkt geſchloſſen ſein würde. 


darzuthun, welche weiteren Punkte als einigungsbedürftig bezeichnet feien. — 
Die Erklärung eines Punktes als einigungsbedürftig braucht nicht gerade 
unmittelbar bei der Vertragsverhandlung zu geſchehen; ſie kann auch vorher 
erfolgen, ſich auch als ſtillſchweigend erfolgt aus den Umſtänden ergeben; 
vgl. RG. 41 330. Liegt ein ſchriftlicher Vertragsſchluß vor, fo beſteht für den 
ſchriftlichen Vertrag die Vermuthung der Vollſtändigkeit vgl. $ 125 Note IV. Ob 
die Aufzeichnung nur die Verſtändigung über einzelne Punkte oder Vertrags⸗ 
ſchluß darſtellt, iſt Auslegungsfrage. Die Beweislaſt hat wer Vertragsſchluß 
behauptet. 

2. Gegenüber der Auslegungsregel des Abſ. 1 S. 1 hat der den Abſchluß 
des Vertrags Behauptende darzuthun, entweder daß die Einigung der 
Parteien ſich auf die gemäß § 154 zu regelnden Punkte rasende hat, oder 
daß das Verlangen vertragsmäßiger Regelung des betreffenden Punktes 
fallen gelaſſen worden iſt, oder aber daß die Geltung des Vertrags trotz 
Vorbehalts der Erledigung eines einzelnen Punktes vereinbart worden iſt. 
Hat eine ſolche Vereinbarung ſtattgefunden und iſt die vorbehaltene Eini⸗ 
gung nicht erfolgt, ſo iſt im Einzelfalle zu prüfen, ob nach dem Willen der 
Parteien das durch die Umſtände und die muthmaßliche Abſicht der Parteien 
geleitete richterliche Ermeſſen oder die geſetzlichen naturalia negotii entſchei⸗ 
dend fein follen. (3. B.: Haben die Parteien einen Kaufvertrag unter Bor: 
behalt der Einigung darüber, ob das Reſtkaufgeld zu 3 pCt. oder 3¼ pCt. 
verzinſt werden folle, geſchloſſen, fo würden die naturalia negotii (55 452, 
607 Abſ. 2, 246) eine 4 prozentige Verzinſung ergeben, während nach den 
Umſtänden höchſtens 3½ pCt. geſchuldet werden.) 

3. Durch einſeitige Erklärung ihres Nachgebens kann eine Partei den 
Vertrag nur während der Dauer der Annahmefriſt zu Stande bringen; 
nicht aber nachträglich (etwa im Prozeſſe) RG. JW. 1900 S. 625 he. 

4. Iſt der übergangene Punkt nicht gemäß § 154 als einigungsbedürftig 
anzuſehen und gehört derſelbe auch nicht zu den Eſſentialien des Geſchäfts, 
ſo wird der Abſchluß des Vertrags durch die unterbliebene Einigung nicht 
in Frage geſtellt; die Ergänzung des Vertragswillens erfolgt an der Hand 
des dispoſttiven Rechtes bzw. durch Auslegung der Umſtände, vgl. RG. 
Gruchot 44 945. 

II. Die Vertragsform (Abſ. 2). 

z 1 a des Verhältniſſes des § 154 Abſ. 2 zu § 125 S. 2 vgl. zu $ 125 

ote III. 

2. Gegenüber dem Nachweiſe der Einigung über alle weſentlichen Punkte 
iſt die Behauptung, daß Beurkundung des beabſichtigten Vertrags aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend verabredet ſei, Einwendung, welcher die Replik 
entgegenzuſetzen iſt, daß die Beurkundung nicht Vorausſetzung des Ver⸗ 
tragſchluſſes, ſondern etwa nur Beweismaßregel fein ſollte, $ 125 S. 2. 

. Formvorſchriften für rechtsgeſchäftlich beſtimmte Beurkundung vgl. zu 
$$ 127, 128 Note 3. 

4. Die Vorſchrift trifft nur die Formabrede für den beabſichtigten 
Vertrag. Es iſt Auslegungsfrage, ob dieſe Abrede, getroffen nach münd⸗ 
lichem Abſchluſſe, die Aufhebung des Vertrags für den Fall nicht erfolgen⸗ 
der Beurkundung bedeuten oder nur einen Anſpruch auf Beurkundung ge⸗ 
währen ſoll. 

§ 155. 1. Durch § 155 wird an den Regeln über Nichtigkeit bzw. An- 
fechtbarkeit der Willenserklärungen ($$ 116 ff.) nichts geändert. Iſt der An- 
trag — ſo wie er ſich ſchließlich nach etwaigen Vorverhandlungen über Ein⸗ 
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§ 156. Bei einer Verſteigerung kommt der Vertrag erft durch m. pertrageſchließung bei 
den Zuſchlag zu Stande. Ein Gebot erliſcht, wenn ein Uebergebot eigetungen. 
abgegeben oder die Verſteigerung ohne Ertheilung des Zuſchlags ge⸗ 
ſchloſſen wird. 

§ 157. Verträge find fo auszulegen, wie Treu und Glauben IV. Auslegung der Der- 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern. träge, 


zelpunkte ($ 150 Abf. 2) geſtaltet hat — oder die Annahme wegen Willens- 
mängel, insbeſondere wegen Irrthums (§§ 119 f., 142) nichtig, ſo zerfällt 
damit auch der als geſchloſſen angenommene Vertrag. Iſt zwar ein Irr⸗ 
thum untergelaufen, derſelbe aber gemäß § 119 zur Anfechtung nicht geeignet, 
ſo bewendet es bei der Willenserklärung; ein Eingreifen des § 155 findet 
nicht ſtatt. 

2 De Auwendungsfälle des § 155 (verdeckter Difiens). 

a. Die beiderſeitigen Willenserklärungen, deren jede für fih dem wirklichen 
Willen des Erklärenden entſpricht, decken ſich nicht, weil z. B. der eine 
nach dem Kalender alten Stils gerechnet; der eine unter Frankfurt Frank⸗ 
furt a. O., der andere Frankfurt a. M. verſtanden hat; ein Jeder für 
die Bezeichnung „rechts“ einen anderen Standpunkt angenommen hat. 

b. Ein nach § 154 zu regelnder Punkt iſt übergangen. 

3. Während nach $ 154 noch jede Partei in der Entſchließung, ob fie den 

Bertragsſchluß wolle oder nicht, frei ift, muß fie fi im Falle des § 155 

den Nachweis gefallen laſſen, daß der Vertrag auch ohne eine Beſtimmung 

über dieſen der Einigung ermangelnden Punkt geſchloſſen ſein würde. Wegen 

der Ergänzung des Verkragswillens vgl. Note J. 2 zu § 154. 

§ 156. 1. Das Ausgebot ift Aufforderung zur Vertragſchließung, das Gebot 
der Antrag, der Zuſchlag die Annahme. Das Bieten ift ſtets, auch bei öffent- 
lichen Verſteigerungen, insbeſondere auch bei ſolchen im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung eine Willenserklärung, deren Wirkſamkeit bzw. Anfechtbarkeit 
nach den allgemeinen Vorſchriften zu beurtheilen iſt. Die Anwendung dieſer 
Vorſchriften wird auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß, wie bei der Im⸗ 
mobiliarzwangsverſteigerung der Zuſchlag durch einen der ſofortigen Be⸗ 
ſchwerde unterworfenen Beſchluß erfolgt; vgl. auch RG. 35 398. 

2. Die Vorſchrift ift dispoſitiv; fo kann z. B. ausbedungen werden, daß 
der Zuſchlag dem Meiſtbietenden ertheilt werden müffe oder daß ein Ueber- 
gebot nicht befreien ſolle. 

Sonſtige Beſtimmungen über Verſteigerungen: 

Oeffentliche Verſteigerung §§ 383 ff.; Erwerbsbeſchränkung betheiligter 
Perſonen 88 456 ff.; Gewährleiſtung § 461; Eigenthumserwerb auf Grund 
öffentlicher Verſteigerung N 935; gerichtliche oder notarielle Beurkun⸗ 
dung von Verſteigerungen FG. § 181. , f 

4. Anwendungsfälle: Selbſthülfeverkauf § 383; Verſteigerung bei Wande⸗ 
lung wegen Viehmängel § 489; Gemeinſchaftstheilung 8 753; gefundene 
Sachen 88 966, 979 ff., Pfandverkauf bei drohendem Verderb §§ 1219 ff.; 
zwecks Befriedigung KE 1235 ff. — Geborgene Sachen § 18 Strand O. v. 
17, Mai 1874 (RG Bl. S. 73). 

970 Auf die im Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgende Verſteigerung 

ezieht ſich die Vorſchrift des § 156 nicht unmittelbar. Vgl. die Sonder- 

Nor in CRD. $ 817, wo § 156 für anwendbar erklärt ift, und Zw. 

as 95 72. 

6. Abhalten vom Mietbieten bei Verſteigerungen vgl § 134 Note 1 und 8. 
„ 157. 1. Die Vorſchrift iſt zwingendes Recht für alle Verträge. Sie 
unenzt die auf Feſtſtellung des Parteiwillens gerichtete Vorſchrift des § 133 
ei d umfaßt nicht nur die Auslegung der Worte, ſondern auch Ergänzung 
in aiger Lücken; vgl. zu §§ 140, 153, 154. Bei formaliſirten Verträgen 
"die Benutzung auch außerhalb der formgerechten Willenserklärung liegen- 

D. Neu mann, Sandausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 10 
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Vierter Titel. 
Bedingung. Zeitbeſtimmung. 


den Auslegungsmaterials keineswegs ausgeſchloſſen. Vgl. Mot. III S. 478 
a. E. und § 126 Note J. 1. 

Die Berlückſichtigung der Verkehrsſitte ſchließt die Anwendung eines 
rein abſtrakten und ſubſektiven Maßſtabs aus; vgl. SS 242, 119 Abi. 2. 

2. Die Anwendung dieſer zunächſt nur für Verträge ausgeſprochenen 
Regel auf einſeitige Rechtsgeſchäfte erſcheint unbedenklich. . 

3. Keine zuläſſige Auslegung des Vertragswillens der Parteien ift die all⸗ 
gemeine Bezugnahme auf den der Lage der Sache entnommenen Willen, 
welchen die eine oder die andere Partei muthma lich gehabt hätte, wenn 
ſie an die Möglichkeit der ſpäter eingetretenen Geſtaltung gedacht hätte; 
hier hat die dispoſitive Geſetzesvorſchrift einzuſetzen, RO. JW. 1900 S. 677“. 
Vgl. auch 1902 ©. 131%. 

4. Unerheblichkeit der Vertragsbezeichnung, die mit dem Geſammtinhalte 
des Vertrags in Widerſpruch ſteht, vgl. § 133 Note 3. 

5. Nichtausübung eines Kündigungsrechts innerhalb angemeſſener Friſt 
als Verzicht auf daſſelbe NG. JW. 1902 S. 69. 

6. Auch bei Klarheit des Wortlauts greift $ 157 ein, RG. Gruchot 38 1134. 


J. Bedingte Rechtsgeſchäfte. 

Der vierte Titel, im III. Abſchnitte „Rechtsgeſchäfte“ ſtehend, bezieht ſich 
unmittelbar nur auf die Vornahme von Rechtsgeſchäften unter Be⸗ 
dingungen. Soweit ein Rechtsgeſchäft überhaupt nicht nach dem Rechte des 
BGB., ſondern nach ſonſtigem Reichsrecht (Art. 32) oder nach vorbehaltenem 
Landesrechte (vgl. EG. Art. 55) zu beurtheilen ift, greift CO. Art. 4 ein. Es 
wird ſich hiernach regelmäßig die Maßgeblichkeit dieſes Titels ergeben. 

1. Begriff der Bedingung. 

a. Ein Rechtsgeſchäft iſt bedingt, wenn ſeine von den Parteien 
gewollte (Note 3c) Wirkung von dem Eintritt oder Nichteintritt eines 
ungewiſſen, zukünftigen Ereigniſſes derart abhängig gemacht wird, 
daß ſie entweder bis zu dem Eintritt oder Nichteintritte des Ereigniſſes 
aufgeſchoben (aufſchiebende B.) oder von feinem Eintritt oder Nicht: 
eintritt ab aufgelöſt ſein ſoll (auflöſende B.). 

a Verſchieden von der Bedingtheit der Willenserklärung ſind insbeſon⸗ 
dere die Fälle unbedingter Willenserklärungen, bei denen, wie bei 
korreſpektiven Rechtsgeſchäften nur ein „Zuſammenhang des Motivs“ 
vorliegt, val. Prot. V S. 450 f. oder bei denen, wie bei gewagten 
Geſchäften, der wirthſchaftliche Erfolg des unbedingten Geſchäfts von 
dem Eintritt oder Nichteintritt ungewiſſer Ereigniſſe abhängig iſt. 
Auch die ſog. Vertragsbedingungen (vgl. z. B. HB. § 461), 
durch welche die gegenſeitigen Rechte und Pflichten der Parteien und 
die Folgen etwaiger Vertragsverletzungen eregelt werden (vgl. RG. 
28 328), ſowie der Vorbehalt, daß der fäumige Schuldner feiner 
Rechte aus dem Vertrage verluſtig ſein ſolle (§ 360), ſind keine Be⸗ 
dingungen im Sinne des BOB., wenn auch nicht ausgeſchloſſen iſt, 
daß vertragsmäßige Erfüllung der einen Partei als Bedingung 
der Verpflichtung der anderen Partei eines gegenſeitigen Vertrags 
geſetzt wird. 

8. Die Bedingung als ſolche iſt nicht in obligatione, auf ihre 
Erfüllung kann nicht geklagt werden, ſofern nicht ihre Klagbarkeit 
ſich aus anderen Gründen ergiebt, ſo wenn die Erfüllung einer Ver⸗ 
bindlichkeit zugleich als Bedingung geſetzt wird (vgl. zu a). 

+. Einräumung eines dinglichen Rechtes unter der auflöſenden Bedin⸗ 

gung, daß eine vereinbarte Leiſtung nicht vertragsmäßig bewirkt 

wird, vgl. § 1015 Note I. 1 ba, § 1018 Note 4. 

.Die bloße Vorausſetzung ift keine Bedingung. Sie kann in Be⸗ 
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tracht kommen, für die Anfechtung des Rechtsgeſchäfts wegen Irr⸗ 

thums oder Betrugs ($$ 119, 123) oder für den Anſpruch aus der 

ungerechtfertigten Bereicherung ( 812 ff.). Vgl. OLG. 2 383. 
Auflage keine Bedingung vgl. SS 525 ff., 2192 ff. 


L. Befriſtung vgl. § 163. p 
b. Reine ter Bedingungen find: 


a 


die nothwendigen (vgl. zu $ 163), die unmöglichen, die auf ver⸗ 
gangene Greigniſſe geſtellten Bedingungen, bei welchen objektiv 
eine Ungewißheik nicht vorliegt; ſie ſind eigentliche Bedingungen ſelbſt 
dann nicht, wenn ſubjektiv bei Abgabe der Willenserklärung eine Un⸗ 
gewißheit darüber, ob das Ereigniß eingetreten oder nicht eingetreten 
ift 2c, beſteht. Bei Setzung einer aufſchiebenden nothwendigen 
oder auflöſenden unmöglichen Bedingung iſt das Rechtsgeſchäft 
von vornherein unbedingt, bei Setzung einer aufſchiebenden un⸗ 
möglichen oder auflöſenden nothwendigen von vornherein 
unwirkſam, unbeſchadet der Auslegung dieſer Bedingungen als Be⸗ 
friſtungen (§ 163). Indeß ſind die Vorſchriften, welche die bedingte 
Vornahme gewiſſer Rechtsgeſchäfte ausſchließen (vgl. Nr. 2), jedenfalls 
für ſolche Geſchäfte entſprechend anwendbar, welche ihrer Natur 
nach im Moment ihrer Vornahme ſelbſt eine ſubjektive Ungewißheit 
bezüglich des rechtlichen Erfolges nicht zulaſſen (Auflaſſung § 925, 
Eheſchließung § 1317, Annahme an Kindesſtatt und Aufhebung der⸗ 
ſelben §§ 1742, 1768). — Bei anderen Willenserklärungen erſcheint 
die Anwendung nicht ebenſo ſicher. Zuzulaſſen iſt die eventuelle 
Aufrechnung, welche unbedingt für den Fall erklärt wird, daß die 
beſtrittene Gegenforderung begründet, oder eine ihr entgegengeſetzte 
Einrede nicht begründet ift (vgl. auch zu $ u. § 388). 

In den Fällen, in welchen ſogar dem bedingten — alſo recht⸗ 
lich ungewiſſen — Anſpruch ein gegenwärtiger rechtlicher Schutz bei- 
gelegt wird (z. B. Sicherung durch Vormerkung § 883, Zuläſſigkeit 
eines Arreſtes CPO. § 916; KO. § 67), kann die thatſächliche Un⸗ 
gewißheit die Gewährung dieſes Schutzes um ſo weniger hindern. 

die Rechtsbedingung (conditio tacita s. iuris), durch welche die 
rechtliche Wirkung von einem Umſtand abhängig gemacht wird, von 
welchem dieſelbe von Geſetzeswegen auch ohne den Willen des Er⸗ 
klärenden abhängig ift (vgl. § 925 Note II 3). 


2. Zuläſſigkeit der Bedingung iſt die Regel. 
a. Dies gilt auch für Mahnung, Kündigung (4. B. § 643) 2c. vgl. Note 3. 
b. Ausgeſchloſſen ift die Beifügung eigentlicher (vgl. zu I) Bedingungen. 
a. kraft dispoſitiver Vorſchrift bei der Aufrechnungserklärung des § 388, 


3. D 


B. 


vgl. daſelbſt Note 2 und oben Note 1 ba. i 
kraft zwingender Vorſchrift bei Auflaſſung § 925 (nicht auch bei den 
anderen Rechtsgeſchäften des Sachenrechts); Eheſchließung § 1317; 
Anerkennung der Chelichkeit $ 1598 (nicht auch bei Anerkennung der 
Vaterſchaft zu einem unehelichen Kinde § 1718 Note ll 2 a); Ehelich⸗ 
keitserklärung § 1724; Annahme an Kindesſtatt und Aufhebung der⸗ 
ſelben §§ 1742, 1768; Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft 
§ 1947, des Vermächtniſſes $ 2180; Annahme des Amtes eines 
Teſtamentsvollſtreckers § 2202. 

as bedingte Geſchäft. 


a. Das bedingte Rechtsgeſchäft ift die Erklärung eines einheitlichen, 
durch einen Akt der Willensthätigkeit erzeugten, inſofern eigenthümlich 


gearteten Wollens als die Wirkung der Willenserklärung von dem Ein⸗ 


tritt oder Nichteintritte der Bedingung abhängig gemacht iſt. Der In⸗ 
halt des bedingten Geſchäfts iſt nicht der des unbedingten Geſchäfts plus 


edingung, ſondern ein aliud im Verhältniſſe zu dem Inhalte des un⸗ 


bedingten Geſchäfts. 


q 


Die Gegenbehauptung der Bedingtheit ift deshalb Beſtreiten des un⸗ 
10 * 
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Vorbemerkung zum bedingten Geſchäfts. Wer letzteres behauptet, iſt hierfür beweispflichtig, 
39 158 RG. 18 158. Dies iſt nicht unbeſtritten für die auflöſende Bedingung, 


welche von dem E. I $ 196 ebenſo wie die aufſchiebende Bedingung be- 
handelt wurde. NG. 28 145 legt demjenigen die Beweislaſt auf, der 
ſich auf die Beifügung der auflöſenden Bedingung beruft. Prot. 
Bd. II S. 263 lehnen eine Entſcheidung der Streitfrage ab und ver⸗ 
weiſen auf CPO. § 289 Abſ. 2. — Die Behauptung nachträglicher Hin⸗ 
zufügung einer Bedingung zu dem zunächſt unbedingt vorgenomme⸗ 
nen Geſchäft iſt Einwendung. 

B. Ob eine Erklärung, an die fich nach Geſetz oder Rechtsgeſchäft gewiſſe 
Folgen knüpfen, durch Hinzufügung einer Bedingung die Natur der 
erforderlichen Erklärung und die Fähigkeit verliert, dieſe Folgen 
hervorzurufen, hängt von dem Zwecke der Erklärung und dem In⸗ 
halte der Bedingung ab. Bewirkt z. B. die einer Kündigung beige⸗ 
fügte Bedingung, daß der Schuldner im Unklaren bleibt, ob die Kün⸗ 
digung erfolgt iſt, ſo liegt eine Kündigung, d. h. eine Willenserklärung, 
durch welche der Gläubiger in beſtimmter Weiſe dem Schuldner ſeinen 
Willen kundgiebt, das Schuldverhältniß zu beendigen nicht vor. Kün⸗ 
dige ich z. B. meinem Schuldner Y ein Darlehen unter der Bedingung, 
daß ich das Geſchäft des X kaufen ſollte, ſo liegt eine wirkſame Kün⸗ 
digung ebenſowenig vor, wie bei einer Kündigung des Inhalts, daß 
die Kündigung unter der auflöſenden Bedingung ſtehen ſoll, daß ich 
das Geſchäft nicht kaufe. Die ſpätere Mittheilung des Kaufes kann 
in Verbindung mit der erſten Kündigung als wirkſame Kündigung 
anzuſehen ſein. Hat die Bedingung eine ſolche die Natur der Kün⸗ 
digung aufhebende Wirkung aber nicht (ſteht z. B. die nur zu einem 
Quartalstage zuläſſige Kündigung eines Kapitals, welche unter der 
Bedingung der nicht binnen einer Woche erfolgenden Zinszahlung 
erfolgt, dem Schuldner am 1. April zu), ſo iſt krotz der Bedingung 
die Kündigung am 1. April erfolgt, weil der Kündigungswille des 
Gläubigers in genügender Deutlichkeit und Beſtimmtheit dem Schuldner 
an dieſem Tage erklärt worden iſt. Vgl. auch § 643. RG. bei Bolze 
12 Nr. 400; Seuff. 57 100. 

b. Die Nichtigkeit der Bedingung, unter der das Rechtsgeſchaft in feiner 
Totalität, nicht nur ein Theil deſſelben ſteht, bewirkt totale Nichtigkeit des 
Rechtsgeſchäfts. Bezieht fich die nichtige Bedingung nur auf einen Theil 
des Rechtsgeſchäfts, ſo tritt Nichtigkeit dieſes Theiles und damit theil⸗ 
weiſe Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts im Sinne des § 139 ein. Wegen 
der Nichtigkeitsgründe vgl. $ 139 Note J. Nichtig iſt das Rechtsgeſchäft 
nicht nur, wenn durch die Bedingung die Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
ſelbſt zu einer geſetzlich verbotenen wird, ſondern auch dann, wenn durch 
die Bedingung ein gegen ein geſetzliches Verbot oder die guten Sitten 
verſtoßendes Verhalten veranlaßt oder gefördert wird. So macht z. B. 
die Bedingung, daß der Dienſtvertrag für den Fall der Geltendmachung 
der zu Gunſten des Dienſtverpflichteten beſtehenden ſozialpolitiſchen Schutz⸗ 
een aufgelöft fein fol, den Dienſtvertrag von vornherein zu einem 
nichtigen. 

€. Ueber die Wirkungen des bedingten Geſchäfts, ſoweit ſie ge⸗ 
wollt ſind, vgl. Note 1. Der Eintritt ſonſtiger Wirkungen richtet ſich 
nach den hierfür maßgebenden Vorſchriften, jo kann das bedingte Rechts⸗ 
geſchäft, beim Vorliegen der Vorausſetzungen einer unerlaubten Hand⸗ 
lung nach §§ 823 ff. Wirkung äußern; vgl. ferner $ 161. — Ueber die 
Stempelpflicht entſcheiden die Stempelgeſetze, § 8 Reichsſtempelgeſetz vom 
14. Juni 1900 (RG Bl. S. 275), § 3 Pr. Stempelft®. vom 21. Juli 1895 
(GS. S. 413) dazu RG. 49 223. — Vgl. auch Note 4. 

4. Das bedingte Recht. 

a. Die Veräußerlichkeit und Vererblichkeit richtet ſich nach den für das un⸗ 

bedingte Recht geltenden Vorſchriften. Das Recht aus einer aufſchiebend 
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§ 158. Wird ein Rechtsgeſchäft unter einer aufſchiebenden Be: ı. Bedingung. 


dingung vorgenommen, fo tritt die von der Bedingung abhängig 
gemachte Wirkung mit dem Eintritte der Bedingung ein. 

Wird ein Rechtsgeſchaft unter einer auflöſenden Bedingung vor- 
genommen, ſo endigt mit dem Eintritte der Bedingung die Wirkung 
des Rechtsgeſchäfts; mit dieſem Zeitpunkte tritt der frühere Rechts⸗ 
zuſtand wieder ein. 


bedingten letztwilligen Zuwendung iſt im Zweifel unvererblich, 88 2074, 
2108. Zwangsvollſtreckung in bedingte Rechte CPO. SS 844, 857. 

b. Die rechtliche Behandlung: Sicherung durch Bürgſchaft § 765, durch 
Vormerkung $ 883, durch Hypothek § 1113 Abſ. 2, durch Pfandrecht §§ 1204, 
1209, durch Arreſt und einſtweilige Verfügung CPO. §§ 916, 936; bei 
Nachlaßverwaltung § 1986; Behandlung durch den Leſtamentsvollſtrecker 
$ 2217; bei Feſtſtellung des Pflichttheils § 2313; im Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren Zw. §§ 14, 48, 50, 111, 119, 120, 125; im Konkurſe 
KO. §§ 54, 66, 67, 154, 156, 168, 171. — Klageweiſe Geltendmachung 
bedingter Anſprüche CPO. §§ 259, 726. 

Als nicht fällige Forderungen ſind bedingte Anſprüche regelmäßig 
nicht zu ſichern durch das Zurückbehaltungsrecht (§ 273, vgl. indeß HGB. 
§ 370) und nicht aufzurechnen ($ 387; vgl. indeß KO. § 54). 
5. Für Geſchäfte von Todeswegen beſtehen Sondervorſchriften. 
a a rinrungen für die Bedingungen und Befriſtungen enthalten §§ 2109, 
i 3. 


b. Auslegungsregeln geben §§ 2066, 2074—2076, 2105, 2108. 
€. Bedingtes Vermächtniß §§ 2177, 2179. 

II. Bedingte Rechtshandlungen. 

l. Ueber die Vorausſetzungen entſprechender Anwendung der für Rechts⸗ 
geſchäfte geltenden Vorſchriften auf Rechtshandlungen vgl. Abſchnittvorb. 
vor § 104 Note 3. Bedingte Verzeihung vgl. § 1570 Note 4. 

2. Ueber bedingte Klage und Widerklage vgl. RG. 40 331, JW. 1901 
S. 248 2; DLG 2 254. 

$ 158. 1. Mit dem Eintritte der Bedingung tritt die von der Bedin⸗ 
gung abhängig gemachte Wirkung für die Zukunft kraft Geſetzes ein. Ob⸗ 
ligatoriſche Rückbeziehung unter den Parteien § 159. 

a. Die aufſchiebend bedingte Rechtsnachfolge tritt ein (vorausgeſetzt, daß 

82 F 3. B. Uebergabe der Sache $ 929, vorliegen). Analog 

N fie 

b. Die auflöſend bedingt eingetretene Rechtsänderung, insbeſondere die 
bedingt eingetretene Rechtsnachfolge fällt fort. Berichtigung des Grund⸗ 

buchs §§ 894 ff., Widerſpruch § 899. GO. § 24. 

a. Dieſer Fortfall begründet keine Rechtsnachfolge des Anwärters weder 
im Sinne des § 325 CPO. (Wirkſamkeit des rechtskräftigen Urtheils), 
noch im Sinne der $$ 221, 943 (Anrechnung der Verjährungs⸗ bzw. Gr- 
ſitzungszeit); vgl. auch zu § 161 Note 4. Analoge Fälle für die 
dinglich wirkende Wiederherſtellung der früheren Rechtslage 8% 1976, 
1991 Abſ. 2, 2143, 2377; Fall der Wirkſamkeit ex tune § 333. 

8. Auch der von Dritten aus dem Rechtsgeſchäfte gemachte Rechtserwerb 
(vgl. Titelvorb. vor $ 116 Note 20 Abſ. 2) fällt wieder fort § 161 
Abſ. 2, 3; analoger Fall § 2036. 

7. Der Beſitz als ſolcher, d. h. die thatſächliche Gewalt über die Sache 
(§ 854 Abſ 1) wird durch den Fortfall der Rechtsänderung nicht be- 
rührt. War der Beſitz gemäß § 854 Abſ. 2 durch eine auflöſend be⸗ 
dingte Einigung übertragen worden, ſo bewirkt der Eintritt der Be⸗ 
dingung den Rückfall des Beſitzes nur, wenn die weitere Voraus⸗ 
ſetzung vorliegt, daß der Berechtigte in der Lage iſt, die Gewalt über 
die Sache auszuüben. 


1. Wirkung des Eintritt 
der Bedingung. 


150 Erſtes Buch. Allgemeiner Theil. 


2. Rücbeziehung unter § 159. Sollen nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts die an den 

bew Marteen, Eintritt der Bedingung geknüpften Folgen auf einen früheren Zeitpunkt 

zurückbezogen werden, ſo ſind im Falle des Eintritts der Bedingung 

die Betheiligten verpflichtet, einander zu gewähren, was ſie haben 

würden, wenn die Folgen in dem früheren Zeitpunkt eingetreten wären. 

§ 160. Wer unter einer aufſchiebenden Bedingung berechtigt ift, 

3 Beeinträchtigung des kann im Falle des Eintritts der Bedingung Schadenserſatz von dem 

Pebingten Beate 1 anderen Theile verlangen, wenn dieſer während der Schwebezeit das 

Verhalten. von der Bedingung abhängige Recht durch ſein Verſchulden vereitelt 
oder beeinträchtigt. 

Den gleichen Anſpruch hat unter denſelben Vorausſetzungen bei 
einem unter einer auflöſenden Bedingung vorgenommenen Rechtsgeſchäfte 
derjenige, zu deffen Gunſten der frühere Rechtszuſtand wiedereintritt. 

§ 161. Hat Jemand unter einer aufſchiebenden Bedingung über 
einen Gegenſtand verfügt, fo ift jede weitere Verfügung, die er 

b. durch (rechtliche) während der Schwebezeit über den Gegenſtand trifft, im Falle des 
N Eintritts der Bedingung inſoweit unwirkſam, als ſie die von der 
Bedingung abhängige Wirkung vereiteln oder beeinträchtigen würde. 
Einer ſolchen Verfügung ſteht eine Verfügung gleich, die während 
der Schwebezeit im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſt⸗ 

vollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt. 

Dasſelbe gilt bei einer auflöſenden Bedingung von den Verfü⸗ 
gungen desjenigen, deſſen Recht mit dem Eintritte der Bedingung endigt. 

Die Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung. 


d. Die Rückforderung der auf Grund des auflöſend bedingten Kauſal⸗ 
geſchäfts gemachten Leiſtung richtet fih nach §§ 812 ff., vgl. § 812 
Note B III. 2 a. 

2. Mit dem Ausfalle 

a. der aufſchiebenden Bedingung ift der Eintritt der bedingten recht: 
lichen Wirkung ausgeſchloſſen; 

b. der auflöſenden Bedingung iſt das Rechtsgeſchäft als unbedingt 
errichtet anzuſehen. 8 

3. Beſondere Fälle: Bedingter Vertrag über eine hypothetiſch unmögliche 
Leiſtung § 308; Rückforderung der auf eine bedingte Verbindlichkeit vorzeitig 
bewirkten Leiſtung zu § 813 Abſ. 2; Vorbehalt des Eigenthums beim Ver⸗ 
kauf als aufſchiebend bedingte Eigenthumsübertragung § 455; Kauf auf 
Probe als aufſchiebend bedingter Kauf § 495; Mäklerlohn für Vermittelung 
eines aufſchiebend bedingten Vertrags § 652. 

§ 159. Keine Rückwirkung ohne (ausdrückliche oder ſtillſchweigende) Berz 
einbarung. Die vereinbarte Nückbeziehung wirkt nur obligatoriſch unter den 
Parteien, nicht Dritten gegenüber. 

8 160. 1. Eine Vereitelung oder Beeinträchtigung des Rechtes kann auch 
in Einwirkungen auf die Sache beſtehen, in Anſehung deren das bedingte 
Recht beſteht. Schadenserſatzanſpruch SS 249 ff. 

2. Unmöglichwerden der Erfüllung §§ 275 ff., 323 ff. Die Haftung für 
Fahrläſſigkeit richtet fih nach dem zwiſchen den Parteien beſtehenden Rechts 
nepi ale $$ 276 f.; Haftung für Dritte § 278; Anſpruch auf das Surrogat 


3% Prozeſſuale Sicherungsmittel während ſchwebender Bedingung EPO. 
88 916, 936. Vgl. ferner Titelvorb. Note I. 4 b. 


III. Abſchn. Rechtsgeſchäfte. 4. Titel. Bedingung. Zeitbeſtimmung. 151 


$ 162. Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu 4. Einwirkung auf den 
deren Nachtheil er gereichen würde, wider Treu und Glauben ver⸗ Nun E 
hindert, ſo gilt die Bedingung als eingetreten. 

Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu deren Vor⸗ 
theil er gereicht, wider Treu und Glauben herbeigeführt, ſo gilt der 
Eintritt als nicht erfolgt. 

8 163. Iſt für die Wirkung eines Rechtsgeſchäfts bei deſſen T. zeitbeftimmung. 
Vornahme ein Anfangs⸗ oder ein Endtermin beſtimmt worden, ſo 
finden im erſteren Falle die für die aufſchiebende, im letzteren Falle 
die für die auflöſende Bedingung geltenden Vorſchriften der SS 158, 
160, 161 entſprechende Anwendung. 


8 161. 1. Verfügung über einen Gegenſtand durch Rechtsgeſchäft, im 
Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung (Note 3) oder durch 
den Konkursverwalter vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5. 

2. Die Veräußerung unter auſſchiebender und der Erwerb unter auflöſen⸗ 
der Bedingung begründen kein formelles Verfügungsverbot gegen den der⸗ 
zeitigen Rechtsinhaber. Die Verfügungen des Verfügenden, ſowie die aus 
ſeiner Perſon im Wege der Zwangsvollſtreckung, Arreſtvollziehung oder durch 
den Konkursverwalter vorgenommenen Verfügungen ſtehen unter derſelben 
Bedingung wie fein eigenes Recht ($ 158). (Nemo plus iuris ad alium 
transferre potest quam ipse habet.) Die bei Eintritt der Bedingung 
gemäß § 161 fih ergebende Unwirkſamkeit ift inſofern eine abſolute, als ſie 
von Jedermann geltend gemacht werden kann. Die Gebundenheit wird durch 
den Konkurs des Rechtsinhabers nicht berührt. Wegen des Unterſchieds 
dieſer Gebundenheit von der durch das relative Veraußerungsverbot hervor⸗ 
gerufenen vgl zu § 135. — Vgl. auch § 145 Note 5. 

3. Schutz gutgläubiger Dritter vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 50 
und zu § 816. Für die entſprechende Anwendung der Vorſchriften kommt als 
Gegenstand der Kenntniß bzw. der Erkundigungspflicht die durch die Bedingung 
begründete Gebundenheit in Betracht. Dagegen, daß nicht das bedingte Recht 
etwa durch Zuſchlag der Sache an einen gutgläubigen Erſteher (§ 1244) im 
Wege der Zwangsvollſtreckung vereitelt wird, kann ſich der bedingt Berechtigte 
dadurch ſchützen, daß er gemäß CPO. §§ 916, 936 ein Veräußerungsverbot 
aus § 136 erwirkt. Alsdann finden CPO. SS 772, 771 Anwendung. 

4. Prozeßführung durch den Rechtsinhaber iſt keine Verfügung 
(Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5d). Rechtsnachfolger (CRD. SS 265, 325) 
iſt der Anwärter bei aufſchiebender, nicht aber bei auflöſender Bedingung. 

5. Vgl. die entſprechende Regelung bezüglich der Verfügungen des Vor⸗ 
erben § 2113. 

6. Die obligatoriſchen Rechtsgeſchäfte in Anſehung eines Gegen⸗ 
ſtandes, über den bedingt verfügt iſt, werden hierdurch nicht berührt; im 
Falle der Nichterfüllung tritt Schadenserſatzpflicht nach allgemeinen Grund⸗ 
desen ein, vgl. auch §§ 306 bis 308. — Wegen des Schadenserſatzanſpruchs 

es bedingt Berechtigten, deſſen Recht durch eine Verfügung der im § 161 

ezeichneten Art beeinträchtigt wird vgl. § 160. 

§ 162. 1. Haftung für Dritte $ 278. 

2. Gleichartige Regelung $$ 628 Abſ. 2, 815, 1299. 

% 3. Sonderregelung für die letztwillige Verfügung, welche unter einer den 

ortheil eines Dritten bezweckenden Bedingung ſteht § 2113. 

d 8 163. 1. Die Vorſchrift des § 163 bezieht ſich nur auf ſolche Fälle, in 
pan die Wirkung des Rechtsgeſchäfts ſelbſt durch Setzung eines An⸗ 
angs⸗ oder Endtermins befriſtet ift. Vgl. Note 2 a ß und TCitelvorb. I. 3. 


Borbemerkung zum 
3. Titel. 


($$ 164 ff.) 
(Note A.) 
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Fünfter Titel. 
Vertretung. Vollmacht. 


Dies incertus an iſt Bedingung, dies certus an iſt Zeitbeſtimmung, auch 
wenn der dies incertus quando iſt. 

2. Anfangstermin. 
a. Die Beifügung eines Anfangstermins kann bedeuten: 

a. Hinausſchiebung der Geltendmachung des durch das Rechtsgeſchäft ſo⸗ 
fort hervorgerufenen Rechtes (ſo regelmäßig bei obligatoriſchen Ge⸗ 
ſchäften) 88 272, 813 Abſ. 2. Wegen der Geltendmachung durch Klage 
vgl. CPO. §§ 257 ff. Als ſolche Friſtgewährung wurde in RG. Seuff- 
57 217 die Abrede angeſehen, daß Schuldner aus den erhofften Ein⸗ 
nahmen eines Unternehmens zahlen ſollte. Vgl. auch die ſog. Beſſe⸗ 
rungsſcheine § 271 Note 7. 

8. Hinausſchiebung des Eintritts der Wirkſamkeit; ſo namentlich bei 
Verfügungen, aber auch bei obligatoriſchen Geſchäften, z. B. bei dem 
von einem beſtimmten Zeitpunkt ab wirkſamen Miethvertrage. 

b. Unter „betagten Anſprüchen“ werden beide Fälle verſtanden, § 813 Abſ. 2, 

CRO. § 916, KO. § 65, Zw. § 111. 

c. Unterſchiede von der Bedingung: 
a. Ausschluß der Rückforderung vorzeitiger Leiſtung § 813 Abſ. 2; 
B. Behandlung betagter Anſprüche als fällige, z. B. KO. § 65, Zw. § 111. 
3. Endtermin unterſteht den Beſtimmungen, welche für auflöſende Be⸗ 
dingungen gelten. Vgl. die beſondere Bedeutung der Friſt in §§ 514, 658. 
4. Für die Zuläſſigkeit der Zeitbeſtimmung gilt das Gleiche wie für die 
Bedingung, vgl. Titelvorb. Note 2. 


A. Die Vertretung. 

1. Der Vertretungsbegriff. 

1. Nur die unmittelbare Vertretung, d. h. Handeln Namens eines 
Anderen dergeſtalt, daß die rechtlichen Wirkungen der Handlung nicht für 
die Perſon des Handelnden, ſondern des Vertretenen eintreten, iſt Vertre⸗ 
tung im Rechtsſinne (vgl. § 164 Abſ. 1 Satz 1). 

i 2. Die fog. mittelbare Vertretung ift nicht Vertretung im Rechts⸗ 
inne. 

Keine Vertretung beſteht alſo in denjenigen Fällen, in denen eine Perſon 
im eigenen Namen, aber ausſchließlich oder zugleich für eigene oder fremde 
Rechnung handelt. Der Grund für ein ſolches Handeln kann beruhen: 

a. auf Geſetz z. B. in den Fällen der Gemeinſchaft § 432, 744, 1011, 2038. 

b. Eule NE Verpflichtung, vgl. Kommiſſionsgeſchäft (HGB. 

5 air einem Amte oder einer amtsähnlichen Stellung, wie dies der Fall 
iſt bei 

1 dem Teſtamentsvollſtrecker. Dieſer vertritt nicht den Erben, ſondern 
kraft Amtes die Erbſchaft SS 2197 ff., und Borb. Note 4 daſelbſt. 

g. dem Konkursverwalter, KO. §§ 6, 117—137. Wäre der Konkurs: 
verwalter geſetzlicher Vertreter des Gemeinſchuldners, ſo wäre ſeine 
beſondere Erwähnung in den §§ 161, 184 u. f. w. ungerechtfertigt. 

J. dem gerichtlichen Verwalter, Zw. § 152. 

Wegen der Stellung des Konkursverwalters und des gerichtlichen 
Verwalters vgl. NO. 24 304; dieſelben handeln im eigenen Namen, 
wenngleich der Erfolg nicht ſie perſönlich, ſondern die Maſſe und 
95 0 f. zuſammengefaßten Intereſſen trifft. Vgl. beſonders RG. 

5 5 einem beſonderen Sinne wird von Vertretbarkeit der Sachen ($ 91) 

eſprochen. 
$ II. Gegenſtand der Vertretung. 
1. Eine Vertretung kann ſowohl bei Rechtsgeſchäften (Abſchnittvorb. vor § 104) 
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als auch bei Rechtshandlungen, insbeſondere bei der Prozeßführung, in dem 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit und auch ſonſt vorkommen. In 
dieſem weiteſten Sinne ſpricht das BGB. von Vertretung, wenn es bei der 
elterlichen Gewalt und der Vormundſchaft die Vertretung des Kindes bzw. 
des Mündels als zu der Sorge für die Perſon und das Vermögen des 
Kindes gehörend bezeichnet, §§ 1630, 1793. Gewalthaber und Vormund 
haben, wie die Pflicht und das Recht der Sorge für die Perſon und das 
Vermögen, auch die Pflicht und das Recht, ihren Schützling in allen Be⸗ 
ziehungen zu vertreten, in denen eine ſolche Vertretung ſich erforderlich 
macht. In dem weiten Sinne der nicht auf Rechtsgeſchäfte beſchränkten 
Vertretung iſt der Begriff auch zu verſtehen im § 26 (Vorſtand der juriſti⸗ 
ſchen Perſon) und im § 1357 (Schlüſſelgewalt der Ehefrau). 

2. Ob und inwieweit eine Vertretung von dem Rechte zugelaſſen oder 
ausgeſchloſſen wird, iſt nach denjenigen Geſetzen zu beurtheilen, die für 
das in Frage ſtehende Rechtsverhältniß überhaupt maßgebend ſind (vgl. Note B). 

B. Die Regelung der Vertretung im BGB. 


I. Allgemeine Abgrenzung des Geltungsgebiets des BGB, 

Das BGB. als Kodifikation des Bürgerlichen Rechtes regelt nur die Ber- 
tretung in Anſehung derjenigen Handlungen, die als civilrechtliche That⸗ 
beſtände überhaupt Gegenſtand jeiner Regelung find. Vgl. Vorb. zum I. Buche 
Note 2. Es ſcheiden ſomit, ſoweit nicht etwa nach Art. 4 CG. die Mn- 
wendbarkeit des Rechtes des BGB. ſich ergiebt, aus 


1. die Vertretungsfälle des öffentlichen Rechtes. 

a. die ung im Prozeſſe, welche erſchöpfend in den Prozeß ordnungen 
geregelt iſt: 

a. eo) §§ 78 ff., 613, 640. Daß die Prozeß vollmacht zur Abgabe und 
Entgegennahme aller zum Angriff und zur Vertheidigung dienenden 
Erklärungen, wie Anfechtungs⸗, Aufrechnungs⸗, Wandelungs⸗, Rück⸗ 
trittserklärung ꝛc. ermächtigt, vgl. RG. 49 392, 50 143 f., JW. 1901 
S. 495, 766; Seuff. 56 437. 

8. Verfahren in Angelegenheiten der freiw. Gerichtsbarkeit FrG. § 13; 
dazu KG. Jahrb. 22 A S. 198. Fälle der vermutheten Vollmacht des 
Notars FrG. S§ 71, 100, 129, 159, 161; GO. § 15. 

1. SEPO. § 137 ff. 

ò. Patentgeſetz v. 7. April 1891 § 12. 

b. Die Vertretung in Angelegenheiten des öffentlichen Rechtes, z. B. die 
Vertretung eines öffentl. Beamten als ſolchen RG. SW. 1897 S. 334 3, 
vgl. EG. Art. 78; ferner § 1872 (Familienrathsmitglied). 

2. die durch die Kodifikation nicht betroffenen Fälle des 
Reichs⸗ und Landesrechts (EG. Artt. 32, 55). Bei ihnen wird die 
Vorſchrift des Art. 4 CG. regelmäßig dennoch zur Anwendung des Rechtes 
des BGB, führen. 

3. die nach den Vorſchriften über räumliche und zeitliche 
Derrſchaft der Rechtsnormen dem Rechte des BGB. entzogenen 
Vertretungsfälle (vgl. Bd. 3 20; 152). 

II. Allgemeines über die Regelung der Vertretung. 

1. Vertretung bei Rechtsgeſchäften. 

a. In der aus Note I fih ergebenden Begrenzung handelt der im III. Ab⸗ 
ſchnitte „Rechtsgeſchäfte“ ſtehende fünfte Titel lediglich von der Ver⸗ 

tretung bei Rechts geſchäften (val. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 4e). 

9. Der fünfte Titel bezieht fih auf alle Arten der Vertretung bei 
Rechtsgeſchäften, ſowohl der Vertretung mit und ohne Vertretungsmacht 
als auch der geſetzlichen und der gewillkürten Vertretung. Die Vertre⸗ 
tung iſt in dieſem Titel unter Loslöſung von dem zwiſchen dem Ver⸗ 
treter und dem Vertretenen beſtehenden Rechtsverhältniß in ihrer 
Wirkung nach Außen, d. h. gegenüber dem Dritten behandelt. Das 
Verhältniß nach Innen zwiſchen dem Vertreter und dem Vertretenen 


Vorbemerkung zum 
5. Titel. 
(88 164 ff) 


(Note B.) 


Vorbemerkung zum 
5. Titel. 
(88 164 fl. 
(Note B II) 


154 Erſtes Buch. Allgemeiner Theil. 


regelt ſich in Gemäßheit des zwiſchen ihnen beſtehenden Rechtsverhält⸗ 


niſſes (Auftrag, Geſellſchaft, Vormundſchaft 2c.). 


„Vertretung im Sinne des fünften Titels ift ſomit nur die unmittel⸗ 


bare (Note A. I.) rechtsgeſchäftliche Vertretung, bei welcher der Ver⸗ 

treter die Willenserklärung im Namen des Vertretenen abgiebt G 164 

Abſ. 1) oder empfängt ($ 164 Abſ. 3). Keine Vertretung im Sinne 

dieſes Titels iſt demnach insbeſondere 

a. die mittelbare Vertretung (Handeln im eigenen Namen für fremde 
Rechnung) Kommiſſionär HGB. §§ 383 ff. Vgl. ferner die Falle zu 
Note A. I. 2. 

B. die Thätigkeit des Boten, der den Willen des Auftraggebers als 
def 200 Willen überbringt oder ausſpricht, alſo lediglich übermittelt 
($ 120). 


Die Hauptgrundſätze für die Vertretung (i. S. der unmittelbaren Ber: 


tretung) ſind: 

a. Die Willenserklärung iſt Erklärung des Willens des Vertreters (vgl. 
§ 166); ſomit der bloße Uebermittler des Willens des Geſchäftsherr n 
(vgl. § 120), der Bote, kein Vertreter (vgl. 8). 

B. Die Wirkungen der Willenserklärung des Vertreters treten un- 
mittelbar ein in der Perſon des Vertretenen ($ 164). Nach der 
Perſon des Vertretenen ift deshalb die Fähigkeit zum Rechtserwerb 
(EG. Artt. 86 —88) und die Verfügungsbefugniß zu beurtheilen. 


Die Zuläſſigkeit der rechtsgeſchäftlichen Vertretung ift die Regel. 


a. Eine Zuſammenſtellung höchſtperſönlicher Geſchäfte, welche Vertretung 
nicht zulaſſen, vgl. zu Note F., wobei zu beachten, daß für die Ehe- 
verträge (Nr. 7 der Tabelle) nur die geſetzliche Vertretung, nicht 
Abſchluß durch Bevollmächtigte ausgeſchloſſen iſt. 

B. Die Vorſchrift, daß ein Vertrag bei gleichzeitiger Anweſenheit 
beider Theile abgeſchloſſen werden muß, ſchließt an ſich nicht aus, 
daß die Parteien durch Vertreter erſcheinen (vgl. z. B. 99 925, 1434) 
und zu § 128 Note 2. Anders, wo Vertretung ausgeſchloſſen ift 
(§§ 1750, 2276, 2274). 

J. Die Vertretung durch Prozeßbevollmächtigte iſt ſelbſt in 
den der Vertretung ſonſt nicht zugängigen Rechtsangelegenheiten zu⸗ 
läſſig. Vgl. zu I. La. 

2. Vertretung bei Rechtshandlungen, die nicht Rechtsge⸗ 


ſchäfte find. (Vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 4 c.) 
a 


Wie das BGB. überhaupt keine allgemeine Regelung der Rechtshand⸗ 


lungen aufgeſtellt hat, ſo iſt auch die Vertretung bei Rechtshandlungen 
nicht allgemein geregelt (vgl. indeß für Prokuriſten und Hand⸗ 
lungs bevollmächtigte HOV. §§ 49, 54). Für die nach BOB. zu 
beurtheilenden Vertretungsfälle iſt im Einzelnen zu prüfen, ob die Vor⸗ 
ſchriften über die rechtsgeſchäftliche Vertretung entſprechend anwendbar 
ſind oder nicht. 

Für den Beſitz ift eine beſondere Regelung erfolgt, vgl. SS 854 Note 4, 
855 Note 4, 860. Dieſe Regelung eignet ſich zur entſprechenden Anwen⸗ 
dung auch auf andere thatfächliche Verhältniſſe, vgl. § 677 Note 2 c8, 
§ 904 Note 4 b, § 950 Note 4. 

3. Haftung für Dritte außerhalb der Fälle der Stellvertre⸗ 


tretung. Ueber Ausſchließung der Haftung durch Rechtsgeſchäft vgl. Vorb. 
zum 2. Buche Note 5 ch, g durch Rechtsgeſchäft vg 


a. 


b. 


Haftung der juriſtiſchen Perſon für die zum Schadenserſatze verpflichtenden 
Handlungen, die ihr verfaſſungsmäßig berufener Vertreter in Ausfüh⸗ 
rung der ihm zuſtehenden Verrichtungen begeht, § 31. 

Haftung des Schuldners für die durch einen Dritten herbeigeführte nach⸗ 
trägliche Unmöglichkeit der Leiſtung SS 278, 276 Abſ. 2; des Fracht⸗ 
führers HGB. §§ 431, 412. 
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e. Haftung bis zum Nachweiſe „höherer Gewalt“ ſchließt die Haftung für 

Gehülfen ein: 

a. Haftung des Gaſtwirths SS 701 ff. 

B. Haftung der Eiſenbahnen HGB. § 456. 

d. Bei unerlaubten Handlungen giebt es keine Stellvertretung, wohl aber 

kann eine ſtellvertretende Haftung beſtehen, vgl. §§ 831 f. 

e. Im Seerechte vgl. die Haftung des Rheders SGB. 88 485 ff., 507. 
f. Haftung des Unternehmers einer Eiſenbahn oder eines Bergwerkes 

(Steinbruchs, Gräberei auf Grund des Reichs haftpflichtgeſetzes v. 

7. Juni 1871, vgl. EG. Art. 42 u. Bd. 3 311). 

C. Die Vertretungsmacht. 

I. Rechtsgrund der Vertretungsmacht. 

1. Materiell⸗rechtliche Bedeutung des Rechtsgrundes der Ver⸗ 
tretungsmacht. j 

Das BGB. ſpricht von „Geſetzlichen Vertretern“ (z. B. § 8, 107, 278, 
1304, 1437 u. a. m.) von „verfaſſungsmäßig berufenen Vertretern“ der ju⸗ 
riſtiſchen Perſon (§ 31), von „einer durch Rechtsgeſchäft ertheilten Vertre⸗ 
tungsmacht (Vollmacht)“ § 166 Abſ. 2. 

Eine Begriffsbeſtimmung des geſetzlichen Vertreters wie in CPO. § 51 
iſt nicht gegeben. Scheiden die verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter — 
unbeſchadet der dem Vorſtande durch § 26 zugewieſenen Rechtsſtellung eines 
geſetzlichen Vertreters — und die durch ein auf Erkheilung der Vertretungs⸗ 
macht unmittelbar gerichtetes Rechtsgeſchäft (SS 166 Abſ. 2, 167 ff., 714) be- 
ſtellten Vertreter aus dem Kreiſe der geſetzlichen Vertreter aus, jo bleibt 
zweifelhaft, ob geſetzliche Vertretung vorliegt, wenn das Geſetz die Ver⸗ 
tretungsmacht an ein Rechtsverhältniß knüpft, welches ſeinerſeits auf Rechts⸗ 
geſchäft beruht. Für die praktiſche Anwendung des materiellen Rechtes 
tann dieje konſtruktive Zweifelsfrage auf fih beruhen bleiben, weil für die 
Fälle, in denen das BGB. von geſetzlichen Vertretern ſpricht, entweder nach 
dem Umfange der erforderlichen Vertretungsmacht nur der elterliche Ge⸗ 
walthaber oder der Vormund bzw. Pfleger in Betracht kommen kann, oder 
aber die Regelung für alle Kategorien von Vertretern übereinſtimmt, ſo 
SS 164—166 Abſ. 1, 181, 278; 30, 31. Wegen $ 166 Abſ. 2 vgl. indeß 
daf. Note 2. 

In der nachfolgenden Darſtellung iſt bei den zweifelhaften 
Fällen angenommen 
a. rechtsgeſchäftlich ertheilte Vertretungsmacht (vgl. Note III) 

a. wenn die Vertretungsmacht widerruflich oder unwiderruflich un: 
mittelbar durch Rechtsgeſchäft ertheilt iſt, mag dieſer Inhalt des 
Rechtsgeſchäfts ſich mittelſt einfacher Auslegung oder aber auf Grund 
einer geſetzlichen Auslegungsregel (vgl. § 714) oder kraft geſetzlicher 
Fiktion (vgl. HGG. §§ 55 f.) ergeben; f 

B. wenn der Vertretene berechtigt ift, die dem Vertreter mit Rückſicht 
auf ein rechtsgeſchäftlich begründetes Rechtsverhältniß geſetzlich ge⸗ 
währte Vertretungsmacht jeder Zeit willkürlich zu beendigen, ſie alſo 
gegen den Willen des Vertretenen nicht in Anſpruch genommen 
werden kann. 

b. geſetzliche Vertretungsmacht (vgl. Note II) 

a. wenn dem Vertreter — abgeſehen von dem Falle unwiderruflicher 
Vollmacht (vgl. a a) — die Vertretungsmacht nicht willkürlich genommen 
werden kann (vgl. aß); 

8. wenn das Geſetz ſelbſt dem Vertreter für das materielle Recht oder 
A Poet die Stellung eines geſetzlichen Vertreters beilegt (vgl. 

ote 2 a). 
t 2. Prozeſſuale Bedeutung des Rechtsgrundes der Vertre⸗ 
ungs macht. 
a. Die CPO. bezeichnet als „geſetzliche Vertreter“ im § 51 nur die Ver: 
treter nicht prozeßfähiger oder dieſen gleichgeſtellter (CPO. § 53) Parteien. 
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b. 


Außerdem wird in einzelnen Fällen einem Vertreter für den Prozeß 
die Stellung eines geſetzlichen Vertreters beigelegt, ſei es ausdrücklich 
(3. B. § 14 Abſ. 4 RG. betr. die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von 
Schuldverſchreibungen Bd. 3 345), fei es dadurch, daß in CPO. § 50 
Abf. 2 dem beklagten nicht rechtsfähigen Verein in dem Rechtsſtreite die 
Stellung eines rechtsfähigen Vereins und damit ſeinem Vorſtande die 
rechtliche Stellung eines geſetzlichen Vertreters gegeben wird. Der pro⸗ 
zejfuale und der materielle rechtliche Begriff der geſetzlichen 
Vertretung decken ſich ſomit nicht. 

Wegen der prozeſſualen Bedeutung der geſetzlichen Vertretung wird auf 
die Kommentare zur CPO. vermieten. 
II. Geſetzliche Vertretungsmacht (vgl. Note I. 1 b). 

1. Geſetzliche Vertretungsmacht mit vormundſchaftlichem 


Charakter. 
a. Die Fälle find: 


a. Die elterliche Gewalt. 

Der elterlichen Gewalt unterſtehen während der Minderjährigkeit 
die ehelichen Kinder § 1626, die Kinder aus nichtigen Ehen gemäß 
88 1699 ff., die Legitimirten $$ 1719, 1883, das für ehelich erklärte 
Kind §§ 1736, 1882, das an Kindesſtatt angenommene Kind § 1757. 

Die elterliche Gewalt wird ausgeübt durch den Vater 88 1627 ff., 
1630, 1634, 1665; die Mutter $$ 1684 ff., 1634 f.; den Beiſtand der 
Mutter, dem die Vermögensverwaltung übertragen iſt § 1693. Ob⸗ 
wohl die Vertretung ein Beſtandtheil der Sorge für die Perſon und 
das Vermögen des Kindes iſt (§ 1630), kann dennoch die Vertretungs⸗ 
macht dem im Uebrigen für dieſe Sorge zuſtändigen Elterntheile, ſei 
es kraft Geſetzes der Mutter (GY 1634, 1698; 1635—1693, 1628; 
1696, 1697; 1702; vgl. auch $ 1707) oder auch dem Vater ($ 1676), 
fei es kraft vormundſchaftsgerichtlicher Anordnung (89 1665, 1628; 
1666 f.) vorenthalten ſein, und umgekehrt ſich auch die Sorge für die 
Perſon nur auf die Vertretung des Kindes beſchränken (5 1633). 

8. Die Vormundſchaft über Minderjährige §§ 1773 ff., 1793, über 
Volljährige $S 1896 ff. Der Gegenvormund iſt nicht geſetzlicher Ver⸗ 
treter, vgl. § 1799. 

J. Die Pflegſchaft ($ 1909 ff.) ift regelmäßig Perſonalkuratel, der 
Pfleger geſetzlicher Vertreter innerhalb des ihm zugewieſenen Wir⸗ 
kungskreiſes. Perſonalpflegſchaften ſind die Pflegſchaften 

für Gebrechliche ꝛc. § 1910; für eine Leibesfrucht § 1911, für Ab⸗ 

weſende § 1912, für unbekannte Betheiligte 8 1913; die Nachlaß⸗ 

pflegſchaft zum Zwecke der Sicherung des Nachlaſſes für denjenigen, 
der Erbe wird, § 1960; die Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der Bez 
friedigung der Nachlaßgläubiger (Nachlaß verwaltung) § 1975, vgl. 
$ 1985 Note J. 1a. 

Pflegſchaft auf Grund der StPO. SS 332—336, 480. 


b. Für den Karakter der geſetzlichen Vertretungsmacht iſt es gleichgültig, 


ob ſie entſteht unmittelbar kraft Geſetzes (wie die elterliche Gewalt des 
Vaters, vgl. § 1627, der Mutter in den Fällen des § 1684) oder ver⸗ 
mittelſt einer gerichtlichen Verfügung (wie bei der elterlichen Gewalt der 
Mutter im § 1685 Abf. 2, der Vormundſchaft und der Pflegſchaft). 
Der Inhalt der Vertretungsmacht iſt in den Vorſchriften über die 
elterliche Gewalt (vgl. $ 1630 und Note daſelbſt) und die Vormundſchaft 
(§ 1793 Note III) bzw. Pflegſchaft (SH 1909 ff.) geregelt. — Die Vertre⸗ 
tungsmacht iſt unübertragbar, unbeſchadet der Zuläſſigkeit rechtsgeſchäft⸗ 
licher Beſtellung von Bevollmächtigten für den Pflegebefohlenen. 
Theilung der Vertretungsmacht unter mehrere geſetzliche 
Vertreter (vgl. §§ 1628 f.; 1794 f.) ift nicht ausgeſchloſſen; fie kann 
mehreren Mitvormündern gemeinſchaftlich oder nach Wirkungskreiſen ge⸗ 
theilt zuſtehen, § 1797. Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Theilung der 
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Vertretungsmacht, wenn Sorge und Vertretung (vgl. Note aa) für Vorbemerkung zum 
Perſon oder Vermögen des Vertretenen verſchiedenen Per⸗ a. 
fonen zuſtehen (vgl. $$ 1629, 1798 Note 3, 4, 5). ee 

Die Sorge für die Perſon umfaßt die Vertretungsmacht auch in 

ſolchen perſönlichen Angelegenheiten, mit denen kraft Geſetzes vermögens⸗ 

rechtliche Folgen verbunden ſind. Im Uebrigen bedarf es, wenn eine 

Handlung in den Bereich der Sorge ſowohl für die Perſon als auch für 

das Vermögen fällt, der Mitwirkung der mehreren Vertreter. 

a. Unter die Sorge für die Perſon des Vertretenen fallende 
Angelegenheiten ſind insbeſondere: 
az. Antrag des geſetzlichen Vertreters auf Volljährigkeitserklärung, 

Fra. § 56. BGB. § 4 Abſ. 2 ſpricht nicht von der Vertretung, 
ſondern nur von der Sorge; 

B8. Entmündigungsantrag und die ſonſtige Mitwirkung in dem Ent- 
mündigungsverfahren, CPO. $$ 653, 664, 666, 675, 679, 685, 686; 

II. Begründung und Aufhebung des Wohnfiges (§ 8) und Inanſpruch⸗ 
nahme der Freizügigkeit ($ 2 Gef. über die Freizügigkeit v. 1. No⸗ 
vember 1867 und EG. Art. 37); 

35. die das Namenrecht ($ 12), den Stand, die Staatsangehörigkeit 
(vgl. EG. Art. 37) betreffenden Angelegenheiten; 

ee. der Abſchluß eines Lehrvertrags, die Herausgabe des Arbeitsbuchs 
und die Ausſtellung eines Zeugniffes; 

TE. Aufgebotsverfahren zum Zwecke der Todeserklärung. Auch der 
gelepline 5 tin das Vermögen des Verſchollenen kann beim 

legen eines beſonderen Intereſſe⸗ i i ; 
CRo — 0 Intereſſes antragsberechtigt ſein, vgl 

In. die Angelegenheiten des Familienrechts mit Ausnahme des ehe⸗ 

lichen Güterrechts, vgl. Tabelle zu F. Nr. 1—3, 9, 11, 13, 14, 
; 16, 17. — Vgl. indeß zu 8; 

Y9. die Mitwirkung in Anſehung von Erbverträgen, Erbverzicht und 
Aufhebungsverkrägen auf Seiten des Erblaſſers, Tabelle zu F. 
N 

u. Stellung des Strafantrags, StGB. § 65, EG. Art. 34. 

P In Angelegenheiten, die ſowohl die Perſon wie das Ber: 
mögen unmittelbar betreffen, iſt die Mitwirkung der Vertreter 
beider Wirkungskreiſe erforderlich, ſo insbeſondere bei 
aa. Ermächtigung zum ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts und 

zur Eingehung von Dienſt⸗ und Arbeitsverhältniſſen, §§ 112. 113; 

BB. zur vertragsmäßigen Feſtſtellung oder Herbeiführung der Rechts⸗ 

hängigkeit von vermögensrechtlichen Anſprüchen, die aus ethiſchen 

Gründen ſich als höchſtperſönliche darſtellen; Anſpruch des ver⸗ 

armten Schenkers und Pflichttheilsanſpruch §§ 528, 2317, vgl. 

CPO. § 852; Schadenserſatzanſpruch wegen Defloration zc. §§ 847, 

1300; Ausſteueranſpruch der Tochter $ 1623; die verſchiedenen 

Unterhaltsanſprüche vgl. Borb. vor § 1601 ff. Note II; 

1. Annahme einer Schenkung, vgl. § 1406; 

ò. die Anerkennung der unehelichen Vaterſchaft, § 1718, außerhalb 
der Fälle der Legitimation; 
ee. Angelegenheiten des ehelichen Güterrechts, vgl. Tabelle zu F. Nr. 7. 

In den Fällen der §§ 1409, 1457 dürfte regelmäßig die Mitwir⸗ 
kung des Vermögensvertreters ausreichen; 

e Ausſchlagung und Annahme von Erbſchaften und Vermächtniſſen, 
§§ 1945 ff, 2180; Anfechtung von letztwilligen Verfügungen, 
88 2078 f., 2340 ff. 

J. Der Vermögensvertreter ift für die große Maffe der vermöge ns- 
rechtlichen Verhältniſſe zuſtändig, ſoweit nicht die zu B bezeich⸗ 
neten Rückſichten die Zuziehung des für die perſönlichen Verhältniſſe 
zuſtändigen Vertreters erfordern. 
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a. 


a. 


b. 


e. 


Insbeſondere ift hervorzuheben: — 

an. Die Vertretung in vermögensrechtlichen Rechtsgeſchäften, 
welche mit den die Sorge für die Perſon betreffenden Angelegen⸗ 
heiten in Beziehung ſtehen, gehören zur Zuſtändigkeit des Ver⸗ 
mögensvertreters; z. B. die Uebertragung ſolcher Angelegenheit 
an einen Rechtsanwalt 2c. Bei Meinungsverſchiedenheiten der 
beiden Vertreter vgl. §$ 1798, 1629, 1897, 1915. 

38, Für vermögensrechtliche Verhältniſſe, die aus Akten, welche von 
dem Vertreter in den perjönlichen Angelegenheiten oder von beiden 
Vertretern rechtswirkſam vorgenommen ſind, entſtehen, iſt der Ver⸗ 
mögensvertreter allein zuſtändig. Er hat gegenüber der Gerichts⸗ 
kaſſe (vgl. zu a), gegenüber den Nachlaßgläubigern (vgl. zu BL) 
u. f. w. das Recht und die Pflicht der Vertretung. 

2. Geſetzliche Vertretung einer juriſtiſchen Perſon. 
Juriſtiſche Perſonen des Privatrechts. 
a. Rechtsfähige Vereine und Stiftungen werden durch ihren Vorſtand, 

der die Stellung eines geſetzlichen Vertreters hat, vertreten, §§ 26, 

86, vgl. auch §§ 29, 30; die Liquidatoren haben die rechtliche Stel 

lung des Vorſtandes gemäß $ 48. 

B. Für die juriſtiſchen Perſonen des ſonſtigen Reichsrechts vgl. § 22 Note J. 
. Für die juriſtiſchen Perſonen des Landesrechts iſt die geſetzliche Ver⸗ 

tretung nach den maßgebenden landesrechtlichen Vorſchriften zu be⸗ 

urtheilen; vgl. insbeſondere auch EG. Artt. 65—67, 75, 82 und Art. 4. 
ò. Uebergangsvorſchriften Ec. Artt. 163—167. 

Internationales Privatrecht EG. Art. 10. 


S. 
„Juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechtes. 


Die geſetzliche Vertretung richtet ſich nach dem maßgebenden öffentlichen 
Rechte. Vgl. Fritze, Zuſammenſtellung der Behörden, welche den 
preußiſchen Landes⸗ und den deutſchen Reichsfiskus im Prozeſſe zu ver⸗ 
treten befugt ſind. Berlin, Vahlen 1891. 

3. Geſetzliche Vertretungsmacht der Ehegatten. 
Als Wirkung der Ehe im Allgemeinen und ohne Rückſicht auf den Güter⸗ 
ſtand ſteht der Ehefrau das Recht zu, innerhalb ihres häuslichen Wir⸗ 
kungskreiſes (Schlüſſelgewalt) den Mann zu vertreten, § 1357, EG. 
Art. 199; ausländiſche Ehegatten vgl. EG. Art. 16. 
Auf Grund des Güterſtandes ift begründet 
a. bei dem geſetzlichen Güterſtand eine gemäß § 1375 beſchränkte Berz 
tretungsmacht des Mannes für die Frau; 
8. bei Gütergemeinfchaft eine Vertretungsmacht der Frau bei Verhinde⸗ 
rung des Mannes und Gefahr im Verzuge gemäß § 1549. 
Im Uebrigen beſteht keine geſetzliche oder vermuthete Vertretungsmacht 
der Ehegatten unter einander. Geſchäftsführung ohne Auftrag greift ein. 
4. Geſetzliche Vertretung von Perſonenmehrheiten ohne ju⸗ 


riſtiſche Perſönlichkeit. 


a 


„Bei Geſellſchaften des BGB. und bei der Rhederei beruht die Vertre⸗ 


tungsmacht des einzelnen Geſellſchafters nicht auf Geſetz, ſondern auf 
Rechtsgeſchäft, vgl. Note I1- 

Bei den nach Geſellſchaftsrechte zu beurtheilenden Vereinen ohne Rechts⸗ 
fähigkeit (§ 54) hat der Vorſtand im Prozeſſe die Stellung eines geſetz⸗ 
19 55 $ wenn der Verein Beklagter ift, CHO. § 50 Abſ. 2, 


„Bei den handelsrechtlichen Geſellſchaften ohne juriſtiſche Perſönlichkeit ift 


es zweifelhaft, ob materiell die Vertretungsmacht der Geſellſchafter bzw. 
der Liquidatoren (vgl. offene Handelsgeſellſchaft SGB. $$ 125—127; 146, 
149; Kommanditgeſellſchaft HGB. § 161 Abſ. 2, 170) als geſetzliche oder 
als rechtsgeſchäftliche anzuſehen iſt. Für den Prozeß liegt jedenfalls 
gemäß CVO. § 51 geſetzliche Vertretung im Sinne der Vorſchriften der 
CPO. vor. Vgl. Note 1 2. 
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c. Der Vertreter der Gläubiger, der auf Grund des § 14 des Gef. betr. die 
gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen beſtellt iſt, 
hat gemäß Abſ. 4 dieſer Vorſchrift für den Prozeß die Stellung eines 
geſetzlichen Vertreters. Ob er materiell nicht rechtsgeſchäftlich begründete 
Vertretungsmacht hat, ift zweifelhaft, vgl. Note J 1, 2. 

d. Der Konkursverwalter handelt im eigenen Namen und iſt deshalb über⸗ 

haupt nicht Vertreter, vgl. Note AI 2c. 

5. Sonſtige Fälle nicht aufRechtsgeſchäft beruhender Vertretung. 

„BGB. § 1141. Beſtellung eines Vertreters für den Grundſtückseigen⸗ 
thümer auf Antrag des Hypothekengläubigers zur Entgegennahme der 
Kündigung. 

b. CPO. X 57. Beſtellung eines beſonderen Vertreters für eine nicht prozeß⸗ 

fähige Partei, welche ohne geſetzlichen Vertreter iſt, bei Gefahr im Verzuge. 

e. CPO. §§ 58, 787. Beſtellung eines Vertreters zur Geltendmachung der 
ſich aus dem Eigenthum ergebenden Rechte und Verpflichtungen im Falle 
des § 928 BGB., wenn ein neuer Eigenthümer im Grundbuche noch nicht 
eingetragen iſt. 

d. CPO. § 494. Beſtellung eines Vertreters für den dem Beweisführer 
unbekannten Gegner bei Sicherung des Beweiſes. 

e. CPO. §§ 679 Abf. 3, 686 Ab. 2. Beiordnung eines Rechtsanwalts als 
geſetzlichen Vertreters des Entmündigten für die Klage auf Wiederauf⸗ 
hebung der Entmündigung. Der für die Anfechtungsklage gemäß CPO. 
80 1 8 Rechtsanwalt iſt nicht geſetzlicher Vertreter, vgl. hierzu 

30 & 

CPO. § 779. Beſtellung einer Vertreters für den Erben bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in den Nachlaß, wenn der Schuldner zuzuziehen iſt, der Erbe 
die Erbſchaft aber noch nicht angenommen hat oder ungewiß iſt. 

- Beitellung eines Zuſtellungsvertreters für unbekannt Betheiligte bei der 

Zwangsverſteigerung in Grundſtücke Zw. §§ 6—8. 

h. Beſtellung eines Vertreters, wenn für einen bei der Zwangsverſteigerung 
zugetheilten Betrag die Perſon des Berechtigten unbekannt iſt. Zw. § 135. 

9 m een ertheilte Vertretungsmacht (Vollmacht). Vgl. 
DLE LA: 

1. Vertretungsmacht auf Grund eines die Vollmachterthei⸗ 
lung bezweckenden Rechtsgeſchäfts. 

A. Die Ertheilung der Vollmacht vgl. SS 166 ff. Ein beſonderer Fall der 
rechtsgeſchäftlichen Vertretungsmacht iſt die mit Wirkung für und gegen 
jeden ſpäteren Gläubiger erfolgende Beſtellung eines Vertreters, ſog. 
Treuhänders bei der Hypothek für die Forderung aus einer Schuldver⸗ 
ſchreibung auf den Inhaber, § 1189. 

D. Die Ertheilung der Prokura HGB. $$ 48—53. 
€. Die Ertheilung der Handlungsvollmacht HGV. § 54. 
2. Nach geſetzlicher Auslegungsregel rechtsgeſchäftlich ertheilte 

Vertretungsmacht. Der geſchäftsführende Geſellſchafter des BGB. ift im 

Umfange der Befugniß zur Geſchäftsführung im Zweifel auch Vertreter 

der anderen Geſellſchafter, § 714. a 5 s 
3. Geſetzliche Fiktion der Vollmachtsertheilung beim Vorliegen 

eines rechtsgeſchäftlich begründeten Verhältniſſes. 

a. Handlungsreiſender HGB. § 55. 

N. Ladenangeſtellter HGB. § 56. 
€. Quittungsüberbringer BGB. § 370. i ; s 
4. Vertretungsmacht kraft Geſetzes beim Vorliegen eines rechts⸗ 

geſchäftlich begründeten von dem Vertretenen jeder Zeit aufzuhebenden 

Rechtsverhältniſſes. . 

a. Anſtellung als Schiffer HGB. S$ 526 ff., 545; BinnenſchG. §§ 15, 20. 

P. Beſtellung als Korreſpondentrheder HGB. §§ 492, 493. 

5. Wegen der rechtsgeſchäflichen Genehmigung des ohne Vertre⸗ 
tungsmacht von Seiten des Vertreters geſchloſſenen Vertrags vgl. SS 177 ff. 


a 


— 


ga 
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D. Gutgläubige Fortführung der objektiv erloſchenen Vertretung durch 
den Inhaber der elterlichen Gewalt $$ 1682 f.; 1686; den Vormund § 1893, 
nd § 1694; den Bevollmäch⸗ 
juriſtiſchen Perſon § 68. — 


Die Prüfung der Legitimation des Vertreters. 
Die Prüfung der Legitimation des geſetzlichen Vertreters 
e Beſtallung des Vormundes 
und des Pflegers hat keine Legitimationskraft, §§ 1791, 1915. — Der Bor: 
ſtand des eingetragenen Vereins wird Behörden gegenüber durch ein Zeug⸗ 


Gegenvormund § 1895, Pfleger § 1915, Beiſta 
tigten, Geſellſchafter $ 169; den Vorſtand der 
55 ferner § 674 Note 6. 


Fällen dem Dritten auf eigene Gefahr ob. Di 


niß des Amtsgerichts ausgewieſen, $ 


vollſtreckers durch Zeugniß des Nachlaßgerichts § 2368. — 
Legitimationskraft der Vollmachtsurkunde § 172. 


wegen 
F. Höchſtperſönliche Rechtsgeſchäfte. 


liegt in allen 


69. Wegen Ausweis des Teitaments- 


Vgl. hingegen 


Die Einwirkung, welche der höchſtperſönliche Karakter gewiſſer Rechtsgeſchäfte 
auf die geſetzliche Vertretungsmacht ausübt, ergiebt ſich aus folgender Ueberſicht: 


Nr. Geſchäfte höchſtperſönlichen Karakters 


1 Elterliche Einwilligung zur Ebeſchließung des 
Kindes kann nicht durch einen Vertreter er⸗ 
theilt werden $ 1307. — CRD. $ 612. 


| des Vertretenen 


n 


bei beſchränkler 
Geſchäftsfähigkeit 


Zuſtimmung des 
geſ. Vertreters 
nicht erforderlich. 


bei Geſchäftsun⸗ 
fähigkeit des Ver⸗ 
tretenen 


Einwilligung 
nicht erforderlich. 
($ 1305 Abſ. 2.) 


2 Eheſchließung erfordert perſönliche Erklärung 
§§ 1317, 1304, 1325. | 


Zuftimmung d. 
gef. Vertreters er⸗ 
forderlich. 


1 


Eheſchließung 
ausgeſchloſſen. 


3 Die Anfehtung der Ehe kann nicht durch einen 
| Vertreter erfolgen $ 1336 Abſ. 1; vgl. indeß 
| Abſ. 2. Vgl. ferner CRO. $ 612. 


Zuſtimmung d. 
geſ. Vertreters 
nich t erſorderlich. 


Anfechtung durch 
gef. Vertrerer mit 
Genehmigung d. 
Vorm. Gerichts 


4| Beſtätigung der anfechtbaren Che kann uſcht 


Beſtätigung aus⸗ 


5 durch einen Vertreter erfolgen $ 1337 Abf. 3; m geſchloſſen. 
1 vgl. indeß Abſ. t. | in f 8 — 
5 ß Zuſtimmung des Ehemanns zur Uebernahme per⸗ Zuſtimmung aus⸗ 
E ſönlicher Leiſtungen durch die Ehefrau kann geſchloſſen. Er⸗ 
nicht durch Vertreter erfolgen 9 1358. 1 ſetzg. d. d. Vorm. G. 
8. N a s f 91358 Abſ. 2. 
6 8 Kündigung der perſönlichen Leiſtungspflicht der Kündigung aus⸗ 
= Ehefrau durch den Ehemanı kann nicht durch 05 geſchloſſen. 
= Vertreter erfolgen § 1358. 
7 | | Ehevertrag auf | Zuftimmung d. Abſchließung 
D Einführung oder Aufhebung der allgem. Güter⸗ geſ. Vertreters, ſolcher Ehever⸗ 


gemeinſchaft § 1437; 
Ausſchließung der fortgefegten GG. oder Auf- 
hebung dieſer Ausſchließung § 1508; 
Einführung oder Aufhebung der Fahrnißge⸗ 
meinſchaft $ 1549 
kann nicht durch den geſetzlichen Vertreter 
abgeſchloſſen werden. 


bei Vormundſchaft 

ferner Genehmi⸗ 

gung des Vorm.⸗ 

Gerichts erforder- 
lich. 


träge ausge⸗ 
ſchloſſen. 


8 Zuſtimmung des einen Ehegatten zu gewiſſen 
letztwilligen Verfügungen des anderen bei allg. 
GG. kann nicht durch einen Vertreter ertheilt 
werden $ 1516. | 


9 Anfechtung der Ehelichteit kann nicht durch einen 
Vertreter erfolgen § 1595. Vgl. CPO. § 641. 


Suftimmung d. 
geſ. Vertreters 
nicht erforderlich. 


Zuſtimmung d. 
geſ. Vertreters 
nicht erforderlich. 


Die Zustimmung 


kann nicht erfol⸗ 

gen; deshalb die 

letztwill. Verfügg. 
ausgeſchloſſen. 


Anfechtung durch 
geſ. Vertreter mit 
Genehmigung d. 


ze er | Vorm. Gerichts. 
Anerkennung der Ehelichkeit kann niit durch m Anerkennung 
einen Vertreter erfolgen § 1598 Abf. 3. | ” ausgeſchloſſen. 


Anfechtung der Anerkennung der Ehelichkeit kann 
nicht durch einen Vertreter erfolgen § 1599. 


11 


S 
Eheliche Abſtammung 


Anfechtung durch 
geſ. Vertreter mit 
Genehmigung d. 


Vorm. Gerichts. 


— — — b .ö — — — — 
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Rr. 


12 


18 


14 


15 


16 


17 


18 


Chelichkeitserflärung 


Annahme an ſindesſtatt 


Teſtament 


Geſchäfte höchſtperſönlichen Karakters 


Einwilligung der Mutter des Kindes und der 
Frau des Vaters zur EChelichkeitserklärung 
kann nicht durch einen Vertreter erfolgen 
§§ 1726, 1728, 1729. 


bei beſchränkter 
Geſchäftsfähigkeit 
des Vertretenen 


| bei Geſchäftsun⸗ 
fähigkeit des Ver⸗ 
tretenen 


Zuſtimmung d. 
gef. Vertreters 
nicht erforderlich 


Einwilligung 
nicht erforderlich. 


Einwilligung des Kindes zur Egelichkeitserklärung 
kann nicht durch einen Vertreter erfolgen 
&$ 1726, 1728, 1729 Abſ. 2. 


a) Das Kind über 
14 Jahre bedarf 
der Zuſtimmung 
d. geſ. Vertreters 
und d. Vorm. G. 
b) Das Kind un⸗ 
ter 14 Jahr ſteht 
wie ein Geſchäfts⸗ 
unfähiger. 


Einwilligung er⸗ 
theilt der gef. 
Vertreter mit Ge⸗ 
nehmigung des 
Vorm. Gerichts. 


Antrag des Vaters auf Ehelichteitserklärung 
kann nicht durch Vertreter erfolgen $$ 1728, 
1729. 


Einwilligung des Ehegatten (des Annehmen⸗ 
den oder des Kindes) ſowie der Eltern des 


folgen $$ 1746, 1747, 1748 Abſ. 2. 


Kindes kann nicht durch einen Vertreter er: | 


Zuſtimmung d. 
geſ. Vertreters u. 
d. Vorm. G. erfor⸗ 
derlich. 


Zuftimmung d. 
geſ. Vertreters 


nicht erforderlich. 


Der Antrag iſt 
ausgeſchloſſen. 


Einwilligung 
nicht erforderlich. 


Vertrag auf Annahme an Kindesſtatt kann der 
Anneh mende nicht durch Vertreter ſchließen 


Zuſtimmung d. 
geſ. Vertreters 


Annahme an Kin⸗ 
desſtatt kann nicht 


Kind nicht durch Vertreter ſchließen §§ 1750 f. 


ner und widerrufen $$ 2064, 2254, 2256, 


Der Erblaſſer kann ein Teſtament nur perſonlich 


ab mit Genehmi⸗ 


treters und des 
Vorm. Gerichts. 


b) Iſt das Kind unt. 
14 Jahr, ſo kann 
auch wie bei Ge- 
ſchäftsunfähigkeit 


den. 


Zuſtimmung d. 
geſ. Vertreters 
nicht erforderlich. 
(Teſtirfähigkeit 
§ 2229.) 


gung d. geſ. Ver⸗ 


vorgegangen wer⸗ | 


§§ 1750 f. und d. Vorm G. erfolgen. 
erforderlich. 
Vertrag auf Annahme an Kindesſtatt kann das ſa) Das Kind ſchließt Nur für das noch 


nicht 14 Jahre 
alte Kind kann d. 
geſ. Vertreter mit 
Genehmigung des 
Vorm Gerichts 
abſchließen. 
Iſt das Kind 
älter, ſo iſt An⸗ 
nahme an Kindes⸗ 
ſtatt ausge⸗ 
| ſchloſſen. 
Errichtung und 
Widerruf ausge- 
ſchloſſen. 


19 Der Erblaſſer kann einen Erbvertrag nur per⸗ 


20 


7 


2⁵ 


Erbvertrag 


Erb verzicht 


ſönlich ſchließen §§ 2274, 2275 Abf. 1; 


— — unter Ehegatten und Verlobten § 2274, 
2275 Abſ 2, 8. 


Erbvertrag kann nicht geſchloſſen 
werden. 


Zuſtimmung d. 
gef. Vertreters, 
bei Vormundſchaft 
ferner Genehmigg. 
d. Vorm. Gerichts 
erforderlich. 


Abſichließungeines 
Erbvertrags aus⸗ 
geſchloſſen. 


Anfechtung des Erbvertrags kann nicht durch 
einen Vertreter erfolgen $ 2282. 


Zuſtimmung d. 
geſ. Vertreters 
nicht erforderlich. 


Anfechtung durch 

geſ. Vertreter mit 
Genehmigung d. 
Vorm. Gerichts. 


Ein anfechtbarer Erbvertrag kann nur durch den 
Erblaſſer perſönlich beſtätigt werden § 2284. 


Beſtätigung iſt 


ausgeſchloſſen. 


Vertrag auf Aufhebung des Erbvertrags kann 
der Erblaſſer nur perſönlich ſchließen § 2290. 


Zuſtimmung d. 
geſ. Vertreters 
nicht erforderlich. 


| Aufhebung ift 
Í ausgeſchloſſen. 


Rülcktritt vom N kann der Erblaſſer nur 
;perfönlich erklären $ 2296. 


Erbverzichtvertrag und Aufhebungsvertrag kann 
der Erblaſſer nur perſönlich ſchließen §§ 2347, 
2351, 2352. 


2. Neumann, Handaus gabe des BEP, I. 3. Aufl. 


Ti 


Rüdtritt iſt aus⸗ 
geſchloſſen. 


Der Vertrag kann 
vom geſ. Vertreter 
geſchloſſen wer⸗ 
den. Wegen Ge⸗ 
nehmigung d. 
Vorm. Gerichts 
§ 2347. 


al 
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§ 164. Eine Willenserklärung, die Jemand innerhalb der ihm 
zuſtehenden Vertretungsmacht im Namen des Vertretenen abgiebt, 
wirkt unmittelbar für und gegen den Vertretenen. Es macht keinen 
Unterſchied, ob die Erklärung ausdrücklich im Namen des Vertretenen 
erfolgt oder ob die Umſtände ergeben, daß ſie in deſſen Namen er⸗ 
folgen ſoll. 

Tritt der Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht erkennbar 
hervor, ſo kommt der Mangel des Willens, im eigenen Namen zu 
handeln, nicht in Betracht. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden entſprechende Anwendung, 
wenn eine gegenüber einem Anderen abzugebende Willenserklärung 
deſſen Vertreter gegenüber erfolgt. 


§ 164. I. Unmittelbare Stellvertretung vgl. Titelvorb. Note A. I. I. 
Bei der unmittelbaren Stellvertretung tritt die Wirkung des Rechts⸗ 
geſchäfts unmittelbar und ausſchließlich für und gegen den Vertretenen ein, 
während der Vertreter außerhalb des Rechts⸗ und Pflichtenkreiſes bleibt. 
Dies gilt ſowohl für perſönliche Rechte und Pflichten, wie für dingliche 
Rechtsverhältniſſe an Gegenſtanden, welche dem Verfügungsrechte des Vertre⸗ 
tenen unterſtehen. 

II. Voransſetzungen wirkſamer Stellvertretung. 
Als e pen wirkſamer, unmittelbarer Stellvertretung bei 

Abgabe einer Willenserklärung (Abs. 1 u. 2) find darzuthun: 

1. Eine Willenserklärung, d. i. eine rechtsgeſchäftliche Willenserklä⸗ 
rung, nicht bloß thatſächliches Handeln, vgl. Abſchnittvorb. vor $ 104. 

Abgabe einer Namensunterſchrift durch einen Vertreter RG. 4 307 ff, 
321; 30 405; 50 51. Vgl. auch zu § 126 Note 2 a 8. 

Vertretung bei Rechtshandlungen? Vgl. Titelvorb. Note B. II. 2. 

2. Willenserklärung innerhalb der Vertretungsmacht. 

a. Wegen der geſetzlichen Vertretungsmacht vgl. Titelvorb. Note U L. 

b. Wegen der rechtsgeſchäftlichen Vertretungsmacht (Vollmacht) §§ 167—176 
und Titelvorb. Note C III. 

c. Ueberſchreitung der Vertretungsmacht ift als Vertretung ohne Vertre⸗ 
tungsmacht gemäß §§ 177 ff. zu beurtheilen. Ueber Kontrahiren des Ver⸗ 
treters mit ſich ſelbſt § 181. 2 

d. Argliſtiges Zuſammenſpiel (Kolluſion) begründet die Einwendung der 
Argliſt gegen den Dritten; vgl. RG. 9 148, 15 206, 24 91 f., 224, 28 288; 
IW. 1897 S. 294 2, 332 50. Vol. auch StGB. § 266. 

e. Ueber den Umfang und die Beweislaft bei einer auf ordnungsgemäße 
Beſorgung einer Angelegenheit abgeſtellten Vertretungsmacht vgl. Prot. 
VI. S. 136 f. 

3. Kundgebung des Vertretungswillens durch ausdrückliche oder ſtill⸗ 
ſchweigende Willenserklärung, Titelvorb. vor § 116 Note 2. Nicht er- 
forderlich iſt, daß der Name des Vertretenen von vornherein kundgegeben 
wird, es genügt die Erkennbarkeit des Willens, in fremdem Namen zu 
handeln. Dieſer Wille kann ſich aus dem Gebrauche einer, wenn auch nur 
thatſächlich geführten, nicht unter das kaufmänniſche Firmenrecht fallenden 
Geſellſchaftsfirma ergeben. NO. IW. 1901 S. 16416. Andererſeits ift die 
bloße Einzahlung eines Geldbetrags aus eigenem Vermögen bei der Spar⸗ 
kaſſe auf den Namen eines Dritten noch nicht als Vornahme eines fremden 
Geſchäfts aufzufaſſen RG. IW. 1902 S. 3840, Gruch. 42 963. 

III. (Abſ. 2.) Mangel der Erkennbarkeit des Vertretungswillens. 

1. Eine unmittelbare Stellvertretung liegt in ſolchem Falle trotz vorhan⸗ 
dener Vertretungsmacht nicht vor. 

2. Wer Handeln als Vertreter einwendet, muß Erkennbarkeit des Ver⸗ 
tretungswillens darthun. 
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§ 165. Die Wirkſamkeit einer von oder gegenüber einem Ver⸗ u. Heſchaftsfahigkeit des 


treter abgegebenen Willenserklärung wird nicht dadurch beeinträchtigt, 
daß der Vertreter in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt. 


Vertreters. 


§ 166. Soweit die rechtlichen Folgen einer Willenserklärung m. willensmangel, 


durch Willensmängel oder durch die Kenntniß oder das Kennenmüſſen 
gewiſſer Umſtände beeinflußt werden, kommt nicht die Perſon des 
Vertretenen, ſondern die des Vertreters in Betracht. 

Hat im Falle einer durch Rechtsgeſchäft ertheilten Vertretungs⸗ 
macht (Vollmacht) der Vertreter nach beſtimmten Weiſungen des 
Vollmachtgebers gehandelt, ſo kann ſich dieſer in Anſehung ſolcher 
Umſtände, die er ſelbſt kannte, nicht auf die Unkenntniß des Ver⸗ 
treters berufen. Dasſelbe gilt von Umſtänden, die der Vollmacht⸗ 
geber kennen mußte, ſofern das Kennenmüſſen der Kenntniß gleichſteht. 


3. Ob Abſ. 2 nur dem Erklärungsempfänger gegenüber (Eck) oder in jeder 
Beziehung anwendbar (Planck), iſt beſtritten. Für Planck entſcheidet das 
Vorhandenſein der Sondervorſchriften der $$ 1381, 1646, welche ſonſt über: 
flüſſig wären. Der Vertreter erwirbt für ich; ift die Uebertragung an den 
Vertretenen ausſchließlich Erfüllung einer Verbindlichkeit (3. B. $ 667), fo 
kann ſie durch den Vertreter in ſich (§ 181), z. B. durch constitutum posses- 
sorium ($$ 855, 929) erfolgen. Eine ſolche Eigenthumsübertragung kann zeit⸗ 
lich mit dem Eigenthumserwerbe des Vertreters zuſammenfallen. Vgl. RG. 
30 142, 24 314, Gruchot 37 974 f., JW. 1898 S. 485 90. 

4. Sonderregelung. 

a. Vertretung des Mannes durch die Frau innerhalb des häuslichen Wir⸗ 
kungskreiſes § 1357 Abi. 2. 
b. Erwerb des Mannes mit den Mitteln des eingebrachten Gutes § 1381, 

des Vaters mit den Mitteln des Kindesvermögens § 1646. 

IV. Rechtsgeſchäfte gegenüber dem Vertreter. 

1. Für Rechtsgeſchäfte gegenüber dem Vertreter ijt ledig lich die entz 
ſprechende Anwendbarkeit des Abſ. 1, nicht auch des Abſ. 2, vorgeſchrieben. 
Abſ.! lautet für die entſprechende Anwendung: „Eine einem Anderen gegen⸗ 
uber abzugebende Willenserklärung, die deſſen Vertreter gegenüber innerhalb 
der ihm zuſtehenden Vertretungsmacht erfolgt, wirkt unmittelbar für und 
gegen den Vertretenen. Es macht keinen Unterſchied, ob die Erklärung aus⸗ 
drücklich dem Vertretenen gegenüber erfolgt oder ob die Umſtände ergeben, 
daß fie ihm gegenüber erfolgen fol.“ j S 

2. Sit eine Vollmachtsurkunde in Händen des Vertreters, ohne daß eine 
entſprechende Vollmacht befteht (§ 168; Note 1 zu §§ 170—173), fo kann 
ich der gutgläubige Dritte auf die Vollmachtsurkunde nur berufen, wenn 
tie ihm vorher vorgelegt war und nicht für kraftlos erklärt ift. §§ 172 f. 
Die Vorſchrift CPO. § 173 gilt auch für die außerhalb des Prozeſſes gemäß 
9 132 erfolgenden Zuftellungen. p 4 
. CPO. 8173. Die Zustellung erfolgt an den Generalbevollmächtigten. sowie 
n den durch den Betrieb eines Handelsgewerbes hervorgerufenen Rechtssireitig- 
keiten an den Prokuristen mit gleicher Wirkung, wie an die Partei selbst. 
8 165. Die Vorſchrift bezieht fih 
ausſchließ lich auf as Verhältniß nach außen, nicht auf das Verhältniß 
„zwiſchen Vertreter und Vertretenen; 
5 auf den Vertreter mit und ohne Vertretungsmacht; 
„auf geſetzliche und gewillkürte Vertreter. 
4; 8gl. insbeſondere bei Vormundſchaft $$ 1780, 1781; bei Vertretung durch 
is minderjährige Ehefrau §§ 1357, 1450; indeß bei elterlicher Gewalt 
S$ 1676 Abſ. 2, 1678, 1686, 1696. 

$ 166. 1. Das Recht der Anfechtung wegen Willensmängel des Vertreters 

N 


Rennen und Rennen- 
muſſen. 


IV. Vollmacht. 
1. Ertheilung der Voll⸗ 
macht. 
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§ 167. Die Ertheilung der Vollmacht erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem zu Bevollmächtigenden oder dem Dritten, dem gegen⸗ 
über die Vertretung ſtattfinden ſoll. 

Die Erklärung bedarf nicht der Form, welche für das Rechts⸗ 
geſchäft beſtimmt iſt, auf das ſich die Vollmacht bezieht. 


ſteht dem Vertretenen zu; dem Vertreter nur, wenn ſich ſeine Vertretungs⸗ 

macht auch hierauf erſtreckt. Die Schadenshaftung aus § 122 trifft gegen- 

über dem Schadenserſatzberechtigten den Vertretenen. Vgl. auch RG. JW. 

1902 S. 122. Inwieweit der Vertretene einen Rückgriff dem Vertreter gegenüber 

hat, iſt nach dem zwiſchen ihnen beſtehenden Rechtsverhältniſſe zu beurtheilen. 

2. Nof. 1 gilt für alle Vertretungsfälle, geſetzliche und rechtsgeſchäft⸗ 
liche, mit und ohne Vertretungsmacht ſtattfindende Vertretung. Er findet 
auch Anwendung in den Fällen des Abſ. 2. — Kenntniß des Verſicherungs⸗ 
agenten als Kenntniß der Verſicherungsgeſellſchaft RG. IW. 1898 S. 513. 

3. Kenntniß eines Kollektivvertreters NG. Gruchot 29 703 ff., vgl. auch 
§ 28 Abſ. 2; Kenntniß des Gerichtsvollziehers RE. 39 161, aber auch 
Gruchot 44 1204. 

4. Wiſſen und Wiſſenmüſſen des Vertreters ſchadet nicht dem Vertretenen, 
der ſelbſt ein Rechtsgeſchäft ſelbſtändig und gutgläubig vornimmt. Vgl. 
indeß § 1944 Note IV 1 (Kenntniß des Vertreters in Anſehung einer von 
dem Zeitpunkte der Kenntniß ablaufenden Friſt). 

5. Falſche Uebermittelung einer Willenserklärung durch einen Boten § 120. 

6. Die Vorſchrift des § 166 gilt nicht nur in Anſehung der von dem 
Vertreter abgegebenen, ſondern auch der von ihm entgegengenommenen 
(8 164 Abſ. 3) Willenserklärungen. 

7. Die Grenzziehung zwiſchen Vollmacht und geſetzlicher Vertretungsmacht 
in Titelvorb. Note C. Ila u. b dürfte auch für § 166 Abſ. 2 zu angemeſſenen 
Ergebniſſen führen. 

8. Ueber die im $ 166 behandelten Rechtsverhältniſſe im Falle der mittel⸗ 
baren Stellvertretung vgl. RG. 27 125 (Kommiſſionsgeſchäft). 

§ 167. 1. Die Ertheilung der Vollmacht erfolgt durch einſeitige, 
empfangsbedürftige Willenserklärung gegenüber dem zu Bevollmächtigenden 
oder gegenüber dem Dritten. Im Falle der Anfechtung iſt Anfechtungs⸗ 
gegner ($ 143) derje ige, dem gegenüber die Erklärung erfolgt ift. (Val. 
Titelvorb. vor § 116 Note 2 c a Nr. 2.) Ift die Bevollmächtigung nichtig, 
ſo iſt der auf Grund derſelben thätig gewordene Vertreter ein Vertreter 
ohne Vertretungsmacht, § 177 ff. À $ 

2. Die Bevollmächtigung ift regelmäßig formfrei. 

a. Sie kann regelmäßig auch ſtillſchweigend erfolgen: Ueberbringer der 
Quittung § 370; Geſchäftsführender Geſellſchafter § 714; Uebertragung 
einer ſelbſtändigen Vermögensverwaltung RG. 23 250. Vgl. indeß HGB. 
§ 97 (Handelsmäkler). . 2 

b. Oeffentliche Beglaubigung iſt erfordert: für die Vollmacht zur 
Ausſchlagung einer Erbſchaft § 1945; zum Mitbieten in der Zwangs⸗ 
verſteigerung Zw. $ 71; beim Grundbuche vgl. GO. 88 29 f. beim Handels⸗ 
regiſter SGB. § 12; wegen Prozeßvollmacht vgl. CPO. $$ 80, 613, 
640 f.; für freiwillige Gerichtsbarkeit Fr h. § 13. 

c. Wegen formloſer Bevollmächtigung zu formaliſirten Geſchäften vgl. § 125 
Note II 2 und zu § 313 Note 2e; ferner RG. 50 167. 

3. Umfang und Inhalt der Vollmacht wird durch den ſtillſchweigend 
oder ausdrücklich erklärten Willen des Vollmachtgebers beſtimmt. Die Aus⸗ 
legung dieſes Willens ergiebt insbeſondere, 

a. ob die Subftitutionsbefugniß, ſei es in Bezug auf die gejammte 
Vollmacht oder einzelne Theile derſelben, dem Bevollmächtigten beigelegt 
ift (vgl. auch §§ 613, 664). Der Subſtitut iſt gemäß § 164 S. 1 
unmittelbarer Bevollmächtigter des Vollmachtgebers. Die Subſti⸗ 
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$ 168. Das Erlöſchen der Vollmacht beſtimmt fih nach dem 2. ee 
ihrer Ertheilung zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſe. Die Voll⸗ i j 
macht ift auch bei dem Fortbeſtehen des Rechtsverhältniſſes miber- 
ruflich, ſofern ſich nicht aus dieſem ein Anderes ergiebt. Auf die 
Erklärung des Widerrufs findet die Vorſchrift des § 167 Abſ. 1 
entſprechende Anwendung. 


tution erliſcht deshalb an fih nicht mit der Hauptvollmacht, wenn fie 
nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend auf die Dauer derſelben beſchränkt ift. 

b. ob mehrere Bevollmächtigte Kollektiv⸗ oder Einzelvollmacht haben. 
Mehrere geſchäftsführende Geſellſchafter § 710. Regelmäßig iſt mehreren 
Kollektivbevollmächtigten die gegenſeitige generelle Subſtitution nicht ge⸗ 
ſtattet. Vgl. RG. 48 57 JW. 1900. S. 66313, 1901 S. 287°, 308 18; KGG. 
Jahrb. 21 A. 106. 

e. ob die Vollmacht nur zur Entgegennahme von Vertragsangeboten be⸗ 
hufs Uebermittelung an den Geſchäftsherrn oder aber auch zur Annahme 
von Angeboten ertheilt ift, vgl. RG. 49 27, IW. 1901 S. 549 (Bureau⸗ 
vorſteher des Notars). 

4. Wegen der Abhängigkeit der Vollmacht von dem ihrer Ertheilung zu 

Grunde liegenden Rechtsverhältniſſe zu § 168. 


§ 168. 1. Verhältniß der Vollmacht zu dem ihr zu Grunde liegenden 
Rechtsverhättniſſe. Die ihrem Zwecke und Inhalte nach dispoſitive 
Vorſchrift des Satz 1 ergiebt die regelmäßige Abhängigkeit der Vollmacht 
von dem ihr zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſe. Hieraus folgt, daß, 
wenn das als Grundlage angenommene Rechtsverhältniß wegen Nichtigkeit des 
auf feine Begründung gerichteten Rechtsgeſchäfts nicht zu Stande gekommen 
iſt, auch die Vollmacht nicht wirkſam ertheilt worden iſt. Die dem Schutze 
Dritter dienenden Vorſchriften der §§ 170—173 finden auch für dieſen Fall 
Anwendung. Ein Zwang, daß die Vollmacht von dem zu Grunde liegenden 
Nechtsverhältniß abhängig ſein, bzw. daß überhaupt ein Rechtsverhältniß 
der Ertheilung zu Grunde liegen müſſe, beſteht nicht. Die Vollmacht kann 
vielmehr auch abſtrakt ertheilt werden. 

2. Für das Erlöſchen der Vollmacht kommen gemäß Satz 1 in Betracht, 
dei Zugrundeliegen 
a. eines Auftrags 88 671—674; 

5. eines Dienſt⸗ oder Werkvertrags § 675; 
e. eines Geſellſchaftsvertrags SS 715, 712, 723 fl., 736 f. 

Der Tod und der Eintrikt der Geſchäftsunfähigkeit des Voll⸗ 
machtgebers bewirken bei Auftrag und Dienſtverhältniß im Zweifel nicht 
das Erlöſchen der Vollmacht ($$ 672, 675), wohl aber Tod bei Geſellſchafts⸗ 
Zerhältniß ($ 727); indeß ift die Verfügungsbefugniß aus der Perſon des 
Vertretenen zu beurtheilen. Vgl. § 164 Note I. Für die Prozeßvollmacht 
vgl. CRO. § 86, bei Ausſetzung des Verfahrens CRO. § 86 Halbſatz 2 und 
dazu RG. JW. 1901 S. 836 7 (Erlöſchen). — Einfluß der Beendigung der 
Normundſchaft auf die von dem Vormunde Namens des Mündels ertheilte 

ollmacht IW. 1898 S. 400 5. 

Konkurs des Vollmachtgebers KO. § 23 (abgedruckt zu § 672). Vgl. 
auch KRD. § 106 und dazu RG. 38 34, 40. é 

3. Widerruf der Vollmacht ift ſelbſtändiger Erlöſchungsgrund. 

* Widerruflichkeit iſt die Regel: Ausſchließung des Widerrufs durch 
as zu Grunde liegende Rechtsverhältniß ift Einwendung. — Eine ab⸗ 
tratte Vollmacht (vgl. Nr. 1) it Mangels eines den Widerruf aus⸗ 
chließenden Rechtsverhältniſſes ſtets widerruflich. § 168 gilt auch für 
die Handlungsvollmacht, während die Prokura nach HGB. § 52 
Jederzeit widerruflich ift. — Vgl. bezüglich des Auftrags § 671 Note 2. 
Ertheilung einer unwiderruflichen Vollmacht iſt kein geeignetes Mittel 
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3. Bergältnig zu Dritten. - $ 169. Soweit nach den $§ 674, 729 die erloſchene Vollmacht 
* Jeſchenen Balmacht eines Beauftragten oder eines geſchäftsführenden Geſellſchafters als 
1155 Went fortbeſtehend gilt, wirkt ſie nicht zu Gunſten eines Dritten, der bei 
der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts das Erlöſchen kennt oder 
kennen muß. 

b. Dem Dritten gegen- § 170. Wird die Vollmacht durch Erklärung gegenüber einem 
9 e Jol Dritten ertheilt, fo bleibt fie dieſem gegenüber in Kraft, bis ihm 

das Erlöſchen von dem Vollmachtgeber angezeigt wird. 


un: Umgehung der Formvorſchrift des $ 313, vgl. daſelbſt Note 2e. RG. 
50 169. 


b. Un widerruflich ift z. B. eine im Intereſſe des Bevollmächtigten er- 
theilte Vollmacht (procurator in rem suam). Der Widerruf einer un⸗ 
widerruflichen Vollmacht hebt die Vollmacht nicht auf; vgl. $ 176 Abſ. 3. 

e. Die Rechtsbeſtändigkeit des Verzichts auf Widerruf (Verſtoß 
gegen die guten Sitten wegen übermäßiger Beſchränkung des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechts) iſt nach dem zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſe 
zu beurtheilen. Vgl. RG. 27 35. 

d. Die en des Widerrufs kann dem Bevollmächtigten oder dem 
Dritten gegenüber erfolgen, ohne Rückſicht darauf, wem gegenüber die 
Vollmachtserklärung erfolgt war ($ 167). Schutz des Dritten §§ 170, 173. 
— Wirkſamwerden des Widerrufs §§ 130 ff. Durch den Widerruf wird 
eine von dem Bevollmächtigten auf Grund der Vollmacht abgegebene, 
aber noch nicht wirkſam gewordene Willenserklärung nicht berührt, § 164 
Abſ. 1, vgl. auch S$ 130 Abſ. 2, 183, 878. — Widerruf durch den zu 
dieſem Zwecke beſtellten Abweſenheitspfleger des abweſenden Vollmacht⸗ 
geberg § 1911 Abſ. 1 Satz 2. 

e. Eine Form des Widerrufs iſt nicht vorgeſchrieben. 

GO. $ 32. Erklärungen, durch die eis Eintragungsantrag zurückgenommen 
oder eine zur Stellung des Eintragungsantrags ertheilte Vollmacht widerrufen 
wird, bedürfen der im $29 Satz 1 vorgeschriebenen Form. 


§ 169. Abgeſehen von dem Falle des Widerrufs des Auftrags und der 
Kündigung der Geſellſchaft gilt nach § 168 S. 1 in Verbindung mit §§ 674 
(675), 729 die Vollmacht des gutgläubigen Beauftragten (Geſchaftsbeſorgers) 
oder Geſellſchafters trotz objektiven Erlöſchens des Auftrags (des Dienſt⸗ 
oder Werkvertrags) oder der Geſellſchaft als fortbeſtehend. § 169 ſchließt einem 
Dritten gegenüber, dem die Schlechtgläubigkeit nachgewieſen wird, diefe Fort- 
geltung aus. Gegen Anſprüche des ſchlechtgläubigen Dritten ift der Bevoll⸗ 
mächtigte durch $ 179 Abſ. 3 geſchützt. — Das Verhaltniß zwiſchen dem Be⸗ 
vollmächtigten und dem Vollmachtgeber wird durch § 169 nicht berührt. 

= 17 1. Die Vorſchriften der §8 170—173, welche die Vertretungsmacht des 
gogia Bevollmächtigten bis zur Aufhebung der nach außen bewirkten Kundgebung 
des Vollmachtgebers unabhängig von dem objektiven Fortbeſtande der 
Vollmacht ſtellen, finden entſprechende Anwendung, wenn die kundgegebene 
Vollmacht überhaupt nicht oder nicht in dem aus der Kundgebung ſich er⸗ 
gebenden Umfange zur Entſtehung gelangt iſt. Nachträgliche Einſchrän⸗ 

kung der Vollmacht iſt partielles Erlöſchen. 

2. Auf die „Kundgebung“ ($ 171), die „Aushändigung der Vollmachts⸗ 
urkunde“ (§ 172), deren Natur als Rechtsgeſchäfte oder Rechtshandlungen 
zweifelhaft find, finden die Vorſchriften über Geſchäftsfähigkeit und Willens- 
mängel zum mindeſten entſprechende Anwendung. Die Gefahr der Prüfung 
der Rechtswirkſamkeit und der Echtheit trägt der Dritte. 

3. Die Vorſchriften gelten auch für das Gebiet des Handelsrechts. 


8 170. Kennen oder Kennenmüſſen des Dritten § 173. Wirkſamwerden 
der Anzeige 8$ 130 f. Oeffentliche Zuſtellung derſelben § 152. 
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$ 171. Hat Jemand durch beſondere Mittheilung an einen 
Dritten oder durch öffentliche Bekanntmachung kundgegeben, daß er 
einen Anderen bevollmächtigt habe, ſo iſt dieſer auf Grund der Kund⸗ 
gebung im erſteren Falle dem Dritten gegenüber, im letzteren Falle 
jedem Dritten gegenüber zur Vertretung befugt. 

Die Vertretungsmacht bleibt beſtehen, bis die Kundgebung in der⸗ 
ſelben Weiſe, wie ſie erfolgt iſt, widerrufen wird. 

§ 172. Der beſonderen Mittheilung einer Bevollmächtigung 
durch den Vollmachtgeber ſteht es gleich, wenn dieſer dem Vertreter 
eine Vollmachtsurkunde ausgehändigt hat und der Vertreter ſie dem 
Dritten vorlegt. 

Die Vertretungsmacht bleibt beſtehen, bis die Vollmachtsurkunde 
dem Vollmachtgeber zurückgegeben oder für kraftlos erklärt wird. 

§ 173. Die Vorſchriften des § 170, des § 171 Abſ. 2 und 
des § 172 Abſ. 2 finden keine Anwendung, wenn der Dritte das 
Erlöſchen der Vertretungsmacht bei der Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
kennt oder kennen muß. 

§ 174. Ein einſeitiges Rechtsgeſchaft, das ein Bevollmächtigter 
einem Anderen gegenüber vornimmt, iſt unwirkſam, wenn der Be⸗ 
vollmächtigte eine Vollmachtsurkunde nicht vorlegt und der Andere 
das Rechtsgeſchäft aus dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſt. Die 
Zurückweiſung ift ausgeſchloſſen, wenn der Vollmachtgeber den Anderen 
von der Bevollmächtigung in Kenntniß geſetzt hatte. 

8§ 175. Nach dem Erlöſchen der Vollmacht hat der Bevollmächtigte 
die Vollmachtsurkunde dem Vollmachtgeber zurückzugeben; ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht ſteht ihm nicht zu. 
—— — 


§ 171. 1. Vgl. Vorb. zu $$ 170—173. 

2. Gegenüber dem in Gemäßheit des Abſ. 2 erfolgten Widerruf iſt die 
Vertheidigung, daß der Dritte weder Kenntniß deſſelben hatte, noch haben 
mußte (SGB. § 15 Abſ. 2) nicht zugelaſſen. 

9 3. „Oeffentliche Bekanntmachung“ vgl. RG. 27 251. Wirkſamwerden 8 130 
Note A. II. 
4. Kennen oder Kennenmüſſen des Dritten § 173. 
5. Anfechtungsgegner für die Anfechtung der Kundgebung vgl. zu § 143 Note 4. 
172. 1. Vgl. Borb. zu § 170—173. i 

2. Kennen oder Kennenmüſſen des Dritten § 173. Be: i 

3. Die Gefahr der Prüfung der Identität des Bevollmächtigten mit dem 
als ſolchen Auftretenden trägt der Dritte. Ebenſo handelt der Dritte auf ſeine 
Gefahr, wenn er mit Rückſicht auf eine früher erfolgte Vorlegung der Voll⸗ 
macht von erneuter Vorlegung abſieht und die Vertretungsmacht inzwiſchen 
gemäß Abſ. 2 erloſchen ift. r . 

6.176 Aft oserklarung der Vollmacht § 176; bei unwiderruflicher Vollmacht 
5 176 Abſ. 3. 


§ 173. J. Kenntniß oder Kennenmüſſen der Anfechtbarkeit § 142. 

2. Kennenmüſſen; eine Erkundigungspflicht kann z. B. beſtehen, wenn das 
Alter der Vollmacht deren Fortdauer zweifelhaft machen mußte. 
a 1. Bgl. die entſprechende Regelung im § 111 und die Noten 

elbſt. 

2. Für die Ausſchlagung der Erbſchaft, ſowie die Anfechtung der Aus⸗ 
ſchlagungs⸗ und Annahmeerklärung vgl. die Sonderregelung in § 1945. 
175. 1. Anſpruch des Bevollmächtigten auf Quittung (Decharge) § 368. 


e. Kundgegebene Be⸗ 
vollmächtigung. 


d. Aushändigung einer 
Vollmachtsurkunde. 


e. Kennen oder 
Kennenmüſſen des 
Dritten. 


4. e Rechtsge⸗ 
ſchafte des Bevoll⸗ 
mädtigten, = 


5. Rückgabe der Boll 
machtsurkunde. 


6. Kraftloserklärung der 
Vollmachtsurkunde. 


V. Vertretung ohne Der- 
tretungsmacht. 
1. Verträge. 
a. Genehmigung des 
Vertretenen. 


b. Widerruf des 
anderen Theils. 
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§ 176. Der Vollmachtgeber kann die Vollmachtsurkunde durch 
eine öffentliche Bekanntmachung für kraftlos erklären; die Kraftlos⸗ 
erklärung muß nach den für die öffentliche Zuſtellung einer Ladung 
geltenden Vorſchriften der Civilprozeßordnung veröffentlicht werden. 
Mit dem Ablauf eines Monats nach der letzten Einrückung in die 
öffentlichen Blätter wird die Kraftloserklärung wirkſam. 

Zuſtändig für die Bewilligung der Veröffentlichung iſt ſowohl das 
Amtsgericht, in deſſen Bezirke der Vollmachtgeber ſeinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hat, als das Amtsgericht, welches für die Klage auf Rück⸗ 
gabe der Urkunde, abgeſehen von dem Werthe des Streitgegenſtandes, 
zuſtändig ſein würde. 

Die Kraftloserflärung ift unwirkſam, wenn der Vollmachtgeber die 
Vollmacht nicht widerrufen kann. 

§ 177. Schließt Jemand ohne Vertretungsmacht im Namen eines 
Anderen einen Vertrag, ſo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags für 
und gegen den Vertretenen von deſſen Genehmigung ab. 

Fordert der andere Theil den Vertretenen zur Erklärung über die 
Genehmigung auf, ſo kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen; 
eine vor der Aufforderung dem Vertreter gegenüber erklärte Genehmi⸗ 
gung oder Verweigerung der Genehmigung wird unwirkſam. Die 
Genehmigung kann nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach 
dem Empfange der Aufforderung erklärt werden; wird ſie nicht 
erklärt, ſo gilt ſie als verweigert. 

§ 178. Bis zur Genehmigung des Vertrags ift der andere Theil 
zum Widerrufe berechtigt, es ſei denn, daß er den Mangel der Ver⸗ 
tretungsmacht bei dem Abſchluſſe des Vertrags gekannt hat. Der 
Widerruf kann auch dem Vertreter gegenüber erklärt werden. 


2. Wegen des Rechtes des Bevollmächtigten auf Entnahme und Zurück⸗ 
behaltung einer beglaubigten Abſchrift der Vollmacht vgl. RG. 3 186 ff. 

3. Zurückbehaltungsrecht § 273. 

§ 176. 1. Verfahren CPO. § 204; im Uebrigen, namentlich für die Be⸗ 
ſchwerde gegen die Ablehnung des Geſuchs finden die Vorſchriften des Ge⸗ 
ſetzes über die freiw. Gerichtsbarkeit Anwendung; vgl. FrG. § 1. — Vgl. 
Kraftloserklärung des Erbſcheins § 2361. 

2. Zuständigkeit CPO. 58 13 f. 

3. Wirkſamwerden § 176 Abſ. 1 S. 2; Friſtberechnung §§ 187 Abſ. 1, 188. 

4. Wirkung der Kraftloserklärung der Vollmachtsurkunde ift Erloſchen 
der Vollmacht § 172 Abſ. 2; eine anders geartete Veroffentlichung als die 
hier vorgeichriebene hat dieſe Wirkung nicht. — Unwiderrufliche Vollmacht 
($ 176 Abt. 3) vgl. § 168 Note 3. 

5. Für den Grundbuchverkehr vgl. GO. § 32 zu § 168 Note 3e. Es em- 
pfiehlt ſich eine Widerrufserklärung in grundbuchmäßig beglaubigter Form 
zu allen Grundakten zu reichen, bei denen der Bevollmächtigte die Vollmacht 
mißbrauchen konnte. 

6. Anſpruch des Vollmachtgebers auf Rückgabe der Vollmacht § 175. 

Ss 177, 178. 1. Vgl. die entſprechende Regelung der SS 108 und 109. 


2 Sonderregelung hinſichtlich der Vertragſchließung für den Geſchäftsherrn 
durch den Handlungsagenten ohne Vertretungsmacht HGB. § 85. 
3. Die für den Vertretenen geſchaffene Rechtslage, durch ſeine Genehmi⸗ 


gung den Vertrag für ſich wirkſam machen zu konnen, kann der Vertreter 
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8 179. Wer als Vertreter einen Vertrag geſchloſſen hat, ift, ſofern 
er nicht ſeine Vertretungsmacht nachweiſt, dem anderen Theile nach 
deſſen Wahl zur Erfüllung oder zum Schadenserſatze verpflichtet, wenn 
der Vertretene die Genehmigung des Vertrags verweigert. 

Hat der Vertreter den Mangel der Vertretungsmacht nicht gekannt, 
ſo iſt er nur zum Erſatze desjenigen Schadens verpflichtet, welchen der 
andere Theil dadurch erleidet, daß er auf die Vertretungsmacht ver⸗ 
traut, jedoch nicht über den Betrag des Intereſſes hinaus, welches 
der andere Theil an der Wirkſamkeit des Vertrags hat. 

Der Vertreter haftet nicht, wenn der andere Theil den Mangel der 
Vertretungsmacht kannte oder kennen mußte. Der Vertreter haftet 
auch dann nicht, wenn er in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt war, 
es ſei denn, daß er mit Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters 
gehandelt hat. 


§ 180. Bei einem einſeitigen Rechtsgeſchäft iſt Vertretung ohne 
Vertretungsmacht unzuläſſig. Hat jedoch derjenige, welchem gegenüber 
ein ſolches Rechtsgeſchäft vorzunehmen war, die von dem Vertreter 
behauptete Vertretungsmacht bei der Vornahme des Rechtsgeſchäfts 


weder durch einſeitige Rechtsgeſchäfte, z. B. Kündigung, noch durch Vertrag 
mit dem Dritten ohne Zuſtimmung des Vertretenen beſeitigen. Stehen die 
ſpäteren Geſchäfte indeß mit den früheren in der Weiſe in Zuſammenhang, 
daß ihre Geltung ſchon in dem früheren — ſei es ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend — vereinbart war, ſo kann die Genehmigung nur einheitlich für 
alle ertheilt oder verweigert auch zu § 180 Note 5. 

4. Regelmäßig liegt zwiſchen dem Vertreterdem Vertreter und dem Vertretenen Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag ($$ 677 ff.) vor. 

5. Der Grundſatz des $ 177 enthält ein allgemeines Prinzip. Angewendet 
auf die Auflaſſung KG. Jahrb. 22 A 146, OLG. 2 321, auf wechſelrechtliche 
Verpflichtungserklärungen RG. IW. 1901 S. 519%, Seuff. 56 464. 

318 5 ohne Vertretungsmacht CHO. §§ 89, 551 Ziffer 5, 579 
Ziffer 4. 

4. Die Wirkung der Genehmigung auf das Verhältniß zwiſchen Geſchäfts⸗ 
führer und Geſchäftsherrn richtet fih nach § 684. In $$ 177 f. handelt es 
ſich nur um das Verhältniß zu dem Dritten. 

§ 179. I. Ausübung des Wahlrechts § 262 Note 1. 

II. Behauptungs⸗ und Beweislaſt. N 

1. Klagebegründung: Der Beklagte habe als Vertreter den Vertrag 
geſchloſſen und den Klager nicht in den Stand geſetzt, den Vertretenen in 
Anſpruch zu nehmen (ROS. 22 33). — Wegen des Gerichtsſtandes (CPO. 
$ 29) vgl. Seuff. 55 209. 

2. Einwendungen gegen den Grund des Anſpruchs: 

A. Vorhandenſein der Vertretungsmacht (gefeglihe Vertretung, Vollmacht, 
Srofura, Handlungsvollmacht) in dem erforderlichen Umfange. Richtige 

Vollmacht iſt keine Vollmacht; 

b. Kenntniß oder Kennenmüſſen des Klägers von dem Mangel der Vertre⸗ 

tungsmacht. (Kenntniß der Anfechtbarkeit § 142); 

Mangelnde oder beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Vertreters; letzteren 

Falles Replik: Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters (Abſ. 3). 

x Einwendungen gegen die Höhe des Anſpruchs: Eigene Nicht 
keuntniß der mangelnden Vertretungsmacht ſeitens des Vertreters (Abſ. 2). 

Il. Der Rückgriff des Vertreters gegen den Vertretenen wegen Ver⸗ 
go gerung der Genehmigung richtet fih nach dem zwiſchen ihnen beſtehenden 

echtsperhältniſſe; vgl. insbeſ. Geſchäftsführung ohne Auftrag §§ 677 ff., 683. 


c. Haftung des Ver⸗ 
treters. 


2. Einſeitige Rechtsge⸗ 
ſchäfte. Ea 
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nicht beanſtandet oder iſt er damit einverſtanden geweſen, daß der Ver⸗ 
treter ohne Vertretungsmacht handele, ſo finden die Vorſchriften über 
Verträge entſprechende Anwendung. Das Gleiche gilt, wenn ein ein⸗ 
ſeitiges Rechtsgeſchäft gegenüber einem Vertreter ohne Vertretungs⸗ 
macht mit deſſen Einverſtändniſſe vorgenommen wird. 
VI. Ronttabiten mit je § 181. Ein Vertreter kann, ſoweit nicht ein Anderes ihm geſtattet 
ſelbſt. iſt, im Namen des Vertretenen mit ſich im eigenen Namen oder als 
Vertreter eines Dritten ein Rechtsgeſchäft nicht vornehmen, es fei denn, 
daß das Rechtsgeſchäft ausſchließlich in der Erfüllung einer Verbind⸗ 
lichkeit beſteht. 


§ 180. I. Nichtempfangsbedürftige Rechtsgeſchäfte (Satz 1). 

1. Die Regel, daß Vertretung ohne Vertretungsmacht bei Vornahme 
(Satz 1) und bei Entgegennahme (Satz 3) einſeitiger Rechtsgeſchäfte unzu⸗ 
laſſig ift, gilt ausnahmslos für nicht empfangsbedürftige einſeitige Rechts⸗ 
geſchäfte (vgl. Titelvorb. vor § 116 Note 2c). Dieſe Unzuläſſigkeit bewirkt 
unheilbare Nichtigkeit, $$ 134, 139, 141. 

2. Die Regel des Satz! ijt entſprechend anzuwenden auf einſeitige Rechts⸗ 
handlungen, die nicht einem Anderen gegenüber vorzunehmen ſind. Wegen 
der Errichtung des Erbſchaftsinventars durch einen Dritten ohne Vertre⸗ 
ae vgl. § 2004. s 

II. Empfangsbedürftige einfeitige Rechtsgeſchäfte (Satz 2 und 3). 

1. Zuläſſig, mit der Wirkung der Genehmigungsfahigteit, ift 
a. die Vornahme des Rechtsgeſchäfts durch einen Vertreter ohne Ver⸗ 

tretungsmacht: 

a. wenn der Dritte die von dem Vertreter behauptete Vertretungs⸗ 
macht bei der Vornahme (d. h. unter Anweſenden ſofort, unter Ab⸗ 
weſenden unverzüglich nach Zugehen, $$ 121, 130) nicht beanſtandet, 

8. wenn der Dritte ausdrücklich oder ſtillſchweigend damit einverſtanden 
iſt, daß der Vertreter ohne Vertretungsmacht handle; 

b. die Entgegennahme des Rechtsgeſchäfts durch einen Vertreter ohne 
Vertretungsmacht mit deſſen (ausdrücklichem oder ſtillſchweigendem) Ein- 
verſtändniſſe. 

2. Die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über Ver⸗ 
träge (§§ 177179) ergiebt: 

a. Die Wirkſamkeit iſt abhängig von der Genehmigung G 184) des Berz 
tretenen § 177. 

p. Der Dritte ift widerrufsberechtigt, ſofern er nicht den Mangel der Ver⸗ 
tretungsmacht gekannt hat § 178. N 

c. Der Vertreter ohne Vertretungsmacht haftet gemäß § 179. 

3. Die Beweislaſt für die Vorausſetzungen der ausnahmsweiſen Zu⸗ 
läſſigkeit der Vertretung ohne Vertretungsmacht liegt demjenigen ob, der die 
Zuläſſigkeit behauptet. 

4. Schweigen hat regelmäßig im Falle des § 174 die Wirkſamkeit, im 
Falle des § 180 aber — ſofern es den Umſtänden nach nicht Einverſtändniß 
bedeutet — die Unwirkſamkeit des Geſchäfts zur Folge (vgl. Titelvorb. 
vor $ 116 Note Zap. g 

5. Bei Zuſammenhang des einſeitigen Rechtsgeſchafts mit 
einem früheren, durch welches ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart 
ift daß der Vertreter dem Dritten gegenüber weiter als Vertreter des Ge⸗ 
ſchäftsherrn zu gelten habe, kann weder der Dritte, noch der Vertreter ein⸗ 
ſeitig auf Grund des 8 180 die Fortſetzung des rechtsgeſchäftlichen Verkehrs 
ablehnen. Wegen der Genehmigungspflicht des Vertretenen zu $ 177 Note Sh 

6. Dem Erben gegenüber vorzunehmende Rechtsgeſchäfte im 
Falle nachträglicher Ausſchlagung der Erbſchaft durch den Erben, dem gegen⸗ 
über das Rechtsgeſchäft erfolgt ift, § 1959 Abſ. 3. 
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$ 181. L Das Kontrahiren mit ſich ſelbſt, ſei es im eigenen Namen, 
ſei es als Vertreter beider Theile, iſt regelmäßig mit der Wirkung aus⸗ 
geſchloſſen, daß Zuwiderhandlung die abſolute, d. h. gegen jeden Be⸗ 
theiligten ohne Rückſicht auf ſeinen guten oder boſen Glauben wirkſame 

Nichtigkeit des Rechtsaktes herbeiführt. Val. RG. IW. 1902 Beil. S. 245. 

KG. Jahrb. 22 A 34. Bei theilweiſer Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts § 139. 

Ausnahmsweiſe iſt das Selbſtkontrahiren zuläſſig: 
1. ſoweit es dem Vertreter durch Geſetz oder Rechtsgeſchäft 

(Vollmacht) geſtattet iſt; 

a. Geſetzlich geſtattet z. B., daß die Frau als Vormund ihres Mannes ſich die 
erforderliche ehemännliche Einwilligung ertheilt, §§ 1409, 1457 Satz 2; 
1357 Note L 3g. > 

b. Die Geſtattung durch Vollmacht kann auch ſtillſchweigend erfolgen. Dem 
Vertreter wird die Befugniß, ſeine Vertretungsmacht im eigenen Inter⸗ 
eſſe und im Widerſtreite mit dem Intereſſe des Machtgebers auszuüben, 
regelmäßig nicht ertheilt fein RG. 24 220, 28 288; insbeſondere ift die Bolz 
macht regelmäßig nicht erſtreckt auf Aufrechnung einer perſönlichen Schuld 
des Vertreters gegenüber ſeinem Glaubiger, der eine Zahlung für den 
Machtgeber an den Vertreter zu leiſten hat, RG. JW. 1900 S. 6258. 

2. wenn das Geſchäft ausſchließlich in der Erfüllung einer 

Verbindlichkeit beſteht. 

a. Erfüllung einer Verbindlichkeit im Sinne des § 181 iſt nur die Bewir⸗ 
kung der geſchuldeten Leiſtung (§ 362), nicht aber die Hingabe an Er⸗ 
füllungsſtatt, Aufrechnung ꝛc. Sie kann z. B. beſtehen in Zahlung, 
Uebereignung an ſich ſelbſt durch brevi manu traditio, Uebereignung an 
den Vertretenen durch constitutum possessorium, durch Auflaſſung an 
fih ſelbſt oder an den Vertretenen (vgl. zu IV). 


b. Gleichgültig iſt, ob die Erfüllung von dem Vertreter an den Vertretenen 
oder umgekehrt zu erfolgen hat. 

II. Veſondere Fälle: 

1. Kontrahiren im eigenen Namen mit dem Subſtituten ift zulaſſig, da 
der Subſtitut den Vertretenen unmittelbar vertritt; vgl. § 167 Note 3. 

2. Kontrahiren Namens des Vertretenen mit dem eigenen Vertreter fällt 
unter § 181. 

III. Keine Prozeßführung als Vertreter mit ſich ſelbſt. Vgl. RG. 7 
404 ff.; CPO. § 185. BGB. §§ 29, 1909, CPO. 8 57 greifen ein. 

IV. Auch für den Grundbuchverkehr, insbeſondere auch für Auf- 
laſſungen, gilt 8 181. Inwieweit die Geſtattung des Selbſtkontrahirens 
(J. 1. b) urkundlich nachgewieſen werden muß, beſtimmt ſich nach GO. 
89 29 f. Vgl. KG. Jahrb. 21 A 292, OLG. 2 493. Seuff. 50 448. 

V. In Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt für die 
Feſtſtellung des Umfanges der Vollmacht (l. 1. b) FrG. 513 maßgebend. Bei 
prozeßähnlichen Angelegenheiten findet dieſelbe Beurtheilung wie zu III ſtatt. 

VI. Sonſtige kollidirende Intereſſen des Vertreters und des 

ertretenen: 

1. Vormund § 1795; Inhaber der elterlichen Gewalt § 1630 Abſ. 2. 
Wenn, wie es namentlich bei Auseinanderſetzungen vorkommen kann, zwiſchen 
dem geſetzlichen Vertreter und der Geſammtheit der Vertretenen, ferner aber 
auch zwiſchen den einzelnen Vertretenen unter einander kollidirende Intereſſen 
walten, jo muß jeder Vertretene feinen eigenen Vertreter haben, KG. 

ahrb. 22 A 34, 101. RA. 2 110, Seuff. 57 231. 

2. Vorſtand der juriſtiſchen Perſon 8$ 28, 34; 86. 

GI Sonderregelung bei Verſteigerungen ꝛc. SS 456—458; § 1239. 

PD. § 816 Abſ. 4; Zw. § 68. 


1. Adreſſat und Form 
der Juftimmungs⸗Er⸗ 


klärung. 


Vorbemerkung zum | 
6. Titel 
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Sechſter Titel. 
Einwilligung. Genehmigung. 
§ 182. Hängt die Wirkſamkeit eines Vertrags oder eines ein- 


ſeitigen Rechtsgeſchäfts, das einem Anderen gegenüber vorzunehmen iſt, 
von der Zuſtimmung eines Dritten ab, ſo kann die Ertheilung ſowie 
die Verweigerung der Zuſtimmung ſowohl dem einen als dem anderen 


T 
x 


F 


heile gegenüber erklärt werden. 

Die Zuſtimmung bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft beſtimmten 
orm. 

Wird ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, deſſen Wirkſamkeit von der Zu⸗ 


ſtimmung eines Dritten abhängt, mit Einwilligung des Dritten vor⸗ 
genommen, fo finden die Vorſchriften des $ 111 Satz 2, 3 entſprechende 
Anwendung. 


1. Dieſe Vorſchriften behandeln lediglich die rechtsgeſchäftliche Zuſtim⸗ 


m 


ung zu Rechtsgeſchäften und beziehen ſich ſomit nicht 


a. auf die Fülle ſtaatlicher Genehmigung (§ 80 Stiftung, § 795 Ausgabe 


b. 


von Inhaberpapieren); 

auf die Fälle behördlicher Genehmigung, insbeſondere des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts, z. B. §§ 1484, 1729, 1819 ff, wo weder an der Terminologie 
der §§ 183 f., noch an den ſonſtigen hier aufgeſtellten allgemeinen Grund- 
ſätzen feſtgehalten ift, vgl. §§ 1828, 1829 mit $ 108, ferner Fr. §§ 18, 
55, 62; vgl. ferner Abſchnittvorb. vor § 104 Note 4a. Ueber ent⸗ 
ſprechende Anwendung von Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte auf die 
behördliche Genehmigung vgl. § 1828 Note 2. 


„. auf ſonſtige Fälle, in welchen es fidh um eine Zuſtimmung, aber nicht zu einem 
9 


Rechtsgeſchäfte handelt, z. B. 98 4, 1405, 1565 Abſ. 2. — Vgl. auch Erlaubniß“ 
§ 549; „Geſtatten“ § 867; „nicht berechtigt, zu verbieten“ § 904. 
2. „Genehmigung“ bezieht ſich nur auf Rechtsgeſchäfte Anderer, im Gegen⸗ 


ſatze zur „Beſtätigung“ eigener Rechtsgeſchäfte, §§ 141, 144. Vgl. einen Fall 
gerichtlicher Beſtätigung §§ 1741, 1754. 


ei 


3. Ueber die kraft Geſetzes der Aufſichtsbehörde zuſtehende Genehmigung 
nes Vertrags vgl. RG. 40 235 (Kirchengemeinde). ! 
4. Fälle, in denen die Ermächtigung oder Zuſtimmung eines Anderen 


durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden kann, und über die Wirkſamkeit 


ſo 


Iher Verfügungen vgl. Fr. § 53 (zu § 1357); ferner SS 113 Abſ. 3; 1304, 


1308; 1358; 1379, 1402, 1425, 1550; 1447, 1451, 1519, 1549. 


8 182. I. Zuſtimmungsbedürftige Rechtsgeſchäfte. i 
Die Rechtsgeſchäfte, deren Wirkſamkeit von der Zuſtimmung eines Dritten 


abhängt, laffen fih, wie folgt, gruppiren: 
E 


G 


Rechtsgeſchäfte beſchränkt Geſchaftsfahiger SS 106 ff., 114; 

2. Rechtsgeſchäfte, welche in einen fremden Rechtskreis eingreifen, z. B. 
§§ 415, 458, 876, 1071, 1395 ff., 2112 ff.; 

3. Rechtsgeſchäfte, welche ein Vertreter ohne Vertretungsmacht vornimmt 
($$ 177—180); 

4. Verfügungen, welche ein Nichtberechtigter über ihm fremde Gegenſtände 
vornimmt, § 185. Vgl. auch Leiſtung an einen Nichtberechtigten § 362 Abſ. 2. 

II. Die rechtliche Natur der Zuſtimmung. 

1. Die Zuſtimmung an ſich iſt abſtraktes Rechtsgeſchäft. Das ihrer 

rtheilung zu Grunde liegende Rechtsverhältniß iſt dafür maßgebend, ob 


die Einwilligung widerruflich iſt, § 183. Kondicirbarkeit der Zuſtimmung 
nach den Grundſätzen von der ungerechtfertigten Bereicherung (SS 812 ff.) 
nicht ausgeſchloſſen. 


3. Die Zuſtimmung iſt ein ſelbſtändiges, zu dem Hauptgeſchäfte Hinzu- 


tretendes und daſſelbe ermöglichendes Rechtsgeſchäft. Der Zuſtimmende iſt nicht 
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§ 183. Die vorherige Zuſtimmung (Einwilligung) ift bis zur Bor- 
nahme des Rechtsgeſchäfts widerruflich, ſoweit nicht aus dem ihrer 
Ertheilung zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſe ſich ein Anderes 
ergiebt. Der Widerruf kann ſowohl dem einen als dem anderen Theile 
gegenüber erklärt werden. 


Mitkontrahent bei dem Hauptgeſchäft und aus demſelben nicht verhaftet. Zuſtim⸗ 

mung zu einem Verfügungsgeſchäfte als Verfügung OLG. 4 414 (Bay. Obs.) 

III. Die Erklärung und Verweigerung der Zuſtimmung. 

1. Die Zuſtimmung und die Verweigerung der Genehmigung iſt ein⸗ 
ſeitige empfangs bedürftige Willenserklärung ($$ 130 ff.). Wider- 
ruflichkeit der Einwilligung $ 183. Rückwirkung der Genehmigung $ 184. 

Die Verweigerung der Einwilligung iſt wohl kaum ein Rechts⸗ 
geſchäft, ſondern Ablehnung eines ſolchen. 

2. Erklärungsempfänger (Abs. 1). Sonderregelung: 

a. Nach erfolgter Aufforderung zur Erklärung über die Genehmigung kann 
fie nur dem Auffordernden gegenüber erklärt werden. Vgl. zu § 108 und 
die daſelbſt weiter aufgeführten Fälle. 

b. Die Zuſtimmung ift demjenigen gegenüber, zu deffen Gunſten fie erfolgt, 
zu ertheilen, §§ 876, 1071, 1245, 1255, 1276. 

e. Einer Behörde gegenüber kann die Zuſtimmung erklärt werden, z. B. 
§§ 876, 1726, 1748. 

d. Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts $ 1828, des Gegenvormundes 
§ 1832, des Beiſtandes § 1690. 

3. (Abſ. 2, 3). Form der Zuſtimmungserkärung. 

a. Die Zuſtimmungserklärung ift gemäß Abſ. 2 regelmäßig formfrei und 
kann auch ſtillſchweigend erklärt werden; ſo ſtimmt z. B. der Ehemann, 
der einen von ſeiner Ehefrau auf ihn gezogenen, an eigene Order ge⸗ 
ſtellten Wechſel acceptirt, dadurch der Ausſtellung und dem Indoſſament 
der Ehefrau zu, Seuff. 55 162. 

b. Bei Abſchluß von Verträgen hat der Gegenkontrahent zu prüfen, ob die 
zum Vertragsſchluß etwa erforderliche Einwilligung eines Dritten vorliegt, 
und ſteht es ihm zu, bei mangelndem Nachweiſe der ertheilten Einwilli⸗ 
gung, den Vertragsſchluß abzulehnen. Gegen die Vornahme eines ein⸗ 
ſeitigen Rechtsgeſchäfts ohne Nachweis der erforderlichen Einwilligung 
kann ſich Jedermann ſchützen gemäß §§ 182 Abs. 3, 111 Satz 2 und 3. 
Dieſe Vorſchriften lauten für die entſprechende Anwendung: „Wird ein 
einſeitiges Rechtsgeſchäft, deſſen Wirkſamkeit von der Zuſtimmung eines 
Dritten abhängt, mit Einwilligung des Dritten vorgenommen, ſo iſt es 
unwirkſam, wenn der Erklärende die Einwilligung nicht in ſchriftlicher 
Form vorlegt und der Andere das Rechtsgeſchäft aus dieſem Grunde 
unverzüglich zurückweiſt. Die Zurückweiſung iſt ausgeſchloſſen, wenn 
der Dritte den Anderen von der Einwilligung in Kenntniß geſetzt hat.“ 

6. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung iſt vorgeſchrieben für die Zu⸗ 
ſtimmung eines Ehegatten zu gewiſſen letztwilligen Verfügungen des 
anderen bei allg. GG. §§ 1516 f.; für die Einwilligungserklärungen bei 

a der Ehelichkeitserklärung ($ 1730) und Annahme an Kindesſtatt ($ 1748). 

» Veffentliche Beglaubigung ift erfordert für die Einwilligung des unehe⸗ 

lichen Kindes und ſeiner Mutter bei der Namensertheilung ſeitens des 

Ehemanns der Mutter, § 1706; für die zur Wirkſamkeit eines Gebots in 

der Zwangsvollſtreckung erforderliche Einwilligung eines Dritten. Zw. 

§ 71; im Grundbuchverkehr GO. § 29; Schiffspfandrecht FrG. § 107. 

chweigen als Zuſtimmung vgl. Titelvorb. vor § 116 Note 2aß 

489 auch § 180 Note 4. 

Anfechtung der Zuſtimmung vgl. $$ 143, 123 Abſ. 2, ſowie Titel- 

vorb. vor § 116 Note 2ca Abſ. 2 Nr. 3. 

$ 183. 1. Widerruflichkeit der Einwilligung ift Ausnahme von der all⸗ 
gemeinen Regel, vgl. zu § 130 Note B. — Ausnahmen von der Regel der 


2. Widerruflichkeit der 
Einwilligung. 


3. Rückwirkung der Ge⸗ 
nehmigung. 
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$ 184. Die nachträgliche Zuſtimmung (Genehmigung) wirkt auf 
den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurück, ſoweit nicht 
ein Anderes beſtimmt iſt. 

Durch die Rückwirkung werden Verfügungen nicht unwirkſam, die 
vor der Genehmigung über den Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts von 
dem Genehmigenden getroffen worden oder im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konkursver⸗ 
walter erfolgt ſind. 


Widerruflichkeit der Einwilligung § 876, 1071, 1178, 1245, 1255, 1276, 
1516, 1517, 1726, 1748, 2291. Der Widerruf der noch nicht wirkſam ge⸗ 
wordenen Einwilligung § 130 Abſ. 1 S. 2 natürlich nicht ausgeſchloſſen. 

2. Widerruf einer unwiderruflichen Einwilligung ift objektiv unwirkſam. 

3. Wirkſamwerden des Widerrufs ŞE 130 ff.; vgl. auch § 168 Note 3 d. 

4. Zum Schutze des Dritten, welchem gegenüber die Einwilligung kund⸗ 
gegeben ift, finden in dem Falle, daß die Einwilligung dem anderen Theile 
gegenüber widerrufen wird, die §8 170—173 entſprechende Anwendung. — 
Schutz Dritter beim Widerrufe der von dem Manne der Frau ertheilten Ein⸗ 
willigung zum ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts vgl § 1405 Abſ. 3. 

5. Unwiderruflichkeit, wenn die Einwilligung 0 oder geſetz⸗ 
liche Pflicht des Einwilligenden ift, z. B. § 588 Note 2, §§ 2120, 2206. 

6. Widerruflichkeit der zur Prozeßführung erforderlichen Einwilligung bis 
zur Rechtshängigkeit § 1400 Note IV. 1a. 

§ 184. 1. Die dispoſitive Beſtimmung des Abſ. 1, deren Anwendung 
durch Rechtsgeſchäft ausgeſchloſſen werden kann, gilt für alle Arten von 
Rechtsgeſchäften, ſoweit nicht durch Geſetz, wie namentlich für die einſeitigen 
Rechtsgeſchäfte (vgl. Titelvorb. vor § 116 Note 2pß und RG. 26 189) oder 
Rechtsgeſchäft ein Anderes beſtimmt iſt. Die Genehmigung wirkt gemäß 
§ 184 mit dinglicher Wirkung zurück, vgl. Note 2. 

Anwendbarkeit des § 184 auf wechſelrechtliche Verpflichtungserklärungen 
vgl. RG. JW. 1901 S. 519°. 

2. (Abf. 2). Nach der Regel des Abſ. 1 würde das genehmigte Rechts⸗ 
geſchäft mit Rückwirkung auf die Zeit der Geſchäftsvornahme wirkſam wer⸗ 
den, die nachträglich genehmigte Verfügung in einem der zu $ 182 Note 1 
bezeichneten Fälle alſo von vornherein wirkſam vorgenommen ſein. Dem⸗ 
nach würde der Genehmigende nach dem Grundſatze nemo plus juris trans- 
ferre potest quam habet ipse in der Zeit zwiſchen der Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts und der Genehmigung nicht mehr über den Gegenſtand haben 
verfügen können. Er würde alſo durch die Genehmigung die von ihm vor⸗ 
her wirkſam vorgenommenen Verfügungen nachträglich unwirkſam machen 
können. Dieſe Folge ſchließt Abſ. 2 aus, indem er die in der Zwiſchenzeit 
von dem Genehmigenden oder aus ſeiner Perſon vorgenommenen Verfügungen 
(ogl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5) aufrecht erhält. Die von dem 
Genehmigenden in der Zwiſchenzeit wirkſam vorgenommene Verfügung 
bleibt wirkſam und ſchließt, wenn ſie mit der genehmigten Verfügung nicht 
zuſammen beſtehen kann, das Wirkſamwerden dieſer aus. Hat z. B. ein 
Nichtberechtigter (X) die Forderung des A in Erwartung feiner Genehmi⸗ 
gung an Y abgetreten, darauf A dieſelbe Forderung an B abgetreten und 
alsdann die von X an Y gethätigte Abtretung genehmigt, fo ift die Mb- 
tretung des A an B wirkſam, während die Abtretung des X an Y unwirk⸗ 
ſam bleibt. Soweit die beiden Verfügungen neben einander beſtehen können, 
ſind ſie beide wirkſam. Hätte z. B. der Genehmigende ein Pfandrecht an 
der von einem Dritten abgetretenen Forderung beſtellt, ſo wird die geneh⸗ 
migte Abtretung durch die Genehmigung wirkſam, indeß unbeſchadet der 
fortdauernden Wirkſamkeit des zwiſchen der Abtretung und der Genehmigung 
von dem Genehmigenden beſtellten Pfandrechts. 

3. Im Uebrigen vgl. zu §§ 182, 183, 185. 


IV. Abſchnitt. Friſten. Termine. 175 


§ 185. Eine Verfügung, die ein Nichtberechtigter über einen Gegen- 
ſtand trifft, iſt wirkſam, wenn ſie mit Einwilligung des Berechtigten 
erfolgt. 

Die Verfügung wird wirkſam, wenn der Berechtigte ſie genehmigt 
oder wenn der Verfügende den Gegenſtand erwirbt oder wenn er von 
dem Berechtigten beerbt wird und dieſer für die Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten unbeſchränkt haftet. In den beiden letzteren Fallen wird, wenn 
über den Gegenſtand mehrere mit einander nicht in Einklang ſtehende 
Verfügungen getroffen worden ſind, nur die frühere Verfügung wirkſam. 


Bierter Abſchnitt. 
Friſten. Termine. 


§ 185. 1. Dieſe Vorſchrift bezieht fiğ ausſchließlich auf Ber- 
fügungen, nicht auf obligatoriſche Geſchäfte. Abſchnittsvorb. § 104 
Note 5 vgl. auch RG. IW. 1901 S. 867. 

Das Konvaleſcenzprinzip ift ein allgemeines, das geſammte bürgerliche 
Recht beherrſchendes Prinzip. Ueber die Anwendung des Konvaleſcenzprin⸗ 
zips im Grundbuchverkehre vgl. KG. Jahrb. 21 A 155 ff.; 23 A 136, Seuff. 
57 10, OLG. 4 33 und dagegen Eccius, D. Igtg. 1902 ©. 61. 

. 2. (Abſ. 1.) Einwilligung vgl. §§ 182 f. — Fälle wirkſamer Ber: 
Tagung durch den Nichtberechtigten auf Grund geſetzlicher Ermächtigung 
vgl. § 935 Note 6. Vgl. auch KGG. Jahrb. 22 A 141. 

3. (Abſ. 2.) Konvalescenz tritt ein 
a. mit rückwirkender Kraft gemäß $ 184 regelmäßig (vgl. § 184 Note 1) 

bei Genehmigung der durch einen Nichtberechtigten vorgenommenen Ver⸗ 

fügung von Seiten des — zur Zeit der Genehmigung, nicht der Geſchäfts⸗ 
vornahme — Berechtigten; 
b. von dem Eintritte der Konvalescenzvorausſetzung ab: 

a, mit dem Erwerbe des Gegenſtandes durch den Verfügenden; 

B. mit der Beerbung des Verfügenden durch den Berechtigten und Ein⸗ 
tritt unbeſchränkter Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten (§§ 1993 ff., 
1994, 2005). — Tritt Konvalescenz mangels unbeſchränkter Haftung 
nicht ein, ſo gehört der etwaige Gewährleiſtungs⸗ oder Schadenserſatz⸗ 
anſpruch, welcher in Folge der unberechtigten Verfügung gegen den 
Erblaſſer beſteht, zu den Nachlaßverbindlichkeiten (§§ 1967 ff.). 

4. Analoge Anwendung. | 
a. Leiſtung des Schuldners an einen Dritten anſtatt an den Gläubiger 

$ 362 Abi. 2. ee‘ 

b. Die Vorſchriften über Verfügungen Nichtberechtigter gelten (arg. a potiori 
vgl. Prot. IV S. 180) auch für Verfügungen Berechtigter, welche indek 
mit Wirkung gegen Dritte in dem Verfügungsrechte beſchränkt find; vgl. 
die zu § 135 und zu $ 136 zuſammengeſtellten Fälle der Verfügungs⸗ 
beſchränkungen. Mit dem Fortfalle der Verfügungsbeſchränkung kon⸗ 
valescirt die Verfügung nur, wenn dieſelbe nicht bereits vorher durch 

Verweigerung der Genehmigung ſeitens des durch die Verfügungsbe⸗ 

ſchränkung Geſchützten endgültig beſeitigt war; vgl. für den geſetzlichen 

Güterſtand § 1396 Ab]. 3. 


ig Friſten. 


185.457 fen kommen im BGB. in Betracht (Uebergang: EG. Artt. 169, 
5, * 


I die Friſten für die Verjährung, allgemein geregelt § 194—225; 
a p die Friſten für die Erſitzung 
s 8.900 rundſtückseigenthurs durch den eingetragenen Nichteigenthümer 


4. Verfügung Nichtbe⸗ 
rechtigter 

a. mit Einwilligung 

des Berechtigten, 


b. Konvalescenz. 


Vorbemerkung zum 
4. Kbſchnitt. 
(vor $ 186). 
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Vorbemerkung zum b. des Eigenthums (ŞS 937 ff.) oder des Nießbrauchs ($ 1033) an beweg⸗ 
5. 85 lichen Sachen; 
e. durch den Erbſchaftsbeſitzer gegenüber dem Erben § 2026; 
3. die Inventarfriſt, geregelt $$ 1994 ff.; 
4. die Ausſchlußfriſten. Dieſe ſind von den Verjährungsfriſten, die das 

BGB. ſtets als ſolche bezeichnet, ſtreng zu unterſcheiden. 

a. Die Ausſchlußfriſten laufen entweder kraft Geſetzes oder traft Setzung 
durch die Partei in den vom Geſetze beſtimmten Fällen. Sie ſind ent⸗ 
weder vom Geſetz objektiv beſtimmt, z. B. $$ 108, 124, 416, 503, 510, 
561, oder ſubjektiv ſo beſtimmt, daß etwas unverzüglich ($ 121) oder 
innerhalb einer angemeſſen (3. B. SS 147 Abſ. 2, 250, 264, 283, 326, 
354, 634, 910, 1003) oder beliebig (§ 415) zu ſetzenden Friſt geſchehen 
müffe. Die unverzügliche Vornahme kann zeitlich unbegrenzt (3. B. § (03) 
oder nur innerhalb eines beſtimmten Zeitraums zuläfftg fein (3. B. § 121). 
Die geſetzlichen Ausſchlußfriſten können von den Parteien nur geändert 
werden, wenn das Geſetz dies zuläßt, z. B. § 486, 510. 

Die Ausſchlußfriſt läuft (im Gegenſatze zur Verjährungsfriſt § 202 ff.) 

regelmäßig ohne Hemmung. Ausnahmsweiſe find die für die Verjährung 

geltenden Vorſchriften der §§ 203, 206, 207 für anwendbar erklärt. In 

Allgemeinen ergiebt ſich, daß die Anwendung dieſer Vorſchriften 

a. niemals zugelaffen iſt bei der von der Partei geſetzten Friſt, 

B. regelmäßig zugelaſſen ift, wenn gewiſſe Handlungen innerhalb der 
Friſt bei Gericht vorzunehmen find (3. B. 88 210, 212, 802, 1002, 
1339, 1571, 1594, 1944); ausgenommen find gewiſſe ſchleunige Fälle, 
z. B. §§ 561 Abſ. 2 S. 2, 864 Abſ. 1; 

J. nur für die kürzere Friſt vorgeſchrieben iſt, wenn neben einer ſolchen, 
z. B. von der Kenntniß ab laufenden, eine längere abſolut beſtimmte 
Ausſchlußfriſt, z. B. von 30 oder 10 Jahren beſteht (3. B. §§ 124, 
1571, 2082). Vgl. auch RAnfechtungsgeſetz § 12 (abgedruckt hinter 
§ 144) und KO. § 41 Abſ. 1. 

c. Die Verſäumung der Ausſchlußfriſt gewährt nicht nur eine Einrede, 
ſondern bewirkt das Erlöſchen des Rechtes. Die Berückſichtigung 
der Ausſchlußfriſt durch das Gericht erfolgt deßhalb, wenn der 
feſtgeſtellte Thatbeſtand die Verſäumung ergiebt, von Amtswegen, 
ohne daß es einer Geltendmachung mittelſt Einrede bedarf (vgl. dagegen 
bez. Verjährung § 222). Eine Erweiterung der Offtzialmaxime, im Gegen- 
ſatze zur Verhandlungsmaxime, wird hierdurch hinſichtlich der Ausſchluß⸗ 
friſten nicht begründet. Gehört zur Klagebegründung die Behauptung, 
daß eine Ausſchlußfriſt innegehalten ſei, ſo ſind die erforderlichen Daten 
von dem Kläger darzuthun. Unterläßt er dies, ſo iſt, unbeſchadet der 
Ausübung des richterlichen Fragerechts, die Klage abzuweiſen. 

d. Beweis laſt. Wer den Ablauf der Ausſchlußfriſt behauptet, hat die 
Vorausſetzungen ihres Beginns zu beweiſen. Die ausnahmsweiſe Hem⸗ 
mung (vgl. zu b) ift Einwendung. 

e. Das Abklaufenlaſſen einer Friſt ift, auch wenn es gewollt ift, nicht 
Rechtsgeſchäft, ſondern Rechtshandlung bzw. ein ohne Rückſicht auf 
den Willen wirkſamer Thatbeſtand, daher keine Anfechtung ſelbſt der 
gewollten Verſäumung der Friſt wegen Willensmängel. Iſt die Ver⸗ 
ſäumung durch Betrug oder Zwang veranlaßt worden, ſo geht der Scha⸗ 
denserſatzanſpruch zunächſt auf Herſtellung des Zuſtandes, der ohne die 
Verſäumung vorliegen würde, § 249. Val. RG. 22 204 (Verſäumung der 
Ausſchlußfriſt durch den Verſicherten in Folge ſchwebender Vergleichs⸗ 
verhandlungen). 5 

f. Die rechtsgeſchäftliche Friſtbeſtimmung (vgl. hierzu Romeick, Zur 
Technik des BGB. I. Heft. Friſtbeſtimmung. Stuttgart 1900. 

Das BGB. gewährt in vielen Fällen den an einem Rechtsver⸗ 
hältniſſe Betheiligten die Befugniß zwecks Vereinfachung, Klärung oder 
Glattſtellung der Rechtsbeziehungen, dem anderen Betheiligten unter einem 


b. 
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geſetzlich geregelten Präjudiz eine Friſt zur Abgabe einer Willenserkla⸗ 

rung (§§ 264 Abſ. 2, 355, 415, 466, 496, 516, 974, 1003, 1056, 1347, 2307), 

oder zur Bewirkung einer Leiſtung (§§ 250, 283, 326, 354, 542, 634, 

643, 910, 1133, 1220, 2193 Abſ. 2) zu beſtimmen. 

Die Ausgeſtaltung des Inſtituts der Friſtbeſtimmung im Einzelnen 
ift beſtritten. 

a. Die Setzung der Friſt ift eine einſeitige (vgl. Titelvorb. vor § 116 
Note 2b), empfangsbedürftige (ŞS 130 f.) Willenserkärung. 

6. Wo eine angemeſſene Friſt zu ſetzen ift (vgl. zu a), ift die Setzung 
einer ohne zeitliche Beſtimmung geſetzten „angemeſſenen“ oder einer 
zeitlich zu kurz bemeſſenen Friſt als Setzung der objektiv angemeſſenen 
Friſt auszulegen. Angemeſſen iſt diejenige Friſt, die unter Berück⸗ 
ſichtigung des in Frage kommenden Rechtsverhältniſſes und der Um⸗ 
ſtände des einzelnen Falles demjenigen, welchem die Friſt beſtimmt 
wird, billigerweiſe gelaſſen werden muß, um die Erklärung abzugeben 
bzw. die Leiſtung zu bewirken, vgl. RG. IW. 1902 S. 10. 

7. Das Friſtbeſtimmungsrecht bezweckt, dem Friſtſetzenden die Klarſtellung 
des Rechtsverhältniſſes auch einem fih paffio verhaltenden Gegner 

gegenüber zu ermöglichen. Einer Friſtbeſtimmung bedarf es deshalb 

nicht, wenn der Gegner ſeinerſeits in beſtimmter und endgültiger 

Weiſe erklärt, wie er ſich in dem in Rede ſtehenden Rechtsverhält⸗ 

niſſe verhalten werde. Vgl. OLG. 4 14. E 

ò. Setzung der Friſt durch das Prozeßgericht im Urtheile CPO. § 255 
(vgl. dazu über den Friſtbeginn Romeick a. a. O. S. 103 ff.); durch 
das Nachlaßgericht Irc. § 80 (zu § 2151). 

E. Perpetuirung der Einrede bei Verſäumung der Friſt, z. B. $$ 2083, 2345; 

KO. § 41 Abſ. 2. 

II. Termine. 
„Termine im Sinne eines beſtimmten Zeitpunkts kommen im BGB. vor 
im Sinne von 
r J. geſetzlich beſtimmten Terminen, vgl. §§ 554, 569 ff. (Termin für die 
Mieth⸗ und Pachtzahlungen); vgl. auch EG. Art. 171; 
„ 2. rechtsgeſchäftlich beſtimmten Terminen, vgl. §§ 163, 308, 2070, 2162, 
2177 (Anfangs⸗ oder Endtermin); 
. gerichtlichtlich beſtimmter Termine im Sinne von Gerichtstermin 
2006, 2260. 

III. Zeitbeſtimmung. 

Gesetz betr. die Einführung einer einheitlichen Zeitbestimmunyg 
r. 12. März 1893 (RGBl. S. 93) / 31. Juli 1895 Bl. S. 426). 

Die gesetzliche Zeit in Deutschland ist die mütlere Sonmengei des un 

zehnten Lüngengrades östlich von Greenwich. i i 
Wenn der Unterschied zwischen der gesetzlichen Zeit und der Ortszeit 

mehr als eine Viertelstunde beträgt, kann die höhere Verwaltungsbehörde be- 
züglich der Zeitbestimmungen im Tüel VII der Gewerbeordnung und in den 
hierauf‘ beruhenden Ausführungs- und Ausnahmebestimmungen für einzelne 
Betriebe oder Betriebsteile Abweichungen von der Vorschrift im Absatz 1 
zulassen. Welche Behörde unter der Bezeichnung höhere Verwaltungsbehörde 
zu verstehen ist, bestimmt die Landes-Centralbehörde. Die Abweichungen 
dürfen nicht mehr als eine halbe Stunde betragen. Die gesetzlichen Bestim- 
mungen über die zulässige Dauer der Beschäftigung von Arbeitern bleiben 
unberührt. 


IV. Landesgeſetzliche Auslegungsregelu. 
M.-Schw. O. v. 15. Febr. 1898, Schw.-Rd. AG. z. BGB. Art. 17. 
betr. die landesübl. Reuss ä. L. AG. z. BGB. $ 16. 
s Zahlungstermine. Reuss j. L. AG. z. BGB. $ 21. 
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Auslegungsvorſchriften. 
1. Friſtberechnung. 


a. Beginn der Friſt. 


b. Ende der Friſt. 
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§ 186. Für die in Geſetzen, gerichtlichen Verfügungen und Rechts⸗ 
geſchäften enthaltenen Friſt⸗ und Terminsbeſtimmungen gelten die Aus⸗ 
legungsvorſchriften der 8$ 187 bis 193. 

S 187. Iſt für den Anfang einer Friſt ein Ereigniß oder ein in 
den Lauf eines Tages fallender Zeitpunkt maßgebend, ſo wird bei der 
Berechnung der Friſt der Tag nicht mitgerechnet, in welchen das Er⸗ 
eigniß oder der Zeitpunkt fällt. 

Iſt der Beginn eines Tages der für den Anfang einer Friſt maß⸗ 
gebende Zeitpunkt, ſo wird dieſer Tag bei der Berechnung der Friſt 
mitgerechnet. Das Gleiche gilt von dem Tage der Geburt bei der Be⸗ 
rechnung des Lebensalters. 

§ 188. Eine nach Tagen beſtimmte Friſt endigt mit dem Ablaufe 
des letzten Tages der Friſt. 

Eine Friſt, die nach Wochen, nach Monaten oder nach einem mehrere 
Monate umfaſſenden Zeitraume — Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr — 
beſtimmt ift, endigt im Falle des § 187 Abſ. 1 mit dem Ablaufe 


§ 186. 1. Auch die Auslegungsregeln der 89 187—193 gelten zunächſt 
und unmittelbar nur für die Auslegung des BOB. Vgl. Vorb. z. erſten 
Buch Note 2. Hiergegen ſpricht auch nicht die Faſſung des § 186, da 
unter „Geſetz“ gemäß EG. Art. 2 jede Rechtsnorm zu verſtehen iſt. Die 
Geltung der Auslegungsvorſchriften für andere Geſetze iſt nach allgemeinen 
Grundſätzen und nach EG. Artt. 32 und 55 zu beurtheilen. — Vgl. CPO. 
$ 222, Fr. § 17. 

2. Als Auslegungsvorſchriften weichen die $$ 187—193 dem nach 
freier Auslegung der betreffenden Geſetze, gerichtlichen Verfügungen oder 
Rechtsgeſchäfte, insbeſondere unter Berückſichtigung der Ortsſitte ermittelten 
anderweiten Sinne der Beſtimmung. 


8 187. 1. Den Auslegungsvorſchriften des BOB. liegt der von Mitter⸗ 
nacht zu Mitternacht laufende Tag als kleinſte Zeiteinheit zu Grunde (Civil⸗ 
komputation). — Bei kleineren als Tagesfriſten muß von Moment zu Mo⸗ 
ment gerechnet werden. Bei Beſtimmung ſonſtiger Friſten nach Stunden 
(24, 48 Stunden) iſt es Auslegungsfrage, ob Civil⸗ oder Naturalkomputa⸗ 
tion gewollt iſt. f 

2. Abf. 1 ſchließt zur Durchführung der Civilkomputation die Einrechnung 
des angebrochenen Anfangstags in die Friſt aus, ſo daß ſich die Friſt um 
einen Stücktag verlängert. Ob es ſich um den Erwerb oder Berluft eines 
Rechtes handelt, ift gleichgültig. a F 

3. Abſ. 2 Satz! betrifft die Fälle, in denen Friſtbeginn und Tagesbeginn 
zuſammenfallen. Gleichgültig für die Anwendung des Abſ. 2 iſt, ob dieſes 
Zuſammenfallen ein zufälliges iſt, weil das maßgebende Ereigniß gerade um 
Mitternacht eintritt, oder ob es ein nothwendiges iſt, weil z. B. der Lauf 
einer Friſt ſich an den Ablauf eines Tages ($ 483) oder einer Vorfriſt an⸗ 
ſchließt (wenn z. B. die Friſt des § 16 Abf.! fih an die Friſt des § 16 
Abi. 2 anſchließt) oder weil eine Friſt vom Schluſſe des Jahres, aljo vom 
Ende des 31. Dezember ab (3. B. 8 15 Abſ. 1 Satz 2) oder von Rechtskraft 
eines Urtheils (3. B. 58 1567 Biff. 1, 1584) ab läuft; ebenfo bei Friſtver⸗ 
längerung gemäß § 190. Vgl. auch HGB. § 159 Abf. 2. 

4. Für die Berechnung des Lebensalters (Abſ. 2 Satz 2) iſt die an 
ſich anwendbare Regel des Abſ. 1 ausgeſchloſſen. Ein Lebensjahr iſt danach 
jedesmal mit dem Ablaufe des Tages vollendet, welcher dem ſogenannten 
Geburtstage voraufgeht. Iſt der Geburtstag der 29. Februar eines Schalt⸗ 
jahrs, ſo wird das Lebensjahr auch in Nichtſchaltjahren mit dem Ablaufe 
des 28. Februar vollendet, vgl. § 188 Abſ. 3. 
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desjenigen Tages der letzten Woche oder des letzten Monats, welcher 
durch ſeine Benennung oder ſeine Zahl dem Tage entſpricht, in den 
das Ereigniß oder der Zeitpunkt fallt, im Falle des § 187 Abſ. 2 
mit dem Ablaufe desjenigen Tages der letzten Woche oder des letzten 
Monats, welcher dem Tage vorhergeht, der durch ſeine Benennung 
oder ſeine Zahl dem Anfangstage der Friſt entſpricht. 

Fehlt bei einer nach Monaten beſtimmten Friſt in dem letzten Monate 
der für ihren Ablauf maßgebende Tag, ſo endigt die Friſt mit dem 
Ablaufe des letzten Tages dieſes Monats. 

§ 189. Unter einem halben Jahre wird eine Friſt von ſechs 
Monaten, unter einem Vierteljahre eine Friſt von drei Monaten, unter 
einem halben Monat eine Friſt von fünfzehn Tagen verſtanden. 

Iſt eine Friſt auf einen oder mehrere ganze Monate und einen 
halben Monat geſtellt, jo find die fünfzehn Tage zuletzt zu zählen. 

§ 190. Im Falle der Verlängerung einer Friſt wird die neue 
Friſt von dem Ablaufe der vorigen Friſt an berechnet. 

8 191. Iſt ein Zeitraum nach Monaten oder nach Jahren in 
dem Sinne beſtimmt, daß er nicht zuſammenhängend zu verlaufen 
braucht, ſo wird der Monat zu dreißig, das Jahr zu dreihundertfünf⸗ 
undſechzig Tagen gerechnet. 

$ 192. Unter Anfang des Monats wird der erſte, unter Mitte 

des Monats der fünfzehnte, unter Ende des Monats der letzte Tag 
des Monats verſtanden. 
8 193. Iſt an einem beſtimmten Tage oder innerhalb einer Friſt 
eine Willenserklarung abzugeben oder eine Leiſtung zu bewirken und 
fällt der beſtimmte Tag oder der letzte Tag der Friſt auf einen 
Sonntag oder einen am Erklärungs⸗ oder Leiſtungsorte ſtaatlich an- 
erkannten allgemeinen Feiertag, ſo tritt an die Stelle des Sonntags 
oder des Feiertags der nächſtfolgende Werktag. 


8 188. 1. Friſt nach Tagen (Abs. 1). Bei einer eintägigen Frift ift 
der letzte Tag zugleich der erſte; der Stücktag aus § 187 Abf. 1 tritt dem 
vollen Tage hinzu. 

2. Friſt nach Wochen, Monaten (Abſ. 2, 3). Benennung bezieht ſich 
nur auf die Wochentage, Zahl nur auf die Monatstage. — Kalenderjahr § 1171. 

§ 189 Ob „acht Tage“ eine Woche oder volle 8 Tage bedeuten ſoll, ift 
Auslegungsfrage. — Kalenderwoche $ 565. 

HGB. 5 359. Ist als Zeit der Leistung das Frühjahr oder der Herbst 
oder ein in ähnlicher Weise bestimmter Zeitpunkt vereinbart, so entscheidet im 
Zweifel der Handelsgebrauch des Ortes der Leistung. 

Ist eine Frist von acht Tagen vereinbart, so sind hierunter im Zweifel volle 
acht Tage zu verstehen. 

HGB. § 361. Maass, Gewicht, Währung, Zeitrechnung und Entfernungen, 
die an dem Orte gelten, wo der Vertrag erfüllt werden soll, sind im Zweifel 
als die vertragsmässigen zu betrachten. 
§ 190. Der Beginn der neuen Friſt ift gemäß § 187 Abſ. 2 zu berechnen, 
z. B. im Falle des § 1995 Abſ. 3. Vgl. CRO. § 224 Abſ. 3. 

§ 191. 3. B. einem Reiſenden iſt für das Geſchäftsjahr eine nach Mo⸗ 
naten beſtimmte Reiſezeit oder ein ſo beſtimmter Urlaub zugeſichert. 
‚8193. 1. Die Vorſchrift ift keineswegs zwingenden Karat- 
bers, ſondern lediglich Auslegungsvorſchrift ($ 186). 

1 


2 * 


2. Inhalt einzelner Friſt⸗ 
beſtimmungen. 
Halbes, Vierteljahr 
Halber Monat. 


Friſtverlängerung. 


Monat und Jahr als 
Quantitätsbeſtim⸗ 
mung. 


Anfang, Mitte, Ende 
des Monats. 


Sonn- u. Feiertage. 


$ 193. 
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— 


2. Der Schutz gegen die Störung der 
dem Gläubiger und dem Schuldner, dem 


empfänger gewährt. 


3. Vorausſetzung 
a. für Termine, daß der für die Leiſtung 
Tag auf einen Sonn: ode 
ſo wird in den meiſten F 
des Geſchäfts an Sonn⸗ und Feiertagen 
werden können. (Vgl. indeß § 565 Not 
nicht Fixgeſchäft voraus (v 
die Anwendung des § 19 
b. für Friſten, daß der letzte 


Ob die 


oder Feiertage verlangt od 
und Glauben zu beurtheilen; 


Vornahme an einem 


er auf 


r Feiertag 
ällen nach T 


fällt. 


feſtbeſtimmten Friſt (§ 361) anwendbar iſt. 
4. Wirkung der Anwendbarkeit: 


a. Die Nichtannahme oder Nichtleiſtung an Sonn⸗ 
Schuldnerverzug hervor. 


weder Gläubiger: noch 
Werktag abgegebene Erklärung, z. 


b. Die am 
iſt noch 


5. Staatlich anerka 
n. Die Regelung der Feier 
ſcheidend 


($ 269). 


Es finden fich regelma 


nächſtfolgenden 
rechtzeitig. 


3 nach Treu und Glauben 
Tag auf einen Sonn: oder Feiertag fällt. 
ſonſt innerhalb der Friſt liegenden Sonn: 
gezwungen werden kann, iſt nach Treu 
ebenſo, ob § 193 gegenüber einer genau 


Sonntagsruhe iſt beiden Theilen, 
Erklärenden und dem Erklärungs⸗ 


der Anwendbarkeit des 8 193 iſt 

oder Erklärung beſtimmte 
Iſt ein Tag nicht beſtimmt, 
reu und Glauben die Vornahme 
weder verlangt noch aufgezwungen 
e 2.) — Ein beſtimmter Lag ſetzt 
gl. § 361 „genau feſtbeſtimmt“): Fixgeſchäft wird 


vielfach ausſchließen. 


oder Feiertagen ruft 


B. Kündigung 


unte allgemeine Feiertage. 
tage ift der Landesgeſetzgebung überlaſſen. Ent⸗ 
ift nach § 193 das Recht am Erklärungs⸗ 


oder Leiſtungsorte 


$ Vgl. auch die Sonderv orſchrift in $ 39 SeemannsO. v. 2. Juni 1902, 
b. Rus der Landesgeſetzgebung. 


zweiter Weihnachtstag, Buß⸗ und Bettage. 
Im Uebrigen vgl. für: 


Preuss en 


Sachsen 


Baden 


Hessen 


Edikt 
N. C. C. (Novum cor- 

pus Constitutionum 

Prussico Branden- 
burgensium) 5e S. 47. 

Cirkulare v. 19. März 
1789 N. C. C. 8. 2429. 

Geſ. v. 12. März 1893 
(GS. S. 29). 

i Gef. v. 2. Sept. 1899 

(Charfreitag bürgerl. 

| Feiertag) (GS. S. 161). 
V. z. A. § 3 (außer den 
oben aufgeführten 
Feiertagen: 6. Jan. 
und 31. Okt.). 

V. z. A. d. BGB. § 2 
(außer den oben auf⸗ 
geführten Feiertagen: 
Frohnleichnam, Aller- 
heiligen, Chriſttag, 
Stephanstag, nicht 
Buß⸗ und Bettag). 

: NG. z. BGB. 

| (niht Buß⸗ und Vet- 

tag; in Rheinheſſen 
außer den oben auf⸗ 


Ark. 18 


v. 28. Jan. 1773 


geführten Feiertagen: 
6. Vgl. CRD. § 222 Abſ. 2, 3; Fr. 


M.-Schw. 
S.- Weim. 
M.- Strelitz 
Braunsch. 
S.- Mein. 
S.-Kob.-@. 
‚Schw.- Rd. 


Schw.-Scdh. 
Reuss ä. L. 


Reuss j. I. 
Sch.- Lippe 
Lippe 
Lübeck 
Bremen 
Hamburg 


ßig als anerkannte allgemeine 
jahr, Charfreitag, Oſtermontag, Himmelfahrt, Pfingſtmontag, 


| 


Feiertage: Neu⸗ 
erſter und 


Frohnleichnam, Mariä 
Himmelfahrt, Aller⸗ 
heiligen). 

V. z. A. § 3. 

V. z. A. § 3. 

AG. z. BOV. § 15. 

AG. z. BGB. Art. 3. 

AG. z. BGB. Art 4. 

AG. z. BGB. Art. 3 
(außer den oben auf⸗ 
geführten Feiertagen: 
das Reformationsfeſt). 

AG. z. BGB. Art. 9. 

AS. z. BGB. § 3. V. z. 
A. § 1 (außer den oben 
aufgeführten Feier- 
tagen: Hohenneujahr, 
Oſterdienſtag, Pfingſt⸗ 
dienstag, dritter Weih- 
nachtsfeiertag und der 
Reformationsfeſttag). 

G. z. BGB. § 16. 

J. BGB. § 14. 

AG. z. BGB. § 15. 

AG. . BGB. § 20. 

AG. z. BGB. § 8. 

AG. } BGB. § 22. 


§ 17 Abſ. 2. 
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Fünfter Abſchnitt. 
Nerjührung. 


1. Wegen Erſitzung und Ausſchlußfriſten vgl. Titelvorb. vor § 186. 

2. Hier iſt nur die Verjährung der Anſprüche ($ 194) geregelt. 

3. Das Inſtitut der unvordenklichen Verjährung ift vom BGB. 
nicht aufgenommen. Berufung auf unvordenkliche Verjährung, ſoweit ſolche 
nach altem Rechte bis 1900 ſich vollendet hat, iſt nicht ausgeſchloſſen. 

Bezüglich der der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Materien bewendet es 
auch bezüglich der unvordenklichen Verjährung beim Landesrechte. 

4. Uebergangsvorſchriften die Verjährung betreffend EG. Art. 169. 

5. Landesgeſetzgebung. 

Vorſchriften über Verjährung, vgl. auch EG. Art. 104 (Verjährung des 
Anſpruchs auf Rückerſtattung mit Unrecht erhobener öffentl. Abgaben oder 
Koſten eines Verfahrens) und EG. Art. 169 (Uebergangsvorſchrift). 

Die Ausführungsgeſetzgebung regelt durchweg die Verjährung gewiſſer 
öffentlich⸗ rechtlicher Anſprüche und erklärt die Vorſchriften des BGB. und 
CG. als entſprechend anwendbar. 

Preussen Fälle vierjähriger Ver: | Bayern |AG. z. BGB. Artt. 124 
jahrung Art. 8 AG. z. bis 127. 
BGB. | Sachsen | AG. z. BGB. 8 2. 

= Verjährung öffentl. Ab- Baden | AG. z. BGB. Art. 7 und 

gaben Geſ. v. 18. Juni | Gef. betr. die Verjäh⸗ 
1840 (GS. S. 140) und | rung öffentl. Abgaben 
Art. 9 AG. z. BGB. v. 21. Juli 1839. 
§ 635 ff. I. 9 ALR. | Württemb. AG. z. BGB. Art. 141. 
(5a jähr. Präſkription). Hessen AG. z. BGB. Artt. 19 
== Verjährung von Gerichts⸗ bis 22. 
koſten § 13 des Ged. .- Sch. V. z. A. $ 32. 
v. 25. Juni 1895/6. Ok⸗ S.- Weim. | AG. z BGB. §§ 21—25. 
tober 1899. | MM.-Strelitz V. z. A. § 31. 
= Verjährung der Schadens | Braunsch. | AG. z. BGB. §§ 16—19. 
erſatzanſprüche aus dem S.-Mein. | AG. z. BOB. Art. 4. 
Felde und Forſtpolizei⸗ S.-Altenb. | AG. z. BGB. SS 16—19. 
geſetz v. 1 April 1880 | S.-Kob.-@. | AS. z. BGB. Art. ik, 


daſelbſt § 70. Anhult AG. z. BGB. Mrt. 9. 
Verjährung der Zinſen Schw.-Rd. | AG. z. BGB. Artt. 13 
von Staatsſchulden bis 22. 


| 17 Verordn. v. 17. Schw.-Sch. | AG. z. BGB. Art. 10. 

Jan. 1820 (GS S. 9), Waldeck AG. z. BGB. Art. 7. 

§ 3 Gef. v. 19. Dez. Reuss d. L. | AG. z. BGB. §§ 17—21. 

1869 (GS. S. 1197), | Reuss J. I. | AG. z. BGB. 59 17—20. 

812 Gef. v. 23. Dez. Sch.- Lippe | AO. z. BGB. 88 12, 13. 

1896 (GS. S. 269), Tippe | AG. z. BGB. § 16. 

| vgl. Artt. 174, 175 C. Lübeck |AG. z. BGB. 58 21, 22. 

| 3 BGB. | Bremen |AG. z. BGB. § 9. 
Unvordenkliche Verjährung (vgl. Note 3). 

Hessen | AG. z. BGB. Art. 258 (Außerkrafttreten der unvordenklichen 

Verjähr. auch auf den vorbehaltenen Gebieten. 

a „Schw. | V. z. A. § 33 (Aufrechterhaltung für die vorbehaltenen Gebiete). 

. -Strelite | B. z. A. § 32 (Aufrechterhaltung für die vorbehaltenen Gebiete). 

5 Wiedereinſetzung in den vorigen Stand im Geltungsbereiche des 

Fandesrechts. 

Hessen (XO. & BOB, Mrt. 26. Seeed. | AG. 4. BOB. § 20. 


M-Schw. B z. A, § 34. | Anhalt A. z. BOB Art. 10. 
8 Weim. | AG. z. BGB. § 4. | Schw.-Rd. | AG. z. BGB. Art 4. 
Strelits V. z. A. § 33. | Reuss ä. L. AG. 3. BGB. $ 22. 


Borbemerkung zum 
5. Abſchuilt. 
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S 194. Das Recht, von einem Anderen ein Thun oder ein Unter⸗ 
laſſen zu verlangen (Anſpruch), unterliegt der Verjährung. 

Der Anſpruch aus einem familienrechtlichen Verhältniß unterliegt 
der Verjährung nicht, ſoweit er auf die Herſtellung des dem Ver⸗ 
hältniß entſprechenden Zustandes für die Zukunft gerichtet iſt. 


$ 194. 1. Anſpruchsbegriff. Der Verjährung unterliegt nur der An⸗ 
ſpruch, nicht das dieſem Anſpruche zu Grunde liegende Recht. Anſpruch und 

Recht fallen bei den obligatoriſchen Rechtsverhältniſſen zuſammen ($ 241). 

Hingegen läßt die Verjährung eines aus einem dinglichen, familienrechtlichen, 

erbrechtlichen oder ſonſtigen abſoluten Rechte erwachſenen Anſpruchs das 

Recht ſelbſt in ſeinem Fortbeſtand unberührt; es kann demnach der Eigen⸗ 

thumsanſpruch auf Herausgabe der Sache gegen den Beſitzer und ſeinen 

Rechtsnachfolger (§ 221) verjährt fein, während das Eigenthum ſelbſt fort⸗ 

beſteht. Zur Verminderung ſolcher Fälle des dominium sine re dient das 

Inſtitut der Erſitzung (vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 1 2). Die Fortdauer 

des Eigenthums ergiebt indeß, 

3. daß der die Sache zurückerlangende Eigenthümer trotz Verjährung des 
Herausgabeanſpruchs die Sache nicht herauszugeben braucht; 

b. daß der Eigenthümer die Herausgabe von jedem dritten Beſitzer ver⸗ 
langen kann, der nicht Rechtsnachfolger des zur Einrede der Verjährung 
Berechtigten ift, z. B. von dem Finder der Sache. 

2. Nicht unter den Anſpruchsbegriff fallend und deshalb der Verjährung 
nicht unterworfen ſind: 

a. gewiſſe fortdauernde Rechte, bezüglich deren ein Zwang, dieſelben zu 
einer beſtimmten Zeit geltend zu machen, nicht beſteht, z. B. das Kündigungs⸗ 
recht des Schuldners bei Zinsfuß über 6 pCt. ($ 247); die Ausübung des 
Rücktrittsrechts (vgl. indeß § 355); die Verkaufsberechtigung des Pfand⸗ 
gläubigers ($$ 1219, 1228 ff.); das Recht des Grundſtückseigenthumers 
auf ſchonende Ausübung bzw. Verlegung einer Grunddienſtbarkeit (§§ 1020, 
1023), auf Verzicht des Hypothekengläubigers, wenn die Geltendmachung 
der Hypothek dauernd ausgefchloffen ift ($ 1169). — Hierher gehören auch 
die civilrechtlichen Einreden, d. h. das Recht zur Verweigerung einer Lei⸗ 
ftung (z. B. §8 273, 320). Wegen der auf Anſprüchen beruhenden Ein⸗ 
reden val. Nr. 4; 

b. das Recht zur Anfechtung eines Rechtsgeſchäfts oder einer Rechtshand⸗ 
lung ($$ 119 f., 123), das Rücktrittsrecht (59 346 ff), vgl. zu § 198 Note 3; 
§ 200; ferner Note! zum Anfechtungsgeſetze (hinter § 144). Ueber die Aus⸗ 
geſtaltung der Wandelung und Minderung als Anſprüche vgl. § 462 Note 1; 

e. die Feſtſtellungsklage, welche als ein prozeſſuales Gebilde den Vorſchriften 
der END. (§ 256) unterliegt. Die Feſtſtellung eines verjährten Anſpruchs 
wird mangels rechtlichen Intereſſes regelmäßig unzuläflig jein. 

3. Nicht verjährbare Anfprüche (vgl. auch zu 2). 

a. Familienrechtliche Anſprüche. Durch Abſ. 2 werden ſowohl ver- 
mögensrechtliche als auch rein perſonenrechtliche Anſprüche, auch ſoweit 
fe fih gegen Dritte richten, betroffen. Insbeſondere: 

a. die eherechtlichen Anſprüche der Ehegatten unter einander und gegen 
91358 während der Ehe, z. B. §§ 1353, 1356, 1360, 1427, 1428, 
g. der Anſpruch der Eltern gegen das Kind auf häusliche Dienſtleiſtun 
über die Volljährigkeit hinaus § 1617; 19 5 iz 
.der Unterhaltsanſpruch der Verwandten $$ 1601 ff.; des geſchiedenen 
unſchuldigen Ehegatten $$ 1578—1581; des unehelichen Kindes im 
Falle des § 1708 Abſ. 2. — Verjährung der einzelnen Raten § 197; 

der Anforuc des Vormundes auf Herausgabe des volljährigen Mün- 
dels §§ 1897, 1800, 1632. 


-t 
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§ 195. Die regelmäßige Verjährungsfriſt beträgt dreißig Jahre. u 2 — ofrin. 


h. In dem Rechte der Schuld verhältniſſe ift der Verjährung nur 
entzogen der Anſpruch auf Aufhebung der Gemeinſchaft § 758. 

e, Anſprüche aus dem Sachenrechte: 

a. Anſpruch auf Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs §§ 898, 
1138 

8. Anſprüche aus eingetragenen oder durch Eintragung eines Wider⸗ 
ſpruchs geſicherten Rechten mit Ausnahme der Rückſtände und Sha- 
denserſatzanſprüche § 902, woſelbſt zu vgl.; 

+. Anſprüche aus dem Nachbarrechte gemäß § 924. 

d. Im Erbrecht iſt der Anſpruch auf Auseinanderſetzung der Miterben 
der Verjährung entzogen, §§ 2042, 758. 

4. Als Einrede unverjährbare Auſprüche (Perpetuirung der Einrede): 

a. die kundbar gemachte Mängeleinrede des Käufers, vgl. §§ 478, 479, 490 
des Werkbeſtellers § 639; 

p. die Einrede der ungerechtfertigten Bereicherung gegenüber der grundlos 
eingegangenen Verbindlichleit § 821; 

e. die Einrede der unerlaubten Handlung linsbeſondere des Zwanges und 
des Betrugs) gegenüber der Klage aus der erzwungenen oder erſchlichenen 
Verpflichtung § 853; Einrede des argliſtig verſchwiegenen Gewährmangels 
§ 478 Abſ, 2. Vgl. ferner $$ 2083, 2345; KO. § 41 Abſ. 2; NAnfechtungs⸗ 
geſetz § 12 (abgedruckt hinter § 144). 

d. wegen der Aufrechnung einer verjährten Forderung vgl. § 390. 


8 195. 1. Auf guten Glauben des Schuldners kommt es nicht an, 
d. h. für die durch die Verjährung geſchaffene Rechtslage ift es unerheblich, ob 
der Schuldner das Fortbeſtehen ſeiner Verbindlichkeit kennt. — Ift das Ab 
laufenlaſſen der Verjährungsfriſt von dem Schuldner argliſtig herbeigeführt 
worden, ſo kann dem Gläubiger ein Schadenserſatzanſpruch erwachſen, vgl. 
Titelvorb. vor § 186 Note 4e. Einfluß von Argliſt des Schuldners bei Be⸗ 
gründung des Schuldverhältniſſes auf die Verfährungsfriſt, vgl. z. B. 
8$ 477, 490. 

2. Friſtberechnung §§ 187, 188. 

3. Anderweite Verjährungsfriſten des BGB.: 

5 Wochen: Gewährleiſtungsanſpruch wegen Viehmängel § 490. 

ó Monate: Gewährleiſtungsanſpruch bei Kauf beweglicher Sachen § 477 
und Werkvertrag § 638; Anſprüche des Vermiethers, Verleihers, Eigenthümers 
(bei Nießbrauch), Verpfänders wegen Veränderungen und Verſchlechterungen; 
Anſprüche des Miethers, Entleihers, Nießbrauchers, Pfandgläubigers wegen 
Verwendungen und Wegnahme 88 558, 606, 1057, 1226. 

1 Jahr: Gewährleiſtungsanſpruch wegen Mängel des Grundſtücks § 477, 
des Werkbeſtellers bei Arbeiten an einem Grundſtücke § 638; Ausſteuer⸗ 
anſpruch der Tochter gegen die Eltern § 1623. 

2 Jahre: Außer den § 196 Atf. 1 Nr. 1—17 aufgeführten Anſprüchen 
der Anſpruch aus dem Inhaberpapiere gemäß § 801; die. Anſprüche aus An⸗ 
laß der Auflöſung des Verlöbniſſes § 1302. 

8 3 Jahre: Anſpruch aus Anweiſungsannahme § 786, aus unerlaubter 

Candlung § 852; Anſpruch des Vertragserben auf Herausgabe der vom 

Erblaſſer döslich gemachten Schenkung 8 2287; der ordenkliche und der 

außerordentliche Pflichttheilsanſpruch gemäß § 2332. 

d # Jahre: Außer den im § 196 Abſ. 2 und § 197 aufgeführten Anſprüchen 
er Anſpruch der Mutter des unehelichen Kindes gegen deffen Bater & 1715; 
uſpruch aus abhanden gekommenen Zins⸗, Renten⸗, Gewinnantheilſcheinen 

gemäß § 804. 

5 Jahre: Gewährleiſtungsanſpruch wegen Mängel eines Bauwerkes $ 638. 
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2. Ger führungsfeiſe von § 196. In zwei Jahren verjähren die Anſprüche: 

2 Fahren. 1. der Kaufleute, Fabrikanten, Handwerker und derjenigen, welche 

ein Kunſtgewerbe betreiben, für Lieferung von Waaren, Aus⸗ 

führung von Arbeiten und Beſorgung fremder Geſchäfte, mit 

Einſchluß der Auslagen, es ſei denn, daß die Leiſtung für 
den Gewerbebetrieb des Schuldners erfolgt; 

2. derjenigen, welche Land- oder Forſtwirthſchaft betreiben, für 
Lieferung von land- oder forſtwirthſchaftlichen Erzeugniſſen, 
ſofern die Lieferung zur Verwendung im Haushalte des Schuld- 
ners erfolgt; 

3. der Eiſenbahnunternehmungen, Frachtfuhrleute, Schiffer, Lohn⸗ 
kutſcher und Boten wegen des Fahrgeldes, der Fracht, des 
Fuhr- und Botenlohns, mit Einſchluß der Auslagen; 

4. der Gaſtwirthe und derjenigen, welche Speiſen oder Getränke 
gewerbsmäßig verabreichen, für Gewährung von Wohnung und 


8 196. J. Allgemein. 

J. Der kurzen Verjährung unterliegt auch der an die Stelle des urſprüng⸗ 
lichen Anſpruchs tretende Intereſſeanſpruch wegen Nichterfüllung (vgl. Joſef, 
Gruch. 42 2 f.; indep RG. bei Gruch. 36 999). 

2. Wird der Anſpruch aus einem der in § 196 bezeichneten Schuldverhalt⸗ 
nijfe aus dem Geſichtspunkt auftragloſer Geſchäftsführung oder ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung erhoben, ſo findet die kurze Verjährung dennoch An⸗ 
wendung. Anders liegt der Fall, daß ein Dritter eine der in § 196 erz 
wähnten Forderungen für den Schuldner als deffen Beauftragter over Ge- 
ſchaftsführer ohne Auftrag getilgt hat. Hier unterliegt der Anſpruch aus 
Auftrag bzw. Geſchäftsführung ohne Auftrag der gewöhnlichen dreißigjährigen 
Verjährung (wgl. Joſef, Gruch. 42 4—11). 

3. Ob Novation bzw. abſtrakte Anerkennung mit der Wirkung vorliegen, 
daß an Stelle der für den urſprünglichen Anſpruch laufenden kurzen Verjäh⸗ 
rung, die regelmäßige dreißigjährige Verjährungsfriſt eintritt, iſt Aus⸗ 
legungsfrage des betreffenden Rechtsgeſchäfts, vgl. §§ 364, 781. 

1. Zu den einzelnen Anſprüchen: 


Nr 1. 

a. „Kaufleute“ SGB. §§ 1—7; Kommiſſionäre HB. § 283; Spediteure 
HGB. § 407. Die Erſatzanſprüche gegen den Spediteur verjähren in 
einem Jahre HGB. § 414. < 

b. Iſt für den Gewerbebetrieb des Schuldners — nicht des Empfängers 
geleiſtet (Replik), ſo findet 4jährige Verjährung ſtatt (Ab). 2). 

e. Zum Gewerbebetriebe gehört auch das, was im gewerblichen Intereſſe 
von dem Schuldner unternommen wird, auch wenn es ſich um eine durch 
die Verhältniſſe gebotene Erweiterung des gewohnlichen Gewerbebetriebs 
handelt: RG. IW. 1902 S. 42 (wo ein Bautiſchler um ſeine Bau⸗ 
forderung zu retten, den Bau zu Ende führte und für die Forderung für 
ihm gelieferte Mauerſteine die kurze Verjährung in Anſpruch nahm); 
ferner was zur Herſtellung und Ausſtattung der Räume geliefert wird, 
in welchen der Gewerbebetrieb erfolgen fol, NS. 5 273. — Die Aus⸗ 
nahme („e3 ſei denn, daß“) ſetzt einen ſelbſtändigen Gemerbebetrich 
voraus, NS. 27 259. Iſt Landwirthſchaft ein Gewerbe? vgl. ROG. 1 265. 

d. Als Waaren im Sinne dieſer Vorſchrift werden auch Werthpapiere 
anzuſehen fein vgl. S 92, SGB. § 381, trotz HGB. §§ 1 Abſ. 2 Ziff. 1, 
383, 400. 

Nr. 2. Daß die Lieferung für den Haushalt des Schuldners erfolgt, ge⸗ 
hört zur Begründung der Einrede der zweijährigen Verjährung; ſonſt vier⸗ 

jährige Verjährung (Abſ. 2). 
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Beköſtigung ſowie für andere den Gäſten zur Befriedigung ihrer 
Bedürfniſſe gewährte Leiſtungen, mit Einſchluß der Auslagen; 
derjenigen, welche Lotterielooſe vertreiben, aus dem Vertriebe 
der Looſe, es ſei denn, daß die Looſe zum Weitervertriebe 
geliefert werden; 

6. derjenigen, welche bewegliche Sachen gewerbsmäßig vermiethen, 
wegen des Miethzinſes; 

7. derjenigen, welche, ohne zu den in Nr. 1 bezeichneten Per⸗ 
ſonen zu gehören, die Beſorgung fremder Geſchäfte oder die 
Leiſtung von Dienſten gewerbsmäßig betreiben, wegen der 
ihnen aus dem Gewerbebetriebe gebührenden Vergütungen, mit 
Einſchluß der Auslagen; 

8. derjenigen, welche im Privatdienſte ſtehen, wegen des Gehalts, 
Lohnes oder anderer Dienſtbezüge, mit Einſchluß der Auslagen, 
ſowie der Dienſtberechtigten wegen der auf ſolche Anſprüche 
gewährten Vorſchüſſe; 

9. der gewerblichen Arbeiter — Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge, 
Fabrikarbeiter —, der Tagelöhner und Handarbeiter wegen des 
Lohnes und anderer an Stelle oder als Theil des Lohnes verein⸗ 
barter Leiſtungen, mit Einſchluß der Auslagen, ſowie der Arbeit⸗ 
geber wegen der auf ſolche Anſprüche gewährten Vorſchüſſe; 

10. der Lehrherren und Lehrmeiſter wegen des Lehrgeldes und 
anderer im Lehrvertrage vereinbarter Leiſtungen ſowie wegen 
der für die Lehrlinge beſtrittenen Auslagen; 

11. der öffentlichen Anſtalten, welche dem Unterrichte, der Erziehung, 
Verpflegung oder Heilung dienen, ſowie der Inhaber von 
Privatanſtalten ſolcher Art für Gewährung von Unterricht, Ver⸗ 
pflegung oder Heilung und für die damit zuſammenhängenden 
Aufwendungen; 

12. derjenigen, welche Perſonen zur Verpflegung oder zur Erziehung 
aufnehmen, für Leiſtungen und Aufwendungen der in Nr. 11 
bezeichneten Art; 

13. der öffentlichen Lehrer und der Privatlehrer wegen ihrer Ho⸗ 
norare, die Anſprüche der öffentlichen Lehrer jedoch nicht, wenn 
ſie auf Grund beſonderer Einrichtungen geſtundet ſind; 

14. der Aerzte, insbeſondere auch der Wundärzte, Geburtshelfer, 


SU 


Nr. 5. Daß zum Weitervertriebe geliefert, iſt Replik; in dieſem Falle vier⸗ 
Grige Verjährung (Abſ. 2). 
Nr. 6 bezieht ſich nur auf den Miethzins. Vgl. auch § 558 (Erſatz⸗ 
anſprüche des Vermiethers). Der Rückgabeanſpruch verjährt in 30 Jahren. 
Nr. 7. Der Kommiſſionär des 908. (8 383 HGB.) fallt unter Nr. 1; 
unter Nr. 7 fallen insbeſondere auch die gewerbsmäßigen Mütter (§ 652 ff. 
lerner Winkelkonſulenten und Kurpfuſcher. Fehlt Gewerbsmäßigteit, ſo tritt 
jährige Verjährung ein. 
yA Tantieme eines Handlungsgehülfen als Gehalt RG. bei Gruchot 
er 11. DOeffentlich⸗rechtliche Verpflichtungen werden hierdurch nicht be⸗ 
ührt, EG. Art. 55. 
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Zahnärzte und Thierärzte, ſowie der Hebammen für ihre Dienſt⸗ 
leiſtungen, mit Einſchluß der Auslagen; 
15. der Rechtsanwälte, Notare und Gerichtsvollzieher ſowie aller 
Perſonen, die zur Beſorgung gewiſſer Geſchäfte öffentlich beſtellt 
oder zugelaſſen ſind, wegen ihrer Gebühren und Auslagen, 
ſoweit nicht dieſe zur Staatskaſſe fließen; 
16. der Parteien wegen der ihren Rechtsanwälten geleiſteten Vor⸗ 
ſchüſſe; 
17. der Zeugen und Sachverſtändigen wegen ihrer Gebühren und 
Auslagen. 
Soweit die im Abſ. 1 Nr. 1, 2, 5 bezeichneten Anſprüche nicht der 
Verjährung von zwei Jahren unterliegen, verjähren ſie in vier Jahren. 
8. Berljäbrungsfriſt von § 197. In vier Jahren verjähren die Anſprüche auf Rückſtände 
. von Zinſen, mit Einſchluß der als Zuſchlag zu den Zinſen zum 
Zwecke allmählicher Tilgung des Kapitals zu entrichtenden Beträge, 
die Anſprüche auf Rückſtände von Mieth⸗ und Pachtzinſen, ſoweit 
fie nicht unter die Vorſchrift des § 196 Abſ. 1 Nr. 6 fallen, und 
die Anſprüche auf Rückſtände von Renten, Auszugsleiſtungen, Be⸗ 


Ar. Hi Wegen der Kurpfuſcher ſ. zu Nr. 7. 

r. 15. 

a. Wegen anderer Perſonen, wie Winkelkonſulenten, Zuſtellungsbevoll⸗ 
mächtigte, ſ. zu Nr. 7. 

b. Wegen der Fälligkeit der Rechtsanwaltsgebühren vgl. Gebo. f. RA. § 85. 

6. Als Perſonen, die zur Beſorgung von Geſchäften öffentlich beſtellt oder 
zugelaſſen ſind, kommen insbeſondere in Betracht die öffentlichen Feld⸗ 
meſſer, Auktionatoren, Bücherreviſoren 2c., vol. GewO. § 36 (Fleiſchbe⸗ 
ſchauer vgl. RG. 37 20); ferner die gemäß CRD. § 157 Abi. 4 zugelaſſe⸗ 
nen Prozeßagenten. 

d. Soweit die Gebühren zur Staatskaſſe fließen, findet die 30 jährige Ver⸗ 
jährung ſtatt, vgl. Prot. I. 206. Die öffentlich-vechtliche Verjährung bleibt 
für das Verhältniß des Gläubigers zum Schuldner außer Betracht. 

Nr. 16. Befriſtung der Pflicht zur Aufbewahrung der Handakten, Rechts⸗ 
anwaltsordnung § 32. 

Nr. 17. Die dreimonatige Ausſchlußfriſt zur Anbringung des Verlangens 
auf Gewährung von Gebühren ($ 16 GebD. f. Zeugen und Sachverjtändige 
vom 30. Juni 1878, in der Neufaſſung vom 20. Mai 1898 (RGBl. S. 689) 
bleibt durch die Wee unberührt. — 

5 197. 1. Vgl. § 196 Note I, die auch für § 197 giit. — Aus den 
Schlußworten „und allen anderen regelmäßig wiederkehrenden 
Leistungen“ ift nicht zu entnehmen, daß fih die Vorſchrift auf Mieths⸗, 
Pachtzinſen ꝛc. nur beziehe, wenn ſie regelmäßig wiederkehren; RG. JW. 
1896 S. 621, Nr. 59. — Reallaſtenruckſtände vgl. $ 1107 Note 1b. 

2. Rückſtände von Zinſen ohne Unterſchted, ob es ſich um rechtsgeſchäft⸗ 

lich oder geſetzlich beſtimmte Zinſen, insbeſondere auch um Verzugszinſen 

handelt. — Verjährung der Zinſen mit der Hauptforderung $ 224. — Hy⸗ 
pothekenzinſen, Einzelleiſtungen aus Reallaſt (§ 1107), Auszugsleiſtungen, 
verjährbar § 902. — Erlöſchen des Anſpruchs aus Zins, Renten-, Gewinn⸗ 

antheilſcheinen $$ 801, 1188. 

3. Am ortiſationsquoten unterliegen der vierjährigen Verjährung nur, 
wenn ſie als Zuſchlage zu den Zinſen zu entrichten ſind. In anderen Be⸗ 
ziehungen find fie natürlich nicht als Zinſen zu behandeln, vgl. § 248 Note 3. 

4. Bol. wegen der mit Rückſicht auf § 197 erfolgten Aenderung einiger 
Reichsgeſetze EG. Artt. 48, 49, 51. 
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ſoldungen, Wartegeldern, Ruhegehalten, Unterhaltsbeiträgen und allen 
anderen regelmäßig wiederkehrenden Leiſtungen. 

§ 198. Die Verjährung beginnt mit der Entſtehung des An⸗ . A 
ſpruchs. Geht der Anſpruch auf ein Unterlaſſen, ſo beginnt Nen 
Verjährung mit der Zuwiderhandlung. 

8 199. Kann der Berechtigte die Leiſtung erft verlangen, wenn 2 Huf Kündigung 
er dem Verpflichteten gekündigt hat, ſo beginnt die Verjahrung mit R 
dem Zeitpunkte, von welchem an die Kündigung zuläſſig iſt. Hat 
der Verpflichtete die Leiſtung erſt zu bewirken, wenn ſeit der Kün⸗ 
digung eine beſtimmte Friſt verſtrichen iſt, ſo wird der Beginn der 
Verjährung um die Dauer der Friſt hinausgeſchoben. 


198. 1. Der Anſpruch iſt entſtanden, ſobald die Leiſtung rechtlich ver⸗ 
langt werden kann; vgl. § 271: Leiſtungszeit. Eine vorgängige Rechts⸗ 
verletzung, insbeſondere Verzug des Schuldners, iſt nicht Vorausſetzung 
für den Beginn der Verjährung. Aus einem abſoluten Rechte entſteht 
der Anſpruch, ſobald ein dem Rechte nicht entſprechender Zuſtand durch 
einen Dritten verurſacht worden iſt, bzw. die Beſeitigung eines ſolchen Zu⸗ 
ſtandes verhindert wird. 

l 2. Ein bedingter oder befriſteter Anſpruch entſteht erſt mit Eintritt 
der Bedingung bzw. des Zeitpunkts, SS 158, 163. Entſteht der Anſpruch 
unbedingt, ift feine Geltendmachung aber bedingt oder befriſtet (3. B. ges 
ſtundete Leiſtung), ſo greift § 202 Abſ. ein. 

3. Auch von bloßem Wollen des Berechtigten (vgl. § 194 Note 2 b) 
abhängige Anſprüche beginnen erſt von der wirklichen Entſtehung des An⸗ 

ſpruchs ab zu verjähren. So beginnt die Verjährung der von der Aus⸗ 

übung des Rücktrittsrechts ($$ 346 ff.) und des Wiederkaufs (88 497 ff.) ab⸗ 
hängigen Anſprüche erſt mit dem Zeitpunkte der Ausübung dieſer Rechte, 
ſelbſt wenn dieſelbe ſchon früher erfolgen konnte. Vgl. indeß die Ausſchluß⸗ 

friſten für Ausübung des Rücktritts⸗ und Wiederkaufsrechts (§§ 355, 503). 
Ausnahmen $$ 199 und 200. 

4. Sonderregelung. Es beginnen zu verjähren: 

a. Gewährleiſtungsanſprüche mit Ablieferung der Kaufſache SS 477, 480; 
bei Viehmängeln mit dem Ablaufe der Gewährfriſt § 490, 483; bei 
f Werkvertrag mit Abnahme des Werkes § 633; 

b. die Anſprüche des Vermiethers, Verleihers, des Eigenthümers gegen den 

Nießbraucher, des Verpfänders wegen Veränderungen und Verſchlechte⸗ 

rungen mit der Rückgabe der Sache; des Miethers, Entleihers, Nieß⸗ 

brauchers, Pfandgläubigers wegen Verwendungen und Wegnahme mit 
Beendigung des Rechtsverhältniſſes $$ 558, 606, 1057, 1226, 

C. Anſprüche aus einem innerhalb der Vorlegungsfriſt vorgelegten Inhaber⸗ 

papiere mit dem Ablaufe dieſer Friſt § 801; 5 Br 

| d. Anſprüche aus unerlaubter Handlung mit der Kenntniß des Geſchädigten 


von Thäter und Schaden, eventuell mit der Begehung § 852; 
e. Anſprüche aus Auflöfung des Verlöbniſſes mit der Auflöfung $ 1302; 

po Ausſteueranſpruch der Tochter mit der Eheſchließung § 1623; g 
g- Anſprüche der Mutter des unehelichen Kindes gegen deſſen Vater ſechs 

Wochen nach der Geburt des Kindes § 1715 Abi. 5; 

Anſpruch des Vertragserben auf Herausgabe einer böslich von dem Erb- 
laſſer gemachten Schenkung mit dem Anfalle der Erbſchaft § 22875 
1. der Pflichttheilsanſpruch mit der Kenntniß des Erbfalls und der beeinträch⸗ 

K tigenden Verfügung, eventuell mit dem Erbfalle § 2332. 


68. 199. Beispiel: Wird am 1. Januar 1900 ein Darlehen über 300 M. 
hne Beſtimmung eines Rückzahlungstermins gegeben, jo würde die Kündn⸗ 
gung bei Hingabe zuläſſig und das Darlehen bei der an dieſem Lage er⸗ 


ee 


Von einer Anfechtung 
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S 200. Hängt die Entſtehung eines Anſpruchs davon ab, daß 


€ 


abhängige Anſprüche der Berechtigte von einem ihm zuſtehenden Anfechtungsrechte Gebrauch 


= 


„ Hemmung der Ver- 


— 


Entgegeuſtehende Ein— 


macht, ſo beginnt die Verjährung mit dem Zeitpunkte, von welchem 
an die Anfechtung zuläſſig iſt. Dies gilt jedoch nicht, wenn die 
Anfechtung ſich auf ein familienrechtliches Verhältniß bezieht. 

$ 201. Die Verjährung der in den 8$ 196, 197 bezeichneten 
Anſprüche beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem der 
nach den $$ 198 bis 200 maßgebende Zeitpunkt eintritt. Kann 
die Leiſtung erſt nach dem Ablauf einer über dieſen Zeitpunkt hin⸗ 
ausreichenden Friſt verlangt werden, ſo beginnt die Verjährung mit 
dem Schluſſe des Jahres, in welchem die Friſt abläuft. 

8 202. Die Verjährung ift gehemmt, ſolange die Leiſtung ge- 
ſtundet oder der Verpflichtete aus einem anderen Grunde vorüber⸗ 
gehend zur Verweigerung der Leiſtung berechtigt iſt. 


folgten Kündigung mit dem Ablaufe des 1. April 1900 zur Rückzahlung 

fällig fein, $$ 609, 187 Abſ. 1, 188 Abſ. 2. Die Verjährungsfriſt würde 

gemäß §§ 190, 187 Abſ, 2, 188 Abſ. 2 mit dem Ablaufe des 1. April 1930 

vollendet ſein. j 
Hierzu iſt zu bemerken: 

1. Da der Beginn der Verjährungsfriſt um die Dauer der Kündigungs⸗ 
friſt hinausgeſchoben iſt, ſo gelten für dieſen Zeitraum, welcher zur Ver⸗ 
jährungsfriſt nicht gehört, nicht die Vorſchriften über Unterbrechung und 
Hemmung der Verjährung. 

2. Wurde die Kündigung am 1. Januar 1930 erfolgen, ſo würde die 
Fälligkeit mit dem Ablaufe der Verjährungsfriſt eintreten. Der Gläubiger 
kann indeß durch Erhebung der Kündigungsklage (CPO. § 257) die Unter: 
brechung der 8 noch während der Zeit vom 1. Januar bis 1. April 
1930 herbeiführen ($ 209). 

5 200. 1. Vgl. über den Ausnahmecharakter dieſer Vorſchrift zu § 198 
Note 3. — Die Vorſchrift kann auch für die Fälle der Anfechtung wegen 
Verkürzung der Gläubiger in Betracht kommen. (RAnfechtungsgeſetz vom 
21. Juli 1879, abgedruckt hinter § 144). KO. §§ 29ff. 

2. Die rechtliche Zuläſſigkeit der Anfechtung (vgl. zu § 142) wird 
dadurch nicht in Frage geſtellt, daß die Anfechtungsfriſt — mangels Kennt⸗ 
niß des Anfechtungsgrundes vgl. § 121 — noch nicht in Lauf geſetzt ift oder 
daß die Anfechtung thatſächlich noch nicht möglich war, weil etwa die 
Zwangslage ($ 123) noch nicht aufgehört hat. 

Demnach beginnt die Verjährung, wenn der Anſpruch abhängt von der 
Anfechtung 
a. eines Rechtsgeſchäfts unter Lebenden mit der Vornahme des 

Rechtsgeſchäfts — entſprechend auch im Falle des § 318; 

b. einer letztwilligen Verfügung, ſobald das Anfechtungsrecht des Mn- 
fechtungsberechtigten entſtanden ift, alfo jedenfalls nicht vor dem Grb- 
falle, vgl. §§ 2078 ff.; vgl. auch SS 2251 ff, 2308; vgl. auch §§ 2340 ff. 
3. Unverjährbarkeit der Einrede nach Verjährung des Anſpruchs SS 821, 853. 
4. Bei familienrechtlichen Verhältniſſen verbleibt es alſo bei der Regel 

des § 198, vgl. zu § 198 Note 3. 
§ 201. 1. Berechnung der Verjährungsfriſt YY 187 Abſ. 2, 188 Abſ. 2. 
2. Auf die neue Verjährungsfriſt, welche nach Beendigung der Unter⸗ 

brechung beginnt, findet nicht § 201, ſondern § 217 Anwendung. 

3. Satz 2 (Hauptfall: Stundung $ 202) bezieht ſich nicht nur auf die von 
vornherein befriſtete, ſondern auch auf die nach Entſtehung des Anſpruchs 
geſtundete Forderung. 


V. Abſchnitt. Verjährung. 189 


Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf die Einrede des 
Zurückbehaltungsrechts, des nicht erfüllten Vertrags, der mangelnden 
Sicherheitsleiſtung, der Vorausklage ſowie auf die nach $ 770 dem 
en und nach den $$ 2014, 2015 dem Erben zuſtehenden Ein- 
reden. 

§ 203. Die Verjährung iſt gehemmt, ſolange der Berechtigte 
durch Stillſtand der Rechtspflege innerhalb der letzten ſechs Monate 
der Verjährungsfriſt an der Rechtsverfolgung verhindert iſt. 

Das Gleiche gilt, wenn eine ſolche Verhinderung in anderer Weiſe 
durch höhere Gewalt herbeigeführt wird. 


§ 202. 1. Dem Gläubiger kann die Geltendmachung des Anſpruchs nicht 
zugemuthet werden, ſolange ihm eine aufſchiebende Einrede entgegengeſetzt 
werden kann. Wegen der Einrede der Stundung zu $ 201 Note 3. — Auf: 
ſchiebende Einreden können in dem zwiſchen den Parteien beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſe ſelbſt begründet fein, z. B. gegenüber dem Eigenthumsanſpruche 
gemäß § 986, oder auf Grund anderweit eingreifender Beſtimmungen, z. B. 
gegenüber dem Gebührenanſpruche des Rechtsanwalts die Einrede der Fort⸗ 
dauer des Armenrechts CPO. $ 115 Nr. 3 (vgl. auch KO. § 212 gleich⸗ 
zeitiger Konkurs über das Vermögen eines Geſellſchafters und der Geſellſchaft). 

2. Abſ. 2 ſchließt den durch bf. 1 gewährten Schutz aus, 

a. wenn der Gläubiger zur Beſeitigung der Einrede verpflichtet iſt: Zurück⸗ 
behaltungsrecht §§ 273 ff.; Einrede des nicht erfüllten Vertrags $$ 320 ff.; 
der mangelnden Sicherheitsleiſtung ($$ 258, 321, 867, 1005); 

b. wenn der Gläubiger die Einrede zu beſeitigen in der Lage iſt: Einrede 
der Vorausklage § 771; die Einrede des Bürgen, daß dem Hauptſchuldner 
ein Anfechtungs⸗ oder Aufrechnungsrecht zuſtehe § 770: der Gläubiger 
kann den Hauptſchuldner belangen und dadurch Klarheit ſchaffen, ob von 
dem Anfechtungs⸗ bzw. Aufrechnungsrechte Gebrauch gemacht wird oder 
nicht. — Die Einreden des § 770 ſtehen auch dem Grundſtückseigen⸗ 
thümer und dem Verpfänder zu, § 1137, 1211; vgl. zu § 142 II und 
Vorbem. zu § 387; 

C. wenn die Einrede nicht die Klage, ſondern nur die Zwangsvollſtreckung 
hindert, fo die aufſchiebenden Einreden des Erben, §§ 2914, 2015; 

d. für den Pflichttheilsanſpruch giebt § 2332 Abſ. 3 eine dem § 202 Abſ. 2 
„entiprechende Regelung. 

8. Sonderregelung für den Gewährleiſtungsanſpruch SS 477 Abſ. 3, 

639; für den Anſpruch aus einem aufgebotenen Werthpapiere bei Zahlungs- 

ſperre §§ 802, 808. Hemmung der Verjährung von Anſprüchen gegen die 

Eiſenbahn aus Beförderung durch Anmeldung des Anſpruchs HGB. § 470. 


$ 203. 1. Der Gläubiger, welcher ſich gegenüber der Verjährungsein⸗ 
rede auf 8 203 beruft, hat darzuthun, 
a. daß und wie lange die Hinderungsgründe in den letzten ſechs Monaten 
beſtanden haben, — 
b. daß die Unterbrechung der Verjährung (YY 208 ff.) innerhalb der um 
dieſen Zeitraum verlängerten Verjährungsfriſt ſtattgefunden hat. 
wer, Söhere Gewalt ift nicht jeder Zufall, ſondern nur ein Hinderniß, 
velches in äußeren unabwendbaren Ereigniſſen ſeinen Grund hat (z. B. 
Feiheitsderaubung; Verkehrsunterbrechung durch Krieg; Ueberſchwemmung 
N ogl.; ſchwere Krankheit; Verzögerung der Gerichte bei Ertheilung des 
0 en ganrechts, bei Einrückung des Termins; vgl. die reiche Judikatur des RG. 
20 WilmowskiLevy zu CPO. § 211, RG. 48 409, JW. 1901 S. 8375, 83810. 
Ha die erforderliche Sorgfalt der Partei, die fih nicht auf regel und 
onungsmäßige Erledigung verlaſſen darf, ſondern mit der Möglichkeit von 
Bwiſchenfällen rechnen muß und darüber, daß pflichtwidriges Verhalten des 


2. Stillſtand der Rechts 
pflege 


Höhere Gewalt. 


3. Pietätsverhältniß. 


4. Bedeutung der Hem⸗ 
mung. 
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§ 204. Die Verjährung von Anſprüchen zwiſchen Ehegatten ift 
gehemmt, ſolange die Ehe beſteht. Das Gleiche gilt von Anſprüchen 
zwiſchen Eltern und Kindern während der Minderjährigkeit der 
Kinder und von Anſprüchen zwiſchen dem Vormund und dem Mündel 
während der Dauer des Vormundſchaftsverhältniſſes. 

§ 205. Der Zeitraum, während deffen die Verjährung gehemmt 
iſt, wird in die Verjährungsfriſt nicht eingerechnet. 


Bevollmächtigten kein unabwendbarer Zufall, vgl. RG. IW. 1901 S. 837°, 

Vgl. ferner Fd 701, 1996. 

3. Unkenntniß des Berechtigten über ſeinen Anſpruch iſt kein Hem⸗ 
mungsgrund. Vgl. indeß §§ 852, 2332 Abi. 1. 

4. Abweſenheit in Kriegsdienſten iſt beſonderer Regelung von Fall 
zu Fall vorbehalten (vgl. z. B. Bundesgeſetz vom 21. Juli 1870 (BGBl. S. 493). 

§ 204. 1. Ehegatten. Erfordert ift eine gültige Ehe. Wegen Geltend⸗ 
machung der Nichtigkeit und Anfechtbarkeit §§ 1329, 1341. Schutz des gut- 
gläubigen Ehegatten gegenüber dem bösgläubigen §§ 1345 ff. — Durch $ 204 
wird auch die Verjährung der einzelnen Unterhaltsraten gehemmt. Vgl. 
hierzu §§ 1360, 1613. 

2. Eltern und Kinder vgl. zu § 11 Note 1. — Das Beſtehen oder Nicht⸗ 
beſtehen der elterlichen Gewalt iſt für dieſe Vorſchrift bedeutungslos, ebenſo 
das Vorliegen einer Ermächtigung zum ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts oder zum Eingehen von Dienſt⸗ und Arbeitsverträgen ($$ 112 f.), 
auch wenn auf Grund ſolcher Ermächtigung etwa ein rechtsgeſchäftlicher Ver⸗ 
kehr zwiſchen dem Kinde und dem Gewalthaber eingetreten ift. — „Kin⸗ 
der“ ſind nur die unmittelbaren Abkömmlinge, nicht auch die Enkel. — 
Volljährig Erklärte § 3. — Auf uneheliche Kinder im Verhältniſſe zu ihrem 
Vater ift § 204 nicht zu beziehen. Vgl. $ 1589 Note 4, § 1711 Note 1. 

Vormund und Mündel. Vorausſetzung ift eine wirkſame Bor- 
mundſchaftsbeſtellung, vgl. § 1780. Unerheblich ih, ob der Anſpruch zu dem 

einem Mitvormunde beſtimmten Wirkungskreiſe gehört oder nicht, vgl. § 1797. 

Anwendbarkeit der Vorſchrift auf Pflegſchaft ergiebt § 1915 Abſ. 1. — Wegen 

der Fälle der §§ 112, 113 vgl. zu 2. 

4. Auf das Verhältniß der juriſtiſchen Perſon zu ihrem Vorſtand iſt 
die Vorſchrift nicht erſtreckt. 

§ 205. 1. Die Hemmung der Verjährung ift der Verjährungseinrede gegen: 
über als Replik geltend zu machen. Wegen der Beweislaſt vgl. zu § 203 Note 1. 

2. Die Berechnung der Verjährungsfriſt. 

a. Liegt der Hemmungsgrund zur Zeit des Beginns der Verjährungsfriſt 
vor, ſo iſt der Lauf der Verjährungsfriſt von dem Wegfalle des Hem⸗ 
5 ab zu rechnen. Für die Fälle der $$ 196, 197 vgl. § 201 
Satz 2. 

b. Tritt der Hemmungsgrund während der Verjährungsfriſt ein, fo ift 
der Verjährungsfriſt, von dem Zeitpunkt ihres — ohne Rückſicht auf 
die Hemmung ermittelten — Ablaufs, diejenige Anzahl von Tagen hin⸗ 
zuzurechnen, während welcher die Hemmung vorlag. 

3. Hemmung bei Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern §§ 425 Abſ. 2, 
429 Abſ. 3, 432 Abſ. 2; WO. Art. 80 ift durch Art. 8 Ziff. 2 EG. z. HGB. 
v. 10. Mai 1897 aufgehoben. — Wegen der dem Bürgen aus der Perſon des 
Hauptſchuldners zuſtehenden Einreden vgl. § 768. 

4. Während der Hemmung der Verjährung kann auch eine Unterbrechung 
u Verjährung ($$ 208 ff.) mit den weitergehenden Wirkungen des § 217 
eintreten. 

5. Ob Hemmung eines von mehreren konkurrirenden Anſprüchen auch die 
Hemmung der anderen Anſprüche bewirken ſoll, iſt Auslegungsfrage. Für 
die verſchiedenen Gewährleiſtungsanſprüche §§ 477 Abſ. 3, 639. 
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§ 206. Iſt eine geſchäftsunfähige oder in der Geſchäftsfähigkeit v. Syupfeif. 


beſchränkte Perſon ohne geſetzlichen Vertreter, ſo wird die gegen ſie 
laufende Verjährung nicht vor dem Ablaufe von ſechs Monaten nach 
dem Zeitpunkte vollendet, in welchem die Perſon unbeſchränkt ge⸗ 
ſchäftsfähig wird oder der Mangel der Vertretung aufhört. Iſt die 
Verjährungsfriſt kürzer als ſechs Monate, ſo tritt der für die Ver⸗ 
jährung beſtimmte Zeitraum an die Stelle der ſechs Monate. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, ſoweit eine in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Perſon prozeßfähig iſt. 

§ 207. Die Verjährung eines Anſpruchs, der zu einem Nach⸗ 
laſſe gehört oder ſich gegen einen Nachlaß richtet, wird nicht vor 
dem Ablaufe von ſechs Monaten nach dem Zeitpunkte vollendet, in 
welchem die Erbſchaft von dem Erben angenommen oder der Konkurs 
über den Nachlaß eröffnet wird oder von welchem an der Anſpruch 
von einem Vertreter oder gegen einen Vertreter geltend gemacht 
werden kann. Iſt die Verjährungsfriſt kürzer als ſechs Monate, ſo 
tritt der für die Verjährung beſtimmte Zeitraum an die Stelle der 
ſechs Monate. 


§ 206. 1. Geſchäftsunfähige und in der Geſchäftsfähigkeit 
Beſchränkte: §§ 104 (nicht 105 Abſ. 2), 106, 114. Hierzu gehören weder 
die juriſtiſchen Perſonen noch die gemäß §§ 1910 f. unter Pflegſchaft ſtehen⸗ 
den oder derſelben bedürftigen Perſonen. 

2. Geſchäftsunfähigkeit oder beſchränkte Geſchäftsfähigkeit 
des Vertreters: 

a. Elterliche Gewalt §§ 1676, 1686, 1678. 
b. Vormundſchaft §§ 1885, 1780. 

Im Uebrigen wegen geſetzlicher Vertretung Titelvorb. vor § 164 Note CT. 

3. Die Schutzfriſt wird von dem Zeitpunkte des Fortfalls des Ver⸗ 
tretungsmangels ab gemäß §§ 187 Abſ. 1 (Abſ. 2 S. 2), 188 gerechnet. Sie 
iſt Theil der hinausgeſchobenen Verjährungsfriſt. Treten nach ihrem Beginne 
wiederum die Vorausſetzungen des § 206 ein, jo läuft nach Behebung des 
Mangels eine neue Schutzfriſt. 

4. Inſoweit der geſetzliche Vertreter von der Vertretung kraft Geſetzes aus⸗ 
geſchloſſen ift (vgl. § 181 und daſelbſt Note VII), liegt der Fall mangelnder 
Vertretung im Sinne des § 206 vor. — a € 

5. (Abſ. 2.) Prozeßfähigkeit einer in der Geſchäftsfahigkeit beſchränkten 
Perſon vgl. §§ 112, 113 CPD. § 52. eg s 

6. Anſprüche gegen Geſchäftsunfähige und in der G. Be⸗ 
ſchränkte werden durch § 206 nicht betroffen. Der Gläubiger kann Be⸗ 
ſtellung eines beſonderen Vertreters gemäß 8 57 SPD. erwirten. 

7. Keine Erſitzung gegen den Nichtgeſchäftsfähigen, ſolange die Ver⸗ 
ahrung des Eigenthumsanſpruchs ſich gemäß § 206 nicht vollenden kann. 

8. Schutzfriſt für den Anſpruch einer Perſon auf Herausgabe des Ver⸗ 
mögens, deren Tod mit oder ohne Todeserklärung zu Unrecht angenommen 
worden ift, § 2031 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2. 


§ 207. 1. Die Vorſchrift bezieht fih auf Aktiva und Paſſtva des Nad- 
laſſes. Nachlaßverbindlichkeiten § 1967 ff. r à 

2. Die Thatſachen, welche die Schutzfriſt des $ 207 in Lauf ſetzen, ſind: 
a. Annahme der Erbſchaft $$ 1943 ff., Anfechtbarkeit §§ 1954 ff., 142; 
b. Eröffnung des Nachlaßkonkurſes KO. §§ 214 ff.; 
€. Beſtellung eines Nachlaßpflegers SS 1960 ff.: 
d. Anordnung einer Nachlaßverwaltung $$ 1975 ff, 1981; 


1. Bertretungsbebürftige 
ohne Vertreter. 


2. Nachlaßanſprüche und 
Verbindlichkeiten. 


VI. Unterbrechung der 
Verjährung. 

1. Unterbrechungsgründe. 
a. Anerkenntniß. 


b. Gerichtliche 
Jeltendmachung. 


Ju 85 209 220. 
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208. Die Verjährung wird unterbrochen, wenn der Ver⸗ 
pflichtete dem Berechtigten gegenüber den Anſpruch durch Abſchlag⸗ 
zahlung, Zinszahlung, Sicherheitsleiſtung oder in anderer Weiſe an⸗ 
erkennt. 

§ 209. Die Verjährung wird unterbrochen, wenn der Berechtigte 
auf Befriedigung oder auf Feſtſtellung des Anſpruchs, auf Ertheilung 
der Vollſtreckungsklauſel oder auf Erlaſſung des Vollſtreckungsurtheils 
Klage erhebt. 

Der Erhebung der Klage ſtehen gleich: 

1. die Zuſtellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren; 

2. die Anmeldung des Anſpruchs im Konkurſe; 

3. die Geltendmachung der Aufrechnung des Anſpruchs im Prozeſſe; 

4. die Streitverkündung in dem Prozeſſe, von deſſen Ausgange 

der Anſpruch abhängt; 

5. die Vornahme einer Vollſtreckungshandlung und, ſoweit die 

Zwangsvollſtreckung den Gerichten oder anderen Behörden gu- 

gewieſen ift, die Stellung des Antrags auf Zwangsvollſtreckung. 


e. Annahme des Amtes durch den Teſtamentsvollſtrecker, ſoweit dieſer zur 
Prozeßführung aktiv bzw. paſſiv legitimirt ift §§ 2212 f. 

3. Wenn die zur Geltendmachung der Anſprüche für und gegen den Nach⸗ 
laß in § 207 vorausgeſetzte Vertretung nicht während der ganzen ſechs Mo⸗ 
nate andauert, ſo wird auch die Vollendung der Verjährung wieder aus⸗ 
geſchloſſen. Mit dem erneuten Eintritt eines die Schutzfriſt in Lauf 
bringenden Umſtandes, beginnt eine ſolche wiederum von Neuem zu laufen. 

4. Sonderregelung zu Gunſten des feine Todeserklärung Ueberleben⸗ 
den oder zu Unrecht für todt Erachteten § 2031 Abſ. 1 Satz 2. 

5. Keine Erſitzung gegen den Nachlaß, ſolange gemäß § 207 die Ver⸗ 
jährung des dem Nachlaſſe zuſtehenden Eigenthumsanſpruches ſich nicht voll⸗ 
enden kann. 

§ 208. 1. Zur Anerkennung im Sinne des $ 208 bedarf es weder 
eines Anerkennungsvertrags noch auch einer auf Unterbrechung der Verjährung 
gerichteten rechtsgeſchäftlichen Willenserklärung, vielmehr genügt „jede aus⸗ 
drückliche oder ſtillſchweigende dem Berechtigten gegenüber erfolgende Kund: 
gebung, aus welcher die Ueberzeugung des Verpflichteten von dem Beſtehen 
des Anſpruchs erhellt.“ (Denkſchr., vgl. auch RG. 15 180 f.) Auf die Fähigkeit 
zur Vornahme dieſer Rechtshandlung finden die Vorſchriften über Rechts⸗ 
geſchäfte entſprechende Anwendung. Vertretung auf beiden Seiten nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Die §§ 164 ff. find entſprechend anwendbar. Eine in die 
Handlungsbücher aufgenommene Buchung iſt ebenſowenig geeignet die Ver⸗ 
jährung zu unterbrechen, wie die etwa bei Auseinanderſetzung einer Gemein⸗ 
ſchaft unter den Theilhabern erfolgte Feſtſtellung der Fortdauer einer Ver⸗ 
bindlichkeit. Nicht erforderlich iſt Anerkennung der Schuld ihrer Höhe 
nach. — Nach Vollendung der Verjährung kommt nicht mehr Anerkennung 
aus § 208, ſondern Verzicht auf die Einrede der Verjährung ($ 222) in Be⸗ 
tracht. Vertragsmäßiges Anerkenntniß vgl. §§ 222 Abſ. 2, 781. 

2. Die Beweislaſt für die Vorausſetzungen der Anerkennung erſtreckt 
ſich auch darauf, daß der Zahlung das Moment der Schuldanerkennung 
in Anſehung des Reſtes innewohnte, bzw. daß als Abſchlag gezahlt wurde 
(Str A. 31 325). 

3. Wirkung der Unterbrechung § 217. Die neue Verjährung beginnt ſo⸗ 
fort zu laufen. 


Gerichtliche Geltendmachung vor den ordentlichen Gerichten §§ 209 
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bis 216; Geltendmachung vor einem Schiedsgericht, einem beſonderen Ge⸗ 

richte, Verwaltungsgericht oder einer Verwaltungsbehörde § 220. Anderweite 

Geltendmachung unterbricht nicht, inſonderheit nicht z. B. der Antrag auf 

Zuerkennung einer Buße, StPO. 8 443 ff., die einredeweiſe Geltendmachung, 

bie Zuftellung einer Mahnung durch den Gerichtsvollzieher 2c. BaL indek 

den Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung bezüglich der nicht nach der CPO. 

zu erledigenden Rechtsſtreitigkeiten EG. Art. 152. 

209. I. Erhebung der Klage. r 

? Ueber die 99 und den Zeitpunkt des Eintritts der Rechts⸗ 
hängigkeit vgl. CPO. §§ 253 ff., 499, 500, 510 Abſ. 2, 696, 207; der Wiber- 
klage CPO. § 281. — Klage auf Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel CPO. 
§ 731; auf Erlaſſung des Bollſtreckungsurtheils CPO. 88 722, 1042. Klage⸗ 
erhebung bei einem unzuſtändigen Gerichte vgl. § 212. 

2. Verſtöße gegen die Mußvorſchrift des § 253 Abſ. 2 CVD. nehmen der 
Klagezuſtellung ihre unterbrechende Wirkung, unbeſchadet der Möglichkeit der 
Heilung des Mangels Ueber dieſe Heilung und den Zeitpunkt der Klage⸗ 
. in dieſen Fällen vgl. Wilmowski⸗Levy zu § 230 CVO. (a. F.). 

Die Klage eines Nichtberechtigten hat keine unterbrechende Wirkung. 
Die für den Berechtigten durch einen nicht legitimirten Vertreter bewirkte 
Klageerhebung unterbricht die Verjährung, wenn nach prozeſſualen Grund⸗ 
fügen (nal. CPO. § 89) das Verfahren für den Berechtigten wirkſam wird. 

4. Die Erhebung einer Theilklage unterbricht die Verjährung nur in An⸗ 
ſehung des rechtshängig gemachten Theiles, nicht in Anſehung des ganzen 
Anſpruchs, vgl. RS. 39 219. 

5. Einredeweiſe Geltendmachung unterbricht nicht. 

6. Keine Unterbrechung durch die negative Feſtſtellungsklage des Schuld⸗ 
ners RG. 39 219. 

Der Klageerhebun gleichſtehende Handlungen. 

u Mahnverfahren PO. 5$ 688, 693; BGB. 88 213, 217. Auch bei 

Wechſelanſprüchen bewirkt die Zuſtellung des Zahlungsbefehls Unterbrechung 

der Verjährung. Art 80 d. WO. ift durch Art. 8 Ziff. 2 EG. z. HGB. aufge- 

hoben, vgl. RG. 14 31. 

Anmeldung im Konkurſe KD. §§ 139 ff.; RG. 39 37 ff.; BGB. 
$$ 214, 217. Die Unterbrechung tritt ſowohl gegenüber der Konkursmaſſe 
als auch gegenüber dem Schuldner ein. — Die Anmeldung von Anſprüchen, 
welche im Konkursverfahren nicht geltend gemacht werden können (KO. 
$ 63), hat keine unterbrechende Wirkung. 

Geltendmachung der Aufrechnung im Prozeſſe. 

a. Die Geltendmachung der Aufrechnung im Prozeß unterbricht die Ver⸗ 
jährung auch dann, wenn die materiellen Vorausſetzungen der Aufrech⸗ 
nung (vgl. §§ 387, 393 ff.) nicht vorliegen. 

b. Häufig wird es fid) hier um eine fog. eventuelle Aufrechnung handeln, 

vgl. zu § 388 Note 3. 

Die Geltendmachung kann — abgeſehen von dem Falle CPO. § 767 — 

gur in der mündlichen Verhandlung erfolgen, CPO. §8 128, 278, 281. 

Beweisſicherung durch Protokollirung oder Anlage zum Protokolle, CRD. 

$$ 160, 509, zweckmäßig. Wegen der Aufrechnungserklarung durch den 

Prozeß bevollmächtigten oder gegenüber demſelben vgl. Titelvorb. vor 

L: 164 Note BIla und § 388 Note 5. 

Dei cheltendmachung der Aufrechnung in Anſehung eines T heilbetrags 
titt die Unterbrechung nur in Anſehung des betroffenen Betrags, nicht 
in Anſehung der ganzen Forderung ein. Vgl. § 209 Note J. 4. 

è Die Aufrechnung außerhalb des Prozeſſes kann keine die Ver⸗ 

g Üührung unterbrechende Wirkung haben. Vgl. auch § 390. 

: ier Dauer und Wirkung der Unterbrechung vgl. 88 215, 217. 

A Streit erkündung in dem Prozeſſe, von deſſen Ausgange der An⸗ 

a prud abhängt (CPO. §§ 72 f.). 

Es kommen (vgl. CPO. $ 72) nur die Anſprüche auf Gewährleiſtung 
$, Neumann, Handausgabe des BOB. I. 8. Aufl. 13 


Pe 


§§ 209—220. 


§ 209. 


Borentſcheidung 

einer Behörde. Be⸗ 
ſtimmung des zu⸗ 
ſtändigen Gerichts. 
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§ 210. Hängt die Zuläſſigkeit des Rechtswegs von der Vor⸗ 
entſcheidung einer Behörde ab oder hat die Beſtimmung des zu⸗ 
ſtändigen Gerichts durch ein höheres Gericht zu erfolgen, ſo wird 
die Verjährung durch die Einreichung des Geſuchs an die Behörde 
oder das höhere Gericht in gleicher Weiſe wie durch Klagerhebung 
unterbrochen, wenn die Klage binnen drei Monaten nach der Er⸗ 
ledigung des Geſuchs erhoben wird. Auf dieſe Friſt finden die 
Vorſchriften der 88 203, 206, 207 entſprechende Anwendung. 


oder Schadloshaltung des Streitverkünders in Betracht (Mot. zu § 170 E. 
I. Nr. IV). Anwendungsfälle z. B. 88 434, 839 Abſ. 1 S. 2. — In der 
Sonderovorſchrift des § 478 hängt der Anſpruch nicht von dem Ausgange 
des Hauptprozeſſes ab. 

b. Der Wechſelgläubiger, welcher gegen einen Wechſelverpflichteten klagt, 
kann die Verjährung ſeiner A gegen die anderen Wechſel⸗ 
verpflichteten durch Streitverkündung nicht unterbrechen; ebenſowenig 
können Ausſteller und Indoſſanten, welche verklagt ſind, die Verjährung 
ihres Anſpruchs gegen den Akzeptanten durch eine dieſem gegenüber er⸗ 
folgte Streitverkündung unterbrechen, wohl hingegen kann ie Verjäh⸗ 
rung des dem verklagten Indoſſanten gegen Ausſteller und ſonſtige Vor⸗ 
männer zuſtehenden Wechſelregreßanſpruchs durch Streitverkündung unter⸗ 
brochen werden. Bal. Goldmann⸗Lilienthal 2. Aufl. I S. 262. 

e Der Zeitpunkt der Unterbrechung wird durch die Zuſtellung der Streit⸗ 


theilung derſelben, die Zuſtellung des Vollſtreckungstitels, die Beauftra⸗ 
gung des Gerichtsvollziehers, wohl aber die a (CPO. § 845), 
ſofern die Pfändung rechtzeitig erfolgt. — Klage auf Ertheilung der 
Vollſtreckungsklauſel unterbricht nach Abſ. 1 


des Antrags § 216 Abi. 2. 
c Dauer, Wegfall und Wirkung der Unterbrechung §§ 216, 217. d 

III. Sonderregelung: Verjährungsunterbrechung durch Antrag auf Siche⸗ 
rung des Beweiſes (CPO. 88 485 ff., 488) bei Gewährleiſtungsanſprüchen 
wegen Mängel der Sache oder des Werkes §§ 477 Abſ. 2, 493, 639. 

IV. Keine unterbrechende Wirkung og insbefonbere: 

1. die Ladung zum Sühnetermine CPO. 5 510 (für Eheſcheibung vgl. 
§ 1571); 

2. die Zuſtellung einer Erklärung oder Mahnung durch Vermittlung des 
Gerichtsvollziehers, vgl. $ 132. 


8 210. 1. Nothwendigkeit der Vorentſcheidung einer Behörde 
Wegen der in Betracht kommenden Fälle vgl. Wilmowski⸗Levy zu § 139 
CPO. Note 2. 

2. Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts CPO. § 36. 

3. Die dreimonatige Ausſchlußfriſt wird berechnet gemäß $$ 187 
Abf. 1, 188 Ab}. 2. Erledigt ift das Geſuch, wenn eine endgültige Entſchei⸗ 
dung auf daſſelbe erfolgt und in der für das bezügliche Verfahren ve 
schriebenen Art dem Betheiligten bekannt gemacht oder zugeſtellt iit. — Bel 
Gewährleiſtungsanſprüchen wegen Viehmängel beträgt die Ausſchlußfriſt 
6 Wochen, § 490. 
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211. Die Unterbrechung durch Klagerhebung dauert fort, bis 2. Dauer und Wegfal 

i rechtskräftig entſchieden oder anderweit erledigt ift. 2 

Geräth der Prozeß in Folge einer Vereinbarung oder dadurch, 4 Prosekitilitand. 
daß er nicht betrieben wird, in Stillſtand, ſo endigt die Unter⸗ 
brechung mit der letzten Prozeßhandlung der Parteien oder des Ge- 
richts. Die nach der Beendigung der Unterbrechung beginnende neue 
Verjährung wird dadurch, daß eine der Parteien den Prozeß weiter 
betreibt, in gleicher Weiſe wie durch Klagerhebung unterbrochen. 


§ 211. 1. Die Vorſchrift des § 211 ift erheblich für § 217; bei Klage⸗ 
zurücknahme und Klageabweiſung durch ein nicht in der Sache ſelbſt ent⸗ 
ſcheidendes Urtheil § 212. ý 

2. Rechtskräftige Entſcheidung (vgl. auch § 212). 

a. Entſcheidungen, welche den Prozeß erledigen, ſind auch die auf Grund 
eines Verzichts (CRD. § 306), eines Anerkenntniſſes (CPO. § 307) der 
Verſaäumniß (CRD. §§ 330 ff.) ergehenden Urtheile. Bei Erlaſſung eines 
oder mehrerer Theilurtheile (CPO. $ 301) iſt hinſichtlich jedes darin 
entſchiedenen Theiles § 211 Abſ. 1 ſelbſtändig anwendbar. Das bedingte 
Endurtheil fällt nicht unter § 211 Abſ. 1, vgl. Note 4 a. 

b. Rechtskraft: CPO. SS 322, 705. — Unter Vorbehalt ergangenes Ur⸗ 
theil § 219. Fällt die Rechtskraft durch Wiedereinſetzung gegen die Ver⸗ 
ſäumung einer Nothfriſt oder in Folge der Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens (SPD. §§ 233 ff., 578 ff.) wieder fort, fo kann die inzwiſchen 
abgelaufene Zeit nicht in die neue Verjährungsfriſt eingerechnet werden. 

3. Prozeß vergleich. 

„Anderweite Erledigung des Prozeſſes ſteht insbeſondere in Frage bei 

einem den Prozeß erledigenden, vor dem Prozeßgericht oder deſſen gericht⸗ 

lichen Organen (beauftragten oder erſuchten Richter) abgeſchloſſenen Ver- 
gleiche. Bei einem außerhalb des Prozeſſes abgeſchloſſenen Vergleiche wird 
eine Beendigung erſt durch eine von den Parteien erfolgende Anzeige zu 

den Prozeßakten herbeigeführt. Vgl. Wilmowski⸗Levy Note 3 zu § 146 

SO. a. F. — Ob im Falle des Vergleichs die neue Verjährungsfriſt die 

dreißigjährige oder die für den bisherigen Anſpruch geltende iſt, hängt da⸗ 

don ab, ob die Auslegung des Vergleichs Novation ergiebt oder nicht. Bal. 

Abſchnittvorb. vor § 362 Nr. 6. — Verzicht und Anerkenntniß erledigen den 

Prozeß nicht, da noch ein Urtheil verlangt werden kann (CBO. §§ 306, 

307); wird foldes nicht verlaugt, fo tritt Stillſtand des Prozeſſes ein (Abſ. 2). 

„ Stillſtand des Prozeſſes (Abſ. 2). : 

a. Der Stillſtand tritt ein, wenn die zum Fortbetriebe des Prozeſſes 
nach der CRD. erforderlichen Prozeßhandlungen (3. B. Ladung, nicht 
bloß Zuſtellung eines vorbereitenden Schriftſatzes) nicht vorgenommen 
werden. Die Unterbrechung der Verjährung wird nur beendigt durch 
einen Stillſtand, welcher durch Parteivereinbarung (CPO. § 251) oder 
durch Nichtbetreiben ſeitens der Parteien verurſacht ift, 3. B. auch, wenn 
das Verfahren nach rechtskräftiger Vorabentſcheidung über den Grund 
des Anſpruchs durch Zwiſchenurtheil (CPO. § 304) oder die Läuterung 
des bedingten Endurtheils oder das Nachverfahren nach Vorbehaltsurtheil 
nicht betrieben wird. Ein anderweit 3. B. durch Nichterledigung der Be: 
weisaufnahme ſeitens des Gerichts (CPO. SS 355 ff.) verurſachter Still⸗ 
ſtand beendet die Unterbrechung nicht. Bei Unterbrechung und Aus⸗ 
letzung des Verfahrens (CPO. SS 239 ff., 65, 148, 149; EG. z. CHO. 
X 15 Nr. 1; Preuß. Gef. v. 1. Auguft 1879/22. Mai 1902 über den Rom- 
petenzkonflikt! kann Nichtbetrieb ſeitens der Parteien erſt in Frage 
kommen, wenn entweder die Unterbrechung oder Ausſetzung ihren End- 
punkt erreicht hat (vgl. z. B. CPO. $$ 239, 244) oder wenn wenigſtens 
die rechtliche Möglichkeit, das Verfahren aufzunehmen, gegeben ift. z 


83. Zurücknabme der 
Klage, Abweiſun 
ohne Sachurthei 


d. Mahnverfahren. 
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$ 212. Die Unterbrechung durch Klagerhebung gilt als nicht 


? erfolgt, wenn die Klage zurückgenommen oder durch ein nicht in der 


Sache ſelbſt entſcheidendes Urtheil rechtskräftig abgewieſen wird. 

Erhebt der Berechtigte binnen ſechs Monaten von neuem Klage, 
ſo gilt die Verjährung als durch die Erhebung der erſten Klage 
unterbrochen. Auf dieſe Friſt finden die Vorſchriften der § 203, 
206, 207 entſprechende Anwendung. 

§ 213. Die Unterbrechung durch Zuſtellung eines Zahlungs⸗ 
befehls im Mahnverfahren gilt als nicht erfolgt, wenn die Wirkungen 
der Rechtshängigkeit erlöſchen. 


b. Der Stillſtand bewirkt Endigung der Unterbrechung und Beginn des 
neuen Friſtlaufs, § 217. — Sit die letzte Prozeßhandlung die Setzung 
einer Friſt durch das Gericht, ſo endigt die Unterbrechung mit dem Be⸗ 
ſchluſſe. nicht mit dem letzten Tage der Friſt. Dies iſt beſonders ein⸗ 
ſchneidend für die kurzen Verjährungsfriſten, z. B. von 6 Wochen § 490, 
und 3 Monate HOV. § 61. 

. Die Unterbrechung der neuen Verjährung tritt nur ein, wenn eine der 
Parteien, alſo auch der Schuldner, durch Vornahme einer zum Fort⸗ 
betriebe des Prozeſſes geeignete Prozeßhandlung (vgl. zu a) den Prozeß 
weiter betreibt. Einer Thätigkeit des Gerichts kommt dieſe unterbrechende 
Wirkung nicht zu. 

8 212. 1. Klagezurücknahme SPD. §§ 271, 113. 

5. Abweiſung durch ein nicht in der Sache ſelbſt entſcheiden⸗ 
des Urtheil, ſog. Abweiſung angebrachtermaßen; insbeſondere Abweiſung 
wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts; wegen Unzuläſſigkeit der gewählten 
Prozeßaxt; wegen fehlender Prozeßvorausſetzungen (Mängel der Klageſchrift; 
unzuläffige Klagenverbindung; Mangel der Prozeßfähigkeit, der geſetzlichen 
Vertretung, Vollmacht); Abweiſung der Feſtſtellungsklage oder der Klage 
aus CPO. § 259 wegen Mangels des rechtlichen Intereſſes oder der die 
vorzeitige Einklagung begründenden Beſorgniß. — Abweiſung wegen unzu⸗ 
läſſiger Klageänderung iſt Sachurtheil; der eingeklagte Anſpruch wird abge⸗ 
mieſen, der mittelſt Klageänderung vorgebrachte Anſpruch iſt nicht rechts⸗ 
hängig geworden, die gegen ihn laufende Verjährung durch die abgewieſene 
Klage nicht unterbrochen. 1 

3. Die Ausſchlußfriſt des Abſ. 2 läuft von der Zurücknahme bzw. 
von der Rechtskraft des abweiſenden Urtheils ab. Berechnung nach $ 188 
in Verbindung mit § 187 Abſ. 1 oder, wenn es ſich um Ablauf der Noth⸗ 
friſt handelt, mit $ 187 Ab. 2. a 

4. Sonderregelung: Bei Anſprüchen wegen Viehmängel tritt an Stelle 
der Friſt von ſechs Monaten eine ſolche von ſechs Wochen, § 490. Iſt ſonſt 
der Anſpruch einer kürzeren als ſechsmonatigen Verjährung unterworfen 
(3. B. HGB. $ 61 drei Monate), jo bewendet es mangels anderweiter Beſtim⸗ 
mung bei § 212 Abſ. 2. s 

5. Auch bei wiederholten Vorliegen eines der Thatbeſtände des § 212 
findet die Unterbrechung der Verjährung ſtatt. Gegen eine mißbräuchliche 
Wiederholung der Klagezurücknahme oder der Erhebung von Klagen, die 
ohne Sachentſcheidung abzuweiſen find, fol die Koſtenlaſt ſchützen. 

8 213. I. Erlöſchen der Rechtshängigkeit findet ſtatt 

i, wenn für die Klage das Landgericht zuſtändig ift, 

a. durch Verſäumung rechtzeitiger Klageerhebung, wenn Widerſpruch erhoben 
it CPO. § 697, oder der gegen den Vollſtreckungsbefehl erhobene Ein⸗ 
ſpruch durch das Amtsgericht rechtskräftig für zuläſſig erklärt ift CPO. 


§ 700; 
b. durch Unterlaſſung rechtzeitigen Geſuchs um Erlaſſung des Vollſtreckungs⸗ 
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§ 214. Die Unterbrechung durch Anmeldung im Konkurſe dauert 
fort, bis der Konkurs beendigt ift. 

Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn die Anmeldung 
zurückgenommen wird. 

Wird bei der Beendigung des Konkurſes für eine Forderung, die 
in Folge eines bei der Prüfung erhobenen Widerſpruchs in Prozeß 
befangen iſt, ein Betrag zurückbehalten, ſo dauert die Unterbrechung 
auch nach der Beendigung des Konkurſes fort; das Ende der Unter⸗ 
brechung beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des § 211. 

8 215. Die Unterbrechung durch Geltendmachung der Auf⸗ 
rechnung im Prozeß oder durch Streitverkündung dauert fort, bis 
der Prozeß rechtskräftig entſchieden oder anderweit erledigt iſt; die 
Vorſchriften des § 211 Abſ. 2 finden Anwendung. 

Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn nicht binnen ſechs 
Monaten nach der Beendigung des Prozeſſes Klage auf Befriedigung 
oder Feſtſtellung des Anſpruchs erhoben wird. Auf dieſe Friſt finden 
die Vorſchriften der $$ 203, 206, 207 entſprechende Anwendung. 


befehls oder durch rechtskräftige Zurückweiſung des Geſuchs, wenn Wider⸗ 

ſpruch nicht erhoben ift, CPO. § 701. 

2. wenn für die Klage das Amtsgericht zuſtändig iſt, nur wenn 
Widerſpruch nicht erhoben iſt und das Geſuch um Erlaſſung des Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls nicht rechtzeitig erfolgt oder zurückgewieſen wird (CPO. 
3 700. ft Widerſpruch gegen den Zahlungsbefehl bzw. Einſpruch gegen 
den Vollſtreckungsbefehl rechtzeitig erfolgt, ſo gilt der Zahlungsbefehl als 
Klage, CPO. §§ 696, 700. Es finden deshalb §§ 211 f. Anwendung. 

II. Dauer der Unterbrechung. Mit der Zuſtellung des Zahlungsbefehls 
tritt kein längere Zeit fortdauernder Unterbrechungszuſtand (wie in §§ 211, 
214, 215) ein, ſondern es beginnt ſofort mit der Zuſtellung trotz der gleich⸗ 
zeitig vorhandenen Rechtshängigkeit die neue Verjährung, § 217. Dies 
iſt beſonders zu beachten bei den ganz kurzen Verjährungs⸗ 
friſten, z. B. von 3 Monaten (SGB. § 61), wenn es fiğ um einen vor dem 
Landgerichte zu verfolgenden Anſpruch handelt. Die Verjährung tritt hier 
3 Monate nach Zuſtellung des Zahlungsbefehls ein, wenn nicht inzwiſchen 
i 3 Unterbrechung oder Hemmung der Verjährung eingetreten 
iſt, . 39 59. 

Für die vor den Amtsgerichten zu verfolgenden Anſprüche vgl. zu I. 2. 


§ 214. 1. unterbrechung durch Anmeldung im Konkurſe $ 209 Nr. 2. 

2. Beendigung des Konkurſes KO. $$ 163, 190, 202, 204. Die Aufhebung 
des Eröffnungsbeſchluſſes (KO. §§ 109, 116) muß für die Verjährungsunter⸗ 
brechung auch als Beendigung des Konkurſes i. S. des $ 214 gelten. 

3. Die Unterbrechung dauert ſelbſt dann bis zur Beendigung des Kon⸗ 
kurſes, wenn durch Prozeß des Gläubigers mit dem Beſtreitenden der er⸗ 
hobene Widerſpruch für begründet erklärt ift, KO. § 146. 

4. Abſ. 3 betrifft den Fall des § 168 Nr. 1 KO. 


. 215. 1. Vgl. zu § 209 Nr. 3 u. 4. Der Unterbrechungszuſtand wird 
insbeſondere nicht durch ein die Aufrechnung ablehnendes Zwiſchenurtheil 
oder durch Verweiſung zu beſonderem Verfahren beendigt. 

y 2. (Abs. 2.) Wer ſich auf die Unterbrechung beruft, muß die Rechtzeitig⸗ 
eit der Klageerhebung nachweiſen. An die Stelle der ſechsmonatigen Aus- 
ſchlußfriſt tritt bei Anſprüchen wegen Viehmängel eine ſechswöchige, § 490; 
ogl. übrigens § 212 Note 4. 


c. Anmeldung im 
Konkurſe. 


d. Aufrechnung und 
Streitverkündung. 
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e. Bwangsvoll- § 216. Die Unterbrechung durch Vornahme einer Vollſtreckungs⸗ 
N handlung gilt als nicht erfolgt, wenn die Vollſtreckungsmaßregel auf 
Antrag des Berechtigten oder wegen Mangels der geſetzlichen Vor⸗ 

ausſetzungen aufgehoben wird. 

Die Unterbrechung durch Stellung des Antrags auf Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gilt als nicht erfolgt, wenn dem Antrage nicht ſtattgegeben 
oder der Antrag vor der Vornahme der Vollſtreckungshandlung zurück⸗ 
genommen oder die erwirkte Vollſtreckungsmaßregel nach Abſ. 1 auf⸗ 
gehoben wird. 

3. Bedeutungber Untere § 217. Wird die Verjährung unterbrochen, jo kommt die bis 
n zur Unterbrechung verſtrichene Zeit nicht in Betracht, eine neue 
Verjährung kann erſt nach der Beendigung der Unterbrechung be⸗ 
ginnen. 
VIL. Redtoträftig feftge- § 218. Ein rechtskräftig feſtgeſtellter Anſpruch verjährt in dreißig 
fehe Anforde. Jahren, auch wenn er an fih einer kürzeren Verjährung unterliegt. 
Das Gleiche gilt von dem Anſpruch aus einem vollſtreckbaren Ver⸗ 
gleich oder einer vollſtreckbaren Urkunde ſowie von einem Anſpruche, 
welcher durch die im Konkurs erfolgte Feſtſtellung vollſtreckbar ge⸗ 
worden iſt. 

Soweit ſich die Feſtſtellung auf regelmäßig wiederkehrende, erſt 
künftig fällig werdende Leiſtungen bezieht, bewendet es bei der 
kürzeren Verjährungsfriſt. 


& 216. 1. Vgl. § 209 Nr. 5. 

3. Dauer der Unterbrechung: Die in $ 216 behandelten Unterbrechungs⸗ 
thatbeſtände begründen keinen Unterbrechungszuſtand, vielmehr läuft die neue 
Verjährungsfriſt ſofort von Neuem, § 217. 

3. Aufhebung wegen Mangels der geſetzlichen Vorausſetzungen, CPD. 
88 732, 766 Abſ. 1. — Nicht hierher gehört Aufhebung auf Grund einer 
Widerſpruchsklage aus SS 771 ff., 781 ff. 

§ 217. 1. Der Lauf der neuen Verjährung beginnt 
a. im Momente des Eintritts der Unterbrechungsthatſache in den Fällen 

der §§ 208, 213, 216; 
b. nach Beendigung des Unterbrechungszuſtandes in den Fallen der $S 211, 
214, 215. 
Eine Hinausſchiebung des Friſtbeginns auf das Jahresende (§§ 196, 
197, 201) findet nicht ſtatt. 

2. Auf die neue Verjährungsfriſt finden die gleichen Vorſchriften wie für 
die urſprüngliche Verjährungsfriſt Anwendung; bei rechtskräftig feſtgeſtellten 
Anſprüchen § 218; bei Vergleich § 211 Note 3. 

§ 218. 1. (Abſ. 1 Satz 1). Rechtskräftig feſtgeſtellte Anſprüche. 
a. Das rechtskräftige Urtheil (CPO. § 705) auf Leiſtung oder auf Feſt⸗ 

ſtellung; nicht das rechtskräftige Zwiſchenurtheil über den Grund des 
Anſpruchs (CPO. § 304). Vgl. zu § 211 Note 4a u. Wilmowski⸗Levy zu 
dem früheren § 276 CPO. Note 3; 
b. % e welche dem Einſpruche nicht mehr unterliegen, CPO. 
e. Anſprüche aus einem nicht mehr anfechtbaren Beſchluſſe CRD. § 794 Nr. 3; 
d. Vgl. auch StPO. § 122 Abi. 3 (verfallene Sicherheit). 

2. (Abſ. 1 Satz 2.) Gleichgeſtellte Anſprüche: 

a. Vollſtreckbarer Vergleich CPO. § 794 3. 1, 2, § 801. — Pr. Schieds⸗ 
mann. v. 29. März 1879 (GS. S. 321) § 32. 
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§ 219. Als rechtskräftige Entſcheidung im Sinne des § 211 
Ab). 1 und des § 218 Abſ. 1 gilt auch ein unter Vorbehalt er- 
gangenes rechtskräftiges Urtheil. 4 
$ 220. Iſt der Anſpruch vor einem Schiedsgericht oder einem vim Außerhalb des ordent- 
beſonderen Gerichte, vor einem Verwaltungsgericht oder einer Ver⸗ Nen eee 
waltungsbehörde geltend zu machen, ſo finden die Vorſchriften der 
§§ 209 bis 213, 215, 216, 218, 219 entſprechende Anwendung. 
Sind in dem Schiedsvertrage die Schiedsrichter nicht ernannt 
oder iſt die Ernennung eines Schiedsrichters aus einem anderen 
Grunde erforderlich oder kann das Schiedsgericht erſt nach der Er⸗ 
füllung einer ſonſtigen Vorausſetzung angerufen werden, ſo wird die 
Verjährung ſchon dadurch unterbrochen, daß der Berechtigte das zur 
Erledigung der Sache ſeinerſeits Erforderliche vornimmt. 
§ 221. Gelangt eine Sache, in Anſehung deren ein dinglicher 1X. Beithzeit des Rechts. 
Anſpruch beſteht, durch Rechtsnachfolge in den Beſitz eines Dritten, ee 
ſo kommt die wahrend des Beſitzes des Rechtsvorgängers verſtrichene 
Verjährungszeit dem Rechtsnachfolger zu Statten. 
§ 222. Nach der Vollendung der Verjährung ift der Verpflichtete X. Wirtung der Derjäp- 
berechtigt, die Leiſtung zu verweigern. 1. Einrebeb. Verjährung. 


b. Vollſtreckbare Urkunde CPO. $ 794 3. 5, 801. 

e. Im Konkurs erfolgte Feſtſtellung KO. §§ 164 Abſ. 2, 194, 206 Abſ. 2. 
d. Vgl. auch § 220. 

1 2.) Wiederkehrende zukünftige Leiſtungen vgl. CPO. 


219. 1. Urtheile unter Vorbehalt CPO. § 145, 303, 529; 540 f.; 599. 

Auf die Fortſetzung des Prozeſſes nach Rechtskraft des Vorbehalts⸗ 
urtheils (§ 211 Abſ. 1) findet § 211 Abſ. 2 S. 2 Anwendung. 

§ 220. 1. Die zur entſprechenden Anwendung gelangenden Vorſchriften 
betreffen die Unterbrechung der Verjährung durch Klageerhebung ($$ 209 bis 
212), durch Zuſtellung eines Zahlungsbefehls (§ 213), durch Geltendmachung 
der Aufrechnung oder durch Streitverkündung ($ 215), durch Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungshandlungen (§ 216). §§ 218 u. 219 behandeln die Friſt für die 
neue Verjährung bei rechtskräftiger Feſtſtellung zc. des Anſpruchs. — Sit 
an Stelle des zuſtändigen ordentlichen Gerichts ein Schiedsgericht zc. ange- 
gangen, ſo iſt § 212 anwendbar. k 
2. Schiedsrichterliches Verfahren CPO. §§ 1025 ff.; wegen Abſ. 2 CPO. 
$$ 1028, 1029, 1031. 

Geltendmachung privatrechtlicher Anſprüche, um welche es ſich hier 

nur handelt, außerhalb des ordentlichen Rechtswegs vgl. Wilmowski⸗Levy zu 
95 12—14 d. GBG. — Welche Vorgänge in dem nicht nach den Vorſchriften 
er CPD. ſich abſpielenden Verfahren den hier in Betracht kommenden 
ewilprozeſſualen Vorgängen (vgl. Note 1) gleichzuachten find, beſtimmt ſich 
nach den zur Anwendung kommenden Verfahrensvorſchriften (vgl. EG. Art. 152). 
eS 221. Beſitzerlangung durch Rechtsnachfolge findet eigentlich nur im 
rojale ſtatt, § 857. Indeß ift § 221 auch anwendbar, wenn der Beſitz auf 
and einer Rechtsnachfolge erlangt wird. Eine ſolche liegt inſonderheit 
wird vor, wenn eine anfechtbare rechtsgeſchäftliche Verfügung angefochten 
he (vgl. zu § 142 Note III. 3) oder wenn eine auflöſend bedingte Rechts⸗ 
Ju olge wegen Eintritts der Bedingung fortfällt (vgl. zu § 158 Note 1 b). 
ahne Al 9 5 1 a Verjährungsfriſt für den bisherigen i 
> ſicht auf die wi e i tsgeſchäfts; vgl. 
auch G 2 eder fortgefallene Wirkung des Rechtsgeſchäf 9 


2, Befriedigung aus dem 


verhafteten 
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Das zur Befriedigung eines verjährten Anſpruchs Geleiſtete kann 
nicht zurückgefordert werden, auch wenn die Leiſtung in Unkenntniß 
der Verjährung bewirkt worden iſt. Das Gleiche gilt von einem 
vertragsmäßigen Anerkenntniſſe ſowie einer Sicherheitsleiſtung des 
Verpflichteten. 

§ 223. Die Verjährung eines Anſpruchs, für den eine Hypothek 


Nader. egen oder ein Pfandrecht beſteht, hindert den Berechtigten nicht, feine Be- 


3. Nebenleiftungen. 


XI. Kechtsgeſchäfte über 
Derjährung. 


friedigung aus dem verhafteten Gegenſtande zu ſuchen. 

Iſt zur Sicherung eines Anſpruchs ein Recht übertragen worden, 
ſo kann die Rückübertragung nicht auf Grund der Verjährung des 
Anſpruchs gefordert werden. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung bei der Verjährung von 
Anſprüchen auf Rückſtände von Zinſen oder anderen wiederkehrenden 
Leiſtungen. 

§ 224. Mit dem Hauptanſpruche verjährt der Anſpruch auf die 
von ihm abhängenden Nebenleiſtungen, auch wenn die für dieſen An⸗ 
ſpruch geltende beſondere Verjährung noch nicht vollendet iſt. 

§ 225. Die Verjährung kann durch Rechtsgeſchäft weder ausge- 
ſchloſſen noch erſchwert werden. Erleichterung der Verjährung, ins⸗ 
beſondere Abkürzung der Verjährungsfriſt, ift zuläſſig. 


§ 222. 1. Die Verjährung erzeugt eine Einrede. Hieraus folgt: 
a. Die Verjährung iſt im Prozeſſe nicht von Amtswegen zu berückſichtigen. 
b. Durch Verzicht auf die Einrede wird dem verjährten Anſpruche ſeine 

volle Kraft erhalten (vgl. RG. JW. 1902 S. 122), ohne daß es einer 
Neubegründung deſſelben oder für den Verzicht der Beobachtung der für 
die Begründung des Anſpruchs geſetzlich erforderten Form bedarf. Der 
Verzicht wirkt indeß nicht zum Nachtheile des Bürgen, § 768 Abſ. 2. 

e. Der Geltendmachung des verjährten Anſpruchs mittels Einrede ſteht die 
Replik der Verjährung entgegen. Wegen Perpetuirung der Einreden aus 
verjährten Anſprüchen vgl. § 194 Note 4. A 

2. Die weitergehende Wirkung des Erlöſchens von Rechten hat die Ber- 
jährung in den Fällen der §§ 901, 1028. i 

3. Die Verjährung des urſprünglichen Anſpruchs betrifft auch den Anſpruch 
auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung vgl. zu § 280 Note 2. 

4. (Abſ. 2.) Ausſchließung der condictio indebiti vgl. zu §§ 812 ff., 813 
Abſ. 1 Satz 2. Vertragsmäßiges Anerkenntniß vgl. § 781. 

5. Aufrechnung mit einer verjährten Forderung § 390. f 

6. Verjährungseinrede bei Geſammtſchuldverhältniſſen § 425 Abſ. 2; bei 
Bürgſchaft § 768 Abſ. 1. 

§ 223. 1. Abf.! fegt für Hypothek und Pfandrecht die Vorſchriften des 
$ 1169 bzw. 1254 hinſichtlich der Verjährungseinrede außer Anwendung. — 
Die Vorſchrift bezieht ſich nicht auf den durch Vormerkung geſicherten An⸗ 
ſpruch; hier bleibt $ 886 anwendbar. 

2. Abſ. 2 überträgt die Vorſchrift des Abſ. 1 auf den Fall der fiduziari⸗ 
ſchen Rechtsübertragung. Vgl. § 117 Note 3. 

3. (Abſ. 3.) Vgl. § 902 Abi. 1; § 197. 

§ 224. Es kommen insbeſondere in Betracht die Anſprüche auf Zinſen, 
Früchte, Nutzungen, Schäden, Koſten. — Verjährung der Erſatzanſprüche des 
val. 5 803. mit dem Rückgabeanſpruche § 558 Abi. 3. — Für Zinsſcheine 
vgl. 5 

§ 225. 1. § 225 bezieht ſich nur auf Rechtsgeſchäfte, welche die Verjährung im 
voraus zu regeln bezwecken. Verzicht auf die Einrede der Verjährung § 222. 
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Sechſter Abſchnitt. 
Ausübung der Rechte. Aelbſtvertheidigung. elbſthülfe. 


§ 226. Die Ausübung eines Rechtes ift unzuläſſig, wenn fie nur 1. Ausübung der Reste, 


den Zweck haben kann, einem Anderen Schaden zuzufügen. Chikaneverbot. 
8 227. Eine durch Nothwehr gebotene Handlung iſt nicht wider⸗ IT. Selbſtvertheidigung. 
rechtlich. 1. Nothwehr. 


Nothwehr iſt diejenige Vertheidigung, welche erforderlich iſt, um 
einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von ſich oder einem An⸗ 
deren abzuwenden. 


2. Ausſchließung und Erſchwerung der Verjährung iſt unzuläſſig, mag ſie 
hinſichtlich der Verjährungsfriſt, des Beginns, der Hemmung oder Unter⸗ 
brechung beabſichtigt ſein. Ausnahmen für die Gewährleiſtungsanſprüche: 
§§ 477 (480, 490, 493, 524 Ab}. 2), 638 Abſ. 2, für die Anſprüche gegen 
den Spediteur, den Lagerhalter und den Frachtführer HGB. §§ 414, 423, 439. 

3. Die Zuläſſigkeit der Erleichterung der Verjährung gewährt nicht 
die Möglichkeit, Anſprüche, welche durch das Geſetz der Verjährung entzogen 
find (vgl. zu § 194 Note 3), der Verjährung zu unterwerfen. 

§ 226. 1. Vorausſetzungen für die Anwendung des $ 226. 

a. Nicht darauf, daß die Rechtsausübung den Zweck der Schadenszufügung 
hat, ſondern darauf, daß ſie nur dieſen Zweck haben kann, kommt es 
er dieſes Urtheil ift Eideszuſchiebung gemäß § 445 CPO. un- 
zuläſſig. 

Nur den Zweck der Schadenszufügung muß die Rechtsausübung haben 
können; deshalb keine Chikane, wenn die Ausübung zur Abwendung von 
Schaden erfolgt, auch wenn dieſe nur mit dem Schaden des Anderen 
möglich iſt, oder wenn die Rechtsausübung erfolgt wegen eines zwar 
nicht gegenwärtig unmittelbar vorhandenen aber doch möglichen Intereſſes 
(Geltendmachung eines Konkurrenzverbots, ohne daß z. Z. ein Konkurrenz⸗ 
geſchäft des Berechtigten zur Zeit vorhanden ift) RG. 47 238 IW. 1900 
S. 826. Vgl. RG. JW. 1897 S. 47753: Rücktritt vom Vertrage wegen 
mangelhafter Erfüllung nicht deshalb chikanös, weil ſich der Zurück⸗ 
tretende auf diefe Weiſe von dem ihm wegen der Preisentwickelung läjtig 
gewordenen Vertrage frei machen will. Vgl. auch JW. 1900 S. 639. 
Bgl. ferner Gruchot 32 939 (Neidbau), 35 946 (Stellung ſolcher Verkaufs⸗ 
bedingungen beim Pfandverkaufe, die Kaufluſtige vom Mitbieten abhalten 
follen). — Widerrechtliche Veräußerung an einen gutgläubigen Dritten zum 
Zwecke des Abſchneidens von Einwendungen fällt unter § 826 RG. 
JW. 1902 Beil. S. 245. X > 

2. Die Vorſchrift gewährt ſowohl ein Vertheidigungsmittel des Beklagten, 

als auch die Grundlage für einen Schadenserſatzanſpruch, vgl. zu § 826. 
8. Wegen der vielfachen Einzelvorſchriften des BGB. zur Bekämpfung der 

Chikane vgl. Jacubezky, Gruchot 40 591 ff. 

$ 227. 1. Der civilrechtliche Begriff der Nothwehr wird durch 

3 227 in Uebereinſtimmung mit dem ſtrafrechtlichen Nothwehrbegriffe geſetzt, 

StGB. $ 53; vgl. insbeſondere hierzu den Kommentar z. StGB. von Olshauſen. 

2. Vorausſetzungen der Nothwehr: 

a. ein Angriff, d. i. ein aggreſſiver Eingriff einer Perſon in die Rechts⸗ 
ſphäre eines Anderen. Der Angriff kann ſich richten gegen die Perſon 
oder das Vermögen (val. zu § 823 Abſ. 1). — Selbſtſchutz gegen Sachen, 
insbeſondere auch gegen Thiere § 228; 

ein gegenwärtiger Angriff, d. h. derſelbe muß bereits begonnen haben 
und darf noch nicht beendigt ſein; É 

-an rechtswidriger Angriff, d. h. ein ſolcher, den der Angegriffene 
nicht hinzunehmen verpflichtet iſt, ohne Rückſicht darauf, ob der Angreifer 


I 


2. Selbſtſchutz gegen 
fremde Sachen. 
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§ 228. Wer eine fremde Sache beſchädigt oder zerſtört, um eine 
durch ſie drohende Gefahr von ſich oder einem Anderen abzuwenden, 
handelt nicht widerrechtlich, wenn die Beſchädigung oder die Zerſtörung 
zur Abwendung der Gefahr erforderlich iſt und der Schaden nicht 
außer Verhältniß zu der Gefahr ſteht. Hat der Handelnde die Ge⸗ 
fahr verſchuldet, ſo iſt er zum Schadenserſatze verpflichtet. 


zurechnungsfähig iſt oder nicht. Rechtswidrig iſt insbeſondere die ver⸗ 
botene Eigenmacht ($$ 858, 865, 1029, 1090). Nicht rechtswidrig 
find die durch § 859 f. gegen verbotene Eigenmacht geſtatteten Gegen- 
maßregeln; ferner die durch §§ 227, 228, 229 geſtatteten Nothwehr⸗, 
Nothſtands⸗ und Selbſthülfehandlungen, ſowie die von dem Eigenthümer 
nach $ 904 zu duldende Einwirkung auf fein Eigenthum. Vgl ferner 
Vorbem. Nr. 2 vor § 229. Angriff durch Thiere fällt unter § 228. 

d. Vertheidigung gegen den Angriff, die aber nicht das Maß über⸗ 
ſchreiten darf, das objektiv erforderlich iſt, um den Angriff abzu⸗ 
wenden (indep JW. 1898 S. 487%). Die Vertheidigung darf fih nur 
gegen den Angreifer richten, und deshalb nicht die Perſon oder Sache 
eines Dritten verletzen; letzteren Falles können $$ 228, 904 anwendbar 
fein (val. § 228 Note 3). f 

3. Die Nothwehrhandlung, obgleich objektiv widerrechtlich, iſt ge⸗ 
mäß $ 227 nicht widerrechtlich, daher nicht geeignet, eine Schadenserſatzpflicht 

($$ 823 ff.) dem Angreifer gegenüber zu begründen. Dies gilt auch, wenn 

die Nothwehrhandlung gegen rechtsgeſchäftliche Verpflichtungen verſtößt; fie 

iſt in dieſem Falle von dem Handelnden nicht zu vertreten (§§ 275, 324 f.). 
4. Bei Ueberſchreitung der Nothwehr (2 d) oder est 

Annahme ihrer Vorausſetzungen findet inſoweit keine Berufung auf § 227 

ſtatt. Die Rechtsfolgen beſtimmen fih ohne Rückſicht hierauf, inſonderheit 

bei Fahrläſſigkeit Schadenserſatzpflicht gemäß SS 823 ff. 
5. Beweislaſt für den Civilprozeß RG. 33 352. 
8 228. 1. Vorausſetzungen des § 228. Wer unter Berufung auf 

§ 228 die Widerrechtlichkeit einer Sachbeſchädigung in Abrede ſtellt, hat dar⸗ 


zuchun, 

a. daß durch die Sache eine drohende Gefahr für die Rechtsſphäre (die 
Perſon oder das Vermögen § 823 Abſ. 1) des Thäters oder eines Anderen 
begründet war (vgl. §§ 833—838); 

b. 1 der Eingriff zur Abwendung dieſer Gefahr erfolgte und erforder⸗ 
ich war; 4 

e. daß der durch den Eingriff verurſachte Schaden nicht außer Verhältniß 
zu der Gefahr ſteht. s ; 

Gleichgültig iſt es für die Frage der Widerrechtlichkeit, ob der Handelnde 
die Gefahr verſchuldet hatte oder nicht (vgl. zu 2). Vgl. als Beiſpiel RG. 5 
160 (Durchſchneidung eines um einen Anker verſchlungenen Telegraphenkabels). 

2. Schadenserſatzpflicht. ' s > 
a. Liegen die Vorausſetzngen zu! vor, ſo iſt mit der Widerrechtlichkeit auch 

die Schadenserſatzpflicht ausgeſchloſſen ($ 823 Abſ. 1). Der Handelnde ift 
indeß nach Satz 2 ſchadenserſatzpflichtig, wenn ihm nachgewieſen wird, 
die Gefahr verſchuldet zu haben (S 276). 

b. Liegen die Vorausſetzungen zu 1 nicht vor, ſo iſt die Schadenserſatzpflicht 
lediglich nach §8 823 ff. zu beurtheilen. 

Das Gleiche gilt bezüglich des Dritten, der die Gefahr verſchuldet 
und dadurch den Eingriff des Anderen herbeigeführt hat. 

3. Verhältniß zu § 904. Während $ 228 ſich nur auf Eingriffe bezieht, 
welche gegen die gefährdende Sache ſelbſt (z. B. ein Thier) erfolgen, ge⸗ 
ſtattet § 904 unter Begründung eines Schadenserſatzanſpruchs die zur Ab⸗ 
wendung einer gegenwärtigen Gefahr nothwendige Einwirkung auf eine 
fremde, an der efährdung unbetheiligte Sache, wenn der drohende Schade 
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§ 229. Wer zum Zwecke der Selbſthülfe eine Sache wegnimmt, in Setbfthütfe. 


zerſtört oder beſchädigt oder wer zum Zwecke der Selbſthülfe einen 
Verpflichteten, welcher der Flucht verdächtig iſt, feſtnimmt oder den 
Widerſtand des Verpflichteten gegen eine Handlung, die dieſer zu 
dulden verpflichtet ift, beſeitigt, handelt nicht widerrechtlich, wenn obrig⸗ 
keitliche Hülfe nicht rechtzeitig zu erlangen iſt und ohne ſofortiges Ein⸗ 
greifen die Gefahr beſteht, daß die Verwirklichung des Anſpruchs ver⸗ 
eitelt oder weſentlich erſchwert werde. 

§ 230. Die Selbſthülfe darf nicht weiter gehen, als zur Abwen⸗ 
dung der Gefahr erforderlich iſt. 

Im Falle der Wegnahme von Sachen iſt, ſofern nicht Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung erwirkt wird, der dingliche Arreſt zu beantragen. 

Im Falle der Feſtnahme des Verpflichteten iſt, ſofern er nicht wieder 
in Freiheit geſetzt wird, der perſönliche Sicherheitsarreſt bei dem Amts⸗ 
gerichte zu beantragen, in deſſen Bezirke die Feſtnahme erfolgt iſt; 
der Verpflichtete iſt unverzüglich dem Gerichte vorzuführen. 

Wird der Arreſtantrag verzögert oder abgelehnt, ſo hat die Rück⸗ 
gabe der weggenommenen Sachen und die Freilaſſung des Feſtgenom⸗ 
menen unverzüglich zu erfolgen. 


gegenüber dem aus der Einwirkung auf die fremde Sache ihrem Eigenthümer 
entſtehenden Schaden unverhältnißmäßig groß ift (4. B. Fortnahme eines 
rotes, um Jemand von der Gefahr des Verhungerns zu retten). 
l. Eine an fid erlaubte Handlung wird nicht dadurch unerlaubt, daß fie 
zum Zwecke der Selbſthülfe vorgenommen wird. 
Sonderregelung: Erlaubte Selbſthülfe des Beſitzers §§ 859 f., 
1029, EG. Art. 191; § 1090; des Miethers § 538 Abf. 2; des Vermiethers 
$ 561; des Grundſtücksnachbars § 910; des Eigenthümers eines Bienen- 


ſchwarms § 962; des Schiffers gegenüber der Schiffsmannſchaft Seemanns D. 


v. 27. Dezember 1872 §§ 78, 79, SeemannsO. v. 2. Juni 1902 $$ 90, 91. 
3. Landesgeſetzlicher Vorbehalt bez. des Privatpfändungsrechts EG. Art. 89. 
8 229. 1. Vorausſetzungen für den Ausſchluß der Widerrecht⸗ 
i einer zum Zwecke der Selbſthülfe vorgenommenen, ſonſt unerlaubten 
dandlung: 
3. Ein — obiektiv begründeter und der Zwangsvollſtreckung zugängiger 
Anſpruch, vgl. § 194, CPO. § 916 Abſ. 2; ferner zu § 230 Note 2; § 231. 
b. Die Gefahr, daß ohne ſofortiges Eingreifen die Verwirklichung des An⸗ 
ſpruchs vereitelt oder weſentlich erſchwert werde, CPO. §§ 917, 935. Un- 
wiederbringlichkeit des Verluſtes ift nicht erfordert. 
Die Unmöglichkeit rechtzeitiger Erlangung obrigkeitlicher Hülfe, d. h. der 
Hülfe des Gerichts (CVO. 58 916 ff.) oder einer anderen (nach Landes- 
recht) zuſtändigen Behörde. 
Zuläſſige Mittel der Selbſthülfe: 
segnahme einer Sache, fei es zur Sicherung des Herausgabeanſpruchs, 
ſei es zur Sicherung eines Pfändungspfandrechts § 230 Abſ. 2 u. 4; vgl. 
ferner § 230 Note 2b. 
»Zerſtorung oder Beſchädigung einer Sache, z. B. Sprengung eines 
Schloſſes, Beſeitigung einer die Ausübung einer Grunddienſtbarkeit ver- 
indernden Anlage. 
d. Feſcnahme eines fluchtverdächtigen Verpflichteten $ 230 Akſ. 3 u. 4. 
»Beſeitigung des Widerſtandes, welchen der Verpflichtete gegen eine von 
ihm zu duldende Handlung leiſtet, vgl. CPO. $$ 892, 758 Abſ. 3. 
$ 230. 1. Die Ausübung der Selbſthülfe darf nur durch ein Ein⸗ 


* 


Vorausſetzungen der 
Zuläſſigkeit. 


2. Grenzen zuläſſiger 
Selbſthülfe. 


3. Verfahren nach dem 
Zugriffe. 


Borbemerkung zu 
88 229 fl. 


4. Selbfthülfe aus Irr⸗ 
thum. 


6 kung zu 
Eu ont. unn 
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§ 231. Wer eine der im § 229 bezeichneten Handlungen in der 
irrigen Annahme vornimmt, daß die für den Ausſchluß der Wider⸗ 
rechtlichkeit erforderlichen Vorausſetzungen vorhanden feien, ift dem 
anderen Theile zum Schadenserſatze verpflichtet, auch wenn der Irrthum 
nicht auf Fahrläſſigkeit beruht. 


Siebenter Abſchnitt. 
icherheitsleiſtung. 


greifen erfolgen, welches an ſich geeignet und erforderlich iſt, die Gefahr der 

Vereitelung oder weſentlichen Erſchwerung der Anſpruchsverwirklichung abzu⸗ 

wenden. Eine Folgerung aus dieſem dem $ 229 zu entnehmenden Grundſatze 

zieht § 230 Abſ. 1. 

2. In allen Fallen tritt die Selbſthülfe nur an die Stelle der 
nicht erreichbaren obrigkeitlichen Hülfe; deshalb darf ſie nur aus⸗ 
geübt werden, 

a. wegen eines Anſpruchs, der dem obrigkeitlichen Zwange zugängig iſt, 
vgl. CPO. § 888 Abſ. 2; 

b. in eine Sache, welche der Pfändung unterliegt, CPO. § 811—813. 

3. Verfahren nach dem Zugriffe. 

a. Wegnahme von Sachen: Zwangsvollſtreckung CPO. § 704 ff., 803 ff., 
808ff.; dinglicher Arreſt CPO. §§ 916, 917, 919ff. 

b. Feſtnahme des Verpflichteten. Perſönlicher Sicherheitsarreſt CVD. 
§§ 916 ff., 918, 933; Arreſtgericht Abſ. 3. — Unterlaſſung unverzüglicher 
($ 121) Vorführung bewirkt Widerrechtlichkeit und Schadenserſatzpflicht 
gemäß §§ 823 ff., 845, 847. 

c. (Abſ. 4.) Auch bei unverſchuldeter Verzögerung des Arreſtantrags 
hat die Rückgabe bzw. Freilaſſung unverzüglich zu erfolgen; für die 
Schadenserſatzpflicht find §§ 823 ff. maßgebend. 

Unterlaſſung rechtzeitiger Rückgabe bzw. Freilaſſung begründet Wider⸗ 
rechtlichkeit. Der Betroffene kann ſeinen Anſpruch auf Rückgabe bzw. 
5229 f durch Gerichtshülfe und — unter den Vorausſetzungen des 
> 229 — durch Selbſthülfe durchſetzen. 

§ 231. 1. Der Ausſchluß der Widerrechtlichkeit auf Grund der §§ 229 f. 
übt feine Wirkung ſowohl auf civil- wie auf ſtrafrechtlichem Gebiete. 

2. Für die civilrechtliche Schadenserſatzpflicht kommt es nach § 231 
lediglich auf die objektive Rechtslage an. Die Schadenserſatzpflicht wird ſelbſt 
durch unverſchuldeten Irrthum über die Vorausſetzungen des Selbſthülfe⸗ 
rechts nicht ausgeſchloſſen (Ausnahme von dem Grundſatze des § 823). Die 
ſtrafrechtliche Beurtheilung (StGB. § 59) wird durch $ 231 nicht be- 
einflußt. ` 

T Wegen des Schadenserſatzanſpruchs §8 249 ff- 

J. Der Anwendungsbereich des 7. Abſchnitts. 

Dieſer Abſchnitt bezieht ſich unmittetbar nur auf die auf dem Rechte des 
BGB. beruhenden Sicherheitsleiſtungsfälle. Vgl. Vorb. zum erſten Buche 
Nake a Wegen Sicherheitsleiſtung im Prozeſſe vgl. CVO. §§ 108 ff.; StVO. 

118, 174, 419. 

a Sicherheitsleiſtungsfälle des BGB. 

1. Sicherheitsleiſtung wegen eingetretener Beſorgniß einer Rechtsverletzung 
88 9110 1051, 1067 (Nießbrauch); § 1391 eheliches Güterrecht; § 2128 Nad- 
erbſchaft. 

2. Auferlegung einer Sicherheitsleiſtung durch das Vormundſchaftsgericht 
$ 1668, 1694, 1844, 1786 Nr. 6; vgl. zu II. 

3. Sicherheitsleiſtung für die noch nicht berichtigten Schulden vor Aus- 
antwortung eines Vermögens: § 52 Vereinsauflöſung; § 1986 Nachlaßver⸗ 
waltung; § 2217 Teſtamentsvollſtrecker. 
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§ 232. Wer Sicherheit zu leiſten hat, kann dies bewirken I. Die Mittel zur Sichere 
durch Hinterlegung von Geld oder Werthpapieren, n 
durch Verpfändung von Forderungen, die in das Reichsſchuld⸗ 
buch oder in das Staatsſchuldbuch eines Bundesſtaats ein⸗ 
getragen ſind, 

durch Verpfändung beweglicher Sachen, 

durch Beſtellung von Hypotheken an inländiſchen Grundſtücken, 

durch Verpfändung von Forderungen, für die eine Hypothek an 
einem inländiſchen Grundſtücke beſteht, oder durch Verpfän⸗ 
dung von Grundſchulden oder Rentenſchulden an inländiſchen 
Grundſtücken. 

Kann die Sicherheit nicht in dieſer Weiſe geleiſtet werden, ſo iſt 

die Stellung eines tauglichen Bürgen zuläſſig. 


4. Sicherheitsleiſtung anſtatt Befreiung von einer noch nicht fälligen Ver⸗ 
bindlichkeit §§ 257, 738, 775 Abſ. 2. 

5. Einrede der mangelnden Sicherheitsleiſtung §§ 258, 321, 811, 867, 1005. 

6. Sicherheitsleiſtung zur Abwendung der Ausübung des Zurückbehal⸗ 
tungsrechts § 273 (SGB. § 369), des Vermietherpfandrechts § 562. 

7. Sicherheitsleiſtung des Rentenpflichtigen für die zukünftigen Raten 
$$ 843—3845, 1578—1582, CPO. § 324; vgl. zu II. 

8. Vgl. ferner §§ 509, 1218. 

II. Beſondere Vorſchriften über Art und Umfang der Sicherheitsleiſtung: 
in den Fällen der vormundſchaftsgerichtlichen Anordnung (Note 1 2) ent: 
ſcheidet das Ermeſſen des Vorm. Gerichts, in den Fällen der Rentenpflicht 
(Note 17) die Umſtände. 

III. Der Betrag der zu leiſtenden Sicherheit hat dem Werthe des zu 
ſichernden Rechtes zu entſprechen. Gehört zur Begründung eines Anſpruchs 
die Behauptung, daß Sicherheit geleiſtet ift, To erſtreckt fih die Beweislaſt 
auch darauf, daß die Sicherheitsleiſtung zulänglich iſt. 

IV. Die Auswahl unter den mehreren Arten der Sicherheitsleiſtung ſteht 
demjenigen zu, der ſie zu leiſten hat. Auf dieſe Wahl finden die Vorſchriften 
über die Wahlobligation ($$ 262 ff.) nicht Anwendung (vgl. $$ 263 Abſ. 2, 240 
ſowie § 262 Note 1). — Bürgſchaft als Sicherheit nicht e zur Ab⸗ 
wendung der Ausübung des Zurückbehaltungsrechts § 273, HGB. $ 369; 
ferner § 1218. 

Die Klage auf Sicherheitsleiſtung braucht eine genaue Angabe der 
Art und Weiſe, in der die Sicherheit zu leiſten, nicht zu enthalten; auf die 
Zwangsvollſtreckung findet CPO. § 887 Anwendung; RG. 18 435. 

V. Der Ort der Sicherheitsleiſtung iſt nach dem beſonderen, die Sicher⸗ 
heitsleiſtung veranlaſſenden Rechtsverhältniſſe zu beſtimmen. 

VI. Landesgeſetzliche Vorbehalte. 

1. Sicherheitsleiſtung auf Grund öffentlichen Rechtes zc. EG. Artt. 90, 91. 

2. Entſprechende Anwendbarkeit der $$ 232 ff. auf Sicherheitsleiſtungen, die 
auf Grund der bisherigen neben dem BGB. in Kraft bleibenden Geſetze 
geſchuldet werden. 
eim. | XG. z. BGB. § 26. Reuss ä. L. AG. z. BGB. § 23. 
Schw.-Rd., AG. z. BGB. Art. 23. | Reuss J. L. | AG. 3. BGB. § 22. 

8 232. JI. Wegen der Regelung im Einzelnen vgl. $$ 233—239. 

ll. Die Sicherheitsleiſtung fol — mit Ausnahme der Sicherheitsleiſtung 
durch Bürgenſtellung — dem Geſicherten ein Pfandrecht bzw. eine Hypothek 
zur Sicherung ſeines Anſpruchs gewähren. Daraus folgt 

1. für die Beſtellung, . 

3. daß der Sicherheitsleiſtende zur Verfügung über den zur Sicherheits be⸗ 
ſtellung zu verwendenden Gegenſtand berechtigt ſein, bzw. die Einwilli⸗ 
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Il. Die einzelnen Arten. 8 233. Mit der Hinterlegung erwirbt der Berechtigte ein Pfand- 
1 und Werthpapteren. recht an dem hinterlegten Gelde oder an den hinterlegten Werthpapieren 
und, wenn das Geld oder die Werthpapiere nach landesgeſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift in das Eigenthum des Fiskus oder der als Hinterlegungsſtelle 
beſtimmten Anſtalt übergehen, ein Pfandrecht an der Forderung auf 
Rückerſtattung. 
. Zaugligjfeit der § 234. Werthpapiere find zur Sicherheitsleiſtung nur geeignet, 
Werkhvaptere. wenn ſie auf den Inhaber lauten, einen Kurswerth haben und einer 
Gattung angehören, in der Mündelgeld angelegt werden darf. Den 
Inhaberpapieren ſtehen Orderpapiere gleich, die mit Blankoindoſſament 
verſehen ſind. 
Mit den Werthpapieren find die Zins⸗, Renten-, Gewinnantheil⸗ 
und Erneuerungsſcheine zu hinterlegen. 
Mit Werthpapieren kann Sicherheit nur in Höhe von drei Vier⸗ 
theilen des Kurswerths geleiſtet werden. 
Umtauſch der Sicher⸗ § 235. Wer durch Hinterlegung von Geld oder von Werthpa⸗ 
= pieren Sicherheit geleiftet hat, iſt berechtigt, das hinterlegte Geld gegen 
geeignete Werthpapiere, die hinterlegten Werthpapiere gegen andere 
geeignete Werthpapiere oder gegen Geld umzutauſchen. 


y 


＋ 


rl des Verfügungsberechtigten beibringen muß, unbeſchadet der Vor⸗ 
8 175 zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten 
erleiten; 

b. daß ein Gegenſtand jedenfalls dann nicht zur Sicherheitsleiſtung geeignet 
iſt, wenn dem zu Sichernden wegen Kenntniß des mangelnden Verfügungs⸗ 
rechts des Beſtellers der Schutz des redlichen Erwerbers nicht zur Seite ſteht. 

2. für die Been digung, daß nach Fortfall des zu ſichernden Anſpruchs 
daſſelbe Rechtsverhältniß, wie nach Fortfall der Pfand⸗ bzw. Hypotheken⸗ 
forderung eintritt, §§ 1252, 1254; §§ 1163 f., 1169. 

§ 233. 1. Die Hinterlegung zwecks Sicherheitsleiſtung, welche 
hier geregelt iſt, iſt zu unterſcheiden von der Hinterlegung, welche an Stelle 
der Erfüllung einer Verbindlichkeit erfolgt §§ 372 ff., und von der Hinter- 
legung auf Grund des Verwahrungsverkrags SH 688 ff. — Oertliche und 
ſachliche Zuſtändigkeit der Hinterlegungsſtellen EG. Artt. 144 f. 

2. Auf das aus $ 233 ſich ergebende geſetzliche Pfandrecht des Berechtigten 
finden gemäß $$ 1257, 1273 Abſ. 2 die für das rechtsgeſchäftlich beſtellte 
Pfandrecht geltenden Vorſchriften Anwendung. Es gelten ſomit für das ge⸗ 
ſetzliche Pfandrecht an hinterlegtem Gelde §§ 1209 ff., an Werthpapieren 
8$ 1293 ff., an der Forderung auf Rückerſtattung $$ 1273 ff. Vgl. DLG. 4371. 

3. Ueber die Pfändung des Pfandrechts des Sicherungsberechtigten an der 
Forderung des Sicherheitsleiſtenden auf Rückerſtattung der hinterlegten 
Summe Seuff. 57 170. 

§ 234. 1. Gegenſtände der Hinterlegung zwecks Sicherheitsleiſtung können 
nur fein: Geld, vgl. zu §§ 244 f.; — Werthpapiere, wenn fie die zu § 234 
bezeichneten Eigenſchaften haben. — Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
88 793 ff.; Inhaberaktien (5B. N 183) kommen, weil zur Anlegung von 
Mündelgeld nicht geeignet, nicht hier, aber möglicherweiſe für § 237 in Be⸗ 
tracht. Vgl. daſelbſt Note 2. 

2. Mündelſicherheit $ 1807 Abſ. 1 Nr. 2—4. 

3. Erſtreckung des Pfandrechts auf die zum Papiere gehörenden Zins-, 
Renten⸗ und Gewinnantheilſcheine § 1296. 

4. Mit ſonſtigen Urkunden und Koſtbarkeiten ($ 372) kann Sicherheit 
nicht durch Hinterlegung, ſondern nur durch Verpfändung geleiſtet werden. 
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§ 236. Mit einer Buchforderung gegen das Reich oder gegen 
einen Bundesſtaat kann Sicherheit nur in Höhe von drei Viertheilen 
des Kurswerths der Werthpapiere geleiſtet werden, deren Aushän⸗ 
digung der Gläubiger gegen Löſchung ſeiner Forderung verlangen kann. 

§ 237. Mit einer beweglichen Sache kann Sicherheit nur in Höhe 
von zwei Drittheilen des Schätzungswerths geleiſtet werden. Sachen, 
deren Verderb zu beſorgen oder deren Aufbewahrung mit beſonderen 
Schwierigkeiten verbunden iſt, können zurückgewieſen werden. 

§ 238. Eine Hypothekenforderung, eine Grundſchuld oder eine 
Rentenſchuld iſt zur Sicherheitsleiſtung nur geeignet, wenn ſie den 
Vorausſetzungen entſpricht, unter denen am Orte der Sicherheitsleiſtung 
Mündelgeld in Hypothekenforderungen, Grundſchulden oder Renten⸗ 
ſchulden angelegt werden darf. 

Eine Forderung, für die eine Sicherungshypothek beſteht, iſt zur 
Sicherheitsleiſtung nicht geeignet. 

§ 239. Ein Bürge ift tauglich, wenn er ein der Höhe der zu 
leiſtenden Sicherheit angemeſſenes Vermögen beſitzt und ſeinen allge⸗ 
meinen Gerichtsſtand im Inlande hat. 

Die Bürgſchaftserklärung muß den Verzicht auf die Einrede der 
Vorausklage enthalten. 


§ 236. Rcheſ. betreffend das Reichsſchuldbuch v. 31. Mai 1891 f. zu EG. 
Ark. 50, abgedruckt Bd. 3 324. Vgl. daſelbſt insbeſondere § 15 Abſ. 1 
Ziff. 1 und Abſ. 2. — Wegen der Landesgeſetze EG. Art. 97. 

99 420 f 1. Die Sicherheitsleiſtung erfolgt mittelſt Verpfändung (§ 232; 

)): 

2. Werthpapiere auf den Inhaber, welche den Anforderungen des 8 234 
nicht entſprechen, können als geeignete Mittel der Sicherheitsleiſtung gemäß 
$ 237 in Betracht kommen. Vgl. § 90 Note III. 3. 

§ 238. I. Sicherheitsleiſtung durch Verpfändung von (beſtehenden) 
Hypothekenforderungen &s 1113 ff.), von Grund: und Renten⸗ 
ſchulden ($$ 1191 ff.). 

1. Vorausſetzungen: 

a. Haftung eines inländiſchen (§ 232) Grundſtücks (Inland: Reichsver⸗ 

faſſung Art. 1); 

b. Mündelſicherheit § 1807 Abſ. 1 Nr. 1, Abſ. 2. 

2. Verpfändung $$ 1273 ff 1274, 1291; 1153 ff, 1192, 119. 

II. Auf die Sicherheitsleiſtung mittelft Beſtellung einer Hypothek 
ſind die Vorſchriften über die Mündelſicherheit ohne ausdrückliche Beſtim⸗ 
mung im Wege der Analogie anzuwenden. Die Beſtellung einer Sicherungs⸗ 
hypothek (§ 1184) ift indeß nicht ausgeſchloſſen. 

§ 239. 1. Subſidiare Zuläſſigkeit der Sicherheitsleiſtung 
durch Bürgenſtellung. A 
a. Sicherheitsleiſtung durch Bürgenſtellung erfordert den durch den Beſteller 

en Nachweis, daß er anderweite Sicherheit nicht leiſten kann, 

$ 2% j. 2. 

b. Nachträgliche Fähigkeit des Beſtellers zu anderweiter Sicherheitsſtellung 
beſeitigt nicht, ſolange die Tauglichkeit des Bürgen anhält, die fernere 
Zuläſſigkeit der Sicherheitsleiſtung durch Bürgſchaft. 

e. Bürgſchaft als Sicherheit ausgeſchloſſen $$ 273, 1218, HGB. 9 369. — 
Sicherheitsleiſtung zur Befreiung einer Sache von dem Vermietherpfand⸗ 
rechte vgl. § 562 und Note daſelbſt. — Keine Sicherheitsleiſtung durch Be⸗ 
ſtellung eines Bürgen für ein Gebot in der Zwangsverſteigerung, vgl. 


— 


pt 


Verpfändung ſtaat⸗ 


licher Buchforderun⸗ 
gen. 


B. Verpfändung beweg⸗ 


licher Sachen. 


Verpfändung von 
Hypotheken Grund⸗ 
und Rentenſchulden. 


Bürgenſtellung. 
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il Unzureichend gewordene § 240. Wird die geleiſtete Sicherheit ohne Verſchulden des Be⸗ 
nn rechtigten unzureichend, fo ift fie zu ergänzen oder anderweitige Sicher⸗ 
heit zu leiſten. 


Zw. § 69; dazu indeß Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung EG. z. Zw. 
§ 10; Pr. AG. z. Zw. Art. 10 (Zulaſſung von Bürgenſtellung für das 
Gebiet des Rhein. Rechtes). 
2. Tauglichkeit des Bürgen. 4 
8. e Vermögen kann auch in geſicherten Einkünften (Gehalt) 
eſtehen. 

b. Alen Gerichtsſtand im Inlande CPO. $$ 13 ff.; Juriſtiſche Per- 
ſonen CPO. $ 17. 

c. Fortfall der Tauglichkeit § 240. 

3. Bürgſchaftserklärung erfordert Schriftform (§ 766); da ſie den 
Verzicht auf die Einrede der Vorausklage ($$ 771, 773 Ziff. 1) enthalten ſoll, 
muß auch dieſer Verzicht ſchriftlich erklärt werden. — Ift die Bürgſchaft auf 
Seiten des Bürgen ein Handelsgeſchäft, ſo di zwar für ihre Rechtswirkſam⸗ 
keit die Schriftform nicht erforderlich (HGB. § 350) und dem Bürgen die 
Einrede der Vorausklage kraft Geſetzes (HGB. § 349) verſagt; dennoch muß 
der Berechtigte als befugt gelten, eine ſchriftliche Bürgſchaftserklärung zu 
verlangen. 


§ 240. 1. Der Berechtigte, welcher Ergänzung oder anderweite Sicherheit 
verlangt, hat die Beweislaſt dafür, daß die geleiſtete Sicherheit ohne fein 
Verſchulden unzureichend geworden ift. 

2. Die Wahl zwiſchen Ergänzung und anderweiter Sicherheitsleiſtung ſteht 
dem Beſteller zu (vgl. Borb. zu dieſem Abſchnitte Nr. IV). 
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1. Begriff und Inhalt des Schuldverhältniſſes. Unter Schuldverhältniß Vorbemerkung zum 
verſteht das BSB. das geſammte obligatoriſche Verhältniß, ſowohl das For- e 
derungsrecht des Gläubigers als auch die entſprechende Verbindlichkeit des (88 21 f 
Schuldners. 

9 85 „Schuldverhältniß“ wird durch jeden Thatbeſtand begründet, 
kraft deſſen nach dem objektiven Rechte Jemand (Gläubiger) berechtigt 
iſt, von einem Anderen (Schuldner) in rechtlich erzwingbarer Weiſe eine 
Leiſtung zu fordern. 

b. Verpflichtungsgrund. Forderungsrecht und Leiſtungspflicht beſtehen 
nicht um ihrer ſelbſt willen, ſondern ſollen zur Verwirklichung eines 
Zweckes dienen, gleichgültig, ob derſelbe durch das Geſetz beſtimmt 
(Schadenserſatz, Erſtattung einer ungerechtfertigten Bereicherung u. ſ. w.) 
oder von den Parteien vereinbart iſt (Darlehen, Kauf, Schenkung u. ſ. w.). 

Der Zweck bildet den Verpflichtungsgrund, um deſſen willen 

die Verpflichtung vom Geſetz auferlegt oder von den Betheiligten über⸗ 
nommen wird. Vgl. Prot. II S. 501 und OLG. 4 50. 
Nach dem Prinzipe der Vertragsfreiheit (vgl. Note 5) find die Parteien 
nicht auf die Verpflichtungsgründe beſchränkt, die im Geſetz eine beſondere 
Regelung und Anerkennung gefunden haben, ſondern können jeden Zweck 
als Verpflichtungsgrund beſtimmen bzw. vereinbaren, ſoweit nicht Ver⸗ 
botsgeſetze, die Rückſicht auf die guten Sitten, die Unmöglichkeit der Er⸗ 
reichung des Zweckes 2c. en 
Die Vereinbarung eines Zweckes tann ausdrücklich fein oder ſich ſtill⸗ 
ſchweigend aus den Umſtänden ergeben. 
Eine Verpflichtung ohne Verpflichtungsgrund iſt unwirkſam. Wer 
einen Anſpruch geltend macht, hat den Verpflichtungsgrund darzulegen 
und zu beweiſen. p 3 j 
fache Verpflichtungsgrund iſt beſtimmend für den Inhalt der Ver⸗ 
pflichtung. 

e Abſtrakte Schuldverhältniſſe. Die Parteien können ein vorhan⸗ 
denes Schuldverhältniß unabhängig von der Einwirkung des konkreten 
Verpflichtungsgrundes ſtellen, indem ſie vereinbaren, daß das Schuld⸗ 
verhältniß unabhängig von ſeinem Verpflichtungsgrunde beſtehen ſoll. 
Dieſem Zwecke dienen das (abſtrakte) Schuldverſprechen und das Schuld⸗ 
anerkenntniß. Zur Subſtantiirung eines Anſpruchs aus einem ſolchen 
Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntniſſe gehört die klagebegründende 
Behauptung, daß die Parteien ausdrücklich oder ſtillſchweigend das Schuld⸗ 
verhältniß als abſtraktes vereinbart haben. 

Gegenüber dem Nachweiſe, daß ein abſtraktes Schuldverſprechen ver⸗ 
einbart iſt, kann der Schuldner ſich nicht damit begnügen, das Vorhanden⸗ 
ſein eines Verpflichtungsgrundes zu beſtreiten, ſondern er kann den 
Mangel eines die Ertheilung des Schuldverſprechens oder Schuldaner⸗ 
kenntniſſes rechtfertigenden Rechtsgrundes nur nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung geltend machen, d. h. das 
becher oder Schuldanerkenntniß kondiziren ($ 812 Abſ. 1 und 


d. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 14 


Vorbemerkung zum 
zweiten Buch. 
(88 241 ff.) 
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Ein abſtraktes Schuldverhältniß kann auch in Anſehung eines ſchon 
anderweit beſtehenden Schuldverhältniſſes begründet werden (z. B. pactum 
de non petendo, Stundung, die Verpflichtung zur Prioritätseinrau⸗ 
mung dc.) 

2. Anwendungsbereich des 2. Buches. Die Vorſchriften des zweiten Buches 
finden, ſoweit nicht beſondere Vorſchriften eingreifen, auf alle Schuld⸗ 
verhältniſſe Anwendung ohne Unterſchied, 

a. ob daſſelbe auf einem Rechtsgeſchäft oder auf einem anderen kraft Ge⸗ 
ſetzes das Schuldverhältniß hervorbringenden Thatbeſtande beruht; 

D. ob das zu Grunde liegende Nechtsverhältniß feine Regelung in dem 
zweiten Buche des BGB., in einem anderen Theile deſſelben oder in einem 
außerhalb des BGB. geltenden privatrechtlichen Geſetze gefunden hat. 

3. Die Verpflichtung zur Leiſtung und das Leiſtungsgeſchäft. 

Das BGB. löſt grundſätzlich das die dingliche Rechtsänderung hervor⸗ 
rufende Leiſtungsgeſchäft ab von dem den Rechtsgrund dieſes Leiſtungsge⸗ 
ſchäfts bildenden Schuldverhältniſſe. Das Leiſtungsgeſchäft iſt abſtrakt, im 
Verhältniſſe zu ihm iſt das zu Grunde liegende Schuldverhaltniß lediglich 
Motiv. Ein Irrthum über die Rechtsbeſtändigkeit des Schuldverhältniſſes 
macht deshalb das Leiſtungsgeſchäft nicht anfechtbar, ſondern gewahrt ledig⸗ 
65 . aus der ungerechtfertigten Bereicherung nach Maßgabe der 

5 812 ff. 

= das Leiſtungsgeſchäft, das ſogenannte dingliche Rechtsgeſchäft (Ueber⸗ 

gabe der Sache zu Eigenthum oder Pfand, Auflaſſung, Abtretung der For⸗ 

derung, Erlaß) an ſich ſelbſt gültig und wirkſam erfolgt, ſo treten ſeine ding⸗ 
lichen Rechtswirkungen ein, auch wenn das als Rechtsgrund für ſeine Vor⸗ 
nahme angenommene Schuldverhältniß nicht beſtanden hat oder wenn von 
beiden Parteien verſchiedene Rechtsgründe vorausgeſetzt wurden. Iſt durch 
das dingliche Rechtsgeſchäft eine ungerechtfertigte Bereicherung bewirkt wor⸗ 
den, ſo kann zur Herſtellung des der materiellen Rechtslage entſprechenden 

Zustandes nur die Rückgängigmachung des materiell zu Unrecht vorgenom⸗ 

menen dinglichen Rechtsgeſchäfts nach den Vorſchriften über die „ungerecht⸗ 

fertigte Bereicherung“ ($$ 812 ff.) verlangt werden. 

Während die auf Sachenrechte bezüglichen dinglichen Rechtsgeſchäfte im 
dritten Buche geregelt ſind, ſind die auf die Forderungsrechte ſich beziehenden 
Leiſtungsgeſchäfte theils im zweiten Buche und theils im dritten Buche be⸗ 
handelt. Im zweiten Buche findet ſich der Erlaß einer Schuld ($ 397), die 
Abtretung einer Forderung (88 398 ff.), die Schuldübernahme (SS 414 ff.), 
Schuldverſprechen und Schuldanerkenntniß (SS 780 ff.), ſowie Annahme der 
Anweiſung (§ 784). Im dritten Buche ift die Beſtellung eines Nießbrauchs 
und eines Pfandrechts an einer Forderung geregelt (8$ 1068 ff., §§ 1273 ff.). 
Bal. hierzu Vorb. zum III. Buche Note A. . 

4. Wirkung der Schuldverhältniſſe gegen Dritte. 

Das Schuldverhältniß ſelbſt erſchöpft ſich in dem Forderungsrechte des 
Gläubigers gegen den Schuldner § 241. Es begründet weder eine Beziehung 
zum Gegenſtande der Leiſtung, noch eine Wirkung gegen Dritte. Das Recht 
zur Sache iſt dem BGB. fremd. Ein Dritter kann, ſelbſt in Kenntniß 
eines beſtehenden perſönlichen Rechtes ein dieſes vereitelndes Recht erwerben 
und durchſetzen (vgl. z. B. § 137), unbeſchadet eines etwaigen Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs gegen den Dritten aus $ 826. — Fälle der Haftpflicht Dritter 
580 89 sal Abſ. 2, 832, 834, 838. 

egen dinglicher Sicherung eines perſönlichen Anſpruchs durch Vormerkun, 

im Grundbuch oder Schiffsregiſter §§ 883 ff., 888, —63 N 3; RO. § 24 

A E N EG. Art. 179. 

Ausnahmsweiſe ift vom Geſetze perſönlichen Schuldverhältniſſen Wirkun 
gegen den Singularſucceſſor en å $ N $ 
a. bei der Miethe (Rauf bricht nicht Miethe 88 571 ff.); vgl. auch § 556 


Abſ. 3; 
I. bei der Gemeinſchaft (Vereinbarungen über die Verwaltung des gemein⸗ 
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$$ 746, 751). A 
5. Prinzip der Vertragsfreiheit. 

a. Vermöge des das Recht der Schuldverhältniſſe beherrſchenden Prinzips 
der Vertragsfreiheit können die Parteien ihre Rechts⸗ und Verkehrs⸗ 
beziehungen nach ihrem Ermeſſen mit obligatoriſcher Wirkung unter ſich 
regeln, ſoweit nicht allgemeine (vgl. §§ 134, 138) oder beſtimmte einzelne 
abſolute Geſetzesvorſchriften entgegenſtehen. In demſelben Maße ſind die 
Parteien nicht gehindert, andere als die geregelten Vertragsarten zu 
wählen ſowie die geſetzliche Regelung abzuändern. Dieſe Abänderung 
kann auch ſtillſchweigend erfolgen und wird häufig den beſonderen Um⸗ 
ſtänden des Falles nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
kehrsſitte (§ 242) da zu entnehmen ſein, wo die dispoſitiven und aus⸗ 
legenden Vorſchriften des Geſetzes in concreto zu einem befriedigenden 
Ergebniſſe nicht führen (vgl. Zur Auslegung des BGB. S. 2). 

D. Beſchränkungen der Vertragsfreiheit finden fih vereinzelt in allen Theilen 
des BGB. (vgl. Vorb. zu §§ 306 ff. und im Regiſter unter „Nichtig“.) 

e. Keine Beſchränkung der Vertragsfreiheit kennt das BGB.: 
a. hinſichtlich des Gegenſtandes der Leiſtung. Inſonderheit iſt 

vermögensrechtliches Intereſſe an der Leiſtung nicht erfordert. 
Regelmäßig indeß keine Entſchädigung bei anderem als Vermögens⸗ 
ſchaden. Vgl. § 253 und Note 2 daſelbſt. Vertragsſtrafe zum Schutze 
nicht idealer Intereſſen vgl. § 343 Note 1. 

B. hinſichtlich der Haftung des Schuldners. Es kann für den Fall 
einer innerhalb oder außerhalb eines Schuldverhältniſſes kraft Geſetzes 
entſtehenden Verbindlichkeit, ſoweit nicht die die Vertragsfreiheit über⸗ 
haupt beſchränkenden Vorſchriften (vgl. insbeſondere SS 134, 138, 276 
Abſ. 2) entgegenſtehen, die Haftung des Schuldners ausgeſchloſſen 
oder beſchränkt werden, insbeſondere alfo etwa für Fälle aus $$ 278, 
31, 831; 833 ff. Die Beſchränkung kann fih ſowohl auf die Höhe 
als auch auf den Gegenſtand beziehen, aus dem der Gläubiger Be⸗ 
friedigung ſuchen darf. 

Eine ſolche Vereinbarung iſt nur wirkſam goal demjenigen, 
mit welchem fie getroffen ift. Es kann ſelbſtverſtändlich der Ge: 
ſchäftsherr nicht durch Beſchränkung der Vertretungsmacht und durch 
Vereinbarungen mit ſeinem Vertreter einſeitig ſeine kraft Geſetzes 
Dritten gegenüber eintretende Haftung beſeitigen oder beſchränken. 

Nicht ausgeſchloſſen iſt die rechtsgeſchäftliche Begründung eines 
Schuldverhältniſſes mit der Maßgabe, daß der Schuldner nur mit 
einem Theile ſeines Vermögens oder gewiſſen zu demſelben gehörenden 
Gegenſtänden hafte, vgl. RG. 12 229. a a 

Einen Anwendungsfall der auf beftimmte Vermögensgegenſtände 
beſchränkten Haftung vgl. § 54 Note 3a. : 2 

J. darüber, daß das Beſtehen oder Nichtbeſtehen gewiſſer Rechtsverhältniſſe, 
das Vorhandenſein gewiſſer Thatſachen 2c. nicht behauptet oder nicht 
beſtritten oder nur in gewiſſer Weiſe bewieſen werden dürfe, vgl. 
Planck § 368 Note 5 b. Wegen Vereinbarungen der Parteien über die 

i Vollſtreckbarkeit eines rechtskräftigen Urtheils vgl. RG. Seuff. 56 214. 

0. 8 96 e (pacta de contrahendo) vgl. Note 2 b zu 

e. Das Strafantragsrecht bei Antragsvergehen als zuläffiger Gegenſtand 
eines Vertrags vgl. RG. 42 60, Seuff. 59 21. 

— = Die Naturalobligationen find als ſolche im BGB. nicht allgemein ge: 

3 t. Ohne daß eine klagbare Verbindlichkeit anerkannt wird, wird eine 

autößeftändige, die Rückforderung wegen ungerechtfertigter Bereicherung 

a. chließende Erfüllung anerkannt: 
ei dem verjährten Anſpruche § 222 Abſ. 2; 

ezüglich des auf Grund von Spiel oder Wette Geleiſteten SS 762 ff.; 
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b. b 


ſchaftlichen Gegenſtandes und über die Aufhebung der Gemeinſchaft Vorbemerkung zum 


zweiten Buch. 


($$ 241 ff.) 


J. Inhalt des Schuld» 
verhältniſſes. 


1. anf der Fläubigerſeite; 


2. auf der Schuldnerſeite. 
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Erſter Abſchnitt. 
Inhalt der Achulduerhältniſſe. 
Erſter Titel. 
Verpflichtung zur Leiſtung. 

8 241. Kraft des Schuldverhältniſſes ift der Gläubiger berech⸗ 
tigt, von dem Schuldner eine Leiſtung zu fordern. Die Leiſtung 
kann auch in einem Unterlaſſen beſtehen. 

242. Der Schuldner iſt verpflichtet, die Leiſtung ſo zu be⸗ 


wirken, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
es erfordern. 


e. bezüglich des als Ehemäklerlohn Geleiſteten § 656; 

d. wenn die Leiſtung einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu 
nehmenden Rückſicht entſprach § 814 (vgl. auch $$ 534, 1446, 1641, 1804, 
2113 Abi. 2, 2205). 

Auf einem anderen Geſichtspunkte beruht der Ausſchluß der Rückforderung 
des auf Grund einer turpis causa Geleifteten § 817, 

7. Uebergangsbeſtimmungen für das Recht der Schuldverhältniſſe: 

a. Allgemeine: EG. Art. 170. 

b. Beſondere: EG. Artt. 171 ff. Dieſelben find bei den einzelnen Schuld⸗ 
verhältniſſen berührt. 

8. Vorſchriften des internationalen Privatrechts über das Recht der 
Schuldverhältniſſe ſind vom BGB. bzw. dem GG. nicht aufgeſtellt. Vgl. im 
übrigen EG. zu Artt. 731. 

9. Begriff der Handelsgeſchäfte. 

HGB. $ 343. Handelsgeschäfte sind alle Geschäfte eines Kaufmanns, 
die zum Betriebe seines Hancdelsgewerbes gehören. 

Die im $ 1 Abs. 2 bezeichneten Geschäfte sind auch dann Handelsgeschäfte, 
wenn sie von einem Kaufmann im Betriebe seines gewöhnlich auf andere Ge- 
schäfte gerichteten Handelsgewerbes geschlossen werden. 

HGB. S 344. Die von einem Kaufmanne vorgenommenen Rechtsgeschäfte 
gelten im Zweifel als zum Betriebe seines Handelsgewerbes gehörig. 

Die von einem Kaufmanne gezeichneten Schuldscheine gelten als im Betriebe 
seines Handelsgewerbes gezeichnet, sofern nicht aus der Urkunde sich das 
Gegentheil ergieht. 

HGB. 5 345. Auf ein Rechtsgeschäft, das für einen der beiden Theile 
ein Handelsgeschäft ist, kommen die Vorschriften über Handelsgeschäfte für 
beide Theile gleichmässig zur Anwendung, soweit nicht aus diesen Vorschriften 
sich ein Anderes ergiebt. 


§ 241. Leiſtung ohne Vermögensintereſſe ſ. Vorb. zu dieſem Buche Note Hen. 


242. 1. Vertra Sauslegung nach Treu und Glauben $$ 133, 157; 
ÖV. § 346, abgedruckt zu 8 33. 

2. Nicht nur die Art der Leiſtung, ſondern das ganze Schuldverhältniß 
unterſteht dem Grundſatze von Treu und Glauben, insbeſondere alſo auch 
die Frage, ob überhaupt zu leiſten ſei (exceptio doli generalis). § 242 erz 
ſtreckt ſich auf alle Schuldverhältniſſe, auch auf die kraft Geſetzes entſtan⸗ 
denen, ſowie auf die Legalſchuldverhältniſſe des Sachen⸗, Familien⸗ und 
Erbrechts. 

3 Die Koſten der Erfüllung hat derjenige, der die Leiſtung zu be⸗ 
wirken hat, zu tragen. Beſondere Koſtenvorſchriften bezüglich der Abnahme 
des Offenbarungseids § 261; der Duittungsleiſtung § 369; des Kaufes 
§§ 448 f.; der Vorlegung § 811. 
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§ 243. Wer eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache ſchuldet, u. 


bat eine Sache von mittlerer Art und Güte zu leiſten. 

Hat der Schuldner das zur Leiſtung einer ſolchen Sache ſeiner⸗ 
ſeits Erforderliche gethan, ſo beſchrankt fih das Schuldverhältniß 
auf dieſe Sache. 

HGB. $ 360. Wird eine nur der Gattung nach bestimmte Waare 
geschuldet, so ist Handelsgut mittlerer Art und Güte zu leisten. 


4. Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte er⸗ 

fordern 3. B., „ ar N 

a. daß der Schuldner, ſoweit möglich, den Gläubiger vor einem Schaden be⸗ 
wahrt, der ihn durch Nichterfüllung ſeiner Verbindlichkeit erwachſen 
könnte. Deshalb hat er die Pflicht der Mittheilung, ſobald etwa ein 
Fall nachträglicher Unmöglichkeit der Erfüllung eintritt, vgl. § 275 Note III, 
Note 1a zu 98 323 ff. OL. 3 8. 

b. daß der Verkäufer eines Rechtes, ſoweit es an ihm liegt, die der Aus⸗ 
übung des verkauften Rechtes entgegenſtehenden Hinderniſſe beſeitigt 
(alſo z. B. die Schranken beſeitigt, welche der Ausübung der mittels 
Kaufvertrags eingeräumten Grunddienſtbarkeit entgegenſtehen, vgl. 
Prot. II S. 52). 

c. daß der Verkäufer eines Geheimniſſes nicht nur dem Käufer das Ge⸗ 
8.8005 mittheilt, ſondern es auch Dritten gegenüber bewahrt (Prot. 11 


§ 243. 1. Die Vorſchrift bezieht fih nur auf Sachen ($ 90), nicht auf 

Dienſte und Rechte; analoge Anwendung des Abj. nicht ausgeſchloſſen. — 

Sonderregelung für das Gattungsvermächtniß § 2155. 

2. (Abſ. 2.) Beſchränkung (Konzentration, Konkretiſtrung) des Schuldver⸗ 

hältniſſes auf eine beſtimmte Sache: 

a. Mit der gemäß Abf. 1 erfolgten Leiſtung (Erfüllung) tritt Erlöſchen 
des Schuldverhältniſſes ein (§ 362), unbeſchadet der aus dem Schuld⸗ 
verhältniſſe ſich etwa ergebenden n (Kauf §§ 480, 
491, 493; Schenkung $ 524 Abſ. 2; Werklieferung § 651). Eine Be⸗ 
ſchränkung des erloſchenen Schuldverhältniſſes auf eine beſtimmte Sache 
und die Anwendbarkeit des Abſ. 2 kommt nicht mehr in Betracht. 

h. Schon vor der Erfüllung hat — entſprechend der Regelung des Gefahr⸗ 
uͤberganges — der Schuldner das zur Leiſtung ſeinerſeits Erforderliche 
gethan und damit das Schuldverhältniß konkretiſirt: 

a. allgemein, wenn der Gläubiger durch Nichtannahme der ange⸗ 
botenen Sache in Annahmeverzug geſetzt ift (SS 293 ff., 300 Abf. 2); 

B. bei Kauf, Werkvertrag und Werklieferung, wenn die Sache 
auf Verlangen des Gläubigers von dem Schuldner zwecks Ueber⸗ 
ſendung an einen anderen Ort als den Erfüllungsort der zur Aus⸗ 
führung der Verſendung beſtimmten Perſon übergeben ift (88 447, 
644 Abſ. 2, 651). 

0 3. Die Wirkung der Beſchränkung des Schuldverhältniſſes auf eine 

eſtimmte Sache ift, daß die Schuld aufhört, Gattungsſchuld zu fein. 

a. Der Schuldner wird bei nunmehr eintretender Unmöglichkeit der Er⸗ 

„füllung gemäß §§ 275—278 befreit; § 279 ift nicht mehr anwendbar. 

5. Der Gläubiger hat Anſpruch auf Leiſtung der beſtimmten Sache; der 
Schuldner kann die einmal angebotene Sache nicht mehr vertauſchen. 
Gegen chikanöſe Ausbeutung dieſer Rechtslage gewähren §§ 242, 226 Schutz. 

4. Gewährleiſtung beim Gattungskaufe vgl. §§ 480, 481. 
5. Für die Zwangsvollſtreckung wegen einer Gattungsſchuld vgl. EPO. 
88 884, 883 A5. gsvollf g weg gsſchuld vg 


Gegenſtand der Leiſtung. 
1. Gattungsſchulo. 
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2. Geldſchuld § 244. Iſt eine in ausländiſcher Währung ausgedrückte Geld⸗ 
a. fal ſchuͤld im Inlande zu zahlen, fo kann die Zahlung in Reichswährung 


erfolgen, es ſei denn, daß Zahlung in ausländiſcher Währung aus⸗ 
drücklich bedungen iſt. 

Die Umrechnung erfolgt nach dem Kurswerthe, der zur Zeit der 
Zahlung für den Zahlungsort maßgebend iſt. 

v. Außer umlauf ge- § 245. Iſt eine Geldſchuld in einer beſtimmten Münzſorte zu 
jeste Münzſorte. zahlen, die fih zur Zeit der Zahlung nicht mehr im Umlaufe be- 
findet, ſo iſt die Zahlung ſo zu leiſten, wie wenn die Münzſorte 
; nicht beftimmt wäre. 
3. Zinsſchuld. § 246. Sft eine Schuld nach Geſetz oder Rechtsgeſchäft zu ver⸗ 
ER zinſen, fo find vier vom Hundert für das Jahr zu entrichten, ſofern 
nicht ein Anderes beſtimmt iſt. 

HGB. $ 352. Die Höhe der gesetzlichen Zinsen, mit Einschluss 
der Verzugszinsen, ist bei beiderseitigen Ilandelsgeschäften fünf vom 
Hundert für das Jahr. Das Gleiche gilt, wenn für eine Schuld aus 
einem solchen Handelsgeschäfte Zinsen ohne Bestimmung des Zinsfusses 
versprochen sind. 

Ist in diesem (esetzbuche die Verpflichtung zur Zahlung von Zinsen 
ohne Bestimmung der Höhe ausgesprochen, so sind darunter Zinsen zu 
fünf vom Hundert für das Jahr zu verstehen. 

HGB. 5 353. Kaufleute unter einander sind berechtigt, für ihre 
Forderungen aus beiderseitigen Handelsgeschäften vom Tage der Fällig- 
keit an Zinsen zu fordern. Zinsen von Zinsen können auf Grund 
dieser Vorschrift nicht gefordert werden. 

HGB. § 354. Wer in Ausübung seines Handelsgewerbes einem 
Anderen Geschäfte besorgt oder Dienste leistet, kann dafür auch ohne 
Verabredung Provision und, wenn es sich um Aufbewahrung handelt, 
Lagergeld nach den an dem Orte üblichen Sätzen fordern. 

Fur Darlehen, Vorschüsse, Auslagen und andere Verwendungen kann 
er vom Tage der Leistung an Zinsen berechnen. 


§ 244. 1. Die Vorſchrift betrifft nur die Geldjchuld als Summen⸗ 
ſchuld, nicht als Speziesſchuld auf Leiſtung individuell beſtimmter Geld⸗ 
ſtücke, wie bei Leihe, depositum regulare, Frachtvertrag; auch nicht die 
Sortenſchuld, welche auf ein beſtimmtes genus (§ 243), z. B. Sieges⸗ 
thaler A ai tft. 3 

2. Reichsgoldwährung: Münzgeſetz v. 9. Juli 1873, 20. April 1874, 6. Ja⸗ 
nuar 1876 (f. 3 283 f; Einthalerſtücke deutſchen Gepräges find bisher weder 
außer Kurs geſetzt noch den Reichs ſilbermünzen gleichgeſtellt und ſomit auch 
etzt noch geſetzliches Zahlungsmittel. Die öſterreichiſchen Vereinsthaler find 
ſeit dem 1. Januar 1901 außer Kurs. RG. v. 28. Februar 1892 (RGBl. 
S. 315) u. Bek. v. 8. November 1900 (RGSBl. S. 1013). 

3. Zahlungsort § 270. Í 

4. Zahlungszeit, Zwiſchenzinſen §§ 271 f., 813 Abſ. 2, 1133, 1217 Abſ. 2. 

§ 245. Die Vorſchrift betrifft nur die Summenſchuld (vgl. § 244 Note 1) 
mit beſtimmter in⸗ oder ausländiſcher Münzſorte, die nicht mehr im Um⸗ 
laufe iſt. In ſolchem Falle iſt § 244 anwendbar. 

8 246. 1. Geſetzliche Zinſen: 

Verzugszinſen § 288 f., Prozeßzinſen § 291; Verzinſung: des Verwen⸗ 
dungsanſpruchs § 256; bei vorbehaltenem Rücktritte § 347; des Kaufgeldes 
§ 451; der Vergütung beim Werkvertrage §641; bei eigenmächtiger Verwendung 
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8 247. Iſt ein höherer Zinsſatz als ſechs vom Hundert für das 
Jahr vereinbart, ſo kann der Schuldner nach dem Ablaufe von ſechs 
Monaten das Kapital unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von 
ſechs Monaten kündigen. Das Kündigungsrecht kann nicht durch 
Vertrag ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. 

Dieſe Vorſchriften gelten nicht für Schuldverſchreibun gen auf den 
Inhaber. 

§ 248. Eine im voraus getroffene Vereinbarung, daß fällige 
Zinſen wieder Zinſen tragen ſollen, iſt nichtig. 

Sparkaſſen, Kreditanſtalten und Inhaber von Bankgeſchäften können 
im voraus vereinbaren, daß nicht erhobene Zinſen von Einlagen als 
neue verzinsliche Einlagen gelten follen. Kreditanſtalten, die berech⸗ 
tigt ſind, für den Betrag der von ihnen gewährten Darlehen ver⸗ 
zinsliche Schuldverſchreibungen auf den Inhaber auszugeben, können 
— —— 
von Geld durch den Beauftragten § 668, den Verwahrer § 698, den Vor⸗ 
mund § 1834; des Bereicherungsanſpruchs §§ 819 f.; der Erſatzſchuld für 
den Werth einer durch unerlaubte Handlung entzogenen Sache § 849; des 
Meiſtgebots Zw. § 49. 

2. Aufhören des Zinſenlaufs: bei Gläubigerverzug § 301; bei Hinter- 
legung zwecks Erfüllung § 379. — Durch die Eröffnung des Konkurſes über 
das Vermögen des Schuldners wird der Zinſenlauf nicht beendigt. Die 
von der Eröffnung des Verfahrens ab laufenden Zinſen können nur nicht 
im Konkursverfahren geltend gemacht werden, KO. § 63. 

3. Zinſentermine beim Darlehen $ 608. 

4. Verjährung der Zinsrückſtände SS 197, 223 Abſ. 2, 224. 

5. Die Zinſenforderung gehört zum Beſtande der Haupt⸗ 
forderung! Bürgſchaft § 767, Hypothek 8 1118; Pfandbeſtellung $ 1210; 
Schiffspfandrecht § 1264. — Nießbrauch an einer auf Zinſen ausftehenden 
Forderung 88 1076—1079. Rang der Zinzforderung bei der Immobiliar⸗ 
zwangsvollſtreckung vgl. Zw. § 10 (vor § 879), im Konkurſe KD. §§ 62 f. 

6. Wechſelſchulden find mit 6 pCt. zu verzinſen WO. Artt. 50 f. 

7. Kontokurrentzinſen: HGB. § 355 f. Borb. vor $ 387. 

8. Geſetzl. Zinſen in den Konſulargerichtsbarkeitsbezirken vgl. Konjulars 
en. v. 7. April 1900 $ 33 und VO. v. 25. Oktober 1900 Art. 3 (3 

‚ 301). 

9. Landesgeſetzgebung. P 

Daß der geſetzliche Zinsfuß 4 pCt. beträgt, auch wenn in Geltung ge- 
bliebene Geſetze eine höhere Verzinſung vorſchreiben, ift beſtimmt in: 


Preussen | AG. z. BGB. Art. 10. S.-Kob-G. | AG. z. BOB. Art. 12. 
Bayern | Uebergbeit. Art. 3. | Anhalt | AG. z. BGB. Art 12. 
Sachsen | AS. z. BGB. $ 3. Schw.-Rd. | AG. z. BGB. Art. 25. 
essen AG. z. BSB. Art. 269. Reuss ä. L. | AG. z. BGB. § 24. 
S-Weim. | AG. z. BGB. J 27. | Reuss j. L. | NG. z. BGB. § 23. 
Birkenfeld | AG. z. BGB. § 2. Lübeck AG. z. BGB. § 23. 
Jraunsch. AG. z. BOB. § 20. Bremen | AG. z. BGB. § 10. 
S.-Altenb. | AG. z. BB. $21. | Els.-ZLothr. | AG. z. BGB. $ 9. 


E 247. 1. Die Kündigungsbefugniß tritt ſechs Monate nach Beginn der 
höheren Verzinſung ein; § 247 gilt auch für das Handelsrecht. EG. Art. 39 
hebt das durch § 247 erſetzte Rc. v. 14. November 1867 auf. 
= Wuchergeſetz vom 24. Mai 1880 (RGB. S. 109) 19. Juni 1893 (RGB. 
. 1970 in der Faſſung des Art. 47 d. CO. vgl. zu Art. 47. 5 
3. Für die Konfulargerichtsbezirke vgl. Konſulargerichts bc. v. 7. April 1900 
§ 33 und BO. v. 25. Oktober 1900 Ark. 3 (3 291, 301). 


b. Kündigungsrecht 
des Schuldners. 


c Zinſeszinſen. 
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ſich bei ſolchen Darlehen die Verzinſung rückſtändiger Zinſen im 
voraus verſprechen laſſen. 
4. Schadenserſatpflicht. § 249. Wer zum Schadenserſatze verpflichtet ift, hat den Zu: 


n berherſſelung. ſtand herzuſtellen, der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze ver- 


b. Anſpruch auf Geld- pflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre. Ift wegen Verletzung 
entſchüdigung. einer Perſon oder wegen Beſchädigung einer Sache Schadenserſatz 
zu leiſten, ſo kann der Gläubiger ſtatt der Herſtellung den dazu er⸗ 

forderlichen Geldbetrag verlangen. 


248. 1. Die nachträgliche Vereinbarung der Verzinſung von Zins⸗ 
rücftänden ift nicht verboten. 

2. Vereinbarung von Zinſeszinſen liegt nur vor, wenn der rückſtändige 
Zinsbetrag als neues zu verzinſendes Kapital behandelt wird; Zinserhöhung 
ern Fall nicht pünktlicher Zinszahlung ift keine Zinſeszinsabrede. RG. 
3. Amortiſationsbeträge ſind keine Zinſen, ſondern Kapitaltheilzahlungen 

vgl. $ 197: Gleichſtellung mit den Zinſen nur für die Verjährung. Wegen 
der rechtlichen Natur der Amortiſationsbeiträge bei den Amortiſations⸗ 
21 15 landſchaftlichen und ritterſchaftlichen Kreditanſtalten vgl. KG. 
20 A. 206. 

4. Keine Verzugszinſen von Zinſen § 289. 

5. Kontokurrenkzinſen HGB. § 355. Titelvorb. vor § 387 Note 6. 

6. Landesgeſetzgebung über öffentliche Sparkaſſen EG. Art. 99. 

Vorbemerkung zu 1. §§ 249—255 find anwendbar bei kontraktlicher und außerkontraktlicher 
98 219-255. | Schadenszufügung, gleichgültig ob die Schadenserſatzpflicht Verſchulden vor⸗ 
ausſetzt oder nicht, insbeſondere auch auf die Schadenserſatzpflicht, welche 
durch den Gebrauch eines außerordentlichen Rechtsbehelfs (vorläufige Voll⸗ 
ſtreckbarkeit, Vollſtreckung eines Vorbehaltsurtheils, Arreſt); gemaß CPD. 
§§ 302, 600, 717, 945 begründet wird. Als Sondervorſchriften kommen in 
Betracht § 557 (Vorenthaltung d. Miethſache durch den Miether nach bez 
endeter Miethe), ferner die die Entſchädigung in Rentenform feſtſetzenden 
Vorſchriften §§ 843, 912, 917. 

2. Aktivlegitimation des Sachbeſitzers zur Geltendmachung des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs wegen Sachbeſchädigung § 1006; Legitimation des Sach⸗ 
beſitzers zur Empfangnahme des Schadenserſatzes § 851. 

3. Freie Beweiswürdigung des Gerichts hinſichtlich des Vorhandenſeins und 
der Höhe eines Schadens CPO. § 287. Ueber die Vertheilung der Erſatz⸗ 
pflicht unter mehrere, nicht als Geſammtſchuldner (vgl. § 420 Note 4 a) 
haftende Erſatzpflichtige gemäß CPO. § 287 RG. Seuff. 56 294. 

4. Unzuläſſigkeit der Klage auf Schadenserſatz unter Vorbehalt der Feſt⸗ 
ſtellung des Schadensbetrags in einem beſonderen Verfahren RG. 21 382 
(PlenarEntſch.), 23 347, IW. 1897 S. 3672, 1900 S. 6565, 

5. Ueber das Verhältniß des Schadenserſatzanſpruchs zu dem Anſpruch 
aus der Geſchäftsführung ohne Auftrag, wenn der Geſchäftsführer wiſſentlich 
ein fremdes Geſchäft als ſein eigenes geführt hat, z. B. durch widerrechtliche 
gewerbliche Verwerthung eines einem Anderen patentirten Verfahrens, Ver⸗ 
anſtaltung eines Nachdrucks zc. vgl. zu § 687 Note II. 

§ 249. 1. Der Grundſatz der Wiederherſtellung (Schadensbeſeltigung) 
iſt abgeſchwächt: 

a. zu Gunſten des Gläubigers § 249 S. 2, § 250; 
b. zu Gunſten des Schuldners § 251 Abſ. 2. 

2. Wegen des Kauſalzuſammenhanges vgl. § 287 Note 2. RG. 10 50, 
13 66, 17 47, 29 120, 139. Ueber die Anwendbarkeit von CPD. § 287 auf 
die Beurtheilung des Kauſalzuſammenhanges vgl. RG. 6 357, 9 418, 10 65. 

3. Schadensklage aus fremdem Intereſſe vgl. § 664 Note 20. 

4. Ausübung des Wahlrechts vgl. § 262 Note 1. 
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§ 250. Der Gläubiger kann dem Erſatzpflichtigen zur Herſtellung 
eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmen, daß er die Her⸗ 
ſtellung nach dem Ablaufe der Friſt ablehne. Nach dem Ablaufe 
der Friſt kann der Gläubiger den Erſatz in Geld verlangen, wenn 
nicht die Herſtellung rechtzeitig erfolgt; der Anſpruch auf die Her⸗ 
ſtellung iſt ausgeſchloſſen. i 

§ 251. Soweit die Herſtellung nicht möglich oder zur Ent: 
ſchaͤdigung des Gläubigers nicht genügend ift, hat der Erſatzpflichtige 
den Gläubiger in Geld zu entſchädigen. 

Der Erſatzpflichtige kann den Gläubiger in Geld entſchädigen, 
wenn die Herſtellung nur mit unverhältnißmäßigen Aufwendungen 
möglich iſt. 

§ 252. Der zu erſetzende Schaden umfaßt auch den entgangenen 
Gewinn. Als entgangen gilt der Gewinn, welcher nach dem gewöhn⸗ 
lichen Laufe der Dinge oder nach den beſonderen Umſtänden, ins⸗ 
beſondere nach den getroffenen Anſtalten und Vorkehrungen, mit 
Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte. 


§ 250. Wegen der Friſtſetzung vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4. 
Gelderſatz bei Nichtleiſtung des rechtskräftig zur Wiederherſtellung verurtheilten 
Schuldners § 283, CPO. $ 893. 

§ 251. 1. Entſcheidend ift, ob die Herſtellung des früheren Zuſtandes 
objektiv unmöglich ift (vgl. § 275 Note II). Auch auf die Herſtellungs⸗ 
pflicht findet der Grundſatz von Treu und Glauben ($ 242) Anwendung. 

2. Ob und inwieweit die ausgebeſſerte Sache Erſatz für die unverſehrte 
Sache bietet, iſt Thatfrage. 

3. Die Geldentſchädigung geht regelmäßig auf Kapitalabfindung; aus⸗ 
nahmsweiſe auf Rentenzahlung: $$ 843—845 Körperverletzung und Tödtung 
des Ernährers, $$ 912 ff. Ueberbau, § 917 Nothweg. 

4. Anrechnung der Draufgabe § 338. Zuſammentreffen von Vertrags⸗ 
ſtrafe und Schadenserſatzanſpruch SS 340 ff. 

5. (Abſ. 2.) Vgl. § 633 Abſ. 2 S. 2. Bleibt Kläger gegenüber der begründe⸗ 
ten Einrede des Beklagten bei ſeinem Antrag auf Wiederherſtellung, ſo erfolgt 

bweiſung gemäß CWD. $ 308 (RG. IW. 1890 S. 25 Nr. 5). Aenderung des 
urſprünglichen Antrags auf Wiederherſtellung in einen ſolchen auf Geldent⸗ 
0 ädigung iſt keine unzuläſſige Klageänderung (CPO. $ 268 3. 3), wenn 

er Beklagte ſich erſt nach Klageerhebung auf Abſ. 2 beruft. 

.$ 252. 1. Der Schadenserſatzanſpruch geht auf das volle Intereſſe, 
einſchließlich des Werthes, welchen der Gegenſtand über den gemeinen Per: 

ehrswerth hinaus nach den beſonderen Umſtänden für den Gläubiger hat 
und einſchließlich des entgangenen Gewinns. Beſtritten iſt die Bedeutung 
ves zweiten Satzes des § 252, ob nämlich in demſelben eine Einſchränkung 
des zu berückſichtigenden entgangenen Gewinns zu ſehen iſt, wie wenn der 
ab lautete: Als entgangen gilt nur der Gewinn, welcher nach dem ge- 
deen Sen Laufe der Dinge ꝛc. erwartet werden konnte, oder aber, ob durch 
955 en Sat eine Beweiserleichterung für den Beſchädigten geſchaffen wird 
a daß ſchon der Gewinn als entgangen gilt, welcher nach dem gewöhn⸗ 
pien Laufe der Dinge ꝛc. mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden fonnte, ſo 
1 alſo der Nachweis voller Gewißheit, daß der Gewinn gezogen ſein 
de, entbehrlich fei (vgl. OLG. 4 214). Dem Geſetze ſcheint am meiſten 

Ne Vereinigung dieſer beiden Auslegungen zu entſprechen dahin, daß zur 
fodründung des Schadenserſatzanſpruchs wegen entgangenen Gewinns er⸗ 
N tberli und genügend iſt, wenn dargethan wird, daß der Gewinn 
zur Zeit des die Schadenserſatzpflicht begründenden Umſtandes) nach dem 


c. Umfang des Scha 
denserſatzes. 
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d. Nichtvermögens⸗ § 253. Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, 
rechtlicher Schaden. ann Entſchädigung in Geld nur in den durch das Geſetz beſtimmten 
Fallen gefordert werden. 
e. Mitschuld des Bee § 254. Hat bei der Entſtehung des Schadens ein Verſchulden 
* des Beſchädigten mitgewirkt, fo hängt die Verpflichtung zum Erſatze 
ſowie der Umfang des zu leiſtenden Erſatzes von den Umſtänden, 
insbeſondere davon ab, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem 
einen oder dem anderen Theile verurſacht worden iſt. 
Dies gilt auch dann, wenn ſich das Verſchulden des Beſchädigten 
darauf beſchränkt, daß er unterlaſſen hat, den Schuldner auf die 
Gefahr eines ungewöhnlich hohen Schadens aufmerkſam zu machen, 
die der Schuldner weder kannte noch kennen mußte, oder daß er 
unterlaſſen hat, den Schaden abzuwenden oder zu mindern. Die 
Vorſchrift des § 278 findet entſprechende Anwendung. 


gewöhnlichem Laufe der Dinge oder nach den beſonderen Umſtänden mit 
Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte. Selbſtverſtändlich tann der 
Schadenserſatzpflichtige ſich darauf berufen, daß der zwar mit Wahrſcheinlich⸗ 
keit erwartete Gewinn dennoch aus anderweiten von ihm nicht zu vertreten⸗ 
den Gründen unterblieben wäre, ſo daß alſo der die Schadenserſatzpflicht be⸗ 
gründende Umſtand nicht als Urſache für das Entgehen des Gewinns an⸗ 
zuſehen iſt (vgl. § 249 Note 2 u. § 287 Note 2). — Schadenserſatzanſpruch 
des Verkäufers, dem in Folge von Vorſpiegelungen des Käufers ein Mehr⸗ 
verdienſt entgangen ift RG. 49 51. — Der Käufer, dem falſche Angaben über 
den Miethertrag des verkauften Hauſes gemacht find, kann als Schadens: 
erſatz die Differenz zwiſchen dem bewilligten und dem bei Kenntniß des 
e zu bewilligenden niedrigeren Kaufpreiſe fordern. RG. Gruchot 
€ 9 — 

2. Auch die nicht voraus zuſehenden Folgen ſeines Verhaltens hat 
der Erſatzpflichtige zu vertreten, es ſei denn, daß gegen den Veſchädigten 
8 254 Abſ. 2 Anwendung findet. 

3. Compensatio lucri et damni (Mot. II S. 18 und 608). Vgl. ferner 
RG. 13 264 f., 10 50, 17 47 ff., 40 176. 

4. Der Gewinn, den der widerrechtlich Handelnde aus ſeiner Handlung 
gezogen hat, kann als Theil des zu erſetzenden Schadens in Betracht kommen; 
vgl. für Patentverletzung RG. 46 17 f., vgl. hierzu § 687 Note II. — Ein 
Anſpruch auf Rechnungslegung über den von dem Schadenserſatzpflichtigen 
gezogenen Gewinn wird nicht anerkannt in NG. 47 102. 

§ 253. 1. Das Affektionsintereſſe oder der Werth der beſonderen 
Vorliebe ift demnach nicht zu berückſichtigen. ’ 

2. Schadenserſatz wegen nichtvermögensrechtlichen Schadens, 
a. Geldentſchädigung iſt vorgeſehen bei np £ 

a. Körper: und Gejundheitäverlegung, Freiheitsentziehung, Sittlichkeits⸗ 
delikt gegen eine Frauensperſon ſowie bei qualifizirter Verführung 
einer ſolchen zur Beiſchlafsvollziehung § 847; 

6. Deflorationsanſpruch der unbeſcholtenen Braut § 1300. 

b. Schadensbeſeitigung, ſoweit möglich, kann ſtets gefordert werden z. B. 
durch Widerruf oder Ehrenerklärung im Falle der Beleidigung. 

3. Vertragsſtrafe zur Sicherung eines nicht vermögensrechtlichen An⸗ 
ſpruchs (vgl. $ 343 Abſ. 1). 

4. Die reichsgeſetzlichen Vorſchriften über die Buße werden durch § 253 
nicht berührt. Vgl. Titelvorb. vor § 823 Note G. II I, 2 

§ 254. 1. Der Vertheilungsmaßſtab für die Tragung des Schadens 
iſt nicht die Schwere des Verſchuldens, ſondern der urſächliche Antheil an 
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§ 255. Wer für den Verluſt einer Sache oder eines Rechtes 
Schadenserſatz zu leiſten hat, iſt zum Erſatze nur gegen Abtretung 
der Anſprüche verpflichtet, die dem Erſatzberechtigten auf Grund des 
Eigenthums an der Sache oder auf Grund des Rechtes gegen 
Dritte zuſtehen. 

§ 256. Wer zum Erſatze von Aufwendungen verpflichtet iſt, hat 
den aufgewendeten Betrag oder, wenn andere Gegenſtände als Geld 
aufgewendet worden ſind, den als Erſatz ihres Werthes zu zahlenden 
Betrag von der Zeit der Aufwendung an zu verzinſen. Sind Auf⸗ 
wendungen auf einen Gegenſtand gemacht worden, der dem Erſatz⸗ 
pflichtigen herauszugeben iſt, ſo ſind Zinſen für die Zeit, für welche 
dem Erſatzberechtigten die Nutzungen oder die Früchte des Gegen⸗ 
ſtandes ohne Vergütung verbleiben, nicht zu entrichten. 

§ 257. Wer berechtigt iſt, Erſatz für Aufwendungen zu ver⸗ 
langen, die er für einen beftimmten Zweck macht, kann, wenn er 
für dieſen Zweck eine Verbindlichkeit eingeht, Befreiung von der 
Verbindlichkeit verlangen. Iſt die Verbindlichkeit noch nicht fällig, 
fo kann ihm der Erſatzpflichtige, ftatt ihn zu befreien, Sicherheit leiften. 


der Schädigung. Auch gegenüber Schadenshaftungen, die unabhängig von 
einem Verſchulden des Schadenserſatzpflichtigen find (z. B. § 833 ff.), findet 
§ 254 Anwendung. Vgl. RG. JW. 1902 Beil. S. 234. 

2. Mitwirkung eines von dem Beſchädigten zu vertretenden — eigenen oder 
fremden — Verſchuldens ift einzuwenden. Panga für fremdes Verſchulden 
9.278. Erforderniß der Zurechnungsfähigkeit $$ 276, 827, 828, 278. RG. 
37 155 ff., 159; JW. 1902 Beil. S. 234. 

3. Anwendbarkeit des § 254 gegenüber einem dem mittelbar Geſchä⸗ 
digten zuſtehenden Erſatzanſpruche bei Mitſchuld des unmittelbar Ver⸗ 
letzten iſt in $ 846 (Erſatzanſpruch des Unterhaltsberechtigten wegen Tödtung 
oder Körperverletzung des Ernährers) anerkannt. 

Ausnahmen von der Regel des § 254. 
a. Nur böswillige Unterlaſſung der Verwendung der eigenen Arbeitskraft 
wird als Mitſchuld berückſichtigt in §§ 324, 615. 
„Vollſtändige Ausſchließung der Haftung des Beamten, wenn die Mit⸗ 
ſchuld des Verletzten in dem Nichtgebrauch eines Rechtsmittels beſteht § 839. 

§ 255. 1. Der Abtretungsanſpruch begründet für den Schadenserſatz⸗ 
pflichtigen die Einrede des Jurückbehaltungsrechts aus $ 273. 

2. In 8 255 wird die Abtretbarkeit des in einem dinglichen Rechte ſich 
gründenden Anſpruchs anerkannt (Ceſſibilität der Vindikation); vgl. auch zu 
$ 398 Note 3b. Vgl. zur Auslegung des § 255 N.G. JW. 1902 Beil. ©. 245. 


Für den Anſpruch auf Erſatz von Aufwendungen ergeben ſich folgende 


Gru en: 
i Gruppe A. 
yE Der Beauftragte hat einen Erſatzanſpruch wegen der zum Zwecke der 
nuftragsausführung gemachten Aufwendungen, die er den Umſtänden 
ach für erforderlich halten darf. § 670. 
II. Entſprechend geregelte Verwendungsanſprüche: 
1. des Vorſtandes der juriſtiſchen 4. des Finders § 970; 
Perſon § 27 Abſ. 3; 5. des Ehemanns bei gej. Güter⸗ 
des Verkäufers wegen nothwen⸗ ſtande §§ 1390, 1421; 
diger Aufwendungen nach Gefahr- 6. des Vaters SS 1648, 1663; 
P übergang § 450 (vgl. B. II. I); 7. des Vormundes $ 1835; 
des Verwahrers $ 693; 8. des Erben bei Nachlaßverwaltung 


1 


f. Dem Erſatzpflichti⸗ 
gen abzutretende 
Anſprilche. 


5. Erſatzpflicht wegen 
Aufwendungen. 


Zu 86 256, 257. 


88 256, 257. 
Erſatzpflicht wegen 
Aufwendungen. 
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oder Nachl.⸗Konk. wegen Verwen⸗ der von ihm zu tragenden ge: 

dungen nach Annahme der Erb⸗ wöhnlichen Erhaltungs⸗ 

ſchaft §$ 1978, 1991 (vgl. B. II. 6)) koſten, welche er für erforderlich 

9. des Vorerben wegen anderer als halten darf § 2124 (vgl. B. II. 7). 

Gruppe B. 

J. Der Geſchäftsführer ohne Auftrag hat den Erſatzanſpruch wegen Auf⸗ 
wendungen wie ein Beauftragter (wgl. A. I), wenn die Geſchäfts⸗ 
führung entweder 

1. dem Intereſſe und dem wirklichen oder muthmaßlichen Willen des 
Geſchäftsherrn entſpricht, $ 683, oder 

2. die im öffentlichen Intereſſe liegende Erfüllung einer Verpflichtung oder 
die Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltspflicht des Geſchäftsherrn bez 
trifft, §§ 683, 679, oder 

3. von dem Geſchäftsherrn genehmigt iſt, § 684. 

Einwendung in allen Fällen: Mangel der Abſicht, den Geſchäfts⸗ 
herrn zu verpflichten, $ 685. — Wegen des dem Geſchäftsführer zu⸗ 
ſtehenden Bereicherungsanſpruchs vgl. § 684. 

II. Entſprechend geregelte Verwendungsanſprüche: 

1. des Verkäufers wegen anderer als der zu A. II. 2 bezeichneten Verwen⸗ 
dungen § 450 Abſ. 2; 

2. des Miethers oder Pächters — mit Ausnahme der nothwendigen und 
der ſeitens des Vermiethers verzögerten, von dieſem unbeſchränkt zu 
erſetzenden Aufwendungen $$ 547, 538, 581; wegen der Koſten der Be: 
ſtellung eines landwirthſchaftlichen Grundſtücks § 592; 

3. des Entleihers mit Ausnahme der von ihm zu tragenden gewöhn⸗ 
lichen Erhaltungskoſten § 601; 

4. des Nießbrauchers wegen der Verwendungen, zu denen er auf Grund 
des Nießbrauchs nicht vg ift §§ 1049, 1041 ff., 1055; 

5. des Pfandgläubigers $ 1216; 

6. des Erben bei Nachlaßverwaltung und Nachl.⸗ Konkurs wegen Verwen⸗ 
dungen vor der Annahme der Erbſchaft §§ 1978, 1991 (vgl. A. II. 8); 

7. des Vorerben wegen anderer als der zu A. II. 9 bezeichneten Verwen⸗ 
dungen §§ 2125, 2130. 

Gruppe C. 

J. Anſpruch des Beſitzers gegen den Eigenthümer wegen Verwendungen. 

1. vor Rechtshängigkeit und während der Gutgläubigkeit ge⸗ 
machte Verwendungen. 

a) die nothwendigen ($ 995) Verwendungen ſind zu erſetzen; in⸗ 
deß ſind für die Zeit, für welche dem Beſitzer die Nutzungen ver⸗ 
bleiben, nicht zu erſetzen: 

a. die gewöhnlichen Erhaltungskoſten, § 994; 

B. die Aufwendungen zur Beftreitung von Laſten der Sache, mit 
Ausnahme derjenigen, welche als auf den Stammwerth der Sache 
gelegt anzuſehen find, $ 995; 

b) andere als nothwendige Verwendungen find nur nach Map- 
gabe der Wertherhöhung zur Zeit der Wiedererlangung der Sache 
durch den Eigenthumer zu erſetzen, § 996; 

2. nach Rechts hängigkeit oder während Schlechtgläubigkeit gez 
machte Verwendungen. 

a) nothwendige Verwendungen ſind zu erſetzen wie bei Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag (vgl. B. 1), § 994 Abſ. 2; 

b) andere als nothwendige Verwendungen können nicht erſetzt 
verlangt werden, § 996; 

3. Sonderregelung für die Herausgabe landwirthſchaftlicher Grund⸗ 
ſtücke, § 998. 

II. Entſprechend geregelte Verwendungsanſprüche: 

1. 8.850, Herausgabe einer widerrechtlich entzogenen Sache Verpflichteten 
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§ 258. Wer berechtigt ift, von einer Sache, die er einem An⸗ 
deren herauszugeben hat, eine Einrichtung wegzunehmen, hat im 
Falle der Wegnahme die Sache auf ſeine Koſten in den vorigen 
Stand zu ſetzen. Erlangt der Andere den Beſitz der Sache, ſo iſt 
er verpflichtet, die Wegnahme der Einrichtung zu geſtatten; er kann 
die Geſtattung verweigern, bis ihm für den mit der Wegnahme ver⸗ 
bundenen Schaden Sicherheit geleiſtet wird. 

§ 259. Wer verpflichtet ilt, über eine mit Einnahmen oder Aus⸗ 
gaben verbundene Verwaltung Rechenſchaft abzulegen, hat dem Be⸗ 
rechtigten eine die geordnete Zuſammenſtellung der Einnahmen oder 
der Ausgaben enthaltende Rechnung mitzutheilen und, ſoweit Belege 
ertheilt zu werden pflegen, Belege vorzulegen. 

Beſteht Grund zu der Annahme, daß die in der Rechnung ent⸗ 
haltenen Angaben über die Einnahmen nicht mit der erforderlichen 
Sorgfalt gemacht worden ſind, ſo hat der Verpflichtete auf Verlangen 
den Offenbarungseid dahin zu leiſten: 


2. des Beſchwerten bezüglich der nach dem Erbfalle auf die beſtimmte zur 
Erbſchaft gehörende Vermächtnißſache gemachten Verwendungen $ 2185. 
3. Der dem Beſitzer von der Rechtshängigkeit ab zuſtehende Verwendungs⸗ 
anſpruch (I. 2) iſt übernommen auf die Verwendungsanſprüche 
a) des zur Herausgabe einer Sache überhaupt Verpflichteten wegen Ver⸗ 
wendungen nach Rechtshängigkeit (ſubſidiär) § 292; 
p) beim Rücktritte vom Vertrag (§ 347) und bei den im Anſchluſſe hieran 
geregelten Fällen, insbeſondere alſo bei der Wandelung ($ 467); 
c) des Erbſchaftsbeſitzers von dem Zeitpunkte der Rechtshängigteit des Erb⸗ 
ſchaftsanſpruchs oder dem Eintritte der Schlechtgläubigkeit ab § 2023. 
Gruppe D. 
d Beſondere Fälle: Aufwendungen des Schuldners in Folge Verzugs 
es Gläubigers § 304; — des Wiederverkäufers § 500; — des Beſchenkten 
zur Vollziehung der Auflage § 526; — des Pächters wegen der Beſtellungs⸗ 
often § 592; — des Beſtellers zur Beſeitigung von Mängeln des Werkes 
bei Verzug des Unternehmers § 633 Abſ. 3; — des Mäklers § 652; — des 
Ehemanns bei Gütergemeinſchaft $ 1466; — des gutgläubigen Erbſchafts⸗ 
beſtzers § 2022; — des Erbſchaftsderkaufers § 2381. 
8 256. 1. Zinſen § 246; Nutzungen $ 100; Früchte § 99. 
2. Dienfte als Aufwendungen vgl. § 1835 Abſ. 2 gegenüber §§ 1390, 
1648; vgl. ferner § 346 S. 2, § 670 Note 7. 
3. Zurückbehaltungsrecht wegen Verwendungen § 273 Abſ. 2. — Abſonde⸗ 
rungsrecht im Konkurſe KO. § 49 Nr. 3. 
§ 257. 1. Vollſtreckung des Anſpruchs auf Befreiung vgl. NG. 18 435. 
98 25 5 Befreiung mittelſt Schuldübernahme §§ 414 f. — Sicherheitsleiſtung 
§ 258. 1. Das Wegnahmerecht ſteht zu: 
a unbeſchränkt 
dem Wiederverkäufer § 500, dem Miether § 547, dem Pächter § 581, dem 
Entleiher § 601, dem Nießbraucher § 1049, dem Pfandgläubiger § 1216, 
b em Vorerben § 2125; 

; beſchränkt (kein Wegnahmerecht, wenn die Abtrennung für den bis⸗ 
herigen Beſitzer nutzlos iſt, oder wenn ihm der Werth erſetzt wird, den 
der Beſtandtheil nach der Abtrennung haben würde) 2 

dem Beſitzer § 997 und bei ſonſtiger Verbindung außerhalb der Fälle 

„ zu a 8951 Abſ. 2. 

2. Sicherheitsleiſtung 58 232 ff.; Zurückbehaltungsrecht §§ 273 ff. 


6. Anſpruch auf Weg⸗ 
nahme einer Einrich⸗ 
tung. 


„Rechenſchafts⸗, Aus⸗ 
kunfts⸗, Offen ba⸗ 
rungspflicht. 

a. Rechenſchaftsab⸗ 

legung. 


b. Auskunftsertheilung 
über einen Vermö⸗ 


gensbeſtand. 


0. Leiſtung des Offen: 
barungseids. 
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daß er nach beſtem Wiſſen die Einnahmen ſo vollſtändig ange⸗ 

geben habe, als er dazu im Stande ſei. 

In Angelegenheiten von geringer Bedeutung beſteht eine Verpflich⸗ 
tung zur Leiſtung des Offenbarungseids nicht. 

§ 260. Wer verpflichtet ift, einen Inbegriff von Gegenſtänden 
herauszugeben oder über den Beſtand eines ſolchen Inbegriffs Mus- 
kunft zu ertheilen, hat dem Berechtigten ein Verzeichniß des Beſtan⸗ 
des vorzulegen. 

Beſteht Grund zu der Annahme, daß das Verzeichniß nicht mit 
der erforderlichen Sorgfalt aufgeſtellt worden iſt, ſo hat der Ver⸗ 
pflichtete auf Verlangen den Offenbarungseid dahin zu leiſten: 

daß er nach beſtem Wiſſen den Beſtand ſo vollſtändig angegeben 

habe, als er dazu im Stande ſei. 

Die Vorſchrift des § 259 Abſ. 3 findet Anwendung. 

§ 261. Der Offenbarungseid ift, ſofern er nicht vor dem Prozeß⸗ 
gerichte zu leiſten iſt, vor dem Amtsgerichte des Ortes zu leiſten, 
an welchem die Verpflichtung zur Nechnungslegung oder zur Vor⸗ 
legung des Verzeichniſſes zu erfüllen ift. Hat der Verpflichtete ſeinen 
Wohnſitz oder ſeinen Aufenthalt im Inlande, ſo kann er den Eid 
vor dem Amtsgerichte des Wohnſitzes oder des Aufenthaltsorts leiſten. 


8 259. 1. Rechenſchaftspflicht des Beauftragten 8.666 (des Vorſtandes 
einer juriſtiſchen Perſon §§ 27, 48, 86; des geſchäftsführenden Geſellſchafters 
§ 713); des Geſchäftsführers §§ 681, 687 Abſ. 2; des Geſellſchafters gegen⸗ 
über dem ausgeſchiedenen Geſellſchafter § 740; des Nutzungspfandgläubigers 
§ 1214; des Ehemanns nach Beendigung des geſetzlichen Güterſtandes 
X 1421, der Fahrnißgemeinſchaft § 1546; des Vaters nach beendeter Ber- 
mögensverwaltung § 1681; des Vormundes 88 1840 ff. (vgl. $ 1840 Note 2), 
1890, des Erben gegenüber den Nachlaßgläubigern § 1978; des Vorerben 
§ 2130; des Teſtamentsvollſtreckers § 2218; des gerichtlich beſtellten Ver⸗ 
walters Zw. § 154. 

2. Der Offenbarungseid erſtreckt ſich nur auf die Einnahmen. Das 
Vorhandenſein eines Grundes zur Annahme mangelhafter Eintragung gehört 
zur Begründung des Anſpruchs. 

3. Nicht anwendbar iſt § 259 in den beſonders geregelten Fällen der 
väterlichen und vormundſchaftlichen Verzeichnißpflicht §§ 1640, 1667, 1802; 
der Auskunftspflicht des Hausgenoſſen des Erblaſſers $ 2028. 

4. Keine geſetzliche Rechenſchaftspflicht des Ehemanns wegen der 
ihm von der Ehefrau bei Gütertrennung ($ 1430), ſowie des Vaters wegen 
der ihm von dem volljährigen, im elterlichen Hauſe verbliebenen Kinde 
überlaſſenen Vermögensverwaltung 8 1619. 


§ 260. 1. Her ausgabepflicht. Zu den Fällen des § 259 Note 1 treten 
insbeſondere hinzu die Herausgabepflicht des Beſitzers gegenüber dem Eigen⸗ 
thümer § 987; des Erben, welcher die Abzugseinrede außerhalb des Falles 
der Nachlaßverwaltung macht § 1990; des Erbſchaftsbeſitzers gegenüber dem 
Erbſchaftsanſpruche § 2018; des Erbſchaftsverkäufers § 2374 u. a. 

2. Auskunftspflicht. Zu den Fällen des § 259 Note 1 treten insbeſondere 
hinzu: die Auskunftspflicht des Erbſchaftsbeſitzers § 2027; des ausgleichungs⸗ 
pflichtigen Miterben § 2057; des Vorerben § 2127; des Erben gegenüber 
dem Pflichttheilsberechtigten § 2314; des Beſitzers eines unrichtigen Erb: 
ſcheins gegenüber dem Erben § 2362 u. a. 

3. Inbegriff von Gegenſtänden vgl. zu § 90 Note III. 4. 
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Das Gericht kann eine den Umſtänden entſprechende Aenderung 
der Eidesnorm beſchließen. 

Die Koſten der Abnahme des Eides hat derjenige zu tragen, 
welcher die Leiſtung des Eides verlangt. 

§ 262. Werden mehrere Leiſtungen in der Weiſe geſchuldet, 
daß nur die eine oder die andere zu bewirken iſt, ſo ſteht das Wahl⸗ 
recht im Zweifel dem Schuldner zu. 


$ 261. 1. Durch Satz 2 wird die ſelbſtändige Zuſtändigkeit des Gerichts 
des Wohnſitzes bzw. des Aufenthaltsorts begründet; die erforderlichen An⸗ 
träge ſind unmittelbar an dieſes Gericht zu richten. Das Verhältniß iſt 
nicht etwa derart, daß Satz 2 die nach Sag 1 begründete Zuſtändigkeit uns 
berührt läßt und das nach Satz! zuſtändige Gericht, verpflichtet, das Gericht 
des Wohnſitzes bzw. Aufenthaltsorts des Verpflichteten um Leiſtung der 
Rechtshülfe zu erſuchen. Vgl. Bay. Obs G., OLG. 2 190, Seuff. 56 231. 

2. Beſondere Zuſtändigkeitsvorſchriften. Der Offenbarungseid 
zur Bekräftigung des Nachlaßinventars iſt vor dem Nachlaßgerichte zu leiſten 
§ 2006; EG. Art. 147. 

3. Beſondere Eidesnormen: Für die Bekräftigung des Nachlaßinven⸗ 
tars § 2006; für den Hausgenoſſen des Erblaſſers § 2028. Vgl. auch CPO. 
$$ 807, 883, 899 ff. 

4. Verfahrens vorſchriften. 

CPO. 5 254. Wird mit der Klage auf Rechnungslegung oder auf Vor- 
egung eines Vermögensverzeichnisses oder auf Leistung des Ofenbarungseides 
die Klage auf Herausgabe desjenigen verbunden, was der Beklagte aus dem 
zu Grunde liegenden Rechtsverhältnisse schuldet, so kann die bestimmte Angabe 
der Leistungen, welche der Kläger beansprucht, vorbehalten werden, bis die 

technung mitgetheilt, das Wermögensverzeichniss vorgelegt oder der Offenbarungs- 
eid geleistet ist. 

oO. § 559. Ist der Schuldner auf Grund der Vorschriften des bürger- 
ichen Rechts zur Leistung eines Offenbarungseides verurtheilt, so erfolgt die 
Eidesleistung vor dem Prozessgericht erster Instanz. Auf die Abnahme des 
Eides ‚finden die Vorschriften der $$ 478—484 Anwendung. 

Erscheint der Schuldner in dem zur Eidesleistung bestimmten Termine nicht 
Oder verweigert er die Eidesleistung, so ist nach $ 888 zu verfahren. Ist der 
Schuldner zur Erzwingung der Eidesleistung in Haft genommen, so finden die 
Vorschriften des § 902 Anwendung. 

FG. $ 163. Ist in den Fällen der §§ 259. 260, 2028, 2057 des Bur- 
gerlichen Gesetzbuchs der Offenbarungseid nicht vor dem Prozessyerichte zu 
eis en, so finden die Vorschriften des § 79 entsprechende Anwendung. 

Fd. $79. Verlangt ein Nachlassgläubiger von dem Erben die Leistung des 

im $ 2006 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorgesehenen Offenbarungseids, so 

kann die Bestimmung des Termins zur Leistung des Eides sowohl von dem Nach- 

lassgläubiger als von dem Erben beantragt werden. Zu dem Termine sind beide 

Theile zu laden. Die Anwesenheit des Gläubigers ist nicht erforderlich. 


8 262. 1. Verſchieden von der Wahlobligation, bei welcher bis zur 
kan zentration der Obligation auf eine der mehreren Leiſtungen dieſe ſämmt⸗ 
100 den Gegenſtand des Schuldverhältniſſes bilden, iſt die ſogenannte 
acultas alternativa, bei welcher entweder der Schuldner die Befugniß hat, 
( durch eine andere als die eigentlich geſchuldete Leiſtung zu befreien 
E B. §§ 251 Abſ. 2, 972, 1001, 1973 Abſ. 2, 2329 Abſ. 2), oder der Gläu⸗ 
diger die Befugniß hat, durch feinen Willen an Stelle der vorhandenen 
A derung eine andere zu jegen (. B. 8 249 Sag 2, 280 Abs 2 340, 687 
5 2, 1345, 1347). Zweifelhaft iſt, ob das Wahlrecht des Gläubigers 
1 iſchen Erfüllung und Schadenserſatz gegenüber dem Vertreter ohne Ver⸗ 
etungsmacht (§ 179) Wahlobligation oder facultas alternativa bedeutet. — 


8. Alternativobligation. 
a. Wahlberechtigung. 


b. Wahl; Konzen⸗ 
tration. 


c. Uebergang des 
Wahlrecht 
a. auf den Gläu⸗ 
biger 


f. auf den Schuld⸗ 
ner. 
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§ 263. Die Wahl erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
anderen Theile. 

Die gewählte Leiſtung gilt als die von Anfang an allein geſchuldete. 

§ 264. Nimmt der wahlberechtigte Schuldner die Wahl nicht 
vor dem Beginne der Zwangsvollſtreckung vor, fo kann der Gläu⸗ 
biger die Zwangsvollſtreckung nach ſeiner Wahl auf die eine oder 
auf die andere Leiſtung richten; der Schuldner kann ſich jedoch, ſo⸗ 
lange nicht der Gläubiger die gewählte Leiſtung ganz oder zum 
Theil empfangen hat, durch eine der übrigen Leiſtungen von ſeiner 
Verbindlichkeit befreien. 

Iſt der wahlberechtigte Gläubiger im Verzuge, ſo kann der 
Schuldner ihn unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Vor⸗ 
nahme der Wahl auffordern. Mit dem Ablaufe der Friſt geht das 
Wahlrecht auf den Schuldner über, wenn nicht der Gläubiger recht⸗ 


zeitig die Wahl vornimmt. 


Das BGB. vermeidet mehrfach den Ausdruck „Wahl“, um die Annahme 

einer Wahlobligation auszuſchließen. 

Soweit bei den Fällen der kacultas alternativa eine geſetzliche Regelung 
über die bindende Ausübung des Wahlrechts nicht gegeben ift (z. B. § 179), 
find die Vorſchriſten über die Wahlobligation ent] prechend anwendbar. — 
Zur Bezeichnung des ius variandi gebraucht das BGB. den Ausdruck „nach 
Belieben“, z. B. in $$ 421, 1132. 

2. Bei der Wahlobligation gehört das Wahlrecht zum Inhalte des 
Schuldverhältniſſes. Es geht auf den Rechtsnachfolger des wahlberech⸗ 
tigten Gläubigers, bzw. auf den Schuldübernehmer (§§ 414, 419) und den 
Erben des Schuldners über. 

3. Prozeſſuale Lage, wenn der beklagte Schuldner nach der Klageerhebung 
die nicht eingeklagte Leiſtung wählt, vgl. zu § 251 Note 5. 

4. Beſtimmung der Leiſtung nach billigem Ermeſſen durch einen Vertrag⸗ 
ſchließenden $$ 315 ff. 

5. Wahlvermächtniß § 2154. 

§ 263. 1. Wirkſamwerden der Erklärung §$ 130 ff. Theilleiſtung oder 
Theilannahme kann ſtillſchweigende Erklärung bedeuten. 

2. Abſ. 2: Durch die Wahl ſcheiden die anderen Leiſtungen aus dem 
Schuldverhältniß aus. Mangelhaftigkeit der gewählten Leiſtung begründet 
keinen Rückgriff auf die anderen Leiſtungen, ſondern lediglich den Gewähr⸗ 
leiſtungsanſpruch bezüglich der erfolgten Leiſtung. 

3. Anfechtung der Wahlerklärung wegen Willensmängel (3. B. wegen Un⸗ 
kenntniß des Wahlrechts) gemäß §§ 119 ff. 

§ 264. 1. Schuldner wahlberechtigt. : 

a. Klage und Urtheil haben alternativ zu erfolgen. Daß die Wahl erfolgt 
ſei, iſt Einwendung. 

b. Empfangnahme der Leiſtung durch den Gerichtsvollzieher als den civil⸗ 
rechtlich Beauftragten des Gläubigers wirkt wie Empfangnahme durch den 
Gläubiger CPO. 58 753 ff, RG. 16 396 ff. 

2. Gläubiger wahlberechtigt. 

Vorausſetzungen des Gläubigerverzugs §§ 295 ff. Ift die Vornahme der 
Wahl nicht kalendermäßig beſtimmt ($ 296), ſo iſt nach § 295 eine Auffor⸗ 
derung an den Gläubiger zu richten. Da der Verzug mit dem Zugehen der Auf⸗ 
forderungserklärung eintritt ($ 284), fo kann die Friſtſetzung aus § 264 Abſ. 2 
mit der Aufforderung aus § 295 Satz 2 verbunden werden. (AM Planck 
Note 3b, Goldmann⸗Lilienthal 2. Aufl. S. 3078. Ebenſo Coſack S. 292 a. E.) 

3. Verzug des Käufers mit der Beſtimmung beim Handels⸗Spezifikations⸗ 
kaufe HGB. § 375, abgedruckt zu § 295 Note 1. 
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§ 265. Iſt eine der Leiſtungen von Anfang an unmöglich oder 
wird ſie ſpäter unmöglich, ſo beſchränkt ſich das Schuldverhältniß 
auf die übrigen Leiſtungen. Die Beſchränkung tritt nicht ein, wenn 
die Leiſtung in Folge eines Umſtandes unmöglich wird, den der nicht 
wahlberechtigte Theil zu vertreten hat. 

§ 266. Der Schuldner ift zu Theilleiſtungen nicht berechtigt. 


265. A. Unmöglichkeit aller Leiſtungen. 

„Urſprüngliche Unmöglichkeit §§ 306 f. 

II. Nachträgliche Unmöglichkeit 55 275 ff. 323 ff. 

B. Unmöglichkeit einer oder einzelner von mehreren Leiſtungen. 

J. Urſprüngliche Unmöglichkeit: Konzentration auf die übrigen Lei⸗ 
tungen. 

i 991805 des Erſatzanſpruchs des Wahlberechtigten auf das negative Wahl⸗ 
rechts⸗Intereſſe, begrenzt durch den Mehrwerth der unmöglichen Leiſtung vgl. 
§ 307 Abſ. 2. 

II. Nachträgliche Unmöglichkeit: 

1. Iſt die Unmöglichkeit von dem nicht wahlberechtigten Theile zu 
vertreten (588 276—278), jo wird das Wahlrecht nicht geſchmälert. 

a. Wählt der Gläubiger 

a. die durch den Schuldner unmöglich gewordene Leiſtung, jo tritt Er⸗ 
ſatzpflicht des Schuldners gemäß § 280, bei gegenſeitigen Verträgen 
gemäß $ 325 ein; 

ß. eine der möglich gebliebenen Leiſtungen, ſo kommt die durch den 
Schuldner unmöglich gewordene Leiſtung von Anfang an für das 
Schuldverhältniß nicht in Betracht ($ 263 Abſ. 2). 

b. Wählt der Schuldner 

a. die durch den Gläubiger unmöglich gewordene Leiſtung, ſo iſt er von 
der Leiſtung frei § 275, und behält bei gegenſeitigen Verträgen feinen 
Gegenanſpruch § 324; 

B. eine der möglich gebliebenen Leiſtungen, jo kommt die durch den Gläu⸗ 
biger unmöglich gewordene Leiſtung von Anfang an für das Schuld⸗ 
verhältniß nicht in Betracht ($ 263 Abſ. 2). Der dem Schuldner 
gegen den Gläubiger etwa zuſtehende Schadenserſatzanſpruch iſt ein 
außerkontrakllicher ($$ 823 ff.). 

2. Iſt die Unmöglichkeit nicht von dem nicht wahlberechtigten, 
ſondern insbeſondere von dem wahlberechtigten Theile zu vertreten oder 
ift fie eine zufällige, jo tritt Konzentration auf die möglich gebliebenen Lei⸗ 
tungen ein; die unmöglich gewordene kann nicht gewählt werden. Hat der 
wahlberechtigte Gläubiger die Unmöglichkeit zu vertreten, Jo beſchränk fich 
zwar das Schuldverhältniß auf die übrigen Leiſtungen und der Gläubiger 
it dem Schuldner gemäß 88 823 ff. ſchadenserſatzoflichtig; der Gläubiger 
kann indeß in Erfüllung ſeiner Schadenserſatzpflicht den Zuſtand, welcher 
ohne den zum Schadenserſatze verpflichtenden Umſtand eingetreten wäre, da⸗ 
durch herſtellen (§ 249), daß er die durch ihn unmöglich gewordene Leiſtung 
als Erfüllung der Verbindlichkeit gelten läßt. 8 
Kal Beweislaſt: Wer den die Beſchränkung ausſchließenden Thatbe⸗ 
1 0 behauptet, iſt hierfür beweispflichtig (Satz 2), unbeſchadet der Beweis⸗ 
aft des Schuldners, wenn ſtreitig tft, ob er die Unmöglichkeit zu vertreten 
hat (5 282). 

8 266. 1. Der Schuldner iſt zu Theilleiſtungen auf die geſchuldete ein⸗ 
beätliche Leiſtung nicht berechtigt. Angebot einer nicht zulaſſigen Theil 
Sb hindert nicht den Eintritt des Leiſtungsverzugs ( 284 ff.), wohl 
ier den Eintritt des Annahmeverzugs ($ 294). Die Vorſchrift des § 266 
r nicht anwendbar, 

a. wenn nach dem geſetzlich oder rechtsgeſchäftlich beſtimmten Inhalte des 

Schuldverhältniſſes Theilleiſtungen geſchuldet werden. 

H. Neumann, Handausgabe des BMW. I. 3. Aufl. 15 


d. Unmöglichkeit einer 
der Leiſtungen. 


III. Bewirkung der Leiſtung, 
1. Theilleiſtungen. 


2. Die Perſon des 
Leiſtenden. 
a. Leiſtung durch 
Dritte. 
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§ 267. Hat der Schuldner nicht in Perſon zu leiſten, fo kann 
auch ein Dritter die Leiſtung bewirken. Die Einwilligung des 
Schuldners iſt nicht erforderlich. 

Der Gläubiger kann die Leiſtung ablehnen, wenn der Schuldner 
widerſpricht. 


4. Geſetzliche Theilleiſtungspflicht z. B. bei dem Leibrentenanſpruch und 
den im Anſchluß an denſelben geregelten Schuldverhältniſſen (§§ 759ff., 
vgl. Titelvorb. daſelbſt Note 1; § 760); bei Mehrheit von Gläubigern 
oder Schuldnern im Falle des § 420. 

g. Rechtsgeſchäftlich kann Theilleiſtung auch ſtillſchweigend vereinbart 
ſein; Theillieferung eines Jahresbedarfes vgl. RG. 33 54; körperliche 
Unmöglichkeit einer einheitlichen Leiſtung, z. B. wegen der Größe der 
Leiſtung etwa bei Lieferung der Baumaterialien zu einem großen Bau. 

b. wenn die Berufung auf den § 266 chikanöſe Rechtsausübung wäre § 226. 

2. Aufrechnung mit theilweiſe deckender Gegenforderung § 389. 

3. Was als einheitliche Leiſtung anzuſehen, iſt nach Lage des einzelnen 
Falles zu beurtheilen. Vgl. hierzu § 767 Note 2. Daß Zinſen regelmäßig 
Beſtandtheile der Hauptleiſtung, vgl. ROH. 25 256. Daß aber eine Leis 
ſtung, welche nur für Zinſen und Koften keine Deckung gewährt, nicht unter 
allen Umſtänden als Theilleiſtung zu behandeln iſt, ergiebt das Vorhanden⸗ 
fein des § 367 Abſ. 2, welche Vorſchrift ſonſt mit Rückſicht auf § 266 über- 
flüſſig wäre. 

4. Verpflichtung zur Annahme von Theilzahlungen Wehjd. Art. 38. 

5. Iſt die Leiſtung theilweiſe unmöglich geworden, ſo muß der Schuldner, 
welcher den noch möglich gebliebenen Theil leiſten will, zugleich den etwa ge⸗ 
ſchuldeten Schadenserſatz mitanbieten ($$ 280, 325). 

6. Daß der Schuldner gegenüber einem Theilurtheile zur Bewirkung der 
als Schuld feſtgeſtellten Theilleiſtung berechtigt ift, wird mit Recht allgemein 
angenommen. 

267. 1. Das BCB. erkennt ein allgemeines Recht jedwedes Dritten, den 
Gläubiger unter Erwerb der Forderung zu befriedigen, nicht an. Vgl. wegen 
Hypothek zu § 1142 Note 5. 

a. Kraft Geſetzes haben ein ſelbſtändiges Recht, den Gläubiger zu befrie⸗ 
digen und zwar beim Vorliegen ihrer Vorausſetzungen mit Hinterlegungs⸗ 
und Aufrechnungsbefugniß: der Eigenthümer des Pfandgrundſtücks gegen⸗ 
über dem Hypothekengläubiger §§ 1142 f., 1171; der Ablöſungsberech⸗ 
tigte $$ 268, 1150, 1224, 1249. Vgl. daſelbſt und zu § 412 wegen des 
kraft Geſetzes erfolgenden Forderungsüberganges. 

b. Durch rechtsgeſchäftliche Vereinbarung kann beſtimmt fein, daß der Gläu⸗ 
biger verpflichtet ift, gegen vollſtändige Befriedigung die Forderung einem 
Dritten ohne Gewährleiſtung abzutreten. . 

e. Unter Umſtänden kann die Weigerung des Gläubigers, trotz vollſtändiger 
Befriedigung die fällige Forderung ohne Gewährleiſtung einem in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Schuldner handelnden Dritten abzutreten, ein nach 
§ 226 zu beurtheilender Rechtsmißbrauch ſein. 

2. (Abſ. 1.) Regel iſt, daß der Schuldner nicht in Perſon zu leiſten 
A Indeß beſteht eine Vermuthung für die Pflicht perſönlicher Er⸗ 
üllung: 

beim Dienſtvertrage $ 613; beim Auftrage $ 664 (Vorſtand der juriſtiſchen 

Perſon § 27 Abſ. 3, geſchäftsführender Geſellſchafter $ 713, Teſtaments⸗ 

vollſtrecker § 2218); bei der Verwahrung $ 691. 

3. (Abſ. 2.) In Betracht kommt hier nur Leiſtung durch einen Dritten 
11 N der Erfüllung, nicht des Forderungserwerbes (hierüber 
vgl. zu 1). 

a. Unbefugte Ablehnung der thatſächlich — nicht bloß wörtlich — angebotenen 
Leiſtung begründet Annahmeverzug $$ 293 ff., 295 Note 3; 


— 
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§ 268. Betreibt der Gläubiger die Zwangsvollſtreckung in einen 
dem Schuldner gehörenden Gegenſtand, ſo iſt Jeder, der Gefahr 
läuft, durch die Zwangsvollſtreckung ein Recht an dem Gegenſtande 
zu verlieren, berechtigt, den Gläubiger zu befriedigen. Das gleiche 
Recht ſteht dem Beſitzer einer Sache zu, wenn er Gefahr läuft, 
durch die Zwangsvollſtreckung den Beſitz zu verlieren. 

Die Befriedigung kann auch durch Hinterlegung oder durch Auf⸗ 
rechnung erfolgen. 

Soweit der Dritte den Gläubiger befriedigt, geht die Forderung 
auf ihn über. Der Uebergang kann nicht zum Nachtheile des Gläu⸗ 
bigers geltend gemacht werden. 


— — — 


h. Annahme befreit auch den widerſprechenden Schuldner; 

e. Keine Leiſtung des Dritten mittelſt Aufrechnung oder Hinterlegung 
88 387, 372. Ausnahmen zu Note 1a. 

A Das Rechtsverhältniß zwiſchen dem leiſtenden Dritten und dem Schuld⸗ 
ner richtet ſich nach dem Grunde der Leiſtung (Schenkung, Auftrag, Ge⸗ 
ſchäftsführung). i 

5. Das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Dritten und dem Gläubiger. 

a. Beruhte die Leiſtung auf einem Willensmangel, jo greifen eventuell nach 
erfolgter Anfechtung (88 119 ff.) die Vorſchriften über die ungerechtfertigte 
Bereicherung ein. 

b. Hat der Dritte durch Hingabe an Erfüllungsſtatt geleiſtet ($ 364), fo 
haftet für etwaige Gewährsmängel, 

o. wenn der Dritte lediglich für den Schuldner erfüllen wollte nur der 
Schuldner, da für den Dritten aus der bloßen Thatſache der Leiſtung 
eine Verpflichtung zu mehr nicht begründet wird; 

B. wenn der Dritte in der Ausübung eines eigenen Rechtes mit der 
Wirkung des kraft Geſetzes erfolgenden Forderungsuberganges (vgl. 
§ 412 Note 2) geleiſtet oder die Forderung gegen Bewirkung der 
Leiſtung rechtsgeſchäftlich erworben hat, der Dritte. 

Auf Schadenserſaß 68 463) haftet nur der Dritte und zwar lediglich 
aus dem Geſichtspunkte der unerlaubten Handlung. 


§ 268. 1. Voransſetzungen des Ablöſungsrechts (Jus offerendi). Wäh⸗ 
rend das Ablöſungsrecht gegenüber dem Hypothekengläubiger, ſobald er Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtücke verlangt ($ 1150), und gegenüber dem 
Pfandgläubiger, ſobald der Schuldner zur Leiſtung berechtigt tft ( 1249), 
entſteht, wird in allen anderen Fällen durch $ 268 das Betreiben der 
Zwangsvollſtreckung in den Gegenſtand erfordert (CPO. §§ 803, 
808 ff., 828 ff. Zw. 88 15 ff., 146 ff., 162 ff.). Zwangsvollſtreckungen i. S. 
des § 268 find nicht die Fälle Zw. SS 172 ff. (Verkauf durch den Konkurs⸗ 
verwalter, Verſteigerung des Nachlaßgrundſtücks, Verſteigerung Theilungs⸗ 
halber). Keine Zwangsvollſtreckung in den Gegenſtand iſt die Zwangs⸗ 
vollſtreckung zur Erwirkung der Herausgabe von Sachen CROI. §§ 833 ff., 
vgl. Vorb. Nr. 5b. — Wegen Zwangsvollſtreckung in den Antheil des 
Geſellſchafters vgl. § 725 Note. 2. 
2. Ablöſungsberechtigt iſt, wer Gefahr läuft durch die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung zu verlieren 
a. ein Recht an dem Gegenſtande, d. i. ein dingliches Recht, insbeſondere 
alſo alle nachſtehenden Realberechtigten, CPO. 88 804 f. in Verbindung 
mit BOV. 88 1242, 1257, 1243. Zw. $8 91, 52; 
den (unmittelbaren oder mittelbaren) Beſitz der Sache §§ 854, 868. 
Miether und Pächter Zw. § 57; auch der Beſitzer, gegen den der dem 
Gläubiger überwieſene Eigenthumsanſpruch geltend gemacht wird. 
Tos 


b. Ablöſungsrecht 


3. Ort der Leiſtung. 
a. Leiſtungsort. 


b. Geldübermittelungs⸗ 
pflicht. 


228 Zweites Buch. Recht der Schuldverhältniſſe. 


§ 269. Iſt ein Ort für die Leiſtung weder beſtimmt noch aus 
den Umſtänden, insbeſondere aus der Natur des Schuldverhältniſſes, 
zu entnehmen, ſo hat die Leiſtung an dem Orte zu erfolgen, an 
welchem der Schuldner zur Zeit der Entſtehung des Schuldverhält⸗ 
niſſes ſeinen Wohnſitz hatte. 

Iſt die Verbindlichkeit im Gewerbebetriebe des Schuldners ent⸗ 
ſtanden, ſo tritt, wenn der Schuldner ſeine gewerbliche Niederlaſſung 
an einem anderen Orte hatte, der Ort der Niederlaſſung an die 
Stelle des Wohnſitzes. 

Aus dem Umſtand allein, daß der Schuldner die Koſten der Ver⸗ 
ſendung übernommen hat, iſt nicht zu entnehmen, daß der Ort, nach 
welchem die Verſendung zu erfolgen hat, der Leiſtungsort ſein ſoll. 

§ 270. Geld hat der Schuldner im Zweifel auf feine Gefahr 
und ſeine Koſten dem Gläubiger an deſſen Wohnſitz zu übermitteln. 

Iſt die Forderung im Gewerbebetriebe des Gläubigers entſtanden, 
ſo tritt, wenn der Gläubiger ſeine gewerbliche Niederlaſſung an einem 
anderen Orte hat, der Ort der Niederlaſſung an die Stelle des 
Wohnſitzes. 

Erhöhen ſich in Folge einer nach der Entſtehung des Schuldver⸗ 
hältniſſes eintretenden Aenderung des Wohnſitzes oder der gewerb— 
lichen Niederlaſſung des Gläubigers die Koſten oder die Gefahr der 
Uebermittelung, ſo hat der Gläubiger im erſteren Falle die Mehr⸗ 
foften, im letzteren Falle die Gefahr zu tragen. 

Die Vorſchriften über den Leiſtungsort bleiben unberührt. 


3. Geltendmachung des Ablöſungsrechts. 

a. Befriedigung durch Erfüllung (§§ 362 ff.); durch Hinterlegung bei An⸗ 
nahmeverzug des Gläubigers §§ 372 ff., 378; durch Aufrechnung einer 
dem Dritten gegen den Gläubiger zuſtehenden Forderung §§ 387 ff. 

b. Das Ablöſungsrecht kann nur wegen des zur Vollſtreckung ſtehenden Be⸗ 
trags geltend gemacht werden; Theilleiſtungen auf dieſen Betrag konnen 
nicht aufgedrängt werden § 266. 

c Einſtweilige Einſtellung der Immobiliarzwangsverſteigerung Zw. § 75. 

d. Betreibt der bisherige Gläubiger die Zwangsvollſtreckung ungeachtet des 
Forderungsüberganges (Abſ. 3), jo hat 8 
a. der Schuldner gegen ihn die den Anſpruch ſelbſt betreffende Einwen⸗ 

dung (8$ 268 Abf. 3, 412, 407) gemäß § 767 Cd. geltend zu machen; 

8. der neue Gläubiger Klage auf Herausgabe der vollſtreckbaren Aus⸗ 

fertigung und auf Ertheilung eines Anerkenntniſſes des jtattgehabten 

Forderungsüberganges in öffentlich beglaubigter Urkunde $$ 412, 403, 

404, CRO. § 727. Wegen Erlaſſes einer einitweiligen Verfügung 
vgl. CPO. §§ 935, 942, 23 Satz 2. 

4. Wirkung: Wegen der Uebertragung kraft Geſetzes und wegen des letzten 

Satzes vgl. zu § 412 Note 3. 


§§ 269, 270. 3. Wer einen anderen Leiſtungsort als den Wohnſitz des 
Schuldners behauptet, ift beweispflichtig. Nicht ausgeſchloſſen ift, daß aus 
den dem Vertragsſchluſſe nachfolgenden Umſtänden eine nachträgliche Eini⸗ 
gung der Parteien über den Leiſtungsort zu entnehmen iſt. 

Wohnſitz SS 7—11; bei mehrfachem Wohnſitze §§ 262 ff.; bei mangelndem 
Wohnſitze tritt der Aufenthaltsort ein arg. ex EG. Art. 29. — Sitz der 
Juriſtiſchen Perſon § 24. — Verſchiedener Wohnſitz der Geſammtſchuldner 
und geſetzliche Haftung der Geſellſchafter der off. Handelsgeſellſch. NG. 32 45. 
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§ 271. Iſt eine Zeit für die Leiſtung weder beſtimmt noch aus 
den Umſtänden zu entnehmen, ſo kann der Glaubiger die Leiſtung 
ſofort verlangen, der Schuldner ſie ſofort bewirken. 

Iſt eine Zeit beſtimmt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der 
Gläubiger die Leiſtung nicht vor dieſer Zeit verlangen, der Schuld⸗ 
ner aber ſie vorher bewirken kann. 


2. Aus Abf. 3 ergiebt fich die für die Tragung der Transportgefahr ($ 447) 
ſehr wichtige Folge, daß die bekannten Vertragsklauſeln, durch welche der 
Verkäufer die Koſten des Transports, der Verſicherung oder dgl. übernimmt. 
für die Beſtimmung des Leiſtungsorts nicht entſcheidend find, vgl. ROH. 10 
174, 13 437 (cif.) RG. 14 111 OLG. 3 92 (fob.) 

3. Leiſtungsort bei gegenſeitigen Verträgen RG. 2 122, Bolze 10 Nr. 347. 
Für die Abnahmepflicht des Käufers vgl. § 433 Note IV 2, für die beider: 
ſeitigen aus der Wandelung ſich ergebenden Verbindlichkeiten vgl. $ 465 Note 9. 

Selbſtändigkeit des Erfüllungsorts für die Verbindlichkeit aus dem 
Forderungskaufe gegenüber der verkauften Forderung vgl. § 437 Note 5, der 
R aus der Bürgſchaft gegenüber der Hauptforderung vgl. § 765 
Note 3b. 

4. 88.2695. gelten auch für Handelsgeſchäfte. Fakturenklauſel über den 

Erfüllungsort vgl. Seuff. 56 122. 
5. Sondervorſchriften über den Leiſtungsort: Offenbarungseid § 261; 
Hinterlegung zwecks Erfüllung § 374; Verwahrung §§ 697, 700, Vorlegung 
von Sachen $ 811; Grundſchuld § 1194. Zahlungen aus öffentlichen Kaffen 
EG. Art. 92, 

6. Aus der Rechtſprechung: Erfüllungsort für die Bezahlung des 
Lagergeldes bei dem handelsrechtlichen Serge at OLG. 3 44; Schuld des 
Wechſelregreßverpflichteten Bringſchuld ibid. und Seuff. 56 326. — Auch 
wenn die Leiſtung in einem Unterlaſſen beſteht, ijt § 269 und damit 
auch die Zuſtändigkeitsvorſchrift CPO. $ 29 anwendbar. RG. IW. 1902 
Beil. S. 239. 

§ 271. 1. Beſondere Vorſchriften über die Leiſtungszeit: 

Miethzins § 551; Pachtzins §§ 581, 584; Leihe § 604; Darlehenszinſen 

§ 608; Darlehen § 609; Dienſtvertrag § 614; Werkvertrag § 641; Ber- 

wahrung §§ 695 f.; Geſellſchaft (Rechnungslegung) § 721; Rentenzahlung, 

Unterhaltsanſpruch §§ 760, 843 ff., 1580, 1612, 1710; Anſprüche auf 

Grund des ehelichen Güterrechts §§ 1394, 1467; Vermächtniß § 2181, 

Untervermächtniß § 2186. — Heuer des Schiffsmanns Seemann3d. v. 

27. Dezember 1872 § 36; SeemannsO. v. 2. Juni 1902 SS 44 ff. 

2. Auslegungsvorſchriften über Friſten und Termine §§ 186 ff.; HGB. 
§ 359 zu § 189 Note 2. Sonn: und Feiertag als Erfüllungstag § 193. 

3. Verzug des Schuldners 88 284 ff.; des Gläubigers $$ 293 ff., insbeſondere 
für den Fall des Abſ. 2 § 299. 

4. Fälligkeit des Gebührenanſpruchs der Rechtsanwälte NAGED. § 85. 

5. HGB. § 358. Bei Handelsgeschäften kann die Leistung nur während 
der gewöhnlichen Geschüftszeit bewirkt und gefordert werden. 

6. CPO. 5 257. Ist die Geltendmachung einer nicht von einer Gegenleistung 
abhängigen Geldforderung oder die Geltendmachung des Anspruchs auf Räumung 
E Grundstücks, eines Wohnraums oder eines anderen Raumes an den Ein- 
tritt eines Kalendertags geknüpft, so kann Klage auf künftige Zahlung oder 

taumung erhoben werden. 

l § 258. Bei wiederkehrenden Leistungen kann auch wegen der erst nach Er- 
asd ung des Urtheils fällig werdenden Leistungen Klage auf künftige Ent- 
Tichtung erhoben werden. 

$ 259. Klage auf künftige Leistung kann ausser den Fällen der SS 257, 
98 erhoben werden, wenn den Umständen nach die Besorgniss gerechtfertigt ist, 
@ss der Schuldner sich der rechtzeitigen Leistung entziehen werde. 
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4. Zeit der Leiſtung. 
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5. gwiſchenzinſen (ei § 272. Bezahlt der Schuldner eine unverzinsliche Schuld vor 
Seiftung vor Fals der Fälligkeit, fo ift er zu einem Abzuge wegen der Zwiſchenzinſen 
nicht berechtigt. 

IV. Zucibebaltungsredt. § 273. Hat der Schuldner aus demfelben rechtlichen Verhältniß, 
3. Borowego auf dem feine Verpflichtung beruht, einen fälligen Anſpruch gegen 
den Gläubiger, ſo kann er, ſofern nicht aus dem Schuldverhältniſſe 
ſich ein Anderes ergiebt, die geſchuldete Leiſtung verweigern, bis die 

ihm gebührende Leiſtung bewirkt wird (Zurückbehaltungsrecht). 

Wer zur Herausgabe eines Gegenſtandes verpflichtet iſt, hat das 
gleiche Recht, wenn ihm ein fälliger Anſpruch wegen Verwendungen 
auf den Gegenſtand oder wegen eines ihm durch dieſen verurſachten 
Schadens zuſteht, es ſei denn, daß er den Gegenſtand durch eine 
vorſätzlich begangene unerlaubte Handlung erlangt hat. 

2. epon e Der Gläubiger kann die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts 
9. durch Sicherheitsleiſtung abwenden. Die Sicherheitsleiſtung durch 
Bürgen iſt ausgeſchloſſen. 


7. Leiſtungszeit bei ſog. Beſſerungsſcheinen vgl. RG. 28 176, 34 15, 
195 


0195. 

8. Sondervorſchriften für betagte Forderungen im Konkurs (KO. § 65) 
und Immobiliarzwangsvollſtreckunn (Zw. § 111). 

§ 272. 1. Keine Rückforderung vorzeitiger Leiſtung § 813 Abſ. 2. 

2. Anrechnung der Zwiſchenzinſen bei vorzeitiger Einziehung einer un⸗ 
verzinslichen Hypotheken⸗ oder Pfandforderung wegen Verſchlechterung des 
haftenden Grundſtücks oder Pfandes §§ 1133, 1217. Berechnung des Zwiſchen⸗ 
zinſes vgl. zu $ 1133 Note A. 14. — Vgl. ferner für Aufſtellung des Nach⸗ 
laß inventars § 2001 Note 1. 

§ 273. J. Die Einrede des Zurückbehaltungsrechts aus § 273. 

1. Vorausſetzungen. 

a. Konnerer Gegenanſpruch. 

a. „Aus demſelben rechtlichen Verhältniſſe“ vgl. die Judikatur zu CRO. 
§ 136 „rechtlicher Zuſammenhang“ (jetzt CPO. § 145). Es genügt 
ein beiden Anſprüchen gemeinſames Rechtsverhältniß; völlige Identität 
des unmittelbaren Rechtsgrundes nicht erforderlich. RG. 14 232, JW. 
1886 S. 226; 1888 S. 286, 341; OLG. 3 354. Kein rechtlicher Zu⸗ 
ſammenhang beſteht zwiſchen den Anſprüchen gegen einen Miterben, 
der zugleich Nachlaßſchuldner und ſeinen Anſprüchen aus dem Erb⸗ 
rechte. RG. 49 82. — Vgl. $$ 322, 348. l 

B. Der Fall des § 273 Abi. 2 ift ein beſonders häufiger und wichtiger 
Anwendungsfall des Abſ. 1. Die Ausſchließung des Zurückbehaltungs⸗ 
rechts ſetzt Erlangung der Sache durch eine vorſätzlich begangene un⸗ 
erlaubte ($$ 823 ff.), nicht gerade ſtrafbare Handlung voraus. Vgl. 
§ 292 Note V, § 855 Note 21; ferner Borb. zum III Buche Note C. V. 

b. Fälliger Gegenanſpruch liegt nur vor, wenn der Anſpruch voll wirk⸗ 
ſam und durch Klage zu verwirklichen iſt, alſo z. B. der Anſpruch auf 

Quittungsleiſtung unter Anerbieten der Koſten §§ 368 f., Anſpruch auf 

Rückgabe des Schuldſcheins § 371; ob auch der Anſpruch auf Vollziehung 

bei Wandelung oder Minderung darüber vgl. zu SS 462 Note I 1b, 

465; nicht hingegen ein klagloſer Anſpruch aus Spiel und Wette ꝛc. — 

Wegen der Einrede des nicht erfüllten Vertrags vgl. §§ 320 ff. 

ee wirkt gegen perſönliche und dingliche Klagen 
e. Geſchuldete Leiſtung. Gleichartigkeit beider Leiſtungen nicht erfor⸗ 

dert; auch Leiſtungen, welche in Handlungen oder Unterlaſſungen beſtehen, 
können zurückbehalten werden. 
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— 


d. Inwiefern ſich aus dem Schuldverhältniſſe ein Anderes, IV. Aurüebehaltungereht 


d. h. die Ausſchließung des Zurückbehaltungsrechts ergeben 

fott, hat der Gläubiger darzuthun. Die Ausſchließung kann auf rechts⸗ 

geſchäftlicher Vereinbarung, aber auch auf der Natur des Schuldverhält⸗ 
niſſes beruhen. In Fällen, in denen nach der Natur des Schuldverhalt⸗ 
niſſes die Aufrechnung ausgeſchloſſen ift (vgl. Zitelvorb. vor §§ 387 ff. 

Note 2) wird auch regelmäßig das Zurückbehaltungsrecht ausgeſchloſſen 

ſein. Damit iſt aber nicht geſagt, daß, wo kraft beſonderer Vorſchriften 

Aufrechnung unzuläſſig iſt, auch nothwendig immer das Zurückbehaltungs⸗ 

recht ausgeſchloſſen ſei, vgl. § 394 Note lc. OLG. 3 352, Seuff. 57 92. 

e. Ob dem Rechtsnachfolger des Gläubigers gegenüber die Einrede des 
Zurückbehaltungsrechts zuläſſig iſt, iſt nach allgemeinen Grundſätzen 
($ 404) zu beurtheilen. Vgl. auch Vorb. zum III. Buche Note C. V. 

2. Wirkungen. p 
a. Die begründete Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts ſchließt den 

Verzug des Zurückbehaltenden aus, während Annahmeverzug des anderen 

Theiles begründet fein kann ($ 298). 

b. Durch die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts wird an der zu ver⸗ 
tretenden Sorgfalt nichts geändert, ſofern nicht Annahmeverzug vorliegt 
(N JUU). 

e. Die Verjährung des Gegenanſpruchs wird durch die Einrede des Zu- 

rückbehaltungsrechts nicht gehemmt § 202 Abſ. 2. 

d. Prozeſſuale Geſtaltung vgl. CPD. ŞS 726, 756, 765. 

CPO. 8 726. Von Urtheilen, deren Vollstreckung nach ihrem Inhalte von 
dem durch den Gläubiger zu beweisenden Eintritt einer anderen Thatsache als 
einer dem Gläubiger obliegenden Sicherheitsleistung abhängt, darf eine vollstreck- 
bare Ausfertigung nur ertheilt werden, wenn der Beweis durch öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunden geführt wird. 

„Hängt die Volistreckung von einer Zug um Zug zu bewirkenden Leistung des 
Gläubigers an den Schuldner ab, so ist der Beweis, dass der Schuldner be- 
Jriedigt oder im Verzuge der Annahme ist, nur dann erforderlich, wenn die dem 
Schuldner obliegende Leistung in der Abgabe einer Willenserklärung besteht. 

CPO. 8 756. Hängt die Vollstreckung von einer Zug um Zug zu bewir- 
kenden Leistung des Gläubigers an den Schuldner ab, so darf der Gerichts- 
vollzieher die Zwangsvollstreckung nicht beginnen, bevor er dem Schuldner die 
diesem gebührende Leistung in einer den Verzug der Annahme begründenden 

eise angeboten hat, sofern nicht der Beweis, dass der Schu'dner befriedigt 
oder im Verzuge der Annahme ist, durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte 

Urkunden geführt wird und eine Abschrift dieser Urkunden bereits zugestellt ist 

oder gleichzeitig zugestellt wird. 

CPO, $ 765. Hängt die Vollstreckung von einer Zug um Zug zu bewir- 
kenden Leistung des Gläubigers an den Schuldner ab, so darf das Vollstreckungs- 
gericht eine Vollstreckungsmassregel nur anordnen, wenn der Beweis, dass der 
Schuldner befriedigt oder im Verzuge der Annahme ist, durch öffentliche oder 
Öffentlich beglaubigte Urkunden geführt wird und eine Abschrift dieser Urkunden 
bereits zugestellt ist. Der Zustellung bedarf es nicht, wenn bereits der Gerichts- 
vollzieher die Zwangsvollstreckung mach $ 756 begonnen hatte und der Beweis 
durch das Protokoll des Gerichtsvollziehers geführt wird. 


e. n des Gläubigers auf die zurückbehaltene Sache § 772, CPO. 


CPO. § 777. Hat der Gläubiger eine bewegliche Sache des Schuldners im 
a, in Ansehung deren ihm ein Pfandrecht oder ein Zurückbehaltungsrecht 
für seine Forderung zusteht, so kann der Schuldner der Zwangsvollstreckung in 
11575 übriges Vermögen nach $ 766 widersprechen, soweit die Forderung durch 
P Werth der Sache gedeckt ist. Steht dem Gläubiger ein solches Recht in 
nsehung der Sache auch für eine andere Forderung zu, so ist der Widerspruch 
nur zulässig, wenn auch diese Forderung durch den Werth der Sache gedeokt ist. 


§ 278. 


„Wirkung der Geltend⸗ 
machung. 
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§ 274. Gegenüber der Klage des Gläubigers hat die Geltend⸗ 
machung des Zurückbehaltungsrechts nur die Wirkung, daß der Schuld⸗ 
ner zur Leiſtung gegen Empfang der ihm gebührenden Leiſtung 
(Erfüllung Zug um Zug) zu verurtheilen iſt. 

Auf Grund einer ſolchen Verurtheilung kann der Gläubiger feinen 
Anſpruch ohne Bewirkung der ihm obliegenden Leiſtung im Wege 
der Zwangsvollſtreckung verfolgen, wenn der Schuldner im Verzuge 
der Annahme iſt. 


3. Abwendung durch Sicherheitsleiſtung §§ 232 ff. Anders bei 
ra Einrede des nicht erfüllten Vertrags §§ 320, 321; beim Rücktrittsrechte 
$ 348. 

4. Das Zurückbehaltungsrecht im Konkurſe. Vgl. KO. §§ 7, 15, 
49; Erbe und Vorerbe im Nachlaßkonkurſe KO. §§ 223, 231. Zurückbehal⸗ 
tungsrechte, welche nicht zugleich ein Abſonderungsrecht gewähren, ſind den 
Konkursgläubigern gegenüber nicht wirkſam vgl. RG. 20 135, 29 302, JW. 
1898 S. 6847, OLG. 4 334. 

5. Internationales Privatrecht und Uebergang. Das Zurück⸗ 
behaltungsrecht wegen konnexer Gegenanſprüche iſt, als zum Inhalte des 
Schuldverhältniſſes gehörig, nach dem für das betreffende Schuldverhältniß 
überhaupt maßgebenden Rechte zu beurtheilen. Vgl. CG. Artt. 7 ff., Art. 170. 
Wegen nicht konnexer Gegenforderungen vgl. RG. 49 82. 

i Beſondere Vorſchriften: 

1. Zurückbehaltungsrecht d. Finders § 972; d. Beſitzers 8 1000. Eigen⸗ 
artiges Zurückbehaltungsrecht der Frau bzw. der geſchiedenen Frau hinſicht⸗ 
lich der von ihr zu leiſtenden Unterhaltsbeiträge §§ 1371, 1428, 1585. 

2. Kein Zurückbehaltungsrecht: des Bevollmächtigten an der Boll: 
machtsurkunde § 175; des Miethers u. Pächters hinſichtlich des gemietheten 
oder gepachteten Grundſtücks oder Raumes §§ 556, 580, 581. — Keine Zu⸗ 
rückbehaltung des Kindes ($ 1632) wegen Anſpruchs aus Alimentation vgl. 
Mot. IV S. 754, Seuffert 182. — Das Zurückbehaltungsrecht kann rechts⸗ 
geſchäftlich ausgeſchloſſen werden. Vgl. Note Ild. 

3. Geſetzliche Pfandrechte: des Vermiethers $$ 559 ff.; des Verpäch⸗ 
ters § 585; des Pächters § 590; des Werkmeiſters § 647 (Sicherungshypothek 
der Bauhandwerker § 648); des Gaſtwirths § 704. Vgl. § 1257. 

III. Vertragsmüßige Einräumung eines Zurückbehaltungsrechts ift an 
ſich nach dem Prinzipe der Vertragsfreiheit nicht unzuläſſig; es kann indeß 
nicht mit dinglicher Wirkung rechtsgeſchäftlich begründet werden, vgl. zu § 1204 
Note III 2g. 

8 274. 1. Vgl. § 273 Note I 2e. 

2. Handelsrechtliches Zurückbehaltungsrecht vgl. KO. § 49 
Ziffer 4. 

HGB. § 369. Ein Kaufmann hat wegen der fälligen Forderungen, welche 
ihm gegen einen anderen Kaufmann aus den zwischen ihnen geschlossenen beider- 
seitigen Handelsgeschäften zustehen, ein Zurückbehaltungsrecht an den beweglichen 
Sachen und Werthpapieren des Schuldners, welche mit dessen Willen auf Grund 
von Handelsgeschäften in seinen Besitz gelangt sind, sofern er sie noch im Be- 
sitze hat, insbesondere mittelst Konnossements, Ladescheins oder Lagerscheins 
darüber verfügen kann. Das Zurückbehaltungsrecht ist auch dann begründet, 
wenn das Eigenihum an dem Gegenstande von dem Schuldner auf den Gläubiger 
übergegangen oder von einem Dritten für den Schuldner auf den Gläubiger 
übertragen, aber auf den Schuldner zurückzuübertragen ist. 

Einem Dritten gegenüber besteht das Zurückbehaltungsrecht insoweit, als dem 
Dritten die Einwendungen gegen den Anspruch des Schuldners auf Herausgabe 
des Gegenstandes entgegengesetzt werden können. 

Das Zurückbehaltungsrecht ist ausgeschlossen, wenn die Zurückbehaltung des 
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§ 275. Der Schuldner wird von der Verpflichtung zur Leiſtung V. inuß nah der Ent 


frei, ſoweit die Leiſtung in Folge eines nach der Entſtehung des 
Schuldverhältniſſes eintretenden Umſtandes, den er nicht zu vertreten 
hat, unmöglich wird. 

Einer nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes eintretenden 
Unmöglichkeit ſteht das nachträglich eintretende Unvermögen des 
Schuldners zur Leiſtung gleich. 


Gegenstandes der von dem Schuldner vor oder bei der Uebergabe ertheilten An- 
weisung oder der von dem Gläubiger übernommenen Verpflichtung, in einer be- 
stimmten Weise mit dem Gegenstande zu verfahren, widerstreitet. 

Der Schuldner kann die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts durch Sicher- 
heitsleistung abwenden. Die Sicherheitsleistung durch Bürgen ist ausgeschlossen. 

$ 370. Das Zurückbehaltungsrecht kann auch wegen nicht fälliger Forde- 
rungen geltend gemacht werden: 

1. wenn über das Vermögen des Schuldners der Konkurs eröffnet ist oder 

der Schuldner seine Zahlungen eingestellt hat; 
2. wenn eine Zwangsvollstreckung in das Vermögen des Schuldners ohne 
Erfolg versucht ist. 

Der Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts steht die Snweisung des 
Schuldners oder die Üebernahme der Verpflichtung, in einer bestimmten Weise 
mit dem Gegenstande zu verfahren, nicht entgegen, sofern die im Abs. 1 Nr.1,2 
bezeichneten Thatsachen erst nach der Uebergabe des Gegenstandes oder nach 
der Uebernahme der Verpflichtung dem Gläubiger bekannt werden. 


$ 371. Der Gläubiger ist krafı des Zurückbehaltungsrechts befugt, sich aus 
dem zurückbehaltenen Gegenstande für seine Forderung zu befriedigen. ‚Steht 
einem Dritten ein Recht an dem Gegenstande zu, gegen welches das Zurück- 
behaltungsvecht nach & 369 Abs. 2 geltend gemacht werden kann, so hat der 

läubiger in Ansehung der Befriedigung aus dem Gegenstande den Vorrang. 

Die Befriedigung erfolgt nach den für das Pfandrecht geltenden Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs. An die Stelle der im $ 1234 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bestimmten Frist von einem Monate tritt eine solche von einer Woche. 
. Sofern die Befriedigung nicht im Wege der Zwangsvollstreckung stattfindet, 
ist sie erst zulässig, nachdem der Gläubiger einen vollstreckbaren Titel für sein 

echt auf Befriedigung gegen den Eigenthümer oder, wenn der Gegenstand ihm 
selbst gehört, gegen den Schuldner erlangt hat; in dem letzteren Falle finden die 
den Bigenthümer betreffenden Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über 
die Befriedigung auf den Schuldner entsprechende Anwendung. In Ermangelung 
des vollstreckbaren Titels ist der Verkauf des Gegenstandes nicht rechtmässig. 

Die Klage auf Gestaltung der Befriedigung kann bei dem Gericht, in dessen 

ezirke der Gläubiger seinen allgemeinen Gerichtsstand oder den Gerichtsstand 
der Niederlassung hat, erhoben werden. 


8372. In Ansehung der Befriedigung aus dem zurückbehaltenen Gegen- 
Ende anten des Gläubigers der Schuldner, sofern er bei dem Besitz- 
erwerbe des Gläubigers der Eigenthümer des Gegenstandes war, auch weiter 
als Eigenthümer, sofern nicht der Gläubiger weiss, dass der Schuldner nicht 
mehr Eigenthümer ist. - 

Erw, ein Dritter nach dem Besitzerwerbe des Gläubigers von dem Schuldner 
das Eigentum, so muss er ein rechtskräftiges Urtheil, das in einem zwischen 
dem Gläubiger und dem Schuldner wegen Gestaitung der Befriedigung geführten 

echtssireit ergangen ist, gegen sich gelten lassen, sofern nicht der Gläubiger 


h 88 ` « fi j 
r dem Eintritte der Rechtshängigkeit gewusst hat, dass der Schuldner nicht 
mehr Eigenthümer war. 


gad 275. J. Von der hier geregelten, nach der Entſtehung des Schuldver⸗ 
itniſſes eintretenden (nachträglichen) Unmöglichkeit, ift die urſprüng⸗ 


ſtehung des Schuld- 

verhältniſſes eintretender 

Umſtände. 

1. Nachträgliche Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung. 
a. Vom Schuldner 

nicht zu vertretende 
Unmöglichkeit. 


982 
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liche, d. h. bei Begründung des Schuldverhaltniſſes ſchon vorhandene Un- 
möglichkeit ($$ 306 ff.) ſcharf zu trennen. 

II. Unmöglichkeit der Leiſtung iſt nur die objektive, d. h. für Jeder⸗ 
mann beſtehende (natürliche oder rechtliche) Unmöglichkeit, die Leiſtung ſo, 
wie fie geſchuldet, zu bewirken. — Erſtreckt ſich die Unmöglichkeit der 
Leiſtung nur auf einzelne Punkte (Quantität oder Qualität, insbeſondere 
Zeit der Leiſtung), ſo iſt aus dem Inhalte des Schuldverhältniffes zu bez 
urtheilen, ob es ſich um eine vollſtändige oder um eine theilweiſe Unmog⸗ 
lichkeit („ſoweit“) handelt, d. h. ob die möglich gebliebene Art der Leiſtung 
noch eine theilweiſe, durch Schadenserſatz zu ergänzende Leiſtung im Sinne 
des Schuldverhältniſſes darſtellt oder nicht. — Die nicht rechtzeitige 
Be wirkung der Leiſtung begründet an fih die Unmöglichkeit, die Leiſtung 
nunmehr noch rechtzeitig zu bewirken. Iſt die Rechtzeitigkeit ſo weſentlich, 
daß die nicht rechtzeitige Leiſtung als Erfüllung überhaupt nicht in Betracht 
kommen kann, ſo liegt ein Fall der objektiven Unmöglichkeit vor. Iſt 
die Rechtzeitigkeit nicht in ſolchem Maße weſentlich, ſo greifen die dieſen 
Fall der objektiven Unmöglichkeit der Erfüllung beſonders regelnden Vor⸗ 
ſchriften über den Verzug ein. §§ 284 ff. Vgl. JW. 1900 S. 498 . 

Subjektives Unvermögen des Schuldners begrundet nur dann 
zugleich eine objektive Unmöglichkeit, wenn nach dem Inhalte des Schuld⸗ 
verhältniſſes die Leiſtung perſönlich durch den Schuldner zu bewirken iſt 
(§ 267). Das nachträglich eintretende Unvermögen des Schuldners iſt 
indeß der nachträglich eintretenden Unmöglichkeit gleichgeſtellt (Abſ. 2). Vgl. 
Note 2 zu § 306 und ferner für die Gattungsſchuld § 279. 

III. Der Umfang der Vertretungspflicht des Schuldners iſt abhängig von 
dem von ihm in Gemäßheit des Inhalts des konkreten Schuldverhältniſſes 
aufzuwendenden Grade von Sorgfalt ($$ 276—278; bei Verzug §§ 287, 300). 
Die Haftung des Schuldners kann über die Fahrläſſigkeit hinaus bis zur 
Garantieübernahme geſteigert ſein. Dieſe Steigerung kann ſchon in der 
Uebernahme einer Verbindlichkeit ($ 242) liegen. Auf der Idee einer ſolchen 
ſtillſchweigenden Garantieübernahme beruhen insbeſondere 

1. die dispoſitive Vorſchrift des § 279 hinſichtlich des perſönlichen Ber: 

mögens bei der Gattungsſchuld, namentlich alfo bei der Geldſchuld; 

2. die dispoſitiven Vorſchriften über Gewährleiftung wegen Mängel im 

Rechte (YE 433 ff., 445) und wegen Mängel der Sache (§§ 459 ff., 493). 
Herbeiführung der Unmöglichkeit ſeitens des Schuldners durch eine Noth⸗ 
wehrhandlung Note 3 zu § 227. — Selbſtmord als ein von dem Verpflichteten 
zu vertretender Umſtand RG. 39 190. f 

Wegen der aus § 242 abzuleitenden Verpflichtung des Schuldners zur 
unverzüglichen Mittheilung des Eintritts nachträglicher Unmöglichkeit vgl. 
8242 Note 4. 

IV. Wirkung der Unmöglichkeit: 6 

1. wenn der Schuldner nicht vertretungspflichtig (vgl. zu 111): 

a. Befreiung des Schuldners, „ſoweit“ (vgl. zu II) die Unmoglichkeit reicht. 
Während vorübergehender Befreiung kein Verzug $ 275; 
b. Verpflichtung des Schuldners zur Leiſtung des Surrogats $ 281; 

9. wenn der Schuldner vertretungspflichtig ift (vgl. zu III), bleibt feine 
Verpflichtung beſtehen. Der Glaubiger hat: 

a. Klage auf Erfüllung. Umwandlung des Judikatsanſpruchs in einen In⸗ 
tereſſeanſpruch § 283 (CPO. § 893); 

b. unmittelbaren Schadenserſatzanſpruch gemäß § 280; 

e. Anſpruch auf das Surrogat gemäß § 281. 

V. Beſondere Vorſchriften: 

Unmöglichkeit der Leiſtung bei gegenſeitigen Verträgen §§ 323 ff.; bei 
80 2471, 9. § 265; Vermächtniß und Auflage auf unmögliche Leiſtung 

VI. Zur Veranſchaulichung vgl. § 649, Note 3. (Werkvertrag.) 
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8 276. Der Schuldner hat, ſofern nicht ein Anderes beſtimmt v. Haftung bes Schalduerg 


ift, Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten. Fahrläſſig handelt, wer 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht läßt. Die Vor⸗ 
Schriften der §$ 827, 828 finden Anwendung. 

Die Haftung wegen Vorſatzes kann dem Schuldner nicht im vor⸗ 
aus erlaſſen werden. 

HGB. $ 347. Wer aus einem Geschäfte, das auf seiner Seite ein 
Handelsgeschäft ist, einem Anderen zur Sorgfalt verpflichtet ist, hat für 
die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns einzustehen. 

Unberührt bleiben die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs, nach 
welchen der Schuldner in bestimmten Fällen nur grobe Fahrlässigkeit 
zu vertreten oder nur für diejenige Sorgfalt einzustehen hat, welche er 
in eigenen ‚Angelegenheiten anzuwenden pflegt. 


1. 88 276—273 gelten für das Recht der Schuldverhältniſſe allgemein, 
insbeſondere auch für das aus einer unerlaubten Handlung ($$ 823 f.) 
hervorgegangene, ſowie für ſonſtige außerhalb des zweiten Buches ge⸗ 
regelte rechtsgeſchäftlich oder geſetzlich begründete Schuldverhältniſſe. — Fur 
die Frage, ob eine unerlaubte Handlung vorliegt, iſt nicht § 276, ſondern 
$ 823 entſcheidend, unbeſchadet der Geltung der im § 276 gegebenen Be⸗ 
n der Fahrläſſigkeit auch für das Recht der unerlaubten 
andlung. 

2. Seopa in contrahendo als ein innerhalb des Schuldverhält⸗ 
niſſes oder außerhalb eines ſolchen ſtehender Thatbeſtand zu beurtheilen jet, iſt 
eine aus dem alten Rechte übernommene Streitfrage. Als beſondere Vor⸗ 
ſchriften kommen in Betracht $$ 122, 179, 307, 309, 463, 523 f., 563, 694, 
195. Vgl. auch RG. 8 249, 28 16, JW. 1901 S. 229 50. 

3. Oertliche und zeitliche Geltung der Vorſchriften über Verſchulden zc. 
en ſich nach dem Rechtsverhältniſſe, bei welchem das Verſchulden in Frage 

mmt. 
8 276. 1. Regel: Haftung für Vorſatz und jede Fahrläſſigkeit, welche 
in Nichtanwendung der im Verkehr erforderlichen nicht: üblichen — 
Sorgfalt beſteht. Ob Fahrläſſigkeit vorliegt, iſt unter Berückſichtigung aller 

mftände zu beurtheilen; jo kann eine drohende erhebliche Gefahr den 
Mangel an beſonnener Ueberlegung entſchuldigen und trotz ſachwidrigen 
Handelns die Fahrläſſigkeit ausſchließen, RG. JW. 1902 S. 318. Auch 
Rechtsirrthum iſt nicht immer und ſchlechthin als Fahrläſſigkeit anzuſehen. 
RG. 39 99, Gruchot 44 1224. 

Die in § 276 angeführten SS 827 und 828 betreffen Bewußtloſigkeit, 

krankhafte Geiſtesſtörung, Perſonen unter 18 Jahren, Taubſtumme. 
„Ausnahmen: 5 5 

a. Geminderte (auf grobe Fahrläſſigkeit — 8277 — beſchränkte) Haftung: 
des Schenkers $$ 521, 523 f.; des Verleihers 8$ 599 f.; bei Geſchaftsfüh⸗ 
rung zur Abwendung dringender Gefahr § 680; des Finders § 968, 
während des Gläubigerverzugs § 300. % i 

b. Geſteigerte Haftung: des Gaſtwirths bez. der eingebrachten Sachen SS 701f. 
der Eiſenbahn für Frachtgut HGB. § 456 (wgl. auch Reichshaftpflichtgeſet 
v 7. Mai 1871 § 1, Reichspoſtgeſetz v. 28. Oktober 1871 §§ 6, 11); bei 
Geſchäftsführung wider den Willen des Geſchäftsherrn § 678; wahrend 
des Schuldnerverzugs $ 287 (vgl. auch $ 848). 

Diligentia quam suis § 277. p 
˖ 3. (Abſ. 2.) Einfluß theilweiſer Nichtigkeit § 139. Ausſchließung der Haf⸗ 
ung für grobes Verſehen ift zuläffig, ebenſo für Vorſatz Dritter § 278. 

4. Sondervorſchriften: x 
8. Beſonders geartete Fahrläſſigkeit der Erben hinſichtlich des Gläubiger: 

aufgebots § 1980 Abſ. 2. 


C. 


a. 


ur Vorſatz und 
Fahrläſſigkeit. 


Vorbemerkung 


88 276-278, 
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3. für Sorgfalt in 8§ 277. Wer nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen hat, welche 


len bee er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt, ift von der Haftung 
wegen grober Fahrläſſigkeit nicht befreit. Á 
7. für Dritte. § 278. Der Schuldner hat ein Verſchulden feines geſetzlichen 


Vertreters und der Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung ſeiner Ver⸗ 
bindlichkeit bedient, in gleichem Umfange zu vertreten wie eigenes 
Verſchulden. Die Vorſchrift des § 276 Abſ. 2 findet keine An- 
wendung. 


b. Bei Geſammtſchuldverhältniſſen §§ 425, 429. 
e. Haftung des Bürgen und des Pfandes für Verſchulden des Hauptſchuld⸗ 

ners §§ 767, 1210. 

§ 277. 1. Für diligentia quam suis haften: 

der Verwahrer bei unentgeltlicher Verwahrung, § 690; 

der Geſellſchafter § 708 — nicht auch der Theilhaber einer Gemeinſchaft; 

die Ehegatten hinſichtlich der aus dem ehelichen Verhältniſſe ſich 
ergebenden Verpflichtungen § 1359. Ausnahme zu Gunſten des güter- 
gemeinſchaftlichen Ehemanns §§ 1456, 1549; 

der Inhaber der elterlichen Gewalt §§ 1604, 1686; 

der Vorerbe gegenüber dem Nacherben § 2131. 

2. Beweislaſt § 282. 

3. Steigerung der Haftung bei Verzug des Schuldners § 287; Minderung 

- der Haftung bei Verzug des Gläubigers § 300. 

4. Sonftige Anwendungsfälle des Begriffs der groben Fahrläſſigkeit vgl. 
§ 276 Note 2a, ferner Pr. AG. z. GO. Net. 8, wonach die preußiſchen Grund⸗ 
buchbeamten dem Staate gegenüber nur für grobe Fahrläſſigkeit haften. 
— Vgl. ferner $ 932 (Begriff der Gutgläubigkeit für das Mobiliarſachenrecht). 


§ 278. 1. Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des § 278 iſt, 
daß die Hülfsperſon befugter Weiſe zugezogen ift; vgl. § 267 Note 1. Anderen- 
falls haftet der Schuldner für die Folgen, welche durch die in der Zuzie⸗ 
hung liegende Pflichtwidrigkeit verurſacht find, gemäß ŞÖ 275 ff., 280, 249 ff. 

2. Nach der dispoſitiven Vorſchrift des § 278 hat der Schuldner das 
Verſchulden einer befugter Weiſe zur Erfüllung der Verbindlichkeit zuge⸗ 
zogenen Hülfsperſon ſo zu vertreten wie eigenes Verſchulden. Der Grad 
der aufzuwendenden Sorgfalt richtet ſich nach dem zwiſchen Gläubiger und 
Schuldner, nicht nach dem zwiſchen dem Schuldner und dem Dritten be⸗ 
ſtehenden Rechtsverhältniſſe. — Vgl. RG. JW. 1897 ©. 569 6. 

3. Bildet die Handlung des Dritten aus Gründen, welche in ſeiner Perſon 
liegen, kein Verſchulden (3. B. im Falle des § 827 vgl. § 276 Abſ. 1), 
ſo iſt § 278 kaum anwendbar. Die Haftung des Schuldners kann indeß 
durch ſeine Fahrläſſigkeit in Auswahl oder Beaufſichtigung des Dritten oder 
durch Garantieübernahme begründet ſein. 

4. Die Vorſchrift iſt unmittelbar nur anwendbar für die Frage, ob 
der Schuldner die nachträgliche Unmöglichkeit der ihm kraft eines Schuld⸗ 
verhältniſſes obliegenden Leiſtung zu vertreten hat oder nicht. Ent- 
ſprechende Anwendbarkeit ift vorgeſehen: § 254 Konkurrirendes Verſchulden, 
§ 351 Einwirkung auf die empfangene Sache bei Rücktritt vom Vertrage. 
Unanwendbar ift § 278 außerhalb eines beſtehenden Schuldverhaltniſſes, vgl. 
RG. 49 26, JW. 1901 S. 549 über Haftung des Notars für Verſehen des 
Bureauvorſtehers bei Entgegennahme von Aufträgen. 

5. Nach $$ 664, 691 haftet der Beauftragte, bzw. der Verwahrer bei er⸗ 
laubter Subſtitution nur für culpa in eligendo; hingegen haftet der Dienſt⸗ 
verpflichtete (auch bei höherer Dienſtleiſtung z. B. der Rechtsanwalt) für den 
Subſtituten nach § 278 vgl. zu § 675, wo § 664 nicht mitzitirt tjt. Die 
Haftung tritt natürlich nicht ein, wenn Subſtitution 3. B. durch den An- 
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§ 279. Iſt der geſchuldete Gegenſtand nur der Gattung nach 
beſtimmt, ſo hat der Schuldner, ſolange die Leiſtung aus der Gattung 
möglich iſt, ſein Unvermögen zur Leiſtung auch dann zu vertreten, 
wenn ihm ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt. 


waltszwang (CPO. § 78) geboten iſt. Solchenfalls erſchöpft ſich die Ver⸗ 
pflichtung des Substituenten in der Beſtellung des Subſtituten. 

6. Inſofern die Verbindlichkeit zur Herausgabe einer Sache die Sorge 
für die Erhaltung der Sache umfaßt, iſt auch das Verſchulden des Dritten, 
dem der Beſitz von dem Schuldner überlaſſen iſt, zu vertreten, da der 
Schuldner ſolchenfalls zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit, fur die Sache 
zu ſorgen, ſich des Beſitzers bedient. — Die Einwirkung eines Dritten, 
welche nicht im Zuſammenhange mit der Erfüllung ſteht, hat der Schuldner 
nicht zu vertreten, ſofern nicht etwa ſchon die Gewährung der Einwirkungs⸗ 
möglichkeit ein vertretbares Verſehen des Schuldners darſtellt. Der Umfang 
und Inhalt der zu erfüllenden Verbindlichkeit iſt nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen unter Berückſichtigung von Treu und Glauben feſtzuſtellen. Beiſpiel 
(vgl. Goldmann⸗Lilienthal 2. Aufl. I. 329): der Tapeziergehülfe zerbricht bei 
der ſeinem Prinzipal obliegenden Anbringung von Gardinen in Folge Ver⸗ 
ſehens einen Spiegel. Nimmt man mit G. L. an, daß der Schaden zwar 
bei der Erfüllung durch eine Erfüllungshandlung, aber nicht in Bezug auf 
die Erfüllung angerichtet ift, jo ift nicht § 278, ſondern § 831 anwendbar; 
wenn man aber — wohl zutreffender — annimmt, daß zur Verbindlichkeit des 
Tapeziers nach Treu und Glauben gehört, fih einer ſchuldhaſten Einwir⸗ 
kung auf andere Gegenſtände zu enthalten, ſo iſt durch dieſe Einwirkung 
inſoweit die Erfüllung der Verbindlichkeit durch Verſchulden der Hülfsperſon 
unmöglich geworden, und dieſe Unmöglichkeit von dem Prinzipale gemäß 
$$ 278, 280 zu vertreten, ohne daß er fih gemäß § 831 exkulpiren kann. 

‚Die Umgrenzung der Verbindlichkeit wird nicht immer leicht zu beſtimmen 
ſein, man denke z. B. an fahrläſſige oder vorſätzliche Schadenszufügung, die 
im vorſtehenden Falle der Gehülfe beim Paſſiren der Haustreppe vornimmt. 

ie Auslegung der geſammten Umſtände des Falles muß über den Zu⸗ 
ſammenhang entſcheiden. 

Erweiterte Haftung des Frachtführers HGB. § 431 (vgl. hierzu die Denk⸗ 
ſchrift zum 58 B.). 

Not e Vertreter vgl. Titelvorb. vor § 164 Note C II ferner § 829 

ote 4. 


8. Die Beweislaſt für den Umfang und Inhalt des Schuldverhältniſſes 
ſowie für den Eintritt der Unmöglichkeit der Erfüllung hat der Gläubiger. 
Der Nachweis, daß eine Vertretungspflicht des Schuldners nicht beſteht, liegt 
dieſem ob, § 282. 

9. Beſondere Vorſchriften: Haftung der juriſtiſchen Perſon für den 
Vertreter §8 31, 86, 89. — Haftung des Miethers für Verſchulden des 

ritten, dem der Gebrauch überlaſſen § 549. — Verſchulden eines Geſammt⸗ 
ſchuldners bzw. Geſammtgläubigers §§ 425, 429. — Haftung des Gaſtwirths⸗ 
für feine Leute $ 701. Haftung für unerlaubte Handlungen Dritter §§ 831 ff. 

EG. Art. 77, 78; Haftung des Staates für die Beamten, ſowie des Be⸗ 
amten ſelbſt für Schadenszufügung in Ausübung öffentlicher Gewalt; Haf- 
ung der Beamten für Stellvertreker und Gehülfen. 

Nach EG. Art. 95 iſt § 278 für geſinderechtliche Verhältniſſe anwendbar. 
blaß 279. 1. Der Schuldner wird alſo nicht gemäß § 275 befreit; vielmehr 
0 119 die Verbindlichkeit, insbeſondere alſo die Geldſchuld trotz unverſchul⸗ 
8 en Unvermögens des Schuldners beſtehen. — Verwahrung vertretbarer 

achen § 695 Note 5. 

2. Das Unvermögen zur Leiſtung, welches der Schuldner gemäß § 279 
zu vertreten hat, iſt nur das durch den Mangel von Mitteln hervorgerufene 
Unvermögen. Das Unvermögen, welches nicht auf ſolchem Mangel, ſondern 


ô. Haftung bei 
Gattungsſchuld. 


c. Vom Schuldner zu 
vertretende Unmög⸗ 
lichteit. 
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§ 280. Soweit die Leiſtung in Folge eines von dem Schuldner 
zu vertretenden Umſtandes unmöglich wird, hat der Schuldner dem 
Gläubiger den durch die Nichterfüllung entſtehenden Schaden zu 
erſetzen. 

Im Falle theilweiſer Unmöglichkeit kann der Gläubiger unter Mb- 
lehnung des noch möglichen Theiles der Leiſtung Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit verlangen, wenn die 
theilweiſe Erfüllung für ihn kein Intereſſe hat. Die für das ver⸗ 
tragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Vorſchriften der 88 346 bis 
356 finden entſprechende Anwendung. 


auf einem anderen Grunde beruht, ſteht mit der Möglichkeit der Leiſtung 


aus der Gattung nicht in dem im § 279 vorausgeſetzten Zusammenhange. 

8 280: 1. Ueber Unmöglichkeit und theilweiſe Unmöglichkeit zu § 275 
Note II. 

2. Grundſätzlich löſt ſich die Verbindlichkeit im Falle der verſchuldeten 
theilweiſen Unmöglichkeit bzw. des Verzugs nicht ſofort in eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht auf. In erſter Linie geht der Anſpruch auf Bewirkung des noch 
möglichen Theiles der Leiſtung und auf Schadenserſatz wegen des nicht mög: 
lichen Theiles, im Falle des Verzugs auf Bewirkung der Leiſtung und auf 
das Verzugsintereſſe, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung der ganzen Ver⸗ 
bindlichkeit kann, die Vertretungspflicht des Schuldners ($ 275 Note II) 
vorausgeſetzt, nur gefordert werden: 

a. bei gänzlicher Unmöglichkeit Abſ. 1 (vgl. § 275 Note II); 

b. bei theilweiſer Unmöglichkeit, wenn die theilweiſe Erfüllung kein Intereſſe 
für den Gläubiger hat (Abſ. 2); 

e. 9 2 Falle der Nichterfüllung trotz rechtskräftiger Verurtheilung gemäß 

283; 

d. bet a Verträgen im Falle des Verzugs nach Friſtſetzung ge⸗ 
mäß § 326. 

& bei Föggeſchaſten § 361. 

Die Unmöglichkeit ſowie der Mangel des Intereſſes an der Theilerfüllung 
gehören zur Subſtantiirung des Schadenserſatzanſpruchs. Daß der Schuldner 
die Unmöglichkeit nicht zu vertreten hat, iſt von dieſem zu beweiſen § 282. 

Die in Folge von Verſchulden bzw. Verzug eintretende Erſatzverbindlich⸗ 
keit gehört zum Beſtande der urſprünglichen Verbindlichteit; für ſie haftet 
Bürge und Pfand §§ 767, 1210. Die für die urſprüngliche Verbindlichkeit 
geltenden Verjährungsvorſchriften gelten auch für die Erſatzverbindlichkeit 
vgl. § 222 Note 3. — Kein Intereſſeanſpruch aus unklagbaren Verbindlich⸗ 
keiten. RG. 40 259. p f 

3. Der Schadenserſatzanſpruch geht nach 85 249 ff. in erſter Linie auf Naz 
turalherſtellung; nur ſoweit dieſe Herſtellung objektiv unmoglich iſt, tritt 
Anſpruch auf Geldentſchädigung ein ($ 251). Will der Gläubiger bei ſub⸗ 
jektiver Unmöglichkeit ber; und nicht erſt Naturalherſtellung 
fordern, ſo bietet ſich ihm das ittel der Friſtſetzung gemäß § 250; anderen⸗ 
falls klagt er auf Erfüllung und ſetzt, ſofern er nicht ſchon gemäß § 255 
CPO. eine Friſt im Urtheile hat fegen laſſen, eine Friſt nach Rechtskraft des 
Urtheils gemäß § 283. Für den Umfang des Schadenserſatzes §§ 252 ff. — 
Anrechnung der Draufgabe § 338. 

4. Wegen der Verpflichtung des Schuldners, welcher die theilweiſe mög: 
lich gebliebene Leiſtung bewirken will, zur gleichzeitigen Entrichtung des 
die Leiſtung ergänzenden Schadenserſatzes vgl. $ 266 Note 5. Dem Gläubiger 
liegt ſolchem Leiſtungsangebote gegenüber der Nachweis ob, daß die theilweiſe 
Erfüllung für ihn kein Intereſſe hat. 

5. Die Bezugnahme auf die SS 346—356 bringt zum Ausdrucke: 

a. daß die Ablehnung der Theilleiſtung durch Erklärung des Gläubigers 


| 
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$ 281. Erlangt der Schuldner in Folge des Umſtandes, welcher 
die Leiſtung unmöglich macht, für den geſchuldeten Gegenſtand einen 
Erſatz oder einen Erſatzanſpruch, ſo kann der Gläubiger Herausgabe 
des als Erſatz Empfangenen oder Abtretung des Erſatzanſpruchs 
verlangen. 

Hat der Gläubiger Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung, ſo mindert ſich, wenn er von dem im Abſ. 1 beſtimmten 
Rechte Gebrauch macht, die ihm zu leiſtende Entſchädigung um den 
Werth des erlangten Erſatzes oder Erſatzanſpruchs. 

§ 282. Iſt ſtreitig, ob die Unmöglichkeit der Leiſtung die Folge 
eines von dem Schuldner zu vertretenden Umſtandes iſt, ſo trifft 
die Beweislaſt den Schuldner. 

§ 283. Iſt der Schuldner rechtskräftig verurtheilt, ſo kann der 
Gläubiger ihm zur Bewirkung der Leiſtung eine angemeſſene Friſt 
mit der Erklärung beſtimmen, daß er die Annahme der Leiſtung nach 


gegenüber dem Schuldner ($ 349), und zwar innerhalb der von dem 
Schuldner dem Gläubiger zur Erklärung darüber, ob er von dem Rechte 
aus § 280 Abſ. 2 Gebrauch machen wolle, geſtellten angemeſſenen Friſt 
($ 355) zu erfolgen hat; 

b. daß die Ablehnung der reſtlichen Leiſtung und der Anſpruch auf Sha- 
denserſatz wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit zwar nicht 
durch zufälligen Untergang der bereits bewirkten Theilleiſtung beim Gläu⸗ 
biger (§ 350), wohl aber durch die in 98 351—353 bezeichneten Einwir⸗ 
kungen auf die Theilleiſtung ausgeſchloſſen wird; 

€. daß die wirkſam erklärte Ablehnung der Reſtleiſtung unwirkſam wird, 
wenn der Gläubiger mit der Rückgewähr der erhaltenen Theilleiſtung im 
Verzug ift und die Theilleiſtung nicht innerhalb der ihm vom Schuldner 
geſetzten angemeſſenen Friſt zurückgewährt ($ 354). Der Gläubiger kann 
in dieſem Falle neben der Bewirkung des möglich gebliebenen Theiles der 
ung nur Schadenserſatz wegen des unmöglich gewordenen Theiles 
verlangen; 

d. daß wegen des Rückgewähranſpruchs ſelbſt 69 346—348 anwendbar find; 

e. daß bei Betheiligung Mehrerer auf der Gläubiger: oder Schuldnerſeite 
die Ablehnung nur einheitlich erfolgen kann § 356. 

6. Wegen der beſonderen Regelung bei gegenſeitigen Verträgen $$ 324 
bis 327; vgl. ferner über die Regelung der Gewährleiſtungspflicht bei den 
einzelnen Schuldverhältniſſen ($$ 433 ff., 445, 459 ff., 493). 

7. Geſammtſchuldverhältniſſe $$ 425, 429. 

$ 281. 1. Surrogationsprinzip, anwendbar bei zufälliger (Abſ. 1) und 
bei zu vertretender Unmöglichkeit (Abſ. 2). 

2. Hauptfälle: Erſatzanſpruch wegen Entziehung oder Beſchädigung der 
Sache, Verſicherungsgelder, Enteignungsſumme. 

3. Vorausſetzung ift Uebertragbarkeit des Erſatzanſpruchs ($ 399). 

91 Unterliegt das im Falle der Verbindung oder Vermiſchung entſtehende 

Miteigenthum (§§ 947 f.) dem Surrogationsprinzipe? Vgl. hierzu Note 3 zu 

S 467, ferner 88 2169 Abſ. 3, 2172 (Vermächtniß). 

ER Für die Anrechnung auf den Schadenserſatz ($ 280) ift der durch 

Schätzung zu ermittelnde Werth zur Zeit der Uebertragung des Er⸗ 

lages maßgebend. In dieſer Höhe erfolgt die Abtretung an Zahlungsſtatt, 

nicht Zahlungshalber. 

6. Wegen der Gegenleiſtung bei gegenſeitigen Verträgen § 323 Abſ. 2. 


N Vgl. auch § 278 Note 8, ferner den Anwendungsfall zu § 1421 


d. Erlangung eines 
Surrogats. 


e. Beweislaſt. 


2, Nichtleiſtung des 
rechtskräftig verur⸗ 
theilten Schuldners. 


3. Verzug des Schuldners. 
a. Eintritt. 
. Mahnung. 
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dem Ablaufe der Friſt ablehne. Nach dem Ablaufe der Friſt kann 
der Gläubiger Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen, ſoweit 
nicht die Leiſtung rechtzeitig bewirkt wird; der Anſpruch auf Er⸗ 
füllung iſt ausgeſchloſſen. Die Verpflichtung zum Schadenserſatze 
tritt nicht ein, wenn die Leiſtung in Folge eines Umſtandes unmög⸗ 
lich wird, den der Schuldner nicht zu vertreten hat. , 

Wird die Leiftung bis zum Ablaufe der Friſt nur theilweiſe nicht 
bewirkt, ſo ſteht dem Gläubiger auch das im $ 280 Abſ. 2 be⸗ 
ſtimmte Recht zu. 

§ 284. Leiſtet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers 
nicht, die nach dem Eintritte der Fälligkeit erfolgt, ſo kommt er 
durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung ſteht die Erhebung 
der Klage auf die Leiſtung ſowie die Zuſtellung eines Zahlungs⸗ 
befehls im Mahnverfahren gleich. 

Iſt für die Leiſtung eine Zeit nach dem Kalender beſtimmt, ſo 
kommt der Schuldner ohne Mahnung in Verzug, wenn er nicht zu 
der beſtimmten Zeit leiſtet. Das Gleiche gilt, wenn der Leiſtung 
eine Kündigung vorauszugehen hat und die Zeit für die Leiſtung 
in der Weiſe beſtimmt iſt, daß ſie ſich von der Kündigung ab nach 
dem Kalender berechnen läßt. 


§ 283. 1. § 283 macht die Ueberleitung des Erfüllungsanſpruchs in den 
Inkereſſeanſpruch (vgl. CPO. § 893) von der Durchführung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung nach der CPO. ſowie von dem Nachweiſe der Leiſtungsunmoög⸗ 
lichteit unabhängig. Vorausſetzung ift rechtskräftiges, nicht bloß vor- 
läufig vollſtreckbares Urtheil. 

2. Nach Ablauf der Friſt aus $ 283, welche gemäß §§ 130 ff. oder 
CO. § 255 (vgl. auch Titelvorb. vor § 186 Note 4) zu ſetzen iſt, kann 
der Gläubiger ausſchließlich Schadenserſatz wegen Nichterfüllung bean⸗ 
ſpruchen. Ausſchließlicher Gerichtsſtand ECHO. § 893 Ab}. 2. Gegen die 
Realexekution ſteht dem Schuldner nunmehr die den Anſpruch ſelbſt betreffende 
Einwendung aus § 283 gemäß § 767 CPD. zu. Auch der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch kann, da Anſpruch auf Erfüllung ausgeſchloſſen iſt, nicht auf Na⸗ 
turalherſtellung (X$ 249—251; § 280 Note 3), ſondern nur auf Geldentſchä⸗ 
digung (§§ 252 fl.) gehen. EM 

3. Bei theilweiſer Nichtleiſtung kann der Gläubiger Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit nur fordern, wenn er dar⸗ 
thut, daß er kein Intereſſe an der Theilleiſtung hat. Vgl. im Uebrigen 
§ 280 Abſ. 2 und $ 326 Note II 3. 

4. Einwendungen des Schuldners gegenüber dem Schadenserſatzanſpruch 
aus § 283. a. Erfüllung innerhalb der Friſt. b. Nicht zu vertretender Gin- 
tritt der Unmöglichkeit der Erfüllung vor Ablauf der geſetzten Friſt. Vgl. inz 
deß die geſteigerte Haftung des Schuldners während des Verzugs §§ 287, 284. 

= pa Anſprüchen aus einem gegenſeitigen Vertrage vgl. zu § 325 Abſ. 2 
326, 327. 

6. Anderweite Regelung bei Nichtleiſtung der Sicherheit durch den hierzu 
verurtheilten Nießbraucher § 1052. Vgl. auch § 2123 und § 2193 Abſ. 2. 


8 284. 1. Ueber das Verhältniß des Verzugs zur Unmöglichkeit der Er⸗ 
füllung vgl. zu § 275 Note II. 

2. Mahnung iſt formloſes, einſeitiges, empfangsbedürftiges 
Rechtsgeſchäft (§ 130 ff), durch das der Gläubiger dem Schuldner gegen 
über ausdrüalich oder durch konkludente Handlungen (vgl. RG. 50 261 JW. 
1902 Beil. S. 230) ſeinen Willen, nunmehr die geſchuldete Leiſtung haben zu 
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§ 285. Der Schuldner kommt nicht in Verzug, ſolange die 
Leiſtung in Folge eines Umſtandes unterbleibt, den er nicht zu ver⸗ 
treten hat. 


wollen, zum Ausdrucke bringt. Ueberſendung der Rechnung pflegt dieſen 

Willen noch nicht zum Ausdrucke zu bringen und iſt deshalb regelmäßig für 

ſich allein nicht Mahnung. Die Mahnung braucht nicht zeitlich von dem die 

Fälligkeit begründenden Rechtsakte zu unterſcheiden ſein, ſo kann z. B. durch 

Angebot der Leiſtung, verbunden mit gleichzeitiger Mahnung, Verzug herbei⸗ 

geführt werden, RG. 50 261 IW. 1902 Beil. S. 230. 

a. Vertretung des Gläubigers oder Schuldners durch Vertreter mit oder 
ohne Vollmacht EY 174, 180. Mahnung durch den der Geſchäftsfähigkeit 
entbehrenden Gläubiger § 111, durch den neuen Gläubiger bei Forde- 
rungsübergang § 410, durch den neuen Hypothekengläubiger §§ 1160, 
1161. — Bedingte Mahnung begründet Verzug nur, wenn ſie der nöthi⸗ 
gen Beſtimmtheit nicht ermangelt. Vgl. Titelvorb. vor $ 158 Note 13 a2. 
— Mahnung gegenüber dem einſtweiligen Erben § 1959 Abſ. 3. 

b. Erhebung der Leiſtungs⸗ (nicht auch der Feſtſtellungs-⸗) Klage ſowie die 
Zuſtellung des Zahlungsbefehls ſtehen der Mahnung gleich; ſie be⸗ 
wirken Verzug nur, wenn ſie nach Fälligkeit erfolgt ſind. Die Fort⸗ 
ſetzung des Prozeſſes nach Fälligkeit ſteht ebenfalls der Mahnung gleich. 

6. Erklärt der Schuldner vor oder nach Eintritt der Fälligkeit, nicht er- 
füllen zu wollen, ſo ſetzt er ſich damit ſelbſt in Verzug, ohne daß es 
a Mahnung von Seiten des Gläubigers bedarf. RG. JW. 1902 
S. 282 


3. Verzug ohne Mahnung (Abſ. 2) tritt — abgeſehen von Note 20 — 
nur in den beiden Fällen des Abſ. 2 ein. Fälligkeit auf Grund anderer 
Thatbeſtände, z. B. des Eintritts einer Bedingung, begründet ohne Mahnung 
keinen Verzug. — Leiſtungszeit § 271. 

u Kein Verzug trotz Mahnung bei dem Schuldverhältniſſe zwiſchen 
Eigenthümer und dem gutgläubigen Beſitzer (vgl. § 990 Abſ. 2). 

5. Beweislaſt. Gläubiger ift beweispflichtig für die Vorausſetzungen 
des Verzugs (Fälligkeit § 271, Mahnung); Schuldner iſt beweispflichtig, wenn 
er den Eintritt des Verzugs deshalb beſtreitet, weil er geleiſtet hat oder 
weil ihm eine Einrede gegen den Anſpruch zuſteht. 

„ 6. Dauer des Verzugs bis die geſchuldete Leiſtung einſchließlich der 
Verzugserweiterungen (88 286 ff.) dem Gläubiger in einer den Annahmever⸗ 
zug begründenden Weiſe (88 293 ff.) angeboten wird. 

Ka erzug in der Perſon eines Geſammtſchuldners § 425 Abſ. 2. 

A Verzug des Grundſtückseigenthümers gegenüber dem dinglichen 
Anſpruch aus Hypothek und Grundſchuld $$ 1146, 1192. 

9. Durch eine zahlungshalber gegebene Anweiſung ($ 788) oder über⸗ 
nommene Verbindlichkeit (§ 364 Abſ. 2) wird, wenn nicht eine Stundung an- 
zunehmen, eine den Verzug ausſchließende Leiſtung nicht bewirkt, vgl. zu 
§ 364 Note 4. 

8 285. 1. Umfang der Vertretungspflicht § 275 Note III. Der Schuldner 
hat die Beweislaſt dafür, daß er nicht vertretungspflichtig (8 282). 

* Bei Gattungsſchuld hat der Schuldner ſein Unvermögen zur Lei⸗ 
— ng (d. h. den Mangel von Mitteln zur Erfüllung), ſolange die Leiſtung 

a der Gattung möglich, ſtets zu vertreten ($ 279). 
hard Schuldner ift nicht im Verzuge, ſolange er die Leiſtung kraft aufſchie⸗ 
= en Einrede (4. B. Einrede des nicht erfüllten Vertrags § 320 vgl. RG. 
ode. Doer der Dreimonatseinrede des Erben $ 2014) verweigern kann, 
Sat wenn Annahmeverzug des Gläubigers (58 293 ff.) oder (vgl. § 372 

ein anderer in der Perſon des Gläubigers liegender Umſtand oder 


eine nicht auf Fahrläſſigkei ißheit ü 
18 e gkeit des Schuldners beruhende Ungewißheit über 
die Perſon des Gläubigers z. B. mangelnder Nachweis der auf der Gläu⸗ 


Š. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 16 


3. Entſchuldigte 
Nichtleiſtung. 


b. Verzugswirkungen. 
a. Schadenserſatz. 


3. Verzugshaftung. 


y. Verzugszinſen. 
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§ 286. Der Schuldner hat dem Gläubiger den durch den Verzug 
entſtehenden Schaden zu erſetzen. 

Hat die Leiſtung in Folge des Verzugs für den Gläubiger kein 
Intereſſe, ſo kann dieſer unter Ablehnung der Leiſtung Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verlangen. Die für das vertragsmäßige Rück⸗ 
trittsrecht geltenden Vorſchriften der 88 346 bis 356 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

§ 287. Der Schuldner hat während des Verzugs jede Fahr⸗ 
läſſigkeit zu vertreten. Er iſt auch für die während des Verzugs 
durch Zufall eintretende Unmöglichkeit der Leiſtung verantwortlich, 
es ſei denn, daß der Schaden auch bei rechtzeitiger Leiſtung ein⸗ 
getreten ſein würde. 

§ 288. Eine Geldſchuld ift während des Verzugs mit vier vom 
Hundert für das Jahr zu verzinſen. Kann der Gläubiger aus einem 
anderen Rechtsgrunde höhere Zinſen verlangen, ſo ſind dieſe fort⸗ 
zuentrichten. 

Die Geltendmachung eines weiteren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen. 


bigerſeite eingetretenen Rechtsnachfolge (vgl. § 410; Abſchnittvorb. vor § 2353) 
Grund der Nichtleiſtung iſt. 
4. Ausſchließung des Verzugs durch nachträgliche Aufrechnung § 389. 
286. 1. Schadenserſatzanſpruch kann naturgemäß nicht auf rechtzeitige 
Leiſtung ($$ 249 ff.), ſondern nur auf Geldentſchädigung (88 251 ff.) gehen. 
— Abſ. 2 vgl. § 280 Abſ. 2. 

2. Verzugswirkungen bei gegenſeitigen Verträgen 88 326 f.; Verwirkung 
der Vertragsſtrafe $ 339; bei Firgeihäften $ 361; bei Unterhaltsanſpr uch 
§ 1613. Erſtreckung von Bürgſchaft und Pfand auf die Verzugs⸗Erweite⸗ 
rungen §$ 767, 1210. 

3. Keine Verzugswirkungen gegen den gutgläubigen Beſitzer (§ 990) oder 
den Erbſchaftsbeſitzer (§ 2024). 

4. Sondervorſchriften über Verzugswirkungen bei: 

a. gegenſeitigen Verträgen § 326; 

b. Verſprechen einer Vertragsſtrafe § 339, e 

c. Rückgewähr des empfangenen Gegenſtandes durch den Rücktrittsberechtigten 
§ 354, den Wandlungsberechtigten SS 467, C2 E 

d. Eigenthumsvorbehalt bis zur Zahlung des Kaufpreiſes § 455; 

e. Mängelbeſeitigung durch Vermiether oder Verpächter §§ 554, 581; durch 
den Unternehmer beim Werkvertrage $ 635; i 

f. Bürgſchaft, wenn der Hauptſchuldner m Verzug iſt, § 775. 

$ 287. 1. Die geſteigerte Haftung erſtreckt fih auch auf den Verzug des 
Schenkers. Die Frage, ob er in Verzug ift, ift nach § 521 (verminderte 
Haftung) zu beurtheilen. 

2. Der Schuldner kann ſich auch darauf berufen, daß der Gegenſtand 
bei rechtzeitiger Leiſtung durch denſelben oder einen anderweiten vor der 
Entſtehung des Schadenserſatzanſpruchs eingetretenen Zufall betroffen wor- 
den * ($ 249 Note 2, Prot. Bd. I S. 327 f., § 252 Note 1.) — Bgl. auch 
§ 848 7 í 
$ a 1. Aufhören des Zinſenlaufs bei Eintritt des Gläubigerverzugs 

oO . 

2. Schenker hat keine Verzugszinſen zu zahlen § 522. 

3. Verjährung des Zinsanſpruchs § 197. 

4. Wegen des Zinsfußes nach Handels⸗ und Wechſelrecht vgl. zu § 246. 

5. Verzugszinſen bei dem dinglichen Anſpruch aus Hypothek und Grund- 
ſchuld $$ 1146, 1192. 
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§ 289. Von Zinſen ſind Verzugszinſen nicht zu entrichten. Das 
Recht des Gläubigers auf Erſatz des durch den Verzug entſtehenden 
Schadens bleibt unberührt. 

8 290. Iſt der Schuldner zum Erſatze des Werthes eines Gegen⸗ 
ſtandes verpflichtet, der während des Verzugs untergegangen iſt oder 
aus einem während des Verzugs eingetretenen Grunde nicht heraus⸗ 
gegeben werden kann, ſo kann der Gläubiger Zinſen des zu erſetzen⸗ 
den Betrags von dem Zeitpunkt an verlangen, welcher der Be⸗ 
ſtimmung des Werthes zu Grunde gelegt wird. Das Gleiche gilt, 
wenn der Schuldner zum Erſatze der Minderung des Werthes eines 
während des Verzugs verſchlechterten Gegenſtandes verpflichtet iſt. 

§ 291. Eine Geldſchuld hat der Schuldner von dem Eintritte 
der Rechtshängigkeit an zu verzinſen, auch wenn er nicht im Verzug 
iſt; wird die Schuld erſt ſpäter fällig, ſo iſt ſie von der Fälligkeit 
an zu verzinſen. Die Vorſchriften des § 288 Abſ. 1 und des 
§ 289 Satz 1 finden entſprechende Anwendung. 

§ 292. Hat der Schuldner einen beſtimmten Gegenſtand her⸗ 
auszugeben, ſo beſtimmt ſich von dem Eintritte der Rechtshängigkeit 
an der Anſpruch des Gläubigers auf Schadenserſatz wegen Ver⸗ 
ſchlechterung, Unterganges oder einer aus einem anderen Grunde 
eintretenden Unmöglichkeit der Herausgabe nach den Vorſchriften, 
welche für das Verhältniß zwiſchen dem Eigenthümer und dem Be⸗ 
ſitzer von dem Eintritte der Rechtshängigkeit des Eigenthumsanſpruchs 
an gelten, ſoweit nicht aus dem Schuldverhältniß oder dem Verzuge 
des Schuldners ſich zu Gunſten des Gläubigers ein Anderes ergiebt. 

Das Gleiche gilt von dem Anſpruche des Gläubigers auf Heraus⸗ 
gabe oder Vergütung von Nutzungen und von dem Anſpruche des 
Schuldners auf Erſatz von Verwendungen. 

—äů——3; —— 


6. Zinsfuß in den Konſulargerichtsbezirken Konfulargerichtsb®. v. 7. April 
1900 § 33 und BO. v. 25. Oktober 1900 Art. 3 (3 291, 301). 

§ 289. § 289 gilt für geſetzliche und für rechtsgeſchäftliche Zinſen (Zins⸗ 
koupons RG. 5 254, 14 167); für Reallaſtleiſtungen ($ 1107), Grundſchuld⸗ 
95 D ie Rentenſchuldleiſtung ($ 1200). — Wegen Zinſeszinſen vgl. 

$ 248. 

§ 290. 1. Die Erſatzpflicht richtet fih nach § 287. 

2. Vgl. die e Vorſchrift des § 849. 

8 291. 1. Kein Zinſenlauf während des Gläubigerverzugs § 301. 

2. Klage vor Fälligkeit CPO. 88 257—259, zu § 271. 

5. § 288 Abſ. 1: Zinsfuß; § 289 Satz 1: Ausſchließung von Zinſeszinſen. 

fx Dei beiderfeitigen Handelsgeſchäften HGB. § 352 zu § 246. 
a Die Prozeßkoſten gehören an fidh nicht zum Beſtande der Forderung. 
In den wichtigſten Fällen werden ſie aber durch poſitive Vorſchrift als dazu 
gehbrig behandelt, fo bei der Bürgſchaft § 767, bei der Hypothek § 1118, 
E —— beim Pfandrechte § 1210; im Konkursverfahren vgl. KO. §§ 62 f. 

2. 1 m . 2 m = n EN 

itomen: Verhältniß zwiſchen Eigenthümer und Beſitzer $E 987 ff. Im 
& Schadenserſatz wegen verſchuldeter Verſchlechterung, Unterganges oder 
- Unmöglichkeit der Herausgabe $$ 989, 280. 
v. Nutzungen § 100; gezogene Nutzungen § 987 Abſ. 155 ſchuldhafte Unter- 

laſſung ordnungsgemäßer Nutzung § 987 Abſ. 2. 

1 


4. Rechtshängigkeit. 
a. Prozeßzinſen. 


b. Prozeßhaftung. 


J. Dorausfeßungen. 

1. Allgemein. 
a. Nichtannahme der 
angebotenen Lei⸗ 
ſtung. 

b. Angebot der Lei⸗ 
ſtung. 

a. Thatſächliches 
Angebot. 

. Wörtliches An- 
gebot. 


Vorbemerkung zum 
2. Titel. 
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Sweiter Titel. 
Verzug des Gläubigers. 


§ 293. Der Gläubiger kommt in Verzug, wenn er die ihm an⸗ 
gebotene Leiſtung nicht annimmt. 

§ 294. Die Leiſtung muß dem Gläubiger ſo, wie ſie zu be— 
wirken iſt, thatſächlich angeboten werden. 

8 295. Ein wörtliches Angebot des Schuldners genügt, wenn 
der Gläubiger ihm erklärt hat, daß er die Leiſtung nicht annehmen 
werde, oder wenn zur Bewirkung der Leiſtung eine Handlung des 
Gläubigers erforderlich iſt, insbeſondere wenn der Gläubiger die ge⸗ 
ſchuldete Sache abzuholen hat. Dem Angebote der Leiſtung ſteht 
die Aufforderung an den Glaubiger gleich, die erforderliche Hand⸗ 
lung vorzunehmen. 


c. Verwendungen §§ 994 Abſ. 2, 683 ff., 996, 998, 1000 1003; § 256. — 

Zurückbehaltungsrecht § 275. 

2. Beſondere Vorſchriften: Bösgläubiger Empfang einer Bereicherung § 819; 
Herausgabe einer durch eine unerlaubte Handlung entzogenen Sache § 848. 
Val ferner die Sonderregelung des Schadenserſatz⸗ bzw. Bereicherungsan⸗ 
ſpruchs gegen den Kläger, welcher auf Grund einer vorläufig vollſtreckbaren 
oder unter Vorbehalt ergangenen Entſcheidung vollſtreckt hat. CPO. §§ 302, 
600, 717, 945. — Haftung des Mannes bei Beendigung des geſetzlichen 
Güterſtandes durch Urtheil § 1422. 

3. Mit Eintritt des Gläubigerverzugs treten §§ 300 ff. in Wirkung. 

1. Eine Annahmepflicht des Gläubigers beſteht im Allgemeinen nicht; wo 
dem Gläubiger eine ſolche Verpflichtung auferlegt ift (§§ 433, 640), find 
ag derſelben Vorausſetzungen und Wirkungen des Verzugs nach 
88 234 ff. zu beurtheilen. Vgl. hierzu § 326 Note 16. 

2. Verſchulden iſt — anders als beim Schuldnerverzuge § 285 — nicht 
Vorausſetzung für den Eintritt des Gläubigerverzugs. 

3. Eine Schadenserſatzpflicht des Gläubigers wird — anders als beim 
Schuldnerverzuge § 286 — durch ſeinen Verzug nicht begründet. Die Folgen 
des Gläubigerverzugs find in §§ 300—304 erſchöpfend geregelt; der einzige 
ſelbſtändige Anſpruch des Schuldners aus dem Grunde des Glaäubigerverzugs 
ift der Anſpruch aus § 304 auf Erſatz der Mehraufwendungen. — Wenn 

| Annahmepflicht des Gläubigers ſelbſtändig beſteht, vgl. Note 1. 

§ 293. 1. Verſchulden des Gläubigers kein Erforderniß ſeines Verzugs. 

J. Angebot der Leiſtung durch einen Dritten ($$ 267 f.); vgl. die andere 
Faſſung des § 295; Angebot vor der beſtimmten Zeit § 271 Abſ. 2. 

3. Angebot an einen Dritten $$ 164 Abſ. 3, 362 Abſ. 2. 

4. Ablehnung einer die Hauptleiſtung nebſt Zinſen und Koſten nicht 
deckenden Leiſtung $ 367 Abſ. 2. 

5. Verzug eines Geſammtgläubigers 9 429; Verzug des Gläubigers gegen⸗ 
über einem Geſammtſchuldner § 424. 

§ 294. 1. Das Angebot muß thatſächlich ſo erfolgen, wie es nach 
dem Schuldverhältniſſe bzw. nach dem Vertrage zu bewirken iſt, insbe⸗ 
ſondere auch in Anſehung von Ort und Zeit (§§ 269 f.), vgl. RG. 50 209 
erfolgen ($ 242: SGB. 8 358 zu § 271) und darf insbeſondere auch nicht in 
unzuläſſiger Theilleiſtung ($ 266) beſtehen, vgl. RG. 47; es muß regelmäßig 
(wal § 295) thatſächlich, d. h. nicht bloß in Worten gemacht ſein. — An⸗ 
gebot gegenüber den einſtweiligen Erben § 1959 Abſ. 3. 

2. Beweislaſt für die Vorausſetzungen des Verzugs hat der Schuldner. 


295. 1. Ein wortliches Angebot, welches vor der Annahmeverweigerung 
des Gläubigers erfolgt, iſt für ſich nicht geeignet, den Annahmeverzug zu 
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§ 296. Iſt für die von dem Gläubiger vorzunehmende Hand⸗ 
lung eine Zeit nach dem Kalender beſtimmt, ſo bedarf es des An⸗ 
gebots nur, wenn der Gläubiger die Handlung rechtzeitig vornimmt. 
Das Gleiche gilt, wenn der Handlung eine Kündigung vorauszugehen 
hat und die Zeit für die Handlung in der Weiſe beſtimmt iſt, daß 
ſie ſich von der Kündigung ab nach dem Kalender berechnen läßt. 

8 297. Der Gläubiger kommt nicht in Verzug, wenn der 
Schuldner zur Zeit des Angebots oder im Falle des § 296 zu der 
für die Handlung des Gläubigers beſtimmten Zeit außer Stande iſt, 
die Leiſtung zu bewirken. y 

8 298. Iſt der Schuldner nur gegen eine Leiſtung des Gläubigers 
zu Teiften verpflichtet, To kommt der Gläubiger in Verzug, wenn er 
zwar die angebotene Leiſtung anzunehmen bereit iſt, die verlangte 
Gegenleiſtung aber nicht anbietet. 


begründen, RG. 50 210. (Fakturaüberſendung, worauf der Käufer den Ab⸗ 
ſchluß des Vertrags in Abrede ſtellte.) 

2. Mitwirkung des Gläubigers ferner erforderlich z. B. Wahl des Gläu⸗ 
bigers bei der Alternativobligation § 264 Abſ. 2. — Ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch wegen unterlaſſener Mitwirkung iſt nur begründet, wo eine Mit⸗ 
wirkungspflicht beſteht; vgl. § 304 Note 1 und SB. § 375 (Spezifi⸗ 
kationskauf). 

HGB. $ 375. Ist bei dem Kaufe einer beweglichen Sache dem Käufer 
die ‚nähere Bestimmung über Form, Mass oder ähnliche Verhältnisse vorbehalten, 
so ist der Käufer verpflichtet, die vorbehaltene Bestimmung zu treffen. 

Ist der Käufer mit der Erfüllung dieser Verpflichtung im Verzuge, so kann 
der Verkäufer die Bestimmung statt des Käufers vornehmen oder gemäss $ 326 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs Schadensersatz wegen Nichterfüllung ‚fordern oder 
vom Vertrage zurücktreten. Im ersteren Falle hat der Verkäufer die von ıhm 
getroffene Bestimmung dem Käufer mitzutheilen und ihm zugleich eine angemessene 

"ist zur Vornahme einer anderweitigen Bestimmung zu setzen. Wird eine 
solche innerhalb der Frist von dem Käufer nicht vorgenommen, so ist die von 
dem Verkäufer getroffene Bestimmung massgebend. 

3. Leiſtungsunvermögen des Schuldners § 297. 

J. Nur das wörtliche Angebot des Schuldners, nicht eines Dritten, ift 
zugelaſſen. Vgl. demgegenüber $ 293. 

997 Val. § 284 Abſ. 2. — Unvermögen des Schuldners zur Leiſtung 
18 poa; 1. Der Gläubiger muß das Leiſtungsunvermögen des Schuldners 
weiſen. 

2. Zur Erfüllungsbereitſchaft im Sinne des § 297 iſt nicht gerade erfor⸗ 
derlich, daß der Schuldner den Gegenſtand der Leiſtung vorräthig oder ſich 
durch Vertrag mit einem Dritten das Bezugsrecht geſichert hat; es genügt 
vielmehr, wenn er in der Lage iſt, ſich den Gegenſtand ohne Weiteres zu 
verſchaſfen, RG. 50 260. 
na 298. 1. Die Vorſchrift bezieht ſich auf alle Arten von Gegenleiſtungen, 
15905 Zug um Zug zu bewirken ſind, insbeſondere alſo auch auf die Quit⸗ 
Aüdeanbenlung, wenn die Koſten angeboten werden (88 368 f.) und auf die 
ſein gabe des Schuldſcheins § 371. Die Gegenleiſtung muß indep verlangt 
5 285 Für den Annahmeverzug kommt es (anders als beim Leiſtungsverzuge 
YA ini darauf an, ob die Nichtleiſtung verſchuldet ift. 

. b der Glaubiger hinſichtlich feiner Gegenleiſtung auch im Schuldner⸗ 
sus ijt, beſtimmt fih nach §§ 284 ff. 

3. Hinterlegung mit Rückſicht auf die Gegenleiſtung § 373. 


7. Entbehrliches 
Angebot. 


2. Beſondere Fälle. 
a. Leiſtungsunvermö⸗ 
gen des Schuldners. 


b. Gegenleiſtung. 


C. 
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Borübergepende Be- 8 299. Iſt die Leiſtungszeit nicht beſtimmt oder ift der Schuldner 
„ berechtigt, vor der beſtimmten Zeit zu leiſten, fo kommt der Gläubiger 
ter Leiſtungszeit. nicht dadurch in Verzug, daß er vorübergehend an der Annahme der 

angebotenen Leiſtung verhindert ift, es jei denn, daß der Schuldner 


ihm die Leiſtung eine angemeſſene Zeit vorher angekündigt hat. 


11. wirkungen. § 300. Der Schuldner hat während des Verzugs des Gläubigers 


R 


čs 


g 


beben. d nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten. 
Wird eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache geſchuldet, ſo geht 
die Gefahr mit dem Zeitpunkt auf den Glaubiger über, in welchem er 
dadurch in Verzug kommt, daß er die angebotene Sache nicht annimmt. 


Auſboren der Zus. § 301. Von einer verzinslichen Geldſchuld hat der Schuldner 


pflicht. 


während des Verzugs des Gläubigers Zinſen nicht zu entrichten. 
Beſcrantte Haftung § 302. Hat der Schuldner die Nutzungen eines Gegenſtandes 
wegen Rußungen. herauszugeben oder zu erſetzen, jo beſchränkt fih feine Verpflichtung 
während des Verzugs des Gläubigers auf die Nutzungen, welche er zieht. 
hreisgabe des Grund- § 303. Iſt der Schuldner zur Herausgabe eines Grundſtücks ver⸗ 
1 pflichtet, ſo kann er nach dem Eintritte des Verzugs des Gläubigers 
den Beſitz aufgeben. Das Aufgeben muß dem Gläubiger vorher an⸗ 
gedroht werden, es ſei denn, daß die Androhung unthunlich iſt. 


„ Hebrauſwendungen 5 304. Der Schuldner kann im Falle des Verzugs des Gläubigers 


des Schuldners. Erſatz der Mehraufwendungen verlangen, die er für das erfolgloſe Ange⸗ 
bot ſowie für die Aufbewahrung und Erhaltung des geſchuldeten Gegen⸗ 
ſtandes machen mußte. 


4. Sonderregelung bei Weigerung des Eigenthümers, die Sache unter Be⸗ 
richtigung des Verwendungsanſpruchs des Beſitzers abzunehmen § 1003. 

8 299. 1. Leiſtungszeit § 271. 

J. Die Beweislaſt liegt für die vorübergehende Behinderung dem Gläubiger, 
für die angemeſſen erfolgte Ankündigung ($$ 130 ff.) dem Schuldner ob. 

8 300. 1. (Abſ. 2.) Gattungsſchuld vgl. § 243. 

a. Der Gefahrübergang erfordert, daß die Gattungsſchuld auf eine beſtimmte 
Sache konzentrirt ijt; ſonſt findet § 279 Anwendung. 

b. Das Angebot der Sache muß in einer den Annahmeverzug begründenden 
Weiſe thatſächlich oder wörtlich ($$ 294 f.) erfolgt fein. Lritt der Gläu⸗ 
bigerverzug ohne Angebot der Sache ein, z. B. $ 296, jo wird hierdurch 
der Gefahrübergang nicht bewirkt (ex verbis, daß er die „angebotene“ 
Sache nicht annimmt). 5 í 
2. Fortdauer des Anſpruchs auf die Gegenleiſtung bei gegenfeitigen Ber- 

trägen trotz Unmöglichwerdens der eigenen Leiſtung während des Annahme⸗ 

verzugs § 324 Abſ. 2; vgl. auch RG. IW. 1900 S. 670.4, OLG. 4 30 Oeffent⸗ 
liche Verſteigerung der Kaufſache, bezüglich deren der Käufer in Annahme⸗ 

verzug ift. durch die Eiſenbahnverwaltung). p 
8 301. Gleichgültig ift, ob die Verzinslichkeit auf Rechtsgeſchäft oder auf 

Geſetz beruht (Verzugszinſen § 288, Prozeßzinſen § 291). 

303. 1. Der Gläubiger kann gemäß § 295 dadurch in Verzug geſetzt 
werden, daß er vergeblich aufgefordert wird, ſich zwecks Uebernahme auf dem 
Grundſtücke zu einer angemeſſen, beſtimmten Zeit einzufinden. 

2. Durch die Beſitzaufgabe befreit ſich der Schuldner von der Pflicht wei⸗ 
terer Fürſorge. Für bewegliche Sachen Hinterlegungs⸗ biw Verſteigerungsbe⸗ 
fugniß $$ 372 ff. 383 ff.; beim Sandelstaufe HGV. $$ 3737. zu SS 383 ff. 

3. Die Beweislaſt für die vorherige Androhung bzw. für die Unthunlichkeit 
derſelben liegt dem Schuldner ob. 

§ 304. 1. Ein Anſpruch auf Schadenserſatz ift dem Schuldner mit Rück⸗ 
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Zweiter Abſchnitt. 
Schulduerhältniſſe aus Verträgen. 
Erſter Titel. 
Begründung. Inhalt des Vertrags. 


305. Zur Begründung eines Schuldverhältniſſes durch Rechts⸗ 1. nechtsgeſchaftliche Be- 


geſchäft ſowie zur Aenderung des Inhalts eines Schuldverhältniſſes 
iſt ein Vertrag zwiſchen den Betheiligten erforderlich, ſoweit nicht das 
Geſetz ein Anderes vorſchreibt. 


gründung eines Schuld⸗ 
verhältniſſes. 


§ 306. Ein auf eine unmögliche Leiſtung gerichteter Vertrag iſt u Anhalt und form des 


nichtig. 


ſicht auf die ihm zuſtehende Befugniß der Hinterlegung, Verſteigerung, 

Preisgabe (vgl. zu § 303 Note 2) nicht allgemein beigelegt, vielmehr nur 

begründet, wo eine vertragsmäßige oder geſetzliche Annahmepflicht vor⸗ 

handen ift (3. B. beim Kaufe $ 433 Abſ. 2, beim Werkvertrage § 640, bei 

Verwahrung $ 696). Vgl. hierzu § 326 Note J 6. 3 
2. Wegen des Anſpruchs auf Erfag der Aufwendungen §§ 256 f. Anſpruch 

des Kaufmanns wegen Lagergeld HGB. $ 354, vgl. RG. 45 300. 

a ti hat wegen der Mehraufwendungen ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht § 273. 

4. Beſondere Regelung: Annahmeverzug bei gegenſeitigen Verträgen 
$$ 322, 324; des Dienſtberechtigten $ 615; des Beſtellers beim Werkvertrage 
vor bzw. nach Vollendung des Werkes y 642, 644, 646. 

.$ 305. 1. Durch die Vorſchrift, daß zur Begründung eines Schuldver⸗ 
hältniſſes durch Rechtsgeſchäft ein Vertrag ($$ 145 ff.) erforderlich iſt, wird, 
ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes vorſchreibt, das einſeitige, nicht ange⸗ 
nommene Verſprechen als Entſtehungsgrund abgelehnt. Anderweite Vor⸗ 
ſchriften: §§ 80 ff. Stiftungsgeſchäft; SS 145 ff. bindende Kraft der Offerte; 
XS 167 ff. Vollmachtsertheilung; § 657 ff. Auslobung; SS 793 ff. Schuldver⸗ 
ſchreibung auf den Inhaber. Ferner einſeitiger Verzicht zur Aufhebung eines 
Rechtes an einer fremden Sache $$ 875 f., 1064, 1072, 1255. Vermächtniß 
§ 1939; Auflage 1940. — Verzicht im Prozeſſe CPO. SS 306, 346, 514. 

2. Die allgemeinen Vorſchriften zur Vertragslehre SS 145 ff. 

3. Das BGB. gewährt regelmäßig kein einſeitiges Rücktrittsrecht wegen 
Nichterfüllung ſeitens des anderen Theiles. Ausnahmen für die Fälle des 
Unmöglichwerdens der Leiſtung, bei Nichtleiſtung trotz rechtskräftiger Verur⸗ 
theilung vgl. zu § 280 Note 2. Fixgeſchäft § 361. Für gegenſeitige Ver⸗ 
träge vgl. §§ 323 ff. 

88 306 ff. 1. Juhalt des Vertrags. Das BGB. beruht, was Inhalt 
und Form der Verträge anlangt, auf dem Prinzipe der Vertragsfrei⸗ 
hegt (vgl. Vorb. zum II. Buche Note 5). 

2. Beſchränkungen der Vertragsfreiheit. 88 306 ff. 

a. Nicht ausgeſchloſſen und deshalb zuläffig ſind Verträge über Leiſtungen, 
die ſich auf Rechte, Sachen und Handlungen eines Dritten beziehen. 
Auslegungsfrage ift es, ob in ſolchen Verträgen nur die Aufwendung 
ei oder die Haftung für den Erfolg derſelben übernommen 

rd. 

Vorverträge, obwohl im BGB. nicht allgemein geregelt, find zuläſſig. 
Dies folgt aus dem Prinzipe der Vertragsfreiheit (vgl. $ 610 und E. I 
§§ 550 f., 681 f.; Mot. I S. 178; Prot. II S. 488 f.). Ueber die Anwen- 
dung der Formvorſchriften vgl. § 125 Note I 7. 

$ 306. 1. Im Gegenſatze zu der in den §§ 275 ff., 323 ff. geregelten 

nachträglichen Unmöglichkeit, handelt es ſich hier um die zur Zeit des 


Vertrags. 

1. Urſprüngliche Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung. 
a. Unmöglichkeit. 

a. Nichtigkeit. 


Vorbemerkung zu 
§$ 306 ff. 


A. Negatives Ber- 
tragsintereſſe. 


b. Ju behebende Un 
möglichkeit. 
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§ 307. Wer bei der Schließung eines Vertrags, der auf eine 
unmögliche Leiſtung gerichtet iſt, die Unmöglichkeit der Leiſtung kennt 
oder kennen muß, iſt zum Erſatze des Schadens verpflichtet, den der 
andere Theil dadurch erleidet, daß er auf die Gültigkeit des Vertrags 
vertraut, jedoch nicht über den Betrag des Intereſſes hinaus, welches 
der andere Theil an der Gültigkeit des Vertrags hat. Die Erſatz⸗ 
pflicht tritt nicht ein, wenn der andere Theil die Unmöglichkeit kennt 
oder kennen muß. 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn die Leiſtung 
nur theilweiſe unmöglich und der Vertrag in Anſehung des möglichen 
Theiles gültig ift oder wenn eine von mehreren wahlweiſe verſprochenen 
Leiſtungen unmöglich iſt. 

§ 308. Die Unmoglichkeit der Leiſtung ſteht der Gültigkeit des Ver⸗ 
trags nicht entgegen, wenn die Unmöglichkeit gehoben werden kann und 
der Vertrag für den Fall geſchloſſen iſt, daß die Leiſtung möglich wird. 


Vertragsſchluſſes beſtehende Unmöglichkeit (urſprüngliche Unmög⸗ 
lichkeit). 

20 Unmöglichkeit der Leiſtung iſt nur die objektive Unmöglichkeit (vgl. 
§ 275 Note II). Eine Gleichſtellung des ſubjektiven Unvermögens mit der 
objektiven Unmöglichkeit findet für die urſprüngliche Unmöglichkeit nicht 
ſtatt (ogl. dagegen für die nachträgliche Unmöglichkeit § 275 Abſ. 2). Dem 
auf eine ſubfektiv unmögliche Handlung gerichteten Vertrag ijt die Gültig- 
keit nicht genommen; der Schuldner garantirt vielmehr durch Uebernahme 
der Verbindlichkeit ſein ſubjektives Leiſtungsvermögen und haftet unabhängig 
von Verſchulden auf das Erfüllungsintereſſe. Vgl. auch CPO. $$ 883 ff., 
893; BGB. §§ 325 Abſ. 2, 283. Steht feft, daß die Leiſtung nicht erfolgen 
kann, ſo bedarf es nicht erſt der Klage auf Erfüllung, ſondern es kann gleich 
auf das Erfüllungsintereſſe geklagt werden, vgl. OLG. 3 8, Seuff. 56 439. 

3. Unmöglichkeit im Sinne des § 306 iſt ſowohl die dauernde, als auch 
die vorübergehende objektive (natürliche oder rechtliche) Unmöglichkeit mit 
Ausnahme des im $ 308 geregelten Falles der hypothetiſchen nicht dauernden 
Unmöglichkeit. 

4. Die Nichtigkeit trifft den Vertrag inſoweit, als die Leiſtung unmög⸗ 
lich ift. Theilweiſe Nichtigkeit § 139. Bei gegenſeitigen Verträgen (vol. 
Titelvorb. vor § 320 Note 3) bewirkt die objektive Unmöglichkeit, welche Nich⸗ 
tigkeit begründet, die Nichtigkeit des Vertrags für beide Seiten. 

5. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß durch Uebernahme einer Garantie für das 
Möglichwerden der Leiſtung die Haftung für das Erfüllungsintereſſe auch bei 
objektiv unmöglicher Leiſtung begründet wird. Auslegungsfrage iſt, ob in 
der Uebernahme der Verpflichtung zu einer unmöglichen Leiſtung zugleich die 
Garantieübernahme für das Möglichwerden und das Verſprechen zu finden 
ift, für alle Folgen einzuftehen, wenn die Zeitung nicht möglich werden folte. 
Anwendungsfälle ſind die Gewährleiſtungspflicht des Cedenten einer nicht 
rechtsbeſtändigen Forderung ($ 437) und des Veräußerers, der den Erwerber 
wegen einer zugeſicherten, aber thatſächlich nicht vorhandenen und nicht zu 
beſchaffenden Eigenſchaft der Sache zu entſchädigen hat (§ 463). Vgl. auch die 
Haftung des Vermiethers im § 538. 

§ 307. 1. Aus dem nach § 306 nichtigen Vertrage kann — abgeſehen 
von den Fällen der Garantieübernahme (vgl. § 306 Note 2 u. 5) — ein An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nicht entſtehen. 

2. Negatives Vertragsintereſſe vgl. zu § 122. 

Rückforderung wegen Nichteintritts des beabſichtigten Erfolges SS 812ff. 
„(Abs. 2.) Theilweiſe Gültigkeit des Vertrags § 139. 
Unmöglichkeit einer wahlweiſe verſprochenen Leiſtung zu § 265 Bl. 


* 20 
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Wird eine unmögliche Leiſtung unter einer anderen aufſchiebenden 
Bedingung oder unter Beſtimmung eines Anfangstermins verſprochen, 
ſo iſt der Vertrag gültig, wenn die Unmöglichkeit vor dem Eintritte 
der Bedingung oder des Termins gehoben wird. 

§ 309. Verſtößt ein Vertrag gegen ein geſetzliches Verbot, ſo 
finden die Vorſchriften der $$ 307, 308 entſprechende Anwendung. 

$ 310. Ein Vertrag, durch den fih der eine Theil verpflichtet, 
ſein künftiges Vermögen oder einen Bruchtheil ſeines künftigen Ver⸗ 
mögens zu übertragen oder mit einem Nießbrauche zu belaſten, iſt 
nichtig. 

5 511. Ein Vertrag, durch den ſich der eine Theil verpflichtet, 
fein gegenmärtiges Vermögen oder einen Bruchtheil feines gegen- 
wärtigen Vermögens zu übertragen oder mit einem Nießbrauche zu be⸗ 
laſten, bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 

§ 312. Ein Vertrag über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten 
iſt nichtig. Das Gleiche gilt von einem Vertrag über den Pflichttheil 
oder ein Vermächtniß aus dem Nachlaß eines noch lebenden Dritten. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung auf einen Vertrag, der 
unter künftigen geſetzlichen Erben über den geſetzlichen Erbtheil oder 
den Pflichttheil eines von ihnen geſchloſſen wird. Ein ſolcher Vertrag 
bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 


§ 308. 1. Hypothetiſche Unmöglichkeit zur Zeit des Vertragsſchluſſes. — 
Der Vertrag iſt in den Fällen des § 308 gültig, wenn die Unmöglichkeit 
nur in irgend einem Zeitpunkte zwiſchen Vertragsſchluß und Leiſtungszeit 
gehoben iſt. Bei etwa nachträglich wiedereintretender Unmöglichkeit finden 
§§ 280 ff. Anwendung. 

2. Vermächtnißanſpruch § 2171. 

§ 309. 1. Eine Zuſammenſtellung verbotener Rechtsgeſchäfte ſ. im Regiſter 
unter „Nichtig“. Vgl. auch zu §§ 134, 135f. 

2. Gegen die guten Sitten verſtoßende Verträge fallen nicht unter § 309. 
Bei dieſen kann weder von negativem Vertragsintereſſe noch von Fortfall 
der Sittenwidrigkeit die Rede ſein. 

§ 310. 1. Hierunter fällt auch die das künftige Vermögen mitumfaſſende 
allgemeine Vermögensgemeinſchaft — ausgenommen die allgemeine Güter- 
gemeinſchaft unter Ehegatten (§§ 1437 ff.). — Vorbehalt einzelner Vermögens⸗ 
gegenſtände nimmt dem Vertrage nicht den Karakter der Vermögensüber⸗ 
tragung, RG. 24 260. : 

3 2774 die Gültigkeit des Vertrags von Todeswegen (Erbvertrag) 
2274 ff. 

§ 311. 1. Hierunter fällt insbeſondere auch die allgemeine Vermögens⸗ 
geſellſchaft, die Uebertragung des Vermögens einer Aktiengeſellſchaft (HG8. 
. 303 ff.) oder einer anderen juriſtiſchen Perſon. 

A Gerichtliche oder notarielle Beurkundung § 128. 

7 Schuldenhaftung bei Uebernahme des Vermögens $ 419; bei Nießbrauch 
n einem Vermögen §§ 1086 ff. 

eines erkretungsbeſchränkung des Vaters und des Vormundes hinſichtlich 

idä das Kindes- bzw. Mündelvermögen im Ganzen betreffenden Rechtsge⸗ 

chafts 58 1643, 1822 Nr. 1. 

$ San 1. Nichtigkeit eines die Teſtirfreiheit beeinträchtigenden Vertrags 
2. Zuläſſig ift ein Vertrag über das nacherbſchaftliche Necht nach Eintritt 


w 


a 


+ Verftoß gegen Ber- 


botsgeſetze. 


Vertrag über das 


künftige Vermögen. 


Vertrag über das 


gegenwärtige Ver⸗ 
mögen. 


Vertrag über den 
Nachlaß eines noch 
lebenden Dritten. 


Vertrage über Grund⸗ 
ſtückoübereignung. 
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§ 313. Ein Vertrag, durch den ſich der eine Theil verpflichtet, 
das Eigenthum an einem Grundſtücke zu übertragen, bedarf der ge⸗ 
richtlichen oder notariellen Beurkundung. Ein ohne Beobachtung dieſer 
Form geſchloſſener Vertrag wird ſeinem ganzen Inhalte nach gültig, 
wenn die Auflaſſung und die Eintragung in das Grundbuch erfolgen. 


des Erbfalls, aber vor Eintritt des Falles der Nacherbſchaft. Darüber, daß 

dieſer Vertrag kein Erbſchaftskauf vgl. $ 2371 Note 1 b. 

3. (Abſ. 2.) Der Vertrag der künftigen geſetzlichen Erben (§§ 1924 ff.) hat 
nur obligatoriſche Wirkungen; er verpflichtet den Erbſchaftsveraußerer zur 
Annahme und zur demnächſtigen Uebertragung der Erbſchaft. 

Eine dinglich wirkende Vereinbarung kann unter Zuziehung des Erblaſſers 
mittelſt Erbverzichtvertrags erfolgen §8 2346 ff. 

4. Pflichttheil SS 2303 ff. 

5. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung § 128. — Erforderniß vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlicher Mitwirkung §§ 1643, 1822 Nr. 1. 

8 313. 1. Dem Formzwang unterliegen Verträge, durch die 
ſich auch nur einer der Kontrahenten verpflichtet, das Eigenthum an 
einem Grundſtücke zu übertragen und zwar in Anſehung des geſammten 
Vertragsinhalts, nicht etwa nur bezüglich der Veräußerungs verpflichtung. 
RG. JW. 1902 Beil. S. 247. Bei theilweiſer Nichtigkeit § 139. — Wegen des 
ſachenrechtlichen Veräußerungsvertrags (Auflaſſung) vgl. §§ 873, 925. 

a. Auch das pactum de emendo, d. h. der Vertrag durch welchen ſich die eine 
Partei zum Erwerbe eines Grundſtücks verpflichtet, die andere Partei 
aber in ihrem Entſchluſſe, ob ſie veräußern wolle, freibleibt, fällt unter 
§ 313. Auch der Käufer verpflichtet fih das Grundſtück abzunehmen 
(8 433 Abſ. 2), d. b. bei der Uebertragung des Eigenthums gemäß $ 925 
mitzuwirken; zudem ſoll die Vorſchrift nach Prot. I S. 461 Schutz ge⸗ 
währen auch gegen übereilte Käufe. 

b. Ob Einbringung eines Grundſtücks in eine Geſellſchaft und Ueber⸗ 
weiſung eines Grundſtücks an einen oder mehrere Theilhaber im Wege 
der Auseinanderſetzung als Veräußerung aufzufaſſen und deshalb der zu 
Grunde liegende obligatoriſche Geſellſchafts⸗ bzw. Auseinanderſetzungs⸗ 
Vertrag der Vorſchrift des § 313 zu unterſtellen iſt, iſt ſtreitig und die 
Antwort von denſelben Erwägungen abhängig, wie bei der Frage, ob 
Auflaſſung erforderlich iſt. Vgl Mot. zu § 771 E. I, ferner für das Recht 
der offenen Handelsgeſellſchaft RG. 25 252, 30 159. Gruchot 43 198. 
ROG. Jahrb. 22 D 22, 24 A 109; für die Erbengemeinſchaft des BGB. 
KG. 20 A 240, 22 A 301. 8 

c. Veſtellung des Vorkaufsrechts vgl. Borb. vor § 504 Note IIb. 

d. Ueber die Form des Vertragsantrags vgl. § 145 Note 2 

e. Ueber die Geltung des § 313 für das Erbbaurecht § 1017, für ſonſtige 
landesrechtliche Immobiliarrechte vgl. Abſchnittvorb. vor § 90 Note VI 2h. 

2. Dem Formzwang unterliegt insbeſondere nicht 
a. die Ausübung des Wiederkaufs⸗ und Vorkaufsrechts §§ 497, 505, 1098; 
b. die Weiterveräußerung des Rechtes auf Auflaſſung; 

e. die vor der Auflaſſung erfolgende vertragsmaßige Aufhebung des gemäß 
§ 313 geſchloſſenen Vertrags (vgl. $ 125 Note I), die Vollziehung der 
Wandelung ſelbſt dann nicht, wenn ſie nach der Auflaſſung des gekauften 
Grundſtücks erfolgt (§ 465 Note 3a). Bgl. auch NG. 47 303; 

d. das Verſprechen des fiduziariſch als Eigenthümer Eingetragenen, unter 
gewiſſen Vorausſetzungen das buchmäßige Eigenthum einem Anderen zu 
übertragen (3. B. ein Geſellſchafter ift als Eigenthümer des der Gefell 
ſchaft gehörenden Grundſtücks eingetragen, der Vorſitzende eines nicht 
rechtsfähigen Vereins als Eigenthümer des dem Vereine gehörenden Grund⸗ 
ſtücks). Hier greift der Anſpruch aus dem Auftrage (ŞS 667, 713) ein; 
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e. die Vollmacht zum Abſchluſſe des durch § 313 formaliſirten Vertrags 
§ 167 Abſ. 2. Die Unwiderruflichkeit der Vollmacht tritt aber nur ein, 
wenn fie ſich aus dem zu Grunde liegenden Rechtsverhältniß ergiebt 
§ 168. Iſt dies eine Veräußerungsverpflichtung fo ift Beobachtung der 
Formvorſchrift aus § 313 geboten. Vgl. auch RG. 50 163, OLG. 2 463, 
3 188. Seuff. 57 95; 2 ) 

1. der Verkauf eines Gebäudes auf Abbruch, einer Ernte auf dem Halme 
u. dal. Hier liegt Geſtattung der Aneignung der zu trennenden Be⸗ 
ſtandtheile oder Erzeugniſſe vor. Vgl. § 93 Note III 3, $ 956. 

3. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung § 128. — Koſten § 449. — 
Nichtigkeit wegen Formmangels § 125. 

4. Heilung des Formmangels durch Auflaſſung und Ein⸗ 
tragung. Die Heilung tritt nur ein, wenn die Auflaſſung und Eintragung 
in das Grundbuch erfolgen ($ 925), nicht aber etwa durch Einreichung des 
prinatiigeiftlichen Vertrags beim Grundbuchamte gemäß § 873 Abſ. 2 (vgl. 
$ 873 Note A. I. 7). 

a. Die Auflaſſung und Eintragung (§§ 873, 925) heilt nur den Mangel 
der Vertragsform (vgl. Note e), nicht andere Mängel wie z. B. die 
fehlende Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ($$ 1643, 1812). 

b. Iſt die Auflaſſung kraft Geſetzes oder kraft Anfechtung nichtig, ſo hat ſie 
auch keine heilende Kraft (vgl. zu §§ 139, 142). 

€. Vorausſetzung der Heilung iſt, daß ſich der Gegenſtand der Auflaſſung 
mit dem des Vertrags deckt und daß die Auflaſſung zur Erfüllung des 
Vertrags dient. Auch Auflaſſung an einen Dritten im Falle des § 362 
Abs. 2 bezw. an den Zeſſtonar des Käufers genügt. Bgl. RG. 31 230. 

d. Gültigkeit des Vertrags ſeinem ganzen Inhalte nach, d. h. einſchließlich 
reden neben dem ſchriftlichen Vertrage beſtehender mündlicher Neben⸗ 
abreden. 

e. Die Heilung des Formmangels tritt nur inſoweit ein, als der Mangel 
auf Nichtbeobachtung der im § 313 vorgeſchriebenen Form beruht; andere 
Formmängel werden nicht berührt. Iſt z. B. als Gegenleiſtung für die 
Grundſtücksveräußerung oder neben derſelben eine Bürgſchaft mündlich 
($ 766) übernommen oder ein Erbverzicht ohne Beobachtung der in 
§ 2348 vorgeſchriebenen Form ausgeſprochen, fo werden dieſe Form⸗ 
mängel durch die Auflaſſung und Eintragung nicht berührt. Die Wirkungen 
der theilweiſen Nichtigkeit find nach § 139 zu beurtheilen. AM. OLG. 4 34. 
„Leistungen, welche in Erwartung der verabredeten formgerechten Ber- 

tragsſchließung oder der Auflaſſung auf Grund eines formwidrigen Vertrags 

erfolgt ſind, ſind nach den Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung 

zurückzugewähren vgl. § 812 Note III 3 h, $ 814 Note I, OLG. 3 209, 4 237. 

6. Auch für Grundſtücke, in Anſehung deren das Grundbuch noch nicht 
En Angeles: anzufehen ift, gilt $ 313. Vgl. Seuff. 56 124 und EG. Art. 189 
Note 1d. 


7. Landesgeſetzlich vorbehaltene Formvorſchriften. 

a. GO. 5 98. Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, dass das Grund- 
buchamt die Erklärung der Auflassung nur enigegenne men soll, wenn die 
nach § 313 des Bürgerlichen Gesetzbuchs erforderliche Urkunde vorgelegt wird. 

„EG. Art. 142, wo zu vgl., überläßt der Landesgeſetzgebung, neben Gericht 
und Notar noch andere Behörden und Beamte als für die Beurkundung 
zuſtändig zu erklären. 

C. Landesgeſetzgebung: 

Preussen Ausnahmen von der Formvorſchrift dieſes Paragraphen 

Art. 12 AG. z. BGB. 

1. für Rentengutsvertrag vgl. Art. 62 EG. z. BG. 
u. Rentengutsgeſ. v. 27. Juni 1890 (GS. S. 209); 

2. für freiwillige Grundabtretung in Enteignungs⸗ 
fällen vgl. Art. 109 EG. z. BGB.; 


8313. 


III. Ermittelung des Der- 


tragsinhalts. 
1. Auslegungsregeln 


über Zubehör einer 


Sache. 


2. Nachträgliche Beſtim⸗ 


mung der Leiſtung. 


a. durch einen der Ver⸗ 


tragſchließenden. 


Beſtimmung der Gegen: 


leiſtung. 


Zu 8 318 ff. 


— 
— — 
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§ 314. Verpflichtet fih Jemand zur Veräußerung oder Belaſtung 
einer Sache, ſo erſtreckt ſich die Verpflichtung im Zweifel auch auf 
das Zubehör der Sache. 

$ 315. Soll die Leiſtung durch einen der Vertragſchließenden be⸗ 
ſtimmt werden, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Beſtimmung 
nach billigem Ermeſſen zu treffen iſt. 

Die Beſtimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen 
Theile. 

Soll die Beſtimmung nach billigem Ermeſſen erfolgen, ſo iſt die 
getroffene Beſtimmung für den anderen Theil nur verbindlich, wenn 
ſie der Billigkeit entſpricht. Entſpricht ſie nicht der Billigkeit, ſo wird 
die Beſtimmung durch Urtheil getroffen; das Gleiche gilt, wenn die 
Beſtimmung verzögert wird. 

§ 316. Iſt der Umfang der für eine Leiſtung verſprochenen Gegen⸗ 
leiſtung nicht beſtimmt, fo ſteht die Beſtimmung im Zweifel demjenigen 
Theile zu, welcher die Gegenleiſtung zu fordern hat. 


| 3. für Veräußerungsgeſchäfte, wenn ein Vertrag⸗ 
| ſchließender durch öffentl. Behörde vertreten ift 
(3. B. Grunderwerb durch Anſiedlungskommiſſton); 
vgl. auch bezüglich buchungsfreier Grundſtücke 
Art. 27 AG. z. BGB.; 
8 4. Zuſtändigkeit der Bürgermeiſter in Naſſau. 
8. Internationales Privatrecht vgl. EG. Art. 11, Uebergang 
Ec. Art. 189 Note 1 d. 
§ 314. Zubehör §§ 97f. 


§ 315 ff. 1. Beſtimmbarkeit der unbeſtimmt gelaſſenen Leiſtung auf 


Grund des Vertragsinhalts (§ 242) genügt. Beim Mangel der Beſtimmbar⸗ 


keit ift der Vertrag nichtig, vgl. z. B. RG. 46 258. 
2. Gattungsobligation § 243. Alternativobligation § 262 ff. 
3. Beſtimmung der Leiſtung aus einem Vermächtniſſe § 2156. 
4. In den Willen des Schuldners geſtellte Zahlungszeit bei fog. „Beſſerungs⸗ 


ſcheinen“ vgl. RG. 28 176, 34 15, 40 195. 


§ 315. 1. Die richterliche Beſtimmung ift regelmäßig im Wege der Leiſtungs⸗ 
klage herbeizuführen; die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage (auf Anerkennung, 
daß eine Verpflichtung in beſtimmter Höhe vorhanden oder nicht vorhanden 
ift), ift nach § 256 CPO. zu beurtheilen. 

2. Beweislaſt (vgl. § 433 Note II). k 

a. Behauptet der Schuldner, daß eine beſtimmte Leiſtung vereinbart iſt, ſo 
beſtreitet er damit die Behauptung des Gläubigers, daß die Beſtimmung 
gemäß $ 315 vorbehalten iſt. Gläubiger tft beweispflichtig. 

h. Ser Beſtimmungsberechtigte hat die Billigkeit zu beweiſen. Für Klage⸗ 
begründung und Verſäumnißurtheil genügt die thatſächliche Behauptung, 
daß die Beſtimmung der Billigkeit entſpreche. Beim Beſtreiten iſt die 
Billigkeit ſubſtantiirt darzuthun. Ergiebt die richterliche Beurtheilung, 
daß die Beſtimmung der Billigkeit nicht entſpricht, ſo wird das Urtheil 
unter Zugrundelegung der richterlichen Beſtimmung erlaſſen. 

3. Wirkſamwerden und Unwiderruflichkeit der Erklärung §§ 130 ff. 


$ 316. Ila Die Beſtimmung hat nach billigem Ermeſſen zu erfolgen ($ 315 
AGİ. 1); § 316 indeß nur anwendbar, wenn nicht eine objektive Beſtimmung 
nach Markt-, Börſen⸗, ortsüblichem Preiſe, Taxen zc. als vorliegend anzu- 
nehmen iſt. Behauptet der Schuldner Vereinbarung einer beſtimmten Lei⸗ 
ſtung, ſo hat Gläubiger zu beweiſen, daß eine Beſtimmung nicht erfolgt iſt. 
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$ 317. Iſt die Beſtimmung der Leiſtung einem Dritten überlaſſen, 
ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß ſie nach billigem Ermeſſen zu 
treffen iſt. 

Soll die Beſtimmung durch mehrere Dritte erfolgen, fo ift im Zweifel 
Uebereinſtimmung aller erforderlich; ſoll eine Summe beſtimmt werden, 
ſo iſt, wenn verſchiedene Summen beſtimmt werden, im Zweifel die 
Durchſchnittsſumme maßgebend. 

318. Die einem Dritten überlaſſene Beſtimmung der Leiſtung 
erfolgt durch Erklärung gegenüber einem der Vertragſchließenden. 

Die Anfechtung der getroffenen Beſtimmung wegen Irrthums, 
Drohung oder argliſtiger Täuſchung ſteht nur den Vertragſchließenden 
zu; Anfechtungsgegner iſt der andere Theil. Die Anfechtung muß 
unverzüglich erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von dem An⸗ 
fechtungsgrunde Kenntniß erlangt hat. Sie iſt ausgeſchloſſen, wenn 
dreißig Jahre verſtrichen ſind, nachdem die Beſtimmung getroffen 
worden iſt. 

§ 319. Soll der Dritte die Leiſtung nach billigem Ermeſſen be⸗ 
ſtimmen, ſo iſt die getroffene Beſtimmung für die Vertragſchließenden 
nicht verbindlich, wenn ſie offenbar unbillig iſt. Die Beſtimmung er⸗ 
folgt in dieſem Falle durch Urtheil; das Gleiche gilt, wenn der Dritte 
die Beſtimmung nicht treffen kann oder will oder wenn er ſie verzögert. 
Soll der Dritte die Beſtimmung nach freiem Belieben treffen, ſo 
iſt der Vertrag unwirkſam, wenn der Dritte die Beſtimmung nicht 
treffen kann oder will oder wenn er ſie verzögert. 


2. Für Dienft:, Werk-, Maklervertrag ergiebt ſich die Maßgeblichkeit der 
Zare oder Ueblichkeit aus $$ 612, 632, 653. 
ma Enthält die Taxe nicht beſtimmte Sätze, ſondern nur Maximal⸗ und 
inimalſätze, jo findet innerhalb der Taxe § 316 Anwendung. 


a 317. (Abf. 2.) Wird die erforderliche Uebereinſtimmung der mehreren 
ritten nicht erzielt (Halbſatz 1), jo ift es fo, als ob der Dritte die Beſtim⸗ 
mung nicht treffen kann ($ 319 Abſ. 1 bezw. Abſ. 2). 

§ 318. 1. Wirkſamwerden und Unwiderruflichkeit der Erklärung §§ 130 ff. 
2. Anfechtung wegen Irrthums ($$ 119 ff.); Drohung, argliſtige Täu⸗ 
ſchung § 123. 

3. Unverzüglichkeit $ 123; Anfechtungsgegner, Anfechtung $ 143. Die mit 
Erfolg angefochtene Beſtimmung gilt als nicht erfolgt $ 142; die Beſtim⸗ 

ung hat demgemäß nunmehr durch den Dritten zu erfolgen. 

§ 319. I. Nach billigem Ermeſſen (Abſ. 1). 
Pe Beweislaſt für die offenbare Unbilligkeit liegt dem Angreifer der Be⸗ 
ee ob. — Verzögerung erfordert kein Verſchulden. 

35 Wegen der prozeſſualen Geſtaltung vgl. zu § 315 Note 1. 
ver „Offenbar“. Vgl. 88 660, 1591, 1717, 2048, 2155, 2217. Nicht jeve 
16 chiedenheit in der Auffaſſung, ſondern nur ein Mißbrauch der über- 
0 Befugniſſe oder ein grober Irrthum des Beſtimmungsberechtigten 

en Grund zur Umſtoßung der getroffenen Entſcheidung geben. 
u Nach freiem Belieben (Abſ. 2). 
nfechtung ift ausgeſchloſſen. 


b. durch Dritte nach 
billigem Ermeſſen. 


Beſtimmung und An- 
fechtung. 


Offenbare Unbilligkeit. 


& durch Dritte nach 
freiem Belieben. 


Vorbemerkung zu 
88 320—327. 
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Sweiter Titel. 
Gegenſeitiger Vertrag. 


1. Gegenſeitige Verträge ſind Verträge, bei welchen beiderſeitig Ver⸗ 
pflichtungen übernommen werden, die zu einander im Berhättnitfe von 
Leiſtung und Gegenleiftung ſtehen; jo bei Kauf § 433, Miethe § 535, Pacht 
§ 581, Dienſtvertrag § 611, Werkvertrag § 631, Geſellſchaftsvertrag § 705, 
Vergleich § 779, Verlagsvertrag Geſ. über das Verlagsrecht v. 19. Juni 1901 
(RG Bl. S. 217) Bd. 3 351. 

Keine gegenſeitigen Verträge ſind insbeſondere Schenkung, Darlehen, 
Bürgſchaftsvertrag, bei welchen eine lediglich einſeitige Verpflichtung vorliegt, 
auch nicht Auftrag, Verwahrung, Leihe, bei welchen zwar eine Verpflichtung des 
Berechtigten entſtehen kann (Erſatz von Aufwendungen ꝛc.); diefe Verpflich⸗ 
tung ift indeß nicht Gegenleiſtung (vgl. Nr. 2). 

2. Im Verhältniſſe von Leiſtung und Gegenleiſtung ſtehen nur die: 
jenigen Leiſtungen, welche gegen einander als Aequivalente ausgetauſcht zu 
werden beſtimmt ſind. In dieſem Verhältniſſe ſtehen nicht die Verpflichtung 
des Beauftragten zur Ausführung des Auftrags und die Verpflichtung des 
Auftraggebers zum (vorſchußweiſen oder natrio Mhen) Erſatze der Aufwen⸗ 
dungen (88 669 f.). Bei einem Dienſt⸗ oder Werkvertrage der eine 
Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande hat (§ 675), ſtehen ſich als 
Leiſtung und Gegenleiſtung nur die Geſchäftsbeſorgung einerſeits und die 
Vergütung andererſeits gegenüber, während der Verpflichtung des Geſchäfts⸗ 
beſorgers, das aus der Geſchäftsbeſorgung Erlangte herauszugeben ($$ 675, 
667), dieſe Eigenſchaft nicht innewohnt. Dies wird von beſonderer Wichtig⸗ 
keit für die gegenſeitige Zurückgewährung der empfangenen Leiſtungen bei 
Ausübung des geſetzlichen oder vertragsmäßigen Rücktrittsrechts. Vgl. Borb. 
zu 88 346 ff. und §§ 325—327. Unrichtig wird in OLG. 1 236 Leiſtung und 
Gegenleiſtung geſehen einerſeits in der Mäklerthätigkeit und andererſeits in 
der Verpflichtung des Auftraggebers, den Mäklerauftrag nicht zu widerrufen, 
vgl. § 652 Note 13. 

3. Das ſynallagmatiſche Verhältniß. Das BGB. entſcheidet nicht den 
gemeinrechtlichen Streit über die Natur und Konſtruktion der gegenſeitigen 
Verträge (Windſcheid II § 327), ſondern giebt nur einzelne Regeln (88 320 
bis 327; ferner § 361 über den Rücktritt bei Fixgeſchäften). Die beider: 
ſeitigen Verpflichtungen ſind jedenfalls inſofern von einander abhängig, als 
die Ungültigkeit der einen auch die Ungültigkeit der anderen mit ſich bringt 
($ 139). Hat ein Theil fidh feine Gebundenheit an den Vertrag vorbehalten, 
ſo ſteht im Zweifel der ganze Vertrag für beide Theile unter der aufſchie⸗ 
benden Bedingung, daß die vorbehaltene Bindung eintritt (vgl. § 495). 

4. Die Abtretung der Rechte aus einem gegenſeitigen Vertrag iſt nach 
allgemeinen Grundſätzen zu beurtheilen. Vgl. insbeſondere § 399 und wegen 
der dem neuen Gläubiger gegenüber wirkſam bleibenden exceptio non impleti 
contr. § 404. > p 

5. Gegenſeitige Verträge im Konkurs einer Partei. 

KO. 5 17. Wenn ein zweiseitiger Vertrag zur Zeit der Eröffnung des 
Konkursverfahrens von dem Gemeinschuldner und von dem anderen Theile nicht 
oder nicht vollständig erfüllt ist, so kann der Konkursverwalter an Stelle des 
Gemeinschuldners den Vertrag erfüllen und die Erfüllung von dem anderen 
Theile verlangen. 

Der Verwalter muss auf Erfordern des anderen Theils, auch wenn die Er- 
füllungszeit noch nicht eingetreten ist, demselben ohne Verzug erklären, ob er 
die Erfüllung verlangen will. Unterlässt er dies, so kann er auf der Erfüllung 
nicht bestehen. 

Der Schadenserſatzanſpruch, welcher mit der Erklärung des Konkursver⸗ 
walters, nicht erfüllen zu wollen, entfteht, ift gemäß KO. § 26 Konkursforde⸗ 
rung und gemäß KO. § 55 Ziff. 1 im Konkurſe nicht aufrechenbar, RG. 46 
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§ 320. Wer aus einem gegenſeitigen Vertrage verpflichtet tft, 1 
kann die ihm obliegende Leiſtung bis zur Bewirkung der Gegen⸗ 
leiſtung verweigern, es ſei denn, daß er vorzuleiſten verpflichtet iſt. 
Hat die Leiſtung an Mehrere zu erfolgen, ſo kann dem Einzelnen 
der ihm gebührende Theil bis zur Bewirkung der ganzen Gegen⸗ 
leiſtung verweigert werden. Die Vorſchrift des §S 273 Abſ. 3 findet 
keine Anwendung. ' i 

Xft von der einen Seite theilweiſe geleiſtet worden, ſo kann die 
Gegenleiſtung inſoweit nicht verweigert werden, als die Verweigerung 
nach den Umſtänden, insbeſondere wegen verhältnißmäßiger Gering⸗ 
fügigkeit des rückſtändigen Theiles, gegen Treu und Glauben ver⸗ 
ſtoßen würde. 


— —ꝛ 

98. Verlangt der Konkursverwalter Erfüllung, ſo iſt die Gegenforderung 

Maſſeforderung gemäß KO. § 59 Ziff. 2. 

Sonderregelung für den Verſicherungsvertrag bei Konkurs des Verſicherers 

Gef. über die priv. Verſ. Unternehmungen v. 12. Mai 1901 § 61. 

6. Anſprüche aus einem gegenſeitigen Vertrag im Mahnverfahren CPO. § 688; 

als Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung CPO. § 844, vgl. ferner CPO. § 894. 
$ 320. 1. Exceptio non impleti contractus. 

a. Die Verpflichtung zur Erfüllung Zug um Zug, d. h. zu wechſelſeitig 
gleichzeitiger Erfüllung begründet das Gegenrecht des in Anſpruch Ge⸗ 
nommenen, die Leiſtung bis zur Bewirkung der Gegenleiſtung zu ver⸗ 
weigern („Einrede des nicht erfüllten Vertrags“ § 202 Abſ. 2), 
mit der Wirkung der Verurtheilung zur Leiſtung Zug um Zug. Die 
Geltendmachung der Einrede kann durch Sicherheitsbeſtellung 273 
Abſ. 3) nicht ausgeſchloſſen werden. 

b. Weder die Zuläſſigkeit noch die Geltendmachung ſchließen die Fälligkeit 

der Leiſtung des anderen Theiles aus (vgl. RG. 50 259). Wegen des 

Einfluſſes der Einrede auf Verzug § 285 Note 3, auf Verjährung § 202. 

Wer Erfüllung behauptet, ift hierfür beweispflichtig. Ausnahme: Wer 

Nichterfüllung wegen Rechtsmangels behauptet, iſt für den Rechtsmangel 

deweispflichtig, 59.440, 442, 445. 

xceptio non rite adimpleti contractus ift bis zur Annahme als 

Erfüllung ($ 363) nur eine beſondere Art der exceptio non impleti con- 

tractus: Mangelhafte Erfüllung iſt keine Erfüllung. Mittelſt exceptio non 

impleti (bzw. non rite impleti) contractus, d. h. durch Verweigerung der 

Gegenleiſtung kann der Gewährleiſtungsanſpruch wegen Mangels im Rechte 

ſtets (§ 440), der Gewährleiſtungsanſpruch wegen Mangels der Sache nur 

in den Fällen geltend gemacht werden, in welchen der Gläudiger Anſpruch 

auf Lieferung mangelfreier Sachen hat ($$ 480, 491). Vgl. JW. 1898 

S. 5165. In den anderen Fällen begründet der Gewährleiſtungsanſpruch 

505 462 f.) lediglich ein Zurückbehaltungsrecht bezüglich der eigenen Leiſtung, 

as gemäß § 273 Abſ. 3 durch Sicherheitsleiſtung beſeitigt werden kann. 
3. „Theilweiſe Leiſtung“ ift nicht nur eine quantitativ, ſondern auch eine 

11 eio unvollſtändige Leiſtung, vgl. § 275 Note II; vgl. auch 98 459 Abf. 1, 

68d als 3. — Bor. IM. 1897 S. 404. 

„„Die verhältnißmäßige Geringfügigkeit (Abi. 2) des Mangels ſchließt die 

kaum aweiſung der noch nicht erfolgten Leiſtung nicht aus. Der Gläubiger 

980 vertragsgemäße Erfüllung beanspruchen, vgl. RG. Gruchot 33 929, 36 
A (wertragswidrige Belaſtungen auf dem Kaufgrundſtücke). 

br die che ligung Mehrerer auf einer Seite $$ 425, 429; Auslegungsregei⸗ 

(Sur aus gemeinſchaftlichem Vertrag entſtandene Verbindlichkeit Geſammt⸗ 

Dritt § 427. — Die Einrede des nicht erfüllten Vertrags gegenüber dem 

Dritten bei Verträgen zu Gunſten Dritter § 334 Note 1. 


en 


Das Recht zur Verwei⸗ 

gerung der Leiſtung. 

1. Einrede des nicht er⸗ 
füllten Vertrags 


to 


w 


h 


Er 
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 Yermögenwerfäteh- § 321. Wer aus einem gegenfeitigen Vertrage vorzuleiſten ver- 


erung bes anderen pflichtet ift, kann, wenn nach dem Abſchluſſe des Vertrags in den 
Vermögensverhältniſſen des anderen Theiles eine weſentliche Ver⸗ 
ſchlechterung eintritt, durch die der Anſpruch auf die Gegenleiſtung 
gefährdet wird, die ihm obliegende Leiſtung verweigern, bis die 
Gegenleiſtung bewirkt oder Sicherheit für ſie geleiſtet wird. 


Keltendmachung des § 322. Erhebt aus einem gegenfeitigen Vertrage der eine Theil 


e in Klage auf die ihm geſchuldete Leiſtung, fo hat die Geltendmachung 
des dem anderen Theile zuſtehenden Rechtes, die Leiſtung bis zur 
Bewirkung der Gegenleiſtung zu verweigern, nur die Wirkung, daß 
der andere Theil zur Erfüllung Zug um Zug zu verurtheilen iſt. 


lage d. Vorleiſtungs. Hat der klagende Theil vorzuleiſten, fo kann er, wenn der andere 


bis gaben Theil im Verzuge der Annahme ift, auf Leiſtung nach Empfang der 
Gegenleiſtung klagen. 


Zwangsvolltreckung. Auf die Zwangsvollſtreckung findet die Vorſchrift des § 274 Abi. 2 


Anwendung. 


5. Beſondere Vorſchriften über die Reihenfolge der Leiſtungen: bei Miethe 
$ 551, Dienſtvertrag § 614, Werkvertrag § 641. 

6. Landesgeſetzgebung. 

Bayern Bierlieferungsvertrag AG. z. BGB. Artt. 13, 14; Uebergangsbe⸗ 
ſtimmungen Art. 4. 

§ 321. 1. Nachträglich erlangte Kenntniß von der ſchon bei Vertrags: 
ſchluß vorhanden geweſenen Gefährdung füllt nicht unter § 321; die Vor⸗ 
ſchriften über Irrthum (§ 119 Abf. 2) und Betrug ($ 123) konnen eingreifen 
(zuſt. OLG. 4 9). Bei weiterer Verſchlechterung der ſchon bei Vertragsſchluß 
ſchlechten Vermögensverhältniſſe ift § 321 anwendbar. 

2. Sicherheitsleiſtung §§ 232 ff. 

3. Auf eine erſt nach Entſtehung des Schadenserſatzanſpruchs wegen Nicht⸗ 
erfüllung ($ 326) eintretende Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe 
kann ſich der Gegner nicht berufen, OLG. 4 13. 3 

4. Die Vorſchrift gewährt lediglich das Recht, die Leiſtung bis zur Be: 
wirkung der Gegenleiſtung oder bis zur Leiſtung der Sicherheit zu ver⸗ 
weigern. Dieſes Recht wird gegenüber der auf Leiſtung gerichteten Klage 
durch die Einrede des nicht erfüllten Vertrags geltend gemacht und hat 
beim Nachweiſe der Vorausſetzungen des § 321 die Wirkung, daß Verur⸗ 
theilung nur Zug um Zug gegen die Gegenleiſtung oder gegen Sicherheits⸗ 
beſtellung zu erfolgen hat, NG. IW. 1902 Beil. S. 230. Die Vorſchrift ge⸗ 
währt aber nicht den Anſpruch, daß der andere, kreditunwürdige Theil den 
Vertrag Zug um Zug erfülle. Dies gilt nicht allein für die Zeit vor, 
ſondern auch nach dem Ablaufe der bewilligten Kreditfriſt, vgl. OLG. 4 222. 

5. Sonderregelung für die Verpflichtung zur Darlehensgewährung § 610. 

6. Ueber die clausula rebus sie stantibus vgl. Titelvorb. vor §§ 346 ff. 
Note IV. Vgl. auch NG. 50 255 (Kein Kücktrittsrecht des Käufers wegen 
Verſchlechterung der Vermögenslage des Verkäufers nach Abſchluß eines Zug 
um Zug zu erfüllenden, noch nicht fälligen Waarenlieferungsgeſchäfts. i 

§ 322. 1. Die Behauptung, daß Kläger die Gegenleiftung bereits be- 
wirkt oder den Beklagten in Annahmeverzug geſetzt habe, oder daß dem 
Beklagten die Vorleiſtung obliege, gehört nicht zur Klagebegründung. Dies 
iſt beſonders wichtig für Erlaß des Verſäumnißurtheils und Urkundenprozeß 
CEPO. § 331, § 592. RG. IW. 1890 S. 372. — Annahmeverzug des nicht 
vorleiſtungspflichtigen Beklagten ſchließt Verurtheilung zur Leiſtung Zug um 
Zug nicht aus, ſondern zeigt ſeine Wirkung erſt in der Zwangsvollſtreckung. 
Vgl. § 274 Abſ. 2; vgl. RG. JW. 1902 Beil. S. 246. 


i 
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§ 323. Wird die aus einem gegenſeitigen Vertrage dem einen u. 


Theile obliegende Leiſtung in Folge eines Umſtandes unmöglich, den 
weder er noch der andere Theil zu vertreten hat, ſo verliert er den 
Anſpruch auf die Gegenleiſtung; bei theilweiſer Unmöglichkeit mindert 
ſich die Gegenleiſtung nach Maßgabe der SS 472, 473. 

Verlangt der andere Theil nach 8 281 Herausgabe des für den 
geſchuldeten Gegenſtand erlangten Erſatzes oder Abtretung des Erſatz⸗ 
anſpruchs, ſo bleibt er zur Gegenleiſtung verpflichtet; dieſe mindert 
ſich jedoch nach Maßgabe der §§ 472, 473 inſoweit, als der Werth 
des Erſatzes oder des Erſatzanſpruchs hinter dem Werthe der ge⸗ 
ſchuldeten Leiſtung zurückbleibt. 

Soweit die nach dieſen Vorſchriften nicht geſchuldete Gegenleiſtung 
bewirkt iſt, kann das Geleiſtete nach den Vorſchriften über die Heraus⸗ 
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurückgefordert werden. 


2. Zur richterlichen Berückſichtigung der mangelnden Gegenleiſtung ift die Gel- 
tendmachung der Einrede des nicht erfüllten Vertrags erforderlich. Vgl. RGS. 50 258. 
3. Nach Erhebung der Einrede des nicht erfüllten Vertrags kann der 
Kläger die Behauptungen zu 1 nachholen oder Verurtheilung zur Leiſtung 
Jug um Zug (vgl. § 320 Note 1) verlangen. 
4. Wegen Zwangsvollſtreckung bei Verurtheilung zur Leiſtung Zug um 
Zug CR. 88 726, 756, 765, abgedruckt zu § 273. 
5. (Abſ. 2.) Der vorleiſtungspflichtige Kläger klagt gegen den im Annahme⸗ 
verzuge (88 293 ff.) befindlichen Beklagten auf Leiſtung nach Empfang der 
Jegenleiſtung; aus dem Urtheil erfolgt Zwangsvollſtreckung (Abs. 3) wie aus 
einem Urtheil auf Leiſtung Zug um Zug (§ 274 Abſ. 2. — Vgl. Note 4). 
88 323 ff. 1. Der Inhalt der 88 323—327. 
In den §§ 323—327 werden die Beſonderheiten geregelt, welche in An: 
chung der nachträglichen Unmöglichkeit der Leiſtung (§§ 275 ff., 323, 
24, 325 Abi. 1), der Nichtleiſtung trotz rechtskräftiger Ver⸗ 
die heilung (§§ 283, 325 Abſ. 2), des Verzugs (§ 284 ff., 326 f.) für 
te aus gegenſeitigen Verträgen hervorgehenden Schuldverhältniſſe beſtehen. 
a. Diefe Vorſchriften betreffen nur die Verpflichtungen der Kontrahenten 
mit Bezug auf die Leiſtung und Gegenleiſtung im Falle der nachträglich 
eintretenden Unmöglichkeit auf Grundlage der in den §§ 275 ff. allgemein 
ausgeſprochenen Prinzipien. Sie laſſen anderweite Verpflichtungen aus 
dem Vertrag unberührt, ſo insbeſondere die aus einer Garantie⸗ 
übernahme und die aus Treu und Glauben gemäß § 242 ſich er- 
gebenden Pflichten (3. B. zur Mittheilung von dem Eintritte des Falles 
der Unmöglichkeit) vgl. § 275 Note III, § 242 Note 4 u. OLG. 3 8. 
b. Die §§ 323 ff. betreffen nur die nachträgliche d. h. nach Abſchluß des 
Vertrags eintretende Unmöglichkeit der Leiſtung ($$ 275—279), während 
die urſprüngliche, d. h. die bereits zur Zeit des Vertragsſchluſſes 
vorhandene Unmöglichkeit in §§ 306 ff. behandelt ift. 
Die Gewährleiſtungspflicht iſt bei den einzelnen Schuldverhältniſſen ge⸗ 
l (vgl. § 275 Note III 2); Kauf $$ 433—445; 89 459 ff. nebſt Borb. 
„daſelbſt; Viehkauf §§ 481—493, Miethe 537 ff., Werkvertrag §§ 633 ff. 
a Der weislaſt hinſichtlich der Vertretungspflicht. 
8 Schuldner der unmöglich gewordenen Leiſtung hat darzuthun, daß 
,„ SU nicht vertretungspflichtig, § 282. 
Der Schuldner, der Rechte daraus herleitet, daß der Gläubiger die Un: 
möglichkeit der Leiſtung zu vertreten hat, hat die Vertretungspflicht des 
„otuubigers darzuthun ($ 324). 
T Begen Behandlung der Draufgabe in den Fällen der §§ 323 ff, vgl. $338. 
Zur Veranſchaulichung vgl. § 649 Note 3 (Werkvertrag). ` 
Š. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 17 


— ꝑ— — 


Einfluß nachträglich ein⸗ 
tretender Umſtände. 

1. Nachträgliche völlige 
od. theilweiſe Unmög⸗ 
lichkeit einer Leiſtung. 
a. Nicht zu vertretende 

Unmöglichkeit. 


Zu 88 323 fl. 


b. Unmöglichkeit zu 
vertreten 
a. vom Leiſtungs⸗ 
berechtigten; 
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§ 324. Wird die aus einem gegenſeitigen Vertrage dem einen 
Theile obliegende Leiſtung in Folge eines Umſtandes, den der andere 
Theil zu vertreten hat, unmöglich, ſo behält er den Anſpruch auf die 
Gegenleiſtung. Er muß ſich jedoch dasjenige anrechnen laſſen, was 
er in Folge der Befreiung von der Leiſtung erſpart oder durch ander⸗ 
weitige Verwendung ſeiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben 
böswillig unterläßt. 

Das Gleiche gilt, wenn die dem einen Theile obliegende Leiſtung 
in Folge eines von ihm nicht zu vertretenden Umſtandes zu einer 
Zeit unmöglich wird, zu welcher der andere Theil im Verzuge der 
Annahme iſt. 


§ 323. 1. $ 323 regelt den Fall, in welchem zwar die Unmöglichkeit 
der Leiſtung, aber ſonſt die Vertretungspflicht weder des einen noch des 
anderen Theiles dargethan iſt; Beweislaſt hinſichtlich der Vertretungspflicht 
Borb. §§ 323 ff. Nr. 2. Den Eintritt der Unmöglichkeit hat zu beweiſen, 
wer ihn behauptet. 

2. Theilweiſe Unmöglichkeit. 

a. Die Minderung erfolgt nach den Vorſchriften der Minderung bei der Ge⸗ 
währleiſtung wegen Mängel der Kauſſache (§ 472, 473). Beide Werthe 
(der Werth der ganzen Leiſtung und der Werth des moglich gebliebenen 
Theiles) ſind für die Zeit des Vertragsſchluſſes zu ermitteln. 
Werth der ganzen Leiſtung W (400): Theilwerth 1 (100) = vereinbarte 


Gegenleiſtung G (200): geminderten Gegenleiſtung X (50). X er 
b. Beweislaſt. 

u. Eintritt und Umfang der theilweiſen Unmöglichkelt hat zu beweiſen, 
wer hierauf Rechte gründet. 

B. Die Minderung tritt zwar kraft Geſetzes ein. Es ift aber Sache des⸗ 
jenigen, der ſich auf den Eintritt der Minderung beruft, dieſen und 
den Umfang der Minderung zu beweiſen. Vgl. JW. 1898 S. 445 f. 

1. Hinſichtlich der Vertretungspflicht vgl. Borb. zu ŞS 32 ff r 2 

3. (Abſ. 2.) Anſpruch auf das Surrogat. Wegen der Minderung zu 
Note 2 a. Werth der Vertragsleiſtung W (400): Werth des Surrogats 
8 (200) vereinbarte Gegenleiſtung G (300): geminderten Gegenleiftung 
X (10, XN 

4. (Abſ. 3.) Der Bereicherungsanſpruch richtet ſich nach den Vorſchriften 
der 88 812 ff. 

5. Sonderregelung über die Tragung der Gefahr bei Kaufvertrag §§ 446 f.; 
Dienſtvertrag §§ 616 f. Werkvertrag 89 644 ff.; vgl. auch Miethe § 552. 

8 324. 1. (Abs. 1.) Der Kläger, welcher die Gegenleiſtung für die ihm 
obliegende, unmöglich gewordene Leiſtung einklagt, hat außer dem Vertrags⸗ 
inhalte darzuthun: 

a. den die Unmöglichkeit verurſachenden Umſtand; 

b. daß dieſer von dem Beklagten zu vertreten. 

2. Der Beklagte hat den dem Kläger anzurechnenden Betrag (Abſ. 1 Satz 2) 
einwendungsweiſe geltend zu machen und darzuthun. — Keine böswillige 
Unterlafjung des Erwerbes liegt vor, wenn ſie trotz der Gelegenheit zum 
Erwerb objektiv oder auch nur ſubjektiv gerechtfertigt ift. 

3. (Abſ. 2.) Annahmeverzug §§ 293 ff.; die Beweislast dafür, daß die 
Unmöglichkeit nicht durch einen von dem Schuldner zu vertretenden Umſtand 
herbeigeführt iſt, verbleibt dem Schuldner der Leiſtung ($ 282). Grad ſeiner 
Haftung § 300. 
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N 325. Wird die aus einem gegenſeitigen Vertrage dem einen 
Theile obliegende Leiſtung in Folge eines Umſtandes, den er zu ver⸗ 
treten hat, unmöglich, ſo kann der andere Theil Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung verlangen oder von dem Vertrage zurücktreten. Bei 
theilweiſer Unmöglichkeit iſt er, wenn die theilweiſe Erfüllung des 
Vertrags für ihn kein Intereſſe hat, berechtigt, Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit nach Maßgabe des § 280 
Abſ. 2 zu verlangen oder von dem ganzen Vertrage zurückzutreten. 
Statt des Anſpruchs auf Schadenserſatz und des Rücktrittsrechts kann 
er auch die für den Fall des § 323 beſtimmten Rechte geltend machen. 

Das Gleiche gilt in dem Falle des § 283, wenn nicht die Leiſtung 
bis zum Ablaufe der Friſt bewirkt wird oder wenn ſie zu dieſer Zeit 
theilweiſe nicht bewirkt iſt. 


§ 325. I. (Abſ. 1.) Iſt die Unmöglichkeit nach §§ 275—279 von 
dem zur Leiſtung Verpflichteten zu vertreten, fo hat der Gläu⸗ 
biger eine facultas alternativa (vgl. § 262 Note 1): s 

1. bei vollſtändiger Unmöglichkeit kann der Gläubiger wählen zwiſchen: 
a. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung ($ 280). Vgl. § 326 Note II 2e; 
b. Rücktritt, auf welchen nach § 327 die Vorſchriften der §§ 346—356 An- 

wendung finden; 
c. Ablehnung der Gegenleiſtung gemäß § 323 (Rückforderung des bereits 

Geleiſteten §§ 323 Abſ. 3, 812 ff.); 
d. 5 5 des etwaigen Surrogats. Minderung der Gegenleiſtung § 323 


2. bei theilweiſer Unmöglichkeit kann der Gläubiger wählen: 
a. den möglichen Theil der Gegenleiſtung und Schadenserſatz wegen des un⸗ 

möglich gewordenen (§ 280 Abſ. 1); 

D. den möglichen Theil unter Minderung der Gegenleiſtung gemäß $ 323 

Abi. 1. Rückforderung des zuviel Geleiſteten $$ 323 Ab}. 3, 812 ff.; 

€. den möglichen Theil der Leiſtung und das etwaige Surrogat für den un⸗ 
möglichen Theil. Minderung der Gegenleiſtung § 323 Abſ. 5 
d. wenn, was er zu beweiſen hat, die theilweiſe Erfüllung des Ver⸗ 

trags für ihn kein Intereſſe hat (§ 280 Abſ. 2), 

a. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit unter 
Ablehnung des noch möglichen Theiles der Leiſtung § 280 Abj- 2 (88 346 
bis 356). Vgl. RG. IW. 1901 S. 209 de (Rücktritt vom ganzen Raten⸗ 
lieferungsvertrage wegen ſchuldhafter Nichtleiſtung einzelner Raten); 

B. Rücktritt von dem ganzen Vertrage, worauf nach § 327 die Vorſchrif⸗ 

ten der §§ 346—356 Anwendung finden. , 
G 800 2.) Nichtleiſtung trotz rechtskräftiger Ve rurtheilung 
d Iſt bei einem gegenſeitigen Vertrage der eine Theil zu der ihm obliegen⸗ 
en Leiſtung rechtskräftig verurtheilt, und hat der Gläubiger ihm eine 
beszemeſſene Friſt (vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4) mit der Erklärung 
N daß er die Annahme der Leiſtung nach dem Ablaufe der Friſt ab⸗ 
ehne, fo hat nach $ 325 Abf. 2 der Gläubiger 
8 ag tia Nichterfüllung bis zum Ablaufe der Friſt die Rechte 
1A; 
b. je Nichterfüllung bis zum Ablaufe der Friſt die Rechte 
2a — d. 
III. Sonderregelung. 
moa Verkäufer, welcher den Kaufvertrag erfüllt und den Kaufpreis ge⸗ 
hundet hat, ſteht das im Abs 2 (ogl. zu I. Ib und zu 1.248) beſtimmte 
ücktrittsrecht gemäß § 454 nicht zu. 
TE 


3. vom Leiſtungs⸗ 
verpflichteten. 


2. Nichtleiſtung trotz 
rechtskräftiger Ver⸗ 
urtheilung. 
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3, Verzug des Leiſunges- § 326. Iſt bei einem gegenſeitigen Vertrage der eine Theil mit 
Aen. der ihm obliegenden Leiſtung im Verzuge, ſo kann ihm der andere 
Theil zur Bewirkung der Leiſtung eine angemeſſene Friſt mit der 

Erklärung beſtimmen, daß er die Annahme der Leiſtung nach dem 

Ablaufe der Friſt ablehne. Nach dem Ablaufe der Friſt iſt er be⸗ 

rechtigt, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen oder von 

dem Vertrage zurückzutreten, wenn nicht die Leiſtung rechtzeitig er⸗ 

folgt iſt; der Anſpruch auf Erfüllung iſt ausgeſchloſſen. Wird die 

Leiſtung bis zum Ablaufe der Friſt theilweiſe nicht bewirkt, ſo findet 

die Vorſchrift des § 325 Abſ. 1 Satz 2 entſprechende Anwendung. 

Hat die Erfüllung des Vertrags in Folge des Verzugs für den 

anderen Theil kein Intereſſe, fo ſtehen ihm die im Abſ. 1 bezeich⸗ 

neten Rechte zu, ohne daß es der Beſtimmung einer Friſt bedarf. 


IV. Die Gewährleiſtungspflicht tritt unabhängig von Verſchulden, allein 
auf Grund des Vertrags ein und iſt bei den einzelnen Rechtsverhältniſſen 
geregelt. Vgl. § 433 ff. und zu § 445; 88 459 ff. und zu § 493; 88 633 ff. 

Die Anſprüche aus § 325 beſtehen, wenn die Vertretungspflicht des Schuld⸗ 
ners vorliegt, neben der Gewährleiſtungspflicht. Vgl. Vorb. vor § 459 Nr. III. 

V. Landesgeſetzlich iſt die Vorſchrift des § 325 für anwendbar erklärt 
bei Leibgedings⸗ ꝛc. Vertrag (vgl. EG. Art. 96). 

Preussen | AG. z. BGB. Art. 15 8 7. Baden | NG. z. BGB. Art. 9. 
Bayern NG. z. BGB. Art. 42. Hessen | AG. z. BGB. Art. 53. 


8 326. J. Verhältniß des § 326 zu den ſonſtigen Vorſchriften über 


Verzug. 
1 Verhältniß zu den allgemeinen Vorſchriften über Lei⸗ 
ſtungsverzug. 


a. Nach den allgemeinen Vorſchriften ($$ 284 ff.) hat der Gläubiger 
bei Verzug des Schuldners (in Folge gänzlicher oder theilweiſer Nicht⸗ 
leiſtung), abgeſehen von dem Intereſſeanſpruche nach Erwirkung eines 
rechtskräftigen Urtheils § 283, 

d. 20 ae auf Erfüllung und Schadenserſatz wegen Verzugs § 286 

3, den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung unter Ableh⸗ 
nung der Leiſtung, wenn die Leiſtung kein Intereſſe mehr für ihn 
hat, § 286 Abſ. 2. 

b. Für die gegenſeitigen Verträge verbeſſert § 326 dieſe Rechtslage 
des Gläubigers nach zwei Richtungen: 2 
a. Der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung (1b) wird dar⸗ 

auf abgeſtellt, daß die (beiderſeitige) Erfüllung des Vertrags (nicht 
die einſeitige Leiſtung des Schuldners) kein Intereſſe für den Gläu⸗ 
biger hat (Abſ. 2). Beiſpiel: Iſt der Käufer im Verzuge mit Zah⸗ 
lung des Kaufgeldes, ſo iſt nicht zu fragen, ob der Verkäufer noch 
ein Intereſſe an der Leiſtung des Käufers, nämlich der Zahlung des 
Kaufpreiſes hat (dieſe Frage würde immer zu bejahen ſein), ſondern 
ob er ein Intereſſe an Erfüllung des Vertrags, d. h. an Zahlung 
des Kaufpreiſes und Bewirkung der eigenen Leiſtung hat. 

B. Dem Gläubiger wird das Recht gegeben — ohne Rückſicht auf ſein 
Intereſſe an der Erfüllung — dem Schuldner eine angemeſſene Aus⸗ 
ſchlußfriſt mit den aus § 326 Abſ. 1 fih ergebenden Wirkungen zu 
beſtimmen. 

2. Beſondere Vorſchriften über den Leiſtungsverzug bei Kauf § 454, 
bei Werkvertrag § 636; im Uebrigen vgl. § 286 Note 4. Leibgedingsvertrag ıc. 

vgl. § 325 Note V. 
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3. Eine zeitliche Befriſtung der Geltendmachung der aus dem 
Leiſtungsverzuge der einen Partei der anderen erwachſenen Rechte beſteht, 
abgeſehen von den allgemeinen Verjährungsvorſchriften, nicht. Indeß kann 
in dem Schweigen und paſſiven Verhalten der Parteien eine ſtillſchweigende 
Vereinbarung über die Aufhebung des Vertrags liegen, dies insbeſondere 
dann, wenn eine andere Deutung des Schweigens mit Rückſicht auf Treu 
und Glauben im Verkehre nicht angängig ift, § 133, 157; vgl. RG. 32 63, 
36 87, 41 64. — Wegen der Setzung einer Ausſchlußfriſt für die Ausübung 
des Rücktrittsrechts vgl. §§ 327, 355. . 

4. Auch für den Handelskauf gelten die SS 326 f. — Verzug des 
Käufers mit der Beſtimmung beim Spezifikationskaufe HGB. § 375 (zu 
§ 295), Firgeſchäft HB. § 376 (hinter § 361). . er 

5. Für den Annahmeverzug gelten auch bei den gegenſeitigen 
Verträgen die §§ 293 ff. Zu berückſichtigen find indeß die §§ 322, 324 
und die Sonderregelungen im § 615 (Annahmeverzug des Dienſtberechtigten), 
§§ 642, 644, 646 (Annahmeverzug des Beſtellers beim Werkvertrage vor 
bzw. nach Fertigſtellung des Werkes). y 

6. Ob Annahmeverzug des Käufers (§ 433 Abi. 2) Gläubiger: 
oder Schuldnerverzug im Sinne des § 326 fit, ift von Fall zu Fall 
durch Auslegung der Umſtände des Falles feſtzuſtellen. Wenn der Verkäufer 
nach den Umſtänden des Falles ein ſelbſtändiges Intereſſe an der Abnahme 
hat (z. B. bei dem Verkaufe von Baulichkeiten zum Abbruche, bei Räumung 
eines Waarenlagers ꝛc.), dann gehört zur Leiſtung des Käufers auch die 
Abnahme und Wegſchaffung der Waare. Vgl. § 433 Note III 3. 


II. Wahlrecht des Gläubigers bei Verzug des Schuldners. 
Der Gläubiger hat bei Verzug des Schuldners (§§ 284 ff.), abgeſehen von 
dem Intereſſeanſpruche nach Erwirkung eines rechtskräftigen Urtheils (§ 283), 
ein Wahlrecht (§ 262 Note 1) unter folgenden Rechtsbehelfen: 
1. Klage auf Leiſtung nebſt Schadenserſatz wegen des durch den 
Verzug enkſtandenen Schadens nach § 286 in allen Fällen. Der Gläubiger 
55520 p Gegenleiſtung verpflichtet; Einrede des nicht erfüllten Vertrags 


2. Rücktritt vom Vertrag oder Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung. 
a. Vorausſetzungen. 

a. Friſtſetzung nebſt Androhung, die Annahme der Leiſtung abzulehnen, 
gemäß § 326 Abſ. 1 Satz 1 ift regelmäßige Vorausſetzung des Rück⸗ 
trittsrechts und des Anſpruchs auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. 
— Ueber Friſtſetzung vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4. Zuläſſigkeit der 
Verbindung von Friſtſetzung mit der den Verzug begründenden Mah⸗ 
nung RG. 50 262. Die Friſtſetzung braucht nicht mit beſtimmten 
Worten zu erfolgen, wenn ſich der geſetzlich vorgeſchriebene Inhalt 
nur genügend deutlich ergiebt; eine allgemeine Androhung von Scha⸗ 
denserſatzanſprüchen iſt nicht genügend, OLG. 2 216. Friſtſetzung und 
Rücktrittserklärung im Prozeſſe durch den Prozeß bevollmächtigten RG. 
50 143 f. Vgl. Titelvorb. vor § 164 Note B. 1 1 a. — Die Koſten der 
Friſtſetzung, z. B. bei Zuſtellung gemäß $ 132 hat der Säumige gemäß 

8286 zu tragen, vgl. OLG. 2 438. 

6. Der Friſtſetzung bedarf es nicht 
ax. wenn der Gläubiger in Folge des Verzugs kein Intereſſe 

an der Erfüllung des Vertrags hat (§ 326 Abſ. 2), alſo wenn der 
von dem Gläubiger mit dem Vertrag erſtrebte Zweck (3. B. Weiter⸗ 
veräußerung an beſtimmte Abnehmer, Verwendung des Vertrags⸗ 
gegenſtandes zu einer beſtimmten Gelegenheit) nicht mehr erreicht 
werden kann. — Anderweite Deckung des Gläubigers, Sinken des 
Preiſes ſind nicht als Folgen des Verzugs anerkannt, Seuff. 
56 444 bzw. OLG. 4 19. — Vgl. auch RG. 4 56; 


§ 326. 
(Verzug) 


$ 326. 
(Verzug) 


262 Zweites Buch. Recht der Schuldverhältniſſe. 


= 


=} 


d 


= 


88. wenn der Schuldner in endgültiger und beſtimmter Weiſe erklärt 
hat, überhaupt nicht liefern zu wollen, z. B. weil er beſtreitet, daß 
der Vertrag überhaupt zu Stande gekommen ſei (beſtr.). Vgl. 
Seuff. 57 98, OLG. 4 16; RG. 1901 S. 308 14; dagegen OLG. 3 9, 
J 14. Durch diefe Erklarung ſetzt ſich der Schuldner nicht nur in 
Verzug (RG. JW. 1902 S. 2825), ſondern verzichtet auch auf die 
Friſtſetzung. Vgl. RG. JW. 1902 Beil. S. 246. — Die Erklärung nicht 
rechtzeitig leiſten zu können, läßt nicht ſchlechthin einen Verzicht 
auf die Nachfriſt erkennen. Ob in dem ungerechtfertigten Rücktritt 
vom Vertrage (vgl. OLG. 4 20) ein folder Verzicht liegt, iſt Aus⸗ 
legungsfrage. 

Fortfall des Anſpruchs auf Erfüllung. 

a. Hat der Gläubiger in einer nach a begründeten Weiſe die Annahme 
der Leiſtung abgelehnt, ſo kann fortab die Leiſtung, ſei es als Ver⸗ 
tragserfüllung, ſei es als Schadenserſatz (vgl. $ 249) weder von dem 
Gläubiger verlangt, noch ihm von dem Schuldner aufgedrangt werden. 

B. Hat der Gläubiger eine Friſt wegen Verzugs des Schuldners mit der 
Androhung der Ablehnung der Erfüllung geſetzt oder gemäß Abſ. 2 
ohne Friſtſetzung wegen Intereſſemangels die Annahme der Leiſtung 
abgelehnt, ſo kann er, wenn der Schuldner hiermit einverſtanden iſt, 
nachträglich nicht auf Erfüllung beſtehen mit der Begründung, daß 
die Vorausſetzungen ſeiner Rechtsausübung objektiv nicht vorliegen. 

Wahl zwiſchen Rücktritt und Schadenserſatz. 

Nach Ablauf der Friſt oder nach Ablehnung der Leiſtungsannahme gemäß 
aß hat der Gläubiger das Recht, zu wählen zwiſchen Rücktritt oder Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung. Der Schuldner kann gemäß §§ 327, 355 durch 
Friſtſetzung eine Ausſchlußfriſt zur Ausübung des Rücktrittsrechts ſtellen. 

eber das Rücktrittsrecht, feine Ausübung und feine Wirkung vgl. 

8 327. Für den Verkäufer, der den Vertrag erfüllt und den Kaufpreis 

geſtundet hat, iſt der Rücktritt wegen Verzugs des Käufers mit Zahlung 

des Kaufgeldes ausgeſchloſſen (§ 454). 

Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. 

Es ift beſtritten, ob der Gläubiger, der Schadenserſatz wegen Nichter⸗ 
füllung verlangt, ſeinerſeits zur Bewirkung der ihm obliegenden Leiſtung 
verpflichtet bleibt (vgl. Kiſch in Iherings Jahrb. 44 68 ff.), dergeſtalt, daß 
ſeine Verbindlichkeit zu der Entſchädigungspflicht des anderen Theiles in 
demſelben ſynallagmatiſchen Verhältniſſe bleibt wie zu deſſen urſprüng⸗ 
licher Verbindlichkeit, oder ob das Schuldverhältniß aus dem gegen⸗ 
ſeitigen Vertrage ſich in einen einſeitigen Schadenserſatzanſpruch aufloſt, 
bei deffen Abmeſſung natürlich die etwa zurückbehaltene Gegenleiſtung in 
Abrechnung zu bringen tft (vgl. namentlich Scholler bei Gruchot 44 603, 
45 511). In letzterem Sinne neuerdings RO. 50 255 ff., 262, JW. 1902 
Beil. S. 230, wo angenommen wird, daß kraft § 326 Abſ. 1 Satz 2 an 
Stelle der urſprünglichen Vertragspflichten beider Theile ein Anſpruch des 
Nichtſäumigen gegen den Säumigen auf Erſatz des Schadens dafür tritt, 
daß der Vertrag, ſo wie vereinbart, in Folge des Verzugs des Käufers 
nicht zur Erfüllung gelangt. 

a. Der Schadenserſatz iſt in Geld zu leiſten (§ 283 Note 2, § 251, § 249). 
Der Anſpruch kann (vgl. Os. 2 33, 4 16, 224) entweder in konkreter 
Weiſe durch Darlegung des im einzelnen Falle erwachſenen Schadens 
oder in abſtrakter Weiſe durch Bezugnahme auf den Werth bzw. Markt⸗ 
preis der Waare begründet werden, derart, daß beim Hauptanwen⸗ 
dungsfalle des Kaufes mindeſtens zu erſtatten iſt von dem ſäumigen 
Verkäufer der Betrag, um welchen der Werth der Sache den Kauf⸗ 
preis überſteigt, von dem ſäumigen Käufer der Betrag, um welchen 
der Kaufpreis den Werth der Sache überſteigt. 

8. Der Werth der Sache (ogl. Abſchnittvorb. vor § 90 Note III) kann nach 
allgemeinen Grundſätzen mit allen an ſich zuläſſigen Beweismitteln 
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dargethan werden, ohne daß (wie nach dem früheren HGB. Artt. 354, 
343) ein öffentlicher Selbſthülfeverkauf erforderlich wäre. 

y Maßgeblicher Zeitpunkt für die Schadensberechnung iſt Eintritt des 
Verzugs bzw. Ablauf der Nachfriſt, vgl. RG. IW. 1900 S. 2559. 

5. Dem Schutze des ſchadenserſatzpflichtigen Gegners dient § 254, wo- 
nach der ſchadenserſatzberechtigte Theil insbeſondere zu angemeſſenem 
Verhalten binſichtlich Vornahme oder Unterlaſſung des Deckungs⸗ 
kaufes⸗ bzw. Verkaufs verpflichtet iſt. Vgl. 50 268. 


f. Wegen der von dem nichtſäumigen Theile bewirkten Vorleiſtung im Falle 


a 


der Vertragsaufhebung vgl. § 812 Note B. III. 3. 
3. Theilweiſe Bewirkung der Leiftung. Ratenlieferung. 


Der Gläubiger iſt regelmäßig zur Annahme von Chbeilleiſtungen nicht ver- 


pflichtet (§ 266). Weiſt er die Theilleiſtung zurück, ſo hat der Schuldner 

überhaupt noch nicht, auch nicht theilweiſe geleiſtet. Daſſelbe Verhältniß 

tritt ein, wenn der Glaubiger die Theilleiſtung zwar entgegennimmt, in⸗ 
deß mit dem Vorbehalte rechtzeitiger Leiſtung des Reſtes. 

Hat der Gläubiger eine Theilleiſtung des Schuldners entgegengenommen, 
fo iſt zu unterſcheiden (vgl. Prot. II S. 62—64), ob die theilweiſe Nicht⸗ 
erfüllung des Vertrags ein Intereſſe des Gläubigers an der erfolgten 
Theilerfüllung des Vertrags beſtehen läßt oder ob die theilweiſe Nicht⸗ 
erfüllung des Vertrags das Intereſſe für den Gläubiger an dem ganzen 
Vertrag in Wegfall bringt. Vgl. RG. 50 142 f. 

a. Beſteht trotz nur theilweiſer Erfüllung des Vertrags durch den 
Schuldner für den Gläubiger ein, wenn auch vermindertes Intereſſe, 
wie dies bei einem theilbaren Vertragsgegenſtande die Regel ſein 
wird, jo rechtfertigt der Verzug mit dem Reſte der Leiſtung nicht den 
Rücktritt bzw. Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung in An⸗ 
ſehung des ganzen Vertrags, ſondern nur inſoweit, als der Verzug 
des Schuldners reicht. Es liegt theilweiſe Erfüllung vor und wegen 
des Reſtes ſind die Vorſchriften über den Verzug ſo anzuwenden, wie 
wenn die durch den Verzug betroffene reſtliche Leiſtung ſelbſtändig 
und ausſchließlich den Vertragsgegenſtand bildete, d. h. der Glaubiger 
hat den Anſpruch auf reſtliche Erfüllung nebſt Schadenserſatz wegen 
des Verzugs oder, nach Friſtſetzung oder bei Wegfall des Intereſſes 
an der reſtlichen Leiſtung, das Recht die Annahme der reſtlichen 
Leiſtung abzulehnen und in Anſehung der reſtlichen Leiſtung entweder 
vom Vertrage zurückzutreten oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 

„zu fordern. 

B. Bringt der Verzug mit der Reſtleiſtung das Intereſſe des Gläubigers 
an der Erfüllung des Vertrags nicht nur in Anſehung der reſtlichen 
Theilleiſtung, ſondern in Anſehung der ganzen Vertragserfüllung in 
Fortfall, wie namentlich bei untheilbaren Leiſtungen und ausnahms⸗ 
weiſe auch bei theilbaren Leiſtungen der Fall ſein wird, ſo ſind die 
Vorſchriften über den Verzug trotz erfolgter Theilleiſtung ſo anzu⸗ 
wenden, wie wenn die ganze Leiſtung unterblieben wäre, d. h. es kann 
der Gläubiger, abgeſehen von dem Anſpruch auf Erfüllung nebſt 
Schadenserſatz, nach Friſtſetzung oder bei Intereſſenwegfall die Anz 
nahme der Vertragserfüllung ablehnen und in Anſehung des ganzen 
Vertrags entweder zurücktreten oder Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung fordern. 


Die Vorſchrift des § 326 Abf. 1 Satz 3 ift anwendbar, gleichgültig, ob 


die erfolgte Theilleiſtung vor der Friſtbeſtimmung (3. B. als Anzahlung) 


982 Rd) der Friſtſetzung alſo innerhalb der Friſt bewirkt iſt. RG. 


Für das Ratenlieferungsgeſchäft ergiebt die Anwendung vorſtehen⸗ 


er Grundſätze: 
Bei Verzug des Schuldners mit einer einzelnen Rate hat der Glau⸗ 


§ 326. 
(Verzug.) 
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4. Das in 88,925 u. 386 § 327. Auf das in den SS 325, 326 beſtimmte Rücktrittsrecht 
recht: tritt finden die für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Borz 


ſchriften der §§ 346 bis 356 entſprechende Anwendung. Erfolgt 
der Rücktritt wegen eines Umſtandes, den der andere Theil nicht zu 
vertreten hat, ſo haftet dieſer nur nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung. 


biger folgende Rechte, unter denen er bei jedem in Anſehung einer einzel⸗ 

nen Rate eintretenden Verzugsfalle wählen kann. Der Gläubiger kann 

a. Erfüllung nebſt Schadenserſatz verlangen; 

B. in Anſehung der einzelnen rückſtändigen Rate nach Friſt⸗ 
ſetzung (bzw. bei Intereſſenwegfall ohne Friſtſetzung) vom Vertrage 
zurücktreten oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen, im 
Uebrigen aber bei dem Vertrage ſtehen bleiben; 

y. nach Friſtſetzung (bzw. bei Wegfall des Intereſſes ohne Friſtſetzung) 
von dem Vertrag, inſoweit er noch nicht erfüllt iſt, d. h. alſo in 
Anſehung des ganzen Reſtes zurücktreten; 

3. nach Friſtſetzung (bzw. beim Wegfalle des Intereſſes an der durch den 
Verzug betroffenen Rate ohne Friſtſetzung) die Annahme dieſer Rate 
ablehnen und, wenn die Erfüllung des ganzen Vertrags beim Wegfall 
einzelner Raten für ihn kein Intereſſe hat, in Anſehung des ganzen 
Vertrags den Rücktritt erklären oder Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung fordern; 


e. wenn er in Folge des Verzugs des Schuldners mit der einzelnen 
Rate das Intereſſe an der Erfüllung des ganzen Vertrags verloren 
hat, ohne Friſtſetzung in Anſehung des ganzen Vertrags zurück⸗ 
treten bzw. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern. 


& 327. 1. Wegen der Vorſchriften über das vertragsmäßige Rücktrittsrecht 
88 520 T vgl. daſelbſt und zu § 280 Note 5. Vgl. ferner Borb. Nr. 2 zu 
§§ 320 ff. 

2. Satz 2 erleichtert die Haftung des anderen Theiles, wenn der Rücktritt 
wegen eines von ihm nicht zu vertretenden Umſtandes erfolgt; anſtatt der 
Haft ung aus §§ 346, 347 tritt die mildere Haftung nach § 818 ein. (Keine 
Herausgabepflicht, ſoweit der Empfänger nicht mehr bereichert iſt. § 818 
Abſ. 3. Beim Rücktritte wegen Verzugs des anderen Theiles haftet der 
Säu mige wegen Rückgewähr des auf Grund des Vertrags Erhaltenen dem⸗ 
nach immer nach den ſtrengeren Vorſchriften der $$ 346, 347. — Keine Zing- 
pflicht vom Tage des Empfanges. §§ 347, 818 Abſ. 1.) Vgl. auch $ 636 
ſowie $$ 543 Abſ. 2, 555. — Beim Firgefhäfte finden die $$ 346 ff. un: 
mittelbare Anwendung gemäß $ 361. 

3. Verſchieden von dem Rücktrittsrechte, durch deſſen Ausübung die Be⸗ 
theiligten (obligatoriſch) in die Lage verſetzt werden, als ob der Vertrag 
nicht geſchloſſen wäre ($ 346), iſt das Kündigungsrecht, deſſen begründete 
Geltendmachung den Vertrag nur für die Zukunft beſeitigt. Die Kündi⸗ 
gungsgründe ſind nicht allgemein, ſondern bei den einzelnen Schuldverhält⸗ 
niſſen geregelt. Vgl. insbeſondere Miethe und Pacht §§ 542 ff., 553 ff., 581 
Abſ. 2; Dienſtvertrag §§ 626 ff.; Werkvertrag §§ 643, 649; Geſellſchaftsver⸗ 
trag §§ 723 ff. 

4. Sonder vorſchriften. 


a. Dem Verkäufer, der den Vertrag erfüllt und den Kaufpreis geſtundet hat, 
teht nach $ 454 ein Rücktrittsrecht aus §§ 325 Abf. 2, 326 nicht zu. 

b. Wegen des Rücktrittsrechts des Beſtellers beim Werkvertrage bei nicht 
rechtzeitiger Herſtellung des Werkes vgl. § 636. 
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Dritter Titel. 
Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten. 


§ 328. Durch Vertrag kann eine Leiſtung an einen Dritten mit 
der Wirkung bedungen werden, daß der Dritte unmittelbar das 
Recht erwirbt, die Leiſtung zu fordern. 

In Ermangelung einer beſonderen Beſtimmung iſt aus den Um⸗ 
ſtänden, insbeſondere aus dem Zwecke des Vertrags, zu entnehmen, 
ob der Dritte das Recht erwerben, ob das Recht des Dritten ſofort 
oder nur unter gewiſſen Vorausſetzungen entſtehen und ob den Ver⸗ 
tragſchließenden die Befugniß vorbehalten ſein ſoll, das Recht des 
Dritten ohne deſſen Zuſtimmung aufzuheben oder zu ändern. 

§ 329. Verpflichtet fih in einem Vertrage der eine Theil zur 
Befriedigung eines Gläubigers des anderen Theiles, ohne die Schuld 
zu übernehmen, ſo iſt im Zweifel nicht anzunehmen, daß der Gläubiger 
unmittelbar das Recht erwerben ſoll, die Befriedigung von ihm zu 
fordern. 

§ 330. Wird in einem Lebensverſicherungs⸗ oder einem Leib⸗ 
rentenvertrage die Zahlung der Verſicherungsſumme oder der Leib⸗ 
rente an einen Dritten bedungen, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, 
daß der Dritte unmittelbar das Recht erwerben ſoll, die Leiſtung zu 
fordern. Das Gleiche gilt, wenn bei einer unentgeltlichen Zuwendung 
dem Bedachten eine Leiſtung an einen Dritten auferlegt oder bei 
emer Vermögens- oder Gutsübernahme von dem Uebernehmer eine 
Leiſtung an einen Dritten zum Zwecke der Abfindung verſprochen wird. 


1. Keine Verträge über Leiſtung an einen Dritten find: 

a. die von einem Vertreter mit oder ohne Vertretungsmacht geſchloſſenen 
Verträge. Vgl. § 164 Note I; 

D. Verträge, bei denen der rechtliche Vortheil des Dritten nicht bezweckt, 
ſondern nur die rechtliche Folge des im eigenen Intereſſe abgeſchloſſenen 
Vertrags ift (vgl. Titelvorb. vor $ 116 Note 20% Abſ. 2). 

C. Erbverträge zu Gunſten eines Dritten vgl. § 2278 Note 2. 

2. Der Umſtand, daß die Berechtigung eines Dritten Gegenſtand eines 

Vertrags ift, hat keinen Einfluß auf die Form des Vertrags. 


§ 328. 1. Der Dritte, welcher ein Recht geltend macht, hat die Voraus⸗ 


ſetzungen ſeines unmittelbaren Rechtserwerbes, d. h. den hierauf gerichteten 
Willen der Vertragsparteien, darzuthun (vgl. §§ 330 f.). Allein aus dem 
Umſtande, daß der Vertragsſchluß die Fürſorge für einen Dritten bezweckt, 
iſt noch nicht der auf unmittelbaren Rechtserwerb dieſes Dritten gerichtete 

ile der Vertragsparteien zu entnehmen (DOLG. 2 475 Vertragsſchluß einer 
Gemeinde in Fürſorge für die Bewohner ihres Bezirkes). 

2. Die Leiſtung, welche der Dritte zu fordern berechtigt iſt, iſt nach In⸗ 
halt und Umfang (58 241 ff.), insbeſondere auch hinſichtlich der zu gewäh⸗ 
benden Sorgfalt (§§ 276 ff.) lediglich aus dem zwiſchen den Vertragsparteien 
e zu beurtheilen. — Recht des Dritten auf Urkunden⸗ 
8 $ 329. § 329 betrifft im Gegenſatze zur Schuldübernahme des $ 415 die 
Erfüllungsübernahme (vgl. § 415 Abi. 3). 

§.330. Ob trotz des unmittelbaren Rechtserwerbes des Dritten den Ber- 
magſchließenden die Befugniß vorbehalten fein ſoll, das Recht des Dritten 
Aus, deſſen Zuſtimmung aufzuheben und zu ändern, ift nach § 328 Abi. 2 

uslegungsfrage. Für Gutsübernahmeverträge vgl. EG. Art. 96, RG. 29 


1. Unmittelbarer Rechts⸗ 
erwerb durch Dritte 
kraft des Vertrags⸗ 
willens. 


a. Anhaltspunkte für 
dieſen Willen. 


b. Beſondere Fälle. 
a. Uebernahme der 
Erfüllung einer 
Schuld. 


5. Lebensverſicherung. 
Leibrente. Auflage. 
Abfindung bei Ver⸗ 
mögens⸗ und Guts⸗ 
übernahme. 


Vorbemerkung zum 
3. Titel. 


x 


> 
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. Seiftung nach dem § 331. Soll die Leiſtung an den Dritten nach dem Tode des⸗ 


a Te agera, jenigen erfolgen, welchem fie verſprochen wird, fo erwirbt der Dritte 
das Recht auf die Leiſtung im Zweifel mit dem Tode des Ber- 
ſprechensempfängers. 

Stirbt der Verſprechensempfänger vor der Geburt des Dritten, 
ſo kann das Verſprechen, an den Dritten zu leiſten, nur dann noch 
aufgehoben oder geändert werden, wenn die Befugniß dazu vorbe- 
halten worden iſt. 


„Nachträgliche Be- § 332. Hat ſich der Verſprechensempfänger die Befugniß vor⸗ 


ng de, Tee behalten, ohne Zuſtimmung des Verſprechenden an die Stelle des 
ſprechensempfänger. in dem Vertrage bezeichneten Dritten einen Anderen zu ſetzen, fo kann 


dies im Zweifel auch in einer Verfügung von Todeswegen geſchehen. 


. Zurückweiſung durch § 333. Weiſt der Dritte das aus dem Vertrag erworbene 


ii aa Recht dem Verſprechenden gegenüber zurück, fo gilt das Recht als 
nicht erworben. 


Einwendungen aus 8 334. Einwendungen aus dem Vertrage ſtehen dem Ber 


dem Vertrag ii Dri 
hom Bætvage gegen- ſprechenden auch gegenüber dem Dritten zu. 


173 ff. und bei Gruchot 37 985 f.; Schenkung unter einer Auflage §§ 525 ff.; 
Leibrente 88 759 ff.; Verſicherungsrecht EG. Art. 75, vgl. RG. 32 162, JW. 
1900 S. 496°, Seuff. 56 447 (Lebensverſicherung zu Gunſten der „Hinter⸗ 
bliebenen“); Pflicht des Nießbrauchers, die Nießbrauchſache zu Gunſten des 
Eigenthümers zu verſichern § 1045. 

& 331 1. Ueberlebt der Dritte den Verſprechensempfänger, ſo erwirbt er 
den Anſpruch im Zweifel unmittelbar auf Grund des Vertrags. Der Anſpruch 
gehört alſo nicht zum Nachlaſſe. (Wichtigſter Fall: Lebensverſicherung.) Vgl. 
RG. IW. 1902 Beil. S. 247. 

2. Stirbt der Dritte vor dem Verſprechensempfänger, ſo iſt ein Recht des 
Dritten im Zweifel noch nicht entſtanden, alſo auch nicht auf deſſen Erben 
übergegangen. Ob dieſer ſubſtituirt ſein ſoll, entſcheidet der Vertragsinhalt. 

3. Abſ. 2 ſchließt die Abänderungs⸗ bzw. Aufhebungsbefugniß des Erben 
des Verſprechensempfängers zum Schutze des noch ungeborenen Dritten, auf 
den Abſ. 1 nicht paßt, durch Dispoſitivvorſchrift aus. Träger des Rechtes 
aus dem Verſprechen iſt der Verſprechensempfänger bzw. ſein Rechtsnach⸗ 
folger, nicht der noch nicht geborene Dritte, vgl. § 1 Note III 4a. Der Be: 
rechtigte ift lediglich in Anſehung der Aufhebung oder Aenderung des Ber- 
ſprechens zum Nachtheile des etwa zur Entſtehung gelangenden Dritten 
derart beſchränkt, daß eine ſolche Aenderung dem zur Entſtehung gelangten 
Dritten mit Erfolg nicht entgegengeſetzt werden kann. 

4. Sonderregelung für Vermächtniſſe $$ 2162 f. f 

$ 332. Für den praktiſch wichtigſten Fall, daß ſich bei der Lebensver⸗ 
ſicherung der Verſicherungsnehmer die Beſtimmung des Empfangsberechtigten 
vorbehält, ſoll durch § 332 feſtgeſtellt werden, daß im Zweifel die Beſtim⸗ 
mung in der letztwilligen Verfügung (§ 1937) genügt, und nicht dem Ver⸗ 
ſicherer gegenüber erklärt zu werden braucht. 

§ 333. Die Zurückweiſung wirkt ex tunc: der Einfluß der Zurückweiſung 
auf das Vertragsverhältniß beſtimmt ſich nach dem Vertrag, insbeſondere ob 
der Verſprechensempfänger Leiſtung an ſich oder an einen Anderen fordern 
kann; ift dies nicht der Fall, fo greifen §§ 275, 323 ein. 

334. J. Dem Dritten ſteht ſomit insbeſondere die Einrede des nicht 
erfüllten Vertrags (XE 320 ff.) entgegen. Einwendungen, welche nicht aus 
dem Vertrage herrühren, insbeſondere z. B., daß mit einer Forderung gegen 
den Verſprechensempfänger aufgerechnet oder die Aufhebung des Vertrags 
nachträglich vereinbart fei, läßt die Natur des Schuldverhältniſſes, durch 
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335. Der Verſprechensempfänger kann, ſofern nicht ein anderer 
Wille der Vertragſchließenden anzunehmen ift, die Leiſtung an den 
Dritten auch dann fordern, wenn dieſem das Recht auf die Leiſtung 
zuſteht. 

Vierter Citel. 
Draufgabe. Vertragsſtrafe. 


4. Forderungsrecht des 
Verſprechensempfän⸗ 
gers. 


& 336. Wird bei der Eingehung eines Vertrags etwas als Drauf- L Praufsabe. 


1. Bedeutung. 


gabe gegeben, ſo gilt dies als Zeichen des Abſchluſſes des Vertrags. 

Die Draufgabe gilt im Zweifel nicht als Reugeld. 

§ 337. Die Draufgabe iſt im Zweifel auf die von dem Geber 
geſchuldete Leiſtung anzurechnen oder, wenn dies nicht geſchehen kann, 
bei der Erfüllung des Vertrags zurückzugeben. 

Wird der Vertrag wiederaufgehoben, ſo iſt die Draufgabe zurück⸗ 
zugeben. 

§ 338. Wird die von dem Geber geſchuldete Leiſtung in Folge 
eines Umſtandes, den er zu vertreten hat, unmöglich oder verſchuldet 
der Geber die Wiederaufhebung des Vertrags, ſo iſt der Empfänger 
berechtigt, die Draufgabe zu behalten. Verlangt der Empfänger 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, fo ift die Draufgabe im Zweifel 


welches ein unmittelbares Recht des Dritten begründet wird, nicht zu. 
Andererſeits ſteht der Geltendmachung des im Vertrage ſelbſt vorbehaltenen 
Rücktritts (88 346 ff.) oder des dem gegenſeitigen Vertrage nach §§ 325 ff. 
immanenten Rücktrittsrechts das Recht des Dritten, welches von vornherein 
mit dieſen Maßgaben entſtanden iſt, nicht entgegen. 

2. Anfechtung wegen Täuſchung vgl. zu § 123 Abf. 2. 

§ 335. Die rechtskräftige Entſcheidung, welche in dem Prozeſſe des Ver⸗ 
ſprechensempfängers ergangen ift, begründet keine exceptio rei judicatae 
gegen den Dritten und umgekehrt. CPO. § 325. 
8 336. 1. Die Bezeichnung als Draufgabe nicht weſentlich. Weſentlich 
iſt, daß als Zeichen, d. h. als Beweis für den Vertragſchluß gegeben. 
Gleichwerthige Bezeichnungen ſind Arrha, Handgeld, Angeld, Aufgeld, An⸗ 
zahlung zc. Draufgabe als Vertragsform für den Geſinde⸗Dienſtvertrag 
Preußiſche Geſinded. vom 8. November 1810, ŞE 22 f.; EG. Art. 95. 

2. Daß die Draufgabe Reugeld, hat der Zurücktretende (§ 359) zu be⸗ 
weiſen. Auslegung gemäß § 157. 

3. Zurückforderung der Draufgabe, wenn der als geſchloſſen angenommene 

ertrag in Wirklichkeit nicht zu Stande gekommen war (3. B. Formmangel, 
begründete Anfechtung, verdeckter Diſſens) § 812 Note III. 2d; wegen Eigen⸗ 
thumsklage vgl. § 337. Rückforderung der in Kenntniß des Formmangels, 
aber in Erwartung ſeiner Beſeitigung oder Heilung gemachten Leiſtung § 812 
tote III h, § 814 Note 1. 

4. Sonderregelung bei Hingabe zum Zeichen des Verlobniſſes § 1301. 
1 5. Keine Sonderregelung für das Handelsrecht. Handgeld beim Heuer⸗ 
ar mit der Schiffsmannſchaft Seemanns⸗O. v. 27. Dezember 1872 § 37. 

eemanns O. v. 2. Juni 1900 § 47. 
8 337. Die Rückgabe gemäß § 337 kann ſtets mit der Vertragsklage ge⸗ 
Mes werden. Ob daneben die Eigenthumsklage begründet tft, hängt davon 
5 mo der Hingebende Eigenthümer geblieben oder ob, was regelmäßig der 
992 der Thatbeſtand der Uebereignung vorliegt; für bewegliche Sachen 
8 29; Eigenthumserwerb an Geld durch Vermiſchung § 948. — Wenn der 

ertrag nicht zu Stande gekommen vgl. Note 3 zu § 336. 


21. Verbleib der Drauf- 
gabe 


A. 


b. 


bei Vertrags⸗ 
erfüllung. 


bei Wiederauf⸗ 
hebung des Ver⸗ 
trags. 


. bei nicht vertrags⸗ 


gemäßer Erledigung 
und Vertretungs⸗ 
pflicht des Gebers. 
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anzurechnen oder, wenn dies nicht geſchehen kann, bei der Leiſtung 
des Schadenserſatzes zurückzugeben. 


II. Vertragsſtrafe. 


§ 339. Verſpricht der Schuldner dem Glaubiger für den Fall, 


ene daß er ſeine Verbindlichkeit nicht oder nicht in gehöriger Weiſe er⸗ 
füllt, die Zahlung einer Geldſumme als Strafe, ſo iſt die Strafe 
verwirkt, wenn er in Verzug kommt. Beſteht die geſchuldete Leiſtung 
in einem Unterlaſſen, fo tritt die Verwirkung mit der Zuwiderhand⸗ 
lung ein. 


b. Verhältniß des Er 


§ 340. Hat der Schuldner die Strafe für den Fall verſprochen, 


engerſaganſprngs daß er feine Verbindlichkeit nicht erfüllt, ſo kann der Glaubiger die 
zur Stunfe verwirkte Strafe ſtatt der Erfüllung verlangen. Erklärt der Gläu⸗ 


a. für Nichterfül⸗ 


lung. bi 


ger dem Schuldner, daß er die Strafe verlange, ſo iſt der Anſpruch 


auf Erfüllung ausgeſchloſſen. 


Steht dem Glaubiger ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 


Nichterfüllung zu, ſo kann er die verwirkte Strafe als Mindeſtbetrag 
des Schadens verlangen. Die Geltendmachung eines weiteren Sha- 
dens iſt nicht ausgeſchloſſen. 


338. I. Unmöglichkeit der Leiſtung § 275; Vertretungspflicht §§ 276 ff. 
2. Vom Geber verſchuldete Wiederaufhebung des Vertrags und Schadens⸗ 


erſatz §§ 325, 326, 280. 


3. Verſchuldet der Empfänger die Nichterfüllung des Vertrags, ſo 


findet § 337 Abſ. 2 Anwendung. 


$ 339. 1. Sicherung einer Verbindlichkeit. Nicht erforderlich iſt, daß 


die Verbindlichkeit Vermögenswerth hat (vgl. § 343). Unwirkſamkeit des ge⸗ 
ſicherten Verſprechens § 344. 


2. Die Strafe gehört zum Beſtande der Forderung, ſo daß Bürgſchaft 


und Pfandrecht ſich gemäß §§ 767, 1210 auf ſie erſtrecken. 


3. Verwirkung der Strafe ſetzt nach der dispoſitiven Regelung des 


§ 339 voraus, wenn die Verbindlichkeit beſteht 
a 


in pofitivem Thun: Verzug §§ 284 ff. Schuldner hat gegenüber dem 


Nachweiſe der Falligkeit und Mahnung vertragsmäßige Erfüllung bzw. 
feine Schuldloſigkeit darzuthun (§§ 282, 285); 


in einem Unterlaſſen: ausgehend von der Idee der Garantieübernahme 


läßt das BGB. Verwirkung der Strafe ohne Rückſicht auf Verſchulden 
eintreten. Der Gläubiger braucht deshalb nur die Vornahme der ver⸗ 
botenen Handlung darzuthun. Dem Schuldner ſteht indeß frei, einzu⸗ 
wenden und darzuthun, daß ihm die Vornahme nicht zuzurechnen iſt. Das 
ergiebt ſich aus der Natur der Vertragsſtrafe als Strafe für Nichterfüllung 
eines Vertrags. Seuff. 56 442. > 

4. Die bereits erfolgte Verwirkung kann in Folge der rückwirkenden Kraft 


der Aufrechnung in Wegfall kommen § 389. 


5. Strafgedinge für Vornahme oder Unterlaſſung einer Handlung, 


951 2 daß eine Verbindlichkeit hierzu begründet ift, anerkannt 8 343 
Abſ. 2. 


§ 340. 1. Wegen der dem Gläubiger zuſtehenden facultas alternativa 


vol. § 262 Note 1. 


2. Das Verlangen der Erfüllung ſchließt die ſpätere Wahl der Strafe 


nicht aus. 


3. Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung iſt begründet in den Fällen 


der §8 280, 283, 286, 325, 326; Umfang des Schadenserſatzanſpruchs 
§§ 240 fl. 


er 


4. HGB. 5 75. Abs. 2 u. 3. Hat der Handlungsgehülfe für den Fall, dass 
die in der Vereinbarung übernommene Verpflichtung nicht erfüllt, eine Strafe 
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§ 341. Hat der Schuldner die Strafe für den Fall verſprochen, 
daß er Jeine Verbindlichkeit nicht in gehöriger Weiſe, insbeſondere 
nicht zu der beſtimmten Zeit, erfüllt, ſo kann der Glaubiger die ver⸗ 
wirkte Strafe neben der Erfüllung verlangen. 

Steht dem Gläubiger ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen der 
nicht gehörigen Erfüllung zu, fo finden die Vorſchriften des § 340 
Abſ. 2 Anwendung. 

Nimmt der Glaubiger die Erfüllung an, ſo kann er die Strafe 
997 verlangen, wenn er ſich das Recht dazu bei der Annahme vor⸗ 
ehält. 

5 342. Wird als Strafe eine andere Leiſtung als die Zahlung 
einer Geldſumme verſprochen, fo finden die Vorſchriften der 88 339 
bis 341 Anwendung; der Anſpruch auf Schadenserſatz iſt ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der Gläubiger die Strafe verlangt. 

§ 343. Iſt eine verwirkte Strafe unverhältnißmäßig hoch, fo 
kann ſie auf Antrag des Schuldners durch Urtheil auf den ange⸗ 
meſſenen Betrag herabgeſetzt werden. Bei der Beurtheilung der 
Angemeſſenheit ift jedes berechtigte Intereſſe des Gläubigers, nicht 
blos das Vermögensintereſſe, in Betracht zu ziehen. Nach der Ent- 
richtung der Strafe iſt die Herabſetzung ausgeſchloſſen. 

8 Das Gleiche gilt auch außer den Fällen der §§ 339, 342, wenn 
Jemand eine Strafe für den Fall verſpricht, daß er eine Handlung 
vornimmt oder unterläßt. 

HGB. § 348. Eine Vertragsstrafe, die von einem Kaufmann im 
Betriebe seines Handelsgewerbes versprochen ist, kann nicht auf Grund 
ren des $ 343 des Bürgerlichen Gesetzbuchs herabgesetzt 

erden. 

HGB. § 351. Die Vorschriften der $$ 348 bis 350 finden auf die 

m F 4 bezeichneten Gewerbetreibenden keine Anwendung. 

Teee 

versprochen, so kann der Prinzipal nur die verwirkte Strafe verlangen; der 
nspruch auf Erfüllung oder auf Ersatz eines weiteren Schadens ist ausge- 

schlossen. Die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Herab- 

Setzung einer unverhältnissmässig hohen Vertragsstrafe bleiben unberührt. 
Vereinbarungen, welche diesen Vorschriften zuwiderlaufen, sind nichtig. 


$ 341. 1. Wegen Schadenserſatzanſpruchs vgl. $ 340 Note 3. 
. Die Annahme der Erfüllung, d. h. die Annahme der Leiſtung als Er- 
1 (vgl. 8 363) hat der Schuldner, den Vorbehalt des Strafanſpruchs 
er Gläubiger zu beweiſen. Vgl. RG. 29 116 ff. Der Vorbehalt ift redt- 
zeitig erklärt, wenn er bei Ueberſendung der Leiſtung dem abweſenden 
chuldner unverzüglich erklärt wird, Seuff. 57 S. 6, OLÖ. 3 235. 
we Keine Anfechtung der vorbehaltlofen Annahme wegen Unkenntniß von 
em Strafanſpruche. (Prot. Bd. 1 S. 778.) Bei Zwang und Betrug $ 123. 
aus 342. Das Verlangen der Strafe ſchließt den Schadenserſatzanſpruch 
gehe die Erhebung des Schadenserſatzanſpruchs hingegen nicht das Ueber⸗ 
ù 3 zum Anſpruch auf die Strafleiſtung. 
u, 343. 1. Bei der dem Richter obliegenden freien Würdigung der Um- 
Bede des einzelnen Falles iſt das Intereſſe des Gläubigers zu den ver⸗ 
Ria enen in Betracht kommenden Zeitpunkten (Vertragsſchluß, Verwirkung, 
die geerhebung, Urtheil), die Höhe des möglichen und wirklichen Schadens, 
wirthſchaftliche Lage beider Theile, der Grad des Verſchuldens auf Seiten 


8. für nicht gehörige 
Erfüllung. 


2. Anderweite Straf⸗ 
leiſtung. 


1. Richterl. Ermäßigung. 


4. Unwirkſame Haupt⸗ 


verbindlichkeit. 


5. Beweislaſt. 
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§ 344. Erklärt das Geſetz das Verſprechen einer Leiſtung für 
unwirkſam, ſo iſt auch die für den Fall der Nichterfüllung des Ver⸗ 
ſprechens getroffene Vereinbarung einer Strafe unwirkſam, ſelbſt wenn 
die Parteien die Unwirkſamkeit des Verſprechens gekannt haben. 

§ 345. Beſtreitet der Schuldner die Verwirkung der Strafe, 
weil er ſeine Verbindlichkeit erfüllt habe, ſo hat er die Erfüllung zu 
0 ſofern nicht die geſchuldete Leiſtung in einem Unterlaſſen 
eſteht. 


des Schuldners und die Geſammtheit der ſonſtigen Umſtände zu berück⸗ 

ſichtigen. — Der prinzipale Maßſtab iſt das Intereſſe des Gläubigers; gegen⸗ 

über der Vorausbeſtimmung dieſes Intereſſes durch das Strafgedinge muß 
der Schuldner die unverhältnißmäßige Höhe darthun, Gleichzeitiger Antritt 
des Gegenbeweiſes empfiehlt ſich mit Rückſicht auf CPO. § 283 Abſ. 2. — 

Berückſichtigung idealer oder allgemeiner geſchäftlicher Intereſſen (OSG. 3 

286 Varietetheater), des Affektionswerths auf Seiten des Gläubigers, des 

Wortbruchs auf Seiten des Schuldners läßt Abſ. 1 S. 2 zu. Vgl. z. B. über 

die Verabredung einer Vertragsſtrafe bei Zuwiderhandlung des Käufers ge⸗ 

richtlicher Akten gegen die ihm auferlegte Verpflichtung zum Einftampfen der: 

ſelben ꝛc. Pr. IMBI. 1900 S. 575. 

2. Das richterliche Ermäßigungsrecht kann nicht durch Parteiverabredung 
ausgeſchloſſen werden. Es kann erſt eintreten nach Verwirkung der Strafe. 
Prozeſſual tritt das Ermäßigungsrecht in Wirkſamkeit entweder auf Grund 
einer Einwendung gegen die Leiſtungsklage des Gläubigers oder auf Grund 
der Feſtſtellungsklage des Schuldners gegen den Gläubiger, anzuerkennen, 
daß ihm nur ein Anſpruch in Höhe der ermäßigten Strafe zuſtehe. 

3. Wann iſt die Strafe entrichtet? Durch abſtraktes Schuldverſprechen 
oder Anerkenntniß, Annahme einer Anweiſung $Y 780 f., 7842 Jedenfalls 
bedeutet Beitreibung auf Grund eines vorläufig vollſtreckbaren Urtheils nicht 
Entrichtung. — Aufrechnung von Seiten des Glaubigers ift unzulaſſig, 
weil der Strafforderung eine Einrede entgegenſteht § 390. 

4. Wucherlichkeit des Strafgedinges bewirkt Nichtigkeit nach § 138. 

5. Abſ. 2 erſtreckt das Ermäßigungsrecht auf die Verabredung einer Strafe 
für ein Verhalten, auf welches die Gegenpartei kein Vertragsrecht hat, um 
eine Umgehung des Geſetzes zu verhüten. 

6. Der Antrag des Schuldners auf Herabſetzung kann ſowohl durch Klage 
oder Widerklage als auch durch Einwendung erfolgen. Die Herabſetzung er⸗ 
folgt auch durch Urtheil, wenn der Kläger mit einem Theilbetrag abge⸗ 
wieſen wird. 

§ 344. 1. Unwirkſamkeit der Hauptverbindlichkeit: 

a. Allgemein: 3. B. wegen Formmangels § 125 (vgl. RG. 50 163), wegen 
Unvollkommenheit der Vertragsſchließung, 89 154 f. (JW. 1901 S. 88 , 
wegen Verſtoßes gegen ein Verbotsgeſetz oder gegen die guten Sitten 
(S8 134, 138, ogl. ferner §§ 306 ff.). Nichtigkeit in Folge Anfechtung § 142; 

b. Beſondere Fälle: Spielſchuld $$ 762 ff.; Eheverſprechen § 1297; Ver⸗ 
zicht auf den Widerruf der Vollmacht vgl. zu § 168 Note 30; Konkurrenz⸗ 
klauſel HB. § 74; Vereinigungen ber Arbeitgeber bzw. Arbeitnehmer 
zur Erlangung günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen Gew. § 152, 
RG. 50 28; Ueber fog. (Preis⸗) Kartelle, Syndikate vgl. RG. 38 155. 

2. Der Einfluß der Nichtigkeit des Strafverſprechens auf das ganze Rechts⸗ 
geſchäft § 139. 

8 345. Die übrigen Vorausſetzungen der Strafverwirkung, inſonderheit 
den Eintritt des Verzugs (ŞS 339, 234) hat der Gläubiger zu beweiſen. Dem 
Schuldner liegt demgegenüber der Beweis dafür ob, daß die Leiſtung in 
E 1285 von ihm nicht zu vertretenden Umſtandes unterblieben ſei, 
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Fünfter Titel. 
Rücktritt. 

§ 346. Hat ſich in einem Vertrag ein Theil den Rücktritt vor⸗ 
behalten, ſo ſind die Parteien, wenn der Rücktritt erfolgt, ver⸗ 
pflichtet, einander die empfangenen Leiſtungen zurückzugewähren. Für 
geleiſtete Dienſte ſowie für die Ueberlaſſung der Benutzung einer 
Sache iſt der Werth zu vergüten oder, falls in dem Vertrag eine 
Gegenleiſtung in Geld beſtimmt iſt, dieſe zu entrichten. 


L Anwendungsbereich der SS 346—356. 


1. Wirkung des Rück⸗ 
tritts. 
a. Gegenfeitiger Mild- 
gewahranſpruch. 


Vorbemerkung zu 


1. Unmittelbare Anwendung finden die Vorſchriften nur auf den 88 316—356. 


vertragsmäßig vorbehaltenen Rücktritt von einem obligatoriſchen 

Vertrage. Beſonders geartete Vorbehalte: Rücktritt gegen Reugeld 

a: Vorbehalt der Rechtsverwirkung, kaſſatoriſche Klauſel § 360, Firge⸗ 

chäft $ 361. 

2. Entſprechende Anwendung vgl. $ 280 Note 5: 

a. auf das geſetzliche Rücktrittsrecht des Gläubigers wegen der von dem 
Schuldner zu vertretenden Unmöglichkeit der Leiſtung und Verzug des 
2 §§ 280 Abi. 2, 286 Abſ. 2; bei gegenſeitigen Verträgen 
§§ 325—327; 

b. auf die Wandelung wegen Gewährsmängel, indeß mit Ausnahme der 
S$ 349, 355 und mit der Maßgabe, daß durch die Umgeſtaltung der Sache 
die Wandelung nicht ausgeſchloſſen wird (§ 352), wenn ſich der Mangel 
exit bei der Umgeſtaltung zeigt ($$ 467, 493, 634 Abſ. 4, vgl. auch § 487); 

€. s Ri Rückforderung der Schenkung wegen Nichtvollziehung der Auflage 

527. 

3. Weder unmittelbar noch entſprechend anwendbar find die SS 348 ff. in 
den Fällen, in denen Rückgewähr des auf Grund eines kraft Geſetzes oder 
kraft Anfechtung nichtigen Vertrags Geleiſteten verlangt wird. Hier greift 
der Anſpruch aus der ungerechtfertigten Bereicherung ein, vgl. KG. 49 421. 

II. Terminologie: Rücktritt bedeutet Auflöſung des Vertrags von vorn⸗ 
herein mit gegenseitiger Rückgewährspflicht, Kündigung Auflöſung für die 
Zukunft (3. B. $$ 542, 553, 626, 723 ff., 1358). Kündigung iſt eine einſeitige 
empfangsbedürftige Willenserklärung ($ 130), durch welche der Erklärende 
zu erkennen giebt, daß er von feinem Rechte das beſtehende Vertragsverhält⸗ 
niß aufzulöſen und vom anderen Theile Erfüllung der ſich aus der Auf⸗ 
löſung ergebenden Verpflichtungen zu verlangen, Gebrauch mache. Die 
Kündigung kann auch durch Klageerhebung erfolgen. Vgl. OLG. 2 29, val. 
ferner Noten zu § 609. 

Il. Sonderregelung: Rücktritt vom Erbvertrage 88 2293 ff. 

IV. Clausula rebus sie stantibus. 

1. Das BGB. giebt keine allgemeinen Vorſchriften über die 
clausula rebus sic stantibus. Gs gewährt indep in mannigfachen 
Fällen ein Rücktritts, Widerrufs⸗ oder Kündigungsrecht aus dem Geſichts⸗ 
punkte der veränderten Umſtände. Vgl. §§ 321, 610 (Vermögensverſchlechte⸗ 
Pee des Kreditnehmers bzw. Darlehensempfängers); 8 775 (Vermögens⸗ 
enulOllechterung des Hauptſchuldners bei der Bürgſchaft); §§ 569, 570 
98 626900 der Miethe wegen Todes oder amtlicher Verſetzung des Miethers), 

9.626, 671, 723 (Beendigung von Dienſtvertrag, Auftrag, Geſellſchaft aus 
wichtigen Gründen). 
in 5 Eine ausdehnende Auslegung durch entſprechende Anwendung des 
All en zu 1 aufgeführten Vorſchriften zu Tage tretenden Prinzips wird im 
ob gemeinen abgelehnt, unbeſchadet der von Fall zu Fall gebotenen Prüfung, 
Um mht nach Abſicht der Parteien der Rücktritt wegen, veränderter 
825 ände der einen oder anderen Partei zuſtehen ſoll; vgl. Mot. II S. 199, 

- — Vgl. auch $ 820. 


b. Umfang des Rück⸗ 
gewähranſpruchs. 
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§ 347. Der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Verſchlechterung, 
Unterganges oder einer aus einem anderen Grunde eintretenden Un⸗ 
möglichkeit der Herausgabe beſtimmt ſich im Falle des Rücktritts 
von dem Empfange der Leiſtung an nach den Vorſchriften, welche 
für das Verhältniß zwiſchen dem Eigenthümer und dem Beſitzer von 
dem Eintritte der Rechtshängigkeit des Eigenthumsanſpruchs an 
gelten. Das Gleiche gilt von dem Anſpruch auf Herausgabe oder 
Vergütung von Nutzungen und von dem Anſpruch auf Erſatz von 
Verwendungen. Eine Geldſumme iſt von der Zeit des Empfanges 
an zu verzinſen. 


3. Im Falle des Konkurſes vgl. KO. §§ 17 ff. 

4. Aus der Rechtſprechung: 

RG. 50 255, JW. 1902 Beil. S. 230, DLG. 4 12: Keine allgemeine claus. 
r. s. st.; auch das Zug um Zug zu erfüllende Terminsgeſchäft kann nicht 
ſchlechthin wegen Vermögensverſchlechterung der Gegenpartei zwiſchen Abſchluß 
und Erfüllungstermin aufgerufen werden. In Seuff. 57 131 wird wegen 
der für das Recht des BGB. zu verneinenden claus, r. s. st. das Rücktritts⸗ 
recht verſagt, obwohl wegen unlauteren Verhaltens (Verfälſchung der ſucceſſiv 
zu liefernden Butter) des einen Kontrahenten, dem anderen Theile billiger 
Weiſe die Fortſetzung des Vertragsverhältniſſes nicht zugemuthet werden 
kann; die zutreffende Entſcheidung iſt in dieſem Falle indeß nicht aus dem 
Geſichtspunkte der claus. r. s. st., ſondern vielmehr aus den Vorſchriften 
über die zu vertretende Unmöglichkeit der Erfüllung herzuleiten ($ 325), vgl. 
RG. ZW. 1901 S. 209V, Vgl. auch RG. 21 178 und 22 81 über die claus. 
r. 8. st. nach ALR. u. GemR. 


§ 346. 1. Der Rücktritt, durch welchen das Erlöſchen des zwiſchen den 
Parteien beſtehenden vertraglichen Schuldverhaltniſſes ex tune herbeigeführt 
wird (vgl. RG. 50 266), bewirkt: 

a. Ausſchließung des Anſpruchs auf Erfüllung. Die Behauptung des Rück⸗ 
tritts iſt Einwendung; 

b. die obligatoriſche Verpflichtung der Vertragsparteien zur Rückgewähr 
des gegenſeitig Geleiſteten; der Rücktritt unterſcheidet ſich hierdurch von 
der dinglich wirkenden Reſolutiobedingung ($ 158 Abſ. 2). Es ift alfo 
z. B. Rückauflaſſung, nicht nur Berichtigung des Grundbuchs erforderlich. 

Der durch die Ausübung des Rücktrittsrechts bedingte Anſpruch auf 
Rückgewähr des Grundſtücks kann durch Vormerkung ($ 883) dinglich 
geſichert werden. 

2. Die Rückgewähr erfolgt nicht nach den Vorſchriften über die Heraus⸗ 
gabe einer Bereicherung § 818, ſondern nach den beſonderen Regeln der 
§§ 347, 348. Vgl. zu § 327 Note 2. 

3. Der zu vergütende Werth der Dienſtleiſtung oder der Ueberlaſſung der 
Benutzung richtet ſich nach dem Zeitpunkte der Bewirkung dieſer Leiſtung. 

4. Rückgewähr der Draufgabe § 337 Abſ. 1. 

5. Ob in der Erfüllung, der Annahme, dem Verlangen der Erfüllung ein 
Verzicht auf das Rücktrittsrecht liegt, ift Thatfrage; Anfechtung dieſer ſtill⸗ 
ſchweigenden Willenserklärung nicht ausgeſchloſſen (vgl. zu § 341 Abi. 3). 


§ 347. 1. Bol. RG. 44 252, 50 144. — Anſprüche des Eigenthümers 
gegen den Beſitzer von der Rechtshängigkeit ab SS 987 ff. (vgl. auch § 292): 
a. Schadenserſatz wegen (verſchuldeter) Verſchlechterung, Unterganges oder 

ſonſtiger Unmöglichkeit der Herausgabe $$ 989, 280. 

b. Nutzungen $ 100. Gezogene Nutzungen § 987 Abf. 1; ſchuldhafte Unter⸗ 
laſſung ordnungsgemäßer Nutzung § 987 Abſ. 2. 

c. Verwendungen § 256, 994 Abſ. 2, 683 ff., 996, 998, 1000 — 1003. 
2. Geſetzlicher Zinsfuß § 246. 
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§ 348. Die ſich aus dem Rücktritt ergebenden Verpflichtungen 
der Parteien ſind Zug um Zug zu erfüllen. Die Vorſchriften der 
$$ 320, 322 finden entſprechende Anwendung. 

§ 349. Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
anderen Theile. 

§ 350. Der Rücktritt wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
der Gegenſtand, welchen der Berechtigte empfangen hat, durch Zufall 
untergegangen iſt. 

§ 351. Der Rücktritt iſt ausgeſchloſſen, wenn der Berechtigte 
eine weſentliche Verſchlechterung, den Untergang oder die anderweitige 
Unmöglichkeit der Herausgabe des empfangenen Gegenſtandes ver⸗ 
ſchuldet hat. Der Untergang eines erheblichen Theiles ſteht einer 
weſentlichen Verſchlechterung des Gegenſtandes, das von dem Be⸗ 
rechtigten nach § 278 zu vertretende Verſchulden eines Anderen ſteht 
dem eigenen Verſchulden des Berechtigten gleich. 

8 352. Der Rücktritt ift ausgeſchloſſen, wenn der Berechtigte 
die empfangene Sache durch Verarbeitung oder Umbildung in eine 
Sache anderer Art umgeſtaltet hat. 


§ 348. 1. Die entſprechende Anwendung der $$ 320, 322 ergiebt die der 
Einrede des nicht erfüllten Vertrags entſprechende Einrede der nicht erfüllten 
Rückgewährpflicht; Nichtgeltendmachung dieſer Einrede ſchließt ſpätere ſel b⸗ 
ſtändige Klage nicht aus. 

2. Hinterlegung mit Rückſicht auf die Gegenleiſtung § 373. 

Verjährung der von der Ausübung des Rücktrittsrechts abhängigen 
Anſprüche vgl. zu $ 198 Note 3. 
4. Zwangsvollſtreckung bei Zug um Zug zu bewirkender Leiſtung CPO. 
§§ 728, 756, 765, abgedruckt zu § 273. 
N 5. Eines Angebots der dem Zurücktretenden obliegenden Leiſtungen bei 

er Rücktrittserklärung bedarf es nicht, vgl. § 349 Note 2. 


8 349. 1. Die Rücktrittserklärung ift eine einfeitige (vgl. Zitelvorb. vor 
$ 116 Note 2b), empfangsbedürftige Willenserklärung 8$ 130 ff. 

2. Der Rücktritt vollzieht ſich, feine materielle Rechtmäßigkeit voraus⸗ 
geſetzt, mit dem Wirkſamwerden der Rücktrittserklärung. Eines gleichzeitigen 
Angebots der Leiſtungen, welche dem Zurücktretenden nach § 348 obliegen, 
bedarf es dabei nicht. Vgl. RG. 49 40, JW. 1901 S. 647. 2 

3. Rücktrittserklärung im Prozeſſe durch den Prozeßbevollmächtigten 
Atelvorb. vor § 164 Note B Ila, RG. 50 138. 


$ 350. 1. Zufall beginnt da, wo die Vertretungspflicht des Berechtigten 
aufhört (58 276 ff.), inſonderheit bei Gattungsſachen vgl. § 279. 
u = Durch zufällige Verſchlechterung, zufälligen Untergang eines Theiles 
118 durch Einwirkung von Umſtänden, welche von dem Anderen zu ver⸗ 
SR find, wird der Rücktritt um fo weniger ausgeſchloſſen. 
Der Andere hat Anſpruch auf ein etwaiges Surrogat nach § 281. 


u 351. 1. Tritt die Verſchlechterung ze. erft ein, nachdem der Rücktritt 
Wang iſt (§ 349), ſo findet nicht § 351, ſondern § 347 Anwendung; ebenſo 
yi die Verſchlechterung nicht eine weſentliche ift. 
Bei Wandelung wegen Viehmängel § 487. 
$ 352. 1. § 351 S. 2 ift entſprechend anwendbar. 
bei „ Wandelung iftim Falle des § 352 nicht unbedingt ausgeſchloſſen, § 467; 
i Viehmängeln $ 487. 
d. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 18 


c. Erfüllungspflicht 
Zug um Zug. 


2. Ausübung des Rück⸗ 
trittsrechts. 


3. Untergang, Verände⸗ 
rung des empfange⸗ 
nen Gegenſtandes. 

a. Zufall. 


b. Verſchulden. 


c. Verarbeitung oder 
Umbildung. 
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. Veräußerung ster § 353. Hat der Berechtigte den empfangenen Gegenſtand oder 
ul einen erheblichen Theil des Gegenſtandes veräußert oder mit dem 
Rechte eines Dritten belaſtet, ſo iſt der Rücktritt ausgeſchloſſen, wenn 
bei demjenigen, welcher den Gegenſtand in Folge der Verfügung 
erlangt hat, die Vorausſetzungen des § 351 oder des § 352 ein⸗ 
getreten ſind. 
Einer Verfügung des Berechtigten ſteht eine Verfügung gleich, die 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder 
durch den Konkursverwalter erfolgt. 
4. Verzug des Rückgewähr ⸗ § 354. Kommt der Berechtigte mit der Rückgewähr des em⸗ 
pflihtigennagerfiävten pfangenen Gegenſtandes oder eines erheblichen Theiles des Gegen⸗ 
ſtandes in Verzug, ſo kann ihm der andere Theil eine angemeſſene 
Friſt mit der Erklärung beſtimmen, daß er die Annahme nach dem 
Ablaufe der Friſt ablehne. Der Rücktritt wird unwirkſam, wenn 
nicht die Rückgewähr vor dem Ablaufe der Frift erfolgt. 
5. geist für die Nusübung § 355. Iſt für die Ausübung des Rücktrittsrechts eine Friſt 
des Nücwittsrehts. nicht vereinbart, fo kann dem Berechtigten von dem anderen Theile 
für die Ausübung eine angemeſſene Friſt beſtimmt werden. Das 
Rücktrittsrecht erliſcht, wenn nicht der Rücktritt vor dem Ablaufe der 
Friſt erklärt wird. 


§ 353. 1. Der Rücktritt (und damit auch die Wandelung $ 467) wird 
durch die Thatſache der rechtlichen Verfügung über den Gegenſtand nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Der erklarte Rücktritt wird aber unwirkſam, wenn der Rück⸗ 
trittsberechtigte mit der Rückgewähr in Verzug kommt und die ihm geſetzte 
Friſt nicht wahrt. Steht ſchon zur Zeit des Wandelungsverlangens end⸗ 
gültig feſt, daß der Käufer die veräußerte Kaufſſache nicht zurückgewähren 
kann, fo ift der Anſpruch auf Wandelung unbegründet. RG. 50 188, DLG. 
4.38, (8 354.) — Unmöglichkeit der Rückgewähr in Folge einer Zwangsvol⸗ 
ſtreckung in den Gegenſtand, welche, weil in urſächlichem Zuſammenhange 
mit dem die Wandelung begründenden Mangel ſtehend, von dem Verpflich⸗ 
teten zu vertreten ift (SW. 1897 S. 2569). 

2. Iſt der Gegenſtand bei dem Dritten durch Zufall untergegangen, fo iſt 
der Rücktritt zuläſſig (§ 350). 

3. Wenn die Einwirkung des Dritten vor der Ruücktrittserklärung erfolgt 
iſt, findet $ 353, ſonſt $ 347 Anwendung (vgl. § 351). 

$ 354. 1. Die Anwendbarkeit des § 354 tritt nicht ein, wenn der Rücktritt 
ſelbſt nach §§ 351—353 ausgeſchloſſen ift. Die Vorſchrift bezweckt eine Löſung 
für den Fall, daß der Rücktrittsberechtigte den empfangenen Gegenſtand 
weiterveräußert hat und von der zur Zeit der Rücktrittserklarung vorhan⸗ 
denen Möglichkeit des Rückerwerbes keinen Gebrauch macht. Anſtatt die 
Friſt zu ſetzen, kann der Andere Erfüllung der aus dem Rücktritte nach 
§ 346 folgenden Verbindlichkeit ($ 346) fordern. 

2. Der hier vorausgeſetzte Verzug iſt nur der Verzug mit der Rückgewähr 
des empfangenen Gegenſtandes oder eines erheblichen Theiles deſſelben, 
nicht Verzug bezüglicher ſonſtiger Erſtattungsanſprüche ($ 347). 

3. Setzung einer angemeſſenen Friſt. Titelvorb. Nr. 4 vor § 186. 

4. Die Unwirkſamkeit tritt für und gegen beide Theile ein (vgl. §§ 326, 
283). Das Rücktrittsrecht ſelbſt iſt mit dem einmaligen Rücktritt endgültig 

„ erſchöpft und kann nicht noch einmal ausgeübt werden. 
355. 1. Friſtberechnung $$ 186 ff.; der Beweis rechtzeitiger Ausübung 
des Rücktrittsrechts liegt dem Berechtigten ob. 

2. Setzung einer angemeſſenen Friſt vgl. Titelvorb. Nr. 4 vor $ 186. 
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8 356. Sind bei einem Vertrag auf der einen oder der anderen 
Seite Mehrere betheiligt, fo kann das Rücktrittsrecht nur von allen 
und gegen alle ausgeübt werden. Erliſcht das Rücktrittsrecht für 
einen der Berechtigten, ſo erliſcht es auch für die übrigen. 

8 357. Hat ſich der eine Theil den Rücktritt für den Fall vor⸗ 
behalten, daß der andere Theil ſeine Verbindlichkeit nicht erfüllt, ſo 
iſt der Rücktritt unwirkſam, wenn der andere Theil ſich von der 
Verbindlichkeit durch Aufrechnung befreien konnte und unverzüglich 
nach dem Rücktritte die Aufrechnung erklärt. 

$ 358. Hat ſich der eine Theil den Rücktritt für den Fall vor⸗ 
behalten, daß der andere Theil ſeine Verbindlichkeit nicht erfüllt, und 
beſtreitet dieſer die Zuläſſigkeit des erklärten Rücktritts, weil er er⸗ 
füllt habe, ſo hat er die Erfüllung zu beweiſen, ſofern nicht die ge⸗ 
ſchuldete Leiſtung in einem Unterlaſſen beſteht. 


6. Mehrheit von Schuld⸗ 
nern oder Gläubigern. 


7. Vorbehaltener Rücktritt 
wegen Nichtleiſtung des 
Anderen. 

a. Nachholung durch Auf- 
rechnung. 


b. Beweislaſt. 


§ 359. Iſt der Rücktritt gegen Zahlung eines Reugeldes vor- s. Kildtritt gegen Neugeld, 


behalten, ſo iſt der Rücktritt unwirkſam, wenn das Reugeld nicht 
vor oder bei der Erklärung entrichtet wird und der andere Theil 
aus dieſem Grunde die Erklärung unverzüglich zurückweiſt. Die Er⸗ 
klärung iſt jedoch wirkſam, wenn das Reugeld unverzüglich nach der 
Zurückweiſung entrichtet wird. 

§ 360. Iſt ein Vertrag mit dem Vorbehalte geſchloſſen, daß 
der Schuldner ſeiner Rechte aus dem Vertrage verluſtig ſein ſoll, 
wenn er ſeine Verbindlichkeit nicht erfüllt, ſo iſt der Gläubiger bei 
dem Eintritte dieſes Falles zum Rücktritte von dem Vertrage be⸗ 
rechtigt. 

§ 361. Iſt in einem gegenſeitigen Vertrage vereinbart, daß die 
Leiſtung des einen Theiles genau zu einer feſtbeſtimmten Zeit oder 
innerhalb einer feſtbeſtimmten Friſt bewirkt werden ſoll, ſo iſt im 


3. Bei bedingtem Rücktrittsrechte kann die Friſt nicht vor Eintritt der Be⸗ 
dingung geſetzt werden. NG. JW. 1902 S. 10. 
§ 356. Bei Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern vgl. SS 420 ff. 
8 357. 1. Ob Verzug des Anderen Vorausſetzung des Rücktrittsrechts 
ſein folle, ift Auslegungsfrage. Br 
2. Rückwirkende Kraft der Aufrechnung § 389. — „Unverzüglich“ § 121. 
Die in einem an ſich unverzüglich zugeſtellten Schriftſatz ausgeſprochene 
Aufrechnung als verſpätet, weil der Inhalt des Schriftſatzes erft durch den 
ortrag in der mündlichen Verhandlung wirkſam wird. OLG. 2 218. 
N a e One des Vermiethers wegen Zahlungsverzugs des Miethers 
904. 
$ 359. 1. Draufgabe im Zweifel niht Reugeld § 336 Abf. 2. 
m Die unverzügliche ($ 121) Zurückweiſung hat der Zuruͤckweiſende, die 
„eöhtzeitige Entrichtung des Reugeldes (vor oder bei der Erklärung oder un 
erzüglich nach der Zurückweifung) der Rücktrittsberechtigte zu bewetſen. Bgl. 
111 Note 5. 
1 $ 360. 1. Die Wirkung des Vorbehalts (lex commissoria) tritt nicht 
Me. ſelbſt, ſondern nur auf Grund der Rücktrittserklärung des Gläubigers 
9 358 88 346—358 finden auf dieſes Rücktrittsrecht Anwendung (ünsbeſ. 
2. Ein Fall einer geſetzlich vorgeſchriebenen Verwirkung § 1238. 
185 


9. Vorbehalt der Nechts- 
verwirkung. 


10. Fixgeſchäft. 


6 361) 
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Zweifel anzunehmen, daß der andere Theil zum Rücktritte berechtigt 
fein foll, wenn die Leiſtung nicht zu der beſtimmten Zeit oder inner⸗ 
halb der beſtimmten Friſt erfolgt. 

HGB. § 376. Ist bedungen, dass die Leistung des einen Theiles 
genau zu einer fesibestimmien Zeit oder innerhalb einer festbestimmten 
Frist bewirkt werden soll, so kann der andere Theil, wenn die Leistung 
nicht zu der bestimmten Zeit oder nicht innerhalb der bestimmten Prist 
erfolgt, von dem Vertrage zurücktreten oder, falls der Schuldner im Ver- 
zug ist, statt der Erfüllung Schadensersatz wegen Nichterfüllung ver- 
langen. Erfüllung kann er nur beanspruchen, wenn er sofort nach dem 
Ablaufe der Zeit oder der Frist dem Gegner anzeigt, dass er auf Er- 
füllung bestehe. 

Wird Schadensersatz wegen Nichterfüllung verlangt und hat die 
Waare einen Börsen- oder Marktpreis, so kann der Unterschied des 
Kaufpreises und des Börsen- oder Marktpreises zur Zeit und am Orte 
der geschuldeten Leistung gefordert werden. 

Das Ergebniss eines anderweit vorgenommenen Verkaufs oder Kaufes 
kann, falls die Waare einen Börsen- oder Marktpreis hat, dem Ersatz- 
anspruche nur zu Grunde gelegt werden, wenn der Verkauf oder Kauf 
sofort nach dem Ablaufe der bedungenen Leistungszeit oder Leistungs- 
frist bewirkt ist. Der Verkauf oder Kauf muss, wenn er nicht in 
öffentlicher Versteigerung geschieht, durch einen zu solchen Verkäufen 
oder Käufen öffentlich ermächtigten Handelsmäkler oder eine zur ent- 
lichen Versteigerung befugte Person zum laufenden Preise erfolgen. 

Auf den Verkauf mittelst öffentlicher Versteigerung findet die Vorschrift 
des § 373 Abs. 4 [hinter $ 386 Anwendung. Von dem Verkauf oder 
Kaufe hat der Gläubiger den Schuldner unverzüglich zu benachrichtigen; 
im Falle der Unterlassung ist er zum Schadensersatze verpflichtet. 

Gesetz, 
betr. die Abzahlungsgeschäfte Vom 16. Mai 1894. (RGBl. S. 450.) 

Wir etc. verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 

$ J. Hat bei dem Verkauf einer dem Käufer ülergebenen beweg- 
lichen Sache, deren Kaufpreis in Theilzahlungen berichtigt werden soll, 
der Verkäufer sich das Recht vorbehalten, wegen Nichterfüllung der 
dem Küufer obliegenden Verpflichtungen von dem Verirage zurückzu- 
treten, so ist im Falle dieses Rücktritts jeder Theil verpflichtet, dem 


8 361. Fixgeſchaft hat im Zweifel die Bedeutung eines durch nicht 
pünktliche Erfüllung bedingten Vorbehalts des Rücktritts. 

1. Das Rücktrittsrecht (89 346 ff.) ift nicht abhängig von Verſchulden 
(Verzug) des Schuldners (§ 326) oder von dem Mangel eines Intereſſes des 
Gläubigers an verſpäteter Erfüllung (§ 325). Der Gläubiger kann, ohne 
die ſonſt — gemäß § 326 — zu ſetzende Nachfriſt zurücktreten. Sein Recht, 
zwiſchen Erfüllung und Rücktritt zu wählen, ift (abgejehen von der Verjährung 
des Erfüllungsanſpruchs) nur inſofern zeitlich beſchränkt, als der ſäumige 
Schuldner dem Glaubiger für die Ausübung des Rücktrittsrechts nach § 355 
eine angemeſſene Friſt beſtimmen kann, nach deren fruchtloſem Ablaufe das 
Rücktrittsrecht erliſcht. (Für Handelsrecht HGB. § 376 Abs. 1 Satz 2 f. o.) 

Die genaue Zeit⸗ oder Friſtbeſtimmung braucht ſich nicht gerade auf die 
endgültige Leiſtung beziehen. § 361 kann auch Anwendung finden, wenn 
z. B. vereinbart iſt, daß zu einem feſt beſtimmten Zeitpunkte mit der Er⸗ 
füllung eines Werkvertrags begonnen oder die zu liefernde Waare verladen 
werden folle. Vgl. JW. 1902 Beil. S. 234. 
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anderen Theil die empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Eine 
entgegenstehende Vereinbarung ist nichtig. 

Dem Vorbehalte des Rücktrittsrechts steht es gleich, wenn der Ver- 
käufer wegen Nichterfüllung der dem Käufer obliegenden Verpflichtüngen 
kraft Gesetzes die Auflösung des Vertrages verlangen kann. 

$ 2. Der Käufer hat im Falle des Rückritts dem Verkäufer für 
die in Folge des Vertrages gemachten Aufwendungen, sowie für solche 
Beschädigungen der Sache Ersaiz zu leisten, welche durch ein Ver- 
schulden des Käufers oder durch einen sonstigen von ihm zu vertreten- 
den Umstand verursacht sind. Fur die Ueberlassung des Gebrauchs 
oder der Benutzung ist deren Werth zu vergüten, wobei auf die in- 
zwischen eingetretene Werthminderung der Sache Rücksicht zu nehmen 
ist, Eine entgegenstehende Vereinbarung, insbesondere die vor Aus- 
übung des Jücktrittsrechts erfolgte vertragsmässige Festsetzung einer 
höheren Vergütung, ist nichtig. 

Auf die Festsetzung der Höhe der Vergütung ‚finden die Vorschriften 
des $ 260 [ jetzt & 287] Absatz 1 der Civilprozessordnung entsprechende 
Anwendung. 

$ 3. Die nach den Bestimmungen der $$ 1, 2 begründeten gegen- 
seitigen Verpflichtungen sind Zug um Zug zu erfüllen. 

§ 4. Eine wegen Nichterfüllung der dem Käufer obliegenden Ver- 
Pflichtungen verwirkte Vertragsstrafe kann, wenn sie unverhältnissmässig 
hoch ist, auf Antrag des Käufers durch Urtheil auf den angemessenen 
Betrag herabgesetzt werden. Die Herabseizung einer entrichteten Strafe 
tst ausgeschlossen. 

Die Abrede, dass die Nichterfüllung der dem Käufer obliegenden 
Verpflichtungen die Fälligkeit der Restschuld zur Folge haben solle, 
kann rechisgultig nur für den Fall getroffen werden, dass der Käufer 
mit mindestens zwei auf einander folgenden Theilzahlungen gane oder 
theilweise im Verzug ist und der Betrag, mit dessen Zahlung er im 
Verzug ist, mindestens dem zehnten Theile des Kaufpreises der über- 
gebenen Sache gleichkommt. 

$5. Hat der Verkäufer auf Grund des ihm vorbehaltenen Eigen- 
ms die verkaufte Sache wieder an sich genommen, so gilt dies als 
Ausübung des Rücktritsrechts. 


2. Der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung kann nur 
geltend gemacht werden, wenn das Rücktrittsrecht nicht ausgeübt wird, und 
richtet ſich ausſchließlich nach der allgemeinen Vorſchrift des § 326, erfordert 
alſo neben der nicht pünktlichen Erfüllung Verzug und entweder den Nach⸗ 
91 daß die verſpätete Erfüllung für den Gläubiger kein Intereſſe mehr 
hat oder Setzung einer angemeſſenen Nachfriſt. 

55 KO. § 18. War die Lieferung von Waaren, welche einen Markt- oder 
x orsenpreis haben, genau zu einer festbestimmten Zeit oder binnen einer Fest- 
ner Frist bedungen, und tritt die Zeit oder der Ablauf der Frist erst 
i € n der Eräffnung des Verfahrens ein, so kann nicht die Erfüllung verlangt, 
öndern nur eine Forderung wegen Nichterfüllung geltend gemacht werden. 

en tg dieser Forderung bestimmt sich durch den Unterschied zwischen 
der E aufpreise und demjenigen Markt- oder Börsenpreise, welcher an dem Orte 
die rfüllung oder an dem für denselben massgebenden Handelsplatze sich für 
ee zweiten Werktage nach der Eröffnung des Verfahrens mit der bedun- 
: 755 Erfüllungszeit geschlossenen Geschäfte ergiebt. 

PR st ein solcher Markt- oder Börsenpreis nicht zu ermitteln, so findet die Be- 
immung des ersten Absatzes keine Anwendung. 


Gesetz betr. die 
Absahlungsgeschäfte 
(hinter $ 361.) 
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Gesetz betr. die $ 6. Die Vorschriften der $$ 1 bis 5 finden auf Verträge, welche 
hinter 9361.) darauf abzielen, die Zwecke eines Abzahlungsgeschäfts (& 1) in einer 
SIL) anderen Rechtsform, insbesondere durch mietlhweise Ueberlassung der 
Sache zu erreichen, entsprechende Anwendung, gleichviel ob dem Em- 
pfänger der Sache ein Recht, später deren Eigenthum zu erwerben, ein- 
geräumt ist oder nicht. 
$ 7. Wer Lotterieloose, Inhaberpapiere mit Prämien (Gesetz vom 
8. Juni 1871, Reichs-Gesetzbl. S. 210) oder Bezugs- oder Antheil- 
scheine auf solche Loose oder Inhaberpapiere gegen Theilzahlungen ver- 
kauft oder durch sonstige auf die gleichen Zwecke abzielende Verträge 
veräussert, wird mit Geldstrafe bis zu fünfhundert Mark bestraft. 
Es begründet keinen Unterschied, ob die Uebergabe des Papiers vor 
oder nach der Zahlung des Preises erfolgt. 
$ 8. Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden keine Anwendung, 
wenn der Empfänger der Waare als Kaufmann in das Handelsregister 
eingetragen ist. 
$ 9. Verträge, welche vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes abge- 
schlossen worden sind, unterliegen den Vorschriften desselben nicht. 


Dritter Abſchnitt. 
Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 


Erſter Titel. 
1. Eigentliche Erfüllung. Erfüllung. 


a. Bewirkung der ge⸗ 
en § 362. Das Schuldverhältniß erliſcht, wenn die geſchuldete 
Leiſtung an den Glaubiger bewirkt wird. 
p. an einen Dritten. Wird an einen Dritten zum Zwecke der Erfüllung geleiſtet, ſo 
finden die Vorſchriften des § 185 Anwendung. 


Neben den hier behandelten Gründen des Erlöſchens von Schuldverhält⸗ 
. kommen in Betracht: 
Vereinigung von Schuld und Forderung wird als Erloöſchungsgrund 
vorausgeſetzt in den §§ 425, 429, 1976, 1164 Abſ. 2, 1173, 1991 Abſ. 2, 
2143, 2175, 2377). Zur Rechtslage in den Fällen, daß auf der Glaäubiger⸗ 
oder Schuldnerſeite eine Mehrheit von Perſonen betheiligt iſt oder daß die 
Forderung mit dem Rechte eines Dritten (Pfandrecht oder Nießbrauch) be⸗ 
laftet ift, vgl. zu § 1177 Note III. 
pa Tod des Gläubigers oder Schuldners vgl. $$ 267 Note 1, 275 Note II, 
967. 
| 3. Unmöglichwerden der Leiſtung §$ 275 ff., 323. 
| å Eintritt der auflösenden Bedingung oder des Endtermins $$ 158, 163. 
5. Einreden, durch welche die Geltendmachung des Anſpruchs dauernd 
ausgeſchloſſen wird (z. B. Verjahrungseinrede § 222); Wirkung $$ 1169, 1254. 
6. Wegen Novation vgl. §§ 264, 607 Abſ. 2. 
7. Bei concursus duarum causarum lucrativarum ift Auslegung ge- 
boten, ob die Haftung des Schuldners fortfallen fole, wenn der Gläubiger 
auf irgend einem anderen Wege das erhält, was ihm gebührt. 
S8. Rücktritt vom Vertrage §§ 346 ff. 

§ 362. 1. Die geſchuldete Leiſtung $$ 241 ff. 

2. Leiſtung durch einen Dritten § 267 f. 

3. Erlöſchen trotz Leiſtung an den Nichtgläubiger. (Der Vertreter reprä⸗ 
ſentirt den Vertretenen § 164 ff.) 
a. (Abſ. 2): Die Leiſtung iſt wirkſam bei Einwilligung des Gläubigers ($ 185 


Fan zum 
III. Abſchuſtt 
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& 363. Hat der Gläubiger eine ihm als Erfüllung angebotene 
Leiſtung als Erfüllung angenommen, ſo trifft ihn die Beweislaſt, 
wenn er die Leiſtung deshalb nicht als Erfüllung gelten laſſen will, 
weil ſie eine andere als die geſchuldete Leiſtung oder weil ſie unvoll⸗ 
ſtändig geweſen ſei. 


Abſ. 1); fie wird wirkſam durch Genehmigung des Gläubigers ſowie, 
wenn der Empfänger nachträglich das Glaubigerrecht erwirbt oder wenn 
der Gläubiger Erbe des Empfängers mit unbeſchränkter Haftung wird 
($ 185 Abſ. 2). y I 

b. Seiftung des Angewieſenen bei Anweiſung auf Schuld § 787 Abſ. 1. 

€. Leiſtung an den nicht verfügungsberechtigten Inhaber des Inhaberpapiers 
8 793. * h 

d. Leiſtung des Schadenserſatzes wegen Entziehung oder Beſchädigung einer 
Sache an den Sachbeſitzer, obwohl ein Anderer berechtigt § 851. Vgl. 
über ähnliche Fälle Abſchnittsvorb. vor § 854 Note 4. 

e. Leiſtung des gutgläubigen Schuldners an den bisherigen Gläubiger, der 
die Forderung übertragen hat § 407; bei mehrfacher Abtretung § 408; 
an den als neuen Gläubiger zu Unrecht Legitimirten § 409. 

f. Gutgläubige Leiſtung an den im Grundbuch als berechtigt eingetragenen 
Nichkverechtigten § 893. 

g. Leiſtung an den Nießbraucher §§ 1074, 1076 ff. 

h. Leiſtung an den Pfandgläubiger SS 1281 f. 

i. Leiſtung an den einſtweiligen, ſpäter ausſchlagenden Erben § 1959 Abſ. 3. 

4. Erfüllung bei Geſammtſchuldverhältniſſen §§ 422, 429 Abſ. 3. 

5. Uebergang der Forderung auf den Leistenden kraft Geſetzes zu d 412. 

6. Kein Erloſchen des geſetzlichen Unterhaltsanſpruchs durch Voraus⸗ 
leiſtung § 1614. 

7. Bei Geſchäftsunfähigkeit bzw. beſchränkter Geſchäftsfähig⸗ 
keit des Erfüllenden finden die $$ 10 ff, 106 ff. auf das Rechtsgeſchaft 
der Erfüllung (vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5a) Anwendung. Bei Nichtig⸗ 
keit iſt für den Erfüllenden der Anſpruch aus dem Eigenthume §§ 985 ff., 1006 f. 
und nach Untergang des Eigenthums (vgl. insbeſondere bei Geldleiſtung $ 943 
Note 4) der Anſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung gegeben (88 812 ff.. 
Der Gläubiger, deffen Anſpruch durch das nichtige Rechtsgeſchäft getilgt tit, 
kann geeignetenfalls ſeine Forderung gemäß §§ 387 ff. aufrechnen. 

8. Leiſtung an einen nicht geſchaftsfähigen Gläubiger, 

Die Annahme der Leiſtung zwecks Aufhebung der Verbindlichkeit iſt rechts⸗ 
geſchaftliche Verfügung über die Forderung (vgl. Abſchnittvorb vor § 104 
Note 5a). Der Mangel der Geſchäftsfähigkeit iſt gemäß §§ 104 f. 106 ff. zu 
beurtheilen. Iſt hiernach die Forderung nicht getilgt, ſo kann der Schuldner 
ohne Rückſicht auf die Leiſtung an den Nichtgeſchäftsfähigen in Anſpruch 
genommen werden. Ob ihm ein Anſpruch wegen, ungerechtfertigter Bereiche⸗ 
rung zuftcht und ob er mit demſelben aufrechnen kann, beſtimmt ſich nach 
$9 812 ff., bzw. §8 387 ff. 

b § 363. 1. § 363 kehrt lediglich die ſonſt dem Schuldner für ſeine Be⸗ 

de g der Vertragserfüllung obliegende Beweislaſt für den Fall um, daß 

er Schuldner dargethan hat, daß die Leiſtung als Erfüllung angeboten und 

8 worden iſt. Wegen der Anſprüche, welche ſich daraus ergeben, 

daß die Leiſtung eine andere als die geſchuldete ($ 364) oder eine unvoll⸗ 

ſtändige (ogl. § 275 Note II) geweſen ift, vgl. Note 2. 

pi Die exceptio non rite impleti contractus tit (mit umgekehrter Be⸗ 

a in den Fällen mit der „Einrede des nicht erfüllten Vertrags“ aus 

3$ 320 ff. identiſch, in welchen der Gläubiger auch nach der Annahme einer 

€ angelhaften Erfüllung Anſpruch auf mangelfreie Erfüllung hat. (Gattungs⸗ 
wur §§ 480, 491; mangelhaftes Werk $ 633). In anderen Fällen tritt an 
ie Stelle der Einrede des nicht erfüllten Vertrags der Gewährleiſtungs⸗ 


b. Annahme als Erfill⸗ 
lung. Beweislaſt. 


2. Leiſtung an Erfüllungs⸗ 
ſtatt. 


a. Annahme an Erfül⸗ 
lungsſtatt. 


b. Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht des Schuldners. 


3. Verrechnung unzu⸗ 
reichender Leiſtung 
a. auf mehrere Schuld⸗ 
poſten. 
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§ 364. Das Schuldverhältniß erliſcht, wenn der Gläubiger eine 
andere als die geſchuldete Leiſtung an Erfüllungsſtatt annimmt. 

Uebernimmt der Schuldner zum Zwecke der Befriedigung des 
Gläubigers dieſem gegenüber eine neue Verbindlichkeit, ſo iſt im 
Zweifel nicht anzunehmen, daß er die Verbindlichkeit an Erfüllungs⸗ 
ſtatt übernimmt. 

8 365. Wird eine Sache, eine Forderung gegen einen Dritten 
oder ein anderes Recht an Erfüllungsſtatt gegeben, ſo hat der 
Schuldner wegen eines Mangels im Rechte oder wegen eines Mangels 
der Sache in gleicher Weiſe wie ein Verkäufer Gewähr zu leiſten. 

§ 366. Iſt der Schuldner dem Gläubiger aus mehreren Shul- 
verhältniſſen zu gleichartigen Leiſtungen verpflichtet und reicht das 
von ihm Geleiſtete nicht zur Tilgung ſämmtlicher Schulden aus, ſo 
wird diejenige Schuld getilgt, welche er bei der Leiſtung beſtimmt. 

Trifft der Schuldner keine Beſtimmung, ſo wird zunächſt die 
fällige Schuld, unter mehreren fälligen Schulden diejenige, welche 
dem Glaubiger geringere Sicherheit bietet, unter mehreren gleich 


anſpruch des Gläubigers (insbeſondere bei Kauf §§ 459 ff.) mit eventuellem 

Zurückbehaltungsrechte hinſichtlich der eigenen Leiſtung (vgl. §§ 273 ff., § 320 

Note I u. 2, § 462 Note H). 

3. Annahme der nicht een Erfüllung in Kenntniß des Man⸗ 
gels vgl. §§ 464, 480, 640 Abi. 2. Für Kenntniß ift der Schuldner, für 
Vorbehalt der Glaubiger beweispflichtig. Zweiſeitiger Handelskauf: 
Gattungs⸗ und Quantitätsmängel HGB. § 378 (vgl. zu § 464). 

4. Erfüllung mit einer Leiſtung anderer Gattung oder mit unvollſtändiger 
Leiſtung kann, ſoweit Genehmigung des Gläubigers nicht erfolgt. als ſelbſt⸗ 
ſtändiger Vertragsantrag erſcheinen. 

§ 364. 1. (Abſ. 2.) Die Zulaſſigkeit der Novation ergiebt fih aus 
dem Prinzipe der Vertragsfreiheit. Vgl. § 607 Abſ. 2. 

2. Schuldverſprechen, Schuldanerkenntniß §§ 780, 781. 

3. Abſ. 2 ergiebt als Auslegungsregeln: 

a. Die neue Verbindlichkeit, namentlich alfo Wechſelaccept und Eigenwechſel 
erfolgen im Zweifel nicht an Zahlungsſtatt, ſondern zahlungshalber; 
vgl. auch § 788 (Anweiſung zahlungshalber keine Zahlung); 

b. die mit der alten Verbindlichteit verknüpften Nebenrechte und Einreden 
bleiben im Zweifel beftehen. — Kontokurrent vgl. HGB. § 356 (vor § 387). 

4. Die zahlungshalber erfolgende Hingabe und Annahme einer Anweiſung 
oder eines Wechſels ꝛc. bedeutet in der Regel, daß der Glaubiger ſeine Be⸗ 
friedigung zunächſt bei dem Angewieſenen ꝛc. ſuchen und erft, wenn dieſer 
Zahlung verweigert, ſich wieder wegen der urſprünglichen Schuld an den 
Schuldner zu halten befugt ſein ſolle. Die urſprüngliche Schuld tritt zeit⸗ 
weiſe in den Hintergrund, ihre Geltendmachung iſt bedingt durch die Nicht⸗ 
erfüllung der zahlungshalber verwendeten Forderung. Vgl. RG. JW. 1901 
S. 867. Wirkung auf den Verzug § 284 Note 9. 

§ 365. 1. Gewährleiſtung wegen Mangels im Rechte 433 ff., wegen 
Mängel der Sache §§ 459 ff. 3 chte 55 fi a 

2: Die durch Hingabe an Zahlungsſtatt erloſchene Forderung (§ 364) 
lebt nicht wieder auf. Im Falle des Rücktritts (§ 325 f.) oder der Wan- 
delung ($ 467) iſt der Schuldner zur Wiederherſtellung des Schuldverhält⸗ 
niſſes bzw. zur Bewirkung der geſchuldet geweſenen Leiſtung verpflichtet. 

3. Ueber die Rechtslage im Falle der Hingabe an Zahlungsſtatt durch 
einen Dritten vgl. § 267 Note 5b. 

4. Ueberweiſung an Zahlungsſtatt zum Nennwerth CPO. § 835. 
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ſicheren die dem Schuldner läſtigere, unter mehreren gleich läſtigen 
die ältere Schuld und bei gleichem Alter jede Schuld verhältniß⸗ 
mäßig getilgt. 

S 367. Hat der Schuldner außer der Hauptleiſtung Zinſen und 
Koſten zu entrichten, ſo wird eine zur Tilgung der ganzen Schuld 
nicht ausreichende Leiſtung zunächſt auf die Koſten, dann auf die 
Zinſen und zuletzt auf die Hauptleiſtung angerechnet. 

Beſtimmt der Schuldner eine andere Anrechnung, ſo kann der 
Gläubiger die Annahme der Leiſtung ablehnen. 


§ 368. Der Glaubiger hat gegen Empfang der Leiſtung auf + 


Verlangen ein ſchriftliches Empfangsbekenntniß (Duittung) zu ertheilen. 
Hat der Schuldner ein rechtliches Intereſſe, daß die Quittung in 
anderer Form ertheilt wird, ſo kann er die Ertheilung in dieſer 
Form verlangen. 

§ 369. Die Koſten der Quittung hat der Schuldner zu tragen 
und vorzuſchießen, ſofern nicht aus dem zwiſchen ihm und dem 
Gläubiger beſtehenden Rechtsverhältniſſe ſich ein Anderes ergiebt. 

Treten in Folge einer Uebertragung der Forderung oder im Wege 
der Erbfolge an die Stelle des urſprünglichen Gläubigers mehrere 
Gläubiger, ſo fallen die Mehrkoſten den Gläubigern zur Laſt. 


§ 366. 1. Die Beſtimmung ift eine dem Gläubiger gegenüber abzugebende 
empfangsbedürftige Willenserklärung §§ 130 ff. 

2. Unbegründete Zurückweiſung vertragsmäßiger Leiſtung wegen der (ge⸗ 
rechtfertigten) Beſtimmung des Schuldners bewirkt Annahmeverzug hinſicht⸗ 
lich der vom Schuldner beſtimmten Schuld, ſofern nicht etwa Theilleiſtung 
G 266) vorliegt. 

3. Die „Sicherheit der Forderung“ iſt nicht nur nach dem Vorbandenſein 
oder Nichtvorhandenſein der ſpeziſiſchen Sicherungsmittel (Bürgſchaft, Pfand, 
Hypothek), ſondern unter Berückſichtigung aller rechtlich und wirthſchaftlich 
in Betracht kommenden Umſtände (Sicherheit oder Unſicherheit des Beweiſes 2c.) 
e — Vgl. JW. 1898 S. 485 (Sichtwechſel, Prolongations⸗ 

el). 


$ 367. 1. Dementſprechend die Verrechnungsvorſchrift hinſichtlich der 
As beim Nutzungspfande $ 1214 Abſ. 2. Val. auch KO. $ 48 und 
SW. § 12. 


= ing gemäß Abſ. 2 begründet keinen Annahmeverzug. Vgl. § 266 
ote 3. 


1 S 368. 1. Der Schuldner hat ein ſelbſtändiges Klagerecht auf Quittungs⸗ 
6 2295 er kann die Leiſtung bis zur Quittungsertheilung zurückhalten 
2. Glaubiger kommt bei Nichtertheilung der unter Anerbieten des Koſten⸗ 


vorſchuſſes (§ 369) verlangten Quittung in Annahmeverzug § 298. 


9012 Schriftlich — mit Namensunterſchrift oder beglaubigtem Handzeichen 
b 6. Rechtliches Intereſſe an formalifirter Form der Quittung zu grund- 
uchlichen Zwecken GD. § 29. 


55 Die Quittung iſt regelmäßig ein durch Gegenbeweis zu entkraftendes 
fettigen niß des Empfanges, nicht eine nach Kondiktionsgrundſätzen zu be: 
er Anerkennung des Nichtbeſtehens eines Schuldverhältniſſes (SS 39 
5 N a Abſ. 2; vgl. auch § 371 S. 2), vgl. indeß hierüber Planck Note 5 


b. auf Hauptletſtung, 
Zinſen und Koſten. 


Quittung. 
a. Quittungspflicht. 


b. Koſten d. Quittung. 


e Leiſtung an den Quit- 
tungsüberbringer. 


5. Rilckgabe des Schuld⸗ 
ſcheins. 


Vorbemerkung zum 
2. Titel. 
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§ 370. Der Ueberbringer einer Quittung gilt als ermächtigt, 
die Leiſtung zu empfangen, ſofern nicht die dem Leiſtenden bekannten 
Umſtände der Annahme einer ſolchen Ermächtigung entgegenſtehen. 

§ 371. Iſt über die Forderung ein Schuldſchein ausgeſtellt 
worden, ſo kann der Schuldner neben der Quittung Rückgabe des 
Schuldſcheins verlangen. Behauptet der Gläubiger, zur Rückgabe 
außer Stande zu ſein, ſo kann der Schuldner das öffentlich be⸗ 
glaubigte Anerkenntniß verlangen, daß die Schuld erloſchen ſei. 


Zweiter Citel. 
Hinterlegung. 


§ 370. 1. Der Ueberbringer der Waare und einer unquittirten Rechnung 
gilk nicht als zur Empfangnahme der Zahlung ermächtigt. 

2. Die Vorſchrift gilt auch für das Handelsrecht. 

§ 371. 1. Eigenthum am Schuldſcheine § 952. 

2. Anerkenntniß vgl. §§ 397 Abſ. 2, 812 Abſ. 2. Oeffentliche Beglaubi⸗ 
gung § 129. — Vgl. § 785 Note 2h. , 

3. Die Koſten des Anerkenntniſſes hat der Gläubiger zu tragen, der, ent⸗ 
gegen ſeiner Pflicht, zur Herausgabe des Schuldſcheins außer Stande iſt. 

4. Der Anſpruch auf Herausgabe des Schuldſcheins bleibt trotz des An⸗ 
erkenntniſſes beſtehen. 

I. Begriff der Hinterlegung. 

1. Hinterlegung iſt nach dem Sprachgebrauche des BGB. Uebergabe einer 
beweglichen Sache zur Verwahrung (vgl. § 688). Die auf Grund eines 
privatrechtlichen Vertrags erfolgende Hinterlegung heißt Verwahrung 
(58 688 ff.), die bei einer öffentlichen Hinterlegungsſtelle erfolgende Hinter⸗ 
legung heißt Hinterlegung. — Verwahrung einer Verfügung von Todes⸗ 
wegen §§ 2246 ff., 2259 ff., 2273, 2277. 

2. Die Hinterlegung bei einer öffentlichen Hinterlegungs⸗ 
ſtelle dient im BGB. verſchiedenen Zwecken (vgl. Note III). Die Regelung 
des öffentlichen Hinterlegungsweſens, insbeſondere die Regelung 
der ſachlichen und örtlichen Zuſtändigkeit iſt der Landesgeſetzgebung vorbe: 
halten, vgl. EG. Artt. 144, 145. 

II. Hinterlegungsfähige Sachen. a 

1. Das BGB. kennt als Gegenſtände der öffentlichen Hinterlegung (vgl. 
8 372) Geld, Werthvapiere und ſonſtige Urkunden ſowie Koſtbarkeiten (3. 8. 
Gold und Silberſachen, Juwelen, Perlen, ſeltene Münzen, Medaillen, auch 
Kunſtgegenſtände und Antiquitäten RG. 13 36, vgl. auch Abſchnittsvorb. 
vor § 90 Note VI 3b). EG. Art. 146 läßt eine landesgeſetzliche Erweite⸗ 
rung des Kreiſes der hinterlegungsfähigen Gegenſtände und zugleich der An- 
wendbarkeit der §§ 372 ff. zu. 

2. An Stelle der Hinterlegung, welche deshalb nicht erfolgen kann, 
weil die Sache fih zur Hinterlegung nicht eignet, kann ſtattfinden 
a. der öffentliche Verkauf der Sache und demnächſtige Hinterlegung des Er⸗ 

löſes 88 383 ff.; DGB. §§ 373 f.; 
b. die Ablieferung an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer §§ 432, 
1217, 1275, 1281, 2039; vgl. hierzu rG. § 165, abgedruckt zu § 432. 

IH. Die verſchiedenen Fälle der öffentlichen Hinterlegung. 

1. Hinterlegung als Erlöſchungsgrund des Schuldverhältniſſes bei Hinter- 
legungsbefugniß des Schuldners §§ 372 ff. Nur auf dieſe Hinterlegung be⸗ 
zieht ſich unmittelbar der gegenwärtige Titel. Ueber den beſonderen Fall 
der Hinterlegungsbefugniß bzw. der Hinterlegungspflicht des Drittſchuldners 
in der Zwangsvollſtreckung vgl. CRD. §§ 853 ff. und § 378 Note 2. 

2. Anſpruch jedes einzelnen von mehreren Intereſſenten auf Hinterlegung 
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§ 372. Geld, Werthpapiere und ſonſtige Urkunden ſowie Koſt⸗ 1. Sintertegung der gejhul- 


barkeiten kann der Schuldner bei einer dazu beſtimmten offentlichen 
Stelle für den Gläubiger hinterlegen, wenn der Gläubiger im Ver⸗ 
zuge der Annahme iſt. Das Gleiche gilt, wenn der Schuldner aus 
einem anderen in der Perſon des Gläubigers liegenden Grunde oder 
in Folge einer nicht auf Fahrläſſigkeit beruhenden Ungewißheit über 
die Perſon des Gläubigers ſeine Verbindlichkeit nicht oder nicht mit 
Sicherheit erfüllen kann. 


des Gegenſtandes §8 432 (mehrere Gläubiger bei untheilbarer Leiſtung), 
1077 (Nießbraucher und Gläubiger der Nießbrauchsforderung), 1281 (Pfand⸗ 
gläubiger und Gläubiger der verpfändeten Forderung), 2039 (Miterben), 
1082 (Eigenthümer und Nie ßbraucher des Inhaberpapiers), 2114 (Vor- und 
Nacherben); 660 (mehrere Vollbringer bei der Auslobung). 

3. Hinterlegung zur Sicherheitsleiſtung vgl. §§ 232 ff. 

4. Hinterlegung von Vermögensgegenſtänden zur Sicherung des Verpfänders 
($$ 1217, 1219), der Ehefrau (§§ 1392, 1525, 1550), des Kindes (§ 1657), 
des Mündels ($$ 1814 ff.), des Erben ($ 1960), des Nacherben (§ 2116 ff.). 

5. Hinterlegung des Streitgegenſtandes auf Grund einer einſtweiligen 
Verfügung 
a. im Wandelungsprozeß über Viehkauf: Verſteigerung des Thieres und 

Hinterlegung des Erlöſes § 489, 
b. gegen den Vater eines unehelichen Kindes auf Hinterlegung des Unter⸗ 

5 für drei 1 um vor der Geburt des Kindes $ 1716. 

Hinterlegung zur Befriedigung des Hypotheken läubigers §§ 1142, 1171, 
END. § 987; des Pfandgläubigers $ 1224 > 
5 7. Hinterlegung auf Grund prozeßrechtlicher Vorſchriften. Abgeſehen von 
en zahlreichen, lediglich prozeſſualen Vorſchriften find hier zu erwähnen: 
a. Hinterlegung des Klagebetrags durch den Schuldner, der einem Dritten, 
welcher ebenfalls Anſprüche erhebt, den Streit verkündet und beantragt, 
b aus dem Rechtsſtreit entlaſſen zu werden CPO. Ş 75, dazu RG. 34 403; 
„Hinterlegungsrecht und Hinterlegungspflicht des Drittſchuldners in der 
Zwangsvollſtreckung CPO. § 853. 
E ans auf Grund konkursrechtlicher Vorſchriſten: KO. §§ 129, 

92; 169, 171. 

9. Handelsrechtliche Vorſchriften: vgl. die aktienrechtlichen Vor riften 
SGT. 88 255 ff., 266, 269, 302 (Bücher und Papiere ale 155 
Aktiengeſellſchaft); Hinterlegung von Waaren in einem öffentlichen Lagerhaus 
oder ſonſt in ſicherer Weiſe §§ 373, 419, 437, 601, 602; verbodmeter Gegen⸗ 
ſtände § 689. 


es 372 1. Hinterlegungsberehtigung. Das Schuldverhältniß durch 
Hinterlegung zum Erlöſchen zu bringen, ift regelmäßig nur der Schuldner, 
ſelbſt oder ſein Vertreter, nicht ein für ſich handelnder Dritter berechtigt. 
oma beftehen für den Grundſtückseigenthümer gegenüber dem Hypo⸗ 
13 engläubiger (8$ 1142, 1171) und für den Ablöſungsberechtigten (ŞS 268, 
150, 1224, 1249). 
än Die die Hinterlegung rechtfertigenden Gründe ſind unab⸗ 
3.9 von einem ſchuldhaften Verhalten des Gläubigers (vgl. $ 293 Note 1). 
5 Schuldner hat die Beweislaſt für das Vorhandenſein eines der folgen⸗ 
. 
Annahmeverzug des Gläubigers §§ 293 ff. — Annahmeverzu des Käufers 
à 5 Handelskaufe HGB. § 373 as 386); ; 
i te in der Perſon des Gläubigers liegende Gründe, aus denen der 
chuldner nicht oder nicht mit Sicherheit erfüllen kann, z. B. Abweſen 
a des Gläubigers, Mangel der erforderlichen geſetzlichen Vertretung in 
er Perſon des Gläubigers, Arreſtirung der Forderung; 


deten beweglichen Sache. 
1. Geeignete Sachen. 
2. Vorausſetzungen der 
Hinterlegungsbefugniß 
des Schuldners. 


3. Gegenleiſtung. 


4. Ort der Hinterlegung. 


5. Anzeigepflicht des 
Schuldners. 
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§ 373. Iſt der Schuldner nur gegen eine Leiſtung des Glau⸗ 
bigers zu leiſten verpflichtet, ſo kann er das Recht des Gläubigers 
zum Empfange der hinterlegten Sache von der Bewirkung der Gegen⸗ 
leiſtung abhängig machen. 

§ 374. Die Hinterlegung hat bei der Hinterlegungsſtelle des 
Leiſtungsorts zu erfolgen; hinterlegt der Schuldner bei einer anderen 
Stelle, ſo hat er dem Gläubiger den daraus entſtehenden Schaden 
zu erſetzen. 

Der Schuldner hat dem Gläubiger die Hinterlegung unverzüglich 
anzuzeigen; im Falle der Unterlaſſung iſt er zum Schadenserſatze 
verpflichtet. Die Anzeige darf unterbleiben, wenn ſie unthunlich ift. 


c. Nicht auf Fahrläſſigkeit des Schuldners (§§ 276—278, HGB. § 347) be- 
ruhende Ungewißheit über die Perſon des Gläubigers, in Folge deren 
der Schuldner nicht mit Sicherheit erfüllen kann, gleichgültig ob die Un⸗ 
gewißheit in den thatſächlichen Verhältniſſen oder in der rechtlichen Be⸗ 
urtheilung ihren Grund hat. Es genügen auch lediglich ſubjektive 
Zweifel des Schuldners, wenn er ſolche mit Rückſicht auf die geſammten 
Umftände, Größe der Forderung ꝛc. ohne Fahrläſſigkeit hegen darf, vgl. 
RG. 44 166. Hiernach ift insbeſondere die Hinterlegungsbefugniß zu bez 
urtheilen, wenn 
u. mehrere Perſonen als Gläubiger der Forderung auftreten. Bei Ab: 

tretung bzw. mehrfacher Abtretung der Forderung vgl. auch $$ 410, 
408; vgl. ferner CPO. § 75. 

CPO. § 75. Wird von dem verklagten Schuldner einem Dritten, welcher 
die geltend gemachte Forderung für sich in Anspruch nimmt, der Streit ver- 
kündet, und tritt der Dritte in den Streit ein, so ist der Beklagte, wenn er den 
Betrug der Forderung zu Gunsten der streitenden Gläubiger unter Verzicht auf 
das Recht zur Rücknahme hinterlegt, auf seinen Antrag aus dem Rechtsstreit 
unter Verurtheilung in die durch seinen unbegründeten Widerspruch veranlassten 
Kosten zu entlassen und der Rechtsstreit über die Berechtigung an der Forde- 
rung zwischen den streitenden Gläubigern allein fortzusetzen. Dem Obsiegenden 
ist der hinterlegte Betrag zuzusprechen und der Unterliegende auch zur Er- 
staltung der dem Beklagten entstandenen, nicht durch dessen unbegründeten 
Widerspruch veranlassten Kosten, einschliesslich der Kosten der Hinterlegung, 
zu verurtheilen. 

B. eine Erbfolge auf der Gläubigerfeite eingetreten ift. Ob in ſolchen 
Fällen das Verlangen des Gläubigers, daß der Nachweis der Erb: 
folge durch Erbſchein geſchehe, begründet iſt, vgl. Abſchnittvorb. vor 
§ 2353 Note 5. 5 

3. Die Verpflichtung des Schuldners zur Hinterlegung tritt ein: 

wenn einer von mehreren nur gemeinſchaftlich Annahmeberechtigten die 

Hinterlegung verlangt §§ 432, 1077, 1281; 

b. wenn bei der Liquidation einer juriſtiſchen Perſon ſich ein bekannter 
Gläubiger nicht meldet § 52; Aktiengeſellſchaft HGB. § 301, Aktien⸗ 
kommanditgeſellſchaft HOB. § 320, vgl. hierzu Staub zu HGB. § 330 
Note 19; vgl. auch bei der Nachlaßverwaltung 8 1986 Abſ. 2; bei dem 
Konkursverfahren KO. § 169. i 


4. Die Koſten der berechtigten Hinterlegung trägt in allen Fällen 
der Gläubiger gemäß § 381. 


§ 373. 3. B. §§ 255, 273, 320, 368 (Quittung), 371. 

§ 374. 1. Leiſtungsort § 269; die Verpflichtung zur Ueberſendung an die 
Hinterlegungsſtelle des Wohnſitzes des Gläubigers (§ 270) tritt nicht ein. — 
Verſtoß gegen die Vorſchrift des § 374 beeinträchtigt nicht die Wirkſamkeit 
der Hinterlegung, ſondern begründet nur Schadenserſatzanſpruch. Daſſelbe 


a 
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§ 375. Sft die hinterlegte Sache der Hinterlegungsſtelle durch 
die Poſt überſendet worden, ſo wirkt die Hinterlegung auf die Zeit 
der Aufgabe der Sache zur Poſt zurück. 

§ 376. Der Schuldner hat das Recht, die hinterlegte Sache 
zurückzunehmen. 

Die Rücknahme iſt ausgeſchloſſen: 

1. wenn der Schuldner der Hinterlegungsſtelle erklärt, daß er 

auf das Recht zur Rücknahme verzichte; 

2. wenn der Gläubiger der Hinterlegungsſtelle die Annahme erklärt; 

3. wenn der Hinterlegungsſtelle ein zwiſchen dem Gläubiger und 

dem Schuldner ergangenes rechtskräftiges Urtheil vorgelegt wird, 
das die Hinterlegung für rechtmäßig erklärt. 

§ 377. Das Recht zur Rücknahme iſt der Pfändung nicht unter⸗ 
worfen. 

Wird über das Vermögen des Schuldners der Konkurs eröffnet, 
ſo kann während des Konkurſes das Recht zur Rücknahme auch nicht 
von dem Schuldner ausgeübt werden. 

§ 378. Iſt die Rücknahme der hinterlegten Sache ausgeſchloſſen, 
ſo wird der Schuldner durch die Hinterlegung von ſeiner Verbind⸗ 
lichkeit in gleicher Weiſe befreit, wie wenn er zur Zeit der Hinter⸗ 
legung an den Gläubiger geleiſtet hätte. 

§ 379. Iſt die Rücknahme der hinterlegten Sache nicht ausge- 
ſchloſſen, fo kann der Schuldner den Gläubiger auf die hinterlegte 
Sache verweiſen. 

Solange die Sache hinterlegt iſt, trägt der Gläubiger die Gefahr 


at von der Unterlaſſung der Anzeige, deren Vornahme ſich auch bei Un⸗ 
hunlichkeit, eventuell gemäß § 132, mit Rückſicht auf § 382 empfiehlt. 

2. Fälle der Hinterlegung bei der Reichsbank: $$ 1082, 1392, 1667, 1808, 
1814, 2116. 

8 375. Durch $ 375 wird die Gefahr der Ueberſendung nicht dem Gläu⸗ 
biger auferlegt, vielmehr muß es zu einer Hinterlegung wirklich gekommen 
ein, damit ihre befreiende Wirkung ( 378 f.) auf den Zeitpunkt der Ab⸗ 
endung zurückbezogen werden kann. 

§ 376. 1. Das Rücknahmerecht erliſcht nicht durch Verzicht des Schuldners 
Bitter 1) gegenüber dem Gläubiger, und nicht durch Annahmeerflärung 
es Gläubigers (Ziffer 2) gegenüber dem Schuldner; beide Erklärungen 
müſſen der Hinterlegungsſtelle gegenüber erfolgen (§ 130 Abſ. 3). Gben- 
o muß das rechtskräftige Urtheil der Hinterlegungsſtelle vorgelegt werden. 
. des Schuldners trotz erfolgten Verzichts § 382: ferner 

D. 875 (mehrere Forderungsprätendenten). — Kondiktion des Verzichts 

9 813 Note III 2. 
und 377. 1. Wegen der Bedeutung der Nichtpfändbarkeit vgl. § 400 Note l 

2. Gegen Mißbrauch ſchützen die Anfechtungsvorſchriften KO. §§ 29 ff. 
bes 378. 1. Der Ausſchluß der Rücknahme ($ 376) wirkt auf den Zeitpunkt 

. Dinterlegung zurück, auch wenn der Ausſchluß erſt nachträglich eintritt. 
80 Darüber, daß auf die Hinterlegung aus § 853 CVO. (Hinterlegung 
in" Seiten des Drittſchuldners) die Vorſchrift des § 378 nicht anwendbar 
3 und daß dieſe Hinterlegung auch ohne Ausſchluß der Rücknahme als 
ahlung wirkt, vgl. DQG. 1 372. 


6. Ueberſendung an die 
Hinterlegungsſtelle 
durch die Poft. 


7. Rücknahmerecht des 
Schuldners. 


a. Ausſchließung der 
Rücknahme. 


b. Rücknahmerecht 
nicht pfändbar e. 


8, Wirkung der Hinter- 
legung. 
a. bei ausgeſchloſſener 
Rücknahme. 


b. bei nicht ausgeſchloſ⸗ 
ſener Rücknahme. 


Re 


11. 


II. 


. Nachträgliche Mitwir⸗ 
kung des Schuldners. 


„Koſten der Hinter- 
legung. 


Ausſchließung des 
Fläubigers durch 
Zeitablauf. 


Hur Hinterlegung nicht 
geeignete bewegliche 
Sachen. 
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und iſt der Schuldner nicht verpflichtet, Zinſen zu zahlen oder Erſatz 
für nicht gezogene Nutzungen zu leiſten. 

Nimmt der Schuldner die hinterlegte Sache zurück, ſo gilt die 
Hinterlegung als nicht erfolgt. 

§ 380. Soweit nach den für die Hinterlegungsſtelle geltenden Be⸗ 
ſtimmungen zum Nachweiſe der Empfangsberechtigung des Gläubigers 
eine diefe Berechtigung anerkennende Erklärung des Schuldners er- 
forderlich oder genügend iſt, kann der Gläubiger von dem Schuldner 
die Abgabe der Erklärung unter denſelben Vorausſetzungen verlangen, 
unter denen er die Leiſtung zu fordern berechtigt ſein würde, wenn 
die Hinterlegung nicht erfolgt wäre. 

§ 381. Die Koſten der Hinterlegung fallen dem Gläubiger zur 
Laſt, ſofern nicht der Schuldner die hinterlegte Sache zurücknimmt. 

§ 382. Das Recht des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag 
erliſcht mit dem Ablaufe von dreißig Jahren nach dem Empfange der 
Anzeige von der Hinterlegung, wenn nicht der Glaubiger ſich vorher 
bei der Hinterlegungsſtelle meldet; der Schuldner iſt zur Rücknahme 
berechtigt, auch wenn er auf das Recht zur Rücknahme verzichtet hat. 

§ 383. Iſt die geſchuldete bewegliche Sache zur Hinterlegung nicht 
geeignet, ſo kann der Schuldner ſie im Falle des Verzugs des Gläu⸗ 


1. Sechſthulfevertauf bigers am Leiſtungsorte verſteigern laſſen und den Erlös hinterlegen. 


und Hinterlegung des 
Erlöſes. 


. Ort der Verſteigerung. 


Oeffentliche Verſteige⸗ 
rung. 


Das Gleiche gilt in den Fällen des § 372 Satz 2, wenn der Verderb 
der Sache zu beſorgen oder die Aufbewahrung mit unverhältnißmäßigen 
Koſten verbunden iſt. 

Iſt von der Verſteigerung am Leiſtungsort ein angemeſſener Erfolg 
nicht zu erwarten, ſo iſt die Sache an einem geeigneten anderen Orte 
zu verſteigern. 

Die Verſteigerung hat durch einen für den Verſteigerungsort be⸗ 
ſtellten Gerichtsvollzieher oder zu Verſteigerungen befugten anderen 
Beamten oder öffentlich angeſtellten Verſteigerer öffentlich zu erfolgen 
(öffentliche Verfteigerung). Zeit und Ort der Verſteigerung find unter 
allgemeiner Bezeichnung der Sache öffentlich bekannt zu machen. 


$ 379. 1. Die Befreiung des Schuldners tritt erſt mit der Ausſchließung 
des Rücknahmerechts ein § 378. Bis dahin kann zwar der Schuldner den 
Gläubiger auf die hinterlegte Sache verweiſen (Note 2), er kann aber auch 
ſeine Verbindlichkeit in anderer Weiſe, insbeſondere auch durch ung 
zum Erlöſchen bringen und dadurch die Hinterlegung erledigen. OLG. A 372. 

2. Die Verweiſung auf die hinterlegte Sache erfolgt mittelſt Einrede. 

3. (Abſ. 2.) Die Hinterlegung gilt ex tunc als nicht erfolgt. Vgl. §§ 300 
bis 302. Vgl. auch § 2143 Note 2. 

§ 380. 1. Vgl. den Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung ES. Art. 145 
5 peren des 1 Empfangsberechtigung. 

Einwilligung Zug um Zug gegen di lei 373. CO. 

89 894, 726, 130. 9 geg e Gegenleiſtung $ PO 

$ 382. 1. CG. Art. 145; vgl. die entſprechende Regelun 1171 Abſ. 3, 
1209 S. s; ge 8 a 2 1 gelung $$ f 

2. Die SOjährige Frift ift Ausſchlußfriſt; Anzeige der Hinterlegung § 374 
Abſ. 2; Friſtberechnung SS 187 f. bfi PS a gung $ 

§ 383. 1. Zur Hinterlegung geeignete Sachen $ 372, CG. Art. 146; 
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§ 384. Die Verſteigerung ift erft zuläſſig, nachdem ſie dem Gläu⸗ 
biger angedroht worden iſt; die Androhung darf unterbleiben, wenn 
die Sache dem Verderb ausgeſetzt und mit dem Aufſchube der Ver⸗ 
ſteigerung Gefahr verbunden iſt. 

Der Schuldner hat den Gläubiger von der Verſteigerung unver⸗ 
züglich zu benachrichtigen; im Falle der Unterlafjung ift er zum Sha- 
denserſatze verpflichtet. ) 

Die Androhung und die Benachrichtigung dürfen unterbleiben, wenn 
ſie unthunlich ſind. 

& 385. Hat die Sache einen Börſen⸗ oder Marktpreis, fo kann 
der Schuldner den Verkauf aus freier Hand durch einen zu ſolchen 
Verkäufen öffentlich ermächtigten Handelsmäkler oder durch eine zur 
öffentlichen Verſteigerung befugte Perſon zum laufenden Preiſe bewirken. 


Gläubigerverzug §8 293 ff., bei unzuläſſiger Theilleiſtung vgl. SS 294 Note 1, 
266, RG. 4 7; Leiſtungsort § 269. 

2. Verſteigerung § 156; der Gläubiger kann mitbieten, Erwerbsverbote 
X9 456 ff.; Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache $$ 459 ff., 461, insbe⸗ 
fondere Note 2 wegen Ausſchließung der Gewährleiſtung; Eigenthumserwerb 
des Erſtehers § 935 Abſ. 2 und Daf. Note 6. — Vgl. auch Pfandverkauf 
$ 1238; öffentliche Verſteigerung gefundener zc. Sachen §§ 966, 979 durch 
einen anderen Beamten als nach § 383). Verſteigerung in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung CPO. §§ 814 ff. 

3. Der Schuldner darf bei der Feſtſ 
Verſteigerung nicht willkürlich verfahren, 
aus dem Auge ſetzen, nicht auf Koſten d 
unnöthige Koſten herbeiführen; vgl. RG. JW. 1901 S. 10, 227, 617. Ber- 
ſteigerung der Waaren mittelſt Verſteigerung des Dispoſitionspapiers (Ko⸗ 
noſſements) RG. JW. 1901 S. 654 14. — Ausſchließung der Gewährleiſtung 
vgl. § 461 Note 2. — Beweislaft für die Vorausſetzungen des Selbſthütfe⸗ 
verkaufs, für die Identität der verſteigerten Sachen, für die vertragsmäßigen 
Eigenſchaften verſteigerter Gattungsſachen hat regelmäßig der Schuldner, 
vgl. OLG. 3 281. 

4. Wegen Grundſtücke § 303. 

. Herausgabe zur Hinterlegung nicht geeigneter Sachen an einen gerichtlich 
zu beſtellenden Verwahrer $$ 432, 1217, 1281, 2039. Fr. § 165. 

6. Landesgeſetzgebung. i 

Handelsmäkler und öffentliche Verſteigerer. 


etzung der Zeit und des Ortes der 
das Intereſſe des Gläubigers nicht 
es Gläubigers ſpekuliren und nicht 


eussen AG. z. BGB. Art. 13 | Anhalt | AG. z. BOB. Art. 14. 
(Handelsmäkler). ‚Schw.-. Rd. AG. z. BGB. Art. 24. 
> AG. z. FO. Art. 109. S.-Mein. AG. z. BGB. Art. 6. 
Bayern Zuſteb S. § 6. Schw.-Sch. | Gef. betr. Ortsſchätzer u. 
Sachsen V. z. A. § 9. Handelsmäkler v. 29. 
aden V. z. A. d. BGB. 9 15 Juli 1899 (GS. S. 
bis 18 (Handelsmäk⸗ 121). AG. z. BGB. 
ler), FG. § 49 öffent⸗ Art. 8. 

VS liche Verſteigerer. Waldeck AG. z. BGB. Art. 10. 

.. A. Kar. Reuss j. L. Ach. 3. BOB. § 25. 

28 W eim. AG. z. BGB. § 29. Lippe AG. z. BGB. § 19. 

Sirelii V. z. A. § 36. Lübeck AS. z. VGB. § 18. 


§ 384. Vgl. §§ 1220 f. 


$ 385. 1. Vgl. §§ 1221, 1235. Vgl zu § 453. — CPO. $ 821. 
ya Dieſe Art des Verkaufs tritt lediglich an die Stelle der öffentlichen 
erſteigerung ($ 383), im Uebrigen bleibt § 384 zu beachten. 


4. Androhungs⸗ und Be- 
nachrichtigungspflicht. 


5. Börſen⸗ und marktgän⸗ 
gige Sachen. 


6. Koſten der Berfteigerung. 


Vorbemerkung zum 
® 3. Titel. $ 
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§ 386. Die Koſten der Verſteigerung oder des nach § 385 er- 
folgten Verkaufs fallen dem Gläubiger zur Laſt, ſofern nicht der 
Schuldner den hinterlegten Erlös zurücknimmt. 

HGB. $ 373. Ist der Käufer mit der Annahme der Waare im Verzuge, 
so kann der Verkäufer die Waare auf Gefahr und Kosten des Käufers 
in einem öffentlichen Lagerhaus oder sonst in sicherer Weise hinterlegen. 

Er ist ferner befugt, nach vorgängiger Androhung die Waare öffent- 
lich versteigern zu lassen; er kann, wenn die Waare einen Börsen- oder 
Marktpreis hat, nach vorgängiger Androhung den Verkauf auch aus 


freier Hand durch einen zu solchen Verkäufen öffentlich ermächtigten 


Handelsmäkler oder durch eine zur öffentlichen Versteigerung befugte 
Person zum laufenden Preise bewirken. Ist die Waare dem Verderb 
ausgesetzt und Gefahr im Verzuge, so bedarf es der vorgängigen 
Androhung nicht; dasselbe gilt, wenn die Androhung aus anderen 
Gründen unthurlich ist. 

Der Selbsthülfeverkauf erfolgt für Rechnung des süumigen Käufers. 

Der Verkäufer und der Käufer können bei der öffentlichen Verstei- 
gerung mitbieten. 

Im Falle der öffentlichen Versteigerung hat der Verkäufer den Käufer 
von der Zeit und dem Orte der Versteigerung vorher zu benachrichtigen; 
von dem vollzogenen Verkaufe hat er bei jeder Art des Verkaufs dem 
Käufer unverzüglich Nachricht zu geben. Im Falle der Unterlassung 
ist er zum Schadensersatze verpflichtet. Die Benachrichtigungen dürfen 
unterbleiben, wenn sie unthunlich sind. 

HGB. $ 374. Durch die Vorschriften des $ 373 werden die Be- 


fugnisse nicht berührt, welche dem Verkäufer nach dem Bürgerlichen 


Gesetzbuche zustehen, wenn der Küufer im Verzuge der Annahme ist. 


Dritter Titel, 
Aufrechnung. 


1. Hier wird nur das geſetzliche Recht zur Aufrechnung behandelt; die 
vertragsmäßige Aufrechnung, der Aufrechnungsvertrag, hat eine be⸗ 
ſondere Regelung nicht gefunden. Ueber „laufende Rechnung“, „Konto: 
kurrent“ mit einem Kaufmanne ſ. Nr. 6. 

2. Die Vorſchriften der $$ 387 ff. find dispofitiv. Keine Aufrechnung, 
wenn ſolche durch die Natur des Schuldverhältniſſes ausgeſchloſſen (vgl. 
§§ 391 u. 334 Note 1), insbeſondere wenn Baarzahlung weſentlich ift oder 
wenn der Gläubiger nach Treu und Glauben im Verkehr erwarten kann, 
daß der Schuldner ihm die Leiſtung, ſo wie ſie verſprochen iſt, und nicht 
mittelſt Aufrechnung gewährt, vgl. d. OLG. 3 93. Keine Aufrechnung der 
Geſellſchaftsbeiträge gegen einander § 706 Note 6; vgl, ferner HGB. § 221, 
Genoſſenſchaftsgeſetz § 22, Gef. betr. Geſellſchaften mit beſchr. Haftung § 19, 
Gef. über die privaten Verſicherungsunternehmungen v. 12. Mai 1901 § 26. 
Aufrechnung der Mitgliederbeiträge gegen Forderungen an den Verein vgl. 
Prot. Í. S. 535. 

3. Die Aufrechnung iſt ein dem Civilrechte, nicht dem Prozeßrecht ange⸗ 
höriger Erlöſchungsgrund der Schuldverhältniſſe. Das Aufrechnungsrecht 
begründet keine „Einrede“, worunter das BGB. (vgl. Einl. S. 5) nur bie: 
jenigen Einwendungen begreift, welche, ohne Aufhebung der Forderung 
den Schuldner zur Verweigerung der Leiſtung berechtigen. Die bloße Aufrech⸗ 
nungsmöglichkeit hat im Verhältniſſe des Gläubigers zum Schuldner keine 
ſelbſtändige Wirkung; die Wirkung tritt erft mit der erfolgten Aufrechnung in 
der Weiſe ein, daß die Forderungen gemäß § 389 mit dinglicher Wirkung er⸗ 
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§ 387. Schulden zwei Perſonen einander Leiſtungen, die ihrem 1. Allgemein. 


Gegenſtande nach gleichartig ſind, ſo kann jeder Theil ſeine Forderung 
gegen die Forderung des anderen Theiles aufrechnen, ſobald er die ihm 
gebührende Leiſtung fordern und die ihm obliegende Leiſtung be⸗ 
wirken kann. 


löſchen. Es konnen ſich hierauf insbeſondere auch der Bürge, der Eigenthümer 
des Pfandgrundſtücks, der Verpfänder berufen ($$ 767, 1113, 1163, 1210); zur 
Aufrechnung mit Forderungen, welche dem Hauptſchuldner bzw. dem per⸗ 
ſönlichen Schuldner gegenüber dem Gläubiger zuſtehen, ſind ſie nicht befugt. 
(§ 387 Note 10.) Die §§ 770, 1137, 1211 gewähren ihnen indeß eine auf⸗ 
ſchiebende Einrede, ſolange ſich der Gläubiger durch Aufrechnung gegen eine 
fällige Forderung des Hauptſchuldners, bzw. des perſönlichen Schuldners be⸗ 
friedigen kann. Dieſelbe Regelung: HGB. § 129 Abſ. 3 (Inanſpruchnahme 
eines Geſellſchafters wegen einer Verbindlichkeit der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft). Zahlen dieſe Perſonen und erfolgt darauf die Aufrechnung, ſo ſteht 
ihnen ein Bereicherungsanſpruch gegen den Gläubiger zu §§ 389, 812. 

4. Terminologie: Der Aufrechnende rechnet die ihm zuſtehende Forderung 
auf gegen die Forderung, welche dem Anderen gegen ihn zuſteht (§ 387). 
(Einzelne Vorſchriften beziehen ſich nur auf die eine oder die andere For⸗ 
derung, z. B. §§ 390, 393). 

5. Behandlung der Aufrechnung im Prozeſſe CPO. §§ 145, 302, 322, 529; 
Abgabe und Entgegennahme der Aufrechnungserklärung durch den Prozeß⸗ 
bevollmächtigten § 388 Note 5. — Aufrechnung im Konkurſe KO. SS 53 ff. 

6. HGB. § 355. Steht Jemand mit einem Kaufmanne derart in Geschäfts- 
verbindung, dass die aus der Verbindung entspringenden beiderseitigen Ansprüche 
und Leistungen nebst Zinsen in Rechnung gestellt und in regelmässigen Zeit- 
abschnitten durch Verrechnung und Feststellung des für den einen oder anderen 
T] heil sich ergebenden Ueberschusses ausgeglichen werden (laufende Rechnung, 
Kontokurrent), so kann derjenige, welchem bei dem Rechnungsabschluss ein 

eberschuss gebührt, von dem Tage des Abschlusses an Zinsen von dem Ueber- 
schusse verlangen, auch soweit in der Rechnung Zinsen enthalten sind. 

er Rechnungsabschluss geschieht jährlich einmal, sofern nicht ein Anderes 
bestimmt ist. 

Die laufende Rechnung kann im Zweifel auch während der Dauer einer 

echnungsperiode jederzeit mit der Wirkung gekündigt werden, dass derjenige, 

welchem nach der Rechnung ein Ueberschuss gebührt, dessen Zahlung bean- 
Spruchen kann. 
HB. 8356. Wird eine Forderung, die durch Pfand, Bürgschaft oder 
in anderer Weise gesichert ist, in die laufende Rechnung aufgenommen, so wird 
der Gläubiger durch die Anerkennung des Rechnungsabschlusses nicht gehindert, 
aus der Sicherheit insoweit Befriedigung zu suchen, als sein Guthaben aus der 
laufenden Rechnung und die Forderung sich decken. 

LHaftel ein Dritter ‚für eine in die laufende Rechnung aufgenommene Forderung 
als Gesammtschuldner, so findet auf die Geltendmachung der Forderung gegen 
n die Vorschrift des Abs. I entsprechende Anwendung. 

HGB. 8357. Hat der Gläubiger eines Betheiligten die Pfändung und 
Ueberweisung des Anspruchs auf dasjenige erwirkt, was seinem Schuldner als 

eberschuss aus der laufenden Rechnung zukommt, so können dem Gläubiger 
gegenüber Schuldposten, die nach der Pfändung durch neue Geschäfte entstehen, 
Ed in Rechnung gestellt werden. Geschäfte, die auf Grund eines schon vor 

er Pfändung besiehenden Rechtes oder einer schon vor diesen Zeitpunkte be- 
stehenden Ferpflichtung des Drittschuldners vorgenommen werden, gelten nicht 
als neue Geschäfte im Sinne dieser Vorschrift. 


§ 387. 1. Vorausſetzungen wirkſamer Ausübung des Aufrechnungsrechts: 

a. Geſchuldete Leiſtungen: keine Aufrechnung von Forderungen, die als 
vollwirkſame Verbindlichkeiten nicht anerkannt find (z. B. Ehemäklerlohn 
d. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 19 


1. Vorausſetzungen. 


Vorbemerkung zum 
8. Titel. 
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2. Aufrechnungserklürung. § 388. Die Aufrechnung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
anderen Theile. Die Erklärung iſt unwirkſam, wenn ſie unter einer 
Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung abgegeben wird. 


$ 656, Spielſchuld § 762, Börſentermingeſchäft § 764 und daſelbſt § 66 

des Börſengeſetzes) oder die überhaupt nicht zur Entſtehung gelangt 

oder bereits erloſchen find (vgl. § 390 Note 1). Entgegenſtehende Ein: 

reden § 390. 

b. Fälligkeit der Forderungen. Der Aufrechnende muß die Erfüllung der 
ihm zuſtehenden Forderung zu fordern, die Erfüllung der gegen ihn be⸗ 
ſtehenden Forderung zu bewirken berechtigt ſein (vgl. § 271). Eine Ein⸗ 
rede, die dem Aufrechnenden gegen die gegen ihn beſtehende Forderung 
zuſteht, hindert ihn nicht an der Bewirkung der Leiſtung und deshalb 
auch 8 813 wirkſamer Aufrechnung; wegen des Bereicherungsanſpruchs 
vgl. §§ 813 f. 

€. a eitant der Forderungen: 

a. Keine Aufrechnung ſeitens eines Dritten, ſelbſt wenn er durch Be- 
wirkung der geſchuldeten Leiſtung gemäß § 267 erfüllen kann oder 
wenn der Aufrechnungsberechtigte einwilligt. Ausnahme zu Gunſten 
deſſen, der ein ſelbſtändiges Recht zur Befriedigung des Gläubigers 
hat. (Ablöſungsberechtigker § 268, 1150, 1224, 1249; Grundſtücks⸗ 
Eigenthümer gegenüber dem Hypothekenglaubiger § 1142.) 

B. Keine Aufrechnung mit fremden Forderungen; insbeſondere keine Auf- 
rechnung einer dem bisherigen Schuldner zuſtehenden Forderung durch 
den Schuldübernehmer (§ 417) oder einer einem Geſammtſchuldner 
zuſtehenden Forderung durch die übrigen ($ 422). — Geſellſchaftsforde⸗ 
rung vgl. § 719 Note 3. 

J. Aufrechnung einer gegen den bisherigen Gläubiger zuſtehenden For⸗ 
derung gegenüber dem neuen Gläubiger § 406. — Aufrechnung einer 
dem Miether gegen den Vermiether zuſtehenden Forderung gegen die 
Miethzinsforderung des Grundſtückserwerbers § 575. 

ò. Wegen der Rechtsſtellung des Bürgen, des Grundſtückseigenthümers 
bezüglich der Hypothekenforderung, des Verpfänders vgl. Vorb. Nr. 3. 

d. Gleichartigkeit der Forderungen ihrem Gegenſtande nach zur Zeit der 
Aufrechnung, z. B. nach Umwandlung der urſprünglichen Forderung in 
eine Schadenserſatzforderung. — Verſchiedene Erfüllungsorte vgl. § 391; 
I theilweiſe deckende Forderungen ğ 389. — Auf den Rechtsgrund der 

orderungen kommt es nicht an; vgl. indeß wegen Forderungen aus 

vorſätzlich begangener unerlaubter Handlung § 393. — Wegen des 
dinglichen Anſpruchs aus Hypothek und Grundſchuld Abſchnittvorb. vor 

$ 1113 Note II 2. 

2. Kein materiell⸗rechtliches Erforderniß iſt die Liquidität. Wegen der 
prozeſſualen Vorſchriften Titelvorb. Note 5. 

3. Keine Aufrechnung einer Forderung gegen einen Geſellſchafter gegen 
eine zum Geſellſchaftsvermögen gehörige Forderung SS 719, 720; gegen eine 
zum Geſammtgute gehörige Forderung §§ 1442; 1473, 1487, 1519, 1549. 

4. Keine Aufrechnung einer Nachlaßforderung gegen die Schuld eines 
Miterben § 2040 Abſ. 2. 

5. Aufrechnung bei Geſammtſchuldverhältniſſen §§ 422, 429. 

6. Fortfall der Aufrechnung, welche ſeitens des Nachlaßgläubigers gegen 
eine dem Erben perſönlich zuſtehende Forderung oder ſeitens des Nachlaß⸗ 
ſchuldners gegen eine Schuld des Erben erfolgt war, bei nachträglichem Ein⸗ 
tritte von Nachlaßkonkurs oder Nachlaßverwaltung § 1977. 


388. 1. Einſeitige, empfangsbedürftige Willenserklärun 130—132, 
105 174, 180. pfang itige s s $$ 

2. Die Aufrechnung ift eine „Verfügung“ über die Forderung (Abſchnitts⸗ 

vorh. vor § 104 Note 5). Die Erklärung kann wirkſam deshalb nur von und gegen⸗ 
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8 389. Die Aufrechnung bewirkt, daß die Forderungen, ſoweit 3. Wirkung. 


ſie ſich decken, als in dem Zeitpunkt erloſchen gelten, in welchem ſie 
zur Aufrechnung geeignet einander gegenübergetreten ſind. 


§ 390. Eine Forderung, der eine Einrede entgegenſteht, kann u. veſondere falle. 


nicht aufgerechnet werden. Die Verjährung ſchließt die Aufrechnung 
nicht aus, wenn die verjährte Forderung zu der Zeit, zu welcher ſie 
gegen die andere Forderung aufgerechnet werden konnte, noch nicht 
verjährt war. 


über dem Verfügungsberechtigten abgegeben werden, ſo z. B. dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker § 2205 (vgl. indeß § 185 Konvalescenz). Aufrechungsbefugniß des 
Ehemanns bei geſetzlichem Güterſtande § 1376 Ziffer 2; Ehefrau § 1398. 
3. Die „eventuelle“ Aufrechnung iſt keine bedingte Aufrechnung; ſie iſt 
unbedingt für den Fall, daß die Gegenforderung beſteht. Vgl. Titelvorb. vor 
§ 158 Note 11 ba. Wird die Klageforderung beſtritten und nur eventuell zum 
Zwecke der Aufrechnung eine Gegenforderung geltend gemacht, ſo iſt zunächſt 
die Klageforderung zu prüfen und erſt dann, wenn dieſe ſich als richtig 
herausſtellt, in die Prüfung der Gegenforderung einzutreten und zu ent⸗ 
ſcheiden, oh die an ſich beſtehende Klageforderung durch die Aufrechnung der 
Gegenforderung erloſchen ift, RG. 42 362, IW. 1900 S. 74910. 
4. Die Aufrechnungserklärung enthält eine Kündigung, aber nur behufs 
Aufrechnung, nicht behufs Zahlung RG. 17 148 ff. 
5. Aufrechnung im Prozeſſe. 
a. Im Prozeſſe wird lediglich die erfolgte Aufrechnung geltend gemacht. 
Dieſe Geltendmachung unterbricht die Verjährung § 209 Ziffer 3. 
b. Die Prozeßvollmacht ermächtigt ſowohl zur Aufrechnungserklärung, als 
auch zur Entgegennahme derſelben. Vgl. Titelvorb. vor § 164 Note BIL a. 
€. Die paſſive Parteifähigkeit des nicht rechtsfähigen Vereins (§ 54 Note 4 b) 
erſtreckt ſich nicht auf die Aufrechnungserklärung; dieſe erfolgt durch den 
Vorſtand ($ 54 Note 4b) Namens der Mitgliedergeſammtheit. 


$ 389. 1. Die Aufrechnung beſeitigt rückwirkend Zinspflicht, Verzugs⸗ 
folgen, Anſprüche auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung und begründet 
eventuell Rückforderung wegen ungerechtfertigter Bereicherung (§§ 812 ff.); 
Rücktritt vom Vertrage (§ 357) und Kündigung bei Miethe und Pacht (§ 554), 
welche nur in Folge unterlaſſener Aufrechnung formal zu Recht ausgeübt find, 
werden bei unverzüglicher Nachholung der Aufrechnung unwirkſam. 

2. Die Theil⸗Aufrechnung ift alfo trotz § 266 zugelaſſen („jomeit)“. 


8 390. 1. Die Vorſchrift bezieht fich lediglich auf das Entgegenſtehen 
einer Einrede gegen die Forderung, welche aufgerechnet werden ſoll, nicht 
gegen welche end werden foll (vgl. § 387 Note 1b). 

2. Eine Einrede fteht entgegen, wenn ein Thatbeſtand vorliegt, welcher, 
1 die Entſtehung oder die Fortdauer der Forderung zu beeinträchtigen, 
155 Schuldner zur Verweigerung der Leiſtung dauernd oder vorübergehend 
erechtigt vgl. Einl. S. 5). Die Einrede ſchließt ipso jure die Aufrechnung 
8 einer Geltendmachung der Einrede, wie im Prozeſſe, bedarf es nicht. Iſt 
Herder beiden Forderungen nicht entſtanden, weil z. B. das zu Grunde 
"phg Rechtsgeſchäft anfechtbar und angefochten iſt ($ 142), oder ift die 
1 orderung nach den Vorſchriften dieſes Abſchnitts erloſchen, ſo kann von Auf⸗ 
rung mangels ihrer Vorausſetzungen (§ 387 Note 1a) nicht die Rede fein. 

kann ſomit gegen eine wirkſam zur Aufrechnung bereits verwendete For⸗ 
rung nicht mit einer anderweiten Forderung aufgerechnet werden. Replica 
Mpensationis; compensatio compensationis non datur. 
11 5 Eine Einrede ſteht entgegen, wenn ſie objektiv begründet iſt, nicht 
enn ſie unbegründet entgegengeſtellt wird. Ob mit Rückſicht auf eine 
Dali 
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2 Lerſchiedene Leiſungs⸗ § 391. Die Aufrechnung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 


p 


orte. 


. Beſchlagnahmte For- 


derung. 


Deliktsforderung. 


Unpfändbare Forde: 


rung. 


für die Forderungen verſchiedene Leiſtungs⸗ oder Ablieferungsorte be⸗ 
ſtehen. Der aufrechnende Theil hat jedoch den Schaden zu erſetzen, 
den der andere Theil dadurch erleidet, daß er in Folge der Aufrechnung 
die Leiſtung nicht an dem beſtimmten Orte erhält oder bewirken kann. 
Iſt vereinbart, daß die Leiſtung zu einer beſtimmten Zeit an einem 
beſtimmten Orte erfolgen ſoll, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die 
Aufrechnung einer Forderung, für die ein anderer Leiſtungsort beſteht, 
ausgeſchloſſen ſein ſoll. 
§ 392. Durch die Beſchlagnahme einer Forderung wird die Auf⸗ 
rechnung einer dem Schuldner gegen den Gläubiger zuſtehenden For⸗ 
derung nur dann ausgeſchloſſen, wenn der Schuldner ſeine Forderung 
nach der Beſchlagnahme erworben hat oder wenn ſeine Forderung erſt 
nach der Beſchlagnahme und ſpäter als die in Beſchlag genommene 
Forderung fällig geworden iſt. 
393. Gegen eine Forderung aus einer vorſätzlich begangenen 
unerlaubten Handlung iſt die Aufrechnung nicht zuläſſig. 
394. Soweit eine Forderung der Pfändung nicht unterworfen 
ift, findet die Aufrechnung gegen die Forderung nicht ſtatt. Gegen 
die aus Kranken⸗, Hülfs⸗ oder Sterbekaſſen, insbeſondere aus Knapp⸗ 


ſtreitige Einrede zu Recht aufgerechnet iſt, kann ſowohl auf Leiſtungs⸗ wie 
auf Feſtſtellungsklage entſchieden werden. 

4. Einrede der Verjährung § 222. (Wegen anderer Einreden vgl. zu 
§ 202.) Ferner die Einrede der beſchränkten Erbenhaftung §§ 1973 f., 
1975 ff., 1977. 

5. Sonderregelung der Aufrechnung des verjährten Gewährleiſtungs⸗ 
Schadenserſatzanſpruchs bei Kauf § 479, bei Viehmängeln § 490; bei Werk⸗ 
vertrag § 639; des verjährten Erſatzanſpruchs gegen den Spediteur, den 
Lagerhalter, den Frachtführer HGB. §§ 414 Abi. 3, 423, 439. 

§ 391. Leiſtungsort §§ 269 f. — Vgl. auch Borb. Note 2. 

$ 392. 1. Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an den Drittſchuldner 
(C BO. §§ 829, 845, 930, 936, Zw. §§ 22, 146) ift entſcheidend, ohne Rück⸗ 
ſicht auf deſſen Kenntniß. Anders bei Abtretung § 406. Vgl. hierzu auch 
Borb. zu X 406—408 Note 3. 

2. Die Beſchlagnahme wirkt nur zu Gunſten des Pfandglaubigers, vgl. 
88 135 f.; die dem § 392 zuwider erfolgte Aufrechnung wird alſo wirkſam 
durch deſſen Zuſtimmung oder bei Fortfall ſeines Pfandrechts. Vgl. zu § 185. 

3. Durch die Ausſchließung der Aufrechnung in dem Falle, daß die Gegen⸗ 
forderung des Drittſchuldners erſt nach der Beſchlagnahme und ſpäter als 
die in Beſchlag genommene Forderung fällig geworden iſt, wird verhindert, 
daß der Drittſchuldner dadurch, daß er die Erfüllung ſeiner fälligen Ver⸗ 
bindlichkeit bis zur Fälligkeit feiner Gegenforderung verzögert, die Befugniß 
zur Aufrechnung erlangt. A 

4. Beweislaſt für das Vorliegen der Ausſchließungsgründe trifft den dar⸗ 
auf Fußenden, alſo regelmäßig den pfändenden Gläubiger. 

5. Aufrechnung ſeitens des Schuldners gegen den Ceſſionar § 406; bei 
Hypothekenforderungen $$ 1156 f.; bei Hypothekenzinsforderungen § 1158; 
ſeitens des Miethers gegen den Grundſtückserwerber § 575; gegenüber dem 
Hypothekengläubiger § 1125. 

§ 393. Vorſätzlich begangene unerlaubte Handlungen vgl. 88 823 ff.; 
vgl. die entſprechende Regelung des Zurückbehaltungsrechts § 273 Abſ. 2. 
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ſchaftskaſſen und Kaſſen der Knappſchaftsvereine, zu beziehenden He⸗ 
bungen können jedoch geſchuldete Beiträge aufgerechnet werden. 

§ 395. Gegen eine Forderung des Reichs oder eines Bundes- 
ſtaats ſowie gegen eine Forderung einer Gemeinde oder eines anderen 
Kommunalverbandes iſt die Aufrechnung nur zuläſſig, wenn die Leiſtung 
an dieſelbe Kaſſe zu erfolgen hat, aus der die Forderung des Auf⸗ 
rechnenden zu berichtigen iſt. 

§ 396. Hat der eine oder der andere Theil mehrere zur Auf⸗ 7. 
rechnung geeignete Forderungen, ſo kann der aufrechnende Theil die 
Forderungen beſtimmen, die gegen einander aufgerechnet werden ſollen. 
Wird die Aufrechnung ohne eine ſolche Beſtimmung erklärt oder 
widerſpricht der andere Theil unverzüglich, ſo findet die Vorſchrift des 
§ 366 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 

Schuldet der aufrechnende Theil dem anderen Theile außer ders. 
Hauptleiſtung Zinſen und Koſten, ſo finden die Vorſchriften des § 367 
entſprechende Anwendung. 


Vierter Titel. 
Erlaß. 
§ 397. Das Schuldverhältniß erliſcht, wenn der Gläubiger dem 1. 
Schuldner durch Vertrag die Schuld erläßt. 


Das Gleiche gilt, wenn der Gläubiger durch Vertrag mit dem e. 
Schuldner anerkennt, daß das Schuldverhältniß nicht beſtehe. 


5 394. 1. Vgl. zu § 400. — Bei konnexen Anſprüchen greift, was aller⸗ 
dings durchaus beſtritten iſt, das Zurückbehaltungsrecht aus § 273 ein. Vgl. 
OLG. 3 352. 

2. Landesgeſetzlicher Vorbehalt wegen der Gehaltsanſprüche der Beamten ꝛc. 
EG. Art. 81. 

3. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für das Geſinderecht EGG. Art. 95. (Auf⸗ 
rechnungsfähigkeit der Entſchädigungsanſprüche.) 
Preussen | NG. z. BGB. Art. 14 § 1 | Hessen | AG. z. BGB. Art. 273. 


Abf. 3. ee 2), (Art. 22.] 

S. Weim. eſOrd. § 42. 

Bayern AG. z. BGB. Art. 21. | 4 7507 | SelDrd. 8 25. 
Württemb. Geſord. Art. 16. | Waldeck | AG. z. BOB. Art. 11. 


4. (Satz 2.) Entſprechende Regelung für den Unterſtützungsanſpruch: § 10 
Hülfskaſſengeſetz v. 7. April 1876 / 1. Juni 1884 (RH Bl. 1884 S. 55); $ 56 
KrankenverſcHeſetz v. 15. Juni 1883/10. April 1892 (RG Bl. 1892 S. 417). 
5. Die vertragsmäßige Aufrechnung (vgl. Titelvorb. Note 1) wird durch 
99135 1 ausgeſchloſſen; für den gewerblichen Arbeitsvertrag vgl. GewO. 
3 117. 

$ 395. Wegen Zahlungen aus öffentlichen Kaffen EG. Art. 92. 

8 396. Unverzüglicher (§ 121) Widerſpruch dient dem Gläubiger, welchem 
eine verjährte und eine nicht verjährte Forderung zufteht, zum Schutze feines 
Aufrechnungsrechts ($ 390), wenn fein Schuldner die unverjährte Forderung 
Als aufzurechnende beſtimmt. Die etwa mit kurzer Friſt verjährte jüngere 
Forderung würde, als die minder geſicherte Forderung ($ 366 Abſ. 2), der 
älteren, langverjährenden Forderung vorgehen (vgl. § 366 Note 3). 

$ 397. 1. Der Erlaß (Abſ. 1) und die negative Anerkennung (Abſ. 2) er- 
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Rierter Abſchnitt. 
Uebertragung der Forderung. 


§ 398. Eine Forderung kann von dem Gläubiger durch Ber- 
trag mit einem Anderen auf dieſen übertragen werden (Abtretung). 
Mit dem Abſchluſſe des Vertrags tritt der neue Gläubiger an die 
Stelle des bisherigen Gläubigers. 


fordern einen Vertrag. Damit iſt die Wirkſamkeit einſeitigen, nicht an⸗ 

genommenen Erlaſſes abgelehnt; vgl. zu § 305. Die Annahme kann ſtill⸗ 

ſchweigend, bei Schenkung durch Schweigen ($ 516) erfolgen. 

2. Beide Verträge find formloſe, abſtrakte (der Angabe des Rechtsgrundes 
nicht bedürfende), dinglich wirkende Verträge, welche eine Verfügung uber die 
Forderung (Abſchnittsvorb. vor § 104 Note 5) enthalten; demgegenüber be⸗ 
gründet das obligatoriſche pactum de non petendo lediglich eine Einrede. — 
Ob in dem Geben und Nehmen einer Quittung, in welcher den Thatſachen 
zuwider die Erfüllung bekannt wird ($ 368), ein Erlaß liegen foll, iſt That⸗ 
frage; vgl. auch RG. JW. 1901 S. 2885. 

3. Rückgängigmachung des Erlaſſes nach den Grundſätzen von der Be⸗ 
reicherung § 812 Abſ. 2. 

4. Erlaßbertrag zwiſchen Gläubiger und einem Geſammtſchuldner § 423. 

5. Schuldanerkenntniß § 781. 

I. Uebertragung eines Rechtes auf den Singularſucceſſor. 

1. Der Abſchnitt behandelt lediglich die Rechts übertragung im Wege 
der Singularſucceſſion, bezieht ſich nicht aber auch auf die erbrechtliche 
Univerſalſucceſſion (vgl. $ 1922). 

2. Das Geſetz regelt zunächſt die Uebertragung einer Forderung (§ 398 
bis 412), und verweiſt alsdann im § 413 auf dieſe Vorſchriften zur Regelung 
der Uebertragung eines ſonſtigen Rechtes. 

3. Uebertragung eines Rechtes iſt derjenige Rechtsakt durch welchen 
ein Wechſel des Berechtigten bezweckt und erreicht wird. Der bisherige Be⸗ 
rechtigte ſcheidet aus dem Rechtsverhältniß aus, an ſeine Stelle tritt der 
neue Berechtigte. Die Uebertragung unterſcheidet ſich hierdurch von den⸗ 
jenigen Fällen, in denen ein Dritter den bisherigen Berechtigten aus dem 
Rechtsverhältniſſe nicht vollſtändig verdrängt, ſondern nur neben ihn tritt, 
3. B. der Nießbraucher (§§ 1068 ff.), Pfandgläubiger ($$ 1273 ff.). 

II. Arten der Uebertragung eines Rechtes an einen Singnlarſucceſſor. 

1. Uebertragung durch Vertrag (Abtretung) ŞS 398 ff. 

2. Uebertragung kraft Geſetzes § 412. 

3. Uebertragung durch Richterſpruch. 

a. Uebertragung der Forderung durch Ueberweiſung im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung CPO. §§ 828 ff., 835 ff.; 

b. die dem bisherigen Eigenthümer gegen den Erſteher des verſteigerten 
Grundſtücks mangels Berichtigung des Baargebots zuſtehende Kaufgeld⸗ 
forderung wird auf die Hebungsberechtigten durch Anordnung des Ge⸗ 
richts übertragen. Zw. § 118. 

III. Sondervorſchriften. 

1. Uebertragung durch Indoſſament. 

Uebertragung durch Indoſſament wird im BGB. nicht geregelt, ſondern 
als eine für gewiſſe Fälle vorgeſchriebene Uebertragungsform e 
(86 1187 ff., 1270, 1292, 1294, 1822 Nr. 9.) Uebertragung einer Anweiſung 
8 792; einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber §§ 793 ff. Vgl. HGB. 
$8 364 f., abgedruckt hinter $ 792. Wechſelindoſſament WechſO. Artt. 9 ff. 

2. Handelsrechtlicher Uebergang der Forderungen auf den Er⸗ 
werber eines Handelsgeſchäfts bei Fortführung der Firma HOV. § 25, ab⸗ 
gedruckt zu § 419; Eintritt eines Geſellſchafters in das Geſchäft eines Einzel⸗ 
kaufmanns HGB. § 28. 
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§ 399. Eine Forderung kann nicht abgetreten werden, wenn 
die Leiſtung an einen anderen als den urſprünglichen Gläubiger nicht 
ohne Veränderung ihres Inhalts erfolgen kann oder wenn die Ab⸗ 
tretung durch Vereinbarung mit dem Schuldner ausgeſchloſſen iſt. 


§ 398. 1. Rechtsnatur des Uebertragungsvertrags. 

a. Die Uebertragung durch Vertrag (88 398—411) ift eine „Verfügung“ 
über die Forderung (vgl. Abſchnittsvorb. vor § 104 Note 5). Als Ver⸗ 
fügung ſetzt die Abtretung Verfügungsbefugniß des Verfügenden voraus. 
Konvalescenz § 185. De 

b. Der Uebertragungsvertrag hat lediglich die Uebertragung zum Gegen⸗ 
ſtand, unabhängig (abſtrakt) von dem zu Grunde liegenden Rechtsver⸗ 
hältniſſe, mögen ſich im Leben auch das Kauſalgeſchäft und die Ueber⸗ 
tragung uno actu vollziehen. 

c. Das zu Grunde liegende Nechtsverhältniß (Vertrag, letztwillige Verfü⸗ 
gung, Abtretungspflicht kraft Geſetzes, z. B. § 281) iſt entſcheidend: 

a. für die Gewährleiſtung: bei entgeltlich veräußerter Forderung §§ 437 ff., 
445; Gemeinſchaftstheilung § 757; Schenkung § 523; Ausſtattung 
§ 1624; 

6. für die Frage, ob die Uebertragung gerechtfertigt ift oder als unge⸗ 
rechtfertigte Bereicherung nach den Grundſätzen der §§ 812 ff. rück⸗ 
gängig gemacht werden kann. 

d. Rechte, zu deren Abtretung der formloſe (vgl. zu 3) Abtretungsvertrag 
genügt, gehen auf Grund des Stiftungsgeſchäfts gemäß § 82 über. Ob 
bei anderen ein Vermögen betreffenden Verträgen (3. B. § 419) der obli⸗ 
5 Vertrag zugleich Uebertragungsvertrag ſein ſoll, iſt Auslegungs⸗ 
rage. 

2. Zeitpunkt des Ueberganges. Anzeige von der Abtretung an 
den Schuldner (denuntiatio) iſt für die Abtretung nicht erfordert; der Ab⸗ 
tretungsvertrag genügt. Schutz des gutgläubigen Schuldners §§ 406—411. 
ne den Schuldner nur für die Verpfändung der Forderung erfordert 

3. Form. Der formloſe Abtretungsvertrag iſt regelmäßig zur Abtretung 
genügend (vgl. Note 2, ſowie § 518 Note 4). Indeß Uebertragung der An⸗ 
weiſung § 792; Abtretung der Hypothekenforderung § 1154. Für die Hypo⸗ 
thekenzinsforderung vgl. $ 1159. 

4. Uebertragbarkeit der Rechte ift die Regel. Wegen der Mus- 
nahmen vgl. §8 399, 400. Uebertragbar find insbeſondere auch: 

a. Rechte aus gegenſeitigen Verträgen vgl. aber §§ 399, 404; 

b. Anſprüche aus dinglichen Rechten, insbeſondere der Eigenthumsanſpruch 
88 255, 870, 931; 

€. der Pflichttheilsanſpruch ($ 2317), der Anſpruch des verarmten Schenkers 
§ 528; vgl. CPO. § 852; 

. das Recht aus dem Meiſtgebote Zw. § 81. 

5. Terminologie § 398; „Abtretung“, „neuer Gläubiger“, „bisheriger 
Gläubiger“. 

$ 399. 1. Vorſchriften, welche die Uebertragbarkeit von Forderungen und 
ſonſtigen Rechten ($ 413) betreffen: 

a. Allgemeiner Theil und Recht der Schuldverhältniſſe: Vereinsmitgliedſchaft 
§ 38; das Recht zur Rücknahme der hinterlegten Sache $ 377; perſönliches 
Vorkaufsrecht § 514; Miethe u. Pacht 88 549, 581; Anſpruch des Dienſt⸗ 
berechtigten § 613, Anſpruch auf Ausführung eines Auftrags $ 664; 
Anſpruch aus dem Geſellſchaftsverhältniß § 717; Anſpruch auf Erſatz 
immateriellen Schadens § 847. - 

b. Sachenrechtliche Vorſchriften: Nießbrauch § 1059; beſchränkte perſönliche 
Dienſtbarkeit $ 1092. Wegen Ueberlaſſung der Ausübung dieſer Rechte 
vgl. daſelbſt. Entſprechende Pfändbarkeit CPO. § 857 Abſ. 3. 


b. Nichtabtretbarkeit. 
a. mit Rückſicht auf 
den Inhalt der 
Leiſtung oder auf 

Vereinbarung. 
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3. der Pfändung nicht § 400. Eine Forderung kann nicht abgetreten werden, ſoweit 
derungen ene zor fe der Pfändung nicht unterworfen ift. 


e. Familienrechtliche Vorſchriften: Entſchädigungsanſpruch der deflorirten 
Braut § 1300; das Recht des Mannes aus dem geſetzlichen Güterſtande 
§ 1408, auf Beitragsleiſtung der Ehefrau zu dem ehelichen Aufwande bei 
Gütertrennung § 1427; auf Beitragsleiſtung der geſchiedenen Ehefrau 
zur Unterhaltung des Kindes § 1585; der geſetzliche Ausſteueranſpruch 
der Tochter $ 1623; das dem Vater kraft elterlicher Nutznießung gu- 
ſtehende Recht einſchließlich der nicht fälligen Anſprüche auf den Rein⸗ 
gewinn des Erwerbsgeſchäfts und auf die Nutzungen $ 1658. 

2. Die Vereinbarung der Unübertragbarkeit zwiſchen Gläubiger und 
Schuldner kann ſowohl bei als auch nach der Begründung des Schuld⸗ 
verhältniſſes, auch ſtillſchweigend, erfolgen. Schutz des gutgläubigen Er⸗ 
werbers einer verbrieften Forderung § 405; Verhältniß des § 399 zu § 137 
vgl. zu § 137 Note 3. Vgl. als Beiſpielsfall Feuerverſicherung $ 1130, 
ferner RG. 38 208 (Baugelddarlehen). Ausſchließung der Uebertragung 
einer Anweiſung § 792 Abſ. 2. 

CPO. 5 551. Eine Forderung ist in Ermangelung besonderer Vorschriften 
der Pfündung nur insoweit unterworfen, als sie übertragbar ist. 

Eine nach & 399 des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht ühertragbare Forderung 
kann insoweit gepfändet und zur ‚Einziehung überwiesen werden, als der ge- 
schuldete Gegenstand der Rjändung unterworfen ist. 

$ 400. 1. Nichtpfändbarkeit bewirkt Nichtübertragbarkeit. 

2. Nichtübertragbarkeit bewirkt Nichtpfändbarkeit vgl. CPO. § 851 (zu 
$ 399). Soweit eine Forderung oder ein ſonſtiges Recht als nicht übertragbar 
oder nicht pfandbar erklärt ift, ift Aufrechnung ($ 394), Nießbrauchbeſtellung 
(§ 1069), Pfandrechtbeſtellung (§ 1274), Zugehörigkeit zur Konkursmaſſe 
(RD. $ 1), Zugehörigkeit zum ehegüterrechtlichen Geſammtgute ($$ 1439, 1552) 
ausgeſchloſſen. Wegen des Pflichttheilsanſpruchs ($ 2317) und des Anſpruchs 
des verarmten Schenkers ($ 528) vgl. aber zu CPO. § 852, KO. $ 1 

3. Abtretungsbeſchränkungen (vgl. ferner CPO. $ 850). 

a. RGeſetz, betreffend die Beſchlagnahme des Arbeits⸗ oder Dienſtlohns vom 
21. Juni 1869 / 29. März 1897 / 17. Mai 1898 abgedruckt in Note 5. Vgl. 
hierzu die Verbots⸗ und Strafvorſchrift GewO. $$ 115 a, 148 Ziffer 13 
(Geſ. v. 1. Juni 1891). 

b. § 10 des Hülfskaſſengeſetzes vom 7. April 1876 in der Faſſung des Art. 8 
d. Gef. v. 1. Juni 1884 (RGBl. S. 55); $$ 56, 73 Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes (vgl. RH Bl. 1892 S. 417), § 55 des Inpalidenverſicherungs⸗ 
geſetzes vom 13. Juli 1899 (i. d. Faſſung vom 19. Juli 1899 RGBI. 
S. 463); $ 96 Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetz vom 30. Juni / 5. Juli 
1900 (ROBL. S. 585); § 102 Unfallverſicherungsgeſetz für Land- und 
Forſtwirthſchaft vom gl. Tage (RchBl. 1900 S. 641); § 37 Bau⸗Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetz vom gl. Tage (NGBL 1900 S. 698); § 100 See⸗Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetz vom gl. Tage (RG Bl. 1900 S. 716); § 17 Gef. betr. 
die Unfallfürſorge für Gefangene vom 30. Juni 1900 (Rc Bl. S. 536). 

c. Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 1873 § 6; § 17 d. Gef., betr. die Für- 
ſorge für die Wittwen und Waiſen der Reichsbeamten d. Civilverwaltung 
v. 20. April 1881; vgl. EG. Art. 43. ; 

Reichsmilitärgeſetz v. 2. Mai 1874 § 45; vgl. EG. Art. 45. Unterſtützungs⸗ 
gelder für die Familien einberufener Mannſchaften ($ 4 Gef. v. 10. Mai 
1892 RG Bl. S. 661). — Verſtümmelungszulagen und Dienſtprämien der 
Unteroffiziere Art. 18 d. Gef. v. 22. Mai 1893 (RG Bl. S. 171). — Wittwen⸗ 
und Waiſengeld der Perſonen des Soldatenſtandes § 9 d. Geſ. v. 13. Juni 
1895 (RG Bl. S. 261). — Ehrenzulage an die Inhaber d. eiſernen Kreuzes 
§ 3 d. Gef. v. 2. Juni 1878 (RH Bl. S. 99). 

Unfallfürſorgegeſetz für Beamte und für Perſonen des Soldatenſtandes 

vom 18. Junk 1901 (RGBl. S. 211) § 9. 
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d. Entſchadigung der im Wiederaufnahmeverfahren Freigeſprochenen zc. § 5 
Geſ. v. 20. Mai 1898. 

e. Landesgeſ Vorbehalt w. d. Gebaltsanſprüche zc. d. Beamten ꝛc. EG. Art. 81. 
Preussen Beſchränkte Uebertragbarkeit der Gehalt⸗ u. ſ. w. Anſprüche 

| einzelner Beamtenkategorien: 

Anhang § 163 zu § 108 AGO. I. 24; 

KabOrd. v. 16. Nov. 1802 (N. C. C. XI. 1215); 
Penſcheſ. v. 27. März 1882 § 26 (GS. S. 268); 
Geſ. v. 15. März 1880 Art. 1 (GS. S. 216) Ruhe- 
gehalt von Geiftlichen; 
Gej. v. 20. März 1882 § 17 (GS. S. 298) Wittwen 
und Waiſen unmittelbarer Staatsbeamten; 
Gef. v. 6. Juli 1885 Art. IS 18 (GS. S. 298) Pen⸗ 
ſionirung der Lehrer; 
Geſ. v. 15. Juli 1889 Art. 6 (GS. S. 189) Wittwen 
und Waiſen von Geiſtlichen; 
. Gef. v. 27. Juni 1890 § 5 (GS. S. 211) Waiſen von 
Lehrern. 
. Bei. betr. die Fürſorge für Beamte in Folge von 

| Betriebsunfällen, vom 2. Juni 1902 (GS. ©. 153) § 9. 

4. Fortfall der Pfändungsbeſchränkung zu Gunſten geſetzlicher 
Unterhaltsanſprüche vgl. Titelvorb. vor § 1601 Note III 8 e. 

5. Gesetz, betreffend die Beschlagnahme des Arbeits- oder 

Dienstlohns, vom 21. Juni 1869 (BGBl. S. 242). 
Wir u. s. w. verordnen im Namen des Norddeutschen Bundes, nach erfolgter 

Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags, was ‚Folgt: 

$ 1. Die Vergütung (Lohn, Gehalt, Honorar u. s. w.) ‚für Arbeiter oder 

Dienste, welche auf Grund eines Arbeits- oder Dienstverhältnisses geleistet 
werden, darf, sofern dieses Verhäliniss die Erwerbsthätigkeit des Vergütungs- 
berechtigten vollständig oder hauptsächlich in Anspruch nimmt, zum Zwecke der 
Sicherstellung oder Befriedigung des Gläubigers erst dann mit Beschlag belegt 
werden, nachdem die Leistung der Arbeiten oder Dienste erfolgt und nachdem 
der Tag, an welchem die Vergütung gesetzlich, vertrags- oder gewohnheitsmässig 
zu entrichten war, abgelaufen ist, ohne dass der Vergütungsberechtigte dieselbe 
eingefordert hat. 

S$ 2. Die Bestimmungen des $ 1 können nicht mit rechtlicher Wirkung durch 
Vertrag ausgeschlossen oder beschränkt werden. 

Soweit nach diesen Bestimmungen die Beschlagnahme unzulässig ist, ist auch 
Jede Verfügung durch Cession, Anweisung, Verpfändung oder durch ein anderes 
Rechtsgeschäft ohne rechtliche Wirkung. 

$ 3. Als Vergütung ist jeder dem Berechtigten gebührende Vermögensvor- 
theil anzusehen. Auch macht es keinen Unterschied, ob dieselbe nach Zeit oder 
Stück berechnet wird. 

Ist die Vergütung mit dem Preise oder Werth für Material oder mit dem 
Ersatz anderer Auslagen in ungetrennter Summe bedungen, so gilt als Vergütung 
im Sinne dieses Gesetzes der Betrag, welcher nach Abzug des Preises oder des 
Werthes der Materialien und nach Abzug der Auslagen übrig bleibt. 

$ 4. Das gegenwärtige Gesetz findet keine Anwendung: 

1. auf den Gehalt und die Dienstbezüge der üffentlichen Beamten; 

2. auf die Beitreibung der direkten persönlichen Staatssteuern und Kommunal- 
abgaben (die derartigen Abgaben an Kreis-, Kirchen-, Schul- und sonstige 
Konmunalrerbände mit eingeschlossen), sofern diese Steuern und Abgaben 

„nicht seit länger als drei Monaten fällig geworden sind; 

3.0%) auf die Beitreibung der den Verwandten, dem Ehegatten und dem fru. 
heren Ehegatten für die Zeit nach Erhebung der Klage und für das 
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oe a ah 


Arthi Bgl. Art. 1 des RGef. wegen Abänderung des Geſetzes, betreffend die Veſchlagnahme des 
tis und Dienſtlohns und der CPO. vom 29. März 1897 (NGUL S. 159). 


$ 400. 


Lohnheschlägnahmegesem 
vom 21, Juni 7869. 
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c. Mitübergang der § 401. Mit der abgetretenen Forderung gehen die Hypotheken 
ee oder Pfandrechte, die für fie beſtehen, ſowie die Rechte aus einer 
für fie beſtellten Bürgſchaft auf den neuen Gläubiger über. 

Ein mit der Forderung für den Fall der Zwangsvollſtreckung oder 
des Konkurſes verbundenes Vorzugsrecht kann auch der neue Gläu- 
biger geltend machen. 

2. Verhättniß unter den § 402. Der bisherige Gläubiger ift verpflichtet, dem neuen 


Parteien. 


a. Auskunftepſlict Gläubiger die zur Geltendmachung der Forderung nöthige Auskunft 
een zu ertheilen und ihm die zum Beweiſe der Forderung dienenden Ur⸗ 
kunden, ſoweit ſie ſich in ſeinem Beſitze befinden, auszuliefern. 


diesem Zeitpunkte vorausgehende letzte Vierteljahr kraft Gesetzes zu ent- 
richtenden Unterhaltsbeiträge, 
4. insoweit der Gesammtbeirag der Vergütung ($$ 1,3) die Summe 
von fünfzehnhundert Mark für das Jahr übersteigi.**) 
$ 4a.*) Auf die Beitreibun der zu Gunsten eines unehelichen Kindes von 
dem Vater für den im $4 Nr. 3 bezeichneten Zeitraum kraft Gesetzes zu ent- 
richtenden Unterhaltsbeiträge ‚findet dieses Gesetz nur insoweit Anwendung, als 
der Schuldner zur Bestreitung seines nothdürftigen Unterhalts und zur Erfüllung 
der ihm seinen Verwandten, seiner Ehefrau oder seiner früheren Ehefrau gegen- 
über gesetzlich obliegenden Unterhaltspflicht der Vergütung (S8 1, ) bedarf. 
Hierbei werden ausschliesslich die Leistungen berücksichtigt, welche vermöge 
einer solchen Unterhaltspflicht für den nämlichen Zeitraum oder, falls die Klage 
zu Gunsten des unehelichen Kindes nach der Klage eines Unterhaltsberechtigten 
erhoben ist, für die Zeit von dem Beginne des der Klage dieses Berechtigten 
vorausgehenden letzten Vierteljahrs ab zu entrichten sind. 


8 401. I. (Abſ. 1.) Nebeurechte. 

1. Die Namhaftmachung der hauptſächlichſten Nebenrechte (Hypothek, Pfand: 
recht und Bürgſchaft) ſchließt die entſprechende Anwendung der Vorſchrift auf 
andere Nebenrechte (insbeſ. z. B. auf die Vormerkung $$ 883 ff.) nicht aus. 
Wegen des Anſpruchs auf Einräumung einer Sicherungshypothek bei der 
Forderung des Unternehmers eines Bauwerkes vgl. § 648 Note 7. 

2. Der Uebergang der Nebenrechte erfolgt von Rechtswegen mit der Ueber⸗ 
tragung der Forderung. Für den Fall der Abtretung, d.h. Uebertragung 
durch Vertrag, iſt die Vorſchrift indeß nicht zwingend, ſondern nur dis⸗ 
pofitiv, fo daß der Uebergang der Nebenrechte ausgeſchloſſen werden kann, 
ſoweit dies im Einzelfalle nach dem Geſetze möglich iſt (ogl. Nr. 3). 

3. Die Forderung kann nicht ohne die Hypothek übertragen werden $ 1153; 
anders bei der Höchſthypothek $ 1190 Abſ. 4. — Wird bei Uebertragung der 
Forderung der Uebergang des Pfandrechts ausgeſchloſſen, ſo erliſcht das 
Pfandrecht § 1250 Abſ. 2. k 

4. Der neue Gläubiger hat Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs 
§§ 1154, 894 ff., GD. § 26 (zu § 1154) bezw. auf Herausgabe der Pfandſache 
($ 1251). Haftung des neuen und ſubſidiäre Haftung des bisherigen Pfand: 
gläubigers gegenüber dem Verpfänder § 1251 Abſ. 2. 

II. (Abſ. 2.) Vorzugsrechte. Vgl. CPO. § 804, Zw. § 10, KO. SS 61f. 


5 402. 1. Gewährleiſtungspflicht vgl. § 398 Note 100. 
2. Eigenthum an dem Schuldſcheine § 952. 
3. Bei Ueberweiſung im Wege der Zwangsvollſtreckung CPO. § 836 Abſ. 3. 


+) S. vorſtehende Seite. 

J Vgl., Art. III d. EG. zu dem Gef. betr. Aenderungen der CPO. vom 17. Mai 1898 
(ABl. S 333). Die Unterſcheidung zwiſchen den dauernd und nicht dauernd im Privatdienſt 
angeſtellten Perſonen ift beſeitigt. — Mit der nunmehrigen Ziffer 4 ift CPO. $ 850 (früher $ 749) 
in Einklangg ebracht. 
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$ 403. Der bisherige Gläubiger hat dem neuen Gläubiger auf 
Verlangen eine öffentlich beglaubigte Urkunde über die Abtretung 
auszuſtellen. Die Koſten hat der neue Gläubiger zu tragen und 
vorzuſchießen. 

§ 404. Der Schuldner kann dem neuen Gläubiger die Em: 
wendungen entgegenſetzen, die zur Zeit der Abtretung der Forderung 
gegen den bisherigen Gläubiger begründet waren. 

S 405. Hat der Schuldner eine Urkunde über die Schuld aus⸗ 
geſtellt, ſo kann er ſich, wenn die Forderung unter Vorlegung der 
Urkunde abgetreten wird, dem neuen Gläubiger gegenüber nicht 
darauf berufen, daß die Eingehung oder Anerkennung des Schuld⸗ 
verhältniſſes nur zum Schein erfolgt oder daß die Abtretung durch 
Vereinbarung mit dem urſprünglichen Gläubiger ausgeſchloſſen fei, 
es fei denn, daß der neue Gläubiger bei der Abtretung den Sach⸗ 
verhalt kannte oder kennen mußte. 

§ 406. Der Schuldner kann eine ihm gegen den bisherigen 
Gläubiger zuſtehende Forderung auch dem neuen Gläubiger gegen⸗ 
über aufrechnen, es ſei denn, daß er bei dem Erwerbe der Forde⸗ 
rung von der Abtretung Kenntniß hatte oder daß die Forderung 


§ 403. 1. Oeffentliche Beglaubigung § 129. 

2. Bei Abtretung einer Hypothekenforderung hat der bisherige Gläu⸗ 
biger die Beglaubigungskoſten zu tragen § 1154. 
3. Die Ueberweiſung im Wege der Zwangsvollſtreckung erſetzt die fürn: 
liche Erklärung CPO. § 836. Die Ueberweiſung erfolgt mit Zuſtellung des 
Beſchluſſes an den Drittſchuldner CPO. § 835 Abſ. 3. 


8 404. 1. Der Begriff der „Einwendungen“ umfaßt außer den „Ein⸗ 
reden“ (vgl. zu § 390 Note 2) alle Behauptungen, welche der Schuldner auf⸗ 
zuſtellen in der Lage iſt, um die gänzliche oder theilweiſe Zurückweiſung 
des Anſpruchs zu rechtfertigen, inſonderheit die Behauptung, daß die Forde⸗ 
rung erloſchen oder überhaupt nicht wirkſam entſtanden fei. 

2. Nicht darauf kommt es an, daß die Einwendungen dem Schuldner 
ſchon zur Zeit der Abtretung wirklich zuſtanden, ſondern nur, daß ſte zu 
dieſer Zeit ſchon begründet waren (wie z. B. ſtets die exceptio non 
impleti contractus $$ 320 ff.), wenn fie auch erſt durch ſpäter noch hinzu⸗ 
tretende Umſtände wirkſam geworden ſind. i 

3. Schuldanerkenntniß des Schuldners gegenüber dem neuen Gläubiger § 781. 

4. Bei Hypothekenforderungen $ 1157; Hypothekenzinsforderungen § 1158. 

5. Bei gerichtlich überwieſenen Forderungen ift die Zuſtellung des Pfän⸗ 
dungs⸗ nicht erft des Ueberweiſungsbeſchluſſes maßgebend CRD. 85 829 
Abſ. 3, 804; BGB. §§ 1275, 404. 


8 405. 1. Der Einwendung des Schuldners gegenüber, daß Scheingeſchäft 
N 117) oder Unübertragbarkeit ($ 399) vereinbart fei, hat der neue Gläubiger 
Ab Replik zu beweiſen, a) daß die Forderung verbrieft iſt, und b) daß die 
N btretung unter Vorlegung der Urkunde erfolgt iſt. Demgegenüber hat 

er Schuldner die Duplik der Kenntniß oder des Kennenmüſſens darzuthun. 
er Alle anderen Einwendungen, insbeſ. Anfechtung wegen Willensmängel, 

ling, ungerechtfertigte Bereicherung (8 821, 853) ꝛc. gelten ohne Ein⸗ 
nkung. 
3. Nachträgliche Vereinbarung der Nichtübertragbarkeit wird zweckmäßiger⸗ 
weiſe auf die Schuldurkunde geſetzt. 
4. Für Hypothekenforderungen vgl. § 1138. 


b. Beurkundung der 
Abtretung. 


3, Die dem Schuldner 


z. Z. der Abtretung 
zuſtehenden Einwen⸗ 
dungen, 


insbeſondere Schein⸗ 
natur, Unübertrag⸗ 
barkeit der verbrief⸗ 
ten Forderung. 


Das Aufrechnungs⸗ 


recht des Schuldners 
gegenüber dem neuen 
Gläubiger. 


Zu 88 106-308. 
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erſt nach der Erlangung der Kenntniß und ſpäter als die abgetretene 
Forderung fällig geworden iſt. 


1. Die §§ 406—408 finden auch Anwendung, wenn eine Forderung in 
eine geſchloſſene Vermögensmaſſe gelangt, insbeſondere auch auf Grund des 
Surrogationsprinzips (§ 90 Note III Ab), fo bei Geſellſchaftsvermögen § 720; 
Geſammtgut § 1473; Erbſchaft §§ 2019, 2041, 2111. 


2 


Wegen Hypothekenforderungen § 1156; Hypothekenzinsforderungen 


88 1158f. 


3. Für die im Wege der Zwangsvollſtreckung gepfändete Forde⸗ 
rung (CRO. § 829) vgl. wegen des Aufrechnungsrechts § 392. — § 407 und 
§ 408 finden unmittelbar nur auf die „abgetretene“ Forderung, gemäß § 412 
entſprechend auch auf die kraft Geſetzes übertragene Forderung Anwendung. 
Fur den Fall der Ueberweiſung im Wege der Zwangsvollſtreckung hingegen 
iſt ihre Anwendung nicht vorgeſehen. Entſcheidend iſt demnach für dieſen 
Fall lediglich der Zeitpunkt des Wirkſamwerdens der Ueberweiſung, nach 
EVD. 88 835, 829 Abſ. 3 alfo der Moment der Zuſtellung des Ueberweiſungs⸗ 
beſchluſſes an den Drittſchuldner, ohne Rückſicht darauf, daß dieſer ausnahms⸗ 
weiſe erſt ſpäter Kenntniß von der erfolgten Zuſtellung erlangt. 


§ 406. 1. Die bloße Aufrechnungsmöglichkeit begründet keine Ein: 
wendung des Aufrechnungsberechtigten (vgl. Titelvorb. vor $ 387 Note 3); fie 
fällt deshalb nicht unter § 404. 

Mit dem Abſchluſſe des Uebertragungsvertrags tritt der neue Gläubiger 
an die Stelle des bisherigen Gläubigers $ 398. Gemäß $ 387 würde die 
Zuläſſigkeit der Aufrechnung von Forderungen des Schuldners gegen die 
übertragene Forderung wegen mangelnder Gegenſeitigkeit der aufzurechnenden 
Forderungen ($ 387 Note 10%) fortfallen. 

a. § 406 erhält in when Umfange dem Schuldner das Recht der Auf⸗ 


rechnung gegen die ü 


bertragene Forderung auch dem neuen Glaubiger 


gegenüber. Das Aufrechnungsrecht ift nur ausgeſchloſſen: 
a. in Anſehung der Forderungen, die der Schuldner nachweislich in 


8. 


Kenntniß der erfolgten Abtretung erworben hat; hier kann natürlich 
auch keine gutgläubige Aufrechnung gemäß § 407 in Frage kommen; 
in Anſehung der erſt nach Erlangung der Kenntniß von der Abtretung 
und ſpäter als die abgetretene Forderung fällig gewordenen Gegen⸗ 
forderung. Vgl. hierzu § 392 Note 3. Noch nach der Uebertragung 
kann indeß in Anſehung ſolcher Forderung trotz objektiv nicht vor⸗ 
handenen Aufrechnungsrechts gemäß § 407 eine dem neuen Gläubiger 
gegenüber wirkſame Aufrechnung durch gutgläubige Erklärung des 
Schuldners gegenüber dem bisherigen Glaubiger vorgenommen werden. 


b. Die Beweislaſt dafür, daß die Gründe der Ausſchließung des Auf⸗ 
rechnungsrechts vorliegen, hat der neue Gläubiger. 
e. Die Aufrechnungserklärung des Schuldners erfolgt wirkſam: 


a. 


p. 


bis zu der von ihm erlangten Kenntniß von der Uebertragung gegen- 
über dem bisherigen Gläubiger § 407; 

nach erlangter Kenntniß nur gegenüber dem neuen Gläubiger. Den 
Worten des § 406 „auch dem neuen Gläubiger gegenüber“ iſt nicht 
zu entnehmen, daß die Aufrechnung gegen die abgetretene Forderung 
wahlweiſe dem bisherigen oder dem neuen Gläubiger gegenüber er⸗ 
folgen könne ($$ 388, 397 Satz 2). Das „auch“ trägt wohl nur dem 
Umſtande Rechnung, daß dem bisherigen Gläubiger möglicher Weiſe 
noch eine andere Forderung zuſtehen kann; in ſolchem Falle kann 
wegen dieſer dem bisherigen, wegen der übertragenen Forderung dem 
neuen Gläubiger gegenüber aufgerechnet werden. 


2. Die Haftung des bisherigen Gläubigers gegenüber dem neuen Glau⸗ 
biger beſtimmt ſich nach dem zwiſchen denſelben beſtehenden, der Abtretung 
zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſe. Standen ſich die Forderungen ſchon 
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§ 407. Der neue Gläubiger muß eine Leiſtung, die der Schuldner 
nach der Abtretung an den bisherigen Gläubiger bewirkt, ſowie jedes 
Rechtsgeſchäft, das nach der Abtretung zwiſchen dem Schuldner und 
dem bisherigen Gläubiger in Anſehung der Forderung vorgenommen 
wird, gegen ſich gelten laſſen, es ſei denn, daß der Schuldner die 
Abtretung bei der Leiſtung oder der Vornahme des Rechtsgeſchäfts kennt. 

Iſt in einem nach der Abtretung zwiſchen dem Schuldner und 
dem bisherigen Gläubiger anhängig gewordenen Rechtsſtreit ein 
rechtskräftiges Urtheil über die Forderung ergangen, ſo muß der 
neue Gläubiger das Urtheil gegen fih gelten laffen, es fei denn, 
daß der Schuldner die Abtretung bei dem Eintritte der Rechts⸗ 
hängigkeit gekannt hat. 

8 408. Wird eine abgetretene Forderung von dem bisherigen 
Gläubiger nochmals an einen Dritten abgetreten, ſo finden, wenn der 
Schuldner an den Dritten leiſtet oder wenn zwiſchen dem Schuldner 
und dem Dritten ein Rechtsgeſchäft vorgenommen oder ein Rechtsſtreit 
anhängig wird, zu Gunſten des Schuldners die Vorſchriften des 
§ 407 dem früheren Erwerber gegenüber entsprechende Anwendung. 

Das Gleiche gilt, wenn die bereits abgetretene Forderung durch 
gerichtlichen Beſchluß einem Dritten überwieſen wird oder wenn der 
bisherige Gläubiger dem Dritten gegenüber anerkennt, daß die be⸗ 
reits abgetretene Forderung kraft Geſetzes auf den Dritten über⸗ 
gegangen ſei. 

§ 409. Zeigt der Gläubiger dem Schuldner an, daß er die 
Forderung abgetreten habe, ſo muß er dem Schuldner gegenüber 
die angezeigte Abtretung gegen ſich gelten laſſen, auch wenn ſie nicht 
erfolgt oder nicht wirkſam iſt. Der Anzeige ſteht es gleich, wenn 
der Gläubiger eine Urkunde über die Abtretung dem in der Urkunde 
bezeichneten neuen Gläubiger ausgeſtellt hat und dieſer fie dem 
Schuldner vorlegt. 

Die Anzeige kann nur mit Zuſtimmung desjenigen zurückgenommen 
werden, welcher als der neue Gläubiger bezeichnet worden iſt. 


zur Zeit der Abtretung aufrechnungsfähig gegenüber, fo ift gemäß § 389 eine 
rechtlich nicht beſtehende Forderung abgetreten. Wegen Gewährleiſtung 
398 Note 10a; eventuell greift der Bereicherungsanſpruch aus § 816 ein. 

8 407. 1. Die Kenntniß muß dem Schuldner bewieſen werden. Bei 
Abtretung des Gehaltsanſpruchs Beamter ze. § 411. 

2. Wegen der Haftung des bisherigen Gläubigers gegenüber dem neuen 
Gläubiger vgl. § 406 Note 2. 

3. Abtretung einer rechtshängigen Forderung CPO. SS 265, 325. 
$ 8 408. 1. Der hier behandelte Fall iſt der, daß der bisherige Gläubiger 
1 bereits abgetretene Forderung nochmals abtritt, nach dem Satze nemo 
Plus juris hat der ſpätere Ceſſionar in Wirklichkeit die Forderung nicht er⸗ 
wörben. § 408 bezweckt demgegenüber den Schutz des Schuldners, der ſich 
C. Unkenntniß von der voraufgegangenen Abtretung mit dem ſpäteren 
nilſtonar einläßt. — Der ſpätere Ceſſtonar iſt trotz ſeines guten Glaubens 
1 0 geſchützt; er muß dasjenige, was er auf die Forderung erhalten hat, 
em wirklich Berechtigten gemäß § 816 herausgeben. Bal. auch § 409 Note 4. 

2. (Abſ. 2.) Wegen des Anerkenntniſſes vgl. zu § 412 Note 4 Abſ. 2. 


5, Rechtsgeſchäfte und 
Prozeßführung des 
Schuldners nach der 
Abtretung. 

a. mit dem bisherigen 
Glaubiger. 


b. mit einem Dritten, 
dem eine bereits ab⸗ 
getretenefyorderung 
von dem bisherigen 
Gläubiger übertra⸗ 
gen iſt. 


3. Anzeige oder Beur- 
kundung einer Ab⸗ 
tretung. 

a. Geltung zu Gunſten 
des Schuldners trotz 
objektv. Unrichtigk. 


= 


. Zurücknahme der 
Kundgebung. 
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7. Legitimation des § 410. Der Schuldner ift dem neuen Gläubiger gegenüber zur 
nenen Gläubigers. Leiſtung nur gegen Aushändigung einer von dem bisherigen Gläubiger 
über die Abtretung ausgeſtellten Urkunde verpflichtet. Eine Kündigung 
oder eine Mahnung des neuen Gläubigers iſt unwirkſam, wenn ſie 
ohne Vorlegung einer ſolchen Urkunde erfolgt und der Schuldner ſie 
aus dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſt. 
Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, wenn der bisherige 
Glaubiger dem Schuldner die Abtretung ſchriftlich angezeigt hat. 
. § 411. Tritt eine Militärperſon, ein Beamter, ein Geiſtlicher 
E halt 2e oder ein Lehrer an einer öffentlichen Unterrichtsanſtalt den übertrag⸗ 
baren Theil des Dienſteinkommens, des Wartegeldes oder des Ruhe- 
gehalts ab, fo ift die auszahlende Kaffe durch Aushändigung einer 
von dem bisherigen Glaubiger ausgeſtellten, öffentlich beglaubigten 
Urkunde von der Abtretung zu benachrichtigen. Bis zur Benach⸗ 
richtigung gilt die Abtretung als der Kaſſe nicht bekannt. 
It. Uebertragung trafi Ge § 412. Auf die Uebertragung einer Forderung kraft Geſetzes 
6 finden die Vorſchriften der 88 399 bis 404, 406 bis 410 ent- 
ſprechende Anwendung. 


§ 409. 1. Vgl. die entſprechende Beſtimmung bei der Vollmacht 98 171 f. 
Die Anzeige iſt empfangsbedürftige Willenserklärung § 130. Der Schuldner 
hat Echtheit und Rechtsbeſtändigkeit der Anzeige auf eigene Gefahr zu prüfen; 
iſt ſie nichtig, ſo gilt ſie als nicht erfolgt. Iſt die Anzeige wirkſam, ſo 
ſchadet die Nichtigkeit der Abtretung dem Schuldner ſelbſt dann nicht, wenn 
er den Mangel der Abtretungserklärung kennt; danach wird Berufung des 
Schuldners auf Schein (§ 117) ohne eigenes Intereſſe als exc. de jure 
tertii anzufehen fein, vgl. RG. 25 207, JW. 1898 S. 50414, 1900 S. 860 ® 
(daſelbſt weitere Citate), OLG. A 212. 

2. Zurücknahme der Anzeige ohne Vorlegung ſchriftlicher Zuſtimmungs⸗ 
erklärung des neuen Gläubigers kann nach §§ 182 Ab. 3, 111 zurückge⸗ 
wieſen werden. 

3. Schutz des Schuldners bei zu Unrecht in der Zwangsvollſtreckung er⸗ 
folgter Ueberweiſung CPO. § 836 Abſ. 2. 

4. Die Vorſchrift ſchützt unmittelbar nur den Schuldner, nicht auch den 
Ceſſionar, an welchen Jemand, der mangels rechtsbeſtändiger Uebertragung 
die Forderung zwar nicht erworben hat, aber durch Abtretungsurkunde als 
Gläubiger nach außen legitimirt ift, die Forderung abgetreten hat. Ift die 
Abtretungsurkunde zum Schein ausgeſtellt, ſo wird man den gutgläubigen 
Erwerber nicht auf den Schadenserſatzanſpruch verweiſen können, ſondern 
entſprechend den $$ 171 f., 405, 409 die Berufung auf die Scheinnatur der 
Abtretung verſagen müſſen. Vgl. auch § 408 Note 1. 

§ 410. 1. Wegen des Verhältniſſes zwiſchen dem Schuldner und dem 
bisherigen Gläubiger § 409. 

2. Die Geltendmachung des Rechtes, nur gegen Aushändigung einer Ab⸗ 
tretungsurkunde zu leiſten, iſt Einrede, deren Erhebung nur Verurtheilung 
zur Leiſtung Zug um Zug gegen die Aushändigung (vgl. zu § 274) zuläßt. 
Daß ſchriftliche Anzeige erfolgt iſt (Abſ. 2), ift Replikbehauptung. 

3. Einfluß nicht rechtzeitiger Legitimationsführung auf die Prozeßkoſten⸗ 
vertheilung CPO. N 94. 

4. Beweislaſt bei Kündigung und Mahnung vgl. § 111 Note 5. — Kündi⸗ 
gung und Mahnung durch den neuen Hypothekengläubiger § 1160. 

§ 411. 1. Oeffentliche Beglaubigung § 129; vgl. EG. Artt. 43 u. 45. 

3. Bei Uebertragung kraft Geſetzes iſt§ 41 nicht entſprechend anwendbar, §412. 

3. Sondervorſchrift: Baden | AG. z. BGB. Art. 11. 
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§ 412. 1. Von der Uebertragung einer Forderung kraft Ge⸗ 
ſetzes ſind zu unterſcheiden x 
a. die kraft Geſetzes eintretende Verpflichtung zur Abtretung (4. B. $$ 255, 

667, vgl. auch § 1251 Abſ. 2 letzter Satz). 

b. die Fälle unmittelbaren Rechtserwerbes für eine Perſon durch einen 
Dritten, vgl. § 164 (unmittelbarer Erwerb des Vertreters für den Ge⸗ 
ſchäftsherrn), §§ 1381, 1646 (unmittelbarer Erwerb für die Ehefrau oder 
das Kind bei Erwerb mit deren Mitteln durch den Ehemann oder den Vater). 

c. Uebergang der Forderungen auf den Erwerber eines Handelsgeſchäfts 
bei Fortführung der Firma HGB. § 25, abgedruckt zu § 419; Eintritt eines 
Geſellſchafters in das Geſchäft eines Einzelkaufmanns HGB. § 28. 

d. Kommiſſionsgeſchäfte HGB. § 392. i x N 
HGB. $ 39%. Forderungen aus einem Geschäfte, das der Kommissionär 

abgeschlossen hat, kann der Kommittent dem Schuldner gegenüber erst nach der 

Abtretung geltend machen. 

Jedoch gelten solche Forderungen, auch wenn sie nicht abgetreten sind, im 
Verhältnisse zwischen dem Kommittenten und dem Kommissionär oder dessen 
Gläubigern als Forderungen des Kommittenten. 

2. Fälle der Uebertragung kraft Geſetzes: 

a. Uebertragung der Forderung bei gewiſſen Zahlungen durch einen Dritten: 
durch den Ablöſungsberechtigten $$ 268 (anders § 267), 1150, 1249; 
durch einen Geſammtſchuldner § 426 Abf. 2; durch den Bürgen § 774 
Abſ. 1; durch den Eigenthümer, welcher nicht perſönlicher Hypotheken⸗ 
ſchuldner iſt § 1143; durch den Verpfänder, welcher nicht perſönlicher 
Schuldner ift 88 1225, 1266 ff.; bei Unterhaltsgewährung durch den fub- 
ſidiär Unterhaltspflichtigen §$ 1607 Abſ. 2, 1709 Abſ. 2. — Vgl. HGB. 
§ 441 (Frachtgeſchäft). 

b. Bei Geſammtgut kraft ehelichen Güterrechts §§ 1438, 1519, 1549. 

c. Wegen Ueberganges der Rechte aus dem Mieth⸗ und Pachtvertrag auf 
den Erwerber des Grundſtücks §§ 571 ff, 581 Abſ. 2 und in den ent⸗ 
ſprechenden Fällen, vgl. zu § 571. 

d. Uebergang des Verwendungsanſpruchs des Beſitzers auf den Beſitz⸗ und 
Rechtsnachfolger § 999 Abſ. 1. 

e. e des Geſellſchaftsantheils eines ausſcheidenden Geſellſchafters 

f. Uebergang von Anſprüchen aus dem Haftpflichtgeſetze v. 7. Juni 1871 
auf die Betriebsverwaltung des Reichs, welche dem Verletzten oder deſſen 
Hinterbliebenen Zahlungen auf Grund des Unfallfürſorgegeſetzes ze. 
leiſtete, vgl. Unfallfürſorgegeſetz für Beamte zc. v. 18. Juni 1901 5 12. 
3. Die Vorſchrift, daß „der Uebergang nicht zum Nachtheile des Gläubi⸗ 

gers geltend gemacht werden kann“, welcher ſich bei den Fällen zu 2 a findet, 

ſchützt den Gläubiger, ohne deſſen Willen ſich der Uebergang vollzieht, gegen 
eine Inanſpruchnahme aus dem Grunde der Gewährleiſtung, ferner dagegen, 
aß gegen ihn aus dem Uebergang eines Theiles der Forderung weiter⸗ 
gehende Folgen gezogen werden als diejenigen, welche ſich aus dem theil⸗ 
weiſen Erlöſchen der Forderung ergeben würden. Der Hauptanwendungs⸗ 

fall iſt, daß der Theilceſſionar dem Gläubiger mit ſeiner Reſtforderung im 

Range nachſteht und daß im Konkurſe des Schuldners ſowie bei der Zwangs⸗ 

vollſtreckung der Theilceſſionar durch Geltendmachung feiner Theilforderung 

den auf die Reſtforderung des Gläubigers entfallenden Betrag nicht ver⸗ 
kürzen darf (vgl. Mot. II S. 674 Anm. 2; III S. 730 a. E.). Nemo surrogat 

Contra se ipsum. Vgl. NOH. 21 210, RG. 3 184. — Der Grundſatz nemo 

Surrogat contra se ipsum gilt auch in Anſehung der Nebenrechte, welche gez 

mäß §§ 412, 401 auf den neuen Gläubiger auch beim Uebergange kraft Ge⸗ 

es mitübergehen, vgl. KG. Jahrb. 21 A 165. 

Vgl. für Hypothekenforderungen §§ 1143, 1145, 1164, 1176, 1182. 

Retz Das durch die entſprechende Anwendung des § 401 ſich ergebende 

echtsverhältniß ift durch § 1251 Abſ. 2 letzter Satz inſofern abweichend ge⸗ 


§ 412. 


B. Neberttagung anderer 


Rechte. 


Vorbemerkung zum 
N orme 
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§ 413. Die Vorſchriften über die Uebertragung von Forderungen 
finden auf die Uebertragung anderer Rechte entſprechende Anwendung, 
ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes vorſchreibt. 


Fünfter Abſch nitt. 
Achuldübernahme. 


regelt, als die ſubſidiäre Haftung des bisherigen Pfandgläubigers (vgl. 
Note 4 zu § 401) bei Uebergang kraft Geſetzes ausgeſchloſſen iſt. 

Die entſprechende Anwendung des $ 403. ergiebt die Verpflichtung des 
bisherigen Gläubigers zur Ertheilung eines öffentlich beglaubigten Aner⸗ 
kenntniſſes der kraft Geſetzes erfolgten Uebertragung (vgl. § 408 Abſ. 2; für 
Hypothekenforderungen $ 1155). — In den § 406—408 wird der Zeitpunkt 
der Kenntniß von dem Vorliegen des den Uebergang bewirkenden Thatbe⸗ 
ſtandes entſcheidend ſein müſſen. Für die Anwendung des § 407 auf die 
Uebertragung kraft Geſetzes vgl. RG. 31 26. 

Im § 410 tritt an die Stelle der Anzeige von der Abtretung die Anzeige 
bzw. das Anerkenntniß des Ueberganges (vgl. § 408 Abſ. 2). 

413. 1. Wegen unübertragbarer Rechte vgl. zu § 398. 

. 413 bezieht fidh z. B. auf das Vorkaufsrecht (§ 514), auf die Ueber⸗ 
tragung der Ausübung des Nießbrauchs (§ 1059), der perſönlich beſchränkten 
Dienſtbarkeit ($ 1092); ferner auf Urheber: und Patentrecht. Das Weſent⸗ 
liche iſt, daß zur Uebertragung ſolcher Rechte ein abſtrakter Vertrag genügt, 
§ 398. Ueber den Verlagsvertrag vgl. das Gef. über das Verlagsrecht v. 
19. Juni 1901 (RGBl. S. 217) 3 351. 

3. Wegen der Zwangsvollſtreckung in andere Vermögensrechte als Forde⸗ 
rungen vgl. CPO. ŞE 857 ff. 

4. Wegen genereller Abtretung eines Vermögens vgl. den als felbitver- 
ſtändlich geſtrichenen $ 313 des Entw. I. 

1. Das BGB. regelt nur die privative Schuldübernahme, d. h. 
Sondernachfolge in die Schuld; ſte erfolgt durch einen formloſen, abſtrakten 
dinglichen Vertrag (vgl. zu § 398 Note 1). Die Schuld geht jo über, 
wie ſie beſtanden hat; der Uebernehmer behält z. B. das Wahlrecht bei 
der Alternativobligation (§ 262). Weder in der Schuldübernahme noch 
in dem Nachſuchen der Genehmigung des Gläubigers ($ 415) liegt ein 
Schuldanerkenntniß oder ein Schuldverſprechen; die Einwendungen gegen 
die Forderung bleiben vielmehr beſtehen (§ 417). Nicht ausgeſchloſſen, 
ſondern nach dem das Recht der Schuldverhältniſſe beherrſchenden Prinzipe 
der Vertragsfreiheit zuzulaſſen ift auch die kumulative Schul düber⸗ 
nahme, kraft deren der Dritte neben dem bisherigen Schuldner als Schuldner 
eintritt. Dieſe Schuldübernahme, welche nach dem Wortlaute des Ge⸗ 
ſetzes weder der Bürgſchaftsform, noch auch, ſofern keine von dem urſprüng⸗ 
lichen Schuldverhältniſſe losgelöſte abſtrakte Verbindlichkeit übernommen wird, 
der Form der §§ 780 f. unterworfen ift (vgl. OLG. 4 53), wird in NO. JW. 
1902 Beil. S. 221 der Bürgſchaftsform des § 766 unterſtellt. 

2. Keine Schuldübernahme: die Erfüllungsübernahme (88 415 Abſ. 3, 329), 
die Annahme der Anweiſung durch den Angewieſenen ($ 788). 

3. Geſetzlicher Eintritt in fremde Schuld: Eintritt des Grundſtücks⸗ 
erwerbers in die Pflichten aus dem Mieth⸗ und Pachtvertrage §§ 571 ff., 
581 Abſ. 25 vgl. die entſprechenden Fälle zu § 571; Eintritt des neuen 
Pfandgläubigers in die Verpflichtungen des alten gegenüber dem Verpfänder 
§ 1251; Haftung des Vermögensübernehmers § 419; des Erbſchaftskäufers 
§ 2382; des Vermögensnießbrauchers § 1088; Uebergang der Schulden auf 
den Erwerber eines Handelsgeſchäfts HGB. § 25 zu § 419. 

4. Erforderniß vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung zur Schuldüber⸗ 
nahme für Mündel oder Kind §§ 1822 Ziff. 10, 1643. 
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§ 414. Eine Schuld kann von einem Dritten durch Vertrag mit 1. Schuldübernahme durch 
dem Gläubiger in der Weiſe übernommen werden, daß der Dritte 1 fiten Nebernegmer 
an die Stelle des bisherigen Schuldners tritt. und Gläubiger. 

§ 415. Wird die Schuldübernahme von dem Dritten mit dem 2. zwiſchen nebernehmer 
Schuldner vereinbart, fo hängt ihre Wirkſamkeit von der Genehmigung . die Vereinbart 


: ) - a. die Vereinbarung zwi⸗ 
des Gläubigers ab. Die Genehmigung kann erft erfolgen, wenn den nebernehmer und 


der Schuldner oder der Dritte dem Gläubiger die Schuldübernahme een, 
mitgetheilt hat. Bis zur Genehmigung können die Parteien den 
Vertrag ändern oder aufheben. i 

Wird die Genehmigung verweigert, fo gilt die Schuldübernahme v. vie Genehmigung des 
als nicht erfolgt. Fordert der Schuldner oder der Dritte den (ubigers. 
Gläubiger unter Beſtimmung einer Friſt zur Erklärung über die 
Genehmigung auf, ſo kann die Genehmigung nur bis zum Ablaufe 
der Friſt erklärt werden; wird ſie nicht erklärt, ſo gilt ſie als verweigert. 

Solange nicht der Gläubiger die Genehmigung ertheilt hat, iſt im 
Zweifel der Uebernehmer dem Schuldner gegenüber verpflichtet, den 
Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen. Das Gleiche gilt, wenn der 
Gläubiger die Genehmigung verweigert. 


§ 414. 1. Die Einwilligung des bisherigen Schuldners ift nicht erfor- 
derlich; der bisherige Schuldner ſcheidet aus dem Schuldverhältniß aus. 

2. Anfechtung wegen Willensmangels §§ 143, 123 Abſ. 2. Titelvorb. vor 
§ 116 Note 20 Abſ. 2 Nr. 4 u. 5. 

8 415. 1. Adreſſat, Formloſigkeit, rückwirkende Kraft der Genehmigung 
38 182, 184. — Anfechtung wegen Willensmangels f. $ 414 Note 2. 

2. (Abſ. 2.) Da bei Verweigerung ($ 130) der Genehmigung die Schuld⸗ 
übernahme — unbeſchadet ihrer obligatoriſchen Fortwirkung unter den Par⸗ 
teien (Abi. 3) — als nicht erfolgt gilt, fo kann der Gläubiger dieſelbe nicht 
hinterher unter Zurücknahme der Verweigerung genehmigen, vielmehr iſt ein 
erneuter Schuldübernahmevertrag zwiſchen dem Schuldner und dem Dritten 
zur Herbeiführung der Genehmigung des Gläubigers erforderlich. Der Ueber⸗ 
nehmer iſt zur Beſchaffung der Genehmigung an ſich nicht verpflichtet. 

3. Friſtſetzung vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4. Werden von beiden 
en verſchiedene Friſten geſetzt, ſo iſt die früher ablaufende Friſt ent- 

eidend. 

4. (Abſ. 3.) Die Verpflichtung des Gläubigers, die Leiſtung des Dritten 
entgegenzunehmen, richtet ſich nach § 267. — Die Verpflichtung des Ueber⸗ 
nehmers aus Ab. 3 beſteht ſowohl vor der Genehmigung als auch nach der 
Verweigerung der Genehmigung ſeitens des Gläubigers. — Rechtzeitige 

efriedigung iſt Befriedigung bei Fälligkeit, mag dieſe durch Kündigung oder 
ohne ſolche herbeigeführt fein. Mangels anderweiter Vertragsfeſtſetzung 
zwiſchen Schuldner und Uebernehmer iſt der Uebernehmer nicht verpflichtet 
und bleibt der Schuldner berechtigt, die Fälligkeit durch Ausübung des etwa 
deſtehenden Kündigungsrechts herbeizuführen, OLG. 4 227. — Im Zweifel hat 
der Gläubiger keinen unmittelbaren Anſpruch gegen den Dritten § 329. 
beg. Die Uebernahme einer Schuld in Aurechnung auf den Kaufpreis 
. die Kaufſchuld im Zweifel nicht zum Erlöſchen; die durch die Ueber⸗ 
ne dem Verkäufer gegenüber begründete Verbindlichkeit des Käufers zur 
gechtzeitigen Befriedigung des Gläubigers (§ 415 Abſ. 3) iſt im Zweifel 
“elitung Zahlungshalber, nicht an Zahlungsſtatt ($ 364 Abſ. 2). Die Rauf- 
ld erliſcht erft mit der Befreiung des Verkäufers, mag diefe durch Er⸗ 
Aschen der übernommenen Verbindlichkeit (8$ 362—397) oder durch Gench- 
migung der Schuldübernahme ſeitens des Gläubigers (ŞE 415 f.) herbeigeführt 
werden. Bis zu dem Zeitpunkt, in welchem die rechtzeitige (vgl. Note 3) 

Š. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 8. Aufl. 20 


c insbeſondere die Ueber- 
nahme einer Hypo⸗ 
thekenſchuld bei der 
Grundſtücksveräuße⸗ 
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3. Rwerhältniß zwiſchen 
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b. Einwendungen a. dem 
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zu runde liegenden 
Geſchäfte. 
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§ 416. Uebernimmt der Erwerber eines Grundſtücks durch Ver⸗ 
trag mit dem Veräußerer eine Schuld des Veräußerers, für die eine 
Hypothek an dem Grundſtücke beſteht, ſo kann der Glaubiger die 
Schuldübernahme nur genehmigen, wenn der Veräußerer ſie ihm 
mittheilt. Sind ſeit dem Empfange der Mittheilung ſechs Monate 
verſtrichen, ſo gilt die Genehmigung als ertheilt, wenn nicht der 
Gläubiger ſie dem Veräußerer gegenüber vorher verweigert hat; die 
Vorſchrift des § 415 Abſ. 2 Satz 2 findet keine Anwendung. 

Die Mittheilung des Veräußerers kann erſt erfolgen, wenn der 
Erwerber als Eigenthümer im Grundbuch eingetragen iſt. Sie muß 
ſchriftlich geſchehen und den Hinweis enthalten, daß der Uebernehmer 
an die Stelle des bisherigen Schuldners tritt, wenn nicht der Gläu⸗ 
biger die Verweigerung innerhalb der ſechs Monate erklärt. 

Der Veräußerer hat auf Verlangen des Erwerbers dem Gläubiger 
die Schuldübernahme mitzutheilen. Sobald die Ertheilung oder Ver⸗ 
weigerung der Genehmigung feſtſteht, hat der Veräußerer den Er⸗ 
werber zu benachrichtigen. 

§ 417. Der Uebernehmer kann dem Gläubiger die Einwendungen 
entgegenſetzen, welche ſich aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem 
Gläubiger und dem bisherigen Schuldner ergeben. Eine dem bis⸗ 
herigen Schuldner zuſtehende Forderung kann er nicht aufrechnen. 

Aus dem der Schuldübernahme zu Grunde liegenden Rechts⸗ 
verhältniſſe zwiſchen dem Uebernehmer und dem bisherigen Schuldner 
kann der Uebernehmer dem Gläubiger gegenüber Einwendungen nicht 
herleiten. 


Befriedigung des Gläubigers zu erfolgen hatte, iſt der durch die Schuldüber⸗ 
nahme belegte Theil des Kaufpreiſes geſtundet. Nach fruchtloſem Verſtreichen 
dieſes Zeitpunkts hat der Verkäufer wahlweiſe den Anſpruch auf das Kauf⸗ 
geld und auf Befreiung. 

§ 416. 1. Die Ertheilung der Genehmigung und der Lauf der Weige⸗ 
rungsfriſt ſetzen nothwendig die Mittheilung der Schuldübernahme durch 
den Veräußerer, d. h. alſo den Schuldner voraus. Macht der Erwerber 
die Mittheilung als Vertreter des Veräußerers mit oder ohne Vertretungs⸗ 
macht, ſo ſind § 174 bzw. § 179 zu beachten. Die Genehmigung kann ſo⸗ 
wohl dem Veräußerer wie dem Dritten gegenüber ($ 182), die Verweigerung 
der Genehmigung nur dem Veräußererer gegenüber erklärt werden. 

2. Verſtreichen der Friſt ift ein objektiv wirkender Thatbeſtand, vgl. Titel- 
vorh. vor $ 186 Note 4e. < 

3. (Abſ. 2.) Schriftform § 126. — Eintragung des Erwerbers als Eigen⸗ 

thümers im Grundbuche §§ 873, 925 Die Vorſchriften über Zeit, Form 
und Inhalt der Mittheilung betreffen nur den Fall, daß durch dieſelbe das 
Präjudiz der Genehmigung bei Schweigen binnen ſechs Monaten geſchaffen 
werden ſoll; hat der Gläubiger auf Grund einer anders gearteten Mittheilung 
des Veräußerers die Genehmigung dieſem gegenüber ertheilt, fo ift die Schuld⸗ 
übernahme nach 8415 S. 1 wirkſam. 
m: Wird die Schuldübernahme durch den Gläubiger nicht genehmigt, ſo 
iſt der Uebernehmer dem Schuldner gegenüber zur rechtzeitigen Befriedigung 
des Gläubigers verpflichtet. Erfüllt der Uebernehmer dieſe Verpflichtung 
nicht und befriedigt der Schuldner deshalb den Glaubiger oder vereinigt ſich 
Forderung und Schuld in einer Perſon, ſo geht die Hypothek kraft Geſetzes 
auf den Schuldner über. §§ 1164—1167 finden Anwendung. 

5. Schuldübernahme durch den Erſteher des Grundſtücks Zw. § 53. 
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§ 418. In Folge der Schuldübernahme erlöſchen die für die 
Forderung beſtellten Bürgſchaften und Pfandrechte. Beſteht für die 
Forderung eine Hypothek, ſo tritt das Gleiche ein, wie wenn der 
Gläubiger auf die Hypothek verzichtet. Dieſe Vorſchriften finden keine 
Anwendung, wenn der Bürge oder derjenige, welchem der verhaftete 
Gegenſtand zur Zeit der Schuldübernahme gehört, in dieſe einwilligt. 

Ein mit der Forderung für den Fall des Konkurſes verbundenes 
Vorzugsrecht kann nicht im Konkurs über das Vermögen des Ueber⸗ 
nehmers geltend gemacht werden. 


4. Neben- und Vorzugs⸗ 
rechte. 


§ 419. Uebernimmt Jemand durch Vertrag das Vermögen eines u. Seſetliche Schulden. 


Anderen, fo können deffen Gläubiger, unbeſchadet der Fortdauer der 
Haftung des bisherigen Schuldners, von dem Abſchluſſe des Vertrags 
an ihre zu dieſer Zeit beſtehenden Anſprüche auch gegen den Ueber⸗ 
nehmer geltend machen. 

Die Haftung des Uebernehmers beſchränkt ſich auf den Beſtand 
des übernommenen Vermögens und die ihm aus dem Vertrage zu⸗ 
ſtehenden Anſprüche. Beruft ſich der Uebernehmer auf die Be⸗ 
ſchränkung ſeiner Haftung, ſo finden die für die Haftung des Erben 
geltenden Vorſchriften der $$ 1990, 1991 entſprechende Anwendung. 

Die Haftung des Uebernehmers kann nicht durch Vereinbarung 
zwiſchen ihm und dem bisherigen Schuldner ausgeſchloſſen oder be⸗ 
ſchränkt werden. 


§ 417. 1. „Einwendungen“ vgl. zu § 404 Note 1. — Wegen des Aus⸗ 
gleichs zwiſchen dem bisherigen Schuldner und dem Uebernehmer, wenn 
letzterer mit einer aus der Perſon des erſteren entnommenen Einwendung 
durchdringt, vgl. § 1137 Note II. 5. 

2. Um eine dem bisherigen Schuldner zuſtehende Forderung aufrechnen 
zu können, muß der Uebernehmer fie erwerben. Vgl. Note 10 zu § 387. 

3. (Abſ. 2.) Wohl aber können Einwendungen aus dem Schuldübernahme⸗ 
vertrage ſelbſt (Titelvorb. Note 1, §§ 414, 415 f.), z. B. deffen Nichtigkeit 
geltend gemacht werden; vgl. Anfechtbarkeit wegen Betrugs zu § 123. — 
srwachſen dem Uebernehmer aus dem der Schuldübernahme zu Grunde 
liegenden Rechtsverhältniß Ansprüche (z. B. aus einem Kaufe Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüche), ſo ſind dieſe lediglich dem früheren Schuldner gegenüber geltend 
zu machen; den Gläubiger berührt dies nicht. 

§ 418. Die Anwendung des $ 418 geſtaltet fidh folgendermaßen: 

1. Bürgſchaft: Nimmt der Gläubiger ohne Einwilligung ($ 183) des 
Bürgen einen neuen Schuldner an Stelle des bisherigen an, ſo erliſcht die 
Bürgſchaft. Genehmigung der Schuldübernahme durch den Bürgen würde 
=e erneuete Bürgſchaftsübernahme aufzufaſſen fein ($ 766). 

2. Pfandrecht und Hypothek: Nimmt der Gläubiger einen neuen 
Schuldner an, ohne daß der Dritte, deſſen Sache bzw. Grundſtück wegen dieſer 
Wen Schuld pfandrechtlich bzw. hypothekariſch haftet, eingewilligt hat, fo 
85 iſcht das Pfandrecht; die Hypothek wird Eigenthümerhypothek ($ 1168), 
10 Eigenthümer kann Berichtigung des Grundbuchs nach SS 894 ff. ver- 
angen. Gehört die Pfandſache oder das hypothekariſch haftende Grundſtück 
95 Zeit der Schuldübernahme nicht einem Dritten, ſondern dem Schuldner 
oder dem Schuldübernehmer, ſo bleibt das Pfandrecht bzw. die Hypothek be⸗ 
man weil in der von ihnen (§§ 415 f.) vereinbarten Schuldübernahme zu⸗ 
9 45 die Einwilligung liegt. — Bei Geſammthypothek vgl. § 1175. 
ſchaf Die Vorſchriſt bezieht fih nur auf „beſtellte“, nicht auf geſetzliche Bürg⸗ 
chaften und Pfandrechte. Dieſe bleiben beitehen. 
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Sechſter Abſchnitt. 
Mehrheit non Schuldnern und Gläubigern. 


A. Tpeilbare Leiung. 5 420. Schulden Mehrere eine theilbare Leiſtung oder haben 
Lege ellen. Mehrere eine theilbare Leiſtung zu fordern, fo ift im Zweifel jeder 
Schuldner nur zu einem gleichen Antheile verpflichtet, jeder Gläubiger 


nur zu einem gleichen Antheile berechtigt. 


419. 1. Die Vermögensübernahme (Vorbehalt einzelner Gegenſtände 
RG. 24 260) begründet keine Schuldübernahme in dem Sinne, daß der bis- 
herige Schuldner aufhört Schuldner zu ſein, vielmehr tritt der Uebernehmer 
mit dem Abſchluſſe des auf Uebernahme gerichteten obligatoriſchen Vertrags 
als Geſammtſchuldner (§ 420 ff.) neben den bisherigen Schuldner. Vgl. 
Titelvorb. vor § 116 Note 20% Abi. 2. 

2. Zuläſſigkeit und Form $$ 310, 311; Analoge Fälle: Haftung bei Nieß⸗ 
brauch an einem Vermögen §§ 1085—1088; bei Erbſchaftskauf Rs 2382 f.; 
vgl. auch als Fall des Freiwerdens von der Haftung § 2036. 

3. Wegen Ertheilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung gegen den Ueber⸗ 
nehmer, der nach rechtskräftiger Feſtſtellung der Schuld das Vermögen über⸗ 


nommen hat, CPO. § 729. — Wegen Geltendmachung der beſchränkten 
Haftung in der Zwangsvollſtreckung CPO. § 786; im Konkurſe KO. § 68 
Gu § 421). 


4. Unbeſchränkte Haftung gegenüber dem Miether eines zu dem über⸗ 
nommenen Vermögen gehörigen Grundſtücks gemäß §§ 571 ff. 


HGB. 5 25. Per ein unter Lebenden erworbenes Handelsgeschäft unter 
der bisherigen Firma mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältniss 
andeutenden Zusatzes fortführt, haftet für alle im Betriebe des Geschäfts be- 
gründeten Werbindlichkeiten des früheren Inhabers. Die in dem Betriebe be- 
gründeten Forderungen gelten den Schuldnern gegenüber als auf den Erwerber 
übergegangen, falls der bisherige Inhaber oder seine Erben in die Fortführung 
der Firma gewilligt haben. 

Eine abweichende Vereinbarung ist einem Dritten gegenüber nur wirksam, 
wenn sie in das Handelsregister eingetragen und bekannt gemacht oder von dem 
Erwerber oder dem WVeräusserer dem Dritten mitgetheilt worden ist. 

Wird die Firma nicht fortgeführt, so haftet der Erwerber eines Handels- 
geschäfts für die früheren Geschäftsverbindlichkeiten nur, wenn ein besonderer 
Verpflichtungsgrund vorliegt, insbesondere wenn die Uebernahme der Verbin: 
lichkeiten in handelsüblicher Weise von deni Erwerber bekannt gemacht worden ist. 


§ 420. 1. Zum Begriffe der Theilbarkeit vgl. § 752 und Abſchnittvorb. 
vor § 90 Note IV. 

2. Getheiltheit der geſetzlichen Unterhaltspflicht beim Vorhandenſein meh⸗ 
rerer Verpflichteter $ 1606. — Mehrere mit demſelben Vermächtniſſe be- 
ſchwerte Erben oder Vermächtnißnehmer § 2148 Note 1. 

3. Einrede des nicht erfüllten Vertrags § 320. — Wegen Wandelung und 
Minderung vgl. § 474. 

4. Wichtige Ausnahmen von der Auslegungsregel, daß bei theilbarer 
Leiſtung Getheiltheit der Forderung und der Schuld eintritt: 

a. Fälle von Geſammtſchuld: Gemeinſchaftlicher Vertrag § 427; Vorſtands⸗ 
mitglieder und Liquidatoren juriſtiſcher Perſonen bei Verletzung der für 
die Gläubiger beſtehenden Schutzvorſchriften $$ 42 Abſ. 2, 53; mehrere 
Vertreter eines nicht rechtsfähigen Vereins § 54; Mitbürgen § 769; Mit: 
thäter einer unerlaubten Handlung $$ 830, 840; Uebernehmer und Nieß⸗ 
braucher eines Vermögens neben dem bisherigen Schuldner vgl. § 419 
Note 2; Eigenthümer mehrerer Trennſtücke des mit Reallaſt belaſteten 
Grundſtücks § 1108; Ehegatten im gewiſſen Umfange kraft ehelichen 
Güterrechts §§ 1388, 1459, 1480, 1530; Inhaber der elterlichen Gewalt 
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8 421. Schulden Mehrere eine Leiſtung in der Weiſe, daß u. Bejammthulsverbält- 
jeder die ganze Leiſtung zu bewirken verpflichtet, der Gläubiger aber 1. Geſammtſchuldner. 
die Leiſtung nur einmal zu fordern berechtigt iſt (Geſammtſchuldner), en Glaubiger. 
fo kann der Gläubiger die Leiſtung nach ſeinem Belieben von jedem ` 
der Schuldner ganz oder zu einem Theile fordern. Bis zur Be⸗ 
wirkung der ganzen Leiſtung bleiben ſämmtliche Schuldner verpflichtet. 

§ 422. Die Erfüllung durch einen Geſammtſchuldner wirkt auch 4. Erfüttungasadtungen 
für die übrigen Schuldner. Das Gleiche gilt von der Leiſtung an ne eſſchutoners 
Erfüllungsſtatt, der Hinterlegung und der Aufrechnung. 

Eine Forderung, die einem Geſammtſchuldner zuſteht, kann nicht; r f 
von den übrigen Schuldnern aufgerechnet werden. 5 

§ 423. Ein zwiſchen dem Gläubiger und einem Geſammt⸗ e 
ſchuldner vereinbarter Erlaß wirkt auch für die übrigen Schuldner, "Tonne, 
wenn die Vertragſchließenden das ganze Schuldverhältniß aufheben 
wollten. 


neben dem Kindesvermögen $$ 1654, 1388; mehrere Vormünder § 1833; 
Miterben § 2058; mehrere Teſtamentsvollſtrecker § 2219 Abſ. 2. 
HGB. Lehrling und neuer Lehrherr oder Prinzipal bei erſchlichener 
Beendigung des alten Lehrverhältniſſes § 78; offene Handelsgeſellſchafter 
$ 128. Mehrere Vertreter einer noch nicht eingetragenen Aktiengeſellſchaft 
. 8.200 und andere Fälle im Aktienrechte. 
5. Auf der Gläubigerſeite 

a. Geſammtgläubigerſchaft. Jeder kann die ganze Leiſtung fordern § 428. 

B. Gemeinſchaft zur geſammten Hand: nur alle Gläubiger können gemein: 

ſchaftlich fordern. Geſellſchaftsvermögen (§§ 709, 718 f.), Erbengemein⸗ 

ſchaft (§§ 2033 Abi. 2, 2039). 

8 421. 1. Fälle der geſammtſchuldneriſchen Haftung zu § 420 Note 4a. 
2. Der Gläubiger verliert durch die Inanſpruchnahme eines Geſammt⸗ 
ſchuldners nicht das Recht, „nach ſeinem Belieben“ auch gegen einen anderen 

eſammtſchuldner vorzugehen vgl. zu § 262 Note 1. 

3. KO. § 68. Wird über das Vermögen mehrerer oder einer von mehreren 
Personen, welche neben einander für dieselbe Leistung auf das Ganze haften, 

as Konkursverfahren eröffnet, so kann der Gläubiger bis zu seiner vollen Be- 
Priedigung in jedem Verjahren den Betrag geltend machen, den er zur Zeit der 
Munung des Verfahrens zu fordern hatte. 

4. Ueber die Eintragung von Zwangsſicherungshypotheken auf dem Grund: 
ige mehrerer Bre vgl. zu § 1132 Note 1 5 u. KG. Jahrb 21 

329. Beſondere Anwendung auf den Fall, daß gütergemeinſchaftliche Ehe⸗ 

gatten mit Sondergütern die Schuldner find KG. Jahrb. 22 A 173. 


E, Landesgeſetzgebung. 95 — - 
o Entſprechende Anwendbarkeit der 58 421—426 auf die in Kraft bleibenden 
S. desgeſete iſt vorgeſehen in: 
Sa Weim. | XG. z. BGB. § 32. Reuss d. L. NG. z. BGB. § 32. 
Esa | AG. z. BGB. Art. 28. | Reuss j. L. | AG. z. VOV. $ 27. 
422. Erfüllung §§ 362 ff.; Leiſtung an Erfüllungsſtatt $$ 364 f.; Sinter- 
legung S$ 372 ff.; Aufrechnung $$ 387 ff. 
$ 423. 1. Erlaß § 397. 


$ 193 Wirkung des Zwangsvergleichs bei Geſammtſchuldverhältniſſen KD. 


3. 
die A 


Der nur einem Geſammtſchuldner gegenüber wirkſame Erlaß berührt 
usgleichungspflicht der Geſammtſchuldner unter einander (§ 426) nicht. 


E 


ur 


b 
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. Glänbigerverzug. § 424. Der Verzug des Glaubigers gegenüber einem Geſammt⸗ 
ſchuldner wirkt auch für die übrigen Schuldner. 

Eintritt anderer That- § 425. Andere als die in den §§ 422 bis 424 bezeichneten 

es Geſſchuldaers. Thatſachen wirken, ſoweit ſich nicht aus dem Schuldverhältniß ein 
Anderes ergiebt, nur für und gegen den Geſammtſchuldner, in deſſen 
Perſon ſie eintreten. 

Dies gilt insbeſondere von der Kündigung, dem Verzuge, dem 

Verſchulden, von der Unmöglichkeit der Leiſtung in der Perſon eines 
Geſammtſchuldners, von der Verjährung, deren Unterbrechung und 
Hemmung, von der Vereinigung der Forderung mit der Schuld und 
von dem rechtskräftigen Urtheile. 

. Verhaktniß der Geſ⸗⸗ 426. Die Geſammtſchuldner ſind im Verhältniſſe zu einander 

ſchuldner zu emander. zu gleichen Antheilen verpflichtet, ſoweit nicht ein Anderes beſtimmt 
iſt. Kann von einem Geſammtſchuldner der auf ihn entfallende 
Beitrag nicht erlangt werden, ſo iſt der Ausfall von den übrigen 
zur Ausgleichung verpflichteten Schuldnern zu tragen. 

Soweit ein Geſammtſchuldner den Gläubiger befriedigt und von 

den übrigen Schuldnern Ausgleichung verlangen kann, geht die 
Forderung des Gläubigers gegen die übrigen Schuldner auf ihn 
über. Der Uebergang kann nicht zum Nachtheile des Gläubigers 
geltend gemacht werden. 


§ 424. Gläubigerverzug §§ 293 ff. 

§ 425. 1. (Abſ. 1.) 3. B. die Schuldübernahme, ſofern fie niht nach 
ren Inhalt auf die Befreiung aller Geſammtſchuldner gerichtet ift. — Die 

erpflichtung der einzelnen Geſammtſchuldner iſt auch inſofern ſelbſtändig, als 
ſie bezüglich Einzelner bedingt oder befriſtet ſein kann. Die Verpflichtung 
der anderen fällt nicht ſchon deshalb fort, weil die Verpflichtung eines Ge⸗ 
ſammtſchuldners aus einem in ſeiner Perſon liegenden Grunde nicht zur Ent⸗ 
ſtehung gelangt iſt. § 139 iſt zu berückſichtigen. 

Wegen Anfechtung von Willenserklärungen, aus welchen auch die an⸗ 
deren Geſammtſchuldner Rechte erwerben vgl. zu §§ 143, 124 Abſ. 2, Titel- 
vorh. vor $ 116 Note 20% Abſ. 2 Nr. 6. 

2. Ausübung des Rücktrittsrechts bei Geſammtſchuldverhältniſſen § 356. 

3. (Abſ. 2.) Verzug des Schuldners §8 284 ff.; Verſchulden SI 276 ff.; 
Unmöglichkeit der Leiſtung ŞS 275 ff., 323 ff.; Verjährung SS 194 ff., 202 ff., 
208 ff. — HGB. § 160. (Verjährung der Anſprüche gegen die Geſellſchafter 
einer aufgelöften offenen Handelsgeſellſchaft.) { 

4. Der Zwangsvergleich läßt die Rechte des Gläubigers gegen die Mit- 
ſchuldner des Gemeinſchuldners unberührt, KO. § 193. 

5. Wegen Erſtattung der Prozeßkoſten vgl. CPO. § 100 Abſ. 3 und 4; 
zu CPO. § 100 Abſ. 4 vgl. ferner BGB. § 767 Abſ. 2. 

6. Eintritt beſchränkter Erbenhaftung in der Perſon des Erben eines Ge⸗ 
ſammtſchuldners Titelvorb. vor § 1967 Note II. 3. 

§ 426. 1. (Abſ. 1.) Die Vertheilung des Ausfalls (S. 2) erfolgt nach 
demſelben Verhältniſſe wie zu Satz 1. 

2. Beſondere geſetzliche Regelung: Gemeinſchaft § 755; Mitbürgen $ 774; 
Geſammtſchuld aus unerlaubter Handlung § 840, vgl. auch § 829 Note 6; 
mehrere Vormünder § 1833; Miterben vgl. Note B. II. 3 zu $$ 2058 ff.; 
mehrere Frachtführer HGB. § 432 Abſ. 3. — Ueber den wechſelrechtlichen 
Rückgriff der mehreren Wechſelverpflichteten entſcheidet nicht § 426, ſondern 
das Wechſelrecht RG. IW. 1902 Beil. S. 234 (Regreß des Indoſſanten gegen 
den Ausſteller). 
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§ 427. Verpflichten fih Mehrere durch Vertrag gemeinſchaftlich 
z einer theilbaren Leiſtung, fo haften fie im Zweifel als Geſammt⸗ 
chuldner. 


§ 428. Sind Mehrere eine Leiſtung in der Weiſe zu fordern? 


berechtigt, daß jeder die ganze Leiſtung fordern kann, der Schuldner 
aber die Leiſtung nur einmal zu bewirken verpflichtet iſt (Geſammt⸗ 
gläubiger), ſo kann der Schuldner nach ſeinem Belieben an jeden 
der Gläubiger leiſten. Dies gilt auch dann, wenn einer der Gläu⸗ 
biger bereits Klage auf die Leiftung erhoben hat. 

§ 429. Der Verzug eines Geſammtgläubigers wirkt auch gegen 
die übrigen Gläubiger. 

Vereinigen ſich Forderung und Schuld in der Perſon eines Ge⸗ 
ſammtgläubigers, fo erlöſchen die Rechte der übrigen Gläubiger gegen 
den Schuldner. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der 88 422, 423, 425 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Insbeſondere bleiben, wenn ein Geſammt⸗ 
gläubiger ſeine Forderung auf einen Anderen überträgt, die Rechte 
der übrigen Gläubiger unberührt. 


3. (Abſ. 2.) Vgl. hierzu Note 3 zu § 412. Der Uebergang findet nur in 
Höhe des Ausgleichanſpruchs ſtatt; dieſer kann nicht nur auf Grund des 
zwiſchen den Geſammtſchuldnern beſtehenden Rechtsverhältniſſes, ſondern auch 
auf Grund des übergegangenen Forderungsrechts geltend gemacht werden. 
Wegen Mitübergang der Neben⸗ und Vorzugsrechte § 412 Note 4. 


8 427. 1. Mithin begründet die Verpflichtung, welche der gemeinſchaft⸗ 

liche Vertreter, — insbeſondere der geſchäftsführende Geſellſchafter für die 

Geſellſchafter — durch Vertrag übernimmt, im Zweifel ein Geſammtſchuld⸗ 

perhältniß. Ift der Vertrag in Anſehung Einzelner nichtig, ſo iſt die Rechts⸗ 

beſtändigkeit des Vertrags unter den Uebrigen nach § 139 zu beurtheilen. 

er Auf die Verpflichtung zu einer untheilbaren Leiſtung findet § 431 An⸗ 
ung. 


§ 428. 1. Ablehnung des Präventionsprinzips. — Der Schuldner, wel⸗ 
cher von mehreren Geſammtgläubigern einzeln in Anſpruch genommen wird, 
kann den Einwand der Rechtshängigkeit nicht entgegenſetzen; hat der auf die 
Klage eines Geſammtgläubigers verurtheilte Schuldner nachträglich einem 
anderen geleiſtet, ſo hat er die den Anſpruch ſelbſt betreffende Einwendung 
der Erfüllung gemäß § 767 CPO. geltend zu machen. 

2. Fälle von Geſammtgläubigerſchaft: $ 2151 Abſ. 3 (Mehrere, von denen 
einer Vermächtnißnehmer fein ſoll). — Vgl. ferner § 659 Note 3 (mehrere 
Vollbringer bei der Auslobung), $ 2194 (mehrere Klageberechtigte bei der 
Auflage). — Geſammtgläubigerſchaft kann auch im Falle des § 335 (For⸗ 

erungsrecht des Verſprechensempfängers und des Dritten) vorliegen. 

429. 1. (Abſ. 1.) Verzug des Gläubigers SS 293 ff. 


N (Abs. 2.) Sind auch mehrere Geſammtſchuldner vorhanden, ſo bleibt 
eee aus 8 426 auch nach dem Eintritte der Vereinigung 
en. 


3. (Abſ. 3.) 
a Erfüllung, Leiſtung an Erfüllungsſtatt, Hinterlegung und ie g 
Abf. 1 einem Geſammtgläubiger, wirkt auch gegen die übrigen § 422 


. Eine Forderung gegen einen „ kann nicht gegen die 
anderen aufgerechnet werden § 422 Abſ. 2. 


c. Haftung Mehrerer aus 
einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Vertrag. 


. Gefammtgläubiger. 

a. Verhältniß zum 
Schuldner. 

a. Leiſtungsempfänger. 


2- Eintritt von That- 
ſachen in der Perſon 
eines Geſammtgläu⸗ 
bigers. 


b. Verhältniß der Gef.- 
gläubiger zu einander. 


B. Untheilbare Leiſtung. 


I. Schuldnerſelte. 
II. Gläubigerſeite. 
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§ 430. Die Geſammtgläubiger find im Verhältniſſe zu einander 
zu gleichen Antheilen berechtigt, ſoweit nicht ein Anderes beſtimmt ift. 


$ 431. Schulden Mehrere eine untheilbare Leiſtung, fo haften 
ſie als Geſammtſchuldner. 


§ 432. Haben Mehrere eine untheilbare Leiſtung zu fordern, 
ſo kann, ſofern ſie nicht Geſammtgläubiger ſind, der Schuldner nur 
an alle gemeinſchaftlich leiſten und jeder Gläubiger nur die Leiſtung 
an alle fordern. Jeder Gläubiger kann verlangen, daß der Schuldner 
die geſchuldete Sache für alle Gläubiger hinterlegt oder, wenn fie 
jih nicht zur Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich zu beſtellenden 
Verwahrer abliefert. 

Im Uebrigen wirkt eine Thatſache, die nur in der Perſon eines 
der Glaubiger eintritt, nicht für und gegen die übrigen Glaubiger. 


€. Erlaß vertrag zwiſchen einem Geſammtgläubiger und dem Schuldner wirkt 
auch gegen die übrigen Gläubiger, wenn das ganze Schuldverhältniß 
aufgehoben werden ſollte § 423. 

d. Andere Thatſachen wirken, ſoweit ſich nicht Anderes aus dem Schuldver⸗ 
hältniſſe ergiebt, nur für und gegen den Geſammtgläubiger, in deſſen 
Perſon fie eintreten § 425, insbeſondere alfo keine exe. rei judicatae 
(CPO. $ 325) aus dem gegen einen anderen Geſammtgläubiger er- 
gangenen Urtheile. — Der Schuldner kann ſich gegen fortgeſetzte In⸗ 
anſpruchnahme durch negative Feſtſtellungsklage gegen die vermeintlichen 
Mitberechtigten ſchützen. 

§ 430. Vgl. mehrere Vermächtnißnehmer 88 2151 Abſ. 3 Satz 3, 2152 f. 

§ 431. 1. Zum Begriffe der Untheilbarkeit. 

„Die geſetzliche Unterhaltspflicht ift theilbar ($ 1606), weil nicht das 
Reſultat des Unterhaltens, ſondern nur die hierzu erforderlichen Geld⸗ 
mittel geſchuldet werden, dieſe aber theilbar find (vgl. Mot. IV S. 692). 
Ueber die Theilbarkeit der für den Altſitzer und ſeine Ehefrau aus⸗ 
bedungenen Altentheilsleiſtungen (Lebens- und Feuerungsmittel, Wohnung, 
Weiderecht) vgl. RG. IW. 1900 S. 67038, 

b. Untheilbare Leiſtungen ſind regelmäßig: die Ausführung eines Auftrags 

und Rechnungslegung (vgl. $ 666 Note 3), Verwahrung. 

2. Auch die an die Stelle der urſprünglichen, untheilbaren Leiſtung tretende 
Erſatzleiſtung behält den Charakter der untheilbaren Leiſtung. Die entgegen⸗ 
gelehte Beſtimmung Entw. I. $ 341 iſt als unzutreffend geſtrichen. Prot. I 
S. 444f. 


a 


§ 432. 1. Hinterlegung §§ 372 ff. 

2. Vgl. entſprechende Vorſchriften §§ 754, 1077, 1281. 

3. Beſondere Regelung: Gemeinſchaftliche Ausübung des Rücktrittsrechts 
§ 356; des Wiederkaufsrechts § 502; des Vorkaufsrechts § 513. 

FG. 8 165. In den Fällen der $$ 432, 1217, 1281, 2039 des Bürgerlichen 


Gesetzbuchs ist für die Bestellung des Verwahrers das Amtsgericht zuständig, 
in dessen Bezirke sich die Sache befindet. 


Ueber eine von dem Verwahrer beanspruchte Vergütung entscheidet das Amts- 
gericht. 

Vor der Bestellung des Verwahrers und vor der Entscheidung über die Ver- 
gütung sind die Betheiligten soweit thunlich zu hören, 
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Siebenter Abſchnitt. 
Einzelne Schulduerhältniſſe. 
Erſter Titel, 

Kauf. Tauſch. 


J. Begriff des Kaufes. Der Kauf ift ein gegenſeitiger Vertrag (88 320 ff.), 
welcher auf Umſatz von Sachen G 90) oder Rechten (§ 437) gegen Geld ge⸗ 
richtet iſt. 

a dh Kaufvertrag fteht zu der in Erfüllung deſſelben erfolgenden Ueber- 
tragung des Eigenthums (§§ 925, 929 ff.) bzw. der Forderung oder 
des Rechtes (8$ 398 ff., 413) in dem Verhältniſſe des Kauſalgeſchäfts zum 
Leiſtungsgeſchäfte (vgl. Vorbem. zum II. Buche Nr. 3). K 

2. Verhältniß zum Tauſch § 515. — Das für den Kauf begrifflich noth⸗ 
wendige Erforderniß eines Kaufpreiſes in Geld (SS 244 ff.) ſchließt die Aus⸗ 
bedingung anderweiter Leiſtungen neben dem in Geld feſtgeſetzten Kaufpreiſe 
mor aus (ogl. §§ 473, 507). Schuldübernahme in partem pretii zu § 415 

ote 5. 

3. Verhältniß zum Werkvertrag und zum Werklieferungsver⸗ 
trage §§ 631, 651. SGB. § 381 Abf. 2, abgedruckt zu II. 4. 

4. Verhältniß zum Pachtvertrage. Vgl. die auch für das BGB. zu: 
treffenden Entſcheidungen RG. 6 4 (Pacht eines Steinbruchs: die zu brechen⸗ 
den Steine als Frucht des Grundſtücks, § 99, indeß Kauf bei Ueberlaſſung 
für alle Zeit trotz Zahlung des Kaufpreiſes in 50 Jahresraten JW. 1899 
S. 462 2), — RG. 26 218 (Ob Ueberlaſſung gewiſſer Erträgniſſe des Grund- 
ſtücks in conereto Kauf oder Pacht, ift nicht ſowohl nach der Bezeichnung 
des Vertrags, als nach der aus dem Geſammtinhalte zu entnehmenden Ab- 
ſicht der Parteien zu beurtheilen), — RG. 27 279 (Ueberlaſſung von Thon⸗ 
lagern), — OFr. 72 187 (fog. Milchpachtvertrag als Kauf). 

II. Arten des Kaufes. 

1. Kauf nach Probe, Kauf auf Probe 58 494 ff. 

2. Wiederkauf 88 497 ff.; Vorkauf 89 504 ff. 

3. Erbſchaftskauf §§ 2371 ff. 

4. Auf den Handelskauf über Waaren und Werthpapiere, welcher vor⸗ 
liegt, wenn mindeſtens einer der beiden Theile Kaufmann iſt und das Ge⸗ 
ſchäft im Betriebe feines Handelsgewerbes geſchloſſen ift (HGB. §§ 343 ff., 
Vorbem. zum II. Buche Nr. 9), finden die Vorſchriften des BGB. An- 
wendung, ſoweit die Vorſchriften des HGB. §§ 373—382 nicht Anderes be- 
ſtimmen. (SGB. §§ 373, 374 abgedruckt zu § 386; § 375 zu § 295; § 376 
zu § 361; §§ 377 bis 379 zu § 464; § 380 zu § 453; § 382 zu § 481.) 

HGB. § 381. Die in diesem Abschnitte für den Kauf von Waaren ge- 
troffenen Vorschriften gelten auch für den Kauf von Werthpapieren. 

Sie finden auch Anwendung, wenn aus einem von dem Unternehmer zu be- 
schaffenden Sto Je eine nicht vertretbare bewegliche Sache herzusiellen ist. 

III. Form. Prinzip der Formfreiheit § 125. 

Gerichtliche oder notarielle Beurkundung ($ 128) iſt vorgeſchrieben für Ver⸗ 
außerung des gegenwärtigen Vermögens § 311, für Grundſtückskauf 
3513 für Erb ſchaftskauf § 2371 (Antheil des Miterben § 2033); vgl. auch 
IV. Die Vorſchriften des allgemeinen Theiles, insbeſondere über 
die Rechtsgeſchäfte und die Vertragsſchließung (88 104 ff., 145 ff.), ſowie die 
allgemeinen Vorſchriften über das Recht der Schuldverhält⸗ 
niſſe, 98 241 ff., greifen ein. 

R V. Anwendbarkeit der Vorſchriften über den Kauf auf andere 
Rechtsverhältniſſe vgl. zu 88 445, 493, 915. 


Vorbemerkung zum 
1. Tit 


el. 


314 Zweites Buch. Recht der Schuldverhältniſſe. 


I. Allgemeine Vorſchriften. 


L Inbalt des Reuf- § 433. Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer einer Sache 

1. Pflich des Vertäufers verpflichtet, dem Käufer die Sache zu übergeben und das Eigenthum 

Fur, iebergahe und an der Sache zu verſchaffen. Der Verkäufer eines Rechtes iſt ver⸗ 

echtsverſchaffung, pflichtet, dem Käufer das Recht zu verſchaffen und, wenn das Recht 
zum Beſitz einer Sache berechtigt, die Sache zu übergeben. 

2 pligt des Käufers Der Käufer ift verpflichtet, dem Verkäufer den vereinbarten Kauf- 


zur ablung und Ab preis zu zahlen und die gekaufte Sache abzunehmen. 


§ 433. I. Gegenſtand des Kaufes. 
1. Sache §§ 90 ff.; 

a. at een bezüglich Zubehör § 314. — Kauf eines Jubegriffs 
vgl. zu § 90 Note III 4. — Kauf eines Antheils an einer Sache iſt 
Rechtskauf, nicht Sachkauf, vgl. § 90 Note 5, § 1008 Note 1. — Kauf 
einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache vgl. $$ 213, 480. — Vieh⸗ 
kauf 89 481 ff. 

b. Verkauf fremder oder zukünftiger Sachen kann je nach dem kon⸗ 
kreten Thatbeſtande ſich als Kauf unter der Bedingung des Erlangens oder 
Entſtehens der Sache (4. B. der zukünftigen Ernte) oder als Vertrag über 
eine ſubjektiv bzw. hypothetiſch unmögliche Leiſtung ($$ 306 ff., § 439 
Note 2) ſich darſtellen. 

e. Verkauf von weſentlichen oder nicht weſentlichen Beſtandtheilen einer 
Sache für den Fall der Trennung mit der Verpflichtung dieſe Trennung 
en Vgl. § 93 Note III 3, § 313 Note 2f und § 956. 

2. Rechte. Auch erſt zu begründende Rechte können Gegenſtand des 
Kaufes fein; arg. ex $ 449. 

3. Rechte, welche zum Beſitz einer Sache berechtigen, ſind das 
zu beſtellende oder beſtehende Erbbaurecht §§ 1012, 1017 Abſ. 2, der zu be: 
ſtellende Nießbrauch § 1036 (der beſtehende Nießbrauch ift unübertrag⸗ 
bar § 1059); das zu beftellende dingliche Wohnungsrecht § 1093, vgl. indeß 
§ 1092; die Pfandforderung § 1251 Abſ. 1. Für Verkauf ſolcher Rechte 
kommen insbeſondere ferner in Betracht § 435, 437, 441, 451. Wegen des 
Mieth⸗ und Pachtrechts vgl. zu 88 549, 581. 

4. Auch andere wirtſchaftliche Güter als Sachen und Rechte können Gegen⸗ 
ſtand des Kaufes fein. Der Inhalt eines ſolchen Vertrags ift gemäß § 242 
(vgl. daſelbſt Note 4b, e) zu beſtimmen. Nicht ausgeſchloſſen ift, daß ein 
als Kauf bezeichneter Vertrag (vgl. auch Titelvorb. Note I 4) nicht oder 
wenigſtens nicht ausſchließlich nach den Grundſätzen vom Kaufe zu behandeln 
iſt; ſo, wenn es ſich bei einem ſolchen Vertrage nicht um eine einmalige 
Leiſtung, ſondern um ein dauerndes Verhältniß handelt. 

II. Kaufpreis. Vgl. Titelvorb. I. 2. 

1. Verkäufer ift für die von ihm behauptete Vereinbarung des Kauf: 
preiſes beweispflichtig, gleichgültig ob feiner Behauptung, daß der ange: 
meſſene Preis vereinbart ſei, die beſtreitende Behauptung, daß ein Preis feſt 
beſtimmt fei, entgegengeſtellt wird, oder, ob er umgekehrt einen feſtheſtimmten 
Preis, der Gegner aber die Vereinbarung des angemeſſenen Preiſes be⸗ 
hauptet. Vgl. zu 88 315, 316 und Staub HGB. S. 12. 

25 Verzinſung § 452, HGB. §§ 352 f. (zu § 246). — Stundung vgl. § 202; 
Kreditirung als Darlehen $ 607 Abſ. 2. Belegung durch Schuldübernahme 
in partem pretii 58 415 f. 

3. Vorbehalt des Rücktritts bei Nichtzahlung des Kaufpreiſes § 360; für 
Abzahlungsgeſchäfte vgl. RGef. v. 16. Mai 1894, abgedruckt hinter § 361. 

III. Pflicht des Verkänfers zur Uebergabe und Rechtsverſchaffung vgl. 
Vorbem. zu 88 434—445 Note 1. — Gewährleiſtung für Mängel im Rechte 
§§ 434—444; für Mängel der Sache §§ 459 ff. — Pflicht des Verkäufers 
die Sache bis zur Uebergabe in Obhut zu behalten und ſolche Eingriffe 
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§ 434. Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer den verkauften 
Gegenſtand frei von Rechten zu verſchaffen, die von Dritten gegen 
den Käufer geltend gemacht werden können. 


Dritter abzuhalten, welche ſeine dereinſtige Verpflichtung zur Uebergabe in 
Frage ſtellen und den körperlichen Beſtand des Kaufgegenſtandes unmittel⸗ 
bar berühren, § 242. JW. 1901 S. 169%; vgl. auch Borb. zu §§ 459 ff. 
Note III. Bei Annahmeverzug des Käufers §§ 300 ff. 

IV. Abnahmepflicht des Käufers. 3 

1. Die Abnahmenflicht beſteht nur gegenüber dem Angebote vertrags⸗ 
mäßiger Leiſtung; auch geringfügige Mängel, ſoweit ſie nicht nach den 
Vorſchriften von dem Gefahrübergange (88 446 f., 450 Note 1) dem Käufer 
zur Laſt fallen, berechtigen den Käufer die Abnahme zu verweigern (vgl. 
8 320 Note 3, § 459 Note 4). Der Abnahmepflicht des Käufers entſpricht der 
klagbare Anſpruch des Verkäufers auf Abnahme, und zwar auf vorbehalt⸗ 
loſe Abnahme § 464. 

2. Der Leiſtungsort für die Abnahmepflicht des Käufers beſtimmt ſich nach 
8269. Bei dem Verkaufe von Gattungsſachen iſt regelmäßig der Wohnſtitz 
bzw. der Ort der gewerblichen Niederlaſſung des Käufers Leiſtungsort RG. 
49 72 JW. 1901 S. 733. 

3. Durch Nichtabnahme kommt der Käufer nicht nur in Annahmeverzug 
(88 293 ff.), ſondern gegebenenfalls auch in Schuldnerverzug, 88 284 ff., vgl. 
§ 304 Note 1, § 295 Note 1. Indeß wird ſich hier ſehr ſtark die Rückſicht 
auf Treu und Glauben mildernd geltend machen. Vgl. § 326 Note L6. — 
Wegen der Aufbewahrungspflicht, des Hinterlegungsrechts, Selbſthülfever⸗ 
kaufs vgl. §§ 302, 372 ff., 383 ff., daſelbſt auch HGV. § 373; Handels⸗ 
Spezifikationskauf HGB. § 375 zu § 295 Note 1. 

V. Für die beiderſeitigen Verpflichtungen gelten die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften; beſonders wichtige Vorſchriften: § 242 (Treu und Glauben); §§ 276, 
300, SGB. § 347 (Sorgfalt); §§ 269—271 (Ort und Zeit der Leiſtung). 


1. Verſchaffungsprinzip. Der Veräußerungsvertrag verpflichtet zur 
Verſchaffung des veräußerten Rechtes ($ 433), nicht bloß zur Verſchaffung 
des Habere licere. 

2. Rechtsgewährpflicht und Garantieübernahme. 

Die hier geregelte Rechtsgewährpflicht gründet ſich in dem Kaufvertrage 
ſelbſt. Sie ift keine ſelbſtändige Garantiepflicht; eine ſolche kann indeß durch 
beſondere vertragsmäßige Zuſicherung begründet werden und iſt alsdann, 
ſofern es ſich nicht lediglich um eine vertragsmäßige Wiederholung des ge⸗ 
ſetzlichen Inhalts des Kaufvertrags handelt (vgl. Borb. zu §E 459 ff. Note IV), | 
nach allgemeinen Vorſchriften des Rechtes der Schuldverhältniſſe zu beurtheilen. 
3. Betrug. Im Falle des Betrugs haftet der Verkäufer über die geſetz⸗ 
liche Gewährleiſtungspflicht hinaus für den verurſachten Schaden $$ 823 ff. 
Daneben Anfechtbarkeit des Geſchäfts § 9 1231. . 

4. Verjährung. Die Anſprüche aus der Gewährleiſtung wegen Rechts⸗ | 
mängel verjähren in 30 Jahren, § 194 ff. 


§ 434. 1. Freiheit ift zu gewähren ſowohl von (dinglichen) Rechten an 
der Sache als auch von perſönlichen Rechten, welche gegen den Eigenthümer, 
ſei es im Wege der Klage, ſei es im Wege der Einwendung (vgl. §§ 986, 
1004 Abſ. 2), geltend gemacht werden können (Miethe §§ 571 ff., Pacht § 581, 
Verwendungsanſprüche des Beſitzers § 999 Abſ. 2, Zurückbehaltungsrechte 
98 273 f., Renten aus Ueberbau oder Nothweg §$ 912 ff., 917). Der Ber- 
käufer iſt ſomit verpflichtet, dem Rechte des Käufers entgegenſtehende Rechte 
auf ſeine Koſten zu beſeitigen bzw. zur Löſchung zu bringen. 

5 2. Unter $ 434 fallen auch Vormerkungen ($ 883) und Veräußerungsver⸗ 
die au Gunſten beſtimmter Perſonen (§ 135 f.). Veräußerungsverbote, 
ss 101 Nen Intereſſe beſtehen, machen das Geſchäft nichtig; vgl. 


a. Umfang der Rechts⸗ 
verſchaffungspflicht. 
a. Rechte Dritter. 


Zu 88 13445. 


P. Bereinigung 
des Grundbuchs 
(Schiffsregiſters). 


7. Oeffentliche Raften. 


4. Nomen verum. 
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§ 435. Der Verkäufer eines Grundſtücks oder eines Rechtes an 
einem Grundſtück iſt verpflichtet, im Grundbuch eingetragene Rechte, 
die nicht beſtehen, auf ſeine Koſten zur Löſchung zu bringen, wenn 
ſie im Falle ihres Beſtehens das dem Käufer zu verſchaffende Recht 
beeinträchtigen würden. 

Das Gleiche gilt bei dem Verkauf eines Schiffes oder eines 
8 an einem Schiffe für die im Schiffsregiſter eingetragenen 
Rechte. 

§ 436. Der Verkäufer eines Grundſtücks haftet nicht für die 
Freiheit des Grundſtücks von öffentlichen Abgaben und von anderen 
offentlichen Laſten, die zur Eintragung in das Grundbuch nicht ge— 
eignet ſind. 

§ 437. Der Verkäufer einer Forderung oder eines ſonſtigen 
Rechtes haftet für den rechtlichen Beſtand der Forderung oder des 
Rechtes. 

Der Verkäufer eines Werthpapiers haftet auch dafür, daß es 
nicht zum Zwecke der Kraftloserklärung aufgeboten iſt. 


3. Wegen eingetragener, aber nicht beſtehender Rechte § 435. 

4. Haftung des Verkäufers für die Nichterfüllung ſeiner Verpflichtung zur 
Verſchaffung freien Eigenthums, vgl. §§ 439, 440 ff. 

8 435. 1. Berichtigung des Grundbuchs §§ 894 ff., GO. § 22. 

2. Berichtigung des Schiffsregiſters § 1263; FrG. § 102. 

3. Wegen beſtehender Rechte § 434. 

§ 436. 1. Ob eine Abgabe oder Laſt eine öffentliche ift und ob fie zur 
Eintragung in das Grundbuch geeignet iſt, entſcheidet das am Orte der be⸗ 
legenen Sache geltende Landesrecht. Eine öffentliche Laſt iſt z. B. der An⸗ 
liegerbeitrag aus § 15 des Preuß. BaufluchtG. v. 2. Juli 1875 (vgl. 
Friedrichs Baufluchtc H. III. Aufl. S. 145), ortsſtatutariſche Baubeſchränkungen 
OLG. 4 229. Schul baulaſt RG. Gruchot 26 953. Die Renten, welche ge- 
mäß § 3 des Preuß. Gef. v. 27. April 1872, betr. die Ablöſung der den geiſt⸗ 
lichen und Schulinſtituten ꝛc. zuſtehenden Realberechtigungen (GS. S. 417) 
an die Stelle öffentlich⸗rechtlicher Laſten anderer Art getreten find, haben 
den öffentlich⸗rechtlichen Karakter behalten, RG. Jahrb. 22 A 320. Schul- und 
Kirchenbaulaſt in Preußen vgl. EG. Art. 132. — Preußiſche Ablöſungsrenten 
der Rentenbanken fallen nicht unter § 436. NG. JW. 1902 S. 69. — Um: 
ſatzſteuer ift keine Laft des Grundſtücks, NG. 40 264. 

2. Vertheilung der Laſten zwiſchen Käufer und Verkäufer $$ 446, 103. 

3. Im Falle entſprechender Vereinbarung oder Argliſt des Verkäufers tritt 
die Haftung des Verkäufers ein; vgl. Vorb. zu §§ 434—445 Note 3. 

§ 437. 1. (Abſ. 1.) Wegen der durch § 437 begründeten Garantiepflicht 
für den Rechtsbeſtand der Forderung vgl. zu § 306 Note 5. Maßgebend iſt 
der Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes. § 437 iſt nicht anwendbar, wenn die 
Forderung als eine ihrem Beſtande nach unſichere verkauft worden iſt; daß 
dies der Fall, kann ſich ſchon aus dem hinter dem Nennwerth erheblich 
zurückbleibenden Kaufpreis ergeben ($$ 157, 242). 

2. (Abs. 2.) Die Vorſchrift des Abſ. 2 ift bei einem nach deutſchem Rechte 
zu beurtheilenden Kaufe eines ausländiſchen Werthpapiers, das nach dem 
für das A maßgebenden Rechte (vgl. zu § 799) von einer Zahlungs⸗ 
ſperre, Oppoſitionseinlegung 2c. betroffen ift, entſprechend anzuwenden. — 
Die Lieferung eines ausgelooſten oder gekündigten Werthpapiers ift 
regelmäßig, verglichen mit der geſchuldeten Leiſtung, Lieferung eines aliud. 
RG. 1 292. Vgl. zu § 363. 
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§ 438. Uebernimmt der Verkäufer einer Forderung die Haftung 
für die Zahlungsfähigkeit des Schuldners, ſo iſt die Haftung im 
Zweifel nur auf die Zahlungsfähigkeit zur Zeit der Abtretung zu 
beziehen. 

§ 439. Der Verkäufer hat einen Mangel im Rechte nicht zu 
vertreten, wenn der Käufer den Mangel bei dem Abſchluſſe des 
Kaufes kennt. 

Eine Hypothek, eine Grundſchuld, eine Rentenſchuld oder ein Pfand⸗ 
recht hat der Verkäufer zu beſeitigen, auch wenn der Käufer die 
Belaſtung kennt. Das Gleiche gilt von einer Vormerkung zur Siche⸗ 
rung des Anſpruchs auf Beſtellung eines dieſer Rechte. 

8 440. Erfüllt der Verkäufer die ihm nach den §§ 433 bis 
437, 439 obliegenden Verpflichtungen nicht, ſo beſtimmen ſich die 
Rechte des Käufers nach den Vorſchriften der 88 320 bis 327. 

Iſt eine bewegliche Sache verkauft und dem Käufer zum Zwecke 
der Eigenthumsübertragung übergeben worden, ſo kann der Käufer 
wegen des Rechtes eines Dritten, das zum Beſitze der Sache be⸗ 
rechtigt, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nur verlangen, wenn er 
die Sache dem Dritten mit Rückſicht auf deſſen Recht herausgegeben 


3. Die Haftung für eine vor Einleitung des Aufgebotsverfahrens verfügte 
Zahlungsſperre (CPO. $ 1019) ergiebt fih aus § 434 (vgl. daſelbſt Note 2). 

4. Den Zeitpunkt, bis zu welchem der Rechts mangel eingetreten ſein muß, 
um die Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers zu begründen, ergiebt § 446, 
bei Gattungskauf in Verbindung mit § 243. 
5. Der Erfüllungsort ($ 269) der Verpflichtung aus dem Forderungskauf 
iſt unabhängig von dem Erfüllungsorte der verkauften Forderung, vgl. RG. 
IW. 1901 S. 640. 


§ 438. Anderweite Abrede und argliſtiges Verſchweigen des Zahlungs⸗ 
unvermögens des Schuldners vgl. Borb. Note 2 und 3 zu 88 434—445. 


$ 439. 1. (Abſ. 1.) Nur wirkliche Kenntniß des Käufers vom Rechts⸗ 
mangel (val. § 434 Note 1) des Verkäufers bei Vertragsſchluß — nicht auch 
verſchuldete Unkenntniß oder Zweifel — jteht dem Gewährleiſtungsanſpruch 
entgegen. Der Verkäufer hat die Kenntniß zu beweiſen. Anſprüche aus be⸗ 
ſonderer Zuſage des Veräußerers werden durch § 439 nicht berührt. Vgl. 
Borb. zu 88 434—445 Note 2. — Auch wenn ein Widerſpruch (§ 899) gegen 
das Recht des Verkäufers oder eine Vormerkung ($ 883) zur Sicherung des 
Rechtes auf Auflaſſung auf dem Kaufgrundſtück eingetragen ift, ift wirt: 
liche Kenntniß von dem Rechtsmangel entſcheidend. í 

2. Wird über die Sache als eine fremde kontrahirt, fo ift es Frage der 
Auslegung des einzelnen Falles, ob Garantieübernahme des Verkäufers oder 
Verzicht auf Gewährleiſtung von Seiten des Käufers vorliegt $ 435 Note 1b. 
Kennt der Käufer beim Vertragsſchluſſe das Beſtehen einer obligatoriſchen 
Verbindlichkeit des Verkäufers in Anſehung der Kaufſache, deren Erfüllung 
die Erfüllung des Kaufvertrags ausſchließt, ſo hat die Beurtheilung nicht nach 
§ 439, ſondern nach den allgemeinen Grundſätzen ($ 325) zu erfolgen. Bgl. 
Seuff. 56 171. Nicht ausgeſchloſſen ift unter Umſtänden die Auslegung des 
Parteiwillens dahin, daß der Kauf nur für den Fall der Beſeitigung der 
beſtehenden Verbindlichkeit des Verkäufers gewollt ift. 

3. Abſ. 2 ift nicht anwendbar, wenn anderweite Vereinbarung, z. B. Ueber⸗ 
nahme der Hypotheken ꝛc. in partem pretii verabredet iſt (vgl. $ 416). 

4. Kauf in öffentlicher Verſteigerung § 935 Abſ. 2, § 936. 


S. Nomen bonum. 


b. Kenntniß d. Käufers. 


3. Nichterfüllung Seitens 
des Verkäufers. 


a. insbeſ. Schadenserſatz 
bei Entwehrung be⸗ 
weglicher Sachen. 
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hat oder ſie dem Verkäufer zurückgewährt oder wenn die Sache unter⸗ 
gegangen iſt. 

Der Herausgabe der Sache an den Dritten ſteht es gleich, wenn 
der Dritte den Käufer oder dieſer den Dritten beerbt oder wenn 
der Käufer das Recht des Dritten anderweit erwirbt oder den Dritten 
abfindet. 

Steht dem Käufer ein Anſpruch auf Herausgabe gegen einen 
Anderen zu, ſo genügt an Stelle der Rückgewähr die Abtretung des 
Anſpruchs. 

§ 441. Die Vorſchriften des § 440 Abſ. 2 bis 4 gelten auch 
dann, wenn ein Recht an einer beweglichen Sache verkauft iſt, das 
zum Beſitze der Sache berechtigt. 

b. Beweislast bezüglich § 442. Beſtreitet der Verkäufer den vom Käufer geltend ge- 
des Rechtsmangels. machten Mangel im Rechte, fo hat der Käufer den Mangel zu be- 
weiſen. 


8 440. 1. (Abſ. 1.) Auch nach erfolgter Bewirkung des Leiſtungsge⸗ 
ſchaͤfts (vgl. Borb. zu dieſem Titel I. I) greifen wegen Rechtsmängel die all⸗ 
gemeinen Vorſchriften über gegenſeitige Verträge (88 320—327: Einrede des 
nicht erfüllten Vertrags, Klage auf Erfüllung, Rücktrittsrecht, Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung) ein, Käufer ift für den Rechtsmangel beweispflichtig 
($ 442). Das Vorhandenſein einer vertragswidrigen Belaſtung des Grund- 
ſtücks kann theilweiſe Nichterfüllung i. S. der G 323 ff. bedeuten. 

2. (Abſ. 2.) Eine Ausnahme von der aus dem RNechtsverſchaffungsprinzipe 
(58 433 f.) fließenden Regelung des 120 1 ift im Abſ. 2 nur für den Scha⸗ 
denserſatzanſpruch, nicht auch für die anderen Rechtsbehelfe (vgl. Nr. 1) 
des Käufers gemacht, wenn eine bewegliche Sache oder ein zum Beſitze 
einer ſolchen berechtigendes Recht (§ 433 Note 3, § 441) verkauft und die 
Sache zum Zwecke der Eigenthumsübertragung übergeben iſt. Durch Abſ. 2 
wird verhindert, daß der im Genuſſe der Sache verbleibende Käufer wegen 
des Rechtsmangels Schadenserſatz erhält. 

3. Für den Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung im Falle des 
Unterganges der Sache iſt zu berückſichtigen, daß nur ein Schade, 
welcher mit dem Rechtsmangel in urſächlichem Zuſammenhange 
ſteht, zu erſetzen ift ($ 249; vgl. § 287 Note 2). Ein ſolcher liegt z. B. vor, 
wenn der Käufer die Sache weiter veräußert und in Folge des Rechtsmangels 
ſeinen Verdienſt einbüßt oder wenn er ſeinerſeits ſeinem Käufer wegen des 
Rechtsmangels Schadenserſatz leiſten muß; in derartigen Fallen ſchließt der 
nachträgliche Untergang der Sache den Schadenserſatzanſpruch nicht aus. — 
Iſt die Sache nach der Rückgewähr ſeitens des zweiten Käufers dem erſten 
Käufer geſtohlen worden, ſo wird die Rückgewähr der Sache durch die Ab⸗ 
tretung des gegen den Dieb beſtehenden Herausgabeanſpruchs erſetzt (Abſ 4). 

4. Das Anwendungsgebiet des § 440 ift mit Rückſicht auf die Vorſchriften 
über den Eigenthumserwerb im guten Glauben ($$ 892, 933 ff.) einerſeits 
und die Vorſchrift des § 439 andererſeits nur ein geringes. Abgeſehen von 
dem Falle grobfahrläſſiger Unkenntniß des Käufers (§ 932 Abſ. 3) und der 
Veräußerung geſtohlener, verlorener oder ſonſt abhanden gekommener Sachen 
($ 935), handelt es ſich um die Fälle, in denen die Kenntniß des mangeln⸗ 
den Rechtes in der Zeit zwiſchen Abſchluß des Kaufvertrags und der Bewir⸗ 
kung des Leiſtungsgeſchäfts eintritt. — Ueber den Verkauf durch den Pfand: 
gläubiger vgl. § 1233 Note II. 2 bg. 

8 441. Vgl. zu § 440. — Anwendungsfälle f. zu § 433 Note J. 3. 


§ 442. Dieſe Beweisregel gilt für alle Fälle, in denen der Käufer den 
Mangel im Rechte (als Klagegrund, als Einrede oder zur Begründung feines 
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§ 443. Eine Vereinbarung, durch welche die nach den §§ 433 4. 


bis 437, 439 bis 442 wegen eines Mangels im Rechte dem Ver⸗ 
käufer obliegende Verpflichtung zur Gewährleiſtung erlaſſen oder 
beſchränkt wird, ift nichtig, wenn der Verkäufer den Mangel argliſtig 
verſchweigt. 

§ 444. Der Verkäufer ift verpflichtet, dem Käufer über die den 
verkauften Gegenſtand betreffenden rechtlichen Verhältniſſe, insbeſon⸗ 
dere im Falle des Verkaufs eines Grundſtücks über die Grenzen, 
Gerechtſame und Laſten, die nöthige Auskunft zu ertheilen und ihm 
die zum Beweiſe des Rechtes dienenden Urkunden, ſoweit ſie ſich in 
ſeinem Beſitze befinden, auszuliefern. Erſtreckt ſich der Inhalt einer 
ſolchen Urkunde auch auf andere Angelegenheiten, ſo iſt der Ver⸗ 
käufer nur zur Ertheilung eines öffentlich beglaubigten Auszugs ver⸗ 


pflichtet. 


§ 445. Die Vorſchriften der SS 433 bis 444 finden auf andere s. 


Verträge, die auf Veräußerung oder Belaſtung eines Gegenſtandes 
gegen Entgelt gerichtet ſind, entſprechende Anwendung. 


Rücktrittsrechts) geltend macht, ohne Rückſicht darauf, ob der dingliche Ver⸗ 
trag ſchon gethätigt iſt oder noch ausſteht. 

§ 443. Argliſtig verſchweigt der Verkäufer nicht, wenn er die Kenntniß 
des Mangels bei dem Käufer vorausſetzt, wohl aber dann, wenn er darauf 
rechnet, daß der Käufer den Mangel nicht erkennen werde. 


§ 444. 1. Die Anwendbarkeit des $ 444 fegt den erfolgten Abſchluß des 
Kaufvertrags voraus. Die Anzeigepflicht vor Abſchluß ergiebt ſich mittel⸗ 
bar aus § 439. 

2. Sonderregelung bei Abtretung einer Forderung vgl § 402. 

3. Das Verfahren zur Herſtellung eines beglaubigten Auszugs richtet ſich, 
mangels reichsrechtlicher Regelung, nach den Landesgeſetzen. Der Anſpruch 
auf Einſicht der ganzen Urkunde kann nur auf den Kaufvertrag ($ 242), 
nicht auf den einen anderen Thatbeſtand regelnden § 810 geſtützt werden. 
(So Planck Note 2 gegen Endemann Einl. § 160 Anm. 17.) 

§ 445. 1. Entſprechend anwendbar z. B. auf Tauſch, Geſellſchaftsvertrag, 
Vergleich; ferner auf den entgeltlichen obligatoriſchen Verpfändungsvertrag 
(pact. de oppignerando); RG. 2 260, 6 85, 9 103. — Verkauf einer Forde⸗ 
rung oder eines Rechtes vgl. § 398 Note 16. 

2. Beſondere Vorſchriften: § 365 Hingabe an Erfüllungsſtatt; § 757 Ge⸗ 
meinſchaftstheilung; § 1477 Gütergemeinſchaft; § 2042 Abſ. 2 Erbengemein⸗ 
ſchaft; § 2182 Vermächtniß; § 2376 Abſ 1 Erbſchaftskauf; vgl. auch § 2385 
Abſ. 1. — Bei Miethe und Pacht ŞE 541, 581; Schenkung § 523; Ausſtat⸗ 
tung § 1624 Abf. 2; Schenkung einer Erbſchaft § 2385 Abi. 2. 

3. CPO. 5 306. Wird ein Gegenstand auf Grund der Pfändung ver- 
äussert, so steht dem Erwerber wegen eines Mangels im Rechte oder wegen 
eines Mangels der veräusserten Sache ein Anspruch auf Gewährleistung nicht zu. 

4. Für Zwangsverſteigerung von Grundſtücken Zw. § 56 (zu § 446); vgl. 
wegen des Rechtserwerbes auch Zw. SS 55, 90, 91, 93, 130. 

Zw. § 90. Durch den Zuschlag wird der Ersteher Eigenthümer des Grund- 
cn sofern nicht im Beschwerdewege der Beschluss rechtskräftig aufgehoben 

rd. 

Mit dem Grundstück erwirbt er zugleich die Gegenstände, auf welche sich 
die Versteigerung erstreckt hat. 

Zw. § 91 Abs. I. Durch den Zuschlag erlöschen unter der im § 90 Abs. 1 
bestimmten Voraussetzung die Rechte, weiche nicht nach den Versteigerungs- 
bedingungen bestehen bleiben sollen. 


5. 


Vertragsmäßige Nyitir: 


derung. Argliſt. 


Auskunftspflicht. 


Entſprechende Anwend⸗ 


barteit der § 433 444 
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7. Gefahrübergang. § 446. Mit der Uebergabe der verkauften Sache geht die Gefahr 
oe wann des zufälligen Unterganges und einer zufälligen Verſchlechterung auf 
den Käufer über. Von der Uebergabe an gebühren dem Käufer die 

Nutzungen und trägt er die Laſten der Sache. 

b. Grundſtückskauf. Wird der Käufer eines Grundſtücks vor der Uebergabe als Eigen⸗ 
thümer in das Grundbuch eingetragen, ſo treten dieſe Wirkungen 
mit der Eintragung ein. 

e. Lerſendungstauf. § 447. Verſendet der Verkäufer auf Verlangen des Käufers 
die verkaufte Sache nach einem anderen Orte als dem Erfüllungs⸗ 
orte, ſo geht die Gefahr auf den Käufer über, ſobald der Verkäufer 
die Sache dem Spediteur, dem Frachtführer oder der ſonſt zur Aus⸗ 
führung der Verſendung beſtimmten Perſon oder Anſtalt ausge⸗ 
liefert hat. 

Hat der Käufer eine beſondere Anweiſung über die Art der Ver⸗ 
ſendung ertheilt und weicht der Verkäufer ohne dringenden Grund 
von der Anweiſung ab, ſo iſt der Verkäufer dem Käufer für den 
daraus entſtehenden Schaden verantwortlich. 


8 446. I. Gefahrübergang (vgl. § 450 Note 1). 

1. Wegen der Tragung der Gefahr bis zur Uebergabe vgl. § 323. 

2. Gefahrübergang bei Eigenthumsvorbehalt ſ. zu § 455. 

3. Uebergabe auf Grund eines aufſchiebend bedingten Kaufes (z. B. § 495) 
iſt keine Uebergabe einer „verkauften“ Sache; vgl. Titelvorb. vor § 158 
Note J 3. Die Gefahr bleibt beim Verkäufer. — Gefahrübergang bei der 
unbedingt verkauften, aber unter Vorbehalt des Eigenthums übergebenen 
Sache § 455 Note 3. — Wird die Uebernahme der Sache abgelehnt, ohne 
daß Annahmeverzug (Note 4) vorliegt, ſo geht die Gefahr nicht über. 

4. Bei Annahmeverzug § 300, 324 Ab}. 2, 372 ff. Für Handelskauf 
HGB. § 373, abgedruckt Wg § 386. 

5. Fortdauer der Haftung des früheren Grundſtücksbeſitzers Dritten 
gegenüber bei Einſturz des Gebäudes zc. $ 836. 

II. Nutzungen und Laſten. 

1. Begriff, Vertheilung der Nutzungen und Laſten vgl. $$ 99—103. 

2. Vorausverfügung des Grundſtücksverkäufers über den Miethzins § 573. 

3. Entſprechende Regelung der Kaufpreisverzinſung § 452. 

III. Sonderregelung: 

1. Für Werkvertrag bzw. Werklieferungsvertrag §§ 644, 651. 

2. Für Erbſchaftskauf § 2380. 

3. Zw. § 6. Die Gefahr des zufälligen Unterganges geht in Ansehung des 
Grundstücks mit dem Zuschlag, in Ansehung der übrigen Gegenstände mit dem 
Schlusse der Versteigerung auf den Ersteher über. Von dem Zuschlag an ge- 
bühren dem Ersteher die Nutzungen und trägt er die Lasten. Ein Anspruch 
auf Gewährleistung findet nicht statt. 

§ 447. 1. Transportgefahr. 

a. Bei Verſendung an den Erfüllungsort (§ 269) greift $ 446 Abſ. 1 ein. 
b. Nur bei Verſendung an einen anderen Ort als den Erfüllungsort 
findet § 447 Anwendung. 

2. Andere Rechtsverhältniſſe als die Transportgefahr werden durch $ 447 
nicht berührt, insbeſondere verbleiben dem Käufer etwaige Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüche wegen Mangelhaftigkeit, auch wenn die mangelhafte Sache unter⸗ 
wegs durch Zufall verſchlechtert wird oder untergeht; ebenſo verbleibt es bei 
der Vorſchrift des § 446 Abſ. 1 S. 2 und bei § 450 Abſ. 1. — Wegen des 
Eigenthumsüberganges vgl. § 929 und insbeſ. daſelbſt Note III. 

3. Verletzung der dem Verkäufer obliegenden Sorgfalt (§ 276; HGB. 
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§ 448. Die Koſten der Uebergabe der verkauften Sache, ins: s. 
beſondere die Koſten des Meſſens und Wägens, fallen dem Verkäufer, 
die Koſten der Abnahme und der Verſendung der Sache nach einem 
anderen Orte als dem Erfüllungsorte fallen dem Käufer zur Laſt. 

Iſt ein Recht verkauft, ſo fallen die Koſten der Begründung oder 
Uebertragung des Rechtes dem Verkäufer zur Laſt. 

§ 449. Der Käufer eines Grundſtücks hat die Koſten der Auf⸗ 
laſſung und der Eintragung, der Käufer eines Rechtes an einem 
Grundſtücke hat die Koſten der zur Begründung oder Uebertragung 
des Rechtes nöthigen Eintragung in das Grundbuch, mit Einſchluß 
der Koſten der zu der Eintragung erforderlichen Erklärungen, zu 
tragen. Dem Käufer fallen in beiden Fällen auch die Koſten der 
Beurkundung des Kaufes zur Laſt. 

§ 450. Iſt vor der Uebergabe der verkauften Sache die Gefahr ə. 
auf den Käufer übergegangen und macht der Verkäufer vor der 
Uebergabe Verwendungen auf die Sache, die nach dem Uebergange 
der Gefahr nothwendig geworden ſind, ſo kann er von dem Käufer 
Erſatz verlangen, wie wenn der Käufer ihn mit der Verwaltung der 
Sache beauftragt hätte. 

Die Verpflichtung des Käufers zum Erſatze ſonſtiger Verwendungen 
9 üh nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne 

uftrag. 


Koſten 

a. der Ueber gabe; 

b. der Abnahme und 
Ueberſendung; 


e 


der Rechtsbegründung 
und Uebertragung; 


. 


„der grundbuchlichen 
Erledigung; 


e. der Beurkundung bei 
Grundſtückskäufen. 


Verwendungen. 


§ 451. Sit ein Recht an einer Sache verkauft, das zum Beſitze 10. Entſvrechendeunwend⸗ 


der Sache berechtigt, fo finden die Vorſchriften der 88 446 bis 450 
entſprechende Anwendung. 


§ 452. Der Käufer ift verpflichtet, den Kaufpreis von dem 1 


Zeitpunkt an zu verzinſen, von welchem an die Nutzungen des ge⸗ 
kauften Gegenſtandes ihm gebühren, ſofern nicht der Kaufpreis ge⸗ 
ſtundet iſt. 


$ 347) in Bewirkung der verlangten Abſendung beeinflußt nicht den Gefahr⸗ 
übergang, ſondern begründet Schadenserſatzpflicht. 

4. Wegen Gattungskaufs vgl. zu § 243. 
un Entſprechende Anwendbarkeit des § 447 auf den Werkvertrag § 644 

2 

§ 448. (Abſ. 2.) Wegen Verkaufs eines Rechtes an einem Grundſtücke $ 449. 
F 449. 1. Wer die Stempelkoſten, Umſatzſteuer ꝛc. zu tragen hat, ent- 
ſcheidet § 449 nicht. Mangels einer Vertragsbeſtimmung (§§ 157, 242) be- 
nimmt ſich die Zahlungspflicht nach den die Stempelpflicht ꝛc. begründenden 
Vorſchriften. Tritt biernach Geſammtſchuld ein, fo richtet fih die Auz- 
gleichungspflicht der Parteien nach § 426. Vgl. KG. Bl. 1899 S. 39. 

„ Zw. $58. Die Kosten des Beschlusses, durch welchen der Zuschlag 
ertheilt wird, fallen dem Ersteher zur Last. 
-S 450. 1. Fälle des Ueberganges der Gefahr vor der Uebergabe der 
Sache § 446 Abſ. 2 (Grundſtücksauflaſſung); § 447 (Verſendungskauf). — 
a Fall des Annahmeverzugs ($ 300 Abſ. 2) ift durch $ 304 geregelt. 
Geſe Wegen des Verwendungsanſpruchs des Beauftragten (Abſ. 1) bzw. des 

eſchäftsführers ohne Auftrag (Abſ. 2) vgl. zu §§ 256, 257. 

3. Zurückbehaltungsrecht 80 273 f. 

F451. Vgl. zu § 433 Note I. 3. 

§ 452. 1. Kaufpreis vgl. § 433 Note II. — Entſcheidend für den Zins⸗ 
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bar keit der 58 446—450, 


. Kaufpreis. 
a. Berzimfung. 


b. Marktpreis als Kauf⸗ 
preis. 


II. Rücktritt des Perkäufers. 


1. Nichtzahlung des ge⸗ 
ſtundeten Kaufpreiſes. 


2. Eigenthumsvorbehalt 
bis zur Zahlung des 
Kaufpreiſes. 
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§ 453. Iſt als Kaufpreis der Marktpreis beſtimmt, ſo gilt im 
Zweifel der für den Erfüllungsort zur Erfüllungszeit maßgebende 
Marktpreis als vereinbart. 

HGB. § 380. Ist der Kaufpreis nuch dem Gewichte der Waare 
zu berechnen, so kommt das Gewicht der Verpackung (Taragewicht) in 
Abzug, wenn nicht aus dem Vertrag oder dem Handelsgebrauche des 
Ortes, an welchem der Verkäufer zu erfüllen hat, sich ein Anderes 
ergiebt. 

Ob und in welcher Höhe das Taragewicht nach einem bestimmten 
Ansatz oder Verhältnisse statt nach genauer Ausmittelung abzuziehen 
ist, sowie, ob und wieviel als Gutgewicht zu Gunsten des Käufers zu 
berechnen ist oder als Vergütung für schadhafte oder unbrauchbare 
Theile (Refaktie) gefordert werden kann, bestimmt sich nach dem Ver- 
trag oder dem Handelsgebrauche des Ortes, an welchem der Verkäufer 
zu erfüllen har. 

8 454. Hat der Verkäufer den Vertrag erfüllt und den Kauf- 
preis geſtundet, fo fteht ihm das im $ 325 Abſ. 2 und im § 326 
beſtimmte Rücktrittsrecht nicht zu. 

§ 455. Hat ſich der Verkäufer einer beweglichen Sache das 
Eigenthum bis zur Zahlung des Kaufpreiſes vorbehalten, ſo iſt im 
Zweifel anzunehmen, daß die Uebertragung des Eigenthums unter 
der aufſchiebenden Bedingung vollſtändiger Zahlung des Kaufpreiſes 


beginn ift der Zeitpunkt, von welchem ab nach geſetzlicher (§§ 446, 451) oder 
rechtsgeſchäftlicher Beſtimmung dem Käufer die Nutzungen (§ 100) gebühren. 
Ob thatſächlich eine Nutzung ſtattfindet, iſt unerheblich. 

2. Zinsfuß 4 pCt. § 246. — Handelskauf HGB. § 353 (abgedr. zu § 246). 

3. Iſt der Kaufpreis geſtundet, ſo tritt die Zinspflicht erſt mit dem Eintritte 
der Fälligkeit ein, ſofern nicht die Verzinſung von einem früheren Zeitpunkt 
ab ausbedungen iſt. 

§ 453. 1. Nicht Ort und Zeit der thatſächlichen, ſondern der nach 
vertragsmäßigen Erfüllung (vgl. §§ 269 f.) ift entſcheidend. 

2. Giebt es am Erfüllungsort einen Marktpreis — wovon eine Unterart 
der Börſenpreis — nicht, ſo iſt der Marktpreis desjenigen Marktorts ent⸗ 
ſcheidend, zu deſſen Verkehrsbereich in Anſehung von Sachen der gekauften 
Art 150 Erfüllungsort gehört; dies braucht nicht gerade der nächſte Markt⸗ 
ort zu ſein. 

3. Iſt die Höhe des Preiſes weder ausdrücklich noch ſtillſchweigend verein⸗ 
bart, ſo iſt im Zweifel der Preis vom Verkäufer nach billigem Ermeſſen zu 
beſtimmen, $$ 316 f. — Beweislaſt über den Inhalt der Vereinbarung vgl. 
§ 433 Note II. 1. 

§ 454. 1. Die Ausſchließung des Rücktrittrechts der SE 325, 326 beruht 
auf der Auffaſſung, daß mit der Stundung des Kaufpreiſes (d. h. der Ver⸗ 
einbarung, daß der Kaufpreis erſt nach der im Weſentlichen vollendeten 
Leiſtung des Verkäufers fällig fein ſoll, RG. 50 138) der im Weſen des 
gegenſeitigen Vertrags liegende Zuſammenhang von Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung gelöft wird. Der Schadenserſatzanſpruch bleibt unberührt. — Eine 
einſeitige Zurücknahme der Stundung wegen nachträglicher Vermögensver⸗ 
ſchlechterung des Käufers ift nicht zuläſſig (vgl. OLG. A 31), unbeſchadet der 
Anfechtbarkeit der Stundungserklärung wegen Irrthums über die Vermögens⸗ 
verhältniſſe des Käufers gemäß § 119. 

2. Der Grundſtückskauf, iſt, ſo lange die Auflaſſung (§ 925) noch aus⸗ 
T 5 00 erfüllt, auch wenn die Uebergabe ſchon erfolgt ift, RG. 50 138, 
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erfolgt und daß der Verkäufer zum Rücktritte von dem Vertrage 
berechtigt iſt, wenn der Käufer mit der Zahlung in Verzug kommt. 

§ 456. Bei einem Verkauf im Wege der Zwangsvollſtreckung 
dürfen der mit der Vornahme oder Leitung des Verkaufs Beauftragte 
und die von ihm zugezogenen Gehülfen, mit Einſchluß des Protokoll⸗ 
führers, den zum Verkaufe geſtellten Gegenſtand weder für ſich per⸗ 
ſönlich oder durch einen Anderen noch als Vertreter eines Anderen 
kaufen. 

5 457. Die Vorſchrift des § 456 gilt auch bei einem Verkauf 
außerhalb der Zwangsvollſtreckung, wenn der Auftrag zu dem Verkauf 
auf Grund einer geſetzlichen Vorſchrift ertheilt worden iſt, die den 
Auftraggeber ermächtigt, den Gegenſtand für Rechnung eines Anderen 
verkaufen zu laſſen, insbeſondere in den Fällen des Pfandverkaufs 
und des in den $$ 383, 385 zugelaſſenen Verkaufs, ſowie bei einem 
Verkaufe durch den Konkursverwalter. 

8 458. Die Wirkſamkeit eines den Vorſchriften der §§ 456, 457 
zuwider erfolgten Kaufes und der Uebertragung des gekauften Gegen⸗ 
ſtandes hängt von der Zuſtimmung der bei dem Verkauf als Schuld⸗ 
ner, Eigenthümer oder Gläubiger Betheiligten ab. Fordert der Käufer 
einen Betheiligten zur Erklärung über die Genehmigung auf, ſo finden 
die Vorſchriften des § 177 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 

Wird in Folge der Verweigerung der Genehmigung ein neuer Ver⸗ 
kauf vorgenommen, ſo hat der frühere Käufer für die Koſten des 
neuen Verkaufs ſowie für einen Mindererlös aufzukommen. 


II. Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache. 

8 459. Der Verkäufer einer Sache haftet dem Käufer dafür, 
daß ſie zu der Zeit, zu welcher die Gefahr auf den Käufer übergeht, 
nicht mit Fehlern behaftet iſt, die den Werth oder die Tauglichkeit 
zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten 


§ 455. 1. Wegen der aufſchiebend bedingten Eigenthumsübertragung vgl. 
§ 158 Note la. 

2. Wegen des Rücktrittsrechts SS 346 ff., 357 f. 

3. Die Gefahr geht gemäß § 446 mit der Uebergabe über, da der Verkauf 
unbedingt und nur der Eigenthumsübergang bedingt ift. Vgl. § 446 Note T 3. 

4. Für Abzahlungsgeſchäfte vgl. Reichsgeſetz, betreffend die Abzahlungsge⸗ 
ſchäfte vom 16. Mai 1894, insbeſondere § 5, abgedruckt hinter § 361. 

5. Zahlungsverzug §§ 284 ff. n 
Ab. Bedingte Eigenthumsübertragung an Grundſtücken ausgeſchloſſen, § 925 


1. Der Eigenthumsvorbehalt hat keine Wirkung gegenüber den ſachen⸗ 
rechtlichen Vorſchriften über Verbindung, Vermiſchung, Verarbeitung, vgl. 
S9 946 ff., § 93. Einbringung von beweglichen Sachen in ein Grundſtück vgl. 
RG. IW. 1900 S 889. 

8. Erfüllungsort für die Verpflichtung des Käufers zur Rückgabe der 
Sache richtet ſich nach § 269. Der für Erfüllung des Vertrags verein⸗ 
barte Gerichtsſtand gilt nicht auch für die Aufhebung, OLG. 4 25. 

88 456—458. Die Verletzung des Verbots ift eine rechtswidrige, zum 
Schadenserſatze verpflichtende Handlung, § 823, woraus die Verpflichtung zum 
Erſatze des etwa über § 458 Abſ. 2 hinaus fih ergebenden Schadens folgt. 


21* 
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lich ausgeſchloſ⸗ 
ne Käufer. 
l. bei Zwangsvollſtrek⸗ 
kungsverkäufen. 


. in ähnlichen Fällen. 
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Gebrauch aufheben oder mindern. Eine unerhebliche Minderung des 
Werthes oder der Tauglichkeit kommt nicht in Betracht. 

Der Verkäufer haftet auch dafür, daß die Sache zur Zeit des Ueber⸗ 
ganges der Gefahr die zugeſicherten Eigenſchaften hat. 


I. Mängel der Sache und Mängel im Rechte. 

Die Gewährleiſtungspflicht wegen Mängel der Sache iſt ſelbſtändig in 
den §§ 459 ff. geregelt. Auf die Gewährleiſtung wegen Mängel im Rechte, 
fei es vollſtändiger oder theilweiſer Rechtsmangel, finden die §§ 433 ff. Mn- 
wendung vgl. Note 1 und 2 zu 88 434 — 445. 

II. Die geſetzliche Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers. 

Durch den Kaufvertrag als ſolchen wird nach der dispoſitiven Vorſchrift 
des § 459 — unabhängig von Vertragsabrede und Verſchulden — die Ge⸗ 
währleiſtungspflicht, d. i. die Verbindlichkeit des Verkäufers begründet, die 
Sache im Zeitpunkte des Gefahrüberganges (§§ 446 f., 300) frei von den im 
§ 459 erwähnten Mängeln zu gewähren. — Ueber Anfechtung des Kauf: 
vertrags wegen Irrthums in den Eigenſchaften der Sache und wegen dies⸗ 
bezüglichen Betrugs vgl. § 460 Note 1 und § 463 Note 4. 

III. Verhältniß der Vorſchriften über die Gewährleiſtung zu den Bor- 
ſchriften über die Unmöglichkeit der Erfüllung. 

1. Bei einer vor dem Zeitpunkte des Gefahrüberganges (vgl. 
§ 446, § 450 Note 1) erfolgenden Beurtheilung kommt die Anwendung der 
Vorſchriften über die Gewährleiſtung überhaupt nicht in Betracht. Das 
Rechtsverhältniß richtet ſich vielmehr bei nachträglicher Unmöglichkeit der 
Leiſtung nach §§ 275 ff., 323 ff., bei urſprünglicher Unmöglichkeit nach $$ 306 ff. 

2. Die nach dem Zeitpunkte des Gefahrüberganges (vgl. §8 446, 
450 Note 1) erfolgende Beurtheilung: 

a. Nachträgliche Unmöglichkeit der Erfüllung, d. h. Eintritt der 

Mangelhaftigkeit in der Zeit zwiſchen Kaufabſchluß und Gefahrübergang: 

a. Iſt der Mangel weder vom Käufer noch vom Verkäufer zu 
vertreten, ſo finden die Vorſchriften der §§ 459 ff. Anwendung, 
welche als ſpezielle Vorſchriften die den gleichen Fall mitumfaſſenden 
allgemeinen Vorſchriften des § 323 ausſchließen. 

ß. Ift der Mangel vom Käufer zu vertreten (Obhutspflicht des 
Verkäufers, vgl. § 433 Note III), fo bleibt der durch SS 459 ff. nicht 
berührte § 324 anwendbar. 

1. Sit der Mangel vom Verkäufer zu vertreten, fo kann der 
Käufer die Rechte aus § 325 geltend machen; ſeine diesbezüglichen 
Anſprüche unterliegen insbeſondere nicht der kurzen Verjährung aus 
§ 477. Vorbehaltloſe Annahme als Erfüllung trotz Kenntniß des 
Mangels bedeutet Erlaß, vgl. § 464. 

b. Urſprüngliche Unmöglichkeit der Erfüllung: 

a. Fehlt der Sache eine zugeſicherte Eigenſchaft ſchon zur Zeit des 
Vertragsſchluſſes, fo wird dem Käufer im § 463 neben der Wandelung 
oder Minderung der Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung jo 
gegeben, wie wenn in der Zuſicherung die Uebernahme der Garantie 
für das Vorhandenſein der zugeſicherten Eigenſchaft und das Ver⸗ 
ſprechen liegt, für alle Folgen einzuſtehen, wenn die Eigenſchaft fehlt 
(vgl. zu § 306 Note 5). Der Anſpruch unterliegt, den Fall der Argliſt 
ausgenommen, der kurzen Verjährung gemäß § 477. j 

6. Fehlt der Sache eine ſtillſchweigend vorausgeſetzte Eigenſchaft, 
G 459 Abſ. 1), fo tritt, trotz vorhandener urſprünglicher Unmöglichkeit 
der Erfüllung, nicht gemäß $$ 306, 307 Nichtigkeit bezw. theilweise 
Nichtigkeit des Vertrags, ſondern Haftung des Verkäufers gemäß 
SS 459 ff. ein. Der Käufer ift aljo — mangels Argliſt des Verkäufers 
$ 463 S. 2 — auf Wandelung bezw. Minderung beſchränkt, und hat 
insbeſondere nicht den Anſpruch auf das negative Vertragsintereſſe 
aus § 307. — Bei Irrthum und Betrug vgl. zu §§ 119 ff. 
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IV. Verhältniß der geſetzlichen Gewührleiſtungspflicht zur vertrags⸗ Vorbemerkung zu 59.459 ff. 
mäßig übernommenen Gewährleiſtung bezw. Garantie. 

1. Die dispoſitiven Vorſchriften der § 459 ff. gelten an fih nur für die 
auf Grund des Geſetzes aus dem Kaufvertrage folgende Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht (vgl. zu II). f 

2. Die vertragsmäßige Regelung tann bedeuten: 

a. eine vertragsmäßige Wiederholung der ſchon geſetzlich eintretenden 
Haftung oder eine Aenderung derſelben in einzelnen Punkten. Soweit nicht 
vertragsmäßige Abänderungen vorliegen, erfolgt die Beurtheilung gemäß 
$$ 459 ff., insbeſondere auch hinſichtlich der Kenntniß des Käufers ($ 460) 
und der Verjährung ($$ 477 ff.). Wegen Verlängerung der Verjährungs⸗ 
friſt vgl zu § 477. Bertragsmäßige Gewährleiſtung wegen Viehmängel § 492. 

b. die Begründung einer ſelbſtändigen Verpflichtung gewiſſe Eigen⸗ 
ſchaften zu gewähren, insbeſondere fehlende Eigenſchaften herzuſtellen. 
Dieſe Verpflichtung, welche weder durch die kurze Verjährung des § 477 
betroffen noch durch die Kenntniß des Mangels ſeitens des Käufers ($ 460) 
ausgeſchloſſen wird, ift nach §§ 275 ff, 323 ff. zu beurtheilen und hierbei 
zu prüfen, ob nach dem Willen der Parteien eine Haftung für den Er⸗ 
folg (Garantieübernahme) über die Haftung nach § 276 hinaus begründet 
werden ſollte (vgl. zu § 275 Note III). - 

c. den Vorbehalt des Rücktritts (i. S. des § 346) für den Fall der 
Mangelhaftigkeit der Sache; in dieſem Falle hätten die §§ 346 ff. nicht 
auf Grund des § 467, ſondern unmittelbare Anwendung zu finden. 

V. Recht und Pflicht der Nachbeſſerung haben der Käufer und der Ver⸗ 
käufer nur, wenn der Vertrag in concreto ein ſolches Recht ergiebt (vgl. 
§§ 157, 242), der Käufer kann alfo wohl regelmäßig, wenn eine fehlende 
zugeſicherte Eigenſchaft ſich herſtellen läßt, Nachbeſſerung verlangen. Gattungs⸗ 
kauf vgl. §§ 480, 481. 

VI. Sonderregelung der Gewährleiſtung für Viehmängel §§ 481 ff. 

$ 459. 1. Umfang der Haftung. Der Verkäufer haftet kraft (dis⸗ 
poſitiver) Geſetzesvorſchrift: 

a. für die gewöhnlich vorausgeſetzten Eigenſchaften gemäß § 459 
Abſ. 1, § 460. — Der nach Beſeitigung des Schwammes verbleibende 
Schwammverdacht als Gewährsmangel RG. JW. 1901 S. 785. 

b. für die zugeſicherten Eigenſchaften (§ 459 Abſ. 2) ohne Rückſicht 
auf die Erheblichkeit des Mangels (RG. 47 135) und ohne Rückſicht darauf, 
ob der Käufer den Mangel bei Abſchluß des Kaufes erkennen mußte ($ 460). 
Die Zuſicherung von Eigenſchaften, welche zur Zeit des Abſchluſſes des 
Kaufvertrags nicht vorhanden find, begründet Schadenserſatzpflicht (§ 463): 
vgl. Borb. zu §§ 459 ff. Note III. — Die Rentabilität (Revenüenbetrag) 
als Eigenſchaft eines Hauſes RG. 21 310 f.; vgl. auch JW. 1902 Beilage 
S. 213, wo bei dem Verkauf eines Panoramas unter Garantie der 
Möglichkeit, geeignete Bilder zu beziehen, der garantirten Bezugsmöglich⸗ 
keit die Natur einer zugeſicherten Eigenſchaft abgeſprochen wird, da nicht 
etwa eine gewiſſe Ertragsfähigkeit mit Rückſicht auf die Bilderbezugs⸗ 
verhältniſſe garantirt war. 

Zuſicherung iſt nur die ernſt zu nehmende Zuſicherung, nicht die 

reklamehafte Anpreiſung. — Bei Betrug vgl. $$ 823 ff., 123 f.; 

2. Entſcheidender Zeitpunkt iſt der Moment des Gefahrüberganges. 
Uebergabe der Sache § 446; Grundſtücksauflaſſung § 446 Abſ. 2; beim Ver⸗ 
ſendungskaufe § 447; bei Annahmeverzug § 300; vgl. übrigens zu § 446. 

3. Bei Gold- und Silberwaaren haftet der Verkäufer für die Richtig⸗ 
keit des auf der Waare mittelſt Stempelzeichens angegebenen Feingehalts; 
Geſammthaftung des Inhabers desjenigen Geſchäfts, für welches die Stem⸗ 
pelung erfolgte. Geſetz über den Feingehalt der Gold⸗ und Silberwaaren 
vom 16. Juli 1884 (RGBl. S. 120), abgedruckt 3 282. 

4. Die Ausſchließung der Gewährleiſtung für unerhebliche 

Mängel in § 459 Abi. 1 Satz 2 ſchließt nicht das Recht des Käufers aus, 

die Abnahme der nicht vertragsmäßigen Leiſtung zu verweigern; vgl. § 433 IV. 


b. Kennen⸗ u. Rennen- 
wmüſſen des Käufers 
bei Abſchluß. 


c, Pfandverkauf. 


2, Gewäßhrleiſtungsan⸗ 
ſprilche überhaupt. 
a. Wandelung. 

b. Minderung. 


326 Zweites Buch. Recht der Schuldverhältniſſe. 


§ 460. Der Verkäufer hat einen Mangel der verkauften Sache 
nicht zu vertreten, wenn der Käufer den Mangel bei dem Abſchluſſe 
des Kaufes kennt. Iſt dem Käufer ein Mangel der im § 459 
Abſ. 1 bezeichneten Art in Folge grober Fahrläſſigkeit unbekannt ge⸗ 
blieben, ſo haftet der Verkäufer, ſofern er nicht die Abweſenheit des 
Fehlers zugeſichert hat, nur, wenn er den Fehler argliſtig verſchwie— 
gen hat. 

§ 461. Der Verkäufer hat einen Mangel der verkauften Sache 
nicht zu vertreten, wenn die Sache auf Grund eines Pfandrechts in 
öffentlicher Verſteigerung unter der Bezeichnung als Pfand verkauft 
wird. 

8 462. Wegen eines Mangels, den der Verkäufer nach den Vor- 
ſchriften der 58 459, 460 zu vertreten hat, kann der Käufer Rück⸗ 
gängigmachung des Kaufes (Wandelung) oder Herabſetzung des Kauf⸗ 
preiſes (Minderung) verlangen. 


§ 460. 1. Kenntniß des Mangels ſeitens des Käufers bei Abſchluß 
des Kaufes (Beweislaſt dem Verkäufer) ſchließt Gewährleiſtung auch hinſicht⸗ 
lich der zugeſicherten Eigenſchaften aus, wenn nicht die Zuſicherung als 
das Verſprechen, die Eigenſchaft herzuſtellen, aufzufaſſen ifi. Vgl. zu §§ 459 ff. 
Note IV. 2 b und zu § 651. — Nichtkenntniß des Mangels kann unter den 
Vorausſetzungen der ŞE 119 ff., 123 die Anfechtbarkeit des Kaufvertrags wegen 
Irrthums oder Betrugs begründen. Während ſolche Anfechtung den Vertrag 
nichtig macht und möglicher Weiſe Anſprüche aus der ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung begründet, ſetzt der Gewährleiſtungsanſpruch einen rechtsbeſtändigen 
Kaufvertrag voraus vgl. RG. JW. 1901 S. 864. 

2. Kennenmüſſen ($ 122 Abſ. 2). Gegenüber dem dem Verkäufer ob⸗ 
liegenden Nachweiſe des Kennenmüſſens hat Kaufer entweder Zuſicherung 
oder Argliſt (vgl. zu § 443) zu beweiſen. 

3. Kenntniß oder Kennenmüſſen des Vertreters ſtehen der Kenntniß bzw. 
dem Kennenmüſſen des Käufers gleich $ 166 vgl. OLG. 4 32. 

4. Den Fall, daß der Käufer in der Zeit zwiſchen Vertragsſchluß und 
Annahme der Sache Kenntniß des Mangels erlangt, regelt § 464. 

$ 461. 1. Wenn der Pfandverkauf nicht in öffentlicher Verſteigerung, 
insbeſondere aus freier Hand erfolgt (z. B. $$ 1221, 1235 Abſ. 2, 1245), jo 
haftet der Pfandglaubiger als Verkäufer; vgl. § 1221. 

2. Bei ſonſtigen Fällen der öffentlichen Verſteigerung (Selbſthülfeverkauf 
§ 383) findet Gewährleiſtungspflicht ſtatt. — Ausſchließung der Gewähr⸗ 
leiſtung ſeitens des Verſteigernden als unzuläſſige Beeinträchtigung des⸗ 
jenigen, für deſſen Rechnung der Selbſthülfeverkauf erfolgt. RG. 19 198. 

3. CPO. § 806, abgedruckt zu § 445; Zw. § 56, abgedruckt zu § 446. 

ş 462. I. Der Auſpruch auf Wandelung und auf Minderung. Das Recht 
auf Wandelung bzw. Minderung iſt nicht als das Recht des Käufers, durch 
einſeitige Erklärung den Vertrag zur Aufhebung zu bringen, bzw. den 
Kaufpreis zu mindern, ſondern, als Anſpruch geſtaltet, kraft deſſen der 
Käufer die Rückgängigmachung des Kaufes, bzw. die Herabſetzung 
des Kaufpreiſes verlangen kann. Dieſe Ausgeſtaltung des Rechtes 
als eines Anſpruchs bezweckt, auf die Gewährleiſtungsfriſt die Vorſchriften 
über die Verjährung, welcher nach dem BGB. (§ 194 Note 1 und 2) nur 
Anſprüche, nicht Rechte unterliegen, anwendbar zu machen (vgl. 8 477 
ferner Mot. II S. 238 f.; Prot. 1 S. 676, 708, 800). 

II. Der Inhalt des Wandelungs⸗ und Mindernngsauſpruchs. 

Ueber die verſchiedenen Theorieen vgl. Eccius, Gruchot 43 305 ff.; Flecht⸗ 
heim, Gruchot M 65 ff.; Haymann, Gruchot 46 509. 
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1. Die Theorie, daß die vertragsmäßige Einigung die einzige $ 462. 
Art der Vollziehung der Wandelung und Minderung tjt, (Plant, Wandelung u. Minderung. 
Flechtheim u. A.) iſt praktiſch unannehmbar. Nach ihr würde ſich die 
Rechtslage folgendermaßen geſtalten: 

a. Klage des Käufers. Der Käufer hat den Anſpruch auf Vollziehung 
der Wandelung oder Minderung derart, daß bei unbegründeter Verwei⸗ 
gerung des Einverſtändniſſes der Verkäufer verurtheilt wird, in die Wan⸗ 
delung bzw. Minderung zu willigen. Der Anſpruch des Käufers auf 
Rückgewähr des Kaufgeldes entſteht erſt aus der rechtsgeſchäftlichen 
oder urtheilsmäßigen (CPO. § 394) Vollziehung. Zwar kann der Boll- 
ziehungs⸗ und der Rückgewähranſpruch in derſelben Klage geltend gemacht 
und in demſelben Urtheile zugeſprochen werden (vgl. Flechtheim S. 73—78 
gegen Eccius ©. 320), aber die vorläufige Vollſtreckbarkeit des Urtheils 
iſt ausgeſchloſſen (vgl. CPO. § 894) und der Verzug hinſichtlich der Rück⸗ 
gewähr tritt nicht vor Rechtskraft des Urtheils ein. Dieſes Ergebniß iſt 
trotz Verweiſung auf Arreſt und einſtweilige Verfügung (Flechtheim S. 76) 
praktiſch unannehmbar. : i AA , 

b. Die Wandelungseinrede des Käufers ließe ſich bei dieſer Kon⸗ 
ſtruktion, wenn man nicht mit Flechtheim (S. 87 ff.) feine Zuflucht zu 
dem allgemeinen Chikaneverbote des § 226 nehmen will, nur in ges 
küuſtelter Weiſe mit Hülfe des Zurückbehaltungsrechts begründen, welches 
dem Käufer bezüglich des ganzen Kaufgeldes bzw. bei der Minderung an 
einem Theile deſſelben auf Grund ſeines fälligen Anſpruchs auf Vollziehung 
der Wandelung zusteht. Das Urtheil würde hier nicht eine Verurtheilung 
zur Leiſtung Zug um Zug enthalten, ſondern auf Abweiſung der Klage 
lauten, da im Momente der Vollziehung der Wandelung d. h. im Momente 
der Rechtskraft des Urtheils der Anſpruch des Verkäufers fortfällt. Ohne 
die Heranziehung des Zurückbehaltungsrechts würde dem Käufer kein 
Rechtsbehelf zur Seite ſtehen, mittelſt deſſen er gegenwärtig die Abweiſung 
der auf den fälligen Kaufgeldanſpruch gegründeten Klage erzielen könnte. 

2. Die Vollziehung der Wandelung oder Minderung gemäß 
§ 465 iſt nicht die einzige, ſondern nur eine Art der Vollziehung, 
durch welche gemäß § 465 das Wahlrecht des Käufers beſeitigt wird 
(vgl. Eecius S. 321325). Dem Käufer, welcher bereits geleiftet hat, ſteht 
der Anſpruch auf gänzliche oder theilweiſe Rückgewährung des von ihm Ge⸗ 
leiſteten zu. Der Anſpruch des Käufers, welcher noch nicht geleiſtet hat, iſt 
gerichtet auf gänzliche oder theilweiſe Befreiung von den durch den Vertrag 
entſtandenen Verpflichtungen, bei Ausübung der Wandelung gegen Ausfol⸗ 
gung desjenigen, was der Käufer erhalten hat. Dieſen Anſpruch, welcher 
den Anſpruch des Verkäufers aus dem Kaufvertrage ganz (oder bei der Min⸗ 
derung theilweiſe) dauernd zerftört, kann der Käufer unmittelbar d. h. ohne 
daß es eines Vertrags bedarf, im Wege der Klage oder gegenüber der Kauf⸗ 
preisklage des Verkäufers mittelſt Einrede geltend machen. Dieſe Konſtruktlon 
entſpricht ebenſo dem Geſetze, wie dem praktiſchen Bedürfniß und den 
Materialien, Mot. IE S. 238, Prot. 1 S. 710: „Es ift davon auszugehen, 
daß die Klage des Käufers und das ergehende Urtheil nicht gerade auf die 
Einwilligung des Verkäufers in die Rückgängigmachung des Kaufes oder 
in die Herabſetzung des Kaufpreiſes gerichtet ſein müſſe.“ Vgl. übrigens 
Jacubezky, Bemerkungen zu dem Entwurf eines BGB. S. 92/93 zu $ 383 
Entw. I. „Nach der Faſſung des § 383 ſcheint das Recht der Wandelung oder 

er Minderung den Inhalt zu haben, daß der Erwerber von dem Veräußerer 
en Abſchluß eines Vertrags verlangen kann, durch welchen der Veräuße⸗ 
rungsvertrag rückgängig gemacht oder die Gegenleiſtung herabgeſetzt wird; 
gemeint iſt aber, daß der Veräußerer, ohne daß es erſt eines neuen Ver⸗ 
tags bedarf, fih fo jol behandeln laffen müſſen, wie wenn der Vertrag 
rückgängig gemacht oder die Gegenleiſtung herabgeſetzt wäre“. 

R er Käufer kann demnach, wie nach bisherigem Rechte, ven 

lagantrag lediglich auf Rückgewähr des Kaufgeldes richten. 
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c. Schadenserſatz. § 463. Fehlt der verkauften Sache zur Zeit des Kaufes eine 
zugeſicherte Eigenſchaft, fo kann der Käufer ftatt der Wandelung oder 
der Minderung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. Das 
Gleiche gilt, wenn der Verkäufer einen Fehler argliſtig verſchwiegen hat. 

3. Borsepaltkofe map § 464. Nimmt der Käufer eine mangelhafte Sache an, obſchon 
en Kenntniß d. Mangels er den Mangel kennt, fo ſtehen ihm die in den §$ 462, 463 beftimmten 
Anſprüche nur zu, wenn er ſich ſeine Rechte wegen des Mangels bei 

der Annahme vorbehält. 

HGB. $377. Ist der Kauf für beide Theile ein Handelsgeschäft, 
so hat der Käufer die Waare unverzüglich nach der Ablieferung durch 
den Verkäufer, soweit dies nach ordnungsmässigem Geschäftsgange thun- 
lich ist, zu unlersuchen und, wenn sich ein Mangel zeigt, dem Verkäufer 
unverzüglich Anzeige zu machen. 

Unterlässt der Käufer die Anzeige, so gilt die Waare als genehmigt, 
es sei denn, dass es sich um einen Mangel handelt, der bei der Unter- 
suchung nicht erkennbar war. 

Zeigt sich später ein solcher Mangel, so muss die Anzeige unverzüg- 


Nur der Verkäufer, welcher das jus variandi des Käufers zum Erlöſchen 
bringen oder ſeinerſeits auf Rückgewähr klagen will, hat ein Intereſſe an 
der Vollziehung i. S. des § 465; vgl. zu § 465 Note 7. 

Wegen der prozeſſualen Geſtaltung der Anſprüche und wegen des ius 
variandi vgl. zu § 465. 

Wegen Viehmängel keine Minderung, nur Wandelung 8 487 Abſ. 1. 
1 5) N des Nachbeſſerungsrechts des Verkäufers vgl. Vorb. zu § 459 ff. 
Note V. 

6. Verhältniß des Käufers eines Grundſtücks zu den Miethern § 571 

Note 30. 


§ 463. 1. Vgl. Borb. zu §§ 459 ff. Note III 2b. 

2. Der Schadenserſatz wegen Nichterfüllung iſt Schadenserſatz dafür, dak 
der Verkäufer den Vertrag infofern nicht erfüllt hat, als der Sache die zu⸗ 
geſicherten Eigenſchaften fehlen. Der Schadenserſatz kann derart gefordert 
werden, daß der Käufer entweder die mangelhafte Sache annimmt und außer⸗ 
dem den ihm durch den Mangel verurſachten Schaden erſetzt verlangt, oder 
aber, daß er die mangelhafte Sache überhaupt zurückweiſt und ſein Intereſſe 
a der 12, 55 Erfüllung liquidirt; vgl. OLG. 4 37, RG. IW. 1902 

eil, S. 235. 

3. Art und Umfang des Schadenserſatzes vgl. § 280 Note 3. 

4. Im Falle argliſtigen (58 443 Note 1) Verſchweigens zur Zeit des Ver: 
tragsſchluſſes kommen neben den im $ 463 erwähnten Anſprüchen noch die 
Anfechtung des Vertrags wegen Betrugs ($$ 123, 143) bzw. Irrthums 
(119, 121) und daran fih anſchließend der Bereicherungsanſpruch §§ 812 ff. 
ſowie der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Betrugs aus ŞS 823 ff in Be⸗ 
tracht; vgl. § 460 Note 1. 

>. Im Falle bloßer, bereits zur Zeit des Kaufes beſtehender Fehlerhaftig⸗ 
keit im Sinne des § 459 Abſ. 1 (gewöhnliche oder nach dem Vertrage voraus⸗ 
geſetzte Eigenſchaften) hat der Käufer, von feinem Rechte die Abnahme zu 
verweigern (§ 459 Note 4) und von Argliſt des Verkäufers (§ 463 Satz 2) 
abgeſehen, nur die Anſprüche auf Wandelung, Minderung, event. auch die 
Möglichkeit der Anfechtung wegen Irrthums gemäß §§ 119, 121. Vgl. Borb. 
zu SS 459 ff. Note III 203, — Bei zu vertretender nachträglicher Fehler- 
haftigkeit vgl. Vorb. zu $$ 459 ff. Note III 2 a. 

6. Kenntniß des Käufers von dem Mangel bei Vertragsſchluß (8 460) 
ſchließt auch die Anſpruche aus § 463 aus. Vgl. indeß bei Garantieüber⸗ 
nahme Borb. zu §§ 459 ff. Note IV 2b. 
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lich nach der Entdeckung gemacht werden; anderenfalls gilt die Waare 
auch in Ansehung dieses Mangels als genehmigt. 

Zur Erhaltung der Rechte des Käufers genügt die rechtzeitige Abh- 
sendung der Anzeige. 

Ilat der Verkäufer den Mangel arglistig verschwiegen, so kann er 
sich auf diese Vorschriften nicht berufen. 

$ 378. Die Vorschriften des § 377 finden auch dann Anwendung, 
wenn eine andere als die bedungene Waare oder eine andere als die 
bedungene Menge von Waaren geliefert ist, sofern die gelieferte Waare 
nicht offensichtlich von der Bestellung so erheblich abweicht, dass der 
Verkäufer die Genehmigung des Käufers als ausgeschlossen betrachten 
musste. 

$ 379. Ist der Kauf für beide Theile ein Handelsgeschäft, so ist 
der Käufer, wenn er die ihm von einem anderen Orte übersendete 
Waare beanstandet, verpflichtet, für ihre einstweilige Aufbewahrung zu 
sorgen, 

Er kann die Waare, wenn sie dem Verderb ausgesetzt und Gefahr 
im Verzug ist, unter Beobachtung der Vorschriften des $ 373 [abgevrudt 
hinter $ 386] verkaufen lassen. 


§ 465. Die Wandelung oder die Minderung ift vollzogen, wenn 4 Bollziehung der Wande⸗ 


lung und Minderung. 


1 der Verkäufer auf Verlangen des Käufers mit ihr einverſtanden 
erklärt. 


——̃—ꝛ—ðv — 

8 464. 1. Die Vorſchrift trifft den Fall, daß der Käufer zwiſchen dem 
Zeitpunkte des Vertragsſchluſſes und der Annahme der Sache Kenntniß des 
Mangels erlangt hat. Ueber die Kenntniß bei Vertragsſchluß § 460, vgl. 
RG. IW. 1901 S. 785. — Wegen der Beweislaſt vgl. die Einleitung: Zur 
Auslegung des BGB. S. 3 Ziffer III. 

2. Nach BGB. iſt dem Käufer weder Prüfungs: noch Anzeigepflicht auf⸗ 
erlegt. Im Einzelfalle kann indeß nach Treu und Glauben (vgl. § 133) in 
der Unterlaſſung der möglichen Unterſuchung, bzw. der Rüge ein ſtillſchwei⸗ 
gender Verzicht auf die Gewährleiſtung liegen. Für den Handelsverkehr, 
indeß nur für zweiſeitige, nicht auch für einfeitige Handelsgeſchäfte RG. 49 
157, greifen $$ 377 ff. HGB. ein. Ueber den Inhalt der nach § 377 erforder⸗ 
lichen Mängelanzeige vgl. RG. JW. 1902 S. 1733. 

3. Perpetuirung der Einrede erfordert rechtzeitige Mängelrüge §§ 478 f. 

§ 465. 1. Wegen der Geſtaltung des Rechtes auf Wandelung und Min⸗ 
derung als eines Anſpruchs vgl. zu § 462 Note I; Verhältniß des Anſpruchs 
auf Vollziehung zu dem Anſpruch auf Rückgewähr § 462 Note II. 

2. Wegen des Inhalts des Gewährleiſtungsanſpruchs § 462 Note II. 

3. Die Erklärung des Einverſtändniſſes. f i 
a Die Erklärung des Einverſtändniſſes ift empfangsbedürftige Willens⸗ 

erklärung ($$ 130 ff.). Sie kann ſtillſchweigend erfolgen und liegt darin, 

daß der Verkäufer auf Verlangen des Käufers den der verlangten Voll⸗ 
nehung entſprechenden Zuſtand durch Rückgewähr des Kaufgeldes Her- 
ſtellt. Eccius (Gruchot 43 S. 328) verlangt für die gemäß $ 465 ſtatt⸗ 
findende Vollziehung der Wandelung notarielle oder gerichtliche Beurkun⸗ 
dung, wenn ſie die Verpflichtung zur Rückübereignung eines Grundſtücks 
begründen ſoll (§ 313). Mit Unrecht. Die Wandelung iſt kein ſelbſtän⸗ 
diger Veräußerungsvertrag, ſondern eine Beſeitigung des Kaufvertrags 
aus einem wegen der Beſchaffenheit der Sache ihm innewohnenden Grunde. 
= Wandelung mißbräuchlich zur Koſten- und Stempeleriparung 

(vgl. Pr. IMBI. 1900 S. 501 f.) da vorgeſchoben, wo in Wirklichkeit der 

frühere Käufer ſelbſtändig an den früheren Verkäufer verkauft, ſo liegt 

e vor. Auf das diſſimulirte Veräußerungsgeſchäft iſt § 313 

nwendbar. 


§ 465 
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b. Im Falle der Verurtheilung gilt die Vollziehung als erfolgt, ſobald das 
Urtheil die Rechtskraft erlangt hat (CPO. § 894). Klagt der Kläger nicht 
ausdrücklich auf Vollziehung, ſondern unmittelbar auf Herſtellung des 
derſelben entſprechenden Zuſtandes (§ 462 Note II. 2), jo liegt auch in 
der entſprechenden rechtskräftigen Verurtheilung die Vollziehung (val. 
zu a Satz 2). 

c. Die Erklärung des Einverſtändniſſes und die Entgegennahme derſelben 
ſind an ſich rechtsgeſchäftlicher Natur, können aber auch im Prozeſſe von 
und gegenüber dem Prozeßbevollmächtigten abgegeben werden. Vgl. 
Titelvorb. vor $ 164 Note BI I, RG. 50 144. 

4. Das Verlangen des Käufers auf Vollziehung als Vertrags⸗ 
antrag (Prot. Bd. 1 S. 710). Das Verlangen des Käufers, daß der Ver⸗ 
käufer ſich mit der Wandelung bzw. der Minderung einverſtanden erkläre, 
entſpricht einem bis zum Ablaufe der Annahmefriſt ($ 147) verbindlichen Ver⸗ 
tragsantrage (SS 145 ff). Dem Verkäufer kommt jedenfalls eine angemeſſene 
Erledigungszeit zu (§ 147 Note II 4); zudem wird dem als Recht in Anſpruch 
genommenen Verlangen des Käufers regelmäßig der Wille der Bindung bis 
auf Widerruf zu entnehmen ſein. 

5. Aenderung der getroffenen Wahl. 

a. Bis zur Vollziehung der Wandelung oder Minderung (Note 3) kann der 
Käufer, abgeſehen von der Gebundenheit während der Annahmefriſt 
(Note 4) ſeine Wahl ändern. — Der Verkäufer kann indeß den Käufer 
gemäß § 466 zu einer endgültigen Wahl nöthigen. 

b. Auch nach en e e e an der Käufer als Kläger unter den 
Vorausſetzungen zu a feine Wahl ändern (keine unzuläſſige Klageände⸗ 
rung CPO. § 268 Nr. 3, vgl. RG. IW. 1898 S. 38311); vgl. auch zu 6. 
6. Einredeweiſe Geltendmachung des Wandelungs⸗ bzw. Min: 

derungsanſpruchs (vgl. § 462 Note II. Ib und 2). Das die Kaufgeldklage 

des Verkäufers auf Grund der Wandelungseinrede des Käufers abweiſende 

Urtheil macht keine Rechtskraft über die Vollziehung der Wandelung (CRD. 

§ 322); der Käufer behält auch ferner das ius variandi bis das Einverſtänd⸗ 

niß des Verkäufers (Note 3) erfolgt iſt. Bis zu dieſem Zeitpunkte kann er 
noch Erfüllung des Kaufvertrags unter Minderung des Kaufpreiſes fordern. 

— Wegen Perpetuirung der Wandelungseinrede nach Verjährung des Wan⸗ 

delungsanſpruchs vgl. § 478. 

7. Der Verkäufer hat an der Vollziehung der von dem Käufer be: 
gründetermaßen in Anſpruch genommenen Wandelung bzw. Minderung ein 
Intereſſe, 

a. weil bis zur Vollziehung der Verkäufer der Aenderung der Wahl aus: 
geſetzt iſt (vgl. Nr. 4, 5 a); 

b. weil mit der Vollziehung der Wandelung der Anſpruch des Verkäufers 
auf Rückgewähr der Kaufſache (vgl. Nr. 8) entſteht. 

8. Der Anſpruch des Verkäufers auf Rückgewähr der Kaufſache. 
a. Im Falle der Wandelung entſteht der Anſpruch des Verkäufers auf 

Rückgewähr der Kaufſache mit der Vollziehung der Wandelung. Auf den 
Anſpruch findet § 467 Anwendung, insbeſ. Unwirkſamwerden der Wande⸗ 
lung bei Fortdauer des Rückgewährverzugs trotz Friſtſetzung (§§ 467, 354). 

b. Nach Vollziehung der Wandelung ſind die beiderſeitigen Anſprüche Zug 
um Zug zu erfüllen, §§ 348, 320, 322. 

e. Gegenüber der unmittelbaren Klage des Käufers auf Rückgewähr des 
Kaufpreiſes (vgl. § 462 Note 2b) kann der Verkäufer den Wandelungs⸗ 
anſpruch des Käufers bekämpfen und eventuell einredeweiſe ſein Recht zur 
Leiſtung Zug um Zug §§ 348, 320, 322 geltend machen. 

9. Wegen der Erfüllungsorte der beiderſeitigen aus der Wandelung 
ſich ergebenden Verbindlichkeiten vgl. § 467 Note 1. 
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§ 466. Behauptet der Käufer dem Verkäufer gegenüber einen s. Instefondere die Won- 


Mangel der Sache, ſo kann der Verkäufer ihn unter dem Erbieten 
zur Wandelung und unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur 
Erklärung darüber auffordern, ob er Wandelung verlange. Die 
Wandelung kann in dieſem Falle nur bis zum Ablaufe der Friſt 
verlangt werden. 


S 467. Auf die Wandelung finden die für das vertragsmäßige 


Rücktrittsrecht geltenden Vorſchriften der §§ 346 bis 348, 350 bis 
354, 356 entſprechende Anwendung; im Falle des 8 352 ift jedoch 
die Wandelung nicht ausgeſchloſſen, wenn der Mangel ſich erſt bei 
der Umgeſtaltung der Sache gezeigt hat. Der Verkäufer hat dem 
Käufer auch die Vertragskoſten zu erſetzen. N 

§ 468. Sichert der Verkäufer eines Grundſtücks dem Käufer eine 
beſtimmte Größe des Grundſtücks zu, ſo haftet er für die Größe wie 
für eine zugeſicherte Eigenſchaft. Der Käufer kann jedoch wegen 
Mangels der zugeſicherten Größe Wandelung nur verlangen, wenn 
der Mangel ſo erheblich iſt, daß die Erfüllung des Vertrags für den 

äufer kein Intereſſe hat. 

§ 469. Sind von mehreren verkauften Sachen nur einzelne mangel- 
haft, ſo kann nur in Anſehung dieſer Wandelung verlangt werden, 
auch wenn ein Geſammtpreis für alle Sachen feſtgeſetzt iſt. Sind 


8 466. 1. Vgl. § 465 Note 5b, Prot. VI. S. 180 f. — Verlangt der 
Käufer friſtgemäß die Wandelung, ſo iſt ſie gemäß § 465 vollzogen. Nach 
fruchtloſem Friſtablauf iſt der Käufer auf die ſonſtigen Rechtsbehelfe außer 
der Wandelung angewieſen §§ 462, 463. Wegen der Friſtſetzung vgl. Titel- 
vorh, vor § 186 Note 4. 

2. Wegen der beſonderen Geftaltung bei Gattungskauf vgl. zu § 480. 
8 467. 1. Mit der Vollziehung der Wandelung (vgl. $ 465 Note 3) ift 
der Kaufvertrag rückgängig gemacht ($ 462). Der Erfüllungsort für die 
Rückgewährverbindlichkeit des Käufers richtet ſich nach § 269. Hiernach iſt 
auch zu beurtheilen, wer die Koften der Ueberſendung der Kaufſache an den 
Verkäufer zu tragen hat, vgl. OLG, 4 39 und außerdem RG. 20 360, vgl. 
auch 27 399, JW. 1898 S. 475, 1900 S. 553 5, Gruchot 44 1148, OLG. 2 398. 

2. Wegen der entſprechenden Anwendbarkeit der Vorſchriften über den 
Rücktritt vgl. die Noten zu §§ 346 ff. An die Stelle der nicht miteitirten 
$$ 349 und 355 treten für die Wandelung die $$ 462, 465, bzw. § 466. — 
n (Rugungen) vgl. RG. 44 250, D. IBtg. 1899 S. 441 JW. 1899 
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a 3. Findet die Wandelung wegen eines Mangels ftatt, der ſich 55 bei 
zer Umgeſtaltung der Sache gezeigt hat (Satz 1 zweiter Halbſatz, § 352), ſo 
itt an die Stelle der unmöglich gewordenen Rückgewähr der Kaufſache ent- 
Weder die Herausgabe der neuen Sache als des Surrogat gegen Erſtattung 
(S$ gamgeftaltungstoften (§ 281) oder die Herausgabe der Bereicherung 
950, 951). 
k 4. Wenn in den Fällen der §§ 351—353 die Wandelung nicht ſtattfindet, 
get wenn die erfolgte Wandelung in Folge Rückgewährverzugs gemäß 
— 5 e e wird, ſo ſteht dem Käufer der Anſpruch auf Minderung 
offen. 
„ Ueber Wandelung wegen Viehmängel vgl. § 487 Abſ. 2—4. 
u 468. Daß eine Größenangabe nicht nur zur Beſchreibung des Grund⸗ 
ücks dient, ſondern Zuſicherung einer beſtimmten Größe fein ſolle, hat der 
äufer zu beweiſen. 


delung. 
a. Wandelungsfriſt, 


b. Gegenfeitige Rück⸗ 
gewahr. 


c. Beſondere Fälle. 

. Wandelung bei Man 
gel der zugeſicherten 
Grundſtücksgröße. 


3. Wandelung beim 
Meugekauf., 


7. Haupt» und Neben⸗ 
ſache. 


J. Geſammtpreis. 


6. Insbeſondere die Min⸗ 
derung. 
a. Berechnung der Min: 
derung. 


b. Geſammtpreis. 
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jedoch die Sachen als zuſammengehörend verkauft, fo kann jeder Theil 
verlangen, daß die Wandelung auf alle Sachen erſtreckt wird, wenn 
die mangelhaften Sachen nicht ohne Nachtheil für ihn von den übrigen 
getrennt werden können. 

§ 470. Die Wandelung wegen eines Mangels der Hauptſache 
erſtreckt ſich auch auf die Nebenſache. Iſt die Nebenſache mangelhaft, 
ſo kann nur in Anſehung dieſer Wandelung verlangt werden. 

8 471. Findet im Falle des Verkaufs mehrerer Sachen für einen 
Geſammtpreis die Wandelung nur in Anſehung einzelner Sachen ſtatt, 
ſo iſt der Geſammtpreis in dem Verhältniſſe herabzuſetzen, in welchem 
zur Zeit des Verkaufs der Geſammtwerth der Sachen in mangelfreiem 
Zuſtande zu dem Werthe der von der Wandelung nicht betroffenen 
Sachen geſtanden haben würde. 

§ 472. Bei der Minderung ift der Kaufpreis in dem Verhält⸗ 
niſſe herabzuſetzen, in welchem zur Zeit des Verkaufs der Werth der 
Sache in mangelfreiem Zuſtande zu dem wirklichen Werthe geſtanden 
haben würde. 

Findet im Falle des Verkaufs mehrerer Sachen für einen Geſammt⸗ 
preis die Minderung nur wegen einzelner Sachen ſtatt, ſo iſt bei der 
Herabſetzung des Preiſes der Geſammtwerth aller Sachen zu Grunde 
zu legen. 
§ 469. 1. Wer die Erſtreckung der Wandelung gemäß Satz 2 beanſprucht, 
hat zu beweiſen, 

a. daß die Sachen als zuſammengehörend verkauft ſind, und 
b. daß die Trennung ohne Nachtheil für ihn nicht möglich. 

2. Die Vorſchrift iſt auch beim Viehhandel anwendbar, § 481. Es findet 
ſomit nicht ſchon Wandelung hinſichtlich aller Stücke deshalb ſtatt, weil ein 
Theil der Thiere mit anſteckender Krankheit behaftet iſt. 

3. Berechnung der Herabſetzung des Geſammtfpreiſes § 471. 

8 470. 1. „Nebenſache“ ift kein techniſcher Ausdruck des BGB. (vgl 
§§ 90 ff.). Ob mehrere Kaufſachen zu einander in dem Verhältniſſe von 
Haupt- zu Nebenſache ſtehen, ift nach der Abſicht der Parteien unter Berück⸗ 
ſichtigung der Verkehrsſitte zu ermitteln. Zubehör (SS 97 f.) wird indeß 
ſtets als Nebenſache der Hauptſache zu gelten haben. 

2. orr hinns der Herabſetzung des Geſammtpreiſes im Falle des Satz 2 
vgl. § 471. 

3. Wird der Gewährleiſtungsanſpruch in Anſehung der Nebenſache ſelb⸗ 
ſtändig geltend gemacht, ſo iſt die Natur dieſer Sache für die anzuwendende 
Vorſchrift maßgebend. Das Zubehör eines Grundſtücks iſt als bewegliche 
Sache (§ 477) unter Umſtänden als Gattungsſache ($ 480) zu beurtheilen. 
Handelt es fih um Vieh, fo find SS 481 ff. anwendbar. Wal. indek (die 
preußiſch⸗rechtlichen Entſcheidungen) RG. Gruchot 36 938 JW. 1901 S. 42918. 
Vgl. auch § 477 Note III 5, § 481 Note 1. 

§ 471. Der Geſammtpr eis (P) ift auf den Preis, welcher für die von 
der Wandelung nicht betroffenen Sachen zu rechnen iſt (x), in dem Verhält⸗ 
niſſe herabzuſetzen, in welchem der Geſammtwerth ſämmtlicher Sachen in 
mangelfreiem Zuſtande (G) zu dem Werthe ſämmtlicher von der Wandelung 


p 
nicht betroffener Sachen (W) ſteht: x = A ; [omit behält der Verkäufer, 


welcher den Geſammtpreis ſchon hinter ſich hat, x und zahlt gegen Rück⸗ 
empfang des mangelhaften Theiles an den Käufer heraus P—x. 
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§ 473. Sind neben dem in Geld feſtgeſetzten Kaufpreiſe Leiſtungen 7. Andere als Getsteiftun. 
bedungen, die nicht vertretbare Sachen zum Gegenſtande haben, fo Minde ne 
find dieſe Leiſtungen in den Fällen der $$ 471, 472 nach dem Werthe 
zur Zeit des Verkaufs in Geld zu veranſchlagen. Die Herabſetzung 
der Gegenleiſtung des Käufers erfolgt an dem in Geld feſtgeſetzten 
Preiſe; iſt dieſer geringer als der abzuſetzende Betrag, ſo hat der 
Verkäufer den überſchießenden Betrag dem Käufer zu vergüten. 

474. Sind auf der einen oder der anderen Seite Mehrere s Mehrere Käufer oder 

beteiligt, fo kann von jedem und gegen jeden Minderung verlangt ener 


werden. 
Mit der Vollziehung der von einem der Käufer verlangten Min⸗ 


derung ift die Wandelung ausgeſchloſſen. 

475. Durch die wegen eines Mangels erfolgte Minderung wird I. Entdecker weiterer 
das Recht des Käufers, wegen eines anderen Mangels Wandelung "st 
oder von neuem Minderung zu verlangen, nicht ausgeſchloſſen. 

§ 476. Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des 10. Vertrag über Gewähr- 

Verkäufers zur Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache erlaſſen oder e e 
beſchränkt wird, iſt nichtig, wenn der Verkäufer den Mangel argliſtig 
verſchweigt. 


§ 472. 1. Der Werth der mangelfreien Sache (W) verhält ſich zu dem 
Werthe der mangelhaften Sache (w) wie der Kaufpreis (P) zu dem Betrag, 
auf welchen der Kaufpreis herabzumindern ift (*); x = Das dem 
Verkäufer zukommende geminderte Kaufgeld iſt x, jo daß alſo die Kaufgeld⸗ 
ſchuld des Käufers fih um den Betrag P—x vermindert, oder aber, wenn 
der Kaufpreis ſchon bezahlt war, der Käufer einen Anſpruch auf Rückzahlung 
dieſes Betrags gegen den Verkäufer hat. — Die Beweislaſt für den Betrag 
der Minderung hat Käufer JW. 1898 S. 44536, 

2. Der Anſpruch auf Preisminderung wird dadurch, daß die mangelhafte Sache 
untergegangen oder ſogar mit Gewinn weiterverkauft iſt, nicht ausgeſchloſſen. 

473. 1. Bei vertretbaren Sachen ($ 91) findet die Berechnung in der- 
ſelben Weiſe wie bei Geld ſtatt; die als Gegenleiſtung ausbedungene Quanti⸗ 
tät iſt entſprechend herabzuſetzen. 

2. § 473 it auch anwendbar, wenn eine Gegenleiſtung in Geld oder in 
anderen vertretbaren Sachen überhaupt nicht feſtgeſetzt iſt. (Die Leiſtung iſt 
dann neben dem auf Null feſtgeſetzten Geldkaufpreiſe bedungen.) 

3. Insbeſondere ergiebt ſich für den Tanſch (§ 515): Wer eine fehlerhafte 
Sache als Lauſchobjekt gegen eine fehlerfreie Sache hingegeben hat, muß dem 

inderungsberechtigten denjenigen Betrag zahlen, welcher ſich ergiebt, wenn 
man den Werth, welchen die fehlerfreie Sache zur Zeit des Tauſches hat, im 
Verhältniſſe des Werthes der fehlerhaften Sache ohne den Fehler zum Werthe 
derſelben Sache mit dem Fehler zu der gleichen Zeit herabſetzt. 

5 $ 474. Abſ. 2 folgt aus der für die Wandelung nach §§ 467, 356 gelten- 
en Untheilbarkeit des Wandelungsanſpruchs. 

d § 475. Durch die Minderung ift dem urſprünglichen Vertrage hinſichtlich 
E Kaufpreiſes ein anderweiter Vertragsinhalt gegeben. Für eine erneute 
dlinderung oder nachträgliche Wandelung iſt nunmehr der abgeänderte, nicht 
er urſprüngliche Vertrag zu Grunde zu legen. 

a$ 476. 1. Auch bei argliſtigem Verſchweigen (zu SS 443, 463) ſchließt 
Kenntniß des Käufers die Balkıng des Verkäufers aus § 460 S. 1. 

e Inwieweit in dem Verkauf in Pauſch und Bogen und bei gewagten 
Geſchäften eine ſtillſchweigende Vereinbarung über die Gewährleiſtung liegt, 
iſt Auslegungsfrage. Das BGB. enthält keine diesbezügliche Vorſchrift. 


11. Verjährung d. Gewähr⸗ 
lerſtungsanſpruche. 
a. Verjährung der Anz 
ſprüche. 
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§ 477. Der Anſpruch auf Wandelung oder auf Minderung ſowie 
der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Mangels einer zugeſicherten 
Eigenſchaft verjährt, ſofern nicht der Verkäufer den Mangel argliſtig 
verſchwiegen hat, bei beweglichen Sachen in ſechs Monaten von der 
Ablieferung, bei Grundſtücken in einem Jahre von der Uebergabe an. 
Die Verjährungsfriſt kann durch Vertrag verlängert werden. 

Beantragt der Käufer gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung 
des Beweiſes, ſo wird die Verjährung unterbrochen. Die Unter⸗ 
brechung dauert bis zur Beendigung des Verfahrens fort. Die 
Vorſchriften des § 211 Abſ. 2 und des § 212 finden entſprechende 
Anwendung. 

Die Hemmung oder Unterbrechung der Verjährung eines der im 
Abſ. 1 bezeichneten Anſprüche bewirkt auch die Hemmung oder Unter⸗ 
brechung der Verjährung der anderen Anſprüche. 


§ 477. 1. Wegen der Konſtruktion des Rechtes auf Wandelung und 
Minderung als eines der Anſpruchsverjährung (89 194 ff.) unterliegenden 
Anſpruchs vgl. zu § 462 Note J. 

II. Die der kurzen Verjährung unterſtellten Auſprüche find in Gemäß⸗ 
heit des zu § 462 dargelegten Inhalts der Anſprüche auf Wandelung bzw. 
Minderung 
1. wenn der Käufer ſeinerſeits bereits geleiſtet hat, der Anſpruch auf gänz⸗ 

liche bzw. theilweiſe Rückgewähr des Kaufpreiſes; 

. wenn der Käufer noch nicht geleiſtet hat, der Anſpruch auf gänzliche oder 
theilweiſe Befreiung von der durch den Kaufvertrag entſtandenen Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung des Kaufpreiſes. (Perpetuirung dieſes Anfpruchs 
als Einrede § 478.) 

Hiermit ſtehen die Mot. des E. I (Bd. 2 S. 239), von deſſen Auffaſſung 

E. II keineswegs abweichen wollte (Prot. Bd. I S. 676), im Einklang. Dem: 

gegenüber wird bei Planck ($ 477 Note La) der Anſpruch auf Vollziehung 

der Wandelung oder der Minderung der kurzen Verjährung unterſtellt, 
während den aus der vollzogenen Wandelung oder Minderung entſtehen⸗ 
den Anſprüchen auf Rückgewähr die dreißigjährige Verjährung laufen fou. 

Indeß wird auch nach voraufgegangener A der Wandelung oder 

Minderung für den Rückgewähranſpruch eine dreißigjährige Verjährung nur 

anzuerkennen ſein, wenn dieſer Anſpruch nach der Abſicht der Parteien durch 

die Vollziehung wie durch eine Novation (vgl. § 364 Note I, § 607 Abſ. 2) 

ſelbſtändig feſtgeſtellt iſt. Anderenfalls würde die Klage oder die Anerkennung 

des Anſpruchs durch den Schuldner lediglich eine Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung bedeuten, nach deren Beendigung die urſprüngliche Verjährungsfriſt 

von Neuem zu laufen hätte (§§ 208, 209, 217). 

III. Verjährungsfriſt. 

1. Friſtbeg inn ($ 187 Abſ. 1). l 
a. Ablieferung beweglicher Sachen iſt diejenige thatſächliche Ueber- 

gabe, welche eine Unterſuchung geſtattet, vgl. RS. 5 31. Bei constitutum 
possessorium und Uebergabe durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs 
(88 930 ff.) beginnt die Friſt nicht mit dieſen Akten, ſondern erft mit der 
thatſächlichen Uebergabe. 

b. Uebergabe des Grundſtücks entſcheidet ohne Rückſicht darauf, ob die 
Auflaſſung ſchon ſtattgefunden hat oder nicht. Bei Uebergabe mittelſt 
constitutum possessorium beginnt die Friſt mit dieſem. (AM. Planck 
zu § 477 Note 4b.) 

2. Ablauf der Friſt § 188 Abſ. 2 u. 3. 

3. Hemmung und Unterbrechung. Neben den allgemeinen Vorſchriften 
der §§ 202—217 läßt Abſ. 2 die Unterbrechung durch das Geſuch auf Siche⸗ 


* 
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§ 478. Hat der Käufer den Mangel dem Verkäufer angezeigt b- 


oder die Anzeige an ihn abgeſendet, bevor der Anſpruch auf Wande⸗ 
lung oder auf Minderung verjährt war, ſo kann er auch nach der 
Vollendung der Verjährung die Zahlung des Kaufpreiſes inſoweit 
verweigern, als er auf Grund der Wandelung oder der Minderung 
dazu berechtigt ſein würde. Das Gleiche gilt, wenn der Käufer vor 
der Vollendung der Verjährung gerichtliche Beweisaufnahme zur 
Sicherung des Beweiſes beantragt oder in einem zwiſchen ihm und 


rung des Beweiſes (CPO. §§ 485 ff.) eintreten. Durch die Bezugnahme auf 

§ 211 Abſ. 2 bzw. § 212 werden die Fälle geregelt, daß das Beweisſicherungs⸗ 

verfahren in Stillſtand geräth, bzw. daß das Geſuch auf Sicherung des Be⸗ 
weiſes zurückgenommen oder aus formellen Gründen zurückgewieſen wird. 

In Fällen ſolcher Art wird gemäß § 212 die Unterbrechung nicht nur dann 

als erfolgt zu gelten haben, wenn friftgemäß der Antrag wiederholt wird, 

ſondern auch wenn innerhalb der Friſt die Klage, als das ſtärkere prozeſſuale 

Hülfsmittel, erhoben wird, vgl. OLG. 3 10. — Zu CPO. § 488 MDF. 2 vgl. 

RG. 49 388 (ſelbſtändiges Antragsrecht jeder der beiden Parteien; der von 

der Partei benannte Sachverſtändige iſt zu vernehmen). 

CPO. 5A. Die Beweisaufnahme kann, auch ohne dass die Voraus- 
setzungen des $ 485 vorliegen, beantragt werden, wenn Mängel einer Sache 
oder eines Werkes festzustellen sind, aus denen ein Recht gegen den Gegner 
hergeleitet werden soll, oder wenn der Zustand eines Gutes ‚festzustellen ist, 
r dessen Beweis ein Kommissionär, Spediteur, Lagerhalter, Frachtführer zu 
sorgen verpflichtet ist. 

Hat der Erwerber einer Sache dem Veräusserer einen Mangel angezeigt oder 
die Annahme einer Sache wegen Mangelhaftigkeit abgelehnt, so kann auch der 
Veräusserer die Beweisaufnahme nach Massgabe des Abs. 1 beantragen. In 
gleicher Weise ist der Unternehmer eines Werkes zu dem Antrage berechtigt, 
wenn der Besteller ihm einen Mangel angezeigt oder die Abnahme des Werkes 
wegen Mangelhaftigkeit verweigert hat. 

4. Die Zulafjung vertragsmäßiger Verlängerung der Verjährungs⸗ 
friſt ift Ausnahme von § 225. Auslegungsfrage ift, 

a. ob neben der Verlängerung der Verjährungsfriſt die Vorſchriften über 
Beginn, Hemmung, Unterbrechung der Verjährung anwendbar bleiben 
ſollen, oder 

b. ob eine präkluſiviſche Garantiefriſt geſetzt ſein ſoll. In dieſem Falle 
würden beide Friſten, die geſetzliche Verjährungsfriſt und die rechts⸗ 
geſchäftliche Garantiefriſt abgelaufen ſein müſſen, um den Anſpruch des 
Käufers auszuſchließen, wenn nicht die Garantiefriſt zugleich zu Gunſten 
des Verkäufers deſſen Gewährleiſtungspflicht von dem Ablaufe der Ver⸗ 
jährungsfriſt unabhängig machen fol. 

5. Ueber die Gewährfriſt bei einheitlichem Kaufe von beweglichen und unbe⸗ 
weglichen Sachen vgl. RG. bei Gruchot 36 938; JW. 1901 S. 42978, wo als 
Gewährfriſt in Anſehung beweglichen Grundſtückszubehörs die für den Grund⸗ 
oo Friſt angenommen wird. Vgl. auch § 470 Note 3 und 
` ote 1. 


IV. Argliſtig verſchwiegene Müngel. 

Die kurze Verjährung des § 477 wird für alle Gewährleiſtungsanſprüche 
z Wandelung, Minderung, Schadenserſatz wegen zugeſicherter Eigenſchaften 
9 403 S. 1 — durch die dem Verkäufer nachzuweiſende Argliſt ($ 443) aus⸗ 
geſchloſſen. In dieſem Falle tritt die regelmäßige dreißigjährige Verjährung 
($ 195) für alle drei Anſprüche ein. — Wegen der Anſprüche aus nachträg⸗ 
licher vom Verkäufer zu vertretender Unmöglichkeit der Erfüllung vgl. Borb. 
zu §§ 459 ff., Rote II 2. 

V. Sonderregelung der Verjährung bei Viehmängeln $ 490. 
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einem ſpäteren Erwerber der Sache wegen des Mangels anhängigen 
Rechtsſtreite dem Verkäufer den Streit verkündet hat. 

Hat der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchwiegen, ſo bedarf 
es der Anzeige oder einer ihr nach Abſ. 1 gleichſtehenden Hand⸗ 
lung nicht. 

§ 479. Der Anſpruch auf Schadenserſatz kann nach der Boll- 
endung der Verjährung nur aufgerechnet werden, wenn der Käufer 
vorher eine der im § 478 bezeichneten Handlungen vorgenommen 
hat. Dieſe Beſchränkung tritt nicht ein, wenn der Verkäufer den 
Mangel argliſtig verſchwiegen hat. 

§ 480. Der Käufer einer nur der Gattung nach beſtimmten 
Sache kann ſtatt der Wandelung oder der Minderung verlangen, 
daß ihm an Stelle der mangelhaften Sache eine mangelfreie geliefert 
wird. Auf dieſen Anſpruch finden die für die Wandelung geltenden 
Vorſchriften der §§ 464 bis 466, des § 467 Satz 1 und der 
$$ 469, 470, 474 bis 479 entſprechende Anwendung. 

Fehlt der Sache zu der Zeit, zu welcher die Gefahr auf den 
Käufer übergeht, eine zugeſicherte Eigenſchaft oder hat der Verkäufer 
einen Fehler argliſtig verſchwiegen, ſo kann der Käufer ſtatt der 
Wandelung, der Minderung oder der Lieferung einer mangelfreien 
Sache Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. 


S 478. 1. Vgl. zu § 194 Note 4 und § 222 Note Ic. 

2. Die Erwähnung der Streitverkündung (Abſ. 1 a. E.) ſoll dem Käufer, 
der wegen Weiterverkaufs nicht in der Lage iſt, ſich rechtzeitig von dem Vor⸗ 
handenſein des Mangels zu überzeugen, die Möglichkeit des Regreſſes offen 
halten (vgl. § 209 Note II. 4). 

3. Wegen der Geltendmachung der perpetuirten Einrede auf Grund des 
verjährten Anſpruchs auf Wandelung oder Minderung gilt daſſelbe wie vor 
der Verjährung (vgl. zu § 465 Note 6). — Die Einrede wird auch nicht da: 
durch ausgeſchloſſen, daß der Käufer die Kaufſache erhalten und dieſelbe zur 
Ausführung der Wandelung an den Verkäufer zurückzugeben hat. (Vgl. 
Eccius, Gruchot 43 321). 


$ 479. 1. Die Vorſchrift bedeutet eine Einſchränkung des § 390 ©. 2 
inſofern, als die Zuläſſigkeit der Aufrechnung von der rechtzeitig erfolgten 
Kundbarmachung des Schadenserſatzanſpruchs abhängig gemacht wird. 

2. Bei Viehmängeln vgl. § 490 Abſ. 3 S. 2. 

$ 480. 1. Abſ. 1 ſtellt für den Gattungskauf (vgl. § 243) neben den 
ſonſtigen Gewährleiſtungsanſprüchen dem Käufer den Anſpruch auf 
Lieferung einer mangelfreien Sache zur Auswahl. Dieſer Anſpruch 
iſt der Anſpruch auf Erfüllung, vgl. § 320 Note 2 und § 363 Note 2. Der 
Anſpruch des Käufers wegen des etwaigen Verzugs des Verkäufers richtet 
ſich nach den allgemeinen Grundſätzen (§§ 286, 326). 

2. Bedeutung der in Bezug genommenen Beſtimmungen: 

§ 464: ae als Erfüllung ohne Vorbehalt in Kenntniß des Mangels 
ſchließt den Anſpruch aus. 

$ 465: Die Wahl unter den verſchiedenen dem Käufer zuftehenden An: 
ſprüchen iſt vollzogen, wenn ſich der Verkäufer mit dem Verlangen des 
Käufers auf Lieferung einer mangelfreien Sache einverſtanden erklart. Bis 
dahin ius variandi des Käufers. Gegenüber einer erneuten mangelhaften 
Erfüllung, welche den ſelbſtändigen Verſuch der Erfüllung des Kaufvertrags 
darſtellt, greifen wiederum die Rechte des Käufers aus § 480 Platz. 
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§ 481. Für den Verkauf von Pferden, Eſeln, Mauleſeln und 
Maulthieren, von Rindvieh, Schafen und Schweinen gelten die Vor⸗ 
ſchriften der §§ 459 bis 467, 469 bis 480 nur inſoweit, als ſich 
nicht aus den §§ 482 bis 492 ein Anderes ergiebt. 


HGB. $ 382. Die Vorschriften der $$ 481 bis 492 des Burger. 
lichen Gesetæbuchs über die Gewährleistung bei Viehmängeln werden 
durch die Vorschriften dieses Abschnitts nicht berührt. 


§ 466: Der Verkäufer kann fih zur Erſatzlieferung erbieten und dem 
Käufer eine Friſt zur Erklärung hierüber ſetzen, nach deren fruchtloſem Ab⸗ 
lauf Erſatzlieferung nicht verlangt werden kann. Der Verkäufer kann ſich 
entweder zur Wandelung ($ 466) und Nachlieferung (§8 480, 466) geſondert, 
oder aber auch gleichzeitig zu beiden nach Wahl des Käufers mit der 
Wirkung erbieten, daß nach fruchtloſem Ablaufe der Friſt der Käufer die 
ien Leiſtungen nicht mehr verlangen kann. Vgl. Küntzel, Gruchot 

150. 

§ 467 Satz 1: Die Rückgewährpflicht des Käufers bezüglich der mangel- 
haften Sache richtet fih mit der aus § 467 Satz 1 Halbſ. 2 fih ergebenden 
Abweichung nach den Vorſchriften über das vertragsmäßige Rücktrittsrecht, 
88 346 ff. (8 467 Satz 2 ift nicht anwendbar, weil der Vertrag beſtehen bleibt.) 

§ 469: Mengekauf; § 470: Haupt- und Nebenſache. 

$ 474: Untheilbarkeit des Anſpruchs auf Erſatzlieferung, wenn Mehrere 
als Käufer oder Verkäufer betheiligt ſind; hat ein Käufer gemindert, ſo iſt 
der Nachlieferungsanſpruch ausgeſchloſſen. 

§ 475: Nach bereits erfolgter Minderung iſt der Anſpruch auf Erſatzliefe⸗ 
rung wegen eines anderen Mangels nicht ausgeſchloſſen. Vgl. Note zu § 475. 
„8 476: Vertragsmäßige Ausſchließung des Anſpruchs auf Erſatzlieferung 
iſt bei Argliſt des Verkäufers nichtig. 

$ 477: Der Anſpruch auf Erſatzlieferung unterliegt der kurzen Verjährung. 
„5 #78: Der Anſpruch auf Erſatzlieferung kann gegenüber dem Anſpruche des 
Verkäufers auf Zahlung des Kaufpreiſes als Einrede auch nach Verjährung 
geltend gemacht werden, wenn dem Käufer der Mangel gemäß § 478 recht⸗ 
zeitig kundbar gemacht iſt. Einrede des nicht erfüllten Verkrags vgl. zu § 320. 
, 479 bezieht fih nicht auf die Wandelung und iſt anſcheinend verſehent⸗ 
lich bei der Ueberſetzung des in § 415 Entw. II eitirten § 414 Entw. II, 
welcher die jetzigen §§ 478 und 479 umfaßte, miteitirt worden. 

3. Abſ. 2 ſtellt den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Mangels 
einer zugeſicherten Eigenſchaft oder wegen Argliſt für den Gattungskauf 
auf den Zeitpunkt des Gefahrüberganges (vgl. §§ 243, 300, 446 f.) anſtatt 
auf den Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes (§ 463) ab. Der Käufer kann die 
gelieferte mangelhafte Sache zurückweiſen und — ohne daß es auf ſeine 
Intereſſeloſigkeit an der Waare im mangelhaften Zuſtand ankommt — 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern. RG. IW. 1902 Beil. S. 235. 


4. Wegen des Rechtes des Verkäufers, ſich durch Nachlieferung einer 
mangelfreien Sache befreien zu können, vgl. Borb. zu §§ 459 ff. Note V. 


$ 481. J. Die Vorſchriften finden auch auf den Viehhandel Anwendung, 
FR HGB. § 382. Als Zubehör eines Grundſtücks verkauftes Vieh vgl. § 470 
tete 3 und RG. Gruchot 36 938; IW. 1901 S. 429 5. Diefe preußiſch⸗recht⸗ 

chen Entſcheidungen find für das neue Recht kaum verwendbar. Vgl. auch 
9477 Note III 5. 


PER andere als die im § 481 genannten Thiergattungen (z. B. für 


e, Ziegen u. ſ. w.) gelten die gewöhnli Gewährleiſtungsvorſchriften 
ao gewöhnlichen Gewährleiſtungsvorſchrift 
3. A t : y 4 M a 8 n 
G86 1 Zuſtändigkeit für Streitigkeiten wegen Viehmängel 


Ò. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 22 


13. Gewährleiſtung für 
Viehmüngel. 

a. Betroffene Thier⸗ 
gattungen. 
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b. Prinzip: Sauptmin- § 482. Der Verkäufer hat nur beftimmte Fehler (Hauptmängel) 
gel. Gewährfriſten. und dieſe nur dann zu vertreten, wenn fie fih innerhalb beſtimmter 
Friſten (Gewährfriſten) zeigen. 
Die Hauptmängel und die Gewährfriſten werden durch eine mit 
Zuſtimmung des Bundesraths zu erlaſſende Kaiſerliche Verordnung 
beſtimmt. Die Beſtimmung kann auf demſelben Wege ergänzt und 
abgeändert werden. 
. Beginn der Gewühr⸗ § 483. Die Gewährfriſt beginnt mit dem Ablaufe des Tages, 
5 an welchem die Gefahr auf den Käufer übergeht. 
d. In der Frist entdecte § 484. Zeigt ſich ein Hauptmangel innerhalb der Gewährfriſt, 
Sauptmängel ſo wird vermuthet, daß der Mangel ſchon zu der Zeit vorhanden 
geweſen ſei, zu welcher die Gefahr auf den Käufer übergegangen iſt. 
„Anzeigepflicht. $ 485. Der Käufer verliert die ihm wegen des Mangels zu: 
ſtehenden Rechte, wenn er nicht ſpäteſtens zwei Tage nach dem Ab⸗ 
laufe der Gewährfriſt oder, falls das Thier vor dem Ablaufe der 
Friſt getödtet worden oder ſonſt verendet iſt, nach dem Tode des 
Thieres den Mangel dem Verkäufer anzeigt oder die Anzeige an ihn 
abſendet oder wegen des Mangels Klage gegen den Verkäufer er⸗ 
hebt oder dieſem den Streit verkündet oder gerichtliche Beweisauf⸗ 
nahme zur Sicherung des Beweiſes beantragt. Der Rechtsverluſt 
tritt nicht ein, wenn der Verkäufer den Mangel argliftig ver- 
ſchwiegen hat. 
f. Vertragsmäßige Gee § 486. Die Gewährfriſt kann durch Vertrag verlängert oder 
ut abgekürzt werden. Die vereinbarte Friſt tritt an die Stelle der 
geſetzlichen Friſt. 
g. Ausschluß der Mine § 487. Der Käufer kann nur Wandelung, nicht Minderung 
3 verlangen. 
h, Die Wandetung. Die Wandelung kann auch in den Fällen der $$ 351 bis 353, 
4 gang. Verdußerung insbeſondere wenn das Thier geſchlachtet iſt, verlangt werden; an 
des Thieres. Stelle der Rückgewähr hat der Käufer den Werth des Thieres zu 


a 


© 


$ 482. 1. Der Verkäufer haftet nicht, wenn der Käufer den Hauptmangel 
bei Vertragsſchluß kannte oder kennen mußte, es ſei denn, daß der Ver⸗ 
käufer das Nichtvorhandenſein des Mangels zugeſichert oder den Mangel 
argliſtig verſchwiegen hat. . f 

2. Fehler, welche nicht Hauptmängel find, begründen eine Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht ſelbſt dann nicht, wenn fie argliſtig verſchwiegen find. 
Wegen Irrthums oder Betrugs vgl. SS 119 ff., 123 f. 

3. Verordnung betreffend die Hauptmängel und Gewährfriſten beim Vieh⸗ 
handel. Vom 27. März 1899 (RG Bl. S. 219), abgedruckt Anhang zum I. Bd. 

8 483. 1. Gefahrübergang §§ 446, 447, 300 Abf. 2. 

2. Berechnung der Gewährfriſt nach §§ 187 Abſ. 2, 188. 

484. Widerlegung der Vermuthung CPO. § 292. 

485. 1. Friſtberechnung feit Ablauf der Gewährfriſt § 187 Abſ. 2, 188 
Abſ. 1; fett Tödtung oder Verendung $ 187 Abſ. 1. 

2. Wegen Sicherung des Beweiſes CPO. ŞE 485 ff., § 488 zu § 477. 

3. Die Anzeigefriſt iſt eine Ausſchlußfriſt (vgl. Titelvorb. vor $ 186 
Note 4), Verſäumt der Käufer die Friſt, jo verliert er nicht nur die Rechts⸗ 
vermuthung aus $ 484, ſondern die wegen des Mangels ihm zuſtehenden 
Rechte (Gewährleiſtungsanſprüche und Einreden). 

4. Für die Argliſt (vgl. § 443) ift der Käufer beweispflichtig. 
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vergüten. Das Gleiche gilt in anderen Fällen, in denen der Käufer 
in Folge eines Umſtandes, den er zu vertreten hat, insbeſondere 
einer Verfügung über das Thier, außer Stande iſt, das Thier zurüd- 
zugewähren. 

Iſt vor der Vollziehung der Wandelung eine unweſentliche Ver⸗ 
ſchlechterung des Thieres in Folge eines von dem Käufer zu ver- 
tretenden Umſtandes eingetreten, ſo hat der Käufer die Werth⸗ 
minderung zu vergüten. . 

Nutzungen hat der Käufer nur inſoweit zu erſetzen, als er ſie ge⸗ 
zogen hat. f 

§ 488. Der Verkäufer hat im Falle der Wandelung dem Käufer 
auch die Koſten der Fütterung und Pflege, die Koſten der thierärzt⸗ 
lichen Unterſuchung und Behandlung ſowie die Koſten der noth⸗ 
wendig gewordenen Tödtung und Wegſchaffung des Thieres zu erſetzen. 

§ 489. Iſt über den Anſpruch auf Wandelung ein Rechtsſtreit 
anhängig, ſo iſt auf Antrag der einen oder der anderen Partei die 
öffentliche Verſteigerung des Thieres und die Hinterlegung des Er⸗ 
löſes durch einſtweilige Verfügung anzuordnen, ſobald die Beſichtigung 
des Thieres nicht mehr erforderlich iſt. 

§ 490. Der Anſpruch auf Wandelung ſowie der Anſpruch auf 
Schadenserſatz wegen eines Hauptmangels, deſſen Nichtvorhandenſein 
der Verkäufer zugeſichert hat, verjährt in ſechs Wochen von dem 
Ende der Gewährfriſt an. Im Uebrigen bleiben die Vorſchriften 
des § 477 unberührt. 

An die Stelle der in den SS 210, 212, 215 beſtimmten Friſten 
tritt eine Friſt von ſechs Wochen. 

Der Käufer kann auch nach der Verjährung des Anſpruchs auf 
Wandelung die Zahlung des Kaufpreiſes verweigern. Die Auf⸗ 


rechnung des Anſpruchs auf Schadenserſatz unterliegt nicht der im 
§ 479 beſtimmten Beſchränkung. 


§ 487. 1. Wegen der Wandelung vgl. § 467. 

2. (Abſ. 2.) Der an die Stelle der Rückgewähr tretende Wertherſatz ift 
nach dem Zeitpunkte der Vollziehung der Wandelung zu bemeſſen § 465 Note 7b. 

3. Wegen Verſchlechterung nach vollzogener Wandelung finden §§ 467, 
347 Anwendung. 

4. Abſ. 4 ſchließt die Erſatzpflicht bezüglich derjenigen Nutzungen aus, 
welche hatten gezogen werden konnen. 

8 488. Aufwendungen zum Schutze gegen Seuchengefahr hat der Verkäufer 
nicht auf Grund ſeiner Gewährleiſtungspflicht, ſondern höchſtens auf Grund 
A Verſchulden oder Vertragsabrede begründeten Schadenserſatzpflicht 

erſetzen. 

$ 489. 1. Die in § 489 erwähnte einſtweilige Verfügung ift nicht an 
die engeren Vorausſetzungen des § 935 CHO. gebunden. 

2. Oeffentliche Verſteigerung § 383. 

3. Hinterlegungsſtelle EG. Artt. 144 f. 

. $ 490. 1. Wegen Verjährung des Wandelungsanſpruchs vgl. zu § 477, 
insbeſondere zu Note 4 (Ausſchließung der er Verjchrung ber S atig 
verſchwiegenen Mängeln). 

2. Der Anſpruch auf Schadenserſatz aus §§ 463, 481 (wegen Zus 

22˙* 


F. Nutzungen. 


7. Fütterungskoſten. 


3. Verſteigerung. 


i. Verjährung der An- 
ſprüche. Perpetuirung 
der Einreden. 


k. Gattungskauf. 


1. Vertragsmäßige Ge⸗ 
wahrleiſtung. 


14. Kaufähnliche Verträge. 
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8 491. Der Käufer eines nur der Gattung nach beſtimmten 
Thieres kann ſtatt der Wandelung verlangen, daß ihm an Stelle 
des mangelhaften Thieres ein mangelfreies geliefert wird. Auf 
dieſen Anſpruch finden die Vorſchriften der $$ 488 bis 490 entz 
ſprechende Anwendung. 

§ 492. Uebernimmt der Verkäufer die Gewährleiſtung wegen 
eines nicht zu den Hauptmängeln gehörenden Fehlers oder ſichert 
er eine Eigenſchaft des Thieres zu, ſo finden die Vorſchriften der 
88 487 bis 491 und, wenn eine Gewährfriſt vereinbart wird, auch 
die Vorſchriften der $$ 483 bis 485 entſprechende Anwendung. 
Die im § 490 beſtimmte Verjährung beginnt, wenn eine Gewähr- 
friſt nicht vereinbart wird, mit der Ablieferung des Thieres. 

§ 493. Die Vorſchriften über die Verpflichtung des Verkäufers 
zur Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache finden auf andere 
Verträge, die auf Veräußerung oder Belaſtung einer Sache gegen 
Entgelt gerichtet ſind, entſprechende Anwendung. 


ſicherung des Nichtvorhandenſeins eines bei Vertragsſchluß vorhandenen 
Hauptmangels) unterliegt der kurzen Verjährung; nicht hingegen der 
Schadenserſatzanſpruch wegen argliſtiger Verſchweigung vgl. Note 1. 

3. (Abſ. 3.) Die Abweichung vom § 479 erklärt ſich aus § 485, wonach die 
8210 r ſchon zur Entſtehung des Gewährleiſtungsanſpruchs erfor: 

erlich iſt. 

8 491. Für den Anſpruch auf Nachlieferung eines mangelfreien Thieres 
finden zunächſt gemäß § 481 die Vorſchriften des § 480 Anwendung. Vgl. 
die Noten zu § 480. Durch die Bezugnahme auf die §Y 480—490 ergänzt 
bzw. ändert § 491 die Vorſchrift des § 480 für den Viehkauf hinſichtlich der 
Koſten der thierärztlichen Unterſuchung 2c. ($ 488), der beiderſeitigen Ver⸗ 
ſteigerungsbefugniß (§ 489) und der Verjährung ($ 490). 

§ 492. 1. Die Vorſchrift bezieht fih nur auf die vertragsmäßige 
Gewährleiſtung bezüglich der im § 481 aufgeführten Thiergattun⸗ 
gen; für andere Thiere verbleibt es bei den Vorſchriften der $$ 459 —490. 
Vgl. übrigens Vorb. vor $$ 459 ff. Note IV. 

2. Nicht zu den Hauptmängeln gehörende Fehler vgl. § 482. 

3. „Zuſicherung einer Eigenſchaft“ i. S. des § 492 umfaßt nicht die Zu⸗ 
ſicherung der Freiheit von Hauptmängeln, ſondern anderer Eigenſchaften; 
auf erſtere findet § 490 Anwendung. 

4. Ablieferung des Thieres vgl. $ 477 Note III La. 

5. Wenn in dem Falle des § 492 eine Gewährfriſt nicht vereinbart iſt 
und ſomit § 485 nicht zur Anwendung gelangt, kann auch Satz 2 des dritten 
Abſ. des § 490 nicht angewendet werden (vgl. § 490 Note 3); anderenfalls 
würde entgegen der aus $$ 478, 479, 485, 490 fich ergebenden Tendenz die 
Einwendung des § 490 Abſ. 3 noch nach geraumer Zeit erhoben werden können, 
ohne daß innerhalb der Verjährungsfriſt dem Verkäufer eine Mängelanzeige 
gemacht worden iſt. § 490 Abſ. 3 Satz 2 kommt ſomit für eine dem be⸗ 
regten Thatbeſtand entſprechende Anwendung der §§ 487—491 nicht in 
Betracht. 

§ 493. 1. Auf Grund des § 493 find die Vorſchriften der SS 459—480 bzw. 
88 481—492 anwendbar auf die Gewahrleiſtung insbeſondere bei Tauſch, Ge- 
ſellſchaftsvertrag, Vergleich, (obligatoriſchen) Verpfändungsvertrag (vgl. § 445). 

2. Beſondere Vorſchriften finden ſich bei Hingabe an Erfüllungsſtatt 
§ 365; Gemeinſchaftstheilung § 757; Auseinanderſetzung bei Gütergemein⸗ 
ſchaft $ 1477; Gattungsvermächtniß § 2183; Erbſchaftskauf § 2376 Abſ. 2; 
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III. Befondere Arten des Kauſes. 
1. Kauf nach Probe. Kauf auf Probe. 


§ 494. Bei einem Kaufe nach Probe oder nach Muſter find 
die Eigenſchaften der Probe oder des Muſters als zugeſichert an⸗ 
zuſehen. 

§ 495. Bei einem Kaufe auf Probe oder auf Beſicht ſteht die 
Billigung des gekauften Gegenſtandes im Belieben des Käufers. 
Der Kauf iſt im Zweifel unter der aufſchiebenden Bedingung der 
Billigung geſchloſſen. 

Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer die Unterſuchung des 
Gegenſtandes zu geſtatten. 


Weiterveräußerung einer Erbſchaft § 2385 Abſ. 1; Schenkung § 524; Kindes⸗ 
ausſtattung § 1624 Abſ. 2. 

3. Sonderregelung bei Miethe §§ 537 ff.; Werkvertrag §§ 633 ff.; 
Werklieferungsvertrag § 651. l 

4. Keine Gewährleiſtungspflicht der Ehefrau hinſichtlich des Gin- 
gebrachten § 1363. 

1. Vgl. Titelvorb. vor § 433 Note II. 

2. Die Vorſchriften gelten auch für das Handelsrecht. 

‚8 494. 1. Die Vorſchrift entſpricht dem Art. 340 SGB. (a. F). Vgl. 
§§ 459 ff. — Ob ein Kauf nach Muſter vorliegt oder ob das Muſter etwa 
nur zur Orientirung des Käufers über die Kaufſache dient, wie z. B. ange⸗ 
nommen wurde bei einem Verkauf „unter Zugrundelegung eines Muſters“, 
zunter Veranſchaulichung des Kaufgegenſtandes durch Muſter“, iſt Auslegungs⸗ 
frage. RG. IW. 1902 Beil. S. 230. — Ausſchließung der Garantie für 
die Eigenſchaften der Probe ſchließt Kauf nach Probe aus; vgl. RG. daf. 

2. Beweislaſt. Daß Kauf nach Probe vorliegt, hat der Käufer (ebenſo 
wie die Zuſicherung beſtimmter Eigenſchaften § 459 Abſ. 2) zu beweiſen; der 
Verkäufer hat alsdann die Probemäßigkeit darzuthun, es ſei denn, daß er 
beweiſt, daß Käufer die Sache als Erfüllung angenommen hat ($ 363). 

3. Die Identität der Probe hat derjenige zu beweiſen, der ſie zur 
e ede hat > ſie nunmehr vorlegt. u 
4. Ueber die Rechtslage, wenn die Probe nicht mehr vorhanden iſt, l. 
NOS. 9 27, 23 308; RG. 11.36, 20 5, 29 88. BEN u 

§ 495. 1. Vgl. Art. 339 HGB. Der Kauf, d. h. die beiderſeitigen 
Rechte und Pflichten ſtehen unter der aufſchiebenden Bedingung, daß Käufer 
die Billigung erklärt, vgl. Titelvorb. vor § 320 Note 3. 

9 A nia Gefahrtragung während ſchwebender Bedingung vgl. zu § 446 

ote 3. 


3. Mit Eintritt der Bedingung, d. i. mit der Billigung, ift der Kaufab⸗ 

ſchluß zu Stande gekommen (vgl. $ 158); von da ab greifen die allgemeinen 

Vorſchriften über den Kauf, insbeſondere auch über die Gewährleiſtung Platz. 

, Ob die Billigung der bereits übernommenen Sache Annahme als Er⸗ 

füllung ($ 363) ift, ift Thatfrage. 

4. Abſ. 2 begründet einen ſelbſtändigen klagbaren Anſpruch. Zwangsvoll⸗ 

ſtreckung CPO. § 888, vgl. auch § 283, CPO. § 893. 

. Verſagt der Käufer die Billigung, fo ift er zur Herausgabe der 

Sache in dem Zuſtande verpflichtet, in welchem er ſie erhalten hat. Iſt die 

Herausgabe in Folge Unterganges, Verſchlechterung ꝛc. unmöglich geworden, 

38 greifen §§ 275 ff. ein; wegen Nutzungen zc. kann die Anwendung der 
9 818 f. oder der §§ 987 ff. in Frage kommen. 

8 6. Die Klauſel, daß der Käufer die Waare umtauſchen dürfe, macht den 
auf nicht zu einem ſolchen auf Probe; iſt über die einzutauſchende Waare 


1. Kauf nach Probe. 


2. Kauf auf Probe. 
a. Rechtliche Natur. 


b. Unterſuchung. 


Zu 55 494—196. 


- 


c. Billigung. 


1. Ausübung des Wieder⸗ 


kaufsrechts. 


2. Wiederkaufpreis. 


Zu 89 497—503. 
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§ 496. Die Billigung eines auf Probe oder auf Beſicht ge- 
kauften Gegenſtandes kann nur innerhalb der vereinbarten Friſt und 
in Ermangelung einer ſolchen nur bis zum Ablauf einer dem Käufer 
von dem Verkäufer beſtimmten angemeſſenen Friſt erklärt werden. 
War die Sache dem Käufer zum Zwecke der Probe oder der Be⸗ 
ſichtigung übergeben, fo gilt fein Schweigen als Billigung. 
2. Wiederkauf. 


§ 497. Hat ſich der Verkäufer in dem Kaufvertrage das Recht 
des Wiederkaufs vorbehalten, ſo kommt der Wiederkauf mit der Er⸗ 
klärung des Verkäufers gegenüber dem Käufer, daß er das Wieder⸗ 
kaufsrecht ausübe, zu Stande. Die Erklärung bedarf nicht der für 
den Kaufvertrag beſtimmten Form. 

Der Preis, zu welchem verkauft worden iſt, gilt im Zweifel auch 
für den Wiederkauf. 


und den Preis derſelben eine Vereinbarung nicht getroffen, ſo wird der ur⸗ 
ſprüngliche Kaufvertrag erſt aufgehoben, wenn dieſe Vereinbarung vorliegt. 
Der Verkäufer iſt verpflichtet, ſeinerſeits an dem Zuſtandekommen ſolcher 
Einigung nach Treu und Glauben mitzuwirken, er wird alſo die bei ihm 
vorhandenen Waaren zu dem bei ihm für dieſelben üblichen Preiſe als Ein⸗ 
tauſchgegenſtand zur Auswahl ſtellen muſſen. Kommt auch bei ſolchem Ver⸗ 
halten des Verkäufers eine Einigung nicht zu Stande, ſo hat es bei dem 
urſprünglichen Kaufvertrage fein Bewenden. Vgl. OLG. 2 502. 

§ 496. 1. Wegen der Friſtſetzung vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4. 

3. Die Erklarung muß innerhalb der Friſt wirkſam geworden fein § 130. 
OLG. 3 207. 

1. Der einem Kaufvertrage beigefügte Vorbehalt des Wiederkaufs wirkt 
nur obligatoriſch unter den Vertragſchließenden. Kenntniß des dritten Er⸗ 
werbers von dem Wiederkaufsrechte beeinträchtigt weder die Wirkſamkeit des 
Erwerbes noch begründet ſie die Schadenserſatzpflicht des Dritten zu Gunſten 
des Wiederkaufsberechtigten. Dieſer iſt lediglich auf ſeinen Intereſſeanſpruch 
(88 275 ff., 325 ff.) gegen den Wiederverkäufer angewieſen. Ueber Siche⸗ 
rung des Wiederkaufsrechts durch Eintragung einer Vormerkung 
im Grundbuche $$ 883 ff. 

2. Das Recht des Wiederkaufs ift übertragbar ($ 413) und vererblich, foz 
fern nicht eine entgegenſtehende Vereinbarung (vgl. $ 399) vorliegt. 

3. Rückkaufshandel. Der gewerbsmäßige Ankauf beweglicher Sachen 
mit Gewährung des Rückkaufsrechts gilt nach § 34 Abſ. 2 der GewO. als 
Pfandleihgewerbe und gehört gemäß CG. Art. 94 zur landesgeſetzlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit. 

4. Landesgeſetzgebung. EN 
Preussen | AG. z. 10 Art. 29. (Dingliches Wiederkaufsrecht bei Renten⸗ 

gütern. 
S.-Weim. | AG. z. BGB. § 33. Entſprechende Anwendbarkeit der §§ 497 
Reuss j. L. AG. z. BGB. § 28. | bis 503 auf landesgeſetzl. Vorkaufsrechte. 
S.-Altenb. AG. z. BGB. § 75. (Dingliche Sicherung von landesgeſetzlichen 
Wieder⸗ und Vorkaufsrechten.) 

§ 497. 1. Wirkſamwerden der Ausübungserklärung SS 130 ff. 

2. Gleichzeitiges Anerbieten des Wiederkaufpreiſes iſt nicht erfordert. 

3. Der zu Stande gekommene Wiederkauf iſt ein gegenſeitiger Vertrag, 
auf welchen neben den §§ 433 ff., 497 ff., die SS 320 ff. anwendbar find. 
Verzug des Wiederkäufers mit der Zahlung des Preiſes 89 326, 454. 

4. Der Wiederverkäufer erhält mit dem Zuſtandekommen des Wiederkaufs 
den Anſpruch auf Zahlung des Wiederkaufpreiſes (Abſ. 2 vgl. auch § 501) 
ſowie den Anſpruch auf Abnahme der Sache § 433. 
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§ 498. Der Wiederverkäufer iſt verpflichtet, dem Wiederkäufer 
den gekauften Gegenſtand nebſt Zubehör herauszugeben. 

Hat der Wiederverkäufer vor der Ausübung des Wiederkaufsrechts 
eine Verſchlechterung, den Untergang oder eine aus einem anderen 
Grunde eingetretene Unmöglichkeit der Herausgabe des gekauften 
Gegenſtandes verſchuldet oder den Gegenſtand weſentlich verändert, 
ſo iſt er für den daraus entſtehenden Schaden verantwortlich. Iſt 
der Gegenſtand ohne Verſchulden des Wiederverkäufers verſchlechtert 
oder ift er nur unweſentlich verändert, ſo kann der Wiederkäufer 
Minderung des Kaufpreiſes nicht verlangen. 

§ 499. Hat der Wiederverkäufer vor der Ausübung des Wieder⸗ 
kaufsrechts über den gekauften Gegenſtand verfügt, ſo iſt er ver⸗ 
pflichtet, die dadurch begründeten Rechte Dritter zu beſeitigen. Einer 
Verfügung des Wiederverkäufers ſteht eine Verfügung gleich, die im 
Wege der Zwangssollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch 
den Konkursverwalter erfolgt. 

§ 500. Der Wiederverkäufer kann für Verwendungen, die er 
auf den gekauften Gegenſtand vor dem Wiederkaufe gemacht hat, 
inſoweit Erſatz verlangen, als der Werth des Gegenſtandes durch die 

erwendungen erhöht iſt. Eine Einrichtung, mit der er die heraus⸗ 
zugebende Sache verſehen hat, kann er wegnehmen. 

§ 501. Iſt als Wiederkaufpreis der Schätzungswerth vereinbart, 
den der gekaufte Gegenſtand zur Zeit des Wiederkaufs hat, ſo iſt 
der Wiederverkäufer für eine Verſchlechterung, den Untergang oder 
die aus einem anderen Grunde eingetretene Unmöglichkeit der Heraus⸗ 
gabe des Gegenſtandes nicht verantwortlich, der Wiederkäufer zum 
Erſatze von Verwendungen nicht verpflichtet. 


8 498. 1. Abſ. 1 betrifft die im Momente der Ausübung des 
Wiederkaufsrechts entſtehende Herausgabepflicht. Dieſe Verpflichtung 
geht auf Herausgabe der Sache in dem Beſtande und mit dem Zubehöre 
(88 97 f.) zur Zeit der Ausübung des Wiederkaufsrechts. Nach dieſem 
Zeitpunkt eintretende Unmöglichkeit der Erfüllung dieſer Verbindlichkeit 
iſt nach §§ 275 ff., 323 ff. zu beurtheilen. 

2. Verwendungsanſpruch und Wegnahmerecht des Wiederverkaufers $ 500. 

3. Abſ. 2 bezieht fich auf die Zeit vor Ausübung des Wiederkaufs⸗ 
rechts. Der Umfang der dem Wiederverkäufer obliegenden Erhaltungs⸗ 
pflicht wird durch Abſ. 2 beſtimmt. Haftung für Dritte gemäß § 278. 

§ 499. 1. Verfüg ungen über den Gegenſtand. Vol. Abſchnitt⸗ 
vorb. vor § 104 Note 5. 


2. Gegenüber einem durch Vormerkung geſicherten Wiederkaufsrechte findet 
§ 883 Abf. 2 Anwendung. $ 


d § 500. 1. Dieſe Vorſchrift bezieht fih nur auf die bis zum Zeitpunkte 
des Zuſtandekommens des Wiederkaufs (§ 497) gemachten Verwendungen. — 
Für nachträgliche Verwendungen ift § 450 maßgebend. 

2. Anſpruch auf Erſatz der Verwendungen §§ 256 f. 

3. Wegnahmerecht § 258. 


§ 501. Die Haftung des Wiederverkäufers wegen rechtlicher Verfügungen 
(vgl. § 499) tritt auch bei Wiederkauf zum Schätzungswerth ein. Der Wieder 
verkäufer hat das Wegnahmerecht aus § 500. 


3. Pflichten des Wieder⸗ 
verkäufers. 
*. Her ausgabe. 
b. Schadenserſatzpflicht 
für Verſchlechterung ꝛc. 


c. Zwiſchenzeitige Verfü⸗ 
gungen des Wieder⸗ 
verkäufers. 


4. Anſpriüche des Wieder- 
verkäufers. 
a. Verwendungen. 
b. Wegnahme von Ein⸗ 
richtungen. 


5. Wiederkauf zum 
Schätzungswerthe. 


6. Gemeinſchaftliches Wie⸗ 
derkaufsrecht Mehrerer. 


7. Ausübungsfriſt. 


1. Vorausſetzung der Wus- 
übung des Vorkaufs⸗ 
rechts. 


Vorbemerkung zu 
88 504—514. 
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§ 502. Steht das Wiederkaufsrecht Mehreren gemeinſchaftlich 
zu, ſo kann es nur im Ganzen ausgeübt werden. Iſt es für einen 
der Berechtigten erloſchen oder übt einer von ihnen ſein Recht nicht 
aus, ſo ſind die übrigen berechtigt, das Wiederkaufsrecht im Ganzen 
auszuüben. 

§ 503. Das Wiederkaufsrecht kann bei Grundſtücken nur bis 
zum Ablaufe von dreißig, bei anderen Gegenſtänden nur bis zum 
Ablaufe von drei Jahren nach der Vereinbarung des Vorbehalts 
ausgeübt werden. Iſt für die Ausübung eine Friſt beſtimmt, ſo 
tritt dieſe an die Stelle der geſetzlichen Friſt. 


3. Vorkauf. 


§ 504. Wer in Anſehung eines Gegenſtandes zum Vorkaufe 
berechtigt iſt, kann das Vorkaufsrecht ausüben, ſobald der Ver⸗ 
pflichtete mit einem Dritten einen Kaufvertrag über den Gegenſtand 


geſchloſſen hat. 


§ 502. Vgl. zu $ 513; $ 356. 
§ 503. 1. Friſtberechnung §§ 187 Abſ. 1, 188. 
2. Beginn der Verjährung der von der Ausübung des Wiederkaufsrechts 

abhängigen Anſprüche vgl. zu § 198 Note 3. 

J. Das rechtsgeſchaftliche Vorkaufsrecht. 
1. Das perſönliche Vorkaufsrecht. 

a. Die Berechtigung zum Vorkaufe, welche durch Rechtsgeſchäft (Vertrag 
oder Vermächtniß) entſteht, iſt nur zwiſchen dem zum Vorkaufe Berech⸗ 
tigten und demjenigen, welcher verpflichtet iſt, dem Berechtigten für den 
Fall des Verkaufs als Käufer den Vorzug zu geben, wirkſam. Kenntniß 
des dritten Erwerbers von dem Vorkaufsrechte beeinträchtigt weder die 
Wirkſamkeit des Erwerbes, noch begründet ſie deſſen Schadenserſatzpflicht. 
Der Vorkaufsberechtigte iſt lediglich auf ſeinen Intereſſeanſpruch gegen 
den Verpflichteten angewieſen, wenn dieſer ſeiner Verpflichtung zuwider 
über den Gegenſtand verfügt. Der Verpflichtete ſchließt zur Verhütung 
von Schadenserſatzpflicht den Kaufvertrag mit dem Dritten unter der 
Bedingung ab, daß der Vorkaufs berechtigte von feinem Vorkaufsrechte 
nicht Gebrauch macht (vgl. § 506 Note 1, § 275 ff., 323 ff.). — Die 
§§ 504 ff. ſind rückſichtlich des perſönlichen Vorkaufsrechts lediglich dis⸗ 
poſitive Beſtimmungen, welche nur Platz greifen, ſofern nicht durch das 
dem Vorkaufsrechte zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft oder durch einen 
zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Vertrag dem Vorkaufsrecht ein 
anderer Inhalt gegeben iſt. Vgl. zu 2. 

b. Form. Die Einräumung eines Vorkaufsrechts begründet eine durch die 
Ausübung des Vorkaufsrechts bedingte Verpflichtung zur Uebertragung 
des Eigenthums (vgl. § 1098 Abſ. 2), demgemäß bedarf der auf Einräu⸗ 
mung des Vorkaufsrechts bezüglich eines Grundſtücks gerichtete Vertrag 

emäß $ 313 gerichtlicher oder notarieller Beurkundung, fo auch OLG. 
1293, Seuff. 56 125. 

e. Die dingliche Sicherung des auf ein Grundſtück bezüglichen perſön⸗ 
lichen Vorkaufsrechts durch eine Vormerkung (88 883 ff.) ift zuläſſig. 
2. Das dingliche Vorkaufsrecht der §§ 1094 ff. ift eine Belaſtung des 

Grundſtücks mit einem dinglichen Rechte. Der Maximalinhalt dieſes Rechtes 

iſt, wie der eines jeden Sachenrechts, durch die geſetzliche Regelung zwingend 

feſtgeſtellt. Soweit die §8 504—514 hierfür im § 1098 verwendet find, 
können ſie mit ſachenrechtlicher Wirkung nicht abgeändert werden. Wegen 
der dinglichen Wirkung SS 1094 ff. 
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$ 505. Die Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem Verpflichteten. Die Erklärung bedarf nicht 
der für den Kaufvertrag beſtimmten Form. 


2. Ausübung des Vor⸗ 


taufsrechts. 


Mit der Ausübung des Vorkaufsrechts kommt der Kauf zwiſchen 3. Wirkung der Ausübung. 


dem Berechtigten und dem Verpflichteten unter den Beſtimmungen 
zu Stande, welche der Verpflichtete mit dem Dritten vereinbart hat. 


§ 506. Eine Vereinbarung des Verpflichteten mit dem Dritten, + Auf Vereitelung des 


durch welche der Kauf von der Nichtausübung des Vorkaufsrechts 
abhängig gemacht oder dem Verpflichteten für den Fall der Aus⸗ 
übung des Vorkaufsrechts der Rücktritt vorbehalten wird, iſt dem 
Vorkaufsberechtigten gegenüber unwirkſam. 


II. Als geſetzliches Vorkaufsrecht kennt das BGB. nur das Vorkaufs⸗ 
recht der Miterben hinſichtlich des Antheils eines Miterben an dem Nach⸗ 
laſſe ($$ 2034 ff.). Auf dieſes Vorkaufsrecht finden die § 504 ff. Anwen- 
dung, ſoweit nicht abweichende Beſtimmungen der $$ 2034 ff. eingreifen. Dieſem 
Vorkaufsrechte gegenüber iſt der gutgläubige Erwerber nicht geſchützt. 

III. Auf landesgeſetzliche Vorkaufsrechte, ſofern ſolche durch das EG. auf⸗ 
recht erhalten find (z. B. EG. Art. 109: Enteignungsrecht, § 57 des Preuß. 
Gef. v. 11. Juni 1874, Bergrecht EG. Art. 67), findet, ſoweit fih aus dem 
Landesrechte nichts Anderes ergiebt, gemäß EG. Art. 4 das BGB. Anwendung. 


§ 504. 1. Vorausſetzungen der Ausübung des Vorkaufsrechts: 

u. ein Kaufvertrag zwiſchen dem Verpflichteten und einem Dritten; weder 
pactum de vendendo noch Abſchlußbereitſchaft ſind genügend. Veräuße⸗ 
rung durch Schenkung, Tauſch, Einbringung in eine Geſellſchaft vereitelt 
das Vorkaufsrecht, ohne daß an ſich dem Vorkaufsberechtigten ein Scha⸗ 
denserſatzanſpruch erwächſt. — Bei Theilverkäufen ift Ausübung des 
Vorkaufsrechts hinſichtlich des verkauften Theiles nicht ausgeſchloſſen. — 
— NRebenleiftungen neben dem Kaufpreiſe vgl. Borb. vor § 433 
Note 12 u. § 507; 

b. ein gültiger Kaufvertrag. Iſt der Kaufvertrag nichtig ($$ 116 ff., 
139) oder anfechtbar und angefochten (vgl. zu § 142), fo iſt auch die Be⸗ 
rechtigung zur Ausübung des Vorkaufsrechts nicht entſtanden. Anfecht⸗ 
tung wegen Betrugs dem ſchlechtgläubigen Vorkaufsberechtigten gegen⸗ 
über vgl. zu § 123 Abſ. 2 u. Titelvorb. vor § 116 Note ca Nr. 9. 

2. Der Vorkauf kann fid auf Sachen und Rechte beziehen; „Gegenſtand⸗ 

vgl. zu § 90 Note I. 

3. Zu den Vorausſetzungen der Ausübung des Vorkaufsrechts gehört 

nicht die Mittheilung von dem Kaufabſchluß aus § 510. 


§ 505. 1. Die Erklärung ift ſtets gegenüber dem Verpflichteten 
abzugeben, auch wenn die Mittheilung des Kaufabſchluſſes durch den Dritten 
($ 510 Abf. 1) erfolgt ift. 

2. Wirkſamwerden dieſer empfangsbedürftigen Willenserklärung §§ 130 ff. 

3. Ausübungsfriſt § 510 Abi. 2. 
14. (Abſ. 2.) Mit der berechtigten (§ 504) Ausübung des Vorkaufsrechts 
(Rote 2) kommt ein ſelbſtändiger Kaufvertrag mit dem Inhalte des Abf. 2 
zu Stande. Auch dieſe Vorſchrift ift dispoſitiv, fo daß durch den das Bor- 
ufsrecht begrundenden Vertrag auch beſondere Kaufbedingungen für das 
Ferhaltniß zwiſchen dem Berechtigten und Verpflichteten feſtgeſetzt werden 
onnen, ogl. Seuff. 56 126. 
§ 506. 1. Die nach § 506 dem Vorkaufsberechtigten gegenüber 
unwirkſamen Vereinbarungen (vgl. § 162), find dem Käufer gegenüber wirk⸗ 
zam und zur Vermeidung von Schadenserſatzpflicht des Verkäufers durchaus 
geboten (vgl. Borb. vor $ 504 Note I 1 a). i 

= Andere Bedingungen bzw. ein anderweit beſtimmter Vorbehalt des 


Vorkaufsrechts gerich 
tete Bedingung des 
Kaufvertrags. 


5 


. Befonderer Inhalt des 


Kaufvertrags. 

a. Nebenleiſtungen, die 
der Vorkaufsberech⸗ 
tigte nicht bewirken 
kann. 


b. Mengekauf mit Ge⸗ 
ſammtpreis. 


c. Stundung des Rauf- 
preiſes. 


Mittheilung des Rauf- 


vertrags an den Vor⸗ 
kaufsberechtigten. 


7 Ausübungsfriſt. 
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§ 507. Hat fih der Dritte in dem Vertrage zu einer Neben⸗ 
leiſtung verpflichtet, die der Vorkaufsberechtigte zu bewirken außer 
Stande iſt, ſo hat der Vorkaufsberechtigte ſtatt der Nebenleiſtung 
ihren Werth zu entrichten. Läßt ſich die Nebenleiſtung nicht in Geld 
ſchätzen, fo ift die Ausübung des Vorkaufsrechts ausgeſchloſſen; die 
Vereinbarung der Nebenleiſtung kommt jedoch nicht in Betracht, 
wenn der Vertrag mit dem Dritten auch ohne ſie geſchloſſen ſein 
würde. 

$ 508. Hat der Dritte den Gegenſtand, auf den ſich das Vor⸗ 
kaufsrecht bezieht, mit anderen Gegenſtänden zu einem Geſammtpreiſe 
gekauft, To hat der Vorkaufsberechtigte einen verhältnißmäßigen Theil 
des Geſammtpreiſes zu entrichten. Der Verpflichtete kann verlangen, 
daß der Vorkauf auf alle Sachen erftredt wird, die nicht ohne Nach⸗ 
theil für ihn getrennt werden können. 

$ 509. Iſt dem Dritten in dem Vertrage der Kaufpreis ge⸗ 
ſtundet worden, ſo kann der Vorkaufsberechtigte die Stundung nur 
in Anſpruch nehmen, wenn er für den geſtundeten Betrag Sicher⸗ 
heit leiſtet. 

Iſt ein Grundſtück Gegenſtand des Vorkaufs, ſo bedarf es der 
Sicherheitsleiſtung inſoweit nicht, als für den geſtundeten Kaufpreis 
die Beſtellung einer Hypothek an dem Grundſtücke vereinbart oder 
in Anrechnung auf den Kaufpreis eine Schuld, für die eine Hypo⸗ 
thek an dem Grundſtücke beſteht, übernommen worden iſt. 

$ 510. Der Verpflichtete hat dem Vorkaufsberechtigten den 
Inhalt des mit dem Dritten geſchloſſenen Vertrags unverzüglich mit⸗ 
zutheilen. Die Mittheilung des Verpflichteten wird durch die Mit⸗ 
theilung des Dritten erſetzt. 

Das Vorkaufsrecht kann bei Grundſtücken nur bis zum Ablaufe 
von zwei Monaten, bei anderen Gegenſtänden nur bis zum Ablauf 
einer Woche nach dem Empfange der Mittheilung ausgeübt werden. 
Xft für die Ausübung eine Friſt beftimmt, jo tritt dieſe an die Stelle 
der geſetzlichen Friſt. 

Rücktritts, z. B. ein von dem bloßen Wollen des Verkäufers abhängiger 
Rücktritt ift zuläſſig, vorausgeſetzt natürlich, daß dadurch nicht lediglich die 
durch § 506 ausgeſchloſſenen Abreden verborgen werden ſollen. 

§ 507. Vgl. zu § 504 Note la a. G,. 

Š 508. Der Verpflichtete tft beweispflichtig für den durch die Trennung 
ihm erwachſenden Nachtheil. 

& 509. (Abſ. 1.) Sicherheitsleiſtung §§ 232 ff. Inſonderheit kann der 
Berechtigte Hypothek oder Grundſchuld an dem erkauften Grundſtücke gemaß 
§§ 232, 238 beſtellen. 

§ 510. 1. Unterlaſſung unverzüglicher (§§ 121, 276) Mittheilung macht 
ſchadenserſatzpflichtig. 

2. Die Mittheilung iſt nicht Vorausſetzung für die Ausübung des Vor⸗ 
kaufsrechts ($ 504). 

3. Auch wenn die Mittheilung durch den Dritten erfolgt, hat die Aus⸗ 
übung des Vorkaufsrechts gegenüber dem Verpflichteten zu erfolgen (§ 505). 

4 (Abi. 2.) Friſtberechnung nach §8 187 Abſ. 1, 188 Abſ. 2. (Im Falle 
öffentlicher Zustellung § 132, CPO. § 206 nach § 187 Abſ. 2.) Die Friſt iſt 
Ausſchlußfriſt, vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4. 
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§ 511. Das Vorkaufsrecht erſtreckt ſich im Zweifel nicht aufs. 
einen Verkauf, der mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht an einen 
geſetzlichen Erben erfolgt. 

§ 512. Das Vorkaufsrecht ift ausgeſchloſſen, wenn der Verkaufe. 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder durch den Konkursverwalter 
erfolgt. 


Verkauf an einen geſetz⸗ 
lichen Erben als ſolchen. 


Verkauf in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung oder durch 
den Konkursverwalter. 


§ 513. Steht das Vorkaufsrecht Mehreren gemeinſchaftlich zu, 10. Gemeinſchaftliches Bor- 


ſo kann es nur im Ganzen ausgeübt werden. Iſt es für einen der 
Berechtigten erloſchen oder übt einer von ihnen ſein Recht nicht aus, 
ſo ſind die übrigen berechtigt, das Vorkaufsrecht im Ganzen aus⸗ 
zuüben. 


$ 514. Das Vorkaufsrecht ift nicht übertragbar und geht nicht u. 


auf die Erben des Berechtigten über, ſofern nicht ein Anderes be⸗ 
ſtimmt ift. Iſt das Recht auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt, ſo iſt 
es im Zweifel vererblich. 


IV. Tauſch. 


kaufsrecht Mehrerer. 


Unübertragbarkeit des 
Vorkaufsrechts. 


§ 515. Auf den Tauſch finden die Vorſchriften über den Kauf Iv. Cauſch. 


entſprechende Anwendung. 


§ 511. Geſetzliche Erben § 1924—1936. 
§ 512. 1. Die Vorſchrift ift dispoſitiv, d. h. mangels anderweiter Be⸗ 
ſtimmung iſt das Vorkaufsrecht für die Verkaufsfälle des § 512, zu welchen 
auch die freihändigen Verkäufe durch den Gerichtsvollzieher (CPO. §§ 820, 
821, 825) gehören, nicht eingeräumt und deshalb kein Schadenserſatzanſpruch 
des Berechtigten im Falle derartiger Veräußerungen begründet. Daß das 
Vorkaufsrecht dem Dritterwerber nicht entgegenſteht, ergiebt ſich aus der 
obligatoriſchen Natur der Berechtigung (vgl. Vorb. vor § 504 Note IIa). 

2. Durch Verkäufe, welche im Wege des rechtlichen Zwanges erfolgen, 
ohne Zwangsvollſtreckungsmaßregeln zu ſein, wird das Vorkaufsrecht nicht 
beeinträchtigt, z. B. Verſteigerung Theilungshalber § 753, Zw. §§ 180 — 184, 
Verſteigerung des Nachlaßgrundſtücks Zw. § 175—179. 

3. Bei Verkauf im Wege der Zwangsvollſtreckung kann der Berechtigte 
durch Ueberbieten die Sache erſtehen. i 

4. Das dingliche Vorkaufsrecht wird bei Verkauf durch den Konkurs⸗ 
verwalter nicht beeinträchtigt, § 1098. 

§ 513. Vgl. zu § 502. 

§ 514. 1. Das durch die Ausübung des Vorkaufsrechts entſtandene Recht 
aus dem Kaufvertrag iſt nach allgemeinen Grundſätzen übertragbar. 
nn „Das Vorkaufsrecht des Miterben iſt kraft Geſetzes vererblich § 2034 

ſ. 2. 

§ 515. 1. Tauſch ift der gegenſeitige Vertrag ($$ 320 ff.), der auf Umſatz 
von Sachen und Rechten gegen einen anderen derartigen Gegenſtand — mit 
Ausnahme von Geld — gerichtet iſt; vgl. Titelvorb., insbeſ. Note 12. 

2. Für die entſprechende Anwendung der Kaufvorſchriften ($8 433 ff.) ift 
jeder der Vertragſchließenden in Anſehung der ihm obliegenden Leiſtung als 
Verkäufer, in Anſehung der ihm zukommenden Leiſtung als Käufer anzuſehen. 

3. Wegen der Geſtaltung des Minderungsrechts wegen Mängel der Sache 
vgl. zu § 473 Note 3. 

4. Der Tauſchvertrag kann auch mittelſt zweier ſelbſtändiger Kaufverträge 
abgeſchloſſen werden, wenn nur die Abſicht der Parteien auf Tauſch und 
ementſprechend darauf geht, daß die Geltung des einen Vertrags von der 
Geltung des anderen abhängig fein ſoll. RG. JW. 1898 S. 307%. 


1. Begriff, Vertragsnatur. 


Vorbemerkung zum 
2. Titel. 
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Sweiter Titel. 
Schenkung. 


§ 516. Eine Zuwendung, durch die Jemand aus ſeinem Ver⸗ 
mögen einen Anderen bereichert, iſt Schenkung, wenn beide Theile 
darüber einig ſind, daß die Zuwendung unentgeltlich erfolgt. 

Iſt die Zuwendung ohne den Willen des Anderen erfolgt, ſo 
kann ihn der Zuwendende unter Beſtimmung einer angemeſſenen 
Friſt zur Erklärung über die Annahme auffordern. Nach dem Ab⸗ 
laufe der Friſt gilt die Schenkung als angenommen, wenn nicht der 
Andere ſie vorher abgelehnt hat. Im Falle der Ablehnung kann 
die Herausgabe des Zugewendeten nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung gefordert werden. 


1. Terminologie: Die unentgeltliche Zuwendung unter Lebenden 
(§§ 330, 1369, 1440, 1486, 1553, 1624, 1639, 1651, 1803, 1909, 1917, 2050) 
ijt der weitere Begriff; er umfaßt Stiftung $ 81, Schenkung § 516, Aus: 
ſtattung § 1624. 

2. In der Vornahme von Schenkungen find beſchränkt: der güter⸗ 
gemeinſchaftliche Ehegatte ŞE 1446, 1487; der Inhaber der elterlichen Ge- 
walt $ 1641; der Vormund Ë 1804, 1897, 1915; der Vorerbe § 2113; der 
Teſtamentsvollſtrecker §§ 2205, 2207; der Erblaſſer gegenüber dem Vertrags⸗ 
erben § 2287, gegenüber dem Pflichttheilsberechtigten §§ 2325 ff. 

3. Der durch Schenkung gemachte Erwerb im Verhältniß: 

a. zum ehelichen Güterrechte § 1369, 1521, 1551; 

bh, zur 1 Vermögensverwaltung § 1639; zur elterlichen Nutznießung 
§ 1651. 

4. Beſondere Arten von Schenkungen. 

a. r Ertheilung eines Schuldverſprechens oder Anerkenntniſſes 
§§ 518, 2301. 

b. Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den An⸗ 
ſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird, vgl. zu § 534; ŞE 1446, 
1641, 1804, 2113, 2205, 2330. Remuneratoriſche Schenkungen 
können hierunter fallen, im Uebrigen beſteht keine Sonderregelung der⸗ 
ſelben (vgl. zu § 534). 

c. Negotium mixtum cum donatione. Soweit der Werth der Leiſtung den 
Werth der Gegenleiſtung überſteigt, liegt Schenkung vor, wenn die Ver⸗ 
einbarung in Schenkungsabſicht erfolgt. RO. 17 12, 5 52. — Unter- 
ſchied der gemiſchten Schenkung von der verſchleierten RG. 29 265. 

d. Schenkungen von Todeswegen § 2301; Vollziehung derſelben ſeitens des 
Schenkers durch Leiſtung des zugewendeten Gegenſtandes § 2501 Abſ. 2. 

e. Nichtigkeit unentgeltlichen Verzichts auf den Unterhaltsanſpruch des un⸗ 
ehelichen Kindes § 1714 (vgl. auch § 1614). 

f. Schenkungen unter Ehegatten unterliegen keiner beſonderen Einſchränkung. 
Vgl. jedoch Anfechtungsgeſetz v. 21. Juli 1879 § 3 Nr. 4 (abgedruckt hinter 
§ 144), KO. § 32. 

g. Schenkungen an Mitglieder religiöſer Orden. EG. Art. 87. — Vgl. 
Art. 86 Erwerb juriſtiſcher Perſonen bei Schenkungen über 5000 M. 

5. Anfechtung von Schenkungen 
a. des Schuldners. Anfechtungsgeſetz v. 21. Juli 1879 § 3 Nr. 3 u. 4 (hinter 

§ 144), KO. § 32. 

b. des Erblaſſers durch den Pflichttheilsberechtigten § 2325. 

§ 516. 1. (Abf. 1.) Erforderniſſe der Schenkung. 


a. Objektiv: eine Verfügung über den Gegenſtand der Schenkung (val. 
Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5), durch die der Beſchenkte aus dem 
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§ 517. Eine Schenkung liegt nicht vor, wenn Jemand zum 
Vortheil eines Anderen einen Vermögenserwerb unterläßt oder auf 
ein angefallenes, noch nicht endgültig erworbenes Recht verzichtet oder 
eine Erbſchaft oder ein Vermächtniß ausſchlagt. 

§ 518. Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leiſtung 
ſchenkweiſe verſprochen wird, iſt die gerichtliche oder notarielle Beur⸗ 
kundung des Verſprechens erforderlich. Das Gleiche gilt, wenn ein 
Schuldverſprechen oder ein Schuldanerkenntniß der in den SS 780, 
781 bezeichneten Art ſchenkweiſe ertheilt wird, von dem Verſprechen 
oder der Anerkennungserklärung. 

Der Mangel der Form wird durch die Bewirkung der verſprochenen 
Leiſtung geheilt. 


Vermögen des Schenkers bereichert wird. Die Bereicherung kann insbeſ. 
auch geſchehen durch Zahlung ($ 267), Erlaß ($ 397) oder Uebernahme 
einer Schuld (§§ 414 f.). Keine Zuwendung aus dem Vermögen des 

Schenkers bedeuten: die Leihe § 598, die Uebernahme eines Auftrags 

§ 662, die Leiſtung eines Dienſtes, die Herſtellung eines Werkes, wohl 

aber der Erlaß des hierdurch erworbenen Anſpruchs ($8 611, 631). Vgl. 
ferner 8 517. — Ob ſich die Aufgabe einer pfandrechtlichen oder anderen 

Sicherheit als eine Vermögensminderung für den Aufgebenden dar⸗ 

ſtellt, iſt von Fall zu Fall zu beurtheilen und zu verneinen, wenn die 

Bonität und der Verkehrswerth des geſicherten Anſpruchs unter dem 

Fortfalle der Sicherheit nicht leidet. Vgl. Prot. II S. 8. 

b. Subjektiv: Einigung beider Theile über Unentgeltlichkeit der animo 
donandi (Prot. II S. I f.) gemachten Zuwendung. Hat das Verfügungs⸗ 
geſchäft ohne den Willen des Beſchenkten ſtattgefunden z. B. durch Schuld⸗ 
übernahme gegenüber dem Gläubiger des Beſchenkten (§ 414), fo greift 
Abſ. 2 ein. — Vermuthung für die Abſicht der Unentgeltlichkeit bei Ge- 
Af 28 von Unterhalt zwiſchen Aſzendenten und Deſzendenten § 685 

2. Friſtſetzung vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4. 

3. Ablehnung der Schenkung iſt empfangsbedürftige Willenserklärung 
§§ 130 ff. — Die Ehefrau bedarf zu der Ablehnung nicht der Einwilligung 
des Ehemanns $ 1406 Ziff. 2, § 1453 Abſ. 1. 

4. Ungerechtfertigte Bereicherung § 812 ff. 

S 517. 1. Die Ausſchlagung der Erbſchaft bzw. eines Vermächtniſſes be- 
trifft formal juriſtiſch einen bereits zum Vermögen des Erklärenden ge⸗ 
hörigen Gegenſtand ($$ 1922, 1942, 2176, 2180). Ihrer materiellen Bedeu- 
tung entſprechend wird indeß die Ausſchlagung hier als Nichtannahme eines 
angetragenen Rechtes behandelt; vgl. $ 1942 Note II 2, daf. auch KO. § 9. 
In den anderen Fällen des § 517 liegt nur eine Anwartſchaft auf Ver⸗ 
mögenserwerb vor. 

1 2. Schenkungen find nicht die Nichtannahme eines Vertragsantrags, die 

derweigerung der Genehmigung zu einem Rechtsgeſchäfte, die Unterlaſſung 

er Anfechtung wegen Willensmangels, die Verſäumung von Friſten, ſelbſt 
wenn dieſelbe den Vortheil eines Dritten bezweckt. In dieſen Fällen handelt 
eS fih nicht um die Verfügung über bereits erworbene Rechte, ſondern um 

Rechtspoſitionen, welche nur die Möglichkeit eines Rechtserwerbes begründen, 

. Schenkungen konnen hingegen, weil es fih um bereits erworbene Rechte 

Handelt, z. B. der Erlaß künftig fällig werdender verſprochener Zinſen ſowie 

der Verzicht auf den mit dem Erbfalle zur Entſtehung gelangten Pflicht⸗ 

theilsanſpruch (§ 2317) fein. 

§ 518. 1. Formzwang beſteht nur für das Schenkungsverſprechen, 
nicht auch für die Annahme vgl. 8$ 125 ff., 128, EG. Art. 141. 


Ausgeſchiedene Fälle. 


2. Form des Schenkung 3- 
verſprechens. 


3. Beneficium compe- 
tentiae. 


Zu 88 519 fl. | 
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§ 519. Der Schenker ift berechtigt, die Erfüllung eines ſchenk⸗ 
were ertheilten Verſprechens zu verweigern, ſoweit er bei Berück⸗ 
ſichtigung feiner ſonſtigen Verpflichtungen außer Stande iſt, das Ver⸗ 
ſprechen zu erfüllen, ohne daß ſein ſtandesmäßiger Unterhalt oder 
die Erfüllung der ihm kraft Geſetzes obliegenden Unterhaltspflichten 
gefährdet wird. 

Treffen die Anſprüche mehrerer Beſchenkten zuſammen, ſo geht der 
früher entſtandene Anſpruch vor. 


2. Die Formaliſirung des ſchenkweiſe ertheilten abſtrakten Schuldver⸗ 
ſprechens und Schuldanerkenntniſſes bezieht ſich nur auf die Rechtsgeſchäfte 
der §§ 780, 781, nicht auf andere Arten der abſtrakten Schuldverſprechen 
(Wechſel, kaufmänniſche Schuldverſchreibung, Anweiſungsannahme). Sofern 
die Ertheilung rechtlich als Vollziehung der Schenkung erſcheint, iſt For⸗ 
maliſirung nicht vorgeſchrieben, vielmehr der Formmangel des Schentungs⸗ 
verſprechens ſelbſt gemäß § 518 Abſ. 2 geheilt. Bol. RG. 2 5. 

3. Die Heilung des Formmangels durch Bewirkung der Leiſtung 
tritt ohne Rückſicht darauf ein, ob der Schenker in Kenntniß oder im Irr⸗ 
thum über die Nichtigkeit des formloſen Schuldverſprechens erfüllt hat. 

4. Die Bewirkung der Schenkung mit der heilenden Wirkung des 
Abſ. 2 kann auch durch Rechtsgeſchäfte erfolgen, für die eine Form nicht vor⸗ 
geſchrieben ift, jo insbeſondere durch Erlaß ($ 397), Abtretungsvertrag (8 398), 
traditio brevi manu, constitutum possessorium ($$ 929 ff.). Ueber Schenkung 
durch Einzahlung eines Geldbetrags aus dem Vermögen des Schenkers auf 
ein auf den Namen des Beſchenkten lautenden Sparkaſſenbuchs vgl. RG. 
IW. 1902 S. 38%, Gruchot 42 963. 

5. Schenkung von Todeswegen. Formvorſchrift § 2301. 

1. Die Verbindlichkeit des Schenkers richtet ſich, ſofern nicht die §8 519 ff. 
abändernd eingreifen, nach den allgemeinen Vorſchriften; insbeſon dere vgl 
wegen Leiſtungsorts 885 269 f., Leiſtungszeit § 271. 

2. Die für den Schenker begründeten Einſchrankungen der nach den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften (G$ 275 ff., 28 pff.) dem Schuldner obliegenden Rflich⸗ 
ten beſchränken objektiv den Inhalt ſeiner Verbindlichkeit; ſie ſind alſo auch 


dem Rechtsnachfolger des Schenkers, insbeſondere dem Erben oder dem 


Schuldübernehmer gegenüber maßgebend. 

3. Anſprüche aus Schenkungen können im Konkurſe über das Vermögen 
des Schenkers nicht geltend gemacht werden, KO. § 63 Nr. 4, wohl aber im 
Konkurſe über den Nachlaß des Schenkers KO. § 226 Abſ. 2 Ziff. 3. 


§ 519. 1. Die Einrede der Kompetenz beſteht nur gegenüber dem An⸗ 
ſpruch aus einem ſchenkweiſe ertheilten Verſprechen i. S. des $ 518, nicht 
gegenüber dem Anſpruch aus einem bereits in Vollziehung des Schenkungs⸗ 
verſprechens ertheilten Verſprechen, vgl. Note 2 zu § 518. 

2. Die Vorausſetzungen der Einrede ſind von dem Schenker darzuthun, 
vgl. zu § 1603 Abſ. 1. 

3. Skandesmäßiger Unterhalt vgl. zu § 1610. 

4. Geſetzliche Unkerhaltspflicht 

der Ehegatten §8 1360 f. ($$ 1345, 1351); 

der geſchiedenen Ehegatten $$ 1578 ff.; 

der Verwandten SS 1601 ff.; 

des Vaters gegen das Kind aus nichtiger Ehe § 1700, 1703; 

des unehelichen Vaters §§ 1708 ff.; 

bei Ehelichkeitserklärung §§ 1736 ff.; 

988 1188 an Kindesſtatt §§ 1757, 1762—1766; Aufhebung derſelben 
kein Fall der geſetzlichen Unterhaltspflicht i. S. des § 519 ift 

der des § 528. 


Dae e = rE 
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520. Verſpricht der Schenker eine in wiederkehrenden Lei⸗ 
ſtungen beſtehende Unterſtützung, fo erliſcht die Verbindlichkeit mit 
feinem Tode, ſofern nicht aus dem Versprechen fid ein Anderes ergiebt. 

§ 521. Der Schenker hat nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit 
zu vertreten. y y 

§ 522. Zur Entrichtung von Verzugszinſen iſt der Schenker 
nicht verpflichtet. 

§ 523. Verſchweigt der Schenker argliſtig einen Mangel im 
Rechte, ſo iſt er verpflichtet, dem Beſchenkten den daraus entſtehenden 
Schaden zu erſetzen. 

Hatte der Schenker die Leiſtung eines Gegenſtandes versprochen, 
den er erſt erwerben ſollte, ſo kann der Beſchenkte wegen eines 
Mangels im Rechte Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen, 
wenn der Mangel dem Schenker bei dem Erwerbe der Sache bekannt 
geweſen oder in Folge grober Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben iſt. 
Die für die Gewahrleiſtungspflicht des Verkäufers geltenden Vor⸗ 
ſchriften des § 433 Abſ. 1, der $$ 434 bis 437, des § 440 Abf. 2 
bis 4 und der §§ 441 bis 444 finden entſprechende Anwendung. 

524. Verſchweigt der Schenker argliſtig einen Fehler der ver⸗ 
ſchenkten Sache, ſo iſt er verpflichtet, dem Beſchenkten den daraus 
entſtehenden Schaden zu erſetzen. 


§ 520. 1. Die Haftung des Erben für Rückſtände richtet ſich nach den 
allgemeinen Vorſchriften über Nachlaßverbindlichkeiten SS 1967 ff. 

3. Ob der Tod des Beſchenkten die Verbindlichkeit aufhebt, entſcheidet 
der Vertragsinhalt. 
8 521. 1. Die Vorſchrift gilt ſowohl für die Erfüllung (§ 275 ff.) als auch 
für die Vertragsſchließung §§ 307, 309. 

2. Gefteigerte Haftung während des Verzugs § 287 Note 1. 

$ 522. 1. Der Schenker, welcher nachweiſt, daß die Nichterfüllung weder 
auf Vorſatz noch auf grober Fahrläſſigkeit beruht, iſt nicht im Verzug 
(§§ 521, 285). 

2. Wahrend des Verzugs finden die allgemeinen Vorſchriften über Verzug 
(88 284 ff.) mit Ausnahme des § 288 Anwendung (vgl. zu § 287 Note 1). 

3. Von Prozeßzinſen (§ 291) ift der Schenker nicht befreit. 

$ 523. 1. Gegenſtände, die der Schenker aus ſeinen Beſtänden 
verſchenkt, will er ſchenken, wie er fie hat. Haftung nur für argliſtiges 
Verſchweigen ($ 443) und zwar nur auf das negative Vertragsintereſſe (Abſ. 1). 
Kenntniß des Rechtsmangels auf Seiten des Beſchenkten beſeitigt den Kauſal⸗ 
zuſammenhang zwiſchen Argliſt und Schaden. 

2. Gegenſtände, die der Schenker erſt erwerben ſoll (Abſ. 2). 
Haftung ($ 521) auf das Erfüllungsintereſſe $ 280. Daß in Abſ. 2 von der 

enntniß oder dem Kennenmüſſen des Mangels beim Erwerbe „der Sache“ 
und nicht „des Gegenſtandes“ geſprochen wird (vgl. § 90), ift wohl ein 
1 ei ſo auch Planck. Die entſprechend anwendbaren Vorſchriften 

reffen: 

§ 433 Abſ. 1: Pflicht zur Uebergabe und Rechtsverſchaffung. 

§§ 434—437: Umfang der Rechtsverſchaffungspflicht. 

§ 440 Abſ. 2—4, § 441: Eviktionsprinzip bei beweglichen Sachen. 

§ 442: Beweislaſt des Beſchenkten für den Rechtsmangel. 

§ 443: Be abweichender Vereinbarung über die Gewährleiſtung. 

— Argliſt. 
§ 444: Auskunftspflicht des Schenkers. 


4. Schenkung einer Rente. 
Tod des Schenker 


5. Haftung des Schenters 
für Verſchulden. 


6. Verzug des Schenker. 


7. Gewährleiſtungspflicht 
des Schenkers. 
a. Mangel im Recht. 


b. Fehler der Sache. 


B. Auflage. 


u. Anſpruch 
ziehung. 
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Hatte der Schenker die Leiſtung einer nur der Gattung nach beſtimmten 
Sache verſprochen, die er erſt erwerben ſollte, ſo kann der Beſchenkte, 
wenn die geleiſtete Sache fehlerhaft und der Mangel dem Schenker bei 
dem Erwerbe der Sache bekannt geweſen oder in Folge grober Fahr⸗ 
läſſigkeit unbekannt geblieben iſt, verlangen, daß ihm an Stelle der fehler⸗ 
haften Sache eine fehlerfreie geliefert wird. Hat der Schenker den Fehler 
argliſtig verſchwiegen, ſo kann der Beſchenkte ſtatt der Lieferung einer 
fehlerfreien Sache Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. Auf 
dieſe Anſprüche finden die für die Gewährleiſtung wegen Fehler einer 
verkauften Sache geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

525. Wer eine Schenkung unter einer Auflage macht, kann 


auf Voll die Vollziehung der Auflage verlangen, wenn er ſeinerſeits geleiſtet hat. 


Liegt die Vollziehung der Auflage im öffentlichen Intereſſe, ſo 
kann nach dem Tode des Schenkers auch die zuſtändige Behörde die 
Vollziehung verlangen. 


§ 524. 1. (Abſ. 1.) Schenkung einer Sache aus den Beftänden 
des Schenkers oder einer erſt zu erwerbenden Spezies. 

Wie im § 523 Abſ. 1 haftet der Schenker auf das negative Vertrags⸗ 
intereſſe, d. h. wegen des Schadens, welcher dem Beſchenkten dadurch ent⸗ 
ſtanden iſt, daß er auf die Zuwendung einer fehlerfreien Sache ($ 459 Abſ. 1) 
gerechnet hat. — Kenntniß des Fehlers ſeitens des Beſchenkten beſeitigt den 
Weg m e p zwiſchen Argliſt und Schaden. 

2. (Abſ. 2.) no chenkung einer erſt zu erwerbenden Gattungs⸗ 
ſache bringt Abſ. 2 die Haftpflicht des Schenkers mit der des Verkäufers 
einer Gattungsſache $ 480, bei Viehmängeln § 491, in Einklang. Vgl. daſelbſt. 

§ 525. 1. „Auflage“ $ 1940, vgl. ferner §§ 2192 ff. 

3. (Abſ. 1.) Anſpruch auf Erfüllung, nicht nur Rücktrittsrecht, vgl. § 527. 

3. Beſteht die Auflage in einer Leiſtung an einen Dritten, ſo erwirbt 
der Dritte im Zweifel unmittelbar den Erfüllungsanſpruch § 330 S. 2. 

4. Die durch die Auflage begründete Verpflichtung, über den Gegenſtand 
der Schenkung nicht zu verfügen, hat keine dingliche Wirkung gegen Dritte, 
vgl. § 137. — Nicht eigentliche Auflagen find die Verwaltungsanordnungen, 
welche der Vermögenszuwender in Anſehung des zugewendeten Vermögens 
giebt vgl. $$ 1369, 1440, 1638, 1651, 1803. 

5. (Abſ. 2.) Die Geltendmachung erfolgt durch die nach öffentlichem Rechte 
der Bundesſtaaten zuftändige Behörde im Wege des Civilprozeſſes und er- 
fordert den Nachweis des öffentlichen Intereſſes. — Abſ. 2 ſchließt die 
Geltendmachung des Anſpruchs durch die Erben nicht aus („auch“). 

Landesgeſetzgebung über die zuftändige Behörde vgl. auch zu 
$ 2194. 


Preussen V. z. A. Urt. 7 (Reſſort⸗ Braunsceh. AG. z. BGB. §§ 23, 
miniſter oder von (113). 
ihm beauftragte Un- | S.-Mein. AG. z. BGG B. Art. 9. 
terinſtanz). S.-Altenb. V. z. A. § 11. 
Bura AG. z. BGY. Art. 107. S-Kob.-6. V. z. A. § 3. 
Zuſt VO. § 24. Waldeck B Ar 
Sachsen V. 3. A. § 10. Heuss ii. I. AG. z. BGB. § 147. 
Baden V. z. A. d. BGB. § 37. Reuss j. L. AG. z. BGB. § 29. 
Hessen AG. z. BGB. Artt. 36, Lippe AG. z. BGB. § 20. 
(13). Lübeck AG. z. BGB. §§ 25, 
M.-Schw. V. z. A. §§ 39, (259). (159). 
S.- Weim. AG. z. BGB. § 242. Bremen AG. z. BGB. §§ 12, (66). 
.- Strelitz V. z. A. §§ 38, (2560). Hamburg AG. z. BGB. §§ 24, (79). 
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§ 526. Soweit in Folge eines Mangels im Rechte oder eines 
Mangels der verſchenkten Sache der Werth der Zuwendung die Höhe 
der zur Vollziehung der Auflage erforderlichen Aufwendungen nicht 
erreicht, iſt der Beſchenkte berechtigt, die Vollziehung der Auflage zu 
verweigern, bis der durch den Mangel entſtandene Fehlbetrag aus⸗ 
geglichen wird. Vollzieht der Beſchenkte die Auflage ohne Kenntniß 
des Mangels, ſo kann er von dem Schenker Erſatz der durch die 
Vollziehung verurſachten Aufwendungen inſoweit verlangen, als ſie 
in Folge des Mangels den Werth der Zuwendung überſteigen. 

§ 527. Unterbleibt die Vollziehung der Auflage, ſo kann der 
Schenker die Herausgabe des Geſchenkes unter den für das Rück⸗ 
trittsrecht bei gegenſeitigen Verträgen beſtimmten Vorausſetzungen 
nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung inſoweit fordern, als das Geſchenk zur Vollziehung der 
Auflage hatte verwendet werden müſſen. 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn ein Dritter berechtigt iſt, 
die Vollziehung der Auflage zu verlangen. 

§ 528. Soweit der Schenker nach der Vollziehung der Shen- 
kung außer Stande iſt, ſeinen ſtandesmäßigen Unterhalt zu beſtreiten 
und die ihm ſeinen Verwandten, ſeinem Ehegatten oder ſeinem 
früheren Ehegatten gegenüber geſetzlich obliegende Unterhaltspflicht 
zu erfüllen, kann er von dem Beſchenkten die Herausgabe des Ge⸗ 
ſchenkes nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung fordern. Der Beſchenkte kann die Herausgabe 
durch Zahlung des für den Unterhalt erforderlichen Betrags ab⸗ 
wenden. Auf die Verpflichtung des Beſchenkten finden die Vor⸗ 
ſchriften des § 760 ſowie die für die Unterhaltspflicht der Ber- 


§ 526. Wegen des Anſpruchs auf Erſatz der Aufwendungen vgl. zu §§ 256f. 

§ 527. 1. Nachträgliche Unmöglichkeit der Vollziehung und Verzug des 
Beſchenkten. 

1. Rücktrittsrecht bei gegenſeitigen Verträgen ($$ 325—327) ſetzt ver⸗ 
tretbare nachträgliche Unmöglichkeit, Verzug oder Nichtleiſtung trotz rechts⸗ 
kräftiger Verurtheilung zur Leiſtung (§ 283) voraus. — Bei zufälligem 
Unmöglichwerden kein Rücktrittsrecht. i 

2. Der Rückforderungsanſpruch (§ 818, 820, 822) beſteht nur, inſoweit 
das Geſchenk ſelbſt zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet werden 
müſſen; anderenfalls z. B. bei Auferlegung einer perſönlichen Handlung nur 
Erfüllungsanſpruch aus § 525. — Ob und inwieweit eine Bereicherung vor⸗ 
legt (vgl. insbeſondere § 818 Abſ. 3) ift einheitlich mit Rückſicht auf die ganze 
Schenkung feſtzuſtellen; nicht etwa unter Theilung der Schenkung in den für 
den Beſchenkten und den für die Vollziehung der Auflage beſtimmten Theil. 

II. Urſprüngliche Unmöglichkeit der Vollziehung ꝛc. 

J. Inſoweit eine unmögliche oder verbotene Auflage gemacht ift, tritt theil- 
weiſe Nichtigkeit der Schenkung ein, deren Wirkung auf das ganze Rechts⸗ 
geſchäft fih nach § 139 beſtimmt. 

2. Wegen der Rückforderung $$ 815, 818 ff. 

III. Landesgeſetzliche Sonderregelung beim Leibzuchts⸗ ꝛc. Vertrag. 
Preussen AG. z. BGB. Art. 15 § 7. 

Bayern AG. z. BGB. Art. 42. 
Hessen AG. z. BGB. Art. 53. 
H. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 23 


b. Einrede und Auſpruch 
des Beſchenkten aus 
Mängeln. 


c. Rückforderung wegen 
Nichtvollziehung. 


9. Verarmung des Schen⸗ 
ters 


a. Nicforberungsrecht, 


b. Abwendung durch Un⸗ 
terhaltsgewährung. 


c. Mehrere Beſchenkte. 


d. Einwendungen des 


Beſchenkten. 


0. Widerruf weg. Undanks 
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wandten geltende Vorſchrift des § 1613 und im Falle des Todes des 
Schenkers auch die Vorſchriften des $ 1615 entſprechende Anwendung. 

Unter mehreren Beſchenkten haftet der früher Beſchenkte nur in⸗ 
ſoweit, als der ſpäter Beſchenkte nicht verpflichtet iſt. 

§ 529. Der Anſpruch auf Herausgabe des Geſchenkes ift aus- 
geſchloſſen, wenn der Schenker ſeine Bedürftigkeit vorſätzlich oder 
durch grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführt hat oder wenn zur Zeit des 
Eintritts ſeiner Bedürftigkeit ſeit der Leiſtung des geſchenkten Gegen⸗ 
ſtandes zehn Jahre verſtrichen ſind. 

Das Gleiche gilt, ſoweit der Beſchenkte bei Berückſichtigung ſeiner 
ſonſtigen Verpflichtungen außer Stande iſt, das Geſchenk heraus⸗ 
zugeben, ohne daß ſein ſtandesmäßiger Unterhalt oder die Erfüllung 
der ihm kraft Geſetzes obliegenden Unterhaltspflichten gefährdet wird. 

$ 530. Eine Schenkung kann widerrufen werden, wenn fih der 


a. bueh den Schenker Beſchenkte durch eine ſchwere Verfehlung gegen den Schenker oder einen 


Solhst: 
ſelbſt; 


b. durch den Erben. 


nahen Angehörigen des Schenkers groben Undankes ſchuldig macht. 

Dem Erben des Schenkers ſteht das Recht des Widerrufs nur zu, 
wenn der Beſchenkte vorſätzlich und widerrechtlich den Schenker ge- 
tödtet oder am Widerrufe gehindert hat. 


3 528. 1. Wegen ſtandesgemäßen Unterhalts und geſetzlicher Unterhalts⸗ 
pflicht zu § 519 Note 3 und 4. Der Unterhaltsanſpruch des unehelichen 
Kindes gegen den Vater bleibt unberückſichtigt $ 1589 Abſ. 2. 

2. Die in Bezug genommenen Vorſchriften betreffen: 

§ 760: dreimonatliche Vorausbezahlung; 

§ 1613: in praeteritum non vivitur; 

§ 1615: (nach § 528 nur anwendbar auf den Tod des Schenkers) betrifft 
Erlöſchen des Anſpruchs und die Beerdigungskoſten. 


3. Klage auf die zukünftig fällig werdenden Raten, CPO. § 258 (zu § 271); 
Es ene e des ergangenen Urtheils wegen veränderter Umſtände, 
CPO. § 323. 

4. Der Anſpruch auf Herausgabe des Geſchenkes iſt der Pfändung nur 
unterworfen, wenn er durch Vertrag anerkannt oder rechtshängig geworden 
ift, CPO. § 852. 


§ 529. 1. Will man die Ausſchließung des Anſpruchs durch rechtsge⸗ 
ſchäftliche Vereinbarung zulaſſen, obwohl dieſer Ausſchließungsgrund im $ 529 
nicht erwähnt iſt, ſo bleibt von Fall zu Fall zu prüfen, ob dieſe Ausſchlie⸗ 
ßung nicht gegen die guten Sitten verſtößt (§ 138). 

2. Die Einwendung, daß die Schenkung eine Pflichtſchenkung iſt, beſeitigt 
den Rückforderungsanſpruch § 534. 


§ 530. 1. Das richterliche Ermeſſen entſcheidet darüber, ob eine ſchwere, 
als grober Undank ſich qualifizirende Verfehlung vorliegt; ebenſo, ob mit 
Rückſicht auf das zwiſchen dem Schenker und dem Verletzten beſtehende per⸗ 
ſönliche Verhältniß der Letztere als naher Angehöriger zu erachten. 


2. Beiſpiele ſchwerer Verfehlungen zu § 2333; ferner z. B. widerrechtliche 
Herbeiführung der Entmündigung. 


3. Wegen belohnender und Pflichtſchenkungen § 534. 
4. Sonderregelungen: Rückforderung der Brautgeſchenke § 1301, der 
Geſchenke unter Ehegatten bei Eheſcheidungen § 1584, der Schenkung des 


Erblaſſers durch den Vertragserben § 2287, Ergänzung des Pflichttheils wegen 
Schenkungen $$ 2325 ff. 5 5 3 


v 
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§ 531. Der Widerruf erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
Beſchenkten. 

Iſt die Schenkung widerrufen, ſo kann die Herausgabe des Ge⸗ 
ſchenkes nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung gefordert werden. 

§ 532. Der Widerruf iſt ausgeſchloſſen, wenn der Schenker dem 
Beſchenkten verziehen hat oder wenn ſeit dem Zeitpunkt, in welchem 
der Widerrufsberechtigte von dem Eintritte der Vorausſetzungen 
ſeines Rechtes Kenntniß erlangt hat, ein Jahr verſtrichen iſt. Nach 
dem Tode des Beſchenkten iſt der Widerruf nicht mehr zuläſſig. 

§ 533. Auf das Widerrufsrecht kann erft verzichtet werden, wenn 
der Undank dem Widerrufsberechtigten bekannt geworden iſt. 

§ 534. Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer 
auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird, unter- 
liegen nicht der Rückforderung und dem Widerrufe. 


Dritter Titel. 
Miethe. Pacht. 


§ 531. 1. Der Widerruf ift empfangsbedürftige Willenserklärung $$ 130 ff., 
Vertretung nicht ausgeſchloſſen; insbeſondere kann auch der geſetzliche Ver⸗ 
treter des Schenkers widerrufen. — Bei geſ. Güterſtande hat der Widerruf, 
wenn das der Frau gemachte Geſchenk zum eingebrachten Gute gehört, dem 
Manne gegenüber zu erfolgen § 1403. 

2. Der Bereicherungsanſpruch (§§ 812 ff., 818, 819 Abſ. 1, 821, 822), welcher 
durch den objektiv begründeten Widerruf zur Entſtehung gelangt iſt, erliſcht 
nicht durch Verzeihung ($ 532), vielmehr ift Erlaßvertrag (§ 397) erforder⸗ 
lich. Der Anſpruch ift aktiv und paſſtv vererblich. — Ueber den Bereicherungs⸗ 
anſpruch im Falle der durch const. poss. erfolgten Bewirkung der Schenkung 
($ 518 Note 4) vgl. § 812 Rote B I 1. 

§ 532. Vgl. wegen Verzeihung zu §§ 1570, 2337, 2343. 

534. 1. Rückforderung und Widerruf i. S. der 528 f. Sonſtige 
Nitrit bzw. Widerrufsgründe bleiben unberiet R i Bi 

2. Auch remuneratoriſche Schenkung iſt Pflichtſchenkung, ſoweit Belohnung 
und geleiſteter Dienſt in einem angemeſſenen Verhältniſſe ſtehen. 

3. Vgl. im Uebrigen Titelvorb. vor § 516 ff. Note 4b. 


1. Als lediglich perſönliche Schuldverhältniſſe begründen Miethe und 
Pacht kein dingliches Recht an der Sache; ihre grundbuchliche Eintragung iſt 
nicht zugelaſſen (eberg. Vorſchrift EG. Art. 188). Vgl. Borb. zu §§ 571 ff. 
Nr. II. Eintritt des Grundſtückserwerbers bzw. Erſtehers in das Schuld⸗ 
verhältniß 88 571 ff., Zw. § 57. — Das dingliche Miethrecht kann durch 
das zeitlich beſchränkte Erbbaurecht erſetzt werden vgl. § 1012 Note 7, 8, 9, 
K 1015. Wegen des dinglichen Wohnungsrechts vgl. zu §§ 571 ff. Note VI. 

2. Als Beſitzer der Mieth⸗ und Pachtſache genießen Miether und Pächter 

Beſitzſchutz §§ 854, 858 ff., 865, 868. — Das Recht zum Beſitze gewährt eine 
Einrede gegenüber der Eigenthumsklage des aus dem Miethpertrage ver⸗ 
pflichteten Eigenthümers $ 986. 
3. Vermiethung und Verpachtung durch den nur auf Zeit Nutzungsberech⸗ 
ligten über die Dauer feines Rechtes hinaus: Nießbrauch § 1056, ehemänn⸗ 
liche Verwaltung und Nutznießung § 1423; elterliche Vermögensverwaltung 
§ 1663; Vorerbſchaft § 2135. Vgl. § 541; § 571 Note 13. 

4. Erforderniß vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung §§ 1822, 1902 
(Vormundſchaft), 1915 (Pflegſchaft), 1643 (elterliche Gewalt). 
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I. Miethe. 

§ 535. Durch den Miethvertrag wird der Vermiether verpflichtet, 
dem Miether den Gebrauch der vermietheten Sache wahrend der 
Miethzeit zu gewähren. Der Miether iſt verpflichtet, dem Vermiether 
den vereinbarten Miethzins zu entrichten. 


5. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für Beſtimmung der Räumungsfriſten EG. 
Art. 93, woſelbſt auch Angaben über die Landesgeſetzgebung. 

6. Prozeß rechtliche Vorſchriften: 

.GVG. § 23 Nr. 2 amtsgerichtliche Zuſtändigkeit; § 202 Abſ. 2 Nr. 4 

Miethsſtreitigkeiten als Ferienſachen. 

b. CPO. 8 257 Kündigungsklage, abgedruckt zu § 271 Note 6; § 709 Nr. 1 
vorläufige Vollſtreckbarkeit; § 721 Richterliche Räumungsfriſt, abgedruckt 
zu $ 556. 

e. Zw. § I Nr. 2 Miether und Wächter als Betheiligte bei Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das Grundſtück; § 21 die Beſchlagnahme des Grundſtücks 
zum Zwecke der Zwangs verſteigerung umfaßt nicht den Mieth⸗ und 
Pachtzins, wohl aber die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangs ver⸗ 
waltung ($ 148); § 57 Miethe und Pacht im Verhältniſſe zum Erſteher; 
§ 152 Miethe und Pacht bei Zwangsverwaltung; §§ 180, 183 Miethe 
und Pacht bei Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer 
Gemeinſchaft ($ 753). Die Vorſchriften find zu §§ 571 ff. abgedruckt. 
7. Konkursrechtliche Vorſchriften: 

KO. 5 19. War dem Gemeinschuldner ein von ihm gemietheter oder ge- 
pachteter Gegenstand vor der Eröffnung des Verfahrens überlassen, so kann 
sowohl der andere Theil als der Verwalter das Mieth- oder Pachtverhältniss 
kündigen. Die Kündigungsfrist ist, falls nicht eine kürzere Frist bedungen war, 
die gesetzliche. Kündigt der Verwalter, so ist der andere Theil berechtigt, 
Ersatz des ihm durch die Aufhebung des Vertrags entstandenen Schadens zu 
verlangen. 

KO. § 20. War dem Gemeinschuldner ein von ihm gemietheter oder ge- 
pachteter Gegenstand zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens noch nicht über- 
lassen, so kann der andere Theil von dem Vertrage zurücktreten. 

Auf Erfordern des Verwalters muss der andere Theil demselben ohne Verzug 
erklären, ob er von dem Vertrage zurücktreten will. Unterlässt er dies, so 
kommen die Bestimmungen des § 17 [Titelvorb. vor $ 320] zur Anwendung. 

KO. 5 21. Hatie der Gemeinschuldner einen von ihm vermietheten oder 
verpachteten Gegenstand dem Miether oder dem Pächter vor der Eröffnung des 
Verfahrens überlassen, so ist der Mieth- oder Pachtvertrag auch der Konkurs- 
masse gegenüber wirksam. 

Im Falle der Vermiethung oder der Verpachtung eines Grundstücks, sowie 
im Falle der Vermiethung von Wohnräumen oder anderen Räumen ist jedoch 
eine Verfügung, die der Gemeinschuldner vor der Eröffnung des Verfahrens 
über den auf die spätere Zeit ent/allenden Mieth- oder Pachtzins getroffen hat, 
insbesondere die Einziehung des Mielſi- oder Pachtzinses, der Konkursmasse 
gegenüber nur insoweit wirksam, als sich die Verfügung au, den Mieth- oder 
Pachtzins für das zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens laufende und das 


a 


‚folgende Kalendervierteljahr bezieht. Soweit die Entrichlung des Mieth- oder 


Pachtzinses der Konkursmasse gegenüber wirksam ist, kann der Miether oder 
der Pächter gegen die Mieth oder Pachtzins/orderung der Konkursmasse eine 
ihm gegen den (femeinschuldner zustehende Forderung aufrechnen. 

Eine von dem Konkursverwalter vorgenommene freiwillige Veräusserung des 
von dem Gemeinschuldner vermietheien oder verpachteten Grundstücks wirkt, so- 


jern das Grundstück dem Miether oder dem Pächter vor der Eröffnung des 


Verfahrens überlassen war, auf das Mieth- oder Pachtverhältniss wie eine 
Zwangsversteigerung. 


8. Uebergangsvorſchriften EG. Artt. 171, 172, 188 Abſ. 2. 
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§ 536. Der Vermiether hat die vermiethete Sache dem Miether u. 


in einem zu dem vertragsmäßigen Gebrauche geeigneten Zuſtande zu 
überlaſſen und ſie während der Miethzeit in dieſem Zuſtande zu er⸗ 
halten. 


§ 535. 1. Begriff des Mieth vertrags. 

a. Der Miethvertrag ift ein gegenſeitiger Vertrag (§8 320 ff.), gerichtet auf 
zeitweiſe Ueberlaſſung des Gebrauchs einer Sache (§ 90) gegen Entgelt. 
Die allgemeinen Vorſchriften des Rechtes der Schuldverhältniſſe, insbe⸗ 
fondere über den Inhalt der Leiſtung und den gegenſeitigen Vertrag 
finden Anwendung, ſofern ſie nicht durch die beſonderen Vorſchriften über 
die Miethe eine Abänderung erfahren. 

b. Verhältniß zum Pachtvertrage: Pacht ($ 581) geht auf Ueberlaſſung des 
Gebrauchs und des Fruchtgenuſſes eines Gegenſtandes (d. i. einer 
Sache oder eines Rechtes § 90). — Unterſchied zwiſchen Pacht und Kauf 
vgl. Borb. vor § 433 Note 14. 

e. Verhältniß zur Leihe: Leihe ift unentgeltliche Ueberlaſſung des Sach⸗ 
gebrauchs ($ 598). . 

d. Verhältniß zum Darlehen: Darlehen verpflichtet zur Zurückerſtattung 
der Gattung ($ 607), Miethe zur Rückgewähr der Spezies. 

e. Verhältniß zum Frachtvertrage vgl. RG. 25 108. Zeitfracht und Schiffs⸗ 
miethe RG. 48 89. 

2. Prinzip der Formfreiheit § 125. Sondervorſchrift für Mieth⸗ 
verträge über Grundſtücke, Wohn⸗ und andere Räume über Jahresdauer 
hinaus §§ 566, 580. 

3. Erfüllungs⸗ und Gewährleiſtungspflicht des Vermiethers 

$$ 536 fj., Vorleiſtungspflicht des Vermiethers SS 537, 541, 551, 321 f. Un: 

möglichkeit der Erfüllung (3. B. Untergang der Miethsſache) $$ 323 ff. Nach 

K 242 ift zu beurtheilen die Verpflichtung des Vermiethers großſtädtiſcher 

Geſchäftsräume zur Gewährung von Schilderflächen und zur Fernhaltung 

von Schildern Dritter, welche zur Irreleitung des Publikums führen können. 

KG. DVG. 2 32, die Verpflichtung des Vermiethers zur Geſtattung des 

Anſchluſſes an das Fernſprechnetz, vgl. RG. 37 212 ff., aber auch RG. 49 

306, JW. 1901 > Sr 19 5 
4. Der Miethzins kann in Geld oder in anderen Leiſtungen beſtimmt 

fein, §§ 537, 473; Fälligkeit § 551; Verjährung § 196 Nr. u 197: Be- 

ſtimmungsrecht des Miethers bei unbeſtimmt gelaſſenem Betrage §§ 315 ff., 316. 

5. Miethzeit. 

a. a Ablauf der Miethzeit und den Fall nicht beſtimmter Miethzeit 
vgl. § 564. 

h. Fälle vorzeitigen Kündigungsrechts 
4. ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt §§ 542, 544, 545, 553, 554, 
6. mit Einhaltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt vgl. $ 565 Note 4. 

c. Die Ausübung des vorzeitigen Kündigungsrechts ift nach Eintritt ſeiner 
Vorausſetzungen nicht fortdauernd in die Willkür des Kündigungsberech⸗ 
tigten geſtellt, hat vielmehr innerhalb der nach Treu und Glauben (§§ 133, 
Fri enoemelienen St gu eriglgen, 5440 uf das ine innerhalb dieſer 

riſt gilt als Verzicht (vgl. inde auf das Kündigungsrecht. RG. 

IM. 1902 ©. 69. UT > ur 

8 536. 1. Der Miether hat die Klage auf Erfüllung; er ifl nicht auf die 
Rechtsbehelfe der §§ 537 (Minderung), 538 ff. (Schadenserſatz, Selbſthülfe), 
>42 (Kündigung) angewieſen. 

17 Der Vermiether iſt zwar zur Erhaltung, aber nicht, im Falle des 

Unterganges der Miethſache, zur Wiederherſtellung einer neuen Sache (vgl. 

SS 275 ff.) verpflichtet. Ob Erhaltung d. i. Reparatur dem Bermiether zu⸗ 

gemuthet werden kann oder ob Herſtellung einer neuen Sache erforderlich, 

it Thatfrage (§ 242). 


Ueberlaſſung u, Erhat- 
tung der Miethſache. 


III. Bewährleiftungspflicht. 
1. Fehler ber Sache. 

a. Wegfall u. Minderung 
des Miethzinſes. 


b. Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung. 


c. Selbſthülferecht des 
Miethers. 
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§ 537. Iſt die vermiethete Sache zur Zeit der Ueberlaſſung an 
den Miether mit einem Fehler behaftet, der ihre Tauglichkeit zu dem 
vertragsmäßigen Gebrauch aufhebt oder mindert, oder entſteht im 
Laufe der Miethe ein ſolcher Fehler, ſo iſt der Miether für die Zeit, 
während deren die Tauglichkeit aufgehoben iſt, von der Entrichtung 
des Miethzinſes befreit, für die Zeit, während deren die Tauglichkeit 
gemindert ift, nur zur Entrichtung eines nach den § 472, 473 zu 
bemeſſenden Theiles des Miethzinſes verpflichtet. 

Das Gleiche gilt, wenn eine zugeſicherte Eigenſchaft fehlt oder ſpater 
wegfällt. Bei der Vermiethung eines Grundſtücks ſteht die Zuſiche⸗ 
rung einer beſtimmten Größe der Zuſicherung einer Eigenſchaft gleich. 

§ 538. Ift ein Mangel der im § 537 bezeichneten Art bei dem 
Abſchluſſe des Vertrags vorhanden oder entſteht ein ſolcher Mangel 
ſpäter in Folge eines Umſtandes, den der Vermiether zu vertreten hat, 
oder kommt der Vermiether mit der Beſeitigung eines Mangels in 
Verzug, fo kann der Miether, ſtatt die im § 537 beſtimmten Rechte 
geltend zu machen, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. 

Im Falle des Verzugs des Vermiethers kann der Miether den 
Mangel ſelbſt beſeitigen und Erſatz der erforderlichen Aufwendungen 
verlangen. 


3. Der zu dem vertragsmäßigen Gebrauche geeignete Zuſtand kann nicht 
nur durch körperliche Eigenſchaften der Miethſache, ſondern auch durch andere 
zufällige Behinderungen des Gebrauchs, z. B. durch Störungen Dritter ꝛc. 
beeinträchtigt werden. Vgl. NG. JW. 1901 S. 230", 

4. Aus § 536 in Verbindung mit $$ 157, 242 folgt, daß der Vermiether 
in angemeſſener Weiſe zum Betreten der Miethräume Zwecks Beſichtigung 
und Reparatur berechtigt iſt. Vgl. auch § 809. 

5. Für Pacht landwirthſchaftlicher Grundſtücke § 582. 

§ 537. 1. Abſ. 1 entſpricht dem § 323 Abſ. 1. — Berechnung der Mindez 
rung zu $ 472; ſoweit die Leiſtungen nicht in Geld beſtehen § 473. — Ber: 
ſchulden des Vermiethers iſt für die Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift nicht er⸗ 
fordert, vgl. RG. IW. 1901 S. 3578. 

2. Minderung des Miethzinſes (Abſ. 1) und Schadenserſatz (§ 538) kann 
auch bei unerheblicher Minderung der vertragsmäßigen Tauglichkeit 
beanſprucht werden; anders für das Kündigungsrecht (§ 542 Abſ. 2). 

3. (Abs. 2.) Der Mangel zugeſicherter Eigenſchaften begründet die 
Minderung auch dann, wenn eine objektive Beeinträchtigung der Tauglich⸗ 
keit nicht vorliegt. 

4. Einwendungen des Vermiethers: Kenntniß des Mangels bzw. 
Kennenmüſſen ſeitens des Miethers bei Vertragsſchluß § 539; Unterlaſſung 
der dem Miether nach § 545 obliegenden Anzeigen § 545 Abſ. 2. 

§ 538. 1. Den Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung hat der Miether : 
a. wegen der bei Vertragsſchluß vorhandenen Mängel auf Grund 

der im Vertragsſchluſſe liegenden Garantieübernahme. Vgl. zu § 306 
Note 5. Verſchulden des Vermiethers ift nicht erfordert: 

b. wegen nachträglich eintretender Mängel bei Vertretungspflicht 
des Vermiethers (§§ 276 ff., vgl. § 325 Abſ. 1); 

c. wegen Verzugs §§ 284 f., vgl. § 326. — Selbſthülferecht des Miethers 
(Abſ. 2). — Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen $$ 256 f. Bei Ber- 
zug des Vermiethers bedarf es keiner beſonderen Androhung der Beſeiti⸗ 
gung. — Außerhalb des Verzugsfalls beſtimmt ſich der Verwendungs⸗ 
anſpruch nach § 547. 
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VIII. Abſchn. 3. Titel. Miethe. Pacht. I. Miethe. 359 


§ 539. Kennt der Miether bei dem Abſchluſſe des Vertrags den 
Mangel der gemietheten Sache, ſo ſtehen ihm die in den 88 537, 538 
beſtimmten Rechte nicht zu. Iſt dem Miether ein Mangel der im 
$ 537 Abſ. 1 bezeichneten Art in Folge grober Fahrläſſigkeit unbe- 
kannt geblieben oder nimmt er eine mangelhafte Sache an, obſchon 
er den Mangel kennt, ſo kann er dieſe Rechte nur unter den Vor⸗ 
ausſetzungen geltend machen, unter welchen dem Käufer einer mangel⸗ 
haften Sache nach den §§ 460, 464 Gewähr zu leiſten iſt. 

§ 540. Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des 
Vermiethers zur Vertretung von Mängeln der vermietheten Sache er⸗ 
laſſen oder beſchränkt wird, iſt nichtig, wenn der Vermiether den 
Mangel argliſtig verſchweigt. 

§ 541. Wird durch das Recht eines Dritten dem Miether der 
vertragsmäßige Gebrauch der gemietheten Sache ganz oder zum Theil 
entzogen, jo finden die Vorſchriften der SS 537, 538, des § 539 
Satz 1 und des § 540 entſprechende Anwendung. 


d. Kenntniß und Rennen- 
müſſen des Micthers 
bei Abſchluß. 

e. Kenntuiß des Mierhers 
bei Annahme. 


f. Vertragsmäßige Aen⸗ 
derung. Argliſt. 


2. Mängel im Recht. 


§ 542. Wird dem Miether der vertragsmäßige Gebrauch der v. Auferordenttihes 


gemietheten Sache ganz oder zum Theil nicht rechtzeitig gewährt oder 
wiederentzogen, ſo kann der Miether ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
friſt das Miethverhältniß kündigen. Die Kündigung iſt erſt zuläſſig, 
wenn der Vermiether eine ihm von dem Miether beſtimmte angemeſſene 
Friſt hat verſtreichen laſſen, ohne Abhülfe zu ſchaffen. Der Beſtim⸗ 


2. Einwendungen des Vermiethers. 

a. Kennen bzw. Kennenmüſſen des Miethers bei Vertragsſchluß § 539; 

b. un der dem Miether nach § 545 obliegenden Anzeigen § 545 

2 4 E. 

$ 539. 1. Der Vermiether hat einen Mangel der vermietheten Sache 
nicht zu vertreten, wenn der Miether den Mangel bei Abſchluß des 
Miethvertrags kennt. In der Zuſicherung einer fehlenden Eigen⸗ 
ſchaft kann indeß das Verſprechen, die fehlende Eigenſchaft herzuſtellen, 
liegen (val. $ 460), § 306 Note 5. — Wegen geſundheitsgefährlicher 
Wohnung vgl. zu § 544. 

2. Gegenüber dem dem Vermiether obliegenden Nachweiſe, daß dem 
Miether der Mangel in Folge grober Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben, hat 
der Miether Zuſicherung N 537 Abi. 2) oder Argliſt ($ 433) des Ver- 
miethers nachzuweiſen (vgl. § 460). 

3. Gegenüber dem dem Vermiether obliegenden Nachweiſe, daß der Miether 
die Sache in Kenntniß des Mangels (§ 537 Abſ. 1 oder Abſ. 2) angenommen 
hat, hat der Miether den Vorbehalt zu beweiſen (§ 464). 

4. Für die Gewährleiſtungsanſprüche des Miethers ſind keine beſonderen 
Verjährungsvorſchriften gegeben; daher die regelmäßige Verjährung § 195. 

8 540. Vgl. zu § 476. Geſundheitsgefährliche Wohnung § 544. 

§ 541. 1. Die Vorſchrift bezieht fih ſowohl auf die Fälle völligen 
Rechtsmangels (Vermiethung fremder Sachen), als auch auf die Fälle der 
VBermiethung über die Dauer des eigenen Rechtes des Vermiethers hinaus 
bg Titelvorb. Note 3). Tritt der Rechtsmangel erſt nach der Ueber⸗ 
1 der Miethſache an den Miether ein, fo finden §§ 571 ff. An- 

ung. 
„2. Die Nichtbezugnahme auf § 539 Satz 2 bedeutet, daß grobfahrlaäſſige 
Unkenntniß des Rechtsmangels das Recht der Miethers nicht ausſchließt. 

3. Ob vorbehaltloſe Annahme trotz Kenntniß des Rechtsmangels Verzicht 

auf den Gewährleiſtungsanſpruch bedeutet, ift Thatfrage. 


Kündigungsrecht des 
Miethers. 
1. Nichterfüllung Seitens 
des Ver miethers. 
a. Vorausſetzungen des 
Külndigungsrechts. 
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mung einer Friſt bedarf es nicht, wenn die Erfüllung des Vertrags 
in Folge des die Kündigung rechtfertigenden Umſtandes für den Miether 
kein Intereſſe hat. 

Wegen einer unerheblichen Hinderung oder Vorenthaltung des Ge- 
brauchs iſt die Kündigung nur zuläſſig, wenn ſie durch ein befon- 
deres Intereſſe des Miethers gerechtfertigt wird. 

b. Beweislaſt. Beſtreitet der Vermiether die Zuläſſigkeit der erfolgten Kündigung, 
weil er den Gebrauch der Sache rechtzeitig gewährt oder vor dem 
Ablaufe der Friſt die Abhülfe bewirkt habe, ſo trifft ihn die Beweislaſt. 
c. Nähere Ausgeſtaltung. § 543. Auf das dem Miether nah $ 542 zuſtehende Kündigungs⸗ 
recht finden die Vorſchriften der $ 539 bis 541, ſowie die für die 
Wandelung bei dem Kaufe geltenden Vorſchriften der $$ 469 bis 471 
entſprechende Anwendung. 
d. dun voraus entrihte- Iſt der Miethzins für eine ſpätere Zeit im voraus entrichtet, fo 
er Miethans. hat ihn der Vermiether nach Maßgabe des § 347 oder, wenn die 
Kündigung wegen eines Umſtandes erfolgt, den er nicht zu vertreten 
hat, nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfer- 
tigten Bereicherung zurückzuerſtatten. 


§ 542. 1. Die prinzipielle Vorſchrift des Abſ. 1 S. 1 umfaßt alle 
Falle, in welchen der vertragsmäßige Gebrauch (vgl. § 536) durch Mängel 
der Sache oder durch das Recht eines Dritten aufgehoben oder beeinträchtigt 
wird, ohne Rückſicht auf Verſchulden des Vermiethers, und ohne Unterſchei⸗ 
dung, ob es ſich um zugeſicherte oder um geſetzlich zu gewährende Eigen⸗ 
ſchaften handelt. 

2. Beſchränkungen des ſofortigen Kündigungsrechts. 

a. Der Miether muß fruchtloſe Setzung einer angemeſſenen Friſt (vgl. Titel⸗ 
vorb. vor § 186 Note 4) oder den in Folge des Kündigungsgrundes 
eingetretenen Mangel ſeines Intereſſes an der Erfüllung beweiſen; letzteren 
Falles Einwendung des Vermiethers, daß der Miether die ihm nach § 545 
obliegende Anzeigepflicht vernachläſſigt hat, § 545 Abſ. 2. — Bei Fir- 
geſchäft findet $ 361 unmittelbare Anwendung. — Ueber die für die 
Ausübung des einmal entſtandenen Kündigungsrechts zu beobachtende 
Friſt vgl. 535 Note 50. Die Friſtſetzung wird indep nach Verluſt des 
Kündigungsrechts wiederholt und dadurch das Kündigungsrecht von Neuem 
zur Entſtehung gebracht werden können. 

b. Gegenüber dem dem Vermiether obliegenden Nachweiſe der Unerheblich⸗ 
keit der Beeinträchtigung hat der Miether ſein beſonderes Intereſſe an 
der Kündigung darzuthun. . 

3. Hat der Miether den feinen Miethgebrauch beeinträchtigenden Umſtand 
zu vertreten, ſo findet § 324 Anwendung. 

4. In dem Wohnenbleiben trotz Kündigung zum Zwecke ſofortiger Ver⸗ 
tragsauflöſung ift regelmäßig nicht ſtillſchweigende Verlängerung des Mieth⸗ 
verhältniſſes auf unbeſtimmte Zeit (§ 568), ſondern ſtillſchweigende Rück⸗ 
nahme der Kündigung zu ſehen, vgl. OLG. 2 480. 

§ 543. 1. Die Kündigung ($$ 130 ff.) ift Rücktritt für die Zukunft (val. 
1 vor $ 346 Note II). fo if i y 3 

2. Kenntniß oder grobfahrläſſige Unkenntniß des Miethers von dem die 
Beeinträchtigung ſeines Miethgebrauchs verurſachenden Mangel bei Vertrags- 
abſchluß oder vorbehaltloſe Annahme §§ 539, 541. 

3. Vertragsmäßige Abänderung, Argliſt $ 540. 

4. 88 469—471 betreffen die Mangelhaftigkeit einzelner von mehreren 
Miethſachen (Haupt⸗ und Nebenſache, Geſammtmiethzins). 

5. (Abſ. 2.) Vgl. zu § 327 Note 2; ſowie § 542 Note 1. 
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§ 544. Iſt eine Wohnung oder ein anderer zum Aufenthalte von 
Menſchen beſtimmter Raum ſo beſchaffen, daß die Benutzung mit 
einer erheblichen Gefährdung der Geſundheit verbunden iſt, ſo kann 
der Miether das Miethverhältniß ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
friſt kündigen, auch wenn er die gefahrbringende Beſchaffenheit bei 
dem Abſchluſſe des Vertrags gekannt oder auf die Geltendmachung 
der ihm wegen dieſer Beſchaffenheit zuſtehenden Rechte verzichtet hat. 


2. Geſundheitsgefährlich⸗ 
keit der Wohnung ze. 


§ 545. Zeigt fih im Laufe der Miethe ein Mangel der ge: v. Obhut, und Anzeige- 


mietheten Sache oder wird eine Vorkehrung zum Schutze der Sache 
gegen eine nicht vorhergeſehene Gefahr erforderlich, ſo hat der Miether 
dem Vermiether unverzüglich Anzeige zu machen. Das Gleiche gilt, 
wenn ſich ein Dritter ein Recht an der Sache anmaßt. 

Unterläßt der Miether die Anzeige, ſo iſt er zum Erſatze des dar⸗ 
aus entſtehenden Schadens verpflichtet; er iſt, ſoweit der Vermiether 
in Folge der Unterlaſſung der Anzeige Abhülfe zu ſchaffen außer 
Stande war, nicht berechtigt, die im § 537 beſtimmten Rechte geltend 
zu machen oder nach § 542 Abſ. 1 Satz 3 ohne Beſtimmung einer 
Friſt zu kündigen oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen. 


pflicht des Miethers. 


§ 546. Die auf der vermietheten Sache ruhenden Laſten hat der VI. Laſten ıc, 


Vermiether zu tragen. 


§ 544. 1. Vorausſetzung für die Anwendbarkeit dieſer zwingenden 
Vorſchrift iſt eine erhebliche Gefährdung der Geſundheit. Die Beſchaffen⸗ 
heit der Wohnung muß in Folge ihrer ſtändigen Eigenſchaften, nicht nur 
in Folge leicht zu beſeitigender Uebelſtände (RG. JW. 1902 Beil. S. 235) 
eine naheliegende Gefahr für die Geſundheit der Bewohner zc. begründen. 

2. Die Räume müſſen als Wohnung bzw. als zum Aufenthalte von Men⸗ 
ſchen beſtimmte Räume, z. B. Komptoir, Laden, Werkſtatt, vermiethet fein; 
dabei kommt es auf den wirklichen Willen der Parteien an, wenn auch 
dementgegen etwa der Raum als Lagerraum bezeichnet iſt. — Andererſeits 
iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß der Raum eventuell als Lagerraum 2c. 
vermiethet wird, nur darf eine ſolche Abrede nicht ausſchließlich die Um⸗ 
gehung des § 544 bezwecken. Gegenüber dem Vertragsinhalt ift der Miether 
beweispflichtig. 

3. Bei einer aus mehreren Räumen beſtehenden Wohnung ſteht das 
Kündigungsrecht aus § 544 dem Miether nur zu, wenn die Wohnung als 
Ganzes betrachtet von geſundheitsgefährdender Beſchaffenheit iſt. Iſt nur 
ein Theil der Wohnung von dieſer Beſchaffenheit, ſo iſt § 542 entſprechend 
anwendbar, wie wenn der untaugliche Theil vorenthalten wäre, vgl. DLG. 
“N * 

4. Iſt die Unbewohnbarkeit von dem Miether verſchuldet oder in Folge 
der Verletzung der Anzeigepflicht eingetreten, ſo wird dem Miether das 
Kündigungsrecht aus § 544 verſagt. RG. IW. 1902 Beil. S. 235, OLG. 2 382). 


$ 545. 1. Die Anzeigepflicht als Ausfluß der dem Miether im Inter⸗ 
eſſe des Vermiethers obliegenden Obhut, iſt unabhängig davon, ob 
durch den anzuzeigenden Umſtand der Miethgebrauch des Miethers beein⸗ 
trächtigt wird oder nicht (ſo iſt z. B. der Pächter zur Anzeige verpflichtet, 
wenn die Grenzzeichen unkenntlich werden, vgl. § 919). Vgl. die entſprechende 
Vorſchrift § 1042. 

2. „Unverzüglich“ (§ 121 Abſ. 1). 
sg a gen außerkontraktlicher Haftung des Miethers Dritten gegenüber 


VII. Verwendungen. Weg- 
nahmeredhl, 


VIII. Veränderungen und 
Verſchlechterungen. 


IX. Ueberlaſſung an Dritte. 
Untermiethe. 
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§ 547. Der Vermiether iſt verpflichtet, dem Miether die auf die 
Sache gemachten nothwendigen Verwendungen zu erſetzen. Der Miether 
eines Thieres hat jedoch die Fütterungskoſten zu tragen. 

Die Verpflichtung des Vermiethers zum Erſatze ſonſtiger Verwen⸗ 
dungen beſtimmt ſich nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung 
ohne Auftrag. Der Miether iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der 
er die Sache verſehen hat, wegzunehmen. 

§ 548. Veränderungen oder Verſchlechterungen der gemietheten 
Sache, die durch den vertragsmäßigen Gebrauch herbeigeführt werden, 
hat der Miether nicht zu vertreten. 

§ 549. Der Miether ift ohne die Erxlaubniß des Vermiethers 
nicht berechtigt, den Gebrauch der gemietheten Sache einem Dritten 
zu überlaſſen, insbeſondere die Sache weiter zu vermiethen. Ver⸗ 
weigert der Vermiether die Erlaubniß, ſo kann der Miether das 
Miethverhältniß unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt kündigen, fo- 
fern nicht in der Perſon des Dritten ein wichtiger Grund vorliegt. 

Ueberläßt der Miether den Gebrauch einem Dritten, ſo hat er ein 
dem Dritten bei dem Gebrauche zur Laſt fallendes Verſchulden zu 
vertreten, auch wenn der Vermiether die Erlaubniß zur Ueberlaſſung 
ertheilt hat. 


§ 547. 1. Anſpruch auf Erſatz von Aufwendungen vgl. §§ 256 f. Moth- 
wendige Verwendungen vgl. zu §§ 994 f. 

2. Daß der Miether die Auslagen, welche der Gebrauch der beweglichen 
Miethſache verurſacht, zu tragen hat, iſt als ſelbſtverſtändlich nicht ausge⸗ 
ſprochen. 

3. Das Wegnahmerecht ift mit der Pflicht zur Wiederinſtandſetzung ver: 
bunden, § 258. 

§ 548. 1. Der Miether hat nachzuweiſen, daß der veränderte Zuſtand 
der Sache durch vertragsmäßigen Gebrauch herbeigeführt iſt. 

2. Im Uebrigen richtet ſich die Vertretungspflicht wegen vertragswidrigen 
Gebrauchs nach den §§ 275, 276; wegen der Einwirkung Dritter § 278, 
insbeſondere Note 6 zu § 278. — Mehrere Miether § 431. 

3. Schadenserſatzanſpruch §§ 249 ff., Abtretung des Erſatzanſpruchs § 255. 

4. Vgl. die entſprechende Vorſchrift bei der Leihe (§ 602). 

8 549. 1. Die Anſprüche des Miethers aus dem Miethvertrage find an 
ſich abtretungsfähig; indeß iſt nach der dispoſitiven Vorſchrift des § 549 
dem Miether die Ueberlaſſung des Gebrauchs an einen Dritten nicht ge⸗ 
ſtattet und inſoweit die Uebertragbarkeit (§ 399) und damit die Pfändbar⸗ 
keit (§ 400 Note 2) des Miethrechts beſchränkt (CPO. § 851 zu § 399 Note 2). 
Wegen der Pacht vgl. zu § 596. 

2. Ke ine Ueberlaſſung des Gebrauchs an einen Dritten liegt vor, 
inſoweit der Miether in Ausübung ſeines vertragsmäßigen Gebrauchs 
($$ 157, 242) dritte Perſonen (Angehörige, Geſinde, Logirgäſte) bei fich auf- 
nimmt, alſo regelmäßig in den Fällen, in welchen nicht der Dritte, ſondern 
lediglich der Miether die Miethſache beſitzt (SS 855, 868). 

2. Ueberlaſſung des Gebrauchs liegt vor, wenn der unmittelbare Beſitz 
der Miethſache ganz oder zum Theil entgeltlich oder unentgeltlich dem 
Dritten, insbeſondere auf Grund von weiterer Vermiethung (Unter: oder 
Aftermiethe) übertragen wird ($$ 868, 865). — Vgl. zu § 556 Note 3. 

4. Erlaubniß (vgl. Borb. vor § 182 Note 16) und Verweigerung 
derſelben ſind keine empfangsbedürftigen Willenserklärungen, vgl. Titel⸗ 
vorb. vor § 116 Note 20; (a. M. Planck zu § 549 Note 2). Wegen Wirt- 
ſamwerdens derſelben vgl. Note II zu § 130. — Nichtertheilung der Erlaubniß 
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§ 550. Macht der Miether von der gemietheten Sache einen ver⸗ X. mißbrauch der Sache. 
tragswidrigen Gebrauch und ſetzt er den Gebrauch ungeachtet einer 
Abmahnung des Vermiethers fort, ſo kann der Vermiether auf Un⸗ 
terlaſſung klagen. 
§ 551. Der Miethzins ift am Ende der Miethzeit zu entrichten. X1. Mieth ns. 
Iſt der Miethzins nach Zeitabſchnitten bemeſſen, fo ift er nach dem 1 Falle 
Ablaufe der einzelnen Zeitabſchnitte zu entrichten. 
Der Miethzins für ein Grundſtück ift, ſofern er nicht nach kürzeren 
Zeitabſchnitten bemeſſen iſt, nach dem Ablaufe je eines Kalenderviertel⸗ 
jahres am erſten Werktage des folgenden Monats zu entrichten. 


in angemeſſen geſetzter Friſt (Titelvorb. vor $ 186 Note 4) wird als Ver⸗ 

weigerung aufzufaſſen ſein. . 

5. Kündigungsrecht des Miethers. (Anderweite Regelung bei Pacht 

$ 596.) 

a. Geſetzliche Kündigungfriſt $ 565 Note 5. 

b. Der Nachweis des das Kündigungsrecht ausſchließenden wichtigen Grun⸗ 
des für die Verweigerung der Erlaubniß liegt dem Vermiether ob. Da 
der Vermiether zur Begründung ſeiner Weigerung nicht verpflichtet iſt, ſo 
kann er im Prozeß auch auf vorher nicht angegebene Gründe zurückgehen 
(vgl. Rehbein Entſch. HI S. 839). 

c. Der Vermiether, welcher vor der Bezeichnung einer beſtimmten Perſon 
als Untermiethers eine Erklärung über die Geſtattung der Untermiethe 
ablehnt, begründet noch nicht das Kündigungsrecht des Miethers aus 
$ 549, wohl aber, wenn er ſchon vor Bezeichnung des Untermiethers all⸗ 
gemein und unbedingt die Erlaubniß zur Untermiethe zu verſagen erklärt, 
RG. IW. 1898 ©. 310%. 

6. Rechtslage des Vermiethers, wenn der Gebrauch einem 

Dritten überlaſſen iſt, 

a. mit oder ohne Erlaubniß des Vermiethers: 

a. Die Miethzinsforderung des Vermiethers gegen den Miether bleibt 
e nicht eine nach §§ 414 f. wirkſame Schuldübernahme 
erfolgt iſt. 

B. (Abf. 2.) Der Miether haftet für Veränderungen und Verſchlechte⸗ 

rungen, welche durch Verſchulden des Dritten herbeigeführt ſind, 
gemäß §§ 548, 278 (vgl. ferner zu b ß). 

Der Vermiether hat die Klage auf Unterlaſſung eines vertragswidri⸗ 
gen Gebrauchs aus § 550 gegen den Miether, nicht gegen den Dritten; 
gegen dieſen indeß den negatoriſchen Eigenthumsanſpruch § 1004. 

. Der Vermiether kann wegen vertragswidrigen Gebrauchs durch den 
Dritten gemäß § 553 ohne Friſt kündigen. 

e. Der Vermiether hat nach Beendigung des Miethverhältniſſes den obliga- 
toriſchen Anſpruch auf Herausgabe auch gegen den Dritten, § 556 Abſ. 3. 

b. ohne Erlaubniß des Vermiethers: 

4. Der Vermiether hat ferner den Eigenthumsanſpruch gegen den Dritten 
auf Herausgabe an den Miether bzw. an den Kläger, § 986. 

B. Der Miether haftet für Verſchlechterung, welche durch den Dritten 
auch ohne Verſchulden herbeigeführt iſt, wenn die Verſchlechterung 
in urſächlichem Zuſammenhange mit der vertragswidrigen Ueberlaſſung 

, „an den Dritten ſteht (vgl. § 278 Note 1). 

§ 550. 1. Vgl. § 1004 (negatoriſcher Eigenthumsanſpruch). An Stelle 
der Beſorgniß weiterer Beeinträchtigung ($ 1004) iſt hier voraufgegangene 

Abmahnung erfordert. — Zwangsvollſtreckung CPO. § 890. 

2. Handlungen, welche gegen das Nachbarrecht (§ 906) verſtoßen, ſind 

dem Miether durch den Miethvertrag im Zweifel nicht geſtattet, § 157, RG. 

47 162, IW. 1901 S. 51, OLG. 2 316. 


S 


2. Nichtausübung des 
Miethgebrauchs durch 
den Miether. Aurech⸗ 
nung von Erſpar⸗ 
niſſen ꝛc 


XII. Außerordentliches 
Kündigungsrecht des 
Vermiethers. 

1. Mißbrauch der Sache. 
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§ 552. Der Miether wird von der Entrichtung des Miethzinſes 
nicht dadurch befreit, daß er durch einen in ſeiner Perſon liegenden 
Grund an der Ausübung des ihm zuſtehenden Gebrauchsrechts ver- 
hindert wird. Der Vermiether muß ſich jedoch den Werth der er— 
ſparten Aufwendungen ſowie derjenigen Vortheile anrechnen laffen, 
welche er aus einer anderweitigen Verwerthung des Gebrauchs erlangt. 
Solange der Vermiether in Folge der Ueberlaſſung des Gebrauchs 
an einen Dritten außer Stande iſt, dem Miether den Gebrauch zu 
gewähren, iſt der Miether zur Entrichtung des Miethzinſes nicht ver⸗ 
pflichtet. 

§ 553. Der Vermiether kann ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
friſt das Miethverhältniß kündigen, wenn der Miether oder derjenige, 
welchem der Miether den Gebrauch der gemietheten Sache überlaſſen 
hat, ungeachtet einer Abmahnung des Vermiethers einen vertrags⸗ 
widrigen Gebrauch der Sache fortſetzt, der die Rechte des Ver⸗ 
miethers in erheblichem Maße verletzt, insbeſondere einem Dritten 
den ihm unbefugt überlaſſenen Gebrauch beläßt, oder die Sache 
durch Vernachläſſigung der dem Miether obliegenden Sorgfalt er⸗ 
heblich gefährdet. 


§ 551. 1. Für Sonn- und Feiertage in den Fällen des Abſ. 1 vgl. 
§ 195; in Abſ. 2 ift unmittelbar der erſte Werktag als Fälligkeitstag bezeichnet. 

2. Verzug tritt bei dieſen kalendermäßig beſtimmten Fälligkeitstagen 
ohne Mahnung ein § 284 Abſ. 2. 

3. Abweichende Vereinbarung kann ſtillſchweigend erfolgen, ſich 
insbeſondere aus abweichendem Ortsgebrauch ergeben §§ 157, 242. 

4. Nachträgliche Vermögensverſchlechterung in der Perſon des 
a befeitigt die gefegliche Vorleiſtungspflicht des Vermiethers gemäß 
§ 321. 

a Miethe von Wohn- und anderen Räumen gilt Abſ. 2 gemäß 
$ 580. 

6. Verjäahrungs vorſchriften §$ 196 Nr. 6, 197, 201. 

7. Fälligkeit des Pachtzinſes bei Verpachtung landwirthſchaftlicher 
Grundſtücke § 584. 

8. Vorausbezahlung des Miethzinſes. Beſchränkte Wirkſamkeit 
der Vorausverfügung über den Miethzins 
a. gegenüber dem Grundſtückserwerber $$ 573 ff.; 

b. gegenüber dem Hypothekengläubiger §§ 1123 ff. 

§ 552. 1. Satz 1 dient zur Abſchneidung von Zweifeln aus $ 323. 

2. (Satz 2.) Wegen der Anrechnung vgl. zu $ 324. Eine Verpflichtung 
zu anderweiter Ausnutzung (vgl. § 324 Abſ. 2) hat der Vermiether nicht. 

3. (Satz 3.) Durch eine jederzeit zu beſeitigende Benutzung ſeitens des 
Vermiethers oder eines Dritten wird der Vermiether zur Ueberlaſſung des 
Gebrauchs an den Miether nicht außer Stand geſetzt; daher keine Befreiung 
des Miethers überhaupt, ſondern nur Anrechnung des erlangten Vortheils 
auf den Miethzins gemäß Satz 2. — Der Miether ift für die Voraus⸗ 
ſetzungen und den Umfang ſeiner Befreiung beweispflichtig. 

§ 553. 1. Unbefugte Ueberlaſſung an Dritte § 549. 

2. Sorgfalt §§ 545, 276, 278. 

3. Ueber die nach Treu und Glauben zu beobachtende Friſt zur Geltend⸗ 
machung des Kündigungsrechts vgl. § 535 Note 50. Bei Fortdauer der Ver- 
tragswidrigkeit oder Neueintritt einer ſolchen wird das Kündigungsrecht 
durch neue Abmahnung wieder zur Entſtehung gelangen (vgl. § 542 Note 2a). 

4. Räumungsfriſt bei Zwangsvollſtreckung CPO. § 721, abgedruckt zu § 556. 
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§ 554. Der Vermiether kann ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
friſt das Miethverhältniß kündigen, wenn der Miether für zwei 
auf einander folgende Termine mit der Entrichtung des Miethzinſes 
oder eines Theiles des Miethzinſes im Verzug iſt. Die Kündigung 
ift ausgeſchloſſen, wenn der Miether den Vermiether befriedigt, bevor 
ſie erfolgt. 

Die Kündigung iſt unwirkſam, wenn ſich der Miether von ſeiner 
Schuld durch Aufrechnung befreien konnte und unverzüglich nach der 
Kündigung die Aufrechnung erklärt. ö 

§ 555. Macht der Vermiether von dem ihm nach den SS 553, 
554 zuſtehenden Kündigungsrechte Gebrauch, ſo hat er den für eine 
ſpätere Zeit im voraus entrichteten Miethzins nach Maßgabe des 
§ 347 zurückzuerſtatten. 


2. Zahlungsverzug des 
Miethers. 


3. Im voraus entrichte 
ter Miethzins. 


§ 556. Der Miether ift verpflichtet, die gemiethete Sache nach xm. Büctgabe der iel. 


der Beendigung des Miethverhältniſſes zurückzugeben. 

Dem Miether eines Grundſtücks ſteht wegen ſeiner Anſprüche 
gegen den Vermiether ein Zurückbehaltungsrecht nicht zu. 

Hat der Miether den Gebrauch der Sache einem Dritten über⸗ 
laſſen, ſo kann der Vermiether die Sache nach der Beendigung des 
Miethverhältniſſes auch von dem Dritten zurückfordern. 


§ 554. 1. (Abſ. 1.) Verzug ohne Mahnung § 551 Note 2; vgl. ferner 
$$ 284, 285, 276, 279. Ueber die nach Treu und Glauben zu beobachtende 
Friſt zur Geltendmachung des Kündigungsrechts vgl. § 535 Note 5e. Ver: 
zug mit jeder weiteren Miethzinsrate bringt das Kündigungsrecht wieder von 
Neuem zur Entſtehung. 

2. (Abſ. 2.) Vgl. § 389; „unverzüglich“ § 121 Abſ. 1, vgl. § 357 Note 2. 
Die unmittelbar nur für das geſetzliche Kündigungsrecht des § 554 ge⸗ 
gebene Vorſchrift iſt auch anwendbar, wenn dem Vermiether ein vertrags⸗ 
maßiges Kündigungsrecht für den Fall zuſteht, daß der Miether mit der 
Entrichtung des Miethzinſes für einen Termin im Verzug ift. OLG. 2 217. 

3. Räumungsfriſt CPO. § 721 (zu § 556). 

4. Konkurs des Miethers KO. §§ 19, 20 (abgedruckt Titelvorb. Note 7). 

§ 555. 1. Vgl. § 543 Abi. 2. 

2. Die Vorſchrift ift dispoſitiv; fie wird im Falle des § 554 kaum praktiſch 
werden. 

$ 556. 1. (Abſ. 1.) Verzugshaftung § 287; Prozeßhaftung § 292; Ber- 
wendungen $ 547; Wegnahmerecht § 547. Das Zurückbehaltungsrecht aus 
2783 f. ſteht gemäß § 556 Abſ. 2 nur dem Miether einer beweglichen 
Sache zu. Veränderungen, Verſchlechterungen § 548. Vgl. auch $ 604 Abſ. 1. 

2. Abſ. 2, der die allgemeine Vorſchrift des § 273 einſchränkt, bezieht ſich 
auch auf Miethe von Wohn⸗ und anderen Räumen $ 580. d 

3. (Zu Abſ. 3.) Für die Klage gegen den Miether bzw. Untermiether ift 

das Amtsgericht zuſtändig GBG. § 23 Nr. 2; Kündigungsklage CPO. § 257, 
abgedruckt zu § 271. Das gegen den Miether ergangene Urtheil auf Heraus- 
gabe der Miethſache iſt gegen den Dritten, welchem der Gebrauch überlaſſen, 
wirkſam und vollſtreckbar, wenn der Dritte nach der Rechtshängigkeit den 
Beſitz in ſolcher Weiſe erlangt hat, daß der Miether mittelbarer Beſitzer gez 
worden ift, CPO. §§ 325, 727. Vgl. zu § 549 Note 2 u. 3. 
4. Wenn der Vermiether Eigenthümer der Miethſache iſt, konkurrirt mit 
dem vertragsmäßigen Zurückgabeanſpruche der Eigenthumsanſpruch aus $ 985. 
— Wegen der Wirkung des Schuldverhältniſſes gegen Dritte vgl. Borb. 
zum 2. Buche Note 4. 


ache. 

1. Rückgabepflicht des 
Miether s. 

2. Zurückbehaltungsrecht. 


3. Rilckforderungsrecht 
des Vermiethers gegen 
Dritte. 


4. Vorenthaltung der 
Miethſache ſeitens des 
Miethers. 


XIV. Verjährung der 
Nebenanſprüche. 


XV. Pfandrecht des Ver- 
mietbers. 
1. Umfang u. Gegenſtand. 
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§ 557. Giebt der Miether die gemiethete Sache nach der Be- 
endigung des Miethverhältniſſes nicht zurück, ſo kann der Vermiether 
für die Dauer der Vorenthaltung als Entſchädigung den vereinbarten 
Miethzins verlangen. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens 
iſt nicht ausgeſchloſſen. 

§ 558. Die Erſatzanſprüche des Vermiethers wegen Verände⸗ 
rungen oder Verſchlechterungen der vermietheten Sache ſowie die An⸗ 
ſprüche des Miethers auf Erſatz von Verwendungen oder auf Geſtattung 
der Wegnahme einer Einrichtung verjähren in ſechs Monaten. 

Die Verjährung der Erſatzanſprüche des Vermiethers beginnt mit 
dem Zeitpunkt, in welchem er die Sache zurückerhält, die Verjährung 
der Anſprüche des Miethers beginnt mit der Beendigung des Mieth⸗ 
verhältniſſes. 

Mit der Verjährung des Anſpruchs des Vermiethers auf Rückgabe 
der Sache verjähren auch die Erſatzanſprüche des Vermiethers. 

§ 559. Der Vermiether eines Grundſtücks hat für feine For- 
derungen aus dem Miethverhältniß ein Pfandrecht an den ein⸗ 
gebrachten Sachen des Miethers. Für künftige Entſchädigungs⸗ 
forderungen und für den Miethzins für eine ſpätere Zeit als das 
laufende und das folgende Miethjahr kann das Pfandrecht nicht 
geltend gemacht werden. Es erſtreckt ſich nicht auf die der Pfändung 
nicht unterworfenen Sachen. 


5. Wegen der Pacht ſ. zu §§ 589 ff. 

CPO. $ 721. Wird auf Räumung der Wohnung erkannt, so kann das 
Gericht auf Antrag dem Schuldner eine den Umständen nach angemessene Frist 
zur Räumung gewähren. 

Auf den Antrag finden die Vorschriften der $$ 714, 716 entsprechende An- 
wendung. 

6. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für die Feſtſetzung von Räumungsfriſten 
EG. Art. 93, woſelbſt auch wegen der Landesgeſetzgebung zu vergleichen. 

§ 557. 1. Im Falle ſtillſchweigender Verlängerung des Miethverhältniſſes 
findet $ 568 Anwendung. 

2. Für Pacht $ 597. 

§ 558. 1. Im Uebrigen gelten für die Verjährung die allgemeinen Bor: 
ſchriften §§ 202 ff. 

2. Die Verjährung der perſönlichen Forderung des Vermiethers hindert 
denſelben nicht, feine Befriedigung wegen der verjährten Forderung aus dem 
Pfande zu ſuchen §§ 223, 559. 

§ 559. 1. Natur des Pfandrechts. Auf das geſetzliche Pfandrecht 
des Vermiethers finden vorbehaltlich der beſonderen Vorſchriften der $$ 559 
bis 563 die für das rechtsgeſchäftlich beſtellte Pfandrecht geltenden Vor⸗ 
ſchriften gemäß § 1257 entſprechende Anwendung Vgl. hierüber zu § 1257; 
Verkauf des Pfandes §§ 1257, 1228 ff. 

2. Vorausſetzung des Pfandrechts iſt Vermiethung eines Grund⸗ 
ſtücks oder Wohn: oder anderer Räume ($ 580). Auch dem ver- 
miethenden Nichteigenthümer des Grundſtücks, z. B. dem Untervermiether 
ſteht das Pfandrecht zu. 

3. Gegenſtaud des Pfaudrechts find die eingebrachten Sachen ($ 90) 
des Miethers bzw. bei mehreren geſammtſchuldneriſch haftenden Miethern 
die eingebrachten Sachen aller Miether: Hauptfälle, Miethvertrag mit Che: 
gatten (vgl. Note 32 ). Iſt eine offene Handelsgeſellſchaft Mietherin, jo erz 
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ſtreckt ſich das Pfandrecht auch auf die den einzelnen Geſellſchaftern gehören⸗ 
den 1 rnai Sachen (vgl. HGB. § 128). Dem Pfandrecht unter: 
liegen nicht: 
a. die dritten Perſonen gehörenden Sachen, insbeſondere alſo nicht 
a. die Sachen der Ehefrau; Vermuthung für das Eigenthum des Ehe- 
manns § 1362; Anfechtungsgeſetz § 3 Nr. 2 (abgedruckt hinter § 144); 
bei Gütergemeinſchaft vgl. zu §§ 1438, 1519, 1549; 
B. die Sachen der Kinder (vgl. insbeſondere § 1646); 
7. die Sachen des Untermiethers. n 
Der gute Glaube des Vermiethers kommt nicht in Betracht, Verfügungs⸗ 
beſchränkungen ($ 135 Note 4) hindern nicht die Entſtehung des Pfand⸗ 
rechts. (Vgl. Abſchnittsvorb. vor § 104 Note 50 und e, ferner zu § 1257). 
b. die der Pfändung nicht unterworfenen Sachen vgl. CPO. § 811. 
(Bei Pacht landwirthſch. Grundſtücke § 585.) 
z. Die unter § 812 CRO. fallenden Sachen find dem Vermietherpfand⸗ 
rechte nicht entzogen; § 226 kann eingreifen. Ueber die Realiſirung 
vgl. Drewes, KG. Bl. 1899 S. 93. 

CPO. 8 5. Gegenstände, welche zum gewöhnlichen Hausrathe gehören und 
im Haushalte des Schuldners gebraucht werden, sollen nicht gepfändet werden, 
wenn ohne Weiteres ersichtlich ist, dass durch deren Verwerthung nur ein Erlös 
erzielt werden würde, welcher zu dem Werthe ausser allem Verhält-nisse_ steht. 

8. Vertragsmäßiges Zurückbehaltungsrecht wird in RG. i. Str. 35 150 
auch in Anſehung der unpfändbaren Sachen anerkannt. 


4. Umfang des Pfandrechts. 

a. Wegen rückſtändiger Miethzinsforderungen beſteht das Pfandrecht 
im Verhältniſſe zwiſchen Miether und Vermiether unbeſchränkt, im Ber- 
hältniſſe zu den Gläubigern des Miethers mit der ſich aus § 563 erge⸗ 
benden Beſchränkung. 

b. Wegen zukünftiger Miethzins forderungen beſteht das Pfandrecht 
(einheitlich im Verhältniſſe zwiſchen Miether und Vermiether bzw. zum 
Gläubiger) in der ſich aus § 559 ergebenden Beſchränkung. — Ob im 
Falle eines auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſenen Miethvertrags das 
Pfandrecht noch wegen des Miethzinſes für ein volles Jahr über das 
laufende Miethjahr hinaus oder nur wegen des Miethzinſes bis zu dem 
Zeitpunkte beſteht, für welchen zunächſt nach der Pfändung (vgl. $ 563) 
das Miethverhältniß aufgekündigt werden kann, ift ſtreitig; vgl. OLG. 3 
236, Seuff. 57 56, wo — mit Recht — die Frage im Sinne der erſten 
Alternative beantwortet wird. 

c. Wegen Entſchädigungsforderungen beſteht das Pfandrecht nur, foz 
weit ſie ſchon entſtanden ſind, nicht ſoweit ſie zukünftig entſtehen könnten 
(8 559). Bei Pacht landwirthſchaftlicher Grundſtücke vgl. § 585. 

5. Abſonderungsrecht im Konkurſe. 
KO. 5 49 Abs. 1 Nr.2 [ogl. vor $ 1204]. Den im § 48 bezeichneten 

Pfandgläubigern stehen gleich: 

2) diejenigen, welche an gewissen Gegenständen ein gesetzliches oder ein durch 
Pfändung erlangtes Pfandrecht haben; das dem Vermiether und dem Ver- 
pächter nach den §§ 559. 581, 585 des Bürgerlichen Gesetzbuchs au- 
stehende Pfandrecht kann in Ansehung des Mieth- oder Pachtzinses für eine 
‚frühere Zeit als das letzte Jahr vor der Eröffnung des Verfahrens, sowie 
in Ansehung des dem Vermiether oder dem Verpächter in Folge der Kün- 
digung des Verwalters entstehenden Entschädigungsanspruchs nicht geltend 
gemacht werden; das Pfandrecht des Werpächters eines landwirthschaftlichen 
Grundstücks unterliegt in Ansehung des Pachtzinses der Beschränkung nicht. 
KO. EG. zum Ges. betr. Aenderung d. KO. Art. III. Die Vorschriften 

des $41 Abs. 2 (jeizt $ 49) der Konkursordnung und des $17 Nr. I, 2 des 

Gesetzes, betreffend die Einführung der Konkursordnung, finden auch ausserhalb 

des Konkurses Anwendung. 


to 


Frlöſchen des Pfand- 


ad 


Scloſthülferecht des 


ZJurückſchaſfungsrecht. 


— 


Sicherheitsleiſtung. 


Konkurrirendes Pfän⸗ 
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8 560. Das Pfandrecht des Vermiethers erliſcht mit der Ent- 
fernung der Sachen von dem Grundſtück, es ſei denn, daß die Ent⸗ 
fernung ohne Wiſſen oder unter Widerſpruch des Vermiethers er⸗ 
folgt. Der Vermiether kann der Entfernung nicht widerſprechen, 
wenn ſie im regelmäßigen Betriebe des Geſchäfts des Miethers oder 
den gewöhnlichen Lebensverhältniſſen entſprechend erfolgt oder wenn 
die zurückbleibenden Sachen zur Sicherung des Vermiethers offenbar 
ausreichen. 

§ 561. Der Vermiether darf die Entfernung der feinem Pfand⸗ 
recht unterliegenden Sachen, ſoweit er ihr zu widerſprechen be⸗ 
rechtigt iſt, auch ohne Anrufen des Gerichts verhindern und, wenn 
der Miether auszieht, die Sachen in ſeinen Beſitz nehmen. 

Sind die Sachen ohne Wiſſen oder unter Widerſpruch des Ver⸗ 
miethers entfernt worden, ſo kann er die Herausgabe zum Zwecke 
der Zurückſchaffung in das Grundſtück und, wenn der Miether aus⸗ 
gezogen iſt, die Ueberlaſſung des Beſitzes verlangen. Das Pfand⸗ 
recht erliſcht mit dem Ablauf eines Monats, nachdem der Vermiether 
von der Entfernung der Sachen Kenntniß erlangt hat, wenn nicht 
der Vermiether dieſen Anſpruch vorher gerichtlich geltend gemacht hat. 

§ 562. Der Miether kann die Geltendmachung des Pfandrechts 
des Vermiethers durch Sicherheitsleiſtung abwenden; er kann jede 
einzelne Sache dadurch von dem Pfandrechte befreien, daß er in 
Höhe ihres Werthes Sicherheit leiſtet. 

§ 563. Wird eine dem Pfandrechte des Vermiethers unter⸗ 
liegende Sache für einen anderen Gläubiger gepfändet, fo kann 
dieſem gegenüber das Pfandrecht nicht wegen des Miethzinſes für 


8 560. 1. Erlöſchen des Pfandrechts durch Entfernung der Sache 
von dem Grundſtücke, nicht ſchon aus den Miethräumen. 

2. Daß die Entfernung ohne Wiſſen oder unter Widerſpruch des Vermie⸗ 
thers erfolgt iſt, hat der Vermiether zu beweiſen. — Widerſpruch durch einen 
Vertreter des Vermiethers mit bzw. ohne Vertretungsmacht § 174 bzw. § 180. 

3. Daß ein Fall des Satz 2 vorliegt, hat der Miether zu beweiſen. 

4. Sonſtige Erlöſchungsgründe: 

a. Bei Veräußerung oder Verpfändung der Pfandſache §§ 936, 1032, 1208. 
Wichtig ift, daß gemäß §§ 936 Abſ. 2, 932 Abſ. 2 der gute Glaube hin- 
ſichtlich des Pfandrechts durch die grobe Fahrläſſigkeit des Erwerbers aus⸗ 
geſchloſſen wird, . B. wenn die Webergabe auf dem Miethgrundſtück er- 
folgt; der Erwerber wird regelmäßig mit dem Pfandrechte des Vermie⸗ 
thers rechnen mijjen. 

b. Vgl. ferner zu § 1257. 

§ 561. 1. Zwecks Hinderung der Wegſchaffung iſt das Selbſthülfe⸗ 
recht des Vermiethers er § 229 erweitert. 

2. Für die Zurückſchaffung der bereits entfernten Sachen iſt dem 
Vermiether ein erweitertes Selbſthülferecht nicht gegeben. § 229 tft maßgebend. 

3. Der Herausgabeanſpruch (vgl. auch §§ 1257, 1227) geht gegen den 
Miether jelbit, ſowie gegen den dritten Beſitzer, ſofern der Letztere nicht durch 
ſeinen gutgläubigen Erwerb geſchützt iſt (§ 560 Note 4a). 

§ 562. Die Sicherheit ift gemäß § 232 ff. zu beſtellen. Bürgenſtellung 
wird regelmäßig nicht zuläſſig ſein, weil die Verpfändung der zu deff eienden 
Sache noch möglich ift. Vgl. § 232 Abi. 1, 2. 


— 
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eine frühere Zeit als das letzte Jahr vor der Pfändung geltend ge: 
macht werden. j f 
§ 564. Das Miethverhältniß endigt mit dem Ablaufe der Zeit, XVI. Beendigung des 
für die es eingegangen ift. 15 20 
Iſt die Miethzeit nicht beſtimmt, fo kann jeder Theil das Mieth- 2. Kündigung. 
verhältniß nach den Vorſchriften des § 565 kündigen. 
§ 565. Bei Grundſtücken ift die Kündigung nur für den Schluß 3. Kündigungstermine 
eines Kalendervierteljahrs zuläffig; fie hat ſpäteſtens am dritten ind Fristen. 
Werktage des Vierteljahrs zu erfolgen. Iſt der Miethzins nach 
Monaten bemeſſen, ſo iſt die Kündigung nur für den Schluß eines 
Kalendermonats zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am fünfzehnten des 
Monats zu erfolgen. Iſt der Miethzins nach Wochen bemeſſen, ſo 
iſt die Kündigung nur für den Schluß einer Kalenderwoche zuläſſig; 
ſie hat ſpäteſtens am erſten Werktage der Woche zu erfolgen. 
Bei beweglichen Sachen hat die Kündigung ſpäteſtens am dritten 
Tage vor dem Tage zu erfolgen, an welchem das Miethverhältniß 
endigen ſoll. 
Iſt der Miethzins für ein Grundſtück oder für eine bewegliche 
Sache nach Tagen bemeſſen, ſo iſt die Kündigung an jedem Tage 
für den folgenden Tag zuläſſig. 
Die Vorſchriften des Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 gelten auch für die 
Fälle, in denen das Miethverhältniß unter Einhaltung der geſetz⸗ 
lichen Friſt vorzeitig gekündigt werden kann. 


$ 85 1. Vgl. KO. § 49 Nr. 2, abgedruckt zu § 559 Note 5; bei Pacht 
vgl. § 585. 

2. Der Anſpruch des Vermiethers geht auf vorzugsweiſe Befriedigung aus 
dem Verſteigerungserlöſe gemäß CPO. § 805. 

3. Ueber den Rang des Vermietherpfandrechts bei ſtillſchweigender Ver⸗ 
tragsverlängerung vgl. § 568 Note 6. 

8 564. 1. Abs. 1 ſtellt außer Zweifel, daß bei beſtimmter Miethzeit keine 
Kündigung zur Beendigung des Miethverhältniſſes erforderlich ift. 

2. Kündigung ift empfangsbedürftige Willenserklärung §§ 130 ff. Bedingte 
Kündigung vgl. Titelvorb. vor § 158 Note I3aß. j 

3. Bemeſſung des Miethpreiſes nach Monaten bzw. Wochen liegt nicht 
ſchon in Beſtimmung monatlicher oder wöchentlicher Miethzahlung unter 
Angabe des jedes Mal zahlbaren Betrags, wenn der Miethzins außerdem 
nach einem längeren Zeitraume (regelmäßig nach Jahresbeträgen) feſtgeſtellt iſt. 

4. Die Verpflichtung des Miethers, die Beſichtigung der Wohnung zwecks 
anderweiter Vermiethung zu geſtatten, ergeben $$ 157, 242. 

5. Fälle nicht beſtimmter Miethzeit §§ 566, 568. 

6. Kündigungsklage CPO. § 257, abgedruckt zu § 271. 

7. Landesgeſetzlicher Vorbehalt bez. der Räumungsfriſten EG. Art. 93. 

§ 565. 1. Die Vorſchrift des § 565 iſt dispoſitiv und tritt nur in An⸗ 
wendung, wenn nicht anderweite Vereinbarung vorliegt (vgl. § 551 Note 3). 
2. Der Einfluß der Sonn⸗ und Feiertage iſt nach § 193 zu beurtheilen. 
Sei täglich zuläſſiger Kündigung (Abſ. 3) ift § 193 nicht anwendbar, da die 
Kündigungserklärung nicht an einem „beſtimmten Tage“ abzugeben ift, 
ſondern an jedem Tage erfolgen kann. (Vgl. zu § 193 Note 3a.) 

3. Die Kalenderwoche endigt mit Sonnabend, nicht Sonntag, wie bei Planck 
angegeben. Vgl. Brinckmeyer Chronologie. Berlin 1882. S. 151: Sonnabend 
ſtebenter Wochentag, feria septima. 

$. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 24 
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4. Mangelnde Schrift § 566. Ein Miethvertrag über ein Grundſtück, der für längere 
bei Grundſtücksmiethe. Zeit als ein Jahr geſchloſſen wird, bedarf der ſchriftlichen Form. 
Wird die Form nicht beobachtet, ſo gilt der Vertrag als für un⸗ 
beſtimmte Zeit geſchloſſen; die Kündigung iſt jedoch nicht für eine 
frühere Zeit als für den Schluß des erſten Jahres zuläffig. 
5. Miethpertrag auf mehr § 567. Wird ein Miethvertrag für eine längere Zeit als dreißig 
e Jahre geſchloſſen, ſo kann nach dreißig Jahren jeder Theil das Mieth⸗ 
verhältniß unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt kündigen. Die 
Kündigung ift unzuläſſig, wenn der Vertrag für die Lebenszeit des 
Vermiethers oder des Miethers geſchloſſen iſt. 
6. Stitfgweigende Vee § 568. Wird nach dem Ablaufe der Miethzeit der Gebrauch 
8 der Sache von dem Miether fortgeſetzt, ſo gilt das Miethverhältniß 
als auf unbeſtimmte Zeit verlängert, ſofern nicht der Vermiether 
oder der Miether ſeinen entgegenſtehenden Willen binnen einer Friſt 
von zwei Wochen dem anderen Theile gegenüber erklärt. Die Friſt 
beginnt für den Miether mit der Fortſetzung des Gebrauchs, für 
den Vermiether mit dem Zeitpunkt, in welchem er von ber Fort- 
ſetzung Kenntniß erlangt. 


4. Die Vorſchriften über Grundſtücksmiethe gelten auch für Wohn: und 
andere Räume § 580. 

5. Abſ. 4 bezieht fich auf die Fälle der $$ 549, 567, 569, 570, KO. § 19, 
abgedruckt vor § 535 Note 7, Zw. § 57, abgedruckt zu §Y 571 ff. Note VII. — 
Darüber, daß Nichtausübung des Rechtes vorzeitiger Kündigung innerhalb 
angemeſſener Friſt als Verzicht auf das Kündigungsrecht anzuſehen, vgl. 
§ 535 Note dc. 

6. Kündigungstermine bei Pacht von Grundſtücken und Rechten § 595. 


$ 566. 1. Die Vorſchrift gilt auch für die Miethe von Wohn- und anderen 
Räumen § 580. — Die Aufhebung (auch des ſchriftlich geſchloſſenen) Mieth⸗ 
vertrags ijt formfrei, vgl. § 125 Note I. 

2. Zweiſeitige Schriftform val. zu § 126. 

3. Das Jahr, für deſſen Schluß die Kündigung zuerſt zuläſſig wird, iſt 
das erſte von dem verabredeten Beginne des Vertrags ($ 163 Note 2aß), 
nicht von der zufälligen Uebergabe ab laufende Jahr. 

4. Vom Ablaufe des erſten Jahres (Note 3) ab tritt Kundbarkeit gemäß 
88 564 Abſ. 2, 565 Abſ. 1 ein. Wird indeß ein neuer Vertrag für längere 
Zeit als ein Jahr geſchloſſen, fo ift die Kündigung wiederum erft für den 
Schluß eines weiteren Jahres zuläſſig. 

5. Mündliche Nebenabreden, welche nicht nur zur Auslegung, ſondern zur 
Aenderung des ſchriftlichen Vertrags dienen, machen den § 566 auf den ab- 
geänderten Vertrag anwendbar. Ob der ſchriftliche Vertrag ohne die münd⸗ 
liche Aenderung für den Fall der gemäß § 566 vorzeitig erfolgten Kündigung 
in Kraft bleiben fot, ift Auslegungsfrage. — Vgl. RG. AU 254. 

6. Iſt die Beurkundung des beabſichtigten Vertrags verabredet, ſo greift 
§ 154 Abi. 2 ein. 

7. Preuß. Jagdpachtvertrag wird in OLG. A 44 als Pachtvertrag über 
ein 158 i im Sinne des § 566 behandelt. Dagegen RNG. JW. 1902 
Beil. S. 239. 


8 567. Dieſe auf volkswirthſchaftlichen Gründen beruhende Vorſchrift 
bezweckt, Erbmiethe und ähnliche Verhältniſſe auszuſchließen und erſcheint 
deshalb als zwingendes Recht. 

8 568. 1. Die ſtillſchweigende Verlängerung kann ſowohl bei Miethver⸗ 
hältniſſen, die durch Zeitablauf ($ 564 Abſ. 1) als auch bei ſolchen, die durch 
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§ 569. Stirbt der Miether, fo ift ſowohl der Erbe als der Ber- 
miether berechtigt, das Miethverhältniß unter Einhaltung der geſetz⸗ 
lichen Friſt zu kündigen. Die Kündigung kann nur für den erſten 
Termin erfolgen, für den ſie zuläſſig iſt. l 

§ 570. Militärperſonen, Beamte, Geiftlihe und Lehrer an öffent- 
lichen Unterrichtsanſtalten können im Falle der Verſetzung nach 
einem anderen Orte das Miethverhältniß in Anſehung der Räume, 
welche ſie für ſich oder ihre Familie an dem bisherigen Garniſon⸗ 
oder Wohnorte gemiethet haben, unter Einhaltung der geſetzlichen 
Friſt kündigen. Die Kündigung kann nur für den erſten Termin 
erfolgen, für den ſie zuläſſig iſt. 


7. Tod des Miethers. 


8. Verſetzung von Bez 
amten zc. 


§ 571. Wird das vermiethete Grundſtück nach der Ueberlaſſung xvir. verfügung des Der- 


an den Miether von dem Vermiether an einen Dritten veräußert, 
ſo tritt der Erwerber an Stelle des Vermiethers in die ſich während 
der Dauer ſeines Eigenthums aus dem Miethverhältniß ergebenden 
Rechte und Verpflichtungen ein. 

Erfüllt der Erwerber die Verpflichtungen nicht, ſo haftet der Ver⸗ 
miether für den von dem Erwerber zu erſetzenden Schaden wie ein 
Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage verzichtet hat. Erlangt 


Kündigung beendet find ($ 564 Abi. 2), ſtattfinden. Wegen der Fälle der 
außerordentlichen Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt vgl. 
$ 542 Note 4. 

2. Verlängerung auf unbeſtimmte Zeit ($ 564 Abſ. 2). 

3. Wer gegenüber der Fortſetzung des Gebrauchs die ſtillſchweigende Ver⸗ 
längerung beſtreitet, iſt beweispflichtig für den von der einen oder der an⸗ 
deren Seite erfolgten Widerſpruch. 

4. Friſtberechnung §§ 187 Abſ. 1, 188. 

5. Wird der weitere Gebrauch vor dem Friſtablaufe beendet oder der 
Widerſpruch friſtgemäß erklärt, fo ift $ 557 anwendbar. 

6. Die ſtillſchweigende Verlängerung begründet keinen neuen Miethver⸗ 
trag, ſondern bedeutet Fortſetzung des alten Miethverhältniſſes. Es behält 
demnach das Vermietherpfandrecht den alten Rang gegenüber neuerlichen 
Fre über die eingebrachten Sachen bzw. Pfändungspfandrechten. 

ç è 

7. Vgl. die entſprechende Regelung beim Dienſtvertrage § 625. 


8 569. 1. Die Vorschrift ift dispoſttiv; fie betrifft auch Miethe beweg⸗ 
licher Sachen. 

2. Sind Miterben vorhanden, ſo muß das Kündigungsrecht aktiv und paſſiv 
gemeinſchaftlich ausgeübt werden. Bei Unbekanntheit der Erben greift öffent- 
I ling gemäß § 132 ein. Vgl. §§ 2038 ff. — Vgl. auch $ 1932 

ote 22. 

3. Geſetzliche Kündigungsfriſt § 565. Stirbt der Miether vor dem Beginne 
der feſtgeſetzten Miethzeit, ſo iſt das Kündigungsrecht ſo auszuüben, wie 
wenn die Miethzeit ſchon begonnen hätte. Iſt z. B. der Miether, der im 
April zum 1. Oktober gemiethet hatte, im Mai geſtorben ift, fo ift am 1. Juli 
zum 1. Oktober zu kündigen. 

4. Dieſes Kündigungsrecht ſteht dem Verpächter nicht zu, § 596. 

8 570. 1. Dieſe Vorſchrift ift dispoſitiv; fie bezieht fih auf gemiethete 
Räume aller Art (§ 580) und wird 9 eh RAE daß die Ver⸗ 
3 7 Wunſch des Miethers erfolgt ift. RG. 21283. Vgl. im Uebrigen 


2. Bei Pacht § 596. 
94* 


miethers über das 
Miethgrundſtück, 
1. Nach der Ueberlaſſung 
an den Miether. 
a. Veräußerung des 
Grundſtücks. 
4. Eintritt des Erwer⸗ 


bers. 
3. Haftung des Ver⸗ 
miethers. 


y. Befreiung des Ber- 
miethers. 


Vorbemerkung zu 
88 571—579. 
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der Miether von dem Uebergange des Eigenthums durch Mittheilung 
des Vermiethers Kenntniß, ſo wird der Vermiether von der Haftung 
befreit, wenn nicht der Miether das Miethverhältniß für den erſten 
Termin kündigt, für den die Kündigung zuläſſig iſt. 


J. Die Veräußerung der Miethſache. 

1. Der Miethvertrag an ſich begründet lediglich ein obligatori⸗ 
ſches Schuldverhältniß zwiſchen dem Miether und Vermiether. Veräußert 
der Vermiether die Miethſache und ſetzt ſich dadurch außer Stande, dem 
Miether den Miethgebrauch zu gewähren, ſo würde nach den allgemeinen 
Vorſchriften zwar der Intereſſeanſpruch des Miethers gegen den Vermiether 
nach § 283, CPO. § 893, nicht aber ein gegen den Erwerber der Miethſache 
gehender Erfüllungsanſpruch begründet ſein. Ueber die Sonderregelung für 
die Miethe vgl. zu 2. 

2. Die Stellung des BGB. zu dem Satze: Kauf bricht Miethe, 
bzw. Kauf bricht nicht Miethe. 

a. Für die Miethe beweglicher Sachen verbleibt es lediglich bei der 
ſich nach 1 ergebenden Rechtslage. Der Miether iſt indeß, ſobald ihm 
der Beſitz der Sache eingeräumt iſt, genügend geſchützt, da ihm gegen den 
behufs Eigenthumsüberkragung an den Erwerber abgetretenen Heraus- 
gabeanſpruch die ihm gegen den bisherigen Eigenthümer zuſtehenden Ein⸗ 
wendungen verbleiben (§8 931, 986 Abſ. 2). 

b. Für die Miethe von Grundſtücken (ſowie von Wohn⸗ und anderen 
Räumen $ 580) gilt der Satz Kauf bricht nicht Miethe 
a. bei Veräußerung nach der Ueberlaſſung der Miethſache an den 

Miether unbedingt (§§ 571 ff.; vgl. zu IT); 

p. bei Veräußerung vor Ueberlaſſung der Miethſache an den Miether 
bedingt durch die ſeitens des Erwerbers dem Vermiether gegenüber 
erfolgte Uebernahme der Verpflichtung zur Erfüllung des Mieth⸗ 
vertrags (§ 578). 

Die Regelung iſt dispoſitiv und weicht ſomit dem ander: 
weiten Inhalte des Miethvertrags. 

II. Die Miethe iſt kein (dingliches) Recht an der Miethſache. 

Die Vorſchriften der §§ 571 ff. verbinden die obligatoriſchen Rechte und 
Pflichten, welche gegen den Eigenthümer eines Grundſtücks als Vermiether 
durch den Miethvertrag begründet werden, mit dem Eigenthum an dem 
Grundſtücke derart, daß dem Schuldverhältniſſe der Miethe in ſeinen Wir⸗ 
kungen eine große Aehnlichkeit 
a. hinſichtlich der Rechte des Vermiethers mit den einen Beſtandtheil des 

Grundſtücks bildenden Rechten, vgl. § 96. 

b. hinſichtlich der Pflichten des Vermiethers mit den dinglichen Belaſtun⸗ 
gen des Grundſtücks 

nicht abgeſprochen werden kann. Vgl. auch Vorb. zum II. Buche Note 4. 

Immerhin laſſen die vorhandenen Abweichungen, insbeſondere die auf das 
Grundſtück nicht beſchränkte Haftung des Erwerbers (vgl. § 571 Note II 3), 
ferner die dispoſitive Natur der Vorſchriften (Nr. I 2 a&.), ſowie die aus der 
Syſtematik und Terminologie des BGB. fih ergebenden Unterſchiede (vgl. 
die ſämmtlich im Sachenrechte behandelten Rechte an einer Sache §§ 873, 
925, 929, 1012, 1018, 1030, 1068, 1085, 1090, 1204 und die vorauf gehenden 
Ueberſchriften) erkennen, daß die Miethe nicht zu den von dem BGB. als 
Rechten an einer Sache zuſammengefaßten Rechten (3. B. § 95 S. 2, 
268) zu zählen, daß alſo die Miethe kein dingliches Recht im Sinne 
des BGB. ift. 

Indem die Miethe als ein Recht an einem Grundſtück oder als eine zu⸗ 

läſſige Art der Belaſtung eines Grundſtücks nicht anerkannt iſt, iſt zugleich 

die grundbuchliche Eintragung der Miethe und die Eintragung einer Vor⸗ 
merkung (§ 885) zur Sicherung des Miethrechts, weil nicht zugelaſſen, aus⸗ 
geſchloſſen. Vgl. Abſchnittvorb. vor § 873 Note III 2b. 
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III. Rechtsverhältniß zwiſchen Grundſtücksveräußerer und -erwerber. Vorbemerkung zu 

Das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Veräußerer und Erwerber des Grund- 85 3 
ſtücks wird durch die §§ 571 ff. nicht berührt, ſondern richtet fih ausſchließlich 
nach den Vorſchriften, die für das zwiſchen ihnen obwaltende Rechtsverhältniß 
(Kauf, Schenkung 2c.) beſtehen. Insbeſondere ift hiernach zu beurtheilen: 

i. Die Vertheilung des Miethzinſes, § 446 und Noten daſelbſt; 

2. die Haftung des Veräußerers bei Vorhandenſein von Miethverträgen, 
welche nicht zur Kenntniß des Erwerbers gekommen find ($$ 434, 
439), bzw. für die Richtigkeit des dem Erwerber mitgetheilten Vertrags⸗ 
inhalts (vgl. auch § 566); i È 

3. die Verpflichtung des Erwerbers gegenüber dem Veräußerer zur Erfül⸗ 
lung der dem Erwerber mitgetheilten Miethverträge, und ſeine Ver⸗ 
pflichtung, dafür zu ſorgen, daß der Veräußerer aus der durch § 571 
Abſ. 2 begründeten Bürgſchaft nicht in Anſpruch genommen wird. 

IV. Die Ulebergangsvorſchrif EG. Art. 172 gewährt dem Miether gegen- 
über dem Erwerber des Grundſtücks die in §§ 571 ff. beſtimmten Rechte, auch 
wenn der Miethvertrag im Uebrigen nach altem Rechte zu beurtheilen iſt. 

V. Für die Pacht gelten die $$ 571 ff., ſowie das zu I—IV Geſagte in 
gleicher Weiſe wie für die Miethe ($ 581 Abſ. 2, EG. Art. 172). 

VI. Das dingliche Wohnungsrecht. 

Ein dem Rechte des Miethers einer Wohnung im Weſentlichen entſprechen⸗ 
des dingliches Recht kann mit dem Maximalinhalte der §§ 1093, 1090 ff. 
(insbeſondere Beſchränkung auf die Lebenszeit des Berechtigten SS 1090, 
1061) durch die Beſtellung des Wohnungsrechts als einer beſchränkten per⸗ 
ſönlichen Dienſtbarkeit begründet werden (vgl. zu § 1093). Vgl. hierzu KG. 
Jahrb. 24 A 121, OLG. Å 481. 

VII. Die Miethe bei der Immobiliarzwangsvollſtreckung. 

Zw. 5 9 Abs. 1 Nr. 2. In dem Verfahren gelten als Betheiligte, ausser 
dem Gläubiger und dem Schuldner: 

2) diejenigen, welche ein der Zwangsvollstreckung enigegenstehendes Recht, ein 
Recht an dem Grundstück oder an einem das Grundstück belasienden Rechte, 
einen Anspruch mit dem Rechte auf Befriedigung aus dem Grundstück oder 
ein Mieth- oder Pachtrecht, auf Grund dessen ihnen das Grundstück über- 
lassen ist, bei dem Vollsireckungsgericht anmelden und auf Verlangen des 
Gerichts oder eines Betheiligten glaubhaft machen. 

Zw. $ 21. Die Beschlagnahme umfasst land- und Jorstwirthschaftliche 
Erzeugnisse des Grundstücks, sowie die Forderung aus einer Versicherung 
solcher Erzeugnisse nur, soweit die Erzeugnisse noch mit dem Boden verbunden 
oder soweit sie Zubehör des Grundstücks sind. 

Die Beschlagnahme umfasst nicht die Mieth- und Pachtzinsforderungen, so- 
wie die Ansprüche aus einem mit dem Eigenthum an dem Grundstücke verbun- 
denen Rechte auf wiederkehrende Leistungen. 

Das Recht eines Richters auf den Fruchtgenuss wird von der Beschlag- 
nahme micht berührt. 

Zw. 857. Ist das Grundstück einem Miether oder Pächter überlassen, so 
Anden die Vorschriften der §§ 571, 572, des § 573 Satz 1 und der SS 574, 
375 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. Der Ersteher ist 
Jedoch berechtigt, das Mieth- oder Pachtverhältniss unter Einhaltung der gesetz- 
lichen Frist zu kündigen. Die Kündigung ist ausgeschlossen, wenn sie nicht 
Jür den ersten Termin erfolgt, für den sie zulässig ist. 

Zw. § 152. Der Verwalter hat das Recht und die Pflicht, alle Handlungen 
vorzunehmen, die erjorderlich sind, um das Grundstück in seinem wirthschaft. 
lichen Bestande zu erhalten und ordnungsmässiy zu benutzen; er hat die An- 
Sprüche, auf welche sich die Beschlagnahme erstreckt, geltend zu machen und 
die für die Verwaltung entbehrlichen Nutzungen in Geld umzusetzen. 

Ist das Grundstück vor der Beschlagnahme einem Miether oder Pächter über- 
u so ist der Mieth- oder Pachtvertrag auch dem Verwalter gegenüber 
wirksam. 


—5 
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Zw. S 180. Soll die Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer 
Gemeinschaft erfolgen, so inden die Vorschriften des ersten und zweiten Ab- 
schnitts entsprechende Anwendung, soweit sich nicht aus den §§ 181 bis 184 ein 
Anderes ergiebt. 

Zw. § 183. Im Falle der Vermiethung oder Verpachtung des Grundstücks 
finden die Vorschriften des $57 Satz 2, 3 keine Anwendung. 


§ 571. I. Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit des § 571. 

1. Ein Miethvertrag, alfo insbeſondere keine unentgeltliche Ueberlaſſung 
(vgl. 535 Note 1). Nichtigkeit des Miethvertrags vgl. zu $ 139. — Anfechtung 
des Miethvertrags wegen Willensmängel durch den Erwerber vgl. zu Note II I. 

2. Ein Miethvertrag über ein Grundſtück; den Grundſtücken ſtehen das 
Erbbaurecht (§ 1017), ſowie Wohn: und andere Räume ($ 530) gleich. 

3. Veräußerung des Grundſtücks, d. i. die rechtsgeſchäftliche Verfügung, 
durch welche das Eigenthum ſelbſt aufgegeben wird ($$ 925, 928). Keine 
Veräußerung ift die Erbfolge (vgl. $ 1967). Entſprechend geregelte Fälle |. 
Titelvorb. Note 5. 

a. Bei Nichtigkeit des Veräußerungsgeſchäfts tritt die Haftung des 
Erwerbers nicht ein. Vgl. indeß die Vermuthung für das Eigenthum des 
eingetragenen Eigenthümers § 891 und den Schutz des gutgläubigen 
Miethers aus § 893. 

b. Bei Anfechtbarkeit des Veräußerungsgeſchäfts vgl. SS 119 ff., 
123 f. Relative Anfechtung gegenüber dem ſchlechtgläubigen Miether wegen 
Täuſchung § 123 Abſ. 2 S. 2 (vgl. Note dazu u. Titelvorb. vor § 116 
Note 20 No. 7). 

c. Das der eee d Grunde liegende Rechtsgeſchäft 
kommt nicht in Betracht. ird wegen Nichtigkeit, Anfechtbarkeit oder 
ſonſtiger Aufhebung (Rücktritt, Wandelung) deſſelben die an ſich wirkſame 
Uebereignung rückgängig gemacht (vgl. Borb. zum 2. Buch Note 3), fo 
tritt der Erwerber dem Miether gegenüber dennoch in die während der 
Dauer ſeines Eigenthums ſich aus dem Miethverhältniß ergebenden Rechte 
und Pflichten ein, unbeſchadet des zwiſchen Erwerber und Veräußerer 
ſtattfindenden Ausgleichs. Vgl. RG. 43 270. 

4. Erwerb des Grundſtücks ſei es kraft Auflaſſung § 925, ſei es kraft 
Aneignung § 928. Sonderregelung für den Erſteher des Grundſtücks Zw. § 57. 

5. Die Ueberlaſſung des Grundſtücks (d. i. Ueberlaſſung zum Mieth⸗ 
beſitze vgl. § 549 Note 2 u. 3) muß zur Zeit der Veräußerung (vgl. Nr. 3) 
erfolgt ſein; ob ſie auch in dieſem Zeitpunkte noch fortdauern muß, iſt 
zweifelhaft. Jedenfalls muß die erfolgte Ueberlaſſung genügen: 

a. bei Fortdauer des mittelbaren Beſitzes des Miethers (X 868) z. B. wenn 
der unmittelbare Beſitz durch einen Untermiether ausgeübt wird; 

b. wenn der Miether den zur Zeit der Veräußerung durch verbotene Eigen⸗ 
macht ($ 858) oder durch eine provpiſoriſche Gerichtsentſcheidung (CPO. 
s$ 709, 935 ff.) entzogenen Miethbeſitz wiedererlangt. 

e des Grundſtücks vor der Ueberlaſſung an den Miether 
vgl. $ 

II. Der Eintritt des Grundſtückserwerbers an Stelle des Vermiethers. 


1. Der Erwerber tritt in die während der Dauer feines Eigenthums aus 
dem Miethverhältniſſe ſich ergebenden Rechte und Verbindlichkeiten ein. Er 
iſt ſomit Rechtsnachfolger des Vermiethers. Hieraus folgt: 

a. die gegen die Gültigkeit des Miethvertrags beſtehenden Einwendungen 
bleiben für und gegen den Erwerber wirkſam (vgl. zu $$ 404, 417); 

b. der Miethvertrag gilt dem Erwerber gegenüber mit dem gleichen Inhalte, 
wie er dem Vermiether gegenüber gelten würde. Dies gilt insbeſondere 
auch von mündlich erfolgten Aenderungen eines ſchriftlichen Miethvertrags 
(ogl. zu § 566); 
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e. das rechtskräftige Urtheil, welches zwiſchen dem Miether und dem Ver: 
miether ergangen iſt, wirkt für und gegen den Erwerber, welcher nach 
dem Eintritte der Rechtshängigkeit erworben hat, CRD. § 325; Ertheilung 
der vollſtreckbaren Ausfertigung für und gegen den Erwerber CPO. $ 727. 

2. Der Eintritt des Erwerbers beruht nicht auf einer — fei es mittelſt 
Vertrags, fei es kraft Geſetzes ſich vollziehenden — Schuldübernahme 
(88 414 ff.) oder Uebertragung der Forderung (§§ 398 ff.), ſondern erfolgt 
unmittelbar kraft Geſetzes als Folge des Eigenthumserwerbes 
an dem Grundſtücke. Dementſprechend entſtehen die wahrend des Eigen⸗ 
thums des Erwerbers aus dem Miethverhältniſſe fih ergebenden Rechte und 
Verpflichtungen unmittelbar in ſeiner Perſon, ſo daß Verfügungen des Ver⸗ 
miethers über den Miethzins, welcher auf die Zeit nach dem Eigenthums⸗ 
wechſel entfällt, vorbehaltlich der ſich aus 88 573—575 ergebenden Beſchrän⸗ 
kungen, dem Erwerber gegenüber nicht wirkſam ſind. 

3. Der Erwerber tritt an Stelle des Vermiethers als perſönlicher 
Schuldner ein; er haftet nicht nur mit dem Grundſtücke, ſondern mit ſeinem 
ganzen Vermögen. 

4. Der Erwerber tritt nur in die ſich während der Dauer ſeines 
Eigenthums ergebenden Rechte und Verbindlichkeiten (vgl. § 1108). Vor 
dem Eigenthumswechſel bereits entſtandene ($ 198) Miethzins⸗ und Entſchä⸗ 
oa werden durch den Eintritt des neuen Erwerbers nicht be- 
rührt. 

5. Der Erwerber tritt an die Stelle des Vermiethers. Der urſprüng⸗ 

liche Vermiether ſcheidet aus dem Miethverhältniß aus. Er hat kein Recht 

mehr auf den Miethzins (vgl. Note II 2); auch ſtehen ihm die ſonſtigen 

Rechte des Vermiethers nicht zu. Andererſeits kann der Miether nicht von 

ihm, ſondern nur von dem Erwerber die Erfüllung des Miethvertrags 

verlangen. Wegen der Bürgenhaftung des Vermiethers vgl. zu III. 

Bei Rechtshängigkeit des Erfüllungsanſpruchs vgl. CPO. §§ 265 ff. 

III. Die Bürgenhaftung des Vermiethers (Abſ. 2). 

(Abſ. 2.) Der Vermiether haftet kraft Geſetzes dem Miether für ſeinen 
Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung wie ein Bürge, 
welcher auf die Einrede der Vorausklage verzichtet hat §8 785 il e aa l 
Uebergang des Anſpruchs auf den Vermiether, welcher als Bürge zahlt $ 774. 

IV Die Befreiung des Vermiethers. 


1. Die Haftung des Vermiethers fällt ſpäteſtens mit der Beendi 
laufenden Miethvertrags weg; ſie re Ks nicht auf eine aueh. 
oder ſtillſchweigende Verlängerung des Miethverhältniſſes ($ 568). 

2. Die Befreiung tritt vor Ablauf des auf beſtimmte oder unbeſtimmte 
Zeit geſchloſſenen (vgl. zu § 564 Note 4) Miethvertrags ein, 

17 der Vermiether dem Miether die Grundſtücksveräußerung mitgetheilt 
at und 

der Miether nicht die erſte ihm — nach dem Vertrag oder kraft Geſetzes 
b W 1 75 569, 570 — zuſtehende Möglichkeit, den Vertrag zu kündigen, 
enutzt hat. 

Auf die gemäß 88 542, 544 für den Miether begründete Kündigungs⸗ 
befugniß kann ſich § 571 Ab. 2 Satz 2 nicht beziehen; in dieſen Fällen 
handelt es ſich nicht um eine Kündigung, welche für einen Termin zu⸗ 
läſſig geworden ift- Vgl. indep die Judikatur zu § 41 des Pr. Eigen⸗ 
thumserwerbsgeſetzes v. 5. Mai 1872, welche Vorſchrift manche Berührungs⸗ 
punkte mit § 571 hat. ; 
„Dagegen fällt nach der Faſſung und der ratio legis (Einverſtändniß mit 
dem Wechſel des Vertragsgegners) die Kündigungsbefugniß aus den §§ 569, 
570 unter $ 571 Abſ. 2 Satz 2. 

3. Das Freiwerden tritt ein, ſobald feſtſteht, daß die zuläſſige Kündigung 
nicht erfolgt iſt. Anſprüche, welche bis zu dieſem Zeitpunkte bereits ent⸗ 
ſtanden ſind, werden durch die ſpäter eintretende Befreiung nicht berührt. 


§ 571. 


â. die Sicherheits⸗ 


leiſtung d. Miethers 


(Pachtkaution). 


8. Vorausverfügung des 
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§ 572. Hat der Miether des veräußerten Grundſtücks dem Ver⸗ 
miether für die Erfüllung ſeiner Verpflichtungen Sicherheit geleiſtet, 
ſo tritt der Erwerber in die dadurch begründeten Rechte ein. Zur 
Rückgewähr der Sicherheit iſt er nur verpflichtet, wenn ſie ihm aus⸗ 
gehändigt wird oder wenn er dem Vermiether gegenüber die Ver⸗ 
pflichtung zur Rückgewähr übernimmt. 

§ 573. Eine Verfügung, die der Vermiether vor dem Uebergange 


DBermietpers über den des Eigenthums über den auf die Zeit der Berechtigung des Gr- 


Miethzins. 


C. Rechtsgeſchäfte zwiſch. 
Miether u. Bermiether 


über den Miethzins. 


werbers entfallenden Miethzins getroffen hat, ift inſoweit wirkſam, 
als ſie ſich auf den Miethzins für das zur Zeit des Ueberganges 
des Eigenthums laufende und das folgende Kalendervierteljahr be: 
zieht. Eine Verfügung über den Miethzins für eine ſpätere Zeit 
muß der Erwerber gegen ſich gelten laſſen, wenn er ſie zur Zeit 
des Ueberganges des Eigenthums kennt. 

8 574. Ein Rechtsgeſchäft, das zwiſchen dem Miether und dem 
Vermiether in Anſehung der Miethzinsforderung vorgenommen wird, 
insbeſondere die Entrichtung des Miethzinſes, ift dem Erwerber gegen- 
über wirkſam, ſoweit es ſich nicht auf den Miethzins für eine ſpätere 
Zeit als das Kalendervierteljahr, in welchem der Miether von dem 
Uebergange des Eigenthums Kenntniß erlangt, und das folgende 
Vierteljahr bezieht. Ein Rechtsgeſchäft, das nach dem Uebergange 
des Eigenthums vorgenommen wird, iſt jedoch unwirkſam, wenn der 
Miether bei der Vornahme des Rechtsgeſchäfts von dem Uebergange 
des Eigenthums Kenntniß hat. 


§ 572. Die Vorſchrift bezieht ſich insbeſondere auf die bei Pachtverträgen 
übliche Kautionsbeſtellung (Pachtkaution). 


§ 573. 1. Nach § 571 Abſ. 1 tritt der Erwerber mit der Erlangung des 
Grundſtückseigenthums in die während der Dauer ſeines Eigenthums ſich 
aus dem Miethvertrag ergebenden Rechte ein. In ſeiner Perſon erwächſt 
deshalb der Anſpruch auf die während ſeines Eigenthums fällig werdenden 
Miethzinsraten. Verfügungen des Vermiethers über den auf die Eigenthums⸗ 
zeit des Erwerbers entfallenden Miethzins, mögen dieſelben dem Miether 
oder einem Dritten gegenüber vorgenommen ſein (Einziehung, Abtretung, 
auch Pfändung und Ueberweiſung im Wege der Zwangsvollſtreckung vgl. 
Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5, OLG. 3 358, 4 229), find demnach an fidh 
dem Erwerber gegenüber unwirkſam ($ 185). Gemäß $ 573 ift indeß eine 
ſolche Verfügung, welche vor dem Uebergange des Eigenthums er⸗ 
folgt, auch dem Erwerber gegenüber wirkſam, 
a. ſoweit fie ſich auf den Miethzins für das zur Zeit des Eigenthums⸗ 
überganges laufende und das folgende Kalendervierteljahr bezieht; 
b. unbeſchräankt, wenn dem Erwerber die Kenntniß (nicht bloß Kennenmüſſen) 
der Verfügung zur Zeit des Eigenthumsüberganges nachgewieſen wird. 
2. Verfügungen, welche der Vermiether bezüglich des ſpäteren Miethzinſes 
nach dem Eigenthumsübergange vornimmt, berühren den Erwerber 
des Grundſtücks nicht, ausgenommen der Fall des § 574. 


3. Vgl. die entſprechende Regelung § 1124 Abſ. 2. 
§ 574. 1. Zum Schutze des Miethers wird die Wirkſamkeit der zwiſchen 


dem Miether und dem Vermiether bezüglich des Miethzinſes vorgenommenen 
Rechtsgeſchäfte gegenüber § 573 nach zwei Richtungen erweitert: 


VII. Abſchnitt. 3. Titel. Miethe Pacht. I. Miethe. 377 


§ 575. Soweit die Entrichtung des Miethzinſes an den Ber- 
miether nach $ 574 dem Erwerber gegenüber wirkſam ift, kann der 
Miether gegen die Miethzinsforderung des Erwerbers eine ihm gegen 
den Vermiether zuſtehende Forderung aufrechnen. Die Aufrechnung 
iſt ausgeſchloſſen, wenn der Miether die Gegenforderung erworben 
hat, nachdem er von dem Uebergange des Eigenthums Kenntniß 
erlangt hat, oder wenn die Gegenforderung erſt nach der Erlangung 
der Kenntniß und ſpäter als der Miethzins fällig geworden iſt. 

§ 576. Zeigt der Vermiether dem Miether an, daß er das 
Eigenthum an dem vermietheten Grundſtück auf einen Dritten über⸗ 
tragen habe, ſo muß er in Anſehung der Miethzinsforderung die 
angezeigte Uebertragung dem Miether gegenüber gegen ſich gelten 
laſſen, auch wenn ſie nicht erfolgt oder nicht wirkſam iſt. 

Die Anzeige kann nur mit Zuſtimmung desjenigen zurückgenommen 
werden, welcher als der neue Eigenthümer bezeichnet worden iſt. 

§ 577. Wird das vermiethete Grundſtück nach der Ueberlaſſung 
an den Miether von dem Vermiether mit dem Rechte eines Dritten 
belaſtet, fo finden die Vorſchriften der SS 571 bis 576 entſprechende 
Anwendung, wenn durch die Ausübung des Rechtes dem Miether 
der vertragsmäßige Gebrauch entzogen wird. Hat die Ausübung 
des Rechtes nur eine Beſchränkung des Miethers in dem vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauche zur Folge, ſo iſt der Dritte dem Miether gegen⸗ 
über verpflichtet, die Ausübung zu unterlaſſen, ſoweit ſie den ver⸗ 
tragsmäßigen Gebrauch beeinträchtigen würde. 

§ 578. Hat vor der Ueberlaſſung des vermietheten Grundſtücks 
an den Miether der Vermiether das Grundſtück an einen Dritten 
veräußert oder mit einem Rechte belaſtet, durch deſſen Ausübung 
der vertragsmäßige Gebrauch dem Miether entzogen oder beſchränkt 
wird, fo gilt das Gleiche wie in den Fällen des § 571 Abſ. 1 


a. An die Stelle des zur Zeit des Eigenthumsüberganges laufenden und 
des folgenden Kalendervierteljahrs ($ 573 Note 1 a) tritt das zur Zeit 
der von Seiten des Miethers erlangten Kenntniß von dem 
Eigenthumsübergange laufende und das folgende Kalendervierteljahr; 

b. Rechtsgeſchäfte, welche nach dem Eigenthumsübergange zwiſchen 
Miether und Vermiether über den in $$ 573, 574 Satz 1 bezeichneten 
Miethzins vorgenommen werden, ſind nur unwirkſam, wenn der Miether 
bei Vornahme des Rechtsgeſchäfts Kenntniß von dem Uebergange des 
Eigenthums hat. 

2. Beweislaſt für die Kenntniß hat in den beiden Fällen der Erwerber. 

3. Vgl. § 407 Abf. 1. 


$ 575. Vgl. die entſprechende Regelung des $ 406. 
$ 576. Vgl. die entſprechende Regelung des $ 409. 


mS 577. 1. Rechte, durch deren Ausübung dem Miether der vertragsmäßige 
Webrauch entzogen würde, ſind: Erbbaurecht (§ 1012), Nießbrauch (§ 1030), 
Wohnungsrecht (§ 1093). 

2. Rechte, durch deren Ausübung der vertragsmäßige Gebrauch des Mie⸗ 
thers beeinträchtigt würde, find insbeſondere die Grunddienſtbarkeiten ($ 1018). 


7. Aufrechnung gegen- 
über dem Erwerber 
mit einer Forderung 
gegen d. Vermiether. 


. Anzeige des Ver- 
miethers an den 
Miether iiber Grund⸗ 
ſtücksveräußerung. 


b. Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks. 


2. Vor der Ueberlaſſung 
an den Miether. 


3. Weitere Verfügung des 
Grundſtückserwerbers 
über das Grundftüd. 


XVIII. Mieibe von Räu- 
men wie Grunde 
ſtucksmiethe. 


1. Inhalt d. Pachtvertrags. 


Vorbemerkung zu 
88 581 f. 
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und des § 577, wenn der Erwerber dem Vermiether gegenüber die 
Erfüllung der fih aus dem Miethverhältniß ergebenden Verpflich- 
tungen übernommen hat. 

8 579. Wird das vermiethete Grundſtück von dem Erwerber 
weiter veräußert oder belaſtet, ſo finden die Vorſchriften des § 571 
Abſ. 1 und der $$ 572 bis 578 entſprechende Anwendung. Erfüllt 
der neue Erwerber die ſich aus dem Miethverhältniß ergebenden 
Verpflichtungen nicht, ſo haftet der Vermiether dem Miether nach 
$ 571 Abſ. 2. 

§ 580. Die Vorſchriften über die Miethe von Grundſtücken 
gelten auch für die Miethe von Wohnräumen und anderen Räumen. 


II. Pacht. 


§ 581. Durch den Pachtvertrag wird der Verpächter verpflichtet, 
dem Pächter den Gebrauch des verpachteten Gegenſtandes und den 
Genuß der Früchte, ſoweit ſie nach den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirthſchaft als Ertrag anzuſehen ſind, während der Pacht⸗ 
zeit zu gewähren. Der Pachter iſt verpflichtet, dem Verpächter den 
vereinbarten Pachtzins zu entrichten. 


8 578. Vgl. §§ 328 ff. — Hat der Erwerber die Erfüllung nicht über- 


nommen, ſo findet auf das Verhältniß zwiſchen Miether und Vermiether 
8 325 Anwendung. 


$ 579. 1. Durch § 579 wird insbeſondere klargeſtellt, 

a. daß die Beſtimmungen Ana der Vorausverfügungen und der Auf: 
rechnung (88 573 ff.) auch bei Weiterveraußerungen entſprechende Anwen- 
dung finden; 

b. daß der weiterveräußernde Erwerber nicht, wie der Vermiether (§ 571 
Abſ. 2), über die Dauer ſeines Eigenthums hinaus haftet. Hatte der 
weiterveräußernde Erwerber während der Dauer ſeines Eigenthums den 
Miethvertrag verlängert, jo ift inſoweit er — nicht fein Vormann — als 
der urſprüngliche Vermiether zu beurtheilen. 

2. Der Vermiether haftet in Gemäßheit des § 571 Abſ. 2. Zu berück⸗ 
ſichtigen find indeß § 571 Abſ. 2 Satz 1 und 2; der Vermiether haftet alſo 
nicht mehr, ſobald er gemäß Satz 2 von der Haftung frei geworden iſt. 
Dieſe Befreiung iſt eine endgültige. 

& 580. 1. Die in Betracht kommenden Vorſchriften ſind: §§ 537 Abſ. 2; 
551 Abſ. 2; 556 Abſ. 2; 559—563; 565 Abſ. 1, 3, 4; 566; 57 ff. Vgl. ferner 
88 544, 570. — Erbbaurecht § 1017. 

2. § 580 bezieht fih z. B. auch auf vermiethete Schiffsräume. 

3. Beſitzſchutz § 865. 

I. Vgl. die Titelvorbemerkung vor § 535. 


II. Unterſchied zwiſchen Pacht und Miethe zu § 535 Note I1 und 2; zwi- 
ſchen Pacht und Kauf Sitelvorb. vor § 433 Note 14. 

III. In §§ 581 ff. ift nur das zwiſchen dem Verpächter und dem Pächter 
beſtehende Schuldverhältniß geregelt. Der Eigenthumserwerb des Pächters 
an den Früchten erfolgt gemäß g 956, 

1. wenn der Pächter im Beſitze der Pachtſache ift, mit der Trennung; 

2. anderenfalls mit der Beſitzergreifung an den Früchten. 
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Auf die Pacht finden, ſoweit fih nicht aus den SS 582 bis 597 
ein Anderes ergiebt, die Vorſchriften über die Miethe entſprechende 
Anwendung. 


IV. Rechtsverhültniſſe bei der Zwangs vollſtreckung. 
1. Die Zwangsvollſtreckung ſeitens der Gläubiger des Verpächters: 

a. Immobiliarzwangsvollſtreckung vgl. Zw. §§ 9, 21, 57, 152, 180, 

183 (zu $$ 571—579). 

a. Das Recht des Pächters auf den Fruchtgenuß bzw auf die ſtehenden 
Früchte wird durch die Beſchlagnahme nicht berührt (Zw. $ 21 Abſ. 3). 
Die bereits mit der Trennung in das Eigenthum des Pächters ge⸗ 
langten Früchte (§ 956) unterliegen nicht der Hypothek (§ 1120) und 
daher auch nicht der Beſchlagnahme; Zw. § 20 Abi. 2. 

„Das Verhältniß zwiſchen dem Erſteher und dem Pächter richtet fih 
nach Zw. § 57, abgedruckt zu $$ 571—579. — Gegen eine etwaige 
Zwangsvollſtreckung aus dem Zuſchlage gegen den Pächter als den 
Beſitzer des Grundſtücks ſteht dieſem nach Zw. § 93 die Widerſpruchs⸗ 
klage aus CPO. § 771 zu. 

b. Mobiliarzwangsvollſtreckung (vgl. CPO. § 865 und RG. 18 368). 

a. Gegen die Zwangsvollſtreckung in die Früchte (CRD. §§ 310, 824, 
865; BGB. ŞE 93, 94, 956) kann der Pächter zwar vor der Trennung 
aus CPO. § 771 nicht widerſprechen, wohl aber die Pfändung der in 
feinem Beſitze befindlichen Früchte gemäß CPO. $ 809 hindern (RG. 
18 368). Sind die Früchte gepfändet, fo kann zwar die Verſteigerung 
gemäß CHO. $ 824 ſchon vor der Trennung erfolgen; indeß wird 
durch den Zuſchlag kein Eigenthum übertragen (vgl. §§ 93, 94), viel- 
mehr wird der Pächter mit der Trennung Eigenthümer ($ 956) trotz 
des Zuſchlags. 

B. Gegen die Zwangsvollſtreckung in andere Sachen ift der zur Her⸗ 
ausgabe nicht bereite Pächter gemäß CPD. § 809 geſchützt. 

2. Die Zwangsvollſtreckung ſeitens der Gläubiger des Pächters kann 

c seobi par nanona iiti lung fein. Wegen Zubehör $$ 97 f.; CPO. 
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a. Das Pachtrecht iſtfkein Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung 

CPO. § 851, abgedruckt zu § 399; vgl. §§ 549, 596 Abf. 1. 

b. Pfändung der Früchte CPO. SS 810, 824, 865 (abgedruckt zu § 94 

bzw. Abſchnittsvorb. vor § 90); BGB. SS 97f. 

a. Vor der Trennung ſteht dem Verpächter, welcher auf Grund ſeines 
Eigenthums (§ 93) der Pfändung widerſpricht, der Einwand entgegen, 
welchen der Pächter gegen den Verpächter hat, der ihn an der Aus⸗ 
übung feiner Nutznießung hindert (vgl. RG. 18 368 f.). 

Gegenüber dem Hypothekengläubiger findet Zw. § 21 Abſ. 3 An- 
wendung (zu §§ 57 ff.). Der Hypothekengläubiger ift entſchädigt 
durch feinen Anſpruch auf den Pachtzins (§ 1123); 

8. Nach der Trennung ſteht dem Verpächter (§ 956) bzw. dem Hypo⸗ 
thekengläubiger (§ 1120) weder ein Widerſpruchsrecht noch ein An⸗ 
ſpruch auf den Erlös zu. 

V. Viehverſtellung und der ſog. Eiſernviehvertrag ſind im BGB. nicht 

geregelt. Vgl. hierüber Mot. II S. 441—443. 

.$ 581. 1. Der verpachtete Gegenſtand kann ſowohl eine Sache als 

ein anderes Rechtsgut fein (vgl. zu § 90), welches Gebrauch und Frucht⸗ 

genuß geſtattet, z. B. Jagdrecht § 835 Abſ. 2 (für Preußen vgl. OLG. 4 44, 

ae auch NG. JW. 1902 Beil. S. 239), gewerblicher Betrieb § 1822 Nr. 4, 

Seuff. 56 307; Handelsgeſchäft SGB. § 22; Patentlicenz vgl. Bolze, Gruchot 
9 8; Eiſenbahnbetrieb JW. 1898 S. 524 v. 

2. Gebrauch vgl. §§ 535 ff. 
3. Fruchtgenuß: Ueber den Fruchtbegriff vgl. zu $ 99. 
a. Durch die Beſchränkung auf die Früchte, ſoweit fie nach den Regeln 


To 


II. Anwendbarkeit dee 
Miethrechts. 


Vorbemerkung zu $$ 581 ff. 


III. 
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E § 582. Der Pächter eines landwirthſchaftlichen Grundſtücks hat 
t- 


1. Pacht lanbwirthſchaft die gewöhnlichen Ausbeſſerungen, insbefondere die der Mohn: und 


a, 


b. 


= 


nie Wirthſchaftsgebäude, der Wege, Gräben und Einfriedigungen, auf 
ſeine Koſten zu bewirken. 

enberung ner mirth- S 583. Der Pächter eines landwirthſchaftlichen Grundſtücks darf 

n "nicht ohne die Erlaubniß des Verpächters Aenderungen in der wirth⸗ 
ſchaftlichen Beſtimmung des Grundſtücks vornehmen, die auf die 
Art der Bewirthſchaftung über die Pachtzeit hinaus von Einfluß ſind. 


Fälligkeit des Pacht- § 584. Tft bei der Pacht eines landwirthſchaftlichen Grundſtücks 


Anfes. der Pachtzins nach Jahren bemeſſen, ſo iſt er nach dem Ablaufe je 
eines Pachtjahres am erſten Werktage des folgenden Jahres zu ent⸗ 
richten. 


Pfandrecht des Verz § 585. Das Pfandrecht des Verpächters eines landwirthſchaft⸗ 

3 lichen Grundſtücks kann für den geſammten Pachtzins geltend gemacht 
werden und unterliegt nicht der im § 563 beſtimmten Beſchränkung. 
Es erſtreckt ſich auf die Früchte des Grundſtücks ſowie auf die nach 
$ 911 No. 4 der Civilprozeßordnung der Pfändung nicht unter: 
worfenen Sachen. 


einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft als Ertrag anzuſehen ſind, ſind dem 
Verpächter die Früchte, welche als ein Theil des Vermögensſtammes an⸗ 
zuſehen find, vorbehalten (vgl. §§ 1038 f.). Die Vorſchrift ift dispoſitiv. 
Die Beweislaſt trifft den Pächter. 

b. Der Eigenthumserwerb des Pächters ($ 956) findet nur in der fith aus 
$ 581 ergebenden Beſchränkung ſtatt. 

4. Pachtzins (vgl. zu § 535). Der Pachtzins kann auch in einer Quote 
der Früchte beſtehen (vgl. hierüber Mot. II S. 422). — Kein Remiſſionsan⸗ 
ſpruch des Pächters (val. hierzu Mot. II S. 423 f.). Der Verpächter iſt vor⸗ 
leiſtungspflichtig für die Gewährung der Möglichkeit der Fruchtziehung; 
dieſer Verpflichtung kommt er z. B. nicht nach, wenn durch eine Ueber⸗ 
ſchwemmung die Möglichkeit der Nutzung ausgeſchloſſen wird. §§ 323, 537 f. 
finden Anwendung. — Verantwortlichkeit des Verpächters, der ſich das 
Jagdrecht vorbehalten, für eine den Fruchtgenuß beeinträchtigende Ver⸗ 
mehrung des Wildſtandes. JW. 1897 S. 48737. 

5. Form $ 566. 

6. Vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung iſt erforderlich bei 
Verpachtung eines Landguts oder eines gewerblichen Betriebs durch den 
Vormund § 1822 Ziff. 4, vgl. auch daf. Ziff. 5. 

7. Vertheilung der Früchte und Laſten zwiſchen dem Verpächter 
und dem antretenden Pächter §§ 101, 103. 

§ 582. Vgl. zu § 536. — Haftung des Pächters für außerkontraktliche 
Schadenszufügung gegenüber Dritten § 838. 

§ 583. 1. Die Vorſchrift ſpricht einen fih aus §8 157, 242 ergebenden 
Satz für die Pacht landwirthſchaftlicher Grundſtücke ausdrücklich aus; er gilt 
aber auch z. B. für Verpachtung eines Handelsgeſchäfts u. dgl. 

2. Die nicht ausdrücklich ausgeſprochene Pflicht des Pächters zur wirth⸗ 
ſchaftlichen Benutzung und Erhaltung ergiebt ſich aus § 157, 242, 591. 

§ 584. Vgl. zu § 535 Note IV, § 551. 


§ 585. Das geſetzliche Pfandrecht des Verpächters richtet fih nach den 
83 559 ff. mit folgenden lediglich für die Pacht land wirthſchaftlicher 
Grundſtücke aus § 585 ſich ergebenden Erweiterungen. 
1. Der Umfang des Pfandrechts (vgl. zu § 559 Note 4). 
Das Pfandrecht erſtreckt fih auf den geſammten (rückſtändigen und 
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§ 586. Wird ein Grundſtück ſammt Inventar verpachtet, fo liegt 2. Pacht eines Grundſtücts 


dem Pächter die Erhaltung der einzelnen Inventarſtücke ob. 

Der Verpächter iſt verpflichtet, Inventarſtücke, die in Folge eines 
von dem Pächter nicht zu vertretenden Umſtandes in Abgang kommen, 
zu ergänzen. Der Pächter hat jedoch den gewöhnlichen Abgang der 
zu dem Inventar gehörenden Thiere aus den Jungen inſoweit zu 
erſetzen, als dies einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft entſpricht. 

§ 587. Uebernimmt der Pächter eines Grundſtücks das Inven⸗ 
tar zum Schätzungswerthe mit der Verpflichtung, es bei der Been⸗ 
digung der Pacht zum Schätzungswerthe zurückzugewähren, ſo gelten 
die Vorſchriften der SS 588, 589. 

§ 588. Der Pächter trägt die Gefahr des zufälligen Unter- 
ganges und einer zufälligen Verſchlechterung des Inventars. Er 
kann über die einzelnen Stücke innerhalb der Grenzen einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirthſchaft verfügen. 

Der Pächter hat das Inventar nach den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirthſchaft in dem Zuſtande zu erhalten, in welchem es 
ihm übergeben wird. Die von ihm angeſchafften Stücke werden mit 
der Einverleibung in das Inventar Eigenthum des Verpächters. 


zukünftigen) Pachtzins und unterliegt nicht der im § 563 im Ver⸗ 
hältniſſe zum Pfändungspfandgläubiger feſtgeſetzten Beſchränkung; ent- 
ſprechend KO. § 49 Nr. 2 a. E. (zu § 559 Note 5). 

2. Der Gegenſtand des Pfandrechts (§ 559 Note 3). 

a. Außer den eingebrachten Sachen unterliegen die auf dem Pachtgrund⸗ 
ſtücke ſelbſt gezogenen Früchte dem Pfandrecht; indeß erſt von ihrer 
Trennung ab ($ 93). Vgl. Küntzel, Gruchot 41 439. 

b. Auch die an ſich der Pfändung entzogenen Sachen (CPO. § 811 Nr. 4) 
unterliegen entgegen dem § 559 dem Pfandrechte. Das in dem durch 
das RGBI. veröffentlichten Texte des BGB. enthaltene Citat CPO. 
§ 715 Nr. 5 ift im obigen Geſetzestexte gemäß Gef. betr. die Ermächti⸗ 
gung des Reichskanzlers zur Bekanntmachung der Texte verſchiedener 
Reichsgeſetze, vom 17. Mai 1898 § 1 Abſ. 2 (RGB. S. 342) durch die 
entſprechende neue Bezeichnung erſetzt worden. 

CPO. S SiII Abs. 1 Nr.4. Folgende Sachen sind der Pfändung nicht 
unterworfen: 

4. bei Personen, welche Landwirthschaft betreiben, das zum Wirthschaftsbetrieb 
erforderliche Geräth und Vieh nebst dem nöthigen Dünger, sowie die land- 
wirthschaftlichen Erzeugnisse, soweit sie zur Fortführung der Wirthschaft 
bis zu der Zeit erforderlich sind, zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeug- 
nisse voraussichtlich gewonnen werden. 


.$ 586. 1. Die Rückgabepflicht und die Haftung für Verſchlechterung er- 
giebt fih aus §§ 581 Abſ. 2, 556, 548. 

2. Vertretungspflicht des Pächters § 276. 

3. Die Anſprüche des Verpächters hinſichtlich des Inventars fließen aus 
dem Pachtverhältniſſe und ſind deshalb durch das geſetzliche Pfandrecht des 
Verpächters geſichert. RG. JW. 1896 S. 695 2, 

8 587. 1. Die $$ 587—589 find auch für nicht landwirthſchaftliche 
Srunbftürfspadtunger (3. B. Theater, Gaſthofpacht) anwendbar. 

2. Vgl. auch § 1048 Abſ. 2. 

$ 588. 1. Die Gefahr trägt der Pächter auf Grund des $ 588 von der 
thatſächlichen Uebernahme des Inventars (§ 587) ab bis zur Beendigung 
der Pacht. Von dieſem Zeitpunkt ab beginnt die Verpflichtung zur Rückge⸗ 


3. 


ſammt Inventar. 


Uebernahme und Rück⸗ 
gewähr des Inventars 
durch den Grundſtücks⸗ 
pächter zum Schätzungs⸗ 
werthe. 


a. Rechtsverhältniß wäh⸗ 
rend der Pacht. 


b. Rückgabe u. Ausgleich. 


4. Pfandrecht des Grund⸗ 
ſtückspächters an dem 
Inventar. 


5. Rückgewähr der Pacht⸗ 
ſach 


g 
a. eines landwirthſchaft⸗ 
lichen Grundſtücks, 
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§ 589. Der Pächter hat das bei der Beendigung der Pacht 
vorhandene Inventar dem Verpächter zurückzugewähren. 

Der Verpächter kann die Uebernahme derjenigen von dem Pachter 
angeſchafften Inventarſtücke ablehnen, welche nach den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirthſchaft für das Grundſtück überflüſſig oder zu 
werthvoll ſind; mit der Ablehnung geht das Eigenthum an den ab⸗ 
gelehnten Stücken auf den Pächter über. 

Iſt der Geſammtſchätzungswerth der übernommenen Stücke höher 
oder niedriger als der Geſammtſchätzungswerth der zurückzugewähren⸗ 
den Stücke, fo hat im erſteren Falle der Pächter dem Verpächter, 
im letzteren Falle der Verpächter dem Pächter den Mehrbetrag zu 
erſetzen. 

§ 590. Dem Pächter eines Grundſtücks ſteht für die Forde- 
rungen gegen den Verpächter, die ſich auf das mitgepachtete In⸗ 
ventar beziehen, ein Pfandrecht an den in ſeinen Beſitz gelangten 
Inventarſtücken zu. Auf das Pfandrecht findet die Vorſchrift des 
§ 562 Anwendung. 

8 591. Der Pächter eines landwirthſchaftlichen Grundſtücks iſt 
verpflichtet, das Grundſtück nach der Beendigung der Pacht in dem 
Zuſtande zurückzugewähren, der ſich bei einer während der Pachtzeit 
bis zur Rückgewähr forigeſetzten ordnungsmäßigen Bewirthſchaftung 
ergiebt. Dies gilt insbeſondere auch für die Beſtellung. 


währ ($ 589 Abf. 1), welche den allgemeinen Grundſätzen, insbeſondere über 
Verzug und Prozeßbeginn unterſteht ($$ 276, 287, 292, 300). 

2. Eine über die Grenzen einer ordnungsmäßigen Verfügung hinaus 
gehende Verfügung des 19 5 iſt unwirkſam. Die Vorſchrift iſt dispoſitiv. 
Die in der Abrede des § 587 liegende ſtillſchweigende Einwilligung zu den 
Verfügungen des Pächters kann durch Vertrag erweitert, beſchränkt, auch 
ausgeſchloſſen werden. Vgl. hierzu $ 183 Note 5; § 185 Abſ. 1. 

3. Durch die Beſtimmung des Abf. 2, welche Eigenthumserwerb des Ver⸗ 
pächters ohne Uebergabe ($$ 929 ff.) eintreten läßt, wird das Intereſſe des 
Verpächters und der Hypothekengläubiger ($ 1120) gewahrt. Thatſächliche 
Einverleibung, wozu regelmäßig Einbringung in das Grunpſtück nöthig ift, 
ijt erforderlich. Wegen der Konſtruktion vgl. RG. (Strafſ.) 7 44. 

§ 589. (Abſ. 3.) Der Pächter trägt ſomit die Gefahr des Sinkens der 
allgemeinen Preiſe. 

§ 590. 1. 8 590 bezieht fih ſowohl auf den Fall des § 586, als auch 
auf den des § 587. DA 

2. Wegen des egen Pfandrechts vgl. zu § 1257. 

3. Ein Zurückbehaltungsrecht in Anſehung des Grundſtücks ſteht dem 
Pächter nicht zu; §§ 556, 581 Abſ. 2. 

4. § 562 betrifft Abwendung der Geltendmachung des Pfandrechts durch 
Sicherheitsleiſtung. 

5. Vgl. KO. § 49 Nr. 2, abgedruckt zu $ 559. 

§ 591. 1. Nicht darauf kommt es an, daß das Grundſtück in demſelben 
wirthſchaftlichen Zuſtande, wie empfangen, zurückgewährt wird, ſondern 
darauf, daß es ſich in dem bei einer fortgeſetzten ordnungsmäßigen Be⸗ 
wirthſchaftung ſich ergebenden Zuſtande befindet. — Vgl. die Noten zu § 2130. 

2. Wegen Verheſſerungen, welche mit dem wirthſchaftlichen Zuſtande des 
a im Sinne des § 591 nicht im Zuſammenhange ftehen, §§ 547, 
581 25 
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$ 592. Endigt die Pacht eines landwirthſchaftlichen Grundſtücks 
im Laufe eines Pachtjahrs, ſo hat der Verpächter die Koſten, die 
der Pächter auf die noch nicht getrennten, jedoch nach den Regeln 
einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft vor dem Ende des Pachtjahrs 
zu trennenden Früchte verwendet hat, inſoweit zu erſetzen, als ſie 
einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft entſprechen und den Werth dieſer 
Früchte nicht überſteigen. 

§ 593. Der Pächter eines Landguts hat von den bei der Been⸗ 
digung der Pacht vorhandenen landwirthſchaftlichen Erzeugniſſen ohne 
Rücksicht darauf, ob er bei dem Antritte der Pacht ſolche Erzeug⸗ 
niſſe übernommen hat, ſo viel zurückzulaſſen, als zur Fortführung 
der Wirthſchaft bis zu der Zeit erforderlich iſt, zu welcher gleiche 
oder ähnliche Erzeugniſſe vorausſichtlich gewonnen werden. 

Soweit der Pächter landwirthſchaftliche Erzeugniſſe in größerer 
Menge oder beſſerer Beſchaffenheit zurückzulaſſen verpflichtet iſt, als 
er bei dem Antritte der Pacht übernommen hat, kann er von dem 
Verpächter Erſatz des Werthes verlangen. 

Den vorhandenen auf dem Gute gewonnenen Dünger hat der 
Pächter zurückzulaſſen, ohne daß er Erſatz des Werthes verlangen kann. 

$ 594. Uebernimmt der Pächter eines Landguts das Gut auf 
Grund einer Schätzung des wirthſchaftlichen Zuſtandes mit der Be⸗ 
ſtimmung, daß nach der Beendigung der Pacht die Rückgewähr 
gleichfalls auf Grund einer ſolchen Schätzung zu erfolgen hat, ſo 
finden auf die Rückgewähr des Gutes die Vorſchriften des § 589 
Abſ. 2, 3 entſprechende Anwendung. 

Das Gleiche gilt, wenn der Pächter Vorräthe auf Grund einer 
Schätzung mit einer ſolchen Beſtimmung übernimmt, für die Rück⸗ 
gewähr der Vorräthe, die er zurückzulaſſen verpflichtet iſt. 


insbeſondere Erſatz 
der Beſtellungskoſten. 


v. eines Landguts. 


Zurückzulaſſende Erzeug⸗ 
niſſe. Wertherſatz. 


Dünger. 


c. eines Landguts, deſſen 
Uebernahme und Rid- 
gabe auf Grund einer 
Schätzung zu erfolgen 
hat. 


& 595. 3ft bei der Pacht eines Grundſtücks oder eines Rechtes é. Kündigungstermineund 


die Pachtzeit nicht beſtimmt, ſo iſt die Kündigung nur für den Schluß 
eines Pachtjahrs zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am erſten Werktage des 
halben Jahres zu erfolgen, mit deſſen Ablaufe die Pacht endigen ſoll. 
Dieſe Vorſchriften gelten bei der Pacht eines Grundſtücks oder 
eines Rechtes auch für die Fälle, in denen das Pachtverhältniß unter 
Einhaltung der geſetzlichen Friſt vorzeitig gekündigt werden kann. 


§ 592. 1. Die Fruchtvertheilung zwiſchen dem abtretenden Pächter und 
dem Verpächter erfolgt gemäß § 101. 

2. Für den Verwendungsanſpruch des Pächters gelten §§ 256 f. 

3. Gleichartig geregelte Fälle vgl. zu § 101 Note 5 b. 

§ 593. Auf die Rückgewähr des Landguts finden die $$ 591—593 An- 
wendung (vgl. § 1055). Die Beſonderheit des § 593 liegt darin, daß ohne 
Rückſicht auf die übernommenen Vorräthe von den vorhandenen landwirth⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſen das zur Fortführung der Wirthſchaft Erforderliche 
zurückzulaſſen iſt. Ob der Pächter für das Vorhandenſein der erforderlichen 
Vorräthe Sorge zu tragen hat und inwieweit er ſich durch Vernachläſſigung 
l eA etwa ſchadenserſatzpflichtig gemacht hat, iſt nach § 591 zu bez 

eilen. 


§ 594. Vgl. zu § 589. 


Friſten bei Pacht von 
Grundſtücken u. Rechten. 
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7. Vorzeitige Kündigung. § 596. Dem Pächter ſteht das im § 549 Abſ. 1 beſtimmte 
Kündigungsrecht nicht zu. 
Der Verpächter ift nicht berechtigt, das Pachtverhältniß nach $ 569 
zu kündigen. 
Eine Kündigung des Pachtverhältniſſes nach § 570 findet nicht ſtatt. 
8. Vorenthaltung der § 597. Giebt der Pächter den gepachteten Gegenſtand nach der 
e Beendigung der Pacht nicht zurück, fo kann der Verpächter für die 
Dauer der Vorenthaltung als Entſchädigung den vereinbarten Pacht⸗ 
zins nach dem Verhältniſſe verlangen, in welchem die Nutzungen, die 
der Pächter während dieſer Zeit gezogen hat oder hätte ziehen können, 
zu den Nutzungen des ganzen Pachtjahrs ſtehen. Die Geltendmachung 
eines weiteren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen. 


Vierter Titel. 


Leihe. 
1. Verpflichtung des Berz § 598. Durch den Leihvertrag wird der Verleiher einer Sache 
Aecheſtattung unentgen- verpflichtet, dem Entleiher den Gebrauch der Sache unentgeltlich zu 


lichen Gebrauchs. geſtatten. 


§ 595. 1. Fälle unbeſtimmter Pachtzeit SS 581 Abſ. 2, 566, 568. 

2. Abſ. 1 ändert für die Pacht von Grundſtücken und Rechten — nicht 
auch von beweglichen Sachen — die geſetzlichen Kündigungstermine 
und Kündigungsfriſten des § 565. 

3. Das Pachtjahr iſt das mit dem Beginne der Pacht anfangende und 
gemäß $$ 187, 188 zu berechnende bewegliche Jahr. 

4. Wegen der Fälle vorzeitiger Kündigung mit geſetzlicher Friſt vgl. zu 
$ 596. 

$ 596. 1. Die einſchränkende Vorſchrift des § 596 bezüglich der Zulaſſig⸗ 
keik vorzeitiger Kündigung mit geſetzlicher Kündigungsfriſt ergiebt: 

a. 1805 ee e des Pächters wegen nicht bewilligter Unterpacht 

9 549 Abj. 1; 

b. kein eee wegen Todes des Pächters § 569; 
c. kein Kündigungsrecht des Pachters wegen Verſetzung § 570. 
2. Hingegen ift das geſetzliche Kündigungsrecht gewährt: 
a. bei Verpachtung über 30 Jahre gemäß §§ 567, 581 Abſ. 2; 
b. den Erben des Pächters §§ 569, 581 Abſ. 2; 
e. bei Konkurs des Pächters KO. § 19 (abgedruckt vor § 535 Note 7); 
d. bei Veräußerung des Pachtgrundſtücks im Wege der Zwangsverſteigerung 
(Zw. § 57, abgedruckt zu $$ 571—579) oder durch den Konkursverwalter 
RO. § 21 Abſ. 3, abgedruckt Titelvorb. vor § 535. 


§ 597. 1. Vorausſetzung des § 597 ift Vorenthaltung der Pachtſache trotz 
Beendigung der Pacht. Vgl. § 557. 

2. Stillſchweigende Verlängerung des Pachtvertrags richtet ſich nach 
§§ 568, 581 Abſ. 2. 

§ 598. 1. Der Leihvertrag unterſcheidet ſich von der Miethe durch die 
Unentgeltlichkeit der Gebrauchsüberlaſſung, von dem Darlehen durch die Ver⸗ 
pflichtung des Entleihers zur Rückgewähr in specie; vgl. $ 607. 

2. Gegenſtand der Leihe find Sachen ($ 90) (bewegliche und Grund⸗ 
ſtücke), nicht Rechte; ausgenommen das Erbbaurecht (§ 1017). 

3. Gebrauch der Sache kann z. B. auch die Benutzung zur Verpfändung 
fein. RG. 13 128; vgl. § 1207 Note 6. 

4. Beſitzer der geliehenen Sache iſt der Entleiher; der Verleiher hat 
den mittelbaren Beſitz §§ 854, 868. 
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§ 599. Der Verleiher hat nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit v. Sorgfalt 
zu vertreten. k 
§ 600. Verſchweigt der Verleiher argliftig einen Mangel im c. Heptsmänget. 
Rechte oder einen Fehler der verliehenen Sache, fo ift er verpflichtet, Sachmängel 
dem Entleiher den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. 
§ 601. Der Entleiher hat die gewöhnlichen Koſten der Erhal⸗ 2. Verwendungen. 
tung der geliehenen Sache, bei der Leihe eines Thieres insbeſondere 
die Fütterungskoſten, zu tragen. 
Die Verpflichtung des Verleihers zum Erſatz anderer Verwen⸗ 
dungen beſtimmt ſich nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung 
ohne Auftrag. Der Entleiher iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit 
der er die Sache verſehen hat, wegzunehmen. 
§ 602. Veränderungen oder Verſchlechterungen der geliehenen 3. Veränderungen. 
Sache, die durch den vertragsmäßigen Gebrauch herbeigeführt werden, Verſchlechterungen. 
hat der Entleiher nicht zu vertreten. 
§ 603. Der Entleiher darf von der geliehenen Sache keinen 4. Gebrauch der Sache. 
anderen als den vertragsmäßigen Gebrauch machen. Er iſt ohne 
die Erlaubniß des Verleihers nicht berechtigt, den Gebrauch der Sache 
einem Dritten zu überlaſſen. 
§ 604. Der Entleiher ift verpflichtet, die geliehene Sache nach s. Beendigung der Leihe 
dem Ablaufe der für die Leihe beſtimmten Zeit zurückzugeben. 8 E Sis 
Iſt eine Zeit nicht beſtimmt, fo ift die Sache zurückzugeben, nach⸗ v. Dauer der Leihe 
dem der Entleiher den ſich aus dem Zwecke der Leihe ergebenden 
Gebrauch gemacht hat. Der Verleiher kann die Sache ſchon vorher 
zurückfordern, wenn ſo viel Zeit verſtrichen iſt, daß der Entleiher 
den Gebrauch hätte machen können. 
Iſt die Dauer der Leihe weder beſtimmt noch aus dem Zwecke c. Rüdforberungsreht 
zu entnehmen, jo kann der Verleiher die Sache jederzeit zurückfordern. des Verleiher. 
Ueberlaßt der Entleiher den Gebrauch der Sache einem Dritten, 
ſo kann der Verleiher ſie nach der Beendigung der Leihe auch von 
dem Dritten zurückfordern. 


5. Das Precarium iſt nicht beſonders geregelt; es iſt als frei wider⸗ 
rufliche Gebrauchsleihe eine Unterart der letzteren. 
6. Die Regelung der Leihe ſchließt fih hinſichtlich der Gebrauchsüber⸗ 
zaſſung der Miethe, hinſichtlich der Unentgeltlichkeit der Ueberlaſſung 
7 Schenkung an. 

$ 599. Vgl. zu § 276 und zu $ 521. 

$ 600. 1. Vgl. §§ 523, 524; 694. 
8 „Argliſt“ vgl. zu § 443. 

8 601. 1. Verwendungsanſpruch vgl. Note zu 88 256, 257 Gruppe B. 
Geschäftsführung ohne Auftrag 58 677 ff. 
de Das Wegnahmerecht iſt mit der Verpflichtung zur Wiederinſtandſetzung 
er Sache verbunden. § 258. 

$ 602. I. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 548. 

S Schadenserſatzanſpruch §§ 249 ff., Abtretung des Erſatzanſpruchs § 255. 

Mehrere Entleiher § 431. 

$ 603. Vgl. zu § 549. 

5 604. . Abſ. 1 vgl. zu § 556. Das Zurückbehaltungsrecht (§ 273) 

D. Neumann, Handausgabe des BSB. I. 8. Aufl. 25 
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a. Aündigungsrecht des § 605. Der Verleiher kann die Leihe kündigen: 
ie 1. wenn er in Folge eines nicht vorhergeſehenen Umſtandes der 
verliehenen Sache bedarf; 
2. wenn der Entleiher einen vertragswidrigen Gebrauch von der 
Sache macht, insbeſondere unbefugt den Gebrauch einem Dritten 
überläßt, oder die Sache durch Vernachläſſigung der ihm ob⸗ 
liegenden Sorgfalt erheblich gefährdet; 
3. wenn der Entleiher ſtirbt. 
6. Berfährung der Neben § 606. Die Erſatzanſprüche des Verleihers wegen Veränderungen 
anſprüche. oder Verſchlechterungen der verliehenen Sache ſowie die Anſprüche 
des Entleihers auf Erſatz von Verwendungen oder auf Geſtattung 
der Wegnahme einer Einrichtung verjähren in ſechs Monaten. Die 
Vorſchriften des § 558 Abſ. 2, 3 finden entſprechende Anwendung. 


Fünfter Titel. 
Darlehen. 


1. Begriff des Darlehens. § 607. Wer Geld oder andere vertretbare Sachen als Darlehen 
empfangen hat, iſt verpflichtet, dem Darleiher das Empfangene in 
Sachen von gleicher Art, Güte und Menge zurückzuerſtatten. 
2. Umwandlung einer Wer Geld oder andere vertretbare Sachen aus einem anderen 
Schuld in Darlehen. Grunde ſchuldet, kann mit dem Gläubiger vereinbaren, daß das Geld 
oder die Sachen als Darlehen geſchuldet werden ſollen. 


wegen Verwendungen ($ 601) iſt, auch wenn ein Grundſtück Gegenſtand der 

Leihe iſt, nicht ausgeſchloſſen. 

2. Die Rückgabepflicht erſtreckt ſich auch auf die etwa gezogenen Früchte 
(vgl. Gruchot 40 357 Nr. 64). 

S 605. 1. Durch die Kündigung, deren Wirkſamwerden als einer empfangs⸗ 
bedürftigen Willenserklärung fih nach 88 130 ff. richtet, erlangt der Ver⸗ 
leiher das Recht ſofortiger Rückforderung (§ 271). 

2. Der Tod des Verleihers hat keinen Einfluß auf den Leihvertrag. § 605 
Nr. 1 greift ein. 

606. Vgl. zu § 558. 

§ 607. 1. Zu unterſcheiden vonifdem eigentlichen Dar? 
lehen ſind: 

a. das Darlehensverſprechen vgl. zu § 610; 

b. depositum irregulare $ 700. 

2. Das Darlehen iſt ein Vertrag, Inhalts deſſen der Anleiher von 
dem Darleiher vertretbare Sachen mit der Verpflichtung zur Rückerſtattung 
des Empfangenen in gleicher Art, Güte und Menge empfängt. Das auf 
Grund eines nichtigen Darlehensvertrags Gegebene kann nicht als 
Darlehen, ſondern nur als ungerechtfertigte Bereicherung ($$ 812 ff.) zurück⸗ 
gefordert werden. — Sog. Vorſchüſſe, d. f. Leiſtungen, welche auf vor’ 
ausſichtlich ſpäterhin zu erfüllende Verbindlichkeiten gemacht werden, ſind 
keine Darlehen, da ſie nicht mit der Verpflichtung zur Rückerſtattung gegeben 
und empfangen werden; kommt die vorausgeſetzte Verbindlichkeit nicht zul 
Entſtehung oder in Wegfall, fo greifen $$ 812 ff. ein. Darlehen zum Spielt 
vgl. § 762 Note 6a. 

a. Die Fähigkeit zur Vertragsſchließung richtet ſich für beide Par’ 
teien nach den allgemeinen Vorſchriften (vgl. Borb. Nr. 1 u. 2 vor $ 108). 
Wegen des Erforderniſſes vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung 
§§ 1882 Nr. 8, 1825, 1643. 1 

Preussen Darlehen an Prinzen und Prinzeſſinnen des Königl. Haufe? 

88 676, 677 J. 11 AL R., vgl. EG. Art. 57. 
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b. Gegenſtand des Darlehens find vertretbare Sachen (§ 91), insbe⸗ 


fondere Geld (vgl. zu §§ 244 f.). Beſondere Fälle: 

a. Ob bei Hingabe von Waaren oder Werthpapieren dieſe 
Sachen ſelbſt oder deren Erlos (contractus mohatrae Mot. II S. 308) 
Gegenſtand des Darlehens ſein ſollen, iſt Auslegungsfrage für den 
einzelnen Fall. 

B. Sind die Werthpapiere ſelbſt Gegenſtand des Darlehens, 
ſo ſind ſie in genere zurückzuerſtatten (Gattungsſchuld § 243). Steigen 
und Sinken des Kurſes nützt oder ſchadet dem Darleiher. — Iſt die 
Gattung zur Zeit der Fälligkeit nicht mehr vorhanden, ſo greifen 
§§ 275, 281 ein. . 

e. Empfang des Darlehensgegenſtandes ſeitens des Anleihers liegt 
ſtets vor, wenn dieſer Eigenthum an den Sachen erworben hat ($$ 929 ff.), 
aber auch dann, wenn die Darlehensvaluta dem Vermögen des Anleihers 
abredegemäß zugeführt iſt, ohne daß derſelbe an den einzelnen Stücken 
Eigenthum erworben hat, z. B. durch Zahlung auf das Bankierkonto des 
Empfängers, auch durch abredegemäße Zahlung an den Gläubiger des 
Empfängers zwecks Schuldentilgung. Iſt letztere Zahlung nicht abrede⸗ 
gemäß, ſo liegt nicht Darlehen, ſondern möglicherweiſe Geſchäftsführung 
ohne Auftrag (§ 677 ff.) vor. Soll die Darlehensvaluta bei einem Dritten 
(auf Grund einer Forderungsabtretung oder Anweiſung) erhoben werden, 
ſo entſteht die Darlehensforderung erſt mit der Zuführung der Valuta 
in das Vermögen des Anleihers; der Anleiher haftet aber für den durch 

Verzögerung der Einziehung entſtandenen Schaden (§§ 275 f., 249 ff.). 

d. Darleihen fremder Sachen. 

Iſt der Empfänger — trotz der Vorſchriften über den redlichen Er⸗ 
werb, §§ 932 ff. — mangels Verfügungsbefugniß des Darleihers nicht 
Eigenthümer geworden, fo ift eine wirkſame Empfangnahme nicht erfolgt. 
Immerhin wird ſich der Empfänger auf dieſen Rechtsmangel nur unter 
den Vorausſetzungen des § 440 Abſ. 2—4 berufen können. Dem Eigen: 
thümer ſteht neben den Anſprüchen aus dem Eigenthum und aus der un⸗ 
erlaubten Handlung ($ 823) der Anſpruch aus Geſchäftsführung ohne 
Auftrag ($$ 677 ff.), insbeſondere bei bewußter Rechtswidrigkeit des Dar: 
leihers der Anſpruch aus $ 687 Abſ. 2 zur Verfügung. 

e. Beweis des Darlehensempfanges liegt dem Darleiher ob. Beweis 
durch Urkunden CPO. §§ 415 f.; vgl. auch Note 3d. — Vermuthung für 
die Darlehenshingabe bei der Darlehenshypothek §§ 891, 1138, RG. 19 6. 
Bei der Buchhypothek Widerſpruch wegen unterbliebener Hingabe des 
Darlehens mit rückwirkender Kraft im Falle grundbuchlicher Eintragung 
binnen Monatsfriſt nach der Hypothekeneintragung § 1139. 

f. Die Darlehensklage muß — entgegen der Klage aus dem gegenſeitigen 
Vertrage — die Behauptung der erfolgten Darlehenshingabe enthalten. 
(Wer empfangen hat, iſt verpflichtet.“) 

Z- Verjährungsvorſchriften: §§ 195, 197, 199, 224. 

3. (Abſ. 2.) Umwandelung einer anderen Schuld in ein Darlehen. 

a. Wegen Erlöſchens der alten Schuld, bzw. der für dieſelbe beſtehenden 

Nebenrechte und Einreden vgl. zu § 364. 

- Für den Fall abſtrakten Schuldverſprechens oder Anerkenntniſſes §§ 780 ff. 

E. Vorausſetzung iſt eine Schuld, alſo eine wirkſame Verbindlichkeit. 
Kreditirte Spielſchuld § 762 Abſ. 2. Vgl. Note 2 und 6 zu § 762. Börſen⸗ 

termingeſchaft $ 66 des Börſengeſetzes (zu § 764). 

d. Keine unzuläſſige Klageänderung, wenn auf Beſtreiten des Darlehens⸗ 
empfanges das wahre, der Umwandelung in ein Darlehen zu Grunde 
liegende Rechtsverhältniß aufgedeckt wird. RG. Gruchot 35 1198, JW. 
1891 S 212. Der Gläubiger hat die Beweislaſt für das Vorhandenſein 
der als Grundlage für die Umwandelung dienenden rechtsgültigen Forde⸗ 
rung. RG. JW. 1901 S. 92%, Gruchot 31 1048. 

25 * 
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3. Darlehenszinſen. § 608. Sind für ein Darlehen Zinſen bedungen, fo find fie, 
ſofern nicht ein Anderes beſtimmt iſt, nach dem Ablaufe je eines 
Jahres und, wenn das Darlehen vor dem Ablauf eines Jahres zuruͤck⸗ 
zuerſtatten iſt, bei der Rückerſtattung zu entrichten. 
4. Rüderfinttung des Tar- § 609. Iſt für die Rückerſtattung eines Darlehens eine Zeit nicht 
lehens. Kündigung. beſtimmt, fo hängt die Fälligkeit davon ab, daß der Gläubiger oder 
der Schuldner kündigt. 
Die Kündigungsfriſt beträgt bei Darlehen von mehr als dreihundert 
Mark drei Monate, bei Darlehen von geringerem Betrag einen Monat. 
Sind Zinſen nicht bedungen, ſo iſt der Schuldner auch ohne Kün⸗ 
digung zur Rückerſtattung berechtigt. 
5. Dorlehenöverfpregen. 5 610. Wer die Hingabe eines Darlehens verſpricht, kann im 
eur Zweifel das Verſprechen widerrufen, wenn in den Vermögensverhält⸗ 
niſſen des anderen Theiles eine weſentliche Verſchlechterung eintritt, 
durch die der Anſpruch auf die Rückerſtattung gefährdet wird. 


$ 608. 1. Zinspflicht bei Darlehen — abgeſehen von Verzug (§ 288) und 
Rechtshängigkeit (§ 291) — nur auf Grund ausdrücklicher oder ſtillſchweigen⸗ 
der Vereinbarung. 

2. Wegen des Zinsanſpruchs, insbeſondere eines Kaufmanns vgl. §§ 246 f. 
und daſelbſt auch HGB. §§ 352 ff., insbeſondere § 354 Abſ. 2. 
Geſetzlicher Zinsfuß 4 pCt. §§ 246, 288; 5 pCt. HGB. § 352. 
. Verjährung des Zinsanſpruchs §§ 197, 201, 224. 
Wuchergeſetz vom 24. Mai 1880/19. Juni 1893, abgedruckt zu § 138. 
Das Pfandleihgewerbe unterſteht der Landesgeſetzgebung EG. Art. 94. 


8 609. 1. Kündigung ift u Willenserklärung §§ 130 ff., 
vgl. Titelvorb. vor §8 346 ff. Note III. 

Beiderſeitiges Kündigungsrecht. Fälligkeit tritt nach Ablauf der gemäß 
88 187 Abſ. 1, 188 zu berechnenden Kündigungsfriſt ein (vgl. zu $ 199). 

2. Kündigungsrecht des Schuldners bei höheren Zinſen als 6 pCt. § 247. 

3. Das Erforderniß der Kündigung kann auch ſtillſchweigend ausgeſchloſſen 
ſein, z. B. bei Freundſchaftsdarlehen zur Beſeitigung einer augenblicklichen 
Verlegenheit des Empfängers. — Ob die Ausſchließung der Kündigung eines 
verzinslichen Darlehens nur für den Fall pünktlicher Zinszahlung gelten ſoll, 
ift Thatfrage, vgl. OLG. 3 9L. 

4. Kündigungsklage CPO $ 257, abgedruckt zu § 271. 

5. Leiſtungsort §§ 269, 270. . 

7 vorzeitiger Rückzahlung (Abſ. 3) kein Anſpruch auf Zwiſchenzinſen 
8 272. i 

7. Aufrechnungserklärung nur Kündigung zwecks Aufrechnung RG. 17 148. 

8. § 609 gilt auch für das Hypothekendarlehen; für Grundſchulden hin 
gegen ſechsmonatige Kündigungsfriſt § 1193. 


§ 610. 1. Aus einem gültigen pactum de mutuando kann auf Hingabe 
des Darlehens, bzw. wenn dies der Inhalt iſt, auf Annahme des Darlehens 
geklagt werden. Nichterfüllung der Verbindlichkeit richtet ſich nach den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften §8 275 ff., 279, 284 ff., 293 ff. 

2. Der Anſpruch auf Zahlung des Darlehens iſt regelmäßig nicht über⸗ 
tragbar § 399. Für Baugelddarlehen vgl. RG. 38 308. 

3. Der Widerruf des Verſprechens wird durch nachträgliche Kenntniß der 
ſchon bei Vertragsſchluß eingetretenen Vermögensverſchlechterung nicht be⸗ 
gründet. Die Vorſchriften über Irrthum, insbeſondere § 119 Abſ. 2 und 
Betrug (58 123 f., 823 ff.) konnen anwendbar fein. Vgl. auch § 321. 


= 
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Sechſter Titel. 
Dienſtvertrag. 


J. Begriff des Dienſtvertrags. 

„Der Dienftvertrag ift ein gegenſeitiger Vertrag ($$ 320 ff.), durch den 
ſich der Verpflichtete dem Dienſtberechtigten zur Leiſtung von Dienſten gegen 
Vergütung verpflichtet. (Unentgeltliche Dienſtleiſtung vgl. § 516 Note 1a 
und Titelvorb. vor § 662 Note V.) N i 

I. Verhältniß zum Werfvertrage. Beim Dienſtvertrag ift der Ber- 
pflichtete zur Leiſtung der Dienſte, aber nicht zur Herbeiführung eines 
beſtimmten Erfolges verpflichtet; beim Werkvertrag (§ 631) ift der Unter- 
nehmer zur Herſtellung des verſprochenen Werkes — alſo eines be⸗ 
ſtimmten Erfolges — verpflichtet. Vgl. RG. 10 204. 

2. Verhältniß zum Auftrage. Der Auftrag geht aufunentgeltliche 
Geſchäftsbeſorgung und begründet keinen Anſpruch auf Vergütung. 
Vgl. Titelvorb. vor $ 662. 

II. Gegenſtand des Dienſtvertrags können Dienſte jeder Art ſein 
(Abſ. 2), insbeſondere alſo auch ſog. höhere Dienſte, z. B. des Lehrers, 
Arztes, Rechtsanwalts. Der Verpflichtete verſpricht ſolchenfalls nicht, den 
beliebigen Weiſungen des Dienſtberechtigten zu folgen, ſondern nur, ſeine 
Kunſt oder Wiſſenſchaft ſelbſtändig nach Ehre und Gewiſſen auszuüben. Für 
den auf Dienſte höherer Art gehenden Dienſtvertrag kommt das freiere 
Kündigungsrecht der § 622, 627, und für Dienftverträge, welche eine 
Geſchäftsbeſorgung (Titelvorb. vor § 662 Note 1) zum Gegenſtande 
haben, die Sonderregelung des § 675 in Betracht. 

III. Einzelvorſchriften: Dienſtverträge Minderjähriger § 113; Mäklerver⸗ 
trag, gerichtet auf Nachweis oder Vermittelung eines Dienſtvertrags § 655. 
— Mitwirkung des Vormundſchaftsgerichts §§ 1822 Ziff. 7. 1827. — Sonder- 
regelung des Mäklervertrags $$ 652 ff. — Dienſtleiſtungspflicht auf Grund 
kamtlienrechtlicher Vorſchriften! der Ehefrau § 1356 Abſ. 2, des Kindes 
S9 1617, 1705. — Verjährung §§ 196, 201. — Vorrecht im Konkurſe KO. 
N 61, in der Immobiliarzwangsvollſtreckung Zw. §§ 10, 146, 155. 

Keine Zwangsvollſtreckung auf Leiſtung der Dienſte zur Erfüllung des 
Dienſtvertrags mittelſt Geldſtrafen und Haft CPO. § 888. 

IV. Auſtellung als Beamter vgl. RG. 18 174, 28 85, 37 161, 225, 243, 
38 320, 45 242. IW. 1900 S. 8068. Anfechtung der Anſtellung u 
Willensmangel des Anftellenden, Seuff. 56 217. OLG. 2 246. i 


V. Reichsrechtliche Sonderregelungen. (EG. Art. 32.) 
J. Dienſtverhältniß der Handlungsgehülfen und Handlungslehrlinge (SGB. 
SS 59--83), der Handlungsagenten (HGB. § 84—92), der Handelsmäkler 
(SGB. §§ 93—104), des Vorſtandes der Aktiengeſellſchafk vgl. HGB. 
SS 231 ff, vgl. ferner zu § 675. 
= Dienſtverhältniß des (See-)Schiffers (HGB. SS 511—555), der (See-) 
Schiffsmannſchaft (Seemannsordn. v. 27. Dezember 1872 RGBl. S. 409), am 
8 1903 tritt die Seemannsordn. v. 2. Juni 1902 (RG Bl. S. 175) und 
Ace. betr. Abänderung ſeerechtlicher Vorſchriften des HGB. v. 2. Juni 1902 
hält Bl. S. 218) in Kraft; vgl. insbeſ. Seemannsd. §§ 27 ff. (Vertragsver⸗ 
ka tniß, Heuervertrag). — Ueber den Anſpruch auf Berge⸗ und Hülfslohn bei 
und Bergung und Hülfeleiſtung in Seenoth, bei der Bergung von Seeauswurf 
0 5 ſtrandtriftigen Gegenſtänden (SGB. §§ 740—753; Strandungsordn. v. 
A Mai 1874, RGBI. S. 73); — Dienſtverhältniß der Binnenſchiffer und der 
Namen) Haft, Gef. betr. die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnen- 
fahrt v. 15. Juni 1895, neu publizirt RGBL. 1898 S. 868; Gef. betr. 

3 batrechtlichen Verhältniſſe der Flößerei v. 15. Juni 1895, RGBl. S. 341. 
1 „Das Dienſtverhältniß der gewerblichen Arbeiter (Geſellen, Gehülfen, 
Lehrlinge, Betriebsbeamte, Werkmeiſter, Techniker, Fabrikarbeiter) GewO. 


Vorbemerkung zum 
6. Titel. 
($$ 611 ff.) 


10 


„Inhalt und Gegere 


ftand. 


Stillſchweigend ver⸗ 
einbarte Vergütung. 
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$ 611. Durch den Dienſtvertrag wird derjenige, welcher Dienſte 
zuſagt, zur Leiſtung der verſprochenen Dienſte, der andere Theil zur 
Gewährung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 

Gegenſtand des Dienſtvertrags können Dienſte jeder Art ſein. 

§ 612. Eine Vergütung gilt als ſtillſchweigend vereinbart, wenn 
die Dienſtleiſtung den Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu 
erwarten iſt. 

Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, ſo iſt bei dem Be⸗ 
ſtehen einer Taxe die taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer 
Taxe die übliche Vergütung als vereinbart anzuſehen. 


§ 105, 139 m. Vgl. hierzu Lotmar, der Arbeitsvertrag nach dem Privat⸗ 

recht des Deutſchen Reichs. Leipzig 1902. 

VI. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für das Geſindedienſtverhältniß EG. 
Art. 95, daſelbſe auch wegen der Landesgeſetzgebung zu vergleichen. 

VII. Uebergangsbeſtimmung EG. Art. 171. 

§ 611. 1. Vgl. Borb. zu dieſem Titel. 

3. Auslegungsfragen für den einzelnen Fall ſind, 

a ob der Verpflichtete eine beſtimmte Sachkunde zu gewähren verpflichtet iſt; 
mangelt dieſelbe ihm ſolchenfalls bereits bei Abſchluß des Vertrags, ſo finden 
§8 306 f. Anwendung. Für den Fall der Garantieübernahme vgl. §306 Note 5; 

b. wer den mit der Dienſtleiſtung etwa verbundenen Aufwand, insbeſondere 
die Werk⸗ und Fahrzeuge vorzuhalten hat; vgl. hierzu §§ 617 f. 

3. Im Uebrigen greifen die allgemeinen Vorſchriften ein, insbeſondere für 
den Erfüllungsort 95 157, 242, 269; für die Erfüllungszeit $$ 157, 242, 
271, 193, bei Fixgeſchaften § 361. Haftung für Dritte § 278, insbeſondere 
Note 4; Verjährung $$ 194 ff., insbeſondere $ 196 Nr. 3, 7, 8, 9, 13—15. 

§ 612. 1. Vgl. die entſprechenden Vorſchriften der § 632, 653. Für 

Dienſtleiſtungen eines Kaufmanns vgl. HOV. § 354, abgedruckt hinter § 246. 

Val. ferner $ 662 Note 13 0. s 

2. Unter den Umſtänden iſt insbeſondere auch die Verkehrsſitte ſo⸗ 
wie die Gewerbsmäßigkeit der Dienſtleiſtung durch den Verpflichteten 
mitzuverſtehen. 

a. Abf. 1 greift auch Platz, wenn der Dienſtberechtigte nicht gewußt hat, 
daß die Dienſtleiſtung den Umſtänden nach nur gegen Vergütung zu er⸗ 
warten ift; die Vorſchriften über Irrthum und Täuſchung ($$ 119 ff.) 
können in dieſem Falle anwendbar ſein. 

b. Umſtände, welche die Vergütung als ausgeſchloſſen erſcheinen laffen, konnen 
ſich aus dem Familienverhältnis ergeben; vgl. §§ 685 Abſ. 2, 1617, 1705. 

3. Bemeſſung der Vergütung. - 

a. Abs. 2 ift nur anwendbar, wenn eine Beftimmung der Vergütung nicht 
erfolgt iſt. Dieſe Voraus ſezung ift von dem Kläger zu behaupten und, 
falls Beklagter (etwa mit der ehauptung der Verabredung eines ge⸗ 
ringeren Betrags) beſtreitet, zu beweiſen. 

b. Eine Beſtimmung der Vergütung nach billigem Ermeſſen § 315, 317 ff. 

e. Begründet die Taxe nicht eine beſtimmte Forderung, ſondern enthält fte 
Minimal: und Mapimalſatze, fo greift im Rahmen dieſer Taxe $ 316 ein. 

d. Beim Mangel der durch § 612 Abſ. 2 aufgeführten Anhaltspunkte findet 
§ 316 Anwendung. Bgl. § 433 Note II 1. 

4. Die Verabredung von Stücklohn wird durch den Charakter des 
Dienſtvertrags nicht ausgeſchloſſen. Die Vergütung wird in ſolchem Falle 
nur geſchuldet, wenn die Arbeit einen gewiſſen Erfolg gehabt hat; der Unter⸗ 
ſchied vom Werkvertrag liegt darin, daß eine Verpflichtung, dieſen Erfolg 
herbeizuführen, nicht beſteht. 

5. Verbot des Truckſyſtems GewO. §§ 115, 117. 

6. Lohnbeſchlagnahmegeſetz, abgedruckt zu § 400. 
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$ 613. Der zur Dienftleiftung Verpflichtete hat die Dienſte im 
Zweifel in Perſon zu leiſten. Der Anſpruch auf die Dienſte iſt im 
Zweifel nicht übertragbar. i 

§ 614. Die Vergütung ift nach der Leiſtung der Dienſte zu ent- 
richten. Ift die Vergütung nach Zeitabſchnitten bemeſſen, fo ift fie 
nach dem Ablaufe der einzelnen Zeitabſchnitte zu entrichten. 

8 615. Kommt der Dienſtberechtigte mit der Annahme der Dienſte 
in Verzug, ſo kann der Verpflichtete für die in Folge des Verzugs 
nicht geleiſteten Dienſte die vereinbarte Vergütung verlangen, ohne 
zur Nachleiſtung verpflichtet zu ſein. Er muß ſich jedoch den Werth 
desjenigen anrechnen laſſen, was er in Folge des Unterbleibens der 
Dienſtleiſtung erſpart oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Dienſte 
erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. 

8 616. Der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete wird des Anſpruchs 
auf die Vergütung nicht dadurch verluſtig, daß er für eine verhält⸗ 
nißmäßig nicht erhebliche Zeit durch einen in ſeiner Perſon liegenden 
Grund ohne ſein Verſchulden an der Dienſtleiſtung verhindert wird. 
Er muß ſich jedoch den Betrag anrechnen laſſen, welcher ihm für die 
Zeit der Verhinderung aus einer auf Grund geſetzlicher Verpflichtung 
beſtehenden Kranken- oder Unfallverſicherung zukommt. 


8615. 1. Satz ! ergiebt die Auslegungsregeln: 

a. der Verpflichtete iſt bei Unmöglichkeit der Erfüllung in Perſon zur Ver⸗ 
ſchaffung von Dienſten der vertragsmäßigen Art durch Beſtellung eines 
Vertreters nicht verpflichtet; 

b. der Verpflichtete ift zur Leiſtung der Dienſte durch einen Dritten (§ 267) 
nicht berechtigt. Keine Zwangsvollſtreckung auf Leiſtung der Dienſte 
durch Geldſtrafen und Haft. CPO. § 888. 

2. Satz 2 vgl. zu § 399. CPO. § 851, abgedruckt zu § 399 Note 3. 

Die Nichtübertragbarkeit ſchließt die Vererblichkeit nicht aus; ob Rechte 
und Pflichten aus dem Dienſtvertrage nach ſeinem Inhalte auf die Erben 
übergehen ſollen, iſt Thatfrage; vgl. zu § 153. 

3. Haftung für den Dritten $ 278 (nicht bloß für culpa in eligendo wie 
beim Auftrage $ 664). 

§ 614. Bgl. zu § 551. — Bei nachträglicher Vermögensverſchlechterung 
des Dienſtberechtigten § 321. 

§ 615. 1. Annahmeverzug §§ 293 — 299; Unterlaſſung der erforderlichen 
Anweiſung ſeitens des Dienſtberechtigten, Nichtbeſchaffung der erforderlichen 
Werkzeuge ($$ 611 Note 2 b, 295). 

2. Neben $ 615 iſt auch § 304 (Erſatz der durch den Verzug verurſachten 
Mehraufwendungen) anwendbar. 

3. Wegen des Anzurechnenden vgl. § 324 Note 2. 


8 616. 1. Die auf ſozialpolitiſchen Gründen beruhende Abweichung von 
den Vorſchriften des § 323 Abſ. 1 (theilweiſe Unmöglichkeit der Erfüllung) 
ift dispoſitiver Natur, vgl. RG. 38 25. Gegenüber der Regel des § 323 
Abſ. 1 hat der Dienſtverpflichtete die Beweislaſt für die den Verluſt feines 
Anſpruchs ausſchließenden Umſtände, insbeſondere auch für die Abweſenheit 
von Verſchulden. 

2. Fälle unverſchuldeter Verhinderung ſind z. B. Krankheit des Dienſtver⸗ 
pflichteten oder feiner nächſten Angehörigen, nothwendige militäriſche Uebun⸗ 
gen, unverſchuldete Unterſuchungshaft. Vorausſetzung der Anwendbarkeit des 
N 616 ift, daß die Dauer der Behinderung bei ihrem Eintritt als eine ver⸗ 
hältnißmäßig nicht erhebliche zu erkennen ift; ROS. 8 153 zu Art. 60 HGB. 


* 
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are ee § 617. Iſt bei einem dauernden Dienſtverhältniſſe, welches die 
a, Erkrankung des in Erwerbsthätigkeit des Verpflichteten vollſtändig oder hauptſächlich in 
meinschaft a Anſpruch nimmt, der Verpflichtete in die häusliche Gemeinſchaft auf⸗ 
nommenen Dienft, genommen, jo hat der Dienſtberechtigte ihm im Falle der Erkrankung 
dauerndem und um die erforderliche Verpflegung und ärztliche Behandlung bis zur Dauer 


eee von ſechs Wochen, jedoch nicht über die Beendigung des Dienſtver⸗ 
hältniſſes hinaus, zu gewähren, ſofern nicht die Erkrankung von dem 
Verpflichteten vorſätzlich oder durch grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführt 
worden iſt. Die Verpflegung und ärztliche Behandlung kann durch 
Aufnahme des Verpflichteten in eine Krankenanſtalt gewährt werden. 
Die Koſten können auf die für die Zeit der Erkrankung geſchuldete 
Vergütung angerechnet werden. Wird das Dienſtverhältniß wegen 
der Erkrankung von dem Dienſtberechtigten nach § 626 gekündigt, fo 
bleibt die dadurch herbeigeführte Beendigung des Dienſtverhältniſſes 
außer Betracht. 

Die Verpflichtung des Dienſtberechtigten tritt nicht ein, wenn für 
die Verpflegung und ärztliche Behandlung durch eine Verſicherung 
oder durch eine Einrichtung der öffentlichen Krankenpflege Vorſorge 
getroffen iſt. 


3. Die Faſſung des § 616 (an Stelle des Einganges: „Iſt die Vergütung 
nach Zeitabſchnitten bemeſſen“ RVorlage $ 609) erſtreckt die Vorſchrift auch 
auf die Fälle, in denen die Vergütung nicht nach Zeitabſchnitten, ſondern 
in anderer Weiſe, z. B. durch Stücklohn beſtimmt iſt. In Fallen dieſer Art 
wird der in dem Zeitraume, während deſſen die Verhinderung dauert, durch⸗ 
ſchnittlich zu verdienende Stücklohn zu zahlen ſein; entſprechend z. B. bei einem 
gegen Spielgeld engagirten Schauspieler, bei einem auf Tantieme geſtellten 
Droſchkenkutſcher ꝛc. 

4. Handlungsgehülfen HGB. § 63. Vgl. ferner bezüglich der Betriebs⸗ 
beamten, Werkmeiſter, Techniker, GewO. § 1330 Abſ. 2 vom 1. Juni 1891 
(RGBl. S 278). 

5. (Satz 2.) Eine „geſetzliche“ Verpflichtung iſt auch die auf Grund des 
Geſetzes (Krankenverſicherungsgeſetz § 2) durch ſtatutariſche Beſtimmung 
begründete Verpflichtung,. Unerheblich ift, ob der Dienſtberechtigte Verſiche⸗ 
rungsbeiträge zahlt oder nicht. Die geſetzliche Verſicherung kommt ſomit 
auch den nach § 51 Abſ. 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes (in der Faſſung 
v. 10. April 1892/30. Juni 1900) durch ſtatutariſche Beſtimmung von der 
Beitragspflicht befreiten kleinen Unternehmern, ſowie bei ſtatutariſcher Ver⸗ 
ſicherungspflicht den gemäß § 54 Abſ. I deſſelben Geſetzes befreiten Arbeit: 
gebern zu Gute. 


$ 617. 1. Die ſozialpolitiſche Vorſchrift des § 617 ift Zwangsvorſchrift 
(§ 619); fie gilt für alle Dienſtverhältniſſe, bei welchen die Vorausſetzungen 
des § 617 vorliegen. a 
2. Aerztliche Behandlung, d. i. Behandlung durch einen approbirten Arzt; 
jedenfalls kann ein anderer, z. B. ein fog. (nicht approbirter) Naturarzt dem 
Dienſtverpflichteten gegen ſeinen Willen nicht aufgezwungen werden. 

3. Ob eine Vergütung für die Zeit der Erkrankung geſchuldet wird, iſt 
unter Berückſichtigung des § 616 zu entſcheiden. 

4. Nichterfüllung der Verpflichtung ſeitens des en begründet 
Klage auf Erfüllung (unter Umſtänden einftmeilige Verfügung) und Schadens⸗ 
erſatzanſpruch. In Frage kommt auch das Kündigungsrecht mit Schadens⸗ 
erſatzanſpruch, §§ 626 ff., 628 Abſ. 2. 
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§ 618. Der Dienſtberechtigte hat Räume, Vorrichtungen oder 
Geräthſchaften, die er zur Verrichtung der Dienſte zu beſchaffen hat, 
ſo einzurichten und zu unterhalten und Dienſtleiſtungen, die unter 
ſeiner Anordnung oder ſeiner Leitung vorzunehmen ſind, ſo zu regeln, 
daß der Verpflichtete gegen Gefahr für Leben und Geſundheit ſoweit 
geſchützt iſt, als die Natur der Dienſtleiſtung es geſtattet. 

Iſt der Verpflichtete in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommen, 
ſo hat der Dienſtberechtigte in Anſehung des Wohn⸗ und Schlafraums, 
der Verpflegung ſowie der Arbeits- und Erholungszeit diejenigen Ein⸗ 
richtungen und Anordnungen zu treffen, welche mit Rückſicht auf die 
Geſundheit, die Sittlichkeit und die Religion des Verpflichteten erfor- 
derlich ſind. 

Erfüllt der Dienſtberechtigte die ihm in Anſehung des Lebens und 
der Geſundheit des Verpflichteten obliegenden Verpflichtungen nicht, 
ſo finden auf ſeine Verpflichtung zum Schadenserſatze die für uner⸗ 
laubte Handlungen geltenden Vorſchriften der SS 842 bis 846 ent- 
ſprechende Anwendung. 

§ 619. Die dem Dienſtberechtigten nach den §§ 617, 618 ob- 
liegenden Verpflichtungen können nicht im Voraus durch Vertrag auf⸗ 
gehoben oder beſchränkt werden. 

§ 620. Das Dienſtverhältniß endigt mit dem Ablaufe der Zeit, 
für die es eingegangen iſt. 

Iſt die Dauer des Dienſtverhältniſſes weder beſtimmt noch aus der 
Beſchaffenheit oder dem Zwecke der Dienſte zu entnehmen, ſo kann jeder 
Theil das Dienſtverhältniß nach Maßgabe der $8 621 bis 623 kündigen. 


5. Anwendbarkeit des F 617 auf das (landesgeſetzlicher Regelung unter- 
ſeeg a a EG. Art. 95 Abſ. 2. 

„ Reichsrechtliche Sonderregelung für die Schiffsmannſchaft Seemanns O. 
v. 27. Dezember 1872 §§ 45 ff ann 7 nba 88 59 ff. 

8 618. 1. Die ſozialpolitiſche Vorſchrift des § 618 (vgl. Gewd. 88 120 a 
bis 1200) ift Zwangsvorſchrift ($ 619); fie gilt für alle Dienſtverhältniſſe. 

2. Abſ. 1 enthält einen Grundſatz, deſſen Zweck der Dienſtberechtigte 
mit der ordnungsmäßigen Sorgfalt ($ 276) verwirklichen ſoll. Es iſt im 
einzelnen Falle gemäß § 242 zu prüfen, ob aus der Unterlaſſung einer an 
ſich möglichen Schutzvorrichtung dem Dienſtherrn ein Vorwurf zu machen 
ift; vgl. RG. 12 130; 19 191, SW. 1901 S. 21319. 

3. Die aus $ 618 folgende Verpflichtung iſt eine vertragsmäßige Ver⸗ 
bindlichkeit, auf welche die 88 275 f., 280 Anwendung finden. Haftung für 
Dritte § 278. 

4. Neben dem aus Abſ. 3 folgenden Schadenserſatzanſpruche kommt das 
Kündigungsrecht des Dienſtverpflichteten aus §§ 626 ff. und der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch aus § 628 Abſ. 2 in Frage. 

f 5. Handlungsgehülfen und Lehrlinge HGB. § 62. — Seemannsd. vom 
2. Juni 1902 88 35 ff. 

6. Geſinderecht EG. Art. 95 Abſ. 2. 

8 619. Nach § 619 ift jede vertragsmäßige Aufhebung oder Einſchränkung 
11 Verpflichtungen, ſoweit ſie ſich auf die Folgezeit bezieht, ungültig, einer⸗ 
RE ob das Dienſtverhältniß noch nicht begonnen hat oder bereits läuft. 
zicht ausgeſchloſſen wird durch § 619, daß ein gegen den Dienſtberechtigten 
bereits entſtandener Schadenserſatzanſpruch durch Vertrag (Verzicht oder 
Vergleich) erledigt wird. i i 
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§ 621. Iſt die Vergütung nach Tagen bemeſſen, fo ift die Rün- 
digung an jedem Tage für den folgenden Tag zuläſſig. 

Iſt die Vergütung nach Wochen bemeſſen, ſo iſt die Kündigung 
nur für den Schluß einer Kalenderwoche zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens 
am erſten Werktage der Woche zu erfolgen. 

Iſt die Vergütung nach Monaten bemeſſen, ſo iſt die Kündigung 
nur für den Schluß eines Kalendermonats zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens 
am fünfzehnten des Monats zu erfolgen. 

Iſt die Vergütung nach Vierteljahren oder längeren Zeitabſchnitten 
bemeſſen, ſo iſt die Kündigung nur für den Schluß eines Kalender⸗ 
viertelſahrs und nur unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von 
ſechs Wochen zuläſſig. 

§ 622. Das Dienſtverhältniß der mit feſten Bezügen zur Leiſtung 
von Dienſten höherer Art Angeſtellten, deren Erwerbsthätigkeit durch 
das Dienſtverhältniß vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird, insbeſondere der Lehrer, Erzieher, Privatbeamten, Ge⸗ 
ſellſchafterinnen, kann nur für den Schluß eines Kalendervierteljahrs 
und nur unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von ſechs Wochen 
gekündigt werden, auch wenn die Vergütung nach kürzeren Zeitab⸗ 
ſchnitten als Vierteljahren bemeſſen iſt. 

§ 623. Iſt die Vergütung nicht nach Zeitabſchnitten bemeſſen, 
ſo kann das Dienſtverhältniß jeder Zeit gekündigt werden; bei einem 
die Erwerbsthätigkeit des Verpflichteten vollſtändig oder hauptſächlich 
in Anſpruch nehmenden Dienſtverhältniß iſt jedoch eine Kündigungs⸗ 
friſt von zwei Wochen einzuhalten. 


8 620. 1. Kündigung iſt die einſeitige, empfangsbedürftige Erklärung des 
Willens, für die Zukunft vom Vertrage zurückzutreten; vgl. Titelvorb. vor 
§ 346 Note II. Wirkſamwerden derſelben §§ 130 ff. 

2. Andere Beendigungsgründe ergeben ſich aus den Vorſchriften über das 
Unmöglichwerden der Leiſtung §§ 275, 323 ff. 

3. Der Einfluß des Todes richtet ſich nach den allgemeinen Grundſätzen. 
Regelmäßig bewirkt der Tod mit Rückſicht auf § 613 Unmöglichkeit der Er⸗ 
füllung; §§ 275, 323 Abſ. 1. Inſoweit die Leiſtung oder Entgegennahme 
der Dienſte nicht an die Perſon der Vertragsparteien geknüpft iſt, gehen die 
Rechte und die Pflichten nach allgemeinen Grundſätzen auf die Erben über. 
— Der Tod des Vienſtberechkigten kann unter Umſtänden die Kündi⸗ 
gung gemäß 8Y 626, 628 Abf. rechtfertigen. - 

4. Kündigungsrecht des Ehemanns bezüglich der Dienſtverträge der Ehez 
frau im Intereſſe der Ehe § 1358. 

5. Konkurs des Dienſtberechtigten KO. § 22, abgedruckt zu § 626. 

§ 621. Vgl. zu § 565. — Friſtberechnung §§ 187f. 

§ 622. 1. Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit des § 622 ſind: feſte 
Bezüge, Dienſte höherer Art, umfaſſende Inanſpruchnahme der Erwerbs- 
thätigkeit. Beim Mangel einer dieſer Vorausſetzungen findet nicht § 622, 
ſondern § 621 bzw. § 623 Anwendung. 
ee RA vgl. HOB. ŞE 66—69; Betriebsbeamte GewO. 

a. 

§ 623. Iſt aus der Beſchaffenheit oder dem Zwecke der Dienſte eine bez 

ſtimmte Dauer des Dienſtverhältniſſes zu entnehmen, fo ift $ 620 anwendbar. 
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8 624. Iſt das Dienſtverhältniß für die Lebenszeit einer Perſon 
oder für längere Zeit als fünf Jahre eingegangen, ſo kann es von 
dem Verpflichteten nach dem Ablaufe von fünf Jahren gekündigt 
werden. Die Kündigungsfrift beträgt ſechs Monate. 

§ 625. Wird das Dienſtverhältniß nach dem Ablaufe der Dienſt⸗ 
zeit von dem Verpflichteten mit Wiſſen des anderen Theiles fort⸗ 
geſetzt, ſo gilt es als auf unbeſtimmte Zeit verlängert, ſofern nicht 
der andere Theil unverzüglich widerſpricht. 

S 626. Das Dienſtverhältniß kann von jedem Theile ohne Ein⸗ 
haltung einer Kündigungsfriſt gekündigt werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 


8 624. 1. Die Kündigung iſt auch zuläſſig, wenn der Verpflichtete die 
Dienſte durch einen Anderen leiſten laſſen darf. 
2. Geltung der Vorſchrift für das Geſindeverhältniß EG. Art. 95. 


8 625. 1. Vgl. § 568. — Die ſtillſchweigende Verlängerung kann auch 
bei Dienſtverhältniſſen, welche durch Kündigung beendet ſind, ſtattfinden. 

2. Vorausſetzung des § 625 ift Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes 
1 5 den Verpflichteten; dieſe erfordert die Abſicht, den Vertrag fortzu⸗ 
etzen. 

8 626. 1. Das Kündigungsrecht des § 626. 

Neben dem für gegenſeitige Verträge überhaupt unter den Vorausſetzungen 
der 8$ 325 f. beſtehenden Rücktrittsrechte, wird durch § 626 in Abweichung 
von den allgemeinen Grundſätzen ein beiderſeitiges Kündigungsrecht, 
d. h. das Recht gewährt, für die Zukunft von dem Vertrage zurüctzutreten 
(vgl. zu § 327 Note 3). Das Kündigungsrecht kann vor oder nach Beginn 
der Dienitleiftung ausgeübt werden ($ 628 Satz 1). Ausübung des Kündi⸗ 
gungsrechts durch den geſetzlichen Vertreter bei Zurücknahme der dem Minder⸗ 
jährigen ertheilten Ermächtigung, in Dienſt zu treten vgl. $ 113 Note 4.— 
Kündigungsrecht des Ehemanns bei Beeinträchtigung der ehelichen Inter⸗ 
eſſen durch Uebernahme perſönlich zu bewirkender Leiſtungen ſeitens der 
Frau $ 1358. 

2. Wichtiger Grund. 

Ein die Kündigung rechtfertigender wichtiger Grund liegt vor, wenn 
unter Berückſichtigung der fubjektiven Verhältniſſe des Kündigenden bei 
verſtändiger und objektiver Würdigung des Falles dem Kündigenden die 
Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes nicht wohl zugemuthet werden kann. 
Anhaltspunkte für die Beurtheilung der Wichtigkeit eines Grundes ſind aus 
SAR, 8E 71 f., SeemannsO. v. 2. Juni 1902 88 69f., 74 f. zu entnehmen. 
Ob ein wichtiger Grund vorliegt, iſt eine der Reviſion unzugängliche That- 
frage. RG. JW. 1901 S. 209. Wenn der Kündigende das als Kündigungs 
grund geltend gemachte Verhalten des Anderen bereits ſeit längerer Zeit 
gekannt hat, ſo kann nach Treu und Glauben das Kündigungsrecht eine 
vorherige Androhung erfordern, RG. 38 117. 

3. Wirkſamwerden und Wirkung der Kündigung. 

Die in Ausübung eines dem Kündigenden auf Grund des § 626 vermeint⸗ 
lich zuftehenden Kündigungsrechts ausgeſprochene Kündigung iſt in dem 
Momente des Wirkſamwerdens der Kündigungserklärung ($$ 130 ff.) objeiriv 
entweder begründet oder unbegründet. Nur in dem erſteren Falle tritt als 
Wirkung die Aufhebung des Schuldverhältniſſes und zwar für die Zukunft 
ein. Die Kündigung iſt nicht widerruflich (§ 130), die Aufhebung des Ver⸗ 
trags tritt für und gegen beide Theile ein. Ob dieſe Wirkung eingetreten 
iſt, ergiebt im Streitfalle das (deklaratoriſche) rechtskräftige Urtheil, welches 
auf Grund einer Leiſtungs⸗ oder Feſtſtellungsklage (CPO. § 256) ergeht. 
Die unbegründete Kündigung enthält zugleich einen Antrag auf vertrags⸗ 
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trägen nach fünf 
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o. Anſpruch auf Ber- 
gütung bzw. Scha⸗ 
denserſatz nach er⸗ 
folgter außerordent⸗ 
licher Kündigung. 
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§ 627. Hat der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete, ohne in einem 
dauernden Dienſtverhältniſſe mit feſten Bezügen zu ſtehen, Dienſte 
höherer Art zu leiſten, die auf Grund beſonderen Vertrauens über⸗ 
tragen zu werden pflegen, ſo iſt die Kündigung auch ohne die im 
$ 626 bezeichnete Vorausſetzung zuläſſig. 

Der Verpflichtete darf nur in der Art kündigen, daß ſich der 
Dienſtberechtigte die Dienſte anderweit beſchaffen kann, es ſei denn, 
daß ein wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. 
Kündigt er ohne ſolchen Grund zur Unzeit, ſo hat er dem Dienſt⸗ 
berechtigten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. 

§ 628. Wird nach dem Beginne der Dienſtleiſtung das Dienſt⸗ 
verhältniß auf Grund des § 626 oder des 5 627 gekündigt, fo 
kann der Verpflichtete einen ſeinen bisherigen Leiſtungen entſprechen⸗ 
den Theil der Vergütung verlangen. Kündigt er, ohne durch ver- 
tragswidriges Verhalten des anderen Theiles dazu veranlaßt zu ſein, 
oder veranlaßt er durch ſein vertragswidriges Verhalten die Kündigung 


mäßige Aufhebung des Vertrags, welche von dem anderen Theile angenommen 
werden kann (vgl. § 465 Note 4). Die unbegründete Kündigung kann für 
den anderen Theil wichtiger Grund für die Kündigung ſein. 

4. Der Nachweis des wichtigen Kündigungsgrundes liegt dem 
Kündigenden ob. Da derſelbe zu einer Begründung ſeiner Kündigung nicht 
verpflichtet iſt, ſo kann er im Prozeſſe auch auf nicht angegebene, ihm ſpater 
etwa bekannt gewordene, zur Zeit der Kündigung ſchon vorhanden geweſene 
Kündigungsgründe zurückgehen (vgl. zu § 549 Note 5b). Nachträglich 
eingetretene Kündigungsgründe konnen für die Zeit nach ihrem Ein⸗ 
tritte berückſichtigt werden, vgl. RG. 32 249 ff. 

5. Wegen der nach der Kündigung obwaltenden Rechtsverhältniſſe vgl. zu 
628. 


6. Die Vorſchrift ift dispoſitip (vgl. § 723 Abſ. 3). Ein Verzicht 
auf das Kündigungsrecht aus § 626 oder eine Einſchränkung deſſelben iſt 
indeß 84500 nichtig, als darin ein Verſtoß gegen die guten Sitten liegen 
würde (8 ). 

7. Einfluß der Kündigung des Dienſtverhältniſſes auf die Vollmacht, 
welcher das Dienſtverhältniß zu Grunde liegt § 168. 

8. Handlungsgehülfen HGB. §§ 70 — 72. 

9. KO. 8 22. Vin in dem Haushalte, Wirthschaftsbetriebe oder Erwerbs- 
geschäfte des (emeinschuldners angetretenes Dienstverhältniss kann von jedem 
Theile gekündigt werden. Die Kündigungsfrist ist, alls nicht eine kürzere 
Frist bedungen war, die gesetzliche. i 

Kündigt der Verwalter, so ist der andere Theil berechtigt, Ersatz des ihm 
durch die Aufhebung des Dienstverhältnisses entstehenden Schadens zu verlangen. 


§ 627. 1. Unter den Vorausſetzungen des § 627, deren Vorliegen von 
dem Kündigenden zu beweiſen iſt, iſt ein beiderſeitiges Kündigungsrecht ge⸗ 
95 383 a die Vorſchrift des § 627 fällt auch der Kommiſſionär HGB. 

2. Bei einem dauernden Dienſtverhältniſſe mit feſten Bezügen (4. B. 
Leibarzt, Hofmeiſter, Syndikus) bewendet es bei § 626. VRR 

3. Abſ. 2 entſpricht der für den Auftrag geltenden Beſtimmung des $ 671 
Abſ. 2. Vgl. auch § 675. 5 

4. Der Dienſtberechtigte ift auf Grund des § 627 jederzeit in der Lage, 
nicht nur aus perſonlichen, ſondern auch aus fachlichen Gründen die weitere 
Thätigkeit des Dienſtverpflichteten z. B. des Anwalts zur Einſtellung zu 
bringen. — Einfluß der Kündigung auf die etwa ertheilte Vollmacht § 168. 
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des anderen Theiles, ſo ſteht ihm ein Anſpruch auf die Vergütung inſo⸗ 
weit nicht zu, als ſeine bisherigen Leiſtungen in Folge der Kündigung für 
den anderen Theil kein Intereſſe haben. Iſt die Vergütung für eine 
ſpätere Zeit im voraus entrichtet, fo hat der Verpflichtete fie nach Maß⸗ 
gabe des § 347 oder, wenn die Kündigung wegen eines Umſtandes 
erfolgt, den er nicht zu vertreten hat, nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurückzuerſtatten. 

Wird die Kündigung durch vertragswidriges Verhalten des anderen 
Theiles veranlaßt, jo ift dieſer zum Erſatze des durch die Aufhebung 
des Dienſtverhältniſſes entſtehenden Schadens verpflichtet. 


8 2655 1. Das Rechtsverhültniß nach gerechtfertigter Kündigung aus 
8 626 f. 

=]. Dei Anſpruch des Dienſtverpflichteten für bereits geleiſtete Dienſte. 
a. wenn der Kläger gekündigt hat: 

Klagebegründung: 

a. Es ift der zwiſchen den Parteien beſtehende Dienſtvertrag auf Grund 
der §§ 626, 627 vom Kläger gekündigt. 

3. Kläger hat Dienſtleiſtungen gewährt. 

7. Die Klageſumme bildet den dieſen Leiſtungen entſprechenden Theil der 
vertragsmäßigen Vergütung. ; 

Einwendung: Die Leiſtungen haben in Folge der Kündigung in 
Höhe von .. kein Intereſſe für den Beklagten. 

Replik: Die Kündigung iſt durch vertragswidiges Verhalten des Be⸗ 
klagten veranlaßt. 

Duplik: Das Verhalten beruht auf einem vom Beklagten nicht zu 
vertretenden Umſtande § 282. 

b. wenn der Beklagte gekündigt hat: 

Klagebegründung: 

a. Es ijt der zwiſchen den Parteien beſtehende Dienſtvertrag vom Ber 
klagten gekündigt. 

B. Kläger hat Dienſtleiſtungen gewährt. 

7. Die Klageſumme bildet den dieſen Leiſtungen entſprechenden Theil der 
vertragsmäßigen Vergütung. 

Einwendung: Die Kündigung iſt durch vertragswidriges Verhalten 
des Klägers veranlaßt. Die Leiſtungen haben in Folge der Kündigung 
in Höhe von .... für Beklagten kein Intereſſe. 

Replik: Das Verhalten beruht auf einem vom Kläger nicht zur ver⸗ 
tretenden Umſtande § 282. 

2. (Abſ. 1 Satz 3.) Anſpruch auf Zurückerſtattung vgl. zu § 327 Note 2. 

3. (Abſ. 2.) Der Anſpruch auf Schadenserſatz kann ſowohl dem Dienſt⸗ 
berechtigten wie dem Verpflichteten, neben dem Anſpruch aus Abſ. 1 Satz 3 
bzw. Satz 1 u. 2 zuſtehen. Beiſpiel: Schadenserſatzanſpruch des Arbeitgebers 
gegenüber den wegen rechtswidriger Arbeitseinſtellung entlaſſenen Arbeitern 
RS. IW. 1900 S. 879 23. — Wegen des Schadenserſatzanſpruchs $$ 249 Ti. 

II. Rechtsverhältniß nach ungerechtfertigter Kündigung aus 88 626 f. 

Die im Hinblick auf §§ 626 f. erfolgte, mangels der erforderlichen Vor⸗ 
ausſetzungen unbegründete Kündigung berührt den Beſtand des Vertrags 
nur inſofern, als fie eventuell als Kündigung zu dem nächſten, geſetzlich zu- 
läſſigen Kündigungstermine zu gelten hat. (Vgl. Titelvorb. vor § 18 
Note 4f a. E.) Bis zum Eintritte dieſes Termins beſteht der Vertrag, wie 
wenn die Kündigung nicht erfolgt wäre. Die Vorſchriften über Erfüllung, 
Annahmeverzug finden Anwendung. — Vgl. auch § 626 Note 3. 

Wird durch Urtheil (oder Anerkennung ſeitens des Kündigenden) feſtgeſtellt, 
daß die Kündigung unbegründet war, ſo haben beide Theile Anſpruch auf 
Erfüllung, indeß unter Berückſichtigung der fih aus §§ 323 ff., insbeſondere 
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11. Leſſeres Forkrommen § 629. Nach der Kündigung eines dauernden Dienſtverhältniſſes 
en del aneneen hat der Dienftberechtigte dem Verpflichteten auf Verlangen angemeſſene 
ng = Zeit zum Aufſuchen eines anderen Dienſtverhältniſſes zu gewähren. 
` uden, j § 630. Bei der Beendigung eines dauernden Dienſtverhältniſſes 
e kann der Verpflichtete von dem anderen Theile ein ſchriftliches Zeugniß 
über das Dienſtverhältniß und deſſen Dauer fordern. Das Zeugniß 
iſt auf Verlangen auf die Leiſtungen und die Führung im Dienſte 

zu erſtrecken. 


Siebenter Titel. 


Werkvertrag. 
A. Der eigentliche Dertoer § 631. Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Her- 
tag. ſtellung des verſprochenen Werkes, der Beſteller zur Entrichtung der 
L Weien ne Deitrage, vereinbarten Vergütung verpflichtet. 
2 Gezenſtand Gegenſtand des Werkvertrags kann ſowohl die Herſtellung oder 


Veränderung einer Sache als ein anderer durch Arbeit oder Dienſt⸗ 
leiſtung herbeizuführender Erfolg ſein. 


88 325, 326 ergebenden Einſchränkungen. Auch kann die Thatſache der 
grundlos erfolgten Kündigung für den anderen Theil ein wichtiger Kündi⸗ 
gungsgrund gemäß $ 626 fein. 

III. Sonderregelung für das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Rechtsanwalt 
und feinen Klienten GebD. f. RA. § 50. 

Rechtsanw@GebO. § 50. Wird der einem Rechtsanwalt ertheilte Auf- 
trag vor Beendigung der Instanz aufgehoben, so stehen dem Rechtsanwalte die 
Gebühren in gleicher Weise zu, als wenn die Instanz zur Zeit der Aufhebung 
des Auftrags durch Zurücknahme der gestellten Anträge erledigt wäre, unbe- 
schadet der aus einem Verschulden sich ergebenden civilrechtlichen Folgen. 

§ 629. Die nähere Ausgeſtaltung dieſer Vorſchrift hat in Gemäßheit des 
§ 242 zu erfolgen. 

8 H 1. Vgl. GewD. § 113, HGB. § 73, Seemannsd. v. 2. Juni 1902 

19 ff. 
392 Das Zeugniß kann erſt bei der Beendigung, nicht etwa ſchon bei 
Kündigung des Dienſtverhältniſſes verlangt werden, vgl. OLG. 3 78, Seuff. 
57 23. Das Verlangen kann auch entweder auf die Leiſtungen oder die 
Führung beſchränkt werden. 

§ 631. J. Begriff: Der Werkvertrag ift ein gegenſeitiger Vertrag 
($$ 320 ff.), durch den fih der Unternehmer dem Beſteller gegenüber zur Her- 
ſtellung eines Werkes, der Beſteller ſich dem Unternehmer zur Entrichtung 
einer Vergütung verpflichtet. Dieſe Verpflichtung des Unternehmers iſt bei 
allen Werkverträgen vorhanden. Daß, inſoweit nicht die Abnahme des 
Werkes nach feiner Beſchaffenheit ausgeſchloſſen ift ($ 640), der Unternehmer 
auch verpflichtet iſt, das hergeſtellte Werk dem Beſteller zu übergeben, ergiebt 
ſich nicht nur aus den allgemeinen Vorſchriften ($$ 133, 157, 242), ſondern 
wird auch im $ 644 vorausgeſetzt, da bis zur Abnahme des Werkes durch 
den Beſteller der Unternehmer die Gefahr trägt. — Abnahmepflicht des Be⸗ 
ſtellers § 640 Abſ. 1. 

1. Verhältniß zum Dienſtvertrag und zum Auftrag vgl. Citelvorb. 
vor § 611 Note 1 1 u. 2. 

2. Verhältniß zum Kaufe kommt in Frage, wenn das Werk aus einem 
von dem Unternehmer ſelbſt zu beſchaffenden Stoffe herzustellen und zu über⸗ 
eignen ift (fog. Werklieferungs vertrag) vgl. zu § 651; Verhältniß zur 
a das herzuſtellende Werk zur Benutzung zu überlaffen ift vgl. 
RG. 13 209. 
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§ 632. Eine Vergütung gilt als ſtillſchweigend vereinbart, wenn 
die Herſtellung des Werkes den Umſtänden nach nur gegen eine 
Vergütung zu erwarten iſt. j f 

Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, fo ift bei dem Be- 
ſtehen einer Taxe die tarmäßige Vergütung, in Ermangelung einer 
Taxe die übliche Vergütung als vereinbart anzuſehen. 

$ 633. Der Unternehmer ift verpflichtet, das Werk fo herzu⸗ 
ſtellen, daß es die zugeſicherten Eigenſchaften hat und nicht mit 
Fehlern behaftet iſt, die den Werth oder die Tauglichkeit zu dem ge⸗ 
wöhnlichen oder dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch 
aufheben oder mindern. 


il. Gegenſtand des Werkvertrags kann nicht nur die Herſtellung und 
Aenderung oder Ausbeſſerung (5 647) einer Sache ($ 90), ſondern auch 
jeder andere durch Arbeit oder Dienſtleiſtung herbeizuführende Erfolg ($ 631 
Abi, 2), insbeſondere der Transport von Perſonen und Sachen, ſowie eine 
immaterielle, wiſſenſchaftliche und künſtleriſche Schöpfung ſein. — Werkver⸗ 
träge, welche eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, § 675. 

III. Vergütung vgl. § 632. 

IV. Die allgemeinen Vorſchriften (88 241 ff) greifen ein, insbeſondere: 

1. 89.269 f. (Leiſtungsort); § 271 (Leiſtungszeit). 

2. §§ 267, 278 Verpflichtung des Unternehmers zur perſönlichen Herſtel⸗ 
lung oder Mitwirkung; Haftung für Gehülfen. Die perſönliche Mitwir⸗ 
kung des Unternehmers bei Herſtellung des übernommenen Werkes gehört 
nicht zum Weſen des Werkvertrags. 

V. Handelsrecht. Die Vorſchriften der $$ 631 ff. finden auf den Werk⸗ 
vertrag auch Anwendung, wenn derſelbe Handelsgeſchäft iſt, unbeſchadet der 
Berückſichtigung etwaiger Handelsgebräuche. 

VI. Reichsrechtliche Sonderregelungen (EG. Art. 32): 

1. Frachtgeſchäft. Güterbeförderung zu Lande oder auf Flüſſen oder 
ſonſtigen Binnengewäſſern HGB. §§ 425 ff.; Binnenſchifffahrtsgeſetz (CO. z. 
HGB. Art. 12) in der Faſſung vom 20. Mai 1898 §§ 26 ff. (RGGBl. 1898 
S. 868.) — Flößereigeſetz v. 15. Juni 1895 §§ 32 ff. — Beförderung von 
Gütern und Perſonen auf den Eiſenbahnen HGB. 88 453 ff. (dazu Eiſen⸗ 
bahnverkehrsordnung v. 26. Oktober 1899 (RGBI. S. 557), welche nunmehr 
als reviſible Rechtsverordnung anerkannt ift, vgl. D. z. HGB. und RG. 15 
147). — Rpoſtgeſetz v. 28. Oktober 1871, nebſt der Poſtordnung v. 11. Juni 
1892 (ROBI. S 430), HGB. § 452. — Seefrachtgeſchäft: Beförderung von 
Gütern SGB. 8$ 556 ff., von Reiſenden SGB. SS 664 ff., RG. über das 
Auswanderungsweſen v. 9. Juni 1897 §§ 22 ff. — Ueber das Verhältniß 
des Transportvertrags zur Uebergabe an die Zollbehörde zwecks zollamt⸗ 
licher Behandlung vgl. RG. JW. 1901 S. 2281. 

2. Der Verlagsvertrag iſt reichsrechtlich geregelt in dem Geſetz über 
das Verlagsrecht vom 19. Juni 1901 (RGSBl. S. 217), abgedruckt 3 351. 

§ 632. 1. Vgl. die Noten zu der entſprechenden Vorſchrift des 612, 
ferner § 662 Note 13ct. ; 195 a $ 

2. Die Vergütung braucht nicht in Geld zu beſtehen; ſie kann für das 
Werk im Ganzen oder nach Theilen (nach Maß, Zahl, Gewicht) beſtimmt 
fein. Bgl. § 641. Auch wenn die Gegenleiſtung nach Zeitabſchnitten be⸗ 
ſtimmt ift, kann Werkvertrag vorliegen (3. B. bei einer Spazierfahrt auf Zeit). 

3. Aenderungen der Lohn: und Preisverhältniſſe, welche nach Abſchluß 
des Vertrags eintreten, begründen keine Aenderung der vereinbarten Ver⸗ 
gütung vgl. Titelvorb. vor § 346 Note IV. 

4. Für willkürliche Aenderungen und Zuſätze kann der Unternehmer Ver⸗ 
gütung nur nach den Vorſchriften über Geſchäftsführung ohne Auftrag 
($8 677 ff., insbeſondere §§ 683 f.) verlangen. 


3, Stillſchweigend ver⸗ 
einbarte Vergütung. 


II. Insbeſondere die Der- 
pflichtung des Unter- 
nehmers. 

1. Umfang der Mängel⸗ 
haftung. 
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a. Pflicht zur Befeiti- Iſt das Werk nicht von dieſer Beſchaffenheit, fo kann der Beſteller 
Eintede des After die Beſeitigung des Mangels verlangen. Der Unternehmer ift be- 
nehmers. rechtigt, die Beſeitigung zu verweigern, wenn ſie einen unverhältniß⸗ 

mäßigen Aufwand erfordert. 
Verzug des Unter. Sft der Unternehmer mit der Beſeitigung des Mangels im Ber- 
D T. zuge, ſo kann der Beſteller den Mangel ſelbſt beſeitigen und Erſatz 
der erforderlichen Aufwendungen verlangen. 
b. Wandelung u. Minz § 634. Zur Beſeitigung eines Mangels der im 8 633 bezeich⸗ 
regelmäßig nach neten Art kann der Beſteller dem Unternehmer eine angemeſſene Friſt 
Friſtſezung; mit der Erklärung beſtimmen, daß er die Beſeitigung des Mangels 
nach dem Ablaufe der Friſt ablehne. Zeigt fih ſchon vor der Mb- 
lieferung des Werkes ein Mangel, ſo kann der Beſteller die Friſt 
ſofort beſtimmen; die Friſt muß ſo bemeſſen werden, daß ſie nicht 
vor der für die Ablieferung beſtimmten Friſt abläuft. Nach dem 
Ablaufe der Friſt kann der Beſteller Rückgangigmachung des Ber- 
trags (Wandelung) oder Herabſetzung der Vergütung (Minderung) 
verlangen, wenn nicht der Mangel rechtzeitig beſeitigt worden iſt; 
der Anſpruch auf Beſeitigung des Mangels iſt ausgeſchloſſen. 

bea Der Beſtimmung einer Friſt bedarf es nicht, wenn die Beſeitigung 

ohne Friſtſetzung. des Mangels unmöglich ift oder von dem Unternehmer verweigert 
wird oder wenn die ſofortige Geltendmachung des Anſpruchs auf 
Wandelung oder auf Minderung durch ein beſonderes Intereſſe des 
Beſtellers gerechtfertigt wird. 

„ Ausſchließung der Die Wandelung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mangel den Werth 
gigkeit Mangels oder die Tauglichkeit des Werkes nur unerheblich mindert. 

3. Geſtaltung ber Auf die Wandelung und die Minderung finden die für den Kauf 
und geltenden Vorſchriften der 8 465 bis 467, 469 bis 475 ent- 

2 ſprechende Anwendung. 


to 


ur u Abſ. 1. Vgl. die ähnlichen Vorſchriften $ 459, $$ 536 f. 

a. Der Beſteller kann auf Beſeitigung des Mangels ohne voraufgegangene 
Friſtſetzung klagen. 

b. Der Beſteller kann auch die Beſeitigung unerheblicher Mängel fordern; 
vgl. $ 459, § 634 Abſ. 3. 

c. Die Einrede des unverhältnißmäßigen Aufwandes hat der Unternehmer 
zu beweiſen. Verweigert der Unternehmer die Beſeitigung, ſo findet $ 634 
Abſ. 2 Anwendung. Wegen der prozeſſualen Geſtaltung, wenn die Wei- 
gerung erſt nach der Klageerhebung erfolgt vgl. § 251 Note 5. 

d. Wird die Beſeitigung des Mangels aus einem in der Perſon des Unter⸗ 
nehmers liegenden Grunde unmöglich (z. B. der Künſtler, welcher gewähr⸗ 
leiſtungspflichtig ift, ſtirbt und nach dem Inhalte des Vertrags handelt 
es ſich um ein von ihm perſönlich herzuſtellendes Werk), ſo greifen 
§§ 323, 325 ein. 

e. Verjährung des Anſpruchs auf Beſeitigung des Mangels 88 638 f., 646. 

3. Abj. 3. Bgl. § 538 Abi. 2. — Ift die Beſeitigung wegen unverhältniß⸗ 
mäßigen Aufwandes (Abſ. 2 S. 2) mit Recht abgelehnt, ſo iſt — Mangels 

Verzugs — Abſ. s nicht anwendbar. — Nach Ablauf einer gemäß § 634 

Abſ. 1 geſetzten Friſt, entfällt (mit dem Anſpruch auf Beſeitigung) auch das 

Recht des Beſtellers, den Mangel auf Koſten des Unternehmers zu beſeitigen. 

4. Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes CPO. § 488 (zu § 477). 
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§ 635. Beruht der Mangel des Werkes auf einem Umſtande, 
den der Unternehmer zu vertreten hat, fo kann der Beſteller ſtatt 
der Wandelung oder der Minderung Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangen. 

§ 636. Wird das Werk ganz oder zum Theil nicht rechtzeitig 
hergeſtellt, fo finden die für die Wandelung geltenden Vorſchriften 
des § 634 Abſ. 1 bis 3 entſprechende Anwendung; an die Stelle 
des Anſpruchs auf Wandelung tritt das Recht des Beſtellers, nach 
$ 327 von dem Vertrage zurückzutreten. Die im Falle des Verzugs 
des Unternehmers dem Beſteller zuſtehenden Rechte bleiben unberührt. 

Beſtreitet der Unternehmer die Zuläſſigkeit des erklärten Rücktritts, 
weil er das Werk rechtzeitig hergeſtellt habe, ſo trifft ihn die Be⸗ 
weislaſt. 


§ 634. 1. Abſ. 1. Der Anſpruch auf Wandelung und Minderung fegt 
ſtets — mit Ausnahme der in Abf. 2 behandelten Falle — die Setzung 
einer angemeſſenen Ausſchlußfriſt (vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4) zur 
Beſeitigung des Mangels voraus. Die Faſſung „der Beſteller kann eine 
Friſt jegen zc.” macht Friſtſetzung und Nachbeſſerungsverlangen nicht zu 
einem fakultativen Erforderniſſe für den Wandelungs⸗ und Minderungs⸗ 
anſpruch. Vielmehr iſt beides grundſätzlich, ſofern nicht Abſ. 2 anwendbar 
ift, nothwendige Vorausſetzung von Wandelung und Minderung. Iſt eine 
Stift nicht geſetzt und Nachbeſſerung nicht verlangt, ſo bleibt dem Beſteller 
nur der Schadenserſatzanſpruch aus § 635. Friſtſetzung im Urtheil auf 
Beſeitigung des Mangels END. § 255. 

2. Abi. 2. Die Vorausſetzungen, unter welchen eine Friſtſetzung nicht 
erforderlich iſt, ſind von dem Beſteller zu beweiſen. Wegen Unmöglichkeit 
vgl. § 275 Note II. — Unerheblich ift, ob die Mängelbeſeitigung gemäß 
3 633 Abſ. 2 Satz 2 oder ohne Grund verweigert wird. — Wenn eine Friſt⸗ 
letzung nicht erforderlich ift, bedarf es naturgemäß auch nicht vor der Wan⸗ 
delung der Aufforderung zur Beſeitigung des Mangels aus $ 633. 

3. Ab. 3. Daß der Mangel ſowohl hinſichtlich des Werthes als auch 
hinſichtlich der Tauglichkeit unerheblich iſt, hat der Unternehmer zu beweiſen. 
Die Unerheblichkeit des Mangels ſchließt weder das Recht des Beſtellers zur 
Verweigerung der Abnahme, noch ſeine Einrede des nicht erfüllten Vertrags 
GS 320 ff.) aus, vgl. zu § 640 Note 2. = 

4. Abſ. 4. Wegen der in Bezug genommenen, die Wandelung und Min- 
derung beim Kaufe betreffenden Vorſchriften vgl. die Bemerkungen zu dieſen 
Vorſchriften. Inſonderheit kann der Beſteller die Gewährleiſtungsanſprüche 
auch geltend machen, wenn das Werk nach der Ablieferung in Folge eines, 
von dem Beſteller nicht zu vertretenden Umſtandes (namentlich alfo in Folge 
der dem Werke anhaftenden Mängel) untergegangen ift (§§ 467, 350). 

8 635. 1. Die Vertretungspflicht des Unternehmers richtet ſich nach den 
gemeinen Vorſchriften (§ 276); Haftung für Gehülfen (§ 278). Die Ver⸗ 
schr engspflich kann vertragsmäßig über die durch dieſe dispoſitiven Vor⸗ 
” ften begründete Haftung hinaus bis zur Uebernahme der vollen Garantie 
gelteigert fein (Beweislaſt dem Beſteller). Vgl. zu § 275 Note III. Eine 

AR Garantieübernahme liegt regelmäßig in der Zuſicherung einer Eigen⸗ 
ſchaft, ſo daß das ſubjektive Unvermögen, dieſelbe zu gewähren, zu vertreten 
15 Den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung hat der Beſteller 
"sit der Ansprüche auf Wandelung oder Minderung, nicht neben dieſen. 

5 lleber den Schadenserſatz wegen Nichterfüllung vgl. zu § 326 Note II 2e. 
1 „Die Beweislaſt dafür, daß der den Mangel verurſachende Umſtand 

en dem Unternehmer nicht zu vertreten ift, trifft dieſen, § 282. 

§ 636. 1. Bei Fixgeſchäft vgl. § 361. 

9. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 26 


e. Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung. 


2. Lieferungszeit. 

a. Nicht rechtzeitige 
Her ſtellung. 
Rücktrittsrecht. 


b. Verzug. 


c. Beweislaſt. 


3. Abreden über Mängel- 
haftung. Argliſt. 


4. Verjährung der Ge⸗ 
währleiſtungsan⸗ 
ſprliche. 
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§ 637. Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des 
Unternehmers, einen Mangel des Werkes zu vertreten, erlaſſen oder 
beſchränkt wird, iſt nichtig, wenn der Unternehmer den Mangel arg⸗ 
liſtig verſchweigt. 

§ 638. Der Anſpruch des Beſtellers auf Beſeitigung eines 
Mangels des Werkes ſowie die wegen des Mangels dem Beſteller 
zuſtehenden Anſprüche auf Wandelung, Minderung oder Schadens⸗ 
erſatz verjähren, ſofern nicht der Unternehmer den Mangel argliſtig 


verſchwiegen hat, in ſechs Monaten, bei Arbeiten an einem Grund⸗ 


2. Bei Verzug vgl. zu § 326. 

3. Im Falle nicht rechtzeitiger Herſtellung des Werkes wird durch § 636 
ohne Rückſicht darauf, ob Firgeſchaft oder Verzug vorliegt oder nicht, dem 
Beſteller ein Rücktrittsrecht gegeben. Die entſprechende Anwendung des § 634 
Abi. 1—3 geſtaltet fich folgen dermaßen: 

Wird das Werk ganz oder zum Theile nicht rechtzeitig hergeſtellt, ſo kann 
der Beſteller dem Unternehmer eine angemeſſene Friſt mit der Ertlärung 
beſtimmen, daß er die Annahme des Werkes nach dem Ablaufe der Friſt 
ablehne. Die Setzung einer angemeſſenen Friſt kann ſchon vor dem Leiſtungs⸗ 
termin erfolgen; die Friſt muß ſo es werden, daß ſie nicht vor der 
Lieferungsfriſt abläuft. Nach dem Ablaufe der Friſt kann der Beſteller nach 
§ 327 von dem Vertrage zurücktreten, wenn das Werk nicht rechtzeitig her⸗ 
geſtellt iſt; der Anſpruch auf Herſtellung des Werkes ift ausgeſchloſſen. — 
Der Beſtimmung einer Friſt bedarf es nicht, wenn die rechtzeitige Herſtel⸗ 
lung unmöglich iſt oder wenn der ſofortige Rücktritt durch ein beſonderes 
Intereſſe des Beſtellers gerechtfertigt wird. — Der Rücktritt iſt ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn die nicht rechtzeitige Herſtellung das Intereſſe des Beſtellers 
nur unerheblich beeinträchtigt. 

4. Die Konſtruktion des Rücktrittsrechts als ſolchen, nicht als Wandelung, 
ergiebt die Unverjährbarkeit deſſelben, vgl, § 462 Note 1. Der Unternehmer 
kann indeß gemäß §§ 327, 355 dem I eine angemeſſene Ausſchluß⸗ 
friſt zur Ausübung des Rücktrittsrechts ſetzen. 

5. Die Verweiſung auf $ 327, anſtatt unmittelbar auf §§ 346—356, be- 
zweckt eine mildere Haftung des Unternehmers wegen des Rückgewähranſpruchs 
hinſichtlich etwaiger im Voraus empfangener Leiſtungen, wenn der Unter⸗ 
nehmer den Verzögerungsgrund nicht zu vertreten hat. Vgl. hierüber zu 
§ 327 Note 2. 

§ 637. 1. Bgl. die entſprechende Vorſchrift zu § 476. 

J. Mängel, welche in der Fehlerhaftigkeit des von dem Beſteller 
gelieferten Stoffes und in der Befolgung der von dem Beſteller 
gegebenen Anweiſungen ihren Grund haben hat der Unternehmer an 
fih nicht zu vertreten (vgl. $ 645). Ob eine vertragsmäßige Verpflichtung 
des Unternehmers beſteht, den Beſteller auf die Fehlerhaftigkeit des von 
dieſem gelieferten Stoffes und auf die mit feinen Anweiſungen für die Güte 
des Werkes verbundenen Gefahren aufmerkſam zu machen, iſt Auslegungs⸗ 
frage des einzelnen Falles ($$ 157, 242). 

Eine ſchuldvolle Verſaumung der vertragsmaßig vorausgeſetzten Anzeige⸗ 
pflicht liegt jedenfalls dann vor, wenn der Unternehmer geſchwiegen hat, 
obwohl er die Bedenken erkannt hat und vorausſetzen mußte, daß ſie dem 
Beſteller unbekannt geblieben ſind. Die Prüfungspflicht des Unter⸗ 
nehmers iſt begründet, wenn der Unternehmer als Sachkundiger die Her⸗ 
ftellung des Werkes übernimmt und nach dem Vertrage der Beſteller auf 
eine Prüfung rechnen durfte; ſie iſt nicht vorhanden wenn der Beſteller 
als Sachkundiger auftritt, welcher eine ſachverſtändige Nachprüfung nicht er⸗ 
9510 (3. B. ein Fabrikant gegenüber feinem Arbeiter). Vgl. Mot. zu E. 1 
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ſtück in einem Jahre, bei Bauwerken in fünf Jahren. Die Ver⸗ 
jährung beginnt mit der Abnahme des Werkes. 

Die Verjährungsfriſt kann durch Vertrag verlängert werden. 

§ 639. Auf die Verjährung der im § 638 bezeichneten An- 
ſprüche des Beſtellers finden die für die Verjährung der Anſprüche 
des Käufers geltenden Vorſchriften des § 477 Abſ. 2, 3 und der 
$$ 478, 479 entſprechende Anwendung. 

Unterzieht ſich der Unternehmer im Einverſtandniſſe mit dem Be- 
ſteller der Prüfung des Vorhandenſeins des Mangels oder der Be⸗ 
ſeitigung des Mangels, ſo iſt die Verjährung ſo lange gehemmt, 
bis der Unternehmer das Ergebniß der Prüfung dem Beſteller mit⸗ 
theilt oder ihm gegenüber den Mangel für beſeitigt erklärt oder die 
Fortſetzung der Beſeitigung verweigert. 


§ 638. 1. Der kurzen Verjährung 

a. find unterworfen der Anſpruch auf Beſeitigung des Mangels ($ 633), 
der Anſpruch auf Wandelung, auf Minderung und auf Schadenserſatz 
wegen Mangelhaftigkeit ($ 634); 

b. ſind nicht unterworfen der Anſpruch auf Erſatz von Aufwendungen aus 
§ 633 Abſ. 2, ſowie die Anſprüche wegen Verzugs (§ 636); ebenſowenig 
die Einrede des nicht erfüllten Vertrags (vgl. § 194 Note 2a). 

2. Argliſtiges Verſchweigen des Mangels ſeitens des Unternehmers 
vgl. zu § 477 Note IV; § 443. Der Beſteller ift beweispflichtig. 

3. Verjährungsfriſt. 

a. Beginn der Verjährungsfriſt (vgl. zu § 198). Wegen des Begriffs der 
Abnahme (körperliche und rechtliche Abnahme) vgl. zu § 640. — An die 
Stelle der Abnahme tritt, wenn ſolche nach der Beſchaffenheit des Werkes 
ausgeſchloſſen iſt, die Vollendung des Werkes, § 646. 

b. Berechnung der Verjährungsfriſt §§ 187 f. 

Die Zuläſſigkeit der Verlängerung der Verjährungsfriſt iſt Ausnahme 

von § 225; die Abkürzung iſt zuläſſig nach § 225. 

4. Arbeiten an Grundſtücken liegen nach dem Vertragsinhalt auch 

dann vor, wenn das Werk in Ausübung eines Rechtes an einem fremden 

Grundſtücke, z. B. von dem Beſteller als Nieß braucher mit dem Grundſtücke 

verbunden und ſomit nach § 95 nicht Beſtandtheil des Grundſtücks geworden 

iſt; vgl. zu § 95 Note 5. N 
5. Die Beweislaſt für die Mangelhaftigkeit richtet ſich nach den 

allgemeinen Vorſchriften; vgl. § 320 Note 2, § 363 Note 1 u. 2. 

. Weber den Begriff des Bauwerkes vgl. RG. 30 153. 

§ 639. 1. Die in § 639 angezogenen Vorſchriften aus der Lehre vom 
Kaufe betreffen: 

„S477 Abſ. 2. Unterbrechung der Verjährung durch Antrag auf gericht: 

liche Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes, CRD. § 485 ff. 

8 477 Abſ. 3. Hemmung ($ 205) oder Unterbrechung ($ 217) eines Ge⸗ 
währleiſtungsanſpruchs gilt auch für die anderen Anſprüche (vgl. wegen 
Demmung Abſ. 2). 

$ 478. Perpetuirung der Einrede gegenüber der Klage auf die Vergütung. 

X 479. Aufrechnung des verjährten Schadenserſatzanſpruchs. 

2. Nach Abſ. 2 wird Hemmung nur begründet, wenn beide Theile über 

die Prüfung bzw. den Verſuch der Mängelbeſeitigung einverſtanden ſind. 

Fegt ein ſolches Einverſtändniß nicht vor, jo kann die Verjährung möglicher 

deiſe vor Ablauf der geſetzten Nachfriſt (§ 634) ablaufen, wenn der Beſteller 
nicht für die Unterbrechung der Verjährung ($ 209), inſonderheit durch Klage 
auf Beſeitigung oder Beweisſicherungsantrag Sorge trägt. 

3. Auf die Mittheilung, Erklärung, Verweigerung des Abf. 2, welche em⸗ 
pfangsbedürftige Willenserklärungen find, finden §§ 130 ff. Anwendung. 
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. Anwendbare Bor- 


ſchriften. Anpaſſung 
an den Kaufvertrag. 


. Sondervorſchrift 


über Hemmung d. V. 
während der Pri 
fung oder Beſeiti⸗ 
gung des Mangels. 


III. Insbeſondere die Derz 
pflichtung d. Beſtellers. 
1. Abnahme des Werkes. 


Vorbehalt der Rechte. 


2. Fälligkeit der Ver⸗ 
gütung. 
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§ 640. Der Befteller ift verpflichtet, das vertragsmäßig her- 
geſtellte Werk abzunehmen, ſofern nicht nach der Beſchaffenheit des 
Werkes die Abnahme ausgeſchloſſen iſt. 

Nimmt der Beſteller ein mangelhaftes Werk ab, obſchon er den 
Mangel kennt, ſo ſtehen ihm die in den 88 633, 634 beſtimmten 
Anſprüche nur zu, wenn er ſich ſeine Rechte wegen des Mangels 
bei der Abnahme vorbehält. 

§ 641. Die Vergütung ift bei der Abnahme des Werkes zu 
entrichten. Iſt das Werk in Theilen abzunehmen und die Vergütung 
für die einzelnen Theile beſtimmt, ſo iſt die Vergütung für jeden 
Theil bei deſſen Abnahme zu entrichten. 


§ 640. Abnahme. 

J. Val. wegen der entſprechenden Verpflichtung des Käufers zur Abnahme 
der Kaufſache zu § 433 Note IV. Nach Prot. (Bd. II S. 317) ſoll der Ab⸗ 
nahme im § 640 die Bedeutung der „Annahme als Erfüllung“ im Sinne 
des § 363, im $ 433 hingegen entſprechend der Uebergabepflicht des Verkäufers 
die Bedeutung der thatſächlichen Wegnahme (Entgegennahme) zukommen. 
Da indek eine Abnahme in dem Sinne der „Annahme als Erfüllung“ 
wohl ſtets möglich ift, nach § 646 aber die Beſchaffenheit des Werkes die 
Abnahme ausſchließen kann, ſo wird Abnahme auch hier die körperliche Ent⸗ 
gegennahme des Werkes mitumfaſſen mijet fo daß der Befteller verpflichtet 
ift, das vertragsmäßig hergeſtellte Werk als Vertragserfüllung gelten zu 
laſſen und es, ſoweit dies nach der Beſchaffenheit des Werkes möglich, 
körperlich abzunehmen. 

2. Eine Abnahmepflicht beſteht nur hinſichtlich eines vertragsmäßig 
hergeſtellten Werkes; auch unerhebliche Mängel ſchließen die Verpflichtung 
zur Abnahme aus. Die Unerheblichkeit des Mangels beſeitigt zwar das 
Recht der Wandelung ($ 634 Abſ. 3), nicht aber die Einrede des nicht er⸗ 
füllten Vertrags ($ 320). Ein Rücktritt iſt in dieſem Falle nur aus dem Grunde 
der nicht rechtzeitigen Herſtellung ($ 636) bzw. des Verzugs ($ 326) zuläſſig. 
Dies iſt namentlich wichtig, wenn der Unternehmer wegen unverhältniß⸗ 
mäßigen Aufwandes die Beſeitigung des Mangels gemäß § 633 Abſ. 2 zu 
verweigern berechtigt iſt. 

3. Wegen der Koſten der Abnahme als einer Verpflichtung des Beſtellers 
val. zu § 242 Note 3. 

4. Nach Annahme als Erfüllung hat der Beſteller die Beweislaſt dafür, 
daß das Werk ein anderes als das beſtellte oder daß es unvollſtändig iſt 
(8 363). Die Gewährleiſtungsanſprüche werden nach Abſ. 2 nur durch 
Kenntniß, nicht durch Kennenmüſſen der Mängel ausgeſchloſſen. Gegen⸗ 
über dem von dem Unternehmer geführten Nachweiſe der Kenntniß hat der 
Beſteller den Vorbehalt zu beweiſen. — Nach der Abnahme zu ſeiner 
Kenntniß gelangende Mängel kann der Beſteller, ſoweit nicht Verjäh⸗ 
rung des von ihm erhobenen Anſpruchs gemäß § 638 (vgl. daſelbſt Note 1) 
eingetreten iſt, namentlich alſo durch die Einrede des nicht erfüllten Ver⸗ 
trags geltend machen, ohne daß es einer ſofortigen Anzeige der Mängel be⸗ 
darf. Sache der Prüfung des einzelnen Falles iſt es, ob in der Unterlaſ⸗ 
ſung der Anzeige ein Verzicht auf die Geltendmachung des Mangels liegt. 
— Iſt der Werkvertrag zweiſeitiges Handelsgeſchäft, ſo beſteht die 
Pflicht zu unverzüglicher Unterſuchung und Mängelanzeige; HGB. ŞS 381 
Abſ. 2, 377 (f. Titelvorb. vor § 433 Note II 4. 

5. Nichterfüllung der Abnahmepflicht begründet nicht nur An⸗ 
nahmeverzug des Beſtellers (§§ 293 ff., 295), ſondern möglicher Weiſe auch Er- 
füllungsverzug; vgl. § 295 Note 1, § 304 Note 1, § 326 Note 16. — Wegen 
der Klage auf Zahlung der Vergütung vgl. zu § 641. 
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Eine in Geld feſtgeſetzte Vergütung hat der Beſteller von der 
Abnahme des Werkes an zu verzinſen, ſofern nicht die Vergütung 
geſtundet iſt. 3 

§ 642. Iſt bei der Herſtellung des Werkes eine Handlung des 
Beſtellers erforderlich, ſo kann der Unternehmer, wenn der Beſteller 
durch das Unterlaſſen der Handlung in Verzug der Annahme kommt, 
eine angemeſſene Entſchädigung verlangen. i 

Die Höhe der Entſchädigung beſtimmt ſich einerſeits nach der 
Dauer des Verzugs und der Höhe der vereinbarten Vergütung, 
andererſeits nach demjenigen, was der Unternehmer in Folge des 
Verzugs an Aufwendungen erſpart oder durch anderweitige Ver⸗ 
wendung ſeiner Arbeitskraft erwerben kann. 

§ 643. Der Unternehmer ift im Falle des § 642 berechtigt, 
dem Beſteller zur Nachholung der Handlung eine angemeſſene Friſt 
mit der Erklärung zu beſtimmen, daß er den Vertrag kündige, wenn 
die Handlung nicht bis zum Ablaufe der Friſt vorgenommen werde. 
Der Vertrag gilt als aufgehoben, wenn nicht die Nachholung bis 
zum Ablaufe der Friſt erfolgt. 


Verzinſung. 


3. Erforderliche Mitwir⸗ 
kung d. Beſtellers bei 
Herſtellung d. Wer kes. 


a, Schadenserſatzpflicht 
bei Annahmeverzug. 


b. Rücktrittsrecht 
Unternehmers. 


§ 644. Der Unternehmer trägt die Gefahr bis zur Abnahme ıv. Gefabrtraguns. 


des Werkes. Kommt der Beſteller in Verzug der Annahme, ſo geht 
die Gefahr auf ihn über. Für den zufälligen Untergang und eine 
zufällige Verſchlechterung des von dem Beſteller gelieferten Stoffes 
iſt der Unternehmer nicht verantwortlich. 

Verſendet der Unternehmer das Werk auf Verlangen des Be⸗ 


ws 1. Wegen der Vereinbarung und der Höhe der Vergütung vgl. 
zu § 632. 

2. Als dispoſitive Vorſchriften weichen die Sätze des § 641 nicht nur aus⸗ 
drücklicher, ſondern auch ſtillſchweigender Vereinbarung ($$ 157, 242). 

3. Der Unternehmer iſt vorleiſtungspflichtig hinſichtlich der Herſtellung; 
hinſichtlich der Ausfolgung des Werkes iſt er dagegen nur zur Erfüllung 
Zug um Zua verpflichtet. Wegen der Klagebegründung und der prozeſſualen 
Geſtaltung bei Geltendmachung der Einrede des nichterfüllten Vertrags, vgl. 
§$ 320—322; bei Annahmeverzug des Beitellers 320 88 293 ff. 
$ 4. Zurückbehaltungsrecht des Unternehmers $ 320; geſetzliches Pfandrecht 

647 


5. Geſetzlicher Zinsfuß 4 pCt. § 246; bei beiderſeitigen Handelsgeſchäften 
5 pCt. HGB. § 352 (zu $ 246). 

§ 642. 1. Unmöglichkeit der Ausführung in Folge eines vom Beſteller 
zu vertretenden Umſtandes § 324. 

2. Unmöglichkeit der Ausführung in Folge eines in der Perſon des Be⸗ 
ſtellers eintretenden, aber von ihm nicht zu vertretenden Umſtandes § 323. 

3. Die Vorſchrift des § 642 betrifft den Fall des Annahmeverzugs des 
Beſtellers vor Vollendung des Werkes (§§ 295 ff.). Die erforderliche and- 
lung kann z. B. in der Lieferung des Stoffes, in der vorbehaltenen Beſtimmung 
über Form, Maß u. dgl. beſtehen. 

4. (Abſ. 2.) Vgl. zu § 324, 615. — Anſpruch des Unternehmers auf Erſatz 
der Mehraufwendungen § 304. 

5. Zweiſeitige Handelsgeſchäfte HGB. §§ 381 Abf. 2, 375. 

8 643. 1. Ausſchlußfriſt vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4. 

2. Wegen der dem Unternehmer im Falle der Kündigung zuſtehenden An⸗ 
ſprüche auf Vergütung und Erſatz von Auslagen § 645 Abi. 1. 


des 
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ſtellers nach einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte, ſo finden 
die für den Kauf geltenden Vorſchriften des § 447 entſprechende 
Anwendung. 


§ 644. I. Anſpruch des Unternehmers auf die Vergütung bei Unter- 
gang des Werkes. 

1. Gefahrübergang tritt mit der Abnahme (bzw. bei ausge⸗ 
ſchloſſener Abnahme mit der Vollendung $ 646) ein. 

a. Zufälliger Untergang. Der Werkvertrag geht auf Herſtellung und Ab- 
lieferung des Werkes (58 631, 641), fo daß die allgemeine Vorſchrift 
des § 323 über die Tragung der Gefahr in Verbindung mit §§ 641, 320 
ſchon ergiebt, daß der Unternehmer, wenn das Werk vor der Abnahme 
durch Zufall untergeht, keinen Anſpruch auf Vergütung hat. § 644 
Satz 1 bezweckt die Klarſtellung, daß die Vorleiſtungspflicht des Unter: 
nehmers — abgeſehen von dem Falle des § 646 — nicht ſchon mit der 
Vollendung, ſondern erſt mit der Abnahme erledigt iſt. 

b. Bei Untergang durch Schuld des Unternehmers greifen die all⸗ 
gemeinen Grundſätze über die verſchuldete Unmöglichkeit der Leiſtung 
bzw. über die Folgen der Nichtleiſtung und des Verzugs ($$ 325 ff.) 
ein. Der durch die Beſchaffenheit des von dem Unternehmer gelieferten 
Materials verurſachte Untergang iſt nicht ſchlechthin als ein von dem 
Unternehmer verſchuldeter Untergang anzuſehen. Der Entſchuldigungs⸗ 
beweis liegt dem Unternehmer gemäß § 282 ob. 

e. Bei Untergang durch die Schuld des Beſtellers greift § 324 und, 
falls das Verſchulden des Beſtellers zugleich eine Verletzung der ihm 
obliegenden Vertragspflicht darſtellt, auch $ 325 ein. Auch die Bor: 
ſchriften über unerlaubte Handlungen §§ 823 ff. konnen anwendbar 
a a des Beſtellers für feinen Stoff und feine Anwei⸗ 
ungen $ 645. 

2. Gefahrübergang vor der Abnahme. 

a. Annahmeverzug vgl. §§ 293 ff., 642 Note 3. 

b. Verſendung an einen anderen Ort als den Erfüllungsort § 644 Abſ. 2; 
vgl. zu § 447. 

3. Bei Untergang nach der Abnahme (bzw. bei ausgeſchloſſener 
Abnahme nach der Vollendung $ 646). 

a. Selbſt zufälliger Untergang beſeitigt nicht den Anſpruch des Unternehmers 
auf die Vergütung, welche ihm mit der Abnahme durch den Beſteller 
bzw. durch die Vollendung erwachſen iſt (ogl. § 320). 

b. Bei Untergang in Folge von Mängeln finden die Vorſchriften der 98 634, 
635, 640 Abſ. 2, 363 Anwendung. 

II. Wiederherſtellungsrecht und pflicht des Unternehmers. 

Ob der Unternehmer das während ſeiner Gefahrhaftung untergegangene 
Werk neu auszuführen oder wiederherzuſtellen berechtigt bzw. verpflichtet ift, 
iſt im Geſetze nicht entſchieden und durch Auslegung des konkreten Falles 
feſtzuſtellen (§§ 157, 242). 

i III. Einfluß der Gewahrſam an Werk oder Stoff während der Gefahr” 

ragung. 

1. Die Vorſchriften über die Gefahrtragung bezüglich des Werkes bzw. 
des Stoffes (Abſ. 1 S. 3) gelten an ſich auch, wenn das Werk wahrend der 
Gefahrtragung durch den Unternehmer ſich in Gewahrſam des Beſtellers 
(3. B. bei Arbeiten im Hauſe des Beſtellers), bzw. wenn ſich der Stoff in 
Gewahrſam des Unternehmers befindet, es ſei denn, daß mit der Gewahr⸗ 
jam auch die Garantie übernommen worden ift ($$ 157, 242). 

2. Soweit der Unternehmer nur für zufälligen Untergang und zu⸗ 
fällige Verſchlechterung des Stoffes nicht haftet (vgl. Note 1), iſt es feine 
Sache darzuthun, daß der die Einwirkung herbeiführende Umſtand von ihm 
nicht zu vertreten iſt § 282. Iſt z. B. die zur Reparatur gegebene Sache 
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8 645. Iſt das Werk vor der Abnahme in Folge eines Mangels v. Haftung des Beltellers 
des von dem Beſteller gelieferten Stoffes oder in Folge einer von e e 
dem Beſteller für die Ausführung ertheilten Anweiſung untergegangen, 9" 
verſchlechtert oder unausführbar geworden, ohne daß ein Umſtand 

mitgewirkt hat, den der Unternehmer zu vertreten hat, ſo kann der 

Unternehmer einen der geleiſteten Arbeit entſprechenden Theil der 

Vergütung und Erſatz der in der Vergütung nicht inbegriffenen Mus- > für unterlajiene Mit- 
lagen verlangen. Das Gleiche gilt, wenn der Vertrag in Gemäß- ip 

heit des § 643 aufgehoben wird. 

Eine weitergehende Haftung des Beſtellers wegen Verſchuldens 4 Verſchulden des Vez 
bleibt unberührt. ſtellers. 

646. Iſt nach der Beſchaffenheit des Werkes die Abnahme VI Vollendung d. Werkes 
ausgeſchloſſen, fo tritt in den Fällen der SS 638, 641, 644, 645 fe ee 
an die Stelle der Abnahme die Vollendung des Werkes. 

S 647. Der Unternehmer hat für ſeine Forderungen aus dem VIL Sicherung des Unter- 
Vertrag ein Pfandrecht an den von ihm hergeſtellten oder ausge⸗ 1. T 
beſſerten beweglichen Sachen des Beſtellers, wenn fie bei der Her⸗ 
ſtellung oder zum Zwecke der Ausbeſſerung in ſeinen Beſitz gelangt 
ſind. 


durch Feuer vernichtet oder durch Diebſtahl abhanden gekommen, ſo wird 

der Unternehmer von ſeiner Rückgabepflicht nur frei, wenn er ſich gemäß 

§ 282 zu entſchuldigen vermag. Ob eine Garantiepflicht oder eine Ver⸗ 
pflichtung des Unternehmers zur Verſicherung gegen Feuersgefahr zc. beſteht, 
iſt gemäß § 242 zu beurtheilen. 

S 645. 1. Abſ. 1 regelt nur den Fall, daß der Untergang, die Verſchlech⸗ 
terung oder die Unausführbarkeit des Werkes auf einem weder von dem 
Beſteller noch von dem Unternehmer zu vertretenden Umſtande 
beruht (pal. zu § 644 Note I 1b und c). 

2. Eine vertretbare Verletzung der dem Unternehmer hinſichtlich 
des Stoffes und der Anweiſungen des Beſtellers obliegenden Prüfungs⸗ 
pflicht (§ 637 Note 2) würde die Anwendbarkeit des Abſ. 1 ausſchließen. 
Haftung für Gehülfen gemäß 8 278. 

3. Wegen des Rechtes und der Pflicht des Unternehmers, ein neues Werk 
gegen nochmalige Vergütung herzuſtellen vgl. zu § 644 Note iE 

§ 646. Dal wegen Abnahme zu § 640 Note 1 ſowie die Noten zu den 
in § 646 angezogenen Paragraphen. 5 646, der ſich unmittelbar nur auf 
Werkverträge bezieht, welche auf Herſtellung eines nach feiner Beſchaffen⸗ 
heit nicht abnehmbaren Werkes, z. B. auf den Transport von Perſonen 
oder Sachen, wiſſenſchaftliche, künſtleriſche und ſonſtige Arbeitsleiſtungen 2c.. 
gerichtet find, kann indeß entſprechend angewendet werden, wenn nach 
dem Vertragsinhalte das Werk nicht an den Beſteller, ſondern an einen 
Dritten herauszugeben ift (z. B. Beſtellung der Reparatur einer fremden 
Sache RG. 35 136). 

1. Die Vorſchriften der $$ 647, 648 find disppſitiver Natur. Der] 3u 8s 647, 648. 
Unternehmer kann auf die Sicherungsmittel aus 88 647, 648 mirijam verzichten. 
a. Ein Verzicht kann namentlich auch darin liegen, daß die Sicherſtellung 

85 ae Weiſe vertragsmäßig beftimmt ift, vgl. RG. IW. 1899 
. 40 . 

b. Hat der Unternehmer ſich zur Vorleiſtung verpflichtet, ſo daß die Ver⸗ 
gütung erſt nach der Rückgabe der Sache erfolgen ſoll, ſo liegt darin ein 
ſtillſchweigender Verzicht auf das geſetzliche Pfandrecht des § 647 (og. 
Dernburg II § 323). 


S 
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Sicherungs hypothek  § 648. Der Unternehmer eines Bauwerkes oder eines einzelnen 

un Saugt undſuuc. Theiles eines Bauwerkes kann für feine Forderungen aus dem Ver⸗ 
trage die Einräumung einer Sicherungshyvothek an dem Baugrund⸗ 
ſtücke des Beſtellers verlangen. Iſt das Werk noch nicht vollendet, 
ſo kann er die Einräumung der Sicherungshypothek für einen der 
geleiſteten Arbeit entſprechenden Theil der Vergütung und für die in 
der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen. 


Zu 88 647, 648. 2. Nachträglich eintretende Verſchlechterung der Vermögens⸗ 
verhältniſſe des Beſtellers beſeitigt gemäß § 321 die Vorleiſtungs⸗ 
pflicht und damit auch den aus ihr folgenden Verzicht auf das geſetzliche 
Pfandrecht. Aber auch darüber hinaus wird die nachträgliche Verſchlechterung 

E Vermögensverhältniſſe des Beſtellers nach dem fih aus §§ 321, 610 
ergebenden Prinzipe die in dem Verzicht auf die Sicherſtellung liegende 
(Kreditgewährung beſeitigen. Im Uebrigen vgl. zu § 321. 

§ 647. 1. Geſetzliches Pfandrecht des Unternehmers vgl. zu § 1257. 
§ 1257 in Verbindung mit § 1210 ergiebt insbeſondere, daß das Pfand für 
den jeweiligen Beſtand der Forderung ſowie für die Koſten der Rechtsver⸗ 
folgung und des Pfandverkaufs haftet. 

2. Abſonderungsrecht im Konkurſe KO. § 49 Nr. 2 (abgedruckt zu 
§ 559 Note 5); vgl. auch außerhalb des Konkurſes daſelbſt EG. zum Gef. 
betr. Aenderungen der KO. v. 17. Mai 1898 Art. III. 

3. Sofern die Vorausſetzungen des Pfandrechts nicht vorliegen, kann noch 
das Zurückbehaltungsrecht aus §§ 273, 1000 in Betracht kommen. Vgl. 
namentlich wegen des Jurückbehaltungsrechts in Anſehung der dem Beſteller 
nicht gehörenden Sache § 1257 Note I 2b. 

§ 648. 1. Vorausſetzung des Anſpruchs aus § 648 ift, daß der Unter⸗ 
nehmer auf Grund eines mit dem Eigenthümer des Baugrundſtücks als 
dem Beſteller geſchloſſenen Werkvertrags geleiſtet hat. Daß Gegenſtand 
des Werkvertrags nicht Neuerrichtung, ſondern Reparatur eines Bauwerkes iſt, 
ſchließt den Anſpruch auf Einräumung der Sicherungshypothek nicht aus, 
KG. OLG. 2 283. 

Der Anſpruch auf Einräumung einer Sicherungshypothek ſteht insbeſondere 
nicht zu: 

a. dem Verkäufer von Baumaterialien; 

b. demjenigen, welcher nicht mit dem Eigenthümer ſelbſt, ſondern mit dem 
von dem Eigenthümer mit der Geſammtherſtellung des Baues betrauten 
Zwiſchenunternehmer kontrahirt hat; 

c. demjenigen, der auf Grund eines Werklieferungsvertrags Sachen 
in den Bau geliefert hat ($ 651 Abſ. 1 a. C.); 7 

d. demjenigen, der als Unternehmer eine ſelbſtändige bewegliche Sache, die 
Beſtandtheil des Baugrundſtücks zu werden beſtimmt iſt, liefert, wenn 
die Einfügung durch den Beſteller ſelbſt, wenn auch unter Mitwirkung 
des Unternehmers, zu erfolgen hat. RG. IW. 1902 Beil. S. 219 (Ma: 
ſchinen, zu deren Aufſtellung der Lieferant einen Monteur zu ſtellen hat). 

2. Der Anſpruch auf Einräumung einer Sicherungshypothek iſt begründet, 
inſoweit geleiſtet ift, nicht ſchon mit Abſchluß des Vertrags. 

3. Unternehmer eines einzelnen Theiles eines Bauwerkes find insbeſondere 
auch die Bauhandwerker, welche mit dem Eigenthümer des Baugrundſtücks 
kontrahirt haben, insbeſondere alfo die Liſchler, Glaſer, Töpfer 2c., wenn fie 
die zu liefernden Sachen nicht nur zu übergeben, ſondern in den Bau ein⸗ 
zufügen haben; vgl. Dernburg II $ 323; OLG. 1 433, 2 382. 

4. Sicherungshypothek § 1184, Eintragung einer Vormerkung im Wege 
der einſtweiligen Verfügung $$ 883 ff., vgl. OLG. 4 237; Zuſtändigkeit des 
Amtsgerichts der belegenen Sache, auch ohne Dringlichkeit CPO. § 942 
Abſ. 2. Gericht der Hauptſache (END. 88 937, 943) ift das mit dem An- 
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§ 649. Der Beſteller kann bis zur Vollendung des Werkes vnn. Kundigungsrecht des 
jederzeit den Vertrag kündigen. Kündigt der Beſteller, jo ift der V ſellers. 
Unternehmer berechtigt, die vereinbarte Vergütung zu verlangen; er 
muß ſich jedoch dasjenige anrechnen laſſen, was er in Folge der Auf⸗ 
hebung des Vertrags an Aufwendungen erſpart oder durch ander⸗ 
weitige Verwendung ſeiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben 
böswillig unterläßt. 

§ 650. Iſt dem Vertrag ein Koſtenanſchlag zu Grunde gelegt ix. ueberſchreitung des 
worden, ohne daß der Unternehmer die Gewähr für die Richtigkeit oſtenanſchlass. 
des Anſchlags übernommen hat, und ergiebt ſich, daß das Werk 
nicht ohne eine weſentliche Ueberſchreitung des Anſchlags ausführbar 


ſpruch auf Einräumung der Hypothek, nicht auf Zahlung befaßte Gericht 

RG. 30 351. — Befugniß des Unternehmers zur Einſicht des Grundbuchs 

G0. § 11. 

5. Die Sicherungshypothek erſtreckt ſich gemäß § 1118 zwar nicht auf die 
Koſten der Eintragung und der auf ſie gerichteten Rechtsverfolgung, wohl 
aber auf die die Befriedigung aus dem Grundſtücke bezweckende Rechts⸗ 
verfolgung. 

6. Eine Sicherungshypothek aus § 648 kann auch wegen einer Bauforderung 
unter 300 M. eingetragen werden (vgl. CPO. § 866), KG. Jahrb. 21 A 100. 

7. Ob bei Abtretung der Unternehmerforderung vor Eintragung oder Vor⸗ 
merkung der Sicherungshypothek das Recht auf Einräumung einer Siche⸗ 
rungshypothek mit übergeht (vgl. § 401) ift zweifelhaft. Verneint OLG. 4 
46, Seuff. 57 135. 

§ 649. 1. Das freie Kündigungsrecht des Beſtellers beſteht nur bis zur 
Vollendung — nicht bis zur Abnahme — des Werkes. 

Abl Kaen der dem Unternehmer anzurechnenden Beträge vgl. zu § 324 

3. Tod oder dauernde Unfähigkeit des Unternehmers zur Her⸗ 
ſtellung des Werkes. 

a. Iſt nach den konkreten Umſtänden (§§ 157, 242) die perſönliche Aus⸗ 
führung des Werkes Vertragsinhalt, ſo tritt objektive Unmöglichkeit der 
Leiſtung ein (vgl. § 275 Note II). Vertretungspflicht vgl. § 275 Note III. 
Das Rechtsverhältniß geſtaltet ſich folgendermaßen: 

a. Bei nicht zu vertretender Unmöglichkeit haben die Erben des 
Unternehmers keinen Anſpruch auf verhältnißmäßige Vergütung der 
bereits geleiſteten Arbeit, ſoweit nicht etwa Theilwerk im Sinne des 
§ 641 Abſ. 1 Satz 2 vorliegt. Vgl. § 323. Wegen des etwaigen An- 
ſpruchs der Erben aus der ungerechtfertigten Bereicherung § 323 
Abſ. 3; §§ 812 ff., 818 Abſ. 2. 

P. Bei Vertretungspflicht des Unternehmers (z. B. Selbſtmord vgl. 

a a. § 275 Note III) findet § 325 Anwendung. 

v. Iſt die Werkbeſtellung (88 157, 242) ohne Rückſicht auf die perſön⸗ 
lichen Eigenſchaften des Unternehmers erfolgt, ſo iſt der Tod 
oder die Unfähigkeit des Unternehmers bedeutungslos. Es greifen die 
om Vorſchriften bzw. die Vorschriften über die geſetzliche Ber- 

etung ein. 

ð 5 Tod des Beſtellers begründet objektive Unmöglichkeit, wenn (§§ 157, 

= 2) die Leiſtung des Unternehmers an die Perſon des Beſtellers geknüpft 

„ar, §§ 323 ff. finden Anwendung. Anderenfalls find Tod und Unfähigkeit 

des Beſtellers für das Vertragsverhältniß bedeutungslos, vgl. zu Note 3. 

9. Konkurs. Vgl. KO. 88 17, 26 (abgedruckt Titelvorb. vor § 320 Note 5 

zu § 812 Note B III 3). Wenn der Werkvertrag eine Geſchäftsbeſor⸗ 

gung zum Gegenſtande hat KO. §§ 23, 27 (abgedruckt zu § 672). 


Werklieferungsvertrag. 
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ift, fo ſteht dem Unternehmer, wenn der Beſteller den Vertrag aus 
dieſem Grunde kündigt, nur der in § 645 Abſ. 1 beſtimmte An- 
ſpruch zu. 

Iſt eine ſolche Ueberſchreitung des Anſchlags zu erwarten, ſo hat 
der Unternehmer dem Befteller unverzüglich Anzeige zu machen. 

8 651. Verpflichtet fih der Unternehmer, das Werk aus einem 
von ihm zu beſchaffenden Stoffe herzuftellen, jo hat er dem Beſteller 
die hergeſtellte Sache zu übergeben und das Eigenthum an der Sache 
zu verſchaffen. Auf einen ſolchen Vertrag finden die Vorſchriften 
über den Kauf Anwendung; iſt eine nicht vertretbare Sache herzu⸗ 
ſtellen, ſo treten an die Stelle des § 433, des § 446 Abſ. 1 
Satz 1 und der §§ 447, 459, 460, 462 bis 464, 477 bis 479 
die Vorſchriften über den Werkvertrag mit Ausnahme der $S 647, 648. 

Verpflichtet ſich der Unternehmer nur zur Beſchaffung von Zu⸗ 
thaten oder ſonſtigen Nebenſachen, ſo finden ausſchließlich die Vor⸗ 
ſchriften über den Werkvertrag Anwendung. 


§ 650. 1. Das Kündigungsrecht des Beſtellers folgt aus § 649. 

2. (Abſ. 2.) Unterlaſſung unverzüglicher (§ 121) Anzeige bewirkt Schadens⸗ 
erſatzpflicht (8$ 249 ff.) des Unternehmers. Zu erſetzen ift der Schade, welcher 
dem Beſteller daraus erwächſt, daß er nicht ſchon zu dem Zeitpunkte gekündigt 
hat, zu welchem er bei rechtzeitiger Anzeige hätte kündigen konnen. Eigene 
Kenntniß des Beſtellers beſeitigt den Kauſalzuſammenhang zwiſchen Schaden 
und Unterlaſſung der Anzeige; Kennenmüſſen des Beſtellers iſt gemäß 
§ 254 zu berückſichtigen. 

3. Bei Uebernahme der 1 für die Richtigkeit des Koſten⸗ 
anſchlags bedeutet dieſer nur eine fubitantiirte Berechnung der vereinbarten 
Vergütung; dieſe iſt maßgebend für die Parteien § 641. Anfechtung wegen 
Irrthums und Betrugs richten ſich nach den allgemeinen Vorſchriften 
§§ 119 ff., 123 f. 

8 651. 1. Jeder Werklieferungs vertrag iſt Veräußerungs⸗ 
vertrag, inſofern er den Unternehmer zur Uebergabe und Rechtsverſchaffung 
in Anſehung der aus dem von ihm zu liefernden Stoffe herzuſtellenden 
Sache verpflichtet (Satz 1), vgl. $$ 433, 445. Hierunter fallen nicht Ver⸗ 
träge, in denen der Unternehmer zwar Zuthaten und Nebenſachen zu be⸗ 
ſchaffen, der Stoff aber im Weſentlichen vom Beſteller geliefert wird. (Bgl. 
über Bauten ꝛc. zu 5.) Im Uebrigen iſt zu unterſcheiden, ob die Ver⸗ 
pflichtung auf Herſtellung vertretbarer oder nicht vertretbarer Sachen geht. 

2. Werden vertretbare Sachen (§ I1) im einzelnen Falle ($$ 157, 242) 
von den Parteien für das Vertragsverhältniß als nicht vertretbar behandelt, 
ſo liegt darin eine Unterſtellung des Vertragsverhältniſſes unter die Regel 
des Satz 2 Halbſ. 2. 

3. Werklieferungsvertrag über vertretbare Sachen. (Vgl. Note 2.) 

a. Der Anſpruch des Beſtellers geht auf Uebergabe der herge⸗ 
ſtellten Sache zu Eigenthum, nicht auf Stoffbeſchaffung und Seritellung. 

b. Die Verwendung des vertragsmäßigen Stoffes und die ver⸗ 
tragsmäßige Herſtellung find unter dem Geſichtspunkte der zuge⸗ 
ſicherten Eigenſchaften (§ 459 Abſ. 2) zu beurtheilen. Der von dem Unter: 
nehmer erworbenen Sache fehlt die vertragsmäßige Eigenſchaft, wenn 
eine von ihm hergeſtellte Sache zu liefern war ($$ 157, 242). 

c. Für die Gewährleiſtung ift von Bedeutung, daß es fih um Lieferung 
einer Gattungsſache ($ 480) handelt. 
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Achter Titel. 
Mäklervertrag. 


§ 652. Wer für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß ! 
eines Vertrags oder für die Vermittelung eines Vertrags einen 
Mäklerlohn verſpricht, iſt zur Entrichtung des Lohnes nur verpflichtet, 
wenn der Vertrag in Folge des Nachweiſes oder in Folge der Ver⸗ 
mittelung des Mäklers zu Stande kommt. Wird der Vertrag unter 
einer aufſchiebenden Bedingung geſchloſſen, ſo kann der Mäklerlohn 
erſt verlangt werden, wenn die Bedingung eintritt. 

Aufwendungen ſind dem Makler nur zu erſetzen, wenn es ver⸗ 
einbart iſt. Dies gilt auch dann, wenn ein Vertrag nicht zu Stande 
kommt. 


4. Werklieferungsvertrag über nicht vertretbare Sachen. 
Die Regelung ift gemäß § 651 Abſ. 1 folgende: s 

a. Der Unternehmer ijt verpflichtet, dem Beſteller die hergeſteute Sache zu 
Eigenthum zu übergeben § 651 Abſ. 1 S. 1. — Abnahmepflicht des Be⸗ 
ſtellers § 640. 

b. Haftung wegen Mängel im Rechte §§ 434—444. 

e. Die Tragung der Gefahr richtet ſich nach SS 644, 646; bezüglich der 

Transportgefahr verweiſt § 644 Abſ. 2 auf § 447. 

Haftung des Beſtellers für die von ihm gelieferten Zuthaten ze., für 

feine Anweiſungen, für unterlaſſene Mitwirkung §§ 645, 646. 

. Koſten der Uebergabe ꝛc. § 448. 

. Koften der grundbuchlichen Erledigung § 449. 

Verwendungen des Unternehmers nach Gefahrübergang § 450. 

© r vereinbarte Vergütung § 632. — Marktpreis als Rauf- 
preis $ 453. 

„Fälligkeit der Vergütung § 641; Verzinſung der Vergütung § 452. 

Rücktritt des Unternehmers wegen Zahlungsſäumniß des Beſtellers § 454. 

Eigenthumsvorbehalt des Unternehmers § 455. 

. Gemährleiftung wegen Mängel der Sache; nicht rechtzeitige Herſtellung 
88 633 bis 639. — Wandelung und Minderung ſelbſt §§ 465 bis 475. 
— Vereinbarung über die Gewährleiſtung § 476. — Verjährung der 
Gewährleiſtungsanſprüche § 639. 

5. Die Beſtimmung des E I § 568, daß die Vorſchrift über den Werf- 

vertrag auch dann Anwendung finde, wenn aus dem von dem Unternehmer 

zu beſchaffenden Stoffe ein Bauwerk auf dem von dem Beſteller zu be⸗ 
ſchaffenden Grund und Boden herzuſtellen ift, ift als ſelbſtverſtändlich ge⸗ 

ſtrichen. (Vgl. Prot. II. S. 341 f.) 

6. Werklieferungsvertrag im Handelsrechte. 7 , 

a. Der auf Herſtellung einer vertretbaren Sache gerichtete Wertliefe⸗ 

rungsvertrag iſt nach § 651 als Kauf und ſomit gegebenenfalls (vgl. 

„TCitelvorb. vor § 433 Note II 4) als Handelskauf zu beurtheilen. 

h. It eine nicht vertretbare Sache herzuſtellen, fo findet HGB. § 381 
Abſ. 2, abgedruckt Titelvorb. vor § 433 Note II 4 Anwendung; vgl. die 
entſprechende Vorſchrift HGB. § 406 Abf. 2 (Lieferung einer nicht vertret⸗ 
baren beweglichen Sache als Gegenſtand des Kommiſſionsgeſchäfts, ab⸗ 
gedruckt zu § 675. 

Falls alfo der Werklieferungsvertrag zweiſeitiges Handelsgeſchäft ift, 
wird gemäß HB. § 477 dem Beſteller die Pflicht unverzüglicher Unter- 
ſuchung auferlegt. 

§ 652. I. Inhalt des Mäklervertrags. 
Abgeſehen von den nachſtehenden Vorſchriften richtet ſich der Mäkler⸗ 
vertrag, ſofern nicht etwa die beſonderen Vorſchriften des Dienſt⸗ oder 
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Werkvertrags Anwendung finden, nach den allgemeinen Vorſchriften über 

die Schuldverhältniſſe. Es iſt in jedem einzelnen Falle der Partei⸗ 

wille aus den konkreten Umſtänden nach Treu und Glauben mit 

Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu entnehmen ($$ 157, 242). 

1. Der Mäkler ift feinem Auftraggeber gegenüber zur getreulichen Mit- 
theilung aller ihm bekannten Umſtände verpflichtet, die geeignet ſind, ihn 
von der Vertragsſchließung abzuhalten. OLG. 2 120, Seuff. 56 265, RG. 
Seuff. 56 127. 

2. Nach Treu und Glauben iſt auch das Vorhandenſein einer Verpflich⸗ 
tung des Mäklers zur Aufwendung von Bemühungen und die 
Folge der Unterlaſſung, ſowie ſeine Verpflichtung zur Erkundigung über alle 
Umſtände, welche für die Entſchließung des EAAS von Erheblichkeit 
ſein können, inſonderheit über die Solvenz des Gegenkontrahenten zu be⸗ 
urtheilen. Vgl. NG. IW. 1897 S. 48374, 1899 S. 452 64. 

3. Hat der Auftraggeber entgegen feiner Vertragspflicht den dem Makler 
gegebenen Auftrag widerrufen, ſo iſt er dieſem zwar nicht proviſionspflichtig 
wohl aber ſchadenserſatzpflichtig. Der Makler muß nachweiſen, daß er ohne 
den Widerruf die Provifton verdient hätte; nicht nöthig aber ift eine weitere 
Thätigkeit des Mäklers, RG. IW. 1898 S. 5197, 1901 S. 523% Unrichtig 
ift die Beurtheilung auf Grund des § 324 in OLG. 1 236, vgl. Borb. zu 
§§ 320 ff. Note 2. — Ob in der Befriſtung des Mäklerauftrags eine Bindung 
des Auftraggebers liegt, ift Thatfrage, RG. 22 378. 

J. Verſtoß gegen die guten Sitten liegt auch in der Vermittelung eines 
unſittlichen Vertrags, vgl. § 138. OLG. J 238 (Vermittelung des Verkaufs 
eines Bordells). 

II. Vorausſetzungen des verdienten Mäklerlohus. 

1. Abſchluß eines Mäklervertrags. Der Mäklerlohn muß verein- 
bart fein. Die Vereinbarung kann ſtillſchweigend erfolgen (vgl. § 653); fie 
kann darin liegen, daß Jemand die Mäklerthätigkeit entgegennimmt oder 
daß er ſich dieſelbe mit dem Bewußtſein, daß die Thätigkeit als eine zu 
vergütende entwickelt wird, gefallen läßt. Der Makler ift beweispflichtig. 
Verpflichtung zur Zahlung der Mäklergebühr auf Grund nachträglicher Ge⸗ 
nehmigung der Hülfsthätigkeit des Mäklers durch Abſchluß des Vertrags in 
Kenntniß von der Mäklerthätigkeit, gleichgültig ob dieſe Kenntniß auf Mit⸗ 
theilung des Mäklers oder eines Dritten beruht. NG. JW. 1901 S. 14415. 
Vgl. auch Note 3. 

2. Zuſtandekommen des vermäkelten Vertrags. 

a. Der Vertrag, auf welchen fih die Mäklerthätigkeit (Nachweis der Ge: 
legenheit zum Vertragsſchluß, insbeſondere alſo der Nachweis eines 
Gegenkontrahenten bzw. eines Vertragsgegenſtandes, oder die Vertrags⸗ 
vermittelung) bezieht, muß ſo zu Stande gekommen ſein, daß nach 
Treu und Glauben die dem Makler geſtellte Aufgabe als erfüllt zu er⸗ 
achten iſt. Die Erheblichkeit kleinerer Abweichungen iſt ebenſo wie die 
Frage, ob ein pactum de contrahendo Erfüllung iſt, Auslegungsfrage 
des konkreten Falles. Vgl. RG. 39 231 ff. (Darlehensvorvertrag). Form⸗ 
mangel und Heilung des Formmangels durch Erfüllung (§ 125 Note II 
3a) vgl. RG. 29 230. Auch wenn fi der Auftraggeber des Mäklers 
auf den von der Gegenpartei nicht geltend gemachten Formmangel beruft, 
ift der Mäklerlohn nicht verdient. RG. JW. 1902 Beil. S. 228. — Ber- 
weigerung der zum Vertragsſchluß erforderlichen Genehmigung eines 
Dritten oder des Vormundſchaftsgerichts vereitelt den Mäkleranſpruch 
OLG. 4 240. 

b. Anfechtbarkeit des vermäfelten Vertrags ſchließt im Falle der Anfechtung 
den Anſpruch des Mäklers aus (F 142) und begründet den Bereicherungs⸗ 
anſpruch gegen den Makler bezüglich des an ihn bereits gezahlten Mäkler⸗ 
lohns (88 812 ff.). Vgl. RG. Gruchot 40 967. 

c. Bedingter und befriſteter Vertragsabſchluß. 

a. Aufſchiebende Bedingung § 652 Abſ. 1 Satz 2 (vgl. § 158 Abſ. 1). 
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B. Auflöſende Bedingung ($ 158 Abſ. 2). Der Mäklerlohn ift mit dem 
Abſchluſſe zwar verdient; der Anſpruch ſteht indeß, wenn nicht etwa 
der Mätlervertrag auf die Vermittelung des ſo bedingten Vertrags 
gerichtet war, unter der gleichen auflöſenden Bedingung wie der 
Hauptvertrag. Nach Eintritt der Bedingung findet Rückforderung des 
Geleiſteten gemäß § 812 ſtatt; vgl. daſelbſt Note B III 2a. Vgl. RG. 
IW. 1895 S. 74°, 8 

J. Einwirkung auf den Eintritt oder Nichteintritt der Bedingung gegen 
Treu und Glauben § 162. Keine argliſtige Einwirkung, wenn der 
Verpflichtete einen anderen Vertrag, von welchem der Eintritt der 
Bedingung abhängig war, ohne Rückſicht auf das bedingte Rechts⸗ 
geſchäft nicht erfüllt hat. RG. IW. 1898 S. 443. 

8. Für das befriſtete Geſchäft ſind die für das bedingte Geſchäft gelten⸗ 
den Vorſchriften entſprechend anwendbar. § 163. 

d. Wiederaufhebung des vermittelten Vertrags läßt den Anſpruch 
des Mäklers unberührt. Vgl. RG. 25 319, auch JW. 1902 Beil. S. 228. 
Ausübung des vertragsmäßigen oder geſetzlichen (ŞS 325f.) Rücktrittsrechts 
(88 346 ff.) dürfte den Anſpruch nicht beſeitigen, wenn der Rücktritt von 
dem Auftraggeber des Mäklers, wohl aber, wenn er von Seiten der 
anderen Partei verurſacht wird, vgl. auch RG. JW. 1901 S. 171%. 
Der Mäklerlohnanſpruch, welcher durch die Zahlung des Kaufgeldes 
bedingt iſt, kann nicht geltend gemacht werden, wenn vor der Zahlung 
der Vertrag durch Vereinbarung der Parteien rückgängig gemacht wird. 
Vgl. RG. JW. 1898 S. 443. 

3. Urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen Mäklerthätigkeit und 
Vertragsſchluß. Derſelbe kann ſich aus den Umſtänden ſelbſt dann er⸗ 
geben, wenn die urſprünglichen Verhandlungen unterbrochen waren und 
ohne Mitwirkung des Mäklers wieder aufgenommen wurden (RG. JW. 1900 
S. 8612, 1901 S. 903) oder wenn der von dem Mäkler ausreichend vor- 
bereitete Vertrag mit (argliftiger) Umgehung des Mäklers zum Abſchluſſe 
gebracht wird. — Nach RG. 31 289 ff. ift Kenntniß des Auftraggebers davon 
erforderlich, daß der Vertrag durch die Mäklerthätigkeit zu Stande gekom⸗ 
men iſt; indeß wird man für den einzelnen Fall den Nachweis zulaſſen 
müſſen, daß dieſe Kenntniß ohne Einfluß auf den Abſchluß des Geſchäfts 
und ſeinen Inhalt geweſen wäre. — Schließt der Erbe des Auftraggebers 
ab, ſo iſt neben der Kenntniß der Vermittlerthätigkeit nicht noch die Kennt⸗ 
niß des von dem Erblaſſer abgegebenen Proviſionsverſprechens erforderlich. 
RG. 47 253 JW. 1900 S. 73810. 

III. Iſt der Vertrag durch argliſtige Täuſchung ſeitens des Mäk⸗ 
lers, indeß bei gutem Glauben des Vertragsgegners zu Stande gekommen, 
ſo greift § 123 Abſ. 2 Satz 2 ein; auch §§ 823 ff. 

IV. Anſpruch auf Erſatz von Aufwendungen §9 256 f. À 

V. Der Leiſtungsort für die Zahlung der Vergütung richtet fih nach dem 
allgemeinen Grundſatze des § 269; nach RG. Gruchot 38 1136 läßt ſich 
nicht ohne Weiteres annehmen, daß der Zahlungsort des vermäkelten Dar⸗ 
iehnes zugleich Leiſtungsort für die Vergütung fei. 

VI. Verjährung des Anſpruchs auf Mäklerlohn bei Gewerbsmäßigkeit 
$ 196 Nr 7, ſonſt § 195. 

VII. Reichsrechtliche Sonderregelung. 
er Handlungsagenten HGB. §§ 84—92; ſoweit es fih um einen Auf 
tag zur Abſchließung eines Vertrags handelt, findet BGB. $ 675 Anwendung. 
d AGB. § 84. Wer, ohne als Handlungsgehülfe angestellt zu sein, ständig 
Fe betraut ist, für das Handelsgewerbe eines Anderen Geschäfte zu vermit- 
a oder im Namen des Anderen abzuschliessen (Handlungsagent), hat bei seinen 
„errichtungen das Interesse des @eschäftsherrn mit der Sorgfalt eines ordent- 
ichen Kaufmanns wahrzunehmen. 

Er ist verpflichtet, dem Geschäftsherrn die erforderlichen Nachrichten zu geben, 
namentlich ihm von jedem Geschäftsabschluss unverzüglich Anzeige zu machen. 


§ 652. 
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. Stilfgmeigend vere § 653. Ein Mäklerlohn gilt als ſtillſchweigend vereinbart, wenn 
einbarterMäklerlohn die dem Mäkler übertragene Leiſtung den Umſtänden nach nur gegen 
eine Vergütung zu erwarten iſt. 

Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, ſo iſt bei dem Be⸗ 
ſtehen einer Taxe der taxmäßige Lohn, in Ermangelung einer Taxe 
der übliche Lohn als vereinbart anzuſehen. 

4 Vertragstwidrige ha- § 654. Der Anſpruch auf den Mäklerlohn und den Erſatz von 
tigkeit für bedecheile. Aufwendungen ift ausgeſchloſſen, wenn der Mäkler dem Inhalte des 

Vertrags zuwider auch für den anderen Theil thätig geweſen iſt. 

11. Befondere Jalle. § 655. Iſt für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß 

Ferlach Ema eines Dienſtvertrags oder für die Vermittelung eines ſolchen Ver⸗ 

gung des Mäklerlohns. trags ein unverhältnißmäßig hoher Mällerlohn vereinbart worden, 
ſo kann er auf Antrag des Schuldners durch Urtheil auf den ange⸗ 
meſſenen Betrag herabgeſetzt werden. Nach der Entrichtung des 
Lohnes iſt die Herabſetzung ausgeſchloſſen. 


2. Handelsmäkler HGB. §§ 93—104. 

HGB. § 93. Wer gewerbsmässig für andere Personen, ohne von ihnen auf 
Grund eines Vertragsverhältnisses ständig damit betraut zu sein, die Vermitte- 
lung von Verträgen über Anschaffung oder Veräusserung von Waaren oder 
Werthpapieren, über Versicherungen, Güterbeförderungen, Bodmerei, Schiffs- 
miethe oder sonstige Gegenstände des Handelsverkehrs übernimmt, hat die Rechte 
und Pflichten eines Handelsmäklers. 

Auf die Vermittelung anderer als der bezeichneten Geschäfte, insbesondere auf 
die Vermitteluny von Geschäften über unbewegliche Sachen, finden, auch wenn 
die Vermiltelung durch einen Handelsmäkler erfolyt, die Vorschriften dieses Ab- 
schnitts keine Anwendung. 

3. Börſenmäkler, Kursmäkler. Börfen®. v. 22. Juni 1896 §§ 29—35. 

4. Gewerbe⸗Ordnung $ 35. Die gewerbepolizeiliche Unterſagung der 
gewerbsmäßigen Vermittelungsthätigkeit beeinträchtigt nicht die Gültigkeit des 
einzelnen Mäklervertrags. Dal. Oer. 47 58; StrA. 44 165. 

5. Geſetz, betreffend die Stellenvermittelung für Schiffs- 
leute vom 2. Juni 1902 (RGBl. S. 215). 

VIII. Landesgeſetzliche Vorbehalte: 

Ih 170 die dem Verſicherungs recht angehörenden Mäklerverträge EG. 
Art. 75; 

1. für die dem Geſinderecht angehörenden Mäklerverträge EG. Art. 95. 

§ 653. 1 Vgl. zu §§ 612, 632, 689; ferner $ 662 Note 130. 

2. Zu Abſ. 1 vgl. § 652 Note II I. 

§ 654. 1. Dem Mäkler muß nachgewieſen werden: 

a. daß er für beide Theile thätig geweſen; a 

b. daß die für den anderen Theil entfaltete Thätigkeit dem Mäklervertrage 
zuwider iſt. Hat der Mäkler, wie dies die Regel, ohne Ren 
tretung einer Partei gegenüber der anderen nur zu vermitteln, ſo liegt 
auch regelmäßig eine Vertragswidrigkeit nicht vor. — Wer bei Abſchluß 
des Mäklervertrags Kenntniß von der Thätigkeit des Mäklers für den 
anderen Theil hat, kann fih auf § 654 nicht berufen. RG. 4 223. IW. 
Tdh S e 

2. Verpflichtung des anderen Theiles zur Vorlegung von Urkunden über 
die mit dem Mäkler bezüglich des Geſchäfts gepflogenen Verhandlungen $ 810. 

§ 655. 1. Die Vorſchrift des § 655 ift als Ausnahmevorſchrift ſtrikt 
auszulegen und nur auf Mäklerverträge anzuwenden, welche ſich auf eigent⸗ 
liche Dienſtverträge (§§ 611 ff.) beziehen. 

2. Wegen des richterlichen Ermäßigungsrechts vgl. zu § 343. 


— 
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§ 656. Durch das Verſprechen eines Lohnes für den Nachweis 
der Gelegenheit zur Eingehung einer Ehe oder für die Vermittelung 
des Zuſtandekommens einer Ehe wird eine Verbindlichkeit nicht be⸗ 
gründet. Das auf Grund des Verſprechens Geleiſtete kann nicht 
deshalb zurückgefordert werden, weil eine Verbindlichkeit nicht be⸗ 
ſtanden hat. 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für eine Vereinbarung, durch die 
der andere Theil zum Zwecke der Erfüllung des Verſprechens dem 
Mäkler gegenüber eine Verbindlichkeit eingeht, insbeſondere für ein 
Schuldanerkenntniß. 

Neunter Titel. 
Auslobung. 


8 657. Wer durch öffentliche Bekanntmachung eine Belohnung ı. 
für die Vornahme einer Handlung, insbeſondere für die Herbei⸗ 
führung eines Erfolges, ausſetzt, iſt verpflichtet, die Belohnung dem⸗ 
jenigen zu entrichten, welcher die Handlung vorgenommen hat, auch 
wenn dieſer nicht mit Rückſicht auf die Auslobung gehandelt hat. 

§ 658. Die Auslobung kann bis zur Vornahme der Handlung 
widerrufen werden. Der Widerruf iſt nur wirkſam, wenn er in der⸗ 
ſelben Weiſe wie die Auslobung bekannt gemacht wird oder wenn er 
durch beſondere Mittheilung erfolgt. 

Auf die Widerruflichkeit kann in der Auslobung verzichtet werden; 
ein Verzicht liegt im Zweifel in der Beſtimmung einer Friſt für die 
Vornahme der Handlung. 


§ 656. Vgl. zu § 762. 

S 657. 1. Die Auslobung iſt eine einſeitige Willenserklärung ohne be⸗ 
ſtimmten Empfänger; ihre Rechtsverbindlichkeit iſt Ausnahme von § 305. 

2. Ueber Anfechtung wegen Willensmängel, welche nur bei Unzuläſſigkeit 
U N (§ 658 Abſ. 2) praktiſch in Betracht kommt, vgl. zu § 143 

3. Die allge meinen Schranken für Rechtsgeſchäfte gelten auch für die Aus⸗ 
lobung (§§ 134, 138). 

4. Oeffentliche Bekanntmachung vgl. RG. 27 251. Oeffentliche Bekannt⸗ 
machung durch die Polizeibehörde mit dem Willen des für die Ergreifung 
eines Verbrechers Auslobenden vgl. RG. I 282. 

5. Die Verpflichtung des Auslobenden zur Leiſtung (89 241 ff.) entſteht 
mit der Vollbringung. Wer die der Auslobung entſprechende Vollbringung 
behauptet, iſt hierfür beweispflichtig. Sonderregelung für eine Preisbewer⸗ 
bung § 661 Abſ. 2. 

8 658. 1. Gegenüber dem erfolgten Widerruf iſt zu behaupten und zu 
beweiſen, daß zur Zeit des Wirkſamwerdens des Widerrufs (vgl. § 130 
Note A II bzw. AT) die Handlung ſchon vorgenommen, d. h. bereits voll⸗ 
endet war. Wer auf Grund der Auslobung thätig wird, handelt auf eigene 
Defabt hinſichtlich des Widerrufs; ein Schadenserſatzanſpruch gegen den Aus⸗ 
obenden beſteht nicht, auch nicht hinſichtlich des negativen Intereſſes. 

b Vgl. die entſprechende Regelung des Widerrufs zu § 171. Wird der 
iderruf durch beſondere Mittheilung an eine beſtimmte Perſon bewirkt, ſo 
leibt die Auslobung Dritten gegenüber von Beſtand. 

3. Tod und Geſchäftsunfähigkeit des Auslobenden wirken nicht wie Wider- 
ruf. Bgl. auch zu §§ 153, 130 Abſ. 2. 

4. Friſtberechnung §§ 186 ff. 


2. Ehemäklerlohn 


Allgemein. 

1. Begründung und In⸗ 
halt d. Verpflichtuag 
des Auslobenden. 


2. Widerruf. 


B Mehrmalige ſelbſtän⸗ 
dige Vornahme der 
Handlung. 


4. Mehrere Mitwirkende. 


II. Preisausſchreiben. 
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§ 659. Iſt die Handlung, für welche die Belohnung ausgeſetzt 
iſt, mehrmals vorgenommen worden, ſo gebührt die Belohnung dem⸗ 
jenigen, welcher die Handlung zuerſt vorgenommen hat. 

Iſt die Handlung von mehreren gleichzeitig vorgenommen worden, 
ſo gebührt jedem ein gleicher Theil der Belohnung. Laßt ſich die 
Belohnung wegen ihrer Beſchaffenheit nicht theilen oder ſoll nach dem 
Inhalte der Auslobung nur Einer die Belohnung erhalten, ſo ent⸗ 
ſcheidet das Loos. 

§ 660. Haben Mehrere zu dem Erfolge mitgewirkt, für den die 
Belohnung ausgeſetzt iſt, ſo hat der Auslobende die Belohnung unter 
Berückſichtigung des Antheils eines jeden an dem Erfolge nach billigem 
Ermeſſen unter fie zu vertheilen. Die Vertheilung iſt nicht verbind- 
lich, wenn ſie offenbar unbillig iſt; ſie erfolgt in einem ſolchen Falle 
durch Urtheil. 

Wird die Vertheilung des Auslobenden von einem der Betheiligten 
nicht als verbindlich anerkannt, ſo iſt der Auslobende berechtigt, die 
Erfüllung zu verweigern, bis die Betheiligten den Streit über ihre 
Berechtigung unter ſich ausgetragen haben; jeder von ihnen kann ver⸗ 
langen, daß die Belohnung für alle hinterlegt wird. 

Die Vorſchrift des $ 659 Abſ. 2 Satz 2 findet Anwendung. 

§ 661. Eine Auslobung, die eine Preisbewerbung zum Gegen- 
ſtande hat, iſt nur gültig, wenn in der Bekanntmachung eine Friſt 
für die Bewerbung beſtimmt wird. 

Die Entſcheidung darüber, ob eine innerhalb der Friſt erfolgte Be⸗ 
werbung der Auslobung entſpricht oder welche von mehreren Bewer⸗ 
bungen den Vorzug verdient, iſt durch die in der Auslobung bezeich⸗ 
nete Perſon, in Ermangelung einer ſolchen durch den Auslobenden 
zu treffen. Die Entſcheidung iſt für die Betheiligten verbindlich. 

Bei Bewerbungen von gleicher Würdigkeit finden auf die Zuer⸗ 
theilung des Preiſes die Vorſchriften des § 659 Abſ. 2 Anwendung. 

Die Uebertragung des Eigenthums an dem Werke kann der Aus⸗ 
lobende nur verlangen, wenn er in der Auslobung beſtimmt hat, daß 
die Uebertragung erfolgen ſoll. 

§ 659. 1. Wer die ganze Belohnung in Anſpruch nimmt, muß gegen- 
über dem Nachweiſe mehrmaliger auslobungsgemäßer Vornahme beweiſen, 
daß er die Handlung zuerſt vorgenommen hat. 

2. Wer einen Theil der Belohnung in Anſpruch nimmt, hat gleichzeitige 
Vornahme darzuthun; Untheilbarkeit der Belohnung (vgl. § 752) ift Einwendung. 

3. Die mehreren Vollbringer ſind hinſichtlich der Vornahme der Loos⸗ 
entſcheidung Geſammtgläubiger ($ 428; vgl. § 2151). 

4. Wie die Entſcheidung durch das Loos zu bewirken ift, ift nach § 242 
zu beurtheilen; erforderlich iſt, daß die Entſcheidung ausſchließlich durch den 
Zufall mit gleichen Chancen für die Betheiligten herbeigeführt wird. 

8 660. 1. (Abſ. 1.) Der Auslobende hat hinſichtlich der Vertheilung 
die Stellung eines Preisrichters, welcher nach billigem Ermeſſen entſcheidet. 
Vgl. die entſprechende Regelung im $ 319. 

2. (Abſ. 2.) Das Recht des Auslobenden zur Hinterlegung ergiebt § 372. 

§ 661. (Abſ. 1) Das Erforderniß der Zeitbeſtimmung für die Bewer- 
bung ergiebt regelmäßig Unwiderruflichkeit des Preisausſchreibens ($ 658 
Abſ. 2); Friſtberechnung $$ 186 ff. 
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Hehnter Titel. 
Auftrag. 


J. Geſchäftsbeſorgung. 

1. Der Begriff der Geſchäftsbeſorgung wird für den Auftrag 
($ 662), die Geſchäftsbeſorgung ohne Auftrag ($ 677) ſowie als möglicher 
Gegenſtand eines Dienſt⸗ oder Werkvertrags (§ 675) vorausgeſetzt. Vgl. 
ferner § 196 3. 7, § 831 Abi. 2, §§ 709 ff., 1189 Note 3, 1357, 1627, 1793, 
Dae ANS e a m 

2. Die Sorge, daß das für das Intereſſe des Geſchäftsherrn. 
Erforderliche geſchehe und daß das für fein Intereſſe Schad⸗ 
liche unterbleibe, iſt der Inhalt der Geſchäftsbeſorgung; ihre 
Bethätigung ift die Geſchäftsführung ($ 677). Die Geſchäftsführung 
kann, nach den Bedürfniſſen des einzelnen Falles, in rein thatſächlichen Hand- 
lungen oder in der Vornahme von Rechtsgeſchäften beſtehen. 3 

3. In den 68 662—674 ift die Geſchäftsbeſorgung als ſolche in ihrer 
Reinheit geregelt. Dies konnte das Geſetz nur dadurch erzielen, daß es von 
der unentgeltlichen, nicht aber von der praktiſch wichtigeren entgeltlichen 
($ 675) Geſchäftsbeſorgung ausging. 

II. Eine Mitwirkung Dritter bei der Beſorgung der Geſchäfte kann in 
verſchiedener Weiſe ſtattfinden. 


1. Rath und Empfehlung. 
Die Geſchäftsbeſorgung bleibt in der Hand des Geſchäftsherrn; dieſer holt 
hierzu lediglich den Rath oder die Empfehlung eines Anderen ein 8 676. 


2. Die Uebernahme der Geſchäftsbeſorg ung durch einen An⸗ 
deren. Die Sorge für die Intereſſen des Geſchäftsherrn kann für ein einzelnes 
Geſchäft, für eine Reihe von Geſchäften oder für alle Geſchäfte von einem 
Anderen, ſei es ausſchließlich, ſei es in Gemeinſchaft mit dem Geſchäftsherrn 
oder einem Dritten übernommen werden. Die Uebernahme dieſer Sorge 
kann beruhen 
a. auf Uebertragung von Seiten des Geſchäftsherrn, 

a. indem der Geſchäftsbeſorger die Beſorgung unentgeltlich über⸗ 
nimmt (Auftrag $ 662); 
3. indem der Geſchäftsbeſorger die Beſorgung entgeltlich als Gegen⸗ 
ſtand eines Dienſt⸗ oder Werkvertrags übernimmt ($ 675); 
b. auf einſeitiger Uebernahme der Geſchäftsführung durch den 
Geſchaftsführer (Geſchäftsführung ohne Auftrag SS 677 ff.); 
c. auf Grund einer Berechtigung des Anderen zur Geſchäftsbeſorgung 
(vgl. zu § 677). 

III. Geſchäftsbeſorgung für einen Anderen. 

1. Geſchäftsbeſorgung für einen Anderen liegt in den Fällen vor, in 
welchen die Sorge für das Intereſſe einer Perſon an ihrer Stelle von einem 
Anderen ausgeübt wird (vgl. Note 2) oder (nach der Auffaſſung des Verkehrs) 
ausgeübt zu werden pflegt (wegen dieſer Formulirung vgl. $ 627). Diele 

orge kann ſich im einzelnen Falle in rein thatſächlichen Leiſtungen oder in 
Rechtshandlungen oder in Vornahme von Rechtsgeſchäften berhätigen. Nicht 
der zufällige Inhalt der aufzuwendenden Thätigkeit, ſondern die rechtliche 
Funktion, welche derſelben im Verhältniſſe zu den betheiligten Perſonen zu: 
ommt, ijt entſcheidend. (Ein Tagelöhner, welcher im Intereſſe feines ver: 
hinderten Genoſſen die von dieſem übernommenen Dienſte leiſtet, beſorgt 

amit die Geſchäfte ſeines Genoſſen, während er gleicher Zeit — im Ver⸗ 
hältniſſe zum Dienſtberechtigten — einen Dienſtvertrag erfüllt.) 

2. Die Grenze, wo die Geſchäftsbeſorgung für einen Anderen aufhört und 
die Beſorgung des eigenen Geſchäfts anfängt (z. B. wenn der Beſorger aus 
Anlaß der Geſchäftsführung eigene Thätigkeit mit der Abſicht, Entgelt dafür 
zu erhalten, aufwendet), ift Thatfrage. Bgl. hierzu § 670 Note T. 
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3. Nicht Geſchäftsbeſorgung für einen Anderen, ſondern Be⸗ 
forgung eigener Geſchäfke liegt in der Uebernahme und Erfüllung 
eigener Verbindlichkeiten, auch wenn dieſelben thatſächlich, ausſchließlich oder 
überwiegend, dem Empfänger dienen (Schenkung, Dienftverträge ꝛc.). Eine 
Ausnahme bildet lediglich die Erfüllung derjenigen Verbindlichkeiten, deren 
Gegenſtand eine Geſchäftsbeſorgung iſt ($ 675); hier iſt die Erfüllung zu⸗ 
gleich Beſorgung des eigenen wie des fremden Geſchäfts. 

IV. Verhältniß des Auftrags zur Vollmacht. 

1. Die Vorſchriften der §§ 662 ff. über den Auftrag betreffen zunächſt nur 
das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Auftraggeber und dem Beauftragten. Das 
Verhältniß nach außen, Dritten gegenüber ift in den $$ 164 ff. geregelt. Ueber 
die Abhängigkeit der Vollmacht von dem ihrer Ertheilung zu Grunde liegen⸗ 
den Rechtsverhältniß und in Verbindung damit über die Erheblichkeit der 
Vorſchriften dieſes Titels für das Verhältniß nach außen vgl. zu §§ 168 f. 

2. Der Auftrag muß keineswegs mit einer Vollmacht verbunden werden; er 
kann vielmehr auch dahin gehen, daß der Beauftragte im eigenen Namen 
handeln folle (3. B. Kommiſſionsgeſchäft HGB. § 383, abgedruckt zu § 675). 
Andererſeits kann eine Vollmacht ohne den Auftrag, von derſelben Gebrauch 
zu machen, beſtehen, z. B. eine ruhende Generalvollmacht. 

3. Der Beauftragte, welcher im eigenen Namen aber im Intereſſe ſeines 
Auftraggebers mit einem Dritten kontrahirt, macht deſſen Intereſſe zu ſeinem 
eigenen und kann den Schaden, welcher ſeinem Auftraggeber durch die Ver⸗ 
anionini des Dritten entſteht, von dem Dritten erſetzt verlangen, RG. 


V. Verhältuiß des Auftrags zum Dienſt⸗ oder Werkvertrage. 

1. Gegenſtand eines Auftrags ift die unentgeltlich übernommene 
Geſchäftsbeſorgung (Nr. 1) für den Auftraggeber. Wird die Geſchäfts⸗ 
i Entgelt übernommen, ſo liegt Dienſt⸗ oder Werkvertrag 
vor (Ñ 1 

2. Unentgeltliche Verpflichtung zu anderen Leiſtungen als 
Geſchäftsbeſorgung, welche, wenn ſie gegen Entgelt übernommen werden, 
den Gegenſtand eines Dienſt⸗ oder Werkvertrags bilden, begründet weder 
den Thatbeſtand des Auftrags nach der Schenkung ($ 516 Note 1a), e 
ein im BGB. nicht ausdrücklich geregeltes Schuldverhältniß. Auf daſſelbe 
dürften hinſichtlich der Haftung für Verſchulden, Verzug und Gewährleiſtung 
die Vorſchriften über Schenkung (§§ 521 ff.) und, wenn die Umſtände erz 
geben, daß der Verpflichtete die Dienſte ebenſo ſorgfältig, wie gegen Ver⸗ 
gütung leiſten wollte, die Vorſchriften über den Dienſt⸗ oder Werkvertrag 
entſprechend anwendbar ſein. Hinſichtlich des Kündigungsrechts des Ver⸗ 
pflichteten erſcheinen die Vorſchriften über den Auftrag (§ 671) entſprechend 
anwendbar. 

VI. Unerlaubte Handlungen. Haftung des Auftraggebers für die von 
dem Beauftragten in Ausführung der Verrichtung begangenen unerlaubten 
Handlungen vgl. § 831 Abſ. J. Haftung des Beauftragten für die unerlaubte 
Handlung der Angeſtellten des Geſchäftsherrn § 831 Abſ. 2. 

VII. Kreditauftrag § 778. 

VIII. Entſprechende Anwendung der Vorſchriften über den Auftrag auf 
das Verhältniß 

1. des Vorſtandes zum Vereine § 27 Abſ. 3; 

2. der Parteien eines Dienſt⸗ oder Werkvertrags, deſſen Gegenſtand eine 
Geſchäftsbeſorgung ift § 675; 

3. des geſchaftsführenden Geſellſchafters zu den anderen Geſellſchaftern § 713; 

4. zwiſchen dem Teſtamentsvollſtrecker und dem Erben § 2218; 

5. des Erben zu den Nachlaßgläubigern für die Verwaltung des Nachlaſſes, 
welche er von der Annahme der Erbſchaft ab bis zur Anordnung einer 
Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes geführt hat § 1978. Vgl. 
ferner $$ 450, 1835, 1991 und zu §§ 256, 257 Gruppe A. 
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§ 662. Durch die Annahme eines Auftrags verpflichtet fih der 1. Beidäftsteforsung traft 
Beauftragte, ein ihm von dem Auftraggeber übertragenes Geſchäft ven ae 

5 3 en i 

für dieſen unentgeltlich zu beſorgen. . 

§ 662. I. Begriff. Der Auftrag iſt ein Vertrag, inhalts deſſen der Be⸗ 
auftragte in Annahme des ihm von Seiten des Auftraggebers gemachten 

Antrags eine unentgeltliche Geſchäftsbeſorgung für dieſen verſpricht. 

1. Als Vertrag unterſteht der Auftrag insbeſondere den Vorſchriften des 
III. Abſchnitts des allgemeinen Theiles über die Rechtsgeſchäfte und den be⸗ 
ſonderen Vorſchriften über die Verträge ($ 104 ff., 145 ff.). In Anſehung 
der Verpflichtung zur Leiſtung, d. h. zur Geſchäftsbeſorgung finden die 
§§ 241 ff. insbeſondere alſo auch die Vorſchriften über die Haftung für 
Fahrläſſigkeit und Vorſatz Anwendung. Beſonders hervorzuheben: 

a. Der wegen beſchränkter Geſchäftsfähigkeit für ſich ſelbſt aus dem Auftrage 
nicht haftende Beauftragte (88 106 ff.) kann als Vertreter den Auftrag⸗ 
geber dem Dritten gegenüber verpflichten § 165. h 

b. Anzeigezwang bei Ablehnung des angetragenen Auftrags gemäß § 663. 

c. Der auf Grund eines nichtigen Auftrags (vgl. zu 88 139, 142) thätig 
gewordene Beauftragte iſt Geſchäftsführer ohne Auftrag (88.677 ff.). 

d. Der Auftrag ift kein gegenſeitiger Vertrag trotz der möglicherweiſe 
für den Beauftragten aus dem 9 0 aai erwachfſenden Anz 
ſprüche (§§ 669 ff) vgl. Titelvorb. vor § 320 Note 2. 

e. Eine Form iſt für den Auftrag ſelbſt dann nicht vorgeſchrieben, wenn 
die Geſchäftsbeſorgung auf Abſchluß eines formaliſirten Vertrags ge⸗ 
richtet ift. Vgl. wegen Vollmacht zu § 167 Note 2. — Stillſchweigende 
Begründung des Auftragsverhältniſſes, z. B. zwiſchen dem eine Ver⸗ 
ſicherung Nachſuchenden und dem Verſicherungsagenten durch Entgegen⸗ 
nahme des Verſicherungsantrags ſeitens des Letzteren NG. 21 90. 

f. Das BGB. hat keine Vorſchriften über vermutheten Auftrag. Die 
Zuläſſigkeit ſtillſchweigender Beauftragung und die Vorſchriften über Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag ($$ 677 ff.) greifen ergänzend ein. 

g. Der Klage auf Vornahme der Geſchäftsbeſorgung ſteht das dem Beauf- 
tragten zuſtehende Recht jederzeitiger Kündigung entgegen § 671; vgl. 
auch RG. JW. 1901 S. 311 70. 

2. Geſchäftsbeſorgung vgl. Titelvorb. Nr. I. Der Gegenſtand der Gez 
ſchäftsbeſorgung darf nicht gegen das Geſetz oder die guten Sitten ($$ 134, 138) 
verſtoßen. Auftrag zum Spiele vgl. zu § 762 Note 6b. 

3. Unentgeltlichkeit, d. h. Annahme des Auftrags ohne Erwerb eines 
Anſpruchs auf Vergütung. , 

a. Nachträgliche freiwillige Honorirung ſowie der Anſpruch auf Vergütung 
für Aufwendungen, die in der eigenen Thätigkeit des Beauftragten be⸗ 
ſtehen (vgl. § 670 Note 7) ändert an der Natur des Rechtsverhältniſſes 
als eines Auftrags nichts. 

b. Durch die Unentgeltlichkeit unterſcheidet fich der Auftrag weſentlich von 
dem auf Geſchäftsbeſorgung gerichteten Dienſt⸗ und Werkvertrag, ein⸗ 
ſchließlich des handelsrechtlichen Kommiſſions⸗ und Speditionsgeſchäfts 
(SGB. §§ 373 ff., 470 ff.) vgl. hierüber zu § 675. = 

e. Stillſchweigend vereinbarte Vergütung kann insbeſondere vorliegen auf 
Grund der Vorſchriften § 612 (Dienſtvertrag), § 632 (Werkvertrag), § 653 
(Mäklervertrag); HGB. § 354 (Geſchäftsbeſorgung durch einen Kaufmann 
in Ausübung ſeines Handelsgewerbes, abgedruckt hinter § 246). 

Die Anwendung dieſer Vorſchriften ſetzt aber voraus, daß die aufge⸗ 
wendete Thätigkeit als zu vergütende in den Dienſt des Anderen geſtellt 
und dieſer dies bei Annahme der Thätigkeit oder ihres Erfolges erkannt 
hat oder erkennen mußte. Es genügt nicht, daß die Thätigkeit den Vor⸗ 
theil des Anderen gefördert hat; vielmehr bleibt nach Lage der Umſtände 
zu prüfen, ob eine die Förderung der Intereſſen des Anderen bezweckende 
oder aber eine lediglich im eigenen Intereſſe oder im Intereſſe eines 
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8 663. Wer zur Beſorgung gewiſſer Geſchäfte öffentlich beſtellt 
iſt oder ſich öffentlich erboten hat, iſt, wenn er einen auf ſolche Ge⸗ 
ſchäfte gerichteten Auftrag nicht annimmt, verpflichtet, die Ablehnung 
dem Auftraggeber unverzüglich anzuzeigen. Das Gleiche gilt, wenn 
ſich Jemand dem Auftraggeber gegenüber zur Beſorgung gewiſſer Ge⸗ 
ſchäfte erboten hat. 


Dritten aufgewendete Thätigkeit des Handelnden vorliegt; vgl. RG. 
IW. 1900 S. 758 25. Im letzteren Falle liegt inſoweit weder eine zu 
vergütende Thätigkeit noch ein Auftrag (vgl. Note II) vor. 

II. Negotium alienum. 

Der Auftrag erfordert in Bezug auf den Beauftragten ein negotium 
alienum ($ 662 „für dieſen“). Vgl. §§ 676, 778; deshalb trotz entgegen: 
ſtehender Bezeichnung kein Auftrag, 

1. wenn einem Anderen in der Form des Auftrags eine Dispoſitions⸗ 
befugniß zu eigenem Rechte übertragen wird vgl. RO. 13 298. Vgl. 
§ 671 Note 2. 

2. wenn die aufgewendete Thätigkeit lediglich im Intereſſe des Handelnden 
oder eines Dritten aufgewendet iſt, aber für den als Auftraggeber in An⸗ 
ſpruch Genommenen eine förderliche Wirkung gehabt hat. Vgl. zu Note I 3c. 

III. Der Umfang des Auftrags iſt unter Berückſichtigung des zur Aus: 
führung des zu beſorgenden Geſchäfts Erforderlichen aus dem Inhalte des 
Auftrags in concreto zu ermitteln ( 133, 157). 

IV. Der Verwaltungsvertrag iſt nicht beſonders geregelt. Die Vorſchriften 
über Auftrag oder Dienftvertrag (§ 675) greifen ein. Wegen der Rechnungs: 
pflicht vgl. SS 666, 667. Vgl. RG. 6 305; 20 365; 23 249; 28 347. 
Wegen der Rechtsſtellung des Nachlaß⸗ und Konkursverwalters, des gericht⸗ 
lichen Verwalters, des Teſtamentsvollſtreckers vgl. Titelvorb. vor § 164 
Note A1 2. — Sonderregelungen; ehemännliche Verwaltung des Frauen: 
vermögens bei Gütertrennung § 1430, elterliche Verwaltung des dem voll⸗ 
jährigen Kinde gehörenden Vermögens § 1619. 

§ 663. J. Vorausſetzungen unmittelbarer Anwendbarkeit der Vorſchrift. 

J. Das Zugehen ($$ 130 ff.) eines auf Begründung eines Auftrags (zu 
unentgeltlicher Geſchäftsbeſorgung für den Antragenden § 662 Note J) 
gerichteten Vertragsantrags. 

2. Der Antragsempfänger muß zur Beſorgung von Geſchäften der ange- 
tragenen Art entweder öffentlich beſtellt ſein oder ſich öffentlich oder dem 
Auftraggeber gegenüber dazu erboten haben. 

a. Die Auftragsofferte muß auf Beſorgung ſolcher Geſchäfte gerichtet 
ſein, zu deren Beſorgung die Beſtellung bzw. das Erbieten erfolgt iſt. 
Auch wenn die Beſtellung oder das Erbieten nicht zur unentgelt⸗ 
lichen Beſorgung erfolgt iſt, iſt an ſich eine Ablehnung des auf unent⸗ 
geltliche Beſorgung gerichteten Antrags geboten (vgl. indek Note II). 

b. Die öffentliche Beſtellung fest nicht gerade obrigkeitliche Beſtellung 
voraus (z. B. Vertreter in Bergungsangelegenheiten $ 17 Strand. O. v. 
17. Mai 1874), ſondern kann auch von Gemeinden, gemeinnützigen Ver⸗ 
einen ꝛc. ausgehen (3. B. eine von der Gemeinde eines Badeorts oder 
von einem Vereine zum Zwecke der Beſorgung von Miethverträgen be⸗ 
ſtellte Perſon). — Mit dem Fortfalle der Beſtellung bzw. der Rücknahme 
des Erbietens erliſcht die Anzeigepflicht. 

c. Oeffentliches Erbieten iſt Erbieten mittelſt der üblichen Publikations⸗ 
mittel (Inſerate, Cirkulare ꝛc.). 

II. Unverzügliche Anzeige ($ 121 Abſ. 1) = ohne ſchuldhaftes Zögern. 
Eine ſch uldhafte Unterlaſſung wird dann nicht vorliegen, wenn dem An⸗ 
tragsempfänger eine Antwort nicht zugemuthet werden kann, z. B. weil Je⸗ 
mand ohne Berechtigung eine unentgeltliche Beſorgung in Anſpruch nimmt 
(vgl. Note I 2a). — Die Verpflichtung unverzüglicher Anzeige liegt auch dem 
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$ 664. Der Beauftragte darf im Zweifel die Ausführung des 
Auftrags nicht einem Dritten übertragen. Iſt die Uebertragung ge⸗ 
ftattet, fo hat er nur ein ihm bei der Uebertragung zur Laſt fallendes 
Verſchulden zu vertreten. Für das Verſchulden eines Gehülfen iſt er 
nach § 278 verantwortlich. — 

Der Anſpruch auf Ausführung des Auftrags iſt im Zweifel nicht 
übertragbar. 


Erben (vgl. § 673) und dem geſetzlichen Vertreter des Antragsempfängers, 
der ſich erboten hatte, ob, vgl. 1 2b a. E. — Der Antragsempfanger erfüllt 
ſeine Anzeigepflicht durch ſachgemäße Abſendung der Anzeige, die Gefahr 
ihrer Ankunft trägt der Auftraggeber. g i 

III. Die Vernachläſſigung der Anzeigepflicht bewirkt Schadenserſatzpflicht 
(SN 249 ff.). Vgl. zu V. \ a 

IV. Wegen entſprechender Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift bei Anträgen 
auf Abſchluß von Dienſt⸗ oder Werkvertragen, welche eine Geſchäftsbeſorgung 
zum Gegenſtande haben, $ 675. 

V. Sonderregelung. 

HGB. § 362 Abs. I. Geht einem Kaufmanne, dessen Gewerbebetrieb die 
Besorgung von Geschäften für Andere mit sich bringt, ein Antrag über die Be- 
sorgung solcher Geschäfte von Jemand zu, mit dem er in Geschäſtsverbindung 
steht, so ist er verpflichtet, unverzüglich zu antworten; sein Schweigen gilt als 
Annahme des Antrags. Das Gleiche gilt, wenn einem Kaufmann ein Antrag 
über die Besorgung von Geschäften von Jemand zugeht, dem gegenüber er sich 
zur Besorgung solcher Geschäfte erboten hat. 


RechtsanwO. v. I. Juli 1878 § 30. Der Rechtsanwalt, dessen Berufs- 
thätigkeit in Anspruch genommen wird, ist verpflichtet, wenn er den Antrag 
nicht annimmt, die Ablehnung ohne Verzug zu erklären, widrigenfalls er den 
dureh die Verzögerung erwachsenen Schaden zu ersetzen hat. 


§ 664. 1. Die Haftung des Beauftragten für jede Fahrläſſigkeit er- 

giebt § 276. — Wegen außerkontraktlicher Haftung vgl. § 831 Abf. 2. 

a. Der Schadenserſatzanſpruch des Auftraggebers iſt nicht ſubſidiär. Der Be⸗ 
auftragte kann nicht einwenden, daß der Auftraggeber zunachſt ander⸗ 
weite Mittel (Klage gegen den Dritten) geltend machen könne, ſondern 
6 em des Anſpruchs gegen den Dritten verlangen; RG. 9 290, 

I. 

pb. Vorausſetzung und Umfang der Haftung des Beauftragten, welcher die 
Ausführung des Auftrags ſchuldhaft unmöglich gemacht hat, RG. 30 132. 

c. Die Beweislaſt für feine Sorgfalt liegt bei ungünstigem Ausgange des 
1 0 dem Beauftragten ob. Vgl. § 282. RG. 20 269. RO. 6 215, 

238 f. 
2. Subſtitution. (Val. auch § 167 Note 3a.) 

a. Nach der Auslegungsregel des Abſ. 1 hat der Beauftragte keine Be⸗ 
fugniß zur Subſtitution, d. h. zur Uebertragung ſelbſtändiger Ausführung 
des Auftrags auf einen Dritten. Haftung des Beauftragten für pflicht⸗ 
widrige Subſtitution § 278 Note 1. 

b. Die Geſtattung der Uebertragung kann ſich aus den Umſtänden 
ergeben, inſonderheit, wenn ſie zur ordnungsmäßigen oder zweckentſpre⸗ 
chenden Erledigung (4. B. Beſtellung eines Prozeß bevollmächtigten) er- 
forderlich ift; vgl. § 278 Note 5. 

e. Zwiſchen dem Auftraggeber und dem Subſtituten liegen un⸗ 
mittelbare Rechtsbeziehungen nur vor, wenn die Subſtitution ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend im Namen und im Auftrage des Auftraggebers er- 
folgt (§§ 164 ff.); ſonſt kann der Auftraggeber nur Abtretung der Rechte 
des Beauftragten gemäß § 667, und bei Ueberſchreitung des Auftrags 
gemäß 8$ 681, 667 verlangen. 


2. Perſönliche Natur des 

Schuldverhältniſſes. 

a. Augführung durch 
Dritte. 


b. Uebertragung des 
Anſpruchs auf Aus⸗ 
führung. 


8. Weiſungen des Auf⸗ 
traggebers. 


4. Auskunftspflicht des 
Beauftragten. 


5. Herausgabe des Er⸗ 
haltenen u. Erlangten. 
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§ 665. Der Beauftragte iſt berechtigt, von den Weiſungen des 
Auftraggebers abzuweichen, wenn er den Umſtänden nach annehmen 
darf, daß der Auftraggeber bei Kenntniß der Sachlage die Abweichung 
billigen würde. Der Beauftragte hat vor der Abweichung dem Auf⸗ 
traggeber Anzeige zu machen und deſſen Entſchließung abzuwarten, 
wenn nicht mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt. 

S 666. Der Beauftragte ift verpflichtet, dem Auftraggeber die 
erforderlichen Nachrichten zu geben, auf Verlangen über den Stand 
des Geſchäfts Auskunft zu ertheilen und nach der Ausführung des 
Auftrags Rechenſchaft abzulegen. 

§ 667. Der Beauftragte ift verpflichtet, dem Auftraggeber Alles, 
was er zur Ausführung des Auftrags erhält und was er aus der 
Geſchäftsbeſorgung erlangt, herauszugeben. 


3. Zuziehung von Gehülfen iſt zuläſſig, ſoweit ſich nicht das Gegentheil 
aus dem Auftrag (§§ 157, 242) ergiebt. Haftung des Beauftragten für 
Gehülfen, mag deren Zuziehung befugt oder unbefugt ſein, gemäß § 278. — 
Schadenserſatzpflicht des Rechtsanwalts RG. 10 138; außerkontraktlich § 831, 
RG. 14 285. Vgl. auch § 675 Note 2a. 

4. Entſprechende Anwendbarkeit. Die Vorſchrift des § 664 ift zur ent- 
ſpechenden Anwendung auf Dienſt⸗ und Werkverträge, welche eine Geſchäfts⸗ 
beſorgung zum Gegenſtande haben, im § 675 nicht miteitirt. An die Stelle 
derſelben tritt für den Dienſtvertrag $ 613; für den Werkvertrag vgl. § 631 
Note IV 2. Vgl. ferner § 278 Note 5. 

§ 665. 1. Beim Fehlen beſtimmter Weiſungen iſt der Beauftragte 
zur Wahrnehmung des Intereſſes des Auftraggebers nach dem Inhalte des 
Auftrags und der Sachlage verpflichtet (§ 157, 242, 276). Dies gilt auch 
beim Ausbleiben einer in Ausſicht geſtellten Weiſung, wenn nicht die Gr- 
theilung derſelben Vorausſetzung für Erledigung des Auftrags ift. 

2. Die Nichtbeobachtung des § 665 begründet Schadenserſatzpflicht (58 249 ff.). 
Ob eine Abweichungspflicht gegebenen Falles beſteht, iſt uslegungsfrage. 

3. Haftung mehrerer Beauftragter gegenüber dem Auftraggeber richket 
ſich nach §§ 420 ff. 

4. Für das Verhältniß zu dem Dritten, mit welchem der Beauf⸗ 
tragte fih eingelaſſen, entſcheiden die $$ 164 ff. 

9. Anwendbarkeit des § 665 auf Dienſt⸗ und Werkverträge, welche eine 
Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, § 675. 

§ 666. 1. Die Benachrichtigungspflicht ift unabhängig von voraufgegan⸗ 
gener Aufforderung des Auftraggebers. r 

2. Inhalt und Umfang der Rechenſchaftspflicht $ 259, Offenbarungseid $ 260. 

3. Klage eines von mehreren Auftraggebern gegen den Beauftragten auf 
Rechnungslegung an alle. $ 432. RG. 20 312 ff., 318f. 

4. Anwendbarkeit des $ 666 auf Dienſt⸗ und Werkverträge, welche eine 
Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, § 675. 

667. 1. Die Herausgabepflicht beſteht ohne Rückſicht darauf, ob die 
Geſchaftsbeſorgung im Namen des Auftraggebers oder im eigenen Namen 
des Beauftragten erfolgt ift (vgl. Titelvorb. IV 2 und zu $ 664 Note 20). 
RG. 9 296. 

2. Aus der Geſchäftsbeſorgung ſind auch Zuwachs, Nutzungen, Früchte 
(vgl. Note 6), die Bankzinſen, welche der Beauftragte durch Einzahlung des 
Erlangten auf Depoſitenkonto zum Zwecke der Aufbewahrung des Geldes 
erlangt, etwaige Geſchenke und Extraproviſionen, welche der Beauftragte aus 
Anlaß der Geſchaftsbeſorgung von Dritten erhalten hat, erlangt. Vgl. 
RG. 9 296, vgl. indep OLG. Hamburg Seuff. 55 170. 
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§ 668. Verwendet der Beauftragte Geld für fih, das er dem 
Auftraggeber herauszugeben oder für ihn zu verwenden hat, ſo iſt er 
verpflichtet, es von der Zeit der Verwendung an zu verzinſen. 

§ 669. Für die zur Ausführung des Auftrags erforderlichen Auf⸗ 
wendungen hat der Auftraggeber dem Beauftragten auf Verlangen 
Vorſchuß zu leiſten. 

§ 670. Macht der Beauftragte zum Zwecke der Ausführung des 
Auftrags Aufwendungen, die er den Umſtänden nach für erforderlich 
halten darf, ſo iſt der Auftraggeber zum Erſatze verpflichtet. 


3. Die Beweislaſt für die Ausführung des Auftrags und für die erfor⸗ 
derliche Sorgfalt liegt bei nachträglicher Unmöglichkeit der Herausgabepflicht 
dem Beauftragten ob ($ 282). Vgl. § 664 Note lc. 

4. Unmittelbarer Erwerb des Ehemanns für die Ehefrau 5 1381, des 
Vaters für das Kind $ 1646. K 

5. Zurückbehaltungsrecht des Beauftragten § 273. 

6. Koſten der Fruchtgewinnung § 102. . 

7. Anwendbarkeit des § 667 auf Dienſt⸗ und Werkverträge, welche eine 
Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, § 675. 

8 668. 1. Vgl. die entſprechenden Vorſchriften für den Verwahrer $ 698, 
den Vormund § 1834; ferner §§ 27, (40), 86, 681, 687, 713. 

2. Geſetzlicher Zinsfuß 4 pEt. § 246. — Vgl. auch daſelbſt HGB. § 352. 

3. Geltendmachung höheren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen. 

4. Nicht rechtzeitige Ablieferung bewirkt Verzug und Zinspflicht nur nach 
den allgemeinen Vorſchriften der §§ 284 ff. 

5. Verſäumung der Einziehung und Anlegung von Geldern begründet 
keine ſelbſtändige Zinspflicht, ſondern nur die Pflicht zum Schadenserſatze 
nach den allgemeinen Grundſätzen §§ 276, 280, 249 ff. 

6. Anwendbarkeit des § 668 auf Dienſt⸗ und Werkverträge, welche eine 
Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, § 675. 

§ 669. 1. Der Beauftragte ift nicht verpflichtet, in Vorſchuß zu gehen. 
Er iſt außer Verantwortung, wenn er nicht handelt, weil er trotz ſeines 
Verlangens den nothwendigen Vorſchuß nicht erhielt. Eine Schadenserſatz⸗ 
pflicht des Beauftragten kann indeß dadurch begründet ſein, daß er nicht 
rechtzeitig den Vorſchuß erfordert hat. 

2. Sonderregelung des Falles, wenn der Gegenſtand des Auftrags eine 
Bürgſchaftsübernahme des Beauftragten für den Auftraggeber iſt, § 775. 

3. Auf Dienſt⸗ u. Werkverträge, welche eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegen⸗ 
ſtande haben ($ 675), ift § 669 nur dann anwendbar, wenn die Aufwendungen 
nicht durch die auf Grund des Vertragsverhältniſſes zu leiſtende Vergütung 
($$ 613, 631) abgegolten fein follen. 

§ 670. 1. Der Anſpruch auf Erſtattung der Aufwendungen ift an ſich 
unabhängig von dem Erfolge der Auftragsausführung. Beruht das den 
Umſtänden nach unangemeſſene Ergebniß der Auftragsausführung auf einem 
zu vertretenden Verſehen des Beauftragten, ſo haftet er nach allgemeinen 
Grundſätzen auf Schadenserſatz vgl. § 662 Note 1 1. Die Schadenserſatz⸗ 
forderung kann geeigneten Falles gegen den Aufwendungsanſpruch des Be⸗ 
auftragten aufgerechnet werden §§ 387 fl. Vgl. NG. JW. 1901 S. 311”. 

2. Nicht die objektive Erforderlichkeit der Aufwendungen iſt Vor⸗ 
ausſetzung des Erſtattungsanſpruchs; vielmehr genügt, daß der Beauftragte 
die Aufwendung für erforderlich halten durfte (§ 276). Beweislaſt des Be- 
auftragten ergiebt § 282. Vgl. § 664 Note Le. 

3. Aufwendungen in Ueberſchreitung des Auftrags § 669. 

4. Aufwendungen, welche gemäß Note 2 u. 3 nicht durch den Auftrag ge⸗ 
deckt werden, ſind nach den für die Geſchäftsführung ohne Auftrag geltenden 
Vorſchriften zu beurtheilen, §§ 681, 683, 684. 


6. Eigennützige Verwen 
dung von Geld. 


7. Vorſchußpflicht des 
Auftraggebers. 


„ Erfſatz von Aufwen 
dungen. 
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9. Widerruf ſeitens des § 671. Der Auftrag kann von dem Auftraggeber jederzeit mider- 
Auftraggebers. rufen, von dem Beauftragten jederzeit gekündigt werden. 
10. Kundigung ſeitens Der Beauftragte darf nur in der Art kündigen, daß der Auftrag⸗ 
des Beauftragten. geber für die Beſorgung des Geſchäfts anderweit Fürſorge treffen kann, 
es ſei denn, daß ein wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung 
vorliegt. Kündigt er ohne ſolchen Grund zur Unzeit, ſo hat er dem 
Auftraggeber den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. 
Liegt ein wichtiger Grund vor, ſo iſt der Beauftragte zur Kün⸗ 
digung auch dann berechtigt, wenn er auf das Kündigungsrecht ver⸗ 
zichtet hat. 


5. Verzinſung des aufgewendeten Betrags oder Werthes § 256. 

6. Anſpruch des Beauftragten auf Befreiung von Verbindlichkeiten, welche 
er in Gemäßheit der §§ 670, 665 übernommen § 257. 

7. Auch die eigene Thätigkeit des Beauftragten kann als erſtat⸗ 
tungspflichtige Aufwendung (vgl. $ 256 Note 2) in Betracht kommen, wenn 
a. dieſe Thätigkeit nicht unmittelbar das auf Grund des Auftrags unent⸗ 

geltlich zu beſorgende Geſchäft iſt. Beiſpiel: Durch Uebernahme einer 
unentgeltlichen Vermögensverwaltung verpflichtet ſich der Rechtsanwalt 
ebenſowenig zur unentgeltlichen Führung der zum Zwecke der Verwaltung 
erforderlich werdenden Prozeſſe, wie ſich dadurch der Maurermeiſter zur 
unentgeltlichen Leiſtung aller zur Erhaltung der Vermögensgegenſtände 
erforderlichen Maurerarbeiten verpflichtet. Hätte ſolchenfalls der Beauf⸗ 
tragte unzweifelhaft Anſpruch auf Erſtattung der Auslagen, welche ihm 
durch Uebertragung der Thätigkeit an einen Dritten entſtanden wären, fo 
muß daſſelbe auch gelten, wenn er die Thätigkeit ſelbſt aufgewendet hat, 
vorausgeſetzt, daß er den Umſtänden nach — gemäß $ 181 — zum Kon: 

trahiren mit fich ſelbſt befugt war; vgl. auch § 662 Note 13; 

b. die Umſtände nicht ergeben, daß auch die in Frage ſtehende Thätigkeit 
nach dem zwiſchen den Parteien beſtehenden Rechtsverhältniſſe von dem 
Beauftragten unentgeltlich bewirkt werden ſollte. 

8. Benutzt der Beauftragte zum Zwecke der Geſchäftsbeſorgung ſeine Sachen, 
ſo gilt daſſelbe wie zu 7. 

HGB. 5 306 Abs. 2. Zu dem von dem Kommittenten für Aufwendungen des 
Kommissionärs nach den 88 670, 675 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu leisten- 
den Ersatze gehört auch die Vergütung für die Benutzung der Lagerräume und 
der Beförderungsmittel des Kommissionärs. 

9. Die Schadenserſatzpflicht des Auftraggebers für Verluſte, welche 
dem Beauftragten unmittelbar durch die Geſchäftsbeſorgung oder aus Ge⸗ 
fahren erwachſen, welche von derſelben unzertrennlich ſind, iſt nicht beſonders 
geregelt. Die Protokolle Bd. II S. 368 gehen davon aus, daß Schaden, der 
als vorausſehbar oder wenigſtens denkbar von dem Beauftragten in den 
Kreis ſeiner Rechnung hätte gezogen werden können, unter das von dem 
Beauftragten übernommene Riſiko falle, daß hingegen Gefahren, welche, ob⸗ 
wohl dem Auftraggeber bekannt, von dieſem dem Beauftragten nicht mitge⸗ 
theilt waren, gemäß § 242 von dem Auftraggeber zu tragen ſind. Vgl. die 
Regelung bei der Verwahrung § 694. 

10. Wegen der Anwendbarkeit des § 670 auf Dienſt⸗ und Werkverträge, 
17010 . Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben ($ 675), vgl. zu § 669 

ote 3. 

§ 671. 1. Widerruf und Kündigung bringen das durch den Auftrag 
begründete Schuldverhältniß für die Zukunft zum Erlöſchen. — Wirk⸗ 
ſamwerden dieſer empfangsbedürftigen Willenserklärungen $$ 130 ff. — 
Beifügung einer Bedingung vgl. Titelborb. vor § 158 Note Zaß. 

2. Widerruflichkeit iſt dem Auftrage weſentlich. Ein Verzicht auf das 
Widerrufsrecht gegenüber dem Beauftragten, z. B. bei Geſchäftsbeſor⸗ 
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§ 672. Der Auftrag erliſcht im Zweifel nicht durch den Tod oder 
den Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit des Auftraggebers. Erliſcht der 
Auftrag, ſo hat der Beauftragte, wenn mit dem Aufſchube Gefahr 
verbunden iſt, die Beſorgung des übertragenen Geſchäfts fortzuſetzen, 
bis der Erbe oder der geſetzliche Vertreter des Auftraggebers ander⸗ 
weit Fürſorge treffen kann; der Auftrag gilt inſoweit als fortbeſtehend. 


gungen im eigenen Intereſſe des Beauftragten beſeitigt die Natur des Ge⸗ 

ſchäfts als eines Auftrags vgl. § 662 Note II. (Anders bei der Vollmacht 

§ 168 Note 3 b.) Nicht ausgeſchloſſen ift dagegen Verzicht auf das Wider- 

rufsrecht gegenüber einem dritten Intereſſenten vgl. RG. 2 33 f. NOS. 23 

324 ff.; dieſesfalls iſt aus den Umſtänden zu entnehmen, ob nicht der Dritte 

der eigentliche Auftraggeber ift. — Bei mehreren Auftraggebern ſoll 

(nach Mot. II S. 544) jeder Einzelne, vorbehaltlich ſeiner Verantwortung 

gegenüber den Anderen widerrufen können; die Wirkung des Widerrufs ſoll 

nach den konkreten Umſtänden, namentlich auch mit Rückſicht darauf, ob das 
aufgetragene Geſchäft theilbar iſt, zu beurtheilen ſein. In der gemeinſchaft⸗ 
lichen Beauftragung kann auch ein ſtillſchweigender Verzicht auf den Einzel⸗ 
widerruf liegen. — Widerruf durch den zu dieſem Zwecke dem abweſenden 

Auftraggeber beſtellten Abweſenheitspfleger $ 1911 Abſ. 1 Satz 2. 

3. Das Kündigungsrecht des Beauftragten kann durch Parteiverein⸗ 
barung eingeſchränkt oder ausgeſchloſſen werden. Vgl. Abſ. 3. — Annahme 
eines Auftrags auf beſtimmte Zeit kann Verzicht auf Kündigung für dieſe 
Zeit bedeuten (vgl. § 658 Abſ. 2). 

4. Unzeitige Kündigung. 

a. Auch die unzeitige Kündigung ift wirkſam und beendet das Auftragsver⸗ 
hältniß. Sie begründet Schadenserſatzpflicht (§§ 249 ff) bezüglich des dem 
Auftraggeber dadurch, daß der Beauftragte ſich früher zurückgezogen hat, 
als der Auftraggeber anderweite Fürſorge treffen konnte, entſtandenen 
Schadens. Schaden, welcher nach dieſem Zeitpunkt eintritt, hat der Be⸗ 
auftragte nicht zu erſetzen. 

b. Von dem Beauftragten zu beweiſende Einwendung iſt, daß ein die unzeitige 
oder durch Verzicht ausgeſchloſſene (Abſ. 3) Kündigung, ſo wie ſie ge⸗ 
De rechtfertigender wichtiger Grund (vgl. 8$ 626, 696, 723 u. a. m.) 
vorliegt. 

5. Anderweite Erlöſchungsgründe vgl. zu § 674. 

6. Bei Dienſt⸗ und Werkverträgen, welche eine Geſchäfts⸗ 
beſorgung zum Gegenſtande haben, richtet ſich das Recht zum Wider⸗ 
rufe bzw. zur Kündigung nicht nach § 671, ſondern nach den Vorſchriften 
über den Dienft- bzw. den Werkvertrag. Nur, wenn hiernach der Geſchäfts⸗ 
beſorger zur Kündigung ohne Einhaltung einer Friſt berechtigt iſt, findet 
§ 671 Abf. 2 Anwendung, vgl. $ 675 Note 3b. 

§ 672. 1. Die Auslegungsregel des Satz 1 gilt nur, ſofern nicht ein 
anderer Wille der Kontrahenten in dem Vertrag ausgeſprochen, bzw. im 
Wege der Auslegung ($ 133) zu ermitteln oder nach den Umſtänden des 
Falles ($ 157) anzunehmen iſt. 

y 2. Wenn der Auftrag nach dem Tode fortbefteht, fo ſteht den Erben das 

Widerrufsrecht zu; die beſondere Regelung der Rechtsſtellung des Teſtaments⸗ 

vollſtreckers SS 2107 ff. 

. Wenn ſogar der Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit den Auftrag nicht zum 
Erlöſchen bringt, ſo kann dieſe Wirkung um ſo weniger dem Eintritte der be⸗ 
ſchränkten Geſchäftsfähigkeit zukommen. — Auch eine Veränderung 
Ei der Perſon des geſetzlichen Vertreters (vgl. CPO. § 86) läßt den 
Auftrag unberührt. 

4. Fürſorgepflicht des Beauftragten bei Erlöſchen des Auftrags 
(vgl. § 727 Abi. 2) unterliegt den Vorſchriften vom Auftrage ($ 672 a. E.). 

Die gegenſeitigen Anſprüche gehen, mag der Auftrag durch den Tod 


11. Tod und Geſchäftsun 
fähigkeit des Auftrag 
gebers. 


12. Tod des Beauftrag⸗ 
ten. 


13. Gutglaubige Fort⸗ 
führung des erloſche⸗ 
nen Auftrags 


426 Zweites Buch. Recht der Schuldverhältniſſe. 


§ 673. Der Auftrag erliſcht im Zweifel durch den Tod des Be⸗ 
auftragten. Erliſcht der Auftrag, ſo hat der Erbe des Beauftragten 
den Tod dem Auftraggeber unverzüglich anzuzeigen und, wenn mit 
dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt, die Beſorgung des übertragenen 
Geſchafts fortzuſetzen, bis der Auftraggeber anderweit Fürſorge treffen 
kann; der Auftrag gilt inſoweit als fortbeſtehend. 

8 674. Erliſcht der Auftrag in anderer Weiſe als durch Wider⸗ 
ruf, ſo gilt er zu Gunſten des Beauftragten gleichwohl als fortbe⸗ 
ſtehend, bis der Beauftragte von dem Erlöſchen Kenntniß erlangt oder 
das Erlöſchen kennen muß. 


erloſchen ſein oder nicht, nach den allgemeinen erbrechtlichen Grundſätzen 
(88 1922 ff.; 1967 ff.) auf die Erben über, insbeſondere iſt der Beauftragte 
den Erben des Auftraggebers gegenüber rechnungs⸗ und herausgabepflichtig 
(88 666, 669). Val. hierzu § 1967 Note II Ie (Nachlaßverbindlichkeit). 

6. Anwendbarkeit des § 672 auf Dienſt⸗ und Werkverträge, welche eine 
Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, vgl. § 675. Vgl. ferner ŞÖ 1424 
Abſ. 2, 1683, 1893. 

7. KO. 5 20. Ein von dem Gemeinschuldner ertheilter Auftrag erlischt 
durch die Eröffnung des Verfahrens, es sei denn, dass der Auftrag sich nicht 
auf das zur Konkursmasse gehörige Vermögen bezieht. Erlischt der Auftrag, 
so finden die Vorschriften des $ 672 Satz 2 und des 5 674 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. 

Das Gleiche gilt, menn sich Jemand durch einen Dienstvertrag oder einen 
Werkvertrag verpflichtet hat, ein ihm von dem Gemeinschuldner übertragenes 
Geschäft für diesen zu besorgen. 

KO. 827. Erlischt ein von dem Gemeinschuldner ertheilter Auftrag oder 
ein Dienst. oder Werkvertrag der im § 23 Abs. 2 bezeichneten Art in Folge 
der Eröffnung des Verfahrens, so ist der andere Theil in Ansehung der nach 
der Eröffnung des Verfahrens entstandenen Ersatzansprüche im Falle des $ 672 
Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs Massegläubiger, im Falle des $ 674 des 
‚Bürgerlichen Gesetzbuchs Konkursgläubiger. 


8 673. 1. Erlöſchen des Auftrags durch den Tod des Beauftragten iſt 
die Regel. Wegen Anzeige und Fürſorgepflicht des Erben vgl. zu $ 672 
Note 4. — Auf die Erben geht insbeſondere die Herausgabe: und Rechnungs⸗ 
pflicht ſowie der Beſitz ($ 857) über; Nachlaßverbindlichkeit § 1967 Note II Ie. 

2. Wenn der Auftrag nicht erliſcht, ſo treten die Erben nach all⸗ 
gemeinen erbrechtlichen Grundſätzen in die Rechte und Pflichten ein. Ob 
eine Verpflichtung zur Anzeige des Todesfalls beſteht, ift nach §§ 157, 242 
zu beurtheilen. 

5 3. Ueber den Fall der Subſtitution vgl. zu § 664 Note 2c und zu $ 167 
Note 3. 

4. Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit oder beſchränkter Geſchäfts⸗ 
fähigkeit in der Perſon des Beauftragten iſt als Erlöſchungsgrund nicht 
aufgeführt. Während die Geſchäftsunfähigkeit dem Beauftragten die Fähig⸗ 
keit zur Geſchäftsbeſorgung nimmt und deshalb den Auftrag zum Erlöſchen 
bringt, hindert die beſchränkte Geſchäftsfähigkeit nicht die weitere Geſchäfts⸗ 
beſorgung durch den Beauftragten § 165. 

5. Anwendbarkeit des § 673 auf Dienſt⸗ und Werkverträge, welche eine 
Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, vgl. § 675. 

& Entſprechende Regelung bei der Geſellſchaft vgl. zu § 727; für das ehe⸗ 
liche Güterrecht § 1424, 1472, bei der elterlichen Gewalt § 1683, bei der 
Vormundſchaft § 1893, bei der Teſtamentsvollſtreckung § 2218. 


8 674. |. Als Erlöſchungsgründe überhaupt kommen in Betracht: 
Widerruf, Kündigung ($ 671), Tod, Geſchäftsunfähigkeit (§ 672, 673), Grle- 
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§ 675. Auf einen Dienſtvertrag oder einen Werkvertrag, der eine u. Heſchaftsveſorgung auf 


Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande hat, finden die Vorſchriften der 
$$ 663, 665 bis 670, 672 bis 674 und, wenn dem Verpflichteten das 
Recht zuſteht, ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu kündigen, auch 
die Vorſchriften des § 671 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 


digung des Auftrags durch Ausführung; Ablauf der Zeit, für welche, oder 

Eintritt der auflöſenden Bedingung, unter welcher der Auftrag ertheilt iſt 

($$ 163, 158 Abſ. 2); Vereinbarung der Parteien; Konkurs AD. § 23, abge- 

druckt zu § 672. 4 

2. Im Falle des Widerrufs erliſcht der Auftrag abſolut mit dem 

Wirkſamwerden der Widerrufserklärung (§§ 130 ff.), auch wenn der Beauf⸗ 

tragte, wie dies namentlich im Falle des § 132 vorkommen kann, keine 

Kenntniß von dem Widerruf erlangt. N 

3. In allen anderen Fällen des Erlöſchens (Nr. 1) — außer dem Falle 
des Widerrufs — gilt der Auftrag zu Gunſten des Beauftragten ſo⸗ 
lange als fortbeſtehend, bis der Beauftragte Kenntniß von der Erlöſchungs⸗ 

thatſache erlangt hat oder erlangen mußte ($ 122 Abf. 2). 

a. Die Fortgeltung beſteht nur zu Gunſten des Beauftragten. Der 
Beauftragte macht fih, abgeſehen von feiner Fürſorgepflicht aus §§ 672, 
673, nicht verantwortlich, wenn er nach objektivem Erlöſchen des Muf- 
trags unthätig iſt, obwohl er das Erlöſchen nicht kennt. Iſt der Be⸗ 
auftragte indeß nach dem objektiven Erlöſchen thätig, ſo muß er auch 
die ihm als Beauftragten obliegenden Pflichten erfüllen; dieſelben würden 
ihm auch aus dem Geſichtspunkte der Geſchäftsführung ohne Auftrag ob⸗ 
liegen §§ 677 f. 

b. Die Beweislaſt für die Kenntniß oder das Kennenmüſſen trifft den⸗ 
jenigen, der daraus Rechte herleitet. (Gilt „bis“ vgl. Einl. S. 4.) 

4. Wegen des Rechtsverhältniſſes zu dem Dritten, mit welchem 

ſich der Beauftragte als Bevollmächtigter eingelaſſen hat, vgl. § 169. 

5. Anwendbarkeit des § 674 auf Weri- und Dienſtverträge, welche eine 

Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, vgl. § 675. 

6. Die entſprechende Regelung findet ſich bei der Geſellſchaft § 729, 

im ehelichen Güterrechte §§ 1424, 1472, 1497 Abſ. 2, 1546, 1549, bei der 

elterlichen Gewalt § 1682, zu Gunſten des Vormundes § 1893, des Vor⸗ 

erben § 2140, des Teſtamentsvollſtreckers § 2218. 


§ 675. 1. Die Vorſchrift des § 675 bezieht fih nicht auf alle Dienſt⸗ 
und Werkverträge, ſondern nur auf diejenigen, welche eine Geſchäftsbeſor⸗ 
gung zum Gegenſtande haben. Geſchäftsbeſorgung vgl. Titelvorb. Nr. I. 
2. Ein Dienſt⸗ bzw. Werkvertrag, welcher eine Geſchäftsbeſorgung zum 
Gegenſtande hat, pflegt insbeſondere zu beſtehen (vgl. § 662 Note I3): 
a. zwiſchen dem Rechtsanwalt und feiner Klientel, vgl. Titel vorb. 
vor § 611 Note II. Bloße Rathsertheilung oder gutachtliche Thätigkeit 
ift nicht Geſchäftsbeſorgung. Vgl. Titelvorb. vor § 662 Note II I. 
Ergänzend greifen ein die Rechtsanwaltsordnung v. 1. Juli 1878 
(Ach Bl. S. 177) und die Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
vom 7. Juli 1879 (RGB. S. 176), Neufaſſung vom 20. Mai 1898 (RGBl. 
2 ff.). — Wegen Verjährung des Gebührenanſpruchs vgl. §§ 196 75, 16, 
b. zwiſchen dem Notar und feiner Klientel. Vgl. NG. 49 26, IW. 
1901 S. 549 über die Haftung des Notars für Verſehen des Bureau⸗ 
vorſtehers bei der Entgegennahme von Aufträgen, RG. 49 269, JW. 
1901 S. 582 2 (Unterſcheidung zwiſchen der Haftung wegen Verletzung 
der Amtspflicht und der Haftung aus dem privatrechtlichen Rechtsverhälk⸗ 
niſſe, wie Auftrag, Dienftvertrag). Das Notariatsweſen unterliegt landes⸗ 
geſetzlicher Regelung. Verjährungsvorſchriften $$ 196, 201; 


rund eines Dienſt⸗ 
oder Werkvertrags. 


§ 675. 


428 Zweites Buch. Recht der Schuldverhältniſſe. 


c. zwiſchen dem Gerichtsvollzieher und der Partei, vgl. hierzu 
RG. 16 396 (PlenEntiſch.), Gruchot 44 1199, 1204, JW. 1901 S. 783, 
DLG. 4 216; ferner Wilmowski⸗Levy, Kommentar zu CPO. 7. Auflage 
Note 3 zu § 674; GG. § 155 und die auf Grund dieſer Vorſchrift er⸗ 
laſſenen Verordnungen der Landesjuſtizverwaltungen. Bol. Wilmowski⸗ 
Levy zu § 155 GNG. — Kein Auftragsverhältniß zwiſchen der Partei 
und dem Gerichtsſchreiber, durch deſſen Vermittelung der Gerichts⸗ 
vollzieher mit der Zuſtellung beauftragt werden foll; CPO. § 166, R. 17391; 

d. zwiſchen dem Handlungsagenten und dem Geſchäftsherrn, 
HGB. §§ 84—92. HGB. § 84 abgedruckt zu § 652; 

e. zwiſchen dem Handelsmäkler und den Parteien; HGB. $$ 93 bis 
104. HGB. § 93 abgedruckt zu § 652; 

f. zwiſchen dem Kommiſſionar und dem Kommittenten; HGB. 
§§ 383—406; 

HGB. § 383. Kommissionär ist, wer es gewerbsmässig übernimmt, Waaren 
oder Werthpapiere für Rechnung eines Anderen (des Kommittenten) in eigenem 
Namen zu kaufen oder zu verkaufen. 

HGB. 5 400. Die Vorschriften dieses Abschnitts kommen auch zur An- 
wendung, wenn ein Kommissionär im Betriebe seines Handelsgewerbes ein Ge- 
schäft anderer als der im $ 383 bezeichneten Art für Rechnung eines Anderen 
in eigenem Namen zu schliessen übernimmt. Das Gleiche gilt, wenn ein Kauf- 
mann, der nicht Kommissionär ist, im Betriebe seines Handelsgewerbes ein Ge- 
schäft in der bezeichneten Meise zu schliessen übernimmt. 

Als Einkaufs- und Verkaufskommission im Sinne dieses Abschnitts gilt auch 
eine Kommission, welche die Lieferung einer nicht vertreibaren beweglichen Sache, 
die aus einem von dem Unternehmer zu beschaffenden Stoffe herzustellen ist, zum 
Gegenstande hat. 

g. zwiſchen dem Spediteur und dem Verſender; HGB. SS 407—415. 

HGB. 8 407. Abs. 1. Spediteur ist, wer es gewerbsmässig übernimmt, 
Güterversendungen durch Frachtführer oder durch Verfrachter von Seeschiffen 
für Rechnung eines Anderen (des Versenders) in eigenem Namen zu besorgen. 

HGB. $415. Die Vorschriften dieses Abschnitts kommen auch zur An- 
wendung, wenn ein Kaufmann, der nicht Spediteur ist, im Betriebe seines Han- 
delsgewerbes eine Güterversendung durch Frachtführer oder Verfrachter für Rech- 
nung eines Anderen in eigenem Namen zu besorgen übernimmt. 

3. Entſprechend anwendbare Vorſchriften über den Auftrag. 
Es betreffen 

§ 663: Anzeigepflicht bei Ablehnung; 

§ 665: Weiſungen des Auftraggebers; 

§ 666: Auskunftspflicht des Beauftragten; 

$ 667 f.: Herausgabe des Erhaltenen und Erlangten; 

§ 669: Vorſchußpflicht des Auftraggebers; 

§ 670: Erſatz von Aufwendungen; 

§ 672: Tod und Geſchäftsunfähigkeit des Auftraggebers; 

§ 673: Tod des Beauftragten; 

8 674: Gutgläubige Fortführung des erloſchenen Auftrags. 
Nicht miteitirt find $$ 664 und 671 Abſ. 1 u. 3. 

a. An Stelle des § 664 (Subſtitution, Haftung für Dritte) tritt 
für den Dienfivertrag § 613, für den Werkvertrag die allgemeine Vor⸗ 
ſchrift des § 267. Wegen der Haftung für Gehülfen und Subſtituten 
vgl. § 278 und die Noten dazu, insbeſondere Note 5. 

bh. An Stelle des $ 671 (Widerruf und Kündigung) treten für den 
Dienstvertrag § 627, für den Werkvertrag die $$ 643, 649. — Das Recht, 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu kündigen, jteht dem Geſchäfts⸗ 
beſorger beim Dienſtvertrage nach Maßgabe des § 627, nicht aber beim 
Werkvertrage zu; §671 Abſ. 2 betrifft die Fürſorgepflicht des Kündigenden, 

3 6725 Konkurs des Geſchäftsherrn vgl. KO. §§ 23, 27, abgedruckt 
zu § 672. 
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8 676. Wer einem Anderen einen Rath oder eine Empfehlung ut. Rath und Emofeblung. 
ertheilt, iſt, unbeſchadet der ſich aus einem Vertragsverhältniß oder 
einer unerlaubten Handlung ergebenden Verantwortlichkeit, zum Erſatze 
des aus der Befolgung des Rathes oder der Empfehlung entſtehenden 
Schadens nicht verpflichtet. 


Elfter Titel. 
Geſchäftsführung ohne Auftrag. 


8 677. Wer ein Geſchäft für einen Anderen beſorgt, ohne von 1. Anſoruch des Geſchafts⸗ 
ihm beauftragt oder ihm gegenüber ſonſt dazu berechtigt zu fein, ee and Meife den 
hat das Geſchäft jo zu führen, wie das Intereſſe des Geſchäfts⸗ Geſchäftsführung. 
herrn mit Rückſicht auf deſſen wirklichen oder muthmaßlichen Willen 


es erfordert. 


8 676. 1. Rath und Empfehlung keine Geſchäftsbeſorgung; vgl. Titel⸗ 
vorb. Note J und II. 

2. Rath und Empfehlung an ſich, d. h. abgeſehen von den Fällen eines 
der Rathsertheilung zu Grunde liegenden Vertragsverhältniſſes (Note 3) 
oder einer unerlaubten Handlung (Note 4) begründen ſelbſt im Falle grober 
Fahrläſſigkeit keine Schadenserſatzpflicht. 

3. Rath und Empfehlung auf Grund eines Vertragsverhält⸗ 
niſſes, z. B. eines Dienſt⸗ oder Werkvertrags. Ein Vertragsverhältniß 
liegt ſtets vor, wenn der Rath gegen Entgelt ertheilt wird; Auskunfts⸗ 
ertheilung durch Auskunftsbureaus vgl. NG. JW. 1894 S. 591%. — Aus- 
kunftsertheilung bei einer zwiſchen den Parteien beſtehenden, als ſtillſchwei⸗ 
gendes Vertragsverhältniß aufzufaſſenden Geſchäftsverbindung RG. 27 124. 
Haftung für Dritte § 278. Schadenserſatz 88 249 ff. Wegen unentgeltlicher 
Rathsertheilung auf Grund eines Vertragsverhältniſſes vgl. Titelvorb. vor 
$ 662 Note V 2. 

4. Unerlaubte Handlung, insbeſondere alſo argliſtige Ertheilung 
eines falſchen Rathes (§§ 823 ff., 826). 

5. Ertheilung eines Rathes auf Grund der Amtspflicht § 839. 

6. Haftung gegenüber dem Dritten, deſſen Kredit durch eine falſche 
Auskunft gefährdet wird, § 824. 

7. Haftung des Prinzipals für die argliſtige Rathertheilung des Pro⸗ 
kuriſten RG. Gruchot 44 1062, Seuff. Arch. 55 168. 

§ 677. 1. Vorausſetzungen der Geſchäftsführung. 

J. Beſorgung eines Geſchäfts. Vgl. hierzu Titelvorb. vor § 662 
Note J. Die Geſchäftsbeſorgung, d. i. die Intereſſenvertretung kann ſich 
auf ein einzelnes Geſchäft oder auf eine Reihe von Geſchäften oder auf 
alle Geſchäfte einer Perſon beziehen. Gleichgültig ift hier ebenſo wie beim 
Auftrage, welcher Art die zum Zwecke der Geſchäftsbeſorgung entwickelte 
Thätigkeit ift, ob rechtsgeſchäftlich oder faktiſch, wenn nur das Geſchäft über: 
Haupt durch einen Vertreter bzw. ohne vorherige Einwilligung des Ge- 
ſchäftsherrn beſorgt werden kann. Vgl. Titelvorb. vor § 662 Note III. 

2. Negotium alienum. 

a. Es genügt, daß das Geſchäft nach dem Willen des Geſchäftsführers für 
einen Anderen vorgenommen ift (subjektiv fremdes Geſchäft); vgl. 
auch § 687 Abſ. 1. Nicht erforderlich iſt, daß das Geſchäft von vorn⸗ 
herein das Geſchäft eines Anderen, d. h. ein objektiv fremdes 
iſt, daß alſo ein rechtliches oder thatſächliches Verfügen über ein fremdes 
Vermögen vorliegt. — Der Schutz des Geſchäftsherrn ergiebt fi aus 

S177, 683 S. 1. 

D. Der Wille des Geſchäftsführers, das Geſchäft für einen Anderen zu Be: 
forgen, muß, wenn auch ſtillſchweigend (Titelvorb. vor § 116 Note 22°, 


§ 677. 
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$ 130 Note A II) nach außen kundgegeben fein. Dieſe Kundgebung liegt 

regelmäßig in dem Eingreifen in fremde Angelegenheiten. Unerheblich iſt, ob 

der Geſchäftsführer im eigenen oder im fremden Namen handelt; RG. II 218. 
c. Keine Fälle der Geſchäftsführung ohne Auftrag. 

a. Ueber die rechtswidrige Behandlung eines fremden Geſchäfts als eines 

eigenen vgl. $ 687 Abſ. 2; 

8. Erfolgt die Beſorgung eines fremden Geſchäfts durch den Vertreter 
eines von dem Geſchäftsherrn verſchiedenen Dritten Namens des 
Letzteren, jo kommt Geſchäftsführung ohne Auftrag im Verhältniſſe 
zwiſchen dem Geſchäftsbeſorger und dem Geſchäftsherrn nicht in Be⸗ 
tracht, wohl aber im Verhältniſſe zwiſchen dem Dritten und dem 
Geſchäftsberrn. Zwiſchen dem Geſchäftsbeſorger und dem Dritten 
iſt das zwiſchen ihnen beſtehende Rechtsverhältniß entſcheidend. In⸗ 
ſoweit der Geſchäftsbeſorger ſeine Vertretungsmacht überſchritten hat, 
kann Geſchäftsführung ohne Auftrag entweder für den Dritten oder 
für den Geſchäftsherrn vorliegen. Bol. auch Note 3. — Ueber die 
Vertretung bei rein thatſächlichem Handeln vgl. § 855 Note 4. 

„Irrthum über die Perſon des Geſchäftsherrn ift unerheblich, § 686. 

„Geſchäftsbeſorgung für einen Anderen erfordert nicht die Vorausſetzung 

eines der Perſon nach beſtimmten Geſchäftsherrn. Es genügt Beſorgung 

für den, den es angeht. Auch Geſchäftsbeſorgung für eine zukünftige 

juriſtiſche und phyſiſche Perſon ift möglich; ROH. 0 208, 214, 280. 

f. Der Beweggrund, aus welchem der Geſchäftsbeſorger fih der Geſchäfts⸗ 
beſorgung unterzogen hat, iſt unerheblich, namentlich auch, ob er durch 
fein eigenes Intereſſe oder das Intereſſe eines Dritten dazu beſtimmt 
worden iſt, oder ob er fälſchlich annahm, daß er mit der Geſchäftsbe⸗ 
kopan beauftragt oder dazu berechtigt fei; vgl. Note 3 b. 

3. Geſchäftsführung ohne Auftrag iſt ausgeſchloſſen beim 
Vorliegen 
a. eines Auftrags zur Geſchäftsbeſorgung § 662 ff., 675; insbeſondere $ 674; 

Vorſtand einer juriſtiſchen Perſon § 27 Abſ. 3, § 86; 

b. einer ſonſtigen Berechtigung zur Geſchäftsbeſorgung gegenüber dem Anderen, 
etwa auf Grund eines Amtes (z. B. als Vormund, Teſtamentsvollſtrecker) 
der elterlichen Gewalt, der Schlüſſelgewalt, des ehelichen Güterrechts, 

In dieſen Fällen finden die für das obwaltende Rechtsverhältniß gelten⸗ 
den beſonderen Beſtimmungen Anwendung. Greift in ſolchen Fällen ein 
außerhalb dieſes Rechtsverhältniſſes ſtehender Dritter ein, fo kann Geſchafts⸗ 
führung entweder für den Beauftragten bzw. den zur Geſchäftsführung Be⸗ 
rechtigten oder aber Geſchäftsführung für deffen Auftraggeber zc. (Mündel ꝛc.) 
vorliegen. Vgl. auch Note 208. 

II. Verbindlichkeiten des Geſchäftsführers bezüglich der Geſchüftsbeſor⸗ 
gung. 

l. Die Art und Weiſe der Ausführung hat fih nach dem Intereſſe 
und dem wirklichen oder muthmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn zu richten; 
hiernach iſt auch das Rücktrittsrecht des Geſchäftsführers von der einmal 
übernommenen Geſchäftsführung zu beurtheilen. 

2. Sorgfalt § 276. Haftung für Dritte 278. Schadenserſatz ŞS 249 fl. — 
Uebergang der Verbindlichkeit auf die Erben des Geſchäftsbeſorgers § 1967. 

3. Hat der Geſchäftsführer ſich ohne Verſchulden zur Geſchäftsführung 
aus einem Rechtsgrunde für verpflichtet erachtet, nach welchem er nur für 
Sorgfalt wie in eigenen Angelegenheiten haftet (vgl. zu § 277), ſo wird 
ſeine Haftung aus der Geſchäftsführung ſich auf dieſes Maß beſchränken 
müſſen (arg. ex $ 687 Abſ. 1, vgl. indep Windſcheid § 431 Note 2). 

III. Anwendung der Vorſchriften über die Geſchäftsführung auf die von 
dem Erben vor Annahme der Erbſchaft und vor Anordnung einer Nachlaß⸗ 
verwaltung oder vor Eröffnung des Nachlaßkonkurſes beſorgten erbſchaftlichen 
Geſchäfte § 1978. 

IV. Geſchaftsführung ohne Auftrag im Prozeſſe § 89. 


© = 
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§ 678. Steht die Uebernahme der Geſchaftsführung mit dem 
wirklichen oder dem muthmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn in 
Widerſpruch und mußte der Geſchäftsführer dies erkennen, ſo iſt er 
dem Geſchäftsherrn zum Erſatze des aus der Geſchäftsführung ent⸗ 
ſtehenden Schadens auch dann verpflichtet, wenn ihm ein ſonſtiges 
Verſchulden nicht zur Laſt fällt. 

§ 679. Ein der Geſchäftsführung entgegenſtehender Wille des 
Geſchäftsherrn kommt nicht in Betracht, wenn ohne die Geſchäfts⸗ 
führung eine Pflicht des Geſchäftsherrn, deren Erfüllung im öffent⸗ 
lichen Intereſſe liegt, oder eine geſetzliche Unterhaltspflicht des Ge⸗ 
ſchäftsherrn nicht rechtzeitig erfüllt werden würde. y 

§ 680. Bezweckt die Geſchäftsführung die Abwendung einer dem 
Geſchäftsherrn drohenden dringenden Gefahr, ſo hat der Geſchäfts⸗ 
führer nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten. 

§ 681. Der Geſchäftsführer hat die Uebernahme der Geſchäfts⸗ 
führung, ſobald es thunlich iſt, dem Geſchäftsherrn anzuzeigen und, 
wenn nicht mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt, deſſen Ent⸗ 
ſchließung abzuwarten. Im Uebrigen finden auf die Verpflichtungen 
des Geſchäftsführers die für einen Beauftragten geltenden Vor⸗ 
ſchriften der $$ 666 bis 668 entſprechende Anwendung. 


§ 678. 1. Während die Art und Weiſe der Geſchäftsführung im § 677 
geregelt ift, wird in § 678 dem Geſchäftsführer eine Prüfungspflicht hinſicht⸗ 
lich der Frage, ob überhaupt einzugreifen iſt, auferlegt. 

2. Der Geſchäftsherr iſt ER 
a. dafür, daß der Geſchäftsführer erkannt hat oder erkennen mußte ($ 122 

Abſ. 2, § 276), daß die Uebernahme der Geſchäftsführung dem Willen 

des Geſchäftsherrn zuwider ſei; 

b. für das Vorhandenſein und den Umfang des Schadens, ſowie ſeinen 

Kauſalzuſammenhang mit der Geſchäftsführung. 

3. Ift die Uebernahme der Geſchäftsführung gemäß Note 2 nach § 678 zu 
vertreten, ſo tritt die Schadenserſatzpflicht des Geſchäftsführers ein, gleich⸗ 
gültig, ob in der Art und Weiſe der Ausführung ein Verſchulden („ſonſtiges 
Verſchulden“) untergelaufen iſt oder nicht. 

4. Ein Verbot des Geſchäftsherrn, welches auf falſchen thatſächlichen Vor⸗ 
ausſetzungen beruht, ſchließt eine dem wirklichen — durch Irrthum nicht be⸗ 
1 o — Willen des Geſchäftsherrn entſprechende Geſchäftsführung 
icht aus. 

5. Actio contraria § 683. 

S 679. 1. Geſetzliche Unterhaltspflicht, vgl. § 519 Note 4 und zu 
X9 1601 ff, 1709; Beerdigungspflicht 8$ 1615, 1713. Auf die vertragsmäßige 
Unterhaltspflicht, ſowie auf die durch Urtheil feſtgeſtellte Rentenpflicht (§ 844) 
iſt § 679 nicht zu erſtrecken; $$ 683 f. find maßgebend. 

2. Nicht rechtzeitig, d. i. zur Zeit der Fälligkeit des Anſpruchs. 

3. Der Geſchäftsführer ift beweispflichtig für die Vorausſetzungen des § 679. 

4. Für die Art und Weiſe der Geſchäftsbeſorgung ift § 677 entſcheidend. 

5. Die actio contraria des Geſchäftsführers § 688. 

8 680. Vgl. auch § 228. — Sonſt ift jede Fahrläſſigkeit zu vertreten, 
98 677, 276. — § 680 laßt die Vorſchrift des § 678 unberührt. 

8 681. 1. Die Beweislaſt dafür, daß die Anzeige früher, als erfolgt, 
ihunlich war, hat der Geſchäftsherr; dafür, daß mit dem Auſſchube Gefahr 
verbunden war, der Geſchäftsführer. 
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Uebernahme der Ge⸗ 
ſchäftsführung gegen 
den Willen des Ge 
ſchüftsherrn. Scha⸗ 
denserſatzyflicht des 
Geſchäftsführers. 


„ Zuläſſiges Handeln 


egen den Willen des 

eſchäftsherrn. 
Oeffentliches Intereſſe. 
Unter haltapflicht. 


„Haftung d. Jeſchäfts⸗ 


führers für Sorgfalt. 


. Anzeige⸗u. Auskunfts · 


pflicht. Herausgabe 
d. Erhaltenen. Eigen⸗ 
nützige Verwendung 
von Geld. 
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6. tigt geſchaftsfahiger § 682. Iſt der Geſchäftsführer geſchaftsunfähig oder in der 
faitsine. Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo ift er nur nach den Vorſchriften über 
den Schadenserſatz wegen unerlaubter Handlungen und über die 

Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung verantwortlich. 

11 anfom des Geschäfts- § 683. Entſpricht die Uebernahme der Geſchaftsführung dem 
führte (Actio con- Intereſſe und dem wirklichen oder dem muthmaßlichen Willen des 
Fe, der Aufwen- Geſchäftsherrn, ſo kann der Geſchäftsführer wie ein Beauftragter 

— Erſatz ſeiner Aufwendungen verlangen. In den Fällen des § 679 
ſteht dieſer Anſpruch dem Geſchäftsführer zu, auch wenn die Ueber⸗ 
nahme der Geſchäftsführung mit dem Willen des Geſchäftsherrn in 
Widerſpruch ſteht. 


2. § 666: Auskunftspflicht; § 667: Herausgabe des Erlangten; § 668: 
eigenmächtige Verwendung von Geld. 

3. Die Verpflichtung des Geſchäftsführers zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eids beſtimmt ſich nach § 259 Abſ. 2. 

4. Uebergang der Rechte und Verbindlichkeiten auf den Erben gemäß der 
allgemeinen erbſchaftlichen Grundſätze §§ 1922, 1967. 

S 682. 1. Geſchäftsunfähigkeit § 104 f. 

2. Beſchränkte Geſchäftsfähigkeit § 106 ff., 114; beſchränkt geichäftsfühiger 
Vertreter $ 165. — Ein Anwendungsfall kann ſich z. B. aus § 1780 ergeben. 

3. Die Vorſchriften über den Schadenserſatz wegen unerlaubter Handlungen 
($$ 823 ff., §§ 827 — 829) find nur anwendbar, wenn im einzelnen Falle der 
Thatbeſtand einer unerlaubten Handlung vorliegt, ſonſt tritt nur Haftung 
wegen der Bereicherung (§ 812 ff.) ein. i 


§ 683. 1. Der Anſpruch des Geſchäftsführers auf Erſatz ſeiner Aufwen⸗ 


dungen iſt begründet, wenn die Uebernahme ($ 678 Note 1) der Geſchäfts⸗ 


führung: 
a. dem wirklichen oder muthmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn entſpricht 
($ 678); 


D. die Erfüllung einer Verpflichtung der im § 679 bezeichneten Art bezweckt 
(öffentliches Intereſſe, geſetzliche Unterhaltspflicht); 
e. durch den Geſchäftsherrn genehmigt wird ($ 684). 

Die Vorausſetzungen zu a—c erſetzen den Auftrag zur Geſchaftsbeſorgung. 
Die zum Zwecke einer gerechtfertigten Geſchäftsbeſorgung gemachten Auf 
wendungen ſind dem Geſchäftsführer, wenn er bei der Geſchäftsführung nur 
die erforderliche Sorgfalt ($ 677) angewendet hat, ohne Rückſicht auf den 
Erfolg inſoweit zu erſtatten ($ 670), als er fie den Umſtanden nach für er⸗ 
forderlich halten durfte. Vgl. zu § 670 Note 1. Wegen Beweislaſt $ 664 Note 10. 

2. Wegen der Aufwendungen, welche in eigenen Dienſten des Ge: 
ſchäftsführers beſtehen, vol. S 670 Note Ja; Benutzung eigener 
Sachen des Geſchäftsführers § 670 Note 8. Bei der Beurtheilung iſt der 
Entſchluß, in fremde Angelegenheiten einzugreifen, von der zur Ausführung 
dieſes Entſchluſſes entwickelten Thätigkeit zu unterſcheiden. 

3. Verzinſung des aufgewendeten Betrags § 256; Befreiung von über 
nommenen Verbindlichkeiten § 257. i 

4. Verjährung. Der Anſpruch des Geſchäftsführers, welcher einen 
Gläubiger des Geſchäftsherrn befriedigt hat, unterliegt der 30 jährigen Ber: 
jährung, auch wenn die berichtigte Schuld eine kürzer verjährende iſt 
( 196 ff.), vorausgeſetzt, daß ein utiliter gestum ($ 683) oder Genehmi⸗ 
aung ($ 684) vorliegt. Vgl. auch § 196 Note 1 2. 

5. Wegen der entſprechenden Anwendung der Vorſchriften über den Er⸗ 
re aa des Geſchäftsführers ohne Auftrag vgl. zu §§ 256, 257 
Gruppe B. 

6. Bürgſchaftsübernahme als Gegenſtand der Geſchäftsführung § 775. 
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§ 684. Liegen die Vorausſetzungen des 5 683 nicht vor, fo ift 
der Geſchäftsherr verpflichtet, dem Geſchäftsführer Alles, was er 
durch die Geſchäftsführung erlangt, nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung herauszugeben. Ge⸗ 
nehmigt der Gefchäftsherr die Geſchäftsführung, fo ſteht dem Ge- 
ſchäftsführer der im § 683 beſtimmte Anſpruch zu. l 

§ 685. Dem Geſchaftsführer ſteht ein Anſpruch nicht zu, wenn 
er nicht die Abſicht hatte, von dem Geſchäftsherrn Erſatz zu verlangen. 

Gewähren Eltern oder Voreltern ihren Abkömmlingen oder dieſe 
jenen Unterhalt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abſicht fehlt, 
von dem Empfänger Erſatz zu verlangen. 


2. Bereicherungsanſpruch 
des Geſchäftsführers. 


3. Geſchäftsführung ohne 
Verpflichtungswillen. 


§ 686. Sit der Geſchäftsführer über die Perſon des Geſchäfts- ul. gerthum d. Geſchäfls⸗ 


herrn im Irrthume, ſo wird der wirkliche Geſchäftsherr aus der 
Geſchäftsführung berechtigt und verpflichtet. 


führers über die Per- 
fon des Geſchäftsherrn. 


8 687. Die Vorſchriften der ss 677 bis 686 finden keine Anz Iv. Beſorgung fremden Be- 


wendung, wenn Jemand ein fremdes Geſchäft in der Meinung be⸗ 
ſorgt, daß es ſein eigenes ſei. 

Behandelt Jemand ein fremdes Geſchäft als ſein eigenes, obwohl 
er weiß, daß er nicht dazu berechtigt ift, fo kann der Geſchäftsherr 


S 684. 1. Liegen die Vorausſetzungen, unter denen § 683 dem Gejchäfts - 
führer den Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen gewährt, nicht vor und 
genehmigt (Note 2) der Geſchäftsherr die Geſchäftsführung auch nicht, ſo hat 
a. der Geſchäftsführer den Anſpruch in Gemäßheit der Vorſchriften über 

die ungerechtfertigte Bereicherung ($$ 812 ff.), d. h. alfo hinſichtlich deffen, 

was der Geſchäftsherr auf Koſten des Geſchäftsführers erlangt hat; 
b. der Geſchäftsherr den Anſpruch auf Schadenserſatz (§ 678) und damit 

in erſter Linie auf Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes ($ 249). 
2. Die Genehmigung iſt einſeitiges Rechtsgeſchäft (vgl. $ 549 Note 4); 
ſie kann ſtillſchweigend erfolgen und bedarf nicht der Annahme ſeitens des 
Geſchaftsführers (vgl. z. B. § 1001 Satz 3). Wegen der beſonderen Geſtal⸗ 
89 177 f Genehmigung im Verhaltniſſe vom Geſchäftsherrn zum Dritten vgl. 
§§ 1 J 

§ 685. J. Der Mangel der Abſicht, von dem Geſchäftsherrn, d. i. von dem- 
jenigen, der ſich ſchließlich als Geſchäftsherr herausſtellen werde, Erſatz zu 
verlangen, muß, ſofern er ſich nicht aus den Umſtänden ergiebt, dem Ge⸗ 
ſchäftsführer nachgewieſen werden. — Bei Irrkhum über die Perſon des Ge- 
ſchäftsherrn vgl. § 686. 9 
2. Auch in den Fällen, in welchen nach § 685 ein Anſpruch des Geſchafts⸗ 
führers nicht beſteht, kann der Anſpruch des Geſchäftsherrn gegen den Gez 
ſchäftsführer aus § 678 begründet fein. A 

3. Dem Abf. 2 entſprechende Auslegungsregeln finden fich 99 1371, 1429 
(ehel. Güterrecht), $ 1618 (Kinder u. Eltern). — Vgl. auch $ 1602 Note 1a. 

4. Vgl. die Fälle geſetzlichen Ueberganges des Unterhaltsanſpruchs bei 
Gewährung des Unterhalts durch den ſubſidiar Unterhaltspflichtigen. SS 1607 
Abi. 2, 1709 Abſ. 2. 


$ 686. 1. Nach der Perſon des wirklichen Geſchäftsherrn iſt zu prüfen, 
ob die Abſicht, Erſatz zu verlangen, vorliegt oder nicht (§ 685), Wollte der 
Geſchäftsführer von dem irrig angenommenen Geſchäftsherrn keinen Erſatz 
verlangen, ſo kann ſich darauf der wirkliche Geſchäftsherr nicht berufen. 

2. Irrthümliche Beſorgung als eigenes Geſchäft § 687. a 

3. Irrthum über den Grund der Geſchäftsbeſorgung vgl. zu $ 677 Note 115. 
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ſchäfts als eigenes. 
1. Gutgläubig. 


2. Böswilliig. 
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die fih aus den 88 677, 678, 681, 682 ergebenden Anſprüche 
geltend machen. Macht er ſie geltend, ſo iſt er dem Geſchäftsführer 
nach § 684 Satz 1 verpflichtet. 


§ 687. I. Gutgläubige Behandlung eines fremden Geſchäfts als eines 
eigenen (Abſ. 1). 

1. Unverſchuldeter Irrthum. 

An Stelle der gegenſeitigen Anſprüche aus der Geſchaftsführung treten die 
gegenſeitigen Anſprüche aus der ungerechtfertigten Bereicherung. Insbeſondere 
haftet der Geſchäftsführer wegen Herausgabe des Erlangten ($$ 681, 667) 
nur nach Bereicherungsgrundſätzen ($ 818 Abſ. 3). 

2. Fahrläſſiger Irrthum. 

An die Stelle der Anſprüche aus der Geſchäftsführung treten, wenn die 
80 825 f einer unerlaubten Handlung vorliegen, die Vorſchriften der 

3. Einſeitige Genehmigung der Geſchäftsführung in den Fallen 
zu 1 u. 2 durch den Geſchäftsherrn ändert an der entſtandenen Rechtslage 
nichts, vielmehr iſt zur Aenderung ein Vertrag erforderlich, § 305. 

(ub u Behandlung eines fremden Geſchüfts als eines eigenen 
1. Die dem Geſchäftsherrn durch Abſ. 2 gegebenen Anſprüche, welche mit 
dem Anſpruch aus der unerlaubten Handlung konkurriren, gehen über den 
Anſpruch auf Schadenserſatz inſofern hinaus, als 
a. der Geſchäftsherr Anſpruch auf den erzielten Gewinn ($$ 681, 667) hat, 
welchen der Geſchaftsführer etwa durch Veräußerung der unterſchlagenen 
Sache gemacht hat; Beiſpiel NG. 29 53 (Klage des Verletzten auf Ueber⸗ 
tragung des Patents, wenn der weſentliche Inhalt der Patentanmeldung 
den Einrichtungen des Verletzten argliſtiger Weiſe entnommen ift), RG. 
46 14 (Erſatzyflicht des Patentverletzers, Rechnungslegungspflicht deſſelben 
als Geſchäftsführers gemäß §§ 687 Abſ. 2, 681, 666), vgl. auch RG. 47 
100, Seuff. 57 30. 

b. die Anſprüche der kurzen Verjährung des $ 852 entzogen ſind. 

A 8 der dem Geſchäftsherrn eingeräumten facultas alternativa § 262 

Note 1. 

2. Der Geſchäftsführer hat nur einen Anſpruch auf die Bereicherung, 
welche der Geſchäftsherr auf Koſten des Geſchäftsführers gemacht hat 
(88 684 Satz 1, 812 ff.). 

III. Zuſatz zum 11. Titel: Verſionsklage. Klage aus untzlicher Verwendung. 

1. Hat der Geſchäftsherr auf Grund eines von dem Geſchäftsführer für 
Rechnung und im Namen des Geſchäftsherrn geſchloſſenen Ge⸗ 
ſchäfts eine Leiſtung des Dritten unmittelbar von dieſem oder durch Ver⸗ 
mittelung des Geſchäftsführers empfangen, ſo hat der Dritte, 

a wenn in der Empfangnahme Genehmigung des Geſchafts liegt (Titelvorb. 
vor § 116 Note 2aß), den Anſpruch aus dem Vertrage ($$ 177 11095 

p. wenn Genehmigung nicht vorliegt, den Anſpruch aus der ungerechtfertigten 
Bereicherung nach §§ 812 ff. 

2. Hat Jemand (als Beauftragter, geſetzlicher Vertreter oder Geſchäfts⸗ 
führer ohne Auftrag) im eigenen Namen mit einem Dritten kontrahirt 
und ift der Geſchäftsherr aus dem Geſchäfte bereichert worden, ſo iſt der 
Dritte dennoch lediglich auf ſeine Anſprüche gegen ſeinen Vertragsgegner an⸗ 
gewieſen, ſelbſt wenn dieſer dem Vertretenen die Leiſtung unentgeltlich 
zugewendet hat. Vgl. auch RG. 40 260 ff. — Hat indek der Geſchäftsherr 
eine mittelloſe Zwiſchenperſon (Strohmann) vorgeſchoben, um ſich auf Koſten 
des Leiſtenden zu bereichern, ſo iſt der Geſchäftsherr dem Leiſtenden nach 
§ 826 ſchadenserſatzpflichtig. 
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Awölfter Titel. 
Verwahrung. 


8 688. Durch den Verwahrungsvertrag wird der Verwahrer . 


verpflichtet, eine ihm von dem Hinterleger übergebene bewegliche Sache 
aufzubewahren. 


$ 688. I. Pactum de deponendo. 

1. Das BGB. regelt nicht das pactum de deponendo, ſondern lediglich 
— abgeſehen von den Vorſchriften über die Vergütung §§ 689, 699 — das 
Rechtsverhältniß, welches zwiſchen den Parteien nach Uebergabe der Sache 
zur Verwahrung beſteht. 

2. Die Verwahrung dient ihrem Zwecke nach überwiegend dem „Hinter⸗ 
leger“ (vgl. § 695). Der Verwahrer kann deshalb nicht auf Uebergabe zur 
Verwahrung klagen, ſondern höchſtens ſeinen Anſpruch auf die Vergütung 
geltend machen; $$ 615, 649 find entſprechend anwendbar. Der Verwahrer 
iſt zur Entgegennahme der Sache nicht verpflichtet, wenn er die Rücknahme 
ſeitens des Verwahrers fordern könnte, § 696. 

II. Inhalt des Verwahrungsvertrags iſt Aufbewahrung einer dem 
Verwahrer übergebenen beweglichen Sache. Das durch den Ver⸗ 
wahrungsvertrag zwiſchen den Parteien begründete Schuldverhältniß iſt un⸗ 
abhängig von den dinglichen Rechtsbeziehungen der Sache; vgl. $ 695 Note 3. 

1. Die Aufbewahrung als Selbſtzweck. Iſt die Aufbewahrung 
nicht der ausſchließliche oder hauptſächliche Gegenſtand des Vertrags, ſon⸗ 
dern die rechtliche Folge eines anderweitigen zwiſchen den Parteien beſtehen⸗ 
den Rechtsverhältniſſes, ſo treten die das betreffende Rechtsverhältniß re⸗ 
gelnden Vorſchriften an die Stelle der $$ 688 ff.; entſprechende Anwendung 
der letzteren iſt nicht ausgeſchloſſen. 

Es kommen in Betracht Aufbewahrung 
a. der mit einem Vertragsantrag überſandten Sache; vgl. zu § 146 Note 6; 

daſelbſt auch HGB. § 362 Abf. 2; 

b. bei Verzug des Abnahmepflichtigen, insbeſondere des Käufers § 433 
Note IV, § 304; 

c. der Probe bei Kauf nach Probe, §E 494 ff.; 

d. der Miethſache, §§ 545, 550; der Leihſache, §§ 603 f.; 

e. der von dem Gaſte eingebrachten Sachen durch den Gaſtwirth, §§ 701 ff. 702; 

f. der gefundenen Sache durch den Finder, § 966; 

g. der Pfandſache durch den Pfandgläubiger, § 1215; 

À. des Gutes durch den Kommiſſionär, Spediteur, Frachtführer, HGB. ŞE 362 

Abſ. 2, 390, 407, 429 ff. Dal. ferner Titelvorb. vor § 631 Note VI. 

i. auf Grund einer öffentlich⸗ rechtlichen Verpflichtung z. B. durch die Zoll⸗ 
behörde in Anſehung der ihr zur zollamtlichen Behandlung übergebenen 
Gegenſtände, vgl. RG. IW. 1901 S. 2287, 

2. Bewegliche Sachen. Vgl. Abſchnittvorb. vor $ 90 Note VI. — Wird 
eine unbewegliche Sache zur Beaufſichtigung anvertraut, ſo kann Auf⸗ 
trag oder Dienftvertrag vorliegen, $$ 662, 611 ff. Vgl. auch Titelvorb. 
vor § 662 Note V 2. Verzug des Gläubigers in Rücknahme des Grund⸗ 
ſtücks § 303. 

3. Die Uebergabe der Sache iſt Uebergabe mittelſt Beſitzerwerbes 
ſeitens des Verwahrers ($ 854), ſei es durch körperliche Uebergabe oder 
Einigung in Gemäßheit des § 854 Abſ. 2. — Der Verwahrer ift unmittel⸗ 
barer, der Hinterleger mittelbarer Beſitzer ($ 868). — Verhältniß der Ver⸗ 
Wahrung zum constitutum possessorium vgl. Note 2 zu § 930. — Mangels 
Beſt übergabe keine Verwahrung durch Beſitzdiener (§ 855). Vgl. Note I1. 

III. Verpflichtungen des Verwahrers. 

J. Die Aufbewahrung umfaßt die custodia. Ob eine beſondere Erhal⸗ 
tungspflicht übernommen iſt, iſt aus den Umſtänden des Falles zu ent⸗ 
nehmen; 88 157, 242 (3. B. Pflege von Blumen und Thieren ꝛc.). 
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Mitwirkung Dritter. 
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§ 689. Eine Vergütung für die Aufbewahrung gilt als ſtill⸗ 
ſchweigend vereinbart, wenn die Aufbewahrung den Umftänden nach 
nur gegen eine Vergütung zu erwarten ift. 

§ 690. Wird die Aufbewahrung unentgeltlich übernommen, ſo 
hat der Verwahrer nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er 
in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. 

§ 691. Der Verwahrer ift im Zweifel nicht berechtigt, die hinter⸗ 
legte Sache bei einem Dritten zu hinterlegen. Iſt die Hinterlegung 
bei einem Dritten geſtattet, ſo hat der Verwahrer nur ein ihm bei 
dieſer Hinterlegung zur Laſt fallendes Verſchulden zu vertreten. Für 
das Verſchulden eines Gehülfen iſt er nach § 278 verantwortlich. 

§ 692. Der Verwahrer iſt berechtigt, die vereinbarte Art der 
Aufbewahrung zu ändern, wenn er den Umſtänden nach annehmen 
darf, daß der Hinterleger bei Kenntniß der Sachlage die Aenderung 
billigen würde. Der Verwahrer hat vor der Aenderung dem Hinter⸗ 
leger Anzeige zu machen und deſſen Entſchließung abzuwarten, wenn 
nicht mit dem Aufſchube Gefahr verbunden ift. 


2. Die Rückgabe hat in specie zu geſchehen, auch wenn vertretbare Sachen 
($ 91) aufbewahrt werden ($$ 695, 697). Bei depositum irregulare $ 700. 

3. Die Beweispflicht des Verwahrers für Erfüllung feiner Verbind⸗ 
lichkeit bei Untergang und Verſchlechterung der Sache ergiebt § 282. Keine 
Sondervorſchrift hinſichtlich verſchloſſen oder verſiegelt hinterlegter 
Sachen; EBD. §§ 286, 287 greifen ein. 

IV. Bei Unwirkſamkeit bzw. Nichtigkeit des Verwahrungsvertrags 
($$ 106 ff.; 139, 142) ift das Rechtsverhältniß nach den Vorſchriften über 
Geſchäftsführung ohne Auftrag SS 677 ff., 682 zu beurtheilen. 

V. Terminologie. 

„Hinterleger“ = Deponent; „Verwahrer“ = Depoſitar; „Ginterlegte 
Sache“ $ 695. 

Die ſonſtigen Fälle der Hinterlegung (Titelvorb. vor § 372 Note I und III) 
haben mit dem Verwahrungsvertrage nur Namenverwandtſchaft, ſonſt keine 
Beziehungen. 

VI. Sonderregelungen. 

1. Das Lagergeſchäft HGB. § 416 -424 (HGV, 9 416 abgedruckt zu § 700). 

2. Geſetz betr. die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder 
Werthpapiere v. 5. Juli 1896 (abgedruckt zu § 700). 

§ 689. 1. Aufbewahrung durch einen Kaufmann in Ausübung ſeines 
Handelsgewerbes vgl. HGB. § 354, abgedruckt hinter § 246. Vgl. ferner zu 
§ 662 Note 13 c. 

2. Die Höhe der Vergütung iſt zunächſt unter entſprechender Anwendung 
der §§ 612, 632, eventuell gemäß § 316 zu beſtimmen. 

3. Fälligkeit der Vergütung $ 699. 

§ 690. 1. Bei entgeltlicher Verwahrung Haftung für jede Fahrläſſigkeit 
gemäß § 276 Abſ. 1. — Diligentia quam suis $ 277. — Bewetslaft § 282. 
Val. auch § 664 Note lc. 

2. Der Beauftragte, welcher in Ausführung des Auftrags Sachen des 
Auftraggebers aufzubewahren hat, haftet nach den Grundſätzen des Auftrags, 
alfo für jede Fahrlaſſigkeit (vgl. § 664 Note 1, 3 688 Note II I a. A.). 

3. Der Gaſtwirth haftet für in Verwahrung gegebene Werthſachen ge⸗ 
mäß §§ 702, 701. 


8 oo 1. Vgl. die entſprechende Regelung beim Auftrage § 664 und 
$ 278. 
2. Herausgabeanſpruch des Eigenthümers gegen den Dritten § 986. 
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§ 693. Macht der Verwahrer zum Zwecke der Aufbewahrung 
Aufwendungen, die er den Umſtänden nach für erforderlich halten 
darf, ſo iſt der Hinterleger zum Erſatze verpflichtet. 

§ 694. Der Hinterleger hat den durch die Beſchaffenheit der 
hinterlegten Sache dem Verwahrer entſtehenden Schaden zu erſetzen, 
es ſei denn, daß er die gefahrdrohende Beſchaffenheit der Sache bei 
der Hinterlegung weder kennt noch kennen muß oder daß er ſie dem 
Verwahrer angezeigt oder dieſer ſie ohne Anzeige gekannt hat. 
$ 695. Der Hinterleger kann die hinterlegte Sache jederzeit zurück⸗ 


fordern, auch wenn für die Aufbewahrung eine Seit beſtimmt iſt. 


8 692. 1. Die Vorſchrift entſpricht dem § 665 (Abweichung des Beauf⸗ 
tragten von den Weiſungen des Auftraggebers). 8 

2 Der Hinterleger hat Anſpruch auf eine beſtimmte Art der Aufbewah⸗ 
rung nur, wenn ſie vereinbart iſt. Einſeitige Weiſungen des Hinterlegers 
Sind nicht maßgebend. Anders beim Auftrage $ 665. À 

8 693. 1. Der Anſpruch des Verwahrers wegen Aufwendungen entſpricht 
demjenigen des Beauftragten ($ 670). Der Anſpruch iſt auf Verwendungen, 
welche auf die Sache ſelbſt gemacht ſind, nicht beſchränkt, ſondern erſtreckt 
ſich z. B. auf die Koſten beſonderer Sicherungsmaßregeln, Anbringung von 
Verſchlüſſen, Beſtellung eines Wächters, auf die Koſten eines zur Aufbe⸗ 
wahrung erforderlichen Miethraums 2c. 

2. Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, ſoweit die Aufwendungen nach dem 
Inhalte des Vertrags (ŞE 157, 242) von dem Aufbewahrer nicht erſtattet 
verlangt werden bzw. durch die Vergütung ($ 689) abgegolten ſein ſollen. 
3. Der Erſatzanſpruch für Aufwendungen, welche nicht zum Zwecke der 
Aufbewahrung gemacht find, ift nach den Vorſchriften über die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag zu beurtheilen, §§ 677 ff. 

4. Verzinſung der Aufwendungen, Befreiung von übernommenen Verbind⸗ 
lichkeiten §8 256 f. 

5.5 Zurückbehaltungsrecht §§ 273 f. 

§ 694. 1. Der Verwahrer ift dafür beweispflichtig, daß ihm der Schade 
durch die Beſchaffenheit der hinterlegten Sache in dem geltend gemachten 
Umfang entſtanden iſt. Wegen des Schadenserſatzanſpruchs §§ 249 ff. 

2. Der Hinterleger iſt für die Einwendungen ſeiner unverſchuldeten Un⸗ 
tenntniß, der Anzeige, der Kenntniß des Verwahrers beweispflichtig. Kennen: 
müßſſen ($ 122 Abf. 2). Daß die wirkſam gewordene Anzeige ($S 130 fi.) 
auch thatſaächlich zur Kenntniß des Verwahrers gekommen ift, ift unerheblich. 

3. Die Vorſchrift des § 694 kann bei Auftrag, Dienſtvertrag, Leihe ent⸗ 
ſprechend zur Anwendung kommen. Vgl. Prot. Il S. 401. 

§ 695. 1. Die Rückgabepflicht erſtreckt ſich auf die etwa gezogenen Früchte 
ogl. Küntzel, Gruchot 40 357 Nr. 64). Fruchtgewinnungskoſten $ 102. 

2. Auch gegenüber dem Anſpruche des Hinterlegers iſt beim Vorliegen 
der ſonſtigen geſetzlichen Vorausſetzungen die Geltendmachung des Zurück⸗ 
behaltungsrechts (§§ 273 ff.) ſowie die Aufrechnung (s$ 387 ff.) zugelaſſen. 

ieſe Befugniſſe des Verwahrers fallen fort, ſoweit fie durch ausdrückliche 
oder ſtillſchweigende Vereinbarung ausgeſchloſſen ſind. Vgl. § 273 Note 11 Z 
a. E. und Titelvorb. vor § 387 Note 2. 

3. Einwendung des Verwahrers, daß er oder ein Dritter inzwiſchen das 
Eigenthum an der hinterlegten Sache erworben habe RG. 15 208. Arreſt auf 
die hinterlegte, dem Hinterleger nicht gehörige Sache wegen einer dem Ver⸗ 
wahrer gegen den Eigenthümer zustehenden Forderung RG. 25 182. Vgl. 
ferner CRO. § 76 (Laudatio auctoris). 

4. Das Vertragsverhältniß dauert bis zur Rückgabe der Sache fort, un⸗ 
beſchadet der durch den Schuldnerverzug bzw. den Prozeßbeginn eintretenden 
Steigerung der Haftung (§§ 284 ff., 292). 


6. Aufwendungen des 
Verwabrers. 


T3 Schadenserſaupflicht 


des Hinter legers 


8 Rückgabepflicht des 
Verwahrers 


10. 


n. 
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Hudnahmepſicht des § 696. Der Verwahrer kann, wenn eine Zeit für die Aufbe⸗ 


Hinterlegers. 


wahrung nicht beftimmt ift, jederzeit die Rücknahme der hinterlegten 

Sache verlangen. Iſt eine Zeit beſtimmt, ſo kann er die vorzeitige 

Rücknahme nur verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

Ort der Rückgabe. § 697. Die Rückgabe der hinterlegten Sache hat an dem Orte 
zu erfolgen, an welchem die Sache aufzubewahren war; der Ver⸗ 
wahrer iſt nicht verpflichtet, die Sache dem Hinterleger zu bringen. 

Sigennügige Verwen⸗ § 698. Verwendet der Verwahrer hinterlegtes Geld für ſich, ſo 

dung von Geld. ift er verpflichtet, es von der Zeit der Verwendung an zu verzinſen. 


„Faligtett der Ver- § 699. Der Hinterleger hat die vereinbarte Vergütung bei der 


s Beendigung der Aufbewahrung zu entrichten. Iſt die Vergütung 


nach Zeitabſchnitten bemeſſen, ſo iſt ſie nach dem Ablaufe der ein⸗ 
zelnen Zeitabſchnitte zu entrichten. 


3. Antheilige Vergütung Endigt die Aufbewahrung vor dem Ablaufe der für fie beſtimmten 


beten Beenz Zeit, fo kann der Verwahrer einen ſeinen bisherigen Leiſtungen ent⸗ 


rung ſprechenden Theil der Vergütung verlangen, ſofern nicht aus der 
Vereinbarung über die Vergütung ſich ein Anderes ergiebt. 


5. Die hinterlegte Sache ift in specie zurückzugeben, auch wenn es ſich 
um eine an ſich vertretbare Sache handelt. Der Verwahrer wird deshalb durch 
den Eintritt nachträglicher unverſchuldeter Unmöglichkeit (z. B. bei Diebſtahl) 
gemäß § 275 von der Zurückgabepflicht frei, F 279 ift nicht anwendbar; 
etwaige Schadenserſatzpflicht des Verwahrers gemäß 98 280, 690, 277, 249 ff.; 
Anſpruch auf das Surrogat § 281. — Wegen depositum irregulare $ 700. 


§ 696. 1. Das Verlangen des Verwahrers auf Rücknahme beendigt nicht 
das Schuldverhältniß. Eine Aenderung der vertraglichen Haftung tritt erft 
beim Vorliegen des Gläubigerverzugs (§ 294 ff., 697) gemäß § 300 ein. Dem 
Dede iſt eine angemeſſene Zeit zur Zurücknahme zu laffen ($$ 157, 
342). 

2. Die Behauptungs- und Beweis laſt geſtaltet fich folgendermaßen: 

Zur Begründung der Klage auf Rücknahme hat der Verwahrer zu be⸗ 
haupten, daß eine Zeit nicht beſtimmt, bzw. daß die beſtimmte Zeit abge⸗ 
laufen iſt. Die Behauptung, daß eine Zeit beſtimmt und daß die Rücknahme 
vorzeitig verlangt wird, hat der Hinterleger zu beweiſen; daß ein wichtiger, 
die vorzeitige Rückgabe rechtfertigender Grund vorliegt, hat der Verwahrer 
zu beweiſen. 


8 697. 1. Die Rückgabe hat — in Abweichung von § 269 — an dem 
Orte, an welchem die Sache aufzubewahren war, nicht da, wo ſie that⸗ 
ſächlich entgegen der Vertragspflicht (S 692) aufbewahrt worden iſt, zu er⸗ 
folgen. Die Auslegungsregel des § 270 (Gefahr der Geldüberſendung iſt 
nicht anwendbar; die Gefahr trägt im Zweifel der Hinterleger vgl. zu § 667. 
Vgl. RG. 2 116 ff., 23 103 f. 

2. Wegen Rückgabe der gezogenen Nutzungen § 695 Note 1. 

3. Aufrechnung, Zurückbehaltungsrecht, inzwiſchen erfolgte Eigenthums⸗ 
übertragung, Arreſtirung der hinterlegten Sache vgl. § 695 Note 2. 

4. Mehrere Hinterleger oder Verwahrer §§ 43ʃ, 432. 

§ 698. Vgl. § 668. — Zinsfuß 4 pCt. § 246; daſelbſt auch HB. $ 352. 

§ 699. 1. Vergütung $ 689. 

2. Vgl. § 551 Abſ. 1 (Miethzins); § 614 (Dienſtlohn). 

3. Zurückbehaltungsrecht des Verwahrers wegen der Vergütung 89 273 f. 
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$ 700. Werden vertretbare Sachen in der Art hinterlegt, daß II. Depositum irregulare. 


das Eigenthum auf den Verwahrer übergehen und dieſer verpflichtet 
ſein ſoll, Sachen von gleicher Art, Güte und Menge zurückzuge⸗ 
währen, ſo finden die Vorſchriften über das Darlehen Anwendung. 
Geſtattet der Hinterleger dem Verwahrer, hinterlegte vertretbare 
Sachen zu verbrauchen, ſo finden die Vorſchriften über das Dar⸗ 
lehen von dem Zeitpunkt an Anwendung, in welchem der Verwahrer 
ſich die Sachen aneignet. In beiden Fällen beſtimmen ſich jedoch 
Zeit und Ort der Rückgabe im Zweifel nach den Vorſchriften über 
den Verwahrungsvertrag. 

Bei der Hinterlegung von Werthpapieren iſt eine Vereinbarung 
der im Abſ. 1 bezeichneten Art nur gültig, wenn fie ausdrücklich 
getroffen wird. 


$ 700. I. Depositum irregulare. 

F 700 beſtimmt nicht, daß das depositum irregulare vertretbarer Sachen 
(§ 91) Darlehen fei, ſondern nur, daß die Vorſchriften über das Darlehen 
Anwendung finden. Abſ. 1 unterſcheidet zwei Falle. 

1. Abſ. 1 Satz 1. Gegenſeitige Vereinbarung (bei oder nach der 
Hinterlegung), daß Eigenthum auf den Verwahrer übergehen und dieſer zur 
Rückgewähr in genere verpflichtet ſein ſoll. 

a. Der Verwahrer ſchuldet wie der Darlehensempfanger ſofort eine Gattung 
(8 279), nicht eine Spezies (vgl. § 695 Note 5). Vgl. auch Note IV. 

b. Eigenthumsübergang 88 929 ff.; im Falle der Heberführung des zu hinter⸗ 
legenden Betrags auf den Verwahrer durch Abtretung einer Forderung 
oder durch Anweiſung vgl. zu $ 607 Note 2c. 

2. Abſ. 1 Satz 2. Einſeitige Geſtattung ſeitens des Hinterlegers 
(bei oder nach der Hinterlegung), die Sachen zu verbrauchen: die Spezies⸗ 
ſchuld (Note La) verwandelt ſich erft von dem Zeitpunkt ab, in welchem ſich 
der Hinterleger die Sache aneignet, in eine Genusſchuld. Die Aneignung 
erfolgt durch Verbrauch der Sache, indem der Hinterleger die in der Ge⸗ 
ſtattung des Verbrauchs liegende Traditionsofferte ſtillſchweigend (§ 151) 
annimmt, oder durch Vermiſchung gemäß § 948. i 

3. In beiden Fallen (zu I und 2) beſtimmt fih im Zweifel die Zeit 
der ge F den 88 695 f. und der Dri der Rückgabe nach § 697; nicht 
nach $9 607 ; 

II. S anben Hinterlegung von Werthpapieren (Abs. 2). 

1. Mit Rückſicht auf die Gefahr von Depotunterſchlagungen beſtimmt Abſ. 2 
das Erforderniß ausdrücklicher Vereinbarung ſowohl für den Fall des 
Abſ. 1 Satz ! wie für den Fall des Satz 2. j l 

2. Sonderregelung. Gemäß EG. Art. 32 bleibt in Kraft das Bank⸗ 
depotgeſetz vom 5. Juli 1896 (Ech. Art. 32) abgedruckt zu IV. 

III. Lagergeſchäft (HGB. §§ 416—424). 

HGB. 5 416. Lagerhalter ist, wer gewerbsmässig die Lagerung und Auf- 
bewahrung von Gütern übernimmt. 

HGB. § 419. Im Falle der Lagerung vertretbarer Sachen ist der Lager- 
halter zu ihrer Vermischung mit anderen Sachen von gleicher Art und Güte nur 
befugt, wenn ihm dies ausdrücklich gestattet ist. 

Der Lagerhalter erwirbt auch in diesem Falle nicht das Eigenthum des Gules ; 
aus dem durch die Vermischung entstandenen Gesammtvorrathe kann er jedem 
Einlagerer den ihm gebührenden Antheil ausliefern, ohne dass er hierzu der Ge- 
nehmigung der übrigen Betheiligten bedarf. 

It das Gut in der Art hinterlegt, dass das Eigenthum auf den Lagerhalter 

übergehen und dieser verpflichtet sein soll, Sachen von gleicher Art, Güte und Menge 

zurückzugewähren, so finden die Vorschriften dieses Abschnitts keine Anwendung. 


insbeſondere Werth- 
papiere. 
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§ 700. Entgegen dem § 700 wird durch HGB. § 419 der Eigenthumsübergang 
auf den Lagerhalter ausgeſchloſſen. Im Falle der Vermiſchung werden die 
Rechte der einzelnen Betheiligten an den eingelieferten Waaren durch eine 
Gemeinſchaft an der entſtandenen Geſammtmaſſe erſetzt und bewahren in 
dieſer veränderten Form ihren dinglichen Charakter §§ 948, 949. 
Gesetz, betreffend die IV. Gesete, betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Aufbe- 
lichten der Kaufleute bei yahrung fremder Werthpapiere. Vom 5. Juli 1896 (RGBI. S. 183, 194*). 


Aufbewahrung fremder x eh à 8 z 
Werthpapiere. Wir u. s. w. verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des 


Vom 5. Juli 1896.  Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 

§ 1. Ein Kaufmann, welchem im Betriebe seines Ilandelsgewerbes Aktien, 
Kuxe, Interimsscheine, Erneuerungsscheine (Talons), auf den Inhaber lautende 
oder durch Indossament übertragbare Schuldverschreibungen, oder vertreibare 
andere Werihpapiere mit Ausnahme von Banknoten und Papiergeld unver- 
schlossen zur Verwahrung oder als Pfand übergeben sind, ist verpflichtet: 

1. diese Werihpupiere unter äusserlich erkennbarer Bezeichnung jedes Hinter- 
legers oder Verpfänders gesondert von seinen eigenen Beständen und von 
denen Dritter aufzubewahren, 

2. ein Handelsbuch zu führen, in welches die Werihpapiere jedes Hinterlegers 
oder Verpfänders nach Gattung, Nennwerth, Nummern oder sonstigen Unter- 
scheidungsmerkmalen der Stücke einzutragen sind; der Eintragung steht die 
Bezugnahme auf Verzeichnisse gleich, welche neben dem Handelsbuche ge- 
‚führt werden. Die Eintragung kann unterbleiben, insoweit die Werthpapiere 
zurückgegeben sind, bevor die Eintragung bei ordnungsmässigem Geschäfts- 
gange erfolgen konnte. 

Etwaige Rechte und Pflichten des Verwahrers oder Dfandgläubigers, 
im Interesse des Ilinterlegers oder Verpfänders Verfügungen oder Verwaltungs- 
handlungen vorzunehmen, werden durch die Bestimmung unter Ziffer 1 nicht 
berührt. 

§ 2. Eine Erklärung des Hinterlegers oder Verpfänders, durch welche der 
Verwahrer oder Pfandgläubiger ermächtigt wird, an Stelle hinterlegten oder ver- 
pfündeter Werthpapiere der im & I bezeichneten Art gleichartige Werthpapiere 
zurückzugewähren oder über die Papire zu seinem Nutzen zu verfügen, ist, falls 
der Hinterleger oder Verpfänder nicht gewerbsmässig Bank- oder Geldwechsler- 
geschäfte betreibt, nur gültig, soweit sie für das einzelne Geschäft ausdrücklich 
und schriftlich abgegeben wird. 

Wird der Verwahrer oder Pfandgläubiger ermächtigt, an Stelle hinterlegter 
oder verpfändeter Werthpapiere der im & Z bezeichneten Art gleichartige Werth- 
papiere zurückzugewähren, so finden die Bestimmungen des & 1 keine Anwendung. 

§ 3. Der Kommissionär (Artikel 360, 378 des Handelsgesetzbuchs**), welcher 
einen Auftrag zum Kinkaufe von Werthpapieren der in $ I bezeichneten Art aus- 
führt, hat dem Kommittenten binnen drei Tagen ein Verzeichniss der Stücke mit 
Angabe der Gattung, des Nennwerthes, der Nummern oder sonstiger Unterschei- 
dungsmerkmale zu übersenden. Die Frist beginnt, falls der Kommissionär bei 
der Anzeige über die Ausführung des Auftrages einen Dritten als Verkäufer 
namhaft gemacht hat, mit dem Erwerbe der Stücke, andernfalls mit dem Be 
des Zeitraums, innerhalb dessen der Kommissionär nach der Erstattung der 
Ausführungsanzeige die Stücke bei ordnungsmässigem Geschäftsgange ohne schuld- 
hafte Verzögerung beziehen konnte. 

Ein Verzicht des Kommittenten auf die Uebersendung des Stückeverzeichnisses 
ist, falls der Kommütent nicht gewerbsmässig Bank- oder Geldwechslergeschäfte 


) Der Lext des Geſetzes ift unter Berückſichtigung der RGBl. 1896 S. 194 
gegebenen Berichtigung abgedruckt. Die berichtigten Worte ſind geſperrt ge⸗ 
druckt. Vgl. hierzu NG. vom 16. Februar 1898. DIZ. 1898 S. 189; Da- 
ſelbſt auch 1897 S. 366. 

**) An die Stelle der Artt. 360, 378 treten gemäß Art. 3 des EG. zum 
SGR. vom 10. Mai 1897 die 88 383, 406 des neuen HGN. 
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betreibt, nur dann wirksam, wenn er bezüglich des einzelnen Auftrages ausdrück- $ 700. 
lich und schriftlich erklärt wird. Gesetz, betreffend die 


Soweit die Auslieferung der eingekauften Stücke an den Kommittenten erfolgt Plichten der Kaufleute bei 
oder ein Auftrag des Kommittenten zur Wiederveräusserung ausgeführt ist, kann F 
die Uebersendung des Stückeverzeichnisses unterbleiben. Vom 6 905 1896. 

§ 4. Ist der Kommissionär mit Erfüllung der ihm nach den Bestimmungen 
des § 3 obliegenden Verpflichtungen im Verzuge und holt er das Versäumte auf 
eine danach an ihn ergangene Aufforderung des Kommittenten nicht binnen drei 
Lagen nach, so ist der Kommittent berechtigt, das Geschäft als nicht für seine 
Rechnung abgeschlossen zurückzuweisen und Schadensersatz wegen Nichter/ül- 
lung zu beanspruchen. 

Die Aufforderung des Kommittenten verliert ihre Wirkung, wenn er dem Kom- 
missionär nicht binnen drei Tagen nach dem Ablaufe der Nachholungsfrist en- 
klärt, dass er von dem in Absatz 1 bezeichneten Rechte Gebrauch machen wolle. 

85. Der Kommissionär, welcher einen Auftrag zum Umtausche von Werth- 
Papieren der im $ 1 bezeichneten Art oder zur Geltendmachung eines Bezugs- 
rechts auf solche Werthpapiere ausführt, hat binnen zwei Wochen nach dem 
Empfange der neuen Stücke dem Kommittenten ein Verzeichniss der Stücke mit 
den im $ 3 Absatz 1 vorgeschriebenen Angaben zu übersenden, soweit er ihm die 
Stücke nicht innerhalb dieser Frist aushändigt. 

$6. Der Kommissionär, welcher den im § 5 ihm auferlegten Pflichten nicht 
genügt, verliert das Recht, für die Ausführung des Auftrages Provision zu for- 
dern (Artikel 371 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs).*) 

$7. Mit der Absendung des Stückenerzeichnisses geht das Eigenthum an den 
darin verzeichneten Werthpapieren auf den Kommittenten über, soweit der Kom- 
missionär über die Papiere zu verfügen berechtigt ist. Die Bestimmungen des 
bürgerlichen Rechts, nach welchen der Uebergang des Eigenthums schon in einem 
früheren Zeitpunkte eintritt, bleiben unberührt. 

Der Kommissionär hat bezüglich der in seinem Gewahrsam befindlichen, in 
das Eigentum des Kommittenten übergegangenen Werthpapiere die im § 1 be- 
zeichneten Pflichten eines Verwahrers. 

S J. Ein Kaufmann, welcher im Betriebe seines Handelsgewerbes fremde 
Werthpapiere der im & 1 bezeichneten Art einem Dritten zum Zweck der Auf- 
bewahrung. der Veräusserung, des Umtausches oder des Bezuges von anderen 
Werthpapieren, Zins- oder Gewinnantheilscheinen ausantwortet, hat hierbei dem 
Dritten mitzutheilen, dass die Papiere fremde seien. Ebenso hat er in dem Falle, 
dass er einen ihm ertheilten Auftrag zur Anschaffung solcher Werthpapiere an 
einen Dritten weitergiebt, diesem hierbei mitzutheilen, dass die Anschaffung für 
Jremde Rechnung geschehe. 

Der Dritte, welcher eine solche Mittheilung empfangen hat, kann an den über- 
ebenen oder an den neu beschafften Papieren ein Pfandrecht oder ein Zurück- 
behaltungsrecht nur wegen solcher Forderungen an seinen Auftraggeber geltend 
machen, welche mit Bezug auf diese Papiere entstanden sind. 

$9. Wenn ein Kaufmann über Werthpapiere der im & 1 bezeichneten Art, 
welche ihm zur Verwahrung oder als Pfand übergeben sind, oder welche er als 

Ommissionär für den Kommittenten in Besitz genommen hat, ausser dem Falle 
des § 246 des Strafgesetzbuchs zum eigenen Nutzen oder zum Nuizen eines 
Dritten rechtswidrig verfügt, wird er mit Gefängniss bis zu einem Jahre und 
"eldstrafe bis zu dreitausend Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

er yleichen Strafe unterliegt, wer der Vorschrift des $ 8 zum eigenen Nutzen 
Oder zum Nutzen eines Dritten vorsätzlich zuwiderhandelt, 
pa der Thäter ein Angehöriger (& 52 Absatz 2 des Strafgesetzbuchs) des 
erletzten, so tritt die Verfolgung nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des 
Antrages ist zulässig. Der $ 247 Absatz 2 und 3 des Strafgesetzbuchs findet 
nis prechende Anwendung. 


Fietzt § 396 Abi. 1; vgl. Anmerkung **) zu § 3 dieſes Geſetzes. 


1. Haftung für einge⸗ 
brachte Sachen. 


Gesetz, betreffend die 
Pflichten der Kaufleuie bei 
Aufbewahrung fremder 
Werthpapiere. 

Vom 6. Juli 1896. 
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Dreizehnter Titel. 
Einbringung von Sachen bei Gaſtwirthen. 


§ 701. Ein Gaſtwirth, der gewerbsmäßig Fremde zur Beher⸗ 
bergung aufnimmt, hat einem im Betriebe dieſes Gewerbes aufge⸗ 
nommenen Gaſte den Schaden zu erſetzen, den der Gaſt durch den 
Verluſt oder die Beſchädigung eingebrachter Sachen erleidet. Die 
Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden von dem Gaſte, einem 
Begleiter des Gaſtes oder einer Perſon, die er bei ſich aufgenommen 
hat, verurſacht wird oder durch die Beſchaffenheit der Sachen oder 
durch höhere Gewalt entſteht. 

Als eingebracht gelten die Sachen, welche der Gaſt dem Gaſtwirth 
oder Leuten des Gaſtwirths, die zur Entgegennahme der Sachen be- 


§ 10. Ein Kaufmann, welcher seine Zahlungen eingestellt hat oder über dessen 
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden ist, wird mit Gefängniss bis zu 
zwei Jahren bestraft, wenn er den Vorschriften des & 1 Ziffer 1 oder 2 vorsätz- 
lich zuwidergehandelt hat und dadurch der Berechtigte bezüglich des Anspruches 
auf Aussonderung der von jenem zu verwahrenden Werthpapiere benachtheiligt 
wird, desgleichen wenn er als Kommissionär den Vorschriften der SS & oder 5 
vorsätzlich zuwidergehandelt hat und dadurch der Berechtigte bezüglich des An- 
spruches auf Aussonderung der von jenem eingekauften, eingetauschten oder be- 
zogenen Werthpapiere benachtheiligt wird. 

$ 11. Ein Kaufmann, welcher seine Zahlungen eingestellt hat oder über dessen 
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden ist, wird mit Zuchthaus bestraft, 
wenn er im Bewusstsein seiner Zahlungsunfähigkeit oder Ueberschuldung fremde 
Werthpapiere, welche er im Betriebe seines Handelsgewerbes als Verwahrer, 
Piandgläubiger oder Kommissionär in Gewahrsam genommen, sich rechtswidrig 
zugeeignet hat. i 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefüngnisstrafe nicht unter drei 
Monaten ein. 

$12. Die Strafvorschrift des $ I findet gegen die Mitglieder des Vorstandes 
einer Aktiengesellschaft oder eingetragenen Genossenschaft, die Geschäftsführer 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, sowie gegen die Liquidatoren einer 
Handelsgesellschaft oder eingetragenen Genossenschaft Anwendung, wenn sie in 
Ansehung von Werthpapieren, die sich im Besitze der Gesellschaft oder Ge- 
nossenschaft befinden oder von dieser einem Dritten ausgeantwortet sind, die mit 
‚Strafe bedrohte Handlung begangen haben. 

Die vorbezeichneten Personen werden, wenn die Gesellschaft oder Genossen- 
schaft ihre Zahlungen eingestellt hat, oder wenn über deren Vermögen das 
Konkursverfahren eröffnet worden ist, bestraft 

1. gemäss $10, wenn sie den Vorschriften des § I Ziffer I oder 2 oder den 
Vorschriften der §§ 3 oder 5 vorsätzlich zuwidergehandelt haben und da- 
durch der Berechtigte bezüglich des Anspruches auf Aussonderung der von 
der Gesellschaft oder Genossenschaft zu verwahrenden oder von ihr einge- 
kauften, eingelauschten oder bezogenen Werthpapiere benachtheiligt wird, 

2. gemäss $ 11. wenn sie im Bewusstsein der Zahlungsunfähigkeit oder Ueber- 
schuldung der Gesellschaft oder Genossenschaft fremde Werthpapiere, welche 
von dieser als Verwahrer, Pfandgläubiger oder Kommissionär in Gewahrsam 
genommen sind, sich rechtswidrig zugeeignet haben. 

$13. Dieses Gesetz findet auf diejenigen Klassen von Kaufleuten keine An- 
wendung, für welche gemäss Artikel 10 des Handelsgesetzbuchs *) die Vorschriften 
über die Handelsbucher keine Geltung haben. i 


) Jetzt $ 4; vgl. Anmerkung **) zu $ 3 dieſes Geſetzes — Soll das 
Geſetz jetzt auch auf Gaſtwirthe (§ 702) Anwendung finden? 


VII. Abſchn. Einz. Schuldverh. 13. Tit. Einbring. v. Sachen b. Gaſtw. 443 


ſtellt oder nach den Umſtänden als dazu beſtellt anzuſehen waren, 
übergeben oder an einen ihm von dieſen angewieſenen Ort oder in 
Ermangelung einer Anweiſung an den hierzu beſtimmten Ort ge- 
bracht hat. 

Ein Anſchlag, durch den der Gaſtwirth die Haftung ablehnt, iſt 
ohne Wirkung. 

8 702. Für Geld, Werthpapiere und Koſtbarkeiten haftet der 
Gaſtwirth nach § 701 nur bis zu dem Betrage von eintauſend Mark, 
es ſei denn, daß er dieſe Gegenſtände in Kenntniß ihrer Eigenſchaft 
als Werthſachen zur Aufbewahrung übernimmt oder die Aufbewah⸗ 
rung ablehnt oder daß der Schaden von ihm oder von ſeinen Leuten 
verſchuldet wird. 

8 703. Der dem Gaſte auf Grund der § 701, 702 zuſtehende 
Anſpruch erliſcht, wenn nicht der Gaſt unverzüglich, nachdem er von 
dem Verluſt oder der Beſchädigung Kenntniß erlangt hat, dem Gaſt⸗ 
wirth Anzeige macht. Der Anſpruch erliſcht nicht, wenn die Sachen 
dem Gaſtwirthe zur Aufbewahrung übergeben waren. 

§ 704. Der Gaſtwirth hat für ſeine Forderungen für Wohnung 
und andere dem Gaſte zur Befriedigung ſeiner Bedürfniſſe gewährte 
Leiſtungen, mit Einſchluß der Auslagen, ein Pfandrecht an den ein- 


8 701. 1. Zu den Gaſtwirthen (phyſiſche oder juriſtiſche Perſon, 
welche gewerbsmäßig, d. h. mit der Abſicht, aus der Beherbergung Frem⸗ 
der eine dauernde Einnahmequelle zu machen, Fremde zur Beherbergung 
aufnehmen, gehört weder der Reſtaurateur als ſolcher noch der bloße Stall⸗ 
wirth; ob die Schlafwagen⸗Geſellſchaft, ift ſtreitig. Vgl. Reindl in Eiſenbahnr.⸗ 
Entſch. 18 367. 

2. Die Aufnahme muß — entgeltlich oder unentgeltlich — im Betriebe 
des Gewerbes und zur Beherbergung (vgl. ROH. 17 40) erfolgen. 

3. (Abſ. 2.) Einbringung der Sachen ſchon durch Einbringung in den 
Hotelwagen RG. 1 83. Die Haftung erſtreckt fich nicht auf zurückgelaſſene 
Sachen (Verwahrungsvertrag); Entwendung eines dem Portier zur Beforde⸗ 
rung auf die Poft übergebenen Packets aus dem Hotelwagen ROY, II 344. 

4. Der Gaſt iſt beweispflichtig für die Einbringung, den Eintritt und 
den Umfang des Schadens. 

5. Der Wirth iſt beweispflichtig für die ſeine Erſatzpflicht ausſchließenden 
Umftände. (Höhere Gewalt vgl. § 203 Note 2 und RG. 44 31.) Es genügt 
Verurſachung des Schadens durch den Gaſt oder durch eine von ihm zu 
vertretende Perſon, ohne Rückſicht auf Verſchulden. 

6. Schadenserſatzpflicht 89 249 ff.; insbeſondere bei Mitſchuld des Gaſtes 
oder eines von ihm zu vertretenden Dritten $§ 254, 278. 

7. Die Haftung des Wirthes kann durch Vertrag — nicht durch An⸗ 
ſchlag Abſ. 3 — ausgeſchloſſen oder gemindert werden; § 276 Abſ. 2. 

$ 702. 1. Als Vorausſetzung unbeſchrankter Haftung hat der Gaſt zu 
beweiſen 
a. die Uebernahme der Aufbewahrung, 

D. die Ablehnung der Aufbewahrung, 
€ Verſchulden des Gaſtwirths oder (ohne Rückſicht auf culpa in eligendo 
§ 831) eines ſeiner Leute. 

2 Kostbarkeiten vgl. RG. 13 36 und Titelvorb. vor § 90 Note VIZ b 5 
auch zu § 1818 Note 4. 


§ 703. Daß der Gaſt die unverzügliche ($ 121) Anzeige unterlaffen, iit 
von dem Gaſtwirth einzuwenden und zu beweiſen (vgl. Prot. II. Leſung). 


insbeſondere filr Geld, 
Werthpapiere, Kaft⸗ 
barkeiten. 


2. Anzeigepflicht des 
Gaſtes. 


3. Geſetzliches Pfandrecht 
des Gaſtwirths. 


Vorbemerkung zum 
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gebrachten Sachen des Gaſtes. Die für das Pfandrecht des Ver⸗ 
miethers geltenden Vorſchriften des $ 559 Satz 3 und der 88 560 
bis 563 finden entſprechende Anwendung. 


Dierzehnter Titel. 


Geſellſchaft. 
$ 704. Das geſetzliche Pfandrecht ſteht nur den Gaſtwirthen, welche 
Fremde beherbergen, nicht Reſtaurateuren zu. — Die Ausgeſtaltung ent⸗ 


ſpricht der des Vermietherpfandrechts; vgl. $$ 559 ff. und die Bemerkungen 
hierzu. 


1. Geſellſchaft und juriſtiſche Perſonen. 

Die Geſellſchaft unterſcheidet ſich von dem rechtsfähigen Vereine dadurch, 
daß die zu dem Geſellſchaftsvermögen gehörenden Rechte und Pflichten nicht 
an eine außerhalb der Geſellſchafter ſtehende juriſtiſche Perſon, ſondern an 
die Perſonen der Geſellſchafter ſelbſt geknüpft find. — Vgl. wegen der Ge⸗ 
bundenheit des Geſellſchaftsvermögens Note 4. 

2. Die dispoſitive Natur der 88 705 ff. 

Die Vorſchriften der §§ 705 ff. geben außer dem Begriffe der Geſellſchaft 
($ 705) den dispoſitiv beſtimmten Inhalt des Geſellſchaftsvertrags. Die 
dispoſitive Natur der Vorſchriften — ausgenommen $ 716 Abf. 2, § 723 
Abſ. 3 — läßt die Aenderung einzelner oder auch aller Vorſchriften der 
§§ 705 ff. zu; inſonderheit können die Geſellſchafter an Stelle des Prinzips 
der geſammten Hand (mgl. Note 4) auch die Grundſätze der Gemeinſchaft 
nach Bruchtheilen annehmen, andererſeits im Wege gegenſeitiger rechtsgeſchäft⸗ 
licher Bevollmächtigung auch die Vertretungsbefugniß wie bei der offenen 
Handelsgeſellſchaft ordnen. Eine Geſellſchaft liegt nur vor, wenn den 
Erforderniſſen des § 705 genügt ift. Vgl. zu § 741 Nr. J. 

3. Das Geſellſchaftsrecht des BGB. findet Anwendung: 

a. auf die nicht rechtsfähigen Vereine (§ 54); wegen der Anpaſſung des Ge⸗ 
1 1 ea an die korporative Natur des Vereins vgl. daſelbſt 
tote 2. 

b. auf nicht anerkannte ausländiſche Vereine, Ech. Art 10 Note IV. 

e. auf diejenigen Geſellſchaften, welche eine beſondere Regelung nicht gefun⸗ 
den haben, ſomit auf die ſog. Gelegenheitsgeſellſchaft des alten 
HGB. Artt. 266 — 270, welche in das neue HGB. nicht aufgenommen ift. 

d. Die Vorſchriften der §§ 705 ff. dienen zugleich in weitem Umfange zur 
Ergänzung des handelsrechtlichen Geſellſchaftsrechts: Offene HGeſellſchaft 
SGB. § 105, Kommanditcheſ. HGB. $ 161, Aktiencheſ. SGB. § 320. 

4. Gemeinfchaft zur geſammten Hand. ; ? 

Charakteriſtiſch für das Geſellſchaftsrecht des BGB. ift die Durchführung 
des deutſchrechtlichen Grundſatzes der geſammten Hand (§§ 718, 720, 738), 
wodurch verhindert wird, daß durch Verfügungen einzelner Geſellſchafter 
oder ihrer Gläubiger das Geſellſchaftsvermögen ſeiner Beſtimmung beliebig 
entzogen und damit die Erreichung des gemeinſchaftlichen Zweckes vereitelt 
wird. — Mit dem Grundſatze der geſammten Hand ſteht auch § 738 Abſ. 1 
in Verbindung, wonach der Antheil des ausſcheidenden oder ausgeſchloſſenes 
Geſellſchafters den übrigen Geſellſchaftern unmittelbar, ohne daß es einen 
Uebertragungsaktes bedarf, zuwächſt. Im Uebrigen vgl. wegen der anderen 
Fälle der Gemeinſchaft zur geſammten Hand zu § 741 Note 12. 

5. Sonderregelungen: ji 
a. Offene Handelsgeſellſchaft HGB. §§ 105—160. 


HGB. § 105. Line Gesellschaft, deren Zweck auf den Betrieb eines 
Ilandelsgewerbes unter gemeinschaftlicher Firma gerichtet ist, ist eine offene 
Handelsgesellschaft, wenn bei keinem der Gesellschafter die Haftung gegenüber 
den Gesellschaftsgläubigern beschränkt ist. 
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§ 705. Durch den Geſellſchaftsvertrag verpflichten fih die Geza. Wofentticher Zuhalt des 
ſellſchafter gegenfeitig, die Erreichung eines gemeinſamen Zweckes in Seſellſchaftsberttags. 
der durch den Vertrag beſtimmten Weiſe zu fördern, insbeſondere 


die vereinbarten Beiträge zu leiſten. 


Auf die offene Handelsgesellschaft finden, soweit nicht in diesem Abschnitt 
ein Anderes vorgeschrieben ist, die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
über die Gesellschaft Anwendung. 

b. Kommanditgeſellſchaft HGB. §§ 161— 177. 

HGB. $ 161. Eine Gesellschaft, deren Zweck auf den Betrieb eines 
Handelsgewerbes unter gemeinschaftlicher Firma gerichtet ist, ist eine Komman- 
ditgesellschaft, wenn bei einem oder bei einigen von den Gesellschaftern die 
Haftung gegenüber den Gesellschaftsgläubigern auf den Betrag einer bestimmten 
Vermögenseinlage beschränkt ist (Kommanditisten), während bei dem anderen 
Theile der Gesellschafter eine Beschränkung der Haftung nicht stattfindet (per- 
sönlich haftende Gesellschafter). 

Soweit nicht in diesem Abschnitt ein Anderes vorgeschrieben ist, finden auf 
die Kommanditgesellschaft die für die offene Handelsgesellschaft geltenden For- 
schriften Anwendung. 

e. Die ftille Geſellſchaft SGB. §§ 335 — 342. 

HGB. $335. Mer sich als stiller Gesellschafter an dem Handelsgewerbe, 
das ein Anderer betreibt, mit einer Vermögenseinlage betheiligt, hat die Einlage so 
zu leisten, dass sie in das Vermögen des Inhabers des Handelsyeschäfts übergeht. 

Der Inhaber wird aus den in dem Beiriebe geschlossenen Geschäften allein 
berechtigt und verpflichtet. 

d. Wegen der Forporativ ausgeſtalteten Geſellſchaften vgl. Note zu $ 22. 


$ 705. 1. Die Geſellſchaft entſteht durch einen Geſellſchaftsvertrag; der⸗ 
ſelbe unterſteht den allgemeinen Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte und Ver⸗ 
tragsſchließung, $$ 104 ff., 116 ff., 145 ff. und als gegenſeitiger Vertrag 
den Vorſchriften der 88 320 ff. Vgl. über die Einrede des nicht erfüllten 

Vertrags RG. IW. 1900 S. 8415, Iſt der Vertrag nichtig (§§ 139, 142), fo 

liegt eine Geſellſchaft nicht vor; auf das gemeinſchaftliche Vermögen ſinden 

die §§ 741 ff. Anwendung. 
2. Weſeutlicher Inhalt des Vertrags: 

a. die gegenſeitige Verpflichtung der Geſellſchafter zur För⸗ 
derung des Geſellſchaftszwecks in Gemäßheit des Geſellſchaftsver⸗ 
trags, insbeſondere durch Leiſtung der vereinbarten Beiträge ($ 706). 
Was hiernach dem einzelnen Geſellſchafter im konkreten Falle geboten und 
verboten iſt, ergiebt die Vertragsauslegung auf Grund der §§ 157, 242 
(Treu und Glauben). Keine Geſellſchaft ohne Beitragspflicht in einer der 

im $ 706 zugelaſſenen Arten. e. 3 

b. Gemeinſamkeit des vereinbarten Zweckes: Keine Geſellſchaft, 
wenn die gemeinſame Antheilnahme an dem Zwecke dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen iſt, daß fie lediglich in Gewinn: oder Verluſtbetheiligung be⸗ 
ſteht. Vgl. RG. 3 9; ROY. 17 145. 

t. Geeigneter Zweck. Jeder erlaubte, vermögensrechtliche oder ideale 
Zweck ift geeignet. Was Gegenſtand eines Vertrags überhaupt nicht fein 
kann ($ 305 ff.), kann auch nicht Gegenſtand des Geſellſchaftsvertrags 
ſein; deshalb Nichtigkeit bei Unmöglichkeit (§ 306) oder Unerlaubtheit 
($ 309, des Geſellſchaftszwecks ſowie des auf eine allgemeine das gegen- 
wärtige und zukünftige Vermögen umfaſſende Geſellſchaft gerichteten Ber- 
trags ($ 310 Note 1); Zuläſſigkeit der auf das gegenwärtige Vermögen 
beſchränkten Geſellſchaft § 311. 

Gemeinſchaftliches Spielen in verbotenen Lotterien RG. 18 242. Vgl. 
§ 762 Note 5 b. 
3. Form des Geſellſchaftsvertrags. 
Prinzip der Formfreiheit (§ 125). Formvorſchriften find nur zu beob⸗ 


B. Die einzelnen Aedıts- 


verhältniſſe. 


1. während der Dauer der 


Geſellſchaft. 5 
1. Geſellſchafts beiträge. 
a. Art und Größe. 
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§ 706. Die Geſellſchafter haben in Ermangelung einer anderen 
Vereinbarung gleiche Beiträge zu leiſten. 

Sind vertretbare oder verbrauchbare Sachen beizutragen, ſo iſt im 
Zweifel anzunehmen, daß ſie gemeinſchaftliches Eigenthum der Geſell⸗ 
ſchafter werden ſollen. Das Gleiche gilt von nicht vertretbaren und 


„ Heechteverhältniß an nicht verbrauchbaren Sachen, wenn fie nad) einer Schätzung beizu⸗ 


den Beiträgen. 


e. Erhöhung und Er 
gänzung. 


2. Sorgfalt. 


3. Führung d. Geſchäfte. 
u. Einſtimmigkeit. 


tragen ſind, die nicht blos für die Gewinnvertheilung beſtimmt iſt. 

Der Beitrag eines Geſellſchafters kann auch in der Leiſtung von 
Dienſten beſtehen. 

8 707. Zur Erhöhung des vereinbarten Beitrags oder zur Er⸗ 
gänzung der durch Verluſt verminderten Einlage iſt ein Geſellſchafter 
nicht verpflichtet. 

§ 708. Ein Geſellſchafter hat bei der Erfüllung der ihm ob⸗ 
liegenden Verpflichtungen nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, 
welche er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. 

§ 709. Die Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft ſteht den 
Geſellſchaftern gemeinſchaftlich zu; für jedes Geſchäft iſt die Zu⸗ 
ſtimmung aller Geſellſchafter erforderlich. 


achten, ſoweit für den beſonderen Gegenſtand des Vertrags ſolche beſtehen; 
vol. 8 125 und Noten daſelbſt. Verpflichtung zur Einbringung eines Grund⸗ 
ſtücks § 313, für die Einbringung ſelbſt Auflasſung § 925 (vgl. § 313 Note 1b); 
Geſellſchaftsvertrag über das gegenwärtige Vermögen § 311. Im Uebrigen 
iſt mündlicher, auch ſtillſchweigender Abſchluß möglich; RG. 7 168. 

$ 706. 1. Nichtleiſtung der Beiträge giebt Klage auf Erfüllung 
zur Leiſtung an die Geſellſchaft; auf die Verpflichtung zur Leiſtung 
finden die allgemeinen Vorſchriften der E 241 ff. Anwendung; insbeſondere 
bei Verzug $$ 284, 288, 326 f.; vgl. ferner Kündigung wegen Nichtleiſtung 
$$ 723 Abſ. 1, 736 f. 

2. Die Uebertragung ſelbſt hat nach den für die einzelnen Gegen⸗ 
ſtände geltenden Vorſchriften zu geſchehen. 

a. Uebertragung von Forderungen und ſonſtigen Rechten $$ 398 ff., 415, 
vgl. insbeſondere § 398 Note 1d. 

b. Bewegliche Sachen 88 929 ff.; 

c. Grundſtücke § 925. 

3. Gewährleiſtung §8 445, 493. 

4. Miteigenthum §§ 1008 ff. 

5. Dienſte als Geſellſchaftsbeitrag vgl. § 733 Abſ. 2. — Zur Benutzung 
überlaffene Gegenſtände $$ 732, 733 Abſ. 2. Keine Erſatzpflicht des ein: 
bringenden Geſellſchafters bei Untergang § 707. 

6. Keine Aufrechnung der Beitragsleiſtungen der Geſellſchafter gegen 
einander (Titelvorb. vor § 387 Note 2). Wegen des Zurückbehaltungsrechts 
val. § 273 Abſ. 1 und RG. IW. 1900 S. 8419. 

7. Der Anſpruch auf Beitragsleiſtung iſt nicht abtretbar; 88 717, 399. 

§ 707. Nachſchußpflicht zwecks Schuldentilgung bei der Auflöſung § 735. 

§ 708. 1. Diligentia quam suis; Haftung für grobes Verſehen § 277. 

2. Dieſe Sorgfalt iſt ſtets anzuwenden; keine Aufrechnung der Vortheile, 
welche aus der Thätigkeit des Geſellſchafters in einem Falle entſtanden ſind, 
mit dem durch Vernachläſſigung der Sorgfalt in einem anderen Falle ver⸗ 
urſachten Schaden. 

3. Eine Steigerung der Haftung findet ohne beſondere Abrede auch dann 
10 10 wenn der Geſellſchafter für ſeine Geſchaftsführung Vergütung 
erhält. 
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Hat nach dem Geſellſchaftsvertrage die Mehrheit der Stimmen zu 
entſcheiden, fo ift die Mehrheit im Zweifel nach der Zahl der Gefell- 
ſchafter zu berechnen. 

§ 710. Iſt in dem Geſellſchaftsvertrage die Führung der Ge- 
ſchäfte einem Geſellſchafter oder mehreren Geſellſchaftern übertragen, 
ſo ſind die übrigen Geſellſchafter von der Geſchäftsführung ausge⸗ 
ſchloſſen. Iſt die Geſchäftsführung mehreren Geſellſchaftern über⸗ 
tragen, ſo finden die Vorſchriften des § 709 entſprechende Anwendung. 

§ 711. Steht nach dem Geſellſchaftsvertrage die Führung der 
Geſchäfte allen oder mehreren Geſellſchaftern in der Art zu, daß 
jeder allein zu handeln berechtigt iſt, ſo kann jeder der Vornahme 
eines Geſchäfts durch den anderen widerſprechen. Im Falle des 
Widerſpruchs muß das Geſchäft unterbleiben. 

§ 712. Die einem Geſellſchafter durch den Geſellſchaftsvertrag 
übertragene Befugniß zur Geſchäftsführung kann ihm durch ein⸗ 
ſtimmigen Beſchluß oder, falls nach dem Geſellſchaftsvertrage die 
Mehrheit der Stimmen entſcheidet, durch Mehrheitsbeſchluß der übrigen 
Geſellſchafter entzogen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; 
ein ſolcher Grund ift insbeſondere grobe Pflichtverletzung oder Un- 
fähigkeit zur ordnungsmäßigen Geſchäftsführung. 

Der Geſellſchafter kann auch ſeinerſeits die Geſchäftsführung kün⸗ 
digen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; die für den Auftrag 
geltenden Vorſchriften des § 671 Abſ. 2, 3 finden entſprechende An⸗ 
wendung. 


§ 709. 1. Abſ. 1. Das Prinzip der Einſtimmigkeit ift mangels ander: 
ohne Ae 8 877 f . im Sam am ae 

ne Auftrag (5 f.) greift ein. ene Handelsgeſellſchaft vgl. HGB. 
$$ 114, 115 Abf. 2: 2 — geſeuf * 

2. Abſ. 2. Stimmenmehrheit bedeutet im Zweifel abfolute Mehrheit nach 
Köpfen. Ob das Vorhandenſein einer Mehrheit die Anhörung der Minder⸗ 
heit entbehrlich macht, iſt Auslegungsfrage 95 157, 242). 

3. Die §§ 709 ff. beziehen fih zunächſt nur auf das Verhältniß unter den 
Geſellſchaftern. Wegen der Vertretungsmacht nach außen vgl. § 714. 

8 710. 1. Der erſte Satz des $ 710 entſpricht dem § 114 Abſ. 2 des 
SGB. — Gleichgültig ift, ob die Geſchäftsführung in dem urſprünglichen 
Geſellſchaftsvertrag oder in einem Nachtrage deſſelben vorgeſehen iſt. 

2. Die Ausſchließung der anderen Geſellſchafter von der Geſchäftsführung 
tritt ſoweit ein, als die Uebertragung an die Geſchaftsführenden reicht. 

3. Die entſprechende Anwendung des § 709 bedeutet, 

a. daß die berufenen Geſellſchafter als ſolche aus dem Geſellſchaftsvertrag 

i ein ausſchließliches Recht auf die Geſchäftsführung haben (vgl. § 712); 

„daß gemeinſchaftliche Geſchaftsführung der Mehreren, bzw. Einſtimmig⸗ 
keit derſelben erforderlich iſt; ferner, daß im Falle der Vereinbarung des 
Mehrheitsprinzips § 709 Abſ. 2 gilt. 

4. Für unerlaubte Handlungen der geſchäftsführenden Geſellſchafter haften 

Not Banden Geſellſchafter nur gemäß $ 831. Vgl. Titelvorb. vor § 164 
e BII 3 d. 

§ 711. 1. Das Widerſpruchsrecht ſteht nur den zur Geſchäftsführung be⸗ 
rufenen Geſellſchaftern zu (vgl. JGV. § 115 Abſ. 1). 

2. Eine Beſchränkung des Umfanges der Geſchäftsführung letwa hinſicht⸗ 
lch außergewöhnlicher Geſchäfte) iſt im Geſetze nicht erfolgt, im Vertrage 
natürlich zuläſſig. 


Ca 


Stimmenmehrheit. 


c. Einzelne geſchäfts⸗ 


führende Geſell⸗ 
ſchafter. 


d. Widerſpruch eines 


der geſchäftsführen⸗ 
den Geſellſchafter 
gegen ein Geſchäft. 


e. Entziehung der 


übertragenen Ge» 
ſchäftsführung. 


f. Kündigung der Ge 


ſchüftsfiſhrung durch 
den geſchäftsführen⸗ 
den Geſellſchafter. 
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4. Nectafteltung des ge. § 713. Die Rechte und Verpflichtungen der geſchäftsführenden 
ſchſcafte. den Oe Geſellſchafter beftimmen fih nach den für den Auftrag geltenden 
Vorſchriften der 88 664 bis 670, ſoweit fih nicht aus dem Gefell- 

ſchaftsverhältniß ein Anderes ergiebt. 
5. Gegenseitige Vertre- 8 714. Soweit einem Geſellſchafter nach dem Geſellſchaftsver⸗ 
trage die Befugniß zur Geſchäftsführung zuſteht, iſt er im Zweifel 


6 it I R 1 7 9 i 11 s- 
GERT T 1 1 die anderen Geſellſchafter Dritten gegenüber zu ver⸗ 


$ 712. 1. Die im Geſellſchaftsvertrag übertragene bzw. übernommene Ge⸗ 
schäftsführung begründet einerſeits ein Recht, andererſeits eine Pflicht des 
Geſchäftsführenden zur Geſchäftsführung. Dennoch ſind Entziehung und 
Kündigung unter den Vorausſetzungen des § 712 zugelaſſen. Wegen der 
Vertretungsmacht vgl. § 715. 

2. Entziehung der übertragenen Geſchäftsführung. 

a. An dem Beſchluſſe haben die übrigen, und zwar auch die von der Geſchäfts⸗ 
führung ausgeſchloſſenen Geſellſchafter mitzuwirken, da die Entziehung 
nicht zu der Geſchäftsführung gehört (§ 710). Bei einer aus zwei Ge⸗ 
ſellſchaftern beſtehenden Geſellſchaft kann der von der Geſchäftsführung 
Ausgeſchloſſene dem Anderen beim Vorliegen eines wichtigen Grundes 
die Geſchäftsführung entziehen. — Entziehung durch den Abweſenheits⸗ 
pfleger des Anderen vgl. § 1911. 

b. Mit der gerechtfertigten Entziehung tritt die Rechtslage des § 709 ein. 
Ob ein wichtiger Grund vorliegt, iſt eventuell im Prozeſſe der übrigen 
Geſellſchafter gegen den abberufenen Geſchäftsführer feſtzuſtellen. — 
Anderweite Regelung für die offene Handelsgeſellſchaft HGB. § 117. 

3. Kündigung feiten des geſchäftsführenden Geſellſchafters. 
a. Die angezogenen Beſtimmungen betreffen: 

8671 Abſ. 2: Kündigung zur Unzeit; 
§ 671 Abſ. 3: Kündigung trotz Verzichts auf dieſelbe. 
b. Abf. 2 gilt auch für die offene Handelsgeſellſchaft. 
$ 713. 1. Die angezogenen Paragraphen betreffen: 
8 664: Subſtitution und Zuziehung von Gehülfen; 
§ 665: Abweichung von den ertheilten Weiſungen; 
§ 666: Auskunftspflicht; § 667: Herausgabe des Erlangten; 
§ 668: Eigennützige Verwendung von Geld; § 669: Anſpruch auf 
Vorſchuß; 
8 670: Aufwendungen. 

2. Wird ein Geſellſchafter nicht auf Grund der ihm als Geſellſchafter 
übertragenen Geſchaftsführung, ſondern auf Grund eines Auftrags, eines 
Dienſt⸗ oder Werkvertrags oder als Geſchäftsführer ohne Auftrag für die 
Geſellſchaft thätig, ſo richtet ſich das Verhältniß nach den bezüglichen Vor⸗ 
ſchriften, wie wenn der Geſellſchafter ein unbetheiligter Dritter wäre. 

3. Für offene Handelsgeſellſchaft vgl. ferner HGB. § 110. 

$ 714. 1. Nach der Auslegungsregel des $ 714 gilt der geſchäftsführende 
Geſellſchafter als zur Vertretung der übrigen Geſellſchafter nur inſoweit 
bevollmächtigt, als die ihm nach dem Geſellſchaftsvertrage zuſtehende Befugniß 
zur Geſchäftsführung reicht (vgl. SS 710, 711). Die Vertretungsmacht aus 
8 714 ift ein Fall rechtsgeſchäftlicher, nicht geſetzlicher Vertretung vgl. Titel- 
vorb. vor § 164 Note C I 4a. 

2. Vertretung: unmittelbare Wirkung der Willenserklärung für und 
gegen die Geſellſchafter; unmittelbarer Erwerb für die Geſellſchaft SS 164 ff. 

3. Zur Beſchaffung eines gegen alle Geſellſchafter vollſtreckbaren Titels 
wird in der Regel die Klage gegen den oder die geſchäftsführenden Gefell- 
ſchafter ausreichen. Vgl. END. § 736, abgedruckt zu § 719 Note 4. 

4. Offene Handelsgeſellſchaft. Vgl. HGB. ŞE 124 Abſ. 2, 125. 
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8 715. Sit im Geſellſchaftsvertrag ein Geſellſchafter ermächtigt, 
die anderen Geſellſchafter Dritten gegenüber zu vertreten, ſo kann 
die Vertretungsmacht nur nach Maßgabe des § 712 Abſ. 1 und, 
wenn ſie in Verbindung mit der Befugniß zur Geſchäftsführung er⸗ 
theilt worden iſt, nur mit dieſer entzogen werden. 

§ 716. Ein Geſellſchafter kann, auch wenn er von der Geſchäfts⸗ 
führung ausgeſchloſſen iſt, ſich von den Angelegenheiten der Geſell⸗ 
ſchaft perſönlich unterrichten, die Geſchäftsbücher und die Papiere 
der Geſellſchaft einſehen und ſich aus ihnen eine Ueberſicht über den 
Stand des Geſellſchaftsvermögens anfertigen. 

Eine dieſes Recht ausſchließende oder beſchränkende Vereinbarung 
ſteht der Geltendmachung des Rechtes nicht entgegen, wenn Grund 
zu der Annahme unredlicher Geſchäftsführung beſteht. 

$ 717. Die Anſprüche, die den Geſellſchaftern aus dem Gefell- 
ſchaftsverhältniſſe gegen einander zuſtehen, ſind nicht übertragbar. 
Ausgenommen find die einem Geſellſchafter aus feiner Geſchäfts⸗ 
führung zuſtehenden Anſprüche, ſoweit deren Befriedigung vor der 
Auseinanderſetzung verlangt werden kann, ſowie die Anſprüche auf 
einen Gewinnantheil oder auf dasjenige, was dem Geſellſchafter bei 
der Auseinanderſetzung zukommt. 


§ 715. 1. Die im Geſellſchaftsvertrag ertheilte Vertretungsmacht bez 
gründet ein Recht des geſchäftsführenden Geſellſchafters zur Vertretung der 
Geſellſchafter. Es iſt deshalb nicht der freie Widerruf (vgl. § 168) der Ver⸗ 
tretungsbefugniß zugelaſſen, ſondern das Recht des Widerrufs an die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 712 Abſ. 1 (Vorliegen eines wichtigen Grundes) geknüpft. 

2. Die Vorſchrift des § 715 findet ſowohl bei ausdrücklicher als auch bei 
ſtillſchweigender ($ 714) Ermächtigung zur Vertretung Anwendung. 

3. Die Vorſchrift des § 715 iſt nicht anwendbar, wenn ein Geſellſchafter 
außerhalb des Geſellſchaftsvertrags bevollmächtigt iſt; alsdann 
verbleibt es bezüglich der Widerruflichkeit der Vollmacht bei § 168. 

4. Die Vorſchrift des § 715 bezieht fih unmittelbar nur auf das Ber- 
hältniß der Geſellſchafter unter einander. Für das Verhältniß zu Dritten 
(88 168 ff.) kommt § 715 nur inſoweit in Betracht, als nach $ 168 das der 
Vollmacht zu Grunde liegende Rechtsverhältniß auch nach außen erheblich iſt. 

5. Offene Handelsgeſellſchaft HGB. § 127. 

§ 716. 1. Das dem von der Geſchäftsführung ausgeſchloſſenen Gefell- 
ſchafter zu perſönlicher Ausübung vorbehaltene Kontrollrecht kann auch 
von dem geſetzlichen Vertreter (vgl. Titelvorb. vor § 164 Note C II), nicht 
aber durch einen rechtsgeſchäftlich beſtellten Vertreter ausgeübt werden. 

2. Die Zuziehung eines Sachverſtändigen iſt zuläſſig, ſofern darin nicht 
eine beſondere Belaftigung oder eine Gefährdung der Geſellſchaft oder der 
übrigen Geſellſchafter zu finden ift. NG. 25 88. 

3. (Abſ. 2.) Gegenüber der Ausſchließung des Kontrollrechts hat der dag- 
elbe in Anſpruch nehmende Geſellſchafter die begründete Annahme unredlicher 
Geſchäftsführung zu beweiſen. 

4. Offene Handelsgeſellſchaft HGB. § 118. 

$ 717. I. Prinzip der Unübertragbarkeit der den Geſellſchaftern aus dem 
Geſellſchaftsverhältniſſe gegen einander zuſtehenden Forderungen beruht auf 
der dispoſitiven, nicht zwingenden Vorſchrift des § 717. Es kann alfo 
2 aus § 717 ergebende Unübertragbarkeit im Geſellſchaftsvertrag aus- 

eſchloſſen ſein. s 
Il. andert agbar find insbeſondere die Anſprüche auf Beitragsleiſtung 
H. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 29 
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§ 718. Die Beiträge der Geſellſchafter und die durch die Ge- 
ſchäftsführung für die Geſellſchaft erworbenen Gegenſtände werden 
gemeinſchaftliches Vermögen der Geſellſchafter (Geſellſchaftsvermögen). 

Zu dem Geſellſchaftsvermögen gehört auch, was auf Grund eines 
zu dem Geſellſchaftsvermögen gehörenden Rechtes oder als Erſatz 
für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines zu dem Ge- 
ſellſchaftsvermögen gehörenden Gegenſtandes erworben wird. 


(88 705 f.), die Anſprüche gegen den geſchäftsführenden Geſellſchafter (SS 710 fl.), 
der Anſpruch auf Einſicht der Geſchäftsbücher (§ 716). 

2. Die Unübertragbarkeit (vgl. § 400 Note 2) bewirkt insbeſondere 
die Unzuläſſigkeit der Nießbrauchs⸗ und Piandbejekung §§ 1069, 1274; Un: 
pfändbarkeit CPO. § 851 (zu $ 399), vgl. indeß § 725, CPD. § 859 (zu § 719) 
Nichtzugehörigkeit der Anſprüche zur Konkursmaſſe des Geſellſchafters KÐ. § J, 
vgl. indeß § 728. 

II. Ausnahmen vom Prinzipe. Uebertragbar ſind: 

1. die einem Geſellſchafter aus ſeiner Geſchäftsführung zuſtehenden An⸗ 
ſprüche, ſoweit deren Befriedigung vor der Auseinanderſetzung (58 730 ff.) 
verlangt werden kann, insbeſondere alfo regelmäßig der Anſpruch auf Erſatz 
der Aufwendungen §§ 713, 670. 

2. der Anſpruch auf das dem Geſellſchafter bei der Auseinanderſetzung Zu⸗ 
kommende, d. i. der Gewinnantheil § 721, insbeſondere Abſ. 2, bezw. der 
Antheil am Ueberſchuſſe bei der Auseinanderſetzung § 734. Der Anſpruch 
au a be nn 75 a 1 
iſt nicht übertragbar, auch nicht na eendigung der Geſellſchaft BALD: 
1902 Beil. S. 235 * Se 1 0 i 

III. Die einfeitige Aufnahme eines Dritten in die Geſellſchaft ift unzu⸗ 
läſſig, da der Eintritt eines neuen Geſellſchafters begrifflich einen neuen 
Geſellſchaftsvertrag unter allen Geſellſchaftern erfordert. 


IV. Unterbetheiligung, d. i. die Betheiligung eines Dritten ſeitens eines 
Geſellſchafters an ſeinem Geſellſchaftsantheile bewirkt nicht den Eintritt in das 
beſtehende Geſellſchaftsverhältniß, ſondern begründet lediglich ein neues Geſell⸗ 
ſchaftsverhältniß zwiſchen den Kontrahenten. Der zwiſchen ihnen geſchloſſene 
Vertrag beſtimmt, ob und inwieweit eine Uebertragung der (abtretbaren) 
Rechte erfolgen ſoll. Ergiebt der Vertrag die Verpflichtung zur Uebertragung 
nicht übertragbarer Rechte bzw. zur Aufnahme in die Geſellſchaft, ſo iſt das 
Rechtsverhältniß nach §§ 306 ff. zu beurtheilen. — Der Unterbetheiligte ift 
s 1 des Kontrollrechts aus § 716 nicht befugt. Note 11; NOY. 

3 120. 

V. Die Vorſchrift des § 717 gilt auch für die offene Handelsgeſellſchaft. 

§ 718. 1. Das Geſellſchaftsvermögen ift gemeinſchaftliches Ver⸗ 
mögen der Geſellſchafter (Gemeinſchaft zur geſammten Hand). Zu 
dem Geſellſchaftsvermögen gehören: 

a. die Beiträge (§§ 705 ff.); l 
b. die durch Geſchäftsführung für die Geſellſchaft erworbenen Gegenſtände 

(Sachen und Rechte vgl. § 90), gleichgültig ob die Geſchäftsführung mit 

oder ohne Vertretungsmacht und ob ſie im Namen der Geſellſchafter oder 

im eigenen Namen des Handelnden erfolgt iſt, vgl. § 720; 

c. die Surrogate (Abſ. 2, vgl. auch § 90 Note III 4b). 

2. Aus der Gemeinſchaftlichkeit des Vermögens folgt, daß der einzelne 
Geſellſchafter über die Gegenſtände des Geſellſchaftsvermögens nicht verfügen 
kann, unbeſchadet der Geltung der den Schutz des gutgläubigen Erwerbers 
bezweckenden Vorſchriften (vgl. Abſchnittvorb. vor § 105 Note 50). Kon- 
valescenz Ñ EE 

3. Die Vorſchrift gilt auch im Verhältniſſe der Geſellſchafter zu einander 
für die offene Handelsgeſellſchaft. 

4. GO. § 48, abgedruckt zu § 742. 
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§ 719. Ein Geſellſchafter kann nicht über feinen Antheil an dem 
Geſellſchaftsvermögen und an den einzelnen dazu gehörenden Gegen: 
ſtänden verfügen; er iſt nicht berechtigt, Theilung zu verlangen. 

Gegen eine Forderung, die zum Geſellſchaftsvermögen gehört, kann 
der Schuldner nicht eine ihm gegen einen einzelnen Geſellſchafter zu- 
ſtehende Forderung aufrechnen. 

§ 720. Die Zugehörigkeit einer nach § 718 Abſ. 1 erworbenen 
Forderung zum Geſellſchaftsvermögen hat der Schuldner erſt dann 
gegen ſich gelten zu laſſen, wenn er von der Zugehörigkeit Kenntniß 
erlangt; die Vorſchriften der SS 406 bis 408 finden entſprechende 
Anwendung. 


§ 719. 1. Der Ausſchluß der Verfügung 

a. über den Antheil am Geſellſchaftsvermögen ergiebt ſich aus der 
ftreng perſönlichen Natur des Geſellſchaftsvertrags, vgl. § 725; 

b. über den Antheil an den einzelnen Sachen ergiebt ſich mit Noth⸗ 
wendigkeit aus dem Grundſatze der geſammten Hand. Die Beſtandtheile 
des Geſellſchaftsvermögens ſind nicht nach feſten Bruchtheilen getheilt, 
vielmehr beſtehen nur Grundſätze über die Auseinanderſetzung und über 
die Vertheilung des Gewinns (§ 730 ff., 734). Die Verfügung über 
den Antheil an den einzelnen zu dem Geſellſchaftsvermögen gehörenden 
Gegenſtänden iſt deshalb eine rechtliche Unmöglichkeit ($ 309). 

2. Ausſchluß der Theilung: der einzelne Geſellſchafter kann nur nach 
Maßgabe des Geſellſchaftsvertrags die Auflöſung der Geſellſchaft (§§ 723 ff.), 
lauseinanderſetzung (§ 730) und Vertheilung des Ueberſchuſſes (§ 734) ver⸗ 
angen. 

3. (Abſ. 2.) Ausſchluß der Aufrechnung von Geſellſchaftsfor⸗ 
derung gegen Privatſchuld. Die Aufrechnung würde auf Koſten des 
gemeinſchaftlichen Geſellſchaftsbsermögens die Schuld des einzelnen Gefell- 
ſchafters mit einer Forderung der Geſellſchaft tilgen. Der Ausſchluß der 
Aufrechnung bezweckt den Schutz der Geſellſchafter; ſie kann deshalb mit 
deren Zuſtimmung erfolgen. Vgl. Laband Ztſchrft. f. Handelsrecht Bd. 31 
S. 1 ff. — RG. 10 49 verneint die Aufrechnungsmöglichkeit wegen Mangels 
der Gegenſeitigkeit der Forderungen § 387. — Daß ein Geſellſchafter feiner- 
ſeits eine Forderung der Geſellſchaft zur Aufrechnung mit ſeiner Schuld 
nicht benutzen darf, ergiebt $ 718 Abi. 1. 

4. Zwangsvollſtreckung in das Geſellſchaftsvermögen. 

CPO. 8736. Zur Zwangsvollstreckung in das Gesellschaftsvermögen einer 
nach $ 705 des Bürgerlichen Gesetzbuchs eingegangenen Gesellschaft ist ein 
gegen alle Gesellschafter ergangenes Urtheil erforderlich. 

CPO. $ 859. Der Antheil eines Gesellschafters an dem Gesellschafts- 
vermögen einer nach $ 705 des Bürgerlichen Gesetzbuchs eingegangenen Gesell. 
schaft ist der Pfändung unterworfen. Der Antheil eines Gesellschafters an den 
Einzelnen zu dem Gesellschaftsvermögen gehörenden Gegenständen ist der Pfändung 
nicht unterworfen. 

Die gleichen Vorschriften gelten für den Antheil eines Miterben an dem Nach- 
lass und an den einzelnen Nachlassgegenständen. 

5. Ein ſelbſtändiges Konkursverfahren über das Geſellſchafts⸗ 
vermögen findet nicht ſtatt. Vgl. indep wegen der handelsrechtlichen Gefell- 
ſchaften KO. §§ 207 ff., 209. 

6. Offene Handelsgeſellſchaft HGB. § 124. 

N 720. 1. Durch diefe Vorſchrift wird der Schuldner, welcher die Ein: 
verleibung der Forderung in das Geſellſchaftsvermögen nicht kennt, in gleicher 

eife wie bei Abtretung der Forderung geſchützt. Vgl. § 406 Note 1. 

2. Die Vorſchrift gilt auch für die offene Handelsgeſellſchaft. 
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a gechnungsabſchluß u. § 721. Ein Geſellſchafter kann den Rechnungsabſchluß und die 
Gewinnverkheilung. Vertheilung des Gewinns und Verluſtes erft nach der Auflöfung 
der Geſellſchaft verlangen. 
Sft die Geſellſchaft von längerer Dauer, fo hat der Rechnungs⸗ 
abſchluß und die Gewinnvertheilung im Zweifel am Schluſſe jedes 
Geſchäftsjahrs zu erfolgen. 
10. Anthel au Gewinn § 722. Sind die Antheile der Geſellſchafter am Gewinn und 
n Verluſte nicht beſtimmt, fo hat jeder Geſellſchafter ohne Rückſicht auf 
die Art und die Größe ſeines Beitrags einen gleichen Antheil am 
Gewinn und Verluſte. 
Iſt nur der Antheil am Gewinn oder am Verluſte beſtimmt, ſo 
gilt die Beſtimmung im Zweifel für Gewinn und Verluſt. 

II. Die Auflöſung der Ge⸗ 8 723. Iſt die Geſellſchaft nicht für eine beſtimmte Zeit ein⸗ 
natura einen gegangen, fo kann jeder Geſellſchafter fie jederzeit kündigen. Iſt 
„Serniantien, Dauer eine Zeitdauer beſtimmt, ſo iſt die Kündigung vor dem Ablaufe der 

der Geſellſchaft. Zeit zuläſſig, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; ein ſolcher Grund 

Wee ift insbeſondere vorhanden, wenn ein anderer Geſellſchafter eine ihm 

nach dem Geſellſchaftsvertrag obliegende weſentliche Verpflichtung vor⸗ 
ſätzlich oder aus grober Fahrläſſigkeit verletzt oder wenn die Erfüllung 
einer ſolchen Verpflichtung unmöglich wird. Unter der gleichen Vor⸗ 
ausſetzung iſt, wenn eine Kündigungsfriſt beſtimmt iſt, die Kün⸗ 
digung ohne Einhaltung der Friſt zuläſſig. 

„ unzeitige Kündigung. Die Kündigung darf nicht zur Unzeit geſchehen, es ſei denn, daß 
ein wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt 
ein Geſellſchafter ohne ſolchen Grund zur Unzeit, ſo hat er den übrigen 
Geſellſchaftern den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. 

d. Ausſchließung des Eine Vereinbarung, durch welche das Kündigungsrecht ausge- 

Kündigungsrechts, ſchloſſen oder dieſen Vorſchriften zuwider beſchränkt wird, ift nichtig. 


$ 721. 1. Abſ. 1 ift Dispoſitipvorſchrift, bf. 2 Auslegungsregel. 

J. Für die offene Handelsgeſellſchaft HGB. § 120 — 122. 

§ 722. 1. Im Zweifel Vertheilung nach Kopftheilen, auch wenn der Bei: 
trag in Leiſtung von Dienſten (§ 706 Abſ. 3) befteht. 

2. Für die offene Handelsgeſellſchaft anftatt Abſ. 1 vgl. HGB. § 121; 
Abſ. 2 gilt auch für die offene Handelsgeſellſchaft. 

§ 723. I. Auflöſungsgründe allgemeiner Art. 

Als ſelbverſtändlich iſt unausgeſprochen geblieben, 

1. daß die Auflöſung mit Zeitablauf oder Eintritt einer Reſolutipbedin⸗ 
gung erfolgt ($$ 163, 158 Abſ. 2), ſofern die Geſellſchaft nicht ſtillſchweigend 
fortgeſetzt wird (§ 724 Satz 2); er 

2. daß Vereinbarung der Auflöfung jederzeit zuläſſig ift. 

II. Kündigung der Geſellſchaft. 

Die Kündigung iſt eine den anderen Geſellſchaftern gegenüber abzugebende 
empfangsbedürftige Willenserklärung ($$ 130 ff.). 

1. Zuläſſigkeit. 

a. Bei unbeftimmter, d. h. weder durch Feſtſetzung einer beſtimmten Zeit, 
noch in anderer Weiſe, z. B. durch den Geſellſchaftszweck beſtimmter Zeit: 
dauer der Geſellſchaft iſt die Kündigung jederzeit zuläſſig. Unzeitige Kün⸗ 
digung |. Note 3. 

b. Bei beſtimmter Dauer (vgl. zu a) ift vorzeitige Kündigung zuläſſig, 
wenn ein wichtiger, von dem Kündigenden zu beweiſender Grund vor⸗ 
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§ 724. Iſt eine Geſellſchaft für die Lebenszeit eines Gefell- 
ſchafters eingegangen, jo kann fie in gleicher Weiſe gekündigt werden 
wie eine für unbeſtimmte Zeit eingegangene Geſellſchaft. Dasſelbe 
gilt, wenn eine Geſellſchaft nach dem Ablaufe der beſtimmten Zeit 
ſtillſchweigend fortgeſetzt wird. 

725. Hat ein Gläubiger eines Geſellſchafters die Pfändung 
des Antheils des Geſellſchafters an dem Geſellſchaftsvermögen erwirkt, 
io kann er die Geſellſchaft ohne Einhaltung einer Kündigungsfrift 
kündigen, ſofern der Schuldtitel nicht blos vorläufig vollſtreckbar iſt. 

Solange die Geſellſchaft beſteht, kann der Gläubiger die ſich aus 
dem Geſellſchaftsverhältniß ergebenden Rechte des Geſellſchafters, mit 
Ausnahme des Anſpruchs auf einen Gewinnantheil, nicht geltend 
machen. 

§ 726. Die Geſellſchaft endigt, wenn der vereinbarte Zweck er⸗ 
reicht oder deſſen Erreichung unmöglich geworden iſt. 


liegt, vgl. IW. 1899 S. 4474. — Unmöglichkeit der Erfüllung 
vgl. § 275 Note II. — Unzeitige Kündigung |. Note 3. 

2. Wirkung der Kündigung. 1 

a. Die zuläſſige Kündigung bewirkt vom Zeitpunkt ihrer Wirtſamteit 
( 130 ff.) bzw. vom Ablaufe der vereinbarten Kündigungsfriſt ab, Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft. — Fortbeſtand unter den übrigen Geſellſchaftern $ 736. 

b. Die unzuläſſige (nicht gerechtfertigte) Kündigung hat keine Rechtswirkung; 
die Geſellſchaft bleibt beſtehen, der Kündigende bleibt Geſellſchafter. 

e. Ob die Kündigung begründet iſt und ſomit die Geſellſchaft beendigt hat, 
wird im Streitfalle durch Klage gegen die widerſprechenden Geſellſchafter 
feſtgeſtellt. Das ergehende Urtheil iſt deklaratoriſch. Anders 
bei der offenen Handelsgeſellſchaft HGB. § 133. 

3. Die unzeitige Kündigung bewirkt zwar, die Zuläſſigkeit der Kündi⸗ 
gung überhaupt (Nr. 1) vorausgeſetzt, Auflöſung der Geſellſchaft, verpflichtet 
aber (nach Abſ. 2) zum Schadenserſatze (§§ 249 ff.). 

III. Eine Kündigungsfriſt iſt nur einzuhalten, wenn ſolche verabredet iſt; 
Nichtbeachtung derſelben aus wichtigen Gründen vgl. zu II. 

IV. Ausſchließung oder Beſchränkung des Kündigungsrechts (Abſ. 3). 
Ob die Nichtigkeit der das Kündigungsrecht betreffenden Vereinbarung den 
ganzen Geſellſchaftsvertrag nichtig macht, iſt nach § 139 zu beurtheilen. 

V. Offene Handelsgeſellſchaft HGV. §§ 132, 133. 

8 724. 1. Geſellſchaft mit unbeſtimmter Dauer § 723 Abſ. 1 Satz 1. 

2. Offene Handelsgeſellſchaft HGB. $ 134. s 
8 725. 1. Pfändung des Antheil an dem Geſellſchaftsvermögen CPO. 
§ 859, abgedruckt zu § 719. 

2. Ablöſungsrecht der Mitgeſellſchafter $ 268: durch die Zwangsvollſtreckung 

in den Antheil laufen die anderen Geſellſchafter Gefahr, das Ei enthum und 

den Beſitz des Geſellſchaftsvermögens zu verlieren (§ 731, 752). 

8. Due unter den übrigen Geſellſchaftern § 736. 

4. Abſ. 2 verdeutlicht, daß dem Pfandgläubiger ſonſtige Rechte gegen die 
Geſellſchafter nicht zuſtehen (vgl. § 717), daß insbeſondere § 1258 (1273) 
nicht anwendbar ſein ſoll. 

5. Offene Handelsgeſellſchaft vgl. HOV. § 135; Abſ. 2 ift auch auf die 
offene Handelsgeſellſchaft anwendbar. 

8726. 1. Die Auflöſung tritt ipso jure ein. Im Streitfalle findet 

richterliche Nachprüfung ftatt. Das Urtheil ſtellt deklaratoriſch feſt, ob die 

uflöſung ſtattgefunden hat oder nicht. 3 
2. Bei der offenen Handelsgeſellſchaft muß mangels Einigun die Auf- 
löſung durch Urtheil herbeigeführt werden, HOV. $$ 133, 131 Ziffer 6. 


e. Geſellſchaft auf 
Lebenszeit. 


f. Stillſchweigend fort- 
geſetzte Geſellſchaft. 


2. Kündigung durch den 
Glaubiger eines Gefell- 
ſchafters. 


3. Wegfall des Cepl 
ſchaftszwecks. 


4. Tod eines Geſell⸗ 
ſchaſ ters. 
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§ 727. Die Geſellſchaft wird durch den Tod eines der Gefell- 


4% Vereinbarte gort- ſchafter aufgelöſt, ſofern nicht aus dem Geſellſchaftsvertrage fih ein 


dauer. 


b. Auflöſung. 
a. Anzeige⸗ und 
Rürforgepflicht 
des Erben. 


. Fü icht 
, der Dek pafter. 


5. Konkurs eines Geſell⸗ 
ſchafters. 


Anderes ergiebt. 

Im Falle der Auflöſung hat der Erbe des verſtorbenen Geſell⸗ 
ſchafters den übrigen Geſellſchaftern den Tod unverzüglich anzuzeigen 
und, wenn mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt, die ſeinem Erb⸗ 
laſſer durch den Geſellſchaftsvertrag übertragenen Geſchäfte fortzu- 
führen, bis die übrigen Geſellſchafter in Gemeinſchaft mit ihm ander⸗ 
weit Fürſorge treffen können. Die übrigen Geſellſchafter ſind in 
gleicher Weiſe zur einſtweiligen Fortführung der ihnen übertragenen 
Geſchäfte verpflichtet. Die Geſellſchaft gilt inſoweit als fortbeſtehend. 

8 728. Die Geſellſchaft wird durch die Eröffnung des Konkurſes 
über das Vermögen eines Geſellſchafters aufgelöſt. Die Vorſchriften 
des § 727 Abſ. 2 Satz 2, 3 finden Anwendung. 


8 727. 1. Abſ. 1. Fortbeſtand unter den übrigen Geſellſchaftern vgl. 
88 736, 738. — Offene Handelsgeſellſchaft HGB. § 131 Ziffer 4. — Kom: 
manditgeſellſchaft wird durch den Tod des Kommanditiſten nicht aufgelöſt, 
HGB. § 177. 

2. Ab ſ. 2. Vgl. die entſprechende Vorſchrift für den Auftrag § 673. — 
(00 ng der Anzeige und der Fürſorge begründet Schadenserſatzpflicht 
(§§ 275 ff., 249 ff). — Offene Handelsgeſellſchaft HGB. § 137 Abſ. 1. 


§ 728. 1. Konkurs eines Geſellſchafters; kein ſelbſtändiges Konkursver⸗ 
fahren über das Geſellſchaftsvermögen vgl. § 719 Note 5. 
a. Ergänzende Vorſchriften. 

KO. § 16. Befindet sich der Gemeinschuldner mit Dritten in einem Mit- 
eigenthume, in einer Gesellschaft oder in einer anderen Gemeinschaft, so erfolgt 
die Theilung oder sonstige Auseinandersetzung ausserhalb des Konkursverfahrens. 

Hine Vereinbarung, durch welche bei einer Gemeinscha/t nach Bruchtheilen 
das Recht, die Aufhebung der Gemeinschaft zu verlangen, für immer oder auf 
Zeit ausgeschlossen, oder eine Kündigungsfrist bestimmt worden ist, wirkt nicht 
gegen die Konkursmasse. Das Gleiche gilt von einer Anordnung dieses Inhalts, 
die ein Erblasser für die Gemeinschaft seiner Erben getroffen hat. 

KO. § 28. Wird eine nach $ 705 des Bürgerlichen Gesetzbuchs eingegan- 
gene Gesellschaft durch die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Ver- 
mögen eines Gesellschafters aufgelöst, so ist der geschäftsführende Gesellschafter 
in Ansehung der Ansprüche, welche ihm aus der einstweiligen Fortführung der 
Geschäfte nach $ 728 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zustehen, Masse- 
gläubiger, in Ansehung der ihm nach $ 729 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu- 
stehenden Ansprüche, unbeschadet der Bestimmung des $ 5l, Konkursgläubiger. 

KO. § 51. Wer sich mit dem Gemeinschuldner in einem Miteigenthume, 
in einer Gesellschaft oder in einer anderen Gemeinschaft befindet, kann wegen 
der auf ein solches Verhältniss sich gründenden Forderungen abgesonderte Be- 


‚friedigung aus dem bei der Theilung oder sonstigen Auseinandersetzung ermit- 


telten Antheile des Gemeinschuldners verlangen. 


b. Fortbeſtehen der Geſellſchaft unter den übrigen Geſell⸗ 
ſchaftern §§ 736, 738, 

2. Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit oder beſchränkter Geſchäfts fähigkeit 

eines Geſellſchafters kommt geeigneten Falles nur als wichtiger Kündkgungs⸗ 

grund ($ 723), nicht aber als ipso jure wirkender Auflöſungsgrund in Betracht. 


3. Offene Handelsgeſellſchaft HGB. §§ 131 Ziffer 5, 137 Abſ. 2. 
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§ 729. Wird die Geſellſchaft in anderer Weiſe als durch Kün- 6. Sutoläubige cheats 
digung aufgelöft, fo gilt die einem Geſellſchafter durch den Gefell- fung der EE 
ſchaftsvertrag übertragene Befugniß zur Geſchäftsführung zu ſeinen 
Gunſten gleichwohl als fortbeſtehend, bis er von der Auflöſung 
Kenntniß erlangt oder die Auflöſung kennen muß. 

8 730. Nach der Auflöſung der Geſellſchaft findet in Anſehung im die Auseinanderſezung. 
des Geſellſchaftsvermögens die Auseinanderſetzung unter den Gefell- . ae 
ſchaftern ftatt. 

Für die Beendigung der ſchwebenden Geſchäfte, für die dazu er- a. Fortgeltung der Ve 
forderliche Eingehung neuer Geſchäfte ſowie für die Erhaltung und N 
Verwaltung des Geſellſchaftsvermögens gilt die Geſellſchaft als fort- 
beſtehend, ſoweit der Zweck der Auseinanderſetzung es erfordert. Die 
einem Geſellſchafter nach dem Geſellſchaftsvertrage zuſtehende Befug⸗ „Die geschäfte 
niß zur Geſchäftsführung erliſcht jedoch, wenn nicht aus dem Ver⸗ eee 
trage ſich ein Anderes ergiebt, mit der Auflöſung der Geſellſchaft; 
die Geſchaftsführung ſteht von der Auflöſung an allen Geſellſchaftern 
gemeinſchaftlich zu. 

§ 731. Die Auseinanderſetzung erfolgt in Ermangelung einer > Ac dee pa 
anderen Vereinbarung in Gemäßheit der 88 732 bis 735. Im . Anwendbarkeit der 
Uebrigen gelten für die Theilung die Vorſchriften über die Gemeinſchaft. Seih peiling. 


§ 732. Gegenſtände, die ein Geſellſchafter der Geſellſchaft zur 1. veſondere Vorſchriften. 


= 


Benutzung überlaffen hat, jind ihm zurückzugeben. Für einen durch . fleerlaſſene Ge. 
Zufall in Abgang gekommenen oder verſchlechterten Gegenſtand kann genſtände. 


er nicht Erſatz verlangen. 


8 729. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift beim Auftrage § 674; gegen- 
über nicht gutgläubigen Dritten greift § 169 ein. 

2. In Betracht kommen die Auflöſung durch Zeitablauf, Eintritt einer 
Reſolutivbedingung, ſowie die Fälle der gs 726—728. 

3. Wegen der Anſprüche des geſchäftsführenden Geſellſchafters im Konkurs 
eines anderen Geſellſchafters KO. § 28 (zu § 728). 

4. Offene Handelsgeſellſchaft HGB. § 136. 

§ 730. 1. Auch diefe Vorſchrift ift dispoſitiv; fie kann durch Verein- 
barung der Geſellſchafter abgeändert werden. 

2. Der fingirte Fortbeſtand der Geſellſchaft macht die Vorſchrift § 719 
Abſ. 1 (Grundſatz der Verfügung zur geſammten Hand) auch für das Aus- 
einanderſetzungsſtadium anwendbar. ` 

3. Aufhören der Befugniß zur Geſchäftsführung; vgl. $ 729. 

4. Eingehen neuer Geſchäfte vgl. § 49 Note 2. 

5. Offene Handelsgeſellſchaft SS 145 ff. a 

§ 731. 1. Die Vorſchriften über die Art und den Umfang der Ausein⸗ 
anderſetzung ſind dispoſitiv und gelten nur unter den Geſellſchaftern. Die 
Rechte der Geſellſchaftsgläubiger werden weder durch die Auflöſung, noch 
durch die Auseinanderſetzung berührt. 

2. Gemeinſchaftstheilung §§ 752—754. 

3. Offene Handelsgeſellſchaft §§ 145 ff. 

§ 732. 1. Quoad usum eingebrachte Gegenſtäude. 

a. Für verſchuldeten Abgang oder ebenſolche Verſchlechterung ift nach 
allgemeinen Grundſätzen zu haften, §§ 275 ff, 708, 280, 281. 
b. Kein Erſatz für die Benutzung § 733 Abſ. 2. 

2. Die quoad sortem gemeinſchaftlichen Gegenſtände konnen von dem 
Einbringer weder zurückverlangt noch ihm aufgedrängt werden ($ 733 Abſ. 2). 

3. Die Vorſchrift des § 732 gilt auch für die offene Handelsgeſellſchaft. 


© 


m 
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Schuldentilgung. § 733. Aus dem Geſellſchaftsvermögen find zunächſt die ge- 


meinſchaftlichen Schulden mit Einſchluß derjenigen zu berichtigen, 
welche den Glaubigern gegenüber unter den Geſellſchaftern getheilt 
ſind oder für welche einem Geſellſchafter die übrigen Geſellſchafter 
als Schuldner haften. Iſt eine Schuld noch nicht fällig oder iſt ſie 
ſtreitig, ſo iſt das zur Berichtigung Erforderliche zurückzubehalten. 


„ Erſtattung der Aus dem nach der Berichtigung der Schulden übrig bleibenden 


ee Geſellſchaftsvermögen find die Einlagen zurückzuerſtatten. Für Ein: 


lagen, die nicht in Geld beſtanden haben, iſt der Werth zu erſetzen, 
den ſie zur Zeit der Einbringung gehabt haben. Für Einlagen, die 
in der Leiſtung von Dienſten oder in der Ueberlaſſung der Benutzung 
eines Gegenſtandes beſtanden haben, kann nicht Erſatz verlangt werden. 


„Verſilberung des Zur Berichtigung der Schulden und zur Rückerſtattung der Ein⸗ 


ee lagen ift das Geſellſchaftsvermögen, ſoweit erforderlich, in Geld um- 


zuſetzen. 


Vertheilung des § 734. Verbleibt nach der Berichtigung der gemeinſchaftlichen 


neberſchuſſes. Schulden und der Rückerſtattung der Einlagen ein Ueberſchuß, fo 
gebührt er den Geſellſchaftern nach dem Verhältniß ihrer Antheile 
am Gewinne. 

Vertheilung des § 735. Reicht das Geſellſchaftsvermögen zur Berichtigung der 

3 gemeinſchaftlichen Schulden und zur Rückerſtattung der Einlagen nicht 
aus, fo haben die Geſellſchafter für den Fehlbetrag nach dem Berz 
hältniß aufzukommen, nach welchem ſie den Verluſt zu tragen haben. 
Kann von einem Geſellſchafter der auf ihn entfallende Beitrag nicht 


§ 733. 1. Gemeinſchaftliche Schulden ſind 

a. die Schulden, für welche alle Geſellſchafter, ſei es aus einem Rechtsge⸗ 
ſchäft (insbeſondere aus einem Vertrage § 427), ſei es aus anderen Grün⸗ 
den (insbeſondere aus unerlaubter Handlung § 823 ff., 830, 831, 840) 
als Geſammtſchuldner haften; 

b. die Schulden, welche den Gläubigern gegenüber unter den Gez 
ſellſchaftern getheilt find ($ 420), insbeſondere alfo diejenigen Ver: 
tragsſchulden, in denen Geſammthaftung etwa ausgeſchloſſen ift, ferner 
die nicht auf Vertrag oder auf unerlaubter Handlung (z. B. auf ungerecht⸗ 
Schule Bereicherung des Geſellſchaftsvermögens §§ 812 ff.) beruhenden 

ulden; 

c. die Schulden, für welche einem Geſellſchafter die übrigen Ge: 
ſellſchafter als Schuldner haften, z. B. § 713, 670 (Aufwendun⸗ 
gen), ferner § 426 Abſ. 2 (Ausgleichsforderung). 

2. Durch die Vorſchrift, daß das zur Tilgung noch nicht fälliger Forde- 
rungen Erforderliche zurückzubehalten iſt, wird ein Anſpruch nur unter den 
e aan nicht aber für den Gläubiger begründet (vgl. auch § 2046 

1 


3. Die Verſilberung erfolgt auf Grund des § 733 nur, ſoweit die Schul: 
dentilgung es erfordert, darüber hinaus greifen gemäß § 731 die Vorſchriften 
über Gemeinſchaftstheilung Platz (§§ 753 ff.). x 

4. Offene Handelsgeſellſchaft HGB. 89 145—158. 

§ 734. 1. Nach § 734 ift Gewinn der nach Berichtigung der gemein- 
ſchaftlichen Schulden ($ 733) und nach Rückerſtattung der Einlagen 
verbleibende Ueberſchuß. 

2. Gewinnantheile $ 722. 


3. Offene Handelsgeſellſchaft HGB. § 155. 
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erlangt werden, ſo haben die übrigen Geſellſchafter den Ausfall nach 
dem gleichen Verhältniſſe zu tragen. 

§ 736. Iſt im Geſellſchaftsvertrage beſtimmt, daß, wenn ein 1. pereingerle fortve- - 
Geſellſchafter kündigt oder ſtirbt oder wenn der Konkurs über ſein a 
Vermögen eröffnet wird, die Geſellſchaft unter den übrigen Geſell⸗ iin rinde 
ſchaftern fortbeſtehen fol, fo ſcheidet bei dem Eintritt eines ſolchen *. ünpigung, Tod. 
Ereigniſſes der Geſellſchafter, in deſſen Perſon es eintritt, aus der hae 
Geſellſchaft aus. 

§ 737. Iſt im Geſellſchaftsvertrage beſtimmt, daß, wenn ein v. Musihtiefung eines 
Geſellſchafter kündigt, die Geſellſchaft unter den übrigen Geſellſchaftern ee, 
fortbeſtehen ſoll, ſo kann ein Geſellſchafter, in deſſen Perſon ein die 
übrigen Geſellſchafter nach § 723 Abſ. 1 Satz 2 zur Kündigung 
berechtigender Umſtand eintritt, aus der Geſellſchaft ausgeſchloſſen 
werden. Das Ausſchließungsrecht ſteht den übrigen Geſellſchaftern 
gemeinſchaftlich zu. Die Ausſchließung erfolgt durch Erklärung gegen⸗ 
über dem auszuſchließenden Geſellſchafter. 

§ 738. Scheidet ein Geſellſchafter aus der Geſellſchaft aus, fo 2. Vermögensvettige 
wächſt ſein Antheil am Geſellſchaftsvermögen den übrigen Geſellſchaftern een 
zu. Diefe find verpflichtet, dem Ausſcheidenden die Gegenſtände, die . le 
er der Geſellſchaft zur Benutzung überlaſſen hat, nach Maßgabe des ſcheidenden. 
$ 732 zurückzugeben, ihn von den gemeinſchaftlichen Schulden zu bez 
freien und ihm dasjenige zu zahlen, was er bei der Auseinanderſetzung 
erhalten würde, wenn die Geſellſchaft zur Zeit ſeines Ausſcheidens 
aufgelöſt worden wäre. Sind gemeinſchaftliche Schulden noch nicht 


§ 735. 1. Verluſt ift der bei Berichtigung der gemeinſchaftlichen Schulden 
und Rückerſtattung der Einlagen aus dem Geſellſchaftsvermögen ſich 
ergebende Fehlbetrag. 

2. Alle Geſellſchafter, auch diejenigen, welche nur perſönliche Dienſt⸗ 
leiſtungen beizutragen haben, haben mangels anderweiter Vereinbarung den 
Verluſt mitzutragen (§ 722). 

3. Die Vorſchrift des § 735 gilt auch für die offene Handelsgeſellſchaft. 

§ 736. 1. Die für die Anwendbarkeit des § 736 erforderliche Berein- 
barung des Fortbeſtandes der Geſellſchaft muß zwiſchen allen Geſellſchaftern 
einſchließlich des Ausſcheidenden vor der Auflöſung, fet es in dem ur- 
ſprünglichen Geſellſchaftsvertrage, fei es in einem Nachtrage zu demſelben 
erfolgt ſein. Von einem Fortbeſtande der Geſellſchaft — und damit von 
einer Anwendbarkeit der folgenden Paragraphen — kann nur die Rede fein, 
wenn nach dem Ausſcheiden noch mindeſtens zwei Geſellſchafter in der 
Geſellſchaft verbleiben. Anderenfalls liegt nicht Fortbeſtand, ſondern Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft vor. i 

2. Der Zeitpunkt des Ausſcheidens ift derjenige, in welchem ohne die 
Vereinbarung die Geſellſchaft durch das betreffende Ereigniß aufgelöft ſein 
würde (§§ 723, 727, 728). 

3. Auseinanderſetzung 88 733—740. 

4. Offene Handelsgeſellſchaft SGB. § 138. 

§ 737. 1. Wirkſamwerden der Ausſchließungserklärung § 130 ff. 

2. Im Streitfall entſcheidet richterliches Urtheil deklaratoriſch darüber, ob 
9 uliome Ausſchließung ſtattgefunden hat oder ob die Geſellſchaft noch 
eht. 


3. Auseinanderſetzung §§ 738—740. 
4. Offene Handelsgeſellſchaft H B. § 140. 
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fällig, ſo können die übrigen Geſellſchafter dem Ausſcheidenden, ſtatt 
ihn zu befreien, Sicherheit leiſten. 

Der Werth des Geſellſchaftsvermögens iſt, ſoweit erforderlich, im 
Wege der Schätzung zu ermitteln. 

Antheit amverluſte. § 739. Reicht der Werth des Gefellfchaftsvermögens zur Deckung 
der gemeinſchaftlichen Schulden und der Einlagen nicht aus, ſo hat 
der Ausſcheidende den übrigen Geſellſchaftern für den Fehlbetrag nach 
dem Verhältniſſe ſeines Antheils am Verluſt aufzukommen. 

d. Schwebende Ge § 740. Der Ausgeſchiedene nimmt an dem Gewinn und dem 

e Verluſte Theil, welcher ſich aus den zur Zeit ſeines Ausſcheidens 
ſchwebenden Geſchäften ergiebt. Die übrigen Geſellſchafter find be- 
rechtigt, diefe Geſchäfte fo zu beendigen, wie es ihnen am vortheil- 
hafteſten erſcheint. 

Der Ausgeſchiedene kann am Schluſſe jedes Geſchäftsjahrs Rechen⸗ 
ſchaft über die inzwiſchen beendigten Geſchäfte, Auszahlung des ihm 
gebührenden Betrags und Auskunft über den Stand der noch fwe- 
benden Geſchäfte verlangen. 


§ 738. 1. Daß der Antheil des Ausſcheidenden den übrigen (mindeſtens 
zwei, vgl. $ 736 Note 1) Geſellſchaftern zuwächſt, bedeutet, daß die Ber- 
mögensänderung in Anſehung des Antheils des Ausſcheidenden an den ein⸗ 
zelnen Vermögensgegenſtanden ſich kraft Geſetzes vollzieht, ohne daß es 
noch einer rechtsgeſchäftlichen Uebertragung bedarf. 

a. Für die der Geſellſchaft zuſtehenden Forderungen und ſonſtigen Rechte 
vgl. §§ 412, 413. 

b. Bezüglich der im Grundbuch eingetragenen Rechte iſt das Grundbuch zu 
berichtigen, ohne daß eine Einigung bzw. Auflaſſung aus §§ 873, 925ff. 
ſtattzufinden hätte, vgl. § 873 Note B II 2be. Gegenüber dem Berichti⸗ 
gungsanſpruch aus § 894 ſteht dem Ausſcheidenden wegen ſeiner An⸗ 
ſprüche aus $ 738 das Zurückbehaltungsrecht gemäß § 273 zu. 

2. Zeit des Ausſcheidens §§ 736, 737. 

3. Sicherheitsleiſtung §§ 232 ff. 

4. Im Verhältniſſe zu den Geſellſchaftsgläubigern bleibt der Ausſcheidende 
Schuldner, unbeſchadet ſeines Anſpruchs gegen die anderen Geſellſchafter auf 
5114 f. Ein Mittel der Befreiung iſt z. B. die Schuldübernahme aus 
SS 414 ff. 

5. Der Ausſcheidende muß ſich zwecks Ermittelung des Werthes des Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögens mit Schätzung begnügen und kann nicht Verkauf verlangen. 

6. Die Vorſchrift ift dispoſitiv (vgl. Titelvorb. Note 2). Wird durch Partei- 
vereinbarung zwar Fortbeſtand der Geſellſchaft für den Fall des Ausſcheidens 
eines Sozius ausbedungen, zugleich aber die gemäß § 738 eintretende An⸗ 
wachſung ausgeſchloſſen, ſo tritt nicht Anwachſung des Antheils des Aus⸗ 
ſcheidenden ein, vielmehr iſt alsdann der Ausſcheidende nur obligatoriſch 
verpflichtet, ſeinen Antheil an den verſchiedenen Gegenſtänden des Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens nach Maßgabe der für die einzelnen in Betracht kommen⸗ 
den Beſtimmungen zu übertragen. 

7. Die Vorſchrift gilt auch für die offene Handelsgeſellſchaft. Vgl. auch 
HGB. § 142 und dazu RA. 2 S. 146, KG. Jahrb. 22 D S. 23. 

§ 739. 1. Vgl. § 735 und § 738. 

2. Die Vorſchrift iſt auch für die offene Handelsgeſellſchaft anwendbar. 

8 740. 1. (Abf. 1.) In Anſehung der ſchwebenden Geſchäfte find 
die verbleibenden Geſellſchafter gegenüber dem ausgeſchiedenen die geſchäfts⸗ 
führenden Geſellſchafter. Vgl. RG. 15 81. 

2. Die Vorſchrift gilt auch für die offene Handelsgeſellſchaft. 
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Fünfzehnter Titel. 
Gemeinſchaft. 


8 741. Steht ein Recht Mehreren gemeinſchaftlich zu, ſo finden, 
ſofern ſich nicht aus dem Geſetz ein Anderes ergiebt, die Vorſchriften 
der 8$ 742 bis 758 Anwendung (Gemeinſchaft nach Bruchtheilen). 


§ 741. I. Abſolutes Prinzip des Gemeinſchaſtsrechts. 

Die zwingende Natur der Vorſchriften der §§ 741 — 758 über das Schuld: 
verhältniß aus der Gemeinſchaft („jofern fih nicht aus dem Geſetz ein 
Anderes ergiebt“) bewirkt, daß ein anderes Gemeinſchaftsverhältniß als das 
nach Bruchtheilen (vgl. zu III) nur in denjenigen Fällen geſchaffen werden 
kann, für welche dies vom Geſetze zugelaſſen iſt (ogl. zu 2). Im Uebrigen iſt 
eine abweichende Regelung mit obligakoriſcher Wirkung unter den Theilhabern 
keineswegs ausgeſchloſſen, vgl. § 137; auch ſteht es den Theilhabern jederzeit 
offen, durch Abſchließung eines Geſellſchaftsvertrags (§ 705 ff.) die Gemein⸗ 
ſchaft anderweit zu organiſiren. Beſonderen wirthſchaftlichen Zwecken (3. B. 
bei gemeinſchaftlichen Ein⸗ und Durchfahrten) kann durch Ausſchluß der 
Theilung (§§ 749, 751, 1010) oder durch Beſtellung von Grundgerechtig⸗ 
keiten zu Gunſten der im Alleineigenthume ſtehenden Nachbargrundſtücke ge⸗ 
ma §§ 1009 Abf. 2, 1018 ff. Rechnung getragen werden. Vgl. KG. Jahrb. 
21 A 110. 

1. Eine Gemeinſchaftlichkeit des Rechtes liegt nicht vor 
a. bei der Mehreren zuſtehenden Forderung, deren Gegenſtand eine theildare 

Leiſtung ift gemäß der Auslegungsregel des § 420, 

b. bei der Forderung der Geſammtgläubiger (§ 430). 

2. Anderweite geſetzliche Regelung (nach dem Grundſatze der ge⸗ 
ſammten Hand). 

a. Geſellſchaft §§ 705 ff.; vgl. Titelvorb. vor § 705 Note 2 a. E.; wegen der 

Sonderregelungen vgl. daſelbſt Note 5. 

b. Allgemeine Gütergemeinſchaft der Ehegatten (§§ 1438 ff.). 

e. Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und 
den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen ($$ 1483 ff.). 

d. Errungenſchaftsgemeinſchaft der Eheleute (§§ 1519 ff.). 

e. Fahrnißgemeinſchaft unter Ehegatten (§ 1549). 

f. Erbengemeinſchaft der Miterben (§§ 2032 ff.). 

3. Sonder vorſchriften: 

Mitbeſitz § 866. — Miteigenthum $$ 1008 ff., bei Verbindung und Ver- 
miſchung SS 947 f., am Schatze § 984, am Bienenſchwarme $ 963. — Gemein: 
ſchaftliche Grenzeinrichtungen §§ 921 f. — Baum auf der Grenze § 923. — 
Gemeinſchaftlicher Erbtheil $ 2093. — ieee de 8 1172. 
— Dingliche Rechte am Antheil eines Miteigenthümers (Nießbrauch § 1066, 
Pfandrecht § 1258). — Mehrere Pfandgläubiger mit gleichem Range vgl. 
§ 1232 Note III. 

II. Gegenſtand der Gemeinſchaft können auch Rechte, nicht nur Sachen 
fein („Gegenſtand“ § 744, dazu § 90 Note I). 

III. Der Inhalt der 88 741 ff.: Im Gegenſatze zur Gemeinſchaft zur ge: 
ſammten Hand (vgl. Titelvorb. vor $ 705 Note 4) ift der Gemeinſchaft 
nach Bruchtheilen charakteriſtiſch, 

1. daß den einzelnen Theilhabern ein ideeller, d. h. im Verhältniſſe zum 
Ganzen gedachter Antheil als ſelbſtändiges Vermögensrecht zuſteht, welches 
er Verfügung des Theilhabers ($ 747) und ſomit der Zwangsvollſtreckung 
ſeitens feiner Gläubiger unterliegt (CPO. § 857). Vgl. indeſſen die Ein⸗ 
ſchränkungen dieſes Prinzips durch § 746 (für Grundſtücke § 1010), 

2. daß jedem Theilhaber das Recht auf jederzeitige Aufhebung der 
Gemeinſchaft (§ 749) mit den fih aus §§ 750, 751 ergebenden Einſchran⸗ 
kungen zuſteht; für Grundſtücke vgl. § 1010. 


— 


. Regel: HGemeinſchaft 
nach Bruchtbeilen, 
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II. Regelung der Gemein- § 742. Im Zweifel ift anzunehmen, daß den Theilhabern gleiche 
ſchaft nach Bruchtheilen. A +heil t 
1. Umfang und Anhalt nipeile zus ehen. 


ee § 743. Jedem Theilhaber gebührt ein feinem Antheil entſprechen⸗ 
` Gleichheit der an der Bruchtheil der Früchte. 

g nn Jeder Theilhaber ift zum Gebrauche des gemeinſchaftlichen Gegen⸗ 
ſtandes inſoweit befugt, als nicht der Mitgebrauch der übrigen Theil⸗ 
haber beeinträchtigt wird. 

n § 744. Die Verwaltung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ſteht 
cent den Theilhabern gemeinſchaftlich zu. 
1 Nolh wendig ei Jeder Theilhaber ift berechtigt, die zur Erhaltung des Gegen- 
haltungsmaßreg ſtandes nothwendigen Maßregeln ohne Zuſtimmung der anderen 
Theilhaber zu treffen; er kann verlangen, daß dieſe ihre Einwilligung 
zu einer ſolchen Maßregel im voraus ertheilen. 
b. Regelung nach § 745. Durch Stimmenmehrheit kann eine der Beſchaffenheit des 


Stimmenmehrheit. 


a gulaan gemeinfchaftlichen Gegenſtandes entſprechende ordnungsmäßige Ber- 
f. Seien der waltung und Benutzung beſchloſſen werden. Die Stimmenmehrheit 
iſt nach der Größe der Antheile zu berechnen. 


IV. Ein Vorkaufsrecht ijt den Theilnehmern nicht beigelegt; vgl. indeß 
über die rechtsgeſchäftliche Begründung eines ſolchen Worb. zu §§ 504 ff. 

V. Konkurs eines Theilhabers. 

KO. §§ 16, 51, abgedruckt zu § 728. 

VI. üebergang: EG. Art. 173: Auf eine zur Zeit des Inkrafttre⸗ 
tens des BGB. beſtehende Gemeinſchaft nach Bruchtheilen finden 
von dieſer Zeit an die Vorſchriften des BGB. Anwendung. 

VII. Laudesgeſetzlicher Vorbehalt für die dem Agrarrecht angehörenden Ge- 
meinſchaften EGG. Art. 113; Gemeinſchaft an Grundſtücken (Stockwerkseigen⸗ 
thum) EG. Art. 181. 

§ 742. 1. GO. 5 40. Soll ein Recht für Mehrere gemeinschaftlich einge- 
tragen werden, so soll die Eintragung in der Weise erfolgen, dass entweder die 
Antheile der Berechtigten in Bruchtheilen angegeben werden oder das für die 
Gemeinschaft massgebende Rechtsverhältniss bezeichnet wird. 

2. Die Auslegungsregel des § 742, die im einzelnen Falle zutreffend oder 
unzutreffend ſein kann, kann nicht als Grundlage für eine grundbuchliche 
Eintragung dienen. Vor Verfügung über den Antheil ift gemäß GO. SS 40, 
48 die Größe des Antheils grundbuchlich feſtzuſtellen, vgl. § 1008 Note 20. 

3. Sonderregelung für die Reallaſt bei Theilung des berechtigten Grund⸗ 
ſtücks § 1109. 

§ 743. 1. Früchte $$ 99 f. 

3. Mitbefig Mehrerer; Beſitzſchutz der Theilhaber gegen einander 
findet nicht ſtatt, ſoweit es fih um die Grenzen des dem einzelnen Theil- 
haber zuſtehenden Gebrauchs handelt § 806. 

3. Die Vorſchrift des § 743 bezieht ſich nicht auf die Art und Weiſe 
der Benutzung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes (hierüber vgl. zu § 745), 
ſondern über das dem einzelnen Theilhaber zuſtehende Maß der Benutzung 
bei feſtſtehender Benutzungsart. Seuff. 57 57. 

§ 744. 1. Gemeinſchaftliche Verwaltung erfordert Einſtimmigkeit der Theil⸗ 
haber. Vgl. indeß die Zulaſſung von Mehrheitsbeſchlüſſen gemäß § 745. 

2. Die Klage auf vorherige Einwilligung (vgl. CPO. § 894) erfordert den 
Beweis der Nothwendigkeit. Ob ein Fall wirthſchaftlicher Nothwendigkeit 
vorliegt, iſt gemäß § 242 zu beurtheilen. 

3. Beauftragung eines Theilhabers mit der Verwaltung begründet ein nach 
$$ 662 ff. zu beurtheilendes Auftragsverhältniß. 

4. Die gegenſeitige Haftung der Theilhaber für Sorgfalt richtet ſich mangels 
einer Sondervorſchrift (vgl. § 708) nach § 276. 
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Jeder Theilhaber kann, ſofern nicht die Verwaltung und Benutzung 
durch Vereinbarung oder durch Mehrheitsbeſchluß geregelt iſt, eine 
dem Intereſſe aller Theilhaber nach billigem Ermeſſen entſprechende 
Verwaltung und Benutzung verlangen. 

Eine weſentliche Veränderung des Gegenſtandes kann nicht beſchloſſen 
oder verlangt werden. Das Recht des einzelnen Theilhabers auf 
einen ſeinem Antheil entſprechenden Bruchtheil der Nutzungen kann 
nicht ohne ſeine Zuſtimmung beeinträchtigt werden. 

§ 746. Haben die Theilhaber die Verwaltung und Benutzung 
des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes geregelt, ſo wirkt die getroffene 
Beſtimmung auch für und gegen die Sondernachfolger. 

§ 747. Jeder Theilhaber kann über feinen Antheil verfügen. Ueber 
den gemeinſchaftlichen Gegenſtand im Ganzen können die Theilhaber 
nur gemeinſchaftlich verfügen. 

§ 748. Jeder Theilhaber ift den anderen Theilhabern gegenüber 
verpflichtet, die Laſten des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ſowie die 
Koſten der Erhaltung, der Verwaltung und einer gemeinſchaftlichen 
Benutzung nach dem Verhältniſſe ſeines Antheils zu tragen. 


8 745. 1. Außer der Einſchränkung des Majoritätsprinzips in Abſ. 3 er⸗ 
giebt Abſ. 1 die Unzuläſſigkeit, durch Mehrheitsbeſchluß eine nicht ordnungs⸗ 
mäßige Verwaltung oder Benutzung zu beſtimmen. 

2. Ueber die Gültigkeit der Mehrheitsbeſchlüſſe ift im Prozeſſe zu ent- 
ſcheiden. Die Vorausſetzungen des Abſ. 1 hat die Mehrheit, die des Abſ. 3 
die Minderheit darzuthun. 

3. Die Klage aus Abſ. 2 muß einen die verlangte Verwaltung oder Be⸗ 
nutzung beſtimmt angebenden Antrag enthalten (CRD. §§ 253 Ziffer 2, 308); 
5 x diejenigen Theilhaber zu richten, mit denen Streit beſteht (vgl. 

4. Vgl. Seuff. 57 57 (Streit über die Benutzung ehemaligen Grabenlandes 
an der Grenze). 

§ 746. 1. Vgl. Borb. zum 2. Buche Note 4. 

3. Die Regelung kann ſowohl gemäß § 744 als auch gemäß § 745 er- 
folgen. Auch Abänderung der beſchloſſenen Regelung durch einen — dem 
§ 745 entſprechenden — Mehrheitsbeſchluß ift nicht ausgeſchloſſen. 

3. Bei Grundſtücken iſt zur Wirkung gegen den Sondernachfolger grund⸗ 
buchliche Eintragung erforderlich § 1010. 


§ 747. I. Verfügung über den Antheil. 8 : 
J. Rechtsgeſchäftliche Verfügungsbeſchränkungen unter den Theilhabern hin⸗ 
ſichtlich der Antheile wirken zwar obligatoriſch unter denſelben, nicht aber 
gegen Dritte (§ 137). a 

2. Die Theilhaber haben kein Vorkaufsrecht, vgl. hierzu Vorb. zu §§ 504 ff. 

3. Pfandrecht an dem Antheil eines Miteigenthümers § 1258, an einer 
Schiffspart § 1272, an dem Antheil an einem Rechte § 1273. — Nießbrauch 
an einem Antheile § 1066. 

II. Verfügung über den gemeinſchaftlichen Gegenſtand durch einen Theil⸗ 
o mit Einwilligung der anderen § 185 Abſ. 1. — Konvaleſzenz $ 185 


§ 748. 1. Beſtimmung der Art und Weiſe der Erhaltung, Verwaltung, 
Benutzung 88 744f. 

2. Gegenſeitige Haftung der Theilhaber für Sorgfalt § 276. Den Theil⸗ 
habern als ſolchen liegt, ſoweit nicht etwa Auftrag oder Geſchäftsführung 
vorliegt, gegenſeitig eine Verpflichtung zur Abwendung von Verluſten an dem 
gemeinſchaftlichen Gegenſtande nicht ob. 


c. Schutz des einzelnen 
Tyeilhabers. 

u. Anſpruch auf 

ſachgemäße Ver⸗ 
waltung. 


Grenzen f. Mehr- 
heitsbeſchlüſſe. 


d. Dingliche Wirkſaln⸗ 
keit der Regelung. 


3. Verfügungsrecht 
a. über den Antheil. 
b. über d. gemeinſchaft⸗ 
lichen Gegenſtand. 


4. Laſten und Koſten. 


. Aufhebung der (Ser 
mein ſchaft. 
u. Anſpruch auf Auf- 


hebung. 


j. Vereinbarung ilber 


den Aufhebungs⸗ 
anſpruch. 


G. Beſchrankung der 


Vertragsfreiheit. 


F. Tod eines Theil: 


habers. 


7. Dingliche Wirk⸗ 


> 


ſamkeit der Ver⸗ 
einbarung. 


. Pfändung des 
Antheils. 
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8 749. Jeder Theilhaber kann jederzeit die Aufhebung der Ge- 
meinſchaft verlangen. 

Wird das Recht, die Aufhebung zu verlangen, durch Vereinbarung 
für immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen, ſo kann die Aufhebung 
gleichwohl verlangt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Unter 
der gleichen Vorausſetzung kann, wenn eine Kündigungsfriſt beſtimmt 
wird, die Aufhebung ohne Einhaltung der Friſt verlangt werden. 

Eine Vereinbarung, durch welche das Recht, die Aufhebung zu ver⸗ 
langen, dieſen Vorſchriften zuwider ausgeſchloſſen oder befchränkt wird, 
iſt nichtig. 

§ 750. Haben die Theilhaber das Recht, die Aufhebung der Ge- 
meinſchaft zu verlangen, auf Zeit ausgeſchloſſen, fo tritt die Berein- 
barung im Zweifel mit dem Tode eines Theilhabers außer Kraft. 

§ 751. Haben die Theilhaber das Recht, die Aufhebung der Ge- 
meinſchaft zu verlangen, für immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen oder 
eine Kündigungsfriſt beſtimmt, ſo wirkt die Vereinbarung auch für 
und gegen die Sondernachfolger. Hat ein Gläubiger die Pfändung 
des Antheils eines Theilhabers erwirkt, ſo kann er ohne Rückſicht auf 
die Vereinbarung die Aufhebung der Gemeinſchaft verlangen, ſofern 
der Schuldtitel nicht blos vorläufig vollſtreckbar iſt. 


§ 749. 1. Der einzelne Theilhaber kann nur verlangen, daß ihm gegen: 
über die Aufhebung der Gemeinſchaft erfolgt, die anderen Theilhaber nd 
nicht gehindert, die Gemeinſchaft fortzuſetzen. Vgl. hierzu OLG. 4 119. Die 
Klage iſt gegen diejenigen Theilhaber zu richten, welche der Aufhebung 
widerſprechen (vgl. RG. 1 319, 12 193) und muß einen beſtimmten Antrag 
über die Art und Weiſe der Theilung enthalten (Theilungsplan), vgl. CHD. 
89 253 Ziffer 2, 308, 887. (Vgl. Wilmowski⸗Levy zu dem früheren § 773 
CPD. Anm. 2.) 

2. Zwangsverſteigerung von Grundſtücken zum Zwecke der Aufhebung 
einer Gemeinſchaft Zw. § 180 — 184 (abgedruckt zu § 753). 

3. Zu Abſ. 2 u. 3 val. § 723. 

4. Beſondere Fälle: 

a. Ausſchließung der Aufhebung der Erbengemeinſchaft durch letztwillige 
Verfügung des Erblaſſers § 2044. 

b. Beim Beſtehen eines Nießbrauchs oder eines Pfandrechts an dem 
Antheile §§ 1066 Abſ. 2, 1258 Abf. 2. 

c. Konkurs eines Theilhabers KO. § 16 Abſ. 2 zu § 751. 

d. Aufhebung der Gemeinſchaft, welche durch Vermiſchung eingelager⸗ 
ter Sachen entſtanden ift, durch den Lagerhalter SGB. § 419, abge: 
druckt zu § 700. 
§ 750. Bei Konkurs eines Theilhabers vgl. KO. § 16 Abſ. 2 (zu § 751). 
§ 751. 1. Wirkung gegen den Sondernachfolger vgl. Borb. zum 2. Buche 

Note 4. — Bei Grundſtücken grundbuchliche Eintragung erforderlich § 1010. 
2. Die Vereinbarung wirkt nicht gegenüber 

a. dem Pfändungspfandgläubiger gemäß § 751; 

b. dem Pfandgläubiger nach Eintritt der Verkaufsberechtigung § 1258 Abſ. 2. 

c. KO. § 16 Abs. 2. Eine Vereinbarung, durch welche bei einer Gemeinschaft 
nach Bruchtheilen das Recht, die Aufhebung der Gemeinschaft zu verlangen, 
‚für immer oder auf Zeit ausgeschlossen oder eine Kündigungsfrist bestimmt 
worden ist, wirkt nicht gegen die Konkursmasse. Das Gleiche gilt von einer 
Anordnung dieses Inhalts, die ein Erblasser für die Gemeinschaft seiner Erben 
getroffen hat. 
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in Natur, wenn der gemeinſchaftliche Gegenſtand oder, falls mehrere 
Gegenſtände gemeinſchaftlich ſind, dieſe ſich ohne Verminderung des 
Werthes in gleichartige, den Antheilen der Theilhaber entſprechende 
Theile zerlegen laſſen. Die Vertheilung gleicher Theile unter die Theil⸗ 
haber geſchieht durch das Loos. 

8 753. Iſt die Theilung in Natur ausgeſchloſſen, ſo erfolgt die 
Aufhebung der Gemeinſchaft durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegen⸗ 
ſtandes nach den Vorſchriften über den Pfandverkauf, bei Grundſtücken 
durch Zwangsverſteigerung, und durch Theilung des Erlöſes. Iſt die 
Veräußerung an einen Dritten unſtatthaft, ſo iſt der Gegenſtand 
unter den Theilhabern zu verſteigern. 

Hat der Verſuch, den Gegenſtand zu verkaufen, keinen Erfolg, ſo 
kann jeder Theilhaber die Wiederholung verlangen; er hat jedoch die 
Koſten zu tragen, wenn der wiederholte Verſuch mißlingt. 


Die Vorſchriften der $$ 752 ff. find nur dispoſitiv. In erſter Linie find 
die Vereinbarungen der Theilhaber maßgebend. — Handelt es ſich um ein 
gemeinſchaftliches Recht, in Anſehung deſſen der Gewalthaber oder Vormund 
Verpflichtungen zur Vornahme von Verfügungen nur mit Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts eingehen kann, ſo finden auch auf die Vereinbarung, 
daß an Stelle der Naturaltheilung der Verkauf ſtattfinden kann, die 98 1821 
Ziffer 3, 1643 Anwendung. OLG. 1 309 (Bayr. OL G.). 


§ 752. 1. Wer Theilung in Natur verlangt, hat die Zerlegbarkeit der ge- 

meinſchaftlichen Gegenſtände ohne Werthminderung zu beweiſen. 
h 2. Der Klagantrag muß auf eine beſtimmte Art der Ausführung der 
Theilung gerichtet fein, vgl. zu § 749 Note 1. Das Urtheil deklarirt die Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten, ſich mit der in Anſpruch genommenen Theilungs⸗ 
art einverſtanden zu erklären. 

3. Für die Uebertragung des zugewieſenen Theiles an den einzelnen Theil: 
haber iſt das für den betreffenden Gegenſtand erforderliche Rechtsgeſchäft, 
5 a insbeſondere alfo Auflaſſung ($ 925) erforderlich. Vgl. 
au è 

4. Gewährleiſtung § 757. 

5. Theilung durch den Lagerhalter, wenn die Gemeinſchaft durch Ver⸗ 
miſchung der eingelagerten Güter entſtanden ift. HGB. § 419 Abſ. 2 (zu $ 700). 


$ 753. 1. Pfandverkauf §§ 1235 ff. 5 * 

2. Für den Verkauf des gemeinſchaftlichen Grundſtücks bzw. eines im 
Schiffsregiſter eingetragenen Schiffes ($ 1268, Zw. $ 162) ie die Beſtim⸗ 
mungen der Zw. §§ 180—184 (abgedruckt zu Nr. 3). — Die Verpflichtung 
der anderen Miteigenthümer, ſich die Theilung im Wege der Zwangsverſtei⸗ 
gerung gefallen zu laffen, bedarf nicht vorgängiger Feſtſtellung durch Urtheil 
Zw. § 181 Abſ. 1. Wer die Bra behauptet, hat die Widerſpruchs⸗ 
klage aus CRO. § 771; Fall verfrühter Einleitung des Verfahrens RG. 47 
563. Aufhebung des Verfahrens von Amtswegen, wenn die Ausſchließung 
der Theilung ſich aus dem Grundbuch ergiebt Zw. §9 28, 19. Vgl. auch 

AG. 36 357, — Erforderniß vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung, wenn 
unter elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft ſtehende Theilhaber vorhanden 
imd, richtet fih nach §§ 1821 f. 

3. Zw. 8180. Soll die Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung 
enen Gemeinschaft erfolgen, so finden die Vorschriften des ersten und zweiten 
Abschnitts entsprechende Anwendung, soweit sich nicht aus den $$ 181 bis 184 
ein Anderes ergiebt. 


8 752. Die Aufhebung der Gemeinſchaft erfolgt durch Theilung 6. Teilung. 


a. Naturaltheilung. 


b. Verkauf und Thei⸗ 
lung des Erlöſes. 
a. Borausſetzung u. 

Verkaufsart. 


B. Unſtatthaftigkeit 
des Verkaufs an 
einen Dritten. 

y. Erfolgloſer Ber- 
kaufeverſuch. 


Zu 88 752 ff. 


c. Gemeinſchaftliche 
Forberung. 


7. Berichtigung von 

Schulden. . 

a. Berichtigung einer 
Geſammtſchuld aus 
dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Gegenſtande. 
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§ 754. Der Verkauf einer gemeinſchaftlichen Forderung ift nur 
zuläſſig, wenn ſie noch nicht eingezogen werden kann. Iſt die Ein⸗ 
ziehung möglich, ſo kann jeder Theilhaber gemeinſchaftliche Einziehung 
verlangen. 

§ 755. Haften die Theilhaber als Geſammtſchuldner für eine Ber- 
bindlichkeit, die ſie in Gemäßheit des § 748 nach dem Verhältniß 
ihrer Antheile zu erfüllen haben oder die ſie zum Zwecke der Erfüllung 
einer ſolchen Verbindlichkeit eingegangen ſind, ſo kann jeder Theilhaber 
bei der Aufhebung der Gemeinſchaft verlangen, daß die Schuld aus 
dem gemeinſchaftlichen Gegenſtande berichtigt wird. 

Der Anſpruch kann auch gegen die Sondernachfolger geltend ge- 
macht werden. 

Soweit zur Berichtigung der Schuld der Verkauf des gemeinſchaft⸗ 
lichen Gegenſtandes erforderlich ift, hat der Verkauf nach $ 753 zu 
erfolgen. 


§ 181. Ein vollstreckbarer Titel ist nicht erforderlich. 

Die Zwangsversteigerung eines Grundstücks darf nur angeordnet werden, 
wenn der Antragsteller als Eigenthümer im Grundbuch eingetragen oder Erbe eines 
eingetragenen Köigenthümers ist oder wenn er das Recht des Eiyenthimers oder 
des Erben auf Aufhebung der Gemeinschaft ausübt. Von dem Vormund eines 
Miteigenthümers kann der Antrag nur mit Genehmigung des Vormundschaftsge- 
richts gestellt werden. 

Betrifft der Antrag ein Schiff, so ist durch Urkunden glaubhaft zu machen, 
dass das Eigenthum dem Antragsteller und denjenigen, geyen welche sich der 
Antrag richtet, gemeinschaftlich zusteht und dass einer von ihnen im Besitze des 
Schiffes ist. 

Die Vorschrift des $ 17 Abs. 3 findet auch auf die Erbfolge des Antrag- 
stellers Anwendung. [Glaubhaftmachung durch Urkunden.] 

§ 182. Bei der Feststellung des geringsten Gebots sind die den Antheil des 
Antragstellers belastenden oder mitbelastenden Rechte an dem Grundstücke sowie 
alle Rechte zu berücksichtigen, die einem dieser Rechte vorgehen oder gleichstehen. 

Ist hiernach bei einem Antheil ein grösserer Betrag zu berücksichtigen als bei 
einem anderen Antheile, so erhöht sich das geringste Gebot um den zur Aus- 
gleichung unter den Miteigenthümern erforderlichen Betrag. 

Auf die Versteigerung eines Schiffes finden die Vorschriften über das geringste 
Gebot entsprechende Anwendung. 

$ 183. Im Falle der Vermiethung oder Verpachtung des Grundstücks finden 
die Vorschriften des $57 Satz 2, 3 keine Anwendung. [Kein Kündigungsrecht 
des Erſtehers.] 

§ 184. Ein Miteigenthümer braucht für sein Gebot keine Sicherheit zu leisten, 
wenn ihm eine durch das Gebot ganz oder theilweise gedeckte Hypothek, Grund- 
schuld oder Rentenschuld zusteht. 

§ 754. 1. Satz 1 will nur befagen, daß der Verkauf einer Forderung 
gegen den Willen eines Theilhabers nur beanſprucht werden kann, wenn 
die Forderung noch nicht einziehbar iſt. 

3 A e einer untheilbaren Forderung durch einen einzelnen Theil- 

aber 2. 

3. Eine theilbare Forderung ift regelmäßig ipso iure getheilt ($ 420); 
tritt ausnahmsweiſe ipso jure Theilung nicht ein, ſo iſt Satz 2 von Bedeu⸗ 
tung. Ueber die klageweiſe Geltendmachung des aus Abſ. 2 ſich ergebenden 
Anſpruchs vgl. JW. 1900 S. 329. Die Hauptbedeutung liegt darin, daß der 
die gemeinſchaftliche Einziehung weigernde Theilhaber nach Inverzugſetzung 
ſich ſchadenserſatzpflichtig macht. 
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§ 756. Hat ein Theilhaber gegen einen anderen Theilhaber eine 
Forderung, die ſich auf die Gemeinſchaft gründet, ſo kann er bei der 
Aufhebung der Gemeinſchaft die Berichtigung ſeiner Forderung aus 
dem auf den Schuldner entfallenden Theile des gemeinſchaftlichen 
Gegenſtandes verlangen. Die Vorſchriften des § 755 Abſ. 2, 3 finden 
Anwendung. 

§ 757. Wird bei der Aufhebung der Gemeinſchaft ein gemein⸗ 
ſchaftlicher Gegenſtand einem der Theilhaber zugetheilt, ſo hat wegen 
eines Mangels im Rechte oder wegen eines Mangels der Sache 
jeder der übrigen Theilhaber zu ſeinem Antheil in gleicher Weiſe 
wie ein Verkäufer Gewähr zu leiſten. 

§ 758. Der Anſpruch auf Aufhebung der Gemeinſchaft unter⸗ 
liegt nicht der Verjährung. 


Sechzehnter Titel. 
Leibrente. 


§ 755. 1. § 755 ſichert jeden Theilhaber gegen die Gefahr, nach der 
Theilung als Geſammtſchuldner ($$ 421, 427, 431) in Anſpruch genommen zu 
werden, ohne noch für ſeinen Erſatzanſpruch (§ 426) die Sicherheit zu beſitzen, 
welche ihm vor der Theilung der auf einen zahlungsunfähigen Theilhaber 
fallende Theil des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes bot. 

2. Wirkung gegen den Sondernachfolger vgl. Vorb. zum 2. Buch Note 4; 

bei Grundſtücken grundbuchliche Eintragung erforderlich § 1010. 
„8.756. 1. Auf die Gemeinſchaft gründen ſich nach OLG. 1251 nur ſolche 
Forderungen, die (wie z. B. in den Fallen des § 748) in der beſonderen 
durch die Gemeinſchaft hervorgerufenen Rechtsſtellung der Betheiligten geſetz⸗ 
lich begründet ſind, für die alſo die Haftung der übrigen Theilhaber aus⸗ 
schließlich daraus ſich ergiebt, daß der Gegenſtand ihnen mitgehörte; 
nicht aber Forderungen, die etwa für den Fall der Auseinanderſetzung zwi⸗ 
ſchen den Theilhabern vertragsmäßig feſtgeſetzt ſind. — Vgl. ferner Abſonde⸗ 
rungsrecht im Konkurſe KO. § 51, abgedruckt zu § 728. 

2. Wegen der Wirkſamkeit des Anſpruchs gegen den Sondernachfolger vgl. 
zu § 755 Note 2. 

$ 757. 1. Gewährleiſtung wegen Mangel im Rechte 88 433 ff., wegen 
Mängel der Sache $$ 459 ff. 

2. Vgl. § 445 Note 2; § 493 Note 2. 
§ 758. Nur der Anſpruch auf Aufhebung der Gemeinſchaft iſt der Ver⸗ 
lährung entzogen; andere in der Gemeinſchaft fih gründende Anſprüche 
unterliegen den allgemeinen Verjährungsgrundſätzen (§§ 194 ff.). 


I. Die Vorſchriften über die Leibrente nehmen eine beſondere Bedeutung 
di Anſpruch, weil ſie in umfaſſendem Maße auf Renten anwendbar ſind, 
le auf Grund familienrechtlicher oder obligatoriſcher Unterhaltspflicht zu 
blen find (vgl. $$ 843, 1361, 1580, 1351, 1612). 
"eussen Anwendung der Vorſchriften dieſer Paragraphen auf den Leib: 
| gehlugävertrag. Art. 15 § 2 AG. z. BGB., vgl. Art. 96 EG. 
FJ. BGB. 
Sonderregelungen: $$ 1710, 912 ff. 
958 5 — den Geldreutenanſpruch als ſolchen betreffenden Vorſchriften 
CPO, 8 258. Bei wiederkehrenden Leistungen kann auch wegen der erst 
Tann Erlassung des Urtheils fällig werdenden Leistungen Klage auf künftige 
"ntrichtung erhoben werden. 
Dr Neumann, Handausgabe des WB, T. 3. Aufl. 30 


b. Berichtigung der 
Schuld eines Theil⸗ 
habers aus ſeinem 
Antheil. 


8. Gegenſeitige Gewähr⸗ 
leiſtung bei der Na⸗ 
turaltheilung. 


9. Unverjährbarkeit des 
Aufhebungsanſpruchs. 


Vorbemerkung zum 
16. Titel. 


1. Auslegungsregel 
(Dauer. Betrag). 


Vorbemerkung zum 
16. Titel. 
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§ 759. Wer zur Gewährung einer Leibrente verpflichtet iſt, hat die 
Rente im Zweifel für die Lebensdauer des Gläubigers zu entrichten. 

Der für die Rente beſtimmte Betrag iſt im Zweifel der Jahres⸗ 
betrag der Rente. 


CPO. 8323. Tritt im Falle der Verurteilung zu künftig fällig werdenden 
wiederkehrenden Leistungen eine wesentliche Aenderuny derjenigen Verhälinisse 
ein, welche für die Verurtheilung zur Entrichtung der Leistungen, für die Be- 
stimmung der Höhe der Leistungen oder der Dauer ihrer Entrichtung mass- 
gebend waren, so ist jeder Theil berechtigt, im Wege der Klage eine entsprechende 
‘Abänderung des Urtheils zu verlangen. 

Die Klage ist nur insoweit zulässig, als die Gründe, auf welche sie gestützt 
wird, erst nach dem Schlusse der mündlichen Verhandlung, in der eine Er- 
weiterung des Klageantrags oder die Geltendmachung von Einwendungen spätestens 
hätte erfolgen müssen, entstanden sind und durch ‚Einspruch nicht mehr geltend 
gemacht werden können. 

Die Abänderung des Urtheils darf nur für die Zeit nach Erhebung der Klage 
erfolgen. 

CPO. 8 324. Ist bei einer nach den 88 843—645 oder nach den 88 1578 
bis 1582 des Bürgerlichen Gesetzbuchs erfolgten Verurtheilung zur Entrichtung 
einer Geldrente nicht auf Sicherheitsleistung erkannt, so kann der Berechtigte 
gleichwohl Sicherheitsleistung verlangen, wenn sich die Vermögensverhältnisse des 
Verpflichteten erheblich verschlechtert haben; unter der gleichen Voraussetzung 
kann er eine Erhöhung der in dem Urtheile bestimmten Sicherheit verlangen. 

CPO. §708. Auch ohne „Antrag sind für vorläufig vollstreckbar zu erklären 

6. Urtheile, welche die Verpflichtung zur Entrichtung von Alimenten oder zur 
Entrichtung einer nach den 88 843, 844 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ge- 
schuldeten Geldrente aussprechen, soweit die Entrichtung für die gell nach 
der Erhebung der Klage und für das der Erhebung der Klage vorausgehende 
letzte Vierteljahr zu erfolgen hat. 

CPO. 8850. (Abs. 1.) Der Pfändung sind nicht unterworfen: 

2. die auf gesetzlicher Vorschrift beruhenden Alimentenforderungen und die nach 
$ 844 des Bürgerlichen Gesetzbuchs wegen der Entziehung einer solchen 
Forderung zu entrichtende Geldrente; 

3. die fortlaufenden Einkünfte, welche ein Schuldner aus Stiftungen oder sonst 
auf Grund der Fürsorge und Freigebigkeit eines Dritten bezieht, insoweil 
der Schuldner zur Bestreitung des nothdürftigen Unterhalts für sich, seinen 
Ehegatten und seine noch unversorgten Kinder dieser Einkünfte bedarf. 

(Abs. 3.) Die nuch $ 843 des Bürgerlichen Gesetzbuchs wegen einer Ver- 
letzung des Körpers oder der Gesundheit zu entrichtende Geldrente ist nur so- 
weit der Pfändung unterworfen, als der Gesammtbetrag die Summe von fünf- 
zehnhundert Mark für das Jahr übersteigt. 

Wegen der Sonderſtellung der Unterhaltsanſprüche der Verwandten, des 
Ehegatten und des früheren Ehegatten ſowie der unehelichen Kinder vgl. 
Titelvorb. vor § 1601 Note IV 8e, insbeſondere CPO. § 850 Abſ. 4. 

3. Verjährung rückſtändiger Renten §§ 197, 201. 

4. Die Rentenpflicht aus dem Haftpflichtgeſetze vom 7. Juni 1871, vgl. 
daſſelbe in der neuen Faſſung zu EG. Art. 42 und 3 311. 

5. Die Kapitaliſirung einer Rente erfolgt nach den für die einzelnen 
Zwecke geltenden beſonderen Beſtimmungen oder obwaltenden Rückſichten. 
Pal. für die Bemeſſung des Streitgegenſtandes CPO. § 9, für die Gelteno⸗ 
machung im Konkurſe KO. § 69 und zu $ 1 Note I dd. Für die Ver⸗ 
ſtempelung vgl. die landesgeſetzlichen Stempelgeſetze und hierzu für Preußen 
RG. (Plenarbeſchl.) IMBI 1901 S. 241. 

6. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für Leibgedings⸗, Leibzuchts⸗, Alten 
theils⸗ und Auszugsverträge EG. Art. 96; Verſicherungsrecht CG. Art. 7, 
Verhältniß des Leibrentenvertrags zum Verſicherungsvertrage RG. 28 313. 
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§ 760. Die Leibrente ift im voraus zu entrichten. 

Eine Geldrente iſt für drei Monate vorauszuzahlen; bei einer an⸗ 
deren Rente beſtimmt ſich der Zeitabſchnitt, für den ſie im voraus 
zu entrichten iſt, nach der Beſchaffenheit und dem Zwecke der Rente. 

Hat der Gläubiger den Beginn des Zeitabſchnitts erlebt, für den 
die Rente im voraus zu entrichten iſt, ſo gebührt ihm der volle auf 
den Zeitabſchnitt entfallende Betrag. 

§ 761. Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leibrente 
verſprochen wird, iſt, ſoweit nicht eine andere Form vorgeſchrieben 
iſt, Schriftliche Ertheilung des Verſprechens erforderlich. 


Siebzehnter Titel. 
Spiel. Wette. 


8 762. Durch Spiel oder durch Wette wird eine Verbindlich⸗ 
keit nicht begründet. Das auf Grund des Spieles oder der Wette 
Geleiſtete kann nicht deshalb zurückgefordert werden, weil eine Ver⸗ 
bindlichkeit nicht beſtanden hat. 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für eine Vereinbarung, durch die 
der verlierende Theil zum Zwecke der Erfüllung einer Spiel- oder 
einer Wettſchuld dem gewinnenden Theile gegenüber eine Verbindlich⸗ 
keit eingeht, insbeſondere für ein Schuldanerkenntniß. 


§ 759. 1. Die Leibrente kann auch in einer anderen, als in einer Geld- 
leiſtung beſtehen (arg. ex § 760 Abſ. 2). — Die §§ 759 f. regeln die Ber- 
pflichtung zur Gewährung einer Leibrente ohne Unterſchied, ob ſie auf einem 
gegenſeitigen oder einſeitigen Vertrag, auf Verfügungen von Todeswegen, 
Urtheil oder Geſetz beruht. 

2. Wird die Leibrente Mehreren (z. B. Eheleuten) geſchuldet, ſo ſind die 
Mehreren im Zweifel gemäß § 420 nur antheilsweiſe berechtigt, ſo daß nach 
dem Tode eines Gläubigers der Leibrentenanſpruch anthellweiſe erliſcht. 

3. Wegen Tödtung desjenigen, auf deſſen Leben die Rente geſtellt iſt, durch 
A Schuldner; Selbſtmord des Schuldners, Todesſtrafe zu vgl. Mot. II. 

640 f. 

4. Nießbrauch an einer Leibrente § 1073. 

5. Leibrentenvertrag zu Gunſten eines Dritten § 330. 


§ 760. 1. Der Anſpruch geht im Falle des Abſ. 3 auf die Erben über; 
Rückforderung wegen Todes des Gläubigers iſt ausgeſchloſſen. 
2. Vierjährige Verjährungsfriſt der einzelnen Rentenrückſtände $$ 197, 201. 


= 761. Schriftform § 126. — Bei Schenkung gerichtliche oder notarielle 
Seurkundung erforderlich, § 518. 


$ 762. 1. Zum Begriffe von Spiel und Wette, insbeſondere des Wettens 
An Totaliſator vgl. Entſch. des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts 8 363, 
67 ff., RG. 40 259; RG. Strafſ. 6 172, 421; 721. 
7 Auch durch nicht verbotenes Spiel und Wetten wird eine 
Serbindlichkeit nicht begründet; mithin kann eine Forderung aus 
Spiel und Wette nicht zur Aufrechnung benutzt werden ($ 387 Note 1a); fie 
et nicht durch Bürgſchaft oder Pfand gefichert, nicht in eine Darlehensſchuld 
G 607 Abſ. 2) umgewandelt werden, nicht Grundlage eines rechtsbeſtändigen 
Lggleichs fein, RG. 37 416. (98 765, 767; 1204, 1210. RG. 38 251, JW. 
5 S. 39533, 1900 S. 4957.) Die für eine Spielforderung beſtellte Hypo- 
hek ſteht dem Eigenthümer des Grundſtücks gemäß § 1163 zu; vgl. daſelbſt 

30 * 


2. Vorausentrichtung. 


3. Form des Leibrenten 
vertrags. 


1. Spiel und Wette. 


2. Lotterie⸗ und Nub- 
ſpielvertrag. 
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§ 763. Ein Lotterievertrag oder ein Ausſpielvertrag iſt verbind⸗ 
lich, wenn die Lotterie oder die Ausſpielung ſtaatlich genehmigt iſt. 
Anderenfalls finden die Vorſchriften des § 762 Anwendung. 


Note 5. Keine Klage auf Ausführung des Spieles, kein Intereſſeanſpruch 

wegen Unterlaſſung des vereinbarten Spieles NG. 40 259. 

3. Rückforderung des Geleifteten kann nicht darauf geſtützt werden, 
daß eine Verbindlichkeit nicht beſtanden hat ($ 812). Dieſer Rückforderungo⸗ 
grund iſt demnach auch dem Schuldübernehmer, Bürgen oder Erben verſagt, 
welcher in Unkenntniß des Entſtehungsgrundes der Schuld geleiſtet hat. 
Die Rückforderung iſt nur ausgeſchloſſen, wenn und inſoweit ſie zu einer 
endgültigen Löſung des Schuldverhältniſſes geführt hat, aljo z B. nicht bei 
der Hingabe einer Hypothek an Zahlungsſtatt mit perſönlicher Schuldverbind⸗ 
lichkeit RG. 47 517 val Note 4. Uebereignung einer Lebensverſicherungs⸗ 
police zwecks endgültiger Löſung OLG. 4 234. Wegen Rückforderung der 
nach Abſ. 2 unwirkſamen Wechſel und ſonſtiger Urkunden OLG. 4 234. 

Andere Rückforderungsgründe z. B. bei Anfechtung wegen Betrugs 
(Falſchſpielens) werden durch Abſ. 1 Satz 2 nicht ausgeſchloſſen. 

4. Abſ. 2 bezieht fih nur auf Erfüllung durch Eingehung einer 
Verbindlichkeit, mag dieſelbe in einem Schuldverſprechen oder Anerkennt⸗ 
niſſe (88 780 ff.), einem Wechſel, einem Vergleiche ($ 779), einer Novation 
(val. § 607 Abſ. 2) fih vollziehen, vgl. NG. 47 51, OLG. 4 234, 236. Ift 
der Vergleich über den Streitpunkt geſchloſſen, ob das Geſchaft klagloſes 
Spiel oder ein anderer vollgültiger Vertrag iſt, ſo iſt er klagbar, auch wenn 
objektiv betrachtet Spiel vorlag, RG. 49 192, JW. 1901 S. 621. Wird die 
Verbindlichkeit nur zur Umgehung des Geſetzes einem Dritten als Vertreter 
oder Strohmann des Gewinners gegenüber übernommen, jo tft Abſ 2 an- 
wendbar. — Der gutgläubige Wechſelerwerber ift durch Art. 82 WO. ge: 
ſchützt. Begebung des Wechſels zwecks Abſchneidens der Einwendungen macht 
ſchadenserſatzpflichtig gemäß § 826 RG. IW. 1902 Beil. S. 245. — Schuldaner⸗ 
kenntniß § 781. Kreditirte Spielſchuld vgl. zu 8 607 Note 3c. 

5. Vorſchuß, Einſchuß, Depot des Verlierers bei dem Gewinner be⸗ 
dingte Zahlung oder Sicherheitsleiſtung? Vgl. NG. 38 232. 

6. Andere Geſchäfte, welche dem Spielzwede dienen. 

Darlehen, welche zu Spiel und Wette gegeben, find nicht unflagbar. 

Xft indeh der Gewinner der Darlehensgeber, fo greift thatſächliche Würdi⸗ 

gung des Einzelfalls ein, ob nicht in Wirklichkeit kreditirte Spielſchuld 

vorliegt. — Vgl. auch $$ 138, 817. 

b. Auftrag und Geſellſchaft zum Spiele begründen keinen Anſpruch auf 
die Ausführung und keinen Intereſſeanſpruch wegen der Unterlaſſung 
des Spieles, wohl aber Anſpruch auf Herausgabe bzw. Theilung des Ge⸗ 
winns RG. 40 259, ROH. 14 221. OLG. 1374 erkennt dem Banquier 
den Erſtattungsanſpruch wegen der auftragsgemäß zu dem Spielgejchäfte 
verwendeten Stempelauslagen 26. ab. 

7. Geſetzliche Spielverbote (StGB. §§ 284, 285, 360 Nr. 14) machen 
gemäß § 134 das verbotswidrige Geſchäft nichtig. Ergiebt die Auslegung, 
daß das Verbotsgeſetz auch das Leiſtungsgeſchaft, d. i. die Erfüllung treffen 
will, ſo tritt Nichtigkeit deſſelben ein; das Geleiſtete kann vindizirt bzw. als 
ungerechtfertigte Bereicherung (H$ 812 ff.) zurückgefordert werden. 

8. Erſtreckung der Unwirkſamkeit auf die in dem Spielvertrag enthaltene 
Vereinbarung eines Gerichtsſtandes oder der Schiedsgerichtsklauſel RG. 27 
378, 31 398; JW. 1901 S. 2851. 

8 763. 1. Die Art und Weiſe der ſtaatlichen Genehmigung beſtimmt ſich 
nach der Landesgeſetzgebung. — Polizeiliche Zulaſſung des Tokaliſators keine 
ſtaatliche Genehmigung im Sinne des § 763 OLG. 4 232. 

2. Strafvorſchriften. 

A. Veranſtaltung öffentlicher Lotterien ohne obrigkeitliche Erlaubniß 
StGB. § 286. 


a 
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8 764. Wird ein auf Lieferung von Waaren oder Werthpapieren 
lautender Vertrag in der Abſicht geſchloſſen, daß der Unterſchied 
zwiſchen dem vereinbarten Preiſe und dem Börſen⸗ oder Marktpreiſe 
der Lieferungszeit von dem verlierenden Theile an den gewinnenden 
gezahlt werden ſoll, ſo iſt der Vertrag als Spiel anzuſehen. Dies 
gilt auch dann, wenn nur die Abſicht des einen Theiles auf die 
Zahlung des Unterſchieds gerichtet iſt, der andere Theil aber dieſe 
Abſicht kennt oder kennen muß. 


b. Landesgeſetzliche Lotterieverbote. Darüber daß das Preußiſche Geſetz, 
betr. das Spiel in außerpreußiſchen Lotterien, v. 29. Juli 1885 (GS. 
S. 317) als Strafvorſchrift durch § 763 nicht berührt wird, vgl. KG. 
Jahrb. 21 C 51. 

Civilrechtlich wirkt die in einem Bundesſtaat ertheilte ſtaatliche Ge⸗ 
nehmigung für das ganze Reich, ſo daß für alle bundesſtaatlich geneh⸗ 
migten Lotterien die landesgeſetzlichen Spielverbote ihre privatrechtliche 
Wirkung verloren haben. RG. 48 175, JW. 1901 S. 479; Seuff. 56 445. 
3. Ueber das Zuſtandekommen des Kaufvertrags bezüglich eines ohne Be⸗ 

ſtellung überſandten Lotterielooſes vgl. die zu 2b bezeichnete Enid. des RG. 

4. Landesgeſetzliche Vorſchriften über Genehmigung von 
Lotterien und Ausſpielungen. 
Preussen Lotterieedikt v. 28. Mai 1810 (N. C. C. XII. 1041, GS. Anh. 
S. 712). KabOrd. v. 21. Juli 1841 (GS. S. 131). Kgl. 
Verordn v. 5. Juli 1867 (GS. S. 1057). 


M-Schw. V. z. A. § 42. Lübeck AG. z. BGB. § 44. 
M.-Strelitz V. z. A. § 41. Bremen AG. z. BGB. § 14. 
Braunsch. | AG. z. BGB. § 24. Hamburg AG. z. BGB. § 26. 
Lippe | AG. z. BGB. § 24. 


§ 764. 1. Vgl. RG. JW. 1897 S. 2707. Kaſſageſchäfte find begrifflich 
keine Differenzgeſchäfte im Sinne des § 764, da es bei dem Kaſſageſchäfte 
einen Unterſchied zwiſchen dem Vertragspreis und dem Preiſe zur Zeit der 
Lieferung nicht giebt. Gegen das Vorliegen eines effektiven Kaufgeſchäfts 
ſpricht ebenſowenig die Spekulationsabſicht wie der Umſtand, daß die ge⸗ 
kaufte Waare nicht in den Beſitz des Kommittenten gelangt oder in der 
Hand des Kommiſſionärs bleibt und weiterverkauft wird, ohne Eigenthum 
des Kommittenten geworden zu ſein. RG. JW. 1902 S. 25724. 

2. Börſenterminhandel. Börſengeſetz v. 22. Juni 1896 (RG Bl. S. 157) 
§§ 43—69, EG. zum HGB. v. 10. Mai 1897 Art. 14 Nr. V ($ 69 Abſ. 2). 
Unterſagung des Terminhandels in Kammzug v. 20. April 1899 (ROBI. 
S. 266). Termingeſchäfte zu nicht an der Börſe feſtgeſtellten Bedingungen 
IM. 1900 S. 5425; 1902 S. 10050 (Kauf einer Vorprämie), S. 1396% © 
(Kuze). Im Auslande nach den Bedingungen ausländiſcher Börſen geſchloſ⸗ 
jenes Termingeſchäft RG 43 91. 

Börsengesetz v. 22. Juni 1896. 

§ 40. Als Börsentermingeschäfte in Waaren oder Werthpapieren gelten Kauf- 
Oder sonstige Anschaffunysgeschäfte auf eine festbestimmte Lieferungszeit oder 
mit einer festbestimmten Lieferungsfrist, wenn sie nach Geschäftsbedingungen ge- 
schlossen werden, die von dem Börsenvorstande für den Terminhandel festgesetzt 
Sind, und wenn für die an der betreffenden Börse geschlossenen Geschäfte 
solcher Art eine amtliche Feststellung von Terminpreisen ($$ 29, 33) erfolgt. 

966. Durch ein Börsentermingeschäft in einem Geschäftszweige, für welchen 
nicht beide Purteien zur Zeit des Geschäftsabschlusses in einem Börsenregister 
Eingetragen sind, wird ein Schuldverhäliniss nicht begründet. 

Das Gleiche gilt von der Ertheilung und Uebernahme von Aufträgen sowie 
von der Vereinigung zum Abschlusse von Börsentermingeschäjten. 


ti. Differenzſpiel. 
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Achtzehnter Titel. 
Bürgſchaft. 


L Bürgschaft. § 765. Durch den Bürgſchaftsvertrag verpflichtet ſich der Bürge 


2 e Be gegenüber dem Gläubiger eines Dritten, für die Erfüllung der Ver⸗ 


Hauptverkindlichkelt. bindlichkeit des Dritten einzuſtehen. 
Die Bürgſchaft kann auch für eine künftige oder eine bedingte 
Verbindlichkeit übernommen werden. 


Die Unwirksamkeit erstreckt sich auj' die bestellten Sicherheiten und die ab- 
gegebenen Schuldanerkenntnisse. 

Eine Rückforderung dessen, was bei oder nach völliger Abwickelung des 
Geschäfts zu einer Erfüllung geleistet worden ist, ‚findet nicht statt. 

8 67. Wer den Vorschriften des $ 58 zuwider eingetragen worden ist, gilt 
nur dann als eingetragen, wenn der Mangel zur Zeit des Geschäftsabschlusses 
dem anderen Theile nicht bekannt war. 

Wer trotz erfolgter Löschung im Börsenregister noch in der Gesammtliste 
(§ 65) aufgeführt ist, gilt als eingetragen, sofern nicht zur Zeit des Geschäfts- 
abschlusses der andere Theil von der bewirkten Löschung Kenntniss hatte. Das 
Gleiche gilt bis zum Ablauf eines Monats seit der Veröffentlichung der Gesammt- 
liste von denjenigen Personen, welche in dieser Liste in Folge der Löschung 
nicht wieder aufgeführt sind. 

$68. Die Bestimmungen des $ 66 finden auch dann Anwendung, wenn das 
Geschäft im Auslande geschlossen oder zu erfüllen ist. 

In Ansehung von Personen, welche im Inlande weder einen Wohnsitz noch 
eine gewerbliche Niederlassung haben, ist die Eintragung in das Börsenregister 
zur Wirksamkeit des Geschäfts nicht erforderlich. ; 

$ 69. Gegen Ansprüche aus Börsentermingeschäften sowie aus der Ertheilung 
und Uebernahme von Aufträgen und aus der Vereinigung zum Abschlusse von 
Börsentermingeschäften kann von demjenigen, welcher zur Zeit der Eingehung 
des Geschäfts in dem Bürsenregister für den betreffenden Geschäftszweig einge- 
tragen war, sowie von (demjenigen, dessen Eintragung nach dem vorstehenden 
Bestimmungen ($ 68 Absatz 2) zur Wirksamkeit des Geschäfts nicht erforderlich 
war, ein Einwand nicht darauf gegründet werden, dass die Erfüllung durch 
Lieferung der Waaren oder Werthpapiere vertragsmässig ausgeschlossen war. 

Diese Vorschrift wird durch die Vorsehrift des $ 764 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs nicht berührt. (EG. zum HGB. v. 10. Mai 1897 Art. 14 No. V.) 


§ 765. 1. Terminologie. Durch den Bürgſchaftsvertrag verpflichtet ſich 
der Bürge gegenüber dem Gläubiger des Hauptſchuldners für die 
Erfüllung der Hauptverbindlichkeit einzuſtehen. 

2. Die Bürgſchaft fest einen Vertrag voraus. 

a. Der Bürgſchaftsvertrag tft einſeitiger Vertrag (Titelvorb, vor § 320 
Note 2) und unterſteht den allgemeinen Vorſchriften (§§ 106 ff., 145 ff.). 
Keine Sondervorſchriften über die Fähigkeit der Ehefrau zur Bürg⸗ 
ſchaftsübernahme. — Die Anfechtbarkeit der Bürgſchaftserklärung wegen 
Irrthums und Betrugs beſtimmt fidh nach SS 119 fl., 123 f.; dabei kann 
Irrthum über den Rechtsgrund der Hauptverbindlichkeit und über die 
Fa S die Eigenſchaften des Hauptſchuldners erheblich fein. ROH. 

b. Der Bürgſchaftsvertrag wird zwiſchen dem Bürgen und dem Gläubiger 
(nicht zwiſchen dem Bürgen und dem Schuldner, vgl. zu d) abgeſchloſſen. 
Stillſchweigende Annahme des Bürgſchaftsantrags, welcher durch den 
Hauptſchuldner dem Gläubiger übermittelt wird, vgl. § 151; OHG. II 6. 

e. Form § 766. — Erforderniß vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung 
§§ 1822 Ziff. 10, 1825. 

d. Keine Bürgſchaft: Schuldübernahme 89 414 ff.; indeß wird auf die fog. 
kumulative Schuldübernahme (ich übernehme die Schuld neben dem bis⸗ 
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§ 766. Zur Gültigkeit des Bürgſchaftsvertrags ift ſchriftliche 
Ertheilung der Bürgſchaftserklärung erforderlich. Soweit der Bürge 
die Hauptverbindlichkeit erfüllt, wird der Mangel der Form geheilt. 

HGB. $ 350. Auf eine Bürgschaft, ein Schuldversprechen oder ein 
Schuldanerkenntniss finden, sofern die Bürgschaft auf der Seite des 
Bürgen, das Versprechen oder das Anerkenntniss auf der Seite des 
Schuldners ein Handelsgeschäft ist, die Formvorschriften des $ 766 
Satz 1, des $ 780 und des $ 781 Satz I des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
keine Anwendung. 

HGB. $ 351. Die Vorschriften der $$ 348 bis 350 finden auf die 
im $ 4 bezeichneten Gewerbetreibenden keine Anwendung. 
— —— 


berigen Schuldner) wegen der bürgſchaftsähnlichen materiellen Wirkung 
die Formvorſchrift des § 766 erſtreckt, RO. IW. 1902 Beil. S. 221; — 
die Zuſage an den Schuldner, für deſſen Schuld einſtehen zu wollen 

(val zu b); — die Uebernahme der Gefahr, welche Jemand aus einem 

Unternehmen oder Rechtsgeſchäfte läuft (ſog. Garantie oder Schadlos⸗ 
haltungsvertrag) ROH. 10 86, RG. 17 114; wegen der Bürgſchaft für den 

Ausfall vgl. zu § 773 Note 5b; — Delkredere⸗Kommiſſion HGB. § 394; 

— Verſicherung (Kreditaſſekuranz, Hypothekenverſicherung gegen Sub⸗ 

haſtationsausfall ROG. 5 332 ff.); — Haftung als Geſammtſchuldner; der 

fich aus $425, vgl. mit §ö 767, 768 ergebende Unterſchied bleibt auch bei ſelbſt⸗ 

ſchuldneriſcher Bürgſchaft beſtehen, val §773 Note 1b. —Kredit⸗Auftrag § 778. 

3. Die ackeſſoriſche Natur der Bürgſchaft. (5 765, 767, 768.) Vgl. 
auch Note 5 und 6. 

a. Die Haftung des Bürgen ſetzt Gültigkeit der Hauptverbindlichkeit 
voraus. Keine gültige Bürgſchaft z. B. für eine Spielſchuld (§ 762 
Note 2). Börſentermingeſchäft vgl. § 764 und daſelbſt Borſengeſetz § 66. 

b. Im Uebrigen beruht die Bürgſchaft auf einem ſelbſtändigen Rechtsgeſchafte, 
welches in Anſehung der Form, der Auslegung, der Gültigkeit und Klag⸗ 
barkeit, des Erfüllungsorts ſowie in Anſehung der prozeſſualen Bezie⸗ 
hungen (Gerichtsſtand) und der Beſtimmung des anzuwendenden örtlichen 
Rechtes ſelbſtändig zu beurtheilen iſt RG. 9 187, Gruchot 44 1071; vgl. 
ferner OLG. 1 239. — Der Anſpruch gegen den Bürgen kann verjähren, 
t aft. Hauptſchuldner gegenüber die Verjährung unterbrochen oder 

ehemmt iſt. 

e Ir. 2 vgl. §§ 1113, 1204, $ 1163 Note II 5a. 

4 Behauptungs⸗ und Beweislaſt. Zur Begründung des Bürgſchafts⸗ 
anſpruchs iſt außer der Verbürgung nur die Entſtehung der Hauptſchuld in 
dem geltend gemachten Umfange darzulegen; daß dieſelbe ganz oder theil⸗ 
weiſe getilgt iſt, hat der Bürge zu behaupten und zu beweiſen. 

5. Mit Uebertragung der Hauptforderung gehen die Rechte aus einer 

für ſie beſtellten Bürgſchaft auf den neuen Gläubiger über, § 401. 

˖ C. ia als Grund des Erlöſchens der Bürgſchaftsverbindlich⸗ 

el 18. 

7. Bürgſchaft durch einen tauglichen Bürgen als Mittel der 
Sicherheitsleiſtung $$ 232, 239; indeß nicht zugelaſſen in den Fällen 
der 88273 Abf. 3, 1218, HGB. § 369 (Zurückbehaltungsrecht und Pfand⸗ 
recht); ferner für die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen zu 
vgl. § 239 Note Le. 

8. Geſetzliche Bür genhaftung: des Vermiethers bei Veräußerung des 
Miethgrundſtücks § 571 Abſ. 2; des bisherigen Pfandgläubigers bei Ver⸗ 
außerung der Pfandforderung und Erlangung des Beſitzes an der 1 
ſeitens des neuen Mfandgläubigers $ 1251 Abſ. 2. — Vgl. auch $ 1607 Abf. 2. 

9. Wechſelbürgſchaft (per aval) WechſOrd. Art. 81 im Verhältniſſe zum 
bürgerlichen Rechte vgl. RG. JW. 1901 S. 5188; daſelbſt auch über die in 
der Abſicht der Verbürgung geleiſtete Wechſelunterſchrift. 


2. Form des Bürgſchaft⸗ 
vertrags. 


3. Umfang der Bürgen⸗ 
haftung. 
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§ 767. Für die Verpflichtung des Bürgen ift der jeweilige Be- 
ſtand der Hauptverbindlichkeit maßgebend. Dies gilt insbeſondere 
auch, wenn die Hauptverbindlichkeit durch Verſchulden oder Verzug 
des Hauptſchuldners geändert wird. Durch ein Rechtsgeſchäft, das 
der Hauptſchuldner nach der Uebernahme der Bürgſchaft vornimmt, 
wird die Verpflichtung des Bürgen nicht erweitert. 

Der Bürge haftet für die dem Gläubiger von dem Hauptſchuldner 
zu erſetzenden Koſten der Kündigung und der Rechtsverfolgung. 


§ 766. 1. Die Schriftform (§ 126) bezweckt, eine Gebundenheit des Willens 
durch formloſe Erklärung auszuſchließen, ſomit iſt ein formloſer Vorvertrag 
auf Abgabe der ſchriftlichen Bürgſchaftserklärung nichtig, vgl. § 125 Note IT. 
— Der Mangel der Schriftſorm ſchließt indeß nur die bürgſchaftliche Haf⸗ 
tung aus, nicht aber auch die Haftung aus dem auf Grund formloſer Bürg⸗ 
ſchaftsübernahme erfolgten oder nur eine Verbürgung in Wechſelform be⸗ 
zielenden Wechſelverſprechen als ſolchem. RG. SW. 1902 Beil. S. 231. 
§ 126. — Wegen Heilung des Formmangels § 125 Note 113. 

2. Inhalt der Bürgſchaftserklärung. 

a. Nicht erforderlich die Bezeichnung eines beſtimmten Gläubigers, RG. 11 
248. IW. 1898 S. 51755. — Auslegung des Inhalts unter Berückſich⸗ 
tigung der geſammten Umſtände gemäß §§ 133, 157, NG. JW. 1898 
S. 29045. Ausdrückliche Bezeichnung als „Bürgſchaftsübernahme“ nicht 
erforderlich; ROH. 16 412, RG. 31 266. — Fehlende oder falſche Bezeich⸗ 
nung des Entſtehungsgrundes der Hauptverbindlichkeit in der Bürgſchaſts⸗ 
erklärung macht die Bürgſchaft nicht ſchlechthin unwirkſam, ROH. 6 278 ff. 
Anfechtbarkeit wegen Irrthums vgl. zu § 765 Note 2a. — Die uneinge⸗ 
ſchränkt abgegebene ſchriftliche Bürgſchaftserklärung wird nicht dadurch 
ungültig, daß in dem Bürgſchaftsvertrage mündlich Bedingungen oder 
ſonſtige Einſchränkungen für die Bürgenhaftung verabredet ſind. Die 
Beweislaſt für ſolche Vereinbarungen hat gegenüber der uneingeſchränkten 
Beurkundung der fie Behauptende. Vgl. indep OLG. 2 283. 

b. Bei Bürgſchaft als Mittel der Sicherheitsleiſtung hat die 
Bürgſchaftserklärung den Verzicht auf die Einrede der Vorausklage zu 
enthalten, § 239. Uebrigens iſt für den Verzicht auf die Einrede der 
Vorausklage Schriftform nicht vorgeſchrieben, kann alſo mündlich verein⸗ 
bart werden. Daſſelbe gilt für die Umwandelung einer gewöhnlichen in 
eine ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft (vgl. $ 773 Ziffer 1). 

3. Erſtreckung der Formvorſchrift des § 766 auf die kumulative Schuld⸗ 
übernahme wegen der bürgſchaftsähnlichen Wirkung RG. JW. 1902 Beil. 
S. 221. Abw. DOLG. 4 53. 

§ 767. 1. Eine Verpflichtung des Bürgen über den Beſtand der Haupt- 
verbindlichkeit hinaus aus dem Grunde der Bürgſchaft iſt ausgeſchloſſen; 
eine anderweite Verbindlichkeit kann begründet ſein. 

2. Beſtand der Hauptverbindlichkeit. 

a. Zinſen und Vertragsſtrafen werden in § 1210 zum Beſtande der Haupt⸗ 
verbindlichkeit gerechnet. Beſchränkende Auslegung in Einzelfällen nicht 
ausgeſchloſſen. 

b. Haftung für Verſchulden und Verzug vgl. § 280 Note 2. 

e. Im Falle einer vom Hauptſchuldner nicht zu vertretenden Unmöglichkeit 
der Leiſtung ($ 275) wird mit dem Hauptſchuldner auch der Bürge frei. 
Dat der Bürge die Unmöglichkeit verſchuldet, fo ift feine Ersatzpflicht ge- 
mäß §§ 823 ff., 249 ff. zu beurtheilen. 

d. Die aus dem Rücktritte vom Vertrage ſich ergebenden Anſprüche auf 
Rückgewähr der gemachten Leiſtungen fallen nicht unter die für den Er⸗ 
füllungsanſpruch übernommene Bürgſchaft, NG. IW. 1902 Beil. S. 235. 

3. Einwendungen des Hauptſchuldners $ 768. 
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§ 768. Der Bürge kann die dem Hauptſchuldner zuſtehenden 
Einreden geltend machen. Stirbt der Hauptſchuldner, ſo kann ſich der 
Bürge nicht darauf berufen, daß der Erbe für die Verbindlichkeit 
nur beſchränkt haftet. 

Der Bürge verliert eine Einrede nicht dadurch, daß der Haupt⸗ 
ſchuldner auf ſie verzichtet. 

8 769. Verbürgen ſich Mehrere für dieſelbe Verbindlichkeit, fo 
haften ſie als Geſammtſchuldner, auch wenn ſie die Bürgſchaft nicht 
gemeinſchaftlich übernehmen. 

$ 770. Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigers ver⸗ 
weigern, ſolange dem Hauptſchuldner das Recht zuſteht, das ſeiner 
Verbindlichkeit zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft anzufechten. 

Die gleiche Befugniß hat der Bürge, ſolange ſich der Gläubiger 
durch Aufrechnung gegen eine fällige Forderung des Hauptſchuldners 
befriedigen kann. 


4. Die im Konkurſe des Hauptſchuldners eintretende Behandlung betagter 
und bedingter Forderungen gilt nicht gegenüber dem Bürgen; RG. 3 356. 
5. Koſten der Rechtsverfolgung vgl. CPO. § 100 Abi. 3 u. 4. 


§ 768. 1. Ueber den Begriff „Einwendungen“ und „Einrede“ vgl. Einl. 
zur Auslegung des BGB. S. 5. 

2. Einwendungen des Hauptſchuldners. Daß dem Bürgen die Ein⸗ 
wendungen, d. h. alle Vertheidigungsmittel des Hauptſchuldners gegen 
die Entſtehung (z. B. Nichtigkeit des ihr zu Grunde liegenden Rechtsge⸗ 
ſchäfts) oder den Fortbeſtand der Hauptſchuld (z. B. Erfüllung zc. $$ 362 
bis 397) zuſtehen, folgt aus §§ 765 Abſ. 1, 767 Abi. 1. Hierzu gehört ins- 
beſondere auch die Einwendung, daß eine Verbindlichkeit in Folge einer 
ſeitens des Hauptſchuldners erfolgten Anfechtung bzw. Auf⸗ 
rechnung nicht zur Entſtehung gelangt bzw. erloſchen iſt. Wegen des dem 
Hauptſchuldner zuſtehenden, aber von demſelben noch nicht ausgeübten Rechtes 
der Anfechtung bzw. der Aufrechnung vgl. § 770. 

3. Einreden des Hauptſchuldners. 

a. Die Geltendmachung der dem Hauptſchuldner zuſtehenden Ein reden, 
d. i. der Thatbeſtände, welche den Hauptſchuldner zur Verweigerung der 
Leiſtung berechtigen, wird dem Bürgen durch § 768 gewährt. Der Bürge 
hat demnach auch die dem Hauptſchuldner perſönlich zuſtehenden Einreden, 
wie z. B. die Einrede der Bedürftigkeit (exc. competentiae) § 519, 1579, 
ferner die in § 202 erwähnten Einreden, ſowie auch die Einrede der 
Verjährung § 222, letztere auch, wenn es fih um eine Bürgſchaft für eine 

Wechſelſchuld handelt, vgl. RG. Gruchot 44 951. 

b. Verſagt iſt dem Bürgen die dem Erben des Hauptſchuldners zuſtehende 
Einrede der beſchränkten Haftung ($$ 1975 ff.), weil diefe Einrede fih auf 
die Unzulänglichkeit des Vermögens gründet, gegen welche der Gläubiger 
durch die Bürgſchaft gerade ert werden ſoll. 

4. KO. 5 10. Der rechtskräftig bestätigte Zwangsvergleich ist wirksam 

für und gegen alle nicht bevorrechtigten Konkursgläubiger, auch wenn dieselben 
an dem Konkursverfahren oder an der Beschlussjassung über den Vergleich 
nicht Theil genommen oder gegen den Vergleich gestimmt haben. Die Rechte 

r Gläubiger gegen Mitschuldner und Burgen des Gemeinschuldners, sowie die 
Rechte aus einem für die Forderung bestehenden Pjandrecht, aus einer für sie 
bestehenden Ilypothek, Grundschuld oder Rentenscbuld oder aus einer zu ihrer 


ee eingetragenen Formerxung werden durch den Zwangsvergleich nicht 
erührt. ý 


§ 769. 1. Geſammtſchuldner §§ 421 ff. 
2. Regreß der Bürgen unter einander §§ 426, 774 Abi. 2. 


Einreden des Bürgen 


aus der Perſon des 
Hauptſchuldners. 


5. Mitbürgen. 


Anfechtvarkeit der 


Hauptſchuld. 


Aufrechnungsmöglich— 
keit unter den Haupt⸗ 
parteien. 


8. Einrede der Voraus⸗ 
lage. 
n. Inhalt. 


b. Die erforderlichen 
Zwangsvollſtrek⸗ 
kungsmaßregeln. 
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8 771. Der Bürge kann die Befriedigung des Glaubigers ver- 
weigern, ſolange nicht der Gläubiger eine Zwangsvollſtreckung gegen 
den Hauptſchuldner ohne Erfolg verſucht hat (Einrede der Vorausklage). 


HGB. § 349. Dem Bürgen steht, wenn die Bürgschaft für ihn ein 
landelsgeschäft ist, die Einrede der Vorausklage nicht zu. Das Gleiche 
gilt unter der bezeichneten Voraussetzung für denjenigen, welcher aus 
einem Kreditauftrag als Bürge haftet. 

§ 772. Beſteht die Bürgſchaft für eine Geldforderung, jo muß 
die Zwangsvollſtreckung in die beweglichen Sachen des Hauptſchuldners 
an ſeinem Wohnſitz und, wenn der Hauptſchuldner an einem anderen 
Orte eine gewerbliche Niederlaſſung hat, auch an dieſem Orte, in 
Ermangelung eines Wohnſitzes und einer gewerblichen Niederlaſſung 
an ſeinem Aufenthaltsorte verſucht werden. 

Steht dem Gläubiger ein Pfandrecht oder ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht an einer beweglichen Sache des Hauptſchuldners zu, ſo muß er 
auch aus dieſer Sache Befriedigung ſuchen. Steht dem Glaubiger 
ein ſolches Recht an der Sache auch für eine andere Forderung zu, 
ſo gilt dies nur, wenn beide Forderungen durch den Werth der Sache 
gedeckt werden. 


§ 770. 1. Wegen der dem Bürgen gewährten aufſchiebenden Einreden zu 

vergleichen: 
a. bezüglich der Anfechtung zu § 142 Note II; 
b. bezüglich der Aufrechnung Titelvorb. vor § 387 Note 3. 

Daſelbſt auch die entſprechend geregelten Fälle. 

Der Gläubiger muß, ſolange die Möglichkeit der Anfechtung (58 121, 124) 
beſteht, entweder eine Beſtätigung durch den Hauptſchuldner ($ 144) oder, 
felbft wenn die Einrede der Vorausklage ausgeſchloſſen ift, die rechtskräftige 
Verurtheilung des Hauptſchuldners herbeiführen. 

2. Die Einreden aus § 770 bewirken keine Hemmung der Verjährung des 
Bürgſchaftsanſpruchs ($ 202). 

3. Nach erfolgter Anfechtung bzw. Aufrechnung vgl. § 768 Note 2. 


§ 771. 1. Die Behauptung fruchtloſen Verſuchs der Zwangsvollſtreckung 
gehört nicht zur Klagebegründung, ſondern iſt Replikbehauptung auf die 
Einrede der Vorausklage. 

2. Verzicht auf die Einrede der Vorausklage, ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft 
und andere Gründe der Ausſchließung dieſer Einrede § 773. Die Aus⸗ 
ſchließung der Einrede bedarf nicht der Schriftform; vgl. § 766 Note 2b. 

3. Die Einrede der Vorausklage hemmt nicht die Verjährung des Bürg⸗ 
ſchaftsanſpruchs, § 202. 

8 A Zu SGB. § 349. Wegen der Minderkaufleute vgl. HGB. § 351 zu 
§ 766. 


8 772. 1. Bei einer Bürgſchaft für eine Geldforderung (CPS. 
VIII. Buch, 2. Abſchnitt, 8S 803 ff.) genügt der Verſuch der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in die beweglichen (körperlichen) Sachen des Hauptſchuldners ($ 90) 
CPO. §§ 808 ff.; nicht erforderlich ift Zwangsvollſtreckung in Forderungen 
und andere Vermögensrechte (CPO. §§ 828 ff.), welche die CPO. — vgl. die 
Titelüberſchrift vor CPO. § 803 — zum beweglichen Vermögen rechnet. 

2. Die Zwangsvollſtreckung in dem in § 772 bezeichneten Umfange muß 
auch verſucht werden, wenn der Wohnſitz, der Niederlaſſungs⸗ oder Aufent⸗ 
Ziffer 2 922 Hauptſchuldners im Auslande belegen iſt; vgl. indeß § 773 
Ziffer 2 u. 4. 
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$ 773. Die Einrede der Vorausklage iſt ausgeſchloſſen: 

1. wenn der Bürge auf die Einrede verzichtet, insbeſondere wenn 
er ſich als Selbſtſchuldner verbürgt hat; 

wenn die Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner in Folge 
einer nach der Uebernahme der Bürgſchaft eingetretenen Aende⸗ 
rung des Wohnſitzes, der gewerblichen Niederlaſſung oder des 
Aufenthaltsorts des Hauptſchuldners weſentlich erſchwert iſt; 

3. wenn über das Vermögen des Hauptſchuldners der Konkurs er⸗ 
öffnet iſt; 

4. 1 75 anzunehmen iſt, daß die Zwangsvollſtreckung in das 
Vermögen des Hauptſchuldners nicht zur Befriedigung des 
Gläubigers führen wird. 

In den Fällen der Nr. 3, 4 iſt die Einrede inſoweit zuläſſig, als 
ſich der Glaubiger aus einer beweglichen Sache des Hauptſchuldners 
befriedigen kann, an der er ein Pfandrecht oder ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht hat; die Vorſchrift des § 772 Abſ. 2 Satz 2 findet An⸗ 
wendung. 


[S] 


3. Der erfolgloſe Verſuch der Zwangsvollſtreckung wirkt dem Bürgen 
gegenüber endgültig; er kann ſich nicht darauf berufen, daß der Hauptſchuld⸗ 
ner inzwiſchen zahlungsfähig geworden ſei. 

4. A bſ. 2 ermeitert die Einrede des Bürgen. Der Bürge hat das Vor⸗ 
handenſein eines rechtsgeſchäftlichen, geſetzlichen oder Pfändungspfandrechts 
an einer beweglichen Sache (88 1204, 1257, CPO. § 804) bzw. des Zurück⸗ 
behaltungsrechts (SS 273 f., HGB. §§ 369 ff., abgedruckt zu § 274) und, gegen- 
über dem von dem Gläubiger geführten Nachweiſe des Vorhandenſeins wei⸗ 
terer Forderungen, auch den ausreichenden Werth der Sache darzuthun. — 
Befriedigung aus der Pfandſache §§ 1228 ff., CPO. §§ 814 ff. — Zu Abſ. 2 
vgl. auch CPO. § 777 (zu § 273). 

$ 773. 1. Verzicht auf die Einrede der Vorausklage. 

a, Verzicht erfordert Vereinbarung (§ 305) und kann auch nach erfolgter 
Bürgſchaftsübernahme erfolgen. — Schriftform ($ 766) nicht vorge⸗ 
ſchrieben. Die Vereinbarung kann ſtillſchweigend erfolgen; vgl. auch § 151. 

b. Selbſtſchuldne riſche Verbürgung iſt ein Beiſpiel des Verzichts 
(ähnliche Ausdrücke: Selbſtzahler, bei Verfallzeit zu zahlen). Die ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſche Bürgſchaft ift die gewöhnliche akzeſſoriſche 
Bürgſchaft mit Verzicht auf die Einrede der Vorausklage. 
Unterſchied zur Geſammtſchuld: §§ 767, 768 verglichen mit § 425; vgl. 
ferner ROH. 20 47 f., RG. 8 263. p 

2. Die Erſchwerung der Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner 
muß weſentlich ſein und nach der Bürgſchaftsübernahme durch Ver⸗ 
änderung ſeines (in⸗ oder ausländiſchen) Wohnſitzes (§§ 7 ff., CPO. § 13), der 
gewerblichen Niederlaſſung (CPO. § 21) oder des Aufenthaltsortes (CVO. 
$ 16) eingetreten fein. Vgl. CRD. § 23 Gerichtsſtand des Vermögens. Ver: 
legung des Wohnſitzes innerhalb des deutſchen Reichs RG. 6 156. 
Erſchwerung liegt auch vor, wenn der Wohnſitz unbekannt geworden ift. 

3. Konkurs des Hauptſchulduers. 

a. Eine den Eröffnungsbeſchluß (RD. § 108) aufhebende Entſcheidung (AD. 
$ 116) beſeitigt den Ausſchluß der Einrede; vgl. ferner wegen Fälligkeit 
Š 14 Note 5, wegen Zwangsvergleichs KO. § 193, abgedruckt zu § 768 

ote 4. 

b. Bezüglich Abſ. 2 vgl. KO. 88 48, 49 Nr. 4; §§ 1228 ff., KO. § 127, abge- 

druckt zu §§ 1228 ff. 


c. Ausſchließung der 
Einrede. 


9. Rückgriff des Bürgen. 


Mitbürgen. 
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§ 774. Soweit der Bürge den Gläubiger befriedigt, geht die 
Forderung des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner auf ihn über. 
Der Uebergang kann nicht zum Nachtheile des Gläubigers geltend 
gemacht werden. Einwendungen des Hauptſchuldners aus einem 
zwiſchen ihm und dem Bürgen beſtehenden Rechtsverhältniſſe bleiben 
unberührt. 
Litbürgen haften einander nur nach § 426. 


4. Vorausſichtliche Erfolgloſigkeit der Zwangsvollſtreckung. 

a. Verſuch der Zwangsvollſtreckung ſeitens des Gläubigers § 772. 

b. Die Vorausſetzungen der Annahme der Erfolgloſigkeit hat der Gläubiger 
zu beweiſen und der Richter gemäß CPO. § 286 zu würdigen. Vgl. An- 
fechtungsgeſetz § 2 (hinter § 144). 

c. Die Möglichkeit theilweiſer Befriedigung des Gläubigers beſeitigt den 
Ausſchluß der Einrede der Vorausklage weder ganz noch theilweiſe; vgl. 
RG. 22 48. Vgl. indeß Abi. 2. 

d. Abſ. 2 macht mit Rückſicht darauf, daß der Pfandverkauf nicht im Wege 
der Zwangsvollſtreckung zu erfolgen braucht (YY 1228 ff.), eine Ausnahme 
von Nr. 4. Regelmäßig wird die Befriedigung aus der in Händen des 
Gläubigers befindlichen Sache durch die Aenderung des Wohnſitzes oder 
Aufenthaltsorts des Hauptſchuldners nicht erſchwert (CPO. § 23) und 
mithin die Einrede der Vorausklage nicht ausgeſchloſſen ſein. Iſt 
indeß im einzelnen Falle eine Erſchwerung eingetreten, ſo iſt, da die 
Realiſtrung des Pfandrechts zur Rechtsverfolgung gehört, auch die Einrede 
der Vorausklage gemäß Nr. 2 ausgeſchloſſen. 

5. Beſondere Fälle. 

a. Nachbürgſchaft. Nachbürge (After⸗Ueberbürge) iſt, wer ſich dem Gläu⸗ 
biger für die Erfüllung der von dem Haupt⸗ oder Vorbürgen über⸗ 
nommenen Bürgſchaftsverbindlichkeit verbürgt hat. Er haftet neben dem 
Hauptbürgen wie der einfache Bürge neben dem Hauptſchuldner; ihm 
ſteht die Einrede der Vorausklage in Beziehung auf die Bürgſchafts⸗ 
verbindlichkeit des Hauptbürgen zu; er kann vorherige Zwangsvollſtreckung 
gegen den Hauptſchuldner ebenſowenig wie der Hauptbürge verlangen, 
wenn dieſem die Einrede der Vorausklage nicht zuſteht; er kann die Ein⸗ 
reden geltend machen, welche dem Hauptbürgen aus der eigenen Perſon 
AR Dey Perſon des Hauptſchuldners zuſtehen (§ 768). Vgl. ROS. 

330, 6 117. 

b. Bürgſchaft für den Ausfall (Fidejussio indemnitatis) gewährt die 
Einrede der Vorausklage auf Grund des Vertragsinhalts. Ueber den 
Umfang des Einrederechts, insbeſondere bei Konkurs des Hauptſchuldners 
vgl. ROH. 13 175. 

§ 774. 1. Wegen des kraft Geſetzes fih vollziehenden Forderungsüber⸗ 
ganges und des hieraus fih ergebenden Rechtsverhältniſſes vgl. zu $ 412. — 

Wegen des Satzes: der Uebergang kann nicht zum Nachtheile des Gläubigers 

geltend gemacht werden, vgl. § 412 Note 3. 

2. Der Uebergang der Rechte des Gläubigers auf den Bürgen 

tritt ein, N 

a. gleichviel, in welcher Weile die Befriedigung durch den Bürgen erfolgt 
(§§ 378, 364, 387 ff.), auch bei Befriedigung mittelſt Zwangsvollſtreckung 
gegen den Bürgen; ; 

b. zu Gunſten jedes Bürgen, auch des ſelbſtſchuldneriſchen; 

e. ohne Unterſchied, ob der Bürge die Bürgſchaft im Einverſtändniſſe mit 
dem Schuldner oder ohne deſſen Einwilligung übernommen hat. 

3. Uebergang der Nebenrechte § 401, insbeſondere alfo der Pfand- 
rechte vgl. §§ 1250 f. und dazu § 412 Note 4; Rechte gegen Mitbürgen vgl. 

S$ 769, 774 Abſ. 2, § 426 Abſ. 2. 
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8 775. Hat fih der Bürge im Auftrage des Hauptſchuldners 
verbürgt oder ſtehen ihm nach den Vorſchriften über die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag wegen der Uebernahme der Bürgſchaft die 
Rechte eines Beauftragten gegen den Hauptſchuldner zu, ſo kann er 
von dieſem Befreiung von der Bürgſchaft verlangen: 

1. wenn ſich die Vermögensverhältniſſe des Hauptſchuldners weſent⸗ 

lich verſchlechtert haben; 

2. wenn die Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner in Folge 
einer nach der Uebernahme der Bürgſchaft eingetretenen Aende⸗ 
rung des Wohnſitzes, der gewerblichen Niederlaſſung oder des 
Aufenthaltsorts des Hauptſchuldners weſentlich erſchwert iſt; 

3. wenn der Hauptſchuldner mit der Erfüllung ſeiner Verbind⸗ 
lichkeit im Verzug iſt; 

4. wenn der Gläubiger gegen den Bürgen ein vollſtreckbares Ür- 
theil auf Erfüllung erwirkt hat. 

Iſt die Hauptverbindlichkeit noch nicht fällig, ſo kann der Haupt⸗ 

ſchuldner dem Bürgen, ſtatt ihn zu befreien, Sicherheit leiſten. 


4. Rechtsverhältniß zwiſchen Hauptſchulduer und Bürgen. 

a. Gegenüber der auf den Bürgen übergegangenen Hauptforderung 
ſtehen dem Schuldner die gegen den Gläubiger begründet geweſenen Ein⸗ 
wendungen zu $$ 412, 404. Der Bürge ſchützt ſich, indem er in dem 
Rechtsſtreite mit dem Gläubiger dem Schuldner den Streit verkündet 
(CBD. § 72). 

b. Gegenüber der Klage aus dem zwiſchen dem Bürgen und dem 
Schuldner beſtehenden Rechts verhältniſſe (Auftrag § 670, Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag $$ 683 f.) hat der Schuldner die Einreden 
aus dieſem Rechtsverhältniſſe. Hat der Bürge dadurch, daß er die dem 
Schuldner gegen den Gläubiger zuſtehenden Einreden nicht geltend ge⸗ 
macht hat, nicht auftraggemäß gehandelt, bzw. die Geſchäfte des Schuldners 
nicht utiliter geführt, fo ſteht auch die Nichtgeltendmachung dieſer Ein⸗ 
reden feiner actio contraria entgegen. 

c. Ob eine Verpflichtung des Bürgen befteht, den Schuldner vor 
bzw. von der Bezahlung des Gläubigers zu benachrichtigen, 
iſt nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu beurtheilen. Fahrläſſige 
Unterlaſſung der Anzeige macht ſchadenserſatzpflichtig. 

a. Der Bürge, welcher auf Grund eines Auftrags die Bürgſchaft über: 
nommen hat und eine Nichtſchuld des Hauptſchuldners zahlt, hat 
zwar einen Anſpruch auf Erſtattung gegen den Hauptſchuldner (§ 670); 
er muß aber den ihm aus der ungerechtfertigten Bereicherung des 
er erwachſenen Anſpruch dem Hauptſchuldner gemäß § 667 
abtreten. 

B. Hat der Hauptſchuldner, welcher von dem zahlenden Bürgen fahrläſſiger⸗ 
weiſe ohne Nachricht von der Zahlung gelaſſen worden iſt, an den 
Gläubiger (nochmals) gezahlt, ſo kann er als Schadenserſatz Erſtat⸗ 
tung des auf die Nichtſchuld Geleiſteten fordern und inſoweit auch 
den Erſatzanſpruch des Bürgen ($ 670) ablehnen, während er den 
ihm gegen den Gläubiger zuſtehenden Bereicherungsanſpruch dem 
Bürgen abtreten muß ($ 812, vgl. auch § 255). 

5. Rückbürgſchaft iſt eine dem Bürgen für ſeinen Regreßanſpruch gegen 
den Hauptſchuldner geleiftete Bürgſchaft, welche den Vorſchriften der §8 765 ff. 
unterſteht. 

8 775. 1. Auftrag 58 662 ff. — Geſchäftsführung ohne Auftra 677, 

e 88 662 ff ſchäftsführung ohne Auftrag 88 


10. Anſpruch des Bürgen 
gegen den Haupt⸗ 
ſchuldner. 
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11. Befreiung de Burgen § 776. Giebt der Gläubiger ein mit der Forderung verbundenes 
des Oläubigcrs l Vorzugsrecht, eine für fie beſtehende Hypothek, ein für fie beſtehen⸗ 
a. en ara a, des Pfandrecht oder das Recht gegen einen Mitbürgen auf, fo wird 

- der Bürge inſoweit frei, als er aus dem aufgegebenen Rechte nach 
§ 774 hätte Erſatz erlangen können. Dies gilt auch dann, wenn 
das aufgegebene Recht erſt nach der Uebernahme der Bürgſchaft ent⸗ 
ſtanden iſt. 

b. Berzogerung der § 777. Hat ſich der Bürge für eine beſtehende Verbindlichkeit 
Auge 88 zeitlich auf beſtimmte Zeit verbürgt, fo wird er nach dem Ablaufe der be- 
begrenzter Bürgſch. ſtimmten Zeit frei, wenn nicht der Gläubiger die Einziehung der 

Forderung unverzüglich nach Maßgabe des § 772 betreibt, das Ver⸗ 
fahren ohne weſentliche Verzögerung fortſetzt und unverzüglich nach 
der Beendigung des Verfahrens dem Bürgen anzeigt, daß er ihn in 
Anſpruch nehme. Steht dem Bürgen die Einrede der Vorausklage 
nicht zu, ſo wird er nach dem Ablaufe der beſtimmten Zeit frei, 
wenn nicht der Gläubiger ihm unverzüglich dieſe Anzeige macht. 

Erfolgt die Anzeige rechtzeitig, ſo beſchränkt ſich die Haftung des 
Bürgen im Falle des Abſ. 1 Satz 1 auf den Umfang, den die 
Hauptverbindlichkeit zur Zeit der Beendigung des Verfahrens hat, 
im Falle des Abſ. 1 Satz 2 auf den Umfang, den die Hauptver⸗ 
bindlichkeit bei dem Ablaufe der beſtimmten Zeit hat. 


Zu Ziffer 1. Verſchlechterung der Vermogensverhältniſſe vgl. 89 321,610. 
Zu Ziffer 2. Erſchwerung der Rechtsverfolgung vgl. § 773 Ziff. 2. 
Zu Ziffer 3. Verzug vgl. §§ 284 f. 
Zu Ziffer 4. Vollſtreckbarkeit CPO. d§§ 704, 708 ff., 534, 560, 700. 
2. Sicherheitsleiſtung §§ 232 ff. 
3. Die Anſprüche auf Befreiung bzw. Sicherheitsleiſtung ſtehen auch dem 
Bürgen, welcher auf die Einrede der Vorausklage verzichtet hat, zu RG. 8 263. 
4. Die Verjährung des Erſtattungsanſpruchs des Bürgen gegen 
den Schuldner beginnt ſpäteſtens mit dem Zeitpunkt, in welchem das den 
Bürgen zur Zahlung an den Gläubiger verurtheilende Erkenntniß rechts⸗ 
kräftig wird. Vgl. RG. 27 58f. 
5. Stellung des Bürgen im Konkurſe des Hauptſchuldners 
RG. 14 172. 
§ 776. 1. Sorgfalt des Gläubigers bei Einziehung der Forderung. 
a. Eine beſondere Diligenzpflicht iſt dem Glaubiger rückſichtlich der 
Geltendmachung der Forderung gegen den Schuldner nicht auferlegt; ſie 
kann ſich indep aus Treu und Glauben (§§ 157, 242), ſowie auf Grund 
beſonderer Vereinbarung ergeben. — Auch eine dem Hauptſchuldner 
ſeitens des Gläubigers gewährte Stundung ſteht dem Bürgſchaftsanſpruche 
nicht entgegen; der Bürge kann ſich nach § 775, bzw. durch Befriedigung 
des Gläubigers gemäß J 774 helfen. 
b. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des $ 1165 für das Verhältniß des 
Hypothekengläubigers zum perſönlichen Schuldner. 
8 2. ſchaſt fir fen feige lde aug een der Entſtehung der Forderung. 
ürgſchaft für künftige uld aus einem dauernden Verhältniſſe (Kaſſirer). 
ROS. 20 47. RG. 20 141. n 
§ 777. 1. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf Bürgſchaftsübernahme für 
eine beſtehende, nicht um die zeitlich begrenzte Verbürgung für künftige Schuld. 
2. Das Kündigungsrecht des Kreditbürgen, welcher eine Kreditbürgſchaft 
auf unbeſtimmte Zeit übernommen hat, iſt nach den Umſtänden des ein⸗ 
zelnen Falles zu beurtheilen. Vgl. ROH. 19 110. 
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$ 778. Wer einen Anderen beauftragt, im eigenen Namen und IL Ureditauftrag. 


auf eigene Rechnung einem Dritten Kredit zu geben, haftet dem 
Beauftragten für die aus der Kreditgewährung entſtehende Verbind⸗ 
lichkeit des Dritten als Bürge. 


Yeunzehnter Titel. 
Vergleich. 


8 779. Ein Vertrag, durch den der Streit oder die Ungewiß⸗ Beyi 


beit der Parteien über ein Rechtsperhältniß im Wege gegenſeitigen 
Nachgebens beſeitigt wird (Vergleich), iſt unwirkſam, wenn der nach 
dem Inhalte des Vertrags als ſeſtſtehend zu Grunde gelegte Sach⸗ 
verhalt der Wirklichkeit nicht entſpricht und der Streit oder die Un⸗ 
gewißheit bei Kenntniß der Sachlage nicht entſtanden ſein würde. 

Der Ungewißheit über ein Rechtsverhältniß ſteht es gleich, wenn 
die Verwirklichung eines Anſpruchs unſicher iſt. 


$ 778. 1. Vor erfolgter Kreditgewährung kommen die Vorſchriften 
über Auftrag, insbeſondere in Bezug auf Widerruf und Kündigung u. ſ. w. 
($$ 662 ff.) zur Anwendung. 

2. Nach der Kreditgewährung iſt der Beauftragte Gläubiger, der 
Kreditnehmer Hauptſchuldner, der Auftraggeber Bürge. Vgl. ROS- 313. 
Dem Auftraggeber ſteht, wenn der Kreditauftrag Handelsgeſchäft iſt, die 
Einrede der Vorausklage ($ 771) nicht zu HGB. 88 349, 351 (abgedruckt zu 
§ 771 bzw. § 766). 

3. Der Kreditauftrag unterliegt nicht der für den Bürgſchaftsvertrag in 
§ 766 gegebenen Formporſchrift, RG. 50 160. 

4. Iſt eine Verbindlichkeit ſeitens des Dritten (Hauptſchuldners) nicht 
entſtanden, weil das auf Begründung derſelben gerichtete Rechtsgeſchaft 
nichtig iſt, ſo tritt nicht Bürgſchaftshaftung des Auftraggebers, ſondern Haf⸗ 
tung aus dem Auftrag ein. 

$ 779. 1. Inhalt der Vorſchrift. 

1. Begriffs beſtimmung. 

a. Die Begriffsbeſtimmung des § 779 ift überall, wo das BGB. oder andere 
aus dem Rechte des BGB. zu ergänzende Geſetze unter Vorausſetzung 
des civilrechtlichen Begriffs von Vergleich reden, zu Grunde zu legen. 

b. Der Vergleich iſt ein Vertrag (88 145 ff.), gerichtet auf Beſei⸗ 
tigung von Streit und Ungewißheit (vgl. auch Abſ. 2) der Par⸗ 
teien im Wege gegenſeitigen Nachgebens. 

a. Der Streit kann ein gerichtlicher oder außergerichtlicher fein. Die 
Ungewißheit (Abſ. 2) braucht nur ſubjektiv („Ungewißheit der Par: 
teten“) zu fein. RG. IW. 1901 S. 138. Keine bee wenn 
die Parteien zur Umgehung des Geſetzes (. B. § 782) Streit oder 
Ungewißheit, die nicht vorhanden, heucheln (vgl. § 117). 

3. Im Wege gegenſeitigen Nachgebens. Es muß von beiden Sei- 
ten etwas nachgegeben werden, anderenfalls kann ein anderes Rechts⸗ 
verhältniß (Schenkung, Anerkennung $$ 780 ff.) vorliegen. Vgl. II. 1 d. 

J. Beiderſeitiges Nachgeben liegt vor, wenn laut Vereinbarung keine 
der beiden Parteien das von ihr als Recht Beanſpruchte voll erhalt. 
Das Nachgeben kann in Uebernahme von Koſten, auch darin beſtehen, 
daß das pure in Anſpruch genommene Recht gegen eine vergleichs⸗ 
weiſe feſtgeſetzte Gegenleiſtung, welche mit dem ſtreitigen Rechtsver⸗ 
hältniß außer Zuſammenhang ſteht, zugebilligt wird. Vgl. auch ROJ. 
1226. RG. IW. 1901 S. 138. 


weg 


ff. Irrthum im Be 


grunde. 
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2. Nach der dispoſitiven Beſtimmung des § 779 foll der Vergleich 
nur für den Fall gelten, daß der nach feinem Inhalte (vgl. $ 119) aus: 
drücklich oder ſtillſchweigend als feſtſtehend zu Grunde gelegte Sachverhalt 
auch wirklich beſteht. Die Unwirkſamkeit tritt, wenn dieſer Sachverhalt nicht 
beſteht, ipso jure, alfo ohne, daß eine Anfechtung (§§ 119 ff.) erforderlich 
wäre, ein. Wer die Unwirkſamkeit behauptet, hat darzuthun, 

a. daß der behauptete Sachverhalt nach dem Inhalte des Vertrags zu 
Grunde gelegt iſt, 

b. daß dieſer Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entfpricht, 

e. daß bei Kenntniß des wirklichen Sachverhalts der Streit oder die Unge- 
wißheit nicht entſtanden wäre (CPO. § 286). 

Der aus der Unwirkſamkeit des Anſpruchs etwa entſtehende Bereicher ungs: 
anſpruch beginnt ſofort zu verjähren ($ 198 vgl. auch Note 3 daſelbſt und 
die Bemerkungen zu $ 200), und tft als Einrede unverjährbar ($ 821). 

II. Sonſtige für den Vergleich in Betracht kommende Vorſchriften. 

1. Allgemeine Vorſchriften. 

a. Die Anfechtbarkeit wegen Irrthums oder Betrugs richtet ſich nach 
8 119 ff, 123 f. 

b. Die Nichtigkeit des Vergleichs richtet ſich nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften. Nichtigkeit eines über ein reines Differenzgeſchäft abgeſchloſſenen 
Prozeßvergleichs RG. 374 16, ſ. auch unten Note 3 und § 762 Note 4. 
Vergleiche über Strafverfolgung, Anzeigen zc. find auf ihre Gültigkeit 
nach §§ 134, 138, 306 ff. zu beurtheilen. 

c. Eine Form ift für den Vergleich als forhen nicht vorgeſchrieben (§ 125). 
Inſofern eine Verbindlichkeit, deren Begründung dem Formzwang unter⸗ 
liegt (3. B. § 313) vergleichsweiſe übernommen wird, ift die dafür vor: 
geſehene Formvorſchrift zu 99 8 0 vgl. indeß § 782. Ueber die Be⸗ 
urkundung durch das Prozeßgericht vgl. § 125 Note I 4. 

d. Als gegenſeitiger Vertrag („gegenſeitigen Nachgebens“) unterſteht der 
Vergleich den Vorſchriften der §§ 320 ff.; insbeſondere ift hiernach das 
Rücktrittsrecht bei Unmöglichwerden der Leiſtung ($ 325) und 
Verzug ($ 326) zu beurtheilen. 

e. Der Vergleich zwiſchen dem Schuldner und dem bisherigen Re 
einer abgetretenen oder kraft Geſetzes übergegangenen Forderung §§ 407 
412. Vgl. RG. 31 26 f. 

f. Die Gewährleiſtungspflicht richtet ſich bei Begründung einer Ver⸗ 
pflichtung zur Veräußerung oder Belaſtung einer Sache nach YE 445, 493. 

2. Beſondere Vorſchriften. 

a. Verjährung der Anſprüche aus einem vollſtreckbaren Vergleiche § 218 
Note 2; für andere Vergleiche f. § 211 Note 3. 

b. Vergleichsweiſe abgegebenes Schuldverſprechen und Schuldanerkenntniß 
formfrei § 782. 

e. Erforderniß vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung des Vergleichs 
§ 1822 Ziff. 12. 

d. Vergleich über den Unterhaltsanſpruch der Verwandten § 1614, der Ehe⸗ 
leute § 1360 Abf. 3, des unehelichen Kindes § 1714, 

e. Vergleiche des Konkursverwalters KO. § 133. 

f. Vergleiche der Aktiengeſellſchaft über Anſprüche aus der Gründung HGB. 
58 205, 270. 

3. Der Prozeßvergleih CPO. $E 81, 83, 98, 160, 510, 794. Vgl. 
$ 125 Note 14. Verſchiedenheit der rechtlichen Bedeutung eines rechts⸗ 
kräftigen Urtheils und eines Prozeßvergleichs RG. 37 416 ff. Rechtliche 
Natur des Prozeßvergleichs als Prozeßhandlung OLG. 1 1. Der Vergleich 
über einen rechtskräftig feſtgeſtellten Anſpruch beſeitigt nicht das 
Urtheil, ſondern gewährt nur eine Einrede gegen die Geltendmachung des 
Urtheils; wird dieſe Einrede durch Wiederaufhebung des Vergleichs wieder 
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Swanzigſter Titel. 
Schuldverſprechen. Schuldanerkenntniß. 


§ 780. Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leiſtung 
in der Weiſe verſprochen wird, daß das Verſprechen die Verpflich⸗ 
tung ſelbſtändig begründen ſoll (Schuldverſprechen), iſt, ſoweit nicht 
eine andere Form vorgeſchrieben iſt, ſchriftliche Ertheilung des Ver⸗ 
ſprechens erforderlich. 


beſeitigt fo ift auch die Geltendmachung des Urtheils nicht mehr gehemmt, 
vgl. NG. JW. 1900 S. 752%. 

4. Der Schiedsvertrag CPO. $$ 1025 ff. 

5. Landesgeſetzgebung. 

Preussen Kollegien von Beamten können ohne Genehmigung der vor: 
geſetzten Inſtanz keinen Vergleich ſchließen. § 117 II. 10 XLR. 

1. Ueber das Verhältniß der abſtrakten Schuldverhältniſſe zum Ver⸗ 
pflichtungsgrunde, vgl. die Borb. zum 2. Buche Note 1 a 4 

2. Schuldverſprechen und Schuldanerkenntniß find Verträge, bedürfen 
der Annahme, welche auch ſtillſchweigend erfolgen kann, und unterliegen den 
allgemeinen Vorſchriften über Willenserklärungen, insbeſondere über Irrthum 
($$ 119 ff.). Sie find außerdem nur nach den Vorſchriften über die unge⸗ 
rechtfertigte Bereicherung ($ 812 Abſ. 2) widerruflich. Einrede der unge: 
rechtfertigten Bereicherung § 821. 

3. Die dem Schuldner gegen den urſprünglichen Gläubiger aus dem ab⸗ 
ſtrakten Verpflichtungsakte zuſtehenden Einreden bleiben (anders wie beim 
Wechſel WechſO. Art. 82) auch dem Zeſſionar gegenüber beſtehen (§ 404). 

4. Unklagbarkeit von Schuldverſprechen und Schuldanerkenntniß, welches 
eingegangen wird zur Erfüllung 
a. einer Ehemakellohnſchuld § 656 Abſ. 2; 

b. einer Spielſchuld § 762 Abſ. 2; | 
€. eines Differenzgeſchäfts $ 764 und daſelbſt Börſengeſetz vom 22.Zuni1896 $ 66. 

5. Indoſſabilität gewiſſer von einem Kaufmann ausgeſtellter Verpflich⸗ 
tungsſcheine HGB. § 363, abgedruckt zu § 792. 

6. Nicht ausgeſchloſſen iſt ein wirkſamer mündlicher Vorvertrag auf Ab⸗ 
gabe eines abſtrakten Schuldverſprechens oder Anerkenntniſſes in ſchriftlicher 
Form, wie auch aus dem mündlichen pactum de cambiando auf Wechſel⸗ 
ausſtellung (vgl. RG. 14 93) geklagt werden kann. Natürlich können dem 
Anſpruch auf Abgabe des ſchriftlichen Schuldverſprechens alle aus dem kauſalen 
Schuldverhältniſſe zu entnehmenden Einwendungen entgegengeſtellt werden. 
Vgl. § 125 Note I 7b. A À . 

7. Anſpruch des Schuldners auf Rückgabe des Schuldſcheins und Quittungs⸗ 
leiſtung 88 368 f., 371. 

8. Urkundenprozeß CPO. §§ 592 ff. 1 

9. Die aus dem Schuldverſprechen und dem Schuldanerkenntniſſe fih er- 
gebenden Forderungen ſind geeignet, als Grundlage für eine Hypothekbe⸗ 
ſtellung zu dienen, vgl. § 1113 Note III 1. 

8 780. 1. Erforderlich für das Schuldverſprechen aus $ 780 ift der Wille, 
die Verpflichtung ſelbſtändig, d. h. unabhängig von dem konkreten Ver⸗ 
pflichtungsgrunde zu begründen. Ob dieſer abſtrakte Verpflichtungswille bei 
Abgabe eines Verſprechens vorhanden iſt, iſt Thatfrage. Der Gläubiger iſt 
hierfür Bap ee Der abſtrakte Verpflichtungswille kann vorhanden 
fein, obwohl eine fubftantiirte Sachdarſtellung (hiſtoriſch) in das Schuldver⸗ 
ſprechen aufgenommen wird, und braucht — ausnahmsweiſe — nicht vor⸗ 
handen zu ſein, obwohl ein Verpflichtungsgrund in den Schuldſchein nicht 
aufgenommen ift. Vgl. Borb. zum zweiten Buche Note 1 und OLG. 4 50. 

2. Wegen der Einreden vgl. Titelvorb. Note 3. 

3. Wegen der Form zu § 782. 

„ Neumann, Handausgabe des B&B. I. 3. Aufl. al 


1. Formzwang, 
a. Schuldver ſprechen. 


Vorbemerkung zum 
20. Titel. 
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„ Schuldanerkenntuß. § 781. Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den das Beſtehen 
eines Schuldverhältniſſes anerkannt wird (Schuldanerkenntniß), ift 
ſchriftliche Ertheilung der Anerkennungserklärung erforderlich. Iſt 
für die Begründung des Schuldverhältniſſes, deſſen Beſtehen aner⸗ 
kannt wird, eine andere Form vorgeſchrieben, ſo bedarf der Aner⸗ 
kennungsvertrag dieſer Form. 

Sl Formfreipelt. Ybrech- § 782. Wird ein Schuldverſprechen oder ein Schuldanerkenntniß 

nung. Vergleich. auf Grund einer Abrechnung oder im Wege des Vergleichs ertheilt, 
fo ift die Beobachtung der in den S$ 780, 781 vorgeſchriebenen 
ſchriftlichen Form nicht erforderlich. 


Einundzwanzigſter Titel. 
Anweiſung. 


8 781. 1. Durch das gültige Schuldanerkenntniß wird das alte Schuld⸗ 
verhältniß nicht beſeitigt, ſondern nur derart von dem materiellen Ver⸗ 
pflichtungsgrunde losgeloſt und formal feſtgeſtellt, daß die Einwendungen 
aus dem urſprünglichen Schuldverhältniß ausgeſchloſſen ſind. Vgl. hierzu 
Vorb. zum II. Buche Note Ic. — Erhebt der Schuldner gegen die Klage aus 
dem urſprünglichen Schuldverhältniſſe die alten Einwendungen, ſo ſteht dem 
Kläger die Replik des Anerkenntniſſes zu, ohne daß Klageänderung in Frage 
kommt. — Das Vorliegen eines abſtrakten Schuldanerkenntniſſes wird nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß in en das zu Grunde liegende materielle 
Verhältniß im Allgemeinen angegeben wird (z. B. „ich verſchulde aus einer 
Schuldübernahme!“), vgl. KG. Jahrb. 22 A S. 308. 

2. Einwendungen gegen das Schuldanerkenntniß vgl. Titelvorb. Note 3. 


3. Wegen der Form zu § 782. 

4. Umwandlung einer Schuld in ein Darlehen § 607 Abſ. 2. 

5. Negativer Anerkennungsvertrag § 397. 

6. Abſtrakte Verpflichtungskraft des Anweiſungsakzeptes § 784. 

7. Anerkenntniß im Prozeſſe CPO. § 307. 

8. Beſtätigung eines nichtigen bzw. anfechtbaren Rechtsgeſchäfts § 141, 
bzw. § 144. 

8 782. 1. Schriftform § 126. 

2. Erſchwerung der Form: 


a. mit Rückſicht auf den Gegenſtand der verſprochenen Leiſtung (55 780, 
781) namentlich Grundſtücksveräußerung § 313; vgl. im Uebrigen die 
Formporſchriften zu § 125 Note VI. 

b. mit Rückſicht auf den Grund: Schenkung ($ 518 Abſ. Satz 2), Schenkung 
von Todeswegen $ 2301. 

3. Erleichterung der Form: i 

a. mit Rückſicht auf den Grund (Abrechnung) Vergleich |. § 779 Note I 1 ba; 

b. SB. 88 350, 351, abgedruckt zu § 766; § 781 Satz 2 gilt auch für das 
Handelsrecht vgl. HGB. § 350. 


Borbemerkung zum 1. Terminologie: Der Anweiſende (Anweiſungsausſteller) weiſt in 
2. gite der Ae den Angewieſenen an, dem Anweiſungsempfänger 
zu zahlen. 


2. Die Auweiſung. 

a. Die hier behandelte ſchriftliche Anweiſung ift unabhängig von dem 
ihr zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſe. Sie iſt ein Mittel zur Her⸗ 
beiführung einer Leiſtung von Geld, Werthpapieren oder anderen ver⸗ 
tretbaren Sachen, deren Zweck und Grund außerhalb der Anweiſung liegt. 

b. Es beziehen fih auf das Rechtsverhältniß 
a. zwiſchen dem Anweiſenden und dem Anweiſungsempfänger 

§§ 783, 788, 789, 791; 
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§ 783. Händigt Jemand eine Urkunde, in der er einen Anderen 
anweiſt, Geld, Werthpapiere oder andere vertretbare Sachen an einen 
Dritten zu leiſten, dem Dritten aus, ſo iſt dieſer ermächtigt, die 
Leiſtung bei dem Angewieſenen im eigenen Namen zu erheben; der 
Angewieſene iſt ermächtigt, für Rechnung des Anweiſenden an den 
Anweiſungsempfänger zu leiſten. 

§ 784. Nimmt der Angewieſene die Anweiſung an, fo ift er 
dem Anweiſungsempfänger gegenüber zur Leiſtung verpflichtet; er 
kann ihm nur ſolche Einwendungen entgegenſetzen, welche die Gültig⸗ 


„ zwifhen dem Anweiſenden und dem Angewieſenen 88 783, 
787, 790, 791; 

y zwiſchen dem Angewieſenen und dem Anweiſungsempfän⸗ 
ger §§ 783, 784, 785, 786, 791; 

3. bei Uebertragung der Anweiſung $ 792. 

€. Die etwa mündlich — z. B. in Anweſenheit aller Betheiligten — er- 
folgte Anweiſung iſt nicht für ungültig erklärt, ſondern nur nicht 
beſonders geregelt. Die allgemeinen Vorſchriften greifen ein. Eine 
analoge Anwendung der § 783 ff., ſoweit ſie Schriftlichkeit nicht voraus⸗ 
legen ($$ 784, 785), ift nicht ausgeſchloſſen. 

3. Das materielle Rechtsverhältniß zwiſchen dem Anweiſenden und dem 
Anweiſungsempfänger (Valutaverhältniß), ſowie zwiſchen dem Anwei⸗ 
lenden und dem Angewieſenen (Deckungsverhältniß; Anweiſung auf 
Schuld [§ 787] oder auf Kredit) beſtimmt fih nach den zwiſchen den Bethei⸗ 
ügten beſtehenden Rechtsbeziehungen. Hiernach beftimmt ſich insbeſondere: 
a. Die Verpflichtung des Anweiſungsempfängers gegenüber dem Anweiſen⸗ 
den, den Angewieſenen zur Leiſtung aufzufordern, ſowie die Befugniß 
des Anweiſungsempfängers zum Behalten der erhobenen Leiſtung bzw. 
ſeine Verpflichtung zur Herausgabe derſelben an den Anweiſenden. 

5. Die Verpflichtung des Anweiſenden zur Gewährung von Deckung an den 
Angewieſenen. Der Angewieſene hat die Revalirungsklage nicht nur 
damit zu begründen, daß er der Anweiſung gemäß gezahlt habe, ſondern 
ferner, daß eine Verpflichtung zur Schadloshaltung in dem zwiſchen ihm 
und dem Anweiſenden beſtehenden Rechtsverhältniſſe begründet ſei. RG. 
Seuffert Archiv 35 411 ff.; bei Anweiſung auf Schuld § 787 Abs. 1. 

4. Handelsrecht. a 

Die Vorſchriften der §§ 783 ff. gelten auch für das Handelsrecht. 

a. Wegen der Uebertragung von Anweiſungen, welche auf einen Rauf- 
mann (nicht von einem Kaufmann) ausgeſtellt find, HGB. §§ 363—365, 
abgedruckt zu § 792. 

` Auch für das Handelsrecht iſt eine mündliche Annahme der Anweiſung 
nicht vorgeſehen; dieſelbe kann indeß als ein nach § 780, HGB. § 350 

verbindliches Schuldverſprechen in Betracht kommen. 

e. Der Check fällt unter den allgemeinen Begriff der Anweiſung. Das 
Akzept eines Inhaberſchecks wird durch § 795 ausgeſchloſſen. Auf Checks, 
welche auf eine beſtimmte Perſon oder den Inhaber lauten, iſt § 808 
eniſprechend anwendbar. — Wegen Indoſſabilität des Checks HGB. 
65 360 ff, abgedruckt zu § 792. — Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung 
„EG. . HOV. v. 10. Mai 1897 Art. 17 (zu § 808). 

E. 362) feltecht. Allgemeine deutſche Wechſelordnung (BGBl. 1869 


z 


8 783. J. Vertretbare Sache 8 91. 
2. em § 126. 
3. Ermächtigung zur Erhebun 185 Abſ. 1; Leiſtung § 362 Abſ. 2. 
Konvaleſzenz § 185 Abſ. 25 2,5 Pia eg i 
Im Uebrigen vgl. die Titelvorbemerkung. 
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1. Begriff. Wirkung der 
Anweiſung. 


2. Annahme der Anz 
welſung. 

a. Selbſtändi Ner- 
pflichtungskraft. 


b. Form 


3. Leiſtung gegen Aus⸗ 
händigung. 


484 Zweites Buch. Recht der Schuldverhältniſſe. 


keit der Annahme betreffen oder ſich aus dem Inhalte der Anweiſung 
oder dem Inhalte der Annahme ergeben oder dem Angewieſenen un⸗ 
mittelbar gegen den Anweiſungsempfänger zuſtehen. 

Die Annahme erfolgt durch einen ſchriftlichen Vermerk auf der 
Anweiſung. Iſt der Vermerk auf die Anweiſung vor der Aus⸗ 
händigung an den Anweiſungsempfänger geſetzt worden, ſo wird die 
Annahme dieſem gegenüber erſt mit der Aushändigung wirkſam. 

§ 785. Der Angewieſene ift nur gegen Aushändigung der An⸗ 
weiſung zur Leiſtung verpflichtet. 


$ 784. I. Die Annahme ift einſeitige Willenserklärung, welche ſchrift⸗ 
lich (§ 126) auf der Anweiſung erfolgen muß, um die Wirkung des 
§ 784 hervorzubringen. Vgl. Titelvorb. 26; fie kann vor oder nach der Aus⸗ 
händigung der Anweiſung an den Auweiſungsempfänger geſchehen (Abſ. 2). 
Für die Einſeitigkeit der Willenserklärung ſpricht die Faſſung des § 784, 
verglichen mit Entw. I § 607 und HOB. Art. 300: Annahme gegenüber 
dem Anweiſungsempfänger. 

Blankoannahme vgl. § 126 Note 2ay, ferner RG. 32 70. 

II. Die Wirkung der Annahme. Die Annahme begründet eine ab- 
ſtrakte Verpflichtung des Angewieſenen gegenüber dem Anweiſungsempfänger. 

III. Einwendungen des Akzeptanten. 

1. Verſagt ſind dem Akzeptanten gegenüber dem Anweiſungsem⸗ 
pfänger Einwendungen aus dem 
a. zwiſchen dem Akzeptanten und dem Anweiſenden, 

b. zwiſchen dem Anweiſungsempfänger und dem Anweiſenden 

beſtehenden Rechtsverhältniſſe. Die Annahmeerklärung iſt auch nicht Gegen⸗ 

Lend des Bereicherungsanſpruchs, wie das abſtrakte Schuldverſprechen ($ 812 

Abſ. 2). 

2. Gewährt ſind dem Akzeptanten dem Anweiſungsempfänger 
(val. § 796) gegenüber die Einwendungen, . 

a. welche die Gültigkeit der Annahme betreffen. Nichtigkeit, Anfechtbarkeit 
(val. 8$ 139, 143). Die Vorſchriften der § 116 ff, find auf die einſeitige 
Annahmeerklärung inſoweit nicht anwendbar, als ſie einen Empfänger 
der Willenserklärung vorausſetzen; 

b. die fi) aus dem Inhalte der Anweiſung ergeben, z. B. Zeitbeſtimmungen, 
Bedingungen, ſonſtige Einſchränkungen; 

c. die fih aus dem Inhalte der Annahme, d. i. aus der ſchriftlichen An⸗ 
nahmeerklärung ergeben; z. B. Zeitbeſtimmungen, Bedingungen, Vorbehalt, 
Beſchränkung der Annahme auf einen Theil der Anweiſungsſumme ꝛc.; 

d. die dem Angewieſenen unmittelbar gegen den Anweiſungsempfänger zu 
ſtehen, z. B. Aufrechnung, pactum de non petendo 2c. 

IV. Bei Uebertragung des Anſpruchs bleiben die dem Angewieſenen 
gegen den Anweiſungsempfänger zuſtehenden Einwendungen auch dem neuen 
Gläubiger gegenüber beſtehen ($ 404). 

8 785. 1. Wird die Leiſtung nach erfolgter Annahme der Anwei⸗ 
ſung durch den Angewieſenen bewirkt, fo ergiebt fich der Anſpruch auf Rück⸗ 
gabe der — einen Schuldſchein darſtellenden — Annahmeerklärung aus 
8371. 5 785 giebt auch dem Angewieſenen, welcher ohne voraufgegangene 
no gezahlt hat, das Recht, die Herausgabe der Anweiſung zu ver⸗ 
angen. 

2. Für abhanden gekommene oder vernichtete Rekta⸗Anwei⸗ 
ſungen (vgl. R. Komm. Bericht zur CPO. ©. 222) ift in der CHO. ein Auf⸗ 
gebotsverfahren nicht vorgeſehen (CPO. § 1004). Die Rechtslage ſtellt ſich 
folgendermaßen: 

a. Iſt die Anweiſung vor erfolgter Annahme abhanden gekommen, jo wider⸗ 
ruft gemäß § 790 der Anweiſende die zahlungshalber (§ 788) gegebene 
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§ 786. Der Anſpruch des Anweiſungsempfängers gegen den Anz 4. Verjährung des Mn- 
gewieſenen aus der Annahme verjährt in drei Jahren. 1 71 5 aus der An- 

§ 787. Im Falle einer Anweiſung auf Schuld wird der An- 5. Anweifung aufSchuld. 
gewieſene durch die Leiſtung in deren Höhe von der Schuld befreit. 

Zur Annahme der Anweiſung oder zur Leiſtung an den Anwei⸗ 
ſungsempfänger ift der Angewieſene dem Anweiſenden gegenüber nicht 
ſchon deshalb verpflichtet, weil er Schuldner des Anweiſenden iſt. 

§ 788. Ertheilt der Anweiſende die Anweiſung zu dem Zwecke, 6. Anweiſung zablungs⸗ 
um ſeinerſeits eine Leiſtung an den Anweiſungsempfänger zu be⸗ halber keine Zahlung. 
wirken, fo wird die Leiſtung, auch wenn der Angewieſene die An- 
weiſung annimmt, erſt mit der Leiſtung des Angewieſenen an den 
Anweiſungsempfänger bewirkt. 

§ 789. Verweigert der Angewieſene vor dem Eintritte der 7. weigerung des Ange. 
Leiſtungszeit die Annahme der Anweiſung oder verweigert er die sl Anzeige 
Leiſtung, jo hat der Anweiſungsempfänger dem Anweiſenden unver- 
züglich Anzeige zu machen. Das Gleiche gilt, wenn der Anweiſungs⸗ 
empfänger die Anweiſung nicht geltend machen kann oder will. 


Anweiſung dem Angewieſenen gegenüber und ſtellt auf Grund des zwi⸗ 
ſchen ihm und dem Anweiſungsempfänger fortbeſtehenden Rechtsverhält⸗ 
niſſes eine neue Anweiſung aus. 

b. Iſt die Anweiſung bereits angenommen, ſo ſtellt die auf der Anweiſung 
befindliche Annahmeerklärung einen Schuldſchein dar, auf welchen § 371 
Satz 2 anwendbar iſt. Das auf Grund dieſer Vorſchrift ausgeſtellte An⸗ 
erkenntniß, daß die Schuld erloſchen ſei, ſchützt in Verbindung mit den 
Vorſchriften der §§ 405 ff., den Schuldner, ſelbſt wenn ihm der 
Schuldſchein nicht zurückgegeben wurde, auch dem Zeſſtonare gegenüber 
gegen die Gefahr doppelter Zahlung. 


§ 786. 1. Beginn der Verjährungsfriſt § 198. 
2. Ein Anſpruch auf die Bereicherung (WechſO. Art. 83) bleibt nicht beſtehen. 


§ 787. 1. Abſ. 1. Anweiſung auf Schuld liegt nicht ſchon vor, 
wenn der Angewieſene Schuldner des Anweiſenden iſt, ſondern ſetzt die ſtill⸗ 
ſchweigende oder ausdrückliche Willenserklärung voraus, daß die Anweiſung 
zum Zwecke der Tilgung der betreffenden Schuld erfolge. Die Befreiung 
des Angewieſenen tritt nicht ſchon mit der Annahme, ſondern erft mit der 
Leiſtung ein. Bgl. § 362 Abſ. 2. 

2. Abſ. 2. Ob eine Verpflichtung zur Annahme bzw. zur Leiſtung be- 
ſteht, iſt nach dem zwiſchen dem Angewieſenen und dem Anweiſenden be⸗ 
ſtehenden Schuldverhältniſſe ($ 242) zu beurtheilen. 

3. Landesgeſetzgebung. 

eussen Anweiſung fixirter Beſoldungen zc. von Beamten ift ohne recht⸗ 

liche Wirkung. Anh. $ 163 Theil I Tit. 24 AGD. 


§ 788. 1. Hingabe und Annahme einer Anweiſung zahlungshalber be⸗ 
ede regelmäßig, daß die Geltendmachung der urſprünglichen Verbindlichkeit 
edingt ſein ſoll durch die Nichteinlöſung der Anweiſung durch den Ange⸗ 
wieſen, vgl. $ 364 Note 4 RG. JW. 1901 S. 867. 

2. Die Leiſtung braucht nicht effektiv zu erfolgen. Der Anweiſungs⸗ 
empfänger hat auch erhalten, wenn er von dem Angewieſenen an Erfüllungs⸗ 
ſtatt annimmt ($ 365) oder wenn mit ihm aufgerechnet wird ($$ 386 ff.) 2c- 


§ 789. Unterlaffung unverzüglicher (§ 121) Anzeige begründet Schadens⸗ 
erfagpflicht (8$ 249 fl, 2706. a Fe N 2 


8. Widerruf des 
weiſenden. 


9. Tod und Geſchäfts⸗ 


unfähigkeit. 


10 Uebertragung d. An⸗ 


weiſung. 
a. Form. 


b. Ausſchließung der 


Uebertragung. 


c Annahme gegenüber 


dem Erwerber. 
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8 790. Der Anweiſende kann die Anweiſung dem Angewieſenen 
gegenüber widerrufen, ſolange nicht der Angewieſene ſie dem An⸗ 
weiſungsempfänger gegenüber angenommen oder die Leiſtung bewirkt 
hat. Dies gilt auch dann, wenn der Anweiſende durch den Wider: 
ruf einer ihm gegen den Anweiſungsempfänger obliegenden Ver⸗ 
pflichtung zuwiderhandelt. 

§ 791. Die Anweiſung erliſcht nicht durch den Tod oder den 
Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit eines der Betheiligten. 

§ 792. Der Anweiſungsempfänger kann die Anweiſung durch 
Vertrag mit einem Dritten auf dieſen übertragen, auch wenn ſie 
noch nicht angenommen worden iſt. Die Uebertragungserklärung be⸗ 
darf der ſchriftlichen Form. Zur Uebertragung iſt die Aushändigung 
der Anweiſung an den Dritten erforderlich. 

Der Anweiſende kann die Uebertragung ausſchließen. Die Mus- 
ſchließung iſt dem Angewieſenen gegenüber nur wirkſam, wenn ſie 
aus der Anweiſung zu entnehmen iſt oder wenn ſie von dem An⸗ 
weiſenden dem Angewieſenen mitgetheilt wird, bevor dieſer die An⸗ 
weiſung annimmt oder die Leiſtung bewirkt. 

Nimmt der Angewieſene die Anweiſung dem Erwerber gegenüber 
an, ſo kann er aus einem zwiſchen ihm und dem Anweiſungs⸗ 
empfänger beſtehenden Rechtsverhältniß Einwendungen nicht herleiten. 
Im Uebrigen finden auf die Uebertragung der Anweiſung die für 
die Abtretung einer Forderung geltenden Vorſchriften entſprechende 
Anwendung. 


§ 790. 1. Entſcheidend für die Zuläſſigkeit des Widerrufs ift der Beitz 
punkt feines Wirkſamwerdens (§ 130 ff). 

2. Der Widerrufende ift bemeispflichtig für den Zeitpunkt des Wirkſam⸗ 
werdens feines Widerrufs (YE 130 ff), der Angewieſene dafür, daß in dieſem 
Zeitpunkte bereits die Annahme erfolgt ($ 784) oder die Leiſtung bewirkt war. 

3. Unberechtigter Widerruf (Satz 2) begründet Schadenserſatzpflicht des 
Anweiſenden gegenüber dem Anweiſungsempfänger. 

8 791. Die Einwirkung des Konkurſes eines der Betheiligten auf das 
durch die Anweiſung begründete Verhältniß richtet ſich nach dem materiellen 
Konkursrechte. Entſcheidend iſt dabei das zwiſchen den Betheiligten beſtehende 
3054 Rechtsverhältniß (vgl. Titelvorb. Note 2 und 3). Vgl. ferner RG. 
38 45 f. 

$ 792. 1. Vermerk der Uebertragung auf der Anweiſung (vgl. § 784 
Abſ. 2) ift nicht vorgeſchrieben. r 

3. Abtretung der Forderung §§ 398 ff.; die Anwendbarkeit der $$ 404, 
406 iſt nach der durch den Angewieſenen gegenüber dem Erwerber erfolgten 
Annahme ($ 784) gemäß Abſ. 3 Satz 1 ausgeſchloſſen. 

HGB. § 363. Anweisungen, die auf einen Kaufmann über die Leistung von 
Geld, Werthpapieren oder anderen vertretbaren Sachen ausgestellt sind, ohne 
dass darin die Leistung von einer Gegenleistung abhängig gemacht ist, können 
durch Indossament übertragen werden, wenn sie an Order lauten. Dasselbe 
gilt von Verpflichtungsscheinen, die von einem Kaufmann über Gegenstände der 
bezeichneten Art an Order ausgestellt sind, ohne dass darin die Leistung von 
einer Gegenleistung abhängig gemacht ist. 

Ferner können Konnossemente der Seeschiffer, Ladescheine der Frachtführer, 
Lagerscheine der staatlich zur Ausstellung solcher Urkunden ermächtigten An- 
stalten sowie Bodmereibriefe und Trransportversicherungspolizen durch Indossa- 
ment übertragen werden, wenn sie an Örder lauten. 
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Sweiundzwanzigſter Titel. 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber. 


HGB. § 364. Durch das Indossament gehen alle Rechte aus dem indossir- 
ten Papier auf den Indossatar über. 

Dem legitimirten Besitzer der Urkunde kann der Schuldner nur solche Ein- 
wendungen entgegensetzen, welche die Gültigkeit seiner Erklärung in der Urkunde 
betreffen oder sich aus dem Inhalte der Urkunde ergeben oder ihm unmittelbar 
gegen den Besitzer zustehen. 

Der Schuldner ist nur gegen Aushändigung der quittirten Urkunde zur 
Leistung verpflichtet. 

HGB. $ 365. In Betreff der Form des Indossaments, in Betreff der Legi- 
timation des Besitzers und der Prüfung der Legitimation sowie in Betreff der 
Verpflichtung des Besitzers zur Herausgabe, finden die Vorschriften der Artikel 
11 bis 13, 36, 74 der Wechselordnung entsprechende Anwendung. 

Ist die Urkunde vernichtet oder abhanden gekommen, so unterliegt sie der 
Kraftloserklärung im Wege des Aufgebotsverfahrens. Ist das Aufgebotsverfahren 
eingeleitet, so kann der Berechtigte, wenn er bis zur Kraftloserklärung Sicher- 
heit bestellt, Leistung nach Massgabe der Urkunde von dem Schuldner verlangen. 

1. Der Begriff des Inhaberpapiers wird im BGB. als gegeben voraus⸗ 
geſetzt (vgl. zu 2). Er umfaßt nicht nur die Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber, ſondern auch ſolche Inhaberpapiere, welche kein Leiſtungs⸗ 
verſprechen enthalten, insbeſondere auch die (über Geſellſchaftsantheile aus⸗ 
geftellten) Inhaberaktien. HGB. §§ 179, 183. Die §§ 793 ff. betreffen 
nur die Schuldverſchreibung auf den Inhaber und regeln in Anſehung der⸗ 
ſelben nur das zwiſchen dem Ausſteller und dem Inhaber der Schuldver⸗ 
ſchreibung beſtehende Rechtsverhältniß. Wegen ſonſtiger Vorſchriften vgl. zu 2. 

2. Ergänzende Vorſchriften des BGB. Die nachſtehend aufgeführten 
Vorſchriften beziehen ſich mit Ausnahme der zu b, h, i und k ſowohl auf 
die Schuldverſchreibungen auf den Inhaber als auch auf die Inhaberaktien. 
a. Inhaberpapiere als vertretbare bzw. verbrauchbare Sachen §§ 91, 92. 

b. Kein Kündigungsrecht des Schuldners trotz höherer als 6prozentiger Ver⸗ 
zinſung § 247 Abſ. 2. 

c. Erwerb von Eigenthum und anderen dinglichen Rechten an Inhaber⸗ 
papieren $$ 929 ff., 935, 1032, 1207f. j 

d. Eigenthumsvermuthung zu Gunſten des Beſitzers § 1006. 

e. Schutz des Beſitzers gegen den (publicianiſchen) Anſpruch des früheren 
Beſitzers § 1007. 3 

f. Nießbrauch an Inhaberpapieren § 1071—1084. 

g. Pfandrecht an Inhaberpapieren § 1293—1296. 

h. Sicherungshypothek für Forderungen aus dem Inhaberpapiere $$ 1187 f. 

1. Inhabergrundſchuld § 1195. 

k. Pfandrecht an Schiffen für Forderungen aus Inhaberpapieren § 1270. 

J. Inhaberpapiere im ehel. Güterrechte $$ 1362, 1381, 1392, 1393, 1525, 1550. 

m. Inhaberpapiere in elterlicher Vermögensverwaltung $$ 1646, 1667, 1686. 

n. 8 gap in vormundſchaftlicher Verwaltung §§ 1814, 1815, 1819, 

20, 1853. 

0. Inhaberpapiere im Nachlaſſe bei Nacherbſchaft SS 2116 f., 2136 f. 

3. Reichsſchuldenordnung vom 19. März 1900 (RGBl. S. 129) giebt eine 
Sonderregelung für die Reichsſchuld. 

4. Uebergangsvorſchriften EG. Artt. 174—178. 

3. Landesgeſetzliche Vorbehalte Ech. Artt. 98, 100—102. Vgl. auch zu 
EG. Art. 100. 

Preussen | AG. z. BGB. Art. 17, 18. Wurttemb. | AG. z. BGB. Artt. 176— 
Bayern AG. z. BGB. Artt. 49—57. | 189. 

Sachsen V. z. A. d. BGB. § 11. | Hessen AG. z. BGB. Artt. 67—71. 
a bier Schutz der Inhaberpapiere NSGV. § 149, 360 


Vorbemerkung zum 
22. Titel. 


I. Schuldverſchreibung auf 


den Inhaber. 
1. Die Ausſtellung. 
a. Verpflichtung des 
Aus ſtellers. 
b. Legitimation des 
Inhabers. 


c. Form. 
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§ 793. Hat Jemand eine Urkunde ausgeſtellt, in der er dem 
Inhaber der Urkunde eine Leiſtung verſpricht (Schuldverſchreibung 
auf den Inhaber), ſo kann der Inhaber von ihm die Leiſtung nach 
Maßgabe des Verſprechens verlangen, es ſei denn, daß er zur Ver⸗ 
fügung über die Urkunde nicht berechtigt iſt. Der Ausſteller wird 
jedoch auch durch die Leiſtung an einen nicht zur Verfügung berech⸗ 
tigten Inhaber befreit. 

Die Gültigkeit der Unterzeichnung kann durch eine in die Urkunde 
aufgenommene Beſtimmung von der Beobachtung einer beſonderen 
Form abhängig gemacht werden. Zur Unterzeichnung genügt eine 
im Wege der mechaniſchen Vervielfältigung hergeſtellte Namens- 
unterſchrift. 


§ 793. 1. Die Legitimation des Inhabers. 

Das BGB. knüpft das Forderungsrecht aus dem Inhaberpapiere grund⸗ 
ſätzlich nicht an den thatſächlichen Beſitz (Y$ 854, 868), ſondern an die Be- 
rechtigung zur Verfügung (Abſchnittvorb. vor $ 104 Note 5) über 
die Urkunde. Indeß legitimirt die Inhabung als ſolche den 
Inhaber zur Geltendmachung der Rechte aus dem Papiere 
dergeſtalt, 

a. daß der Inhaber bis zu dem von dem Schuldner zu führenden Nachweiſe 
des Gegentheils („es fei denn, daß“) als verfügungsberechtigt gilt; 

b. daß der Ausſteller auch durch die Leiſtung an den nicht verfügungs⸗ 
berechtigten Inhaber befreit wird, ausgenommen den Fall der Zahlungs⸗ 
ſperre (vgl. zu § 799 Note 4). Beim Vorliegen eines im Aufgebotsver⸗ 
fahren ergangenen Ausſchlußurtheils CPO. § 1018 (zu § 800). 

2. Das Verfügungsrecht. 

a. Verfügungsberechtigt iſt zunächſt der Eigenthümer der Urkunde 
(§ 903); vgl. indeß § 185 Einwilligung; §§ 1081 ff. Nießbrauch; §§ 1293 ff. 
Pfandrecht. 

b. Verfügungsberechtigt ift der jeweilige Eigenthümer der Urkunde. 
Hieraus ergiebt ſich, daß die Uebertragung der Forderung den ſachen⸗ 
rechtlichen Vorſchriften über den Erwerb des Eigenthums (Rießbrauchs, 
Pfandrechts) an der Urkunde folgt. (Vgl. Titelvorb. Nr. 20.) Der Aus- 
ſteller kann Einwendungen gegen das Verfügungsrecht nicht auf die 
Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit des dem ſachenrechtlichen Uebertragungs⸗ 
geſchäfte zu Grunde liegenden obligatoriſchen Rechlsgeſchäfts zwiſchen dem 
Erwerber und dem Veräußerer des Papiers gründen. Vorb. zum 
II. Buche Note 3. 

3. Urkunde § 126; vgl. dazu § 793 Abf. 2. er 
a. Form. Vorausgeſetzt ift, daß die mechaniſche Herſtellung auf den Willen 

des Ausſtellers zurückzuführen ift, vgl. RG. 14 97. Als beſondere For- 
malität kommt namentlich in Betracht die Beifügung eines Stempels oder 
der eigenhändigen Unterſchrift eines Kontrollbeamten, vgl. RG. 14 94 ff. 
— Für die Schuldverſchreibungen der Bundesſtaaten und der juriſtiſchen 
Perſonen des öffentlichen Rechtes Ech. Art. 100 Nr. 1. 

b. Inhalt. Nicht erforderlich iſt eine ſolenne Formel, dem „Inhaber“ 
leiſten zu wollen; indeß muß aus der Urkunde hervorgehen, daß der 
Din als ſolcher forderungsberechtigt fein fol (§§ 157, 242) NG. 

54. 


4. Die verſprochene Leiſtung braucht nicht Geldleiſtu u fein, vgl. § 795 
Abſ. 1, ferner RG. 13 153. 7 e N 

5. Für Reichsanleihe vgl. Reichsſchuldend. v. 19. März 1900 (RGBI. 
S. 129) 88 3, 4. 
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§ 794. Der Ausſteller wird aus einer Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber auch dann verpflichtet, wenn ſie ihm geſtohlen worden 
oder verloren gegangen oder wenn ſie ſonſt ohne ſeinen Willen in 
den Verkehr gelangt iſt. 

Auf die Wirkſamkeit einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber 
iſt es ohne Einfluß, wenn die Urkunde ausgegeben wird, nachdem 
der Ausſteller geſtorben oder geſchäftsunfähig geworden iſt. 

§ 795. Im Inland ausgeſtellte Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber, in denen die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme ver⸗ 
ſprochen wird, dürfen nur mit ſtaatlicher Genehmigung in den Ver⸗ 
kehr gebracht werden. 

Die Genehmigung wird durch die Zentralbehörde des Bundesſtaats 
ertheilt, in deſſen Gebiete der Ausſteller ſeinen Wohnſitz oder ſeine 
gewerbliche Niederlaſſung hat. Die Ertheilung der Genehmigung 
und die Beſtimmungen, unter denen ſie erfolgt, ſollen durch den 
Deutſchen Reichsanzeiger bekannt gemacht werden. 

Eine ohne ſtaatliche Genehmigung in den Verkehr gelangte Schuld⸗ 
verſchreibung iſt nichtig; der Ausſteller hat dem Inhaber den durch 
die Ausgabe verurſachten Schaden zu erſetzen. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung auf Schuldverſchrei⸗ 
bungen, die von dem Reiche oder einem Bundesſtaat ausgegeben 
werden. 


§ 794. 1. Die konſtruktive Streitfrage, ob die Kreation der vollſtändig 

ausgefertigten Urkunde (§ 793 Abſ. 2 S. 1) oder die Begebung derſelben den 

Verpflichtungsgrund bildet, ſoll durch § 794 nicht entſchieden werden. 
2. Zu Abſ. 2 vgl. § 130. 
8 795. 1. Staatliche Genehmigung ijt erfordert 

a. für Ausſtellung im In lande (Reichsverfaſſung Art. 1). Grundſchuld⸗ 
brief auf den Inhaber vgl. § 1195. Ausländiſche Inhaberpapiere vgl. 
Aa 201 In den Konſulargerichtsbezirken KonG®. v. 7. April 1900 

b. bei Verſprechen einer beſtimmten Geldſumme, nicht alſo anderer 
Leiſtungen und unbeſtimmter Geldbeträge (3. B. Dividendenſcheine); 
vgl. auch RG. 13 154. 
2. Zuſtändigkeit. j 

a. Als Bundesſtaat gilt auch Elſaß⸗Lothringen, CG. Art. 5 

b. Wohnſitz $S 7 ff.; für juriſtiſche Perſonen § 24. — Die Emiſſtion im In⸗ 
lande durch eine Perſon, die weder Wohnſitz noch gewerbliche Nieder⸗ 
laſſung im Inlande hat, iſt mangels einer für die Ertheilung der erfor⸗ 
derlichen Genehmigung zuſtändigen Stelle unzuläſfig. 
3. Nichtigkeit SH 139 ff. Vgl. auch RG. 14 102 ff. 
4. Schadenserſatz 58 249 ff. 

1895 en vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung §§ 1822 Ziff. 9, 
0, 3. 
6. Sonſtige Reichsgeſetze: 

a. RStG. § 145a (EG. Art. H Nr. IV). 

b. RG. betr. die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen vom 30. April 1874 
(RGBl. S. 40). 

€. Reichsbankgeſetz vom 14. März 1875 (RGBl. S. 177). 

d. Geſetz betreffend die Inhaberpapiere mit Prämien vom 8. Juni 1871 
(RGBl. S. 210). 

e. Wechſelordnung Art. 4 Ziff. 3 Art. 96 Ziff. 3. 


d. Nicht begebene In 
haber papiere. 


e. Begebung nach dein 
Tode oder wahrend 
Geſchäftsunfähigkeit 
des Ausſtellers. 


f. Staatliche Geneh⸗ 
migung. 
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2. Einwendungen des § 796. Der Ausſteller kann dem Inhaber der Schuldverſchrei⸗ 
Sue bung nur ſolche Einwendungen entgegenſetzen, welche die Gültigkeit 
der Ausſtellung betreffen oder ſich aus der Urkunde ergeben oder 

dem Ausſteller unmittelbar gegen den Inhaber zuſtehen. 

3. Leitung gegen Aus- § 797. Der Ausſteller ift nur gegen Aushändigung der Schuld⸗ 
ben verſchreibung zur Leiſtung verpflichtet. Mit der Aushändigung er⸗ 
erwerb d. Ausſtellers wirbt er das Eigenthum an der Urkunde, auch wenn der Inhaber 

zur Verfügung über ſie nicht berechtigt iſt. 


7. Landesgeſetzgebung. 
Zuſtändigkeit für Ertheilung der ſtaatlichen Genehmigung für Schuldver⸗ 
ſchreibungen auf den Inhaber. 


Preussen V z. A. Art. 8. Waldeck V. z. A. Art. 8. 

Bayern ZuſtVO. § 9 Reuss ä. L. V. z. A. § 6. 

Sachsen V. z. A. d. BGB. § 11. Reuss j. L. AG. z. BGB. § 47. V. z. 
Württemb. AG. z. BGB. Art. 176. A. § 3 


Baden V. 3 A. d. BOB. § 14. Lübeck Ac. z. BOB. 8 45. 
Hessen AG. z. BGB. Art. 67. Hamburg AG. z. BGB. § 27. 
M.-Schw. V. z. A. d. BGB. $ 43. Els.-Lothr. Bek. v. 3. Dezember 1900, 


M.-Strelitz V. z. A. § 42. betr. Genehmigung zur 
Braunsch. AG. z. BGB. § 25. Ausgabe von Schuld⸗ 
S-Altenb. V. z. A. § 12. verſchreibungen auf den 
S.-Kob.-G. V. z. A. d. BGB. § 4. Inhaber (C. u. BezA. 
Schw.-Rd. AG. z. BGB. Art. 44. Bl. S. 304). 


Schw.-Sch. AG. z. BGB. Art. 17. 

§ 796. Zugelaſſene Einwendungen des Ausſtellers (vgl. § 784). 

J. Einwendungen gegen die Gültigkeit der Ausſtellung, d. i. 
der Vollziehung, nicht der Begebung (§ 794) der Urkunde. 

a. Nichtigkeit bzw. Anfechtbarkeit wegen Willensmangels, wobei zu beachten, 
daß auf die einſeitige Willenserklärung des Ausſtellers die SS 116 ff. 
ſoweit nicht zur Anwendung kommen, als ein Empfänger der Willens⸗ 
erklärung vorausgeſetzt wird. — Anfechtungsgegner § 143 Abſ. 3. 

b. Mangel einer nothwendigen Genehmigung vgl. § 795 und daſelbſt Note 5. 

2. Ein wendungen aus dem Inhalte der Urkunde, z. B. Zeitbeſtim⸗ 
mungen, Bedingungen, Vorbehalte. Ob in der Angabe des materiellen 
Schuldgrundes ein Vorbehalt der aus dem Schuldverhältniſſe ſich ergebenden 
Einwendungen liegt, ift Auslegungsfrage. — Die Kennzeichnung der For- 
derung als Zinsforderung ſchließt die Geltendmachung eines Zinſeszinsan⸗ 
ſpruchs aus. RG. 5 254 ff., 11 167. 

3. Einwendungen aus dem Rechtsperhältniſſe des Ausſtellers 
zum Inhaber, vgl. WechſO. Art. 82, z. B. Einwendungen aus § 794 Abſ. 1 
gegenüber dem erſten Erwerber, Aufrechnung, pactum de non petendo u. f. w. 

f Einwendungen gegen das Verfügungsrecht des Inhabers § 793 
Abſ. 1. 

§ 797. 1. Die Schuld aus dem Inhaberpapier ift Holſchuld. — Klage 
des Inhabers der Schuldverſchreibung, der nicht im Beſitze des Zinskoupons 
ift, weil der Ausſteller die vertragsmäßige Ausfolgung der neuen Koupon- 
ſerie widerrechtlich verweigert RG. 31 145. 

2. Gläubigerverzug, wenn der Schuldner (in Uebereinſtimmung mit 
feiner Verpflichtung, 3 B. durch öffentliche Bekanntmachung) den Gläubiger 
zur Abholung auffordert, § 295; bei kalendermäßig beſtimmter Zahlungszeit 
§ 296; wenn der Gläubiger der Verpflichtung zur Aushändigung der Schuld⸗ 
verſchreibung ($ 197) oder zur Quittungsleiſtung ($ 368) nicht nachkommt 
§ 298. — Aufhören des Zinſenlaufs $ 301. 

3. (Satz 2.) Der Ausſteller, welcher die Leiſtung gemäß § 793 Abſ. 2 be⸗ 
wirkt, würde ohne die Vorſchrift des Satz 2 dem Eigenthumsanſpruche des 


VII. Abſchn. Ginz. Schuldverhältn. 22. Tit. Schuldverſchr. auf d. Inh. 491 


§ 798. Iſt eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber in Folge 
einer Beſchädigung oder einer Verunſtaltung zum Umlaufe nicht mehr 
geeignet, ſo kann der Inhaber, ſofern ihr weſentlicher Inhalt und 
ihre Unterſcheidungsmerkmale noch mit Sicherheit erkennbar ſind, von 
dem Ausſteller die Ertheilung einer neuen Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber gegen Aushändigung der beſchädigten oder verunſtalteten 
verlangen. Die Koſten hat er zu tragen und vorzuſchießen. 

§ 799. Eine abhanden gekommene oder vernichtete Schuldver⸗ 
ſchreibung auf den Inhaber kann, wenn nicht in der Urkunde das 
Gegentheil beſtimmt iſt, im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraft⸗ 
los erklärt werden. Ausgenommen find Zins-, Renten- und Gewinn⸗ 
antheilſcheine ſowie die auf Sicht zahlbaren unverzinslichen Schuld⸗ 
verſchreibungen. 

Der Ausſteller iſt verpflichtet, dem bisherigen Inhaber auf Ver⸗ 
langen die zur Erwirkung des Aufgebots oder der Zahlungsſperre 
erforderliche Auskunft zu ertheilen und die erforderlichen Zeugniſſe 
auszustellen. Die Koſten der Zeugniſſe hat der bisherige Inhaber 
zu tragen und vorzuſchießen. 


Berechtigten ausgeſetzt ſein, weil er das Papier in Kenntniß oder grob⸗ 
fahrläſſiger Unkenntniß von dem Rechtsmangel des Inhabers erworben habe 
($ 332 Abſ. 2). 

$ 798. 1. Wenn der Inhaber nicht ein die Individualität der Schuld: 
verſchreibung erkennbar machendes Stück vorzulegen im Stande ijt, fo ift er 
auf das Aufgebotsverfahren (vgl. §§ 799 f.) bzw. in Anſehung von Zins⸗, 
Renten⸗ und Gewinnantheilſcheinen auf den Behelf aus § 804 angewieſen. 

2. § 798 findet auch auf die ſchon vor dem Inkrafttreten des BGB. aus- 
geſtellten Schuldverſchreibungen Anwendung, EG. Art. 174. 

3. Sonderregelungen. 
a. Gef. betr. die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen vom 30. April 1874 

(ROBI. S. 40). 

§ 6 Abs. 2. Die Reichsschulden - Verwaltung hat für beschädigte oder un- 
brauchbar gewordene Exemplare für Rechnung des Reichs Ersatz zu leisten, 
wenn das vorgelegte Stück zu einem echten Reichskassenscheine gehört und mehr 
als die Hälſte eines solchen beträgt. Ob in anderen Fällen ausnahmsweise ein 
Ersatz geleistet werden kann, bleibt ihrem pflichtgemässen Ermessen überlassen. 


b. Bankgeſetz vom 14. März 1875 (RGBl. S. 177). 
Bank G. § 4. Jede Bank ist verpflichtet, ihre Noten sofort auf Präsen- 


tation zum vollen Nennwerthe einzulösen, auch solche nicht nur an ihrem Haupt- 
sitz, sondern auch bei ihren Zweiganstalten jederzeit zum vollen Nennwerthe in 
ahlung anzunehmen. 

‚Für beschädigte Noten hat sie Ersatz zu leisten, sofern der Inhaber entweder 
einen Theil der Note präsentirt, welcher grösser ist, als die Hälfte, oder den 
Nachweis führt, dass der Resi der Note, von welcher er nur die Hälfte oder 
einen geringeren Theil als die Hälfte prüsentirt, vernichtet sei. 

Für vernichtete oder verlorene Noten Ersatz zu leisten ist sie nicht verpflichtet. 


e. Wegen Aktien und Interimsſcheine HGV. § 229. 


8 799. 1. Die Kraftloserklärung im Wege des Aufgebotsverfahrens iſt 
durch die dis poſitive Vorſchrift des § 799 zugelaſſen („wenn nicht in 
der Urkunde das Gegentheil beſtimmt ift” vgl. § 808). 

1. Antragsberechtigung. 

CPO. 5 1004 Abs. 1. Bei Papieren, welche auf den Inhaber lauten oder 
welche durch Indossament übertragen werden können und mit einem Blanko- 


4. Erneuerung ſchad⸗ 
hafter Urkunden 


5. Kraftloserklärung 
a. Zuläſſigkeit. 


b. Mitwirkungspflicht 
des Ausſtellers. 


c. Wirkung. 
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§ 800. Iſt eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber für kraft⸗ 
los erklärt, ſo kann derjenige, welcher das Ausſchlußurtheil erwirkt 
hat, von dem Ausſteller, unbeſchadet der Befugniß, den Anſpruch 
aus der Urkunde geltend zu machen, die Ertheilung einer neuen 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber an Stelle der für kraftlos er⸗ 
klärten verlangen. Die Koſten hat er zu tragen und vorzuſchießen. 


indossamente versehen sind, ist der bisherige Inhaber des abhanden gekommenen 
oder vernichteten Papiers berechtigt, das Aufgebotsverfahren zu beantragen. 

2. Das Aufgebotsverfahren richtet fih nach CPO. § 946—959; 
1003 1023. Wegen der Veröffentlichung des Aufgebots, wenn in der Ur- 
kunde „beſtimmte“ Blätter für die Publikation vorgeſehen find, RG. II 371. 

3. Wirkung des Ausſchlußurtheils vgl. zu § 800. 

4. Zahlungsſperre im Aufgebotsverfahren. (Vgl. § 136 Note 1.) 

CPO. $ 1019. Bezweckt das Aufgebotsverfahren die Kraftloserklärung 
eines auf den Inhaber lautenden Papiers, so hat das Gericht auf Antrag an 
den Aussteller sowie an die in dem Papier und die von dem Antragsteller be- 
zeichneten Zahlstellen das Verbot zu erlassen, an den Inhaber des Papiers eine 
Leistung zu bewirken, insbesondere neue Zins-, Renten- oder Gewinnantheilscheine 
oder einen Erneuerungsschein auszugeben (Zahlungssperre); mit dem Verbot ist 
die Benachrichtigung von der Hinleitung des Aufgebotsverfahrens zu verbinden. 
Das Verbot ist in gleicher Weise wie das Aufgebot öffentlich bekannt zu machen. 

Das an den Aussteller erlassene Verbot ist auch den Zahlstellen gegenüber 
wirksam, welche nicht in dem Papier bezeichnet sind. 

Die Einlösung der vor dem Verbot ausgegebenen Zins-, Renten- oder Ge- 
winnanlheilscheine wird von dem Verbote nicht betroffen. 

5. Zahlungsſperre vor Einleitung des Aufgebotsverfahrens 
(SPD. $ 1020), wenn mit Rückſicht auf noch laufende Zins⸗, Renten⸗ und 
Gewinnantheilſcheine die Einleitung des Aufgebots noch nicht zuläſſig iſt, 
CPO. §§ 1020, 1015, 1010—1013. 

CPO. $ 1020. Ist die sofortige Einleitung des Aufgebotsverfahrens nach 
$ 1015 Satz 2 unzulässig, so hat das Gericht die Zahlungssperre auf Antrag 
schon vor der Einleitung des Verfahrens zu verfügen, sofern die übrigen Hr- 


‚fordernisse für die Einleitung vorhanden sind. Auf den Antrag finden die Vor- 


schriften des $ 947 Abs. 1 Anwendung. Das Verbot ist nach Massgabe des 
$ 948 öffentlich bekannt zu machen. 


II. Unzulüſſigkeit des Aufgebotsverfahrens für 

1. Zins⸗, Renten- und Gewinnantheilſcheine vgl. § 804. 

2. die auf Sicht zahlbaren unverzinslichen Schuldverſchreibungen § 799 
Abſ. 1 S. 2; vgl. wegen Reichskaſſenſcheine und Banknoten zu § 798 Note 3a 
und b. 

3. Erneuerungsſcheine (Talons) ſind nicht aufbietungsfähig, weil ſie 
keine Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, ſondern vom Hauptpapier ab⸗ 
hängige Legitimationspapiere ($ 805) ſind. i 

III. Aktien und Juterimsſcheine HGV. § 228. 

IV. Reichsſchuld vgl. Reichsſchuldend. vom 19. März 1900 (RGBl. 
S. 129) 88 16, 17, 18. 

V. Uebergangsvorſchrift. § 799 findel auch auf die vor dem Inkrafttreten 
des BGB. ausgeſtellten Schuldverſchreibungen Anwendung, EG. Art. 174. 

VI. Oertliches Recht vgl. RG. 4 138. 

8 800. 1. CPO. $ 1018. Derjenige, welcher das Ausschlussurtheil erwirkt 
hat, ist dem durch die Urkunde Verpflichteten gegenüber berechtigt, die Rechte 
aus der Urkunde geltend zu machen. 

Wird das Ausschlussurtheil in Folge einer Anfechtungsklage aufgehoben, so 
bleiben die auf Grund des Urtheils von dem Verpflichteten bewirkten Leistnngen 
auch Dritten, insbesondere dem Anfechtungskläger, gegenüber wirksam, es sei 


VII. Abſchn. Einz. Schuldverhaltn. 22. Tit. Schuldverſchr. auf d. Inh. 493 
§ 801. Der Anſpruch aus einer Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber erliſcht mit dem Ablaufe von dreißig Jahren nach dem 
Eintritte der für die Leiſtung beſtimmten Zeit, wenn nicht die Urkunde 
vor dem Ablaufe der dreißig Jahre dem Ausſteller zur Einlöſung vor⸗ 
gelegt wird. Erfolgt die Vorlegung, ſo verjährt der Anſpruch in zwei 
Jahren von dem Ende der Vorlegungsfriſt an. Der Vorlegung ſteht 
die gerichtliche Geltendmachung des Anſpruchs aus der Urkunde gleich. 
Bei Zins-, Renten⸗ und Gewinnantheilſcheinen beträgt die Vor⸗ 
legungsfriſt vier Jahre. Die Friſt beginnt mit dem Schluſſe des 
Jahres, in welchem die für die Leiſtung beſtimmte Zeit eintritt. 

Die Dauer und der Beginn der Vorlegungsfriſt können von dem 
Ausſteller in der Urkunde anders beſtimmt werden. 

§ 802. Der Beginn und der Lauf der Vorlegungsfriſt ſowie 
der Verjährung werden durch die Zahlungsſperre zu Gunſten des 
Antragitellers gehemmt. Die Hemmung beginnt mit der Stellung 
des Antrags auf Zahlungsſperre; ſie endigt mit der Erledigung des 
Aufgebotsverfahrens und, falls die Zahlungsſperre vor der Einleitung 
des Verfahrens verfügt worden iſt, auch dann, wenn ſeit der Be⸗ 
ſeitigung des der Einleitung entgegenſtehenden Hinderniſſes ſechs 
Monate verſtrichen ſind und nicht vorher die Einleitung beantragt 
worden iſt. Auf dieſe Friſt finden die Vorſchriften der §§ 203, 
206, 207 entſprechende Anwendung. 

§ 803. Werden für eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber 
Zinsſcheine ausgegeben, ſo bleiben die Scheine, ſofern ſie nicht eine 
gegentheilige Beſtimmung enthalten, in Kraft, auch wenn die Haupt⸗ 
denn, dass der Verpflichtete zur Zeit der Leistung die Aufhebung des Aus- 
schlussurtheils gekannt hat. 


2. § 800 findet auch auf die vor dem Inkrafttreten des BGB. ausgeſtellten 
Inhaberpapiere Anwendung, EG. Art. 174. 

3. Aktien und Interimsſcheine HGB. § 228. 

§ 801. 1. Die Vorlegungsfriſt iſt Ausſchlußfriſt (vgl. Titelvorb. vor 
$ 186 Note 4; bei Zahlungsſperre vgl. § 802); ihren Ablauf hat der Aus⸗ 
ſteller, die Vorlegung der Urkunde innerhalb der Friſt der Glaubiger zu 
beweiſen. Iſt innerhalb der Vorlegungsfriſt die Vorlegung oder die gericht⸗ 
liche Geltendmachung (3. B. wenn der Ausſteller die Einlöſung allgemein ab- 
gelehnt hat) nicht erfolgt, ſo iſt der Anſpruch erloſchen. Die Vorlegungsfriſt 
kann nur hinſichtlich der Dauer und des Beginns geändert, nicht aber 
gänzlich ausgeſchloſſen werden. 

2. Die Verjährungsfriſt kommt nur in Frage, wenn innerhalb der 
Vorlegungsfriſt vorgelegt oder geklagt ift (vgl. zu 1). Die Verjährungsfriſt 
unterliegt den allgemeinen Vorſchriften der §§ 202 ff.; bei Zahlungsſperre 
vgl. § 802. Die Abkürzung der Verjährungsfriſt ift nach $ 225 zuläſſig. 

3. Hemmung der Vorlegungs⸗ und Verjährungsfriſt § 802. 

$ 802. 1. Zahlungsſperre CHO. §§ 1019, 1020 zu § 799 Note I 4 u. 5. 
— Aufhebung von Amtswegen CPO. $ 1022. 

2. Hemmung $ 205. Der beſondere Hemmungsgrund des § 802 beruht 
auf der Erwägung, daß der Verluſt des Inhaberpapiers nicht eine Einrede 
des Schuldners ($ 202) begründet, ſondern daß der Verlierende an ſich mit 
dem Verluſte des Inhaberpapiers das Gläubigerrecht ſelbſt verliert. 

3. Geltung des § 802 für Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, welche 
vor dem Inkrafttreten des BGB. ausgeſtellt find, EG. Art. 174. 


6. Erlöſchen des Mn- 


ſpruchs durch Zeitab⸗ 
lauf. 
a. Allgemein. 
a. geſetzliche Vorle⸗ 
gungspflicht. 
F. Verjährung nach 
Vorlegung oder 
Geltendmachung. 


b. Geſetzliche Vorle 
gungsfriſt bei Zins⸗ 
Renten = Gewinn = 
antheilſcheinen. 


c. Abweichende Be- 
ſtimmung der Bor- 
legungsfriſt. 

d. Hemmung d. Friſten 
durch die Zahlungs 
ſperre. 


7. Selbſtändigkeit der 


Zinsſcheine nach Er⸗ 
löſchen der Haupt⸗ 
forderung. 


8. Abhandengekommene 
Jing: enten ⸗Gewinn⸗ 
antheilſcheine. 


9. Abhanden gekommene 


Erneuerungsſcheine 
(Talons) 


10. Umſchreibung auf 
Namen. 
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forderung erliſcht oder die Verpflichtung zur Verzinſung aufgehoben 
oder geändert wird. 

Werden ſolche Zinsſcheine bei der Einlöſung der Hauptſchuldver⸗ 
ſchreibung nicht zurückgegeben, fo ift der Ausſteller berechtigt, den 
Betrag zurückzubehalten, den er nach Abſ. 1 für die Scheine zu 
zahlen verpflichtet iſt. 

§ 804. Iſt ein Zins⸗, Nenten- oder Gewinnantheilſchein abhanden 
gekommen oder vernichtet und hat der bisherige Inhaber den Verluſt dem 
Ausſteller vor dem Ablaufe der Vorlegungsfriſt angezeigt, ſo kann der 
bisherige Inhaber nach dem Ablaufe der Friſt die Leiſtung von dem Aus⸗ 
ſteller verlangen. Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der abhanden 
gekommene Schein dem Ausſteller zur Einlöſung vorgelegt oder der An⸗ 
ſpruch aus dem Scheine gerichtlich geltend gemacht worden iſt, es ſei 
denn, daß die Vorlegung oder die gerichtliche Geltendmachung nach dem 
Ablaufe der Friſt erfolgt iſt. Der Anſpruch verjährt in vier Jahren. 

In dem Zins-, Renten- oder Gewinnantheilſcheine kann der im 
Abi. 1 beſtimmte Anſpruch ausgeſchloſſen werden. 

§ 805. Neue Bing- oder Rentenſcheine für eine Schuldverſchrei⸗ 
bung auf den Inhaber dürfen an den Inhaber der zum Empfange 
der Scheine ermächtigenden Urkunde (Erneuerungsſchein) nicht aus⸗ 
gegeben werden, wenn der Inhaber der Schuldverſchreibung der Aus⸗ 
gabe widerſprochen hat. Die Scheine ſind in dieſem Falle dem In⸗ 
haber der Schuldverſchreibung auszuhändigen, wenn er die Schuld⸗ 
verſchreibung vorlegt. 

§ 806. Die Umſchreibung einer auf den Inhaber lautenden 
Schuldverſchreibung auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten 
kann nur durch den Ausſteller erfolgen. Der Ausſteller iſt zur Um⸗ 
ſchreibung nicht verpflichtet. 


8 803. 1. Die dem Zinsſcheine durch § 803 in Abweichung von § 224 
gewährte Selbſtändigkeit läßt den materiellen Schuldgrund und die rechtliche 
Natur der Zinsſchuld als ſolcher unberührt; daher keine Zinſeszinſen bei 
Verzug ($ 289), vgl. RG. 5 254 ff., 14 167; Verjährungsfriſt § 197, 201. 

2. Der Vorſchrift des § 803 entſpricht die Regelung des § 1019 CPO, 
Abſ. 3 zu § 799 Note 14. 

3. Die entgegengeſetzte Regelung giebt für Gewinnantheilſcheine auf den 
Inhaber im Falle der Kraftloserklärung der Aktie HGB. § 228 Abſ. 2. 

$ 804. 1. Vorlegungsfriſt $ 801 Abſ. 2. 

2. Die Verjährungsfriſt (Abi. 1 Satz 3) beginnt mit dem Ablaufe der 
Vorlegungsfriſt (§ 198 in Verbindung mit § 804 Satz J). 

3. Geltung des § 804 für Inhaberpapiere, welche vor dem Inkrafttreten 
des BGB. ausgeſtellt find, EG. Art. 174. 

4. Ausſchließung des Anſpruchs aus Abſ. 1 bei Schuldverſchreibungen des 
Reichs (Reichsſchulden O. § 16), der Bundesſtaaten oder juriſtiſchen Perſonen 
des öffentlichen Rechtes EG. Art. 100. = 

§ 805. Vgl. die entſprechende Beſtimmung für die zu Aktien gehörenden 
Ertenerungsſcheine, 505. 9 280. sf 5 

8 806. 1. EG. Art. 176: Die Außerkursſetzung von Schuldver⸗ 
ſchreibungen auf den Inhaber findet nach dem Inkrafttreten 
des BGB. nicht mehr ſtatt. Eine vorher erfolgte Außerkurs⸗ 
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§ 807. Werden Karten, Marken oder ähnliche Urkunden, in denen U. Karten, Marten ac. 
ein Gläubiger nicht bezeichnet iſt, von dem Ausſteller unter Umſtänden 
ausgegeben, aus welchen ſich ergiebt, daß er dem Inhaber zu einer 
Leiſtung verpflichtet ſein will, ſo finden die Vorſchriften des § 793 
Abſ. 1 und der 88 794, 796, 797 entſprechende Anwendung. 
§ 808. Wird eine Urkunde, in welcher der Gläubiger benannt ift, ur Legttimationspapiere, 
mit der Beſtimmung ausgegeben, daß die in der Urkunde verſprochene 
Leiſtung an jeden Inhaber bewirkt werden kann, ſo wird der Schuldner 
durch die Leiſtung an den Inhaber der Urkunde befreit. Der Inhaber 
iſt nicht berechtigt, die Leiſtung zu verlangen. 
Der Schuldner iſt nur gegen Aushändigung der Urkunde zur Leiſtung 
verpflichtet. Iſt die Urkunde abhanden gekommen oder vernichtet, ſo 
kann ſie, wenn nicht ein Anderes beſtimmt iſt, im Wege des Aufge⸗ 
botsverfahrens für kraftlos erklärt werden. Die im § 802 für die 
Verjährung gegebenen Vorſchriften finden Anwendung. 


ſetzung verliert mit dem Inkrafttreten des BGB. ihre Wirkung. 
Geltung des § 806 Satz 1 EG. Art. 174. 

2. Mit der Umſchreibung hört das Papier auf, Inhaberpapier zu fein. 
Die Rückverwandlung in ein Inhaberpapier kann ebenfalls nur durch den 
Ausſteller geſchehen. 

3. Umſchreibung mit der Beſtimmung einer Verfügungsbeſchränkung des 
Vormundes $$ 1815, 1820, des elterlichen Gewalthabers § 1667. 

4. Die Umſchreibung auf den Namen und die Beſeitigung der Umſchrei⸗ 
bung begründen keine Stempelpflicht nach dem Reichsſtempelgeſetze vom 
27. April 1894 RG. 40 131 ff. 

5. Umſchreibungspflicht bei Schuldverſchreibungen der Bundesſtaaten und 
der juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes EG. Art. 101. 


807. 1. Die Vorſchrift iſt nur anwendbar, wenn ſich aus den Um⸗ 
ſtänden ergiebt, daß der Ausſteller dem jeweiligen Inhaber zu einer 
Leiſtung verpflichtet ſein will, nicht z. B., wenn an einen beſtimmten 
Kreis von Abonnenten Marken zur Erleichterung der Abrechnung ausgegeben 
werden. 

2. Die entſprechende Anwendung des § 794: Werden Karten ꝛc. von dem 
Ausſteller ausgegeben, d. h. hat er die Ausgabe gewiſſer Marken begonnen, 
ſo ift er aus ſolchen Marken verpflichtet, auch wenn fie ohne feinen Willen 
in den Verkehr gelangt find; vorausgeſetzt muß indeß werden, daß die Karten ꝛc. 
mit dem Willen des Ausgebenden hergeſtellt ſind, z. B. keine Falſifikate, keine 
unbefugten Abdrücke find, vgl. § 793 Note 3. 

3. Aufgebotsverfahren EG. Art. 102. 


$ 808. 1. Der Ausſteller ift zur Prüfung der Legitimation des In⸗ 
habers berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

2. Die Zulaſſung der Kraftloserklärung ift dispoſitiv und kann ſowohl 

durch den Inhalt der Urkunde als auch andermeit (z. B. durch Reglements :c.) 

ausgeſchloſſen fein. Vgl. § 799 Note I. 

Art. Das Aufgebotsverfahren iſt in CPO. § 1023 in Verbindung mit EG. 
rt. 102 Abſ. 2 geregelt. 

4. Die Legitimationspapiere des § 808 find keine Inhaber- 
papiere, ſo daß die beſonderen ſachenrechtlichen Vorſchriften über den Rechts⸗ 
erwerb an Inhaberpapieren auf dieſelben keine Anwendung finden. Die 
Uebertragung der Forderung erfolgt durch Abtretung 58 398 ff., die Ber- 
pfandung nach §§ 1280 ff. — Zurückbehaltungsrecht an einem Sparkaſſenbuche 
vgl. § 1204 Note II 2 g. 
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Dreiundzwanzigſter Titel. 
Vorlegung von Sachen. 


1. Borausiegungen des § 809. Wer gegen den Beſitzer einer Sache einen Anſpruch in 
a. duf tigung Anſehung der Sache hat oder ſich Gewißheit verſchaffen will, ob ihm 
einer Sache; ein ſolcher Anſpruch zuſteht, kann, wenn die Beſichtigung der Sache 
aus dieſem Grunde für ihn von Intereſſe iſt, verlangen, daß der 
Beſitzer ihm die Sache zur Beſichtigung vorlegt oder die Beſichtigung 

geſtattet. 

b. auf Netundeneinfiht. § 810. Wer ein rechtliches Intereſſe daran hat, eine in fremdem 
Beſitze befindliche Urkunde einzuſehen, kann von dem Beſitzer die Ge⸗ 
ſtattung der Einſicht verlangen, wenn die Urkunde in ſeinem Intereſſe 
errichtet oder in der Urkunde ein zwiſchen ihm und einem Anderen 
beſtehendes Rechtsverhältniß beurkundet iſt oder wenn die Urkunde 
Verhandlungen über ein Rechtsgeſchäft enthält, die zwiſchen ihm und 
einem Anderen oder zwiſchen einem von beiden und einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Vermittler gepflogen worden ſind. 


5. Vorbehalt für die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die öffentl. Spar⸗ 
kaſſen EG. Art. 99. 

6. Auf Checks, welche auf eine beſtimmte Perſon oder den Inhaber lauten, 
ift § 808 entſprechend anwendbar; vgl. auch Art. 17 des EG. zum HGB. 

Art. 17 EG. z. HGB. Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften 
über Checks. r 

7. Wegen Schuldverſchreibungen an Order vgl. HGB. § 363; MWedid. 
Artt. 9 ff., 36, 74. 


§ 809. 1. Die Vorlegungs⸗ und Vorzeigepflicht aus § 809 greift in den: 
jenigen Fällen Platz, in welchen Jemand einen (perſönlichen oder dinglichen) 
Anſpruch in Anſehung der Sache ($ 90) gegen den Beſitzer (§§ 854, 868) 
derſelben als ſolchen geltend machen will. Anwendungsfälle, z. B. Eigen⸗ 
thumsanſpruch (§ 985), Schadenserſatzanſpruch gegen den Beſitzer eines Thieres 
($ 833), eines Gebäudes (§ 836 f.) 

2. Die Verpflichtung aus § 809 iſt hinſichtlich Verſchuldens, Verzugs, Scha⸗ 
denserſatzes ꝛc. nach den allgemeinen Vorſchriften zu beurtheilen; bei vorſätz⸗ 
licher Vereitelung des Rechtes kann § 826 anwendbar ſein. — Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung CPO. § 887. 

3. Anſpruch und Intereſſe ſind zur Klagebegründung darzulegen. 

4. Ergiebt ſich die Vorlegungspflicht ſchon aus dem zwiſchen den Parteien 
beſtehenden Rechtsverhältniſſe (3. B. bei Wahlobligationen, Wahlvermächtniſſen 
vgl. § 2154 Note 2, bei Miethe gemäß $S 536, 242 vgl. § 536 Note 3, bei 
Auftrag $$ 666 f.), fo find die Folgen der Nichterfüllung in Gemäßheit der 
für das betreffende Rechtsverhältniß maßgebenden Vorſchriften zu beurtheilen. 

5. Die Vorlegung kann nicht im Wege des Verfahrens zur Sicherung des 
Beweiſes angeordnet werden, wenn der Sachbeſitzer nicht zur Vorlegung be⸗ 
reit iſt. Die Vorlegung kann im Wege einer einſtweiligen Verfügung erwirkt 
und hieran die Sicherung des Beweiſes angeſchloſſen werden. Vgl. Seuff. 
56 209 (Anſpruch gegen den Erben auf Exhumirung der Leiche des Erblaſſers 
im Intereſſe der Anfechtung des Teſtaments). 

§ 810. I. Allgemeine Urkunden⸗Vorlegungspflicht des § 810. 

J. § 810 regelt, unbeſchadet der auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhenden Bor: 
legungspflicht (vgl. Note II), die allgemeine materiell⸗rechtliche Pflicht zur 
Vorlegung von Urkunden. Während im Prozeſſe gemäß CPO. § 425 die 
Vorlegungspflicht nur für den Fall eines durch Beweisbeſchluß für erheblich 
erklärten Beweisantritts ausgeſprochen ijt, ift die Vorlegungspflicht des $ 810 
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im Wege der Klage und durch Zwangsvollſtreckung gemäß CPD. §8 883 ff. 

zu erzwingen. Er 

2. Die Vorlegungspflicht aus § 810 ift nicht nach Art der Zeugnißpflicht 
als allgemeine Bürgerpflicht in dem Sinne ausgeſtaltet, daß beim Vorliegen 
eines rechtlichen Antereffes die Vorlegung jedweder Urkunde gefordert werden 
konnte, ſondern auf die in § 810 bezeichneten Fälle beſchränkt. § 810 ſchließt 
ſich inhaltlich im Weſentlichen der Ziffer 2 des früheren § 387 CPO. a. F. 
an, vermeidet aber die Abſtellung auf den Begriff der Gemeinſchaftlich⸗ 
keit der Urkunde, um die Vorlegungspflicht in Anſehung einer im 
alleinigen Intereſſe des Editionsſuchers errichteten Urkunde außer Zweifel 
zu ſtellen. Vgl. Prot. II S. 771—775. Für die Auslegung ift deshalb die 
zu § 387 CRO. a. F. vorhandene Judikatur in weitem Umfange zu benutzen. 
Die in § 810 anerkannte Vorlegungspflicht hat ihren Grund darin, daß der 
Berechtigte nach dem Inhalte der Urkunde bei derſelben betheiligt iſt (ogl. 
auch OLG. 452). Dementſprechend ift das fiğ hieraus ergebende Prinzip 
auf etwa nicht durch § 810 unmittelbar getroffene Fälle entſprechend an⸗ 
wendbar, vgl. Prot. a. a. O. Die Vorlegungspflicht beſteht nach $ 810: 

a. wenn die Urkunde im Intereſſe des Editionsſuchers errichtet iſt, ſei es 
daß die Errichtung ausſchließlich oder auch in feinem Intereſſe geſchah, 
jedenfalls muß dieſes Intereſſe ſchon zur Zeit der Errichtung vorhanden 
geweſen ſein. — Eine Vollmacht iſt im Intereſſe Aller errichtet, die mit 
dem Bevollmächtigten in Rechtsverkehr treten; 

b. wenn in der Urkunde ein zwiſchen dem Editionsſucher und einem Anderen 
(dem Beſitzer oder einem Dritten) beſtehendes Rechtsverhältniß beurkundet 
iſt. Hierzu gehören: Vertragsurkunden, einſchließlich des Briefwechſels im 
Falle des § 127; ferner Bücher, über die in einer Geſchäftsverbindung 
entnommenen Waaren und geleiſtete Zahlungen, insbeſondere fog. Haus- 
und Quittungsbücher, einzelne Quittungen, Anerkenntniſſe, Verzichts⸗ 
erklärungen u. ſ. w. Die Vorlegung von Handelsbüchern kann auf 
Grund des § 810 nur gefordert werden, inſoweit in ihnen die zwiſchen 
den Parteien (oder deren Rechtsvorgängern) betreffenden Rechtsverhältniſſe 
beurkundet find. Im Uebrigen vgl. HGB. §§ 45—47; 

6. Wenn die Urkunde Verhandlungen über ein Rechtsgeſchäft enthält, die 
zwiſchen dem Editionsſucher (oder ſeinem Rechtsvorgänger oder ſeinem 
Vertreter) und einem Anderen (dem Urkundenbeſitzer oder einem Dritten), 
oder zwiſchen einem von beiden und einem gemeinſchaftlichen (nicht 
einem bloß einſeitigen) Vermittler gepflogen worden ſind. Darauf, ob 
die Verhandlungen zum Abſchluſſe des Rechtsgeſchäfts geführt haben, kommt 
es nicht an. 

3. Vgl. zu § 809 Note 2—4, ferner RG. 32 166. Ob der Anſpruch auf 
Einſichtnahme ſich auf die ganze Urkunde oder nur einen Theil derſelben 
bezieht, ob Entnahme einer Abſchrift angemeſſen und deshalb zuläſſig (§ 242) 
erſcheint, iſt Thatfrage. 

II. Beſondere Vorſchriften über Urkundenvorlegung ꝛc. 

1. Anſpruch des Zeſſionars auf Auslieferung der die e eung oder 

das ſonſtige Recht ($$ 402, 412), des Käufers der die Kaufſache ($ 444) be 

reffenden Urkunde. 

„. Der Gläubiger hat als Eigenthümer der Schuldurkunde ($ 952) 

den Serguägabenntprud, 

3. Anſpruch auf Einreichung des Hypothekenbriefs gegen den Beſitzer 

Mn gam D Gefell des Grundbuchs $ 896. 

Anſpruch des Geſe inſi 0 i 2 

S Tis, 8.5 118 ſellſchafters auf Einſicht der Geſellſchaftspapiere ꝛc 
„Vorlegung der Handelsbücher HGB. 88 45—47, des Tagebuchs des 

e goa, SIR 2: a Kg 

6. Anſpruch auf Urkundenvorlegung im Prozeſſe dem Gegner gegen: 

über CPO. § 422, Dritten 97831 Erd. 8 429. | a 5 
H. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 32 


§ 810 


2. Ort der Vorlegung. 


Gefahr und Koſten. 


I. Votausſetzungen der Be- 
reliherungskläge. 
ik emein. 


Vorbemerkung zum 
24. Titel. 
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§ 811. Die Vorlegung hat in den Fällen der SS 809, 810 an 
dem Orte zu erfolgen, an welchem ſich die vorzulegende Sache befindet. 
Jeder Theil kann die Vorlegung an einem anderen Orte verlangen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

Die Gefahr und die Koſten hat derjenige zu tragen, welcher die 
Vorlegung verlangt. Der Beſitzer kann die Vorlegung verweigern, 
bis ihm der andere Theil die Koſten vorſchießt und wegen der Gefahr 
Sicherheit leiſtet. 


Vierundzwanzigſter Titel. 
Ungerechtfertigte Bereicherung. 


§ 812. Wer durch die Leiſtung eines Anderen oder in ſonſtiger 
Weiſe auf deſſen Koſten etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ift 
ihm zur Herausgabe verpflichtet. Dieſe Verpflichtung beſteht auch 
dann, wenn der rechtliche Grund ſpäter wegfällt oder der mit einer 


7. Einſicht von Urkunden ꝛc. bei Gericht. Vereinsregiſter § 79, 
Güterrechtsregiſter § 1563, Erbſchaftsannahme⸗ und Ausſchlagungserklärung 
88 1953, 1957, Nachlaßinventar § 2010, Erklärungen in Anſehung einer 
Teſtamentsvollſtreckung § 2228, das eröffnete Teſtament § 2264, neige 
888 n § 2384. Vgl. ferner GO. §§ 11, 93; Fr. ŞS 34, 78, 85; 
SGB. 89. 


§ 811. Gefahrtragung durch den die Vorlegung Verlangenden bedeutet, 
daß er den aus dem Verluſt oder der Beſchädigung auch ohne eigenes Ver⸗ 
ſchulden entſtehenden Schaden zu tragen hat. Sicherheitsleiſtung ($$ 232 ff.) 
kann nur verlangt werden, wenn und inſoweit Koſten entſtehen oder ein 
Schaden zu beſorgen ift, vgl. $ 867, OLG. 2 135. 


1. Der Anſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung iſt ein perſonlicher 
Anſpruch (Kondiktion) auf Rückgängigmachung eines an ſich nach den maß⸗ 
gebenden Vorſchriften eingetretenen Rechts⸗ oder Vermögenserwerbes, welcher 
eines Rechtsgrundes entbehrt. Der Bereicherungsanſpruch iſt nicht ſubſidiär. 
Er wird weder ausgeſchloſſen durch einen dem Gläubiger gegen den Be⸗ 
reicherten noch anderweit zuſtehenden konkurrirenden Anſpruch auf Aus⸗ 
gleichung, noch durch einen dem Gläubiger gegen einen Dritten zuſtehenden 
1 5 durch welchen die Möglichkeit eines Erſatzes gegeben ift. Vgl. RG. 


2. Die Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung ſind für das 
Recht des BOB., mit Rückſicht auf die grundſätzliche Abſtraktheit des Leiſtungs⸗ 
geſchäfts von dem zu Grunde liegenden obligatoriſchen Geſchäfte (vgl. Vorb. 
zum II. Buche Note 3) von höchſter Bedeutung. Da das an ſich gültige 
Leiſtungsgeſchäft durch einen Mangel des zu Grunde liegenden Kauſal⸗ 
geſchäfts nicht berührt wird, ſo kann, wenn die durch das Leiſtungsgeſchäft 
herbeigeführte Rechtsänderung materiell ungerechtfertigt iſt, der Ausgleich 
nur nach Maßgabe der §§ 812 ff. geſchehen (vgl. § 142 Note III 2). Wenn 
das Leiſtungsgeſchäft ſelbſt nichtig ift, vgl. § 142 Note III 3. 

3. Die Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung ſind im BGB. 
häufig in Bezug genommen, entweder zur Verdeutlichung eines an ſich ſchon 
unter 88 812 ff. fallenden Thatbeſtandes (z. B. § 323 Abſ. 3) oder aber zwecks 
Beſchränkung gewiſſer auf beſtimmten Rechtsgründen beruhender Herausgabe⸗ 
anſprüche auf die Bereicherung. (Vgl. § 327, daſelbſt auch Note 2 wegen des 
Unterſchieds zwiſchen dem Bereicherungs⸗ und dem Rückgewähranſpruche bei 
Rücktritt vom Vertrage; vgl. ferner $$ 1973, 1989, 2021, 2288, 2329.) 

4. Wechſelbereicherungsanſpruch WD. Art. 83. 
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Leiſtung nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg nicht 
eintritt. 

Als Leiſtung gilt auch die durch Vertrag erfolgte Anerkennung des 
Beſtehens oder des Nichtbeſtehens eines Schuldverhältniſſes. 


§ 812. A. Der Grundſatz. 

Die Vorſchrift ſtellt in Abſ. 1 Satz 1 den allgemeinen, das 
Recht der Kondiktionen beherrſchenden Grundſatz an die Spitze. 
Die ungerechtfertigte ae kann eingetreten ſein entweder durch eine 
Leiſtung (Note I) oder in ſonſtiger Weiſe (Note II). 

I. Bereicherung "g eine Leiſtung (§ 241). 

1. Eine Leiſtung legt voraus eine auf dem rechtsgültigen Willen 
des Leiſtenden beruhende (vgl. § 362 Note 7), zu einem beſtimmten Zwecke 
(88 813, 814. 817) bewirkte Rechts⸗ oder Vermögensänderung. Auf Grund 
der poſitiven Porſchrift des Abſ. 2 gilt auch der nicht eine Vermögens⸗ 
änderung, ſondern nur eine Klarſtellung der ann hervorbringende 
poſitive und negative Anerkennungsvertrag (88 781 f., 397) als Leiſtung im 
Sinne der Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung. Die Vorſchrift 
des Ab. 2 deckt die Beſtimmung des Art. 294 des alten HGB., daß die An⸗ 
erkennung einer Rechnung den Beweis des Irrthums oder Betrugs in der 
Rechnung nicht ausſchließt. 

2. Wer eine Leiſtung nach den Grundſätzen von der ungerechtfertigten 
Bereicherung zurückfordert, hat zu behaupten und zu beweiſen, zu welchem 
Zwecke, in welchem Sinne die Leiſtung gemacht ſei und inwiefern es dem⸗ 
gegenüber objektiv an einem rechtlichen Grunde für dieſen Erwerb des 
Leiſtungsempfängers fehle. Das bloße Hingeben eines nicht geſchuldeten 
Betrags kann für ſich allein nicht als Begründung der Klage wegen unge⸗ 
rechtfertigter Bereicherung dienen. RG. 49 49. 

3. Das Fehlen des rechtlichen Grundes für die Leiſtung kann darin 
liegen, daß 
a. ns von vornherein eines rechtlichen Grundes ermangelt 

(B. III 1a); 

b. der für die Leiſtung zunächſt vorhandene rechtliche Grund nachträglich 

wegfällt (B. III 2); 

c. die Leiſtung nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts einen Erfolg bezweckte, 
welcher nicht eintritt (B. III 3) 

d. die Zweckbeſtimmung der Leiſtung gegen Verboꝛsgeſetze oder gegen die 
guten Sitten verſtößt 8 817. 

4. Die rechtskräftige, aber objektiv unrichtige Feſtſtellung des Vorliegens 
eines rechtlichen Grundes ſchließt die Kondiktion aus, indeß unbeſchadet des 
Schadenserſatzanſpruchs, wenn die rechtskräftige Feſtſtellung durch eine un⸗ 
erlaubte Handlung herbeigeführt ift, vgl. RG. 46 75. 

II. Bereicherung in ſonſtiger Weiſe, d. h. durch einen nicht auf dem 
rechtsgültigen Willen des Verlierenden beruhenden, durch einen Rechtsgrund 
nicht getragenen Umſtand (B. III Ih). Die Behauptungs⸗ und Beweislaſt 
für das Vorliegen eines rechtlichen Grundes hat der in Anſpruch genommene 
Bereicherte, RG. JW. 1901 ©. 336 2“ 


B. Vorausſetzung des Bereicherungsanſpruchs iſt, daß Jemand 


etwas erlangt hat — auf Koſten eines Anderen — ohne recht⸗ 
lichen Grund. 


I. Etwas erlangen. 

1. Gegenſtand des Erlangens (vgl. $ 667) kann Alles fein, was als Ver⸗ 
mögenswerth oder Vermögensbeſtandtheil anzuſehen iſt oder was die Ver⸗ 
mögenslage Jemandes verbeſſert (vermehrt oder ſichert), insbeſondere alſo 
auch die Begründung, der Erlaß und — wie Abf. 2 klarſtellt — die ver- 
tragsmaßige Anerkennung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines Schuld⸗ 
verhältniſſes, §§ 397, 780 ff. ſowie die Befreiung von einer Verbindlichkeit 

32. 
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vgl. RG. 46 22; ferner abſtrakte Willenserklärungen, z. B. die Einwilligung 

und Genehmigung §§ 182 ff.; die dem Schuldner gemachte Anzeige von der 

Abtretung einer Forderung, welche in gewiſſem Sinne die Abtretung erſetzt, 

§ 409 Abſ. 2; der Beſitz (vgl. zu SS 861 ff. Note 5); vgl. im Uebrigen zu § 813 

III. 1. — Ueber den Fall der Kondiktion eines Vertragsſchluſſes § 2295 Note 2. 
2. Was erlangt iſt, iſt unter Berückſichtigung der vom Empfänger ſeiner⸗ 

ſeits für das Erhaltene gemachten Aufwendung, insbeſondere der Zug um 

Zug gemachten Gegenleiſtung zu ermitteln. Vgl. zu § 818. 

II. Auf Koſten eines Anderen wird nicht nur dasjenige erlangt, was 
bereits im Vermögen des Anderen enthalten geweſen iſt; es genügt viel⸗ 
mehr, daß der Vermögensſtand des Anderen beeinträchtigt ift (3. B. durch 
Begründung einer Verpflichtung, Leiſtung von Dienſten, vgl. §§ 256 Note 2, 
670 Note 7a, Ausſchlagung eines Rechtserwerbes vgl. § 517 Note 1). 

III. Der Mangel des rechtlichen Grundes kann beruhen auf dem ur⸗ 
ſprünglichen Mangel eines rechtlichen Grundes (Note 1), auf ſeinem ſpäteren 
Wegfall (Note 2), auf dem Nichteintritte des bezweckten Erfolges (Note 3). 

1. Ohne rechtlichen Grund. 

a. Condictio indebiti $$ 813, 814, 819, 820, 821, 822. Eine von 
dem Leiſtenden gewollte Rechts⸗ oder Vermögensänderung 
iſt ohne Rechtsgrund erfolgt, wenn eine gültige Verbindlichkeit (vgl. A. I 
1 u. 2) zur Leiſtung nicht beſteht, insbeſondere, wenn das Kauſalgeſchäft 
kraft Geſetzes oder kraft (bereits erfolgter vgl. zu 2b) Anfechtung nichtig 
ift (vgl. zu § 139 und § 142). Vgl. indep § 814. — Wegen der Fälle, 
in welchen der Formmangel des Eh, durch Erfüllung geheilt 
wird, zu § 125 Note II 3a. Wegen Beweislaſt und Zahlung unter 
Vorbehalt vgl. zu § 814 Note 3. 

b. Condictio sine causa $$ 818, 819, 821, 822, 816. Eine ohne 
den Willen des Verlierenden eintretende Rechts- oder Ber: 
mögensverſchiebung kann ſich vollziehen 
a. auf rein thatſächlichem Wege, indem Jemand durch eine erlaubte 

oder unerlaubte Handlung ($ 852) fremdes Gut ſich aneignet, ver⸗ 
braucht, verzehrt (ogl. §§ 988, 1007), fidh in fremde Angelegenheiten 
miſcht ($$ 682, 687 Abſ. 1) oder auf die Sachen eines Anderen Ver: 
wendungen macht $ 996 (vgl. zu §§ 256 f. Gruppe C. II) oder einem 
Anderen Dienſte leiſtet (§ 684 S. 1). Finder vgl. § 969 Note ib. — 
giehung 9909.8 für den Eigenthumsanſpruch in Anſehung der Frucht⸗ 
ziehung ; 

B. auf Grund eines nach geſetzlicher Vorſchrift mit der Wirkung der 
Rechtsänderung ausgeſtatteten objektiven Thatbeſtandes (Verarbeitung, 
Bauen auf fremdem Boden, Ausſchlußfriſt, Erſitzung, Verjährung, 
Erwerb im guten Glauben von einem Nichtberechtigten, Einzug eines 
Bienenſchwarms in eine fremde Bienenwohnung § 964). In ſolchen 
Fällen beruht die Bereicherung auf geſetzlicher Vorſchrift und entbehrt 
deshalb nicht des rechtlichen Grundes. 

Ein Bereicherungsanſpruch beſteht indeß auf Grund 
ausdrücklicher Beſtimmung: 

bei Verbindung, Vermiſchung, Verarbeitung § 951; 

beim Funde § NT; 

bei einer dem Berechtigten gegenüber wirkſamen Verfügung eines 

Nichtberechtigten über einen Gegenſtand § 816 Abſ. 1; 

bei einer dem Berechtigten gegenüber wirkſamen Leiſtung an einen 

Nichtberechtigten § 816 Abſ. 2. 

J. Eine eigenartige Ausgeſtaltung der „Erlangung ohne rechtlichen 
Grund“ findet ſich beim geſetzlichen Güterſtande hinſichtlich der Be⸗ 
reicherung des Eingebrachten durch ein ohne Zuſtimmung des Mannes 
vorgenommenes Rechtsgeſchäft der Ehefrau; vgl. hierzu § 1399 Note 4; 
ferner für den entſprechenden Fall bei der Gütergemeinſchaft § 1455 
Note 1 (§ 1487, 1519, 1549). 
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2. Späterer Wegfall des rechtlichen Grundes (Condictio ob causam 
finitam) $$ 818, 819, 820, 821, 822. 

a. Eintritt der Reſolutivbedingung bzw. des Endtermins (§§ 158 Abſ. 2, 
163), welche der causa beigefügt find (vgl. $ 819). — Vgl. auch § 2313. 

b. Anfechtung der anfechtbaren Verbindlichkeit nach erfolgter Leiſtung (§ 142; 
bei Leiſtung nach erfolgter Anfechtung vgl. 1a). 

e. Zurückforderung des Schuldſcheins nach Aufhebung der Schuld ($ 371). 

d. Jurückforderung der Draufgabe ($ 336 Note 3, § 337). 

e. Zurückforderung der Entſchädigung für eine abhanden gekommene Sache, 
welche der Entſchädigte nachträglich wiederbekommen hat, vgl. § 255. 

f. Erklärt bei einem gegenſeitigen Vertrage die Partei, welche bereits die 

ihr zuſtehende Leiſtung ganz oder theilweiſe erhalten hat, daß ſie von 

einer ihr gegen ihre Verbindlichkeit zuſtehenden Einrede Gebrauch machen 
will, ſo iſt der andere Theil zur Zurückforderung des Geleiſteten berech⸗ 

tigt (ogl. Titelvorb. vor § 320 Note 3). RG. 26 187. 

„ Anſpruch des Schenkers nach Widerruf der Schenkung $$ 531, 1584. 

„Anſpruch des verarmten Schenkers § 528. 

. Zurüdforderung des Werthes der verbrauchbaren Nießbrauchſachen, nach 
Beendigung des Nießbrauchs (§ 1067). 

k. Anſpruch des Beklagten auf Rückgewähr der Leiſtung, welche auf Grund 
eines unter Vorbehalt von Vertheidigungsmitteln oder der Geltendmachung 
einer Aufrechnung ergangenen, ſpäter aufgehobenen Berufungsurtheils 
gemacht ift, CPO. §§ 541, 529 Abſ. 3. (Die anderen Fälle der Erſtat⸗ 
tungspflicht, CPO. §§ 302, 600, 717, 945, find als Schadenserſatzanſprüche 
geſtaltet. Vgl. Titelvorb. vor § 823 Note G. II 8. 

Anſpruch auf Erſtattung einer Leiſtung, welche im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren auf Grund vorläufiger, nachmals aufgehobener Verfügung bei⸗ 
getrieben ijt. Vgl. JW. 1900 S. 14333. 

m. Der Anſpruch auf Erſtattung der Leiſtung, welche auf Grund eines im 
Wiederaufnahmeverfahren (CPO. §§ 578 ff.) aufgehobenen rechtskräftigen 
Urtheils bewirkt wurde. Vgl. auch CPO. §§ 767, 768. 

9% 3. Nichteintritt des nach dem Inhalte des Rechtsgeſchüfts mit einer 

Leiſtung bezweckten Erfolges. (Condictio causa data causa non secuta 

$$ 815, 817, 818, 819, 820, 821, 822. 

Der Erfolg muß nach dem — ausdrücklichen oder aus den Umſtänden zu 
entnehmenden — Inhalte des Rechtsgeſchäfts (vgl. §§ 119, 779) be 
zweckt ſein. Der Nichteintritt einer einſeitigen Vorausſetzung des Leiſtenden 
begründet den Bereicherungsanſpruch nicht, vgl. OLG. 2 383. 

a. Bei gegenfeitigen Verträgen §§ 323 Abſ. 3, 327. 

KO. 5 7. Rechtshandlungen, welche der Gemeinschuldner nach der Eröffnung 
des Verfahrens vorgenommen hat, sind den Konkursgläubigern gegenüber unwirksam; 
die Vorschriften der §§ 892, 893 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleiben unberührt. 

em andern Theile ist die Gegenleistung aus der Masse zurückzugewähren, 

Soweit letztere durch dieselbe bereichert ist. 

P ‚det der Gemeinschuldner Rechishandlungen am Tage der Eröffnung des Ver- 

Ein vorgenommen, so wird vermuthet, dass sie nach der Eröffnung vorge- 
Ommen worden sind. 

PR 9. 8 26. Wenn in Folge der Eröffnung des Konkursverfahrens die Nicht- 
Jüllung einer Verbindlichkeit oder die Aufhebung eines Rechtsverhältnisses des 

son einschuldners eintritt, so ist der andere Theil nicht berechtigt, die Rückgabe 

Kor in das Higentfum des Gemeinschuldners übergegangenen Leistung aus der 

P PP UE zu verlangen. Er kann eine Forderung wegen der Nichterfüllung 

ein der Aufhebung nur als Konkursgläubiger geltend machen, soweit ihm nicht 
Anspruch auf abgesonderte Befriedigung zusteht. 

` Rüdforverung des vorausgezahlten Miethzinſes bei Kündigung 
m Miethverkrags in Folge eines vom Vermiether nicht zu vertretenden 

e Amſtandes $ 543. 

i Rückforderung der vorausgezahlten Vergütung im Falle der Kün⸗ 


— . 0 


— 
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2 Im Bejonberen. § 813. Das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Ge⸗ 
a Er Pal leiſtete kann auch dann zurückgefordert werden, wenn dem Anſpruch 


a. Entgegenftehende eine Einrede entgegenſtand, durch welche die Geltendmachung des An⸗ 
ſpruchs dauernd ausgeſchloſſen wurde. Die Vorſchrift des § 222 
Abſ. 2 bleibt unberührt. 
A. funde Gr- Wird eine betagte Verbindlichkeit vorzeitig erfüllt, ſo iſt die Rück⸗ 
Bene forderung ausgeſchloſſen; die Erſtattung von Zwiſchenzinſen kann nicht 
verlangt werden. 


digung des Dienſtvertrags in Folge eines vom Dienſtverpflichteten 
nicht zu vertretenden Umſtandes § 628. 
d. Rückforderung der Brautgeſchenke, wenn die Eheſchließung unter⸗ 
bleibt § 1301; vgl. § 815 Note 2. 
e. Rückforderung der vom Schenker dem Beſchenkten, welcher die Annahme 
der Schenkung verweigert, gemachten Zuwendung $ 516 Abſ. 2. 
1. Rückforderung des Geſchenkes wegen Nichtvollziehung der Auflage 
8 527, Zuwendung von Todeswegen § 2196. 
g. Rückforderung der an einen Nichtberechtigten gemachten Leiſtung, 
wenn die bezweckte Tilgung der Verbindlichkeit nicht eintritt, §9 362, 
813, 816 Abſ. 2. 
h. Rückforderung der auf Grund eines formwidrigen, aber in Erwartung 
der Nachholung der Form oder der Heilung des Formmangels bewirkten 
Zeiftung vgl. $ 313 Note 5, § 814 Note 1. 
813. I. Für das Vorliegen einer (nach ausdrücklicher oder ſtillſchwei⸗ 
gender Erklärung) zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit 
bewirkten Leiſtung iſt es gleichgültig, 
1. ob der unmittelbare Gegenſtand der vermeintlichen Verbindlichkeit oder 
ein anderer Gegenſtand (§ 364), 

2. ob von dem vermeintlichen Schuldner ſelbſt oder ſtatt ſeiner von einem 
Dritten ($$ 267 f.), 

3. ob an den vermeintlichen Gläubiger oder ſtatt ſeiner an einen Dritten 
($ 362 Abſ. 2) 

geleiſtet wird. 

II. Zurückgefordert werden kann, 

1. wenn eine rechtsbeſtändige (klagbare) Verbindlichkeit (Borb. 
zum II. Buche Note 1a) überhaupt nicht entſtanden war. -y 
a. Hauptfälle: 

a. Aufſchiebend bedingte Verbindlichkeit vor Eintritt der Bedingung 
N 2 Abſ. 1, vgl. daſelbſt Note 3; Befriſtung durch Anfangstermin 
vol. b à. TYS 

B. 1 und angefochtene Verbindlichkeit (§ 142, vgl. § 812 
B. III la und 2b). 

+. Leiſtung an einen Dritten, ohne daß die Verbindlichkeit erliſcht. (Vgl. 
§ 362 Abſ. 2 und daſelbſt Note 3.) 

b. fand Unger, Es kann nicht zurückgefordert werden die Lei— 
tuna 

. auf Spiel: und Wettſchuld §§ 762 ff.; 

. auf Ehemäklerlohn $ 656; 

zur Erfüllung einer ſittlichen oder Anſtandspflicht § 814; 

. auf eine betagte Verbindlichkeit § 813 Abſ. 2, vgl. zu 3 und III 30 

ferner § 163 Note 2a und e; wegen Zwiſchenzinſen vgl. § 272; 

e. in Kenntniß der Nichteriftenz der Verbindlichkeit § 814 (vgl. daſelbſt) 

C. vgl. auch die Leiſtung einer unverhältnißmäßig hohen Bertragsitral® 
($ 343) oder Dienſtvertrags⸗Vermittlergebühr ($ 657). 1 

2. wenn die Verbindlichkeit wieder erloſchen war, vgl. §§ 365 
bis 397 und Abſchnittvorb. vor § 362. 


S TO R 
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$ 814. Das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Ge⸗ 
leiftete kann nicht zurückgefordert werden, wenn der Leiſtende gewußt 
hat, daß er zur Leiſtung nicht verpflichtet war, oder wenn die Leiſtung 
einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rück⸗ 
ſicht entſprach. 


fortbeftebenden Anſpruch eine Einrede entgegenſtand, durch 
welche die Geltendmachung des Anſpruchs dauernd ausgeſchloſſen wurde 


b. Ausnahme für die Einrede der Verjährung $$ 813, 222 Abſ. 2. 

III. Das Geleiſtete kann zurückgefordert werden, vgl. § 812 B. J. 
Wegen Umfang und Beſchränkung des Anſpruchs § 818. > 

1. Je nach dem Gegenſtande der Leiſtung kann insbeſondere zurück⸗ 
gefordert werden der indebite übertragene Beſitz; das Eigenthum (nicht bloß 
Herausgabe der Sache ſondern Zurü übereignung, nicht nur Berichtigung 
des Grundbuchs ſondern Rückauflaſſung 89 925, 929 ff); die Wiederaufhebung 
indebite beſtellter, die Wiederherſtellung indebite aufgegebener Rechte an 
der Sache; die Befreiung von indebite übernommenen Verbindlichkeiten 
unter Rückgewähr der indebite ausgeſtellten Schuldurkunden; die Wieder⸗ 
herſtellung indebite erlaſſener Verbindlichkeiten unter Wiederaushändigung 
der zurückgegebenen Schuldurkunden; die Rückübertragung indebite über⸗ 
tragener Forderungen; die Aufhebung einer indebite abgegebenen An⸗ 
erkennung eines vermeintlich ſtattgehabten Forderungsüberganges (§ 412 
Note 4 Abſ. 2). 

2. Eine indebite erfolgte Hinterlegung kann, bevor der Schuldner 
auf das Recht der Zurücknahme verzichtet hat, gemäß $ 376 Abſ. 1 rückgängig 
gemacht werden. Nach erfolgtem Verzichte findet Rückforderung (Kondiktion) 
des Verzichts gegenüber dem Gläubiger gemäß § 813 oder poſttive Klage 
gegen denſelben auf Einwilligung in die Rückgabe ſtatt. i 

3. Die indebite abgegebene Aufrechnungserklärung: 

a. Wenn die Forderung, gegen die aufgerechnet wird, nicht beſteht (vgl. 
Note II 1 u. 2), fo liegt eine wirkſame Aufrechnungserklärung mangels 
ihrer geſetzlichen Vorausſetzungen überhaupt nicht vor (vgl. § 387 Note 1a, 
§ 390 Note 2). 

b. Wenn der Forderung, gegen welche aufgerechnet wurde, eine dauernde 
Einrede entgegenſtand (vgl. § 390 Note 1), ſo konnte die Aufrechnung 
zwar wirkſam erfolgen; durch das Erlöfhen der eigenen Forderung des 
Aufrechnenden (§ 389) iſt dem Aufrechnungsgegner aber ein indebitum 
geleiftet (§ 813 Abſ. 1). Der Bereicherungsanſpruch geht auf Wiederher⸗ 
ſtellung des Zuſtandes quo ante (vgl. zu 1). E 

e. Wenn der Forderung, gegen welche aufgerechnet wurde, eine aufſchie⸗ 
bende Einrede entgegenſtand, ſo verbleibt es bei der Aufrechnung, 
eine Bereicherungsklage ift nicht gewährt (vgl. II 3). 

u 814. 1. Kenntniß der mangelnden Verpflichtung zur Leiſtung (§ 813 

rü 2, 3) (nicht bloßes Kennenmüſſen oder Zweifel) ſchließt die Rückforde⸗ 

odes aus. Gleichgültig iſt, ob der Mangel der Kenntniß auf thatſächlichem 

SR rechtlichem, entſchuldbarem oder unentſchuldbarem (vgl. RG. 44 141, 

fal . 1899 S. 5830 Irrthume beruht, nur muß der Irrthum in der 

älſchlichen Annahme des Beſtandes der Verbindlichkeit liegen. Bloßer 
erthum über den Rechtsgrund der Leiſtung genügt nicht. Zahlung in 

NG irrthümlichen Meinung, eine beſtehende Einrede nicht beweiſen zu können 

f 21 195. Die Rückforderung von Leiſtungen, welche auf Grund einer 

ormwidrig, in Kenntniß dieſes Mangels aber in Erwartung der Nachholung 


7. Leiſtung in Kennt- 
niß d. Nichtſchuld. 
Anſtandspflicht ꝛc. 
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b. Borausfegung eines § 815. Die Rückforderung wegen Nichteintritts des mit einer 
folges. Anlautere Leiſtung bezweckten Erfolges ift ausgeſchloſſen, wenn der Eintritt des 
Vereitelung. Erfolges von Anfang an unmöglich war und der Leiſtende dies ge⸗ 

wußt hat oder wenn der Leiſtende den Eintritt des Erfolges wider 
Treu und Glauben verhindert hat. 


© Nechtsverluſt des 5 816. Trifft ein Nichtberechtigter über einen Gegenſtand eine 
une Verfügung, die dem Berechtigten gegenüber wirkſam ift, fo ift er dem 
gines Michtbereh- Berechtigten zur Herausgabe des durch die Verfügung Erlangten ver⸗ 
; pflichtet. Erfolgt die Verfügung unentgeltlich, fo trifft die gleiche 
Verpflichtung denjenigen, welcher auf Grund der Verfügung unmittel⸗ 
bar einen rechtlichen Vortheil erlangt. 
A. Au Sann an Wird an einen Nichtberechtigten eine Leiſtung bewirkt, die dem Be⸗ 
rechtigten rechtigten gegenüber wirkſam iſt, ſo iſt der Nichtberechtigte dem Be⸗ 
rechtigten zur Herausgabe des Geleiſteten verpflichtet. 


der Form oder der Heilung des Formmangels (§ 313 Note 5) bewirkt ſind, 
wird durch $ 814 nicht ausgeſchloſſen, OLG. 3 209, 4 237, Seuff. 57 219. 

2. Beweislaſt für die Kenntniß liegt dem Empfänger der zurückgefor⸗ 
derten Leiſtung ob. 

3. Sittliche Pflicht, Anſtand vgl. Borb. zum II. Buche Note 6d. RG. 
37 323 ff., 326. Wegen Ausſtattung des Kindes vgl. § 1624. 

4. Zahlung unter Vorbehalt. Das unter Vorbehalt Gezahlte iſt 
nicht ſchlechthin, ſondern nur bedingt (für den Fall, daß die Verbindlichkeit 
beſteht) geleiſtet. § 814 ift deshalb auf dieſen Fall nicht anwendbar, vgl. Titel- 
vorb. vor § 158 Note 3. — Ob die in dem Vorbehalte liegende Bedingung eine 
auflöſende iſt, ſo daß der Zurückfordernde das Nichtbeſtehen der Verbindlichkeit 
zu beweiſen hat, oder ob ſie eine aufſchiebende Bedingung iſt, ſo daß der 
Empfänger das Beſtehen der Verbindlichkeit zu beweiſen hat, iſt ſtreitig. 
Vgl. ROH. 19 324, RG. 17 185 f. — RG. 26 55 f. 30 174. Entſcheidend ift 
die Auslegung des einzelnen Falles, wobei davon auszugehen, daß Zahlung 
zur Abwendung eines unmittelbaren (adminiſtrativen) Zwanges ebenſo wie 
Zahlung auf Grund des Zwanges zu beurtheilen und ſolchenfalls auf⸗ 
ſchiebende Bedingung anzunehmen iſt. — Der Vorbehalt ſelbſt gehört zur 
Begründung der Rückforderung und iſt von dem Zurückfordernden zu beweiſen. 

§ 815. 1. Urſprüngliche Unmöglichkeit des Erfolges (vgl. § 307). 
Gleichgültig iſt, ob die Unmöglichkeit des Eintritts eine thatſächliche oder eine 
rechtliche iſt (4. B. Ausſtattungsverſprechen für eine abjolut verbotene Ehe; 
Leiſtung zur Erfüllung einer Bedingung, welche einem nichtigen Rechts⸗ 
geſchäfte beigefügt ift). Kenntniß des hypothetiſch unmöglichen (vgl. 
§ 308) Erfolges (z. B. Ausſtattungsverſprechen für eine Ehe, welcher ein 
aufſchiebendes Ehehinderniß entgegenſteht) ſchließt die Rückforderung auf 
Grund des $ 815 nicht aus. Ob im Uebrigen die Vorausſetzungen der cond. 
causa data causa non secuta ($ 812 Note B 111 3) vorliegen, ift Mus- 
legungsfrage. 

2. Unlautere Verhinderung des Erfolges vgl. § 162. Hierunter 
gehört der Fall, daß der ſeine Geſchenke zurückfordernde Verlobte ſeinerſeits 
ohne wichtigen Grund vom Verlöbniſſe zurückgetreten iſt oder den Rücktritt 
des anderen Theiles veranlaßt hat §§ 812 Note B III 3d, §§ 1301, 1298 f 

$ 816. I. Die Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von 
einem Nich berechtigten Lene. f 7 5 a 0 

1. Unter der Bezeichnung „Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, 
welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten“ faßt das 
BGB. die Vorſchriften zuſammen, welche 
a. der Verfügung eines Nichtberechtigten (abgeſehen von den Fällen des § 185), 
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b. der Leiſtung an einen Nichtberechtigten (abgeſehen von dem Falle des 
§ 362 Abſ. 2) P 4 

Wirkſamkeit gegen den Berechtigten beilegen, einſchließlich der den Ausgleich 

regelnden Vorſchrift des § 816 ſowie derjenigen Vorſchriften, welche den 

Schutz des Berechtigten gegen eine wirkſame Verfügung von Seiten eines 

Nichtberechtigten bezwecken (§§ 894 ff.). Vgl. z. B. EG. Art. 168. In den 

Fallen der Leiſtung an einen Dritten leitet der Schuldner ſein Recht, ſich 

auf die befreiende Wirkung dieſer Leiſtung berufen zu dürfen, aus der in 

der Annahme der Leiſtung liegenden Verfügung (Abſchnittvorb. vor § 104 

Note 5 a) des nicht berechtigten Dritten ab (vgl. Planck zu § 135 Note 5). 

2. Fälle, in welchen die Verfügung eines Nichtberechtigten 
zu Gunſten des gutgläubigen Erwerbers dem Berechtigten 
gegenüber als wirkſam anerkannt ut: 

a. die Abtretung einer verbrieften Scheinforderung durch den als Gläubiger 
erſcheinenden Nichtgläubiger ſowie die Abtretung einer kraft Vereinbarung 
nicht abtretbaren Forderung (§ 399), über welche der Schuldner eine dieſe 
Vereinbarung nicht enthaltende Urkunde ausgeſtellt hat § 405; 

b. die Verfügung des im Grundbuch als Berechtigter eingetragenen Nicht⸗ 
berechtigten oder des durch öffentlich beglaubigte Abtretungserklärungen 
und den Beſitz des Hypothekenbriefs legitimirten Nichtgläubigers einer 
Hypothekenforderung §§ 892, 1155. Zw. § 26. 

e. die Verfügung über eine Hypothekenforderung oder eine Grundſchuld, 
welcher gegenüber der eingetragene Eigenthümer materiell zur Erhebung 
von Einwendungen berechtigt iſt, zerſtört das Recht des Eigenthümers, 
die Einwendungen zu erheben bzw. eine Berichtigung des Grundbuchs 
herbeizuführen ($$ 1138, 892, 894 ff., 1157, 1192, 1199); 

d. die Verfügung über eine bewegliche Sache ſeitens des Nichtberechtigten: 
a. Eigenthumsübertragung §§ 932—936, 1242, 1244; 

B. Beſtellung eines Nießbrauchs § 1032; 
J. Beſtellung eines Pfandrechts §§ 1207 f.; an Schiffen § 1262; 
J. vgl. auch HGB. §§ 366, 367, abgedruckt zu §§ 929 ff.,; 

e. Verfügung über das Fruchtziehungsrecht von Seiten des gemäß § 955 
auf Grund ſeines guten Glaubens die Früchte erwerbenden, zum Eigen⸗ 
beſitze nicht berechtigten Eigenbeſitzers § 956; 

f. Verfügung des Nichtberechtigten über das Fruchtaneignungsrecht unter 
Ueberlaſſung der Sache § 957; 

g. Verfügung des im Erbſcheine bezeichneten Nichterben über Erbſchafts⸗ 
gegenſtände u. f. w. § 2366. (Entſprechend: Zeugniß über die Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft $ 1507; über Teſtamentsvollſtreckung § 2368); 

h. Verfügung des Gemeinſchuldners über liegenſchaftliches Vermögen nach 

Eröffnung des Konkursverfahrens KO. § 7; i 

i. Verfügung des Erben über liegenſchaftliches Nachlaßvermögen nach An- 
ordnung der Nachlaßverwaltung $ 1984, KO. § 7. 

Wegen Rechtserwerbes auf Grund einer Verurtheilung zur Abgabe einer 
Willenserklärung vgl. CRD. § 898. 


3. Fälle, in denen die Leiſtung an einen Dritten dem Bered- 

tigten gegenüber als wirkſam anerkannt iſt: 

a. Im Falle der wirklichen oder vermeintlichen Forderungs⸗ bzw. Rechtsüber⸗ 
tragung ſind Leiſtungen bzw. ſonſtige rechtsgeſchäftliche Verfügungen über 
die Forderung, welche deen dem bisherigen Gläubiger oder dem ver⸗ 
meintlichen Zeſſisnar und dem gutgläubigen Schuldner gethätigt find, dem 
Gläubiger gegenüber wirkſam §§ 406—409, 412, 413. (CPO. § 836 
Abſ. 2. Schutz des Drittſchuldners, welcher ſich auf Grund eines nach⸗ 
träglich aufgehobenen Ueberweiſungsbeſchluſſes mit dem Schuldner einge⸗ 
laſſen hat.) — Vgl. auch §8 1070, 1158; anders § 1156. 

b. Die entſprechende Regelung wie zu a findet ſich bezüglich der Zugehörig⸗ 
keit einer Forderung 


$ 816. 
Note I. 
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§ 816. a. zum Geſellſchaftsvermögen § 720; zur Erbſchaft §§ 2019, 2111; 

Note J. 6. zum Geſammtgute bei der allgemeinen oder fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft §§ 1473, 1497; der Errungenſchaftsgemeinſchaft $ 1525; der 
Fahrnißgemeinſchaft § 1549. 

c. Bei der wirklichen oder vermeintlichen Veräußerung des Mieth⸗ oder 
Pachtgrundſtücks vgl. bezüglich der den Mieth⸗ oder Pachtzins betreffenden 
Rechtsgeſchäfte zwiſchen dem Miether oder Pächter und dem Erwerber des 
Grunditüds §§ 574 — 577, 579. — Entſprechende Regelung bei Ber- 
miethung und Verpachtung durch den nur auf Zeit Nutzungsberechtigten 
über die Dauer ſeines Rechtes hinaus: Nießbrauch § 1056; geſetzlicher 
Se 8 1423; elterliche Vermögensverwaltung $ 1663; Vorerbſchaft 
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d. Leiſtung an den im Grundbuch als Berechtigten eingetragenen Nicht⸗ 
berechtigten § 893. 

e. Leiſtung des Schadenserſatzes wegen Sachentziehung oder Beſchädigung 
an den (nichtberechtigten) Beſitzer § 851. Wegen ähnlicher Fälle vgl. 
Abſchnittvorb. vor § 854 Note 4. 

f. Leiſtung des Nießbrauchers an den Beſteller des Nießbrauchs § 1058, 
des Pfandgläubigers an den Verpfänder einer fremden Sache § 1248 
anſtatt an den Eigenthümer. In Anſehung des handelsrechtlichen Zurück⸗ 
behaltungsrechts, vgl. HGB. § 372. 

g. Leiſtung an den nichtberechtigten Inhaber des Inhaberpapiers SS 793, 
797, (Karten, Marken ꝛc. $ 807; Legitimationspapiere $ 808). Leiſtung 
ae gen, der das Ausſchlußurtheil zu Unrecht erwirkt hat CPO. 


h. Leiſtung der Erbſchaftsſchuld an den Erben, der nachträglich die Erbſchaft 
ausſchlägt § 1959. 

i. Leiſtung der Erbſchaftsſchuld an den durch den Erbſchein legitimirten 
Nichterben § 2366. — Entſprechende Regelung bezüglich des Zeugniſſes 
über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft § 1507, über Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckung § 2368. 

k. Leiſtung an den vermeintlichen Erben des ſeine Todeserklärung über⸗ 
lebenden Erblaſſers § 2370. 

J. Leiſtung des Finders an den (nichtberechtigten) Verlierer § 969. 

m. Leiſtung an den Erben nach Anordnung der Nachlaß verwaltung § 1984, 

85 ) 8 ; an den Gemeinſchuldner nach Eröffnung des Konkursverfahrens 
n. Leiſtung an den durch Indoſſament legitimirten Inhaber eines indoſſabeln 

Papiers HGB. § 365, WechſO. Art. 36. 

4. Fälle entſprechender Anwendbarkeit der Vorſchriften zu 
Gunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten 
herleiten. 

a. Die gegen ein relatives Veräußerungsverbot verſtoßende Verfügung 
$$ 135, 136. Vgl. die Noten daſelbſt. 

b. Weitere Verfügung über einen Gegenſtand, über den der Verfügende 
bereits aufſchiebend bedingt verfügt hatte, ſowie die Verfügung ſeitens 
des unter auflöſender Bedingung Berechtigten § 161. 

c. Weitere Verfügung über einen Gegenſtand, über den der Verfügende 
bereits unter Beſtimmung eines Anfangstermins verfügt hatte, ſowie die 
Verfügung ſeitens des auf Zeit Berechtigten (Endtermin) § 163. 

d. Verfügung des Vorerben, welche gegen das Recht des Nacherben verſtößt, 
§§ 2113, 2129. 

e. Verfügung des Erben, welche gegen die durch das Vorhandenſein eines 
Teſtamentsvollſtreckers begründete Verfügungsbeſchränkung verſtößt § 2211. 

f. Verfügung über einen in Streit befangenen Gegenſtand CPO. § 325; 
vgl. auch CPO. SS 265 f. 


VII. Abſchn. Einz. Schuldverh. 24. Tit. Ungerechtfert. Bereicherung. 507 


II. Die Bedeutung und der Juhalt des 8 816. 

1. § 816 ſtellt klar, daß im Sinne des § 812 
a. zu dem auf Koſten des Berechtigten Erlangten gehört: 

a. im Falle des Abſ. 1 Satz! die Gegenleiſtung, welche der Nicht⸗ 
berechtigte durch die unberechtigte Verfügung (d. h. auf Grund der⸗ 
ſelben vgl. Note zu $ 221) erlangt hat, obwohl die Gegenleiſtung oder 
der Anſpruch auf dieſelbe zum Vermögen des Berechtigten niemals 
gehört hat. Somit hat auch der Eigenthümer, deſſen Sache 
im Wege der gegen einen Dritten betriebenen Zwangs⸗ 
nollſtreckung verſteigert ift, den Bereicherungsanſpruch gegen 
den betreibenden Gläubiger. Dieſer hat ſeinerſeits einen Bereiche⸗ 
rungsanſpruch gegen ſeinen Schuldner auf Wiederherſtellung bzw. An⸗ 
erkennung der Judikatsſchuld und auf Herausgabe der vollſtreckbaren 
Ausfertigung. Vgl. END. § 733, RG. 40 288; ferner Note IV. 

f. im Falle des Abf. 2 das an den nichtberechtigten Empfänger Geleiſtete, 
obwohl nicht die Leiſtung, ſondern nur der Anſpruch auf dieſelbe zu 
dem Vermögen des Berechtigten gehörte. (Vgl. übrigens § 687. Be- 
ſorgung eines fremden Geſchäfts als eigenes.) 

b. das durch unentgeltliche Verfügung eines Unberechtigten Erlangte 
dem Berechtigten gegenüber ohne rechtlichen Grund erlangt 
iſt, obwohl nach den Vorſchriften über den Erwerb im guten Glauben 
auch in dieſen Fällen der Erwerb auf geſetzlicher Vorſchrift beruht. (Vgl. 
§ 812 B. II 1b8.) — Bgl. auch § 988. 

2. Der Anſpruch aus $ 816 iſt im Uebrigen nur beim Vorliegen der 
Vorausſetzungen des § 812 (in der zu 1 feſtgeſtellten Erweiterung), inſonder⸗ 
heit alſo nur dann und inſoweit gegeben, als eine Erlangung ohne 
rechtlichen Grund und auf Koſten des Berechtigten vorliegt. Dem⸗ 
entſprechend iſt namentlich 
a. in den Fällen des § 185 Abſ. 1 bzw. § 362 Abſ. 2 das zwiſchen dem Be- 

rechtigten und dem verfügenden Nichtberechtigten beſtehende Rechtöverhält: 

nik für das Vorhandenſein eines Bereicherungsanſpruchs entſcheidend; 

‚b. in den Fällen zu I 4. a—f, in welchen die Verfügungsbefugniß dem Ver⸗ 
fügenden nicht völlig fehlt, ſondern nur zur Sicherung des in Ausſicht 
ſtehenden Rechtserwerbes eines Anderen beſchränkt iſt, der Bereicherungs⸗ 

Kanſpruch aus $$ 812, 816 davon abhängig, daß der Berechtigte das gez 
ſchützte Recht erwirbt, da anderenfalls eine Bereicherung auf ſeine 

E Koſten nicht erfolgt ift. 

3. Behauptet der Verfügende, dağ feine Verfügung dem Berechtigten gegen⸗ 
über nicht wirkſam ſei, weil der Erwerber nicht in gutem Glauben war, ſo 
iſt er dafür beweispflichtig (vgl. §§ 892, 932 ff. ꝛc. „es ſei denn, daß“). 

III. An Stelle des Bereicherungsanſpruchs konnen Anſprüche aus der 
Geſchäftsführung ohne Auftrag 88 677 ff., insbeſondere § 687, ſowie aus 
unerlaubter Handlung $$ 823 ff. begründet fein. 


IV. Anhang. Die Zwangsvollſtreckung in eine dem Schuldner nicht ge⸗ 
hörende oder feiner Verfügung entzogene Sache. Vgl. zu 14 und II I as. 
1. Gutgläubiger Pfändungspfandglaubiger (vgl. § 68“ Ab). 1). 
a. Die Vorſchrift des § 819 CVO., wonach die Empfangnahme des Ber- 
ſteigerungserlöſes durch den Gerichtsvollzieher als Zahlung von Seiten 
des Schuldners gilt, ſetzt ein durch Pfändung gemäß § 804 EPO. ent⸗ 
ſtandenes Pfandrecht voraus (vgl. $ 1247). Durch die Pfändung von 
Sachen, welche nicht im Eigenthume des Schuldners ſtehen, wird indep 
ſelbſt durch den gutgläubigen Gläubiger ein dem Eigenthümer gegen⸗ 
über wirkſames Pfändungspfandrecht nicht erworben. Vgl. Abſchnittvorb. 
vor $ 104 Note de. RG. 26 101 fl. Wilmomski⸗Levy zu dem früheren 
8 709 CPO. jetzt CPD. § 804. — Vgl. RG. 40 288. 2 
b. Mangels eines rechtswirkſamen Pfandrechts iſt der pfändende Gläubiger 
nicht berechtigt, mittelſt Verſteigerung über die Sache zu verfügen. 


8 810. 


. Verwerflichteit der 
Annahme und der 


Bewirkung der 
Leiſtung. 


II. Umfang der Heraus- 
gabepfticht. 
1. Allgemein. 
u. Nutzungen. 
b. Surrogate. 


o. Wertherſatz. 
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§ 817. War der Zweck einer Leiſtung in der Art beftimmt, daß 
der Empfänger durch die Annahme gegen ein geſetzliches Verbot oder 
gegen die guten Sitten verſtoßen hat, ſo iſt der Empfänger zur Her⸗ 
ausgabe verpflichtet. Die Rückforderung ift ausgeſchloſſen, wenn dem 
Leiſtenden gleichfalls ein ſolcher Verſtoß zur Laſt fällt, es ſei denn, 
daß die Leiſtung in der Eingehung einer Verbindlichkeit beſtand; das 
zur Erfüllung einer ſolchen Verbindlichkeit Geleiſtete kann nicht zurück⸗ 
gefordert werden. 

§ 818. Die Verpflichtung zur Herausgabe erſtreckt fih auf die 
gezogenen Nutzungen ſowie auf dasjenige, was der Empfänger auf 
Grund eines erlangten Rechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, 
Beſchädigung oder Entziehung des erlangten Gegenſtandes erwirbt. 

Iſt die Herausgabe wegen der Beſchaffenheit des Erlangten nicht 


€. Dennoch erwirbt der gutgläubige Erſteher gemäß 88 1244, 1233 
Abſ. 2 Eigenthum an der verſteigerten Sache mit Wirkſamkeit gegenüber 
dem bisherigen Eigenthümer. 

d. Der Erlös iſt das im Sinne des $ 816 durch die Verfügung Erlangte. 

2. Schlechtgläubiger Pfändungspfandgläubiger. 

Dem Eigenthümer ſtehen neben dem Bereicherungsanſpruche die Anſprüche 
aus der Geſchäftsführung ohne Auftrag (§ 687 Abſ. 2) bzw. aus der un⸗ 
erlaubten Handlung $$ 823 ff. zur Auswahl. Vgl. NG. 13 184. 

3. Schlechtgläubiger Erſteher. 

Der Erſteher, welchem bekannt oder in Folge grober Fahrläſſigkeit un⸗ 
bekannt iſt, daß das die Verſteigerung veranlaſſende Pfändungspfandrecht 
nicht zu Recht beſteht, erwirbt kein Eigenthum ($ 1244) und bleibt dem 
Eigenthumsanſpruche des bisherigen Eigenthümers (§ 985) ausgeſetzt. Er 
ſeinerſeits hat eventuell den Bereicherungsanſpruch aus § 812 gegen den 
Pfändungspfandgläubiger. Ob dieſem ein Schadenserſatzanſpruch gegen den 
Erſteher zuſteht, ift nach §§ 823 ff. zu beurtheilen. 


§ 817. 1. Vgl. $$ 134, 138. — Gleichgültig ift, ob die turpis causa in 
der Zukunft oder in der Vergangenheit liegt. 

Beiſpiele ſind für Satz 1: 

die Annahme einer Beſtechung ſeitens eines Beamten für eine vor⸗ 
zunehmende oder bereits vorgenommene Handlung. StGB. §§ 331, 332; 
Annahme wucherlicher Vortheile § 138 Abſ. 2. 
Beiſpiele für Satz 2: 

die Gewährung einer Beſtechung StGB. $ 333, die Leiſtung, welche 
auf Grund eines ein Bordell betreffenden unter aufſchiebender — ſpäter 
ausgefallener — Bedingung abgeſchloſſenen Vertrags gemacht ift, OLG. 
2219. Nicht aber kann mit Cohn bei Gruchot 41 793 f. gejagt werden, 
daß der Wucherer durch Bewirkung der ihm auf Grund des 
wucherlichen Geſchäfts obliegenden Leiſtung gegen die guten 
Sitten verſtoße und deshalb das von ihm Hingegebene nicht zurückver⸗ 
langen könne. Die wucherlichen Vortheile ſind Gegenſtand einer neben 
dem Darlehensvertrage ſtehenden ſelbſtändigen Abrede; fie find „mit 
Bezug auf ein Darlehen“ ausbedungen und gewährt; vgl. StGB. § 302 a. 

2. Bei der Beurtheilung, ob dem Leiſtenden ein Verſtoß zur Laſt falle, 
erſcheint § 828 entſprechend anwendbar. 

3. Der Umſtand, daß ſowohl dem Empfänger wie dem Leiſtenden ein 
Verſtoß gegen die guten Sitten zur Laſt fällt, hindert einen Dritten nicht, 
die fih aus der Nichtigkeit des ſittenwidrigen Geſchäfts (§ 138) ergebenden 
Folgen geltend zu machen. Er kann das Geleiſtete als noch zum Vermögen 
des Leiſtenden gehörend behandeln, vgl. RG. JW. 1901 S. 149. 
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möglich oder iſt der Empfänger aus einem anderen Grunde zur Her⸗ 
ausgabe außer Stande, ſo hat er den Werth zu erſetzen. 

Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Erſatze des Werthes 
iſt ausgeſchloſſen, ſoweit der Empfänger nicht mehr bereichert iſt. 

Von dem Eintritte der Rechtshängigkeit an haftet der Empfänger 
nach den allgemeinen Vorſchriften. 

§ 819. Kennt der Empfänger den Mangel des rechtlichen Grun- 
des bei dem Empfang oder erfährt er ihn ſpäter, ſo iſt er von dem 
Empfang oder der Erlangung der Kenntniß an zur Herausgabe ver⸗ 
pflichtet, wie wenn der Anſpruch auf Herausgabe zu dieſer Zeit rechts⸗ 
hängig geworden wäre. ; à 

Verſtößt der Empfänger durch die Annahme der Leiſtung gegen ein 
geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten, ſo iſt er von dem 
Empfange der Leiſtung an in der gleichen Weiſe verpflichtet. 


818. 1. Der Umfang der Herausgabepflicht. 

Zunuchſt ergiebt ſich aus dem Gegenſtande des Erlangten, was der Em⸗ 
pfänger zu leiſten hat (Einräumung des Beſitzes, Rückübertragung des 
Eigenthums zc. vgl. § 813 III). Zu der empfangenen Leiſtung gehören die 
gezogenen Nutzungen leinſchließlich des Zuwachſes), ſowie etwaige Surro⸗ 
date; nicht hingegen rechtsgeſchäftlicher Erwerb, der mit dem Erlangten ge: 
macht ift. 

Die Koſten der Fruchtziehung (§ 102), Verwendungen ſowie die Aufwen⸗ 
dungen bei der Erlangung mindern die Bereicherung; vgl. RG. 32 319. — 
Zurückbehaltungsrecht § 273. 

2. Unmöglichwerden der Herausgabe bis zur Zeit der Rechtshängig⸗ 
keit Ab ſ. 2, 3 (vgl. §§ 819, 820). 

a. Gleichgültig für die Anwendung des Abſ. 2 u. 3 iſt, ob die Unmöglich⸗ 
keit der Herausgabe oder der Fortfall der Bereicherung auf Vorſatz bzw. 
Fahrläſſigkeit des Bereicherten oder auf Zufall beruht. 

b. Die Behauptungs⸗ und Beweislaſt geſtaltet fih folgendermaßen: 
a. Dem Zurückfordernden liegt die Begründung der Herausgabepflicht ein⸗ 

ſchließlich des Nachweiſes deſſen, was erlangt iſt, ob. Demgegenüber 
hat der Empfänger der Leiſtung darzuthun, daß er zur Herausgabe 
außer Stande iſt (Abſ. 2). 

6. Gegenüber dem dem Zurückfordernden obliegenden Nachweiſe des 
Werthes (Abſ. 2) hat der Empfänger einzuwenden und zu beweiſen, 
daß und in welchem Umfange die Bereicherung fortgefallen (e) ift. 

c. Die Feſtſtellung der Bereicherung hat von dem Betrag auszu⸗ 
gehen, welchen der Zurückfordernde als Werth der urſprünglichen Berei⸗ 
cherung nachgewieſen hat (vgl. Note 1 und Note 2b$). Hiervon kann der 
Empfänger alle Ausgaben und Vermögensverminderungen abrechnen, 
deren urſächlichen Zuſammenhang mit dem Empfang und dem Haben des 
Erlangten er nachzuweiſen in der Lage iſt. — Andere Vertheilung der 
Beweislaſt bei dem Anſpruche des Beſitzers gegen den Eigenthümer 
wegen nicht nothwendiger Verwendungen § 996. 

§ 819. Die Kenntniß, nicht bloß Kennenmüſſen, muß dem Empfänger 
nachgewieſen werden. Dieſem Nachweiſe gegenüber kann der Empfänger 
einwenden 
a. zur Abwendung der Herausgabepflicht überhaupt: eigene Kenntniß des 

Leiſtenden, § 814; 

b. zur Abwendung der ſtrengeren Haftung aus $ 819, daß er zwar den 
Mangel des rechtlichen Grundes gekannt, aber angenommen habe, daß 
der Leiſtende ihm, unter dem Namen der Erfüllung einer Verbindlich⸗ 
keit, eine unentgeltliche Zuwendung machen wollte. 


d. Fortfall der Be⸗ 
reicherung. 


e. Rechtshängigkeit. 
2. Kenntniß des Em⸗ 
pfängers von dem 


Rechtsmangel bei Em⸗ 
pfang oder ſpäter. 


8. Verwerflicher Empfang. 


+ Empfang einer Lei⸗ 
ftung, mit deren Rück⸗ 
jemähr von vorn- 
herein gerechnet wird. 
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§ 820. War mit der Leiſtung ein Erfolg bezweckt, deſſen Ein⸗ 
tritt nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts als ungewiß angeſehen 
wurde, ſo iſt der Empfänger, falls der Erfolg nicht eintritt, zur Her⸗ 
ausgabe ſo verpflichtet, wie wenn der Anſpruch auf Herausgabe zur 
Zeit des Empfanges rechtshangig geworden wäre. Das Gleiche gilt, 
wenn die Leiſtung aus einem Rechtsgrunde, deſſen Wegfall nach dem 
Inhalte des Rechtsgeſchäfts als möglich angeſehen wurde, erfolgt iſt 
und der Rechtsgrund wegfällt. 

Zinſen hat der Empfänger erſt von dem Zeitpunkt an zu entrichten, 
in welchem er erfährt, daß der Erfolg nicht eingetreten oder daß der 
Rechtsgrund weggefallen iſt; zur Herausgabe von Nutzungen iſt er 
inſoweit nicht verpflichtet, als er zu dieſer Zeit nicht mehr bereichert iſt. 


Ill. Alls Eintede undetſabe- § 821. Wer ohne rechtlichen Grund eine Verbindlichkeit eingeht, 


IV. 


barer Bereicherungs⸗ 
anſt tuch 


Haftung des Dritten bei 
unentgeltlichem Erwerb 


der Bereicherung, 


Vorbemerkung zum 
25. Titel. 


kann die Erfüllung auch dann verweigern, wenn der Anſpruch auf 
Befreiung von der Verbindlichkeit verjährt iſt. 

§ 822. Wendet der Empfänger das Erlangte unentgeltlich einem 
Dritten zu, fo ift, ſoweit in Folge deffen die Verpflichtung des Em⸗ 
pfängers zur Herausgabe der Bereicherung ausgeſchloſſen iſt, der Dritte 
zur Herausgabe verpflichtet, wie wenn er die Zuwendung von dem 
Gläubiger ohne rechtlichen Grund erhalten hätte. 


Fünfundzwanzigſter Titel. 
Unerlaubte Handlungen. 


§ 820. 1. Nach dem (ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärten) Inhalte 
des Rechtsgeſchäfts muß die Ungewißheit ins Auge gefaßt ſein z. B. 
§ 2313 Note 1b B. 

2. Prozeßhaftung ſeit Rechtshängigkeit § 292. 

0 821. 1. Wegen der Fälle der Perpetuirung der Einrede vgl. § 194 
Note 4. 

2. Die Verjährung des Anſpruchs auf Befreiung läßt den Anſpruch dar⸗ 
auf, daß der Gläubiger auf eine etwa für die Verbindlichkeit beſtehende 
Hypothek verzichte, unberührt, § 1169. 

3. Vgl. $ 853, ferner KO. § 41 Abſ. 2. 


8 822. 1. Das Beſtehen des Anſpruchs ſeinem Grunde und Umfange 
nach iſt zunächſt aus der Perſon des urſprünglichen Empfängers feſtzuſtellen. 

2. Die Beweislaſt für die Unentgeltlichkeik der Zuwendung trifft den Zu⸗ 
rückfordernden. 

3. Auf die Zuwendung finden die §§ 818, 819 Anwendung. 

A. Allgemeiner Begriff der unerlaubten Handlung. 

Unerlaubte Handlungen i. S. des BG B. ſind ausſchließlich Die: 
jenigen Thatbeſtände, welche nach den Vorſchriften des 25. Titels eine Scha⸗ 
denserſatzpflicht begründen, mögen dieſelben in einer Begehungs⸗ oder in 
einer Unterlaſſungshandlung beſtehen. Die Thatbeftände der $$ 833, 835, 
836 f. find dahin aufzufaſſen, daß es eine unerlaubte Handlung iſt, ein Thier 
zu halten, ein Jagdrecht zu haben, ein Gebäude zu beſitzen, ohne die hier⸗ 
mit verbundenen Gefahren von Anderen fern zu halten. Vgl. auch StrGB. 
8 367 Nr. 11. — Bgl. indep RG. 50 248, 408. 

Keine unerlaubten Handlungen im Sinne des BG. ſind diejenigen 
außerhalb eines Schuldverhältniſſes liegenden Rechtsverhältniſſe, welche, ohne 
einen der in §§ 823 ff. geregelten Thatbeftände zu erfüllen, eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht auf Grund beſonderer Vorſchriften begründen z. B. §§ 122, 231, 
867, 904, 962. Pgl. zu G, I. 
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Ueber den Begriff der unerlaubten Handlung im Sinne des $ 32 CPD., 
insbeſondere in Anſehung der zur Benachtheiligung der Gläubiger vorge⸗ 
nommenen, nach den Vorſchriften der KO. und des Anfechtungsgeſetzes an⸗ 
fechtbaren Handlungen vgl. RG. 21 420 (BerCivS.), 48 402; 50 408, wo 
die Anwendbarkeit des § 32 CPO. auf Anſprüche aus dem Haftpflichtgeſetz 
verneint wird. 

B. Verhältuiß des 25. Titels zum Ganzen des BGB. 

1. In dem 7. Abſchnitte des II. Buches ſtehend regelt der 25. Titel die 
Vorausſetzungen und den Inhalt des aus einer unerlaubten Handlung 
erwachſenden Schuld verhältniſſes; auf daſſelbe find die Vorſchriften 
des Allgemeinen Theiles ſowie des 1.—6. Abſchnitts des 2. Buches anwend⸗ 
bar, ſoweit ſie nicht ER 
a. (wie namentlich die Vorſchriften des 2. Abſchnitts: Schuldverhältniß aus 

Vertragen) ein durch Rechtsgeſchäft entſtandenes Schuldverhältniß 

vorausſetzen; i 
b. durch die beſonderen Vorſchriften des 25. Titels abgeändert werden, vgl. 


zu E. 

Bal. beſonders die Vorſchriften über den Inhalt der Schadenserſatzver⸗ 
bindlichkeit (58 249—255). f 

2. Wegen der Klage auf Unterlaſſung der Fortſetzung einer uner⸗ 
laubten Handlung vgl. NG. 25 347, 38 379 und für das Recht des BGB. 
48 118, JW. 1901 S. 350; ferner OLG. 2 314, Seuff. 56 355. 


C. Allgemeine Vorausſetzungen des Schadenserſatzanſpruchs aus uner⸗ 
laubten Handlungen. 

I. Civilrechtliche Deliktsfähigkeit des Handelnden 8$ 827—829. 

II. Eine ſchuldhafte und widerrechtliche Verletzung eines fremden Rechts⸗ 
kreiſes, welche entweder die durch § 823 Abſ. 1 geſchützten Rechts⸗ 
güter betrifft oder die Verletzung eines Schutzgeſetzes (§ 823 
Abſ. 2) oder eine unlautere und vorſätzliche Schadenszufügung 
($ 826) bildet. Vgl. Liszt, Deliktsobligation § 4. 

1. Das Verſchulden kann in Vorſatz, d. i. Handeln trotz Kenntniß 
des verletzenden Erfolges oder in Fahrläſſigkeit, d. i. Handeln trotz 
Kennenmüſſens (bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
§§ 122 Abſ. 2, 276, RG. JW. 1901 S. 768) des verletzenden Erfolges der 
Handlung beſtehen (vgl. indeß §§ 826 Note 2). Sonderbehandlung 
der vorſätzlichen unerlaubten Handlung §§ 273 Abſ. 2, 393, 1000, 1007; 
der ſtrafbaren Handlung §§ 992, 1007, 2025. 

a. Liegt Verſchulden. d. h. Handeln in Kenntniß oder Kennenmüſſen des 
verletzenden Erfolges der Handlung vor, ſo kommt es regelmäßig nicht 
mehr darauf an, daß auch der verurſachte Schade vorausgeſehen oder 
vorausſehbar iſt (vgl. indeß §§ 826, 252). . 

b. Irrthum über den verlegenden Erfolg der Handlung ſchließt Vorſatz und, 
wenn der Irrthum ſelbſt nicht auf einer zu vertretenden Fahrläſſigkeit 
(§ 276) beruht, auch Fahrlaſſigkeit aus. 4 

i 5 Widerrechtlich ift jeder Eingriff in eine fremde Rechts⸗ 

phäre, 

a. ſofern nicht der Handelnde objektiv zu dem Eingriffe berech⸗ 
tigt war. Auf die objektive Widerrechtlichkeit, nicht auf das Bewußt⸗ 
ſein des Handelnden von der Rechtswidrigkeit kommt es an, RG. 50 66. 
Die Berechtigung zum Eingriffe kann beruhen: 

a. auf Rechtsgeſchäft, innerhalb der der rechtsgeſchäftlichen Freiheit ge- 
zogenen Schranken §§ 134, 138; 

p. auf Geſetz (Vormundſchaft, Amtsausübung ꝛc.; zuläffige Ausübung 
des Nachbarrechts § 906); 

J. auf dem Willen des Verletzten, der den Eingriff in erlaubter Weiſe 
(ogi. andererſeits § 823 Note B. II) geſtattet hat, z. B. durch Theil- 
nahme an Spiel, Sport ꝛc. Eine Verletzung, die trotz Beobachtung 
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Vorbemerkung zum der Spielregeln erfolgt, ift nicht widerrechtlich. Vgl. au 828 
25. Titel. Note 1 (Spiel der Schulknaben). 5 = 
b. ſofern nicht das Geſetz in einzelnen Fällen einen an ſich un⸗ 
berechtigten Eingriff als nicht widerrechtlich erklärt: 
a. Nothwehr § 227; 
8. 1 (Rothrecht des § 904) und Selbſtſchutz gegen fremde Sachen 


7. Erlaubte Selbſthülfe $$ 229 ff.; unverſchuldeter Irrthum über die Er⸗ 
laubtheit der Selbſthülfe § 231. 

3. Konkurrirendes Verſchulden vgl. § 254. 

III. Ein Schade. 

1. Vermögensſchade ift gemäß 89 249 ff. zu erſetzen. Derſelbe um⸗ 
faßt insbeſondere auch den entgangenen Gewinn in dem in $ 252 beſtimmten 
Umfange. Wegen der Nachtheile für den Erwerb und das Fortkommen des 
Verletzten § 842. 

2. Nichtvermögensſchade iſt regelmäßi gemäß § 249 Satz 1 durch 
Herſtellung des Zuſtandes, welcher ohne den ende Umſtand beſtehen 
würde, zu erſetzen. (Vgl. z. B. § 12 Note A IV 2b (.) Iſt dieſe Herſtellung 
Ds fo tritt Gelderjag nur in den Ausnahmefällen des § 847 ein; 
vgl. 3. 

IV. Urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen Schaden und Handlung. 

Urſächlicher Zuſammenhang iſt nur gegeben, wenn und ſoweit ohne die 
905 Be Handlung der Schaden nicht eingetreten wäre; vgl. §§ 249, 848, 
287 Note 2. ę 

1. Mitſchuld des Verletzten in ihrer Einwirkung auf den Kauſal⸗ 
zuſammenhang vgl. $ 254. 

2. Beweis des Kauſalzuſam menhanges. 

Das BGB. kennt auch für Schadenserſatzanſprüche aus unerlaubten Hand⸗ 
lungen keine Vermuthungen dafür, aß, wenn eine unerlaubte Hand⸗ 
lung und ein Schaden dargethan iſt, auch ein Kauſalzuſammenhang zwiſchen 
beiden beſteht (vgl. RG. 8 167). Vielmehr muß der Kläger dieſen Zuſam⸗ 
menhang nachweiſen. RG. JW. 1902 Beilage ©. 212. Dabei bedarf es in⸗ 
deß nicht, wenn die Möglichkeit des Zuſammenhanges gegeben iſt, einer 
Aufklärung des Urſachenzuſammenhanges in allen ſeinen Gliedern, ſon⸗ 
dern es kann der Zuſammenhang auch angenommen werden, wenn der 
konkrete Hergang nicht feſtgeſtellt iſt und verſchiedene Alternativen übrig 
bleiben; insbeſondere genügt die negative Feſtſtellung, daß nach menſchlicher 
Erfahrung mit Rückſicht auf die Sachlage eine Verurſachung durch andere 
Faktoren ausgeſchloſſen erſcheint. RG. 29 139. 

Der Kauſalzuſammenhang wird auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß 
der Schade zunächſt durch eine freie Handlung des Beſchadigten (Klägers) 
entſtanden, dieſe Handlung aber zur Abwendung einer durch die Schuld des 
Beklagten verurſachten oder ſonſt von ihm zu vertretenden (z. B. § 833 
Note la RG. 50 219) Gefahr vorgenommen ift. RG. 29 120. 

D. Erſatzberechtigt ift grundsätzlich nur der unmittelbar Geſchädigte; 
dies auch im Falle des § 826. Ausnahmen §§ 844 — 846. 

E. Sondervorſchriften für die Schuldverhältniſſe aus unerlaubten Hand⸗ 
lungen (val. zu B.): 

1. die Deliktsfähigkeit § 827—829; 

2. die Verfährung § 852; 

3. das Zurückbehaltungsrecht §§ 273 Abſ. 2, 1000, 1007; 

4. die Aufrechnung § 393; 

5. die Haftung des Anſtifters und des Gehülfen § 830; 

6. 5 8 5 der Erſatzpflicht auf nicht vermögensrechtlichen Schaden 

emäß § 847; 
2 7. die Haftung des Geſchäftsherrn für feine Angeſtellten § 831; 
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8. die Verbindlichkeit der Ehefrau aus unerlaubten Handlungen mit Rück⸗ 
ſicht auf das eheliche Güterrecht $$ 1411 ff.; 1459 ff.;, 1525. 

9. International-privatrechtliche Regeln EG. Art. 12; 

10. Wegen des Gerichtsſtandes für Klagen aus unerlaubten Handlungen 
CRO. § 32. Vgl. Titelvorb. Note A. 

F. Konkurrenz der Auſprüche aus einer unerlaubten Handlung mit dem 
Anſpruch aus einem anderen zwiſchen den Parteien beſtehenden Rechts ver- 

ältniſſe. 

i J. Die konkurrirenden Anſprüche. Ein Thatbeſtand, welcher von 

dem Geſetz unter einem anderen Geſichtspunkt als dem der unerlaubten 

Handlung geregelt iſt, zugleich aber die Merkmale der unerlaubten Hand⸗ 

lung i. S. des 25. Titels enthält, erzeugt neben dem Anſpruch aus dem 

ſonſtigen Rechtsverhältniß auch den Anſpruch aus der unerlaubten Hand⸗ 
lung. Beide Anſprüche ſind indeß inſofern materiell identiſch, als jede 

Leiſtung, welche auf einen der Anſprüche bewirkt wird, zugleich den durch 

den Thatbeſtand verurſachten Schaden vermindert und demgemäß auch der 

Erfüllung des anderen Anſpruchs dient. Unerheblich iſt es dabei, ob Per⸗ 

ſo nenidentität der ſchadenserſatzpflichtigen Perſonen für beide Anſprüche 

vorliegt oder nicht. — Eine Konkurrenz der Anſprüche aus unerlaubter and- 
lung und aus dem ſonſtigen unter den Parteien beſtehenden Rechtsverhält⸗ 

nijje kann namentlich eintreten in den Fällen § 687 Abſ. 2; § 951. 

II. Der zu vertretende Grad von Sorgfalt. Der Einfluß des 
unter den Parteien beſtehenden ſonſtigen Rechtsverhältniſſes zeigt ſich darin, 
daß, inſoweit die obwaltende Fahrläſſigkeit nach dem Inhalte des konkreten 
Schuldverhältniſſes nicht zu vertreten ift (§ 276 f.), eine widerrechtliche 
Verletzung und damit eine unerlaubte Handlung ausgeſchloſſen ift. Zu be⸗ 
achten bleibt, daß die Haftung wegen Vorſatzes gemäß $ 278 Abſ. 2 im 
Voraus nicht erlaſſen werden kann. 

III. Die rechtswidrige Nichterfüllung einer Verbindlichkeit iſt 
an und für ſich, ſelbſt wenn ſie ſchuldhaft iſt, keine unerlaubte Handlung 
i. S. des § 823 Abſ. 1 (vgl. zu § 823 B. V. 2). Sie wird aber zu einer 
ſolchen, wenn zugleich einer der Thatbeſtände der §§ 823 ff. erfüllt ift; ins⸗ 
a alſo, wenn die Verletzung der obligatoriſchen Verbindlichkeit zu⸗ 
glei — 

1. eine ſculdhaſte und rechtswidrige Verletzung der durch § 823 Abſ. 1 ge⸗ 

ſchützten Rechtsgüter darſtellt (4. B. der gegen feine Vertragspflicht aus 

Dienſt⸗ oder Werkvertrag verſtoßende Arzt verletzt zugleich ſchuldhaft und 

widerrechtlich das Leben ꝛc. feines Patienten; der Entleiher verletzt ſchuld⸗ 

haft und widerrechtlich unter Verſtoß gegen ſeine Vertragspflicht das 
Eigenthum des Verleihers oder des dritten Eigenthümers); 

2. einen Verſtoß gegen ein den Schutz eines Anderen bezweckendes Geſetz 
bildet (§ 823 Abſ. 2), z. B. der bevollmächtigte Beauftragte verfügt ent⸗ 
gegen ſeiner Verpflichtung aus dem Auftrag abſichtlich zum Nachtheile 
eines Auftraggebers über deffen Vermögensſtücke (StGB. § 266 Abſ. 2) 
oder der Armeelieferant verletzt das (mit Rückſicht auf die Gemeinge⸗ 
fährlichkeit des Verhaltens) zum Schutze des kontrahirenden Staates be- 
ſtehende Strafgeſetz des § 329 StrGB.; ferner z. B. wenn Betrug (Str.⸗ 
GB. § 263) vorliegt; 

3. eine vorſätzliche gegen die guten Sitten verſtoßende Schädigung des 
Anderen darſtellt ($ 826), z. B. der Schuldner leiſtet nicht, um feinen 
Gläubiger in Konkurs zu treiben. 

G. Sonſtige Fälle der Schadenserſatzpflicht außerhalb eines zwiſchen 
den Parteien beſtehenden beſonderen Rechtsverhältniſſes. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

., Nichtrechtzeitige Konkursanmeldung ſeitens des Vorſtandes bzw. der 

Liquidatoren einer juriſtiſchen Perſon im Verhältniſſe zu den Gläubigern 

89 42, 53, 86, 89. 

H. Neumann, Handausgabe des BGB, I. 3. Aufl. 33 
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2. Culpa in contrahendo (vgl. RG. IW. 1901 S. 229 10) §§ 122, 179 
Abſ. 2, 307, 309, 694. Vgl. Borb. zu §§ 276 ff. Note 2. 

3. Selbſtſchutz gegen fremde Sachen bei ſelbſtverſchuldeter Gefahr § 228. 
i E o auf Grund irrthümlich angenommener Berechtigung zu der⸗ 
elben d 12 

55 Verſtoß gegen die Anzeigepflicht bei Nichtannahme eines Auftrags gemäß 
663 


6. Ausſtellung von Inhaberpapieren ohne die erforderliche ſtaatliche Ge⸗ 
nehmigung § 795. 

T. Geſchäftsführung wider den Willen des Geſchäftsherrn § 678. 

8. Unbegründete Ablehnung einer Vormundſchaft, Gegenvormundſchaft, 
Pflegſchaft, Beiſtandſchaft $ 1787, 1792, 1897, 1915, 1694. 

9. Analoge Anwendung der für Schuldverhältniſſe beſtehenden Vorſchriften 
in den Fällen der quaſikontraktlichen Verhältniſſe etwa bei Zuwiderhandlung 
gegen öffentlich⸗ rechtliche Verpflichtungen, z. B. der Zollbehörde in An- 
ſehung der Verwahrung der zur zollamtlichen Behandlung ihr übergebenen 
Sachen, vgl. RG. IW. 1901 S. 228 7. Seuff. 57 101. 

Vgl. ferner §§ 676, 682, 992, 2025. 

II. Sonſtiges Reichsrecht (EG. Art. 32). 

Die Konkurrenz des Erſatzanſpruchs aus den $$ 823 ff. mit dem Erſatz⸗ 
anſpruch aus den deliktiſchen Thatbeſtänden der übrigen Reichsgeſetze ift 
ausgeſchloſſen. Dieſe gehen als die engeren Thatbeſtände den allgemeineren 
des BGB. vor. In dieſem Falle beſtimmen fih regelmäßig (vgl. indeß 
EG. Art. 4) aber nicht nur die Vorausſetzung, ſondern auch Inhalt und 
Umfang des Erſatzanſpruchs lediglich nach den beſonderen Vorſchriften der 
beſonderen Reichsgeſetze (Liszt, Deliktsobligationen S. 46). Aus dem 
ſonſtigen Reichsrechte kommen, außer anderen, namentlich folgende Vor⸗ 
ſchriften in Betracht: 

1. Die Vorſchriften über die Buße bei Beleidigungen und Körper⸗ 
verletzungen StGB. §§ 188, 231; vgl. auch StrPD. §§ 443 — 446. 

2. Die Vorſchriften über Schadenserſatz und Buße wegen Ver⸗ 
letzung eines Urheberrechts oder Patentrechts: 

a. Geſ., betr. das Urheberrecht an Werken der Literatur und der Tonkunſt 
v. 19. Juni 1901 (RGBl. S. 227) 88 36 ff., 40, (3 357); 

D. Gef., betr. das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte v. 9. Ja- 
nuar 1876 (RGBl. S. 4) § 16; 

€. Gef., betr. den Schutz der Photographien gegen unbefugte Nachbildung 
v. 10. Januar 1876 (RGBl. S. 8) $ 9 (der Entwurf eines neuen dies⸗ 
bezüglichen Geſetzes iſt Juli 1902 hekannt gegeben); 

d. Geſ., betr. das Urheberrecht an Muſtern und Modellen, v. 11. Januar 
1876 (RGBl. S. 11) § 14; 

e. Pat. Geſ. v. 25. Mai 1877/7. April 1891 (RGGBl. 1877 S. 501; 1891 S. 79) 
88 34—39; 

f. Ges zum Schutze der Waarenbezeichnungen v. 12. Mai 1894 (RGBl. 
S. 441) 88 14—18. 

3. Aus dem Handelsgeſetzbuch, insbeſondere die Vorſchriften über 

a. unerlaubte Firmenführung HOB. § 37; 

b. das Verhältniß beim nd HGB. § 82; 

c. die Buchführungspflicht der Handelsmäkler HGB. § 103; 

d. 95 512 f i bei Aktien⸗ und Aktien⸗Kommanditgeſellſchaften HGB. 

4. Die Vorſchriften des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbes vom 24. Mai 1896. — (RGB. S 145) 3 329. 

85 1 Huf Gewerbeordnung. 

. Die Vorſchriften des Haftpflichtgeſetzes vom 7. Juni 1871 (zu EG. 
Art. 42). 3311. Hatte > : 
7. Die Vorſchriften der verſchiedenen Unfallverſicherungsgeſetze (vgl. 3 
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§ 823. Wer vorſätzlich oder fahrläſſig das Leben, den Körper, 
die Geſundheit, die Freiheit, das Eigenthum oder ein ſonſtiges Recht 
eines Anderen widerrechtlich verletzt, ift dem Anderen zum Erſatze des 
daraus entſtehenden Schadens verpflichtet. 

Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den 
Schutz eines Anderen bezweckendes Geſetz verſtößt. Iſt nach dem 
Inhalte des Geſetzes ein Verſtoß gegen dieſes auch ohne Verſchulden 
möglich, ſo tritt die Erſatzpflicht nur im Falle des Verſchuldens ein. 


272 E.) gehören hierher, ſoweit die auf denſelben beruhenden Anſprüche 
überhaupt als Delikts⸗ oder Quaſideliktsanſprüche aufzufaſſen find. 

8. Schadenserſatzanſpruch wegen der Vollſtreckung aus einer nur vorläufig 
vollſtreckbaren oder unter Vorbehalt ergangenen Entſcheidung vgl. CPO. 
§§ 302, 600, 717, 945; indeß CRD. § 541; Schadenserſatzpflicht des zur 
Prozeßführung ohne Vollmacht einſtweilen zugelaſſenen Vertreters CPO. § 39. 

9. Börſengeſetz vom 22. Juni 1896 §§ 43 f. Unrichtige Angaben des Pro⸗ 
ſpekts über Werthpapiere, die zum Börſenhandel zugelaſſen ſind; vgl. Seuff. 
56 220; RG. 46 83. 

III. Landesgeſetzliche Vorbehalte. 

1. Grundſtücksbeſchädigung durch Bergbau EG. Art. 67. 

2. Jagd, Fiſcherei, Wildſchaden EG. Artt. 69—72. 

3. Haftung des Staates zc. für den in Ausübung des Amtes durch die 
Beamten verurſachten Schaden EG. Art. 77. 

4. Haftung der Beamten für Stellvertreter und Gehülfen EG. Art. 78. 

5. Haftung der Grundſtückstaxatoren EG. Art. 79. 

6. Abſpenſtigmachen von Geſinde EG. Art. 95. 

7. Erweiterte Schadenserſatzpflicht des Unternehmers eines mit gemeiner 
Gefahr verbundenen Betriebs EG. Art. 105. 

8. Haftung des Unternehmers einer Anlage oder eines Betriebs auf einem 
dem offentlichen Gebrauche dienenden Grundſtücke EG. Art. 106. 

9. Zuwiderhandlung gegen ein zum Schutze von Grundſtücken erlaſſenes 
Strafgeſetz EG. Art. 107. 

10. Zuſammenrottungen, Auflauf, Aufruhr EG. Art. 108. 


§ 823. A. Allgemeiner Inhalt des 8 823. 
J. § 823 gewährt einen Schadenserſatzanſpruch als civilrechtlichen Schutz 
1. gegen rechtswidrige ſchuldhafte Eingriffe in die in Abſ. 1 bezeichneten 
Rechtsgüter; x 
2. gegen Eingriffe, welche einen Verſtoß gegen die dem Schutze des Be- 
ſchädigten bezweckenden Geſetze bilden, ohne Rückſicht darauf, ob die Ver⸗ 
letzung gerade die in Abſ. 1 geſchützten oder andere Rechtsgüter betrifft. 
Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß die Schadenserſatzpflicht zugleich aus Abſ. 1 
und aus Abſ. 2 a tft. 
II. Das in § 823 aufgeftellte Prinzip erfährt inſofern eine Ergänzung, als 
in den §8 824—826 Schadenserſatzanſprüche an Thatbeſtände geknüpft wer: 
den, bei denen weder die Verletzung eines der in § 823 Abſ. 1 aufgeführten 
Rechtsgüter noch ein Verſtoß gegen ein Schutzgeſetz vorliegt. 
III. Wegen der Klage auf Unterlaſſung der ſchädigenden Handlung für 
die Zukunft vgl. Titelvorb. Note B 2. 
B. Zu Abſatz I. 
„I. Leben vgl. StrößB. § 206 Zweikampf (Str&B. § 210, vgl. § 830 Abs. 2); 
en S 5 9 222 Verbrechen und Vergehen wider das Leben; BGB. 
II. Körper und Geſundheit StrößB. § 207 Zweikampf; StrOB. 
95,223 ff. Körperverletzung; BGB. SS 843, 845—3847. Ueber die Pflichten 
und Haftung eines Radfahrers RG. 48 343. — Haftung der Gemeinde für 
33 * 


I. Die Deliktsthatbeſtände. 

1. Schulbhafte u. wider⸗ 

rechtliche Verletzung 

der geſchützten Rechts⸗ 
güter und Rechte. 


2. Schuldhafter Verſtoß 
gegen ein Schutzgeſetz. 


8 823. 
(Rote B.) 
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mangelhafte Beleuchtung von Verkehrswegen vgl. RG. JW. 1900 S. 16438, 
Os G. 4 283. Mangelnde Treppenbeleuchtung ꝛc. vgl. NG. JW. 1901 S. 287°. 
III. Freiheit StrSB. 88 234 ff.; namentlich alfo auch ſtrafbare Nöthi⸗ 
gung Str SB. § 240, BGB. § 845. Nicht aber kann unter den Begriff der 
Freiheitsverletzung im Sinne des $ 823 Abſ. 1 ſchon jede die freie Willens⸗ 
beſtimmung eines Anderen irgendwie beeinfluſſende Einwirkung geſtellt wer⸗ 

den, vgl. NG. JW. 1901 S. 351. Vgl. auch Note e 

IV. Eigenthum BGB. $$ 903 ff., StrSB. 88 242 ff. Diebſtahl und 
Unterſchlagung; SttSB. §9 303 ff. Sachbeſchädigung. — Vgl. indeß die Ein⸗ 
ſchränkung der Haftung aus unerlaubter Handlung zu Gunſten des Beſitzers, 
welcher ſich den Beſitz weder durch verbotene Eigenmacht noch durch eine 
ſtrafbare Handlung verſchafft hat. § 992 Note 1. — Klage der Nachbarn 
auf Einſtellung des ihr Eigenthum beeinträchtigenden behördlich geduldeten 
Bordellbetriebs, Seuff. 56 355; vgl. auch RG. 50 227. 

V. Sonſtiges Recht eines Anderen. 

Ein „ſonſtiges Recht“ iſt nur in Verbindung mit Eigenthum, nicht auch 
in Verbindung mit den Rechtsgütern des Lebens, Körpers, der Geſundheit 
und Freiheit zu verſtehen. Andere Rechtsgüter, insbeſondere alſo die Ehre, 
ift demnach nicht durch § 823 Abſ. 1, ſondern nur durch Abſ. 2 geſchützt; 
vgl. auch § 824 Note 1. 

1. Die durch Abſ. 1 geſchützten „ſonſtigen Rechte!. 

Beſtritten ift, ob fih § 823 Abſ. 1, abgeſehen von den daſelbſt erwähnten 
auch noch auf andere aus der Perſönlichkeit folgende Rechts⸗ bzw. Lebens⸗ 
güter bezieht, oder ob der daſelbſt verwendete Begriff des „ſonſtigen Rechtes“ 
wegen der Wortverbindung „CEigenthum oder ein ſonſtiges Recht 
eines Anderen“ ausſchließlich wirkliche ſubjektive Rechte umfaſſen fol. Vgl. 
auch § 824 Note 1. à 
a. Es fallen danach jedenfalls unter § 823 Abſ. 1 die gegen Jedermann 

geſchützten (abſoluten) Rechte des Privatrechts: 

a. die dinglichen Rechte an der Sache: das Erbbaurecht vgl. § 1017 
Abſ. 2; die Grunddienſtbarkeit vgl. $$ 1027, 1029; der Nießbrauch 
88 1065, 1068, 1085; die beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit §§ 1090, 
1027; die Hypothek, die Grund⸗ und Rentenſchuld §§ 1134, 1192, 
1199; Reallaſt § 1107, Pfandrecht § 1227; 

3, der Beſitz vgl. $ 862; StrGB. § 242; — vgl. Note IV; 

J. die (familienrechtlichen) Status rechte (vgl. StGB. § 169); 

6. Namenrecht § 12, Firma HGB. § 17 ff., § 37 Abſ. 2; vgl. § 12 
Note A VII und B; 

e. das fog. geiſtige Eigenthum: Urheber-, Marken-, Patent- und Muſter⸗ 
ſchutzrechte (vgl. Titelvorb. G. II 2). — Ueber das Recht an nicht an⸗ 
gemeldeten oder patentirten Erfindungen vgl. RG. 29 50 ff. 

b. Aber darüber hinaus werden als durch Ab}. I geſchützte Rechte auch die 
dem öffentlichen Rechte angehörenden Rechte unterſtellt, ſo das Recht auf 
Ausübung des Gewerbebekriebs, RG. JW. 1902 Beil. S. 228 (Boykott 
eines Arztes). 

2. Unter die „ſonſtigen Rechte“ des Abſ. 1 fallen nicht die 
obligatoriſchen Rechte (beſtr.; vgl. auch Vorb. zum II. Buche Note 4; 
Borb. vor $ 504 Note I 1a; Note 1 zu 88 497—503. 

a. Inſoweit der Schuldner ſelbſt jeine Vertragspflicht verletzt, 
iſt das Rechtsverhältniß erſchöpfend in dem allgemeinen Theile des 2. Buches 
geregelt. Die im Obligationenrechte vorgeſehene dispoſitive Regelung be⸗ 
ſtimmt auch den Inhalt des Schuldverhältniſſes für die Fälle von Fahr- 
läſſigkeit und Vorſatz des Schuldners (YY 275 ff.). 

b. Inſoweit ein Dritter in das Schuldverhältniß eingreift, 
richtet ſich der Eingriff unmittelbar und zunächſt nur gegen den gegen⸗ 
wärtigen Träger des verletzten Rechtsguts, nicht gegen denjenigen, welcher 
an demſelben erſt vermöge eines beſtehenden Schuldverhältniſſes ein nur 
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mittelbares Intereſſe hat. Die unerlaubte Handlung des Dritten ſtellt 

ſich für das Schuldverhältniß, in welchem der Verletzte ſteht, als Zufall 

dar. Hieraus ergiebt ſich: 2 r 

a Gattungsſchulden ($$ 279, 275) werden nicht berührt, wenn dem 
Verletzten durch die unerlaubte Handlung die Mittel zur Erfüllung 
ſeiner Verbindlichkeit genommen werden; der Verletzte kommt als 
Schuldner in Verzug. Die durch den Verzug entſtehenden Anſprüche 
des Gläubigers (XE 286 ff.) gegen den Verletzten gehören zu dem von 
dem Thäter dem Verletzten zu erſtattenden Schaden. 

8. Auf Speziesſchulden findet $ 281 ($ 323 Abſ. 2) Anwendung. Für 
den Umfang des dem Verletzten gegen den Thäter zuſtehenden Schadens⸗ 
erſatzanſprüchs ift zu berückſichtigen, daß der Verletzte in Folge des 
Schuldverhältniſſes zugleich fremdes Intereſſe vertritt (vgl. RG. 40 
189). Der Thäter kann ſich nicht auf ein beſtehendes Schuld⸗ 
verhältniß zu ſeinen Gunſten berufen, z. B. darauf, daß bie noch 
nicht übergebene Kaufſache von dem Verletzten unter dem, vielleicht 
inzwiſchen geſtiegenen, Werthe verkauft ſei. 

c In den Fällen zu a und b kann indeß eine nach § 823 Abſ. 2 bzw. nach 
8 826 gegen den Gläubiger gerichtete, dieſem gegenüber zum Schadenserſatze 
verpflichtende, unerlaubte Handlung vorliegen. Vgl. Titelvorb. F. III. 
Ueber die vorſätzliche oder fahrläſſige Verhinderung einer Perſon von 
einer ihr zuſtehenden rechtlichen Befugniß Gebrauch zu machen vgl. RG. 
50 195. (Wegnahme eines dem Adreſſaten zugegangenen aber ihm 
noch nicht bekannt gewordenen Antrags durch den Antragenden.) 

C. Zu Abſ. 2. 

J. Die unter Abſ. 2 fallende Schadenszufügung. 

Nach Abſ. 2 ift der durch Uebertretung eines gez oder verbietenden Ge- 
ſetzes entſtehende Schade zu erſetzen, deſſen Verhütung das übertretene Geſetz 
bezweckt. Die Vorſchrift gewährt alſo einen Schadenserſatzanſpruch Allen, 
welche in Folge der Vernachläſſigung des Ge- oder Verbots einen Schaden 
erleiden, dem dieſes Geſetz vorbeugen wollte. Die Zweckbeſtimmung des 
einzelnen Geſetzes iſt durch Auslegung feſtzuſtellen. Vgl. Küntzel, Gruchot 
40 677 f.). Es kommt nicht darauf an, ob der das Schutzgeſetz Verletzende 
beſtimmte Folgen ſeines Verhaltens vorausſehen mußte, ſondern nur dar- 
auf, ob er in ſchuldhafter Weiſe (vgl. Titelvorb. C) das Schutzgeſetz über⸗ 
treten hat. RG. JW. 1902 S. 12. 

II. Schutzgeſetze. l 

1. Erforderniß für die Anwendbarkeit des AbT. 2 ift überhaupt, 
daß das übertretene Geſetz ein zwingendes Geſetz iſt, ſo daß Zuwider⸗ 
handlungen gegen die dispoſitiven Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes 
nicht unter Abſ. 2 fallen. — Zu den Schutzgeſetzen des Abſ. 2 gehoren auch 
diejenigen Vorſchriften nicht, welche den Inhalt eines durch Geſetz oder Rechts⸗ 
9935 begründeten Schuldverhältniſſes poſttiv oder negativ beſtimmen. Vgl. 
§ 1833 Note 1, § 1980 Note 4, 5. . 

2. Zu den Schutzgeſetzen gehören außer vielen Strafvorſchriften (namentlich 
z. B. StrGB. § 253 Erpreſſung, vgl. RG. JW. 1901 S. 351, § 263 Betrug), 
auch viele Geſetzesvorſchriſten, welche eine Strafe nicht androhen; z. B. das 
Chikaneverbot des $ 226, vgl. auch § 826 Note 6. Vgl. ferner SS 858, 904, 
909. Vgl. auch RG. JW. 1901 ©. 316°. Schadenserſatzanſpruch gegenüber 
einem rechtskraftigen auf Meineid beruhenden Urtheile RG. 46 75. Zu den 
Schutzgeſetzen gehören insbeſondere auch die von den Polizeibehörden inner⸗ 
halb ihrer Zuſtändigkeit rechtswirkſam erlaſſenen Polizeiverordnungen, vgl. 
3. B. RG. IW. 1902 Beilage S. 221 und § 903 Note B. 11d. Ob die 
Unterlaſſung der Ueberwachung einer zur Wahrnehmung einer polizeilich 
gebotenen Handlung beſtellten Perſon ein Verſchulden darſtellt, iſt von Fall 
zu Fall zu beurtheilen. Vgl. RG. Al 211, SW. 1901 S. 33729 (vgl. § 831 
Note 1). — Ob Uebertragung der zunächſt dem Eigenthümer obliegenden 


§ 823. 


Note C.) 


§ 823. 
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Vorſichtsmaßregeln auf einen geeigneten Dritten Verſchulden des Eigen⸗ 
thümers ausſchließt, iſt nach der Lage des einzelnen Falles zu beurtheilen. 
Vgl. RG. Al 211, JW. 1901 S. 3147, 1902 Beil. S. 221; vgl. auch $ 831 Note !. 

Unfallverhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften, obwohl keine 
Schutzgeſetze, können für die Frage des Verſchuldens von Bedeutung ſein, 
RG. IW. 1902 S. 12. 

III. Nur ein verſchuldeter Verſtoß gegen das Schutzgeſetz begründet die 
Schadenserſatzpflicht. Vgl. hierzu Note I und Litelvorb. Note C. I und II. 
Gegenüber der objektiven Nichtbefolgung des Schutzgeſetzes liegt dem Thäter 
der Entſchuldigungsbeweis ob, der z. B. dahin gehen kann, daß er eine 
geeignete Perſon zur Bewirkung der gebotenen Handlung beſtellt und daß 
die Handlung trotz geeigneter Beaufſichtigung unterblieben ift. Vgl. RG. 
IW. 1902 Beil. ©. 221. 

IV. Aus der Judikatur im Einzelnen ift zu vergleichen: 

1. Str B. § 366 Nr. 9 (Verkehrshinderniſſe auf Straßen ꝛc.) bezweckt 
die Freihaltung der Paſſage, nicht Schutz gegen das Scheuen von Pferden 
Stra. 81 34, und bezieht ſich nur auf die Aufſtellung zc. von beweglichen 
Sachen, nicht auf eine mit dem Grund und Boden dauernd verbundene 
Anlage, RG. 47 328, JW. 1901 S. 89 25. 

2. Str B. § 366 Nr. 10 (Polizeiverordnungen für den Straßenverkehr) 
RG. IW. 1885 S. 19675. 

3. Str B. § 367 Nr. 8 (Schießen an öffentlichen Orten) RG. IW. 1902 
Beil. S. 220. 

4. StrGB. § 367 Nr. 11 (wilde oder bösartige Thiere) RG. JW. 1897 
S. 197, 1900 S. E 

5. StrG B. § 367 Nr. 12 (unverdeckte und unverwahrte Oeffnungen ꝛc.) 
nicht zu beziehen auf alle Orte, wohin Menſchen möglicherweiſe, ſelbſt ver⸗ 
botswidrig, gelangen können, ſondern nur auf Orte, wo Menſchen hinzu⸗ 
kommen pflegen oder an welchen Menſchen nach den gewöhnlichen Verhält⸗ 
niſſen und erlaubter Weiſe verkehren, DOTr. 45 210, 65 45, ROH. 14 426, 
RG. 34 33, 44 176, JW. 1895 S. 17131, 1896 S. 139), 426, 2880, 1897 
S. 6246, 1898 S. 25%, 25120, 3728, 1901 S. 19723, 31476, 3732. Auf- 
hebung des Verſchluſſes während beſtimmungsgemäßen Gebrauchs der Oeffnung 
RG. IM. 1902 S. 11. Weg längs des Waſſers JW. 1902 Beil. S. 231. 
— Geländerloſe Treppe RG. 44 176. — Gräben: Verantwortlichkeit des 
Inhabers der gefährlichen Anlage, nicht gerade des Eigenthümers bzw. 
des ihm zur Unterhaltung S i RG. 25 53. — Begriff von 
Oeffnungen und Abhängen RG. 34 32. — Der Schutz von Menſchen, nicht 
von Thieren iſt bezweckt OTr. 60 17. 

6. Str B. § 367 Nr. 14 (Bauen zc. ohne die erforderlichen Sicherungs⸗ 
maßregeln) als den Schutz Anderer bezweckend NG. 17 105; entgegengeſetzt 
RG. 38 183, vgl. ferner NG. 6 261, 37 203, 44 176, JW. 1900 S 672°° 
und für das neue Recht JW. 1902 Beil. S. 231. Unter Nr. 14 fällt auch 
der Abbruch eines Hauſes, NG. JW. 1900 ©. 6729, Seuff. 56 43; die Lez 
gung einer Thonröhrenleitung, einer Kabelleitung unter der Erde, RG. JW. 
1901 S. 89%, Gruchot 37 1001; Uebertragung der Verantwortung auf einen 
Dritten zuläſſig, RG. A1 211. 

7. Steh 1307 Nr. 15 (Bauen ohne oder gegen den genehmigten Bau- 
plan) RG. Gruchot 39 428; über den Begriff „Bauherr“ vgl. auch RG. 45 4. 

8. Str B. § 368 Nr. 4 und 8 lunterlaſſene Inſtandhaltung der Feuer: 
ſtätten ꝛc., Zuwiderhandlung gegen feuerpolizeiliche Anordnungen) RG. JW. 
1899 S. 37624, 1901 S. 314%. 

9. RGemd. 89 135 f. (Beſchränkung der Arbeit jugendlicher Perſonen) be⸗ 
zweckt auch Verhütung von Beſchädigungen durch Unfall RG. 23 34. 

10. Eiſenbahnbetriebsreglement lex contractus, nicht ein Schadens: 
verhütung bezweckendes Geſetz RG. 15 156. Vgl. $ 631 Note VI. 

11. Wegen der Anſprüche aus dem Nachbarrechte ($ 912) RG. 38 307, 
IW. 1898 S. 444 Nr. 32. 
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§ 824. Wer der Wahrheit zuwider eine Thatſache behauptet oder 
verbreitet, die geeignet iſt, den Kredit eines Anderen zu gefährden 
oder ſonſtige Nachtheile für deſſen Erwerb oder Fortkommen herbei⸗ 
zuführen, hat dem Anderen den daraus entſtehenden Schaden auch 
dann zu erſetzen, wenn er die Unwahrheit zwar nicht kennt, aber 
kennen muß. 

Durch eine Mittheilung, deren Unwahrheit dem Mittheilenden un⸗ 
bekannt iſt, wird dieſer nicht zum Schadenserſatze verpflichtet, wenn 
er oder der Empfänger der Mittheilung an ihr ein berechtigtes In⸗ 
tereſſe hat. 

§ 825. Wer eine Frauensperſon durch Hinterliſt, durch Droh⸗ 
ung oder unter Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhältniſſes zur Ge⸗ 
ſtattung der außerehelichen Beiwohnung beſtimmt, iſt ihr zum Erſatze 
des daraus entſtehenden Schadens verpflichtet. 

8 826. Wer in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe 
einem Anderen vorſätzlich Schaden zufügt, iſt dem Anderen zum Er⸗ 
ſatze des Schadens verpflichtet. 


V. Haftung des geſetzlichen Vertreters. 

Die Verantwortlichkeit für die Befolgung eines Gebots (3. B. das Beſtreuen 

der Bürgerſteige bei Glatteis durch den Hauseigenthümer) trifft nicht den⸗ 
jenigen, dem von Geſetzeswegen die Sorge für ſeine Angelegenheiten ent⸗ 
zogen iſt, ſondern denjenigen, dem ſie kraft Geſetzes obliegt, alſo den geſetz⸗ 
lichen Vertreter. Vgl. Mot. II S. 733 f. — Haftung der juriſtiſchen 
Perſon § 31. 
8 824. 1. Die Ehre ift an fih kein Recht, ſondern ein Rechtsgut, das 
indeß nicht zu den durch § 823 Abſ. 1 geſchützten Rechtsgütern gehört. Eine 
Verletzung der Ehre würde demnach nur unter den Vorausſetzungen des 
$ 823 Abſ. 2 in Verbindung mit StrGB. § 185, 186, 187 bzw. unter den 
Vorausſetzungen des $ 826 einen Schadenserſatzanſpruch des Verletzten be⸗ 
gründen konnen. Das Strafgeſetzbuch aber ſtellt nur die vorſätzliche 
Kreditgefährdung mittelft unwahrer Nachrede ($ 187) unter Strafe und Buße 
§ 188. Demgegenüber erſtreckt $ 824 (in Ergänzung des Strafgeſetzbuchs 
„auch dann“) die Schadenserſatzpflicht auf die fahrläſſige Kreditge⸗ 
fährdung. Beweislaſt für Kenntniß ($ 823 Abi. 2, StrGB. § 187) bzw. 
Kennenmüſſen ($ 122 Abſ. 2) dem Geſchädigten. 

2. Ab. 2 enkſpricht dem § 193 StrGB., er gewährt dem Mittheilenden, 
dem nicht Kenntniß, ſondern nur fahrläſſige Unkenntniß (Abſ. 1) nach⸗ 
gewieſen iſt, die Einwendung der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen. 

3. Wegen des Umfanges des zu erſetzenden Schadens vgl. § 842. 

8 825. 1. Der Schadenserſatzanſpruch, welcher fh aus StrGB. SS 176, 
177, 179, 182 bzw. aus StrGB. §§ 235—237 (Entführung) in Verbindung 
mit § 823 Abſ. 2 ergiebt, wird durch § 825 für die darin aufgeführten Fälle 
von dem Vorliegen eines ſtrafbaren Thatbeſtandes unabhängig gemacht 
(Sinterlift vgl. StrößB. §§ 181, 223a). Vorausgeſetzt ift, daß ein urſäch⸗ 
licher Zusammenhang zwiſchen der Beiſchlafsgeſtattung und dem Mißbrauche 
des Abhängigkeitsverhältniſſes beſteht, vgl. OLG. 3 210. 
= Neben den (nererblihen und übertragbaren) Anſpruch auf Erſatz des 
danmdgensſchaden; ar auch § 842) tritt der unvererbliche und unübertrag⸗ 

are Anſpruch auf Erſatz immateriellen Schadens gemäß § 847. 

3. Auf den Schadenserſatzanſpruch iſt anzurechnen, was etwa in Gemäß⸗ 
heit der Vorſchriften über die außereheliche Schwängerung ($$ 1715 f.) der 
Geſchwächten geleiftet ift- : 

4. Defloration der Braut $ 1300. 


8. Kreditgefährdung. 


4. Verführung einer 
Frauensperſon. 


5. Unlautere vorſätzliche 
Schadenszufügung. 


Zu §§ 827 . 
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§ 826. 1. Die Zweckbeſtimmung des $ 826 ift, den illoyalen, gegen die 
guten Sitten (vgl. §§ 138, 817, 819; EG. Art. 30) verſtoßenden Schädigungen 
im Verkehrsleben, ohne Rückſicht auf die Natur des verletzten Rechtsguts, 
entgegenzutreten. Solche Schädigungen können insbeſondere auch liegen: 
a. in der Beeinträchtigung bloß thatſächlicher Erwerbsausſichten, z. B. des 

Kundſchaftsverhältniſſes; 

b. in der Ausübung eines formalen Rechtes, wenn vorſatzlich in einer gegen 
die guten Sitten verſtoßenden Weiſe Schaden zugefügt wird, z. B. durch 
Uebertragung einer Rechtes an einen gutgläubigen Erwerber zum Zwecke 
des Abſchneidens von Einwendungen vgl. RG. JW. 1902 Beil. S. 245; 

c. in dem Mißbrauche der Gewerbefreiheit durch gewinnſüchtige Ausbeutung 
oder Vergewaltigung Anderer (vgl. RG. IW. 1901 S. 351); 

d. durch den Nachdruck von Veröffentlichungen, die nicht durch das Urheber⸗ 
rechtsgeſetz geſchützt find, OLG. 4 242 (Rennberichte); 

e. für die Nachbarſchaft in dem (polizeilich geduldeten) Bordellbetriebe. 
Vgl. § 823 Note B IV, § 906 Note 13, RG. 50 227. 

2. Vorſatz (vgl. Titelvorb. C. II 1) bedeutet Vornahme der Handlung in 
Vorausſicht der eintretenden Schädigung. 

3. Die Schadenserſatzpflicht tritt auch ein, wenn die ſchadigende Handlung 
in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Ausübung eines Rechtes beſteht 
(vgl. Titelvorb. F. III 3). 

4. Fraglich iſt, ob § 826 auch auf eine in einem Unterlaſſen beſtehende 
vorſätzliche Schadenszufügung anwendbar, wenn das Unterlaſſen weder gegen 
eine geſetzliche noch gegen eine rechtsgeſchäftliche Pflicht zum Handeln verſtößt. 

5. Ein Anwendungsfall des $ 826 ift die Vorſchiebung eines Stroh: 
manns: 

a. Jemand ſchiebt eine mittelloſe Zwiſchenperſon vor, um zu feinen Gunſten 
beſtellen zu laſſen, in der Abſicht, daß die Leiſtung von der Zwiſchen⸗ 
perſon nicht bezahlt werden ſolle, oder 

b. derjenige, zu deſſen Nutzen die Leiſtung verwendet wurde, weiß von vorn: 
herein, daß der von ihm in eigennütziger Weiſe angenommene Zwiſchen⸗ 
unternehmer zahlungsunfähig fei und daher die Gegenleiſtung nicht bez 
zahlen werde. 

6. Das Verhältniß des § 226 (Chikaneverbot) zu § 826. Die 
gegen § 226 verſtoßende Ausübung eines Rechtes iſt unzuläſſig und fällt des⸗ 
halb, ohne daß es auf den Verſtoß gegen die guten Sitten ankommt, unter 
§ 823 Abſ. 2. Die Schadenserſatzpflicht aus § 826 kann auch dann eintreten, 
wenn die Rechtsausübung zwar auch einen anderen Zweck als den der 
Schadenszufügung haben kann, aber dennoch gegen die guten Sitten verftößt. 

7. In Ergänzung des Geſetzes zur Bekampfung des unlauteren 
Wettbewerbes v. 27. Mai 1896 kann $ 826 eine Schutzwehr gegen illoyale 
850 für den geſchäftlichen Verkehr gewähren. RG. 48 114, JW. 
1 S. 350. 


8. Klage auf Unterlaſſung der ſchädigenden Handlung vgl. Titelvorb. 
Note B. 2. 


1. Regel. Der Menſch als ſolcher iſt für die von ihm vorge⸗ 
nommenen unerlaubten Handlungen verantwortlich. Die Delikts⸗ 
fähigkeit ($$ 827 f.) ift verſchieden von der Geſchäftsfähigkeit vgl. $$ 104 ff. 

2. Ausnahmen: 

a. mit Rückſicht auf den Geiſteszuſtand § 827 vgl. zu § 6; 
b. mit Rückſicht auf das Alter und Taubſtummheit § 328. 

3. Die §§ 827, 828 enthalten ein allgemeines Prinzip für alle Fälle des 
Verſchuldens. Ihre Anwendbarkeit auf Schuldverhältniſſe iſt in § 276 aus⸗ 
drücklich vorgeſchrieben. 
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§ 827. Wer im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder in einem die u. Die die Verantwortlich 


freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung 
der Geiſtesthätigkeit einem Anderen Schaden zufügt, iſt für den 
Schaden nicht verantwortlich. Hat er ſich durch geiſtige Getränke 
oder ähnliche Mittel in einen vorübergehenden Zuſtand dieſer Art 
verſetzt, ſo iſt er für einen Schaden, den er in dieſem Zuſtande 
widerrechtlich verurſacht, in gleicher Weiſe verantwortlich, wie wenn 
ihm Fahrläſſigkeit zur Laſt fiele; die Verantwortlichkeit tritt nicht 
ein, wenn er ohne Verſchulden in den Zuſtand gerathen iſt. 

8 828. Wer nicht das ſiebente Lebensjahr vollendet hat, ift für 
einen Schaden, den er einem Anderen zufügt, nicht verantwortlich. 

Wer das ſiebente, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet 
hat, iſt für einen Schaden, den er einem Anderen zufügt, nicht ver⸗ 
antwortlich, wenn er bei der Begehung der ſchädigenden Handlung 
nicht die zur Erkenntniß der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht 
hat. Das Gleiche gilt von einem Taubſtummen. 

§ 829. Wer in einem der in den $$ 823 bis 826 bezeichneten 
Fälle für einen von ihm verurſachten Schaden auf Grund der $$ 827, 
828 nicht verantwortlich iſt, hat gleichwohl, ſofern der Erſatz des 


E 827. 1. Bewußtloſigkeit zc., insbeſondere Trunkenheit des 

Thäters. 

a. Wer fidh auf die Ausnahmezuſtände des $ 827 (vgl. § 104; Str B. § 51) 
beruft, hat die Bewußtloſigkeit, bzw. den die freie Willensbeſtimmung 
ausſchließenden Zuſtand krankhafter Störung der Geiſtesthätigkeit für 
die Zeit der Begehung der unerlaubten Handlung zu beweiſen. Ent⸗ 
mündigung wegen Geiſteskrankheit hat nur die Bedeutung eines 
thatſächlichen Anhalts für die richterliche Ueberzeugung (CPO. § 286). 

b. Replik des Klägers iſt, daß der Thäter ſich in einen vorüber⸗ 
gehenden Zuſtand der Art durch geiſtige Getränke oder ähnliche Mittel 
(3. B. Morphium, Cocain, Hypnoſe ꝛc.) verſetzt hat. Iſt ein dauernder 
Juſtand durch derartige Mittel herbeigeführt worden, jo bleibt es bei dem 
Ausſchluſſe der Verantwortlichkeit. 

c. Duplik des Beklagten: ſchuldloſes Gerathen in den vorübergehenden 
Zuſtand, z. B. Irrthum über den Stoff, ärztliche Anordnung. 

2. In Fällen, wo konkurrirendes Verſchulden des Beſchädic ten in Frage 
kommt ($ 254), ift § 827 entſprechend anzuwenden vgl. RG. 37 155 ff., 159; 
ferner NG. JW. 1902 Beil. S. 212f. 

$ 828. 1. Wer fih gegenüber der Regel (vgl. zu $$ 827, 828 Note 1) auf 
die die Verantwortlichkeit ausſchließenden Gründe des § 828 beruft, hat das 
Alter unter 7 Jahren und, wenn er fih auf fein Alter von 7—18 Jahren 
oder auf Taubſtummheit (Ab. 2) beruft, diefe Zuſtände und ferner zu bes 
weiſen, daß er bei Begehung der ſchädigenden Handlung nicht die zur Er⸗ 
tenntniß der Verantwortlichkeit 0 Einſicht (vgl. StrB. § 56) hatte. 
Vgl. Os G. 3 287 (Körperverletzung eines mitſpielenden Schulknaben). Vgl. 
auch Titelvorb. Note B. II 2 a. 

2. Altersberechnung § 187 Abſ. 2. 

3. Die Vorſpiegelung der Geſchäftsfähigkeit ($$ 106 ff.) ſeitens 

des Minderjährigen iſt hinſichtlich der Schadenserſatzpflicht nach den Vor⸗ 

ſchriften der $$ 823 ff., § 828 zu beurtheilen. À 
4. Haftung des geſetzlichen Vertreters für Nichterfüllung der mit 

15 5 A des Vermögens des Vertretenen verbundenen Pflichten vgl. 

C. V. 


iS 


keit beeinträchtigen den 
Fuſtände. 

l. Krankhafte Störung 
der Geiſtesthätigkeit. 

. Trunkenheit und ähn- 
liche Zuſtände. 


3. Kinder; Strafunmiln⸗ 


dige; Taubſtumme. 


4. Haftung nach Villig⸗ 


keit trotz mangelnder 
Verantwortlichkeit. 


II. Derantwortlichkeit meh- 
terer Betheiligter. 
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Schadens nicht von einem aufſichtspflichtigen Dritten erlangt werden 
kann, den Schaden inſoweit zu erſetzen, als die Billigkeit nach den 
Umſtänden, insbeſondere nach den Verhältniſſen der Betheiligten, eine 
Schadloshaltung erfordert und ihm nicht die Mittel entzogen werden, 
deren er zum ſtandesmäßigen Unterhalte ſowie zur Erfüllung ſeiner 
geſetzlichen Unterhaltspflichten bedarf. 

§ 830. Haben Mehrere durch eine gemeinſchaftlich begangene 
unerlaubte Handlung einen Schaden verurſacht, ſo iſt jeder für den 
Schaden verantwortlich. Das Gleiche gilt, wenn ſich nicht ermitteln 
läßt, wer von mehreren Betheiligten den Schaden durch ſeine Hand⸗ 
lung verurſacht hat. 

Anſtifter uno Gehülfen ſtehen Mitthätern gleich. 


8 829. 1. Zur Begründung des Anſpruchs ift von dem Verletzten auch 
darzuthun, daß Erſatz von einem aufſichtspflichtigen Dritten (§ 832) aus 
thatſächlichen oder rechtlichen Gründen nicht zu erlangen iſt, ſowie daß der 
in Anſpruch genommene Betrag der Billigkeit entſpricht. 

2. Der Beklagte hat demgegenüber einzuwenden und zu beweiſen, inwie⸗ 
weit er der in Anſpruch genommenen Mittel zur Erfüllung ſeiner geſetzlichen 
Unterhaltspflichten (vgl. § 519 Note 4) bedarf. 

3. Der Billigkeitsanſpruch aus $ 829 iſt nur gewährt 
a. hinſichtlich der in $$ 823—826 geregelten unerlaubten Handlungen. In 

anderen Fällen greift die unmittelbare Haftung des Aufſichtspflichtigen 
gemäß § 832 ein, vgl. auch zu § 823 C. V. Die Anwendbarkeit des § 829 
wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß neben dem Thatbeſtand aus § 823 
zugleich noch ein anderer, z. B. aus § 833 vorliegt; 

b. wegen Mangels der Verantwortlichkeit des Thäters auf Grund der 
88 827, 828. Er ift z. B. nicht in Fällen gegeben, in welchen die Verant⸗ 
wortlichkeit durch unverſchuldeten Irrthum ausgeſchloſſen iſt (vgl. Titel⸗ 
vorb. C. III b). 

4. Die Vorſchrift des § 829 iſt nicht mit übernommen für die Haftung 
aus Schuldverhältniſſen, § 276; § 278 greift ein, wenn die dem nach 
§§ 827 f. nicht verantwortlichen Schuldner gewährte Einwirkungsmöglichteit 
auf einem Verſchulden des geſetzlichen Vertreters beruht, vgl zu § 278 Note 7. 

5. Regreß des Thaters gegen den Aufſichtspflichtigen § 840. 

6. Haben mehrere nach §§ 827 f. nicht Verantwortliche einen, Schaden 
verurſacht, ſo ſind ſie im Umfange des § 829 (zwar nicht auf Grund Des 
§ 840, ſondern) auf Grund des $ 431 hinſichtlich der untheilbaren Leiſtung 
aus § 249 (vgl. Note zu $ 431) Geſammtſchuldner mit der Maßgabe, daß die 
Haftung eines Jeden dem Beſchädigten gegenüber gemäß $ 829 beſchrankt iſt. 
Xit Einer nach feinen Vermögensverhältniſſen gemaß § 829 zur Deckung des 
ganzen Schadens verpflichtet, ſo iſt auch der Ausgleichsanſpruch gegen die 
Mitthäter ($ 426), gegen jeden Einzelnen in Gemaßheit des § 829 beſchrankt. 


§ 830. 1. Beiſpiel: Es läßt fih nicht ermitteln, welche der mehreren an 
einem Raufhandel betheiligten Perſonen den tödtlichen Schlag geführt hat. 
2. Vorausgeſetzt wird, 
a. daß von Mehreren gemeinſchaftlich — als Mitthäter, Gehülfen oder An⸗ 
ſtifter — Handelnden einer den Schaden verurſacht hat; 
b. en ee möglicherweife von einem Jeden der Mehreren ver⸗ 
urſacht iſt; 
e. daß in der Perſon jedes der Handelnden, wenn er der Schädigende iſt, 
auch Verſchuldung vorliegt. 
3. Liegt für den Einen oder den Anderen eine Verſchuldung nicht vor, fo 
ſcheidet er aus, und die übrigen Betheiligten haften geſammtſchuldneriſch. 
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831. Wer einen Anderen zu einer Verrichtung beſtellt, ift zum IV. Haftung bei Schadens 


Erſatze des Schadens verpflichtet, den der Andere in Ausführung 
der Verrichtung einem Dritten widerrechtlich zufügt. Die Erſatzpflicht 
tritt nicht ein, wenn der Geſchäftsherr bei der Auswahl der beſtellten 
Perſon und, ſofern er Vorrichtungen oder Geräthſchaften zu beſchaffen 
oder die Ausführung der Verrichtung zu leiten hat, bei der Be⸗ 
ſchaffung oder der Leitung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
beobachtet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorg⸗ 
falt entſtanden ſein würde. 

Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher für den 
Geſchäftsherrn die Beſorgung eines der im Abſ. 1 Satz 2 bezeich⸗ 
neten Geſchäfte durch Vertrag übernimmt. 


Beruht der Mangel der Verantwortlichkeit auf den ſubjektiven Gründen der 

88 827, 828, jo würden $$ 832, 829 eingreifen. Vgl. hierzu § 829 Note 6. 
4. Die geſammtſchuldneriſche Haftung (Y 421 ff.) ergiebt § 840 Abſ. 1. — 

Gegenſeitiger Ausgleichungsanſpruch der Geſammtſchuldner § 426. 

5. Auf Falle einer Schadenszufügung durch Mehrere, welche nicht auf 
einer unerlaubten Handlung beruht, ift § 830 nicht anwendbar, vgl. RG. 
JW. 1901 S. 260°". 

6. Ueber den Einfluß der ſtrafrechtlichen Verurtheilung eines Mitthäters 
zu einer Buße auf die Schadenserſatzpflicht des Anderen vgl. OLG. 4 244. 


§ 831. J. Anwendungsgebiet des 8 831. 
1. Durch § 831 (Abſ. 1) wird die Haftung des Geſchäftsherrn als ſolchen 
für die in Ausführung der aufgetragenen Verrichtung begangenen wider⸗ 
rechtlichen Handlungen ſeiner Leute geregelt. Die Vorſchrift bezieht ſich alſo 
nicht auf den Fall, daß Jemand aus einer ihm zur Laſt gelegten unerlaubten 
(Unterlaſſungs⸗) Handlung in Anſpruch genommen wird, deren Beſorgung, 
obwohl einem Dritten aufgetragen, ganz oder zum Theil unterblieben iſt. 
Die Entſcheidung hängt hier vielwehr lediglich davon ab, ob durch die 
eſtellung eines (geeigneten) Dritten, verbunden mit der erforderlichen Auf⸗ 
ſicht, in concreto die Fahrläſſigkeit ausgeſchloſſen ift. Vgl. § 823 Note C. II 2, 
RG. IW. 1902 Beil. S. 221. 
2. Die Vorſchrift iſt nicht anwendbar: 
a. innerhalb eines zwiſchen dem Geſchäftsherrn und dem Be⸗ 
ſchädigten beſtehenden Schuldverhältniſſes. Hier ſteht nicht 
die Haftung des Geſchaftsherrn als ſolchen, ſondern in feiner Eigen⸗ 
ſchaft als Schuldners einer Leiſtung in Frage. Inſoweit durch 
den Angeſtellten die nachträgliche Unmöglichkeit der ng 
herbeigeführt wird, finden die dispoſitiven Vorſchriften der $$ 275 ff., 27 
(ogl. namentlich Note 1 daſelbſt), § 280 f., 249 ff. (vgl. auch § 306 Note 5) 
bzw. die diefe Vorſchriften abändernden Sondervorſchriften (3. B. HGB. 
§ 431 Frachtvertrag) oder Parteivereinbarungen Anwendung, auch wenn 
der Eingriff des Angeſtellten eine widerrechtliche Handlung bildet. Ob 
der ſchädigende Eingriff des Angeſtellten die durch das Schuldverhältniß 
geordneten Beziehungen der Parteien betrifft oder ob der Eingriff einen 
außerhalb des Schuldverhältniffes und damit unter § 831 fallenden That- 
deſtand darſtellt, ergiebt die Beurtheilung des Schuldverhältniſſes, 
$$ 157, 242, vgl. 278 Note 6; 
$ 1 abweichender geſetzlicher Sondervor⸗ 
riften: 
a. die Haftung der juriſtiſchen Perſon für ihre Vertreter vgl. § 31; 
P. die Haftung des Gaſtwirths (§§ 701 ff.), inſoweit dieſelbe durch die 
Beobachtung der erforderlichen Sorgfalt § 831 (Abſ. 1 Satz 2) nicht 


zufügung d. Andere. 
1. Widerrechtliche Scha⸗ 
denszufügung durch 
Angeſtellte. 
a. Haftung des Me 
ſchäftsherrn. 


b. Haftung des Me 
ſchäftsbeſorgers. 


§ 831. 
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ausgeſchloſſen wird und ſich über den Umfang ſeiner Leiſtungs⸗ 
pflicht (vgl. zu a) hinaus erſtreckt. Vgl. Mot. II S. 589; 

y. val. ferner Haftpflichtgeſez vom 7. Juni 1871 §§ 1 u. 2 (3 311) 
ſowie die landesgeſetzlichen Vorbehalte EG. Artt. 105, 106 (Zitel: 
vorb. G. III 7 u. 8). 

ò. Haftung des Prinzipals für unerlaubte Handlungen des Prokuriſten 
und des Handlungsbevollmächtigten (HGB. §8 49, 54), vgl. RG. 
Gruchot 44 1062. — Haftung der offenen Handelsgeſellſchaft für un⸗ 
erlaubte Handlungen eines Geſellſchafters bei Vornahme von Geſell⸗ 
ſchaftsgeſchäften vgl. RG. 46 18. 


3. Haftung für Geſinde vgl. EG. Art. 9. 
Für Preußen beſeitigt AG. z. BOB. Art. 14 § 1 die über § 831 hinaus⸗ 


gehende Haftung der Herrſchaft. 


a. 


d. 


a 


II. Inhalt des § 831. 


1. Begründung des Anſpruchs gegen den Geſchaftsherrn. 

Der Beſchädigte hat insbeſondere darzuthun: 
die Beſtellung des Schädigenden zu der Verrichtung; 

a. Die Beſtellung ift Rechtsgeſchäft oder zum mindeſten Rechtshandlung, 
auf welche die Vorſchriften über die Geſchaftsfähigkeit ($$ 104 ff.) an- 
zuwenden find. Iſt die Beſtellung hiernach nichtig, ſo bleibt eventuell 
nur der Schadenserſatzanſpruch gegen den Thäter; val. zu III. 

3. Gleichgültig iſt der Grund der Beſtellung, z. B. Auftrag (§§ 662 ff.), 

Dienſtvertrag ($$ 611 ff.), Geſellſchaft ($ 710 ff.). Nur muß die Be⸗ 

ſtellung ſchon zur Zeit der Schadenszufügung erfolgt ſein. Es ge⸗ 

nügt alſo z. B. nicht eine nachträglich genehmigte Geſchäftsfuhrung 
ohne Auftrag, um die Haftung des Geſchäftsherrn dem Dritten 
gegenüber zu begründen. Das Verhältniß der Parteien zu ein⸗ 

ander richtet fih nach §§ 670, 683. 

„Die Beſtellung muß eine derartige fein, daß der Beſteller dem Ber 
ſtellten gegenüber die Stellung des Geſchäftsherrn einnimmt, d. h. 
daß er die erforderlichen Anordnungen für die Ausführung der Ver⸗ 
richtung zu ertheilen und der Beſtellte ſie zu befolgen hat, daß der 
Beſtellte alſo bei der Ausführung der Verrichtung von dem Willen 
des Beſtellers abhängig iſt. Hat der Beſtellte bei Ausübung der 
Verrichtung nach eigenem Ermeſſen zu handeln und dasjenige vorzu⸗ 
nehmen, was er auf Grund eigener Sachkunde und Erfahrung für 
zweckmäßig erachtet (wie z. B. der ſelbſtändige Bauunternehmer, der 
für den Bauherrn baut), ſo iſt der Beſteller nicht Geſchäftsherr im 
Sinne des § 831. RG. IW. 1902 Beil. S. 236. 


=g 


. Gegenftand der Verrichtung kann ſein 


u. die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts (Haftung für culpa in contrahendo 
des Bevollmächtigten, ſofern nicht bei der Zugrundelegung kontrakt⸗ 
licher Haftung $ 278 eingreift, vgl. Borb. zu §§ 276 ff. Note 2). 

3. eine Rechtshandlung oder die Hervorbringung eines rein thatſachlichen 
Erfolges, z B. Abholzung eines Gemeindeforſtes OLG. 4 284. 


Schadenszufügung in Ausführung der Verrichtung. Die ſchädi⸗ 


gende Handlung muß zur Vollziehung der aufgetragenen Verrichtung, 
So: nur bei Gelegenheit derſelben erfolgt fein; vgl. RG. 24 125, 
(objettiv) widerrechtliche Schadenszufügung vgl. Titelvorb. C II 2. 
Nicht erfordert iſt, daß Verſchulden bzw. die ſubjektiven Vorausſetzungen 
der Verantwortlichkeit aus SS 827, 828 in der Perſon des Handelnden 
vorliegen (vgl. zu § 840 Abſ. 2). 

2. Einwendungen des Geſchäftsherrn. 


Beobachtung der Sorgfalt bei der Auswahl und eventuell bei Ber 


ſchaffung der von ihm zu beſchaffenden Vorrichtungen oder Geräthſchaften 
(vgl. zu 9% 611 Note 2h, 618) bzw. bei der Leitung — oder 
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§ 832. Wer kraft Geſetzes zur Führung der Aufſicht über eine 
Perſon verpflichtet iſt, die wegen Minderjährigkeit oder wegen ihres 
geiſtigen oder körperlichen Zuſtandes der Beaufſichtigung bedarf, iſt 
zum Erſatze des Schadens verpflichtet, den dieſe Perſon einem Dritten 
widerrechtlich zufügt. Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn er ſeiner 
Aufſichtspflicht genügt oder wenn der Schaden auch bei gehöriger 
Aufſichtsführung entſtanden fein würde. 

Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher die Führung 
der Aufſicht durch Vertrag übernimmt. 


b. Fehlen des urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen dem Mangel 
an Sorgfalt und dem Schaden, daß nämlich der Schaden auch trotz der 
Aufwendung der erforderlichen Sorgfalt ($ 276) eingetreten wäre. 

3. Verantwortlichkeit des Geſchäftsbeſorgers. 

Abſ. 2 begründet neben der Verantwortlichkeit des Geſchäftsherrn die 
Verantwortlichkeit des Geſchäftsbeſorgers, welcher die Auswahl der zu be⸗ 
ſtellenden Perſon, die Beſchaffung der Vorrichtungen oder Geräthſchaften 
bzw. die Leitung durch Vertrag übernommen hat. Vgl. Titelvorb. vor 
§ 622 Note I. Inſoweit der Geſchäftsbeſorger aus einem anderen Rechts⸗ 
grunde (z. B. als Geſchäftsführer ohne Auftrag oder als geſetzlicher Ber- 
treter, als Ehemann] einen Dritten beſtellt hat, kommt feine Haftung aus $ 831 
Abs. 1 in Frage. Bezüglich des geſetzlichen Vertreters vgl. zu § 823 CV. 
— Vertreter von Beamten vgl. zu § 839 III 4. 

III. Mehrere Verantwortliche. 

1. Die Haftung des Thäters ſelbſt wird durch § 831 nicht berührt, 
vielmehr nur die Haftung des Geſchäftsherrn bzw. Geſchäſtsbeſorgers (Abſ. 2) 
neben derjenigen des Thäters feſtgeſetzt. Die Haftung des Geſchäftsbeſor⸗ 
gers ſchließt wieder die nach Abſ. 1 etwa begründete Haftung des Geſchäfts⸗ 
herrn nicht aus. 

5 . dem Geſchädigten gegenüber § 840 Abſ. 1. 

Regreß. 

a. Der Ausgleich zwiſchen dem Thater einerſeits und dem Geſchäftsherrn 
bzw. dem Geſchäftsbeſorger andererſeits richtet ſich nach § 840 Abſ. 2. 

b. Der Ausgleich zwiſchen dem Geſchäftsbeſorger und dem Geſchäftsherrn 
richtet ſich nach dem zwiſchen ihnen beſtehenden Vertragsverhältniſſe. 

§ 832. 1. Die Haftung des Aufſichtspflichtigen wegen verſäumter Auf⸗ 
ſicht iſt nur in den Fällen vorgeſehen, in welchen die Aufſicht wegen der 
mit dem Zuſtande des Beaufſichtigten verbundenen Gefährdung (bei Minder⸗ 
jährigen, Geiſteskranken, Geiſtesſchwachen, Trunkſüchtigen [§ 6 Ziffer 3], 
Tauben, Blinden, Stummen [S 1910], nicht bei Verſchwendern) zugleich den 
Schutz Dritter bezweckt. 

2. Falle der geſetzlichen Aufſicht. 

a. Elterliche Gewalt des Vaters § 1631, der Mutter $$ 1634, 1684; 1707 
(vgl. ferner § 11 Note 1). 

b. Vormundſchaft §§ 1793, 1800; 1897, 1901 Abf. 1, 1906. 

C. Pflegſchaft $$ 1915, 1909, 1910. 

Nicht hierher gehören die Fälle geſetzlicher Aufſicht, welche kraft Amtes im 
Heeres⸗, Staats⸗ und Kirchendienſte zu üben ift. 

3. Die Vorausſetzungen des Nichteintritts der Haftung (Abſ. 1 S. 2) hat 

der Aufſichtspflichtige zu beweiſen. Regelmäßig wird es genügen, wenn der 

ufſichtspflichtige im Allgemeinen die zur Beaufſichtigung erforderlichen Maß⸗ 
nahmen getroffen hat, ſo daß es nicht darauf ankommt, ob auch gerade hin⸗ 
ſichtlich der ſchädigenden Handlung eine Beaufſichtigung ſtattgefunden hat. 

OLG, 2 458. Es genügt die Erfüllung der Aufſicht und Erziehungspflicht 

von Seiten der Eltern, ohne Rückſicht darauf, ob die Beaufſichtigung bzw. 

Erziehung einen günftigen Erfolg gehabt hat. RG. 50 60 (heimliches Spiel 


2. Widerrechtliche Scha⸗ 
denszufügung durch 
Aufſichtsbedürftige. 
a. Haftung des kraft 

Geſetzes Aufſichts⸗ 
pflichtigen. 


b. Haftung des kraft 
Vertrags Aufſichts⸗ 
pflichtigen. 
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v.gondenszufügung dure $ 833. Wird durch ein Thier ein Menſch getödtet oder der 

E Ablere, welche gehalten Körper oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sache 

e e beſchädigt, ſo iſt derjenige, welcher das Thier halt, verpflichtet, dem 
Verletzten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. 


des Kindes mit gefährlichem Spielzeug) gegen DLG. 3 23. Verletzung durch 

ein Kind mittelſt gefährlichen Spielzeugs unter Duldung der Eltern RG. 

IW. 1902 Beil. S. 220. — Ob der Aufſichtspflicht genügt ift, ift unter 

Würdigung aller Umſtände zu beurtheilen. Vgl. auch § 276. 

4. Der Schutz iſt nur zu Gunſten Dritter gewährt. Hat ſich der zu Be⸗ 

aufſichtigende ſelbſt geſchädigt, ſo kann § 823 eingreifen. 
5. Widerrechtlichkeit bedeutet auch hier objektiv Widerrechtlichkeit vgl. Titel- 
vorb. C. II 2a und RG. 50 65. 
6. (Abſ. 2.) Vgl. zu § 831 Note II 3 und III. 
Zu 88 838—838. | Wenn der Schade zugefügt ift durch eine Sache, 
a. die einer Ehefrau gehört, vgl. 88 1411, 1414, 1459 ff., 1462. 
| b. die zu einem Nachlaſſe gehört, vgl. § 1967 Note III 3. 
§ 833. 1. Vorausſetzung der Anwendbarkeit des § 833 ift, daß 
a. durch ein Thier (Hausthier, zahmes oder wildes ze. Thier), nicht durch 

einen Menſchen vermittelſt des Thieres z. B. durch den falſch lenkenden 
Fahrer, der Schaden herrorgerufen iſt. Ein Schade, der dadurch ent⸗ 
ſteht, daß das Thier dem a gehorcht oder dadurch, daß das an ſich 
dem Führer gehorchende Thier von dem Führer ohne Lenkung gelaſſen 
wird, iſt durch den Führer, nicht durch das Thier verurſacht. Vgl. RG. 
50 180, IW. 1902 S. 205, Seuff. 57 220, DLG. 3 288. Gleichgültig ift, 
ob der Schaden durch eine direkte Einwirkung des Thieres ſelbſt oder 
nur mittelbar durch einen vom Thiere in Bewegung geſetzten Gegenſtand 
zugefügt wird. RG. 50 219, IW. 1902 S. 214, Od. 4 246 (Kläger 
wurde überfahren, als er die mit einem Wagen durchgegangenen Pferde 
zum Stehen bringen wollte). 

ein Menſch getödtet oder der Körper oder die Geſundheit eines Menſchen 

verletzt (vgl. StrGB. §8 223 f.) oder eine Sache beſchädigt ift, wozu auch 

Vernichtung, z. B. durch Auffreſſen, gehört. 

Andere Fälle der Schädigung durch Thiere, z. B. Aufwendung von Koſten 

zur Abwendung einer Gefährdung, find nach § 823, 826 zu beurtheilen. 

Val. StrGB. $$ 365 Nr. 5, 366 Nr. 5, 6, 367 Nr. 11. 

2. Die Gewährung der Möglichkeit einer Schadenszufügung als unerlaubte 
Handlung vgl. Titelvorb. Note A. Die Schadenserſatzpflicht iſt eine auf dem 
Halten des Thieres liegende Laſt; fie ift unabhängig von Verſchulden und 
wird ſelbſt durch höhere Gewalt nicht ausgeſchloſſen. Es empfiehlt ſich für Thier⸗ 
halter die Haftpflichtverſicherung. Auch wenn die Schadenszufügung durch 
Thiere bei Erfüllung eines Schuldverhältniſſes — abgeſehen von dem in $ 834 
erwähnten Vertragsverhältniſſe -- ſtattfindet, wendet RG. 50 244, JW. 
1902 Beil. S. 222 in Uebereinſtimmung mit OLG. 3 289 den § 833 an (von 
dem Pferde geſchlagener Kutſcher). Vgl. Titelvorb. FIL. — Zu weitgehend 
DES. 3 25, wo der Frachtführer ſchlechthin als haftbar erachtet wird für die 
durch das Durchgehen ſeiner Zugpferde verurſachte Beſchädigung des Fracht⸗ 
guts, vgl. HOV. $$ 429, 431, — und DLG. 4 248, wo der Verleiher eines 
durchgegangenen Pferdes für den dem Entleiher entſtandenen Schaden ver⸗ 
antwortlich gemacht wird. 

3. Wer hält das Thier? (vgl. auch StrB. § 367 Nr. 11). 

a. Der Beſitzer als ſolcher, ſowohl der unmittelbare als auch der mittelbare 
Beſitzer hält das Thier. Mehrere dem Beſchädigten hiernach Haftende 
find Geſammtſchuldner ($ 840 Abſ. 1), für deren gegenſeitigen Ausgleich 
das zwiſchen ihnen beſtehende Rechtsverhältniß maßgebend iſt. Nach 
OLO. 4 248 ift Halter des Thieres, wer es dauernd benutzt oder nutzt 
und für das Thier ſorgt. 


b. 


= 
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§ 834. Wer für denjenigen, welcher ein Thier hält, die Füh⸗ 
rung der Aufſicht über das Thier durch Vertrag übernimmt, iſt für 
den Schaden verantwortlich, den das Thier einem Dritten in der im 
§ 833 bezeichneten Weiſe zufügt. Die Verantwortlichkeit tritt nicht 
ein, wenn er bei der Führung der Aufſicht die im Verkehr erforder⸗ 
liche Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung 
dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. 

§ 835. Wird durch Schwarz-, Roth⸗, Elch⸗, Dam- oder Reh- 
wild oder durch Faſanen ein Grundſtück beſchädigt, an welchem dem 
Eigenthümer das Jagdrecht nicht zuſteht, ſo iſt der Jagdberechtigte 
verpflichtet, dem Verletzten den Schaden zu erſetzen. Die Erſatzpflicht 
erſtreckt ſich auf den Schaden, den die Thiere an den getrennten, 
aber noch nicht eingeernteten Erzeugniſſen des Grundſtücks anrichten. 

Iſt dem Eigenthümer die Ausübung des ihm zuſtehenden Jagd⸗ 
rechts durch das Geſetz entzogen, ſo hat derjenige den Schaden zu 
erſetzen, welcher zun Ausübung des Jagdrechts nach dem Geſetze be- 
rechtigt iſt. Hat der Eigenthümer eines Grundſtücks, auf dem das 
Jagdrecht wegen der Lage des Grundſtücks nur gemeinſchaftlich mit 
dem Jagdrecht auf einem anderen Grundſtück ausgeübt werden darf, 
das Jagdrecht dem Eigenthümer dieſes Grundſtücks verpachtet, ſo iſt 
der letztere für den Schaden verantwortlich. 

Sind die Eigenthümer der Grundſtücke eines Bezirkes zum Zwecke 
der gemeinſchaftlichen Ausübung des Jagdrechts durch das Geſetz zu 
einem Verbande vereinigt, der nicht als ſolcher haftet, ſo ſind ſie 
nach dem Verhältniſſe der Größe ihrer Grundſtücke erſatzpflichtig. 


b. Mit dem Verluſte des Beſitzes hört der bisherige Beſitzer auf, das Thier 
zu halten, wenn und ſobald ein Anderer als Halter eintritt (z. B. der 
den Beſitz erlangende Käufer, der Dieb). Wird der Beſitz verloren, ohne 
daß ein Anderer Halter wird (Entlaufen des Thieres, Dereliktion), ſo 
haftet der letzte Beſitzer als Halter, wenn und ſolange ein urſächlicher 
Zuſammenhang zwiſchen dem Halten und der Schadenszufügung beſteht. 
(Der Halter eines Fuchſes, welcher entläuft, haftet für den Schaden, den 
das entlaufene Thier bis zu dem Zeitpunkt anrichtet, in dem es anderweit 
in Beſitz genommen wird oder die natürliche Freiheit wiedererlangt.) 

4. Eigenes Verſchulden des Beſchädigten ($ 254) iſt, auch wenn ein 
Verſchulden des aus $ 833 Schadenserſatzpflichtigen nicht vorliegt (vgl. Note 2) 
zwar nicht als konkurrirendes Verſchulden, wohl aber für die auch in dieſem 
Falle gebotene Anwendung des § 254 von Bedeutung (RG. IW. 1902 Beil. 
=. 234), fo z. B. wenn Jemand unbefugt fih auf das Grundſtück begiebt, auf 
dem das Thier gehalten wird. — Nichtvermögensſchaden § 847. 

. Anſpruch des Beſchädigten gegen den Beſitzer auf Vorzeigung des 

Tieres § 809, 

8 834. 1. Unter $ 834 fallen nur die Fälle, in denen die Aufſichtspflicht 

übernommen wird, ohne daß dadurch der Aufſichtspflichtige Halter des 

Thieres wird ($ 833 Note 3). 

2. Der Auffichtspflichtige hat die Beweislaſt für die feine Haftung aus⸗ 
ſchließenden Umſtände (Satz 2). Iſt er ſelbſt oder der Thierhalter der Be⸗ 
Nöadigte, ſo iſt für den Schadenserſatz das zwiſchen den Parteien beſtehende 

echtsverhältniß entſcheidend. 


$ 835. I. Das BGB. regelt die Verpflichtung zum Wildſchadenerſatze ledig- 


b. Haftung des kraft 
Vertrags Aufſichts⸗ 
pflichtigen. 


2. Wildſchaden. 
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lich zu Gunſten derjenigen Grundſtücke, deren Eigenthümer an dem Abſchuſſe 

des auf denſelben befindlichen Wildes rechtlich deswegen behindert iſt, 

1. weil dem Grundſtückseigenthümer das Jagdrecht nicht zuſteht (Abſ. 1); 
auch die beſtehenden ſelbſtändigen Jagdgerechtigkeiten fallen vom 1. Januar 
1900 ab unter § 835. Eine beſtehende vertragsmäßige Regelung über den 
Wildſchadenerſatz bleibt indep unberührt (CG. Art. 170); 

2. weil die Ausübung des Jagdrechts geſetzlich 

a. dem Grundſtückseigenthümer entzogen iſt: erſatzpflichtig iſt der geſetzlich 
Berechtigte (Abſ. 2 S. 1); 

b. beſchränkt iſt: 

a. Jagdenklaven (Abſ. 2 S. 2), auf denen die Ausübung des Jagdrechts 
nur gemeinſchaftlich mit dem Jagdrecht auf anderen (umſchließenden 
oder anſchließenden) Grundſtücken zuläffig ift; Erſatzpflicht vgl. Abſ. 2 
S. 2 und EG. Art. 71 Nr. 3; 

3. Jagdverbände (Abſ. 3). Die Haftung des Jagdverbandes als ſolchen 
kann auf Landesrecht (EG. Art. 69) oder auf Reichsrecht (21 ff.) 
beruhen. Anderenfalls tritt Haftung nach Antheilen gemäß § 420 
ein (§ 840 Abſ. 1). Vgl. indep EG. Art. 71 Nr. 5 u. 6. 

I Die Regelung des $ 835 beruht auf dem Gedanken, daß, wer die Vor⸗ 
theile der Jagd zieht, auch die nothwendig mit ihr verbundenen wirthſchaft⸗ 
lichen Nachtheile tragen muß. Die Erſatzpflicht erfordert kein Ver⸗ 
ſchulden und tritt auch bezüglich des wahrend der Schonzeit zugefügten 
Schadens ein. Die Gewährung der Möglichkeit der Zufügung von Wild⸗ 
ſchaden als unerlaubte Handlung vgl. Titelvorb. Note A. 

III. Schadenwild ſind reichsrechtlich nur die in 8 835 aufgeführten 
Thiergattungen, insbeſondere alſo nicht die Haſen. Landesgeſetzlicher Vor⸗ 
behalt Art. 71 Ziff. 1. 

IV. Gegenſtand des Wildſchadens. 

1. Die Beſchädigung von Grundſtücken jeder Art, nicht nur forſt⸗ und 
landwirthſchaftlicher Grundſtücke (z. B. durch Umwühlen). Die noch nicht 
getrennten Früchte als Theil des Grundſtücks § 94. 

2. Die Veſchädigung der getrennten, aber noch nicht eingeernteten Er⸗ 
zeugniſſe des Grundſtücks. Als eingeerntet gelten auch die in Miethen zc. 
zuſammengebrachten Früchte. — Die übermäßige Hinausſchiebung der Ein⸗ 
erntung kann Mitſchuld des Verletzten i. S. des § 254 begründen. Vgl. 
auch ES. Art. 71 Nr. 4. 

3. Feſtſtellung und Geltendmachung des Schadens vgl. EGG. Art. 70. 

V. Verletzter kann nicht nur der Grundſtückseigenthümer und der 
dinglich Nutzungsberechtigte, ſondern auch der Pächter En 

VI. Der Erſatzpflichtige. A 

1. Erſatzpflichtig ift derjenige, welcher nach den landesgeſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen auf dem Grundftüd, an welchem der Schaden angerichtet 
ift, jagdberechtigt ift (vgl. Ech. Art. 72), ohne Rückſicht darauf, ob das 
Wild, durch welches der Schaden angerichtet iſt, von einem anderen Jagd⸗ 
revier ausgetreten ift. Vgl. indep EG. Art. 71 Nr. 7 und bei Austritt 
eines jagdbdaren Thieres aus einem Gehege EG. Art. 71 Nr. 2. 

2. Mehrere Erſatzpflichtige haften — vorbehaltlich der Sondervorſchrift des 
$ 835 Abi. 3 — geſammtſchuldneriſch § 840 Abſ. 1; Regreß unter einander 
§ 426. Gleichzeitige Haftung eines Dritten §§ 823, 826, vgl. § 840 
Note II 2 b. i 

VII. Ueberträgt der jagdberechtigte Eigenthümer die Jagd auf feinem 
Grundſtücke durch Vertrag auf einen Anderen, fo ift die Regelung des 
Wildſchadenserſatzes der Parteivereinbarung überlaſſen. Iſt der Wildſchadens⸗ 
erſatz ausgeſchloſſen, fo ift der Einfluß dieſer Regelung auf ein etwa ſonſt 
beſtehendes Pachtverhältniß nach den Vorſchriften über den Pachtvertrag 
(insbeſondere über die Gewährleiſtungspflicht des Verpächters) zu beurtheilen. 
Wegen der Form des Jagdpachtvertrags vgl. § 566 Note fe 

VIII. Wegen der Landesgefeggebung vgl. zu EG. Art. 71. 
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§ 836. Wird durch den Einſturz eines Gebäudes oder eines an- 
deren mit einem Grundſtücke verbundenen Werkes oder durch die 
Ablöſung von Theilen des Gebäudes oder des Werkes ein Menſch 
getödtet, der Körper oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt 
oder eine Sache beſchädigt, ſo iſt der Beſitzer des Grundſtücks, ſo⸗ 
fern der Einſturz oder die Ablöſung die Folge fehlerhafter Errichtung 
oder mangelhafter Unterhaltung iſt, verpflichtet, dem Verletzten den 
daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. Die Erſatzpflicht tritt nicht 
ein, wenn der Beſitzer zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. 

Ein früherer Beſitzer des Grundſtücks iſt für den Schaden ver⸗ 
antwortlich, wenn der Einſturz oder die Ablöſung innerhalb eines 
Jahres nach der Beendigung ſeines Beſitzes eintritt, es ſei denn, 
daß er während ſeines Beſitzes die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
beobachtet hat oder ein ſpäterer Beſitzer durch Beobachtung dieſer 
Sorgfalt die Gefahr hatte abwenden können. 

Beſitzer im Sinne dieſer Vorſchriften iſt der Eigenbeſitzer. 

§ 837. Beſitzt Jemand auf einem fremden Grundſtück in Mus- 
übung eines Rechtes ein Gebäude oder ein anderes Werk, ſo trifft 
ihn an Stelle des Beſitzers des Grundſtücks die im § 836 beſtimmte 
Verantwortlichkeit. 


§ 836. 1. Für die Anwendung des § 836 ift es N ob das 
Gebäude ganz oder theilweiſe einſtürzt, vgl. OLG. 4 285 (Durchbruch einer 
Decke). Zur Klagebegründung gehört die Darlegung, daß der Einſturz bzw. 
die Ablöſung die Folge fehlerhafter Einrichtung oder mangelhafter Unter⸗ 
haltung iſt. Der Anſpruch wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Ein⸗ 
ſturz in Folge einer äußeren Einwirkung erfolgte (Anfahren eines ſchwer⸗ 
beladenen Wagens) Seuff. 57 104. — Anſpruch des Beſchädigten auf Be- 
ſichtigung des Gebäudes § 809. 

2. Einwendung iſt, daß in Betreff der Abwendung der Gefahr die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt (§ 276) beobachtet iſt. — Os G. 4 281 läßt 
die Einwendung des Beſitzers durchgreifen, daß der Umbau, bei welchem die 
Schadenszufügung erfolgt, einem geeigneten Bauſachverſtändigen über⸗ 
tragen war; vgl. andererſeits Seuff. 57 105. 

3. Eigenbeſitzer § 872. 

4. Beſondere Anſprüche aus dem Nachbarrechte SS 907—909. 

5. Hinſichtlich der Frage, ob der ſpätere Beſitzer die Gefahr durch Be⸗ 
obachtung der erforderlichen Sorgfalt hätte abwenden können, haben die bez 
theiligten Beſitzer konkurrirende Intereſſen, der Beſchädigte das Intereſſe 
einheitlicher Feſtſtellung gegen dieſelben; vgl. deshalb wegen Nebenintervention 
und Streitperkündung ES. 88 64 ff. 

„ 6. Der Anſpruch aus einer auf Vorſatz oder Fahrläſſigkeit beruhenden 
ſehlerhaften Errichtung des Gebäudes ift nicht aus $ 836, ſondern aus §§ 823, 
326 zu begründen; vgl. auch StGB. §§ 330, 367 Nr. 14 ($ 823 C. IV. 3). 

Mehrere Haftende § 840 Abſ. 1. Gleichzeitige Haftung eines Dritten 
aus g 823, 828, 840 Abi. 3. 

8. Einfluß eines Vertragsverhältniſſes zwiſchen Grundſtücksbeſitzer und Be⸗ 
ſchadigten vgl. Titelvorb. F. 3. B. Miethverhältniß, OLG. 3 27. 
ei $ 837. 1. Im Falle des $ 837 ift eine Beſchränkung auf die Ausübung 
— dinglichen Rechtes (wie in § 95, vgl. daſelbſt Note 3) nicht enthalten. 
s haftet deshalb auch der Pächter, ebenſo der Miether, aber nur hinſtchtlich 
der in feinem Beſitze befindlichen Räume; vgl. § 865, ferner $$ 545, 580. 

Š. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 34 


3. Einſturz von Gebäu⸗ 
den 2c. 
a. Haftung des gegen⸗ 
wärtigen Grund- 
ſtücksbeſitzers. 


b. Haftung des frühe⸗ 
ren Grundſtücksbe⸗ 
fierg. 


c. Haftung des Me- 
bäudebeſitzers. 
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d. Haſtung des Unter⸗ § 838. Wer die Unterhaltung eines Gebäudes oder eines mit 
baltspflichtigen. einem Grundſtücke verbundenen Werkes für den Beſitzer übernimmt 
oder das Gebaude oder das Werk vermöge eines ihm zuſtehenden 
Nutzungsrechts zu unterhalten hat, ift für den durch den Einſturz 
oder die Ablöſung von Theilen verurſachten Schaden in gleicher Weiſe 

verantwortlich wie der Beſitzer. 
VI Derlehung der Amts- § 839. Verletzt ein Beamter vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm 

A einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, fo hat er dem Dritten 
den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. Fällt dem Beamten 
nur Fahrläſſigkeit zur Laſt, ſo kann er nur dann in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden, wenn der Verletzte nicht auf andere Weiſe Erſatz 
zu erlangen vermag. 

2. Error in judicando. Verletzt ein Beamter bei dem Urtheil in einer Rechtsſache ſeine 
Amtspflicht, ſo iſt er für den daraus entſtehenden Schaden nur dann 
verantwortlich, wenn die Pflichtverletzung mit einer im Wege des 
gerichtlichen Strafverfahrens zu verhängenden öffentlichen Strafe be⸗ 
droht iſt. Auf eine pflichtwidrige Verweigerung oder Verzögerung 
der Ausübung des Amtes findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 

4 Michtgebzaud eines Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Verletzte vorſatzlich oder 

Rechtsmittels. fahrläſſig unterlaſſen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechts⸗ 
mittels abzuwenden. 


— — 

2. Der nach § 837 Erſatzpflichtige haftet an Stelle des Beſitzers, nicht 
neben ihm. 

§ 838. 1. In 8837 ift Beſitz des Gebäudes vorausgeſetzt, in § 833 nicht. 

2. Der nach $ 838 Erſatzpflichtige (3. B. der Pächter § 582, Nießbraucher 
5 seg hat die gleiche Verpflichtung wie der Eigenbeſitzer und haftet neben 

emſelben. 

3. Geſammthaftung § 840. Für die Ausgleichung zwiſchen dem nach § 836 
und dem nach § 838 Haftenden iſt das zwiſchen ihnen beſtehende Rechtsver⸗ 
hältniß entſcheidend. 

4. Vgl. § 836 Note 3. 

S 829. l. Die Verletzung der Amtspflicht (Abſ. 1 u. 3). 

J. Der Beamte haftet nicht wegen jeder ſchuldhaften Verletzung irgend 
einer Amtspflicht jedwedem Dritten gegenüber, ſondern nur wegen 
Verletzung einer dem Bef ädigten gegenüber beſtehenden Amtspflicht 
dieſem gegenüber vgl. RG. 46 219; IW. 1900 S. 671 86. Auslegungsfrage 
für den einzelnen Fall iſt, ob eine verletzte Dienſtvorſchrift nur eine interne 
Pflicht des Beamten gegenüber dem Staate, der Gemeinde ꝛc. oder jedem 
Dritten gegenüber begründet. Haftung des Beamten für eine falſche Aus⸗ 
kunft, zu deren Ertheilung er zwar nicht verpflichtet, aber befugt war, RG. 
IW. 1902 Beilage S. 214. Vgl. § 1848 Note 1 (Vormundſchaftsrichter); 
ferner $ 2237 Note IV. 5 

2. Der ſchädigende Eingriff des Beamten verpflichtet bei Vorliegen der 
Vorausſetzungen des § 839 zum Schadenserſatz, auch wenn weder die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 823 Abſ. 1 noch des $ 823 Abſ. 2 oder des 8 826 vor? 


liegen. 

g: Das Verſchulden (Vorſatz oder jede Fahrläſſigkeit) bezieht ſich nur auf 
die Verletzung der Amtspflicht, nicht auch auf die Schadenszufügung. 

4. Subſidiäre Haftung (Abſ. 1 S. 2). 

Zur Begründung des auf fahrläſſige Amtspflichtverletzung gerichteten 
Schadenserſatzanſpruchs gehört der Nachweis, daß der Verletzte auf andere 
Weiſe (rechtlich oder thatſächlich) Erſatz nicht erlangen kann. 
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§ 840. Sind für den aus einer unerlaubten Handlung ent- vn. mehrere Schadens. 


ſtehenden Schaden Mehrere neben einander verantwortlich, ſo haften 
fie, vorbehaltlich der Vorſchrift des § 835 Abſ. 3, als Geſammt⸗ 
ſchuldner. 

Iſt neben demjenigen, welcher nach den SS 831, 832 zum Erſatze 
des von einem Anderen verurſachten Schadens verpflichtet iſt, auch 
der Andere für den Schaden verantwortlich, ſo iſt in ihrem Ver⸗ 
hältniſſe zu einander der Andere allein, im Falle des § 829 der 
Aufſichtspflichtige allein verpflichtet. 

Iſt neben demjenigen, welcher nach den §§ 833 bis 838 zum Gr- 
ſatze des Schadens verpflichtet iſt, ein Dritter für den Schaden ver⸗ 
antwortlich, ſo iſt in ihrem Verhältniſſe zu einander der Dritte allein 
verpflichtet. 


5. Mitſchuld des Beſchädigten (Abj. 3). 

Der vorſätzliche oder fahrläſſige Nichtgebrauch eines Rechtsmittels, wozu 
auch die Beſchwerde im Dienſtaufſichtswege zu rechnen, iſt Einwendung des 
Beamten. Abſ. 3 enthält, indem er die Schadenserſatzpflicht überhaupt aus⸗ 
ſchließt, eine Abweichung von § 254, welcher im Uebrigen anwendbar bleibt. 

6. Haftung eines Kollegiums §§ 830, 840. — Ueber die Haftung des 
Notars und Gerichtsvollziehers vgl. § 675 Note 2. 

7. Geſammtſchuldneriſche Haftung neben einem Anderen § 840 Ab. 1, 
vgl. auch RG. IW. 1902 Beil. S. 233. Ausgleich der Geſammtſchuldner § 841. 

II. Ausnahmebeſtimmung über die Haftung für Pflichtverletzung bei dem 
Urtheil in einer Rechtsſache. 

1. Die Beſchränkung erſtreckt fih nur auf die Verletzung der Amtspflicht 
bei dem Urtheile (in judicando), d. h. bei der thatſächlichen und recht⸗ 
lichen Beurtheilung der Sache. Gleichgültig iſt, ob die Entſcheidung, 
welche auf Grund der fahrläſſigen Beurtheilung ergeht, ſich in die Form 
eines Urtheils, eines Beſchluſſes, einer Verfügung ꝛc. kleidet (bſtr.). AM. 
OLG. A 286. 

Die Ausnahmevorſchrift des Abſ. 2 erſtreckt ſich andererſeits nicht auf 
diejenige Amtsthätigkeit, welche eine Beurtheilung nicht erfordert, inſonder⸗ 
heit alſo nicht auf die Darſtellung des Thatbeſtandes; fahrläſſige Fortlaſſung 
von Parteianführungen macht haftbar nach Abſ. 1 u. 3. Vgl. indeß die 
andere Meinung des RG. 38 341. — Verzögerung der Terminsbeſtimmung 
RG. 33 244. — Eine Haftung kann namentlich auch durch Verletzung der 
dem Vormundſchaftsgerichte gegenüber beſtehenden Anzeigepflicht begründet 
werden. Vgl. Abſchnittvorb. vor § 1773 Note B. III. 5. 

2. Unter Abſ. 2 fallen namentlich die Spruchrichter in Civil⸗ und Straf 
ſachen, aber auch Verwaltungsbeamte, die ein richterliches Erkenntniß abzu⸗ 
9255 haben; ebenſo die Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit vgl. z. B. 

59. 


3. Strafrechtliche Vorſchrift StGB. § 336. N 
4. Haftung des Schiedsrichters vgl. RG. IW. 1898 S. 256“. 
III. Sondervorſchriften. 
1. Vormundſchaftsrichter §§ 1674, 1848. — Mitglieder des Familienraths 
31872, Grundbuchrichter GO. § 12 (zu § 89); vgl. ferner § 663. 
Haftung des Staates ꝛc. für den von Beamten in Ausübung öffent⸗ 
licher Gewalt zugefügten Schaden EG. Art. 77, wo auch wegen der Landes⸗ 
geſetzgebung zu vergleichen. 
3. Landesgeſetzlicher Vorbehalt betreffend das Erforderniß einer Vorent⸗ 
ſcheidung über die Verletzung der Amtspflicht EG. z. GVG. § 11. 
4. Haftung des Beamten für Stellvertreter und Gehülfen EG. Art. 78, 
wo auch wegen der Landesgeſetzgebung zu vergleichen. 
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erſatzpflichtige. 
1. Allgemein: Geſammt⸗ 
ſchuldneriſcheßdaftung. 


2. Sonderregelung des 
Regreſſes 
a. zwiſchen Geſchäfts⸗ 
herrn bezw. Auf⸗ 
ſichts pflichtigen und 
Thäter. 


b. bet Schadenszufü⸗ 
gung durch Sachen. 
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e. beigeamtenpajtung § 841. Iſt ein Beamter, der vermöge ſeiner Amtspflicht einen 
Anderen zur Geſchäftsführung für einen Dritten zu beſtellen oder 
eine ſolche Geſchäftsführung zu beauffichtigen oder durch Genehmigung 
von Rechtsgeſchäften bei ihr mitzuwirken hat, wegen Verletzung dieſer 
Pflichten neben dem Anderen für den von dieſem verurſachten 
Schaden verantwortlich, ſo iſt in ihrem Verhältniſſe zu einander der 
Andere allein verpflichtet. 

vun, Umfang une ut des § 842. Die Verpflichtung zum Schadenserſatze wegen einer gegen 
1. Per ſönlicher Schaden. die Perſon gerichteten unerlaubten Handlung erſtreckt ſich auf die 
a. Anfprüde des Ver⸗Nachtheile, welche die Handlung für den Erwerb oder das Fort⸗ 


letzten ſelbſt. apr 
4. Umfang. kommen des Verletzten herbeiführt. 


§ 840. . Haftung dem Beſchädigten gegenüber (Abſ. I). 

J. Nach außen, d. h. dem Beſchädigten gegenüber, haften die mehreren 

aus einer unerlaubten Handlung Schadenserſatzpflichtigen — mit Ausnahme 

des Sonderfalls § 835 Abſ. 3 — ſtets als Geſammtſchuldner § 421 ff. Auf 

Schadenszufügung durch Mehrere, welche nicht auf einer unerlaubten Hand⸗ 

lung beruht, ift $ 840 nicht anwendbar, vgl. RG. JW. 1901 S. 260 

2. Ueber den Einfluß der ſtrafrechtlichen Verurtheilung eines der Mehreren 
zu einer Buße auf die Schadenserſatzpflicht der Anderen vgl. OLG. 4 244. 

II. Verhältniß der Geſammtſchulduer unter einander (Regreß). 

1. Regel. Nach innen, d. h. unter einander, findet die Ausgleichung 
regelmäßig gemäß $ 426 ſtatt. Dies gilt insbeſondere auch, wenn Mehrere 
den Schaden vorſätzlich verurſacht haben. 

2. Sonderregelungen: 

a. (Abſ. 2.) In den Fällen des § 831 (Haftung des Geſchäftsherrn für An⸗ 
geſtellte) und des § 832 (Haftung des Aufſichtspflichtigen für den Be- 
aufſichtigten) tritt zwar, wenn in der Perſon des Thäters (beim Vor⸗ 
liegen von Verſchulden und Deliktsfähigkeit) die Schadenserſatzpflicht aus 
der unerlaubten Handlung begründet ift, Geſammtſchuld dem Beſcha⸗ 
digten gegenüber ein; im Verhältniſſe der beiden Haftenden zu einander 
hat indeß der Thäter allein den Schaden zu tragen. Iſt der Thäter, ob⸗ 
wohl er aus Gründen, welche in ſeiner Perſon liegen ($$ 827, 828), 
nicht verantwortlich iſt, dennoch mit Rückſicht auf § 829 zur Entſchädi⸗ 
gung aus Billigkeitsgründen verpflichtet, ſo haftet im Verhaltniſſe der 

beiden Geſammtſchuldner unter einander nur der Geſchäftsherr bezw. der 

Aufſichtspflichtige. 

b. (Abſ. 3.) Die Haftung des aus den §§ 833—838 Haftenden (Thier⸗ 
ſchaden, Wildſchaden. Schädigung durch Gebäudeeinſturz) kann zuſammen⸗ 
treffen mit der Haftung eines Dritten, welcher wegen derſelben Schadens: 
zuftigung haftet, fet s aus $$ 823, 826 (3. B. weil er das Thier oder 
das Wild gehetzt, von dem mangelhaft unterhaltenen Gebäude vorſätzlich 
etwas abgeſchlagen hat) ſei es aus einem anderen Geſetz, etwa dem 
Haftpflichtgeſetze, z. B. weil das Pferd in Folge eines heranbrauſenden 
Bahnzugs geſcheut und durchgegangen iſt. In ſolchen Fällen tritt dem 
Beſchädigten gegenüber Geſammthaftung (§ 840 Abſ. 1) ein, wahrend 
5 der Geſammtſchuldner unter einander der Dritte allein 

aftet. 

§ 841. Die geſammtſchuldneriſche Haftung der neben einander Haftenden 
im Verhältniſſe zum Beſchadigten ergiebt § 840 Abſ. 1. 

8 842. 1. Nach § 253 kann wegen eines Schadens, der nicht Vermögens⸗ 
ſchaden iſt, Entſchädigung in Geld nur in den durch das Geſetz beſtimmten 
Fällen (5 847) verlangt werden. 

2. Vermögensſchaden iſt der Unterſchied zwiſchen dem Geldwerthe des 
Vermögens im Augenblicke der Urtheilsfällung und dem Geldwerthe, den 
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$ 843. Wird in Folge einer Verletzung des Körpers oder der 
Geſundheit die Erwerbsfähigkeit des Verletzten aufgehoben oder ge⸗ 
mindert oder tritt eine Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe ein, ſo iſt dem 
Verletzten durch Entrichtung einer Geldrente Schadenserſatz zu leiſten. 

Auf die Rente finden die Vorſchriften des 5 760 Anwendung. 
Ob, in welcher Art und für welchen Betrag der Erſatzpflichtige 
Sicherheit zu leiſten hat, beſtimmt ſich nach den Umſtänden. 

Statt der Rente kann der Verletzte eine Abfindung in Kapital 
verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. i 

Der Anſpruch wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein Anderer 
dem Verletzten Unterhalt zu gewähren hat. 


das Vermögen in dieſem Zeitpunkt ohne die ſchädigende Handlung oder 
Unterlaſſung haben würde (Liszt, Deliktsobligationen S. 62). 

Nach § 842 ſind hinſichtlich der Schadenserſatzpflicht aus unerlaubten 
Handungen, welche ſich gegen die Perſon richten (Note 3), zu dem er⸗ 
ſtattungsfähigen Vermögensſchaden auch die Nachtheile, welche für den 
Erwerb und das Fortkommen des Verletzten herbeigeführt ſind, zu rechnen. 
Dieſe Faktoren dienen zwar dem Vermögenserwerbe, ſind aber nicht Theil 
des Vermögens (vgl. auch § 516 Note 1a). Dieſe Anſprüche ſind, da ſte 
nicht den nichtvermögensrechtlichen Schaden des $ 847 betreffen, vererblich 
und übertragbar. 

3. Gegen die Perſon gerichtet ſind alle unerlaubten Handlungen, 
welche nicht gegen das Vermögen gerichtet ſind, inſonderheit die Fälle der 
§§ 824, 825, ſowie die Verletzung des Körpers, der Geſundheit, der Freiheit, 
z. B. der Meineid des Zeugen, auf deffen Zeugniß hin der Geſchädigte un- 
ſchuldig verurtheilt ift (§ 823 Abſ. 2). 

4. Die entſprechende Anwendbarkeit der §8 842—846 ift vorgeſchrieben 
für die Schadenserſatzpflicht des Dienſtberechtigten wegen Nichterfüllung der 
für den Dienſtverpflichteten in Anſehung des Lebens und der Geſundheit 
le Abſ. 3 und HGB. § 62 Abſ. 3 gegebenen Schutzvorſchriften; vgl. 


§ 843. 1. Der Umfang des zu erſetzenden Schadens ergiebt ſich aus 
88 249 ff., 842, 847. — § 843 beſtimmt nur, daß derjenige Theil des Scha⸗ 
denserſatzes, welcher für die durch die Verletzung verurſachte Aufhebung oder 
Minderung der Erwerbsfähigkeit (§ 842) oder Vermehrung der Bedürfniſſe 
zu leiſten iſt, regelmäßig durch Rentenzahlung zu leiſten iſt. 

2. Wegen der Rente vgl. Titelvorb. vor § 759 und $ 760. Insbeſondere 
vierteljährliche Vorausbezahlung ($ 760), Unpfandbarkeit CPO. § 850; val. 
\ 400 Note 1 und 2, Aufrechnung $ 394, prozeſſuale Geltendmachung CPO. 
F. 258; vorläufige Vollſtreckbarkeit CPO. § 708, nachträgliche Sicherheits⸗ 
leiſtung CHO. $ 324, nachträgliche Abänderung des Urtheils CPO. § 323. 
Wegen der rechtlichen Natur des Anſpruchs als Schadenserſatzanſpruchs vgl. 
$ 844 Note II 2c. 

3. Die Heilungskoſten, die Koſten für künſtliche Glieder, Krücken, Bruch⸗ 
bänder u. dgl. gehören nach §§ 249 ff. zum Schadenserſatze. Der dafür erz 
borderliche Betrag“ (8249 S. 2) ift zu zahlen, ohne Rückſicht darauf, ob 
1 ſelbſt die Koſten ſchon bezahlt hat oder nur ſchuldig ge⸗ 

en iſt. 
nd Wegen des Anſpruchs auf Kapitalabfindung vgl. § 1580 Abſ. 2 und 
Note daſelbſt. 

5. Die Vorſchriften des § 843 Abſ. 2—4 gelten nach CG. Art. 42 auch 

8 Da aſtpflichigeſe (3 311), vgl. daſelbſt § 7 Abſ. 2 und RG. JW. 1901 


F. Rentenzahlung 
oder Kapitalab 
findung. 


534 Zweites Buch. Recht der Schuldverhältniſſe. 


v. Ansprüche Dritter § 844. Im Falle der Tödtung hat der Erſatzpflichtige die Koſten 
roten. der Beerdigung demjenigen zu erſetzen, welchem die Verpflichtung 
obliegt, dieſe Koſten zu tragen. 
Stand der Getödtete zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten 
in einem Verhältniſſe, vermöge deſſen er dieſem gegenüber kraft Ge⸗ 
5. Geſezliche Unter- ſetzes unterhaltspflichtig war oder unterhaltspflichtig werden konnte, 
baltspficht. und ift dem Dritten in Folge der Tödtung das Recht auf den Unter- 
halt entzogen, ſo hat der Erſatzpflichtige dem Dritten durch Ent⸗ 
richtung einer Geldrente inſoweit Schadenserſatz zu leiſten, als der 
Getödtete während der muthmaßlichen Dauer ſeines Lebens zur Ge⸗ 
währung des Unterhalts verpflichtet geweſen ſein würde; die Vor⸗ 
ſchriften des $ 843 Abſ. 2 bis 4 finden entſprechende Anwendung. 
Die Erſatzpflicht tritt auch dann ein, wenn der Dritte zur Zeit der 
Verletzung erzeugt, aber noch nicht geboren war. 


§ 844. l. Begriff der Tödtung. 

Unter Tödtung im Sinne des BGB. ift jede Handlung zu verſtehen, 
durch welche der Tod eines Menſchen verurſacht wird. Soweit bei einer fich 
als Tödtung in dieſem Sinne darſtellenden Handlung auch die ſonſtigen Er⸗ 
forderniſſe der Schadenserſatzpflicht (Widerrechtlichkeit, Verſchulden 2c.) erfüllt 
find, greifen die Vorſchriſten über Erſatzpflicht wegen Tödtung Platz. Die 
Unterſcheidungen des StrGB. find nicht in das BGB. hineinzutragen; viel- 
mehr ift auch in Fällen wie § 226 StrG&B. (Körperverletzung mit tödtlichem 
Erfolge) die Schadenserſatzpflicht wegen Tödtung begründet, wenn die Her⸗ 
beiführung des Todes dem Thater als Fahrläſſigkeit zuzurechnen ift (Prot. 
Bd. II S. 615). Vgl. auch OLG. 2 440. 

II. Der Schadeuserſatz bei Tödtung. 

1. Der Schadenserſatzanſpruch aus der Perſon des Getödteten. 
a. Der Anſpruch richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriften (vgl. § 843 

Note 1 u. 3) und umfaßt insbeſondere die Koſten der verſuchten Heiz 
lung; auch konnen im Falle nicht ſofortigen Todes die Anſprüche aus 
$ 843 Abſ. 1 begründet fein. 

b. Zu dem dem Getödteten ſelbſt erwachſenen Schaden gehört nicht das Er- 
löſchen eines von dem Leben des Getödteten abhängigen Vermögensrechts, 
z. B. eines Nießbrauchs, einer Leibrente. Vgl. Prot. Bd. II S. 616. 

2. Der Schadenserſatzanſpruch des mittelbar Geſchädigten 
(vgl. Titelvorb. D.) beſteht nur in dem in §§ 844—846 beſtimmten Umfang, 
umfaßt insbeſondere alſo nicht den zu 1b bezeichneten Schaden. 

a. Berechtigte Perſonen ſind nicht nur diejenigen, welche einen geſetz⸗ 
lichen Anſpruch auf Unterhalt gegen den Getödteten zur Zeit der Ver⸗ 
letzung bereits erworben hatten, ſondern auch diejenigen, welche zu dieſer 
Zeit zu dem Kreiſe der alimentationsberechtigten Perſonen gehörten, ohne 
indeß wegen Mangels eines Erforderniſſes (3. B. Bedürftigkeit) damals 
bereits einen Anſpruch erheben zu konnen. Vgl. zu d. — Geſetzliche 
Unterhaltspflicht vgl. zu § 519 Note 4. Der Anſpruch auf Aus: 
ſteuer (§ 1620) iſt kein Unterhaltsanſpruch ROG. 23 221. 

b. Der entſcheidende Zeitpunkt iſt der Zeitpunkt der eingetretenen 
Verletzung. Die Wittwe hat keinen Anſpruch, wenn die Ehe erſt nach 
der Verletzung geſchloſſen k (vgl. auch § 6 Unfallverſceſetz vom 6. Juli 
1884). Das Gleiche gilt für die aus ſolcher Ehe ſtammenden Kinder. 
Eine Ausnahme macht Abſ. 2 Satz 2 lediglich für den zur Zeit der Ver⸗ 
letzung bereits erzeugten nasciturus. Vgl. § 1 Note III 2; Vertretung 
des naseiturus $ 1912. 

e. Rechtliche Natur des Anſpruchs. Der Anſpruch iſt kein geſetzlicher 
Unterhaltsanſpruch, ſondern, wie § 844 ausſpricht, ein Schadenserſatz⸗ 
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8 845. Im Falle der Tödtung, der Verletzung des Körpers 
oder der Geſundheit ſowie im Falle der Freiheitsentziehung hat der 
Erſatzpflichtige, wenn der Verletzte kraft Geſetzes einem Dritten zur 
Leiſtung von Dienſten in deſſen Hausweſen oder Gewerbe verpflichtet 
war, dem Dritten für die entgehenden Dienſte durch Entrichtung 
einer Geldrente Erſatz zu leiſten. Die Vorſchriften des § 843 Abſ. 2 
bis 4 finden entſprechende Anwendung. 5 

§ 846. Hat in den Fällen der $$ 844, 845 bei der Entſtehung 
des Schadens, den der Dritte erleidet, ein Verſchulden des Verletzten 
mitgewirkt, ſo finden auf den Anſpruch des Dritten die Vorſchriften 
des 8 254 Anwendung. 

§ 847. Im Falle der Verletzung des Körpers oder der Geſund⸗ 
heit ſowie im Falle der Freiheitsentziehung kann der Verletzte auch 
wegen des Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, eine billige 
Entſchädigung in Geld verlangen. Der Anſpruch iſt nicht über⸗ 


anſpruch, vgl. auch CRD. § 850 Ziffer 2 (Titelvorb. vor $ 759), ſowie 
NOS. 22 324, 348; 23 219, RG. 1231. e 

d. Für noch nicht entſtandene Unterhaltsanſprüche (vgl. zu a) iſt 
der Haftende dem Dritten erſt von der Zeit ab zum Schadenserſatze ver- 
pflichtet, in welcher der Getödtete, wenn er nicht getödtet worden wäre, 
zum Unterhalte dem Dritten verpflichtet geweſen fein würde. Bgl. ROH. 
23 330 ff.; RG. 4 104, 7 144, 33 282. 

e. Borhandenfein anderer Unterhaltspflichtiger, 

4. Das Vorhandenſein eines ſubſidiär oder geſammtſchuldneriſch zum 
Unterhalte Verpflichteten ſchließt nach dem in Abſ. 2 eitirten § 843 
Abſ 4 den Anſpruch gegen den aus der unerlaubten Handlung Haf- 
tenden inſoweit nicht aus, als der Getödtete zur Unterhaltsgewäh⸗ 
rung verpflichtet geweſen wäre. Vgl. ROY. 23 302. 

8. Geht der Unterhaltsanſpruch auf (ſolvente) Erben über (vgl. § 1712), 
fo iſt der Unterhaltsberechtigte nicht geſchädigt. Der Fall des § 843 
Abſ. 4 liegt nicht vor, weil der Erbe nicht zur Zeil der Verletzung 
unterhaltspflichtig war, ſondern die Verpflichtung erſt als Nachlaß⸗ 
verbindlichkeit überkommt. 

f. Für Umfang und Dauer der Entſchädigung iſt maßgebend, daß 
der Berechtigte das erhalten ſoll, was er ohne die Tödtung — unter 
Berückſichtigung aller Umſtände — vom Getödteten während deſſen muth⸗ 
maßlicher Lebensdauer auf Grund des geſetzlichen Unterhaltsanſpruchs 
erhalten haben würde. Vgl. im Uebrigen Mot. II S. 783 f. — Muth⸗ 
maßliche Lebensdauer vgl. § 1 Note 14d und RG. 5 108, 751, 
13 7. Der Erſatzberechtigte ift beweispflichtig CPO. E 286, 287. Vgl. 
auch Unfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juli 1884 § 6. — Wiederver- 
heirathung der Wittwe vn Mot. II S. 785. 

g. Die Kapitalabfindung ($ 843 Abſ. 3) iſt in Gemäßheit der für an⸗ 
gemeſſen zu erachtenden Rente, alſo in Berückſichtigung aller Umſtände, 
welche für die Höhe und die Dauer der Rente in Betracht kommen mir- 
den, feſtzuſetzen. Der Berechtigte iſt auch hinſichtlich des wichtigen Grun⸗ 
des beweispflichtig. 

§ 845. Die Fälle geſetzlicher Dienſtleiſtungspflicht find § 1356 Abſ. 2 

(Ehefrau), § 1617 (das dem elterlichen Hausſtand angehörige Kind, ſolange 

es von den Eltern erzogen und unterhalten wird). Vgl. RG. 47 87. 

8 846. Vgl. die Bemerkungen zu § 254. Vgl. OLG. 2 441, wo Mit⸗ 

ſchuld des Getödteten verneint wird, der in flagranti beim Ehebruch mit der 

Frau des Thäters erſtochen wurde. 


7. Erſatz für entge- 
hende Dienſte des 
Verletzten. 


ð. Mitſchuld des 


Verletzten. 


c. Ammaterieller 
Schaden. 
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tragbar und geht nicht auf die Erben über, es ſei denn, daß 
er durch Vertrag anerkannt oder daß er rechtshängig geworden iſt. 
Ein gleicher Anſpruch ſteht einer Frauensperſon zu, gegen die ein 
Verbrechen oder Vergehen wider die Sittlichkeit begangen oder die 
durch Hinterliſt, durch Drohung oder unter Mißbrauch eines Ab⸗ 
hängigkeitsverhältniſſes zur Geſtattung der außerehelichen Beiwohnung 
beſtimmt wird. 
2 Entziehung v. Sachen. § 848. Wer zur Rückgabe einer Sache verpflichtet ift, die er 
a Haftung für Zufall einem Anderen durch eine unerlaubte Handlung entzogen hat, ift auch 
für den zufälligen Untergang, eine aus einem anderen Grunde ein⸗ 
tretende zufällige Unmöglichkeit der Herausgabe oder eine zufällige 
Verſchlechterung der Sache verantwortlich, es ſei denn, daß der 
Untergang, die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe oder die 
Verſchlechterung auch ohne die Entziehung eingetreten ſein würde. 
b. Verzinſung der Gr- § 849. Iſt wegen der Entziehung einer Sache der Werth oder 
ld wegen der Beſchädigung einer Sache die Werthminderung zu erſetzen, 
ſo kann der Verletzte Zinſen des zu erſetzenden Betrags von dem 
Zeitpunkt an verlangen, welcher der Beſtimmung des Werthes zu 
Grunde gelegt wird. 
e. Verwendungen des E 850. Macht der zur Herausgabe einer entzogenen Sache Ber- 
Verpflichteten. pflichtete Verwendungen auf die Sache, fo ſtehen ihm dem Verletzten 
gegenüber die Rechte zu, die der Beſitzer dem Eigenthümer gegen⸗ 
über wegen Verwendungen hat. 


$ 847. 1. Die Berückſichtigung des nichtvermögensrechtlichen Schadens 
ift Ausnahme von $ 253 vgl. daſelbſt. § 847 ift auch in den Fällen dieſes 
Titels anwendbar, die eine Haftung unabhängig von Verſchulden eintreten 
laſſen. RG. 50 252. Wegen der Nachtheile für den Erwerb oder das Fort⸗ 
kommen des Verletzten § 842. 

2. Bedeutung der Nichtübertragbarkeit vgl. § 400 Note 1 u. 2. 

3. Unter Abſ. 1 fällt insbeſondere das fog. Schmerzensgeld. — Vgl. über 
Buße StrößB. § 231. 

4. (Abſ. 2.) Verbrechen oder Vergehen gegen die Sittlichkeit Str. 
SS 171 ff. — Im Uebrigen vgl. $ 825. Der Anſpruch aus Abſ. 2 ſteht auch 
hinſichtlich der Uebertragbarkeit und Vererblichkeit dem Anſpruch aus Abſ. i 
gleich. 

5. Deflorationsanſpruch der Braut $ 1300. 

§ 848. 1. Der Schadenserſatzanſpruch geht in erſter Linie auf Natural- 
reſtitution §§ 249 ff. 

2. Vgl. im Uebrigen die Noten zu § 287 (Haftung bei Verzug). 

3. Mit dem Anſpruch aus der unerlaubten Handlung kann der Anſpruch 


aus dem Eigenthum, aus dem Beſitz, aus der Bereicherung konkurriren. 
Vgl. Titelvorb. Note F. 


§ 849. 1. Bgl. die entſprechende Vorſchrift beim Verzuge § 290. — Ge- 
ſetzlicher Zinsfuß § 246. 

2. Vgl. ferner $ 668. 

§ 850. 1. Bgl. wegen der Verwendungen 88 994 ff. 


2. Ausſchluß des Zurückbehaltungsrechts bei Erlangung der Sache durch 
eine vorſätzliche unerlaubte Handlung §§ 273 Abſ. 2. 
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§ 851. Leiſtet der wegen der Entziehung oder Beſchädigung 
einer beweglichen Sache zum Schadenserſatze Verpflichtete den Erſatz 
an denjenigen, in deſſen Beſitze ſich die Sache zur Zeit der Ent⸗ 
ziehung oder der Beſchädigung befunden hat, ſo wird er durch die 
Leiſtung auch dann befreit, wenn ein Dritter Eigenthümer der Sache 
war oder ein ſonſtiges Recht an der Sache hatte, es ſei denn, daß 
ihm das Recht des Dritten bekannt oder in Folge grober Fahr⸗ 
läſſigkeit unbekannt iſt. 


d. Leiſtung d. Erſatzes 
an den nichtberech⸗ 
tigten Beſttzer. 


§ 852. Der Anſpruch auf Erſatz des aus einer unerlaubten ıx, veriahtung. 


Handlung entſtandenen Schadens verjährt in drei Jahren von dem 
Zeitpunkt an, in welchem der Verletzte von dem Schaden und der 
Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntniß erlangt, ohne Rückſicht auf dieſe 
Kenntniß in dreißig Jahren von der Begehung der Handlung an. 

Hat der Erſatzpflichtige durch die unerlaubte Handlung auf Koſten 
des Verletzten etwas erlangt, ſo iſt er auch nach der Vollendung 
der Verjährung zur Herausgabe nach den Vorſchriften über die Her⸗ 
ausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung verpflichtet. 

§ 853. Erlangt Jemand durch eine von ihm begangene uner⸗ 
laubte Handlung eine Forderung gegen den Verletzten, ſo kann der 
Verletzte die Erfüllung auch dann verweigern, wenn der Anſpruch 
auf Aufhebung der Forderung verjährt iſt. 


$ 851. 1. Vgl. wegen des Anſpruchs des Berechtigten aus der Bereiche⸗ 
rung ſowie wegen der entſprechend geregelten Fälle zu § 816 Note 1 3. 

2. Ueber weitere Fälle der durch den Beſitz begründeten Legitimation des 
Berechtigten vgl. Abſchnittvorb. vor § 854 Note 4. 
g$ 925 1. Wegen der allgemeinen Vorſchriften über die Verjährung vgl. 

194 ff. 

2. Der Beginn der 30 jährigen Verjährung fällt mit der Begehung der 
unerlaubten Handlung zuſammen, auch wenn der Schade erſt ſpäter eintritt, 
z. B. wenn ein fehlerhafter Bau, für deſſen Fehler der Baumeiſter verant- 
wortlich iſt, erſt ſpäter einſtürzt. 

3. (Abſ. 2.) Die Verjährung des Schadenserſatzanſpruchs aus der uner⸗ 
laubten Handlung läßt etwaige konkurrirende Anſprüche (vgl. § 848 Note 3) 
unberührt. Dieſe verjähren nach den für ſie geltenden Vorſchriften; dies 
hebt Abſ. 2 für den Bereicherungsanſpruch ($$ 812 ff., 819) hervor. Der 
Bereicherungsanſpruch verjährt in 30 Jahren (5 195), beginnend nicht mit 
der Begehung der unerlaubten Handlung, ſondern mit der Erlangung der 
Bereicherung ($ 198). 

4. Wegen Verjährung anderer reichsrechtlicher Anſprüche aus unerlaubten 
Handlungen vgl. Titelvorb. G. II. 

853. 1. Vgl. § 821; ferner KO. § 41 Abſ. 2. 
2. Trotz Verjährung des Anſpruchs auf Aufhebung der Forderung bleibt 
der Anſpruch darauf, daß der Gläubiger auf eine etwa für die Verbindlich⸗ 
teit beſtehende Hypothek verzichte, unberührt. § 1169. 


a. Verjährung des Erz 
ſatzanſpruchs. 


b. Unverjährbarer Ve⸗ 
reicherungsanſpruch. 


ç. Unverjährbare Gin- 
vede. 


Vorbemerkung zum 
III. Buch. 
85 854 ff. 
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Sachenrecht. 


A. Allgemeiner Juhalt des dritten Buches. 

Das Sachenrecht des BGB. umfaßt die Vorſchriften über den Beſitz 
(§§ 854 ff.) und über die dinglichen Rechte. Während nach dem Sachbegriffe 
des BGB. eine Sache nur die körperliche Sache ($ 90) iſt, ſind den⸗ 
noch des Zuſammenhanges wegen auch die Vorſchriften über den Nießbrauch 
und das Pfandrecht an Rechten, insbeſondere auch an Forderungen in dem 
dritten Buche geregelt. Hierdurch iſt indeß die Frage nicht entſchieden wor⸗ 
den, ob es ſich in den letzteren Fällen um dingliche Rechte handelt, Nieß⸗ 
braucher und Pfandgläubiger treten, ſoweit es zur Sicherung und Durch⸗ 
führung ihres Rechtes erforderlich iſt, in das dem Nießbrauche bzw. Pfand⸗ 
recht unterliegende Rechtsverhältniß ein. 

B. Begriff des dinglichen Rechtes. 

I. Abſoluter Charakter. Das dingliche Recht ſchließt inſoweit, als 
es die Sache der Herrſchaft des Berechtigten unterwirft, jede Einwirkung 
Dritter auf dieſelbe aus. Es erzeugt Anſprüche gegen Jeden, deſſen Ber: 
halten mit dem Inhalte des dinglichen Rechtes in iderſpruch ſteht, ſoweit 
nicht ausnahmsweiſe durch das Geſetz dem dinglichen Rechte die abſolute 
Wirkung verſagt wird. 

II. Eine unmittelbare Herrſchaft über die Sache gewahrt das ding- 
liche Recht inſofern, als daſſelbe ſich ohne den Willen eines Anderen in 
dem durch das Geſetz vorgeſchriebenen Verfahren zu bethätigen vermag. Bei 
der Durchführung des dinglichen Rechtes richtet ſich der Zwang unmittelbar 
gegen die Sache (z. B. Befriedigung aus dem Grundſtücke), bei der Durch⸗ 
führung des obligatoriſchen Rechtes geht das Urtheil auf eine Leiſtung des 
Verpflichteten. 

Kraft beſonderer Vorſchriften gilt auch der dingliche Anſpruch aus der 
Hypothek, Grund: und Rentenſchuld als ein Anſpruch, welcher im Urkunden⸗ 
prozeſſe (CPO. § 592), bzw. im Mahnverfahren (CPO. § 688) geltend gemacht 
und über welchen eine vollſtreckbare Urkunde aufgenommen werden kann 
(CPO. § 794 Nr. 5, § 800). 

C. Die einzelnen Kategorien. s i 

L Grundſatz: Für das Sachenrecht gilt nicht das Prinzip der 
Vertragsfreiheit (vgl. Borb. zum II. Buche Note 5), vielmehr können 
nur ſolche dinglichen Rechte begründet werden, deren Begrun⸗ 
dung das Geſetz zuläßt. Vgl. RNG. JW. 1901 S. 273. KG. Jahrb. 21 
133. Hieraus folgt: 

1. Die Zahl der dinglichen Rechte iſt eine geſchloſſene: Eigen⸗ 
thum 88 903—1011; Erbbaurecht §§ 1012—1017; Dienſtbarkeiten (Grund 
dienſtbarkeit, Nießbrauch, beſchrankte perſönliche Dienſtbarkeit) $$ 1018—1093; 
Vorkaufsrecht 59 1094—1104; Reallaſten 58 1105—1112; Hypothek, Grund: 
ſchuld, Rentenſchuld 59 1113—1203; Pfandrecht an beweglichen Sachen und 
Rechten 98 1204—1296. Zur Frage, ob der Beſitz ein Recht vgl. § 854 Note 1. 

2. Die begrenzten Rechte an der Sache (d. ſ. alle dinglichen Rechte 
mit Ausnahme des Eigenthums) können durch Privatautonomie nicht 
über den vom Geſetze, zugleich als Maximalinhalt, feſtgeſetzten 
Normalinhalt erweitert werden, ſoweit nicht Ausnahmen zugelaſſen 
ſind, z. B. § 1245. 
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II. Vormerkung. Das BGB. erkennt zwar das Recht zur Sache, d. h. 
ein obligatoriſches Recht, welches Wirkung gegen Dritte hat, als ſolches nicht 


an (vgl. Borb. zum II. Buche Note 4), gewährt indeß durch das Inſtitut der 


Vormerkung die Möglichkeit einer dinglichen Sicherung von Anſprüchen, auf 
Einräumung, Aufhebung, Aenderung eines Rechtes an einem Grundſtück oder 
an einem eingetragenen Rechte. Vgl. zu $$ 883 ff. 

III. Landesgeſetzliche Vorbehalte. Wegen der aus den landesgeſetzlichen 
Vorbehalten folgenden Erweiterung der zugelaſſenen dinglichen Belaſtung 
von Grundſtücken vgl. zu D. 

IV. Uebergangsvorſchriften, aus welchen eine ung der zugelaſſenen 
dinglichen Belaſtung an vgl. zu EG. Artt, 172, 182, 184. 

V. Kein dingliches Recht iſt das Zurückbehaltungsrecht. 

1. Die Frage, ob das Zurückbehaltungsrecht ein dingliches Recht iſt, kann 
nur für das Zurückbehaltungsrecht aus § 273 Abf. 2 und aus 8 1000, ſowie 
für das kaufmänniſche Zurückbehaltungsrecht (HGB. $$ 369—372, abgedruckt 
zu § 274), nicht aber für das zum Inhalte des Schuldverhältniſſes gehörige 
Zurückbehaltungsrecht aus § 273 Abſ. 1 aufgeworfen werden. Die Frage 
iſt für alle Fälle, wie für das kaufmänniſche Zurückbehaltungsrecht durch 
HGB. § 369 Abſ. 2 klargeſtellt wird, zu verneinen. — Vgl. auch RG. 8 83. 

2. Der zurückbehaltende Gläubiger bzw. Beſitzer iſt gegen den Anſpruch 
des Rechtsnachfolgers des über die zurückbehaltene Sache verfügenden Schuld⸗ 
ners bzw. Eigenthümers durch §§ 986 Abſ. 2, 1032, 1065, 1205 Abſ. 2, §§ 870, 
1227 geſchützt. Vgl. auch zu § 1249; ferner HGB. § 369 Abſ. 2. 

3. Auf eine Ungenauigkeit des Ausdrucks ſcheint die Faſſung der §8 772 
Abſ. 2, 773 Abſ. 2 zu beruhen, wo von einem Zurückbehaltungsrecht an einer 
Sache geſprochen wird, obwohl die Bezeichnung des Rechtes an der Sache 
ſonſt nur von dinglichen Rechten gebraucht wird. Dem ſonſtigen Sprachge⸗ 
brauch entſpricht die Faſſung des $ 777 CPD., wo von dem in Anſehung 
einer Sache beſtehenden Zurückbehaltungsrechte geſprochen wird. 

e im Konkurſe KD. § 49 Ziff. 4 (Abſchnittvorb. 
vor § 1204). 

D. Landesgeſetzliche Vorbehalte. 

J. Der Landesgeſetzgebung vorbehaltene ſachenrechtl. Materien: 

1. Das Bergrecht mit Einſchluß der ſelbſtändigen Gerechtigkeiten zum Ab⸗ 
bau von Mineralien, welche den bergrechtlichen Vorſchriften nicht unterliegen 
EG. Artt. 67, 68. 

2. Rentengüter EG. Art. 62. 

3. Das Enteignungsrecht EG. Art. 109. 

4. Das Recht der Gemeinheitstheilung, der Zuſammenlegung der Grund⸗ 
ſtücke, der Regulirung gutsherrlicher und bäuerlicher Verhältniſſe, der Ab⸗ 
löſung von Dienſtbarkeiten, Reallaſten, Zwangs⸗ und Bannrechten EG. 
Arit. 113, 114, 74. 5 

5. Das Waſſerrecht mit Einſchluß des Mühlen⸗, Flötz⸗ und Flößereirechts 
(EG. Art. 65), des Deich- und Sielrechts (Art. 66), das Fiſchereirecht, das 
Jagdrecht (Art. 67), das Forſtrecht (Art. 83). 

6. Das Recht der Familienfideikommiſſe u. der Stammgüter EG. Artt. 59, 64. 

T. Lehnrecht, Emphyteuſis, Erbzins⸗ und Erbpachtrecht EG. Artt. 59, 63. 

II. Nach dem RK. Berichte zum Sachenrecht (Ziffer 41) umfaßt der landes⸗ 
geſetzliche Vorbehalt auch die einſchlägigen Vorſchriften der Landesgeſetze über 
den Rechtsbeſitz, die Erſitzung eines Rechtes oder der Freiheit von einer 
dinglichen Belaſtung, über das Erlöſchen eines Rechtes durch Nichtgebrauch, 
über die unvordenkliche Verjährung und über die poſſeſſoriſchen Rechtsmittel. 
en für die landesgeſetzl. Vorſchriften über das Grundbuchweſen 


Bert Die Rechtsgeſchüfte des Sachenrechts, insbeſondere der dingliche 
rag. 

J. Allgemein. 

J. Die ſachenrechtlichen Rechtsgeſchäfte bezwecken eine Verfügung über 


Vorbemerkung zum 
J. Buch. 


89 854 ff. 


Vorbemerkung zum 
II. Buch. 
8 854 ff. 
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den Gegenftand, die Begründung, Belaſtung, Uebertragung oder Aufhebung 

eines dinglichen Rechtes. Vgl. Abſchnittvorb. vor $ 104 Note 5. 

2. Die ſachen rechtlichen Geſchäfte find abſtrakte Rechtsge⸗ 
ſchäfte. Sie unterliegen den die Rechtsgeſchäfte regelnden Vorſchriften des 
allgemeinen Theiles, ſoweit nicht das Sachenrecht etwas Beſonderes feſtſetzt; 
den Vorſchriften des Obligationenrechts indeß nur ſoweit, als das Geſetz 
die Anwendung derſelben beſtimmt. 

3. Für die meiſten dinglichen Rechtsgeſchäfte gilt das Prinzip der 
Formfreiheit nicht; vielmehr muß die erforderliche Willenserklärung in 
elner beſtimmten Form abgegeben oder doch wenigſtens von einem formalen 
Elemente begleitet ſein, um die beabſichtigte ſachenrechtliche Wirkung hervor⸗ 
zubringen. Dieſes Element iſt für die beweglichen Sachen die Uebergabe (Tra⸗ 
dition), für die unbeweglichen die Eintragung in das Grundbuch, bzw. die 
Uebergabe des Hypotheken⸗ oder Grundſchuldbriefs an den Erwerber. 

II. Der dingliche Vertrag. 

1. Der dingliche Vertrag ift als ſolcher im BGB. nicht bezeichnet, 
vielmehr iſt mit Rückſicht darauf, daß der beabſichtigte Erfolg außer der 
Willenseinigung der Parteien noch einen weiteren Thatbeſtand (Eintragung 
in das Grundbuch $$ 873, 925 oder Uebergabe der Sache §§ 929, 1032, 1205) 
erfordert, die Willenseinigung überhaupt nicht als Vertrag, ſondern als 
„Einigung“ bezeichnet. (Vgl. §§ 873, 878, 925, 929, 1205, 1260; vgl. auch 
§ 854 Abf 2.) Es ſoll hiermit die Frage der Konſtruktion offen gehalten und 
zum Ausdrucke gebracht werden, 

a. daß der ganze zur Bewirkung des beabſichtigten Erfolges erforderliche 
Rechtsakt einſchließlich der Eintragung bzw. der Uebergabe ein einheitlicher 
Thatbeſtand iſt; 

b daß der durch die Einigung der Parteien gebildete Beſtandtheil des ge⸗ 
ſammten Rechtsakts nicht ein in ſich geſchloſſenes Rechtsgeſchäft bildet, 
wie dies regelmäßig bei einem Vertrage der Fall iſt. 

Trotz der Vermeidung des Ausdrucks „Vertrag“ iſt indeß nicht zweifel⸗ 
haft, daß auf die Einigung als einen vertragsmäßigen Beſtandtheil des Ge⸗ 
ſammtthatbeſtandes, die allgemeinen Vorſchriften über die Rechtsgeſchäfte 
und Vertragsſchließung, ſoweit nicht beſondere Ausſchließungsgründe be⸗ 
ſtehen, anwendbar find. Vgl. Titelvorb. vor § 145 Note 3 und für die Auf⸗ 
laſſung noch § 925 Note I 2. 

2. Der dingliche Vertrag nimmt ein verſchiedenes Gepräge an, je nachdem 
zur Erreichung feines Zweckes die Eintragung (YE 873, 925) oder die Zra- 
dition (88 929, 1032, 1205) erforderlich ift. Auf dieſer Verſchiedenheit be⸗ 
ruht die Unmöglichkeit gemeinſchaftlicher ſachenrechtlicher Regelung des Mo⸗ 
biliar: und Immobiliarſachenrechts. 8 

3. Gemein ſchaftliche Grundſätze für den dinglichen Vertrag 
des Liegen ſchafts- und des Fahrniß rechts. 

a. Für den dinglichen Vertrag gelten die Normen des allgemeinen Theiles 
über Rechtsgeſchäfte, ſoweit nicht ihre Unanwendbarkeit aus den Vor⸗ 
schriften des Sachenrechts fich ergiebt. Vgl. wegen Nichtigkeit und An⸗ 
fechtbarkeit des dinglichen Vertrags § 142 Note III 3. Wegen Nichtigkeit 
der Hypothekenbeſtellung vgl. § 1163; 

b. Der dingliche Vertrag tft ſeinem Begriffe nach ein abſtraktes Rechtsge⸗ 
ſchäft. Vgl. Borb. zum II. Buche Note 3 und auch § 929 Note II 207; 

e. Der dingliche Vertrag bezweckt nicht, eine obligatoriſche Verpflichtung zu 
erzeugen, ſondern ein Recht an der Sache zu begründen (vgl. Abſchnitt⸗ 
vorb. vor N 104 Note 5) oder ein begründetes Recht zu ändern, zu ber 
laſten oder zu übertragen. Zur Aufhebung des Rechtes bedarf es in der 
Regel keines Vertrags (vgl. SS 875, 876, 1064, 1255; Sonderregelung 
für Hypothek und Grundſchuld vgl. §§ 1183, 1192); 

d. Das Geſchäft kann ſeinem Zwecke nach gültig nur errichtet werden, wenn 
dem Verfügenden die Sache gehört oder das Recht zuſteht. Ausnahmen: 
$$ 892, 893, 932— 935, 1138; vgl. ferner $ 185; ſowie zu § 816 Note 12 
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Erſter Abſchnitt. 
Beſtitz. 


§ 854. Der Beſitz einer Sache wird durch die Erlangung der 1 Veſherwerb. 


thatſächlichen Gewalt über die Sache erworben. 

Die Einigung des bisherigen Beſitzers und des Erwerbers genügt 
zum Erwerbe, wenn der Erwerber in der Lage iſt, die Gewalt über 
die Sache auszuüben. 


e. Der dingliche Vertrag verhält ſich zu dem ihm zu Grunde liegenden 
obligatoriſchen Rechtsgeſchäfte, wie die Leiſtung zu dem rechtlichen Motive 
derſelben. Der dingliche Vertrag beſteht auch, wenn das Motiv fehlt 
oder wegfällt. Der materielle Ausgleich erfolgt nach den Grundſätzen 
von der ungerechtfertigten Bereicherung §§ 812 ff. Vgl. Vorb. zum 
II. Buche Note 3. 

1. Die Vorſchriften der §§ 854—872 beziehen fih unmittelbar nur auf 
den Beſitz einer Sache (§ 90) und regeln hierbei im Weſentlichen nur den 
Beſitzſchuz. Der Beſitzerwerb als Mittel des Rechtserwerbes an beweglichen 
Sachen §§ 929 ff., als Mittel der Beſtellung des Nießbrauchs § 1052, des 
Pfandrechts § 1205. 

2. Rechtsbeſitz. 

a. Da das BGB. den unmittelbaren Beſitz zur Grundlage des poſſeſſoriſchen 
Schutzes macht, ſo iſt damit auch für diejenigen, welche auf Grund eines 
Rechtes eine Sache beſitzen (§ 868 z. B. für den Nießbraucher und den Erb- 
bauberechtigten) geſorgt. Wegen des poſſeſſoriſchen Schutzes bei Grund⸗ 
dienſtbarkeiten und beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten $$ 1029, 1090. 

b. Wegen des poſſeſſoriſchen Schutzes der ſelbſtandigen Gerechtigkeiten vgl. 
Borb. zum III. Buche Note D II. 

3. Das Recht zum Beſitz einer fremden Sache haben: der Nieß⸗ 
braucher § 1036; der Pfandgläubiger §§ 1205, 1206, 1253 (Ausnahme für 
das Schiffspfandrecht §§ 1260, 1266, 1272), §§ 1274, 1278; der Ehemann auf 
Grund ehelichen Güterrechts § 1373, 1443, 1519, 1549; der überlebende Ehe- 
gatte bei fortgeſ. G.G. § 1487; der Teſtamentsvollſtrecker $ 2205. — Konkurs⸗ 
verwalter KO. § 117, der gerichtliche Verwalter Zw. §§ 150 f. 

4. Legitimation des Beſitzers als ſolchen. 

. Aitivlegitimation für den Eigenthumsanſpruch §§ 1006, 1007; der Be- 
ſitzer iſt gutgläubigen Dritten gegenüber als Eigenthümer legitimirt 
§§ 793, 851, 932, 969, 1248. Vgl. zu § 816; ferner § 31 d. Gef. betr. 
die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten vom 30. Juni 1900 
(RGBl. S. 306); . 

b. Paſſivlegitimation für Schadenserſatzanſprüche aus §§ 833, 836; 

€. Legitimation des Beſitzers zur Ausübung des Ablöſungsrechts § 268, des 
Abholungsrechts § 867; y = 

d. Sonderregelung für das Verhältniß der Ehegatten gegenüber den Gläu⸗ 
a des Mannes bzw. der Frau § 1362. 

Beweiswirkungen des Beſitzes vgl. $$ 920, 1006, 1117 Abſ. 3. 

6. Uebergangsvorſchrift. Auf ein zur Zeit des Inkrafttretens des 
BGB. beſtehendes Beſitzverhältniß finden die Vorſchriften des BB. An- 
wendung. EG. Art. 180. — Beſitzſchutz von Dienſtbarkeiten vgl. EG. Art. 191. 
7. Internationales Privatrecht. Erwerb und Verluſt des Beſitzes 
werden allgemein nach der lex rei sitae zur Zeit des den Erwerb und Ver⸗ 
luft begründenden Thatbeſtandes beurtheilt. Vgl. auch RG. II 55 und 
zwiſchen Artt. 12 und 13 EG. 

s 854. 1. Zum Beſitzbegriffe. Das BGB. giebt keine Definition des 
Beſitzbegriffs. Es jagt nicht, daß der Beſitz die thatſächliche Gewalt über die 
Sache ift, jondern nur, daß der Beſitz durch die Erlangung der thatſächlichen 


a 


Vorbemerkung zum 
1. Asfgnttt. 


$ 854. 
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Gewalt erworben wird. Der Beſitz ift, wenn nicht ein Recht (ogl. §§ 268 

Abf. 1, 1414, 1462), jo doch ein Rechtsgut (vgl. § 2169 Abſ. 2), eine Rechts: 

poſition, welche Gegenſtand eines Vereicherungsanſpruchs ($ 812) fein und 

vererbt werden ($ 857) kann, welche auch gegen unerlaubte Handlungen durch 

8 823 Abſ. 1, ſowie gegen verbotene Eigenmacht durch §8 861 f., geſchützt ift. 

Wo im BGB. von Beſitz die Rede ift, wird darunter jedes poſſeſſoriſch (durch 

Beſitzklage §§ 861 f.) geſchützte Verhältniß der Perſon zur Sache verſtanden. 

2. Beſitzerwerb durch Erlangung der thatſächlichen Gewalt. 

a. Der Ausdruck thatſächliche Gewalt bezeichnet das für das Weſen 
des Beſitzes kennzeichnende Moment, daß der Beſitzer im Stande iſt, 
Dritte von ſeinem Machtbereich auszuſchließen. Ob in dieſem Sinne die 
thatſächliche Gewalt erlangt iſt, beſtimmt ſich nach den Umſtänden des 
einzelnen Falles. Das wichtigſte Mittel zur Erlangung der thatſächlichen 
Gewalt iſt die Herſtellung desjenigen Verhältniſſes der Perſon zur Sache, 
welches durch den Zweck ihrer wirthſchaftlichen Verwendung geboten iſt. 

b. Beſitzwille. In zahlreichen Fällen iſt nach Lage der Sache die Her⸗ 
ſtellung der thatſächlichen Gewalt ohne einen darauf gerichteten Willen 
nicht möglich, z. B. bei dem Beſitz eines Grundstücks. Als nothwendiges 
Erforderniß des Beſitzerwerbes ift der Beſitzwille im BGB. indeß nicht 
anerkannt. Es kann ſomit auch der Willensunfähige ſowie der in Un⸗ 
kenntniß über die Erlangung der thatſächlichen Gewalt Befindliche alſo 
z. B. derjenige, in deſſen Wohnung während ſeiner Abweſenheit eine 
Sache niedergelegt wird, in das poſſeſſoriſch geſchützte Beſitzverhältniß 
yr Sache treten. Ob ein ſolches Beſitzverhältniß hergeſtellt ift, ift nach 

en Umſtänden des einzelnen Falles auf der Grundlage der im Verkehre 
herrſchenden Auffaſſung zu beurtheilen. Vgl. §8 855, 867. 
3. Beſitzerwerb durch Einigung (Abſ. 2). 

a. Im Falle der Einigung, d. h. für den mit dem Willen des bis⸗ 
herigen Beſitzers erfolgenden Beſitzwechſel genügt die Möglichkeit 
der Gewaltausübung durch den Erwerber, ohne daß es eines beſonderen 
formalen körperlichen oder ſymboliſchen Beſitzergreifungsakts bedarf. 
Dieſe Art des Beſitzerwerbes iſt von beſonderer Wichtigkeit für den Be⸗ 
ſitzerwerb an Grundſtücken. Ob in der Auflaſſung des Grundſtücks ($ 925) 
zugleich die Einigung über den Beſitzwechſel liegen ſoll, ift Thatfrage. — 
Der Zeitpunkt des Beſitzwechſels kann von ſelbſtändiger Bedeutung ſein, 
2 B. § 836; vgl. auch § 926 Abſ. 2. — Wegen des Hypotheken- und 
Grundſchuldbriefs vgl. $$ 1117 Abſ. 2, 1192. 

b. Wegen der Vertragsnatur der Einigung vgl. Vorbemerkung zum III. Buche 
Note E II. Die Vorſchriften über Willenserklärungen $$ 116 ff. find anz 
wendbar; der Geſchäftsunfähige kann eine Willenserklärung weder zwecks 
Aufgabe, noch zwecks Erwerbes abgeben, §§ 104 f. Geſchäftsführung ohne 
Auftrag kann eingreifen; vgl. § 105 Note 3. — Ein in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit Beſchränkter kann ohne Eiwilligung des geſetzlichen Vertreters 
Beſitz nicht aufgeben ($$ 106 ff.). Sind mit dem Beſitze der Sache recht⸗ 
liche Nachtheile verbunden (3. B. die Haftung des Thierhalters $ 833, des 
Gebäudebeſitzers § 836), jo muß auch für den Erwerb die Zuſtimmung 
des geſetzlichen Vertreters erfordert werden (§ 107). 

4. Beſitzerwerb durch Stellvertreter. 


a. Der Beſitz kann auch durch einen Dritten erworben werden und zwar 
entweder als unmittelbarer Beſitz durch einen „Beſitzdiener“ (§ 855) oder 
als mittelbarer Beſitz durch einen „Beſitzmittler“ (§ 868). 

b. Der Beſitz kann durch einen Dritten (Beſitzdiener oder Beſitzmittler) auch 
erworben werden, ohne daß der Uebergebende den Willen hat, dem Ver⸗ 
tretenen zu übergeben, wenn nur der Vertreter und der Vertretene den 
Beſitzerwerb für den Vertretenen wollen (vgl. RG. 30 142 f.; T. auch § 164 
Note III 3). 


I. Abſchnitt. Beſitz. 543 


§ 855. Uebt Jemand die thatſächliche Gewalt über eine Sache 1. Leit durch Befigdiener. 
für einen Anderen in deſſen Haushalt oder Erwerbsgeſchäft oder in 
einem ähnlichen Verhältniß aus, vermöge deſſen er den ſich auf die 
Sache beziehenden Weiſungen des Anderen Folge zu leiſten hat, ſo 
iſt nur der Andere Beſitzer. 
§ 856. Der Beſitz wird dadurch beendigt, daß der Beſitzer die un. Beendigung d. Beſthes. 
thatſächliche Gewalt über die Sache aufgiebt oder in anderer Weiſe 
verliert. 
Durch eine ihrer Natur nach vorübergehende Verhinderung in der 
Ausübung der Gewalt wird der Beſitz nicht beendigt. 


. 
§ 855 1. Das Abhängigkeitsverhältniß. 

a. Das Abhängigkeitsverhältniß kann ein privatrechtliches (Dienſtvertrag 
oder ein öffenklich⸗rechtliches (Staats-, Militär⸗, Kirchendienſt 2c.) fein. Es 
kann auch rein thatſächlicher Natur, z. B. ein auf Freundſchaft, Familien⸗ 
beziehungen beruhendes ſein. Andererſeits genügt ein rechtliches Abhän⸗ 
gigkeitsverhältniß, z. B. ein Dienſtvertrag, dann nicht, wenn dem Dienſt⸗ 
verpflichteten thatſächlich eine umfaſſende Selbſtändigkeit eingeräumt iſt, 
insbeſondere wenn der Dienſtverpflichtete ſich in einem ſolchen räumlichen 
Verhältniſſe zu ſeinem Prinzipale befindet, daß von einer thatſächlichen Ab⸗ 
hängigkeit bezüglich der thatſächlichen Gewalt über die Sache nicht wohl 
die Rede fein kann. Vgl. Seuff. 57 60 (auswärts arbeitender Tagelöhner 
als Beſitzdiener). 

b. Das Abhängigkeitsverhältniß des Beſitzdieners zum Beſitzherrn wird nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß neben dem Dienſtverhältniſſe noch ein Voll⸗ 
machtsverhältniß (Prokura, Handlungsvollmacht 2c.) beſteht. 

2. Die Rechtsſtellung des Beſitzdieners. 

a. Der Beſitzdiener hat das Recht der Selbſthülfe gegen Dritte, nicht gegen 
den Beſitzherrn ($ 860). 

b. Der Beſitzdiener hat kein eigenes Klagerecht. Er iſt für Beſitzklagen weder 
aktiv noch paſſiv legitimirt. Ihm ſteht weder die Vermuthung aus § 1006, 
noch der Anſpruch aus § 1007 zu. — Der Beſitzdiener als Verlierer 
§ 969 Note 2. 

c Der Beſitzdiener ift nicht im Beſitze der Sache; fängt er an, für ſich zu 
beſitzen, ſo entſetzt er den Beſitzherrn eigenmächtig des Beſitzes. Er kann 
die Sache nicht unterſchlagen, ſondern nur ſtehlen. 

d. Dem Beſitzherrn ſteht das Recht der Selbſthülfe und die Beſitzklage zu, 
wenn der Beſitzdiener ſeinen auf die Sache bezüglichen Weiſungen nicht 
Folge leiſtet (88 859, 861 f.). — Der Beſitzherr iſt im Verhältniſſe zum 
Beſitzdiener zu direkten thatſächlichen Eingriffen befugt; die Abwehr der- 
ſelben durch den Beſitzdiener ſtellt verbotene Eigenmacht ($ 858) dar. 

e. Der Beſitzdiener kann nicht in Gemäßheit des 5 854 Abf. 2 Beſitz über- 
tragen, vielmehr lediglich dem Anderen Gelegenheit zum Beſitzerwerb aus 
§ 854 Abſ. 1 geben. 

f. Zurückbehaktungsrecht des Beſitzdieners. Der Beſitzdiener hat 
keinen civilrechtlichen Anſpruch gegen den Beſitzherrn auf Fortſetzung 
der Inhabung, deshalb auch regelmäßig kein Zurückbehaltungsrecht (vgl. 
dazu § 868). Wegen Verwendungen auf die Sache und wegen eines ihm 
durch die Sache zugefügten Schadens ſteht ihm indeß das Zurückbehal⸗ 
tungsrecht aus § 273 Abſ. 2 zu. 

3. Beweislaſt. Gegenüber der Regel, daß derjenige, welcher die thatſäch⸗ 

liche Gewalt über eine Sache ausübt, Beſitzer derſelben ift, enthält § 855 

eine Ausnahme, deren Vorausſetzungen von dem zu beweiſen ſind, welcher 

ſich auf die Ausnahme beruft. 
4. Die Vorſchrift des § 855 enthält einen auch für die Vertretung in 
anderen Verhältniſſen thatſächlicher Art und bei Rechtshandlungen permend- 

baren Grundſatz vgl. Titelvorb. vor § 164 Note B II 2. 
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IV. Pererblichteit des Be § 857. Der Beſitz geht auf den Erben über. 
N 8 858. Wer dem Beſitzer ohne deffen Willen den Beſitz ent- 
ende, We zieht oder ihn im Beſitze ſtört, handelt, ſofern nicht das Geſetz die 
f Entziehung oder die Störung geſtattet, widerrechtlich (verbotene Eigen⸗ 

macht). 

2. Fehlerhaftigkeit des Der durch verbotene Eigenmacht erlangte Beſitz ift fehlerhaft. 
eee ee Die Fehlerhaftigkeit muß der Nachfolger im Beſitze gegen ſich gelten 
laſſen, wenn er Erbe des Beſitzers iſt oder die Fehlerhaftigkeit des 

Beſitzes ſeines Vorgängers bei dem Erwerbe kennt. 


§ 856. 1. Regelmäßig wird der Beſitz durch das Aufhören des phyſiſchen 
Verhältniſſes zur Sache, der thatſächlichen Gewalt beendigt. Vgl. indeß für 
die Erſitzung § 940 Abſ. 2. 

2. In den Fällen, in welchen der Beſitz einer Perſon aus ihrem Willen, 
die Gewalt über die Sache auszuüben, hergeleitet wird (vgl. § 854 Note 2 b, 
z. B. bei Grundſtücken), genügt zum Aufgeben des Beſitzes die Erklärung 
des Willens, Beſitz nicht mehr haben zu wollen. 

3. Der Schwerpunkt des Abſ. 2 liegt darin, daß die Verhinderung in der 
Ausübung der Gewalt eine ihrer Natur nach vorübergehende ſein muß, 
damit nicht Beendigung des Beſitzes eintrete. Zu den ihrer Natur nach vor⸗ 
übergehenden Behinderungen in der Ausübung der Gewalt gehören nament⸗ 
lich die geiſtige und körperliche Erkrankung und ſonſtige in der Perſon des 
Beſitzers liegende Hinderungsgründe, welche die Einleitung einer Vormund⸗ 
ſchaft oder Pflegſchaft rechtfertigen; es wird ſolchenfalls der Verhinderte 
durch den deb Be Vertreter auch hinſichtlich des Beſttzes repräſentirt. 

4. Tod des Beſitzers § 857. 


§ 857. 1. Nach § 857 tritt der Erbe mit dem Erbfall ($ 1922) in die 
Beſitzpoſitionen des Erblaſſers ein, ohne daß es einer thatſächlichen Beſitz⸗ 
ergreifung ſeitens des Erben bedarf. Vgl. OLG. 4 289. 

2. Die Haftung des gutgläubigen Erbſchaftsbeſitzers, welcher einen Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtand durch verbotene Eigenmacht (§ 858) erlangt hat, iſt eine 
geſteigerte, wenn der Erbe den Beſitz der Sache bereits thatſächlich ergriffen 
hatte; § 2025 S. 2, vgl. auch § 2027 Abſ. 2. 

3. Zuwendung des Beſitzes durch Vermächtniß § 2169 Abſ. 2. 

4. Die aus verbotener Eigenmacht dem Erblaſſer bereits erwachſenen An⸗ 
ſprüche gehen nach den allgemeinen erbrechtl. Grundſätzen auf den Erben über. 


§ 858. J. Verbotene Eigenmacht. 

1. Verbotene Eigenmacht iſt jede ohne den Willen des Beſitzers er⸗ 
folgende Entziehung oder Störung fremden Beſitzes, welche nicht durch die 
Geſetze geſtattet iſt. Sie erfordert nicht nothwendig Gewalt (vis), ſondern 
kann auch heimlich (clam) erfolgen. Auf Verſchulden (Vorſatz oder Fahr- 
läſſigkeit) kommt es nur für den Schadenserſatzanſpruch aus § 823 (Abſ. 1 
oder Abſ. 2) an. Die Erlaubtheit oder Unerlaubtheit der Handlungen ift 
nicht abhängig von dem Rechte zum Beſitze, ſondern lediglich von dem that⸗ 
ſächlichen Beſitzſtande. Die Regelung bezweckt die Aufrechterhaltung des 
Rechtsfriedens und gebietet, daß Jeder ſein Recht ausſchließlich in dem durch 
die Geſetze geordneten Verfahren und nicht im Wege der Eigenmacht durch⸗ 
ſetzen darf. In der ſelbſt unbegründeten Klaganſtellung kann deshalb eine 
Beſitzſtörung nicht geſehen werden, wie dies in OLG. 3 27 geſchieht. Ob 
ſonſtige wörtliche Drohungen als Beſitzſtörung anzuſehen, iſt That⸗ 
frage, vgl. OLG. 4 290, wo die Androhung der Wegnahme einer Grenz 
mauer als Beſitzſtörung erachtet wird. 

2. Verbotene Eigenmacht liegt nicht vor, 

a. wenn das Geſetz (EG. Art. 2: irgend eine Rechtsnorm, inſonderheit 
aljo auch eine Norm des öffentlichen Rechtes) den Eingriff geſtattet. Vgl. 
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§ 859. Der Beſitzer darf fih verbotener Eigenmacht mit Ge- VI. weſigſchug durch Seton- 
walt erwehren. 1 9 den Thäter; 

Wird eine bewegliche Sache dem Beſitzer mittelſt verbotener Eigen⸗ n Nadeite; 
macht weggenommen, ſo darf er ſie dem auf friſcher That betroffenen 
oder verfolgten Thäter mit Gewalt wiederabnehmen. 

Wird dem Beſitzer eines Grundſtücks der Beſitz durch verbotene d. Wiederbemächti⸗ 
Eigenmacht entzogen, ſo darf er ſofort nach der Entziehung ſich des gungsrecht. 
Beſitzes durch Entſetzung des Thäters wiederbemächtigen. 

Die gleichen Rechte ſtehen dem Beſitzer gegen denjenigen zu, 2 gegen den Nachfolger 
welcher nach § 858 Abſ. 2 die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes gegen e Thüters im Befit. 
ſich gelten laſſen muß. 


BGB. §§ 229 f., 561, 859 Abſ. 3, 904, 910, 962; anders z. B. $$ 1036, 
1373. — Zuläſſigkeit der Privatpfändung EG. Art. 89; 

b. wenn der Eingriff nicht ohne den Willen des Beſitzers erfolgt. Mb- 
geſehen von den geſetzlichen Ausnahmen (vgl. zu a) liegt verbotene Eigen⸗ 
macht vor, wenn der Wille des Beſitzers im Momente des Eingriffs 
der Eigenmacht entgegenſteht. Die vertragsmäßige Abrede, daß Jemand 
eine Sache wegnehmen dürfe, ſchließt die verbotene Eigenmacht nicht aus, 
wenn der Beſitzer ſpäterhin die Wegnahme nicht geſtattet. Vgl. auch 
RG. JW. 1897 ©. 47782; 

e. wenn der Beſitzherr auf die in der thatſächlichen Gewalt feines Beſitz⸗ 
dieners (§ 855) befindliche Sache einwirkt; vgl. § 855 Note 2 d; 

d. wenn der prekariſtiſche Beſitzer die auf beliebigen Widerruf empfangene 
Sache nach geſchehenem Widerrufe nicht zurückgiebt. Hier liegt lediglich 
Vertragsverletzung vor; vgl. § 598 Note 5. 

3. Die Beweislaſt dafür, daß der Eingriff ohne den Willen des Beſitzers 
erfolgt, trifft den, der Rechte daraus herleitet. Vgl. RG. 30 110. 

4. Beſondere Vorſchriften über Schadenserſatz bei verbotener Eigenmacht 
§§ 992, 1017, 1065, 2025. 

II. Fehlerhafter Beſitz. 

1. Der bisherige Beſitz, welcher dem Beſitzer durch verbotene Eigenmacht 
entzogen iſt, hört auf; der Eigenmächtige beginnt zu beſitzen. Dieſer Beſitz 
iſt fehlerhaft. Die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes iſt ein relativer Begriff, ſie 
iſt nur demjenigen, welchem der Beſitz entzogen iſt, und ſeinem Rechtsnach⸗ 
folger gegenüber von Erheblichkeit. Allen Dritten gegenüber iſt auch der 
fehlerhaft Beſitzende vollberechtigter Beſitzer. Der des Beſitzes Entſetzte hat 
den Anſpruch aus $ 861. Te . i 

2. Die Nachfolger des Eigenmächtigen im Beſitze. A , 
a. Gegen den Erben, welcher als Erbe den Beſitz erlangt hat, wirkt die 

Fehlerhaftigkeit des Beſitzes des Erblaſſers ohne Rückſicht auf feine Rennt- 
niß von der Fehlerhaftigkeit. - | 

5. Gegen den Sondernachfolger wirkt die Fehlerhaftigkeit, wenn er beim 
Erwerbe die Fehlerhaftigkeit kennt; Kennenmüſſen und mala fides 
superveniens find mithin unbeachtlich. Ob der Erwerb entgeltlich oder 
unentgeltlich erfolgt, iſt unerheblich. 

C. Hat der Sondernachfolger den Beſitz weiter übertragen, fo ift der Befik 

des weiteren Nachfolgers 

a. fehlerhaft, wenn er ihn in Kenntniß der Fehlerhaftigkeit des Beſitzes 
ſeines Vormanns erworben hat; 

B. nicht fehlerhaft, wenn der Vorbeſitzer bereits fehlerfrei beſeſſen hatte, 
auch wenn der ſpätere Erwerber die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes des 
Vorvormanns kannte. 

»Die Beweislaſt für die Vorausſetzungen des fehlerhaften Beſitzes in der 

Perſon des Beſitznachfolgers trifft den, der Rechte daraus herleitet. 

Š. Neumann, Handausgabe des BGB, I. 3. Aufl. 85 


3. Selbſthülferecht des 
Beſitzdieners. 


546 Drittes Buch. Sachenrecht. 


8 860. Zur Ausübung der dem Beſitzer nach § 859 zuſtehen⸗ 
den Rechte iſt auch derjenige befugt, welcher die thatſächliche Gewalt 
nach § 855 für den Beſitzer ausübt. 


§ 859. J. Das Recht der Abwehr (Abſ. 1) entſpricht dem Nothwehr⸗ 
rechte des $ 227. Der Beſitzer, gegen deffen Sache ein Akt verbotener Eigen⸗ 
macht verübt wird, kann in die Lage kommen, ſeinerſeits mit Thätlichkeiten 
gegen die Perſon eines Anderen zu beginnen, ohne deshalb zum An⸗ 
greifer zu werden. Der Eigenmächtige iſt dafür beweispflichtig, daß ihm 
ausnahmsweiſe ein Selbſthülferecht ($ 858 Note 12) zuſteht. 

Auch für die Abwehr aus § 859 Abf. gilt der Satz des § 227 Abf. 2, 
daß die Vertheidigung nur ſoweit geſtattet ift, als fie zur Abwehr der ver: 
botenen Eigenmacht erforderlich ift. 

II. Nacheile⸗ und Wiederbemüchtigungsrecht (Abſ. 2 und 3). 

1. Vorausſetzungen und Inhalt. 

a. eae E für Abſ. 2 u. 3. Die Vorſchriften bedeuten in 
ſofern eine Erweiterung des allgemeinen Selbſthülferechts aus §§ 229 ff., 
als ſie weder die Zuläſſigkeit der Selbſthülſe an die Nichterreichbarkeit 
obrigkeitlicher Hülfe oder an die Erſchwerung der Rechtsverwirklichung 
knüpfen, noch den Beſitzer auf die in 88 229 ff. zugelaſſenen Mittel der 
Selbſthülfe beſchränken. 

Die Beſchränkung der Selbſthülfe auf das durch ihren Zweck erfor⸗ 
derte Maß ergiebt ſich aus der allgemeinen Beſtimmung des § 230 


Abſ. 1. 

b. Die Nacheile. Wegen der Vorausſetzungen vgl. StrPD. § 127, an 
welche Vorſchrift Abſ. 2 ſich anſchließt. Eine Beſchrankung dahin, daß der 
Verfolger vor der Behauſung des Verfolgten Halt zu machen habe, be⸗ 
ſteht nicht. Er kann alſo auch in dieſe Behauſung eindringen und die 
Sache daſelbſt dem Verfolgten abnehmen. 

e Das Wieder bemächtigungsrecht ift von ſofortiger (nicht unver 
züglicher § 121) Ausübung abhängig gemacht; ſomit ſchließt jede Ver⸗ 
zögerung der Wiederbemächtigung, ſelbſt wenn ſie unverſchuldet iſt, das 
Selbſthülferecht aus § 859 Abſ. 3 aus. Nicht ausgeſchloſſen iſt aber, daß 
die Selbſthülfe noch aus § 229 zuläffig ift. Ob die Wiederbemachtigung 
„ſofort“ in Angriff genommen iſt, muß nach den Umſtänden des ein⸗ 
zelnen Falles beurtheilt und dabei dem Entſetzten die zur genügenden 
Anden ſeiner Selbſthülfemaßregeln erforderliche Zeit gelaſſen 
werden. 

III. Berechtigt zur Abwehr und Selbſthülfe iſt 

1. zunächſt der Beſitzer, d. i. der unmittelbare Beſitzer ſelbſt. Wegen der 
Rechtsverhältniſſe bei mittelbarem Beſitze vgl. zu § 869, 

2. der Beſitzdiener 88 860, 855; R 

3. der Beſitzer eines Theiles der Sache, insbeſondere von Wohn- oder an? 
deren Räumen $ 865. 1 

4. Wegen des Verhältniſſes der Mitbeſitzer zu einander § 866. 

IV. Das Selbſthülferecht Macheile⸗ und Wiederbemächtigungsrecht) richtet 

fih (Abſ. 2 und Abſ. 3) 

1. gegen den Thäter; 

2. gegen den Erben des Thäters und gegen die Sondernachfolger im Beſitze, 
welche beim Beſitzerwerbe die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes ihres Vor⸗ 
beſitzers gekannt haben; vgl. zu § 858 Note II 2. 

$ 860. 1. $ 860 erweitert die für den Beſitzdiener fih aus §§ 227 ff. er’ 

gebenden Befugniſſe hinſictlich der Nacheile ($ 859 Ab. 2) und des Wieder 

bemächtigungsrechts ($ 859 Abſ. 3) infofern, als die Selbſthufe aus 9 229 

nur dem Berechtigten, d. i. demjenigen, dem ein Anſpruch zusteht, ge 

9227 ift; das Abwehrrecht (§ 860 Abs. 1) ſteht dem Beſitzdiener auch aus 

227 zu. 
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§ 861. Wird der Beſitz durch verbotene Eigenmacht dem Be- vn. a e Beſtt⸗ 


ſitzer entzogen, ſo kann dieſer die Wiedereinräumung des Beſitzes 
von demjenigen verlangen, welcher ihm gegenüber fehlerhaft beſitzt. 
Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der entzogene Beſitz dem 


2. Da der Beſitzdiener nur zur Ausübung des dem Beſitzherrn zu⸗ 
ſtehenden Selbſthülferechts befugt iſt, kann er es nicht gegen dieſen 
ſelbſt ausüben. 

de 861—864 regeln den gerichtlichen Beſitzſchutz, welchen der un⸗ 
wittel be Beſitzer genießt. Wegen der Rechtsverhältniſſe bei mittel⸗ 
barem Beſitze vgl. zu § 869. * 

2. Die in §§ 861—864 ie poſſeſſoriſchen Anſprüche gehen lediglich 
auf Beſeitigung des durch die verbotene Eigenmacht (5 858) hervorgerufenen, 
bis in die Gegenwart, d. i. bis zur Urtheilsfällung fortdauernden 
thatſächlichen Zuſtandes. Sie ſind unabhängig von Verſchulden und ſind von 
dem aus der verbotenen Eigenmacht, als einer in der Vergangenheit liegenden 
Handlung fih etwa ergebenden Anſpruch auf Schadenserſatz ($$ 823 ff.) zu 
unterſcheiden. Die poſſeſſoriſchen Anſprüche ſind durch die Fortdauer des 
durch die verbotene Eigenmacht hervorgerufenen Zuſtandes (fehlerhafter Be⸗ 
ſitz des Beklagten § 861, Störung oder Beſorgniß der Störung § 862) be⸗ 
dingt und beſchränkt; deshalb ſind die Vorſchriften über Nichterfüllung der 
Verpflichtung, §§ 275 ff., auf dieſen Anſpruch nicht anwendbar (ogl. Mot. zu 
$$ 819, 820 Entw. I), ferner zu § 861. Die poſſeſſoriſche Klage auf Wieder⸗ 
einräumung des durch verbotene Eigenmacht entzogenen Beſitzes iſt auch 
von dem auf den früheren Beſitz ſich gründenden petitoriſchen Anſpruch auf 
Herausgabe der Sache ($ 1007) zu unterfcheiden. 

3. Prozeſſuale Vorſchriften. 

a. Einen beſonderen Beſitzprozeß kennt die CPO. nicht. Die Zuläſſigkeit 

einſtweiliger Verfügungen richtet fih nach CPO. 88 935 ff. 

d. Die frühere Vorſchrift der EPO., daß die Beſitzklage und die Klage, 
durch welche das Recht ſelbſt geltend gemacht wird, nicht in einer Klage 
verbunden werden können (CPO. § 232 Abſ. 2 alter Faſſung), ift qez 
ſtrichen; vgl. den dem alten § 232 CPO. entſprechenden § 260 CO. 
neuer Faſſung. Der Kläger kann alſo die poſſeſſoriſche und 
die petitoriſche Klage verbinden, der Beklagte unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 33 CPO. eine petitoriſche Widerklage erheben, etwa um 
ein nach § 864 Abſ. 2 wirkſames rechtskräftiges Urtheil zu erlangen; vgl. 
die Begründung zum Gef. betreffend Aenderung zc. der CPO. zu § 232 
ERD.; andererſeits RG. 23 398, wo aus dem (unverändert gebliebenen) 
$ 33 CEPO. die Unzuläſſigkeit der petitoriſchen Widerklage wegen recht⸗ 
licher Unzuläſſigkeit dieſes Vertheidigungsmittels (vgl. BGB. § 863) ent- 
nommen wird. Wegen diefer Frage vgl. Wilmomski-Leny CPO. $ 33 
Note 1 Abſ. 2. zer 

4. Verhältniß des Anſpruchs wegen Beſitzſtörung zu dem Anz 

pruche wegen Beſitzentziehung. 

Beide Anſprüche find ihrem Grunde nach gleichartig und nur umfänglich 
verſchieden, ſo daß das Uebergehen von dem einen zu dem anderen Anſpruche 
ine unzuläſſige Klageänderung bildet (CRD. § 268 Ziff. 2). 

i . Außer den Klagen aus $$ 861 und 862 können dem Schutze des Be⸗ 

bers dienen 

A. bie Feſtſtellungsklage aus CPD. $ 256 (vgl. Wilmowski⸗Levp zu CRD. 
§ 231 alter Faſſung) Vgl. zu § 862 Note 12. Die Feſtſtellungsklage 
auf Anerkennung des Beſitzes hat den Charakter als Beſitzklage; deshalb 
8882 0 2 CPD. § 24; Einwendung des fehlerhaften Beſitzes aus 

Abſ. 2; 
b. die condictio possessionis. Vgl. § 812 Abſ. 1 Note B11, § 813 Note III I; 
die Klage aus dem früheren Beſitze § 1007. 
35 * 
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gegenwärtigen Beſitzer oder deſſen Rechtsvorgänger gegenüber fehler⸗ 
haft war und in dem letzten Jahre vor der Entziehung erlangt 
worden iſt. 


§ 861. I. (Abſ. 1.) Zur Begründung der Klage auf Wiedereinräumung 
des entzogenen Beſitzes (Spolienklage) hat Kläger darzuthun: 

1. die Attivlegitimation. 

a. Früherer bis zur Entziehung durch verbotene Eigenmacht fortdauernder 
Belik, § 854 (CTheilbeſitz § 865; Mitbeſitz § 866) des Klägers, feines 
Zeſſionars § 413, oder ſeines Erblaſſers § 857; ift die verbotene Eigen⸗ 
macht bereiks gegen den Erblaſſer verübt worden § 857 Note 4. Der 
einmal nachgewieſene Beſitz wird als fortbeſtehend angenommen werden 
können (CPO. § 286), wenn entgegenſtehende Thatſachen nicht erwieſen 
find. Vgl. NG. JW. 1880 S. 154. 

b. Daß der Kläger oder ſein Rechtsvorgänger nur Beſitzdiener 
amo 15 nicht klageberechtigt, §$ 855, 860), ift Einwendung vgl. § 855 

ote 3. 

e. Bei mittelbarem Beſitze vgl. $ 869. 

2. die Entziehung des Beſitzes durch verbotene Eigenmacht, 
val. § 858, insbeſondere wegen Beweislaſt Note 3 daſelbſt. 

3. die Paſſiplegitimation des Beklagten. 

a. Gegenwärtiger fehlerhafter Beſitz des Beklagten gegenüber dem Kläger 
(8 858 Abſ. 2, vgl. daſelbſt Note II). Kläger ift beweispflichtig. 
a. Iſt der Beklagte ſchon zur Zeit der Klageerhebung nicht Hi Beſitzer, 

fo erfolgt Abweiſung der Klage. 

B. Hat Beklagter die Sache während des Rechtsſtreits veräußert, ſo wird 
er von der Beſitzklage bis auf ſeine Haftung für die Koſten des Ver? 
fahrens frei (Mot zu § 819 E. D. (Beſtr. Vgl. Goldmann⸗Lilienthal 
1. Aufl. S. 246 Anm. 1). 

J. Beſtritten ift ferner, ob der mittelbare Beſitzer Beklagter ſein kann 
(vgl. ebendaſ.) 

b. Daß Beklagter nicht Beſitzer, ſondern nur Beſitzdiener, ift Einwendung 
und von dem Beklagten zu beweiſen; vgl. $ 855 Note 3. 

4. Der Klagantrag geht ausſchließlich auf Wiedereinräumung des Ber 
ſitzes. Zwangsvollſtreckung gemäß CPO. §§ 883, 885, 886. Schadenserſaß 
kann auf Grund des $ 86! nicht gefordert werden, hierfür ſind 85 823 ff. 
maßgebend. Vgl. Borb. zu 88 861—864 Note 2. 

II. (Abf. 2.) Einwendungen des Beklagten. 

1. Die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes (§ 858 Abſ. 2) kann als Ein⸗ 
wendung, als Replik oder Duplik geltend gemacht werden. Die Vorſchrift be⸗ 
ruht auf dem Grundſatze, daß Niemand, der ſelbſt innerhalb eines Jahres 
vor der fehlerhaften Beſitzerlangung des Gegners dieſem gegenüber den 
Beſitz fehlerhaft erlangt hat, ſich auf die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes des 
Gegners berufen kann. Der Beklagte kann ſich alſo im Beſitzprozeſſe mit 
Erfolg auf eine ihm oder ſeinem Rechtsvorgänger gegenüber begangene Br 
ſitzentziehung berufen, die länger als ein Jahr ſeit der Geltendmachung 
zurückliegt, wenn nur die Beſitzentziehung innerhalb des letzten Jahres vol 
derjenigen Entziehung erfolgt iſt, auf welche der Kläger feine Beſitzklag 
ſtützt. — Die Jahresfriſt it Ausſchlußfriſt (al. Titelvorb. vor § 18 
Note A) und entſpricht der Friſt aus § 864 Abi. 1. 

2. Anderweite Einwendungen des Beklagten. 

a. Ablauf der einjährigen Ausſchlußfriſt § 864 Abi. 1. 

b. Rechtskräftige Entſcherdung des Petitoriums zu Gunſten des Beklagten 
§ 864 Abſ. 2. 

III. Exceptio spolii. s 

Der Anſpruch auf Wiedereinräumung des eigenmächtig entzogenen Beſitzes 
kann auch als ſelbſtändiges Vertheidigungsmittel, inſonderheit auch im Arrel 
prozeſſe geltend gemacht werden. Der eigenmächtige Beſitzer einer Sache kann 
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§ 862. Wird der Beſitzer durch verbotene Eigenmacht im Be- 
ſitze geſtört, ſo kann er von dem Störer die Beſeitigung der Störung 
verlangen. Sind weitere Störungen zu beſorgen, ſo kann der Be⸗ 
ſitzer auf Unterlaſſung klagen. 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der Beſitzer dem Störer 
oder deſſen Rechtsvorgänger gegenüber fehlerhaft beſitzt und der 
Beſitz in dem letzten Jahre vor der Störung erlangt worden iſt. 

§ 863. Gegenüber den in den 88 861, 862 beſtimmten An⸗ 
ſprüchen kann ein Recht zum Beſitz oder zur Vornahme der ſtören⸗ 
den Handlung nur zur Begründung der Behauptung geltend gemacht 
werden, daß die Entziehung oder die Störung des Beſitzes nicht ver- 
botene Eigenmacht ſei. 


nicht unter Berufung darauf, daß er Eigenthümer derſelben oder Gläubiger 

des eigenmächtig des Beſttzes entſetzten früheren Beſitzers fei, Arreſt auf die 

Sache ausbringen. Vgl. RG. 7 328. 
§ 862. I. Der Vorſchrift des § 862 entſprechen in der Faſſung die Vor⸗ 

schriften des § 12 (Störung des Namenrechts), ſowie des § 1004 (nega⸗ 

toriſcher Eigenthumsanſpruch). Zur Begründung der Beſitzſtörungsklage hat 

Kläger darzuthun 
1. die Aktivlegitimation, vgl. § 861 Note Il. 

2. Beſitzſtörung durch verbotene Eigenmacht, § 858, ſowie Fortdauer 
der Störung bis in die Gegenwart, d. h. bis zur Urtheilsfällung. Ob bloße 
wörtliche Beſitzanmaßung verbotene Eigenmacht iſt, iſt Thatfrage; liegt 
ſolche nicht vor, ſo iſt der Beſitzer beim Vorliegen der Vorausſetzungen des 
§ 256 EPD. auf die Feſtſtellungsklage (vgl. Borb. zu 88 861—864 Nr. 5) 
beſchränkt. Die Störung kann 
a. körperlich fortdauern, z. B. durch ſtörende Anlagen; 

b. in der Beſorgniß weiterer Störungen beſtehen. 

Fällt die Störung bzw. die Beſorgniß weiterer Störungen im Laufe des 
Rechtsſtreits fort, ſo iſt der Prozeß in der Hauptſache erledigt und nur noch 
hinſichtlich der Koſten zu entſcheiden. 

3. Der Inhalt des Anſpruchs. 

a. Bei körperlich fortdauernden Störungen geht der Anſpruch nicht nur auf 
Duldung der Beſeitigung, ſondern poſttiv auf Beſeitigung der Störung 
und zwar auf Koſten des Störenden, vgl. § 242 Note 3 (vgl. § 1004). 

b. Bei körperlich nicht fortdauernden Störungen (Nr. 2b) richtet ſich der 
Anſpruch auf die Beſeitigung der Beſorgniß. Klage auf Unterlaſſung. 
Zwangsvollſtreckung (Strafen, Sicherheitsleiſtung) gemäß SPD. § 890. 

„Die Klage geht nicht auf Schadenserſatz (vgl. Borb. zu X8 861—864 Note 2). 

„Beſchränkung des Anſpruchs hinſichtlich der in Gemaßheit der ‚Send. 

mit obrigkeiklicher Genehmigung errichteten Anlagen GewO. § 26, abge⸗ 

druckt zu § 906; ferner hinſichtlich der Eiſenbahn⸗, Dampfſchiffahrts⸗ und 

ſonſtigen Verkehrsunternehmungen EG. Art. 125. 

4. Paſſivlegitimation. 

a. Beklagter ift der Störende ſelbſt, auch wenn er die Störung im Jnter- 
eſſe und im Auftrag eines Anderen vornimmt; aber auch gegen dieſen 
Anderen kann geklagt werden. Laudatio auctoris CPO. § 77. Klage 
eigen die juriſtiſche Perſon wegen Beſitzſtörung durch den Vertreter als 

b olchen vgl. zu §§ 26, 31. 

Auch der Erbe des Störers kann Beklagter fein. Dies unbedingt bei 
körperlich fortdauernder Störung (2a); ſonſt, wenn die Beſorgniß weiterer 
S 5390 auch dem Erben gegenüber beſteht (vgl. E. I § 2053 und Mot. V 

II. (Abf. 2.) Einwendungen des Beklagten; vgl. hierzu § 861 Note II. 


eoa 


2. Beſitzſtörungsklage. 


3. Beſchränkung von&in- 
wendungen aus dem 
Rechte 


4. Erlöſchen d. Anſprüche 
a. wegen Friſtablaufs. 


b. wegen rechtskräfti⸗ 
ger Feſtſtellung des 


Rechtes zum Reſitze. 


550 Drittes Buch. Sachenrecht. 


§ 864. Ein nach den $§ 861, 862 begründeter Anſpruch erliſcht 
mit dem Ablauf eines Jahres nach der Verübung der verbotenen 
Eigenmacht, wenn nicht vorher der Anſpruch im Wege der Klage 
geltend gemacht wird. 

Das Erloſchen tritt auch dann ein, wenn nach der Verübung der 
verbotenen Eigenmacht durch rechtskräftiges Urtheil feſtgeſtellt wird, 
daß dem Thäter ein Recht an der Sache zuſteht, vermöge deſſen er 
die Herſtellung eines ſeiner Handlungsweiſe eniſprechenden Beſitz⸗ 
ſtandes verlangen kann. 


§ 863. 1. Zuläſſig ift die gleichzeitige Erhebung der Beſitzklage und der 
Klage aus dem Rechte in getrennten Prozeſſen und nunmehr — nach Strei⸗ 
chung des früheren § 232 (jetzt § 260) Abſ. 2 CPO. auch in demſelben Proz 
zeſſe (vgl. § 864 Abſ. 2). Inſoweit nach CPO. § 33 die Vorausſetzungen 
der Widerklage gegeben find (vgl. hierzu Borb. zu § 861—864 Note 3b), 
kann auch der Beklagte feinen Anſpruch aus dem Rechte durch Widerklage 
gegen die Beſitzklage geltend machen. Ausgeſchloſſen iſt durch § 863 — vor⸗ 
behaltlich der Ausnahme zu 2 — die Geltendmachung eines Rechtes zum 
Beſitz oder zur Vornahme der als Beſitzſtörung gerügten Hand⸗ 
lung im Wege der Einwendung gegen die Beſitzklage, welche ſich ja 
gerade gegen die verbotene Eigenmacht richtet, auch wenn es ſich um Durch⸗ 
ſetzung eines Rechtes handelt; vgl. RG. 5 164, aber auch § 864 Abſ. 2. 

2. Abf. 2. Zugelaſſen find Einwendungen aus dem Rechte zur Be⸗ 
gründung der Behauptung, daß verbotene Eigenmacht nicht vorliegt; vgl. 
§ 858 Note I 2. 

§ 864. I. (Abi. 1.) Ausſchlußfriſt. 

1. Die Innehaltung der Ausſchlußfriſt (vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4) 
durch rechtzeitige Klageerhebung hat der Kläger erforderlichenfalls dar⸗ 
zuthun. 

2. Berechnung der Friſt nach E 187 Abſ. 1, 188 Abſ. 2. 

3. Dieſe Jahresfriſt kehrt wieder in § 861 Abs, 2, 940 Abſ. 2, 955 Abs. 3. 

II. (Abſ. 2.) Petitorium absorbet possessorium. 

1. Wegen der Zuläſſigkeit der gleichzeitigen Erhebung bzw. 
der Verbindung der petitoriſchen und poſſeſſoriſchen Klage nal. 
Borb. zu 88 861—864 Note 3 und $ 863 Note 1; daſelbſt auch wegen der 
Frage, ob gegen die poſſeſſoriſche Klage eine petitoriſche Widerklage erhoben 
werden kann. 

2. Vorausſetzungen für das Erlöſchen des Beſitzanſpruchs 
nach Abſ. 2. 

a. Rechtskräftige Feſtſtellung des Rechtes nach Verübung der 
verbotenen Eigenmacht. Ein Anſpruch wegen Eigenmacht, welche 
zur Ausführung eines rechtskräftigen Urtheils erfolgt, kann durch das 
bereits vorliegende Urtheil nicht zum Erlöſchen gebracht werden. Ob 
die mit Rückſicht auf ein vorliegendes rechtskräftiges Urtheil verübte 
Eigenmacht keine verbotene Eigenmacht ift, ift nach § 858 zu entſcheiden. 

b. Rechtskräftige Feſtſtellung eines dem Thäter zuſtehenden 
Rechtes an der Sache, durch welches der eigenmachtig hergeſtellte Zu⸗ 
ſtand gerechtfertigt wird. Nach dem Wortlaute bezieht ſich die Vorſchrift 
nur auf die Feſtſtellung eines Rechtes an der Sache, alſo eines ding⸗ 
lichen Rechtes; indeß kann es zweifelhaft fein, ob hier nicht eine Unger 
nauigkeit des Ausdrucks vorliegt und ob nicht auch die Feſtſtellung eines 
obligatoriſchen Rechtes in Anſehung der Sache (vgl. Vorb. zum 
III. Buche Note C V 3) oder eines Herausgabeanſpruchs auf Grund 
früheren Beſitzes ($ 1007) genügt. Für letztere Auffaſſung ſpricht ber 
Inhalt des § 823 Abſ. 2 E 1, der nur die Feſtſtellung eines Rechtes 
verlangt, in Verbindung mit dem Umſtande, daß die Abſicht einer dies’ 
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§ 865. Die Vorſchriften der 88 858 bis 864 gelten auch zu vnn. 


Gunſten desjenigen, welcher nur einen Theil einer Sache, insbeſon⸗ 
dere abgeſonderte Wohnräume oder andere Räume, beſitzt. 


bezüglichen Aenderung aus den Protokollen II. Leſung nicht erhellt. 
Geaen diele Auffaſſung ſpricht der Unterſchied des Karakters des ding⸗ 
lichen und perſönlichen Rechtes (vgl. Vorb. zum III. Buche Note B II). 
Wird Abſ. 2 nur auf dingliche Rechte erſtreckt, ſo würde gegenüber der 
Beſitzklage, welche die dem perſönlichen Rechte entſprechende Rechtslage 
beſeitigen will, die Anwendung der exceptio doli aus § 226 in Frage 
kommen, indeß kann der Beſitzkläger auch unter Umſtänden ſehr wohl 
ein Intereſſe an der Rückforderung haben. 

3. Einwirkung der rechtskräftigen Entſcheidung des Petito⸗ 

riums auf den Beſitzprozeß (vgl. auch RG. JW. 1901 S. 830). 

Rechtskräftige Entſcheidung der in Abf. 2 vorausgeſetzten Art (vgl. zu 2) 

a. vor Rechtshängigkeit der Beſitzklage begründet koſtenpflichtige Abweiſung 
der Beſitzklage; 

b. während des Beſitzprozeſſes erledigt den Beſitzprozeß in der Haupt⸗ 
ſache, ſo daß der Prozeß nur noch wegen der Koſten zu entſcheiden iſt; 
CPO. 58 91 ff.; 

C. 115 sbräftiger Verurtheilung im Beſitzprozeſſe begründet, 
ſoweit die Entſcheidung des Petitoriums der des Poſſeſſoriums wider⸗ 
ſpricht, eine den feſtgeſtellten poſſeſſoriſchen Anſpruch ſelbſt betreffende 
Einwendung aus CPO. § 767. 

4. Die Surrogate eines rechtskräftigen Urtheils, Vergleich, Anerkennung, 

Verzicht hinſichtlich des petitoriſchen Anſpruchs nach erfolgter Eigenmacht 

werden regelmäßig Verzicht auf den poſſeſſoriſchen Anſpruch bedeuten müſſen. 


$ 865. 1. Durch $ 865 wird, in Ausbildung des vom StGB. § 123 ge- 
ſchützten Beſitzes einer Wohnung, der Theilbeſitz an dem körperlich nicht ge⸗ 
trennten Theile einer Sache allgemein anerkannt. Iſt die Abtrennung er⸗ 
folgt, ſo iſt der abgetrennte Theil für den Beſitz eine ſelbſtändige Sache 
(vgl. § 93 Note II). 

2. Theilbeſitz ift nur möglich, wenn die räumliche Herrſchaft an 
dem abgegrenzten Theile der Sache ſelbſtändig neben der räumlichen Herr⸗ 
ſchaft anderer Perſonen über andere Theile der Sache ausgeübt werden 
kann, und nur vorhanden, wenn dementſprechend im einzelnen Falle 
nach Lage der Sache die räumliche Herrſchaft über den Theil begründet iſt; 
ſo erfordert z. B. der Beſitz von Bäumen auf dem Grund und Boden, daß 
dem Beſitzer diejenige Einwirkung auf den Grund und Boden gewährt wird, 
welche die Ausübung des Beſitzes an den Bäumen erfordert. Vgl. NG. 
Gruchot 38 948; vgl. auch § 956. KP 

Theilbeſitz ift nicht möglich, wenn die räumliche Herrſchaft auf Sach⸗ 
theile nicht beſchränkt werden kann, ſondern nur am Ganzen dentbar iſt, 
weil jede Verfügung über den Theil mit Nothwendigkeit über den Theil hin⸗ 
aus auf das Ganze wirken muß, wie dies regelmäßig, aber nicht nothwendig 
bei Mobilien der Fall iſt (vgl. zu 3). . 

3. Der Hauptfall des Theilbeſitzes iſt der Beſitz von Grundſtückstheilen, 
ſo der Befig beſonderer Räume in baulichen Anlagen (vgl. § 580 Miethe 
von Räumen); Beſitz vertikaler Flächen, auf welchen z. B. Schilder, Schau⸗ 
käſten ꝛc. angebracht find, vgl. OLG. 3 26. Theilbeſitz ift aber auch an Mo- 
bilien möglich, z. B. an dem Theile eines Schiffes, eines Schrankes ve. 

4. Auch weſentliche Beſtandtheile ($ 93) konnen unter den Vorausſetzungen 
zu Note 2 zwar nicht Gegenſtand beſonderer dinglicher Rechte, wohl aber 
Gegenſtand beſonderen Beſitzes fein; vgl. § 93 Note III. — Wegen des 

igenthumserwerbes an den Beſtandtheilen einer Sache vgl. § 946 f., 953 ff. 
Beſonderer Eigenbeſitz ($ 872) an weſentlichen Beſtandtheilen ift für das 
Herrſchaftsgebiet des BGB. mit Rückſicht auf § 93 ausgeſchloſſen; wegen 
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1X. Beſthſchnd bei mit § 866. Beſitzen Mehrere eine Sache gemeinſchaftlich, fo findet 
N in ihrem Verhältniſſe zu einander ein Beſitzſchutz inſoweit nicht ftatt, 
5 51 ſich um die Grenzen des den Einzelnen zuſtehenden Gebrauchs 

andelt. 

X. Auffuchung und weg. § 867. Iſt eine Sache aus der Gewalt des Beſitzers auf ein 
a eim Beſitz eines Anderen befindliches Grundſtück gelangt, ſo hat ihm 
langten Sache. der Beſitzer des Grundſtücks die Auffuhung und die Wegſchaffung 

zu geſtatten, ſofern nicht die Sache inzwiſchen in Beſitz genommen 
worden iſt. Der Beſitzer des Grundſtücks kann Erſatz des durch die 
Aufſuchung und die Wegſchaffung entſtehenden Schadens verlangen. 
Er kann, wenn die Entſtehung eines Schadens zu beſorgen iſt, die 
Geſtattung verweigern, bis ihm Sicherheit geleiſtet wird; die Ver⸗ 
weigerung iſt unzuläſſig, wenn mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt. 


des beſtehenden Stockwerkseigenthums (EG. Art. 182) vgl. Vorb. zum III. 

Buche Note D JI. 

5. Das Verhältniß zwiſchen unmittelbarem und mittelbarem Beſitzer § 869. 

6. Beſitzſtörungsklage eines Miethers gegen den Mitmiether vgl. RG. 
Gruchot 31 696. 

7. Außerkontraktliche Haftung des Theilbeſitzers eines Gebäudes bei Ein⸗ 
ſturz ꝛc. vgl. zu § 837 Note 1. 

8. Beſitzſchutz des Grunddienſtbarkeitsberechtigten § 1029, des aus einer 
beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit Berechtigten § 1090. 

8 866. 1. Durch 8 866 wird zunächſt die rechliche Möglichkeit des Mit 
beſitzes anerkannt. Mitbeſitz kann insbeſondere auf Grund einer Gemein? 
ſchaft nach Bruchtheilen ES 741 ff., der Gemeinſchaft zur geſammten Hand 
vgl. § 741 Note 1 2, des Miteigenthums $$ 1008 ff. ſtattfinden. Beſondere 
Anwendungsfälle: § 1081 Mitbeſitz des Nießbrauchers und des Eigenthümers, 
$ ein Einräumung des Mitbeſitzes an Stelle der Uebergabe zwecks Pfand⸗ 

eſtellung. 

2. Mitbeſitz Mehrerer an derſelben Sache iſt dahin aufzufaſſen, daß ein 
Jeder der Mitbeſitzer die ganze Sache beſitzt, jedoch in ſeinem Beſitze durch 
die übrigen beſchränkt ift RG. 13 179. 

3. Beſitzſchutz des Mitbeſitzers. 

a. Nach Außen, d. h. Dritten gegenüber, hat jeder Mitbeſitzer den vollen 
Beſitzſchutz (durch Selbſthülfe und durch Gerichtshülfe); wegen der peti⸗ 
toriſchen Anſprüche vgl. § 1011. 

b. Nach Innen, d. b. im Verhältniſſe der Mitbeſitzer untereinander ſchließt 
8 866 den dem einzelnen Mitbeſitzer zuſtehenden Beſitzſchutz inſoweit aus, 
als es ſich um die Grenzen, d. i. um die Art und Weiſe oder um den 
Umfang des dem Einzelnen zuſtehenden Gebrauchs (vgl. § 743 Abſ. 2) 
handelt. Es gewährt ſomit die Thatſache allein, daß ein Mitbeſitzer die 
Sache in einer gewiſſen Weiſe benutzt hat, demſelben nicht den beſonderen 
poſſeſſoriſchen Schutz aus 88 859, 861 ff. (unbeſchadet des fich aus §§ 227 ff. 
ergebenden Selbſthülferechts); vielmehr ift er lediglich auf die petitoriſchen 
Anſprüche angewieſen. Unzuläſſig iſt es auch, eine im Wege des Mehr⸗ 
heitsbeſchluſſes angeordnete und durchgeführte Gebrauchsregelung G 745) 
im Wege der Beſitzklage zu beſeitigen. Dagegen greifen die Vorſchriften 
über den Beſitzſchutz dann Platz, wenn z. B. einem Mitbeſitzer der Ge⸗ 
brauch ganzlich entzogen (§ 861) oder ihm feine Gebrauchsbefugniß be- 
ſtritten oder anderweit geſtört wird ($ 862). 

4. Rechtsverhältniſſe beim Vorliegen von unmittelbarem und mittelbarem 
Beſitze § 869. 

8 867. 1. Eine Sache ift aus irgend einem Grunde, ſei es durch Zu⸗ 
fall, ſei es durch Verſchulden, aus der Gewalt des Beſitzers auf ein fremdes 
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§ 868. Beſitzt Jemand eine Sache als Nießbraucher, Pfand⸗ XI. mittelbarer Berg. 
gläubiger, Pächter, Miether, Verwahrer oder in einem ähnlichen Ver⸗ N 
hältniſſe, vermöge deſſen er einem Anderen gegenüber auf Zeit zum 
Beſitze berechtigt oder verpflichtet iſt, ſo iſt auch der Andere Beſther 
(mittelbarer Beſitz). 


Grundſtück gelangt und befindet ſich daſelbſt, ohne von dem Grundſtücks⸗ 

beſitzer oder von einem Dritten in Beſitz genommen zu fein (vgl. § 854 

Note 2b). Der Grundſtücksbeſitzer hat fih weder verbotener Eigenmacht 

ſchuldig gemacht, noch ift er Beſitzer der Sache geworden. Gegen ihn iſt 

deshalb weder die Beſitzklage aus § 861 noch der fich gegen den Beſitzer 
richtende Eigenthumsanſpruch aus § 985 (vgl. auch SS 1007, 1065, 1227) be⸗ 
gründet. Andererſeits iſt der Beſitzer der Sache nicht berechtigt, ohne den 

Willen des Grundſtücksbeſitzers das Grundſtück zum Zwecke der Abholung 

der Sache zu betreten ($ 858). Hier greift die Vorſchrift des § 867 er⸗ 

gänzend ein, indem ſie den Grundſtücksbeſitzer gegen Entſchädigung zur Ge⸗ 
ſtattung der Abholung verpflichtet. Der Grundſtücksbeſitzer, welcher entz 

gegen dem § 867 die Abholung nicht geftattet, ift ſchadenserſatzpflichtig, §$ 823 

Abſ. 2, 249 ff. — Zwangsvollſtreckung CPO. §§ 890, 892, 893. 

2. Daß die Sache inzwiſchen in Beſitz genommen iſt, iſt Einwendung 
des Grundſtücksbeſitzers; ſolchenfalls iſt die Klage aus dem dinglichen Rechte 
an der Sache ($$ 985, 1065, 1227) oder aus dem früheren Beſitze (Y 1007) 
gegen den Beſitzer begründet. Im Falle verbotener Eigenmacht (58 858, 
856 Abſ. 2) konnen auch die Vorſchriften über den Beſitzſchutz ($$ 859—864) 
anwendbar ſein. 

3. Schadenserſatz §§ 249 ff. Sicherheitsleiſtung § 232 ff. 

a. Wegen des durch die Aufſuchung und Wegſchaffung entſtandenen Schadens 
§ 867. Nach dem Prinzipe des § 249 kann zunächſt die Fernhaltung 
des Schadens durch geeignete Mittel auf Koſten des Abholenden ver⸗ 
langt werden. Beſteht der zu beſorgende Schade z. B. in der Preis⸗ 
gebung von Fabrikationsgeheimniſſen, ſo kann der Grundſtücksbeſitzer 
u auf Fortſchaffung durch feine Arbeiter auf Koſten des Abholenden 
eſtehen. 

b. Wegen des durch die Sache hervorgerufenen Schadens §§ 823 ff.; ins⸗ 
beſondere bei Thieren SS 833 ff. Zurückbehaltungsrecht an der in Beſitz 
genommenen Sache $ 273 Abſ. 2. 

4. Den Anſpruch auf Abholung hat nach § 867 der (unmittelbare) Be⸗ 
ſitzer, aus deſſen Gewalt die Sache gekommen iſt. Der gleiche Anſpruch 
ſtebt dem mittelbaren Beſitzer (§ 869 S. 3) und dem Eigenthümer ($ 1005) zu. 

5. Sonderregelung: Verfolgung eines Bienenſchwarms § 962; Frucht⸗ 
überfall § 911. 7 | — 

6. Iſt die Sache auf oder in eine andere bewegliche Sache, z. B. in ein 
Schiff oder ſonſtiges Gefährt ꝛc. gelangt, ſo iſt § 867 entſprechend an⸗ 
wendbar. 

868. J. Der in 8 868 vorausgeſetzte Thatbeſtand. 

. Befis, d. i. Ausübung der thatſächlichen Gewalt ($ 854) durch Jemand, 
der auf Grund eines Verhältniſſes der in § 868 gekennzeichneten Art (vgl. 
wache einem Anderen gegenüber auf Zeit zum Beſitze berechtigt oder ver⸗ 

ichtet iſt. 

2. Nicht unter $ 868 fallen 

a. die Ausübung der thatſächlichen Gewalt durch den Beſitzdiener, d. i. 
durch denjenigen, der in einem der Abhängigkeitsverhältniſſe des § 855 
die thatſächliche Gewalt über die Sache ausübt. 

b. die unmittelbare Ausüb ung der thatſächlichen Gewalt über die Sache 
durch denjenigen, welcher trotz des Beſtehens des in § 868 vorausge⸗ 
ſetzten Verhältniſſes ſich den Beſitz bzw. den Mitbeſitz gewiſſer Theile 
der Sache vorbehalten hat, z. B. Beſitz des Gartens eines vermietheten 


§ 868. 


554 Drittes Buch. Sachenrecht. 


Grundſtücks durch den Vermiether, Mitbeſitz der zu der Miethwohnung 

führenden Treppe, Beſitz der Zimmereinrichtung durch den Vermiether 

einer möblirten Wohnung. Auf diefe Fälle find §§ 865, 866 anwendbar. 

e. das Verhältniß zwiſchen dem Eigenthümer und demjenigen, der als 
Beſitzer dem Eigenthumsanſpruch ($ 985) ausgeſetzt ift, ohne 
daß eines der in § 868 bezeichneten Verhältniſſe zwiſchen ihm und dem 
Eigenthümer beſteht (z. B. der Dieb, der Finder (7), vgl. 3 b). 

3. Die unter § 868 gehörenden Fälle. 

a. Die in § 868 aufgeführten Beiſpiele: 

a. Beſitz des Nießbrauchers §§ 1030 ff., 1036; 

B. Beſitz des Pfandgläubigers § 1204 ff., 1253, 1274, 1278; 
(Schiffspfandrecht vgl. indeß $$ 1260, 1266, 1272); 

+. Pächter §§ 581 ff.; Miethe §§ 535 ff.; 

ö. Verwahrer 88 688 ff. 

b. Aehnliche Verhältniſſe. Erforderlich iſt ein zwiſchen den Bethei⸗ 
ligten beſtehendes oder von dem unmittelbaren Beſitzer wenigſtens als 
beſtehend anerkanntes geſetzlich oder rechtsgeſchäftlich begründetes Rechts⸗ 
verhältniß, vermöge deſſen der Beſitzer einem Anderen gegenüber auf 
beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit, d. i. nicht dauernd, zum Beſitze be⸗ 
rechtigt oder verpflichtet iſt. 

Beiſpiele find der unmittelbare Beſitz des (geſetzlichen oder rechts⸗ 
geſchäftlichen) Vertreters vgl. Titelvorb. vor § 164 Note C. II, ſowie der 
daſelbſt zu Note A. 1 2c aufgeführten Perſonen; des Finders (§ 966) 

en dann, wenn er dem Verlierer bekannt ift, jo daß dieſer nicht 

den Beſitz überhaupt gemäß § 856 verloren hat; des Ehemanns bei 
1151 Güterſtande § 1373 Note 2; des Teſtamentsvollſtreckers § 2205 
Note 4. 

e. Einem unmittelbaren Beſitzer können auch mehrere mittelbare Be: 
ſitzer gegenüber ſtehen, z. B. die mehreren Intereſſenten, für welche der 
Beſitz, die Verwahrung, die Verwaltung in den Fällen der §§ 432, 1052, 
1206, 1217, 2039 ausgeübt wird; der Gläubiger und der Schuldner, für 
welche der Gerichtsvollzieher die Pfandſache beſitzt (vgl. Wilmowski⸗Levy 
zu § 712 CPO. Note 2; vgl. auch Goldmann⸗Lilienthal S. 230); der Ber- 
walter bei der Immobiliar⸗ Zwangsverwaltung (Zw. §§ 150, 154). — 
Wegen Uebergabe der Kaufſache an die zur Ausführung der Verſendung 
beſtimmte Anſtalt vgl. zu § 929 Note III. 

II. Bedeutung der Vorſchrift des S 868. 

Die Vorſchrift des § 868 hat im Weſentlichen eine terminologiſche Be: 
deutung. Sie bringt zum Ausdrucke (vgl. Prot. 2. Leſung IV. S. 584 f.), 
daß diejenigen Vorſchriften des BGB, welche rechtliche Folgen an den Beſitz 
knüpfen (vgl. z. B. § 1362 Note II. 1), auch auf das Verhältniß des mittel: 
baren Beſitzes anwendbar ſein ſollen, ſofern nicht eine Beſchränkung auf den 
unmittelbaren Beſitz durch das Geſetz ausdrücklich hervorgehoben oder im 
Wege der Auslegung zu entnehmen iſt. Wegen der Bedeutung des mittel⸗ 
baren Beſitzes für die Uebertragung des Eigenthums an beweglichen Sachen 
vol. zu 8$ 929 ff. — Wegen der Zuläſſigkeit der Eigenthumsklage gegen den 
mittelbaren Beſitzer vgl. zu § 985 Note 2. 

III. Eine Sonderregelung enthält das BGB. für den mittelbaren Beſitz 

1. hinſichtlich des Beſitzſchutzes § 869; 

2. hinſichtlich des Beſitzerwerbes § 870. 

IV. Prozeſſuale Vorſchriften. 

CPO. § 76. Wer als Besitzer einer Sache verklagt ist, die er au/ 
Grund eines Rechtsverhältnisses der im $ 868 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bezeichneten Art zu besitzen behauptet, kann, wenn er dem mittelbaren Besitzer 
vor der Verhandlung zur Hauptsache den Streit verkündet und ihn unter Be- 
nennung an den Kläger zur Erklärung ladet, bis zu dieser Erklärung oder bis 
zum Schlusse des Termins, in welchem sich der Benannte zu erklären hat, die 
Verhandlung zur Hauptsache verweigern. 
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§ 869. Wird gegen den Beſitzer verbotene Eigenmacht verübt, 
fo ſtehen die in den SS 861, 862 beſtimmten Anſprüche auch dem 
mittelbaren Beſitzer zu. Im Falle der Entziehung des Beſitzes ift 
der mittelbare Beſitzer berechtigt, die Wiedereinräumung des Beſitzes 
an den bisherigen Beſitzer zu verlangen; kann oder will dieſer den 
Beſitz nicht wieder übernehmen, ſo kann der mittelbare Beſitzer ver⸗ 
langen, daß ihm ſelbſt der Beſitz eingeräumt wird. Unter der gleichen 
Vorausſetzung kann er im Falle des § 867 verlangen, daß ihm die 
Aufſuchung und Wegſchaffung der Sache geſtattet wird. 


Bestreitet der Benannte die Behauptung des Beklagten, oder erklärt er sich 
nicht, so ist der Beklagte berechtigt, dem Klagantrage zu genügen. 

Wird die Behauptung des Beklagten von dem Benannten als richtig aner- 
kannt, so ist dieser berechtigt, mit Zustimmung des Beklagten an dessen Stelle 
den Prozess zu übernehmen. Die Zustimmung des Klägers ist nur insoweit er- 
forderlich, als derselbe Ansprüche geltend macht, welche unabhängig davon sind, 
dass der Beklagte auf Grund eines Rechtsverhältnisses der im Abs. I bezeich- 
neten Art besitzt. 

Hat der Benannte den Prozess übernommen, so ist der Beklagte auf seinen 
Antrag von der Klage zu entbinden. Die Entscheidung ist in Ansehung der 
Sache selbst auch gegen den Beklagten wirksam und vollstreckbar. 

CPO. $ 325. Das rechtiskräftige Urtheil wirkt für und gegen die Par- 
teien und diejenigen Personen, welche nach dem Eintritte der Rechtshängigkeit 
Rechtsnachfolger der Parteien geworden sind oder den Besitz der in Streit be- 
Tangenen Sache in solcher Weise erlangt haben, dass eine der Parteien oder ihr 
Hechtsnachfolger mittelbarer Besitzer geworden ist. 

Die Vorschriften des bürgerlichen Rechts zu Gunsten derjenigen, welche 
Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, finden entsprechende Anwendung. 

Betrifft das Urtheil einen Anspruch aus einer eingetragenen Reallast, Hypo- 
elt, Grundschuld oder Rentenschuld, so wirkt es im Falle einer Veräusserung 
des belasteten Grundstücks in Ansehung des Grundstücks gegen den Rechtsnach- 
folger auch dann, wenn dieser die Rechtshängigkeit nicht gekannt hat. Gegen 
den Ersieher eines im Wege der Zwangsversteigerung veräusserten Grundstücks 
wirkt das Urtheil nur dann, wenn die Rechtshängigkeit spätestens im Versteige- 
rungstermine vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten angemeldet worden ist. 

CPO. § 727. Eine vollstreckbare Ausfertigung kann für den Rechtsnach- 
Jolger des in dem Urtheile bezeichneten Gläubigers sowie gegen denjenigen Rechts- 
nachfolger des in dem Urtheıle bezeichneten Schuldners und denjenigen Besitzer 
der in Streit befangenen Sache, gegen welche das Urtheil nach $ 325 wirksam 
ist, ertheilt werden, sofern die Rechtsnachfolge oder das Besitzverhältniss bei 
dem Gericht offenkundig ist oder durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte 

kunden nachgewiesen wird. i 

dst die Rechtsnachfolge oder das Besitzverhältniss bei dem Gericht offen- 
cundig, so ist dies in der Vollstreckungsklausl zu erwähnen. 


8 869. J. Die Vorſchrift regelt die Rechtsſtellung des mittelbaren Be: 
ſitzers (§ 868) im Falle einer gegen den unmittelbaren Beſitzer verübten 
Eigenmacht. Verbotene Eigenmacht (§ 858) kann fih naturgemäß nur gegen 
den unmittelbaren Beſitzer richten (vgl. indeß § 868 Note I. 2 a u. b). Das 
BGY, giebt dem mittelbaren Beſitzer keinen ſelbſtändigen Beſſtzſchutz, ſondern 
gewährt ihm nur die Geltendmachung der in den Fällen der 88 861, 862, 
967 für den unmittelbaren Beſitzer begründeten Rechte mit den fih aus 
3.869 ergebenden Einſchränkungen. Danach geſtaltet fih das Rechtsver⸗ 
hältniß folgendermaßen: 

1. Selbſthülfe aus § 859 ſteht dem mittelbaren Beſitzer überhaupt nicht 
weder gegen die Uebergriffe des unmittelbaren Beſitzers noch gegen die Ein⸗ 
griffe eines Dritten zu. Zur Selbſthülfe iſt der mittelbare Beſitzer 
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3. Uebertragung des mit⸗ § 870. Der mittelbare Beſitz kann dadurch auf einen Anderen 
kelbaren Bees. übertragen werden, daß dieſem der Anſpruch auf Herausgabe der 
Sache abgetreten wird. 


indeß nach den allgemeinen Vorſchriften der §§ 227 ff. befugt (vgl. zu 
§ 859 II. i a). 
2. Gerichtshülfe §§ 861—864. 

a. Allgemein. 

a. Der mittelbare Beſitzer macht nur die zunächſt dem unmittelbaren 
Beſitzer zuſtehenden poſſeſſoriſchen Anſprüche geltend. Er hat des⸗ 
halb keinen gerichtlichen Beſitzſchutz gegen Uebergriffe des unmittel⸗ 
baren Beſitzers, ſondern iſt auf die aus dem zwiſchen beiden beſte⸗ 
henden Rechtsverhältniſſe ſich ergebenden petitoriſchen Anſprüche an⸗ 
gewieſen. 

B. Der unmittelbare Beſitzer hat gegen die verbotene Eigenmacht des 
mittelbaren Beſitzers die poſſeſſoriſchen Rechtsmittel wie gegen jeden 
Dritten. 

b. Der Anſpruch des mittelbaren Beſitzers auf Wiedereinräu⸗ 
mung des eigenmächtig entzogenen Beſitzes geht zunächſt auf Wieder⸗ 
einräumung an den bisherigen (unmittelbaren) Beſitzer. Zur Begrün⸗ 
dung des Anſpruchs auf Einräumung des unmittelbaren Beſitzes an 
den bisherigen mittelbaren Beſitzer gehört der Nachweis, daß der bis⸗ 
Dan unmittelbare Beſitzer den Beſitz nicht wieder übernehmen kann 
oder will. 

c. Der Anſpruch wegen eigenmächtiger, gegen den unmittelbaren 
Beſitzer fich richtender Beſitzſtörung ($ 862) ſteht dem mittelbaren Bez 
ſitzer in demſelben Umfang und mit dem gleichen Inhalte wie dem un⸗ 
mittelbaren Beſitzer zu. 

d. Der Anſpruch des mittelbaren Beſitzers auf Aufſuchung und 
Wegſchaffung der aus der Gewalt des unmittelbaren Beſitzers auf 
ein fremdes Grundſtück gelangten Sache (§ 867) iſt dahin zu begründen, 
daß der unmittelbare Beſitzer den Beſitz der Sache nicht wieder über⸗ 
nehmen kann oder will. Der Anſpruch auf Erſatz des durch die Auf⸗ 
ſuchung und Wegſchaffung entſtehenden Schadens ſowie auf Sicherheits⸗ 
leiſtung deswegen (§ 867) richtet ſich gegen den mittelbaren Beſitzer, 
wenn dieſer das Recht, ſei es zu Gunſten des unmittelbaren Beſitzers 
ſei es für ſich ſelbſt, geltend macht. 


§ 870. 1. Die Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe ift formlos und 
folgt den allgemeinen Vorſchriften über die Uebertragung einer Forderung 
($$ 398 ff., 413), fo daß eine Mittheilung von der erfolgten Abtretung an 
den unmittelbaren Beſitzer bzw. das Einverſtändniß deſſelben nicht erforder⸗ 
lich iſt. Der Schutz des unmittelbaren Beſitzers ergiebt fih aus SS 404 ff.; 
vgl. auch § 986 Abſ. 2. — Ob in einer Anweiſung oder in der Ertheilung 
eines ſog. Extraditionsſcheins (RG. 5 185 ff.) eine Abtretung des Heraus⸗ 
gabeanſpruchs liegt, ift Auslegungsfrage. 

2. Der nach § 870 abzutretende Herausgabeanſpruch ift zunächſt nur der 
obligatoriſche Anſpruch. Nur wenn mittelbarer Eigenbeſitz (§ 872) übertragen 
werden ſoll, kommt die Abtretung des Eigenthumsanſpruchs auf Herausgabe 
($ 985) in Frage. Vgl. § 931 Note 3 bG. 

3. Die Zulaſſung der Uebertragung des mittelbaren Beſitzes durch Ab⸗ 
tretung des Herausgabeanſpruchs geht in ihrer Wirkung über den Beſitzſchutz 
hinaus und ijt namentlich für den Erwerb dinglicher Rechte von Bedeutung. 
Bol. die für die Uebertragung des Eigenthums durch $ 931 entſprechend zu: 
gelaſſene Uebertragungsart. Indeß beſteht zwiſchen beiden Vorſchriften der 
Unterſchied, daß in § 870 ſtets mittelbarer Beſitz des Abtretenden voraus- 
geſetzt wird, während dies in § 931 nicht der Fall ift; vgl. § 934. Vgl. 
ferner §§ 1032, 1205 Abſ. 2. 
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§ 871. Steht der mittelbare Beſitzer zu einem Dritten in einem 4 Weiterer mittelbarer 


Perhältniſſe der im § 868 bezeichneten Art, ſo iſt auch der Dritte 
mittelbarer Beſitzer. 


Vet 


8 872. Wer eine Sache als ihm gehörend beſitzt, ift Eigenbeſitzer. xu. Eigenbeſth. 


Zweiter Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchrifſten über Rechte an Grundſtücken. 


4. Die Uebertragung des mittelbaren Beſitzes gemäß § 870 iſt nicht die 
einzige Uebertragungsart; ſie iſt eine erleichterte Form. Ohne die Vorſchrift 
des § 870 würde die Abtretung des bloßen Herausgabeanſpruchs nicht ge⸗ 
nügen, ſondern die Herſtellung eines der dem $ 868 entſprechenden Verhält⸗ 
niſſe zwiſchen dem Erwerber und dem unmittelbaren Beſitzer erforderlich 
ſein. Daß der mittelbare Beſitz auch durch Erbgang übertragen wird, er⸗ 
giebt ſich aus § 857. 

§ 871. 1. Der mittelbare Beſitz kann demnach in mehreren Graden vor⸗ 
handen ſein. Hat z. B. der Eigenthümer einen Nießbrauch beſtellt, der Nieß⸗ 
braucher die Sache vermiethet, der Miether die Sache einem Aftermiether 
übergeben, ſo iſt der Aftermiether unmittelbarer Beſitzer, während alle übrigen 
mittelbare Beſitzer find. — Vgl. wegen der Eigenthumsübertragung in ſolchem 
Falle zu § 929 Note II. 1 a. 

2. Kommt es zur Beſitzklage auf Wiedereinräumung des dem unmittel⸗ 
baren Beſitzer entzogenen Beſitzes, fo kann nach dem Prinzipe des $ 869 der 
mittelbare Beſitzer nur die Herſtellung der vor der Beſitzentziehung vorhanden 
geweſenen Rechtslage verlangen. Mithin kann im Beiſpielsfalle zu 1 der 
Eigenthümer zunächſt nur die Wiedereinräumung des Beſitzes an den After⸗ 
miether, eventuell an den Miether, eventualiſſime an den Nießbraucher und 
erſt, wenn auch dieſer den Beſitz nicht wieder übernehmen will oder kann, 
an ſich ſelbſt verlangen. 

872. 1. Die Vorſchrift hat lediglich terminologiſche Bedeutung. Eigen⸗ 
beſitzer iſt, wer eine Sache als ihm gehörend, d. h. animo domini, mit dem 
Willen, ſie als eigene zu haben, beſitzt. Fall eines bösgläubigen Eigenbe⸗ 
ſitzes § 937 Abſ. 2. l 3 

2. Im Gegenſatze zum Eigenbeſitze bezeichnet Dernburg den Verwal: 
tungsbeſitz und Nutzbeſitz (vgl. $ 868) als Fremdbeſitz. 

3. Auch der mittelbare Beſitz kann Eigenbeſitz fein (vgl. § 871 Note 1). 

4. Der Eigenbeſitz ift rechtlich von Erheblichkeit 
a. für die außerkontraktliche Haftung bei Einſturz eines Gebäudes ꝛc. § 836; 
b. für den Erwerb des Grundſtückseigenthums ſeitens des eingetragenen 

Nichteigenthümers durch Zeitablauf § 900; — — 

e. für den Erwerb des Grundſtückseigenthums ſeitens des nicht eingetragenen 

Beſitzers durch Zeitablauf § 927; 

d. für die Erſitzung beweglicher Sachen $$ 937, 945, (940, 938, 943 f.); 

e. für den Fruchterwerb § 955; 

f. für den Eigenthumserwerb durch Aneignung § 958; 

g. für die Beweislage bei der Grenzregulirung § 920; 

N. für die Zwangsverwaltung eines Grundſtücks, welche auch gegen den nicht 

als Eigenthümer eingetragenen Eigenbeſitzer zuläſſig iſt. Zw. § 147. 

Vorbemerkung zum 2. Abſchnitt. 
eee des Grundbuchs als Vorausſetzung der Geltung dieſes 

nitts 

Die allgemeinen Vorſchriften über Rechte an Grundſtücken ſetzen die An⸗ 
legung von Grundbüchern voraus. 

Ech. Art. 186. Das Verfahren, in welchem die Anlegung der Grund- 
bücher erfolgt, ſowie der Zeitpunkt, in welchem das Grundbuch für einen 


Borbemerku 
FL Noch 


ng zum 
mitt. 


Vorbemerkung zum 
U. Abſchnitt. 
88 873 ff. 
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Bezirk als angelegt anzuſehen iſt, werden für jeden Bundesſtaat durch landes⸗ 
herrliche Verordnung beſtimmt. 

Iſt das Grundbuch für einen Bezirk als angelegt anzuſehen, ſo iſt die 
Anlegung auch für ſolche zu dem Bezirke gehörende Grundſtücke, die noch 
kein Blatt im Grundbuche haben, als erfolgt anzuſehen, ſoweit nicht be⸗ 
ſtimmte Grundſtücke durch beſondere Anordnung ausgenommen ſind. 

EG. Art. 189. Der Erwerb und Verluſt des Eigenthums ſowie die Be⸗ 
gründung, Uebertragung, Belaſtung und Aufhebung eines anderen Rechtes 
an einem Grundſtück oder eines Rechtes an einem ſolchen Rechte erfolgen 
auch nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach den bisherigen 
Geſetzen, bis das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. Das Gleiche gilt 
von der Aenderung des Inhalts und des Ranges der Rechte. Ein nach den 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs unzuläſſiges Recht kann nach dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht mehr begründet werden. 

Iſt zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, 
der Beſitzer als der Berechtigte im Grundbuch eingetragen, ſo finden auf 
eine zu dieſer Zeit noch nicht vollendete, nach § 900 des Bürgerlichen Gez 
ſetzbuchs zuläſſige Erſitzung die Vorſchriften des Artikel 169 entſprechende 
Anwendung. 

Die Aufhebung eines Rechtes, mit dem ein Grundſtück oder ein Recht an 
einem Grundſtücke zu der Zeit belaſtet iſt, zu welcher das Grundbuch als 
angelegt anzuſehen iſt, erfolgt auch nach dieſer Zeit nach den bisherigen Ge⸗ 
ſetzen, bis das Recht in das Grundbuch eingetragen wird. 

II. Grundbuchſyſtem. 

1. Das Liegenſchaftsrecht des BGB. beruht auf dem Grund⸗ 
buchſyſteme. Dieſes dient, im Gegenſatze zu dem Pfandbuchſyſteme, der 
Sicherung und Klarſtellung nicht nur der Grundſtücksbelaſtungen, ſondern 
auch der Eigenthumsverhältniſſe. Die Grundbucheinrichtung bezweckt 
a. den Nachweis der einzelnen Grundſtücke; 

GO. $ 2. Die Grundbücher sind für Bezirke einzurichten. 

Die Bezeichnung der Grundstücke erfolgt in den Büchern nach einem amt- 
lichen Verzeichniss, in welchem die Grundstücke unter Nummern oder Buch- 
staben aufgeführt sind. Die Hinrichtung des Verzeichnisses wird durch landes- 
herrliche Verordnung bestimmt. 

$ 3. Jedes Grundstück erhält im Grundbuch eine besondere Stelle (Grund- 
buchblatt). Das Grundbuchblatt ist für das Grundstück als das Grundbuch im 
Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzusehen. 

GO. § 90. Durch landesherrliche Verordnung kann bestimmt werden, dass 
die Grundstücke des Fiskus oder gewisser juristischer Personen, die öffentlichen 
Wege und Gewässer sowie solche Grundstücke, welche einem dem öffentlichen 
Verkehre dienenden Bahnunternehmen gewidmet sind, nur auf Antrag ein Grund- 
buchblatt erhalten. Das Gleiche gilt von den Grundstücken eines Landesherrn 
und den Grundstücken, welche zum Hausgut oder Familiengut einer landesherr- 
lichen Familie, der Fürstlichen Familie Hohenzollern oder der Familie des vor- 
maligen Hannoverschen Königshauses, des vormaligen Kurhessischen und des 
vormaligen Herzoglich Nassauischen Fürstenhauses gehören. 

Steht demjenigen, welcher nach Abs. I von der Verpflichtung zur Eintragung 
befreit ist, das Eigenthum an einem Grundstücke zu, über das ein Blatt geführt 
wird, oder erwirbt er ein solches Grundstück, so ist auf seinen Antrag das 
Grundstück aus dem Grundbuch auszuscheiden, wenn eine Eintragung, von 
welcher das Recht des Eigenthümers betroffen wird, nicht vorhanden ist. 

ES. Artt. 127, 128: Vorbehalt für die Landesgeſetze über die Uebertragung 
des Eigenthums ſowie über die Begründung und Aufhebung einer Dienſt⸗ 
barkeit an den nicht eingetragenen und nach GO. § 90 nicht eintragungs⸗ 
pflichtigen Grundſtücken. 

b. die Sicherung des Eigenthums; 
e. die Feſtellung der Belaſtungen des Eigenthums durch begrenzte Rechte 
(Erbbaurecht, Dienſtbarkeiten, Vorkaufsrecht, Reallaſt, Hypothek, Grund⸗ 
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ſchuld, e Vgl. indeß die Uebergangsbeſtimmungen EG. 
Artt. 187 f.; 

d. die Offenlegung der Verfügungsbeſchränkungen, denen der Berechtigte hin⸗ 
ſichtlich der dinglichen Rechte zu Gunſten beſtimmter Perſonen unterworfen 
iſt. Vgl. §§ 892 f., 1010. 

2. Nothwendige Ergänzungen des materiellen Liegenſchafts⸗ 
rechts des BGB. ſind 

a. die (Reichs-) Grundbuchordnung vom 24. März 1897 (RGBl. 
S. 139 ff.), welche die gleichmäßige Durchführung des Liegenſchaftsrechts 
des BGB. ſicherzuſtellen bezweckt. Endgültige Faſſung vom 20. Mai 
1898 (RGBl. S. 754 ff.). l 

Der erſte Abſchnitt enthält die allgemeinen Vorſchriften 
und behandelt die Einrichtung der Grundbücher ($$ 1—8), die Aufbewah⸗ 
rung der mit den Eintragungen im Zuſammenhange ſtehenden Urkunden 
(§ 9), die Bewirkung von Eintragungen durch einen Grundbuchbeamten, 
welcher von der Mitwirkung ausgeſchloſſen iſt (§ 10), die Einſicht des 
Grundbuchs und die Ertheilung von Abſchriften (§ 11), die Verantwort⸗ 
lichkeit für Pflichtverletzungen der Grundbuchbeamten ($ 12, abgedruckt 
u $ 89). 

. e Abſchnitt (§ 13—55) ordnet die Eintragungen in das 
Grundbuch nach ihren Vorausſetzungen und ihrem Inhalte. 

Der dritte Abſchnitt (§§ 56—70) betrifft den Hypotheken⸗, Grund- 
ſchuld⸗ und Rentenſchuldbrief. 

Im vierten Abſchnitte wird die Beſchwerde gegen die Entſcheidungen 
des Grundbuchamts (§§ 71—77) und die weitere Beſchwerde gegen die 
Entſcheidung des Beſchwerdegerichts geregelt (§§ 78—81). 

Der fünfte und letzte Abſchnitt (§§ 82—101) enthält Schlußbe⸗ 
ſtimmungen und ſtellt namentlich das Verhältniß der Grundbuchordnung 
zu den Landesgeſetzen feſt. 

b. die landesgeſetzlichen Ausführungsgeſetze zum BGB. ſowie zur 
GD., welchen ein weiter Spielraum gelaſſen iſt. 

Vgl. für Preußen: 
AG. z. Grundbuchordnung v. 26. Sept. 1899 (GS. S. 307). 
Verordn. betr. d. Grundbuchweſen v. 13. Nov. 1899 (GS. S. 519). 
Allg. Verf. d. Juſtizminiſters v. 18. Nov. 1899 (IM Bl. S. 347). 
Allg. Verf. d. Juſtizminiſters v. 20 Nov. 1899 (JMBl. S. 349). 

Im Uebrigen vgl. für die Landesgeſetzgebung die Ueberſichtstabelle 3 366 ff. 

(. das R. Geſetz über die Zwangsverſteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung v. 24. März 1897 (RGS Bl. S. 97 ff. Endgültige Faſſung v. 
20. Mai 1898 RGSBl. S. 713 ff.) nebſt den landesgeſetzl. Ausführgsgeſetzen. 

Vgl. für Preußen: s 
AG. z. Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung u. Zwangsverwaltung 
v. 23. Sept. 1899 (GS. S. 291). 
Allg. Verf. d. Juſtizminiſters v. 7. Dez. 1899 (JM Bl. ©. 790). 
Allg. Verf. d. ines v. 8. Dez. 1899 (JM Bl. S. 791). 
Allg. Verf. d. Juſtizminiſters v. 9. Dez. 1899 (JMBl. S. 802). 

Im Uebrigen vgl. für die Landesgeſetzgebung die Ueberſichtstabelle 3 366ff. 

d. KO. $ 47. Zur abgesonderten Befriedigung dienen die Gegenstände, 
welche der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen unterliegen, 
für diejenigen, welchen ein Recht auf Befriedigung aus denselben zusteht. 

III. Das Liegenſchaftsrecht des BGB. beherrſchende Prinzipien. 
1. Prinzipien materieller Natur. 

u. (Materielles) Konſensprinzip (dinglicher Vertrag); Erforderniß der Eini⸗ 
gung zwiſchen dem Berechtigten und dem anderen Theile ($ 873 Note A I), 
Einſchränkungen des Prinzips § 873 Note B. 

Das Eintragungsprinzip § 873 Note A II. Einſchränkung des Prinzips 
$ 873 Note B. 


Vorbemerkung zum 
II. Auſchuitt. 
§§ 873 ff. 
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Vorbemerkung zum C. Das Prinzip des öffentlichen Glaubens §§ 892, 893. 


II Abſchnikt. 
88 879 ff. 


d. 


a. 


b. 


Das Spezialitätsprinzip (vgl. Note 3). 

2. Prinzipien formeller Natur. 

Das formelle Konſensprinzip (GD. § 19) vgl. zu § 873 Note A II 4b. 

Das formelle Legalitätsprinzip. Das formelle Konſensprinzip ſchließt an 

fih das fog. materielle Legalitätsprinzip aus. Der Grundbuchrichter hat 

nicht die materielle Rechtsbeſtändigkeit des der Eintragungsbewilligung 
zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſes zu prüfen; indeß hat er die Le⸗ 
galität der Eintragungsbewilligung, bzw. im Umfange der vorgeſchriebenen 

Ausnahme (§ 373 Note A II 4bß) die Rechtsbeſtändigkeit der Einigungs⸗ 

erklärung, insbeſondere die Identität, einſchließlich der Eigenſchaft einer 

Frauensperſon als Ehefrau (val. § 1395 Note 4), Geſchäftsfähigkeit, Legi⸗ 

timation der erklärenden Perſonen, die Zuſtändigkeit einer erſuchenden 

Behörde (GO. § 39), ſowie die Eintragungsfähigkeit eines Rechts⸗ 

verhältniſſes zu prüfen. Bei der Prüfung des letzteren Punktes iſt 

nach dem Prinzipe von der Geſchloſſenheit der Rechte (vgl. Vorb. zum 

III. Buche Note C) grundſätzlich davon auszugehen, daß fih die Zuläſſig⸗ 

keit, nicht die Unzuläſſigkeit aus dem Geſetz ergeben muß, vgl. NG. JW. 

1901 S. 273; RG. Jahrb. 21 A 133. Zuläſſig find alle ausdrücklich oder 

dadurch ſtillſchweigend zugelaſſenen Eintragungen, daß das Geſetz (für 

die landesgeſetzlichen Vorbehalte die Landesgeſetzgebung) rechtliche Wir⸗ 
kungen an die Eintragung knüpft. Unzuläſſig iſt insbeſondere die Ein⸗ 
tragung 

a. 925 perſönlichen Eigenſchaften der Berechtigten (als Ehefrau, Minder⸗ 
jährige ꝛc.). Vgl. zu § 894 Note V 1c; 

B. rein perſönlicher Verpflichtungen, welche fih nicht als Inhalt eines 
der zugelaſſenen dinglichen Rechte auffaſſen laſſen, z. B. ein Grund⸗ 
ſtück in gewiſſer Art mit Gebäuden zu beſetzen, ein Wiederkaufsrecht ꝛc. 
Vgl. KG. Seuff. 56 177. — Die dingliche Sicherung kann durch Be- 
ſtellung einer Sicherungshypothek (Y 1184 ff., 1189) erzielt werden, 
bei der die Forderung auf den Fall der Nichterfüllung der zu ſichernden 
Verbindlichkeiten abgeſtellt iſt; 

J. von Abreden, welche lediglich den geſetzlichen Zuſtand wiedergeben, 

vgl. KG. in OLG. 1 203 (Uebernahme öffentlicher Laſten), KG. Jahr- 

buch 21 A 165 (das geſetzliche Rangverhältniß); 

„des Verzichts auf Schadenserſatz für zukünftige Einwirkungen auf das 
Grundſtück z. B. aus dem Eiſenbahnbetriebe, KG. Jahrb. 21 A 310, aus 
dem Bergbau 22 A 152. 

Inhaltlich unzuläſſige Eintragungen, welche etwa irrthümlich bewirkt 
worden find, find nach GO. § 54 Abſ. 1 S. 2 von Amtswegen zu löſchen. 

3. Das Spezialitätsprinzip. N 

Das materiell und formell wirkende Spezialitätsprinzip äußert ſich in 


œ% 


mehrfachem Sinne: 


a. 


Nur einzelne beſtimmte Gegenſtände (Sachen und Rechte) find Gegenſtand 
des Sachenrechts (vgl. § 90). Keine ſachenrechtliche Belaſtung eines Ber- 
mögensinbegriffs ohne Herſtellung der Belaſtung in Anſehung der ein⸗ 
zelnen Sachen (ngl. § 1085) 


Erforderniß der Beftimmtheit des Gegenſtandes, an dem ein Sachenrecht 


beſteht: 

a. Beſtimmtheit des Grundſtücks vgl. Note II 1a; 

6. der Bruchtheil eines Grundſtücks kann nur belaſtet werden, wenn er 
118641 1 Miteigenthümers beſteht, vgl. §§ 1066, 1095, 


. Erforderniß der Beſtimmtheit der Belaſtung bzw. der Angabe des Höchſt⸗ 


betrags der Belaſtung oder wenigſtens der Faktoren, mittels deren die 
in Betracht kommende Höchſtbelaſtung in einen Geldbetrag umgewandelt 
werden kann, §§ 882, 1115, 1190, 1199 Abſ. 2; Zw. §§ 45, 46, 92, 121, 
vgl. KG. Jahrb. 22 A 304 und zu § 1105. 
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$ 873. Zur Uebertragung des Eigenthums an einem Grund- 1. Begründung und ueber. 
ſtücke, zur Belaſtung eines Grundſtücks mit einem Rechte ſowie zur echte. Nesenfgafilicer 
Uebertragung oder Belaſtung eines ſolchen Rechtes ift die Einigung + a aan 
des Berechtigten und des anderen Theiles über den Eintritt der 8 
Rechtsänderung und die Eintragung der Rechtsänderung in das Grund⸗ 
buch erforderlich, ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes vorſchreibt. 

Vor der Eintragung find die Betheiligten an die Einigung nur 2. Bindung an die Gini- 
gebunden, wenn die Erklärungen gerichtlich oder notariell beurkundet gung. 
oder vor dem Grundbuchamt abgegeben oder bei dieſem eingereicht 
ſind oder wenn der Berechtigte dem anderen Theile eine den Vor⸗ 
ſchriften der Grundbuchordnung entſprechende Eintragungsbewilligung 
ausgehändigt hat. 


IV. Den Grundſtücken gleichgeſtellte Rechte: 

1. Der Antheil des Miteigenthümers vgl. § 1008 Note 1. 

2. Das Erbbaurecht § 1017. 

3. Die dem landesgeſetzlichen Vorbehaltsrecht angehörenden Rechte mit 

Immobiliarqualität vgl. EG. Artt. 63, 68, 196. 

V. Landesgeſetzliche Vorbehalte vgl. Vorb. zum III. Buche Note D. 

$ 873. A. Erforderniß von Einigung und Eintragung. Materielles 

Konſens⸗ und Eintragungsprinzip. 
§ 873 Abſ. 1 unterſtellt die rechtsgeſchäftlichen Verfügungen (Ab⸗ 

ſchnittvorb. vor § 104 Note 5) über die dem Liegenſchaftsrecht unterſtehenden 

Gegenſtände dem materiellen Konſens⸗ und Eintragungsprinzipe (Aus⸗ 

nahme B12). Zur Uebertragung des Eigenthums an einem Grundſtücke, zur 

Belaſtung eines Grundſtücks mit einem Rechte (Erbbaurecht, Dienſtbarkeit, 

Vorkaufsrecht, Reallaſt, Hypothek, Grund⸗, Rentenſchuld), zur Uebertragung 

und Belaſtung eines ſolchenRechtes iſt die Einigung des bisherigen 

Berechtigten und des anderen Theiles ſowie die Eintragung 

der Rechtsänderung in das Grundbuch erforderlich. 

1. Die Einigung. 

1. Die Natur der Einigung. 

a. Die Einigung ift ein ſelbſtändiger von dem zu Grunde liegenden materiellen 
Rechtsverhältniſſe, dem Kauſalgeſchäfte, losgelöſter (abſtrakter) Rechtsakt 
(jog. dinglicher Vertrag, vgl. Borb. zum III. Buche Note II). Als 
rechtsgeſchäftliche Willenserklärungen find die beiderſeitigen Erklärungen 
den allgemeinen Vorſchriften unterworfen, insbeſondere kein Erwerb 
über den Willen des Erwerbers hinaus vgl. § 925 Note J 2a. Die 
Einigung geht regelmäßig der Eintragung voraus. Ihre Gültigkeit 
wird aber nicht dadurch beeinträchtigt, daß ſie der Eintragung folgt; 
vgl. § 879 Abſ. 2, § 892 Abſ. 2. (Beiſpiele: Es iſt bereits auf ein⸗ 
ſeitigen Antrag des Eigenthümers eine Belaſtung eingetragen, ohne daß 
zuvor die Einigung mit dem Erwerber des Rechtes erfolgt war; die 
ſcheinbar vorhandene Einigung erweiſt ſich als nichtig und wird nach 
erfolgter Eintragung nachgeholt, vgl. zu b, ferner zu 3.) Die Eini⸗ 
gung zwiſchen den beiden Parteien iſt ein ſelbſtändiges Er- 
lorderniß für den Eintritt der beabſichtigten Rechtsänderung. 
Eine grundbuchliche Eintragung ohne die erforderliche Einigung bewirkt 
materielle Unrichtigkeit des Grundbuchs und begründet ſomit den An⸗ 
ſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs ($ 894). Inwieweit die Prüfung 
des Grundbuchrichters ſich auf das Vorliegen der materiell erforder- 

d lichen Einigung zu erſtrecken hat, vgl. zu II4ba und B. 

Ueber die im Falle der kraft Geſetzes oder kraft Anfechtung eintretenden 
Nichtigkeit der Einigung (88 116 ff., 139, 142) obwaltende Rechtslage 
dgl. zu § 142 Note III 3. — Für die Auflaſſung vgl. noch zu § 925 Note 1 2. 
H. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 36 
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ce. Rangverhältniß unter mehreren Rechten bei der der Eintragung des Rechtes 
nachfolgenden Einigung, insbeſondere alſo z. B. bei Wiederholung einer 

nichtigen Einigung $ 141, vgl. § 879 Abſ. 2. 

2. Die Perſonen, zwiſchen welchen die Einigung zu erfolgen hat, ſind 
der — bisher — Berechtigte und der Erwerber des Rechtes. 
a. Einigung mit dem nicht eingetragenen Berechtigten. 

Zur materiellen Gültigkeit der Einigung iſt nicht erforderlich, daß der 
verfügende Berechtigte zur Zeit der Einigung als Berechtigter einge⸗ 
tragen iſt oder ſeine Eintragung gleichzeitig erlangt; vielmehr genügt es, 
daß er materiell berechtigt iſt (vgl. RG. Jahrb. 20 A 189). Regelmäßig 
ioll (GD. §§ 40 f., abgedruckt Note A II 4c) indeß in folden Fallen die 
zur Bewirkung der Rechtsänderung erforderliche Eintragung nicht er⸗ 
folgen. Wenn aber der wirklich Berechtigte nachträglich eingetragen 
wird, fo bevarf es zur Hervorbringung der Rechtsanderung nicht einer 
nochmaligen Einigung. Auch iſt, wenn die Eintragung entgegen den 
Ordnungsvorſchriften GD. 58 40 f. erfolgt ift, die Rechtsänderung mirijam 
eingetreten. Wegen Eintragung des Berechtigten im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung auf Antrag des Gläubigers vgl. zu II Ach. 

p. Wirkſame Einigung zwiſchen einem verfügenden Nichtbe⸗ 
rechtigten und dem anderen Theile. 

a. Einwilligung des Berechtigten § 185 Abſ. 1. 

8. Konvaleſcenz § 185 Abi. 2. Beruht die Konvaleſcenz auf nachträg⸗ 
lichem rechtsgeſchäftlichen Erwerbe des Rechtes durch den verfügenden 
Nichtberechtigten, fo ift zu berückſichtigen, daß 290 (vgl. Note BI) 
Eintragung erforderlich ift. Vgl. RG. Jahrb. 21 A 155 ff. 

J. Wegen des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs §§ 892 f. 

e. Mitwirkung von Vertretern. Kontrahiren mit ſich ſelbſt richtet ſich nach 

den allgemeinen Vorſchriften § 164 ff., 181 Note IV. 


3. Der Inhalt der Einigung. 

a. Ein formaler Inhalt iſt für die materielle Wirkſamkeit der Einigung 
nicht vorgeſchrieben. In dem Regelfalle wird die Einigung der Eintragung 
voraufgehen und in der Abgabe und Annahme der Erklärung beſtehen, 
daß der Berechtigte die Eintragung der Rechtsänderung in das Grund⸗ 
buch bewillige. Geht ausnahmsweiſe die Eintragung der Einwilligung 
vorauf (vgl. zu La), jo genügt jede — auch formloſe — Einigung über 
die Rechtsänderung. Ergänzend greifen hier die formalen Vorſchriften 
der Grundbuchordnung ein. Vgl. zu II. 4. 

b. Die Einigung kann auch unter einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung 
erfolgen; eine Ausnahme beſteht nur für die Auflaſſung $ 925 Abſ. 2. 

4. Form der Einigung. Nur die zur Uebertragung des Gigenthuns 
(Auflaſſung § 925) ſowie die zur Beſtellung und Uebertragung des Erbbau⸗ 
rechts (§§ 1015, 1017) und gewiſſer landesgeſetzlich geregelter Rechte (EG. 
Artt. 63, 68, 196) erforderliche Einigung muß bei gleichzeitiger Anweſenheit 
beider Theile vor dem Grundbuchamt erklärt werden. (Bal. zu $ 138 Note 2.) 
Sonſt iſt eine beſondere Form für die materielle Wirkſamkeit der Einigung 
nicht vorgeſchrieben; dies tritt klar zu Tage, wenn die Einigung erſt nach 
geſchehener Eintragung erfolgt (vgl. Note J a u. 5 a). Eine Form ift lediglich 
für die Eintragungsbewilligung und die ſonſtigen zu der Eintragung erforder⸗ 
lichen Erklärungen (nicht aber für die materielle Einigung) durch GO. SS 19, 
29 (vgl. II Ab) mit der Wirkung vorgeſchrieben, daß die Nichtbeobachtung dieſer 
Form zwar zur Zurückweiſung des Eintragungsantrags führt, nicht aber die 
trotz des Mangels erfolgte Eintragung nichtig macht. 

5. (Abſ. 2.) Bindung an die Einigung. Einigung und Eintragung 
bilden einen einheitlichen zur Bewirkung der Rechtsänderung erforderlichen 
Fhatbeſtand, deffen Vollendung inſofern nicht in der Hand der Parteien liegt, 
als der Zeitpunkt der Eintragung in das Grundbuch, ſelbſt wenn die Parteien 
alles von ihrer Seite Erforderliche gethan haben, nicht von ihnen, ſondern 
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von dem Grundbuchamt abhängig ift (vgl. Borb. zum III. Buche Note E II 1 a). 
Ohne die Vorſchrift des § 873 Abs. 2 würde deshalb — entgegen den durch 
Treu und Glauben und durch die Verkehrsſicherheit gebotenen Rückſichten — 
angenommen werden konnen, daß vor Vollendung dieſes Thatbeſtandes, 

d. h. vor der erfolgten Eintragung, Jeder der Betheiligten von dem noch 

unvollendeten Rechtsakte zurücktreten und die erklärte Einigung widerrufen 

könnte. Andererſeits würde, wenn der geſammte Rechtsakt dahin aufgefaßt 
wird, daß die Einigung der Vertrag, die Eintragung aber die geſetzliche 

Bedingung feiner Wirkſamkeit ift, ohne die Vorſchrift des § 873 Abſ. 2 

ſchon die formloſe Einigung bindend ſein und damit für die Fälle der 

außerhalb des Grundbuchamts erklärten formloſen Einigung die Gefahr über⸗ 
eilter und leichtſinniger Verfügung über Grund und Boden begründet fein. 

Auf dieſen Geſichtspunkten beruht die durch Abſ. 2 gegebene Regelung der 

Bindung an die Einigung. 

a. Iſt die Eintragung erfolgt und liegt die Einigung auch nur formlos 
vor, ſo iſt der Thatbeſtand des § 873 Abſ. 1 und als ſeine Wirkung die 
Rechtsänderung gegeben. 

b. (§ 873 Abſ. 2.) Vor der Eintragung tritt Gebundenheit nur ein, 
a. wenn die Erklärungen gerichtlich oder notariell beurkundet find 

(§ 128, EG. Artt. 141, 142); 

B. wenn die Erklärungen vor dem Grundbuchamte (zu Protokoll GO. 
§ 29) abgegeben ſind oder bei dem Grundbuchamt eingereicht ſind. 
Die Einreichung braucht nur von Einem der Betheiligten zu erfolgen, 
wenn ſie nur ihrem gemeinſchaftlichen Willen entſpricht; 

J. wenn die Eintragungsbewilligung in grundbuchmäßiger Form (GO. 
§ 29 zu A II 4) von dem Verfügenden dem anderen Theile aus⸗ 
gehändigt iſt. 

e. Die Bindung an die Einigung hat nur die negative Wirkung, daß der 
Gebundene ſeine Erklärung nicht einſeitig widerrufen kann. Sie beſchränkt 
weder das Verfügungsrecht des gebundenen Berechtigten (vgl. § 145 
Note 5), noch begründet fie irgend eine Verpflichtung, insbeſ. auch nicht 
die Verpflichtung zur Abgabe einer etwa nach dem formellen Grundbuch⸗ 
rechte zur Eintragung noch erforderlichen Eintragungsbewilligung. Solche 
Verpflichtung konnte nur aus dem zu Grunde liegenden obligatoriſchen 
Rechtsverhältniß abgeleitet werden. Vgl. zu 7. — Zum Verſtändniſſe 
dieſer vielfach mißverſtandenen Beſtimmung diene eine Parallele aus dem 
Mobiliarſachenrechte ($ 929): Haben Käufer und Verkäufer eines Marmor⸗ 
blocks ſich über die Uebereignung geeinigt, die in Angriff genommene 
Uebergabe aber ſchließlich unterlaſſen, weil ohne weitere Hülfe der Block 
nicht fortgeſchafft werden kann, ſo kann der Käufer nicht auf Grund der 
begonnenen Uebergabe, ſondern nur auf Grund des Kaufes die Uebergabe 
beanſpruchen. 

d. Sonderregelung. 

a. Uebertragung des Eigenthums (Auflaſſung) § 925. 

8. Beſtellung und Uebertragung des Erbbaurechts §§ 1015, 1017. 

Y. Landesgeſetzliche Vorbehalte EG. Artt. 63, 68, 196. 

6. Tod oder Verluſt der Geſchäftsfähigkeit des Erklärenden, 
welche zwiſchen bindender Abgabe der Einigungserklärung und der Eintra⸗ 
gung eintreten, find einflußlos, vgl. § 130 Abf. 2, vgl. auch § 878 Note 5. 

7. Verhältniß der Einigung zu dem Kauſalgeſchäfte. Auf Grund 

einer rechtswirkſam begründeten Verpflichtung zu einer der in § 873 Abſ. 1 er- 

wähnten Rechtsänderungen (vgl. namentlich die Formvorſchrift für den Grund⸗ 
ſtücksperäußerungsvertrag § 313) kann der die erforderlichen Erklärungen 
verweigernde Verpflichtete auf formgerechte Abgabe derſelben verklagt werden. 

Elbangsvollſtreckung gemäß CPO. SS 894 ff.; bei vorläufiger Vollſtreckbarkeit 

Eintragung einer Vormerkung gemäß CPO. § 895, BGB. $$ 883 ff. — 


36 * 


$ 873. 
(Rote A. L) 


§ 878. 


(Note A. II.) 


564 Drittes Buch. Sachenrecht. 


Abſtrakte Natur der Einigung vgl. 1a; Borb. zum III. Buche Note E II, 
Vorb. zum II. Buche Note 3. 

Auf völligem Verkennen der Vorſchrift des § 873 Abſ. 2 beruht die 
Meinung, daß der nach $ 313 formwidrig geſchloſſene privatſchriftliche Grund⸗ 
ſtücksveräußerungsvertrag durch Einreichung beim Grundbuchamte rechts⸗ 
verbindlich werde, § 873 bezieht ſich eben nicht auf das obligatoriſche, ſondern 
lediglich auf das ſachenrechtliche Geſchaft, vgl. RG. 50 82, IW. 1901 S. 382, 
OLG. 2 315. 

II. Die Eintragung. 

1. Der Eintritt der Rechtsänderung iſt abhängig von der Eintragung. Keine 
dingliche Rechtsänderung in den unter 8.873 Abſ. 1 gehörenden Fallen ohne Çin- 
tragung. Abgelehnt iſt damit eine Regelung, welche nicht die Entſtehung, ſon⸗ 
dern nur die Wirkſamkeit gegen Dritte von der Eintragung abhängig macht. 

2. Die Eintragung iſt nur ein Erforderniß der dinglichen Rechtsanderung 
neben dem anderen der Einigung (zu I). Zwar begründet die Eintragung als 
ſolche eine Rechtsvermuthung zu Gunſten des eingetragenen Berechtigten 
($ 891), fie ſchafft aber nicht für ſich allein eine formale Rechtskraft mit der 
Wirkung, daß die zu Unrecht erfolgte Eintragung dem Verletzten lediglich 
einen perſönlichen Anſpruch auf Beſeitigung gäbe; vielmehr hat mangels 
der erforderlichen Einigung der Verletzte gegen denjenigen, zu deſſen Gunſten 
die Eintragung erfolgte, den dinglichen Anſpruch auf Berichtigung des 
Grundbuchs (ŞS 894 ff.), unbeſchadet ber ſich aus dem offentlichen Glauben 
des Grundbuchs ($ 892) ergebenden Einſchränkung. 

3. Der Inhalt der Eintragung. 

a. Zuläſſigkeit der Eintraaung insbeſondere auch mit RUER auf das 
Prinzip der Geſchloſſenheit der Rechte, Abſchnittsvorb. III 2b und zu § 892. 
p. der Inhalt der Eintragung $ 874. 
4. Die formalen Vorausſetzungen der Eintragung. 
a. Antrag. 

GO, $ 13. Eine Eintragung soll, soweit nicht das Gesetz ein Anderes vor- 
schreibt, nur auf Antrag erfolgen. Der Zeitpunkt, in welchem ein Antrag bei 
dem Grundbuchamt eingeht, soll auf dem Antrage genau vermerkt werden. 

Antragsberechtigt ist Jeder, dessen Recht von der Eintragung betroffen wird 
oder zu dessen Gunsten die Eintragung erfolgen soll. 

b. Eintragungsbewilligung. 

GO. § 19. Eine Eintragung erfolgt, wenn derjenige sie bewilligt, dessen 
Recht von ihr betroffen wird. 

GO. 8 29. Eine Eintragung soll nur erfolgen, wenn die Eintragungsbewilligung 
oder die sonstigen zu der Eintragung erforderlichen Erklärungen vor dem Grund- 
buchamte zu Protokoll gegeben oder durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte 
Urkunden nachgewiesen werden. Andere Voraussetzungen der Eintragung be- 
dürfen, soweit sie nicht bei dem Grundbuchamt offenkundig sind, des Nachweises 
durch üffentliche Urkunden. % 

830. Für den Eintragungsantrag sowie für die Vollmacht zur Stellung eines 
solchen gelten die Vorschriften des § 29 nur, wenn durch den Antrag zugleich 
eine zu der Eintragung erforderliche Erklärung ersetzt werden soll. 


a Das Liegenſchaftsrecht des BGB. ſtellt zwar für die Fälle, in welchen 
die Eintragung Erforderniß der Rechtsanderung ift, neben der Ein⸗ 
tragung theils die Einigung der Betheiligten über die Rechtsände⸗ 
rung (ogh §§ 873, 877, 880 Abſ. 2, 1116 Abſ. 2, 3, 1180), theils die 
einſeitige, dem Grundbuchamt oder einem Anderen gegenüber abzu⸗ 
gebende Erklärung des Berechtigten ($$ 875, 928, 1132 Abſ. 2, 1168 
Abſ. 2, 1188 Abſ. 1, 1195, 1196 Abſ. 2) als weiteres gleich weſent⸗ 
liches materiellrechtliches Erforderniß auf. Nach § 19 SD. ift indep 
zur Erleichterung und Vereinfachung des Grundbuchverkehrs die Ein⸗ 
tragung nicht von dem Nachweiſe der Einigung abhängig gemacht, 
ſondern ſtatt der Einigung die Eintragungsbewilligung desjenigen, 
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deſſen Recht von der Eintragung betroffen wird, für erforderlich und 
genügend erklärt. (Formelles Konſensprinzip; Ablehnung des materiellen 
Legalitätsprinzips. Vgl. Abſchnittsvorb. Note III 2. Der Grund- 
buchrichter hat, abgeſehen von den beſonders geregelten Fällen der 
Auflaſſung 88 925, 1015, 1017, nicht auch zu prüfen, ob die materielle 
Einigung erfolgt ift. KG. Jahrb. 21 309. Wer die Eintragung zu 
bewilligen hat, beſtimmt ſich im einzelnen Falle nach den Vorſchriften 
des BGB.; verweigert derſelbe die formgerechte Ertheilung der Ein⸗ 
tragungsbewilligung, ſo iſt auf Ertheilung derſelben aus dem zwiſchen 
den Parteien bestehenden obligatoriſchen Rechtsverhältniſſe zu klagen 
(vgl. zu A. 1 50 und 7). Auf die Eintragungsbewilligung, die von 
einem Nichtberechtigten ertheilt iſt, findet die allgemeine Vorſchrift 
des § 185 (Einwilligung des Berechtigten, Konvaleſcenz durch Erwerb 
des Rechtes durch den nichtberechtigten Erklärer) Anwendung vgl. 
KG. 21 A 157. — Wegen der Bedeutung des Urtheils als Eintra⸗ 
gungsbewilligung CPO. 89 894 ff. Iſt die Eintragung auf Grund 
einer formalen Eintragungsbewilligung erfolgt, ohne daß die mate⸗ 
rielle Einigung ſtattgefunden hat, ſo liegt Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buchs vor ($ 894), vgl. Note 1 Ia. 

B. Ausnahmen für die Fälle, in denen eine beſondere Form der Eini⸗ 
gung vorgeſchrieben iſt ($$ 925, 1015, 1017) enthält GO. § 20. 

GO. § 20. Im Falle der Auflassung eines Grundstücks sowie im Falle der 
Bestellung oder Uebertragung eines Erbbaurechts darf die Eintragung nur er- 
Algen wenn die erforderliche Einigung des Berechtigten und des anderen Theiles 
erklärt ist. 

+. Stellvertretung vgl. GO. § 30 (f. o.). Wegen Kontrahirens mit 
ſich ſelbſt vgl. § 181, Note IV. 

e. Vorgängige Eintragung des Berechtigten (vgl. zu A. I 2a). 

a. Bwar ift das Eingetragenſein des Berechtigten kein Erforderniß der 
Rechtsänderung; indeß wird zur Erleichterung der Legitimationsprüfung 
durch das Grundbuchamt ſowie zur Sicherung des eingetragenen Be⸗ 
rechtigten die vorgängige Eintragung des verfügenden Berechtigten 
durch die Ordnungsvorſchrift GO. § 40 Abſ. 1 gefordert (vgl. KG. 
Jahrb. 20 A 189. Erforderniß der vorherigen Eintragung beider güter⸗ 
gemeinſchaftlichen Ehegatten. Durch GO. § 40 wird aber nur das 
Eingetragenſein des Paſſwbetheiligten zur Zeit Der fih gegen ihn 
richtenden Eintragung, nicht aber auch ſchon zur Zeit der Erthei⸗ 
lung der Eintragungsbewilligung erfordert, KG. OLG. 2 1. Aus- 
nahmen von der Sollvorſchrift des § 40 Abſ. 1 ſind in GO. § 40 
Abi. 2 und § 41 gegeben. Nichterſtreckung des § 40 auf die Fälle der 
Eigenthümerhypothek vgl. § 1163 Note A. I4. — § 41 gilt nach KG. 
Jahrb. 21 A 283 (Os G. 2 275) nur für den unmittelbaren Erben des 
eingetragenen Berechtigten, nicht für den Erbeserben. 

GO. § 40. Eine Eintragung soll nur erfolgen, wenn derjenige, dessen Recht 
durch sie betroffen wird, als der Berechtigte eingetragen ist. 

Bei einer Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld, über die ein Brief er- 
theilt ist, steht es der Kintragung des Glüubigers gleich, wenn dieser sich im 
Besitze des Briefes befindet und sein Gläubigerrecht nach $ 1155 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs nachweist. 

$ 41. Ist derjenige, dessen Recht durch eine Eintragung betroffen wird, Erbe 
des eingetragenen Berechtigten, so ‚findet die Vorschrift des $40 Abs. 1 keine 
Anwendung, wenn die Jebertragung oder die Aufhebung des Rechtes eingetragen 
werden soll oder wenn der Eintragungsantrag durch die Bewilligung des Erb- 
lassers oder eines Nachlasspflegers oder durch einen gegen den Erblasser oder 
den Nachlasspfleger vollstreckbaren Titel begründet wird. 

Das Gleiche gilt für eine Eintragung auf Grund der Bewilligung eines 
Testamentsvollstreckers oder auf Grund eines gegen diesen vollstreckbaren Titels, 
sofern die Bewilligung oder der Titel gegen den Erben wirksam ist. 
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B. Eintragung des Berechtigten im Wege der Zwangsvollſtreckung auf 
Antrag des Gläubigers. 

GO. $ 14. Die Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Be- 
rechtigten darf auch von demjenigen beantragt werden, welcher auf Grund eines 
gegen den Berechtigten vollstreckbaren Titels eine Eintragung in das Grund- 
buch verlangen kann, sofern die Zulässigkeit dieser Eintragung von der vor- 
güngigen Berichtigung des Grundbuchs abhängt. 

CPO, 8 792. Bedarf der Gläubiger zum Zwecke der Zwangsvollstreckung 
eines Erbscheins oder einer anderen Urkunde, die dem Schuldner auf Antray 
von einer Behörde, einem Beamten oder einem Notar zu ertheilen ist, so kann 
er die Ertheilung an Stelle des Schuldners verlangen. 

CPO. $ 896. Soll auf Grund eines Urtheils, das eine Willenserklärung des 
Schuldners ersetzt, eine Eintragung in ein öffentliches Buch oder Reyister vor- 
genommen werden, so kann der Gläubiger an Stelle des Schuldners die Ertheilung 
der im $ 792 bezeichneten Urkunden verlangen, soweit er dieser Urkunden zur 
Herbeiführung der Eintragung bedarf. 

d. Vorlegung des Hnpothefen:, Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldbriefs. 

GO. $ 42. Bei einer Hypothek, über die ein Brief ertheilt ist, soll eine 
Eintragung nur erfolgen, wenn der Brief vorgelegt wird. Für die Eintragung 
eines Widerspruchs bedarf es der Vorlegung nicht, wenn die Eintragung durch 
eine einstweilige Verfügung angeordnet ist und der Widerspruch sich darauf grün- 
det, dass die Hypothek oder die Forderung, für welche sie bestellt ist, nicht bestehe 
oder einer Hinrede unterliege oder dass die Hypothek unrichtig eingetragen sei. 

Der Vorlegung des Hypothekenbriefs steht es gleich, wenn in den Fällen der 
88 1162, 1170, 1171 des Bürgerlichen Gesetæbuchs auf Grund des Ausschluss- 
urtheils die Ertheilung eines neuen Briefes beantragt wird. Soll die Ertheilung 
des Briefes nachträglich ausgeschlossen oder die Hypothek gelöscht werden, so 
genügt die Vorlegung des Ausschlussurtheils. 

8 43. Die Vorschriften des $ 42 finden auf die Grundschuld und die 
Rentenschuld entsprechende Anwendung. Ist jedoch das Recht für den Inhaber 
des Briefes eingetragen, so bedarf es der Vorlegung des Briefes nur dann nicht, 
wenn der Eintragungsantrag durch die Bewilligung eines nach $ 1189 des 
Bürgerlichen Gresetzbuchs bestellten Vertreters oder durch eine gegen ihn erlassene 
gerichtliche Entscheidung begründet wird. 

$ 44. Bei einer Hypothek für die Forderung aus einer Schuldverschreibung 
auf den Inhaber, aus einem Wechsel oder einem anderen Papiere, das durch 
Indossament übertragen werden kann, soll eine Eintragung nur erfolgen, wenn 
die Urkunde vorgelegt wird; die Eintragung ist auf der Urkunde zu vermerken. 

Diese Vorschrift findet keine Anwendung, wenn eine Eintragung auf Grund 
der Bewilligung eines nach $ 1189 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bestellten Ver- 
treters oder auf Grund einer gegen diesen erlassenen gerichtlichen Entscheidung 
bewirkt werden soll. 

B. Geltungsbereich des Einigungs⸗ und Eintragungsprinzips. 

J. Auf Rechtsgeſchäft beruhende Rechtsänderungen. 

1, Regel. Beide Prinzipien, gelten für die auf Rechtsgeſchäft, nicht 
aber für die auf anderen Gründen (vgl. zu II) beruhenden Rechtsänderungen 
einſchließlich der den Inhalt eines Rechtes an einem Grundſtücke betreffenden 
Aenderungen § 877. 

2. Ausnahmen auf rechtsgeſchäftlichem Gebiete. 

a. Einſchränkung des Einigungsprinzips für 
a. Aufhebung von Rechten an Grundſtücken §§ 875 f. 
8. Aufgabe des Grundſtückseigenthums (Dereliktion) und Aneignung des 

aufgegebenen Grundſtücks § 928. 

. Beitellung einer Hypothek für eine Schuldverſchreibung auf den In⸗ 

haber § 1188. 

„Beſtellung einer Grundſchuld auf den Inhaber $$ 1192, 1195. 
Beſtellung einer Eigenthümergrundſchuld § 1196. 


— 
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b. Einſchränkung des Eintragungsprinzips für die Abtretung der 
Briefbnpothef und Briefgrundſchuld ($8$ 1154 Abſ. 1, 1192), ſowie für 
die as derſelben mit einem Nießbrauch ($ 1069) oder Pfandrechte 
(§ 1274), 

II. Nicht auf Rechtsgeſchäft beruhende Rechtsänderungen. 

Für die nicht auf Rechtsgeſchäft, ſondern auf anderen Gründen (3. B. Erb⸗ 
folge, Zwangsvollſtreckung, Enteignung) beruhenden Rechtsänderungen iſt 
eine allgemeine Regelung nicht erfolgt. 8 

1. Eintragung iſt Vorausſetzung der Rechtsänderung für 
a. den Eigenthumserwerb von Seiten des im Grundbuche nicht eingetragenen 

Eigenbeſitzers nach dreißigjährigem Eigenbeſitz und im Aufgebotsverfahren 
erfolgter Ausſchließung des eingetragenen Eigenthümers § 927; 

b. die fog. Tabularerſitzung des Eigenthums und anderer Rechte an dem 
Grundſtücke § 900; 

e. die Entſtehung der Sicherungshypothek, welche auf dem Grundſtücke des 
Pormundes (hflegers, Beiſtandes) auf Erſuchen des Vormundſchaftsge⸗ 
richts eingetragen wird, §§ 1844, 1915, 1693; Fr. § 54, GD. 8.39; 

d. die im Wege der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
auf Antrag des Gläubigers erfolgende Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek CPO. 58 866, 867 f., abgedruckt zu $ 1184; 

e. die Fälle, in welchen die Willenserklärung des Berechtigten durch Urtheil 
erſetzt wird CPO. $$ 894 ff. 

PO. 5 804. Ist der Schuldner zur Abgabe einer Willenserklärung verur- 
theilt, so gilt die Erklärung als abgegeben, sobald das Urtheil die Rechtskraft 
erlangt hat. Ist die Willenserklärung von einer Gegenleistung abhängig gemacht, 
so tritt diese Wirkung ein, sobald nuch den Bestimmungen der §§ 726, 730 
eine vollstreckbare Ausfertigung des rechtskräftigen Urtheils ertheilt ist. 

Die Vorschrift des ersten Absatzes kommt im Falle der Verurtheilung zur 
Eingehung einer Ehe nicht zur Anwendung. 

§ 895. Ist durch ein vorläufig vollstreckbares Urtheil der Schuldner zur 
Abgabe einer Willenserklärung verurtheilt, auf Grund deren eine Eintragung in 
das Grundbuch oder das Schiffsregister erfolgen soll, so gilt die Eintragung 
einer Vormerkung oder eines Widerspruchs als bewilligt. 

§ 896. Soll auf Grund eines Urtheils, das eine Willenserklärung des Schuld- 
ners ersetzt, eine Eintragung in ein Öffentliches Buch oder Register vorgenom- 
men werden. so kann der Gläubiger an Stelle des Schuldners die Ertheilung 
der im § 792 bezeichneten Urkunden verlangen, soweit er dieser Urkunden zur 
Herbeiführung der Eintragung bedarf. 

§ 897. Ist der Schuldner zur Uebertragung des Higenthums oder zur Be- 
stellung eines Rechts an einer beweglichen Sache verurtlieilt, so gilt die Ueber- 
yabe der Sache als erfolgt, wenn der Gerichtsvollzieher die Sache zum Zwecke 
der Ablieferung an den Gläubiger weynimmt. f 

Das Gleiche gilt, wenn der Schuldner zur Bestellung einer Hypothek, Grund- 
schuld oder Rentenschuld oder zur Abtretung oder Belastung einer Hypotheken- 
Jorderung, Grundschuld oder Rentenschuld verurtheilt ist, für die Uebergabe des 
Hypotheken-, Grundschuld- oder Rentenschuldbriefs. 

$ 398. Auf einen Erwerb, der sich nach den $$ 894, 897 vollzieht, finden 
die Vorschriften des bürgerlichen Rechts zu Gunsten derjenigen, welche Rechte 
von einem Nichtberechtigten herleiten, Anwendung. 


2. Außerhalb des Grundbuchs eintretende Rechtsänderung. 
a. Zuläſſigkeit und Bedeutung der Berichtigung des Grundbuchs. 

In den zu b aufgeführten Fällen vollzieht ſich die Rechtsänderung 
zwar ohne Rückſicht auf die Eintragung, mithin außerhalb des Grund⸗ 
buchs. Zur Beſeitigung der durch die Rechtsänderung eintretenden 
materiellen Unrichtigkeit des Grundbuchs dient die Berichtigung des 
Grundbuchs (vgl. §§ 894—899; GO. § 22). Dieſe Berichtigung ift von 
Bedeutung für den Rang § 879, für die Begründung der Vermuthung 


$ 873. 


(Note B. II.) 


3. Inhalt d. Eintragung. 
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8 874. Bei der Eintragung eines Rechtes, mit dem ein Grund⸗ 
ſtück belaſtet wird, kann zur näheren Bezeichnung des Inhalts des 
Rechtes auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden, 
ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes vorſchreibt. 


aus § 891, für den Schutz gegen Verfügungen Nichtberechtigter gegenüber 

gutgläubigen Dritten § 892, für das formelle Verfügungsrecht des Be⸗ 

rechtigten (GO. § 40), für den Beginn der Tabularerſitzung § 900 und 

für die Anſpruchsverjährung § 902. 

b. Die einzelnen Fälle: 

a. Erbfolge § 1942; Nacherbfolge § 2139. Uebertragung eines Erbtheils 
durch einen Miterben § 2033. Vgl. GO. §§ 36, 37, 41, 52, 53. — 
Unter § 873 fällt der Erwerb auf Grund des Erbſchaftskaufs von 
dem Alleinerben § 2374, des Vermächtniſſes § 2174, des Vorausver⸗ 
mächtniſſes $ 2150 ſowie der Theilungsanordnung § 2048 Note 5. 

B. Eintritt der eherechtlichen Gütergemeinſchaft jowie der fortgeſetzten 

Gütergemeinſchaft §§ 1438, 1519, 1485; GO. SS 34 f., 48, 36. 
„Anfall des Vermögens der aufgelöſten juriſtiſchen Perſon §8 45, 88. 
. Eintritt einer auflöſenden Bedingung, eines Endtermins, des Todes 

eines auf Lebenszeit Berechtigten, z. B. des Nießbrauchers $$ 158, 163, 

1061; GD. §8 23 f. — Ausfall einer aufſchiebenden Bedingung $ 158. 
e. Anwachſung des Geſellſchaftsantheils beim Ausſcheiden eines Geſell⸗ 

l gemäß § 738, SGB. § 142 vgl. RIAM. 2 146, KG. Jahrb. 
„Anfechtung des anfechtbaren dinglichen Geſchäfts, vgl. § 142 Note I 3. 
Entſtehung des Nießbrauchs bzw. einer Sicherungshypothek kraft Ge- 

ſetzes, wenn die auf Uebertragung des Eigenthums an einem Grund⸗ 

ſtücke gerichtete Forderung mit Nießbrauch (§ 1075 Abſ. 1) bzw. mit 

Pfandrecht (§ 1287) belaſtet iſt und der Schuldner die Leiſtung be⸗ 

wirkt. Entſprechend beim Pfändungspfandrechte CPO. § 848 Abſ. 2. 

3. Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung Zw. $$ 90, 130. 

. Uebergang von Hypotheken auf den Eigenthümer als Eigenthümer⸗ 
hypothek bzw. auf den perſönlichen Schuldner vgl. § 1163, 1153 und 
9 1170; CPO. § 868; Zw. § 128. — Geſammthypothek 
) 1182. 
€. Ueberbau⸗ und Nothwegrente $$ 914, 916, 917. 
d. Enteignung EG. Artt. 52, 53, 109. 
e. Aenderung der Geſetzgebung vgl. z. B. RG. Jahrb. 22 A 194 (Ueber⸗ 
leitung des Dotalrechts in den geſetzlichen Güterſtand des BGB.). 

53 1. Der Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung 
(§ 873 A. II Ab) wird durch § 874 zur Erleichterung der Grundbuchführung 
die gleiche materielle Wirkung wie der Eintragung ſelbſt beigelegt (vgl. indeß 
Note 3). — Wegen der Erſtreckung des öffentlichen Glaubens des Grund⸗ 
999 5 auf die in Bezug genommene Eintragungsbewilligung vgl. zu § 892 

ote II 5. 

2. Aufbewahrung der Urkunden GO. § 9; Einſicht und Entnahme von 
Abſchriften GO. § 11. i 

3. Eine Einſchränkung der Zuläſſigteit bloßer Bezugnahme auf die Ein⸗ 
tragungsbewilligung beſteht für Hypothek, Grund⸗ und Rentenſchuld gemäß 
$$ 1115, 1192, 1199, hinſichtlich der Unterwerfung des jeweiligen Grund⸗ 
ſtückseigenthümers unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung nach CPO. § 800, 
abgedruckt Abſchnittsvorb. vor § 1113 Note BII 4. 

GO. § 50. Werden Dienstbarkeiten und Reallasten als Leibgedinge, Leib- 
zucht, Altentheil oder Auszug eingetragen, so bedarf es nicht der Bezeichnung 
der einzelnen Rechte, wenn auf die Eintrayungsbewilligung Bezug genommen wird. 

4. Entſprechende Vorſchrift bei Eintragungen, durch welche der Inhalt 
eines Rechtes geändert wird § 877; für Vormerkungen § 885 Abſ. 2. 
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§ 875. Zur Aufhebung eines Rechtes an einem Grundſtück ift, u. Anfebungeineo ehe 
an 


ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes vorſchreibt, die Erklärung des 
Berechtigten, daß er das Recht aufgebe, und die Löſchung des Rechtes 
im Grundbuch erforderlich. Die Erklärung iſt dem Grundbuchamt 
oder demjenigen gegenüber abzugeben, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt. 
Vor der Löſchung iſt der Berechtigte an ſeine Erklärung nur ge⸗ 
bunden, wenn er ſie dem Grundbuchamte gegenüber abgegeben oder 
demjenigen, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt, eine den Vorſchriften der Grund⸗ 
buchordnung entſprechende Löſchungsbewilligung ausgehändigt hat. 


5. Eine unvollſtändige Eintragung, welcher weſentliche, durch eine Muß⸗ 
vorſchrift geforderte Beſtandtheile fehlen (vgl. $$ 1115, 1199 Abſ. 2), hat nicht 
die mit der Eintragung verbundenen Wirkungen. Vgl. § 873 BU 2a. Im 
Falle nachträglicher Ergänzung der Eintragung kommen ihr dieſe Wir⸗ 
kungen erſt von dem Zeitpunkte der Ergänzung ab zu. 

6. Ueber das Verhältniß der landesgeſetzlichen Vorſchriften zu denen des 
BGB. vgl. Seuff. 57 136 (Probeeintragungen in dem Formular A. der 
Pr. Ausf. V. v. 20. Nov. 1899). 

§ 875. 1. Rechtsgeſchäftliche Aufhebung eines Rechtes an einem 
Grundſtücke. 

1. Die Vorſchrift des § 875 entſpricht der Vorſchrift des § 873 mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle der vertragsmäßigen Einigung die einſei⸗ 
tige Erklärung des Berechtigten, daß er das Recht aufgebe, tritt. Zur Auf⸗ 
hebung iſt demnach erforderlich und genügend die Verzichtserklärung des Be⸗ 
rechtigten und die Eintragung, d. h. die Löſchung des Rechtes (vgl. zu 1 b). 
Wegen der erforderlichen Zuſtimmungen vgl. § 876. — Vormundſchaftsge⸗ 
richtliche Genehmigung § 1822 Ziff. 15. — Vertheilung der Geſammthypo⸗ 
thek durch den Gläubiger § 1132 Abſ. 2. 

a. Die Erklärung (vgl. zu § 873 A J). 

x. Empfänger der Erklärung. Die Erklärung des Berechtigten ift 
dem Grundbuchamt oder dem Begünſtigten gegenüber abzugeben. 
Wirkſamwerden § 130; Anfechtung der Erklärung § 143 Abſ. 3. 

B. Eine Form ift für die Erklärung nicht vorgeſchrieben; indeß findet 
die Ordnungsvorſchrift GO. § 29 (zu § 873 Note A II 4) Anwendung. 
Eine dieſer Vorſchrift entgegen auf Grund formloſer Erklärung vor⸗ 
genommene Löſchung bewirkt dennoch Aufhebung des Rechtes (vgl. 
873 A 14). 

12 Die Bindung des Erklärenden vor erfolgter Löſchung (Abſ. 2; 
vgl. § 873 A 15). Abgabe der Erklärung gegenüber dem Grundbuch⸗ 
amte vgl. zu a. Auch formloſe Abgabe bindet, genügt aber nicht zur 
grundbuchlichen Eintragung, GO. ŞE 29 f. Aus der bloßen Erklärung, 
das Recht aufzugeben, kann nicht auf Ertheilung der Löſchungsbewil⸗ 
ligung in grundbuchmäßiger Form geklagt werden. Solche Klage 
kann nur auf das obligatoriſche Rechtsverhältniß geſtützt werden (vgl. 
§ 873 AL 5c). — Das Ausbleiben der nach § 876 erforderlichen Zu⸗ 
ſtimmung des Drittberechtigten beeinträchtigt nicht die nach § 875 
Abſ. 2 eingetretene 5 des Berechtigten. 

b. Die Löſchung (vgl. § 873 A II). 

GO. § 47. Die Löschung eines Rechtes oder einer Verfügungsbeschränkung 
erfolgt durch Eintragung eines Löschungsvermerkes. 

Wird bei der Uebertragung eines Grundstücks oder eines Grundstückstheils 
auf ein anderes Blatt ein eingetragenes Recht nicht mitübertragen, so gilt es in 
Ansehung des Grundstücks oder des Theiles als gelöscht. 

Das RG. (Jahrb. 21 A 112, DLG. 2 226) entnimmt dem $ 6 GD. (zu § 890) 
daß eine Löſchung auf einem Grundſtückstheile ohne deſſen Abſchreibung 
nicht erfolgen ſoll. 


einem Grundſtücke. 
I. Freie Verzichtbarkeit 
und Löſchung. 


1. Bindung an den Ver⸗ 
zicht. 


8. Zuſtimmung Drittbe⸗ 
rechtigter. 
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§ 876. Iſt ein Recht an einem Grundſtücke mit dem Rechte eines 
Dritten belaſtet, ſo iſt zur Aufhebung des belaſteten Rechtes die Zu⸗ 
ſtimmung des Dritten erforderlich. Steht das aufzuhebende Recht 
dem jeweiligen Eigenthümer eines anderen Grundſtücks zu, ſo iſt, 
wenn dieſes Grundſtück mit dem Rechte eines Dritten belaſtet iſt, die 
Zustimmung des Dritten erforderlich, es fei denn, daß deſſen Recht 
durch die Aufhebung nicht berührt wird. Die Zuſtimmung iſt dem 
Grundbuchamt oder demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten 
ſie erfolgt; ſie iſt unwiderruflich. 


2. Die Aufhebungserklärung ift abſtraktes Rechtsgeſchäft (vgl. $ 873 A 11); 
bei ungerechtfertigter Bereicherung vgl. § 815 Note III 1. 

3. Sonderregelung für: 

a. Aufhebung der Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld $$ 1168, 1178, 1183; 
GO. § 27 Abſ. Í (zu § 1183); §§ 1192, 1199; 
b. Verzicht auf das Eigenthum an einem Grundſtücke § 928 Abſ. 1. 

4. Uebergangsbeſtimmung EG. Art. 189 Abſ. 3. 

II. Rechtsgeſchäftliche Aufhebung eines Rechtes an einem das Grund 
ſtück belaſtenden Rechte erfordert — abweichend von der Vorſchrift des 
§ 873 über die Belaſtung eines Rechtes — nicht Eintragung. Vgl. für den 
Nießbrauch §8 1072, 1064; für das Pfandrecht 59 1273 Abſ. 2, 1255 Abſ. 1. 
— Wegen der formalen Vorausſetzungen der Löſchung GO. § 27 Abſ. 2. 

GO. 5 27 Abs. 2. Ein Recht, mit dem eine Hypothek, eine Grundschuld 
oder eine Rentenschuld belastet ist, darf nur mit Zustimmung desjenigen gelöscht 
werden, welchem die Hypothek, die Grundschuld oder die Rentenschuld zusteht. 
Für eine Löschung, die zur Berichtigung des Grundbuchs erfolgen soll, ist die 
Zustimmung nicht erforderlich, wenn ‚die Unrichtigkeit nachgewiesen wird. 

III. Nicht auf Rechtsgeſchäft bernhendes Erlöſchen fällt nicht unter 
§ 875. Hierher gehören die Verjährung der $$ 902, 1028; Eintritt einer 
auflöſenden Bedingung oder eines Endtermins vgl. § 1061; GÐ. §§ 23, 24 
u. A. m. In dieſen Fällen greift der Anſpruch auf Berichtigung des Grund⸗ 
buchs §§ 894 ff. ein. 

IV. Landesgeſetzliche Vorbehalte über Agrarrecht, Unſchädlichkeitsatteſte 
vgl. EG. Artt. 113, 120. 

§ 876. 1. Die rechtsgeſchäftliche Aufhebung eines mit dem Rechte 
eines Dritten belaſteten Rechtes an einem Grundſtücke. 

1. Satz 1.) Unmittelbare Belaſtung des aufzuhebenden Rechtes. 
Das aufzuhebende Recht kann, wenn es veräußerlich ift (vgl. $ 399 Note 1b, 
§ 400 Note 2), mit dem Rechte eines Dritten nach den Vorſchriften über 
Nießbrauch oder Pfandrecht an Rechten ($$ 1068 ff., 1273 ff.) oder wenn es 
Grundſtücksqualitat hat (vgl. Abſchnittsvorb. vor § 90 Note VI 2b), nach 
den für die Belaſtung von Grundſtücken maßgebenden Vorſchriften belaſtet 
ſein. Beiunmittelbarer Belaſtung des aufzuhebenden Rechtes gilt die Regel 
des Satz! ohne Ausnahme. 

Wegen Aufhebung des belaſtenden Rechtes vgl. § 875 Note II. 

Rechtes 2.) Mittelbare Belaſtung eines ſubjektiv dinglichen 
echtes. 

Die Grunddienſtbarkeiten ($ 1018), das ſubjektiv⸗dingliche Vorkaufsrecht 
(§ 1094 Abſ. 2), die ſubjektiv⸗dingliche Reallaſt (§ 1105 Abſ. 2) find nach 
§ 96 Beſtandtheile des herrſchenden Grundſtücks. Die Belaſtung des Grund: 
ſtücks mit dem Rechte eines Dritten erſtreckt fich daher auf diefe Rechte, fO 
daß dieſelben gemäß der Regel des § 876 Satz 1 nur mit Zustimmung des 
Dritten aufgehoben werden konnten. Dies Erforderniß erleidet Ein’ 
ſchränkungen 
a. für die materielle Aufhebung des belaſteten Rechtes 

a. durch § 876 Satz 2. Die Zuſtimmung des Drittberechtigten ift nicht 
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§ 877. Die Vorſchriften der § 873, 874, 876 finden auch auf uur. Aenderung des Rets- 
Aenderungen des Inhalts eines Rechtes an einem Grundſtück An⸗ . 
wendung. 


erforderlich, wenn nachgewieſen wird, daß ſein Recht durch die Muf- 
hebung des belaſteten Rechtes nicht berührt wird; ſo iſt z. B. ein für 
das dienende Grundſtück beſtehendes Vorkaufsrecht ohne jede Bedeu⸗ 
tung für die Ausübung eines an demſelben Grundſtücke beſtehenden 
Gebrauchsrechts (Nießbrauchs, Grundgerechtigkeit), wohl hingegen 
unter Umſtänden werthvoll für diejenigen Rechte, bei welchen ſich die 
Möglichkeit der Umwandlung des Rechtes in einen Anſpruch auf Be⸗ 
friedigung aus dem Verſteigerungserlös ergeben kann (Reallaſt § 1107, 
Hupokhek § 1113, Grundz und Rentenſchuld $$ 1191, 1199); 

3. durch die landesgeſetzlichen Vorbehalte über Erſatz der Zuſtimmung 
durch ein behördliches Unſchädlichkeitsatteſt; EG. Art. 120 Abſ. 2 
Ziffer 2, woſelbſt auch wegen der Landesgeſetzgebung zu vgl.; 

b. für die formelle Löſchung des belaſteten Rechtes (zur Erleich⸗ 
terung des Grundbuchverkehrs). 

GO. $ 21. Steht ein Recht, das durch die Eintragung betroffen wird, dem 
jeweiligen Eigenthümer eines Grundstücks zu, so bedarf es der Bewilligung der- 
jenigen, deren Zustimmung nach $ 576 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
zur Aufhebung des Rechtes erforderlich ist, nur dann, wenn das Recht auf dem 
Blatte des Grundstücks vermerkt ist. 

GO. § 8. Rechte, die dem jeweiligen Eigenthümer eines Grundstücks zu- 
stehen, sind auf Antrag auch auf dem Blatte dieses Grundstücks zu vermerken. 
Antragsberechtigt ist der Eigenthümer des Grundstücks sowie Jeder, dessen Zu- 
stimmung nach § 876 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zur Aufhebung des 
Rechtes erforderlich ist. 

Der Vermerk isı von Amtswegen zu berichtigen, wenn das Recht geändert 
oder aufgehoben wird. 

e. Iſt die Löſchung gemäß GO. § 21 ohne die nach § 876 materiell erfor- 
derliche Zuſtimmung des Drittberechtigten erfolgt, ſo iſt trotz der Lo⸗ 
ſchung die Aufhebung des Rechtes nicht eingetreten. Der Drittberechtigte 
kann Berichtigung des Grundbuchs gemäß § 894 verlangen. 

3. (Satz 3.) Die Zuſtimmungserklärung. 

a. Satz 3 bezieht ſich ſowohl auf die Zuſtimmung aus Satz 1 als auch auf 
die Zuſtimmung aus Satz 2. 

p. Ueber die Natur der Zuſtimmung vgl. §§ 182 ff. (vorherige Zuſtim⸗ 
mung⸗Einwilligung $ 183, nachträgliche Zuſtimmung⸗ Genehmigung § 184). 

t. Eine Form ift für die materielle an Zuſtimmung nicht vor: 
geſchrieben, indeß ſoll die grundbuchliche Loſchung nur beim Vorliegen 
der grundbuchmäßigen Form erfolgen GO. § 29 (zu § 873 Note A II 4). 

d. Unwiderruflichkeit der Zuſtimmung vgl. § 183 Note 1; § 130 Note B. 

e. Die wirkſam gewordene Zuſtimmung wirkt nicht nur dem Univerſal⸗ 
ſucceſſor, ſondern auch dem Sondernachfolger des Zuſtimmenden gegen⸗ 
über $$ 413, 404. Der Schutz des gutgläubigen Sondernachfolgers ergiebt 
ſich aus § 892. 

II. Das nicht auf Rechtsgeſchäft beruhende Erlöſchen eines mit dem 
Rechte eines Dritten belaſteten Grundſtücksrechts (vgl. § 875 Note III) ift un- 
abhängig von der Zuſtimmung des Drittberechtigten. 

8 877. 1. Die Aenderung des Inhalts eines Rechtes an einem Grund⸗ 
ſtücke bedeutet theilweiſe Aufhebung und theilweiſe Neubegründung des be⸗ 
laſtenden Rechtes. Hieraus ergiebt ſich die Vorſchrift des § 877. 

a. Erforderniß der Einigung zwiſchen dem Berechtigten und dem Eigen⸗ 
thümer des Grundſtücks § 873. 

b. Erforderniß der Eintragung in das Grundbuch $ 873; Zulaſſung der Ber 
zugnahme auf die Eintragungsbewilligung § 874. 
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IV. zrachtraguche Derfür § 878. Eine von dem Berechtigten in Gemäßheit der $$ 873, 
tung 875, 877 abgegebene Erklärung wird nicht dadurch unwirkſam, daß 
der Berechtigte in der Verfügung beſchränkt wird, nachdem die Er⸗ 
klärung für ihn bindend geworden und der Antrag auf Eintragung 
bei dem Grundbuchamte geſtellt worden iſt. 
V. Rangverbaltniß. 5 879. Das Rangverhältniß unter mehreren Rechten, mit denen 
ange der Cin- ein Grundſtück belaſtet ift, beſtimmt fih, wenn die Rechte in derſelben 
Abtheilung des Grundbuchs eingetragen ſind, nach der Reihenfolge 
der Eintragungen. Sind die Rechte in verſchiedenen Abtheilungen 
eingetragen, ſo hat das unter Angabe eines früheren Tages einge⸗ 
tragene Recht den Vorrang; Rechte, die unter Angabe desſelben Tages 
eingetragen ſind, haben gleichen Rang. 


c. Erforderniß der Zuſtimmung des Drittberechtigten, zu deffen Gunſten 
das abzuändernde Recht unmittelbar oder, wenn es ſich um die Aenderung 
eines ſubjektiv⸗dinglichen Rechtes handelt, mittelbar als Beſtandtheil des 
herrſchenden Grundſtücks belaſtet iſt § 876. 

2. Wegen der formalen Vorausſetzungen vgl. GO. § 19 zu 8 873 

Note A II 4, GO. § 21 zu § 876. 

3. Beſonders geregelte Fälle. 
a. une einer Briefhypothek in eine Buchhypothek und umgekehrt 
1116. 

b. Umwandlung einer Sicherungshypothek in eine gewöhnliche Hypothek und 
umgekehrt § 1186. 

e. Umwandlung einer Hypothek in eine Grundſchuld und umgekehrt § 1198. 

d. Erſetzung der hypothekariſch geſicherten Forderung durch eine andere Kor: 
derung § 1180. 


§ 878. 1. Die Abgabe der zur Hervorbringung einer dinglichen Rechts⸗ 
änderung erforderlichen Erklärung und die grundbuchliche Eintragung bilden 
einen einheitlichen Akt. Deshalb würde an ſich durch eine vor Vollendung 
dieſes geſammten Aktes eintretende Verfügungsbeſchränkung des Verfügenden 
eine wirkſame Verfügung ausgeſchloſſen fein. Der $ 878 mildert die hier⸗ 
nach mit dem Eintragungsprinzipe für die Betheiligten verbundene Gefähr⸗ 
dung hinſichtlich einer Verfügungsbeſchränkung, welche erſt eintritt, wenn 
bereits alles von den Parteien zwecks Hervorbringung der Rechtsänderung 
zu Veranlaſſende einſchließlich der Stellung des Eintragungsantrags bei dem 
Grundbuchamte bewirkt ift und nur noch die Eintragung ſelbſt ausſteht. 
Inſonderheit muß in den Fällen des § 873 Abſ. 2 auch die zur Bindung 
des Berechtigten erforderliche Einigung, einſchließlich der Annahmeerklärung 
des Erwerbers vorliegen, damit die Vorausſetzungen des § 878 gegeben 
ſind. Eine zwiſchen der Auflaſſung und der Eintragung eintretende Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung (z. B. Konkurs) des Auflaſſenden hindert demnach nicht 
die Eigenthumsübertragung. 

3. Einfluß des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs auf den gutgläubigen 
Erwerb trotz Mangels der Verfügungsbefugniß zu § 892. 

4. Wegen der Verfügungsbeſchränkungen vgl. die Noten zu §8 135 f. und 
zu § 894 Note V. Die Vorſchrift des § 878 wird weder durch die Vorſchrift 
über die Verfügungsbeſchränkung des Gemeinſchuldners berührt (KO. § 15), 
noch berührt ſie ſelbſt die Vorſchriften über die Anfechtung der vor der Er⸗ 
öffnung des Verfahrens vorgenommenen Rechtshandlungen des Gemein⸗ 
ſchuldners vgl. KO. § 42. 

5. Stirbt der Erklärende oder verliert er die Geſchäftsfähigkeit nach Ab: 
gabe der Erklärung aber vor Eintragung im Grundbuche, ſo greift nicht 
§ 878, T § 130 Abſ. 2 Platz. Vgl. daſelbſt Note A114, ſowie § 873 
Note A 16. 
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Die Eintragung iſt für das Rangverhältniß auch dann maßgebend, 
wenn die nach § 873 zum Erwerbe des Rechtes erforderliche Einigung 
erſt nach der Eintragung zu Stande gekommen iſt. 
Eine abweichende Beſtimmung des Rangverhältniſſes bedarf der 2. Abweichende Veſtim⸗ 


Eintragung in das Grundbuch. ul) 
1. Bedeutung des Rangverhültniſſes. m 
Das Rangverhältniß der Realrechte iſt von Bedeutung 33 879.00. 


a. für die Befriedigung der Anſprüche aus dem Grundſtücke Zw. $$ 10—14; 

b. als Grundlage für das geringſte Gebot Zw. §§ 44 ff.; 

c. für die Vertheilung des Verſteigerungserlöſes Zw. § 109 Abſ. 2, §§ 112ff. 
und der Verwaltungsüberſchüſſe Zw. $$ 155 ff. 

2. Verhältniß der SS 879 ff. zu den Rangvorſchriften Zw. SS 10 ff. 

. Die §§ 879—881 regeln das Rangverhältniß unter mehreren Rechten, 
mit denen ein Grundſtück belaſtet iſt. Dieſe Rechte, d. h. die dinglichen 
Rechte des BGB. bilden die 4., 6., 8. Klaſſe der Rangordnung, welche 
für die geſammten ein Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtücke ge⸗ 
währenden Anſprüche beſteht. (Zw. §§ 10—13, abgedruckt zu Note b; 
vgl. ferner Zw. §§ 109 f.) Die §§ 879 — 881 beſtimmen die Rangordnung 
innerhalb der in der 4., 6., 8. Klaſſe der allgemeinen Rangordnung zu 
befriedigenden Rechte (Zw. § 11). Wegen wiederkehrender Leiſtungen und 
anderer Nebenleiſtungen Zw. § 10 Nr. 4 und 8, $$ 12, 13. 

b. Zw. §§ 10—13. 


Zw. $ 10. Ein Recht auf Befriedigung aus dem Grundstücke gewähren 
nach folgender Rangordnung, bei gleichem Range nach dem Verhäliniss ihrer 
Beträge: 

der Anspruch eines die Zwangsverwaltung betreibenden Gläubigers auf Er- 

satz seiner Ausgaben zur Erhaltung oder nöthigen Verbesserung des Grund- 
stücks, im Falle der Zwangsversteigerung jedoch nur, wenn die Verwaltung 
bis zum Zuschlage jortdauert und die Ausgaben nicht aus den Nutzungen 
des Grundstücks erstattet werden können; 

2. bei einem land- oder forstwirthschaftlichen Grundstücke die Ansprüche der 
zur Bewirthschaftung des Grundstücks oder zum Betrieb eines mit dem 
Grundstücke verbundenen land- oder forstwirthschaftlichen Nebengewerbes 
angenommenen, in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnisse stehenden Per- 
sonen, insbesondere des Gesindes, der Wirthschafts- und Forstbeamten, auf 
Lohn, Kostgeld und andere Bezüge wegen der laufenden und der aus dem 
letzten Jahre rückständigen Beträge; 

3. die Ansprüche auf Entrichtung der öffentlichen Lasten des Grundstücks 
wegen der laufenden und der aus den letzten zwei Jahren rückständigen 
Beträge; 

2. die Ansprüche aus Rechten an dem Grundstücke, soweit sie nicht in Folge 
der Beschlagnahme dem Gläubiger gegenüber unwirksam sind, die Ansprüche 
auf wiederkehrende Leistungen jedoch, mit Einschluss derjenigen, welche als 
Zuschlag zu den Zinsen behufs allmählicher Kapitalstilgung zu entrichten 
sind, nur wegen der laufenden und der aus den letzten zwei Jahren rück- 
ständigen Beträge; 

J. der Anspruch des Gläubigers, soweit er nicht in einer der vorhergehenden 
Klassen zu befriedigen ist; 

6. die Ansprüche der vierten Klasse, soweit sie in Folge der Beschlagnahme 
dem Gläubiger gegenüber unwirksam sind; 

7, die Ansprüche der dritten Klasse wegen der älteren Rückstände; 

„ die Ansprüche der vierten Klasse wegen der älteren Rückstände. 

Das Recht auf Befriedigung aus dem Grundstücke besteht auch für die 

Kosten der Kündigung und der die Befriedigung aus dem Grundstücke be- 
Zweckenden Rechtsverfolgung. 


Vorbemerkung zu 
§§ 879—881. 
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$ 11. Sind Ansprüche aus verschiedenen Rechten nach $ 10 Nr. 4, 6 oder 8 
in derselben Klasse zu befriedigen, so ist für sie das Rangverhältniss mass- 
gebend, welches unter den Rechten besteht. 

In der fünften Klasse geht unter mehreren Ansprüchen derjenige vor, ‚für 
welchen die Beschlagnahme früher erfolgt ist. 

$ 12. Die Ansprüche aus einem und demselben Rechte haben unter einander 
folgende Rangordnung: 

1. die Ansprüche auf Ersatz der im $ 10 Abs. 2 bezeichneten Kosten; 

2. die Ansprüche auf wiederkehrende Leistungen und andere Nebenleistungen; 

3. der Hauptanspruch. 

$ 13. Die laufenden Beträge wiederkehrender Leistungen nehmen ihren An- 
fany von dem letzten Fälligkeitstermine vor der Beschlagnahme des Grundstücks; 
die Rückstände werden von demselben Zeitpunkte zurückgerechnet. 

Fehlt es innerhalb der letzten zwei Jahre an einem Fälligkeitstermine, so ent- 
scheidet die Zeit der Beschlagnahme. 

Liegen mehrere Beschlagnahmen vor, so ist die erste massgebend. Bei der 
Zwangsversteigerung gilt, wenn bis zur Beschlagnahme eine Zwangsverwaltung 
fortgedauert hat, die für diese bewirkte Beschlagnahme als die erste. 

3. Uebergangsbeſtimmung für das Rangverhältniß 
a. der am 1. Januar 1900 beſtehenden Rechte EG. Art. 184; 

b. der in der Zeit vom 1. Januar 1900 bis zur Anlegung des Grundbuchs 
begründeten Rechte EG. Art. 189. 

4. Landesgeſetzliche Vorbehalte. EG. zu Zw. §§ 3, 4. 

§ 879. 1. Das Rangverhältniß knüpft fih nicht nur für die dem Ein: 
tragungsprinzip (vgl. § 873 Note B) unterliegenden Grundſtücksbelaſtungen, 
ſondern auch für die außerhalb des Grundbuchs zur Entſtehung gelangenden 
Rechte an die Thatſache der den geſetzlichen Vorſchriften entſprechenden (§ 874 
Note 5) ieren Vgl. insbeſondere über den Rang des durch Tabular⸗ 
erſitzung erworbenen Rechtes $ 900 Abſ. 2. Ausnahmen für die Ueberbau⸗ 
und Nothwegrente $$ 914, 916, 917. 

2. Durch die Ordnungsvorſchriften der GO. wird für den Fall des Zu⸗ 
ſammentreffens mehrerer Eintragungsanträge Vorſorge dafür getroffen, daß 
ſich für die nacheinander geſtellten Anträge das der Zeitfolge derſelben ent⸗ 
ſprechende Rangverhältniß und für gleichzeitige Anträge gleicher Rang aus 
dem Grundbuch ergiebt (zu GO. § 46 vgl. § 879 Abſ. 3). Nichtbeobachtung 
der Vorſchriften kann je nach den Umſtänden einen Bereicherungs⸗ oder einen 
Schadenserſatzanſpruch ($ 839; GO. $ 12), nicht aber den Berichtigungs⸗ 
anſpruch aus § 894 (ogl. daf. Note II I a z) begründen. Vgl. RG. 4 324. 

GO. $13 Abs. 1 S. 2. Der Zeitpunkt, in welchem ein Antrag bei dem 
Grundbuchamt eingeht, soll auf dem Antrage genau vermerkt werden. 

GO. $ 16. Einem Eintragungsantrage, dessen Erledigung an einen Vorbehalt 
geknüpft wird, soll nicht stattgegeben werden. 

Werden mehrere Eintragungen beantragt, so kann von dem Antragsteller be- 
stimmt werden, dass die eine Eintragung nicht ohne die andere erfolgen soll. 

& 17. Werden mehrere Eintragungen beantragt, durch die dasselbe Recht be- 
troffen wird, so darf die später beantragte Eintragung nicht vor der Erledigung 
des früher gestellten Antrags erfolgen. 

$ 18. Steht einer beantragten Eintragung ein Hinderniss entgegen, so hat 
das Grundbuchamt entweder den Antrag unter Angabe der Gründe zurückzuweisen 
oder dem Antragsteller eine angemessene Frist zur Hebung des Hindernisses zu 
bestimmen. Im letzteren Falle ist der Antrag nach dem Ablaufe der Frist zu- 
rückzuweisen, wenn nicht inzwischen die Hebung des Hindernisses nachgewiesen ist. 

Wird vor der Erledigung des Antrags eine andere Eintragung beantragt, durch 
die dasselbe Recht betroffen wird, so ist zu Gunsten des früher gestellten An- 
trags von Amtswegen eine Vormerkung |vgl. § 883] oder ein Widerspruch [ogl. 
§ 899] einzutragen; die Eintragung gilt im Sinne des $ 17 als Erledigung dieses 
Antrags. Die Vormerkung oder der Widerspruch wird von Amtswegen gelöscht, 
wenn der früher gestellte Antrag zurückgewiesen wird. 


| 
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§ 880. Das Rangverhältniß kann nachträglich geändert werden. 

Zu der Ranganderung iſt die Einigung des zurücktretenden und 
des vortretenden Berechtigten und die Eintragung der Aenderung in 
das Grundbuch erforderlich; die Vorſchriften des § 873 Abſ. 2 und 
des § 878 finden Anwendung. Soll eine Hypothek, eine Grundſchuld 
oder eine Rentenſchuld zurücktreten, ſo iſt außerdem die Zuſtimmung 
des Eigenthümers erforderlich. Die Zuſtimmung iſt dem Grundbuch⸗ 
amt oder einem der Betheiligten gegenüber zu erklären; ſie iſt un⸗ 
widerruflich. 

Iſt das zurücktretende Recht mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, 
ſo finden die Vorſchriften des § 876 entſprechende Anwendung. 

Der dem vortretenden Rechte eingeräumte Rang geht nicht dadurch 
verloren, daß das zurücktretende Recht durch Rechtsgeſchäft aufgehoben 
wird. 

Rechte, die den Rang zwiſchen dem zurücktretenden und dem vor⸗ 
tretenden Rechte haben, werden durch die Rangänderung nicht berührt. 


GO. § 46. Sind in einer Abtheilung des Grundbuchs mehrere Eintragungen 
zu bewirken, so erhalten sie die Reihenfolge, welche der Zeitfolge der Anträge 
entspricht; sind die Anträge gleichzeitig gestellt, so ist im Grundbuche zu ver- 
merken, dass die Eintragungen gleichen Rang haben. 

Werden mehrere Eintragungen, die nicht gleichzeitig beantragt sind, in ver- 
schiedenen Abtheilungen unter Angabe desselben Tages bewirkt, so ist im Grund- 
buche zu vermerken, dass die später beantragte Eintragung der früher bean- 
tragten im Range nachsteht. 

Diese Vorschriften finden insoweit keine Anwendung, als ein Rangverhältniss 
nicht besteht oder das Rangverhältniss von den Antragstellern abweichend be- 
stimmt ist. 

3. (Abſ. 2.) Einigung nach erfolgter Eintragung vgl. § 873 Note Alla. 
Abſ. 2 muß auch für ſolche Fälle gelten, in denen eine Einigung nicht er⸗ 
forderlich iſt, aber die erforderliche einſeitige rechtsgeſchäftliche Erklärung des 
Eigenthümers zunächſt nicht rechtsbeſtändig vorliegt (vgl. § 873 Note B 12, 
§ 1196 Note II I b). 

4. Beſondere Vorſchriften über den Rang. 

a. Rang bei vorheriger Eintragung einer Vormerkung § 883 Abſ. 3; 
b. Aenderung des Ranges § 880; Theilhypotheken $ 1151 vgl. auch $ 1176; 

Erhöhung des Zinsfußes vorſtehender Hypotheken $ 1119; 
€. Vorbehalt der Rangänderung § 881; 1 
d. Rangverhältniß bei Zuſchreibung eines mit Hypotheken belaſteten Grund- 

ſtücks § 1131; 

e. Tabularerſitzung $ 900 Abſ. 2; 
f. Ueberbau⸗ und Nothwegrente §§ 914, 916, 917. 
5. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für Melioriationsdarlehen EG. Art. 118. 


§ 880. I. Inhalt des § 880. 

J. § 880 behandelt die nachträgliche auf Vereinbarung der Bethei⸗ 
ligten und Eintragung beruhende Rangänderung mit dinglicher Wirkung. 
Abſ. 1 ſpricht in Berückſichtigung des Umſtandes, daß für das Sachenrecht 
das Prinzip der Vertragsfreiheit nicht gilt, die rechtliche Zuläſſigkeit der 
nachträglichen Rangänderung (Prioritätseinräumung, Prioritätszeſſton) aus. 
2. § 880 ſetzt voraus, daß auch das vortretende Recht bei der Aenderung 
des Rangverhältniſſes ſchon beſteht oder doch wenigſtens zur Entſtehung ge⸗ 
bracht wird. Ueber den Vorbehalt bzw. die Gewährung der Befugniß an 
den Eigenthümer, ein erſt ſpäter zu begründendes Recht mit Vorrang ein⸗ 
tragen zu laſſen, vgl. zu § 881 Note I und II. Hierüber und über die 


3. Nachträgliche Mendes 
rung (Prioritäts⸗ 
ceffton). 


8 880. 
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Vorrechtseinraumung unter einer Bedingung, vgl. KG. Jahrb. 21 A 309, 

OLG. 3 229. 

3. Ueber Fälle geſetzlicher Rangänderung bei dem kraft Geſetzes eintre⸗ 
tenden Uebergange von Theilhypotheken vgl. § 1176. 

II. Vorausſetzungen für den Eintritt der Rangänderung. 

1. Materielle Vorausſetzungen. 

a. Einigung (dinglider Vertrag vgl. § 873 AI) zwiſchen dem zurück⸗ 
tretenden und dem vortretenden Berechtigten. Sind beide Rechte in der 
Hand deſſelben Berechtigten, ſo erſetzt ſein auf die Rangänderung gerich⸗ 
teter Wille die Einigung, vgl. KG. Jahrb. 21 A 282, Gebundenheit des 
Erklärenden § 873 Abſ. 2. — Nachträgliche Verfügungsbeſchrankung $ 878. 

b. Eintragung in das Grundbuch (val. § 873 A II) erfolgt ſowohl bei 
dem zurücktretenden als auch bei dem vortretenden Rechte. 

c. Zuſtimmung Dritter gegenüber dem Grundbuchamt oder einem der 
Betheiligten. Unwiderruflichkeit vgl. $ 876. Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts § 1822 Ziff. 13. 

a. Die Zuſtimmung des Eigenthümers iſt nur für das Zurücktreten von 
Hypotheken, Grund⸗ und Rentenſchulden erforderlich. Bezweckt iſt 
ſein Schutz für den Fall, daß er dieſe Rechte als Eigenthümerhypo⸗ 
thek zc. erhält (vgl. zu $ 1177). — Sicherung des perſönlichen Schuld⸗ 
ners § 1165. 

B. Bei Theilung der Forderung ift zur Aenderung des Rangverhältniſſes 
der Theilhypotheken unter einander die Zuſtimmung des Eigen⸗ 
thümers nicht erforderlich § 1151; für Grundſchulden § 1192. 

y Zuſtimmung derjenigen, zu deren Gunſten das zurücktretende Recht 
belaſtet ift (Abſ. 3) vgl. § 876. 

Formale Vorausſetzungen für die grundbuchliche Cin: 
tragung. 

a. Eintragungsbewilligung des Zurücktretenden in grundbuchmäßig beglau⸗ 
bigter Form GO. §§ 19, 29 f. (zu § 873 Note A II 4). ; 

b. Antrag des Zurücktretenden oder des Vortretenden GO. $ 13 Abſ. 2 
(zu § 873 Note A II 4). — Wegen eventuell erforderlicher Beglaubigung 
des Antrags GO. § 30 (§ 873 Note A II 4). 

III. Die Wirkung der Rangänderung. 

1. Abſolute Wirkung. Die gemäß $ 880 erfolgte Aenderung des 
Rangverhälniſſes hat nicht bloß obligatoriſche, ſondern dingliche Wirkung in 
der Art, daß es — unbeſchadet der Rechte der Zwiſchenberechtigten Note IV) — 
ſo anzuſehen iſt, als ob an der Stelle, an welcher das zurücktretende Recht 
eingetragen iſt, das vortretende Recht bis zum Betrage des erſteren einge⸗ 
tragen wäre. 

Hieraus ergeben ſich nachſtehende Folgerungen: 

a. Wird gleichzeitig mehreren Poſten der Vorrang vor der zurücktretenden 
Poſt eingeräumt, ſo erhalten die mehreren Poſten den Rang der zurück⸗ 
tretenden Poſt, wie wenn ſie an deren Stelle eingetragen wären. Die 
mehreren vortretenden Poſten haben nunmehr unter ſich den gleichen 
Rang, auch wenn vorher eine der anderen im Range vorging; ſoll 
das Rangverhältniß hiervon abweichend beſtimmt werden, ſo bedarf es 
wiederum einer Rangänderung gemäß § 880. Anders, wenn zunächſt 
einer Poſt der Vorrang eingeräumt iſt und dann erſt für eine zweite 
der Vorrang eingetragen werden fol. Vgl. KG. Jahrb. 20 A 181. 

b. Wenn der zurücktretende oder ein zwiſchenberechtigter Glaubiger die 
Zwangsvollſtreckung betreibt, fo ift das vortretende Recht in das ge- 
ringſte Gebot (Zw. §§ 44 ff.) aufzunehmen, während umgekehrt, wenn 
der vortretende oder ein zwiſchenberechtigter Glaubiger betreibt, das 
zurücktretende Recht für das geringſte Gebot nicht zu berückſichtigen ift. 
Vgl. Rkommiff. zu Zw. Nr. 29. 

2. (Abſ. 4.) Die Rangänderung bleibt von einer rechtsgeſchäftlichen 
Aufhebung (vgl. Abſchnittsvorb. vor § 104 Note 5) des zurücktretenden 
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§ 881. Der Eigenthümer kann fih bei der Belaſtung des Grund- 
ſtücks mit einem Rechte die Befugniß vorbehalten, ein anderes, dem 
Umfange nach beſtimmtes Recht mit dem Range vor jenem Rechte 
eintragen zu laſſen. 

Der Vorbehalt bedarf der Eintragung in das Grundbuch; die Ein⸗ 
tragung muß bei dem Rechte erfolgen, das zurücktreten ſoll. 

Wird das Grundſtück veräußert, ſo geht die vorbehaltene Befugniß 
auf den Erwerber über. 

Iſt das Grundſtück vor der Eintragung des Rechtes, dem der Vor⸗ 
rang beigelegt iſt, mit einem Rechte ohne einen entſprechenden Vor⸗ 
behalt belaſtet worden, ſo hat der Vorrang inſoweit keine Wirkung, 
als das mit dem Vorbehalt eingetragene Recht in Folge der inzwiſchen 
eingetretenen Belaſtung eine über den Vorbehalt hinausgehende Be- 
einträchtigung erleiden würde. 


Rechtes unberührt. War die zurücktretende Poſt zu Unrecht eingetragen und 
wird dieſelbe deshalb im Wege der Grundbuchberichtigung (SS 894 ff.) zur 
Löſchung gebracht, ſo hängt die Rechtsbeſtändigkeit der Vorrechtseinräumung 
davon ab, ob der vortretende Berechtigte gemäß §§ 892, 893 als gut- 
gläubiger Erwerber geſchützt ift (vgl. $ 893 Note 3c). War das zurück⸗ 
tretende Recht von vornherein ein dinglich befriſtetes oder auflöſend bedingtes, 
ſo fällt bei Eintritt des Zeitpunkts oder der Bedingung mit dem Rechte auch 
die Vorrechtseinräumung fort. 

IV. (Abſ. 5.) Die Zwiſchenberechtigten. 

Die Stellung der Zwiſchenberechtigten wird durch die Rangänderung weder 
verſchlechtert noch verbeſſert. Demgemäß äußert, wenn das vortretende Recht 
ſpäter wegfällt, das zurücktretende Recht an der nunmehr freien Stelle den 
zwiſchenſtehenden Rechten gegenüber dieſelbe Wirkung, wie wenn die Rang⸗ 
änderung nicht ſtattgefunden hätte. 

§ 881. I. Urſprünglich vorbehaltene Befugniß des Eigenthümers zur 
Belaſtung mit Vorrang. 

1. Der Rangvorbehalt aus § 881 kann nur bei Beſtellung des durch den 
Vorbehalt beſchränkten Rechtes erfolgen. Die Vorſchrift des § 880 verlangt 
zur Rangänderung von Belaſtungen, welche bereits in einem beſtimmten 
Rangverhältniſſe zu einander ſtehen die Willenseinigung der Betheiligten; 
§ 881 gewährt dem Eigenthümer die Befugniß, das Grund ſtück mit einem 
von vornherein in Anſehung des Rangverhältniſſes durch den Rangvor⸗ 
behalt beſchränkten Rechte zu belaſten. Der Eigenthümer behält ſich 
vor, ein Recht mit dem Range vor jenem Rechte eintragen zu laſſen. 
Dieſe Befugniß kann er kraft ſeines Vorbehalts natürlich nur ſo lange 
begründen, als nicht das Recht, gegen welches der Vorbehalt ſich richtet, 
bereits ohne dieſen Vorbehalt entſtanden iſt, alſo nur bei, nicht nach der 
Beſtellung dieſes Rechtes. 

2. Der Rangvorbehalt ift kein Vorbehalt im Sinne GO. § 16 Abſ. 1 
(zu § 879), ſondern ein Vorbehalt, welcher das einzutragende Recht inhalt⸗ 
lich beſchränkt. 

3. Natur des Vorbehalts. 

a. Der Vorbehalt begründet keine Belaſtung des beſtellten Rechtes, ſondern 
eine inhaltliche Beſchränkung deſſelben. Der Vorbehalt begründet kein mit 
dem Eigenthum an einem Grundſtücke verbundenes Recht i. S. des $ 96, 
ſondern eine dem Eigenthümer als ſolchem verbliebene Befugniß (Abſ. 3). 

b. Der Vorbehalt kann bedingt oder befriſtet fein. Insbeſondere kann als 
Bedingung z. B. beſtimmt ſein, daß die mit Vorrang einzutragende Hypo⸗ 
thek für eine Baugeldforderung beſtellt werden oder das Grundſtück eine 
Wertherhöhung von gewiſſer Art erfahren haben müſſe. 

H. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 8. Aufl. 37 


4. Rangvorbehalt. 
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c. Die Aufhebung des Vorbehalts bedeutet eine Aenderung (Erweiterung) 
des Inhalts des durch den Vorbehalt beſchränkten Rechtes i. S. des § 877. 

d. Die Geltendmachung des Rangvorbehalts erfolgt, wenn z. B. ſtreitig iſt, 
ob die dem Vorbehalte beigefügte Bedingung (vgl. zu b) eingetreten iſt, 
durch die negatoriſche Klage des § 1004. 

4. Veräußerung des Grundſtücks (Abſ. 3). 

Das Recht, von der vorbehaltenen Befugniß Gebrauch zu machen, ſteht 
dem jeweiligen Eigenthümer als ſolchem, auch demjenigen zu, der das Grund⸗ 
ſtück in der Zwangsverſteigerung erwirbt. 

5. Erlöſchen des beſchränkten Rechtes vor Ausübung des Vorbehalts macht 
den Vorbehalt gegenſtandslos. 

6. Von der Ausübung des Vorbehalts ab ift das Rechtsverhältniß ebenjo 
wie bei nachträglicher Rangänderung (§ 880) zu beurtheilen. 

7. Die Ausübung des Vorbehalts kann nur durch den Eigenthümer oder 
aus ſeiner Perſon erfolgen; der Vorbehalt kann im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gemäß CPO. § 857 gepfändet und überwieſen und zu Gunſten einer 
dem Gläubiger bereits zuſtehenden oder im Wege der Zwangsvollſtreckung ein⸗ 
zutragenden Hypothek ausgeübt werden (beſtr.). Der zurücktretende Berechtigte 
kann ſich gegen eine mißbräuchliche Ausübung des Vorbehalts dadurch 
ſchützen, daß er von vornherein auf eine genügende Beſchränkung des Vor⸗ 
behalts hinwirkt, vgl. Note 3 b. 

8. Zwiſchenrechte (Abſ. 4). Der Umſtand, daß in der Zeit zwiſchen der 
Eintragung des Vorbehalts und der Eintragung des auf Grund deſſelben 
bevorrechtigten Rechtes Zwiſcheneintragungen ohne den entſprechenden Vor⸗ 
behalt erfolgt ſind, hindert die Ga e g des Vorranges nicht. Der Ein⸗ 
fluß der Zwiſcheneintragung auf die Wirkung des Rangvorbehalts ergiebt 
ſich erſt bei der Realifirung der Hypotheken. Der Erwerber der bevorrech⸗ 
tigten Hypothek iſt in der Lage, ſich durch Berückſichtigung der aus dem 
Grundbuche bzw. aus dem Hypothekenbrief erſichtlichen Zwiſcheneintragungen 
zu ſchützen. Nach Abf. 4 gehen die vorbehaltloſen Zwiſcheneintragungen zu 
Laſten des Rangvorbehalts; der Vorbehalt wirkt nur demjenigen Rechte gegen⸗ 
über, bei welchem er eingetragen iſt, nicht auch einem ohne den entſprechen⸗ 
den Vorbehalt zwiſcheneingetragenen Rechte gegenüber. 

Beifpiel a. Belaſtung: Primus 10 000 mit Vorbehalt des Vorranges 

für ſpätere 10 000 M. 

Secundus 1000 ohne Vorbehalt, z. B. Zwangshypothek. 

Tertius 10 000 mit dem vorbehaltenen Vorrange vor Primus. 
Verſteigerungserlös: 10 000. 

Vertheilung: Lertius erhält 10000, Primus und Secundus fallen aus. 

Beiſpiel b. Belaftung: wie zu a. Verſteigerungserlös: 16000. 

Vertheilung: Primus erhält 6000, Secundus 1000, Tertius 9000. 

Beiſpiel c. Belaſtung: wie zu a. Verſteigerungserlös: 20000. 

Vertheilung: Primus erhält 10000, Secundus 1000, Tertius 9000. 

II. Nachträglich erworbene Befugniß des Eigenthümers zur Belaſtung 
mit Vorrang. 

1. Durch § 881 wird ein in Anſehung des Rangverhältniſſes durch die 
Befugniß des Eigenthümers zur Belaſtung mit Vorrang beſchränktes Recht 
als zuläſſig anerkannt. Zwar wird die Begründung dieſer Beſchränkung 
nach dem Wortlaute des § 881 nur bei Belaſtung des Grundſtücks mit dem 
ſolchergeſtalt zu beſchränkenden Rechte zugelaſſen; da indeß nicht angenommen 
werden kann, daß den Betheiligten die nachträgliche unmittelbare Herbeiführung 
einer Rechtsgeſtaltung verſagt fein fol, die fie jederzeit auf dem Umwege der 
Aufhebung und Neubegründung der bisherigen Belaſtung herbeiführen könnten, 
ſo muß es auch zuläſſig erſcheinen, dem Eigenthümer nachträglich die Be⸗ 
fugniß zu gewähren, das Grundſtück mit Vorrang vor dem bereits be⸗ 
ſtehenden Rechte zu belaſten. Die Gewährung dieſer Befugniß bedeutet eine 
inhaltliche Aenderung des dieſe Befugniß einräumenden Rechtes im Sinne 
des § 877. Vgl. indeß KG. Jahrb. 21 A 308. 
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$ 882. Wird ein Grundſtück mit einem Rechte belaſtet, für welches VI. Beitimmung bes gochſl. 
nach den für die Zwangsverſteigerung geltenden Vorſchriften dem Be⸗ ae für den Werth. 
rechtigten im Falle des Erlöſchens durch den Zuſchlag der Werth 
aus dem Erlöſe zu erſetzen iſt, ſo kann der Höchſtbetrag des Erſatzes 
beſtimmt werden. Die Beſtimmung bedarf der Eintragung in das 
Grundbuch. 

§ 883. Zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung oder Auf- VII. vormertung eines 
hebung eines Rechtes an einem Grundſtück oder an einem das Grund⸗ | Ba SE 
ſtück belaſtenden Rechte oder auf Aenderung des Inhalts oder des 
Ranges eines ſolchen Rechtes kann eine Vormerkung in das Grund⸗ 
buch eingetragen werden. Die Eintragung einer Vormerkung iſt auch 
zur Sicherung eines künftigen oder eines bedingten Anſpruchs zuläſſig. 

Eine Verfügung, die nach der Eintragung der Vormerkung über das 2. Vormerkungswidrige 
Grundſtück oder das Recht getroffen wird, ift inſoweit unwirkſam, als Verfügung. 
ſie den Anſpruch vereiteln oder beeinträchtigen würde. Dies gilt 
auch, wenn die Verfügung im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der 
Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt. 

Der Rang des Rechtes, auf deſſen Einräumung der Anſpruch ge- 3. Rang des vorgemert- 
richtet iſt, beſtimmt ſich nach der Eintragung der Vormerkung. ten Rechtes 


2. Iſt die Befugniß zur Belaſtung mit Vorrang dem Eigenthümer nach⸗ 
träglich beigelegt, ſo iſt die Rechtslage ebenſo zu beurtheilen, wie wenn 
dieſe Befugniß durch urſprünglichen Vorbehalt des Eigenthümers entſtanden 
wäre (vgl. zu I). 

3. Dieſe Art der Gewährung des Vorranges unterſcheidet ſich von der 
Vorrangsabtretung nach § 880 dadurch, daß das vortretende Recht erſt nach⸗ 
träglich zur Entſtehung gelangen ſoll. 

§ 882. 1. Vgl. Zw. §§ 52, 91 f. In Betracht kommen Erbbaurecht, 
Dienſtbarkeiten, Reallaſten und die gemäß EG. landesgeſetzlich zugelaſſenen 
Nutzungsrechte. 

2. Vgl. die Ablöſungsſumme bei Rentenſchulden §§ 1199, 1200. 

§ 883. l. Zweck und Bedeutung der Vormerkung. 

1. Das BGB. kennt kein Recht zur Sache. Der Anſpruch aus einem Schuld⸗ 
verhältniſſe hat an fih keine Wirkſamkeit gegen Dritte (vgl. Borb. zum 
II. Buche Note 4, Uebergangsbeſtimmung GG. Art. 179). Demgegenüber 
ermöglicht das Inſtitut der Vormerkung (SS 883 ff.) die Sicherung eines per- 
ſönlichen Anſpruchs (vgl. § 1971 Satz 2) auf Aenderung des dinglichen 
Rechtsſtandes. Die Vormerkung — auch die freiwillig gewährte vgl. zu 
§ 885 — iſt nicht Verfügung (vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5) über 
das Grundſtück bzw. über das Recht, welches von der Vormerkung betroffen wird. 

2. Die Vormerkung als ein Sicherungsmittel zum Schutze des perſönlichen 
Anſpruchs auf Bewirkung einer dinglichen Rechtsänderung unterſcheidet ſich 
weſentlich von dem Widerſpruch aus $ 899, der den Schutz eines bereits 
beſtehenden dinglichen Rechtsſtandes gegen die Gefahren bezweckt, denen die 
dinglichen Rechte in Folge des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs 
($$ 892, 1138) ausgeſetzt find, wenn der Inhalt des Grundbuchs mit der 
wirklichen Rechtslage nicht im Einklange ſteht. 

3. Ebenſowenig wie der Widerſpruch iſt die Vormerkung ein Mittel zur 
Sicherheitsleiſtung i. S. der §§ 231 ff. Die Eintragung einer Vormerkung 
bzw. eines Widerſpruchs ift deshalb auch da zuläſſig, wo ein Anſpruch auf 
Sicherheitsleiſtung nicht beſteht oder ſelbſt ausgeſchloſſen ift. Vgl. RG. JW. 
1901 S. 102: Eintragung des Rechtes des Nacherben, trotz angeordneter 
Befreiung des Vorerben von der Verpflichtung zur Sicherheiksleiſtung. 

S 
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II. Die zu ſichernden Rechte. 

1. Jeder Anſpruch, welcher auf eine dem Eintragungsprinzip unterliegende 
dingliche Rechtsänderung gerichtet iſt, kann vorgemerkt werden. Insbeſondere 
kann der vorzumerkende perſönliche Anſpruch auch auf Einräumung eines ding⸗ 
lichen Rechtes an einen Dritten gehen, z. B. der Anſpruch des anfechtungs⸗ 
berechtigten Gläubigers (Anfechtungsgeſetz § 7; hinter § 144) auf Zurückge⸗ 
währung an den Schuldner. Die Zuläſſigkeit der Vormerkung bedingter und 
betagter Anſprüche iſt mit Rückſicht auf die Unzuläſſigkeit bedingter und be⸗ 
tagter Auflaſſung ($ 925 Abſ. 2) von beſonderer Bedeutung. Auch An⸗ 
ſprüche, welche von einer Gegenleiſtung abhängig find, können vorgemerkt 
werden (RG. Gruchot 34 1091 ff.). Wegen Vormerkung des Wiederkaufsrechts 
Note 1 zu §8 497—503, des obligatoriſchen Vorkaufsrechts Borb. zu 88 504 ff. 
Note I İc; wegen des dinglichen Vorkaufsrechts § 1098 Abſ. 2. In Preußen 
dingliches Wiederkaufsrecht bei Rentengütern EG. Art. 62; AG. z. BGB. Art. 29. 

2. Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung der Eigen⸗ 
thümerhypothek § 1179. Vgl. auch EG. Art. 194. 

3. Auf Grund eines vollſtreckbaren Titels kann zwar die Eintragung einer 
Sicherungshypothek gemäß CPO. § 866 Abſ. 3, nicht aber ſchlechthin auch 
eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung einer 
Sicherungshypothek erwirkt werden; anders wenn ein ſolcher Anſpruch durch 
das materielle Recht (vgl. § 648) oder durch Rechtsgeſchäft begründet ift, vgl. 
KG. Jahrb. 21 A 324. 

III. Der Anſpruch auf Einräumung einer Vormerkung ift an ſich mit 
dem Vorhandenſein eines vormerkbaren Anſpruchs (Note II) begründet. Dem⸗ 
nach enthält auch der bedingte oder betagte Anſpruch auf eine dingliche 
Rechtsänderung den unbedingten bzw. gegenwärtigen Anſpruch auf Bewilli⸗ 
gung der Eintragung einer Vormerkung. Klage auf Bewilligung, Zwangs⸗ 
vollſtreckung CPO. §§ 894 ff. — Vgl. zu § 885 Note III. 

IV. Wirkung der Vormerkung. 

1. Die Vormerkung begründet kein dingliches Recht (vgl. $ 885 

Note III I). 
a. Der Anſpruch bleibt, auch wenn in Folge nachträglicher Verfügungen an 
Stelle des durch die Vormerkung betroffenen Schuldners ein Anderer im 
Grundbuch eingetragen iſt, dennoch wie bisher perſönlich gegen den ur⸗ 
ſprünglichen Schuldner gerichtet und iſt gegen dieſen, dem alle Ein⸗ 
wendungen (vgl. indeß § 884) verbleiben, geltend zu machen. Wegen 
Wirkſamkeit des rechtskräftigen Urtheils und wegen der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gegen den Sondernachfolger vgl. CPO. §§ 325, 727; RG. 
27 237. Die nach der Eintragung der Vormerkung vorgenommene, das 
vorgemerkte Recht beeinträchtigende Verfügung iſt dem vorgemerkten 
Gläubiger gegenüber unwirkſam (5 883 Abſ. 2, vgl. $ 136 Note 2). 
Wegen der Verpflichtung des Dritten, welcher auf Grund der dem vor⸗ 
gemerkten Gläubiger gegenüber (relativ) unwirkſamen Verfügung eine 
grundbuchliche Eintragung erlangt hat, zur Mitwirkung bei der Ver⸗ 
wirklichung des geſicherten Rechtes vgl. § 888. 

Dem Dritten ſtehen die Einreden des urſprünglichen Schuldners nicht 

zu. Einwendungen, welche ſich auf Nichtigkeit einer Willenserklärung 
gründen, kann er indeß wie jeder Dritte geltend machen; § 139 Note 1, 
§ 142 Note II und Note III 2 a. . 
Die Vermuthung des § 891, ſowie der Schutz des öffentlichen Glaubens 
des Grundbuchs ($ 892) erſtrecken ſich weder auf den Erwerb des durch 
die Vormerkung geſchützten Rechtes (§ 892 Note III 1 fa) noch auf den 
vorgemerkten Anſpruch noch auch nur auf die formale Rechtsbeſtändigkeit 
der Vormerkung. Der Rechtsnachfolger erwirbt nur die Rechtsſtellung 
feines Rechtsvorgängers; deshalb auch kein Widerſpruch einzutragen gegen 
die Vormerkung RG. Jahrb. 21 A 286 vgl. $ 899 Note 1. Der Anſpruch 
ift nach allgemeinen Grundſätzen übertragbar, vgl. §§ 398 ff.; wegen 
Mitüberganges des Rechtes aus der Vormerkung vgl. § 401 Note J. 
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§ 884. Soweit der Anſpruch durch die Vormerkung geſichert ift, 
kann ſich der Erbe des Verpflichteten nicht auf die Beſchränkung ſeiner 
Haftung berufen. 


2. Der durch die Vormerkung geſicherte Anſpruch wird durch die Unzu⸗ 
länglichkeit des Vermögens des Schuldners nicht berührt; KO. § 24 (Note 7), 
KO. § 193 (zu § 768). Vgl. ferner § 884 und die Noten daſelbſt. 

3. Rang des vorgemerkten Rechtes vgl. Abſ. 3 und § 879 ſowie Vorb. zu 
$$ 879 bis 881. — Auch der Rang der Vormerkung kann, obwohl fie an fih 
kein Recht an dem Grundſtück ift (vgl. zu 1 1), unter entſprechender An- 
wendung des § 880 geändert werden KG. Jahrb. 22 A311, OLG. 3 231. 

4. Erſtreckung der Vormerkung eines auf das Grundſtück gerichteten An⸗ 
ſpruchs auf das zum Grundſtücke gehörige Zubehör richtet ſich nach den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften, vgl. § 97 Note II. Ergänzend kann hinſichtlich des 
werben eine einſtweilige Verfügung gemäß CPO. $E 935 ff., 865 erwirkt 
werden. 

5. Die Eintragung der Vormerkung hindert nicht die Vornahme von Ver⸗ 
fügungen, welche mit dem vorgemerkten Anſpruch in Widerſpruch ſtehen. 
Insbeſondere darf alſo der Grundbuchrichter nicht auf Grund der Vormerkung 
die Entgegennahme und Ausführung vormerkungswidriger Anträge ablehnen. 
Die ſpäteren Verfügungen ſind indeß bei Rechtsbeſtändigkeit des vorgemerkten 
Rechtes gemäß § 883 Abſ. 2 relativ unwirkſam, vgl. Note 1a. 

6. Immobiliarzwangsvollſtreckung. 

Zw. $ 48. Bedingte Rechte sind wie unbedingte, Rechte, die durch Ein- 
tragung eines Widerspruchs oder einer Vormerkung gesichert sind, wie eingetragene 
Rechte zu berücksichtigen. 

Der vorgemerkte Anſpruch auf Auflaſſung kann, wenn die Vormerkung 
dem Anſpruche des betreibenden Gläubigers im Range vorgeht und bei der 
Feſtſtellung des geringſten Gebots ordnungsmäßig berückſichtigt iſt, zur Folge 
haben, daß nach definitiver Feſtſtellung des Anſpruchs der Erſteher das 
Grundſtück herausgeben muß. RG. 7 177, 15 269, 27 238. 

Steht die Vormerkung im Range dem betreibenden Gläubiger nach oder 
ift fie bei Feſtſtellung des geringſten Gebots nicht berückſichtigt, jo erliſcht 
ſie durch den Zuſchlag (Zw. § 52) und der vorgemerkte Berechtigte kann 
1 nur gegen den Erlös geltend machen. Vgl. Jaeckel, Zw. 8 38 
Note 7. 

7. Konkurs. 

KO. 5 14 Abs. 2. In Ansehung der zur Konkursmasse gehörigen Grund- 
stücke, sowie der für den Gemeinschuldner eingetragenen Rechte an Grund- 
stücken oder an eingetragenen Rechten kann während der Dauer des Konkurs- 
verfahrens eine Vormerkung auf Grund einer einstweiligen Verfügung zu Gunsten 
einzelner Konkursgläubiger nicht eingetragen werden. Das Gleiche gilt von der 
Eintragung einer Vormerkung in Ansehung eines Schiffspfandrechts. 

KO. § 24. Ist zur Sicherung eines Anspruchs auf Einräumung oder Auf- 
hebung eines Rechts an einem Grundstücke des Gemeinschuldners oder an einem für 
den Gemeinschuldner eingetragenen Rechte oder zur Sicherung eines Anspruchs auf 
Aenderung des Inhalts oder des Ranges eines solchen Rechts eine Vormerkung 
!m Grundbuch eingetragen, so kann der Gläubiger von dem Konkursverwalter 
die Befriedigung seines Anspruchs verlangen. Das Gleiche gilt, wenn in An- 
sehung eines Schtffspfandrechts eine Vormerkung im Schiffsregister eingetragen ist. 

RD. § 193 (Zwangsvergleich), abgedruckt zu § 768. 

Vormerkungen, welche nach Erlaſſung des allgemeinen Veräußerungs⸗ 
verbots KO. § 106 eingetragen find, find den Konkursgläubigern gegenüber 
nach §§ 136, 135 unwirkſam. 

§ 884. 1. Ueber den Grund dieſer Vorſchrift vgl. § 883 Note IV 2. 

2. Der vorgemerkte Anſpruch wird nicht durch das Aufgebot der Nachlaß⸗ 
gläubiger betroffen $ 1971; vgl. auch §§ 2016, 2060. 


4. Haftung der Erben 
des Verpflichteten. 


5. Vorausſetzungen und 
Inhalt der Eintra⸗ 


gung. 


582 Drittes Buch. Sachenrecht. 


§ 885. Die Eintragung einer Vormerkung erfolgt auf Grund 
einer einſtweiligen Verfügung oder auf Grund der Bewilligung des⸗ 
jenigen, deſſen Grundſtück oder deſſen Recht von der Vormerkung be⸗ 
troffen wird. Zur Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung iſt nicht 
erforderlich, daß eine Gefährdung des zu ſichernden Anſpruchs glaub⸗ 
haft gemacht wird. 

Bei der Eintragung kann zur näheren Bezeichnung des zu ſichern⸗ 
den Anſpruchs auf die einſtweilige Verfügung oder die Eintragungs⸗ 
bewilligung Bezug genommen werden. 

3. Wegen einer nach dem Erbfall erlangten Vormerkung vgl. indeß 
8 1990 Abſ. 2. 

KO. § 221 Abs. 2. Eine nach dem Eintritte des Erbfalls im Wege der 
einstweiligen Verfügung erlangte Vormerkung ist unwirksam. 


§ 885. I. Die freiwillig gewährte Vormerkung. 

J. Die freiwillige Gewährung einer Vormerkung iſt keine Verfügung über 
das Grundſtück bzw. dasjenige Recht, in Anſehung deſſen die Vormerkung 
eingetragen wird, dies ebenſowenig wie eine Verfügung über die bewegliche 
Sache dadurch vorgenommen wird, daß ſie bei dem Kaufluſtigen oder einem 
Dritten hinterlegt wird, um eine die Ausführung eines abgeſchloſſenen 
pactum de vendendo beeinträchtigende anderweite Verfügung auszuſchließen. 
Die Bewilligung einer Vormerkung iſt ein Rechtsgeſchäft und zwar ein rechts⸗ 
Fa ER Verwaltungsakt, jo daß derjenige dazu legitimirt iſt, dem die 

erwaltung des Rechtes zuſteht, in Anſehung deſſen die Vormerkung erfolgen 
ſoll. Aus dieſem Grunde, nicht weil es ſich um eine Verfügung über 

Eingebrachtes handelt, iſt die Zuſtimmung des Ehemanns zur Eintragung 

eine Vormerkung in Anſehung des eingekragenen Vermögens der Ehefrau 

erforderlich (vgl. §§ 1374 f.). 

2. Für die Eintragung iſt die grundbuchliche Form der Bewilligung (GD. 
§ 29 und der Antrag gemäß GO. § 13 Abſ. 2 erforderlich, vgl. zu § 875 
Note A II 4. 

II. Die erzwungene Vormerkung. 

1. Klage auf Eintragungsbewilligung. 

a. Der Vorſchrift des § 885 iſt der materielle Anſpruch auf Eintragung einer 
Vormerkung zu enknehmen, ſobald ein vormerkbarer Anſpruch vorliegt 
(val. § 883 Note III). Dieſer Anſpruch kann im Wege der einſtweiltgen 
Verfügung, welche an die Stelle der durch das Konſensprinzip geforderten 
Bewilligung tritt, oder im Wege der Klage auf Bewilligung durchge⸗ 
führt werden. In letzterem Falle kann die Eintragung der Vormerkung 
bereits auf Grund eines vorläufig vollſtreckbaren Urtheils gemaß CPO. 
§ 895 erfolgen; das rechtskräftige Urtheil gilt als Bewilligung (CPO. 
$ 894). 

b. Paſſiv legitimirt für die Geltendmachung des Anſpruchs auf Eintragung 
einer Vormerkung iſt derjenige, der perſönlich verpflichtet iſt, die durch 
Vormerkung zu ſichernde Aenderung eines eingetragenen Rechtes herbei⸗ 
zuführen bzw. derjenige, dem aus eigenem Rechte, wie dem Ehemann 
(§§ 1374, 1380, 1400) oder dem Teſtamentsvpollſtrecker (58 2212 ff.) die 
Vertretung des Vermögens des Verpflichteten zuſteht, nicht aber ein 
fremder Dritter, gegen den ein obligatoriſcher Anſpruch nicht beſteht, auch 
wenn ohne feine Mitwirkung (z. B. durch Vorlegung des Hypotheken⸗ 
briefs vgl. zu V) die Eintragung der Vormerkung nicht erreichbar ift. 
Der Vormerkungsberechtigte kann gegen ſolchen Dritten nur aus dem 
abgetretenen oder überwieſenen Rechte ſeines Schuldners vorgehen. Dieſem 
wird regelmäßig, ſofern der Dritte gegen eine Benachtheiligung ſeiner 
Rechtsstellung geſchützt wird, nach Treu und Glauben ($ 242) der An⸗ 
ſpruch auf Mitwirkung (3. B. Einreichung des Hypothekenbriefs einer 


D_E 
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rerpfändeten Briefhypothek zwecks Vermerks der Vormerkung aus § 1179) 
zuſtehen. Vgl. hierzu DLG. 3 98. 

c. Für die Zuſtändigkeit ift bedeutſam, daß die Vormerkung keine dingliche 
Belaſtung des Grundſtücks (CPO. § 24) darſtellt. Vgl. § 883 Note IVI, 
indeß ſiehe auch CPO. § 942 Abſ. 2 zu Note 26 und RG. JW. 1902 
Beil. S. 249. 

2. Einſtweilige Verfügung. 

a. Die Zuläſſigkeit der einſtweiligen Verfügung auf Eintragung einer Vor⸗ 
merkung iſt nicht von der Gefährdung des vorzumerkenden Anſpruchs ab⸗ 
hängig (vgl. CPD. $ 935). 

b. Glaubhaftmachung des zu ſichernden Anſpruchs ift genügend CPD. 
S8 936, 920. Sicherheitsleiſtung an Stelle der Glaubhaftmachung CPO. 
§ 936, 921 Abſ. 2. 

c. Zuſtändigkeit des Amtsgerichts der belegenen Sache — neben dem Gez 
1 Hauptſache — iſt auch ohne Dringlichkeit begründet CPO. § 942 
A 


CPO. $ 942 Abs. 2. Die einstweilige Verfügung, auf Grund deren eine 
Vormerkung oder ein Widerspruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs oder 
des Schiffsregisters eingetragen werden soll, kann von dem Amtsgericht, in dessen 
Bezirke das Grundstück belegen ist oder der Heimathshafen oder der Heimaths- 
ort des Schiffes sich befindet, erlassen werden, auch wenn der Fall für dringlich 
nicht erachtet wird. Die Bestimmung der im Abs. 1 bezeichneten Frist hat nur 
auf Antrag des Gegners zu erfolgen. 


d. Wegen der formalen Vorausſetzungen der Eintragung in das Grundbuch 

vgl. Note 4. 

3. Die Eintragung im Wege der Zwangsvollſtreckung. CPO. 
§§ 895, 896, abgedruckt zu $ 873 Note B II. 

4. Vorausſetzungen der Eintragung in das Grundbuch. 
a. Die Eintragung kann erfolgen 

a. auf Grund des vollſtreckbaren Titels (vgl. CPO. §§ 936, 929) in Ver: 
bindung mit dem unmittelbar beim Grundbuchamte zu ſtellenden An⸗ 
trage des Intereſſenten (GO. § 13) oder 

p. auf Erſuchen des Gerichts. Im Intereſſe größerer Beſchleunigung 
beſtimmt 

CPO. $ 941. Hat auf Grund der einstweiligen Verfügung eine Eintragung 
in das Grundbuch oder das Schiffsregister zu erfolgen, so ist das Gericht befugt, 
das Grundbuchamt oder die Registerbehörde um die Eintragung zu ersuchen. 
b. Die Prüfungspflicht des Grundbuchsamts. 

a. Eintragung auf Grund des Parteiantrags und der freiwilligen oder 
der durch Urtheil erſetzten Bewilligung (Note 2 und 3) erfordert die 
grundbuchamtliche Prüfung nach allgemeinen Vorſchriften. 

p. Für die Eintragung auf Grund der einſtweiligen Verfügung und des 
Parteiantrags (Note 4aa) macht § 885 eine Ausnahme von dem 
Konſensprinzipe. Für die Prüfung durch das Grundbuchamt iſt zu 
unterſtellen, daß die einſtweilige Verfügung die formale und materielle 
Einwilligungserklärung erſetzt. Im Uebrigen vgl. zu y. 

7. Für die Eintragung auf Grund einer einſtweiligen Verfügung in 
e mit dem Erſuchen des Prozeßgerichts (CPO. § 941 zu aß) 

eſtimm 

GO. $ 39. In den Füllen, in denen nach gesetzlicher Vorschrift eine Be- 
hörde befugt ist, das Grundbuchamt um eine Eintragung zu ersuchen, erfolgt die 
Eintragung auf Grund des Ersuchens der Behörde. 

Danach erſetzt zwar das Erſuchen den Antrag und die Eintragungs⸗ 
bewilligung ſowie die Zuſtimmungserklärungen Dritter; dazu müſſen 
aber außerdem die allgemeinen Vorausſetzungen der Eintragung (vgl. 
GO. §§ 5, 6, 16—18, 28, 40, 48) gegeben ſein. 

6. Vorlegung des Hypotheken⸗, Grund- und Rentenſchuldbriefs vgl. zu V. 


§ 885. 
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6. Befeitigung der Vor- G 886. Steht demjenigen, deffen Grundſtück oder deſſen Recht von 
menden g megen deen der Vormerkung betroffen wird, eine Einrede zu, durch welche die 
den Anſpruch. Geltendmachung des durch die Vormerkung geſicherten Anſpruchs 

dauernd ausgeſchloſſen wird, ſo kann er von dem Gläubiger die Be- 
ſeitigung der Vormerkung verlangen. 


III. Inhalt der Eintragung (Abſ. 2). 

1. Die Vorſchrift des Abſ. 2 iſt neben derjenigen des § 874 für erforder⸗ 
lich erachtet, weil die Eintragung einer Vormerkung keine Belaſtung des 
Grundſtücks mit einem Rechte darſtellt, vgl. § 883 Note IV I. 

2. Aufbewahrung der Urkunden GO. § 9 Abſ. 1. 

3. Bezugnahme auf die Urkunde bei Anfertigung eines Hypothekenbriefs 
GO. § 57 Abſ. 2 Nr. 3. 

IV. Eintragung einer Vormerkung durch das Grundbuchamt von Amts⸗ 
wegen. 

GO. § 1% Abs. 2. Wird vor der Erledigung des Antrags eine andere Hin- 
tragung beantragt, durch die dasselbe Recht betroffen wird, so ist zu Gunsten 
des früher gestellten Antrags von Amtswegen eine Vormerkung oder ein Wider- 
spruch einzutragen; die Eintragung gilt im Sinne des $ 17 als Erledigung 
dieses Antrags. Die Vormerkung oder der Widerspruch wird von Amtswegen 
gelöscht, wenn der früher gestellte Antrag zurückgewiesen wird. 

GO. § 76. Das Beschwerdegericht kann vor der Entscheidung durch eine 
einstweilige Anordnung dem Grundbuchamt aufgeben, eine Vormerkung oder einen 
Widerspruch einzutragen. 

Die Vormerkung oder der Widerspruch wird von Amiswegen gelöscht, wenn 
die Beschwerde zurückgenommen oder zurückgewiesen ist. 


V. Vorlegung des Hypotheken⸗, Grund⸗ und Rentenſchuldbriefs vgl. 
GO. 88 42 f., abgedruckt zu § 873 A II 4d. č 
Gemäß EVD. §§ 938, 936, 928, 830 ift erforderlichen Falles die Heraus⸗ 
gabe des Hypothekenbriefs an den Gerichtsvollzieher und Vorlegung der Ur⸗ 
kunde durch dieſen bei dem Grundbuchamt anzuordnen. — Wenn ein Dritter 
9100 er eines Rechtes an der Hypothek den Hypothekenbrief beſitzt vgl. 
ote b. 


VI. Löſchung der Vormerkung. 

1. GO. § 25. Ist eine Vormerkung oder ein Widerspruch auf Grund einer 
einstweiligen Verfügung eingetragen, so bedarf es zur Löschung nicht der Be- 
willigung des Berechtigten, wenn die einstweilige Verfügung durch eine vollstreck- 
bare Entscheidung aufgehoben ist. Diese Vorschrift findet entsprechende An- 
wendung, wenn auf Grund eines vorläufig vollstreckbaren Urtheils nach den 
Vorschriften der Civilprozessordnung eine Vormerkung oder ein Widerspruch 
eingetragen ist. J 

2. Iſt die Vormerkung auf Grund freiwilliger Bewilligung erfolgt, ſo 
ſind für die Löſchung die allgemeinen Vorſchriften (Antrag und Einwilli⸗ 
gung) maßgebend. 

3. Die Beſeitigung der Vormerkung kann nicht im Beſchwerdewege (vgl. 
GO. § 71 Abf. 2), ſondern beim Mangel der Einwilligung des aus ihr Be⸗ 
rechtigten nur im Wege der Klage auf Ertheilung der Löſchungsbewilligung 
herbeigeführt werden. Vgl. RG. Jahrb. 20 A 217, wo dies für den Wider 
ſpruch des $ 899 dargelegt wird. 

4. Löſchung einer von Amtswegen eingetragenen Vormerkung von Amis? 
wegen vgl. zu IV. 

5. Vgl. ferner $$ 886 f. 

§ 886. 1. Begriff der peremptoriſchen Einrede vgl. Einl. z. Auslegung 
des BOB. S. 5 Nr. IV; als ſolche kommt namentlich auch die Einrede 
der Verjährung ($ 222) in Betracht. § 223 findet auf die Sicherung durch 
Vormerkung keine Anwendung. 
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§ 887. Iſt der Gläubiger, deffen Anſpruch durch die Vormerkung 
geſichert iſt, unbekannt, ſo kann er im Wege des Aufgebotsverfahrens 
mit ſeinem Rechte ausgeſchloſſen werden, wenn die im § 1170 für 
die Ausſchließung eines Hypothekengläubigers beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen. Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurtheils erliſcht 
die Wirkung der Vormerkung. 


7. Ausſchließung des 
Gläubigers nach Auf⸗ 
gebot. 


888. Soweit der Erwerb eines eingetragenen Rechtes oder vun mitwirkungepſlicht 


eines Rechtes an einem ſolchen Rechte gegenüber demjenigen, zu deſſen 
Gunſten die Vormerkung beſteht, unwirkſam iſt, kann dieſer von dem 
Erwerber die Zuſtimmung zu der Eintragung oder der Löſchung ver⸗ 
langen, die zur Verwirklichung des durch die Vormerkung geſicherten 
Anſpruchs erforderlich iſt. 

Das Gleiche gilt, wenn der Anſpruch durch ein Veräußerungsver⸗ 
bot geſichert iſt. 


des eingetragenen 
Berechtigten zur Ver⸗ 
wirklichung d. Rechtes 

1. aus einer Vormer⸗ 
kung; 


2. aus einem Veräuße⸗ 
rungsverbot. 


§ 889. Ein Recht an einem fremden Grundſtück erliſcht nicht . Ausflug der Ronfo- 


dadurch, daß der Eigenthümer des Grundſtücks das Recht oder der 
Berechtigte das Eigenthum an dem Grundſtück erwirbt. 


2. Einwendungen, welche die Entſtehung oder den Fortbeſtand des ge⸗ 
ſicherten Anſpruchs ausſchließen (vgl. § 768 Note 2), begründen naturgemäß 
auch den Anſpruch auf Bewilligung der Löſchung gegen den vorgemerkten 
Gläubiger. 

3. Wegen der Löſchung vgl. im Uebrigen § 885 Note VI. 

4. Vgl. die entſprechende Vorſchrift bei Hypothek (§ 1169) und Pfand⸗ 
recht (§ 1254). 

8 887. 1. Das Aufgebotsverfahren richtet fih nach CPO. $S 988, 1024. 

Preußen: Veröffentlichung des Aufgebots § 8 AG. z. CPO. v. 24. März 
1879 in neuer Faſſung (GS. 1899 S. 388.) 

2. Antragsberechtigt ijt der Grundſtückseigenthümer (CPO. $$ 988, 984 
Abſ. 1) und derjenige, welcher auf Grund eines im Range gleich- oder nach⸗ 
ſtehenden Rechtes Befriedigung aus dem Grundſtücke verlangen kann, ſofern 
er für 10.2 Anſpruch einen vollſtreckbaren Schuldtitel erlangt hat (CPO. 
§ 988 Abſ. 2). 

3. Die Löſchung kann gemäß GO. § 22 auf Grund des Ausſchlußurtheils 
ohne Bewilligung des vorgemerkten Gläubigers erfolgen. 

4. Die Beſeitigung der Vormerkung läßt den vorgemerkten Anſpruch an ſich 
unberührt. Die Ausſchließung betrifft nur das Recht aus der Vormerkung. 


§ 888. 1. Die nachträgliche, gegen die Vormerkung verſtoßende Verfü⸗ 
gung iſt dem Berechtigten gegenüber unwirkſam und gilt deshalb dieſem 
gegenüber als nicht vorhanden, vgl. § 136 Note 2, § 883 Note IV Ia). $ 888 
trägt dem formellen Konſensprinzipe (GO. § 19) Rechnung. 

Beiſpiel: X hat gegen den eingetragenen Eigenthümer A eine Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des Rechtes auf ae erwirkt. A hat trotzdem 
an B aufgelaſſen. Dieſe Auflaſſung iſt dem gegenüber unwirkſam. 
X beantragt auf Grund des rechtskräftigen den A zur Abgabe der Auf- 
laſſungserklärung verurtheilenden Urtheils die Eintragung ſeines Eigen⸗ 
thums. Nach § 19 GO. ift die Einwilligung des zur Zeit eingetragenen 
B erforderlich; der Anſpruch auf Ertheilung dieſer Einwilligung ſeitens 
des B wird dem X durch § 888 gegeben. 

2. Veräußerungsverbot vgl. §§ 135 ff.; insbeſ. $ 136 Note 2. 

$ 889. 1. Die Vorſchrift des § 889 ift als Ausnahme von dem Grundſatze, 
daß ein Rechtsverhältniß durch Vereinigung von Recht und Belaſtung (Kon⸗ 
ſolidation) erliſcht (vgl. z. B. § 1976), ſtrikt zu interpretiren. Hierauf, und 


lidation. 


X. Verbindung mehrerer 
Gtundſtücke. 
1. Vereinigung. 


2. Zuſchreibung . 
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§ 890. Mehrere Grundſtücke können dadurch zu einem Grund⸗ 
ſtücke vereinigt werden, daß der Eigenthümer fie als ein Grundſtück 
in das Grundbuch eintragen läßt. 

Ein Grundſtück kann dadurch zum Beſtandtheil eines anderen Grund⸗ 
ſtücks gemacht werden, daß der Eigenthümer es dieſem im Grund- 
buche zuſchreiben läßt. 


nicht auf der Unmöglichkeit einer Einigung mit fih ſelbſt (vgl. § 880 Note II1 a), 

wie das KG. Jahrb. 20 A 297 und ihm folgend das RG. 47 202 (JW. 1901 

S. 101) ausführt, beruht die Unzuläſſigkeit der Begründung von Rechten 

an der eigenen Sache. Ausnahme für die Eigenthümergrundſchuld § 1196; 

vgl. auch die Beſtellung einer Hypothek für eine Schuldverſchreibung auf 

den Inhaber § 1187 f. 

2. Hauptanwendungsfall des in § 889 aufgeſtellten Satzes iſt die Eigen⸗ 
thümerhypothek vgl. §§ 1163, 1168, 1177; vgl. auch § 1178. 

3. § 889 gilt nicht für Rechte, mit welchen Rechte an Grundſtücken be: 
laſtet find. Vgl. für Nießbrauch E 1072, 1063, Pfandrecht §8 1273, 1256. 

§ 890. 1. Die Vorſchrift gewährt die rechtliche Zuläſſigkeit der Berz 
anigi von Grundftüden in zwei Formen, 

a. Vereinigung mehrerer bisher getrennter Grundſtücke zu einem einheit⸗ 
lichen Grundſtücke durch Zuſammenſchreiben derſelben auf ein neues 
Grundbuchblatt (Abſ. 1). 

b. Hinzuſchlagung eines Grundſtücks als Beſtandtheil eines anderen durch 
Zuſchreibung des einen Grundſtücks auf das Grundbuchblatt des anderen 
(Abi. 2). Sind verſchiedene Grundſtücke gemäß Abſ. 1 zu einem einheit⸗ 
lichen Grundſtücke vereinigt, ſo können neue Grundſtücke nur dem Ganzen, 
nicht einem einzelnen Beſtandtheil als Beſtandtheil gemäß Abſ. 2 zuge⸗ 
ſchrieben werden. RG. OLG. 2 407. 

2. Beide Arten der Verbindung ſind an ſich auch bei verſchieden be⸗ 
laſteten Grundſtücken zuläffig. Es ſetzt ſich ſolchen Falles die verſchiedene 
Belaſtung derſelben als nunmehriger — nicht weſentlicher (§ 93) — Beſtand⸗ 
theile des vereinigten Grundſtücks fort. Nur bei der Hinzuſchreibung eines 
Grundſtücks als Beſtandtheil eines anderen (Abf. 2) erſtrecken fich die auf 
dem letzteren haftenden Hypotheken (Grund⸗ und Rentenſchulden, Reallaſten) 
auf das zugeſchriebene Grundſtück gemäß §§ 1131, (1192, 1199, 1107). 
Gegen die zu beſorgende Verwirrung ſchützt GO. $ 5. 

GO. $ 5. Ein Grundstück soll nur dann einem anderen Grundstück als 
Bestandtheil zugeschrieben oder mit ihm vereinigt werden, wenn hiervon Ver- 
wirrung nicht zu besorgen ist. 

3. Belaſtung eines Grundſtückstheils. 

GO. § 6. Soll ein Grundstückstheil mit einem Rechte belastet werden, so 
ist er von dem Grundstück adzuschreiben und als selbständiges Grundstück ein- 
zutragen. Ist das Recht eine Dienstbarkeit oder eine Reallast, so kann die 
Abschreibung unterbleiben, wenn hiervon Verwirrung nicht zu besorgen ist. 

Vgl. auch GO. § 96. Nach KG. (OLG. 2 226) ſoll ein Recht auf einem 
Grundſtückstheil ohne deſſen Abſchreibung auch nicht gelöſcht werden. 

4. Die Theilung eines Grundſtücks iſt reichsrechtlich nicht beſchränkt, 
insbeſondere auch nicht von der Zuſtimmung der Hypothekengläubiger ab⸗ 
hängig gemacht. — Durch die Theilung wird an ſich an dem dinglichen 
Rechtsſtande nichts geändert. Mitübertragung der Rechte auf das abge⸗ 
ſchriebene Grundſtück vgl. GO. § 47. 

Sondervorſchriften für die Grunddienſtbarkeit §§ 1025 f., beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit § 1090 ($ 1026), Reallaſt $ 1108. 

5. Landesgeſetzliche Vorbehalte über die Unzuläſſigkeit der Zer⸗ 
legung und Zufammenlegung von Grundſtücken EG. Art. 119, Unſchädlich⸗ 
keitsatteſt EG. Art. 120. — Bahneinheit EG. Art. 112. 

Ueber die Landesgeſetzgebung vgl. bei den zitirten Art. des EG. 
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§ 891. Iſt im Grundbuche für Jemand ein Recht eingetragen, 
ſo wird vermuthet, daß ihm das Recht zuſtehe. 

Iſt im Grundbuch ein eingetragenes Recht gelöſcht, ſo wird ver⸗ 
muthet, daß das Recht nicht beſtehe. 


XI. Vermuthung für die 


Richtigkeit des Grund- 
buds. 


§ 892. Zu Gunſten desjenigen, welcher ein Recht an einem xn. Heſſentlichet Glaube 


Grundſtück oder ein Recht an einem ſolchen Rechte durch Rechtsge⸗ 
ſchäft erwirbt, gilt der Inhalt des Grundbuchs als richtig, es ſei 
denn, daß ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit eingetragen oder die 
Unrichtigkeit dem Erwerber bekannt iſt. Iſt der Berechtigte in der 
Verfügung über ein im Grundbuch eingetragenes Recht zu Gunſten 
einer beſtimmten Perſon beſchränkt, ſo iſt die Beſchränkung dem Er⸗ 
werber gegenüber nur wirkſam, wenn ſie aus dem Grundbuch erſicht⸗ 
lich oder dem Erwerber bekannt iſt. 

Iſt zu dem Erwerbe des Rechtes die Eintragung erforderlich, ſo iſt 
für die Kenntniß des Erwerbers die Zeit der Stellung des Antrags 
auf Eintragung oder, wenn die nach § 873 erforderliche Einigung 
erſt ſpäter zu Stande kommt, die Zeit der Einigung maßgebend. 


§ 891. 1. Die Eintragung in das Grundbuch begründet keine formale 
Rechtskraft für den Inhalt des Grundbuchs (vgl. zu § 873 A II 2), ſondern 
nach $ 891 lediglich die Vermuthung (CPO. $ 292) für die Uebereinſtim⸗ 
mung der wirklichen Rechtslage mit dem Buchinhalte. Die Vermuthung er⸗ 
ſtreckt ſich nicht auf die thatſächlichen Angaben des Grundbuchs (vgl. § 892 
Note II 2c u. RG. SW. 1901 S. 341 %) ſondern nur 
a. auf dingliche Rechte — nicht auch auf andere rechtliche und thatſäch⸗ 

liche Verhältniſſe, wie die Geſchäftsfähigkeit des Berechtigten, die Größe 
und Lage des Grundſtücks zc. (ogl. zu § 892 II 2); 

b. auf Rechte, welche eintragungsfähig find (vgl. GO. § 54 Abſ. 1 
S. 2). Unerheblich iſt, ob das eingetragene Recht auf einer dem Eintra⸗ 
gungsprinzip unterliegenden Rechtsänderung beruht oder nicht; vgl. § 873 
Note B. Erſtreckung der Vermuthung aus § 891 auf die Hypotheken⸗ 
forderung § 1138. 

2. Die Vermuthung aus $ 891 kann für und gegen den Eingetragenen 
ſowie Dritte dadurch beſeitigt werden, daß das Nichtvorhandenſein bzw. die 
Nichtigkeit (§ 139 Note 1) der außer der Eintragung für die (materielle) ding⸗ 
liche Rechtsänderung erforderlichen Einigung ($ 873) bzw. Willenserklärung 
($ 875) dargethan wird. — Schutz gutgläubiger Dritter § 892. 

3. Die Vermuthung aus $ 891 ift wirkſam ſowohl gegenüber dinglichen 
wie obligatoriſchen Anſprüchen vgl. 3. B. § 571 Note 132 (Miethe ). 

4. Die Vermuthung iſt eine unwiderlegbare (Fiktion) im Verhältniſſe des 
Hypothekengläubigers zum eingetragenen Eigenthümer hinſichtlich der Kün⸗ 
digung, § 1141, und Rechtsverfolgung, § 1148 (vgl. auch $$ 1107, 1192, 
1199). Für die Immobiliarzwangsvollſtreckung vgl. Zw. § 17. 

5. Ein rechtskräftiges Urtheil, welches gegen den eingetragenen Nicht⸗ 

eigenthümer als vermutheten Eigenthümer ergangen iſt, wirkt, abgeſehen von 

den Fällen zu 4, zum Nachtheile des wirklichen Eigenthümers nur nach Maß⸗ 

gabe von CPO. $ 898. 

§ 892. 1. Der geſchützte Erwerb. 

„Die geſchützten Erwerbsarten. 

a. Der öffentliche Glaube des Grundbuchs ſchützt nur den rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Erwerb, nicht aber den kraft Geſetzes (vgl. zu 3) oder im Wege 
der Zwangsvollſtreckung in das Vermögen erfolgenden Erwerb. Vgl. 
Abſchnittvorb. vor § 104 Note 50. Der rechtsgeſchäftliche Erwerb aber iſt 
geſchützt ohne Rückſicht darauf, 


des Grundbuchs. 
1. Gutgläubiger Erwerb. 
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a. ob zu demſelben Eintragung in das Grundbuch erforderlich ift oder 
nicht (vgl. $ 1154 Abſ. 1, § 926); 

B. ob er entgeltlich oder unentgeltlich erfolgt ift. Vgl. indep wegen des 
erweiterten Bereicherungsanſpruchs § 816 Abſ. 1 S. 2 und Note II 1b 
daſelbſt, ſowie § 822. 

b. Anwendbarkeit des § 892 auf den Erwerb, welcher fih nach CPO. § 894 
durch Verurtheilung zur Abgabe einer Willenserklärung vollzieht. CPO. 
8 898, abgedruckt zu § 873 Note B II. 

e. In den Fällen des kraft Geſetzes eintretenden Ueberganges der Hypothek 
auf den zahlenden Eigenthümer oder perſönlichen Schuldner (vgl. zu § 873 
Note B II 2b) ift der gutgläubig Zahlende durch § 893 geſchützt. 

2. Geſchützt iſt nur der Erwerb eines Rechtes an einem Grundſtück oder 
an einem ſolchen Rechte (vgl. Vorb. z. III. Buche Note C). Nicht geſchützt iſt 
der Erwerb einer Vormerkung (vgl. $ 883 Note IV Ib) oder einer ſonſtigen 
Rechtspoſition, wie ſolche z. B. durch Uebergabe des Miethgrundſtücks an den 
Miether geſchaffen wird (vgl. §§ 573 ff.). 

3. Der durch § 892 gegebene Schutz ift dergeſtalt endgültig, daß der gut- 
gläubige Erwerber das erworbene Recht ſelbſt an einen Rechtsnachfolger über⸗ 
tragen kann, der ſeinerſeits zur Zeit des Erwerbes durch ſeinen Rechtsvor⸗ 
dude 890 Mangel der Rechtsübertragung kannte, vgl. Seuff. 56 130. Vgl. 
inde 822. 

II. Der öffentliche Glaube des Grundbuchs. 

1. Inhalt des Schutzes. 

Der öffentliche Glaube des Grundbuchs begründet zu Gunſten (vgl. z. B. 
§ 439 Note I) des gutgläubigen (Note III I) rechtsgeſchäftlichen 
(Note I) Erwerbers eines Rechtes an dem Grundſtück oder eines Rechtes 
an einem ſolchen Rechte — und zwar ohne Rückſicht darauf, ob er den 
Grundbuchinhalt thatſächlich gekannt hat oder nicht — 

a. die Fiktion, daß der Inhalt des Grundbuchs hinſichtlich aller nach den 
Geſetzen eintragbaren Rechtsverhältniſſe mit der wirklichen Rechts⸗ 
lage übereinſtimmt; daß insbeſondere 
a. die vorhandenen Eintragungen richtig find (vgl. § 894): Ausnahme 

7 0 der durch Zeitablauf gemäß § 1028 erloſchenen Grunddienſt⸗ 
arkeit; 

B. die Eintragungen vollſtändig find, daß alfo eintragungsfähige 
Rechte außer den eingetragenen nicht vorhanden ſind. 

b. die Unwirkſamkeit von Verfügungsbeſchränkungen (vgl. zu §§ 135 f. u. 
zu § 894 Note V), welche hinſichtlich eines eingetragenen Rechtes zu 
Gunſten beſtimmter Perſonen beſtehen, ohne in das Grundbuch einge⸗ 
tragen zu ſein. Vgl. auch für Miteigenthum § 1010. 

Ausnahme: die Verfügungsbeſchränkung der Ehefrau auf Grund ger 

ſetzlichen Güterſtandes § 1404. 

2. Umfang des Schutzes. 

Der öffentliche Glaube gewährt Schutz nur in dem durch den Zweck 
des Grundbuchs erforderten Umfange. Er erſtreckt ſich insbeſondere 
nicht auf 
a. Rechte, welche, ohne in das Grundbuch eingetragen zu ſein, gegen den 

jeweiligen Eigenthümer geltend gemacht werden können; 

a. Rentenrecht bei Ueberbau und Nothweg SS 912 ff., 914, 916, 917; 

B. Anſpruch des Beſitzers gegen den Eigenthümer wegen Verwendungen, 
welche vor der Erlangung ſeines Eigenthums gemacht worden ſind 
§ 999 Abſ. 2 

7. Anſpruch des Miethers und Pachters gegen den Grundſtückserwerber 
§§ 571, 581; Uebergangsvorſchriften EG. Art. 188; 

à. landesgeſetzlich vorbehaltene Ablöſungsrenten EG. Art. 114. — Wegen 
Meliorationsdarlehen EG. Art. 118; 

e. wegen der Uebergangsvorſchriften betr. Grunddienſtbarkeiten CO. 
Art. 187, geſetzliche Pfandrechte, Miethe und Pacht EGG. Art. 188. 
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C. Aus der Landesgeſetzgebung. 

Preussen AG. z. BGB. Art. 22. Anhalt | AG. z. BGB. Art. 45. 

Bayern AG. z. BGB. Art. 128. Schw.-Rd. | AG. z. BGB. Art. 62. 

M.- Schw. V. z. A. § 85. | Schw.-Sdh. | NG. J. BGB. Art. 38. 

S..Weim. | AG. z. BOB. § 124. Neuss d. L. | AG. J. BGB. $ 102. 

M.-Strelitz V. z. A. §§ 83, 84. Lippe AS. z. BGB. § 29. 

Braunsch. | AG. z. BGB. § 38. Bremen | NG. z. BGB. 8 15. 

S. Kob.G. | AG. 3, BGB. Art. 22. Els.-Lothr. | NG. J. BOB. $ 84. 

b. die perſönlichen Eigenſchaften des Verfügenden, insbeſondere nicht 
auf feine Identität, Geſchäftsfähigkeit, Eigenſchaft als Ehefrau, Legiti⸗ 
mation des Vertreters, Rechtsfähigkeit einer juriſtiſchen Perſon ꝛc.; 

e. die den Beſtand, die Lage, Größe, Bebauung (vgl. § 95) und 
ſonſtigen thatſächlichen Eigenſchaften des Grundſtücks be 
treffenden Eintragungen. RG. IW. 1901 S. 341%. Die Feſtellung des 
ein beſtimmtes Grundſtück betreffenden Grundbuchblatts bzw. des auf 
einem beſtimmten Grundbuchblatte gebuchten Grundſtücks vollzieht fih 
alſo nicht unter dem Schutze des öffentlichen Glaubens. Ob der Vermerk 
eines ſubjektiv⸗dinglichen Rechtes auf dem Blatte des herrſchenden Grund- 
ſtücks (§ 96, GO. § 8) eine nur thatſächliche Angabe über den Beſtand 
darſtellt, ift zweifelhaft vgl. § 1028 Abſ 2. Bei Nichtübereinſtimmung 
der Buchungen auf dem herrſchenden und dem dienenden Grundſtücke 
vgl. zu 4. Bei Nichtübereinſtimmung des für das Erbbaurecht angelegten 
und des für das belaſtete Grundſtück beſtehenden Grundbuchblatts vgl. zu 
§ 1015 Note II 2. 

3. Die Buchung in einer unrichtigen Abtheilung des Grundbuchs 
beeinträchtigt nicht die der Eintragung hinſichtlich des öffentlichen Glaubens 
des Grundbuchs zukommende Wirkſamkeit RG. 31311. 

4. Inhaltlich ſich widerſprechende oder ſich ausſchließende 
Eintragungen auf demſelben Grundbuchblatt entbehren des öffentlichen 
Glaubens RG. II 278. Nach NG. 13 246 beſteht im Falle doppelter 
Buchung deſſelben Grundſtücks für die ſich widerſprechenden Eintra⸗ 
gungen kein öffentlicher Glaube, weil dieſer nur für den Geſammtinhalt des 
Grundbuchs gilt. Vgl. indeß GO. § 3 Satz 2. 

5. Die geſetzlich zuläſſige Bezugnahme auf die Eintragungsbewilli⸗ 
gung (vgl. $ 874) erſetzt die grundbuchliche Eintragung auch hinſichtlich des 
öffentlichen Glaubens. 

III. Verſagung des Schutzes. 

1. Kenntniß des Erwerbers von der Unrichtigkeit des Grundbuchs. 
a. Das Grundbuch ſoll über Rechte an Grundſtücken, nicht über Thatſachen, 

aus denen ſich Rechte ergeben, Aufſchluß geben. Die Eintragung erfolgt 
nach grundbuchamtlicher Prüfung und Feſtſtellung der für die Eintragung 
erforderlichen Vorausſetzungen. Auf dieſe Feſtſtellung darf ſich der Ver⸗ 
kehr verlaſſen. Nicht ſchon die Kenntniß einer Thatſache, aus welcher ſich 
die Unrichtigkeit des Grundbuchs ergiebt, ſondern nur die Kenntniß der 
Unrichtigkeit ſelbſt beſeitigt die zu Gunſten des Erwerbers gemäß § 892 
geltende Fiktion. Ob eine frivole Berufung auf einen in Wahrheit nicht 
vorhanden geweſenen Rechtsirrthum oder Kenntniß der Unrichtigkeit des 
> ſelbſt vorliegt, ift Sache freier Beweiswürdigung (CPO. 
0 )- 

D. Nur wirkliche Kenntniß der Unrichtigkeit des Grundbuchinhalts, nicht 
Kennenmüſſen ſchließt den guten Glauben gegenüber dem Grundbuch⸗ 
inhalt aus. Der Erwerber hat gegenüber dem Grundbuchinhalte keinerlei 
Nachforſchungspflicht. (Anders beim Mobiliarverkehre vgl. § 932 Abſ. 2.) 
Ausſchließung des Schutzes, wenn ſich die Unrichtigkeit aus dem Hypo⸗ 
TERN 920 aus einem auf demſelben befindlichen Vermerk ergiebt 

c. Kenntniß der Anfechtbarkeit keit nach erfolgter Anfechtung der 
Kenntniß der Nichtigkeit gleich § 142 Abſ. 2. 


$ 892. 
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§ 893. Die Vorſchriften des § 892 finden entſprechende Anz 
wendung, wenn an denjenigen, für welchen ein Recht im Grundbuch 
eingetragen iſt, auf Grund dieſes Rechtes eine Leiſtung bewirkt oder 
wenn zwiſchen ihm und einem Anderen in Anſehung dieſes Rechtes 
ein nicht unter die Vorſchriften des § 892 fallendes Rechtsgeſchäft 
vorgenommen wird, das eine Verfügung über das Recht enthält. 


d. Kenntniß des Verſteigerungsantrags als Kenntniß der Beſchlag⸗ 
nahme Zw. § 23. 

Zw. $ 23. Die Beschlagnahme hat die Wirkung eines Veräusserungsverbots. 
Der Schuldner kann jedoch, wenn sich die Beschlagnahme auf bewegliche ‚Sachen 
erstreckt, über einzelne Stücke innerhalb der Grenzen einer ordnungsmässigen 
Wirthschaft auch dem Gläubiger gegenüber wirksam. verfügen. 

Kommt es bei einer gegen die Beschlagnahme verstossenden Verfügung nach 
$ 135 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs darauf an, ob derjenige, zu dessen 
Gunsten verfügt wurde, die Beschlagnahme kannte, so steht die Kenntniss des 
Versteigerungsantrags einer Kenntniss der Beschlagnahme gleich. Die Beschlag- 
nahme gilt auch in Ansehung der mithaftenden beweglichen Sachen als bekannt, 
sobald der Versteigerungsvermerk eingstragen ist. 

e. Kenntniß des Vertreters bzw. des Vertretenen $ 166. 
f. (Abſ. 2.) Maßgebender Zeitpunkt. 
a. Für die Falle, in denen zum Erwerbe des Rechtes Eintragung er⸗ 
fordert wird, ift nach § 892 Abſ. 2 der Zeitpunkt entſcheidend, in dem 
die Bindung der Parteien an die Einigung eingetreten ($ 873 Abſ. 2) 
und der Antrag auf Eintragung bei dem Grundbuchamte geſtellt iſt. 
Nicht entſcheidend iſt der Zeitpunkt der Erwirkung einer Vormerkung. 
Vgl. auch $ 873 Note A I 12 und GD. § 13 ©. 2 (zu § 873 Note A II 4). 
8. Wenn ausnahmsweiſe i ene nicht erforderlich ift (vgl. Note I 
laa), entſcheidet der Zeitpunkt des Erwerbes, d. i. der Einigung. 


g. Kenntniß des Rechtsnachfolgers des gutgläubigen Erwerbers be⸗ 
einträchtigt nicht das durch den Vormann gutgläubig erworbene Recht. 
Vgl. hierzu § 822. 

2. Vorhandenſein eines Widerſpruchs gegen die Richtigkeit 
des Grundbuchs § 899. — Bol. Ausſchließung des guten Glaubens durch 
einen auf dem Hypotheken⸗ bzw. Grundſchuldbriefe befindlichen Vermerk 
88 1140, 1192. — Entſcheidender Zeitpunkt ift gemäß § 892 Abſ. 1 der 
Moment des Erwerbes, aljo bei der dem Eintragungsprinzip ($ 873 B 1) 
unterworfenen Rechtsänderung der Moment der Eintragung; indeß iſt durch 
GO. §§ 17, 18 (abgedruckt zu § 879) Vorſorge getroffen, daß die Eintragung 
in der Reihenfolge der Anträge erfolgt. 

3. Beweislaſt für die Ausſchließungsgründe des durch den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs begründeten Schutzes (Kenntniß der Unrichtigkeit 
oder Vorhandenſein des Widerſpruchs) liegt demjenigen ob, der Rechte 
darauf gründet. 

4. Durch den Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung erwirbt der 
Erſteher Eigenthum, ſelbſt wenn er wußte, daß nicht der Schuldner, ſondern 
ein Dritter Eigenthümer des Grundſtücks ift. Zw. § 90 (zu 8 926) vgl. 
NG. 45 284, Gruchot 44 1006; ferner Titelvorb. vor § 925 Note 3. 

IV. Ausgleichungsanſprüche. 

1. Bereicherungsanſpruch vgl. § 816. 

2. Schadenserſatzanſpruch §§ 823 ff.; wegen Verletzung der Amtspflicht 
ſeitens der Grundbuchbeamten 8 839 ſowie GO. § 12, abgedruckt zu § 89. 

V. Erſtreckung der Vorſchrift des § 892 auf die Hypothekenforderung 
§ 1138. Bgl. ferner 89 1155, 1157—1159. 


VI. Fälle enſprechender Anwendbarkeit des $ 892 vgl. § 816 Note 14. 
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§ 894. Steht der Inhalt des Grundbuchs in Anſehung eines xM. Anſpuc auf Berig- 


Rechtes an dem Grundſtück, eines Rechtes an einem ſolchen Rechte oder 
einer Verfügungsbeſchränkung der im § 892 Abſ. 1 bezeichneten Art 
mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklange, ſo kann derjenige, deſſen 
Recht nicht oder nicht richtig eingetragen oder durch die Eintragung einer 
nicht beſtehenden Belaſtung oder Beſchränkung beeinträchtigt ift, die 3u- 
ſtimmung zu der Berichtigung des Grundbuchs von demjenigen ver⸗ 
langen, deſſen Recht durch die Berichtigung betroffen wird. 


§ 893. 1. Vgl. § 816 Abſ. 2 und dazu $ 816 Note I 3. 

2. Die Vorſchrift des § 893 erſtreckt fih — anders wie § 407 Abſ. 2 — 
nicht auf die Prozeßführung. Die Wirkung des Urtheils tritt gegenüber 
dem ſeine Eintragung erlangenden Berechtigten nicht ein, da er nicht Rechts⸗ 
nachfolger des zu Unrecht im Grundbuch Eingetragenen tt (CPO. § 325). 
Für die hypothekariſche Klage vgl. § 1148. 

3. Rechtsgeſchäfte, welche ohne den Erwerb eines dinglichen Rechtes zu per⸗ 
mitteln, eine Verfügung (Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5) über das Recht 
enthalten, ſind z. B. 5 
a. die Ausübung einer Grunddienſtbarkeit durch den als Eigenthümer des 

herrſchenden Grundſtücks Eingetragenen, wenn es ſich etwa um eine quan⸗ 

titativ begrenzte Nutzung des dienenden Grundſtücks handelt. Die durch 
den eingetragenen Nichtberechtigten erfolgte Nutzung muß der Berechtigte 
gegen ſich gelten laſſen. 

b. die Ablöſung einer ſubjektiv dinglichen Reallaſt. 

€. Aenderungen des Rechtsinhaltes. Bei der Aenderung des Ranges ($ 880) 
gilt unter den Vorausſetzungen des § 892 das zurücktretende Recht zu 

Gunſten des vortretenden Rechtes als beſtehend, ſelbſt wenn es in Wirk⸗ 

lichkeit nicht beſteht (vgl. § 880 Note III 2). 

d. die Kündigung der Hypothek oder Grundſchuld vgl. § 1141 Note 2 b. 

4. Erſtreckung der Vorſchrift des § 893 auf die Hypothekenforderung 

§ 1138. — Entſprechende Anwendbarkeit vgl. § 816 Note 1 4. 


$ 894. I. Inhalt und Zweck des Anſpruchs aus § 894. 

1. Die Vorausſetzungen und das Verfahren der 1 des Grund⸗ 
buchs ſind in der Grundbuchordnung geregelt vgl. zu III. 

2. Der Anſpruch auf Berichtigung iſt der dingliche negatoriſche Anſpruch 
($ 1004) in feiner beſonderen Anwendung auf die als Folge der Grundbuch⸗ 
einrichtung ermöglichte Beeinträchtigung des dinglich Berechtigten. — Ge⸗ 
richtsſtand CPO. § 24. Das RG. (IW. 1896 S. 380 5) faßt die Wieder- 
herſtellung des Bucheigenthums als Vindikation auf und gewährt dem Buch⸗ 
eigenthümer den Gegenanſpruch wegen Verwendungen. Bgl. $5 994 ff. 

3. Der Anſpruch geht auf Ertheilung der nach GO. § 19 (zu § 873 Note 
A II 4) erforderlichen Bewilligung des durch eine Eintragung Betroffenen. 
Vgl. indek GO. § 14 (zu § 873 Note A II 4. GD. §§ 22—24 zu III, GD. 
$ 25 zu § 885 Note VI I; G . § 26 zu §§ 1153 ff.; GD. 9 27 zu $ 1168. 

4. Unverjährbarkeit des Anſpruchs $ 898. 

5. Wegen der Sicherung des Berichtigungsanſpruchs durch Eintragung 
eines Widerſpruchs vgl. § 899. 

6. Die Berichtigung des Grundbuchs kann insbeſondere von Bedeutung ſein 
a. zum Schutze gegen die aus dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs fidh 
ergebenden Gefahren (§§ 892 f.); 

D. zur Erlangung der Verfügungsbefugniß nach den Vorſchriften der Grund⸗ 
buchordnung GO. SS 40 f. (abgedruckt zu § 873 Note A): 

©. als Vorausſetzung der Zwangsvollſtreckung gegen den nichteingetragenen 
Berechtigten Zw. § 17; vgl. ferner zu III I. 


gung des Gruno- 
buchs. 
1. Zuſtimmung des Be: 
troffenen. 
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II. Vorausſetzung des Auſpruchs aus § 894. 

1. Nichtübere inſtimmung des Grund buchinhalts mit der wiri- 
lichen Rechtslage. Wegen der Beweislaſt vgl. § 891. 

a. Nichtübereinſtimmung der dinglichen Rechtslage mit dem Grundbuch⸗ 
inhalte kann auf verſchiedenen Gründen beruhen: 

a. falſche Eintragung ſeitens des Grundbuchamts vgl. GO. § 54 zu § 899, 

B. die zum Eintritte der dinglichen Rechtsänderung neben der Eintragung 

erforderliche Einigung ($ 873) oder einſeitige Erklarung (§ 875) iſt 

nicht oder nicht wirkſam (Anfechtung einer anfechtbaren Erklärung; 

Nichtigkeit) erfolgt; 
die im Grundbuch urſprünglich richtig eingetragene Rechtslage iſt 

durch eine außerhalb des Grundbuchs eingetretene dingliche Rechts⸗ 

änderung unrichtig geworden, vgl. § 873 Note B II 2. 

8. die auf Grund alten Rechtes vor dem Inkrafttreten des BGB. ohne 
Eintragung entſtandenen Rechtsverhaltniſſe find aufrecht erhalten (vgl. 
EG. Artt. 181 ff.) dazu RG. JW. 1901 S. 310. 

e. nicht unter § 894 gehört der Fall, gn eine dem Eintragungs⸗ 
prinzip unterliegende Rechtsänderung (3. B. eine Hypothekbeſtelung 
nicht oder nicht in der richtigen Reihenfolge, GO. ŞS 17f.) erfolgt iſt. 
In ſolchen Fällen iſt zwar die dingliche Rechtslage nicht ſo hergeſtellt 
worden, wie dies ordnungsmäßig hätte geſchehen ſollen; eine Nicht⸗ 
übereinſtimmung zwiſchen der dinglichen Rechtslage und dem Gruno⸗ 
buchinhalt iſt indeß nicht vorhanden. Der Geſchädigte iſt lediglich 
auf einen obligatoriſchen Anſpruch (auf Erfüllung, auf Schadenserſatz, 
val. § 879 Note 2, oder auf die Bereicherung) angewieſen. Unter Um⸗ 
ſtänden kann ein Anſpruch auf Vormerkung (88 833 ff.) begründet fein. 

b. In Anſehung der Verfügungsbeſchränkungen (vgl. zu V) kann die 

Unrichtigkeit des Grundbuchs darauf beruhen, daß dieſelben, obwohl vor⸗ 

handen, nicht eingetragen oder zu Unrecht gelöſcht ſind, oder darauf, daß 

nicht vorhandene oder weggefallene Verfügungsbeſchränkungen im Grund⸗ 
buch eingetragen ſtehen. 

2. Die Beeinträchtigung durch die unrichtige Eintragung liegt 
vornehmlich in der Gefahr, daß derjenige, zu deſſen Gunſten die Eintragung 
beſteht, über das ihm zugeſchriebene Recht durch Veräußerung oder Belaſtung 
verfügen und hierdurch das Recht des Anderen gemäß § 892 vernichten oder 
entwerthen kann. Eine Beeinträchtigung liegt auch ſchon in der durch die 
unrichtige Eintragung für den Berechtigten thatſächlich hervorgerufenen Er⸗ 
ſchwerung der Verfügung über das Recht (GO. 88 40 f., zu § 873 Note ATI 4). 

3. Erlöſchen des nicht eingetragenen Rechtes mit Verjährung des Anſpruchs 
aus demſelben, § 901; daſelbſt Note 2 a. 

III. Formale Vorausſetzungen der Berichtigung. 

1. Antrag beim Grunduchamte GD. 88 13, 14 (zu 8 873 Note A114), 
Berichtigung einer ordnungswidrigen Eintragung von Amtswegen, GD. § 54 
(abgedruckt zu § 899). 

2. Eintragungsbewilligung. > 
a. Regelmäßiges Erforderniß der Berichtigung iſt die Bewilligung 

des durch die Eintragung Betroffenen, GO. § 19 vgl. KG. Jahrb. 22 A 310. 

Bei Verweigerung der Zuſtimmung iſt der Anfpruch aus § 894 im Wege 

der Klage geltend zu machen. Zwangsvollſtreckung aus Urtheile 

EBD. 85 894 ff.; Sicherung des Anſpruchs durch einen im Wee ver einſt⸗ 

weiligen Verfügung zu erlangenden Widerſpruch § 899. 

b. Berichtigung ohne Einwilligung des Betroffenen. 

GO. § 22. Zur Berichtigung des Grundbuchs bedarf es der Bewilligung 
desjenigen dessen Recht von der Berichtigung beiroffen wird, nicht, wenn die 
Unrichtigkeit nachgewiesen wird. Dies gilt insbesondere für die Eintragung 
oder Löschung einer Verfügungsbeschränkung. 

Die Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Bigenthümers oder ein 
Erbbauberechtigten darf, sofern nicht der Fall des $ 14 [zu § 873 Note A 114] 
vorliegt, nur mit Zustimmung des Eigenthümers oder des Erbbauberechtigten erfolge" 


=z 
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$ 23. Ein Recht, das auf die Lebenszeit des Berechtigten beschränkt ist, 
dar} nach dessen Tode, falls Rückstände von Leistungen nicht ausgeschlossen 
sind, nur mit Bewilligung des Rechtsnachfolgers gelöscht werden, wenn die Lö- 
schung vor dem Ablauf eines Jahres nach dem Tode des Berechtigten erfolgen 
soll oder wenn der Rechtsnachfolger der Löschung bei dem Grundbuchamte 
widersprochen hat; der Widerspruch ist von Amiswegen in das Grundbuch ein- 
zutragen. Ist der Berechtigte für todt erklärt, so beginnt die einjährige Frist 
mit der Erlassung des die Todeserklärung aussprechenden Urtheils. 

Der im Abs. 1 vorgesehenen Bewilligung des Rechtsnachfolgers bedarf es 
nicht, wenn im Grundbuch eingetragen ist, das zur Löschung des Rechtes der 
Nachweis des Todes des Berechtigten genügen soll. 

§ 24. Die Vorschriften des $ 23 finden entsprechende Anwendung, wenn das 
Recht mit der Erreichung eines bestimmten Lebensalters des Berechtigten oder 
mit dem Eintritt eines sonstigen bestimmten Zeitpunktes oder Ereignisses erlischt. 


Vgl. ferner GO. § 25 (Löſchung einer Vormerkung oder eines Widerſpruchs) 
zu § 885 Note VII; GO. § 26 (Umſchreibung einer abgetretenen Brief⸗ 
hypothek) zu §§ 1153 ff.; GO. § 27 (Löſchung einer Hypothek) zu § 1168; 
GO. § 54 (Berichtigung von Amtswegen) zu $ 899. 

IV. Erſtreckung des § 894 auf die Hypothekenforderung $ 1138. 


V. Anhang. Die Verfügungsbeſchränkungen. 

1. Gintragbarkeit. 

a. Eintragbar find nur Verfügungsbeſchränkungen der in § 892 

Abſ.] bezeichneten Art, d. h. Verfügungsbeſchränkungen hinſichtlich eines 

im Grundbuch eingetragenen Rechtes zu Gunſten einer beſtimmten 

Perſon. Vgl. §§ 135 ff. Wegen der Verfügungsbeſchränkung der Ehe⸗ 

frau bei geſetzlichem Güterſtande vgl. zu c. — Wegen der Vereinbarungen 

über die Verwaltung und die Theilung bei Miteigenthum. § 1010 Note 1. 

Nicht eintragbar ſind die im öffentlichen Intereſſe bzw. aus 

rechtspolizeilichen Gründen beſtehenden Verfügungsbeſchränkungen. Wegen 

der Nichtigkeit der gegen ſolche Beſchränkung verſtoßenden Verfügungen 

vgl. zu § 134 Note 5. 

c. Die Verfügungsbeſchränkung der Ehefrau beim geſetzlichen 
Güterſtand in Anſehung des Eingebrachten gs 1395 ff.) ift auch dem 
gutgläubigen Dritten gegenüber in ihrer Wirkſamkeit unabhängig von 
der Eintragung (§ 1404). Eine a iſt an die Thatſache Er Ein: 
tragung überall nicht geknüpft. Die Eintragung dieſer Verfügungs⸗ 
beſchränkung wäre bedeutungslos und muß deshalb als unzuläſſig er⸗ 
achtet werden. Vgl. Abſchnittvorb. vor § 873 Note III 2 b. 

2. Behandlung der eintragungsfähigen Verfügungsbeſchrän⸗ 
kungen nach Analogie der dinglichen Rechte. 

a. Die Verfügungsbeſchränkungen zu Gunſten beſtimmter Perſonen werden 
hinſichtlich der Eintragung in das Grundbuch und hinſichtlich ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit nach Analogie der dinglichen Rechte an der Sache behandelt. Der 
gutgläubige Erwerber fol ebenſo, wie dagegen, daß das Recht dem ein⸗ 
getragenen Verfügenden nicht oder nicht in dem eingetragenen Umfange 
zuſtehe, gegen den Angriff geſchützt ſein, daß der Verfügende über das 
ihm zustehende Recht aus Rückſicht auf das Intereſſe eines Anderen 
nicht Verfügen durfte. 

b. Zur Eintragung der Verfügungsbeſchränkungen dienen in Preußen die 
1000 der zweiten Abtheilung. Allg. Verf. vom 20. November 

99 . 
3. Sondervorſchriften hinſichtlich einzelner Arten der Berz 
fügungsbeſchränkungen: 

a. geſetzliche Veräußerungsverbote § 135. Vgl. § 135 Note 4 u. 5; 

b. obrigkeitliche Veräußerungsverbote § 136. 

a. Veräußerungsverbot im Wege der einſtweiligen Verfügung CPO. 
88 935, 938, 941. Vgl. zu § 885 Note II 2. 
H. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 38 


> 


$ 894. 


§ 894. 
(Note V.) 
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g. Allgemeines Veräußerungsverbot an den Schuldner vor der Konkurs⸗ 
eröffnung KD. § 106; KO. $$ 113 ff., 163, 190, 198, 205. Nachlaß⸗ 
konkurs §§ 214 ff. 

KO. § 113. Ein von dem Konkursgericht in Gemässheit des $ 106 erlas- 
senes allgemeines Veräusserungsverbot, sowie die Eröffnung des Konkursverfah- 
rens ist in das Grundbuch einzutragen: 

1. bei denjenigen Grundstücken, als deren Eigenthümer der Gemeinschuldner 

im Grundbuch eingetragen ist; 

2. bei den für den Gemeinschuldner eingetragenen Rechten an Grundstücken 
oder an eingetragenen Rechten, wenn nach der Art des Rechts und den ob- 
waltenden Umständen bei Unterlassung der Eintragung eine Beeinträchti- 
gung der Konkursgläubiger zu besorgen ist. 

Das Konkursgericht hat, soweit ihm solche Grundstücke oder Rechte bekannt 

sind, das Grundbuchamt von Amtswegen um die Eintragung zu ersuchen. 

Die Eintragung kann auch von dem Konkursverwalter bei dem Grundbuch- 
amte beantragt werden. 

8 114. Werden Grundstücke oder Rechte, bei denen eine Eintragung nach 
Massgabe des $ 113 Abs. I, 2 bewirkt worden ist, von dem Verwalter freige- 
geben oder veräussert, so kann das ‚Konkursgericht auf Antrag das Grundbuch- 
amt um Löschung der Eintragung ersuchen. 

$ 115. Die Eintragung und Löschung von Vermerken auf Grund der §§ 118, 
114 geschieht gebührenfrei. 

$ 116. Sobald eine den Eröffnungsbeschluss aufhebende Kuntscheidung die 
Rechtskraft erlangt hat, ist die Aufhebung des Verfahrens öffentlich bekannt zu 
machen. Die Vorschriften der $$ 111 Abs. 2, 112, 113, 191 finden entsprechende 
Anwendung. 

+. Die Anordnung der Zwangsverſteigerung (Zw. § 15) oder Zwangs⸗ 
verwaltung (Zw. § 146) als Beſchlagnahme zu Gunſten des Gläubigers 
(Zw. § 20) mit der Wirkung des Veräußerungsverbots (Zw. $ 23, 
abgedruckt zu § 892 Note III). 

Zw. § 19 Abs. 1. Ordnet das Gericht die Zwangsversteigerung an, so hat 
es zugleich das Grundbuchamt um Eintragung dieser Anordnung in das Grund- 
buch zu ersuchen. 

c. Verfügungsbeſchränkungen. 

a. Die Verfügungsbeſchränkung während ſchwebender Bedingung oder 
Zeitbeſtimmung $$ 161, 163. 

B. Lu uns der Vorerben zu Gunſten des Nacherben 

2112 ff. 

GO. § 52. Bei der Eintragung eines Vorerben ist zugleich das Recht des 
Nacherben und, soweit der Vorerbe von den Beschränkungen seines Verfügungs- 
rechts befreit ist, auch die Befreiung von Amtswegen einzutragen. 


7. Die Verfügungsbeſchränkung des Erben in Folge des Vorhandenſeins 
eines Teſtamentsvollſtreckers § 2211. 

GO. 8 53. Ist ein Testamentsvollstrecker ernannt, so ist dies bei der Hin- 
tragung des Erben von Amtswegen miteinzutragen, es sei denn, dass der Nach- 
lassgegenstand der Verwaltung des Testamentsvollstreckers nicht unterliegt. 

8. Die Verfügungsbeſchränkung des Erben in Folge einer Nachlaßverwal⸗ 
tung §§ 1975 ff, 1984; Ko § 7. Eine dem § 113 KO. (vgl. zu bp) 
entſprechende Vorſchrift fehlt. Die Eintragung iſt von dem Nach⸗ 
91910 29 zu beantragen, § 1985; vgl. indeß auch §§ 1983, 1984 

ote 2c. 

e. Die Verfügungsbeſchränkung des Gemeinſchuldners KO. § 7; vgl. KO. 

Su 
d. Die aus Gemeinſchaftsverhältniſſen ſich ergebenden Verfügungsbeſchrän⸗ 
kungen der Theilhaber: Geſellſchaft § 719, die Gütergemeinſchaften des 
ehelichen Güterrechts 88 1442, 1483 ff., 1519, 1549. Erbengemeinſchaft 
§ 2033. Vgl. § 1010 Miteigenthum. 
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§ 895. Kann die Berichtigung des Grundbuchs erſt erfolgen, 
nachdem das Recht des nach § 894 Verpflichteten eingetragen worden 
iſt, ſo hat dieſer auf Verlangen ſein Recht eintragen zu laſſen. 

§ 896. Iſt zur Berichtigung des Grundbuchs die Vorlegung 
eines Hypotheken-, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbriefs erforderlich, 
ſo kann derjenige, zu deſſen Gunſten die Berichtigung erfolgen ſoll, 
von dem Beſitzer des Briefes verlangen, daß der Brief dem Grund⸗ 
buchamte vorgelegt wird. 

§ 897. Die Koſten der Berichtigung des Grundbuchs und der 
dazu erforderlichen Erklärungen hat derjenige zu tragen, welcher die 
Berichtigung verlangt, ſofern nicht aus einem zwiſchen ihm und dem 
Verpflichteten beſtehenden Rechtsverhältniſſe ſich ein Anderes ergiebt. 

§ 898. Die in den Ss 894 bis 896 beſtimmten Anſprüche unter: 
liegen nicht der Verjährung. 


GO. § 48. Soll ein Recht für Mehrere gemeinschaftlich eingetragen werden, 
so soll die Eintragung in der Weise erfolgen, dass entweder die Antheile der 
Berechtigten in Bruchtheilen angegeben werden oder das für die Gemeinschaft 
massgebende Rechisverhäliniss bezeichnet wird. 

4. Landesgeſetzliche Verfügungsbeſchränkungen ergeben ſich für: 

Preußen aus der Fideikommißeigenſchaft des Grundſtücks vgl. EG. 
Art. 59, AG. z. GO. Art. 15 Ab. 1, Allg. Verf. v. 20. November 1899 § 11, 
aus den Vermerken und Vormerkungen nach § 59 der VO. wegen des Ge- 
ſchäftsbetriebs in den Angelegenheiten der Gemeinheitstheilungen ꝛc. v. 
30. Juni 1834, nach § 12 Abf. 3 des Gef., betr. die Beförderung der Er- 
richtung von Rentengütern v. 7. Juli 1891 und nach § 23 Abſ. 3 Nr. 1 des 
Gef., betr. das Anerbenxrecht bei Renten» und Anſiedelungsgütern v. 8. Juni 
1896, ſowie aus der 9 5 . zu einer Bahneinheit (Gef. betr. das 
Pfandrecht an Privateiſenbahnen ꝛc. v. 19. Auguſt 1895 § 15 Abſ. 1). Vgl. 
ferner § 24 des Enteignungsgeſetzes v. 11. Juni 1874 (Vormerkung über ein 
eingeleitetes Enteignungs verfahren). 


8 895. 1. Vgl. zu § 873 A II 4c und daſelbſt GO. 88 40, 14, CND. 
§§ 792, 896. 
2. Unverjährbarkeit des Anſpruchs § 898. 


§ 896. 1. Vgl. zu § 873 AI 4d und daſelbſt GO. §§ 42 ff. 

2. Wie mit dem Hypothekenbriefe von dem Grundbuchamte zu verfahren 
ift, ergiebt die GO.; vgl. GO. §8 62, 69. l 

3. Der Anſpruch geht gegen den (unmittelbaren und mittelbaren § 868 
Note II) Beſitzer der Urkunde als ſolchen, ohne Rückſicht darauf, ob er 
zugleich derjenige ift, der der Berichtigung zuſtimmen muß, vgl. RG. 47 158, 
IW. 1901 S. 31. 

4. Unverjährbarkeit des Anſpruchs $ 898. 


§ 897. Vgl. § 369 (Koſten der Quittung). 


$ 898. Nach den Prot. II. Leſung beruht die Vorſchrift auf dem Geſichts⸗ 
punkte, daß der (formelle) Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs von 
dem (materiellen) Hauptanſpruch auf Herſtellung des dem dinglichen Rechte 
entſprechenden Zuſtandes abhängig zu machen iſt. Für den Berichtigungs⸗ 
anſpruch wird deshalb durch § 898 eine ſelbſtändige Verjährung ausge⸗ 
ſchloſſen. So lange der Hauptanſpruch nicht verjährt iſt, erliſcht auch der 
Berichtigungsanſpruch nicht. Wenn andererſeits der Hauptanſpruch verjährt 
iit, fo erliſcht damit gemäß § 901 das nicht eingetragene Recht, jo daß fortab 
auch ein Berichtigungsanſpruch nicht mehr beſteht. 

SR 


DO 


. Erforderliche Vorein⸗ 


tragung. 


Erforderliche Vorle⸗ 
gung eines Hypothe⸗ 
kenbriefs zc. 


Koſten der Berichti- 


gung. 
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§ 899. In den Fallen des § 894 kann ein Widerſpruch gegen 
die Richtigkeit des Grundbuchs eingetragen werden. 

Die Eintragung erfolgt auf Grund einer einſtweiligen Verfügung 
oder auf Grund einer Bewilligung desjenigen, deſſen Recht durch die 
Berichtigung des Grundbuchs betroffen wird. Zur Erlaſſung der 
einſtweiligen Verfügung iſt nicht erforderlich, daß eine Gefährdung 
des Rechtes des Widerſprechenden glaubhaft gemacht wird. 


899. 1. Zweck des Widerſpruchs gegen die Richtigkeit des Grund⸗ 
buds, 

a. Der Widerſpruch bezweckt als ſchleunige und interimiſtiſche Maßregel 
(Abſ. 2) den Schutz gegen die Gefahren (vgl. Note 2), welchen das ma⸗ 
terielle Recht in Folge der Grundbucheinrichtung ſolange ausgeſetzt iſt, 
als nicht die Berichtigung des Grundbuchinhalts in Anſehung eines 
Rechtes an dem Grundſtück, eines Rechtes an einem ſolchen Rechte oder 
in Anſebung einer Verfügungsbeſchränkung (58 894 ff.) durchgeführt ift. 

b. Der Widerspruch wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß derjenige, gegen 
den er ſich richtet, zur Sicherheitsleiſtung nicht verpflichtet tft; der Wider 
ſpruch iſt ein Mittel der Sicherung, nicht aber der Sicherheitsleiſtung im 
Sinne der 88 231 ff., vgl. RG. JW. 1901 S. 102 und $ 883 Note 18. 

e. Kein Widerſpruch gegen einen Widerſpruch oder eine Vormerkung, da 
in beiden Fällen weder ein Recht an einem Grundücke, noch eine Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung ($ 894) in Frage ſteht, KG. Jahrb. 20 A 217 ff., 
21 A 286, DOLG. 2 245. 

d. Die Eintragung des Widerſpruchs hat — nach RG. Jahrb. 23 A 133, 
DRG. 4 322 — den Namen desjenigen, für den er eingetragen wird, 
und den zu ſichernden Berichtigungsanſpruch zu bezeichnen. Eine Bezug⸗ 
nahme auf eine dem Widerſpruche zu Grunde liegende Urkunde wird für 
ungenügend und eine gegen diefe Grundſätze verſtoßende Eintragung als 
unwirkſam erachtet. 

e. Im Gegenſatze zur Vormerkung, welche die Sicherung des auf Herbei⸗ 
führung einer dinglichen Rechtsänderung gerichteten obligatoriſchen An⸗ 
ſpruchs bezweckt (vgl. § 883 Note J), ſchützt der Widerſpruch nur den be⸗ 
reits beſtehenden dinglichen Rechts ſtand jowie die durch Verfügungs⸗ 
beſchränkungen zu Gunſten beſtimmter Perſonen geſchaffene Rechtslage 
(§§ 894, 892). 

2. Wirkungen des Widerſpruchs. 

a. Die einzelnen Fälle. 

„ Der Miderſpruch ſchließt nach Maßgabe feines Inhalts den durch den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs dem gutgläubigen Dritten ge⸗ 
währten Schutz ($$ 892 f., 1138) aus. 

8. Der Widerſpruch hemmt die Tabularerſitzung ($ 900). 

1. Der Widerſpruch ſchließt die Verjährung des Anſpruchs aus dem Rechte, 
auf welches er ſich bezieht, aus, 8 902. 

5. Das gegen den Eigenthümer nach erfolgtem Aufgebot ergangene Aus? 
ſchlußurtheil wirkt nicht gegen den Dritten, wegen deſſen Eigenthum 
vor Erlaſſung des Ausſchluͤßurtheils ein Widerſpruch eingetragen iſt 
($ 927 Abſ. 3). 

b. Der Widerſpruch bewirkt keine formelle Sperrung des Grundbuchs 
gegen ihm zuwiderlaufende Verfügungen. Er hat — abgeſehen von dem 
Falle aß, in welchem die Exiſtenz des Widerſpruchs an ſich ſchon eine 
Hemmung der Friſt hervorruft, — eine endgültige Bedeutung nur dann, 
wenn, was im Streitfalle durch Urtheil mit Wirkung unter den Parteien 
feſtzuſtellen ift, das geſicherte Recht ſich als wirklich vorhanden herausſtellt. 
a Iit das Recht vorhanden, fo hat die Eintragung des Wider 

ſpruchs dieſelbe Wirkung, wie wenn während ſeines Vorhandenſein? 
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§ 900. Wer als Eigenthümer eines Grundſtücks im Grundbuch XIV. Tabularerfhung 


eingetragen iſt, ohne daß er das Eigenthum erlangt hat, erwirbt das 
Eigenthum, wenn die Eintragung dreißig Jahre beſtanden und er 
während dieſer Zeit das Grundſtück im Eigenbeſitze gehabt hat. Die 
dreißigjährige Friſt wird in derſelben Weiſe berechnet wie die Friſt 
für die Erſitzung einer beweglichen Sache. Der Lauf der Friſt iſt 
gehemmt, ſolange ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit der Ein⸗ 
tragung im Grundbuch eingetragen iſt. 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn für 
Jemand ein ihm nicht zuſtehendes anderes Recht im Grundbuch ein⸗ 
getragen ift, das zum Beſitze des Grundſtücks berechtigt oder deſſen 
Ausübung nach den für den Beſitz geltenden Vorſchriften geſchützt 
iſt. Für den Rang des Rechtes iſt die Eintragung maßgebend. 


der Grundbuchinhalt im Sinne des Widerſpruchs berichtigt geweſen 
wäre. Danach iſt die Wirkſamkeit der ſpäteren Verfügungen und der 
Rang des Rechtes zu beurtheilen. Betrifft der Widerſpruch ein ding⸗ 
liches Recht, ſo würde er, wie wenn daſſelbe eingetragen geweſen 
wäre, dingliche Wirkung für und gegen Jedermann haben. Betrifft 
der Widerſpruch eine relative Verfügungsbeſchränkung, ſo kann auch 
die Wirkung des Widerſpruchs nur eine relative ſein. (Vgl. § 883 
Note IV 5.) 
B. Iſt das Recht nicht vorhanden, fo hat der Widerſpruch (abge: 
ſehen von dem Falle zu aß) keine Bedeutung. Er iſt zu beſeitigen. 
Der Beſeitigung dient, ſofern eine Einwilligung zur Loſchung 9 
derlich ift, der Berichtigungsanſpruch aus §§ Solf. vgl. zu 3. — 
Eventueller Schadenserſatzanſpruch CPO. § 945. 
c. Immobiliarzwangsvollſtreckung. 
Das durch Eintragung eines Widerſpruchs geſicherte Recht wird wie ein 
eingetragenes Recht berückſichtigt. Zw. § 48, abgedruckt zu § 883 IV 6. 
3. Wegen der prozeſſualen und formalen Rechtsvorſchriften über Eintra⸗ 
gung und Löſchung des Widerſpruchs vgl. zu § 885. 

4. Eintragung eines Widerſpruchs von Amtswegen vgl. GO. § 18 Abſ. 2, 
§ 76 zu $ 885 Note IV. 

GO. $ 54. Ergiebt sich, dass das Grundbuchamt unter Verletzung gesetz- 
licher Vorschriften eine Eintragung vorgenommen hat, durch die das Grundbuch 
unrichtig geworden ist, so ist von Amtswegen ein Widerspruch einzutragen. Er- 
weist sich eine Eintragung nach ihrem Inhalt als unzulässig, so ist sie von 
Amtswegen zu löschen. 

Bei einer Hypothek, einer Grundschuld oder einer Rentenschuld bedarf es zur 
Eintragung eines Widerspruchs der Vorlegung des Briefes nicht, wenn der 
Widerspruch den im & 42 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Inhalt hat. Diese Vor- 
schrift findet keine Anwendung, wenn der Grundschuld- oder Rentenschuldbrief 
auf den Inhaber ausgestellt ist. 

5. Eintragung eines Widerſpruchs gegen die Darlehens: (Buch)⸗ 
Hypothek wegen unterbliebener Hingabe des Darlehens auf einſeitigen An⸗ 
trag des Grundſtückseigenthümers § 1139. 

6. Ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs, der ſich aus dem 
Hypothekenbrief oder aus einem auf demſelben befindlichen Vermerk ergiebt, 
iſt dem Hypothekenerwerber gegenüber einem in dem Grundbuch einge⸗ 
tragenen Widerſpruche gleichwerthig, § 1140. 

§ 900. I. Tabularerſitzung des Grundſtückseigenthums (Abſ. 1). 

J. Fälle der in Abſ.! behandelten Art können namentlich dann vorliegen, 
wenn die zur Grundſtücksübertragung erforderliche Einigung ($$ 873 Ab}. 1, 
925) an einem ihre Rechtswirkſamkeit ausſchließenden Mangel (Nichtigkeit, 


des Eigenthums; 


2. anderer Rechte. 


V. Erlöfcden eines zu Un- 


recht gelöfchten od. nicht 
eingetragenen Rechtes 
durch Feitablauf. 
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§ 901. Iſt ein Recht an einem fremden Grundſtück im Grund⸗ 
buche mit Unrecht gelöſcht, ſo erliſcht es, wenn der Anſpruch des Be⸗ 
rechtigten gegen den Eigenthümer verjährt iſt. Das Gleiche gilt, wenn 
ein kraft Geſetzes entſtandenes Recht an einem fremden Grundſtücke 
nicht in das Grundbuch eingetragen worden ift. 


Anfechtung der anfechtbaren Erklärung) leidet, wenn z. B. zur Zeit der Auf: 
laſſung, ohne daß dies dem Grundbuchamte bekannt war, eine der Parteien 
wegen Geiſteskrankheit entmündigt war (§ 104 Nr. 3). — Eigenthumserſitzung 
durch den nicht eingetragenen Eigenbeſitzer § 927. 

2. Borausfegungen der Tabularerſitzung ſind 

a. Eintragung im Grundbuch als Eigenthümer und Eigenbeſitz (§ 872). 

b. Zeitablauf von 30 Jahren. Berechnung §9 939 ff.; insbeſondere Anrech⸗ 
nung der Beſitzzeit des Rechtsvorgängers § 943. — Hemmung der Friſt 
durch einen vorhandenen Widerſpruch gegen die Richtigkeit der Eigenthums⸗ 
eintragung § 899 Note 2aß und b. 

6. Nicht erfordert werden Titel und guter Glaube. 

3. Wirkung der Tabularerſitzung iſt Eigenthumserwerb kraft Ge⸗ 

ſetzes und ſomit 

a. Beſeitigung des dominium sine re des bisherigen Eigenthümers, deffen 
BE ($ 985) gemäß $$ 194 f. verjährt ift; vgl. $ 194 

ote l; 

b. Befeitigung von Einwendungen aus etwaigen Mängeln des Eigenthu mô: 
erwerbes. Ein Zurückgreifen auf den lange Zeit zurückliegenden Eigen: 
thumserwerbsakt iſt nicht mehr erforderlich. 

II. Tabularerſitzung eines anderen Rechtes (Abſ. 2). 
1. Zum Beſitze des Grundſtücks berechtigt der Nießbrauch §§ 1036, 868. 
2. Beſitzſchutz genießen 
a. die Grunddienſtbarkeit § 1029; 
b. die beſchränkte perſönliche Dienſtharkeit § 1090. 
3. Das Erbbaurecht fällt gemäß § 1017 unter Abſ. 1. 
4. Nicht zugelaſſen ift die Tabularerſitzung für Vorkaufsrecht, Reallaſt, 
Hypothek⸗, Grund⸗ und Rentenſchuld. 
III. Uebergangsbeſtimmung EG. Art. 189 Abſ. 2. 


$ 901. 1. Die Nichtübereinſtimmung zwiſchen dem Grundbuch und 
der wirklichen Rechtslage kann beruhen (vgl. $ 894 Note IIIa) 

a. auf fälſchlicher Löſchung des materiell von Beſtand bleibenden Rechtes; 

b. auf Nichteintragung der außerhalb des Grundbuchs eingetretenen ding- 
lichen Rechtsänderung vgl. § 873 Note BII 2. 

2. Verjährung des Anſpruchs. 

a. Das nichteingetragene ($ 902) Recht erliſcht, wenn der Anſpruch des 
Berechtigten gegen den Eigenthümer, d. i. der Anſpruch auf Herſtellung 
des dem Rechte entſprechenden Zuſtandes verjährt ift (vgl. § 194 Note 1, 
§ 198 Note 1). Mit dem Erlöſchen des Rechtes erliſcht auch der Berich⸗ 
tigungsanſpruch aus § 894; vgl. zu § 898. 

b. Bei (nicht eingetragenen § 902) Erbbaurechten und Dienſtbarkeiten be⸗ 
ginnt die Verjährung mit der Fälligkeit des Nutzungsanſpruchs ($5 1012, 
1018, 1030, 1090), bei der Hypothek und Grundſchuld mit der Fälligkeit 
des Anſpruchs auf Zahlung aus dem Grundſtücke (88 1113, 1191, 1199). 

c Für den Geſammtanſpruch aus Rechten, welche lediglich Anſprüche auf 
wiederkehrende Leiſtungen gewähren (Reallaſten § 1105, Rentenſchuld 
$$ 1199 ff.) ift eine Regelung der Verjährung nicht erfolgt (vgl. Entw.! 
§ 160); aber auch hier wird die Fälligkeit des Anſpruchs, die Befriedigung 
aus dem Grundſtücke beanſpruchen zu können, entſcheidend fein müſſen. 

d. Zu beachten ift, daß — abgeſehen von den Anſprüchen auf Rückſtände 
wiederkehrender Leiſtungen und Schadenserſatz — na ch § 902 Anſprüche 
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§ 902. Die Anſprüche aus eingetragenen Rechten unterliegen XVI. Unverjahcbarteit von 


nicht der Verjährung. Dies gilt nicht für Anſprüche, die auf Rück⸗ 
ſtände wiederkehrender Leiſtungen oder auf Schadenserſatz gerichtet ſind. 

Ein Recht, wegen deſſen ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit des 
Grundbuchs eingetragen iſt, ſteht einem eingetragenen Rechte gleich. 


Dritter Abſchnitt. 
Eigenthum. 


aus eingetragenen oder durch Widerſpruch geſicherten Rechten 
nicht verjähren. 

e. Die Ueberbau⸗ und Nothwegrenten find Ausflüſſe des Eigenthums an 
dem rentenberechtigten Grundſtück (vgl. zu § 924) und verjähren deshalb 
nicht, ſolange dieſes Eigenthum eingetragen iſt (§ 902). 

3. Wegen Aufgebot und Ausſchließung der unbekannten Realberechtigten 

gl. zu § 902 Note 6. 


§ 902. 1. Gegenüber der allgemeinen Verjährungsvorſchrift des § 194 
bildet § 902 eine Ausnahme. . 

2. Die Vorſchrift des § 902 bezieht ſich nur auf Anſprüche aus einge⸗ 
tragenen oder durch Widerſpruch (F 899) geſicherten Rechten. Zur 
Ausſchließung der Verjährung genügt, daß das Recht eingetragen oder 
durch Widerſpruch geſichert iſt, auch wenn die Perſon des Berechtigten aus 
dem Grundbuche nicht erſichtlich iſt. Durch § 902 iſt alſo auch der nicht 
eingetragene Erbe geſchützt, wenn das auf ihn übergegangene Recht feines 
Erblaſſers für dieſen eingetragen oder durch Widerſpruch gefichert ift. 

3. Zu den Anſprüchen aus dem Eigenthume gehören auch die Renten⸗ 
anſprüche bei Ueberbau und Nothweg vgl. zu § 901. 2e und zu § 924. 

4. Der Verjährung nicht entzogen ſind 
a. die Anſprüche auf Rückſtände wiederkehrender Leiſtungen, z. B. 

Zinſen, Renten, Einzelleiſtungen auf Grund einer Reallaſt oder einer 

90% eg (vgl. § 197) oder auf Schadenserſatz (§§ 275 ff., 823 ff., 

989). 

b. Der Anſpruch auf Beſeitigung der eine eingetragene Grunddienſtbarkeit 

beeinträchtigenden Anlage § 1028. 

5. Nicht unter § 902 fallen 
a. der durch Vormerkung geſicherte Anſpruch, SS 883 ff.; : 

b. die durch Hypothek geſicherte perſönliche Forderung; vgl. hierzu § 223. 

6. Aufgebot des unbekannten Berechtigten, welcher ſeit zehn Jahren ſein 
Recht nicht ausgeübt hat, und Ausſchließung deſſelben mit dem Rechte aus 
a. Hypothek, Grund: und Rentenſchuld §§ 1170, 1192; 

b. Vormerkung § 887; 
„Vorkaufsrecht § 1104; 
d. Reallaſt § 1112. 


1. Gegenſtand des Eigenthums ift nur eine körperliche Sache (§§ 90 ff.). 
Vgl. auch Horb. zum III. Buche Note A. — Bei Sachinbegriffen (vgl. § 90 
Note III4) Quot res tot dominia. — Kein Sondereigenthum an weſentlichen 
Beſtandtheilen $$ 93, 946 ff. 

2. Die Fähigkeit, Eigenthümer zu ſein, iſt ein Theil der allge⸗ 
u at ($ 1). Wegen Beſchränkungen dieſer Fähigkeit vgl. 
` ote Il. 

3. Internationales Privatrecht. Für den Inhalt des Eigenthums 
wird von der herrſchenden Meinung die lex rei sitae für bewegliche und 
unbewegliche Sachen angenommen. Im Uebrigen vgl. zu EG. Artt. 7 ff. 

4. Uebergangsbeſtimmungen. Vgl. EG. Artt. 181, 182. 


Anſprüchen aus ein- 
getragenen oder durch 
Widerſoruch geſchüß⸗ 
len Rechlen. 


Vorbemerkung zum 
III. Abſchnitt. 
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. Inhalt des Eigenthums 
überhaupt. 
1. Konſolidationslage. 


Erſter Titel. 
Inhalt des Eigenthums. 
§ 903. Der Eigenthümer einer Sache kann, ſoweit nicht das 


Bermutiung der Sre Gesetz oder Rechte Dritter entgegenftehen, mit der Sache nach Be⸗ 
lieben verfahren und Andere von jeder Einwirkung ausſchließen. 


8 903. A. Die Begriffsmerkmale des Eigenthums. 
Die Faſſung des § 903 bringt als Begriffsmerkmale des Eigenthums zum 


Ausdrucke 


J. 


II. 


die für das Eigenthum begründete Konſolidationslage. Die dem Eigen⸗ 
thümer als ſolchem zuſtehende unbeſchränkte Macht iſt nur ſoweit be⸗ 
ſchränkt, als das Geſetz oder Rechte Dritter entgegenſtehen. Sobald eine 
derartige Beſchränkung fortfällt, tritt von ſelbſt wieder die Geltung der 
Regel, daß der Eigenkhümer mit der Sache nad) Belieben verfahren und 
Andere von jeder Einwirkung ausſchließen kann, ein (Konſolidation des 
Eigenthums). Vgl. § 1017 Note 4. 
die Vermuthung für die Freiheit des Eigenthums. Wer gegenüber der 
Regel, daß der Eigenthümer mit der Sache nach Belieben verfahren und 
Andere von jeder Einwirkung ausſchließen kann, eine Einſchränkung be- 
hauptet, hat das Vorliegen der Einſchränkung in dem von ihm behaup⸗ 
teten Umfange zu beweiſen (vgl. Zur Auslegung des BGB. ©. 3). Dies 
iſt Biol für das richtige Verſtändniß der folgenden Paragraphen und 
für die Vertheilung der Beweislaſt. 
B. Die Ausübung des Eigenthums. 
I. Geſetzliche Beſchränkungen. 
1. Allgemeine das Eigenthum (an beweglichen und an unbeweglichen) 


Sachen beſchränkende Geſetze: 


a. 
b. 
0. 
d. 


e. 


a. 


C. 


Chikaneverbot § 226; vgl. auch § 826; 

Recht der Nothwehr und Selbſthülfe SS 227 ff.; 

Nothſtandsrecht des § 904; 

Einſchränkungen im öffentlichen Intereſſe Ech. Artt. 52—54; Landesge⸗ 

ſetzlicher Vorbehalt EG. Art. 109; Beſchränkung des Eigenthums im 

öffentlichen Intereſſe in Anſehung thatſächlicher Verfügungen EG. 

Art. 111. Uebrigens ift unter „Geſetz“ im Sinne des § 903 (vgl. Ech. 

Art. 2) jede Rechtsnorm zu verſtehen, ſo daß auch die nach der Landes⸗ 

397290 9 zuläſſigen Polizeiverordnungen hierunter fallen. Vgl. DVG. 
10. 


die Vorſchriften über unerlaubte Handlungen §§ 823 ff. 
2. Das Grundſtückseigenthum insbeſondere beſchränkende Geſetze: 
Reichsrecht: 
a. die Vorſchriften der 99 905—924; 
B. das Recht der Aufſuchung und Wegſchaffung einer auf einem fremden 
Grundſtücke befindlichen Sache $$ 867, 1005; 


Landesgeſetzliche Vorbehalte, insbeſondere: 


a. Einſchränkungen zu Gunſten der Nachbarn auf Grund des landes⸗ 
geſetzlichen Vorbehalts EG. Art. 124; 

3. Beſchränkung des Eigenthümers in Anſehung der rechtlichen Ber: 
fügung EG. Arit. 115, 116, 117, 119. 

Aus der Landesgeſetzgebung: 


Preussen Domänen § II ff. II. 14 ALR. Edikt u. Hausgeſetz v. 17. Dez. 


| 1808 6, Nov. 1809 über die Veräußerung der Domänen 
(J. C. C. 12. 883). Kgl. Verordn. v. 9. März 1819 über 
die rechtl. Natur der Domänen in den neuen und wieder 
erworbenen Provinzen (GS. S. 73). Kgl. Verordn. v. 5. Juli 
1867 betr. die rechtl. Natur u. ſ. w. der Domänen in den 
neu erworbenen Gebietstheilen (GS. S. 1182). 
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§ 904. Der Eigenthümer einer Sache ift niht berechtigt, die 
Einwirkung eines Anderen auf die Sache zu verbieten, wenn die Ein⸗ 
wirkung zur Abwendung einer gegenwärtigen Gefahr nothwendig und 
der drohende Schaden gegenüber dem aus der Einwirkung dem Eigen⸗ 
thümer entſtehenden Schaden unverhältnißmäßig groß iſt. Der Eigen⸗ 
thümer kann Erſatz des ihm entſtehenden Schadens verlangen. 


Preussen | Geſetzliche Verfügungsbeſchränkungen des Eigenthümers bei Be⸗ 
nutzung von Waldgrundſtücken. Gef. v. 6. Juli 1875 betr. 
Schutzwaldungen (O8, S. 416). Gef. v. 14. Marz 1881 

über gemeinſchaftliche Holzungen (GS. S. 261). 

— Anerbenrecht vgl. Anm. zu Art. 64 EG. z. BGB. 

— Oeffentlich⸗rechtliche Beſchränkungen des Eigenthums (vgl. Artt. 
109 ff. EG. z. BGB.) §§ 33 82, 96—117 1.8 ALR., vgl. 
auch § 57 II. 15 ALR. (Leinpfad). 

t> Nachbarrechtliche Beſchränkungen des Eigenthums. SS 102 ff. 
18 ALR. Artt. 23, 24 AG. z. BGB. Waſſerrecht vgl. 
Anm. 1 zu Art. 65 EG. z. BGB. 

II. Rechte Dritter. Das BGB. läßt weder getheiltes Eigenthum (Ober⸗ 
und Nutzungseigenthum, vgl. indeß Uebergangsbeſtimmungen EG. Art. 181 
Abſ. 2), noch vererbliche oder veräußerliche Nutzungsrechte zu. Begrenzte 
Rechte an der Sache ſind nur zu einem beſchränkten Zwecke auf begrenzte 
Dauer und unter Feſtſetzung des Maximalinhalts zugelaſſen; vgl. §§ 1012, 
1014, 1018, 1061, 1090 Abſ. 2. Vgl. Borb. zum III. Buche Note C. 


§ 904. 1. § 904 ſtellt eine Ausnahme von der Regel des § 903 dar; 
vgl. § 903 Note A II. Wer auf Grund des 8 904 die Nichtberechtigung des 
Eigenthümers, eine Einwirkung auf ſeine Sache zu verbieten, behauptet, hat 
die Vorausſetzungen der Ausnahme darzuthun. 

2. Die abzuwendende Gefahr kann entweder dem Eingreifenden oder einem 
Dritten drohen, ſich auf die Perſon oder das Vermögen beziehen, verſchuldet 
oder unverſchuldet ſein. 

3. Wegen des Verhältniſſes von § 904 zu § 228 vgl. daſelbſt Note 3. 

4. Der Schadenserſa tzanſpruch des Eigenthümers. 

a. Der Schadenserſatzanſpruch (YY 249 ff.) des Eigenthümers ift unabhängig 
von Verſchulden. Der Eigenthümer hat nur die Thatſache des Eingriffs 
in ſein Eigenthum, das Vorhandenſein des Schadens in dem in Anſpruch 
genommenen Umfang und den Kauſalzuſammenhang zwiſchen Eingriff 
und Schaden darzuthun. A — B z ö Ban 

b. Schadenserſatzpflichtig ift der Eingreifende; indeß wird die Thätigkeit 
desjenigen, der auf Weiſung eines Anderen, zu welchem er in einem 
dem § 855 entſprechenden Abhängigkeitsverhältniſſe ſteht, auch eine un⸗ 
mittelbare Schadenserſatzpflicht des Prinzipals begründen. Vgl. Titel- 
vorb. vor § 164 Note BII 2b. 

e. Die Verjährung des Schadenserſatzanſpruchs erfolgt gemäß § 195 in 
30 Jahren; § 852 iſt, da eine unerlaubte Handlung nicht vorliegt, nicht 
anwendbar. 

5. Wer zu Gunſten eines Dritten ſelbſtändig in fremdes Eigenthum ein⸗ 
greift, hat einen Erſatzanſpruch gegen den Begünſtigten nach allgemeinen 
Vorſchriften. Vgl. Geſchäftsführung ohne Auftrag §§ 677 ff., 683. 

6. Der Eingriff in fremdes Eigenthum iſt, wenn die Vorausſetzung des 
$ 904 vorliegt, nicht verbotene Eigenmacht ($ 858). 

7. Der Eigenthümer, welcher den nach $ 904 gerechtfertigten Eingriff ab⸗ 
wehrt, befindet ſich nicht im Falle der Nothwehr (§ 227); er iſt ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig gemäß § 823 Abſ. 2. 

8. Entſprechende Anwendbarkeit des § 904. Obwohl die Vorſchrift 


2. Einſchränkung des 
Eigenthumsinhalts 
gegenüber fremdem 
Nothſtande. 


II. Das Eigenthum an 
Grundſtücken. 
1. Begrenzung nach Höhe 
und Tiefe. 


2. Zuläſſige Einwirkun⸗ 
gen auf fremde Grund⸗ 
ſtiſcke (Immiſſionen) 
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§ 905. Das Recht des Eigenthümers eines Grundſtücks erſtreckt 
ſich auf den Raum über der Oberfläche und auf den Erdkörper unter 
der Oberfläche. Der Eigenthümer kann jedoch Einwirkungen nicht 
verbieten, die in ſolcher Höhe oder Tiefe vorgenommen werden, daß 
er an der Ausſchließung kein Intereſſe hat. 

§ 906. Der Eigenthümer eines Grundſtücks kann die Zuführung 
von Gaſen, Dämpfen, Gerüchen, Rauch, Ruß, Wärme, Geräuſch, Er⸗ 
ſchütterungen und ähnliche von einem anderen Grundſtück ausgehende 
Einwirkungen inſoweit nicht verbieten, als die Einwirkung die Be⸗ 
nutzung ſeines Grundſtücks nicht oder nur unweſentlich beeinträchtigt 
oder durch eine Benutzung des anderen Grundſtücks herbeigeführt 
wird, die nach den örtlichen Verhältniſſen bei Grundſtücken dieſer 
Lage gewöhnlich iſt. Die Zuführung durch eine beſondere Leitung 
ift unzulaſſig. 


des § 904 nur für das Eigenthum ausgeſprochen iſt, hat ſie denn och für die 
anderen Rechte an Sachen und für den Beſitz Geltung. 

9. Eingriffe in fremdes Eigenthum zur Rettung von Menſchenleben aus 
Seenoth vgl. § 9 der Strand O. v. 17. Mai 1874. 

8 905. 1. Gegenüber der Regel des § 903 in Verbindung mit $ 905 
Satz 1 iſt die Beſchränkung des Eigenthums in $ 905 Satz 2 die Ausnahme. 
Wer ſich auf dieſelbe beruft, muß ihre Vorausſetzungen darthun. Dabei 
genügt der Nachweis, daß nach objektiver Beurtheilung ein Intereſſe des 
Eigenthümers an der Ausſchließung nicht vorliegt. Will der Eigenthümer 
ein etwa vorhandenes individuelles Vermögens⸗ oder Affektionsintereſſe 
geltend machen, ſo iſt er beweispflichtig. Gegen Mißbrauch ſchützt das 
Chikaneverbot des § 226. 

2. Befugniß der Telegraphenverwaltung zur Führung von Fele- 
graphenlinien durch den Luftraum über den Grundſtücken. Vgl. Telegraphen⸗ 
wege⸗Geſetz v. 18. Dezember 1899 (RG Bl. S. 705), abgedruckt 3 302 ff. 

3. Waſſerrecht EG. Art. 65. — Bergrecht Ec. Art. 67. Abgrenzung des 
Grundeigenthums und der Bergwerksberechtigung RG. 28 152. 

§ 906. I. Inhalt der Vorſchrift. 

7. Nach der Vorſchrift des § 903 kann der Eigenthümer Andere von jeder 
Einwirkung ausſchließen, d. h. er kann jede körperliche Einwirkung auf fein 
Grundſtück verbieten. Dieſe Vorſchrift bleibt maßgebend, ſoweit nicht Aus⸗ 
nahmen feſtgeſetzt ſind. Eine Ausnahme läßt § 906 nur für die mittelbare 
Immiſſion von Imponderabilien zu (außer den in § 906 aufgeführten, z. . 
Staub, vagirende elektriſche Ströme). Nicht unter § 906 fällt z. B. das 
Eindringen von Thieren (Bienen, Hausthieren, Federvieh), von Flüſſigkeiten, 
welche nicht in der Luft ſuspendirt ſind, das Eindringen von Steinen aus 
einem Steinbruche. Derartige Immiſtonen kann der beeinträchtigte Eigen⸗ 
thümer ſchlechthin verbieten, § 1004. 

2. Die Anwendbarkeit des vorbehaltenen Landesrechts kann in Frage kom⸗ 
men, fo insbeſondere auf dem Gebiete des Berg, und Waſſerrechts. Die 
Verunreinigung eines Privatfluſſes iſt kein waſſerrechtlicher Thatbeſtand, 
ſondern unterſteht den Vorſchriften des BGB. IW. 1901 S. 52. — Ent⸗ 
ziehung des Mahlwindes als Bergſchaden RG. Seuff. 57 106. 

3. Eine Benutzung des Nachbargrundſtücks, welche ohne über die Grenzen 
dieſes Grundſtücks hinauszuwirken, den Werth der Nachbargrundſtücke be⸗ 
einträchtigt, kann, wenn nicht etwa die Thatbeſtände der §§ 226, 823, 826 
vorliegen, nicht unterſagt oder als Grundlage für einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch genommen werden; vgl. RG. JW. 1902 Beilage S. 211 (Petroleum 
Raffinerie). Dagegen Unterſagung des Bordellbetriebs auf dem Nachbar⸗ 
grundſtück, vgl. § 823 Note B IV, § 821 1e; RG. 38 379, 50 227. 
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II. Die Klage des Eigenthümers. Die Klage des beeinträchtigten Eigen⸗ 
thümers ift die negatoriſche Eigenthumsklage (F 1004), wo zu vergleichen. 

1. Kläger iſt der beeinträchtigte Eigenthumer § 1004; Miteigenthümer 
$ 1011; Erbbauberechtigter § 1017; Grunddienſtbarkeitsberechtigter § 1027; 
Nießbraucher $ 1065; der aus der perſönlichen Dienſtbarkeit Berechtigte 
$$ 1090, 1027; Hypotheken⸗ (Grundſchuld⸗, Rentenſchuld⸗)gläubiger §§ 1134, 
1192, 1199. — Miether und Pächter, für welche die ſtörende Einwir⸗ 
kung als Gewährsmangel aus §§ 537 ff., 545 in Frage kommen kann, haben 
zwar keinen petitoriſchen Anſpruch gegen den Störer, wohl aber unter Um⸗ 
ee die Beſitzſtörungsklage (§§ 868, 858, 862), gegen den Mitmiether 
§ 865. 


2. Beklagter ift der Störer ($ 1004) ohne Rückſicht darauf, ob er 
Eigenthümer des Grundſtücks, von welchem aus die Einwirkung erfolgt, iſt 
oder nicht. Vgl. RNG. 45 298, Gruchot 38 952. Die Störung kann auch 
darin beſtehen, daß der Beklagte die ſtörende Handlung eines Dritten duldet, 
dem gegenüber ihm ein Unterſagungsrecht zuſteht (3. B. Störungen durch den 
Miether des Beklagten (vgl. § 550 Note 2) oder dem er die ſtörende An- 
lage zur Benutzung geſtellt hat (3. B. Störungen durch unſachgemäße Be⸗ 
nutzung einer ſtädtiſchen Kanaliſation durch einzelne Bürger RG. 47 162. 
IW. 1901 S. 51, Seuff. 57 17. p 

3. Klagantrag und Urtheilstenor. Die Klage geht zunächſt nur 
auf Beſeitigung der Störung und bei Beſorgniß weiterer Störung auch auf 
Unterlaſſung ($ 1004). Schadenserſatz kann — abgeſehen von den Fällen 
zu b — nur gemäß 8$ 823 ff. oder nach rechtskräftiger Verurtheilung gemäß 
§ 283, CPT. § 893 beanſprucht werden. 

a. Nach dem Rechte des BGB. kann nur Beſeitigung der Störung, 
nicht Herſtellung beſtimmter Einrichtungen verlangt werden. Das Ur⸗ 
theil hat lediglich feſtzuſtellen, was der Beklagte zu unterlaſſen hat. In 
der Zwangsvollſtreckung (CPO. § 890) ift alsdann von Fall zu Fall zu 
prüfen und zu entſcheiden, ob die konkrete Beläſtigung über das im Ur⸗ 
theile feſtgeſetzte Maß hinausgeht, vgl. RG. Gruchot An 1096 D. Igtg. 
1900 S. 441, JW. 1900 8418, RG. 37 174, 40 184. Gänzliche Bez 
ſeitigung der Anlage kann, abgeſehen von dem Falle des § 907, nur 
dann verlangt werden, wenn ohne dieſe Maßregel die unzuläſſige Ein⸗ 
wirkung nicht gehoben werden kann (RS. JW. 1900 S. 639 f., Störung 
durch Anlage einer öffentlichen Bedürfnißanſtalt). 

b. Sonderrechtliche Beſchränkung des negatoriſchen Anſpruchs dahin, daß 
nicht Beſeitigung der Störung, ſondern nur Schadenserſatz gefordert 
werden kann in den zu 2—1 aufgeführten Fällen. Auf dieſen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch, der nicht auf unerlaubter Handlung beruht, finden die 
Vorſchriten des 25. Titels nicht unmittelbare Anwendung; entſprechende 
Anwendung zum Theil nicht ausgeſchloſſen. Vgl. die Ablehnung ent⸗ 
ſprechender Anwendung der Vorſchriften über Geſammthaftung mehrerer 
Mitthäter in RG. IW. 1901 S. 260°. 1 
. GewO. § 26 und dazu RG. 37 172, 40 15%, 47 99, 49 85. JW. 1901 

S. 111%. 5 26 bezieht fih nur auf die unter § 16 GewO. fallenden 
gewerblichen Anlagen, vgl. RG. IW. 1900 ©. 336 7. 

‚GewO. § 26. Soweit die bestehenden Rechte aur Abwehr benachtheiligender 
Einwirkungen, welche von einem Grundstücke aus auf ein benachbartes Grund- 
stück geübt werden, dem Eigenthümer oder Besitzer des letzteren eine Privatklage 
Yewähren, kann diese Klage einer mit obrigkeitlicher Genehmigung errichteten 
Jewerblichen Anlage gegenüber niemals auf Einstellung des Gewerbebetriebes, son- 
dern nur aur Herstellung von Einrichtungen, welche die benachtheiligende Einwir- 
"ung ausschliessen, oder, wo solche Einrichtungen unthunlich oder mit etnem gehöri- 
en Betriebe des Gewerbes unvereinbar sind, auf Schadloshaltuny gerichtet werden. 

8. Bei Eiſenbahn⸗, Dampfſchiffahrts⸗ und ähnlichen Verkehrsunter⸗ 
nehmungen vgl. EG. Art. 125. Vgl. auch ES. Art. 109 und RG. 7 
266, 32 283; KG. Jahrb. 21 A 311. 


$ 906. 


3. Vorbeugender Schutz 
gegen Herſtellung und 


Beſtand ſtörender An 


lagen auf Nachbar⸗ 


grundſtilcken. 
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§ 907. Der Eigenthümer eines Grundſtücks kann verlangen, daß 
auf den Nachbargrundſtücken nicht Anlagen hergeſtellt oder gehalten 
werden, von denen mit Sicherheit vorauszuſehen iſt, daß ihr Beſtand 
oder ihre Benutzung eine unzuläſſige Einwirkung auf ſein Grundſtück 
zur Folge hat. Genügt eine Anlage den landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
die einen beſtimmten Abſtand von der Grenze oder ſonſtige Schutz⸗ 
maßregeln vorſchreiben, ſo kann die Beſeitigung der Anlage erſt ver⸗ 
langt werden, wenn die unzuläffige Einwirkung thatſächlich hervortritt. 

Bäume und Sträucher gehören nicht zu den Anlagen im Sinne 


dieſer Vorſchriften. 


5 6 i vgl. EG. Art. 67, Pr. Berggeſetz § 8 148 ff., RG. Scuff. 
) 181. 
6. Deffentlichrechtliche Befugniß zur Störung (wgl. JW. 1900 S. 640 f.). Zu 
berückſichtigen find insbeſondere die Vorſchriften über die Unzuläſſigkeit des 
Rechtswegs, wenn die Anlage der ſtörenden Einrichtung auf einer im 
öffentlichen Intereſſe erfolgten Anordnung der zuftändigen Polizeibehörde 
erfolgt (vgl. GVG. § 13, Preuß. Gef. v. 11. Mai 1842 und hierzu NG. 
Gruchot 44 981 ff. 
4. Die Klagebegründung ſtützt fich lediglich auf das Eigenthum bzw. 
auf das beeinträchtigte Recht an dem Grundſtücke (vgl. zu 1). Vermuthung 
für den eingetragenen Eigenthümer ꝛc. § 891. 
Im Uebrigen iſt noch die Störung bzw. der Eingriff des Beklagten dar⸗ 
zuthun. Hierzu genügt aber nicht die Thatſache einer in der Vergangenheit 
abgeſchloſſen vorliegenden Beſchädigung des Eigenthums, andererſeits ift 
nicht erforderlich, daß der Störer ein Recht zur Störung in Anſpruch nimmt, 
vielmehr iſt es für die Klage ausreichend, wenn die Störung ſich trotz Pro⸗ 
teſtes des Eigenthümers wiederholt. RG. Gruchot 44 109. 
5. Einwendungen des Beklagten. 
a. Einwendungen aus $ 1004 Abſ. 2: Verpflichtung des Klägers zur Dul- 
dung, z. B. weil er ſich durch Verkauf eines Theiles ſeines Grundſtücks 
zu einem beſtimmten Unternehmen den aus dieſem für ſein Reſt⸗ 
grundſtück entſtehenden Nachtheilen unterworfen habe; RG. 29 268. 
b. Einwendungen aus $ 906: Es handelt ſich lediglich um Einwirkungen 
der in § 906 bezeichneten Art (vgl. zu I) und 
a. die Einwirkung beeinträchtigt die Benutzung des klägeriſchen Grund⸗ 
ſtücks nicht oder nur unweſentlich oder 

3. die Einwirkung beeinträchtigt zwar das klägeriſche Grundſtück weſent⸗ 
lich, iſt aber durch eine nach den örtlichen Verhältniſſen (ihrer Art 
und ihrem Grade nach „inſoweit“) gewöhnliche Benutzung des beein⸗ 
trächtigenden Grundſtücks herbeigeführt; vgl. RG. IW. 1900 S. 890. 

6. Replik. Gegen die Einwendungen zu 5b a und ß hat Kläger die 
Replik, daß die Zuführung durch eine beſondere Leitung erfolgt. 

III. Die thatſüächliche Abwehr. 

Die thatſächliche Abwehr wird dem beeinträchtigten Eigenthümer durch 
§ 906 nicht verwehrt; z. B. durch Zurückſtauung des eindringenden Rauches 
mittelſt Errichtung von Schutzwänden 2c. 

§ 907. 1. Ohne die Vorſchrift des § 907 würde dem beeinträchtigten 
Eigenthümer nur der negatoriſche Anſpruch aus 8 1004, und zwar nach 
Eintritt der unzuläſſigen Einwirkung mit dem Inhalte der Beſeitigung 
der Beeinträchtigung bzw. Unterlaſſung derſelben zuſtehen. § 907 er“ 
weitert den Schutz des Eigenthums nach zwei Richtungen, durch Gewährung 
a. 905 5 Schutzes gegen unzuläſſige Einwirkungen (8$ 903, 

+ * 

b. des — unverjährbaren § 924 — Anſpruchs auf Beſeitigung der An’ 

lage (nicht nur auf Nichtbenutzung derſelben), ſelbſt wenn bei Nichtbe⸗ 
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§ 908. Droht einem Grundſtücke die Gefahr, daß es durch den 
Einſturz eines Gebäudes oder eines anderen Werkes, das mit einem 
Nachbargrundſtücke verbunden iſt, oder durch die Ablöſung von 
Theilen des Gebäudes oder des Werkes beſchädigt wird, ſo kann 
der Eigenthümer von demjenigen, welcher nach dem § 836 Abſ. 1 
oder den $$ 837, 838 für den eintretenden Schaden verantwortlich 
ſein würde, verlangen, daß er die zur Abwendung der Gefahr er⸗ 
forderliche Vorkehrung trifft. 


nutzung die Beeinträchtigung fortfällt z. B. Anlage einer Kanaliſation, 

einer auf einen Privatweg einmündenden Straße, wenn die Benutzung 

eine unzuläſſige Einwirkung auf das fremde Eigenthum darſtellt, 

vgl. JW. 1901 S. 52, OLG. 2 345. 

2. Zur Begründung der Klage müſſen die Vorausſetzungen des Satz 1 
dargethan werden. Die Vorſchrift bezieht ſich nicht auf Anlagen, die ſich 
ſtreng auf der Grundfläche des Nachbargrundſtücks halten, ſondern nur auf 
ſolche, die unmittelbar und poſitiv, ſei es ſelbſtthätig, ſei es unter menſch⸗ 
lichem Dazuthun mittelſt Immiſſionen greifbarer oder doch ſinnlich wahr⸗ 
nehmbarer Stoffe die Grenze überſchreiten oder zu überſchreiten drohen. 
Daher rechtfertigt z. B. die Entziehung des Lichtes durch eine Anlage, die 
Erhöhung des Straßendamms 2c. nicht die Anwendung des § 907; KG. JW. 
1902 Beil. S. 233. 

Als unzuläffige Einwirkung ($ 906) iſt weiter nicht erachtet worden die 
den Werth eines Grundſtücks mindernde Feuer⸗ oder Exploſionsgefährlichkeit 
einer Anlage auf dem Nachbargrundſtücke, RG. 50 225, OLG. A 55. — Folgt 
die unzuläſſige Einwirkung nicht aus dem Beſtand oder der Benutzung der 
Anlage als ſolcher, ſondern nur aus ihrem nicht ordnungsgemäßen, aber zu 
verbeſſernden Zuſtande, ſo kann nicht auf Beſeitigung der Anlage, ſondern 
nur auf Beſeitigung bzw. Unterlaſſung der Beeinträchtigung gemäß § 1004 
geklagt werden, OLG. 4 59 (nicht genügend zementirte Kloake), OLG. 4 61 
(Leichenhalle an der Grenze als unzuläſſige Anlage). 

FaR der Einwendung, daß den landesgeſetzlichen Vorſchriften 
90525 et das Hervortreten unzuläſſiger Einwirkungen ($$ 903, 905, 
g Replik. 

Bei Anlagen, welche mit der nach der GewO. erforderlichen obrigkeit⸗ 
lichen Genehmigung errichtet find, vgl. Gewd. $ 26, abgedruckt zu $ 906 5 

3. Baume und Sträucher vgl. § 910. 

4 G. Art. 124. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften, welche das Eigenthum an Grundſtücken zu Gunſten der 
Nachbarn noch anderen als den im Bürgerlichen Geſetzbuche beſtimmten 

eſchränkungen unterwerfen. Dies gilt insbeſondere auch von den Vor⸗ 
ſchriften, nach welchen Anlagen ſowie Bäume und Sträucher nur in einem 
beſtimmten Abſtande von der Grenze gehalten werden dürfen. 

Wegen der Landesgeſetzgebung vgl. zu Art. 124. 

§ 908. 1. Die Vorſchrift will vermeiden, daß der gefährdete Nachbar 
erſt den Schaden dulden und dann auf Erſatz deſſelben in Gemäßheit der 
$$ 836 ff. klagen müſſe. Vorausſetzung des Anſpruchs ijt demnach, daß bei 
Unterſtellung des Eintritts einer durch Einſturz oder Ablöſung erfolgten 
Schädigung die übrigen Vorausſetzungen des Schadenserſatzanſpruchs aus 
98 836 ff. vorliegen. Als mangelhafte Unterhaltung wird auch die ver⸗ 
zögerte Nichtbeſeitigung eines plötzlich, z. B. durch eine Exploſion veranlaßten 
gefährlichen Zuſtandes anzuſehen ſein. 

5 2. Der — nach $ 924 unverjährbare — Anſpruch ſteht dem Eigenthümer, 
em Miteigenthümer und dem an dem gefährdeten Grundſtücke dinglich Be⸗ 
rechtigten nach den allgemeinen Vorſchriften zu; vgl. § 906 Note II I. 

3. Der Anſpruch richtet ſich in erſter Linie gegen denjenigen, der das 


4. Schutz gegen die Ge⸗ 
fahr des Einſturzes 
von nachbarlichen Ge⸗ 
bäuden ꝛc. 
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5. Beutiefung des Nadh 8 909. Ein Grundſtück darf nicht in der Weiſe vertieft werden, 
endes, daß der Boden des Nachbargrundſtücks die erforderliche Stütze verliert, 
es ſei denn, daß für eine genügende anderweitige Befeſtigung geſorgt iſt. 
6. Dinüberragen von § 910. Der Eigenthümer eines Grundſtücks kann Wurzeln eines 
Wurzeln und gweigen. Baumes oder eines Strauches, die von einem Nachbargrundſtück ein- 
gedrungen ſind, abſchneiden und behalten. Das Gleiche gilt von 
herüberragenden Zweigen, wenn der Eigenthümer dem Beſitzer des 
Nachbargrundſtücks eine angemeſſene Friſt zur Beſeitigung beſtimmt 

hat und die Beſeitigung nicht innerhalb der Friſt erfolgt. 
Dem Eigenthümer ſteht dieſes Recht nicht zu, wenn die Wurzeln 
oder die Zweige die Benutzung des Grundſtücks nicht beeinträchtigen. 


Gebäude oder das Werk in Ausübung eines Rechtes beſitzt, in zweiter Linie 
gegen den derzeitigen (nicht den früheren) Eigenbeſitzer des Grundſtücks, 
vgl. §§ 837, 836; neben beiden haftet der in Gemäßheit des § 838 Unter: 
haltspflichtige. Hat der hiernach Verpflichtete einen geſetzlichen Vertreter, 
vgl. § 823 Note C V. 

§ 909. 1. Durch $ 909 wird nicht nur ein Verbietungsrecht gegen die 
Vornahme der Vertiefung gegeben, ſondern der Eigenthümer des gefährdeten 
Grundſtücks auch berechtigt, die Beſeitigung des dauernden, gegen § 909 ver: 
ſtoßenden Zuſtandes zu verlangen. Beklagter iſt im letzteren Falle der 
Störer (§ 1004), d. h. derjenige, durch deſſen Willen der mit dem Rechte des 
Klägers in Widerſpruch ſtehende Zuſtand aufrecht erhalten wird, alſo der 
jeweilige Beſitzer des Grundſtücks (vgl. §§ 908, 836 Abſ. 1, 3; 837). 
Seuff. 56 356, OLG. 4 62. — Für den Schadenserſatzanſpruch, der fid) nach 
§§ 823 ff. richtet, ift zu beachten, daß die Vorſchrift des § 909 ein Shug- 
geſetz i. S. des § 823 Abſ. 2 enthält, fo auch RG. IW. 1902 Beil. S. 231. 
OLG. Caſſel knüpft an die objektive Zuwiderhandlung — ohne Rückſicht 
auf Verſchulden — die Schadenserſatzpflicht JW. 1902 S. 390. 

2. Iſt die Einwirkung, d. i. der Nachſturz mit Sicherheit vorauszuſehen, 
fo findet $ 907 Anwendung. 

3. Der die Vertiefung verbietende Nachbar iſt gegenüber den Regeln 
der §§ 903, 905 für die Vorausſetzungen ſeines Verbietungsrechts beweis⸗ 
pflichtig. Die Behauptung genügender anderweiter Befeſtigung iſt Replik. 

4. Erhöhungen ſind nach § 907 zu beurtheilen. 

5. Wegen weitergehender landesgeſetzlicher Vorbehalte val. EG. Art. 124. 

6. Ueber Nivellementsänderungen an ſtädtiſchen Straßen vgl. 
RG. 37 253 ff. Das daſelbſt angenommene vertragsmäßig begründete ſervi⸗ 
tutariſche Recht des Anliegers an der Straße kann zwar nach Inkrafttreten 
des BGB. (vgl. EG. Art. 189) als dingliches Recht nur durch Eintragung 
in das Grundbuch (§ 873) begründet werden. Vgl. indep EG. Artt. 113, 
124, 128 und GO. § 90. Uebergangsbeſtimmung EG. Artt. 184, 187. Oft 
wird die obligatoriſche Verpflichtung des Straßeneigenthümers für die 
Geltendmachung der Rechte ausreichen. Vgl. auch § 907 Note 2. 

$ 910. 1. Die dem Eigenthümer — und dem dinglich Berechtigten (vgl. 
§ 906 Note II I) — des beeinträchtigten Grundſtücks nach allgemeinen 
Grundſätzen ($$ 903, 905, 1104) zuſtehende negatoriſche Klage auf Beſeiti⸗ 
gung der Beeinträchtigung wird durch die Sonderregelung des § 910 aus⸗ 
geſchloſſen; vgl. Prot. III S. 142 f., OLG. 2 141. 

2. Die Ausübung des in § 910 gegebenen Selbſthülferechts iſt nur dann 
nicht widerrechtlich, wenn alle Vorausſetzungen vorliegen. Bei Widerrecht⸗ 
lichkeit, die auch im Falle der Chikane ($ 226) vorliegt, tritt Schadenserſatz⸗ 
pflicht gemäß SS 823 ff. ein; auch darf der widerrechtlich Eingreifende die 
abgeſchnittenen Zweige und Wurzeln nicht behalten. 

3. Daß eine Beeinträchtigung nicht ſtattgefunden hat (Abſ. 2), hat der⸗ 
jenige, der ſich darauf beruft, zu beweiſen. 
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§ 911. Früchte, die von einem Baume oder einem Strauche 
auf ein Nachbargrundſtück hinüberfallen, gelten als Früchte dieſes 
Grundſtücks. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn das 
Nachbargrundſtück dem öffentlichen Gebrauche dient. 

§ 912. Hat der Eigenthümer eines Grundſtücks bei der Cr- 
richtung eines Gebäudes über die Grenze gebaut, ohne daß ihm 
Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fallt, ſo hat der Nachbar 
den Ueberbau zu dulden, es ſei denn, daß er vor oder ſofort nach 
der Grenzüberſchreitung Widerſpruch erhoben hat. 

Der Nachbar iſt durch eine Geldrente zu entſchädigen. Für die 
Höhe der Rente iſt die Zeit der Grenzüberſchreitung maßgebend. 


4. Angemeſſene Friſtbeſtimmung vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4f. Ber 
weislaſt daſelbſt Note d. — Die Friſt iſt, wenn Sonderbeſitz (bzw. Sonder⸗ 
eigenthum Ech. Art. 181) an den Bäumen beſteht (vgl. § 865 Note 2), 
dem Beſitzer bzw. Eigenthümer des Baumes zu ſetzen. Die Setzung einer 
Friſt in der Periode des Wachsthums iſt unter Umſtänden nur angemeſſen, 
wenn dies durch das Intereſſe des Setzenden gerechtfertigt wird. 

5. Baum oder Strauch auf der Grenze § 923. 

6. Auch Waldgrundſtücken gegenüber gilt an ſich § 910. Uebergangs⸗ 
vorſchrift indeß EG. Art. 183. 

7. Obſtbäume. Landesgeſetzlicher Vorbehalt EG. Art. 122. 


§ 911. 1. Vor der Trennung ift ein Sonderrecht an den Früchten gemäß 
§§ 93 f. nicht möglich. 

2. Nach der Trennung gelten die übergefallenen Früchte als Frucht des 
Nachbargrundſtücks, auf welches ſie gefallen ſind (Ueberfallsrecht). Sind die 
Früchte auf ein dem öffentlichen Gebrauche dienendes Grundſtück gefallen, 
ſo ſind ſie für die Frage des Fruchterwerbes ebenſo zu beurtheilen, wie die 
Früchte, welche unmittelbar in das Grundſtück, zu welchem der Baum ge⸗ 
922 Tor find, Für den Eigenthumserwerb an den Früchten $$ 953 
U 


$ 912. 1. Der Ueberbauende hat die Abweſenheit von Vorſatz und grober 
Fahrläſſigkeit (vgl. Borb. zu §§ 823 ff. Note C. II. 1) darzuthun. Ueberbau 
urch den Bauausführenden als Grund für die nicht zu vertretende Unkennt⸗ 
niß des Eigenthümers RG. 47 115, JW. 1901 S. 52. — Ueberbau im Be- 
wußtſein der Grenzüberſchreitung ſchließt den Schutz des § 912 aus, auch 
wenn der Ueberbauende (3. B. in Folge von Rath oder Genehmigung der 
860 pol zetbehörde) die Ueberſchreitung für zuläſſig gehalten hat, Seuff. 
5223. 


2. Der Nachbar hat den ſofortigen Widerſpruch darzuthun. Die Unter⸗ 
laſſung rechtzeitigen Widerſpruchs ift ein objektiv wirkſamer Thatbeſtand, vgl. 
Titelvorb. vor § 186 Note 4e. Vgl. indeß RG. 38 286 ff. 

3. Nicht jedes Bauwerk (z. B. bloße Mauern), ſondern nur Gebäude, 
und auch dieſe nur, wenn bei ihrer Errichtung, nicht bei einer bloßen 
Reparatur oder ſonſtigen Veränderung (OLG. 4 65) die Grenzüberſchreitung 
ſtattgefunden hat, genießen den Schutz des § 912. 

4. Liegen die Vorausſetzungen des Schutzes aus § 912 nicht vor, ſo greift 
ig nach 8 525 1 aus $ 1004 ein. Die Schadenserſatzpflicht richtet 
na 23 ff. 

5. Liegen die Vorausſetzungen der Duldungspflicht vor, ſo iſt der Ueber⸗ 
bau in Ausübung eines (grunddienſtbarkeitsartigen) Rechtes an dem über⸗ 
bauten Grundſtück aufgeführt und ſomit nach $ 95 Abſ. 1 S. 2 nicht Be- 
ſtandtheil des Nachbargrundſtücks. 

6. Die für den überbauenden Eigenthümer gegebenen Vorſchriften 
kommen auch dem überbauenden Erbbauberechtigten zu Statten ($ 1017). 


7. Ueberfall v. Früchten. 


8. Grenzüberbau. 
a. Duldungspflicht des 
Eigenthümers. 


b. Ueberbaurente. 
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§ 913. Die Rente für den Ueberbau iſt dem jeweiligen Eigen⸗ 
thümer des Nachbargrundſtücks von dem jeweiligen Eigenthümer des 
anderen Grundſtücks zu entrichten. 

Die Rente iſt jährlich im voraus zu entrichten. 

§ 914. Das Recht auf die Rente geht allen Rechten an dem 
belaſteten Grundſtück, auch den älteren, vor. Es erliſcht mit der 
Beſeitigung des Ueberbaues. 

Das Recht wird nicht in das Grundbuch eingetragen. Zum Ver⸗ 
zicht auf das Recht ſowie zur Feſtſtellung der Höhe der Rente durch 
Vertrag iſt die Eintragung erforderlich. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften Anwendung, die für eine zu 
Gunſten des jeweiligen Eigenthümers eines Grundſtücks beſtehende 
Reallaſt gelten. 

e neberlaſſung des 8 915. Der Rentenberechtigte kann jederzeit verlangen, daß der 
n Rentenpflichtige ihm gegen Uebertragung des Eigenthums an dem 
überbauten Theile des Grundſtücks den Werth erſetzt, den dieſer Theil 
zur Zeit der Grenzüberſchreitung gehabt hat. Macht er von dieſer 
Befugniß Gebrauch, ſo beſtimmen ſich die Rechte und Verpflichtungen 

beider Theile nach den Vorſchriften über den Kauf. 

Für die Zeit bis zur Uebertragung des Eigenthums iſt die Rente 
fortzuentrichten. 


7. Wegen entſprechender Anwendung der $$ 912 ff., wenn der Ueberbau 
nicht das Eigenthum, ſondern ein anderes Recht (Grunddienſtbarkeit, Erb⸗ 
baurecht § 1017) beeinträchtigt, vgl. § 916. 

§ 913. 1. Entſchädigungsberechtigt ift nach ŞE 913 Abſ. 1, 916 derjenige, 
welcher den Ueberbau zu dulden hat, obwohl er nach dem Inhalte ſeines 
dinglichen Rechtes (Eigenthum, Erbbaurecht, Dienſtbarkeit) dem Eigenthümer 
des Gebäudes die Fläche entziehen könnte. Sind mehrere Duldungspflichtige 
dieſer Art vorhanden, ſo wird für jeden die Rente ſubjektiv nach dem Maße 
ſeiner Beeinträchtigung (§ 252) feſtgeſetzt. 

2. Vgl. EG. Art. 116. 

§ 914. 1. Zw. $ 52 Abs. 2. Das Recht auf eine der in den §§ 912 bis 
917 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Renten bleibt auch dann bestehen; 
wenn es bei der Feststellung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt ist, 

2. Die Eintragung ift nur erforderlich, um dem Verzichte bzw. der Feſt⸗ 
ſtellung der Höhe dingliche Wirkung zu geben. Ju dinglich wirkſamer 
Regelung iſt die Zuſtimmung Dritter gemäß §§ 876, 877 erforderlich. 

3. Für eine lediglich obligatoriſche Regelung iſt weder Eintragung noch 
die Zuſtimmung dritter Realberechtigter (Nr. 2) erforderlich. 

4 Reallaſt § 1105 ff. 

5. Vierjährige Verjährung rückſtändiger Rentenzahlung $ 197. Das Renten? 
recht als ſolches verjährt nicht, weil daſſelbe aus dem grundbuchlich gebuchten 
Rechte am Grundſtück (Eigenthum, Erbbaurecht, Dienſtbarkeit) fließt; vgl. 
§ 902 Note 3. 

915. 1. Mit dem einſeitigen — unverjährbaren § 924 — Verlangen 
($ 130) des Rentenberechtigten kommt ein Schuldverhältniß zwiſchen beiden 
Theilen zu Stande, auf welches die Vorſchriften über den Kauf ($$ 433 fl. 
Anwendung finden. Verpflichtung zur laſtenfreien Verſchaffung § 434. 

2. Uebertragung des Eigenthums durch Auflaſſung § 925. x 

3. (Abſ. 2.) Mit Zahlung oder Beitreibung (XE 322 Abi. 3, 274 Abſ. 2) 
des Entſchädigungskapitals hört ſelbſtverſtändlich das Recht des Empfänger 
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§ 916. Wird durch den Ueberbau ein Erbbaurecht oder eine 
Dienſtbarkeit an dem Nachbargrundſtücke beeinträchtigt, ſo finden zu 
Gunſten des Berechtigten die Vorſchriften der $E 912 bis 914 ent- 
ſprechende Anwendung. 

§ 917. Fehlt einem Grundſtücke die zur ordnungsmäßigen Be- 
nutzung nothwendige Verbindung mit einem öffentlichen Wege, ſo 
kann der Eigenthümer von den Nachbarn verlangen, daß ſie bis zur 
Hebung des Mangels die Benutzung ihrer Grundſtücke zur Herſtellung 
der erforderlichen Verbindung dulden. Die Richtung des Nothwegs 
und der Umfang des Benutzungsrechts werden erforderlichen Falles 
durch Urtheil beſtimmt. 

Die Nachbarn, über deren Grundſtücke der Nothweg führt, ſind durch 
eine Geldrente zu entſchädigen. Die Vorſchriften des § 912 Abſ. 2 
Satz 2 und der $§ 913, 914, 916 finden entſprechende Anwendung. 

§ 918. Die Verpflichtung zur Duldung des Nothwegs tritt nicht 
ein, wenn die bisherige Verbindung des Grundſtücks mit dem öffent⸗ 
lichen Wege durch eine willkürliche Handlung des Eigenthümers auf⸗ 
gehoben wird. 

Wird in Folge der Veräußerung eines Theiles des Grundſtücks 
der veräußerte oder der zurückbehaltene Theil von der Verbindung 


——ůů—kj20 
auf die Rente gegenüber dem Zahlenden auf, aber die Eigenthumsbe⸗ 
ſchränkung und die Rentenpflicht finden in dinglicher Beziehung (dem Sin⸗ 
gularſutzeſſor des Zahlungsempfängers gegenüber) erft ihre Erledigung mit 
der Eigenthumsübertragung. Gegen den Zahlungsempfänger, welcher die 
Eigenthumsübertragung nicht zu gewähren vermag, iſt entweder Schadens⸗ 
erſatzanſpruch (88 275 ff.) oder Anſpruch wegen ungerechtfertigter Bereiche: 
rung (§ 812 B II! 3) begründet. 

§ 916. 1. Vgl. zu den §§ 912—915, namentlich zu § 913. — Die ent- 
ſprechende Anwendbarkeit der $$ 912—916 auf den Fall des Ueberbaues durch 
den Grundſtückseigenthümer auf die mit einer Grunddienſtbarkeit belaſtete 
Tleilfläche ſeines Seu 1 wird im RG. 47 359 (JW. 1900 S. 891) gegen 
DLG. Hamburg (Seuff. 57 13) verneint. Vgl. auch JW. 1901 S. 546. 

Von einer entſprechenden Anwendung der SS 912 ff. kann immer nur 

dann die Rede ſein, wenn es ſich um Ueberſchreitung einer örtlich be⸗ 
ſrimmten Grundſtücksgrenze handelt; nicht auch dann, wenn der Bebau⸗ 
ung ein Verbietungsrecht nicht nur bis zu einer örtlich beſtimmten Linie, 
ſondern ſchlechthin entgegenſteht RG. 48 262. p S 

$ 917. 1. Ordnungs mäßige Benutzung, welche nicht die bisherige 
zu ſein braucht, iſt diejenige Benutzung, welche objektiv nach vernünftigem 
Ermeſſen den wirthſchaftlichen Bedürfniſſen entſpricht. 5 

2. Die Klage richtet ſich gegen diejenigen Nachbar eigenthümer (vgl. 

euff. 56 267), welche ſich der Duldung des erforderlichen Nothwegs wider⸗ 
ſetzen, und wird einen beſtimmten Antrag hinſichtlich der Richtung und 
es Umfanges zu enthalten haben. Vgl. § 749 Note 1. Unverjahrbarkeit des 
Anſpruchs & 924. 
8 3. Wegen des poſſeſſoriſchen Schutzes des Nothwegs verweiſen die 
Protokolle II. Leſung auf § 1029. 
4. Landes geſetzlicher Vorbehalt wegen Nothwegs zur Verbindung 
nes Grundſtücks mit einer Waſſerſtraße oder einer Eiſenbahn EG. Art. 123. 
Uebergangsvorſchrift. Die Vorſchriften der §§ 917 f. finden auch 
inn Anwendung, wenn die Verhältniſſe, auf welche der Anſpruch auf Ge- 
währung eines Nothwegs gegründet wird, bereits vor dem Inkrafttreten des 

Y. beſtanden. EG. Art. 181. 


S, Neumann, Handausgabe des BOB, J. 3. Aufl. 39 


ei 


da 


d. Entſprechende An⸗ 
wendung bei Erb⸗ 
baurecht u. Dienſt⸗ 
barkeit. 


9. Nothweg. 
a. Vorausſetzungen 
des Nothwegrechts. 


b. Nothwegrente. 


c. Aufhebung der big- 
herigen Verbindung 
a. durch Willkilr; 


A durch Veräuße⸗ 
rung. 
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mit dem öffentlichen Wege abgeſchnitten, ſo hat der Eigenthümer 
desjenigen Theiles, über welchen die Verbindung bisher ftattgefunden 
hat, den Nothweg zu dulden. Der Veräußerung eines Theiles ſteht 
die Veräußerung eines von mehreren demſelben Eigenthümer gehören- 
den Grundſtücken gleich. 

10 Grenzen un § 919. Der Eigenthümer eines Grundſtücks kann von dem Cigen- 

a. Kemer an lache thümer eines Nachbargrundſtücks verlangen, daß dieſer zur Errichtung 

ſtrittener Grenzen. feſter Grenzzeichen und, wenn ein Grenzzeichen verrückt oder unkennt⸗ 
lich geworden iſt, zur Wiederherſtellung mitwirkt. 

Die Art der Abmarkung und das Verfahren beſtimmen ſich nach 
den Landesgeſetzen; enthalten dieſe keine Vorſchriften, ſo entſcheidet 
die Ortsüblichkeit. 

Die Koſten der Abmarkung ſind von den Betheiligten zu gleichen 
Theilen zu tragen, ſofern nicht aus einem zwiſchen ihnen beſtehenden 
Rechtsverhältniſſe ſich ein Anderes ergiebt. 

v. Grenzverwirrung. § 920. Läßt fih im Falle einer Grenzverwirrung die richtige 
Grenze nicht ermitteln, ſo iſt für die Abgrenzung der Beſitzſtand 
maßgebend. Kann der Beſitzſtand nicht feſtgeſtellt werden, ſo iſt 
jedem der Grundſtücke ein gleich großes Stück der ſtreitigen Fläche 
zuzutheilen. 

Soweit eine dieſen Vorſchriften entſprechende Beſtimmung der 
Grenze zu einem Ergebniſſe führt, das mit den ermittelten Umſtänden, 
insbeſondere mit der feſtſtehenden Größe der Grundſtücke, nicht über- 
einſtimmt, iſt die Grenze ſo zu ziehen, wie es unter Berückſichtigung 
dieſer Umſtände der Billigkeit entſpricht. 


§ 918. Abſ. 1 ſchließt die allgemeine nachbarliche Verpflichtung zur Dul⸗ 
dung des Nothwegs aus, wenn die bisherige Verbindung willkürlich aufge⸗ 
hoben ift. (Einwendung) Eine ſolche willkürliche Handlung iſt auch die 
Theilveräußerung oder die Veräußerung eines von mehreren demſelben Eigen⸗ 
thümer gehörigen Grundſtücken. Für dieſen letzteren Fall begründet Abs. 2 
eine ſpezielle Duldungspflicht; auf dieſelbe kann obligatoriſch, nicht aber mit 
dinglicher Wirkung verzichtet werden. 

§ 919. 1. Die Vorſchrift ſetzt Unbeſtrittenheit der Grenze voraus. 
Neben dem aus dem Eigenthum als ſolchem fließenden — unverjährbaren 
8 924 — Anſpruch aus § 919 hat der Eigenthümer auch das Recht ſelb⸗ 
ſtändiger Abmarkung der Grenzen und — unter den Vorausſetzungen des 
§ 256 CVO. — der Feſtſtellungsklage auf Anerkennung derſelben. 

2. Ein für die Koſten erhebliches Rechtsverhältniß kann z. B. durch Ver⸗ 
trag oder durch eine unerlaubte Handlung des Nachbarn begründet ſein. 

3. Strafrechtlicher Schutz der Grenzſteine StGB. ŞE 274, 280. 

4. Landesgeſetzgebung. 
Preussen Grenzſtreitigkeiten §§ 362 ff. I. 17 AL R., wenn Landesgrenze 

in Betracht kommt § 33 1. 42 AGD. 
= Zuftändigfeit der Gerichte und Notare bei Abmarkungen 
Pr. FGG. Art. 31. 

Hessen AG. z BGB. Art. 90. 


§ 920. 1. Nimmt ein Eigenthümer eine beſtimmte Grenze in Anſpruch, 
fo hat er hinſichtlich des ſtreitigen Grundſtückstheils die Vorausſetzungen 
der Eigenthumsklage (Vindikation $ 985 oder negatoria $ 1004, fei es als 
Leiſtungs⸗ ſei es als Feſtſtellungsklage) inſonderheit alſo das Eigenthum 
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§ 921. Werden zwei Grundſtücke durch einen Zwiſchenraum, 
Rain, Winkel, einen Graben, eine Mauer, Hecke, Planke oder eine 
andere Einrichtung, die zum Vortheile beider Grundſtücke dient, von 
einander geſchieden, ſo wird vermuthet, daß die Eigenthümer der 
Grundſtücke zur Benutzung der Einrichtung gemeinſchaftlich berechtigt 
ſeien, ſofern nicht äußere Merkmale darauf hinweiſen, daß die Ein⸗ 
richtung einem der Nachbarn allein gehört. 

§ 922. Sind die Nachbarn zur Benutzung einer der im § 921 
bezeichneten Einrichtungen gemeinſchaftlich berechtigt, ſo kann jeder ſie 
zu dem Zwecke, der ſich aus ihrer Beſchaffenheit ergiebt, inſoweit 
benutzen, als nicht die Mitbenutzung des anderen beeinträchtigt wird. 
Die Unterhaltungskoſten ſind von den Nachbarn zu gleichen Theilen 


bis zur behaupteten Grenze darzuthun und einen beſtimmten Antrag zu 

ſtellen. Das dementſprechend ergehende Urtheil iſt nicht konſtitutiv, ſondern 

erklärt die feſtgeſtellte Grenze für die als richtig erwieſene. § 920 er⸗ 
peni den Eigenthumsſchutz hinſichtlich der Beweispflicht in doppelter Rich⸗ 

ung (a und b). 

a. Maßgeblichkeit des erwieſenen Beſitzſtandes: 

a. Kläger kann neben dem Beweiſe ſeines Eigenthums an dem Geſammt⸗ 
grundſtücke zur Begründung ſeiner Klage ſich hinſichtlich der ſtreitigen 
Fläche auf den Beſitzſtand berufen. Dem nachgewieſenen Beſitzſtande 
gegenüber hat der Beklagte die Beweislaſt für die von ihm als richtig 
in Anſpruch genommene Grenze. 

B. Als Beſitzſtand gilt der im Momente der Klageerhebung vorhandene, 
bzw. (im Falle voraufgegangener Beſitzentziehung) derjenige Beſitzſtand, 
welcher durch poſſeſſoriſche Rechtsmittel (§8 861 ff.) herbeigeführt 
werden tonnte. 

b. Die Vermuthung beſteht, daß bei nicht erwieſenem Beſitzſtande von der 
zwiſchen den erwieſenen Beſitzgrenzen übrig bleibenden Fläche zu jedem 
der betheiligten Grundſtücke ein gleich großes Stück gehört. 

2. Abſ 2 läßt eine Korrektur der durch Abſ. 1 aufgeſtellten Vermuthungen 
zu, wenn die Unrichtigkeit des Ergebniſſes durch anderweite, feſtſtehende Um⸗ 
ſtände nachgewieſen iſt. 

3. Die Methoden der Abgrenzung kommen demnach in folgender 
Reihenfolge zur Anwendung: e 
a. Abgrenzung nach Maßgabe der ermittelten Grenze (Abſ. 1 Sau 
b. Abgrenzung nach Billigkeit unter Berückſichtigung der ermittelten Um⸗ 

ſtände, insbeſondere der feſtſtehenden Größe der Grundſtücke (Abſ. 2); 

6% Abgrenzung in Gemäßheit des erwieſenen Beſitzſtandes (Abſ. 1); 

d. Abgrenzung durch Theilung der zwiſchen den erwieſenen Beſitzgrenzen 
liegenden Fläche in gleiche Theile. > r x 

0 Zu berückſichtigen iſt indeß, daß nach CPO. § 308 das Gericht keiner 

Partei etwas zuſprechen kann, was fie nicht beantragt hat. 

4. Die Unverjährbarkeit des Anſpruchs aus § 920 ergiebt § 924. 

5. Die Vorſchrift des § 920 iſt nicht nur für den Grenzſtreit zwiſchen den 
Eigenthümern von Nachbargrundſtücken anwendbar, ſondern auch wenn 
ein Streit über die räumliche Erſtreckung eines anderen Rechtes an der Sache 
entſteht (vgl. $$ 1017, 1027, 1065, 1090 Abſ. 2). Selbſtverſtändlich find aber 
die Realberechtigten nicht zur Feſtſtellung der Eigenthumsgrenzen mit Wir⸗ 
tung für den Eigenthümer legitimirt. 
$ 6. Entſteht ein Grenzſtreit hinſichtlich eines Grundſtücks, in Anſehung 

eſſen ein Nießbrauch, Wohnungsrecht, Mieth⸗ oder Pachtrecht beſteht, ſo er⸗ 

22 5115 die Anzeigepflicht des Nutzungsberechtigten aus $$ 1042, 1093, 
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c. Anlagen auf der 
Grenze. 

a. Vermuthung ges 
meinſchaftlichen 
Benutzungsrechts. 


F. Regelung des ge- 
meinſchaftlichen 
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d. Grenzbaum und 
Grenzſtrauch. 


11. Unverjährbarkeit der 


nachbarrechtlichen 
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zu tragen. Solange einer der Nachbarn an dem Fortbeſtande der 
Einrichtung ein Intereſſe hat, darf ſie nicht ohne ſeine Zuſtimmung 
beſeitigt oder geändert werden. Im Uebrigen beſtimmt ſich das 
Rechtsverhältniß zwiſchen den Nachbarn nach den Vorſchriften über 
die Gemeinſchaft. 

§ 923. Steht auf der Grenze ein Baum, ſo gebühren die 
Früchte und, wenn der Baum gefällt wird, auch der Baum den 
Nachbarn zu gleichen Theilen. 

Jeder der Nachbarn kann die Beſeitigung des Baumes verlangen. 
Die Koſten der Beſeitigung fallen den Nachbarn zu gleichen Theilen 
zur Laſt. Der Nachbar, der die Beſeitigung verlangt, hat jedoch 
die Koſten allein zu tragen, wenn der andere auf ſein Recht an dem 
Baume verzichtet; er erwirbt in dieſem Falle mit der Trennung das 
Alleineigenthum. Der Anſpruch auf die Beſeitigung ift ausgeſchloſſen, 
wenn der Baum als Grenzzeichen dient und den Umſtänden nach 
nicht durch ein anderes zweckmäßiges Grenzzeichen erſetzt werden kann. 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für einen auf der Grenze ftehen- 
den Strauch. 

§ 924. Die Anſprüche, die fid) aus den $$ 907 bis 909, 915, 
dem § 917 Abſ. 1, dem § 918 Abſ. 2, den SS 919, 920 und dem 
§ 923 Abſ. 2 ergeben, unterliegen nicht der Verjährung. 


88 921, 922. 1. Unter den Vorausſetzungen des § 921 wird nicht ein 
Miteigenthum, ſondern nur ein gemeinſchaftliches Benutzungsrecht mit 
dem ſich aus § 922 ergebenden Inhalte vermuthet. 

2. Die Vorausſetzung für die Anwendbarkeit der 88 921, 922, daß die 
beiden Grundſtücke durch die Grenzeinrichtung geſchieden werden, liegt nicht 
vor, wenn die Einrichtung ausſchließlich auf einem der beiden Grundſtücke 
($ 920) liegt. Das Recht der Mitbenutzung kann ſolchenfalls auf §§ 921 f., 
nicht geſtützt werden; wohl aber kann eine entſprechende Grundgerechtigkeit 
durch Vertrag erworben werden (vgl. §§ 1018, 1021, 1022). 

3. Anbringung von Niſchen in der Grenzmauer wird in OLG. A 294 für 
zuläſſig erachtet, wenn dadurch eine zweckwidrige Schwächung des Bauwerkes 
oder ſonſtige Nachtheile für den Nachbarn ſich nicht ergeben. 

4. Der landesgeſetzliche Vorbehalt EG. Art. 124 wird in OLG. 2 170 (Ge: 
meinſame Bremer Brandmauer) auch auf die nachbarrechtliche Beſchränkung 
des Miteigenthums bezogen. 

$ 923. 1. Ein Grenzbaum ift nur dann vorhanden, wenn die Grenze den 
Baum da durchſchneidet, wo er aus der Erde heraustritt. 

2. Steht der Baum zwar hart an der Grenze, aber nur auf einem der 
Grundſtücke, fo ift nicht § 923, ſondern § 910 anwendbar. 

3. Unverjährbarkeit des Anſpruchs auf Beſeitigung des Baumes § 924. 

4. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für Obſtbäume auf der Grenze EG. Art. 122. 

5. Uebergangsbeſtimmung für Waldgrundſtücke EG. Art. 183. 

§ 924. 1. Die Rentenrechte aus den XE 912—914, 916, 917 Abſ. 2 als 
ſolche ſind der Anſpruchsverjährung ſchon aus dem Grunde nicht unter 
worfen, weil fie dem gebuchten Eigenthumsrecht entfließen (§ 902 Note 3). 
Die Verjährung der einzelnen Raten richtet ſich nach § 197. 

2. Landesgeſetzliche Vorſchriften über Unverjährbarkeit nachbarrecht⸗ 


licher Anſprüche. 

Preussen | (Rhein.) AG. z. BGB. | Baden AG. z. BOB. Artt, 13, 
2 

AG. z. BGB. Art. 84. 


Art. 23 8 1. 
Bayern | AG. z. BGB. Art. 78. | Hessen 
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Zweiter Titel. 
Erwerb und Verluſt des Eigenthums an Grundſtücken. 


§ 925. Die zur Uebertragung des Eigenthums an einem Grund- 
ſtücke nach § 873 erforderliche Einigung des Veräußerers und des 
Erwerbers (Auflaſſung) muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider 
Theile vor dem Grundbuchamt erklärt werden. 

Eine Auflaſſung, die unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtim⸗ 
mung erfolgt, iſt unwirkſam. 


1. Die Anlegung des Grundbuchs als Vorausſetzung der Geltung 
des Titels vgl. EG. Artt. 186, 189. — Reichsrechtliche Sonder: 
regelung für das Verhältniß zwiſchen dem Reiche und den Bundesſtaaten 
durch Geſ. über die Rechtsverhältniſſe der zum dienſtlichen Gebrauch einer 
1 uuattung beſtimmten Gegenſtände. Vom 25. Mai 1873 (RGBl. 
S. 113). 

2. Landesgeſetzliche Vorbehalte: 

a. Uebereignung von Grundſtücken zwiſchen Staat und Kommunalverband 

EG. Art. 126. 

b. Uebereignung von Grundſtücken, welche im Grundbuche nicht eingetragen 

find und nach GO. § 90 nicht eingetragen zu werden brauchen EG. Art. 127. 
C. Vgl. weiter Vorb. zum III. Buche Note D. 

5 Enteignung, Markſteine vgl. EG. Art. 109. 


. 8 Zuſtändigkeit zur Entgegennahme der Auflaſſung vgl.. 


EG. Art. 143. 

3. Wegen des nicht auf Rechtsgeſchäft beruhenden Eigenthumsüberganges, 
insbeſondere wegen Tabularerſitzung, Erbfolge, Gütergemeinſchaft, Anfechtung 
einer anfechtbaren Auflaſſung, Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung vgl. 
§ 873 Note BII 2. Durch den Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung erwirbt 
der Erſteher auch Eigenthum, wenn er wußte, daß nicht der Schuldner, 
ondern ein Dritter Eigenthümer des Grundſtücks iſt oder ein ſonſtiges 
der Verſteigerung entgegenſtehendes Recht hat, vgl. Zw. § 90 (zu § 926), 
RG. 45 284, Gruchot 44 1006. Die Löſung und den Schutz des Dritten bieten 
Zw. 88 39, 37 Ziff. 5. Vgl. RG. 39 293, Gruchot 44 1004, ferner $ 883 
Note IV und $ 892 Note III 4. 


4. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für die Beſtimmung der Zuſtändigkeit zur 


nigegennahme der Auflaſſung vgl. EG. Art. 143. 


§ 925. J. Allgemeine Erforderniſſe der Eigenthumsübertragung. 
J. Die Eigenthumsübertragung erfordert nach § 873 Ab. 1 Einigung 

und Eintragung. Vgl. hierüber die Bemerkungen zu § 873. j 

„2. Bei materieller Unwirkſamkeit der Einigung vgl. $ 873 

Note A1. 

a. Beſchränkt fih der Veräußerungs⸗ und Erwerbswille der Parteien oder 
einer von ihnen bei der Auflaſſung ausſchließlich auf einen beſtimmten 
Theil eines Grundſtücks, während die Einigungserklärung ſich auf das 
gange oder einen anderen Theil des Grundſtücks bezieht, ſo iſt zu vgl. § 873 
tote A1 1 und RG. 46 225, ferner bei Gruchot 44 993 und JW. 1900 
S. 40330. Hat jede der Parteien die Auflaſſungserklärung auf eine 
andere Parzelle bezogen, fo kann § 155 in Betracht kommen, vgl. Borb. 

zum III. Buche Note E II. 

. Solange die unrichtige Eintragung im Grundbuche vorhanden ift (vgl. 
$ 894), beſteht ſog. Bucheigenthum neben dem materiellen Eigenthume 
(Duplicität des Eigenthums). Der eingetragene Eigenthümer hat 
die Vermuthung des Eigenthums für ſich (§ 891) und kann gutgläubigen 
Dritten gegenüber die aus dem Eigenthume folgende Rechtsſtellung mit 
Wirkſamkeit gegen den materiellen Eigenthümer ausüben ($$ 892 f.). 


1. Auflaſſung. 


Vorbemerkung zum 
2. Titel. 
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N ek = Ne zn N liegenden Rechtsverhältniſſes 
auf die Höhe des Auflaſſungsſtempels na reuk. Rechte vgl. Pr. IMBI. 
1900 S. 501 f. ie b 9 

II. Der Inhalt des § 925. 

1. Für die auf Uebertragung des Eigenthums gerichtete Einigung ($ 873) 
beſtimmt § 925 zwei Beſonderheiten, nämlich die Form der Auflaſſung (zu 2) 
und die Unzuläſſigkeit von Bedingung und Zeitbeſtimmung (zu 3). Insbe⸗ 
ſondere iſt Beobachtung der Vorſchrift des § 925 Vorausſetzung 
a. für die Bindung an die Einigung ($ 373 A I 5); 

b. für die Unwirkſamkeit nachträglicher Verfügungsbeſchränkung ($ 878). 

2. Die Form der Auflaſſung. 

a. Erklärung vor dem Grundbuchamte GO. § 29 (zu § 873 Note A II; vgl. 
EG. Art. 143) bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Theile. Dieſe Form- 
vorſchrift ſchließt Stellvertretung keineswegs aus. Vgl. § 128 Note 2. 
— Wegen Auflaſſung an ſich ſelbſt (Selbſtkontrahiren) oder durch den⸗ 
ſelben Bevollmächtigten beider Parteien vgl. § 181 Note IV. 

b. Zur Durchführung der Formvorſchrift dient GO. § 20. 

GO. $ 20. Im Falle der Auflassung eines Grundstücks sowie im Falle der 
Bestellung oder Uebertragung eines Erbbaurechts darf die Eintragung nur er- 
‚folgen, wenn die erforderliche Einigung des Berechtigten und des anderen Theiles 
erklärt ist. 

3. (Abſ. 2.) Unzuläſſigkeit von Bedingung und Befriſtung. 

a. Die dingliche Sicherung des bedingten oder befriſteten Anſpruchs auf den 
Erwerb des Eigenthums wird durch Eintragung einer Vormerkung gemäß 
8 883 Abſ. 1 Satz 2 erreicht. 

b. Auch die Beifügung uneigentlicher Bedingungen erſcheint durch 
Abſ. 2 ausgeſchloſſen. Bgl. Litelvorb. vor $ 158 Note 1 1 ba. KG. (OSG. 
2 J) erachtet die conditio iuris (vgl. Titelvorb. vor § 158 Note 1 1b ß) 
weder für eine Bedingung noch für eine Zeitbeſtimmung im Sinne des 
8 925. Die Eintragung kann zwar erſt nach Eintritt der conditio iuris 
erfolgen, bedarf dann aber nicht der Wiederholung der Auflaſſungs⸗ 
erklärung. Daſſelbe gilt nach der cit. KGEntſch. für die ohne die erfor- 
derliche Zuſtimmung des ee e eee oder eines Dritten er⸗ 
klärte Auflaſſung; auch in dieſen Fällen braucht die Auflaſſung nach er⸗ 
folgter Genehmigung nicht wiederholt zu werden; val. auch zu 4. 

4. Genehmigung der durch einen Vertreter ohne Vertretungsmacht ge⸗ 
thätigten Auflaſſung (vgl. § 177) und Konvaleſzenz (§ 185 Abſ. 2) merz 
den in KG. Jahrb. 22 A 146, 23 A 146, OLG. 4 33 zugelaſſen. Vgl. dagegen 
Eccius DIZ. 1902 S. 61. 

III. Verurtheilung zur Abgabe der Auflaſſungserklärung. 

Die Auflaſſungserklärung wird durch das rechtskräftige Urtheil gemäß 
CPO. § 894 (zu § 873 Note B II) erſetzt. Zur Erfüllung der in § 925 vorz 
geſchriebenen Form genügt es, wenn die die Auflaſſung verlangende Partei 
ihrerſeits unter Vorlegung des mit Rechtskraftatteſt bzw. im Falle des § 894 
Abſ. 1 Satz 2 mit Vollſtreckungsklauſel verſehenen Urtheils die erforderliche 
Erklärung abgiebt. — Auflaſſungsſtempel vgl. Pr. IMBI. 1900 S. 501. 

IV. Kauſalgeſchäft. 

1. Die Auflaffung iſt im Verhältniſſe zu dem ihr zu Grunde liegenden 
Kauſalgeſchäft ein abſtraktes Rechtsgeſchäft. Für das Kauſalgeſchäft gilt 
insbeſondere die Formvorſchrift des § 313. 

GO. $ 98. Durch Landesgesetz kann bestimim werden, dass dus Grund- 
buchamt die Erklärung der Auflassung nur entgegennehmen soll, wenn die nat 
8 990 inf 8 des ae an erforderliche Urkunde vorgelegt wird. Bl 

. Einfluß des Kauſalgeſchäfts auf den Auflaſſungsſtempel vgl. Pr. IND! 
1900 S. 501 f. l le 

V. Sonſtige Wirkungen der Auflaſſung 2c. 

1. Auflaſſung als Einigung über die Beſitzübertragung vgl. § 854 Note 3A- 
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§ 926. Sind der Veräußerer und der Erwerber darüber einig, 
daß ſich die Veräußerung auf das Zubehör des Grundſtücks erſtrecken 
ſoll, ſo erlangt der Erwerber mit dem Eigenthum an dem Grundſtück 
auch das Eigenthum an den zur Zeit des Erwerbes vorhandenen Zu⸗ 
behörſtücken, ſoweit ſie dem Veräußerer gehören. Im Zweifel iſt an⸗ 
zunehmen, daß ſich die Veräußerung auf das Zubehör erſtrecken ſoll. 

Erlangt der Erwerber auf Grund der Veräußerung den Beſitz von 
Zubehörſtücken, die dem Veräußerer nicht gehören oder mit Rechten 
Dritter belaſtet ſind, ſo finden die Vorſchriften der §§ 932 bis 936 
Anwendung; für den guten Glauben des Erwerbers iſt die Zeit der 
Erlangung des Beſitzes maßgebend. 


2. Bei Kauf bewirkt die Eintragung des Eigenthumsüberganges nach der 
dispoſitiven Vorſchrift des § 446 den Uebergang der Gefahr, Laſten und 
e, wenn die Uebergabe nicht vorher erfolgt war. — Gewährleiſtung 
§ 459. 

3. Koſten der Auflaſſung und Eintragung trägt im Verhältniſſe der Par⸗ 
teien zu einander der Käufer § 449. 

as Seilung des Formmangels des Veräußerungsvertrags durch Auflaſſung 
und Eintragung $ 313. 

5. Eintritt des Grundſtückserwerbers in die das Grundſtück betreffenden 
Mieth⸗ und Pachtverträge 88 571 ff., 581. 

VI. Die Vorſchrift des § 925 gilt auch für den Antheil des Miteigen⸗ 
thümers bei Miteigenthum nach Bruchtheilen, vgl. $ 1008 Note !, ſowie für 
das Erbbaurecht § 1015. Vgl. ferner wegen landesgeſetzlich vorbehaltener, 
vererblicher und übertragbarer Nutzungsrechte EG. Artt. 63, 68, 196. 

VII. Eigenthumsübertragung an Rentengütern richtet ſich 


2. Uebereignung des 
Grundſtückszubehörs. 
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3 Aufgebot und Aus- § 927. Der Eigenthümer eines Grundſtücks kann, wenn das 
keiner : een Grundstück feit dreißig Jahren im Eigenbeſtz eines Anderen ift im 
Wege des Aufgebotsverfahrens mit ſeinem Rechte ausgeſchloſſen werden. 
Die Beſitzzeit wird in gleicher Weiſe berechnet wie die Friſt für die 
Erſitzung einer beweglichen Sache. Iſt der Eigenthümer im Grund⸗ 
buch eingetragen, ſo iſt das Aufgebotsverfahren nur zuläſſig, wenn 
er geſtorben oder verſchollen iſt und eine Eintragung in das Grund⸗ 
buch, die der Zuſtimmung des Eigenthümers bedurfte, ſeit dreißig 
Jahren nicht erfolgt iſt. 

4. Gigentgumgermwerban Derjenige, welcher das Ausſchlußurtheil erwirkt hat, erlangt das 
waid sen > Eigenthum dadurch, daß er fich als Eigenthümer in das Grundbuch 
Eigenthümers. eintragen läßt. 

Iſt vor der Erlaſſung des Ausſchlußurtheils ein Dritter als Eigen⸗ 
thümer oder wegen des Eigenthums eines Dritten ein Widerſpruch 
gegen die Richtigkeit des Grundbuchs eingetragen worden, ſo wirkt 
das Urtheil nicht gegen den Dritten. 


3. Die Vorſchrift des § 926 foll den Erwerber für die Zeit zwiſchen Auf⸗ 
laſſung und Uebergabe wegen Pfändungen von Seiten der Perſonalgläubiger 
des Veräußerers ſowie gegen Verfügungsbeſchränkungen, welche etwa während 
dieſer Zeit in der Perſon des Veräußerers eintreten, ſchützen. 

4. Die Regelung des § 926 gilt auch für die Beſtellung des Nieß brauchs 
an einem Grundſtücke § 1031. 

5. Immobiliarzwangsverſteigerung vgl. Titelvorb. Note 3; RG. 
45 284, 49 253. 

Zw. § 90. Durch den Zuschlag wird der Ersteher Eigenthümer des Grund- 
stücks, sofern nicht im Beschwerdewege der Beschluss rechtskräftig aufgehoben 
wird, 

Mit dem Grundstück erwirbt er zugleich die Gegenstände, auf welche sich die 
Versteigerung erstreckt hat. 

Zw. $ 55. Die Versteigerung des Grundstücks erstreckt sich auf alle 
Gegenstände, deren Beschlagnahme noch wirksam ist. 

Auf Zubehörstücke, die sich im Besitze des Schuldners oder eines neu ein- 
getretenen Eigenthümers befinden, erstreckt sich die Versteigerung auch dann, 
wenn sie einem Dritten gehören, es sei denn, dass dieser sein Recht nach Mass- 
gabs des $ 37 Nr. 5 geltend gemacht hat. 


§ 927. 1. Eigenbeſitz $ 872. Der Nachweis eines Erwerbungstitels 
und des gutgläubigen Erwerbes iſt nicht erfordert. 

2. Berechnung der Beſitzzeit vgl. §§ 939 ff., insbeſondere Anrechnung der 
Beſitzzeit des Rechtsvorgängers § 943. — Die dreißigjährige Beſitzzeit kann 
auch vor dem Inkrafttreten des BGB. liegen, RG. Gruchot AA 862 ff. 

3. Eine Todeserklärung des verſchollenen Eigenthümers iſt nicht erforder: 
lich. Verſchollenheit $ 13 Note 1. 

4. Widerſpruch § 899. 

5. Das Aufgebot iſt zuläſſig, ohne Rückſicht darauf, ob das Grundſtück 
oder der Eigenthümer im Grundbuch eingetragen iſt oder nicht. Für das 
Aufgebotsverfahren vgl. CPO. §§ 977 ff.; für Preußen § 8 AG. z. CPO. v. 
24. März 1879 in der Faſſung vom 6. Oktober 1899 (GS. S. 388). 

CPO. 5 977. Für das Aufgebotsverfahren zum Zwecke der Ausschliessung 
des Eigenthümers eines Grundstücks nach § 927 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
gelten die nachfolgenden besonderen Bestimmungen. 

$ 978. Zuständig ist das Gericht, in dessen Bezirke das Grundstück be- 
legen ist. 
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§ 928. Das Eigenthum an einem Grundſtücke kann dadurch auf- 
gegeben werden, daß der Eigenthümer den Verzicht dem Grundbuchamte 
gegenüber erklärt und der Verzicht in das Grundbuch eingetragen wird. 

Das Recht zur Aneignung des aufgegebenen Grundſtücks ſteht dem 
Fiskus des Bundesſtaats zu, in deſſen Gebiete das Grundſtück liegt. 
Der Fiskus erwirbt das Eigenthum dadurch, daß er ſich als Eigen⸗ 
thümer in das Grundbuch eintragen läßt. 


Dritter Titel. 


Erwerb und Verluſt des Eigenthums an beweglichen Sachen. 
I. Aebertragung. 


$ 979. Antragsberechtigt ist derjenige, welcher das Grundstück seit der im 
$ 927 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bestimmten Zeit im Eigenbesitze hat. 

$ 980. Der Antragsteller hat die zur Begründung des Antrags erforderlichen 
Thatsachen vor der Einleitung des Verfahrens glaubhaft zu machen. 

§ 981. In dem Aufgebot ist der bisherige Eigenthümer aufzufordern, sein 
Recht spätestens im Aufgebotstermin anzumelden, widrigenfalls seine Ausschliessung 
erfolgen werde. 


§ 928. 1. Materielle Erforderniſſe der Dereliktion find Verzicht und Gin- 
tragung deſſelben in das Grundbuch. Für den gegenüber dem Grundbuch⸗ 
amt abzugebenden Verzicht ſchreibt das BGB. eine Form nicht vor. Eine 
ſolche ergiebt fich indeß aus GO. § 29, da ohne die grundbuchmäßige Form 
die Eintragung nicht erfolgen ſoll. 

. 2. An Stelle des Fiskus behält EG. Art. 129 der Landesgeſetzgebung die 

Heſtimmung eines anderen Aneignungsberechtigten vor. 

Preussen Ausſchließliches Recht des Staates, herrenloſe Sachen in Beſitz 
zu nehmen ALR. Theil II Titel 16, vgl. Art. 129 EG. z. BGB. 

3. Die Gleichſtellung des Erbbaurechts (§ 1017 Ab}. 1) und gewiſſer landes⸗ 
Abe n vorbehaltener Rechte (EG. Artt. 63, 68, 196) mit den Grundſtücken, 
ührt nicht dahin, daß die Aufhebung des Rechtes als Dereliktion mit ein⸗ 
tretender Herrenloſtgkeit des Rechtes zu behandeln ift, fondern es tritt ge- 
mäß $ 903 (vgl. daſelbſt Note AI) Konſolidation des Eigenthums ein. 

4. CPO. 5 58. Soll ein Recht an einem Grundstücke, das von dem bis- 
herigen Eigenthümer nach $ 928 des Bürgerlichen Gesetzbuchs aufgegeben und 
von dem ılneignungsberechtigten noch nicht erworden worden ist, im Wege der 
Klage geltend gemacht werden, so hat der Vorsitzende des Prozessgerichts auf 

ntrag einen Pertreler zu bestellen, welchem bis zur Eintragung eines neuen 
Eigenthümers die Wahrnehmung der sich aus dem Eigenthum ergebenden Rechte 
und Verpflichtungen im Rechtsstreit obliegt. 

‚ep O. § 787. Soll durch die Zwangsvollstreckung ein Recht an einem 

rundstücke, das von dem bisherigen Eigenthümer nach $ 928 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs aufgegeben und von dem Aneignungsberechtigten noch nicht erworben 
worden ist, geltend gemacht werden, so hat das Vollstreckungsgericht auf Antrag 
einen Vertreter zu bestellen, dem bis zur Eintragung eines neuen Eigenthümers 

te Wahrnehmung der sich aus dem Eigenthum ergebenden Rechte und Ver- 
Bflichtungen im Zwangsvollstreckungsverfahren obliegt. 

5. Die Aneignung des derelinguirten Grundſtücks durch eine nicht aneig⸗ 

nungsberechtigte Perſon kann ſich nur in Gemäßheit des $ 927 vollziehen. 
6. Aneignungsrecht des Fiskus hinſichtlich der zur Zeit der Anlegung des 
Grundbuchs herrenloſen Grundſtücke EG. Art. 190. 
1. Bewegliche Sachen (vgl. Titelvorb. vor § 90 Note VI) find alle körper⸗ 
hen Sachen (§ 90) mit Ausnahme der Grundſtücke. — Inhaberpapiere als 
bewegliche Sachen vgl. § 90 Note III 3. 

2. Allgemeine Vorſchriften über Rechte an beweglichen Sachen 


5. Aufgabe eines Grund⸗ 
ſtücks 


6. Aneignung eines auf- 
gegebenen Grund⸗ 
ſtücks. 


Vorbemerkung zum 
3. Titel. 
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I. Uebertragung durch den 


§ 929. Zur Uebertragung des Eigenthums an einer beweglichen 


L. rtorberniß voncini, Sache ift erforderlich, daß der Eigenthümer die Sache dem Erwerber 

qang uns De übergiebt und beide darüber einig find, daß das Eigenthum übergehen 

ö ſoll. Iſt der Erwerber im Beſitze der Sache, fo genügt die Einigung 
über den Uebergang des Eigenthums. 


(entſprechend den §§ 873 ff.) hat das BGB. nicht aufgeſtellt. Bei dem Nieß⸗ 
brauch und beim Pfandrechte ſind die anwendbaren Vorſchriften dieſes Titels 


in 


Bezug genommen. Vgl. $$ 1032, 1205 Abſ. 1, 1274 Abſ. 1 S. 2. 
3. Einzelvorſchriften. 
Außerhalb dieſes Titels finden ſich noch eine Anzahl beſonderer Vorſchriften, 


welche für den Erwerb und den Verluſt des Eigenthums an beweglichen Sachen 


in 
a. 


„= nm 2 


m 


Betracht kommen: 
Anfall der Auflöſung einer juriſtiſchen Perſon $$ 45, 88; 


Eintritt der Bedingung oder Zeitbeſtimmung vgl. § 158 Note J 
„„ Depositum irregulare § 700, Eigenthumserwerb an eingelagerten Sachen 


HGB. § 419 (abgedruckt zu § 700; 


„Einverleibung des neu angeſchafften Inventars durch den Pächter, Nieß⸗ 


braucher, Ehemann bei gef. Güterſtande, Vorerben $$ 588, 1048, 1378, 
2111. Vgl. hierzu § 588 Note 3; 


Ablehnung der Uebernahme von angeſchafften Inventarſtücken durch den 


Verpächter §§ 589 Abſ. 2, 594; 
Einbringung verbrauchbarer Sachen in die Geſellſchaft § 706; 


„Aushändigung des Inhaberpapiers an den Ausſteller gegen Leiſtung 


§ 797. Vgl. daſelbſt Note 3; 


„Uebergang des Eigenthums an dem Schuldſchein und an Urkunden über 


1 59527 mit Uebertragung der Forderung bzw. des Rechtes vgl. 
zu. > 


. Eigenthumserwerb an herüberragenden Wurzeln und Zweigen $ 910; 


. Eigenthumserwerb an überfallenden Früchten § 911; 


. Eigenthumserwerb an dem Zubehör eines veräußerten oder in der 


Zwangsvollſtreckung zugeſchlagenen Grundſtücks vgl. § 926, daſelbſt auch 
Zw. §§ 90 Abſ. 2, 55; wur ] Ta j 


. Eigenthumserwerb an verbrauchbaren Sachen durch Beftellung des Niep- 


brauchs (Quaſiuſusfruktus) $ 1067; 


„Erwerb auf Grund rechtmäßiger Veräußerung der Pfandſache § 1242; 
„Eintritt der allgemeinen Gütergemeinſchaft und Fahrnißgemeinſchaft 


§ 1438, 1549; 


„Erſatz der Uebergabe eines Seeſchiffs durch die Vereinbarung, daß das 


Eigenthum auf den Erwerber ſofort übergehen Jol HGB. § 474, 475, 
EG. z. HGB. Art. 6, vgl. zu § 1262; 


„Uebereignung von Werkhpapieren mittelft Abſendung eines Stückeverzeich⸗ 


niſſes $ 7 Bankdepotgeſetz v. 5. Juli 1896 (zu § 700; 


. Zwangsvollſtreckung gegen den Schuldner, welcher zur Uebereignung einer 


Sache verurtheilt ift, CRD. § 894 Abſ. 1, 897 Abſ. 1, 898 zu § 873 
Note B II). Immobiliarzwangsvollſtreckung vgl. zu 1; 


Erſatz der Sachübergabe durch Uehergabe eines Lagerſcheins (HOV. 


§ 424), eines Ladeſcheins (HOV. § 450, § 72 des Binnenſchiffahrts⸗ 
geſetzes vom 15. Juni 1895, EG. z. SGB. Art. 12 Nr. VIII), eines Kon? 
noſſements (HGB. § 647); 


„ Landesgeſetzlicher Vorbehalt betr. Eigenthumsübergang der hinterlegten 


Gelder oder Werthpapiere an den Fiskus oder an die als Hinterlegungs⸗ 
ſtelle beſtimmte Anſtalt, vgl. § 235, EG. Art. 145. 


„Einziehung (Konfiskation) von Sachen vgl. StPO. §§ 477 ff.: Preußen 


ALR. E 69 ff. II 14. 


8 929. I. Das Verfügungsrecht. 


1. Die Eigenthumsübertragung iſt eine rechtsgeſchäftliche Verfügung 
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über die Sache (vgl. Abſchnittsvorb. vor § 104 Note 5). Verfügungs⸗ 

berechtigt ift an ſich der Gigenthümer, welchem derjenige gleichſteht, der 

zu Verfügungen aus der Perſon des Eigenthümers befugt ift. 

2. Beſchränkung des Verfügungsrechts des Eigenthümers durch 
Verfügungsbeſchränkungen zu Gunſten beſtimmter Perſonen; relative Un⸗ 
wirkſamkeit, Erwerb durch gutgläubige Dritte vgl. $$ 135—137 und die Noten 
daſelbſt. Eintritt der Verfügungsbeſchränkung während des Uebertragungs⸗ 
akts vgl. unter Note III 3. 

3. Wirkſame Verfügung durch den Nichtberechtigten. 

a. ohne Rückſicht auf den guten Glauben des Erwerbers. 

d. Einwilligung des Eigenthümers § 185 Abſ. 1; 
8. Konvaleſzenz § 185 Abſ. 2; 

b. 0 2 f. gutgläubigen Erwerber (Prinzip „Hand wahre Hand“) 
vgl. §§ 932 ff.; 

e. oien der Rechte Dritter § 936. 

II. Die Eigenthumsübertragung ift ein abſtrakter dinglicher Vertrag (vgl. 
Borb. zum III. Buche Note E Il), deffen beide Beſtandtheile — Herſtellung 
des dem zu übertragenden Eigenthum entſprechenden Beſitzſtandes (§ 903) 
und Einigung darüber, daß das Eigenthum übergehen ſoll — vorliegen 
müſſen, damit der Eigenthumsübergang erfolgt. Die Abſtraktheit des 
dinglichen Vertrags gegenüber dem Kauſalgeſchäfte ſteht nicht dem entgegen, 
— 9 das * zur Auslegung des dinglichen Vertrags herangezogen wird. 

gl. zu 2cy. 

t ir nn Herſtellung des dem Eigenthum entſprechenden Beſitz⸗ 

andes. 

a. Brevi manu traditio. Von einer Herſtellung dieſes Beſitzſtandes 
kann dann nicht mehr die Rede ſein, wenn derſelbe ſchon beſteht; ſolchen⸗ 
falls genügt die Einigung über den Eigenthumsübergang 
8.929 Abſ. 1 S. 2; vgl. zu 2. Iſt der Veräußerer Eigenthümer, fo ift 
es gleichgültig, ob der Erwerber den Beſitz von dem Veräußerer oder 
von einem Dritten erlangt hatte. Anders für die Frage des redlichen 
Erwerbes von dem Nichteigenthümer vgl. § 932 Abſ. 1 S. 2 (daſelbſt 
Note 3). Der Erwerber iſt auch bereits im Beſitze, wenn er als mittel⸗ 
barer Beſitzer neben dem Veräußerer als mittelbarem Eigenbeſitzer beſaß 
(ogl. § 871). In dem Beiſpiele zu § 871 Note 1 kann n durch 
Einigung zwiſchen Eigenthümer einerſeits und Nießbraucher oder Miether 
oder Aftermiether andererſeits gemäß § 929 S. 2 übertragen werden. 

b. Die Uebergabe iſt die Einräumung des Beſitzes im Sinne des $ 854 
von Seiten des Veräußerers an den Erwerber, vgl. OLG. 4 295. Gleich⸗ 
gültig iſt, ob die Uebergabe an den Erwerber perſönlich oder für ihn 
an einem Beſitzdiener 0 855) oder einen Beſitzmittler (§ 868) erfolgt. 
Wegen der Erſetzung der Uebergabe durch constitutum possessorlum 
§ 930, durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs § 931. Wegen der be⸗ 
ſonderen Rechtslage im Falle der Ueberſendung der Sache vgl. zu III. 

2. Die Einigung der Parteien darüber, daß Eigenthum übergehen ſoll, 

tt der ſpezifiſch vertragsmäßige Beſtandtheil des zur Uebertragung des 

Eigenthums erforderlichen Rechtsakts (vgl. Borb. zum III. Buche Note E II I b). 

Auf die Einigung finden die Vorſchriften des allgemeinen Theiles über 

Rechtsgeſchäfte uneingeſchränkte Anwendung. Insbeſondere iſt Folgendes 

ervorzuheben: 

a. Eine Form iſt für die Einigung nicht vorgeſchrieben. Die Einigung 
kann ſtillſchweigend erfolgen und aus den Umſtänden, namentlich aus dem 
Geben und Nehmen, welches durch ein auf Eigenthumsübertragung ge: 
richtetes Schuldverhältniß veranlaßt iſt, entnommen werden, ſofern die 
Umſtände ergeben, daß darin die Einigung enthalten ſein ſoll. Die 
Annahme der überſendeten, generell beſtimmten Kaufſache kann aber auch 
Annahme zur Prüfung, nicht zwecks Eigenthumserwerbes ſein; RG. 12 81. 


§ 929. 


$ 929. 
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b 


D 


Antrag und Annahme. 


Die Einigung erfordert wie jeder Vertrag die gegenſeitige Erklärung 
des Antrags, Eigenthum zu übertragen, und der Annahme dieſes An⸗ 
trags (§§ 145 ff.). Die Bindung des Antragenden mit dinglicher Wir- 
kung erfolgt nach allgemeinen Grundſätzen, $$ 145 ff. Anwendungsfälle 
dinglicher Gebundenheit an den Uebereignungsantrag (Traditionsofferte) 
§§ 700 Abſ. 1 (vgl. daſelbſt Note 1 2), 956. — Einigung ohne Annahme- 
erklärung gegenüber dem Antragenden § 151; vgl. RG. 12 83. 


Bedingte und befriſtete Einigung. 
a 


Die Einigung kann unter einer aufſchiebenden oder einer auflöſenden 
Bedingung erfolgen ($ 158 Note 1); z. B. Eigenthumsvorbehalt als 
bedingte Eigenthumsübertragung § 455; die Eigenthumsübertragung 
erfolgt ſolchen Falles nicht vor Eintritt der aufſchiebenden Bedingung 
Vgl. § 158 Note 1. — Nichtigkeit der bedingten Eigenthumsübertra⸗ 
gung in der Form der Verfallklauſel bei der Verpfändung § 1229. 

B. Die Bedingtheit der Einigung kann ſich nach Treu und Glauben aus 
den Umſtänden, namentlich auch aus dem obligatoriſchen Schuldver⸗ 
hältniß ergeben ($$ 133, 157), z. B. pflegt bei Handverkäufen gegen 
baar die Eigenthumsübertragung von Seiten des Veräußerers unter 
der Bedingung der Baarzahlung zu ſtehen. Ebenſo kann die Eini⸗ 
gungserklärung des Erwerbers den Umſtänden nach eine be⸗ 
dingte fein und z. B. unter der Bedingung der vertragsmäßigen Be- 
ſchaffenheit der Sache ſtehen; vgl. auch zu a. 

J. Auch die Rechtsbeſtändigkeit des obligatoriſchen Schuldverhältniſſes 
kann nach den Umſtänden ſich als Bedingung ergeben, unter welcher 
die Einigungserklärungen ſtehen (vgl. Dernburg, Sachenrecht S. 275). 
Indeß wird dies in ſolchen Fällen nicht anzunehmen ſein, in denen 
die Parteien zur Zeit des dinglichen Geſchäfts an der Rechtsbeſtän⸗ 
digkeit des Kauſalgeſchäfts nicht zweifelten. 

ò. Befriſtete Einigung vgl. § 163. 


On 
Anfechtung der Einigungserklärung vgl. § 142 Note II und III. 
Vertretung. Die Einigung kann ſowohl auf Seiten des Veräußerers 


wie des Erwerbers durch Vertreter erfolgen. Die allgemeinen Vorſchriften 
über die Vertretung vgl. zu §§ 164 ff. find unmittelbar anwendbar. Konz 
trahiren mit fih ſelbſt $ 181. Wegen der Uebergabe an einen Ber: 
treter vgl. zu f und zu 1b. 


Die Perſon des Erwerbers kann dem Veräußerer gleichgültig oder 


erheblich ſein. Erſteren Falles bedarf es zur Eigenthumsübertragung keiner 
Einigung über die Perſon (3. B. Auswerfen von Geld unter eine Volks⸗ 
menge). Iſt indeß die Perſon des Erwerbers für den Veräußerer nach 
den Umſtänden erheblich, ſo bedarf es auch einer Einigung über dieſen 
Punkt ($ 154). Ein Vertreter, welcher ohne Kundgebung feines Ver: 
tretungswillens im eigenen Namen kontrahirt hat, erwirbt, wenn das 
Intereſſe des Veräußerers nicht entgegenſteht und Vertreter und Geſchäfts⸗ 
herr im Einverſtändniſſe ſind, das Eigenthum für den Geſchäftsherrn 
ſelbſt dann, wenn der Veräußerer den Vertreter zum Eigenthümer zu 
machen beabſichtigt. Vgl. auch RG. II 182, 30 143, ſowie § 164 Note IH 3 
($$ 718, 1381, 1646); ferner IW. 1896 S. 461, 1898 S. 485 25. 

III. Beſonderheiten bei Ueberſendung der Sache. 


1. Für den Zeitpunkt der Uebergabe iſt die im einzelnen Falle zu treffende 


Entſcheidung maßgebend, ob die die Ueberſendung bewirkende Perſon Ver⸗ 
treter des Veräußerers oder Erwerbers iſt. 


2. Nur, wenn die die Ueberſendung bewirkende Perſon Vertreter des Er⸗ 


werbers iſt, findet mit Uebergabe an dieſe beim Vorliegen der ſonſtigen 
Vorausſetzungen Eigenthumsübertragung ſtatt. Trotz des erfolgten Eigen⸗ 
thumsüberganges behält der Veräußerer bei Konkurs des Erwerbers ein 
Verfolgungsrecht an den überſandeen Waaren gemäß KO. § 44. 
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§ 930. Iſt der Eigenthümer im Beſitze der Sache, fo kann die 2. Constitutum posses- 


Uebergabe dadurch erſetzt werden, daß zwiſchen ihm und dem Çr- 
werber ein Rechtsverhältniß vereinbart wird, vermöge deſſen der Er⸗ 
werber den mittelbaren Beſitz erlangt. 

§ 931. Iſt ein Dritter im Beſitze der Sache, ſo kann die Ueber⸗ 
gabe dadurch erſetzt werden, daß der Eigenthümer dem Erwerber den 
Anſpruch auf Herausgabe der Sache abtritt. 


KO. $ 44. Der Verkäufer oder Einkaufskommissionär kann Waaren, welche 
von einem anderen Orte an den Gemeinschuldner abgesendet und von dem Ge- 
meinschuldner noch nicht vollständig bezahlt sind, zurückfordern, sofern nicht 
dieselben schon vor der Eröffnung des Verfahrens an dem Orte der Ablieferung 
angekommen und in den Gewahrsam des Gemeinschuldners oder einer anderen 
Person für ihn gelangt sind. 

Die Bestimmungen des $ 17 [Xitelvorb. vor $ 320] finden Anwendung. 

3. Bevor nicht die Uebergabe vollendet iſt, ift Eigenthum nicht überge⸗ 
gangen. Verfügungsbeſchränkungen, welche während der Ueberſendung ein⸗ 
treten, hindern den Eigenthumsübergang, unbeſchadet der etwa entſprechend 
anwendbaren Vorſchriften zum Schutze des gutgläubigen Erwerbers; vgl. 
§§ 135 ff. Ein folder Schutz ift in Anſehung beweglicher Sachen bei Kon: 
kurs des Veräußerers nicht zugelaſſen; KO. § 15. 

4. Wegen des Gefahrüberganges beim Verſendungskauf vgl. § 447. 

§ 930. Vorausſetzungen des Eigenthumsüberganges mittelſt constitutum 
possessorium find: 

1. Willenseinigung zwiſchen dem bisherigen Eigenthümer und dem 
Erwerber § 929. (Wegen Schutz des guten Glaubens vgl. $ 933.) 

2. Vereinbarung eines Rechtsverhältniſſes, vermöge deſſen der veräußernde 
Eigenthümer dem Erwerber gegenüber auf Zeit zum Beſthe berechtigt oder 
verpflichtet iſt ($ 868). Ein abſtraktes constitutum possessorium 4.8. „bis 
zur Zahlung des Kaufpreiſes“) genügt nicht RG. 49 170, JW. 1902 S. 10. 
Hauptfälle: Nießbrauch, Miethe, Pacht, Leihe, Verwahrung; im Uebrigen zu 
§ 868. Vgl. RG. 24 311. Ueber Beeinträchtigung wirkſamer Uebergabe 
durch Konſtitut dadurch, daß der Veräußerer bereits, abgeſehen von dem 
vereinbarten Rechtsverhältniſſe zum Beſitze berechtigt iſt, z. B. der an ſeine 
Ehefrau veräußernde Ehegatte auf Grund geſetzlichen Güterrechts (§ 1373) 
vgl. RG. 1901 S. 26025. — Konſtitut in Anſehung generell beſtimmter 
Sachen (Werthpapiere ohne Nummernangabe) RG. JW. 1901 S. 21470. 

3. Ein constitutum possessorium kann auch in der Weiſe abgeſchloſſen 
werden, daß der in mittelbarem Eigenbeſitze befindliche Veräußerer fortab 
aufhört, Eigenbeſitzer zu ſein, und zum Erwerber in eins der zu Note 2 
bezeichneten Verhältniſſe tritt, vgl. $ 871. Beiſpiel: der Eigenthümer über⸗ 
eignet die vermiethete und im Beſitze des Miethers befindliche Sache, indem 
er vereinbart, daß er fortab an der Sache den Nießbrauch, der Erwerber das 
Eigenthum haben fol. Vgl. RS. 11 57; 26 181 f. g 
„4. Eigenthumsübertragung zur Sicherſtellung. Daß das Motiv 
für die Uebereignung mittelſt const. poss. die Sicherſtellung des Erwerbers 
wegen einer Forderung iſt, hindert an ſich die Wirkſamkeit des Konſtituts 
nicht (vgl. § 223 Abſ. 2), obwohl für die Pfandbeſtellung die Beſitzübergabe 
durch Konſtitut ausgeſchloſſen ift (§ 1205). Der Nachweis, daß die be- 
treffenden Geichäfte Scheingeſchäfte find (§ 117), liegt demjenigen, der dies 
behauptet, ob. 

5. Auch der Vertreter des Erwerbers kann in fid auf den Geſchäftsherrn 
durch const, poss. Eigenthum übertragen, vgl. § 181; vgl. auch § 164 Note 

13. Prot. III S. 199. Vgl. NG. 11 60, ROS. 25 250 f. 

> Eigenthumsübertragung durch den Nichteigenthümer § 933, Rechte 
Dritter § 936. 


sorium. 


3, Abtretung des Ger- 
ausgabeanſpruchs. 


9931. 


622 Drittes Buch. Sachenrecht. 


$ 931. 1. Die Vorſchrift geſtattet eine erleichterte Art der Eigenthums⸗ 
übertragung, indem ſie für den Fall, daß ein Dritter im Beſitze der 

Sache iſt, neben der Einigung über den Eigenthumsübergang 

($ 929; vgl. Note 3 e) an Stelle der Uebergabe der Sache die Abtretung des 

Herausgabeanſpruchs für genügend erklärt. 

2. Beſitzdiener ($ 855) iſt kein dritter Beſitzer i. S. § 931. Wird die 
thatſächliche Gewalt über die Sache ausgeübt 

a. durch den Beſitzdiener des Veräußerers, fo ift § 929 S. 1 bzw. § 930 
anwendbar; 

b. durch den Beſitzdiener des Erwerbers, fo ift § 929 Satz 2 anwendbar; 

e. durch den Beſitzdiener eines Dritten, fo ift § 931 anwendbar (Abtretung 
des Herausgabeanſpruchs gegen den Beſitzherrny). 

3. Die Uebereignung durch Abtretung des Herausgabean⸗ 
ſpruchs. 

a. Für die Anwendbarkeit des § 931 iſt es gleichgültig, 

a. ob der Dritte den mittelbaren ($ 868) oder unmittelbaren Beſitz hat, 
6. ob der Dritte die Sache als eigene (8 872) oder als fremde beſitzt. 

b. Erforderlich zur Eigenthumsübertragung gemäß § 931 ift nur — neben 

der Einigung zwiſchen Erwerber und Veräußerer, vgl. zu e —, 
a daß der Veräußerer objektiv Eigenthümer der Sache iſt. (Wegen 
Eigenthumserwerbes vom Nichteigenthümer durch den gutgläubigen 
Erwerber, vgl. § 934); 

B. daß der Veräußerer einen objektiv gegen den Drittbeſitzer ihm zu⸗ 

ſtehenden obligatoriſchen oder dinglichen Herausgabeanſpruch (§ 985) 

an den Erwerber abtritt. Tritt der Veräußerer nur einen obligatori⸗ 

ſchen Herausgabeanſpruch (4. B. § 556) ab, ſo erliſcht in Folge der 

Uebereignung der Eigenthumsanſpruch in der Perſon des Veräußerers 

und entſteht neu in der Perſon des Erwerbers. 

e. Auf die Abtretung finden die Vorſchriften von der Uebertragung der 
Forderung §§ 398 ff. Anwendung. Der Drittbeſitzer iſt — unbeſchadet 
des Eigenthumsüberganges NG. JW. 1901 S. 831 — gegen den Eigen⸗ 
thumsanſpruch des Erwerbers dadurch geſchützt. daß ihm ſeine Einwen⸗ 
dungen vorbehalten bleiben SS 404, 986 Abſ. 2, 936 Abſ. 3. Einer 
Denuntiation an den Schuldner bedarf es zum Eigenthumsuber⸗ 
gang ebenſowenig wie zur Abtretung der Forderung. Hat der Ver⸗ 
äußerer trotz der Abtretung von dem gutgläubigen Dritten die Sache 
erhalten, ſo iſt der Dritte frei (§ 407), dem Erwerber aber ſteht gegen 
den Veräußerer der Eigenthumsanſpruch zu. Bei mehrfacher Abtre⸗ 
tung des Herausgabeanſpruchs (5 408) § 934. — Die Zurverfügung⸗ 
ſtellung der im Beſitze eines Dritten befindlichen Sache 
durch den Veräußerer zu Gunſten des Erwerbers unter Ueber⸗ 
gabe des Verfügungsſcheins kann, zumal wenn eine Verpflichtung zur 
Eigenthumsüberkragung z. B. auf Grund eines Kaufes beſteht, als Ab: 
— des Herausgabe anſpruchs aufgefaßt werden, vgl. RG. 49 97, 
JW. 1901 ©. 832. 

d. die Uebereianung durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs erfordert 
an ſich nicht, daß der Veräußerer im Verhältniſſe zu dem Dritten mittel⸗ 
barer Beſttzer ift (vgl. indeß § 934 Note 2). Ift der Veräußerer mittel? 
barer Beſitzer, ſo geht mit der Abtretung des Herausgabeanſpruchs zu⸗ 
gleich der mittelbare Beſitz gemäß § 870 auf den Erwerber über. 

e. Die Einigung über den Eigenthumsübergang (vgl. § 929 
Not II 2) iſt weſentliches Erforderniß für die Uebereignung. Fehlt es an 
dieſer Einigung, ſo geht Eigenthum nicht über. Das zwiſchen den Par⸗ 
teien beſtehende Rechtsverhältniß richtet ſich nach dem Rechtsgrunde der 
Abtretung; es kann z. B. Uebertragung des mittelbaren Beſitzes ($$ 868, 
870), Beſtellung des Nießbrauchs (§ 1032) oder ungerechtfertigte Bez 
reicherung (§ 812 ff.) vorliegen. 
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f. Anfechtung der anfechtbaren Abtretungserklärung hebt den 
erfolgten Eigenthumsübergang ex tunc auf ($ 142). Weitere Verfügungen 
des Erwerbers find nach § 934 zu beurtheilen; Kenntniß oder Kennen⸗ 
müſſen Seitens des weiteren Erwerbers von der Anfechtbarkeit § 142 
Abſ. 2. — Anfechtung des der Abtretung zu Grunde liegenden 
Rechtsgeſchäfts (z. B. des Kaufvertrags) läßt die Abtretung in ihrer 
Rechtsbeſtändigkeit unberührt, gewährt aber einen Bereicherungsanſpruch 
in Anſehung des abgetretenen Herausgabeanſpruchs. Gegen wirkſame 
Weiterveräußerung durch den Erwerber an einen ſchlechtgläubigen Dritten 
kann der Veräußerer ſich durch ein im Wege der einſtweiligen Verfügung 
(CPO. § 938) zu erzielendes Veräußerungsverbot ($ 137) ſchützen. Vgl. 
das nicht ganzkorrekt gefaßte Urtheil d. RG. IW. 1901 S. 831. 

4. Uebereignung durch den Nichteigenthümer § 934. Erlöſchen der Rechte 
Dritter § 936; indeß wegen der dem Drittbeſitzer zuſtehenden Rechte § 936 
Abſ. 3. — Wegen Pfandverkaufs vgl. zu § 1244. 

1. Die $$ 932—935 regeln die rechtsgeſchäftliche Uebertragung des 
Eigenthums durch den Nichteigenthümer nach dem Grundſatze „Hand wahre 
Hand“. Wegen des kraft Geſetzes oder im Wege der Zwangsvollſtreckung 
eintretenden Eigenthumserwerbs vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5, ins⸗ 
beſondere zu e. 

2. Nur der Mangel des Eigenthums in der Perſon des Veräußerers wird 
durch den guten Glauben des Erwerbers gedeckt. Ein Irrthum des Erwer⸗ 
bers bezüglich ſonſtiger rechtsgeſchäftlicher Erforderniſſe, wie Vertretungsmacht, 
Geſchäftsfähigkeit u. f. w. hindern den Eigenthumserwerb. Vgl. indeß für 
das Handelsrecht HGB. § 366 zu § 932. 

3. Mit dem Eigenthumserwerbe des redlichen Erwerbers erliſcht, da ein 
Doppeleigenthum begrifflich (§ 903) nicht möglich iſt, das bisherige Eigen⸗ 
hum endgültig. Der Erwerber kann das Eigenthum auch an einen Dritten, 
welcher den Mangel des Eigenthums in der Perſon des erſten Veräußerers 
annte, übertragen. 

4. Der ſich auf den gutgläubigen Erwerb Berufende hat den Erwerb ge⸗ 
maß §§ 929—931, der bisherige Eigenthümer fein Eigenthum und den 
u des guten Glaubens in der Perſon des Erwerbers ($ 932 Abſ. 2) 

arzuthun. 

5. Für die Anwendung der Vorſchriften iſt es gleichgültig, ob der Er⸗ 
werb entgeltlich oder unentgeltlich erfolgt ift. Vgl. indep § 816 Abi. 1 
Satz 2, und daſelbſt Note II I b. 

6. Ausgleichs anſpruch auf Grund ungerechtfertigter Bereicherung 
§ 816. — Schadenserſatzanſpruch des bisherigen Eigenthümers gegen 
den unberechtigt Verfügenden richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriften 
insbeſondere SS 823 ff. 

7. Grundſtückszubehör § 926 Abſ. 2. 

8. Geſtohlene, verlorene, ſonſt abhanden gekommene Sachen, Geld, In⸗ 
haberpapiere, öffentlich verfteigerte Sachen § 935. 

9. Uebergang auf Grund rechtskräftiger Verurtheilung bzw. durch Weg⸗ 
nahme von Seiten des Gerichtsvollziehers. CPO. ŞE 894, 897 f. 

CPO. § 894 Abs. 1. Ist der Schuldner zur Abgabe einer Willenserklärung 
verurtheilt, so gilt die Erklärung als abgegeben, sobald das Urtheil die Rechts- 
kraft erlangt hat. Ist die Willenserklärung von einer Gegenleistung abhängig 
gemacht, so tritt diese Wirkung ein, sobald nach den Bestimmungen der $$ 726, 
730 eine vollstreckbare Ausfertigung des rechiskräftigen Urtheils ertheilt ist. 

CPO. § 897 Abs. 1. Ist der Schuldner zur Uebertragung des Eigenthums 
oder zur Bestellung eines Rechts an einer beweglichen Sache verurtheilt, so gilt 
die Uebergabe der Sache als erfolgt, wenn der Gerichtsvollzieher die Sache 
zum Zwecke der Ablieferung an den Gläubiger wegnimmt. 

CPO. § 898. Auf einen Erwerb, der sich nach den $$ 894, 897 vollzieht, 
finden die Vorschriften des Bürgerlichen Rechts zu Gunsten derjenigen, welche 
Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, Anwendung. 


Vorbemerkung zu 
88 932 935. 


II. Uebertragung durch den 
Nichteigenthümer. 
1. Ueber gabe. 


2. Traditio brevi manu. 


Guter Glaube. 
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§ 932. Durch eine nach § 929 erfolgte Veräußerung wird der 
Erwerber auch dann Eigenthümer, wenn die Sache nicht dem Ver⸗ 
äußerer gehört, es ſei denn, daß er zu der Zeit, zu der er nach dieſen 
Vorſchriften das Eigenthum erwerben würde, nicht in gutem Glauben 
iſt. In dem Falle des § 929 Satz 2 gilt dies jedoch nur dann, 
wenn der Erwerber den Beſitz von dem Veräußerer erlangt hatte. 

Der Erwerber iſt nicht in gutem Glauben, wenn ihm bekannt oder 
in Folge grober Fahrläſſigkeit unbekannt iſt, daß die Sache nicht dem 
Veräußerer gehört. 

HGB. 5 366. Veräussert oder verpfündet ein Kaufmann im Be- 
triebe seines Handelsgewerbes eine ihm nicht gehörige bewegliche Sache, 
so finden die Vorschriften des Bürgerlichen Gssetzbuchs zu Gunsten 
derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, auch 
dann Anwendung, wenn der gute Glaube des Erwerbers die Befugniss 
des Veräusserers oder Verpfänders, über die Sache für den Eigen- 
thümer zu verfügen, betrifft. 


932. 1. Vgl. Borb. zu $$ 932 935. 
. Befigübertragung durch Uebergabe ($ 929 Satz 1). 

a. Für den guten Glauben ift allein der Zeitpunkt maßgebend, in welchem 
der Erwerber, wenn die Sache dem Veräußerer gehörte, nach den Vor⸗ 
ſchriften des § 929 Eigenthum erwerben würde, d. h. alſo wenn beide 
Erforderniſſe (Einigung und Uebergabe) rechtswirkſam und unbedingt 
(ogl. § 929 Note II 1c) vorliegen, mögen ſie gleichzeitig eintreten, die 
Einigung der Uebergabe vorausgehen oder nachfolgen. Iſt alſo z. B. die 
Sache von dem Nichteigenthümer unter Vorbehalt des Eigenthums ver⸗ 
kauft ($ 455) und dem gutgläubigen Käufer übergeben worden, jo er⸗ 
wirbt dieſer kein Eigenthum, wenn er vor vollſtändiger Zahlung des 
Kaufpreiſes feinen guten Glauben einbüßt. 

b. Der Naturalübergabe gleichwerthige Uebertragungsformen. Aushändigung 
eines indoſſablen Lager-, Ladeſcheins oder Konnoſſements ſteht der Sach⸗ 
übergabe gleich (HGB. §E 363 Abſ. 2, 424, 450, 647; vgl. Titelvorb. 
Note 3s. Der Uebergabe des Seeſchiffs ſteht die Vereinbarung, daß 
das Eigenthum übergehen ſoll, gleich. HGB. § 474, EG. z. HGB. Art. 6; 
vgl. auch RG. 28 39; 4 149; 5 185. 

3. Brevi manu traditio ($ 929 S. 2). Der Erwerber muß nachweiſen, 
daß er den Beſitz der Sache (z. B. als Leiher, Miether ꝛc.) von dem Ver⸗ 
äußerer erlangt hatte. Vgl. § 929 Note II Ia. 

4. Guter Glaube. 

a. Die Vorſchrift des Abſ. 2 gilt allgemein für diejenigen Vorſchriften, welche 
auf den guten Glauben des Erwerbers abgeſtellt find. Vgl. §§ 933, 934, 
936, 937, 955, 990, 1121, 2024. 

b. Grobe Fahrläſſigkeit ift eine in concreto beſonders ſchwere Außer⸗ 
achtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt. Vgl. § 276, ferner 
§§ 277, 460, 523 f., 851. — Rechtsirrthum vgl. zu § 276 Note J. 

e. Aer den Kenntniß, nicht Kennenmüſſen iſt entſcheidend gegen: 
über dem Grundbuche ($ 892) und dem Erbſcheine; letzterenfalls auch in 
Anſehung beweglicher Sachen. Vgl. § 2366 Note 1 3. 

d. Kenntniß der Anfechtbarkeit ſteht, wenn die Anfechtung erfolgt, 
der Kenntniß der Nichtigkeit gleich § 142 Abſ. 2. 

e. Iſt die zunächſt vorhandene Kenntniß oder fahrläffige Unkenntniß beim 
Eintritte des erheblichen Zeitpunktes (vgl. zu 2 a) durch objektiv falſche 
aber ohne grobe Fahrläſſigkeit angeſtellte Ermittelungen nach Meinung 
des Erwerbers beſeitigt, ſo liegt gutgläubiger Erwerb vor. 

5. Erlöſchen der Rechte Dritter § 936. 
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Ist die Sache mit dem Rechte eines Dritten belastet, so finden die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu Gunsten derjenigen, welche 
Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, auch dann Anwendung, 
wenn der gute Glaube die Befugniss des Veräusserers oder Verpfänders, 
ohne Vorbehalt des Rechtes über die Sache zu verfügen, betrifft. 

Das gesetzliche Pfandrecht des Kommissionärs, des Spediteurs, des 
Lagerhalters und des Frachtführers steht hinsichtlich des Schutzes des 
guten Glaubens einem gemäss Abs. 1 durch Vertrag erworbenen Pfand- 
rechte gleich. 

§ 933. Gehört eine nach § 930 veräußerte Sache nicht dem 
Veräußerer, ſo wird der Erwerber Eigenthümer, wenn ihm die Sache 
von dem Veräußerer übergeben wird, es ſei denn, daß er zu dieſer 
Zeit nicht in gutem Glauben iſt. 

§ 934. Gehört eine nach § 931 veräußerte Sache nicht dem 
Veräußerer, ſo wird der Erwerber, wenn der Veräußerer mittelbarer 
Beſitzer der Sache iſt, mit der Abtretung des Anſpruchs, anderenfalls 
dann Eigenthümer, wenn er den Beſitz der Sache von dem Dritten 
erlangt, es ſei denn, daß er zur Zeit der Abtretung oder des Beſitz⸗ 
erwerbes nicht in gutem Glauben iſt. 

§ 935. Der Erwerb des Eigenthums auf Grund der $$ 932 bis 
934 tritt nicht ein, wenn die Sache dem Eigenthümer geſtohlen worden, 
verloren gegangen oder ſonſt abhanden gekommen war. Das Gleiche 
gilt, falls der Eigenthümer nur mittelbarer Beſitzer war, dann, wenn 
die Sache dem Beſitzer abhanden gekommen war. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung auf Geld oder Inhaber: 
papiere ſowie auf Sachen, die im Wege öffentlicher Verſteigerung ver⸗ 
äußert werden. 


$ 933. 1. Vgl. Borb. zu $$ 932—935. 

2. Aus § 933 ergiebt fih, daß der Nichteigenthümer nicht wie der Eigen⸗ 
thümer durch constitutum possessorium ($ 930), ſondern nur durch hinzu⸗ 
kommende Uebergabe (§ 929 Note II 1) Eigenthum übertragen kann. 

3. Guter Glaube § 932 Note 4. l 

4. Bgl. aus der Judikatur zu Art. 306 des alten HGB. RG. 33 29. 

5. Exlöſchen der Rechte Dritter § 936. 

934. 1. Vgl. Borb. zu $$ 932— 935, ſowie zu § 931. 

2. Iſt der durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs ver⸗ 

Außernde Nichteigenthümer 8 

a. mittelbarer Beſitzer ($ 868; vgl. § 931 Note 34), fo erwirbt der Er- 
werber mit der Abtretung des e Eigenthum, wenn 
ihm nicht Mangel guten Glaubens ($ 932 Abſ. 2) für dieſen Zeitpunkt 
nachgewieſen wird; i 

b. nicht mittelbarer Beſitzer ($ 868; vgl. $ 931 Note 3d), fo wird 
Eigenthum erſt erworben, wenn der Erwerber den unmittelbaren oder 
mittelbaren Beſitz der Sache erlangt, vorausgeſetzt, daß ihm nicht Mangel 
des guten Glaubens ($ 932 Abſ. 2) für den Zeitpunkt des Beſitzerwerbes 
nachgewieſen wird. 

3. Rechte Dritter § 936. 

4. Hatte der Veräußerer ſelbſt durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs 
Eigenthum erworben und durch Weiterabtretung dieſes Herausgabeanſpruchs 
übertragen, fo vgl. bei Anfechtung der anfechtbaren Abtretungserklärung des 
urſprünglichen Eigenthümers oder des der Abtretung zu Grunde liegenden 
Rechtsgeſchäfts § 931 Note 3f. 

. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 8. Aufl. 40 


8. Constitutum posses- 
sorium, 


. Abtretung des Her⸗ 
ausgabeanſpruchs. 


5. Abhanden gekommene 
Sachen. 
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HGB. § 367. Wird ein Inhaber papier, das dem Eigenthümer ge- 
stohlen worden, verloren gegangen oder sonst abhanden gekommen ist, 
an einen Kaufmann, der Bankier- oder Geldwechslergeschäfte betreibt, 
veräussert oder verpfändet, so gilt dessen guter Glaube als ausgeschlossen, 
wenn zur Zeit der Veräusserung oder Verpfändung der Verlust des 
Papiers von einer öffentlichen Behörde oder von dem aus der Urkunde 
Verpflichteten im Deutschen Reichsanzeiger bekannt gemacht und seit 
dem Ablaufe des Jahres, in welchem die Veröffentlichung erfolgt ist, 
nicht mehr als ein Jahr verstrichen war. 

Der qute Glaube des Erwerbers wird durch die Veröffentlichung iM 
Deutschen Reichsanzeiger nicht ausgeschlossen, wenn der Erwerber die 
Veröffentlichung in Folge besonderer Umstände weder kannte noch kennen 
musste, 

Auf Zins-, Renten- und Gewinnantheilscheine, die nicht später als 


in dem nächsten auf die Veräusserung oder Verpfändung Jolgenden | 


Einlösungstermine fällig werden, sowie auf Banknoten und andere auf 
Sicht zahlbare unverzinsliche Inhaberpapiere ‚finden diese Vorschriften 
keine Anwendung. 


nn nn 


5 935. 1. Wer den Eigenthumserwerb auf Grund des § 935 leugnet, ift 
dafür beweispflichtig, daß die Sache geſtohlen, verloren gegangen oder ſonſt 
abhanden gekommen war (CPO. § 286). Demgegenüber find die Voraus 
ſetzungen des Abſ. 2 Einwendungen. Der gutgläubige Erwerber abhanden 
gekommener Sachen, bezüglich deren Eigenthumserwerb durch § 935 ausge! 
980 iſt, iſt auf den Eigenthumserwerb durch Erſitzung angewieſen; vgl. 
§ 937 Note 1. 

2. Abhanden gekommen ſind die Sachen, welche ohne den rechtsbeſtan⸗ 
digen Willen ($$ 104 f.) aus dem Beſitze des Beſitzers gekommen find. Ins 
beſondere gehören außer den geſtohlenen und verlorenen Sachen dahin 
a. die Sachen, über welche ein Beſitzdiener ($ 855) ohne den Willen des He 

ſitzers verfügt, nicht aber die mit dem Willen des Eigenthümers in den 
unmittelbaren Beſitz eines Anderen gelangten Sachen, vgl. OLG. 4 296. 
Iſt der Eigenthümer in Mitbeſitz geblieben (vgl. § 868 250 fo ſind 


auch trotz Vorliegens eines ſonſt den mittelbaren Beſitz begründenden 


Rechtsverhältniſſes die ohne ſeinen Willen verbrachten Sachen, ihm ab 
handen gekommen. 4 

b. die Sachen, welche vor der Beſitzergreifung des Erben aus dem Nachlaſſe 
von einem Dritten veräußert find $ 857; vgl. indeß Erwerb im guten 
Glauben an die Richtigkeit des Erbſcheins $ 2366. 

3. Die Eigenthumsübertragung wird auch bei den in un? 
bezeichneten Sachen durch den Mangel des guten Glauben“ 
ausgeſchloſſen; vgl. indeß Note 6. 3 

4. Geld vgl. § 244, 245 Note 1; auch ausländiſches Geld fällt unter 895. 

5. Inhaberpapiere find nicht nur Schuldverſchreibungen auf den IM 
haber (58 793, 1195), ſondern auch Inhaberaktien ꝛc. vgl. Titelvorb. vot 
$ 793 Note 1. À 
a. 3% vor der Begebung geſtohlene Inhaberpapier iſt Inhaberpapie“ 
b. Eigenthumserwerb an der Schuldverſchreibung auf den Inhaber feite” 

des einlöſenden Ausſtellers § 797 S. 2; vgl. daſelbſt Note 3. o 
c. Mit der Umſchreibung auf den Namen ($ 806) hört das Inhaberpapie, 
auf, ein ſolches zu ſein. Die Uebertragung der Forderung aus der Wi 
kunde erfolgt fortab gemäß $$ 398 ff. Die dinglichen Rechtsverhaltniſf 
an der Urkunde beſtimmen ſich nach § 952. 4 
d. Legitimationspapiere (§ 808) find keine Inhaberpapiere vgl. $ 808 Note 
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§ 936. Iſt eine veräußerte Sache mit dem Rechte eines Dritten in Nehte Dritter an der 
belaſtet, fo erliſcht das Recht mit dem Erwerbe des Eigenthums. In nieten Sache 
dem Falle des § 929 Satz 2 gilt dies jedoch nur dann, wenn der 
Erwerber den Beſitz von dem Veräußerer erlangt hatte. Erfolgt die 
Veräußerung nach § 930 oder war die nach $ 931 veräußerte Sache 
nicht im mittelbaren Beſitze des Veräußerers, ſo erliſcht das Recht 
des Dritten erſt dann, wenn der Erwerber auf Grund der Veräußerung 
den Beſitz der Sache erlangt. 

Das Recht des Dritten erliſcht nicht, wenn der Erwerber zu der 
nach Abſ. 1 maßgebenden Zeit in Anſehung des Rechtes nicht in 
gutem Glauben iſt. 

Steht im Falle des § 931 das Recht dem dritten Beſitzer zu, ſo 
erliſcht es auch dem gutgläubigem Erwerber gegenüber nicht. 


6. Oeffentliche Verſteigerung vgl. § 383 Abl. 3, § 979. Der Erſteher, 
welcher das mangelnde Eigenthum des die Verſteigerung Veranlaſſenden 
kennt (Note 3), erwirbt dennoch Eigenthum, wenn dieſer durch das Geſetz zu 
der Veräußerung ermächtigt iſt. Vgl. das dingliche Verkaufsrecht des Pfand⸗ 
gläubigers § 1242 und hierzu zu $ 816 Note IV 1c und 3; das Veräußerungs⸗ 
recht des Finders §8 966, 979; des Beſitzers § 1003; des Strandamts in 
8 0 geborgener Gegenſtände § 18 Strand. v. 17. Mai 1874 (RGBl. 

b 0 


§ 936. J. Als Rechte Dritter an (beweglichen) Sachen kommen Nieß⸗ 
brauch (§§ 1030 ff.) und Pfandrecht (§§ 1204 ff.) in Betracht. Gleichgültig 
iſt, ob dieſe Rechte durch Geſetz (vgl. § 1257), durch Rechtsgeſchäft oder im 
age der Zwangsvollſtreckung zur Entſtehung gelangt find (CPO. §§ 897, 
* 


II. § 936 erſtreckt ſich auf den rechtsgeſchäftlichen Eigenthumserwerb 
ſowohl vom Eigenthümer (§§ 929—931) als auch vom Nichteigenthümer 
($$ 932—934). 

1. Beim Eigenthumserwerbe von dem Nichteigenthümer ($$ 932 
bis 934) fallen Eigenthumserwerb und Erlöſchen der Rechte zuſammen. 

2. Beim Eigenthums erwerbe vom Eigenthümer ſind hinſichtlich 
des Erlöſchens der Rechte an der Sache dieſelben Vorausſetzungen wie hin⸗ 
25 des Eigenthumserwerbes vom Nichteigenthümer aufgeſtellt (vgl. zu 
X9 932—934). 
es: at Der Mangel des guten Glaubens ($ 932 Abſ. 2) hin⸗ 
ſichtlich des belaſtenden Rechtes iſt dem Erwerber nachzuweiſen. Grobfahr⸗ 
läſſige Nichtberückſichtigung des Vermietherpfandrechts bei Veräußerung einer 
eingebrachten Sache auf dem Miethgrundſtücke vgl. § 560 Nore 4a. , 

4. Bei Veräußerung ſeitens eines Kaufmanns im Betriebe feines 
Handelsgewerbes genügt der gute Glaube an die Befugniß des Veräußerers, 
Gin 9 des Rechtes über die Sache zu verfügen, HGB. § 366 Abſ. 2 

nter 35). 

5. In § 936 ift kein Vorbehalt hinſichtlich der abhanden gekommenen Sachen 
gemacht (§ 935). Geht deshalb das Pfandrecht z. B. auch unter, wenn der 
Cigenthümer, welcher dem Pfandgläubiger die Pfandſache entzogen hat (vgl. 
X 1253), dieſelbe an einen gutgläubigen Dritten weiter veräußert? Vgl. 
hierzu RG. 1 255, Mot. III S. 348; ferner zu $$ 1032, 1208; 1065, 1227. 
6. Das Erlöſchen der Rechte iſt ein endgültiges. An die Stelle 
des erloſchenen Rechtes tritt ein Bereicherungsanſpruch ($ 816) bzw. ein 
Schadenserſatzanſpruch (§§ 823 ff.). Erwirbt der Veräußerer die Sache zu: 
rück, fo bleibt zwar das erloſchene Recht erloſchen, ſolchenfalls kann indef 

er Bereicherungs⸗ und Schadensanſpruch auf Wiederherſtellung des Rechtes 
gehen ($ 812 Note B 11; $$ 249 ff.) 

40* 


J. Eigenthumserwerb durch 
Erſigung. 
1. Erforderniſſe. 
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II. Erſitzung. 
§ 937. Wer eine bewegliche Sache zehn Jahre im Eigenbeſitze 
hat, erwirbt das Eigenthum (Erſitzung). 
Die Erſitzung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Erwerber bei dem Er⸗ 
werbe des Eigenbeſitzes nicht in gutem Glauben iſt oder wenn er 
ſpäter erfährt, daß ihm das Eigenthum nicht zuſteht. 


7. Grundſtückszubehör $ 926 Abſ. 2. Rückſichtlich der hypothekariſchen 
Haftung $$ 11217. 

8. Wegen der im Schiffsregifter eingetragenen Schiffe vgl. die 
Sonderregelung § 1262. 

III. Wegen des konkursrechtlichen Verfolgungsrechts (RD. § 44, abge⸗ 
druckt zu § 929) im Verhältniſſe zu § 936 vgl. RG. 8 83 ff. 

Kaufmänniſches Zurückbehaltungsrecht (HGB. §§ 369 ff., abgedruckt 
zu § 274) vgl. Vorb. zum III. Buche Note C V. 

IV. Verfügungsbeſchräukungen. 

Die Verfügungsbeſchränkungen ſind keine Rechte an der Sache und fallen 
deshalb nicht unter § 936. 

Eine Zuſammenſtellung der Verfügungsbeſchränkungen findet fid zu $ 135 
Note 4. — Inwieweit der Erwerber, welcher ſich in Anſehung der Verfügungs⸗ 
beſchränkung im guten Glauben befindet, geſchützt iſt, iſt der beſonderen, die 
Verfügungsbeſchränkung begründenden Vorſchrift zu entnehmen. Hervor⸗ 
zuheben iſt hier nur, daß bei der durch die Konkurseröffnung (KO. § 6) und 
die Nachlaßverwaltung ($ 1984) begründeten Verfügungsbeſchränkung der gut⸗ 
gläubige Erwerber beweglicher Sachen keinen Schutz genießt (KO. § 7). 

8 937. 1. Die Erſitzung ermöglicht den durch § 935 ausgeſchloſſenen 
Eigenthumserwerb an abhanden gekommenen Sachen (§ 935 Note 1) und ent⸗ 
bindet in allen Fällen den Eigenthümer, welcher ſein Eigenthum nachzuweiſen 
hat (§§ 985, 1004, 1005), von der Darlegung der Erwerbsthatſachen. — 
Eigenthumserwerb durch Erſitzung iſt eine originäre Erwerbsart. 
Eine Rechtsnachfolge tritt durch dieſelbe nicht ein (CPO. §§ 325, 727). 

2. Eigenbeſitz (§ 872) kann mittelbarer oder unmittelbarer Eigen⸗ 
beſitz fein (vgl. § 941). Der Erfigende ift dafür, daß Eigenbeſitz vorliegt, 
beweispflichtig (CPO. § 286). 

3. Die Erſitzung erfordert keinen Titel. Wer Erfigung behauptet, 
hat nur Eigenbeſitz während der Erſitzungszeit zu beweiſen (vgl. § 938). — 
Friſtberechnung ŞE 187 Abſ. 1, 188 Abſ. 2. Im Uebrigen §§ 939— 944. 

4. Mangel des guten Glaubens iſt Einwendung. 

a. Beim Erwerbe des Eigenbeſitzes liegt Mangel des guten Glaubens 
vor, wenn der Erwerber Kenntniß von dem Rechtsmangel hat, oder 
wenn ſeine Unkenntniß von dem Rechtsmangel auf grober Fahrläſſigkeit 
beruht. Beim Erwerbe beſteht alſo inſoweit eine Nachforſchungspflicht. 
Kenntniß oder Kennenmüſſen der Anfechtbarkeit ſteht nach erfolgter An⸗ 
fechtung der Kenntniß der Nichtigkeit gleich (§ 142 Abſ. 2). 

b. Während des Eigenbeſitzes tritt Mangel des guten Glaubens 
(mala fides supervenieus) nur bei pofitiver Kenntniß des 
mangelnden Eigenthums ein. Es beſteht alſo keine fortdauernde Nach⸗ 
forſchungspflicht; auch die auf grober Fahrläſſigkeit beruhende Fortdauer 
der Unkenntniß des Rechtsmangels ſchließt die Erſitzung nicht aus. 

Gegen frivole Berufung auf nicht vorhandenen Rechtsirrthum ſchützt 
CMO. § 286. 

5. Der Erbe ſetzt den Beſitz des Erblaſſers fort ($ 857). Er kann des⸗ 
halb eine Sache, welche der Erblaſſer als fremde beſaß, auf Grund des 
ererbten Beſitzes, welcher nur der Rechtspoſition des Erblaſſers ent⸗ 
ſpricht, nicht erſitzen. Nicht ausgeſchloſſen freilich ift, daß der Erbe den er⸗ 
erbten Beſitz in einen den §§ 854, 855, 872 entſprechenden, an ſich für die 
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§ 938. Hat Jemand eine Sache am Anfang und am Ende eines 
Zeitraums im Eigenbeſitze gehabt, ſo wird vermuthet, daß ſein Eigen⸗ 
beſitz auch in der Zwiſchenzeit beſtanden habe. 

§ 939. Die Erſitzung kann nicht beginnen und, falls fie be- 
gonnen hat, nicht fortgeſetzt werden, ſolange die Verjährung des Eigen- 
thumsanſpruchs gehemmt iſt oder ihrer Vollendung die Vorſchriften 
der §§ 206, 207 entgegenſtehen. 

§ 940. Die Erſitzung wird durch den Verluſt des Eigenbeſitzes 
unterbrochen. 

Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn der Eigenbeſitzer 
den Eigenbeſitz ohne ſeinen Willen verloren und ihn binnen Jahres⸗ 
friſt oder mittelft einer innerhalb dieſer Friſt erhobenen Klage wieder⸗ 
erlangt hat. 

§ 941. Die Erſitzung wird unterbrochen, wenn der Eigenthums⸗ 
anſpruch gegen den Eigenbeſitzer oder im Falle eines mittelbaren Eigen⸗ 
beſitzes gegen den Beſitzer gerichtlich geltend gemacht wird, der ſein 
Recht zum Beſitze von dem Eigenbeſitzer ableitet; die Unterbrechung 
tritt jedoch nur zu Gunſten desjenigen ein, welcher ſie herbeiführt. 
Die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der §§ 209 bis 212, 
216, 219, 220 finden entſprechende Anwendung. 


Erſitzung geeigneten Eigenbeſitz verwandelt. Durch die Erſitzung wird eine 
aus dem obligatoriſchen Rechtsverhältniſſe (z. B. Miethe, Verwahrung, Auf⸗ 
trag) ſich ergebende Verpflichtung zur Herausgabe und Rückübertragung des 
durch die Erſitzung erworbenen Eigenthums nicht berührt. 
6. Beſchränkung des Erbſchaftsbeſitzers hinſichtlich der Erſitzung gegen⸗ 
über dem Erben $ 2026. 

7. Wegen Erſitzung bei Grundſtücken vgl. $$ 900 u. 927. 

8. Uebergangsvorſchrift EG. Art. 185. 

§ 938. Zuläſſigkeit des Gegenbeweiſes CPO. § 292. 

§ 939. 1. Hemmung der Verjährung des Eigenthumsanſpruchs: 

§ 202: Vorhandenſein von Einwendungen, welche der Geltendmachung des 
Eigenthumsanſpruchs entgegenſtehen. In ſolchen Fällen wird regelmäßig 
der gute Glaube beim Erwerber ausgeſchloſſen ſein. 

§ 203: Stillſtand der Rechtspflege, höhere Gewalt. 

$ 204: Pietätsverhältniß. 5. 
2. Die §§ 206 und 207 gewähren eine Schutzfriſt gegen den Ablauf der Ver 
jährungsfriſt beim Fehlen des geſetzlichen Vertreters, bei Nachlaßanſprüchen 
und Nachlaß verbindlichkeiten. 
3. Die Beweislaſt für die Hinderungsgründe der Erſitzung hat der⸗ 
jenige, der ſich auf dieſelben ſtützt. j 

940. 1. Wirkung der Unterbrechung § 942. — Beweislaſt § 938. 
Unter den von dem Erſitzenden zu beweiſenden Vorausſetzungen des 

Abſ. 2 ift die Zeit des Beſitzverluſtes in die Erſitzungszeit einzurechnen. — 
Wegen der Jahresfriſt vgl. § 864 Note I 3. 

3. Die im Wege der Klage erlangte Rückgabe ift auf den Zeitpunkt der 
ung zurückbezogen. 

§ 941. 1. Die Unterbrechung tritt nur zu Gunſten des Klägers und 
ſeiner Rechtsnachfolger, nicht zu Gunſten Dritter, welche etwa nach 
Abweiſung der Klage mit Eigenthumsanſprüchen hervortreten, ein. Die 
Wirkung der Unterbrechung § 942. 

2. Geltendmachung des Eigenthumsanſpruchs gegen den mittelbaren Be⸗ 
ſitzer vgl. zu § 985. 


2. Vermuthung für die 
Fortdauer des Eigen: 
beſitzes. 


3. Hemmung der Er⸗ 
ſitzung. 


4. Unterbrechung der Er⸗ 


ſitzung. 
a. Beſitzverluſt. 


b. Gerichtl. Geltend⸗ 
machung des Eigen 
thumsanſpruchs. 


e. Wirkung der Unter⸗ 
brechung. 


5. Beſitzzeit des Rechts⸗ 
vorgängers. 


6. Beſitzzeit des Erb⸗ 
ſchaftsbefitzers. 
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§ 942. Wird die Erſitzung unterbrochen, fo kommt die bis zur 
Unterbrechung verſtrichene Zeit nicht in Betracht; eine neue Erſitzung 
kann erſt nach der Beendigung der Unterbrechung beginnen. 

§ 943. Gelangt die Sache durch Rechtsnachfolge in den Eigen⸗ 
beſitz eines Dritten, ſo kommt die während des Beſitzes des Rechts⸗ 
vorgängers verſtrichene Erſitzungszeit dem Dritten zu Statten. 

§ 944. Die Erſitzungszeit, die zu Gunſten eines Erbſchaftsbe⸗ 
ſitzers verſtrichen iſt, kommt dem Erben zu Statten. 


3. Inhalt der zu entſprechender Anwendbarkeit angezogenen, dem Ver⸗ 
jährungsrecht angehörigen Vorſchriften: 

§ 209: die zur Unterbrechung geeigneten Arten der gerichtlichen Geltend⸗ 
machung, Klage auf Leiſtung oder Feſtſtellung, auf Ertheilung der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel oder auf Erlaſſung des Vollſtreckungsurtheils. 

Von den der Klageerhebung in § 209 Abſ. 2 gleichgeſtellten Akten kommt 
für den Eigenthumsanſpruch nur die Vornahme einer Vollſtreckungshandlung 
bzw. der Antrag auf Vornahme einer ſolchen in Betracht. Dementſprechend 
iſt nur § 216, welcher die Dauer und den Wegfall der Unterbrechung durch 
Zwangsvollſtreckungsakte betrifft, mitzitirt, während die die anderen Unter- 
brechungsarten betreffenden $$ 213—215 fortgelaſſen find. p 

88 210—212, 219: Dauer und Wegfall der Unterbrechung durch Klage- 
erhebung in den Fällen des Prozeßſtillſtandes, der Klagezurücknahme und 
der Abweiſung ohne Sachurtheil. 

§ 220: Geltendmachung des Anſpruchs außerhalb des ordentlichen Rechts⸗ 
9200190 o SA Sondergericht, Verwaltungsgericht oder Verwaltungs- 

ehörde). 

§ 942. 1. Die Falle der Unterbrechung (vgl. § 217). 

a. ung durch Verluſt des Eigenbeſitzes (§ 940); indeß 

b. 16241) Unterbrechung durch Geltendmachung des Eigenthumsanſpruchs 
($ 941). 

15 7 und Wegfall der Unterbrechung § 940 Abſ. 2, § 941 

ote 3. 

3. Auf die neue Erſitzung finden wiederum die Vorſchriften der §§ 937 ff. 
Anwendung; fie ift aljo ausgeſchloſſen, wenn z. B. der Erſitzende durch die 
aus prozeſſualen Gründen abgewieſene Eigenthumsklage in böſen Glauben 
verſetzt wurde (§ 937 Abſ. 2; CPO. § 286). 

§ 943. 1. Vgl. § 221. 

2. Der Sondernachfolger erſitzt ſelbſtändig, unter Anrechnung der 
während des Beſitzes des Rechtsvorgängers verſtrichenen Erſitzungs⸗ 
zeit, d. h. derjenigen Zeit, 

a. innerhalb deren die Erſitzung nicht ausgeſchloſſen war (§ 937 Abs. 2); 

b. innerhalb deren dem Beginn oder Ablaufe der Erſitzung keine Hinder⸗ 
niſſe entgegenſtanden ($ 939); 

€ e N as in Folge Unterbrechung nicht ausgeſchloſſen ift 
($ 942). 

3. Ob ſich die Vorſchrift auch auf den Erben bezieht, kann mit Rückſicht 
auf § 857 zweifelhaft fein; vgl. auch § 937 Note 5, ferner § 944. 

8 944. 1. Erbſchaftsbeſitzer iſt derjenige, der auf Grund eines ihm 
nicht zuſtehenden Erbrechts etwas aus der Erbſchaft erlangt hat § 2018. — 
Dem Erbſchaftsbeſitzer ſteht gleich, wer die Erbſchaft durch Vertrag 
(§§ 2371 ff., 2385) von dem Erbſchaftsbeſitzer erworben hat. 

2. Der Erbſchaftsbeſitzer kann fih dem Erben gegenüber, ſolange nicht der 
Erbſchaftsanſpruch verjährt iſt, nicht auf die Erſitzung einer Sache berufen, 
die er als zur Erbſchaft gehörig in Beſitz hat (§ 2026). 

3. Ob die Erſitzungszeit zu Gunſten des Erbſchaftsbeſitzers verſtreicht, 
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8 945. Mit dem Erwerbe des Eigenthums durch Erſitzung er⸗ n. 


löſchen die an der Sache vor dem Erwerbe des Eigenbeſitzes begrün⸗ 
deten Rechte Dritter, es ſei denn, daß der Eigenbeſitzer bei dem 
Erwerbe des Eigenbeſitzes in Anſehung dieſer Rechte nicht in gutem 
Glauben ift oder ihr Beſtehen ſpäter erfährt. Die Erſitzungsfriſt 
muß auch in Anſehung des Rechtes des Dritten verſtrichen ſein; die 
Vorſchriften der $$ 939 bis 944 finden entſprechende Anwendung. 


III. Verbindung. Vermiſchung. Verarbeitung. 


§ 946. Wird eine bewegliche Sache mit einem Grundſtücke der⸗ 1. 


geſtalt verbunden, daß ſie weſentlicher Beſtandtheil des Grundſtücks 
a fo erſtreckt ſich das Eigenthum an dem Grundſtück auf dieſe 
ache. 

§ 947. Werden bewegliche Sachen mit einander dergeſtalt ver- 
bunden, daß ſie weſentliche Beſtandtheile einer einheitlichen Sache 
werden, ſo werden die bisherigen Eigenthümer Miteigenthümer dieſer 
Sache; die Antheile beſtimmen ſich nach dem Verhältniſſe des Werthes, 
den die Sachen zur Zeit der Verbindung haben. 

Iſt eine der Sachen als die Hauptſache anzuſehen, ſo erwirbt ihr 
Eigenthümer das Alleineigenthum. 


wenn er ſich nur im guten Glauben hinſichtlich der Zugehörigkeit der Sache 

zur Erbſchaft befindet, oder ob auch guter Glaube hinſichtlich des Erbrechts 

erforderlich iſt, iſt ſtreitig. 

§ 945. 1. Vgl. zu § 936. 

3. Guter Glaube vgl. zu § 937 Note 4. 

3. Sind mehrere Rechte an der Sache vorhanden, ſo kann mit Rückſicht 
auf §§ 939, 941, 942 die Erſitzungsfriſt gegenüber den verſchiedenen Bez 
rechtigten verſchieden laufen. 

SS 946, 947. I. Verbindung als weſentlicher Beſtandtheil. 

1. Die Wirkung der Verbindung. 

Nach der poſitiven Vorſchrift des § 93 konnen weſentliche Beſtandtheile 
einer Sache (vgl. zu § 93 Note I, $$ 94, 95) nicht Gegenſtand beſonderer 
Rechte fein. Die Vorſchriften der §8 946, 947 ziehen die Folgerung aus 
dieſem Grundſatze für den Fall, daß bisher ſelbſtändige Sachen, welche ent- 
weder verſchiedenen Eigenthümern gehörten oder mit dinglichen Rechten ver⸗ 
ſchieden belaſtet waren (§ 949), in Folge ihrer Verbindung mit einer oder 
mehreren anderen Sachen nicht mehr als ſelbſtändige Sachen, ſondern ihrem 
gegenwärtigen wirthſchaftlichen Weſen nach nur noch als Beſtandtheile d. i. 
als weſentliche Beſtandtheile in Betracht kommen. j 
a. Wenn die eine Sache ein Grundftüd tft ($ 946) oder (nach An- 

ſchauung des Verkehrs) als Hauptſache anzuſehen ift (§ 947 Abſ. 2, 
ſo geht das Eigenthum der verbundenen Sache auf den Eigenthümer des 
Grundſtücks bzw. der Hauptſache über. Die ſonſtigen Rechte (d. i. Pfand⸗ 
recht oder Nießbrauch) an der mit der Hauptſache verbundenen Sache 
erlöſchen ($ 949 Satz 1), die an der Hauptſache beſtehenden dinglichen 
Rechte erſtrecken ſich auf die hinzutretende Sache ($ 949 Satz 3). 

b. Wenn keine der verbundenen Sachen als Hauptſache anzu⸗ 
ſehen ift (§ 947 Abſ. 1), fo werden die Eigenthümer der Einzelſachen 
Miteigenthümer der neuen Geſammtſache (ŞE 1008 ff). Sonſtige ding- 
liche Rechte an der bisherigen Einzelſache (Pfandrecht oder Nießbrauch) 
beſtehen an dem Antheil an der Geſammtſache fort, welcher an die 
Stelle der Einzelſache tritt (§ 949 Satz 2). Das Gemeinſchaſtsverhältniß 
unter den Miteigenthümern richtet ſich nach §§ 741 ff. 


Rechte Dritter an der 
erſeſſenen Sache. 


Derbindg. Vermiſchg. 
1. Eigenthum. 
a, Verbindung mit 
einem Grundſtücke. 


b. Verbindung beweg⸗ 
licher Sachen mit- 
einander. 
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e. Untrennbare Bere § 948. Werden bewegliche Sachen mit einander untrennbar ver- 
miſchung und Ver⸗ 


5 miſcht oder vermengt, ſo finden die Vorſchriften des § 947 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

Der Untrennbarkeit ſteht es gleich, wenn die Trennung der ver- 
miſchten oder vermengten Sachen mit unverhältnißmäßigen Koſten 
verbunden ſein würde. 

2. Sonſtige Rechte an § 949. Erliſcht nach den SS 946 bis 948 das Eigenthum an 
9 einer Sache, ſo erlöſchen auch die ſonſtigen an der Sache beſtehen— 
den Rechte. Erwirbt der Eigenthümer der belaſteten Sache Miteigen⸗ 

thum, ſo beſtehen die Rechte an dem Antheile fort, der an die Stelle 

der Sache tritt. Wird der Eigenthümer der belaſteten Sache Allein⸗ 

eigenthümer, ſo erſtrecken ſich die Rechte auf die hinzutretende Sache. 


2. Die Art wie die Verbindung zu Stande kam, die Perſönlich⸗ 
keit des Verb indenden, ſonſtige ſubjektive Momente (Geſchäftsfähigkeit, Red- 
lichkeit) ſind für die dingliche Rechtslage belanglos. Entſcheidend iſt der ob⸗ 
Kae Thatb eſtand der Verbindung. Wegen Schadenserſatzanſpruchs vgl. zu 
§ 951. 

3. Die dingliche Rechtsänderung iſt eine endgültige. Die bis⸗ 
herigen Rechte an der Sache leben nach der Trennung nicht wieder auf, vgl. 
§ 953; daher das beſondere Aneignungsrecht des Beſitzers im Falle des 
§ 997 Abſ. 1. — Obligatoriſche Ausgleichsanſprüche § 951. 

4. Liegt außer Verbindung zugleich Verarbeitung oder Umbildung vor, 
fo findet $ 950 Anwendung. 

5. Verbindung der vermachten Sache § 2172. 

II. Ver bindung als nicht weſentlicher Beſtandtheil. 

Die Ver bindung nicht weſentlicher Beſtandtheile hat auf die dinglichen 
Rechtsbezie hungen keinen Einfluß; insbeſondere beeinträchtigt die Beſtand⸗ 
N nicht die Geltendmachung des Eigenthumsanſpruchs. Vgl. 


III. Landesgeſetzlicher Vorbehalt: Anlandungen ze. EG. Art. 65. 

§ 948. 1. Vgl. zu $$ 946, 947. 

2. Untrennbarkeit der Sachen. 

Entſcheidend ift nach $ 947 für die dingliche Rechtslage in erſter Linie, 
ob eine der vermiſchten oder vermengten Sachen im Verhältniſſe zu der oder 
den anderen als Hauptſache in Betracht kommt. Vgl. zu $$ 946, 947 Note J. 
1a u. b. 

3. Bei Trennbarkeit der Sache gilt daſſelbe wie zu $$ 946, 947 Note II. 

4. Für das in § 948 geregelte dingliche Rechtsverhältniß tft vorausgeſetzt, 
daß eine abgegrenzte Menge vorliegt, zu welcher Beiträge von verſchiedenen 
Seiten gelangt ſind. Steht nur feſt, daß gewiſſe Quantitäten von vertret⸗ 
baren Sachen (Geld, Getreide) mit den nicht abgegrenzten Vorräthen einer 
anderen Perſon vermiſcht ſind, z. B. in das Vermögen derſelben gelangt 
ſind, ſo tritt an die Stelle des wegen Ununterſcheidbarkeit der einzelnen 
Stücke undurchführbaren Eigenthumsanſpruchs der Anſpruch aus der unge⸗ 
rechtfertigten Bereicherung (§§ 812 ff.). 

5. Eine a 0. ape für die Vermiſchung von Geldſtücken iſt nicht 
erfolgt. Vgl. RG. 24 315 f. 

6. Beſondere Vorſchriften über vereinigte Bienenſchwärme §§ 963 f. 


7. Lagergeſchäft. Vermiſchung der eingelagerten Sachen HGB. § 419, 
abgedruckt zu § 700. 


§ 949. Vgl. zu §§ 946, 947 Note J I. 
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§ 950. Wer durch Verarbeitung oder Umbildung eines oder It. Derarbeitung und Um: 
mehrerer Stoffe eine neue bewegliche Sache herſtellt, erwirbt das Eigen⸗ . Eigenthum an der 
thum an der neuen Sache, ſofern nicht der Werth der Verarbeitung neuen Sache. 
oder der Umbildung erheblich geringer iſt als der Werth des Stoffes. 
Als Verarbeitung gilt auch das Schreiben, Zeichnen, Malen, Drucken, 
Graviren oder eine ähnliche Bearbeitung der Oberfläche. 

Mit dem Erwerbe des Eigenthums an der neuen Sache erlöſchen 2 Rechte am Stoffe. 
die an dem Stoffe beſtehenden Rechte. 

§ 951. Wer in Folge der Vorſchriften der SS 946 bis 950 u. Das geſetliche Schuld- 
einen Rechtsverluſt erleidet, kann von demjenigen, zu deffen Gunſten dung, bermiſchung, 
die Rechtsänderung eintritt, Vergütung in Geld nach den Vorſchriften Verarbeitung. 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern. 
Die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes kann nicht verlangt 
werden. 

Die Vorſchriften über die Verpflichtung zum Schadenserſatze wegen 
unerlaubter Handlungen ſowie die Vorſchriften über den Erſatz von 
Verwendungen und über das Recht zur Wegnahme einer Einrichtung s 
bleiben unberührt. In den Fällen der §§ 946, 947 ift die Weg- 
nahme nach den für das Wegnahmerecht des Beſitzers gegenüber dem 
Eigenthümer geltenden Vorſchriften auch dann zuläſſig, wenn die Ver⸗ 
bindung nicht von dem Beſitzer der Hauptſache bewirkt worden iſt. 


§ 950. 1. Ob eine neue bewegliche Sache durch Verarbeitung oder Um⸗ 
bildung des Stoffes hergeſtellt iſt, iſt an der Hand der Verkehrsanſchauung 
zu beurtheilen. Iſt eine neue Sache durch Verbindung mehrerer Einzel 
ſachen hervorgebracht, fo findet § 950 Anwendung, ohne daß es weiter 
darauf ankommt, ob die verbundene Sache zum weſentlichen Beſtandtheile 
geworden ift ($ 947) oder nicht. 

2. Der Eigenthumserwerb durch Verarbeitung wird durch mala fides des 
Verarbeitenden nicht beeinträchtigt. Unter Umſtänden kann § 687 anwendbar 
fein; bei unerlaubter Handlung §§ 823 ff. 

3. Wird der Eigenthumserwerb des Verarbeitenden ausgeſchloſſen, weil 
die Einwendung begründet iſt, daß der Werth der Verarbeitung oder der 
Umbildung erheblich hinter dem Werthe des Stoffes zurückbleibt, ſo finden, 
wenn zur Herſtellung Stoffe verſchiedener Eigenthümer verwendet ſind, die 
§§ 947 f. entſprechende Anwendung. f m 

4. Verarbeitung durch Stellvertreter. Die Spezifikation ijt kein 

Rechtsgeſchäft, ſondern ein rein thatſächlicher Vorgang. Die §§ 164 ff. find 
auf denſelben nicht anwendbar. Ebenſo wie indeß bei der rein thatſächlichen 
Ausübung der Gewalt über eine Sache gemäß § 855 eine Stellvertretung 
durch den Beſitzdiener ſtattfinden kann, wird eine Verarbeitung zu Eigen⸗ 
thumserwerb ſeitens des Prinzipals führen, wenn der Bearbeitende die Thä⸗ 
tigkeit für den Prinzipal in dem Haushalt oder Erwerbsgeſchäfte deſſelben 
oder in einem ähnlichen Verhältniſſe vorgenommen hat, vermöge deſſen er 
1 y i a Bearbeitung beziehenden Weiſungen des Prinzipals Folge 
zu leiſten hat. 
5. Bei Verarbeitung auf Grund eines Vertragsverhältniſſes, 
insbeſondere eines Werkvertrags (vgl. z. B. HGB. § 1 Ziff. 1) behält der 
Beſteller das Eigenthum an dem Produkte, während dem Unternehmer nur 
ein Pfandrecht gemäß § 647 zuſteht; vgl. OLG. 4 312. 

§ 951. 1. Eine ungerechtfertigte Bereicherung liegt nicht vor, da die Be⸗ 
reicherung auf Geſetz beruht, vgl. zu § 812 Note B III laß. Die Bor- 
ſchriften über ungerechtfertigte Bereicherung ſind nach ausdrücklicher Vor⸗ 


IV. RNechte am Schuldſchein 
und an ſonſtigen Ur ⸗ 
funden. 


1. Fortbeſtand des Eigen- 
igum an abgetrenn⸗ 
zcu Beſtandtheilen. 
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8 952. Das Eigenthum an dem über eine Forderung ausge⸗ 
ſtellten Schuldſcheine ſteht dem Gläubiger zu. Das Recht eines Dritten 
an der Forderung erſtreckt ſich auf den Schuldſchein. 

Das Gleiche gilt für Urkunden über andere Rechte, kraft deren 
eine Leiſtung gefordert werden kann, insbeſondere für Hypotheken-, 
Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldbriefe. 


IV. Erwerb von Erzeugniſſen und ſonſtigen Beſtandtheilen eiuer Hache. 


$ 953. Erzeugniſſe und ſonſtige Beſtandtheile einer Sache ge⸗ 
hören auch nach der Trennung dem Eigenthümer der Sache, ſoweit 
ſich nicht aus den 88 954 bis 957 ein Anderes ergiebt. 


ſchrift des § 951 mit der Maßgabe anwendbar, daß Vergütung nur in Geld 
verlangt werden kann (vgl. indeß zu 2). Der Rechtsverluſt kann in Verluſt 
des Eigenthums oder in Verluſt eines Pfandrechts oder Nießbrauchs be⸗ 
ſtehen, vgl. zu $$ 946, 947 Note Ila u. b. 

2. Beim Vorliegen einer unerlaubten Handlung §§ 823 ff. tritt die Sha- 
denserſatzpflicht gemäß §§ 249 ff. und damit auch in erſter Linie die Wieder⸗ 
herſtellungspflicht ein. 

3. Verwendungsanſpruch vgl. §§ 256, 257. 

4. Wegnahme einer Einrichtung 8 258. — Sonderregelung des dem Be⸗ 
ſitzer dem Eigenthümer gegenüber zuſtehenden Wegnahmerechts § 997. 

§ 952. 1. Vgl. Herausgabepflicht des Zedenten 8 402; bei Ueberweiſung 
einer Forderung im Wege der Zwangsvollſtreckung EPO. § 336 Abi. 3. — 
Vgl. NG. 21 364. — Aus $ 952 folgt, daß Rechte, welche nicht gleichzeitig 
an der Forderung entſtehen, an der Urkunde nicht begründet werden konnen. 
Vgl. Mot. III S. 745 und § 1204 Note III 2g. 

2. Rückgabe des Schuldſcheins bei Erfüllung § 371. 

3. Hypothekenbrief. Nach § 1117 Abf. 1, 1163 Abſ. 2 erwirbt der 
Gläubiger einer Briefhypothek die Hypothek regelmäßig mit der Uebergabe 
des Briefes; die Buchhypothek erwirbt der Gläubiger ſchon mit der Cintra: 
gung ($ 873), ihm gehört daher der nachträglich ertheilte Brief gemäß § 952 
auch ve vor der Uebergabe. Dem entſpricht GO. § 60, abgedruckt zu 


1117. 
4. Pflicht des Hypothekenbriefbeſitzers zur Vorlegung des Hypotheken⸗ 
briefs zwecks Berichtigung des Grundbuchs § 896. 

5. Gegenüber der dinglichen Klage auf Herausgabe der Urkunde ſtehen 
dem Beſitzer die Einreden gemäß § 986 und gegebenenfalls auch das Zurück⸗ 
hehaltungsrecht gemäß SS 273 f. zu. 

3. Betrifft eine Urkunde die Forderungen mehrerer Gläubiger, ſo ſteht 
dieſelbe im Miteigenthume derſelben. 

8 953. 1. § 953 ſpricht den Grundſatz aus, daß die körperliche Zerthet⸗ 
lung der Sache den dinglichen Rechtsbeſtand nicht ändert. Vgl. zu 2. Das 
Recht am Ganzen beſteht an den Theilen fort, ohne daß es einer beſonderen 
Beſitzergreifung an den Theilen bedarf, und ohne Rückſicht darauf, wodurch 
und durch wen die Trennung erfolgt iſt. Die folgenden Paragraphen ent⸗ 
halten Ausnahmen von dieſem Grundſatze. Wer fih auf diefe Ausnahmen 
beruft, ift für ihre Vorausſetzungen beweispflichtig. 

2. Aus der Beſtimmung, daß Erzeugniſſe und ſonſtige Beſtandtheile einer 
Sache (val. 88 93 ff., 99) auch nach der Trennung dem Eigenthümer der 
Sache gehören, ergiebt ſich als Vorausſetzung der Vorſchrift, daß die Be⸗ 
ſtandtheile bereits vor der Trennung dem Eigenthümer der Sache gehört 
haben. Dies iſt nach poſitiver Rechtsvorſchrift nothwendig nur der Fall be⸗ 
züglich der weſentlichen Beſtandtheile (§ 93). Auf nicht weſentliche 
Bestandtheile findet demnach die Regel des $ 952 und die Daz 
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§ 954. Wer vermöge eines Rechtes an einer fremden Sache 
befugt iſt, ſich Erzeugniſſe oder ſonſtige Beſtandtheile der Sache an⸗ 
zueignen, erwirbt das Eigenthum an ihnen, unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchriften der SS 955 bis 957, mit der Trennung. 


von gemachten Ausnahmen der §§ 954—957 überhaupt nur An⸗ 
wendung, wenn ſie bereits vor der Trennung im Eigenthume 
des Sacheigenthümers ſtehen. (Vgl. zu 3.) 

3. An nicht weſentlichen Beſtandtheilen einer Sache, welche nicht 
im Eigenthume des Sacheigenthümers ſtehen, bringt die Thatſache der Ab- 
trennung von der Sache eine Aenderung des dinglichen Rechtsſtandes nicht 
hervor (vgl. zu 2). Demnach gehören z. B. die Abbruchmaterialien, welche 
aus einem zu vorübergehendem Zwecke errichteten Gebäude herrühren, oder 
die aus einer Baumſchule entnommenen Bäume (vgl. § 95 Note 2) nicht gemäß 
8 953 dem Grundſtüctseigenthümer, ſondern demjenigen, der ſchon während 
der Dauer der Verbindung ein Sondereigenthum an ihnen hatte (vgl. § 93, 
§ 946). Daſſelbe gilt für die Beſtandtheile von Mobilien, welche durch die 
Verbindung nicht zu weſentlichen Beſtandtheilen geworden ſind. Der Hand⸗ 
werker, welcher während der Reparatur eines Spazierſtockgriffs, einen anderen 
Griff auf den Stock ſchraubt, bleibt Eigenthümer des Griffes; die Verbin⸗ 
dung und Trennung laſſen das Eigenthum an demſelben unberührt. 

4. Sonderregelung für überfallende Früchte § 911. 

5. Hypothekariſche Haftung der getrennten Beſtandtheile $$ 1120—1122; 
wa en vgl. § IA. 

Haftung des Beſitzers gegenüber dem Eigenthümer wegen Nutzungen 
§§ 987f., 990 ff. er * g 3 

7. Uebergangsbeſtimmung bezüglich des an Erzeugniſſen eines Grund- 

ſtücks, insbeſondere an Bäumen beſtehenden Sondereigenthums EG. Art. 181. 


8 954. I. Ohne die Vorſchrift des § 954 würde der dinglich Nutzungs⸗ 
berechtigte nicht mit der Trennung Eigenthum erwerben, ſondern auf Grund 
ſeines an den abgetrennten Beſtandtheilen ſich fortſetzenden dinglichen Rechtes 
($ 953 Note 1) ein dingliches — alſo gegen Jedermann verfolgbares — Anz 
ae haben, zu deffen Ausübung noch die Beſitzergreifung erforder: 

wäre. 

II. Die Vorſchrift bezieht ſich 

1. auf Rechte an einer fremden Sache, nicht alſo auf obligatoriſche 
Rechte, inſonderheit alfo nicht auf das Pachtrecht, vgl. SS 956 f. 

a. Reichsrechtlich geregelte dingliche Nutzungsrechte ſind 
œ. Nießbrauch § 1030, welchem die ehemännliche Nutznieß ung bei 
geſetzlichem Güterſtand ($ 1383) und die elterliche Nutznießung 
am Kindesvermögen ($ 1652) gleichgeſtellt find; 
3. das Nutzungspfandrecht an beweglichen Sachen § 1213; 
„inwieweit auch das Erbbaurecht, die Grunddienſtbarkeit und die be⸗ 
5 90 önliche Dienſtbarkeit in Betracht kommt, ergeben §§ 1013, 
1018, b 
b. Landesgeſetzliche Nutzungsrechte. Nach den Mot. ſoll ſich die Vor⸗ 
ſchrift des § 954 auch auf die landesgeſetzlich vorbehaltenen dinglichen 
Nutzungsrechte beziehen (EG. Artt. 59, 63, 67, 68, 96). Hiergegen indeß 
Biermann zu § 954. Entſcheidend iſt EG. Art. 4. 

2. auf diejenigen Erzeugniſſe und ſonſtigen Beſtandtheile, 
welche dem 1 9 100 Aneignungsrecht (vgl. zu I) unterliegen. Vgl. für 
Nießbrauch zu § 1039 und entſprechend für ehemännliche und elterliche 
Nutznießung $$ 1383, 1652. 

III. Ausnahmen von der Regel des § 954. 

Der an ſich nach § 954 eintretende Eigenthumserwerb wird beim Vorliegen 
der Vorausſetzungen der §§ 955 — 957 ausgeſchloſſen. Insbeſondere erlangt 


2. Umſetzung des ding⸗ 
lichen Rechtes auf An⸗ 
eignung in Eigenthum. 
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3. Fruchterwerb des § 955. Wer eine Sache im Eigenbeſitze hat, erwirbt das Eigen⸗ 

beſtherg. den Eigen thum an den Erzeugniſſen und ſonſtigen zu den Früchten der Sache 
gehörenden Beſtandtheilen, unbeſchadet der Vorſchriften der SS 956, 
957, mit der Trennung. Der Erwerb iſt ausgeſchloſſen, wenn der 
Eigenbeſitzer nicht zum Eigenbeſitz oder ein Anderer vermöge eines 
Rechtes an der Sache zum Fruchtbezuge berechtigt iſt und der Eigen⸗ 
beſitzer bei dem Erwerbe des Eigenbeſitzes nicht in gutem Glauben 
iſt oder vor der Trennung den Rechtsmangel erfährt. 

des gutgläubigen Dem Eigenbeſitzer ſteht derjenige gleich, welcher die Sache zum 

n Zwecke der Ausübung eines Nutzungsrechts an ihr beſitzt. 

Veſitzunterbrechung. Auf den Eigenbeſitz und den ihm gleichgeſtellten Beſitz findet die 
Vorſchrift des § 940 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 

Fruchterwerb des obli⸗ § 956. Geſtattet der Eigenthümer einem Anderen, fih Erzeug⸗ 

berehlihten be A nijfe oder ſonſtige Beſtandtheile der Sache anzueignen, fo erwirbt 

Leitung en Weiten dieſer das Eigenthum an ihnen, wenn der Beſitz der Sache ihm über- 

thümerß 3 laffen ift, mit der Trennung, anderenfalls mit der Beſitzergreifung. 
Iſt der Eigenthümer zu der Geſtattung verpflichtet, ſo kann er ſie 
nicht widerrufen, ſo lange ſich der Andere in dem ihm überlaſſenen 
Beſitze der Sache befindet. 

b. von den Frugter- Das Gleiche gilt, wenn die Geſtattung nicht von dem Eigenthümer, 

merbern der ss 8a, ſondern von einem Anderen ausgeht, dem Erzeugniſſe oder ſonſtige 

Beſtandtheile einer Sache nach der Trennung gehören. 


H 


der Eigenthümer, welcher im Eigenbeſitz und hinſichtlich des Nutzungsrechts 
gutgläubig iſt, das Eigenthum gemäß § 955. 

N N ; $ 

Einfluß der Trennung auf die hypothekariſche Haftun 1120—1122; 
Mobiliarpfandrecht § 1212. N 8 s5 

§ 955. 1. Die Vorſchrift des $ 955 macht — und zwar nur hinſichtlich 
der Erzeugniſſe und der ſonſtigen zu den Früchten gehörigen Beſtand⸗ 
theile (§ 99), nicht auch bezüglich anderer Beſtandtheile — eine Ausnahme 
von §§ 953 und 954. 

2. Eigenbeſitzer (mittelbarer oder unmittelbarer) kann ſowohl der wirk⸗ 
liche Eigenthümer als auch derjenige ſein, welcher eine fremde Sache als 
ihm gehörend beſitzt (§ 872). 

3. Ausgeſchloſſen iſt der Eigenthumserwerb auf Grund des § 955, wenn: 
a. der Eigenbeſitzer nicht zum Eigenbeſitz oder ein Anderer zum Frucht⸗ 

bezuge dinglich (§ 954) berechtigt iſt und 
b. der Eigenbeſitz nicht im guten Glauben ($ 932 Abſ. 2) erworben iſt oder 

mala fides superveniens ($ 937 Abſ. 2) vor der Trennung eintritt. 

4. Nach Abſ. 3 (§ 940 Abf. 2) fol der Eigenbeſitzer (bzw. der dinglich 
nutzungsberechtigte Beſitzer Abſ. 2), wenn er den Beſitz ohne ſeinen Willen 
verliert, aber binnen Jahresfriſt oder mittelſt einer innerhalb dieſer Zeit er⸗ 
hobenen Klage wiedererlangt, an den in der Zwiſchenzeit getrennten Früchten 
das Eigenthum mit der Trennung erwerben. Wegen der Jahresfriſt vgl. 
$ 864 Note 13. 

5. Die Beſtimmung des § 955 regelt nur die Eigenthumsfrage. Wegen 
der dem Eigenthümer gegenüber beſtehenden Verpflichtung des Beſitzers der 
Sache zur Herausgabe von Nutzungen derſelben vgl. § 987 ff., 988. 

6. Hypothekariſche Haftung der getrennten Früchte §§ 1120 ff. 

§ 956. 1. Die Vorſchrift regelt den Fall, daß derjenige, welcher nach 
§§ 953—955 mit der Trennung Eigenthum an den Früchten oder ſonſtigen 
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§ 957. Die Vorſchriften des § 956 finden auch dann Anwen- 
dung, wenn derjenige, welcher die Aneignung einem Anderen geſtattet, 
hierzu nicht berechtigt iſt, es ſei denn, daß der Andere, falls ihm der 
Beſitz der Sache überlaſſen wird, bei der Ueberlaſſung, anderenfalls 
bei der Ergreifung des Beſitzes der Erzeugniſſe oder der ſonſtigen 
Beſtandtheile nicht in gutem Glauben iſt oder vor der Trennung den 
Rechtsmangel erfährt. 


Beſtandtheilen erwirbt, einem Anderen — obligatoriſch — die Aneignung 
derſelben geſtattet (Hauptfall: Pacht; vgl. aber auch Verkauf eines Grund⸗ 
ſtücks auf Abbruch, einer Ernte zum Abernten $ 93 Note III 3, § 313 Note 2f, 
8433 Note Ile. 

2. Wegen der in der Geſtattung der Aneignung liegenden Traditions⸗ 
offerte und über die dingliche Gebundenheit an dieſelbe vgl. zu § 929 
Note II 2b. Der Umfang des Eigenthumserwerbes richtet ſich nach dem 
Umfange der Geſtattung; für Pacht vgl. § 581 Note 3b. Sonderregelung 
für Nießbrauch § 1039. 

3. Wegen der Geſtaltung der dinglichen Rechts ver hältniſſe 
an den Früchten bei der Pacht, insbeſondere bei der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ſeitens der Gläubiger des Verpächters oder des Pächters, vgl. 
Borb. vor 88 581 ff. Note III und IV. 

4. (Abſ. 2.) Ausgleichungsanſpruch wegen der Bereicherung bei Verfügung 
über das Fruchtziehungsrecht von Seiten des gemäß § 955 auf Grund feines 
go Glaubens die Früchte erwerbenden, zum Eigenbeſitz aber objektiv nicht 
erechtigten Eigenbeſitzers $ 816. Vgl. daſelbſt Note I 2e. 

§ 957. 1. Während in $ 956 vorausgeſetzt ift, daß der die Aneignung 
Geſtattende zu dieſer Geſtattung objektiv berechtigt iſt, weil er ſelbſt mit der 
Trennung Eigenthum erwerben könnte, ſchützt § 957 denjenigen, der redlich 
den Beſitz der Sache von einem Nichtberechtigten erwirbt (§ 932 Abſ. 2) und 
bis zur Trennung im guten Glauben bleibt ($ 937 Abſ. 2), ebenſo, wie er 
nach § 932 geſchützt ſein würde, wenn er die Erzeugniſſe ꝛc. einzeln von dem 
Nichteigenthümer erworben hätte. 

2. Ausgleichungsanſpruch des Berechtigten gegen denjenigen, der als Nicht⸗ 
berechtigter über das Fruchtaneignungsrecht unter Ueberlaſſung der Sache 
gemäß § 957 verfügt hat, vgl. $ 816 Note I 2f. 

3. Ueber die Bedeutung des § 957 herrſcht Streit; vgl. hierzu Jacubezky 
(Das Recht 1902 S. 4), nach deſſen Ausführung dem in der Faſſung miß⸗ 
glückten Paragraphen folgende Beſchränkungen hinzuzufügen ſind: 

Der Erwerb des Eigenthums tritt jedoch, falls dem Anderen nicht der 
Beſitz der Sache überlaſſen wird oder ſchon überlaſſen iſt, nur ein, wenn 
derjenige, welcher die Aneignung geſtattet, zu der Zeit, zu der der Andere 
den Beſitz der Erzeugniſſe oder der ſonſtigen Beſtandtheile ergreift, im Be⸗ 
ſitze der Sache iſt. Bei Beſtandtheilen, die nicht zu den Früchten gehören, 
finden die Vorſchriften der §§ 933, 935 entſprechende Anwendung. 

1. Wegen Aneignung aufgegebener Grundſtücke § 928. 

2. Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung hinſichtlich des Rechtes zur An⸗ 
eignung der einem Anderen gehörenden Tauben CG. Art. 130. 

Preussen Aneignungsrecht des Staates vgl. $$ 22, 69 ff. II. 14 ALR. 

— Beuterecht SS 193 ff. I. 9 ALR. 

— Se An- und Zuwüchſe (Alluvion u. |. w.) §§ 223 ff. 


— Tauben, Gegenſtand des Thierfanges, Feldpolizeiordn. v. 1. Nov. 
1847 § 40 (6S. S. 376). 
— Vorſchriften über die Jagd §§ 128 ff. I. 9 AL R., vgl. Art. 69 
EG. z. BGB. 
3. Wegen des Seeauswurfes und ſtrandtriftiger Gegenſtände zc. vgl. Stran- 
dungsordnung vom 17. Mai 1874 (RG Bl. S. 73) 85 20 ff. 


c. von einem Nicht⸗ 
berechtigten. 


orbemerk 
e e i 
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V. Aneignung. 


1. Aneignung. 8 958. Wer eine herrenloſe bewegliche Sache in Eigenbeſitz 
nimmt, erwirbt das Eigenthum an der Sache. 

Das Eigenthum wird nicht erworben, wenn die Aneignung geſetz⸗ 
lich verboten iſt oder wenn durch die Beſitzergreifung das Aneignungs⸗ 
recht eines Anderen verletzt wird. 

2. Dereliktion. § 959. Eine bewegliche Sache wird herrenlos, wenn der Eigen⸗ 
thümer in der Abſicht, auf das Eigenthum zu verzichten, den Beſitz 
der Sache aufgiebt. 

3. Herrenloſe Thiere. § 960. Wilde Thiere find herrenlos, ſolange fie fih in der 
Freiheit befinden. Wilde Thiere in Thiergärten und Fiſche in Teichen 
oder anderen geſchloſſenen Privatgewäſſern ſind nicht herrenlos. 

Erlangt ein gefangenes wildes Thier die Freiheit wieder, ſo wird 
es herrenlos, wenn nicht der Eigenthümer das Thier unverzüglich ver⸗ 
folgt oder wenn er die Verfolgung aufgiebt. 

Ein gezähmtes Thier wird herrenlos, wenn es die Gewohnheit 
ablegt, an den ihm beſtimmten Ort zurückzukehren. 

4. Bienenſchwarm. § 961. Zieht ein Bienenſchwarm aus, fo wird er herrenlos, 

“mung, eren wenn nicht der Eigenthümer ihn unverzüglich verfolgt oder wenn der 
i Eigenthümer die Verfolgung aufgiebt. 


958. 1. Herrenlos geweſene oder gewordene Sachen vgl. $$ 959 ff. 

2. Eigenbeſitzerwerb $$ 854, 872. 

3. Das Aneignungsverbot kann auch der Landesgeſetzgebung angehören. 
Wegen der dem Jagd- und Fiſchereirecht angehörigen Fälle EG. Ark. 69. 

4. Im Falle des Abſ. 2 wird durch die Beſitznahme zu Eigenbeſitz zwar 
Beſitz, nicht aber Eigenthum erworben. Die Sache bleibt herrenlos, bis ſie 
von dem Aneignungsberechtigten in Beſitz genommen oder durch einen red⸗ 
55 ET erworben oder erſeſſen ift ($$ 932, 935, 937) vgl. RG. i. 

r. 5 281. 

5. Die Aneignung wird nur durch ein Verbot, welches die Aneignung als 
ſolche verbietet, ausgeſchloſſen, z. B. StGB. § 291 (verſchoſſene Munition). 
Ein ſolches liegt z. B. nicht in dem Verbote der Ausübung der Jagd während 
der Schonzeit vgl. RG. i. Straff. 7 92. 

§ 959. 1. Die Aufgabe des Beſitzes muß in der Abſicht, auf das Eigen⸗ 
thum zu verzichten, erfolgen; hierzu gehört Willensfähigkeit ($$ 104 f.) und 
das Verfügungsrecht über die Sache. 

2. Beſitzaufgabe ohne die Abſicht des Verzichts auf das Eigenthum, wie 
z. B. bei der zu Uebungszwecken verſchoſſenen Munition begründet nicht 
Herrenloſigkeit. Vgl. hierzu Olshauſen zu StGB. § 291. 

3. Aufgabe von Grundſtücken § 928. 


§ 960. 1. Um die Anwendbarkeit des Abſ. 2 auf fremdländiſche Thiere 
a iſt die Wiedererlangung der Freiheit, nicht der natürlichen Freiheit, 
geſagt. 

2. Unverzüglich, d. i. ohne ſchuldhaftes Zögern § 121. 

$ 961. 1. Die Bienen gehören zu den wilden, aber zähmbaren Thieren. 
Der Eigenthumsverluſt in Folge der Wiedererlangung der natürlichen Frei⸗ 
heit richtet fih alfo nach $ 960 Abſ. 2 u. 3. 

2. § 961 trifft den Fall der Auswanderung eines Bienenſchwarmes, die 
periodiſch in Folge der im Stocke erfolgten Aufzucht junger Brut vorkommt, 
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§ 962. Der Eigenthümer des Bienenſchwarmes darf bei der 
Verfolgung fremde Grundſtücke betreten. Iſt der Schwarm in eine 
fremde nicht beſetzte Bienenwohnung eingezogen, ſo darf der Eigen⸗ 
thümer des Schwarmes zum Zwecke des Einfangens die Wohnung 
öffnen und die Waben herausnehmen oder herausbrechen. Er hat 
den entſtehenden Schaden zu erſetzen. 

963. Vereinigen ſich ausgezogene Bienenſchwärme mehrerer 
Eigenthümer, ſo werden die Eigenthümer, welche ihre Schwärme ver⸗ 
folgt haben, Miteigenthümer des eingefangenen Geſammtſchwarmes; 
die Antheile beſtimmen ſich nach der Zahl der verfolgten Schwärme. 

§ 964. Iſt ein Bienenſchwarm in eine fremde beſetzte Bienen⸗ 
wohnung eingezogen, jo erſtrecken fih das Eigenthum und die ſon⸗ 
ſtigen Rechte an den Bienen, mit denen die Wohnung beſetzt war, 
auf den eingezogenen Schwarm. Das Eigenthum und die ſonſtigen 
Rechte an dem eingezogenen Schwarme erlöſchen. 


VI. Fund. 


§ 965. Wer eine verlorene Sache findet und an ſich nimmt, 
hat dem Verlierer oder dem Eigenthümer oder einem ſonſtigen Em⸗ 
pfangsberechtigten unverzüglich Anzeige zu machen. 

Kennt der Finder die Empfangsberechtigten nicht oder iſt ihm ihr 
Aufenthalt unbekannt, ſo hat er den Fund und die Umſtände, welche 
für die Ermittelung der Empfangsberechtigten erheblich ſein können, 
unverzüglich der Polizeibehörde anzuzeigen. Iſt die Sache nicht mehr 
als drei Mark werth, ſo bedarf es der Anzeige nicht. 


§ 962. Nach den Mot. und Prot. hat das Recht des Eigenthümers aus 
$ 92 die Natur des in § 867 beſtimmten Rechtes. Ein Vorgehen des Ver⸗ 
folgenden ohne Geſtattung des Grundſtücksbeſitzers im Wege der Selbſthülfe 
fol danach nur unter den in $ 229 beſtimmten Vorausſetzungen erlaubt ſein. 

8 963. 1. Die Vorſchrift enthält inſofern eine Aenderung des § 948, als 
die Antheile der Miteigenthümer ſich nicht nach dem Werthverhältniſſe, 
ſondern nach der Anzahl der vereinigten Schwärme beſtimmen. 

2. Miteigenthum $$ 1008 ff.; das Gemeinſchaftsverhaltniß unter den Mit- 
eigenthümern richtet ſich nach 88 741 ff. 

§ 964. 1. Die Vorſchrift betrifft die fog. Hunger oder Bettelſchwärme, 
welche aus Mangel an Nahrung ausziehen. i y 

2. Der verlierende bisherige Eigenthümer hat keinen Bereicherungsanſpruch 
vgl. § 812 B III I bg. 

§ 965. 1. Die Regelung des zwiſchen dem Finder und dem Verlierer 
baw. dem Eigenthümer beſtehenden Schuldverhältniſſes (59 965. 972) findet 
ihre Erganzung in den allgemeinen Vorſchriften des Obligationenrechts 
(88 241 ff.), ferner, inſoweit die Vorausſetzungen der Geſchäftsführung ohne 
Auftrag vorliegen, in den dieſes Rechtsinſtitut betreffenden Regeln §§ 677 ff. 

2. Die Pflichten des Finders beginnen mit dem Moment, in welchem er 
die gefundene Sache an fih nimmt, d. h. mit der Abſicht, fie in Beſitz zu 
nehmen, ergreift. Eine bloße Beſichtigung hindert ihn nicht, ſich der Sache 
ſofort wieder zu entſchlagen. 

3. Die Pflicht unverzüglicher, d. h. ohne vorſätzliches oder grobfahrläſſiges 
(SS 121, 968) Zögern erfolgender Anzeige, beſteht im Falle des Abſ. 1 aus: 
nahmslos, ohne Rückſicht auf den Werth der Sache; Abſ. 2 Satz 2 kommt 
für Abſ. I nicht in Betracht. — Bei nachträglicher Erlangung der Kenntniß 


i% 


b. Verfolgung. 


c. Vereinigung. 


d. Einzug in fremde 
Bienenwohnung. 


Jund, 
J. Pflichten des Finders 
a. Anzeigepflicht. 
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von der Perſon einer der in Abſ. 1 bezeichneten Empfangsberechtigten ent⸗ 
13 5 E DPE zur Anzeige in dem Momente der erlangten Kenntniß, vgl. 


4. Die Unterlaſſung der unverzüglichen Anzeige macht ſchadenserſatzpflichtig 
( 275 ff.) und beſeitigt den Anſpruch auf Finderlohn § 971 Abſ. 2. Daß 
die Sache nicht mehr als 3 Mark werth iſt, hat eventuell der Finder zu be⸗ 
weiſen. Auch hinſichtlich ſeiner Abſchätzung hat er nur Vorſatz und grobe 
Fahrläſſigkeit (§ 968) zu vertreten. A 

5. Bei mangelnder Geſchäftsfähigkeit des Finders find § 276 Abſ. 1 S. 3 
und § 682 zu beachten. 

6. Empfangsberechtigter vgl. zu § 969. 

7. Die Anzeige kann bei einer beliebigen Polizeibehörde geſchehen, welche 
ihrerſeits das nach den Dienſtvorſchriften Erforderliche zu veranlaſſen hat 
(§ 839). Für den Inhalt der Anzeige (Abſ. 2) iſt der Finder gemäß § 968 
verantwortlich. 

Landesgeſetzliche Beſtimmungen betr. die Behandlung von Fund⸗ 
ſachen. Vgl. auch zu § 982. 


Preussen Allg. Verf. d. Juſtizminiſters v. 21. Nov. 1899 (IJMBl. S. 379) 
u. vom gleichen Tage (IMBI. S. 382). Dienſtanweiſung d. 
Min. d. Innern vom 27. Oktober 1899. 

Bayern Miniſt.⸗Bekanntmachung vom 14. Dezember 1899. 

Sachsen V. z. A. §§ 24—27, §8 28—31. 

Württ. | Min.=Bfg. vom 14. Dezember 1899 und vom 29. Januar 1900. 

Baden V. z. A. d. BGB. §§ 19—22. Min.⸗Vdg. vom 6. Oktober 1899. 

Hessen AG. z. BGB. Art. 285. VO. v. 9. Auguſt 1899 betr. die Bez 


handlung von Fundſachen (Reg Bl. S. 499). 

M.-Schw. V. z. A. § 121. 

S. Weim- AG. z. BGB. §§ 92—94. Min.⸗Vdg. vom 11. Januar und 
20. Oktober 1900. 

M.-Strelitz V. z. A. § 119. 

Oldenburg V. z. A. § 12—14. 

Braunsch. AG. z. BGB. $ 49. 

S.-Allenb. V. z. A. §§ 15, 16. Min.⸗Vdg. vom 20. Oktober 1900. 
S.-Kob.-G. V. z. A. §§ 6—8. 

Anhalt BO. betr. Ausführungsbeſtimmungen zu den §§ 980, 981, 983 
des BGB., vom 15. Dezember 1899 (GS. S. 365). 
Schw.-Rd. | AG. z. BGB. Artt. 59—61. VO. vom 11. Dezember 1899 über 
die Behandlung der Funde (GS. S. 210). 

Sch.-Sond. AG. z. BGB. Art. 34. Min.⸗Vdg. vom 11. Dezember 1899. 
Waldeck Anweiſung betr. die polizeiliche Behandlung der Fundſachen 
vom 13. Dezember 1899 (RegBl. S. 127). 

Reuss d. L. AG. z. BGB. $$ 106—110. Regierungs⸗Verordnung vom 
12. Dezember 1899, die Behandlung der Funde betreffend 
(GS. S. 321). 

Reuss j. L. V. z. A. §§ 5—16. 

Sch.-Lippe | AG. z. BGB. 88 17—19. Allgem. Verf. vom 16. Dezember 1899. 
Lübeck Ac. z. BGB. N 73. 

Bremen AG. z. BGB. § 28. 

— BO. v. 18. Juli 1899 betr. die in den Geſchäftsräumen einer 
Bremiſchen Behörde oder einer Verkehrsanſtalt gefundenen 
| Sachen 5 
— BO., betr. die Bekanntmachungen der Behörden u. Verkehrs⸗ 
anſtalten über die Fundſachen vom 23. Januar 1900. 
Hamburg Bekanntmachung betreffend die Fundſachen u. f. w. von Landes: 
behorden und Landesanſtalten, Gemeindebehörden und Ge⸗ 
meindeanſtalten, ſowie die von Privatperſonen betriebenen 
Verkehrsanſtalten erlaſſenden Bekanntmachungen vom 20. De⸗ 
zember 1899. 

Els.-Lothr. Bekanntmachung vom 19. Dezember 1899. 
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§ 966. Der Finder ift zur Verwahrung der Sache verpflichtet. 

Iſt der Verderb der Sache zu beſorgen oder iſt die Aufbewahrung 
mit unverhältnißmäßigen Koſten verbunden, ſo hat der Finder der Sache 
öffentlich verſteigern zu laſſen. Vor der Verſteigerung iſt die Polizei⸗ 
behörde Anzeige zu machen. Der Erlös tritt an die Stelle der Sache. 

§ 967. Der Finder iſt berechtigt und auf Anordnung der Polizei⸗ 
behörde verpflichtet, die Sache oder den Verſteigerungserlös an die 
Polizeibehörde abzuliefern. 

§ 968. Der Finder hat nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit 
zu vertreten. 

§ 969. Der Finder wird durch die Herausgabe der Sache an den 
Verlierer auch den ſonſtigen Empfangsberechtigten gegenüber befreit. 

§ 970. Macht der Finder zum Zwecke der Verwahrung oder Er⸗ 
haltung der Sache oder zum Zwecke der Ermittelung eines Empfangs⸗ 
berechtigten Aufwendungen, die er den Umſtänden nach für erforderlich 
halten darf, ſo kann er von dem Empfangsberechtigten Erſatz verlangen. 

§ 971. Der Finder kann von dem Empfangsberechtigten einen 
Finderlohn verlangen. Der Finderlohn beträgt von dem Werthe der 
Sache bis zu dreihundert Mark fünf vom Hundert, von dem Mehr⸗ 
werth eins vom Hundert, bei Thieren eins vom Hundert. Hat die 
Sache nur für den Empfangsberechtigten einen Werth, ſo iſt der 
Finderlohn nach billigem Ermeſſen zu beſtimmen. 


8 966. 1. Wegen der Verwahrungspflicht vgl. zu § 688 Note II If. 

2. Oeffentliche Verſteigerung $ 383 Abſ. 3. Ein beſtimmter Verſteigerungs⸗ 
ort iſt nicht vorgeſchrieben. Für die Wahl deſſelben kommt § 968 in Betracht. 
3. Der Verſteigerungserlös tritt an die Stelle der gefundenen Sache; es 
iſt fortab ſo, wie wenn der Betrag ſelbſt die gefundene Sache wäre. 

4. Eigenthumserwerb durch den Erſteher, obwohl er das Nichteigenthum 
des Veräußernden kennt § 935 Note 6. 

8 Ey 1. Wegen der Polizeibehörde, an welche abzuliefern, vgl. § 965 
Note 7. 

2. Die Rechte des Finders bleiben durch die Ablieferung unberührt § 975. 

3. Liegen die Vorausſetzungen des Eigenthumserwerbes durch den Finder vor 
und iſt dieſer der Polizeibehörde nicht erreichbar, ſo findet § 983 Anwendung. 
s § 968. Vgl. 88 275 ff., 680; bei mangelnder Geſchäftsſähigkeit des Finders 
§ 965 Note 6. N 

§ 969. 1. Empfangsberechtigt ift an fih Jeder, der einen Anſpruch auf 
Herausgabe der Fundſache gegen den Finder hat. k 
a. Auf Grund abſoluten Rechtes: Eigenthümer (§ 985), Nießbraucher ($ 1065), 

Pfandgläubiger ($ 1227), Ehemann bei geſetzlichem Güterſtande ($ 1380), 
bei Gütergemeinſchaft $ 1443. 

b. Auf Grund perſönlichen Rechtes gegen den Finder: Anſpruch aus der Be⸗ 
reicherung, inſonderheit condictio possessionis (vgl. § 812 Note B I 1) 
welche dem unmittelbaren und neben dieſem auch dem mittelbaren Be⸗ 
figer zuſtehen kann ($$ 868, 869, 871). Dem Beſitzdiener ($ 855) ſteht 
dieſer Anſpruch nicht zu. 

2. Durch die Vorſchrift des § 969 wird die Zurückgabe an den Verlierer 
als ſolchen, alſo auch an den Beſitzdiener im Intereſſe des Finders zugelaſſen. 

$ 970. 1. Wegen des Anſpruchs auf Erſatz der Aufwendungen, welcher 

dem Finder, wie einem Beauftragten oder einem Verwahrer (S 670, 693) 

zuſteht, vgl. zu $$ 256, 257. 

2. Wegen der Geltendmachung des Anſpruchs vgl. § 972. 
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b. Verwahrungs⸗ oder 
Verſteigerungs⸗ 
pflicht. 


c. Ablieferung an die 
Polizeibehörde. 


d. Sorgfalt. 


e. Herausgabe an den 
Verlierer. 


2. Anſprüche d. Finder s. 
a. Aufwendungen. 


b. Finderlohn. 
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e. Geltendmachung der Der Anſpruch ift ausgeſchloſſen, wenn der Finder die Anzeige- 
* pflicht verletzt oder den Fund auf Nachfrage verheimlicht. 

§ 972. Auf die in den SS 970, 971 beſtimmten Anſprüche 

finden die für die Anſprüche des Beſitzers gegen den Eigenthümer 

3. Eigenthumserwerb wegen Verwendungen geltenden Vorſchriften der SS 1000 bis 1002 


des Finders 
a. bel Unbetanntheit entſprechende Anwendung. 


rechtigten angste § 973. Mit dem Ablauf eines Jahres nach der Anzeige des 
Fundes bei der Polizeibehörde erwirbt der Finder das Eigenthum 
an der Sache, es ſei denn, daß vorher ein Empfangsberechtigter dem 
Finder bekannt geworden iſt oder ſein Recht bei der Polizeibehörde 
angemeldet hat. Mit dem Erwerbe des Eigenthums erlöſchen die 
ſonſtigen Rechte an der Sache. 

Iſt die Sache nicht mehr als drei Mark werth, ſo beginnt die 
einjährige Friſt mit dem Funde. Der Finder erwirbt das Eigenthum 
nicht, wenn er den Fund auf Nachfrage verheimlicht. Die Anmeldung 
eines Rechtes bei der Polizeibehörde ſteht dem Erwerbe des Eigen⸗ 
thums nicht entgegen. 


§ 971. 1. Bei der Berechnung der Höhe des Finderlohns find die von 
dem Empfangsberechtigten nach § 970 zu erſetzenden Aufwendungen von dem 
Werthbetrage des Fundes nicht in Abzug zu bringen. 

N nach billigem Ermeſſen; vgl. zu entſprechender Anwendung 


N E 

3% nz begründet Einwendungen; vgl. § 965 Abſ. 2 S. 1 und $ 973 
Abſ. 2 

4. Wegen der Geltendmachung des Anſpruchs vgl. § 972. 

§ 972. § 972 überträgt auf den Anſpruch des Finders wegen Verwen: 
dungen ($ 970) und Finderlohn ($ 971) gewiſſe Vorſchriften über den Ver⸗ 
wendungsanſpruch des Beſitzers gegenüber dem Eigenthümer: § 1000 betrifft 
das Zurückbehaltungsrecht, $ 1001 macht bei entſprechender Anwendung den 

Anſpruch des Finders davon abhängig, daß der Empfangsberechtigte die 

Sache wiedererlangt oder die faite ber e genehmigt; der Empfangsbe⸗ 

rechtigte kann ſich vor Genehmigung der Verwendungen durch Rückgabe der 

Sache befreien. Annahme der Sache ſeitens des Empfangsberechtigten, ob⸗ 

wohl ſich der Finder ſeinen Anſpruch vorbehält, gilt als Genehmigung. 

§ 1002 ſetzt eine einmonatige, von der Herausgabe der Sache ab laufende 

Ausſchlußfriſt (vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4) für die gerichtliche Geltend⸗ 

machung der Anſprüche. 

§ 973. I. Der Eigenthumserwerb erfolgt unter Erlöſchen fonftiger Rechte 
an der Sache und zwar 
1. bei Sachen im Werthe von über drei Mark 

a. mit dem Ablauf eines Jahres (§§ 187 Abſ. 1, 188 Abſ. 2) nach der Ans 
zeige bei der Polizeibehörde (Wirkſamwerden der Anzeige § 130 Abſ. 3). 
Verzögerung der Anzeige (§ 965 Abſ. 2) hindert den Eigenthumserwerb nicht. 

b. Einwendung des Empfangsberechtigten: Kenntniß des Finders von der 
Perſon eines Empfangsberechtigten, einſchließlich des Verlierers ($ 969) 
oder Anmeldung des Rechtes eines Empfangsberechtigten bei der Polizei⸗ 
behörde (vgl. § 965 Note 5); ~ 

2. bei Sachen im Werthe bis zu drei Mark. 

a. Mit Rückſicht darauf, daß es einer Anzeige bei der Polizei nicht bedarf 
68 965 Abſ. 2 S. 2), beginnt die Friſt mit dem Funde und ſteht die An⸗ 
meldung des Rechtes bei der Polizei dem Eigenthumserwerbe nicht entgegen. 

b. Einwendungen des Empfangsberechtigten: 

a. Verheimlichung des Fundes auf Nachfrage (ſeitens der Polizei oder 
eines Empfangsberechtigten oder irgend eines Dritten); 
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§ 974. Sind vor dem Ablaufe der einjährigen Friſt Empfangs⸗ 
berechtigte dem Finder bekannt geworden oder haben ſie bei einer 
Sache, die mehr als drei Mark werth iſt, ihre Rechte bei der Polizei⸗ 
behörde rechtzeitig angemeldet, ſo kann der Finder die Empfangs⸗ 
berechtigten nach den Vorſchriften des § 1003 zur Erklärung über 
die ihm nach den SS 970 bis 972 zuſtehenden Anſprüche auffordern. 
Mit dem Ablaufe der für die Erklärung beſtimmten Friſt erwirbt 
der Finder das Eigenthum und erlöſchen die ſonſtigen Rechte an der 
Sache, wenn nicht die Empfangsberechtigten fich rechtzeitig zu der 
Befriedigung der Anſprüche bereit erklären. 

§ 975. Durch die Ablieferung der Sache oder des Verſteige⸗ 
rungserlöſes an die Polizeibehörde werden die Rechte des Finders 
nicht berührt. Laßt die Polizeibehörde die Sache verſteigern, ſo tritt 
der Erlos an die Stelle der Sache. Die Polizeibehörde darf die 
Sache oder den Erlös nur mit Zuſtimmung des Finders einem Em- 
pfangsberechtigten herausgeben. 

§ 976. Verzichtet der Finder der Polizeibehörde gegenüber auf 
das Recht zum Erwerbe des Eigenthums an der Sache, ſo geht ſein 
Recht auf die Gemeinde des Fundorts über. 

Hat der Finder nach der Ablieferung der Sache oder des Ver⸗ 
ſteigerungserlöſes an die Polizeibehörde auf Grund der Vorſchriften 
der §§ 973, 974 das Eigenthum erworben, ſo geht es auf die Ge⸗ 


8. Kenntniß des Finders von der Perſon eines Empfangsberechtigten 
vor Ablauf der Friſt (vgl. zu c). 

e. Abſ. 2 giebt gegenüber der Regel des Abſ. 1 nur die Beſonderheiten für 
den Fall, daß die Fundſache geringwerthig iſt. Soweit Abi. 2 keine 
Aenderungen vorfieht, bleibt es bei der Regel des Abi. 1, jo daß alfo 
a. die Kenntniß (b6) den Eigenthumserwerb ausſchließt, 

B. mit dem Eigenthumserwerbe ſonſtige Rechte an der Sache erlöſchen. 

II. Bereicherungsanſpruch des einen Rechtsverluſt nach § 973 Erleidenden 
§ 977. 

§ 974. 1. Wenn der Empfangsberechtigte innerhalb der Friſt (8 973 
Abſ. 1 und Abſ. 2) dem Finder bekannt geworden iſt oder ſein Recht ange⸗ 
meldet hat ($ 973 Abſ. 1), die Angelegenheit aber durch Zurücknahme der 
Sache und Befriedigung des Finders wegen ſeiner Anſprüche nicht erledigt 
iit, fo will § 974 vermeiden, daß der Finder erſt gegen den Eigenthümer 
ſiheen und fih durch Ausübung des Zurückbehaltungsrechts (88 972, 1000) 
ichern müſſe. 

2. Gemäß § 1003 muß die Aufforderung unter Angabe des für Verwen⸗ 
dungen bzw. als Finderlohn beanſpruchten Betrags unter Setzung einer 
angemeſſenen Friſt (vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4f) erfolgen. 

„„ Beſteht Streit über die Höhe der Anſprüche, ſo muß der Finder zu⸗ 
nächſt (§ 1003 Abſ. 2) die rechtskräftige Feſtſtellung ſeiner Anſprüche herbei⸗ 
führen und alsdann den Berechtigten nochmals unter Beſtimmung einer an⸗ 
gemeſſenen Friſt auffordern (vgl. Denkſchrift). 
$ p ia des nach § 974 einen Rechtsverluſt Erleidenden 


$ 975. 1. Die Vorausſetzungen, unter denen Polizeibehörden zur An⸗ 
ordnung der Verſteigerung befugt find, beftimmen ſich nach dem öffentlichen 
Rechte der Landesgeſetzgebung; vgl. zu § 965. 
2. Zuwiderhandlung der Polizeibehörde: Haftung des Beamten $ 839, 
des Staates EG. Art. 77. 
41* 
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meinde des Fundorts über, wenn nicht der Finder vor dem Ablauf 
einer ihm von der Polizeibehörde beſtimmten Friſt die Herausgabe 
verlangt. 
6. Bereicherungsanſpruch § 977. Wer in Folge der Vorſchriften der SS 973, 974, 976 
gam Finder bezw. einen Rechtsverluſt erleidet, kann in den Fällen der §§ 973, 974 
von dem Finder, in den Fällen des § 976 von der Gemeinde des 
Fundorts die Herausgabe des durch die Rechtsänderung Erlangten 
nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung fordern. Der Anſpruch erliſcht mit dem Ablaufe von drei 
Jahren nach dem Uebergange des Eigenthums auf den Finder oder 
die Gemeinde, wenn nicht die gerichtliche Geltendmachung vorher erfolgt. 
11. Im Bereiche einer Be- § 978. Wer eine Sache in den Geſchäftsräumen oder den Be- 
falk gefundene Sachen förderungsmitteln einer öffentlichen Behörde oder einer dem öffent- 
e lichen Verkehre dienenden Verkehrsanſtalt findet und an ſich nimmt, 
i j hat die Sache unverzüglich an die Behörde oder die Verkehrsanſtalt 
oder an einen ihrer Angeſtellten abzuliefern. Die Vorſchriften der 
§§ 965 bis 977 finden keine Anwendung. 
2. Berftigerungs- § 979. Die Behörde oder die Verkehrsanſtalt kann die an fie 
beſugnſß. abgelieferte Sache öffentlich verſteigern laſſen. Die öffentlichen Be⸗ 
hörden und die Verkehrsanſtalten des Reichs, der Bundesſtaaten und 
der Gemeinden können die Verſteigerung durch einen ihrer Beamten 
vornehmen laſſen. 
Der Erlös tritt an die Stelle der Sache. 
3. Vorausſezungen der § 980. Die Verſteigerung ift erft zuläffig, nachdem die Empfangs⸗ 
Verſteiger ung. berechtigten in einer öffentlichen Bekanntmachung des Fundes zur An- 
meldung ihrer Rechte unter Beſtimmung einer Friſt aufgefordert worden 
ſind und die Friſt verſtrichen iſt; ſie iſt unzuläſſig, wenn eine An⸗ 
meldung rechtzeitig erfolgt iſt. 
Die Bekanntmachung iſt nicht erforderlich, wenn der Verderb der 
Sache zu beſorgen oder die Aufbewahrung mit unverhältnißmäßigen 
Koſten verbunden ift. 


§ 976. (Abſ. 2.) Ift der Finder unauffindbar, fo findet § 983 An: 
wendung. 

§ 977. 1. Vgl. $ 812 Abi. I und daſelbſt Note B III I bg. 

2. Wegen der Ausſchlußfriſt von drei Jahren vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4. 

3. Für § 974 kann als Bereicherung nur der Ueberſchuß des Sachwerths 
über den Betrag der Finderanſprüche in Frage kommen. — Die Erwähnung 
des § 974 wird von Haidlen und Endemann (Einf. II S 345 Note 21) 
wohl mit Unrecht als Redaktionsverſehen bezeichnet. § 974 bezweckt nicht, die 
ſäumigen Empfangsberechtigten zu ſtrafen, ſondern nur, dem Finder die freie 
Verfügungsbefugniß über die Sache zu gewähren. 

§ 978. 1. Zu den Geſchäftsräumen gehören auch die Nebenräume eines 
den Zwecken einer öffentlichen Behörde dienenden Gebäudes, z. B. die Trep- 
pen, Korridore, Aborte des Gerichtsgebäudes. 

2. Der Finder hat die Verpflichtung unverzüglicher Ablieferung. Schadens⸗ 
erſatzpflicht $$ 823 ff. 

3. Finderrechte werden in dieſem Falle nicht anerkannt. 

8 979. 1. Oeffentliche Verſteigerung § 383 Abſ. 3. 

2. Eigenthumserwerb des Erſtehers, obwohl er das Nichteigenthum der 
verſteigernden Behörde kennt, § 935 Note 6. 
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§ 981. Sind feit dem Ablaufe der in der öffentlichen Bekannt⸗ 
machung beſtimmten Friſt drei Jahre verſtrichen, ſo fällt der Ver⸗ 
ſteigerungserlös, wenn nicht ein Empfangsberechtigter ſein Recht an⸗ 
gemeldet hat, bei Reichsbehörden und Reichsanſtalten an den Reichs⸗ 
fiskus, bei Landesbehörden und Landesanſtalten an den Fiskus des 
Bundesſtaats, bei Gemeindebehörden und Gemeindeanſtalten an die 
Gemeinde, bei Verkehrsanſtalten, die von einer Privatperſon betrieben 
werden, an dieſe. 

Iſt die Verſteigerung ohne die öffentliche Bekanntmachung erfolgt, 
ſo beginnt die dreijährige Friſt erſt, nachdem die Empfangsberechtigten 
in einer öffentlichen Bekanntmachung des Fundes zur Anmeldung ihrer 
Rechte aufgefordert worden ſind. Das Gleiche gilt, wenn gefundenes 
Geld abgeliefert worden iſt. 

Die Koſten werden von dem herauszugebenden Betrag abgezogen. 

§ 982. Die in den 8s 980, 981 vorgeſchriebene Bekanntmachung 
erfolgt bei Reichsbehörden und Reichsanſtalten nach den von dem Bundes⸗ 
rath, in den übrigen Fällen nach den von der Zentralbehörde des 
Bundesſtaats erlaſſenen Vorſchriften. 


§ 980. 1. Der Erſteher, welcher in Kenntniß der Unzuläſſigkeit der Ver: 
ſteigerung erwirbt, wird nicht Eigenthümer, wohl aber der gutgläubige Er⸗ 
ſteher (SS 932, 935). Schadenserſatzanſpruch § 839, EG. Art. 77. 

2. Oeffentliche Bekanntmachung F 981 f. 

§ 981. Oeffentliche Bekanntmachung RG. 27 251. Vgl. § 982. Ueber 
Wirkſamwerden der Bekanntmachung vgl. zu $ 130 Note AI. 

$ 982. Die Vorſchrift ſtellt klar, daß die erforderlichen Anordnungen im 
Verwaltungswege zu geben find. 

Bekanntmachung, betreffend Ausführungsbestimmungen zu den 
SS 980, 981. 9863 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Pom 16. Juni 1898. 
(REGBI S. 912.) 

Auf Grund der $$ 982, 983 des Bürgerlichen Gesetzbuchs hat der 
‚Bundesrath folgende 

Vorschriften über die in Fundsachen u. s. w. von Reichsbehörden und 
Reichsanstalten zu erlassenden Bekanntmachungen 
beschlossen: 

§ 1. Die nach den $$ 980, 981, 983 des Bürgerlichen Gesetzbuchs von 
Reichsbehörden und Reichsanstaiten zu erlassenden Bekanntmachungen erfolgen 
durch Aushang an der Amtsstelle oder, wenn für Bekanntmachungen der be- 
zeichneten Art eine andere Stelle bestimmt ist, durch Aushang an dieser Stelle. 
Zwischen dem Tage, an welchem der Aushang bewirkt, und dem Tage, an 
welchem das ausgehängte Schriftstück wieder abgenommen wird, soll ein Zeit- 
raum von mindestens sechs Wochen liegen; auf die Gültigkeit der Bekannt- 
machung hat es keinen Einfluss, wenn das Schriftstück von dem Orte des Aus- 
hanges zu ‚früh entfernt wird, 

Die Behörde oder die Anstalt kann weitere Bekanntmachungen, insbesondere 
durch Einrückung in öffentliche Blätter, veranlassen. 

$ 2. Die in der Bekanntmachung zu bestimmende Frist zur Anmeldung von 
Rechten muss mindestens sechs Wochen betragen. Die Frist beginnt mit dem 
Aushange, falls aber die Bekanntmachung auch durch Einrückung in öffentliche 
Blätter erfolgt, mit der letzten Einrückung. 

Berlin, den 16. Juni 189%. Der Reichskanzler. 

Fürst zu Hohenlohe. 

Entſprechende Erlaſſe find von den Zentralbehörden der Bundesſtaaten 
erlaſſen. So wörtlich mit dem Erlaß des Reichskanzlers übereinſtimmend 
für Preußen (IMBI. 1899 S. 379). 


4. Verſteigerungserlös. 


5. Oeffentliche Bekannt⸗ 
machung. 


III. Bei Behörden befind- 
liche Sachen unbekann⸗ 
ter Empfänger 10 


IV. Schaf. 


Vorbemerkung zum 
J. Titel. 
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§ 983. Iſt eine öffentliche Behörde im Beſitz einer Sache, zu 
deren Herausgabe ſie verpflichtet iſt, ohne daß die Verpflichtung auf 
Vertrag beruht, ſo finden, wenn der Behörde der Empfangsberechtigte 
oder deffen Aufenthalt unbekannt ift, die Vorſchriften der SS 979 
bis 982 entſprechende Anwendung. 

§ 984. Wird eine Sache, die fo lange verborgen gelegen hat, 
daß der Eigenthümer nicht mehr zu ermitteln iſt (Schatz), entdeckt 
und in Folge der Entdeckung in Beſitz genommen, ſo wird das Eigen⸗ 
thum zur Hälfte von dem Entdecker, zur Hälfte von dem Eigenthümer 
der Sache erworben, in welcher der Schatz verborgen war. 


Vierter Titel. 
Anſprüche aus dem Eigenthume. 


§ 983. 1. Hierunter fallen insbeſondere z. B. die bei dem Gerichte verz 
bleibenden Ueberführungs⸗ und Beweisſtücke; ferner z. B. die bei den Polizei⸗ 
behörden verbleibenden Fundſachen, vgl. $ 967 Note 3, § 976. 

2. Unter $ 983 fallen z. B. nicht die unbeſtellbaren Poſtſendungen, für 
welche vielmehr der Transportvertrag (vgl. Reichspoſtgeſetz vom 28. Oktober 
1871 § 26 Abſ. 1) maßgebend iſt. 

§ 984. 1. Zum Erwerbe des Eigenthums durch den Entdecker gehört, daß 
er den Schatz entdeckt hat und daß auf Grund ſeiner Entdeckung der 
Schatz von ihm oder einem Anderen in Beſitz genommen wird; letzteren 
Falles hat er, wenn Sacheigenthümer und Entdecker dieſelbe Perſon iſt, den 
Eigenthumsanſpruch in Gemäßheit der §§ 985 ff., ſonſt gemüß § 1011. 

2. Miteigenthümer § 1008 ff. Das Rechtsverhältniß der Miteigenthümer 
unter einander ift Gemeinſchaft nach Bruchtheilen 88 741 ff. 

3. Der Nießbraucher ($ 1040) und entſprechend der Ehemann und der 
Inhaber der elterlichen Gewalt auf Grund ihrer geſetzlichen Nutznießung 
($$ 1383, 1652) haben keinen Anſpruch auf die Eigenthümerhälfte des in 
der Nießbrauchſache gefundenen Schatzes. Wird der Schatz aber z. B. 
in einem Gebäude, welches dem Nießbraucher gemäß § 95 S. 2 gehört, ge⸗ 
funden, ſo fällt ihm die Eigenthümerhälfte zu. 

4. Beim Erbbaurechte kommt die Eigenthümerhälfte des in dem Bau- 
werke gefundenen Schatzes dem Eigenthümer des Bauwerkes zu. Vgl. 88 95, 
1012 Note 3. 

5. Die Landesgeſetze, welche die Ablieferung alter Münzen und ſonſtiger 
Alterthümer an öffentliche Behörden anordnen, bleiben gemäß EG. Art. 109 


unberührt. 
6. Landesgeſetzgebung. . 
Preussen | Schaßerwerb bei getheiltem oder eingeſchränktem Eigenthume 


| 8594 ff. 19 ALR. vgl. Art. 59 EG. z. BGB. 


l. Die aus dem Eigenthume ſich ergebenden Anſpüche gehen auf 
Herſtellung des dem Inhalte des Eigenthums (§§ 903 ff.) entſprechenden that- 
ſächlichen Zuſtandes. Sie richten ſich gegen denjenigen, deſſen Verhalten der 
Herſtellung des rechtmäßigen Zuſtandes entgegenſteht. Dem Eigenthums⸗ 
anſpruch entſpringt ein zwiſchen dem Berechtigten und dem Verpflichteten 
beſtehendes geſetzliches Schuldverhältniß, auf welches die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften des zweiten Buches (vgl. Vorb. zum II. Buche Note 2), insbeſondere 
die Vorſchriften über nachträgliche Unmöglichkeit der Leiſtung (§§ 275 ff.), 
den Anſpruch auf das Surrogat ($ 281), den Intereſſeanſpruch aus $ 283 ꝛc. 
Anwendung finden, ſoweit nicht im Einzelnen für den Eigenthumsanſpruch 
Abweichungen von den allgemeinen Vorſchriften vorgeſehen find. Val. 

§ 987—1003, insbeſondere $ 990 Abſ. 2. Die aus dem Eigenthum un⸗ 
mittelbar ſich ergebenden dinglichen Anſprüche ſind: 
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1. Der Anſpruch gegen den Beſitzer auf Herausgabe der Sache, deren Beſitz 
dem Eigenthümer entzogen ift oder vorenthalten wird §§ 985, 986. 

2. Der Anſpruch auf Beſeitigung oder Unterlaſſung einer Störung des 
Eigenthümers gegen den Störer § 1004. 

3. Der Anſpruch auf Geſtattung der Aufſuchung und Wegſchaffung der auf 
einem fremden Grundſtücke befindlichen, daſelbſt noch nicht in Beſitz genom⸗ 
menen Sache $ 1005. 

4. Beſondere Fälle; 

a. Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs § 894; 

b. Feſtſtellungsklage auf Anerkennung des beſtrittenen Eigenthums unter 
den Vorausſetzungen des § 256 CO.; 

6. Widerſpruchsklage gegen die gegen einen Dritten gerichtete Zwangsvoll⸗ 

ſtreckung in eine dieſem nicht gehörige Sache CPO. $ 771; 

CPO. $ 771. Behauptet ein Dritter, dass ihm an dem Gegenstande der 
Zwimgsvollstreckung ein die Veräusserung hinderndes Recht zustehe, so ist der 
Widerspruch gegen die Zwangsvollstrecknng im Wege der Klage bei dem Ge- 
richte geltend zu machen, in dessen Bezirke die Zwangsvollstreckung erfolgt. 

Wird die Klage gegen den Gläubiger und den Schuldner gerichtet, so sind, 
diese als Streitgenossen anzusehen. 

Auf die Einstellung der Zangsvollstreckung und die Aufhebung der bereits 
erfolgten Vollstreckunysmassregeln finden die Vorschriften der §§ 769, 770 ent- 
sprechende Anwendung. Die Aufhebung einer Vollstreckungsmassregel ist auch 
ohne Sicherheitsleistung zulässig. 


d. Ausſonderungsanſpruch im Konkurſe. 


KO. § 43. Die Ansprüche auf Aussonderung eines dem Gemeinschuldner 
nicht gehörigen Gegenstandes aus der Konkursmasse auf Grund eines dinglichen 
oder persönlichen Rechts bestimmen sich nach den ausserhalb des Konkursver- 
tahrens geltenden Gesetzen. 

$ 44. Der Verkäufer oder Einkaufskommissionär kann Waaren, welche von 
einem anderen Orte an den Gemeinschuldner abgesendet und von dem Gemein- 
schuldner noch nicht vollständig bezahlt sind. zurückfordern, sofern nicht die- 
selben schon vor der Eröffnung des Verfahrens an dem Orte der Ablieferung 
angekommen und in den Gewahrsam des Gemeinschuldners oder einer anderen 
Lerson für ihn gelangt sind. 

Die Bestimmungen des $ 17 finden Anwendung. 

$ 45. Die Ehefrau des Gemeinschuldners kann Gegenstände, welche sie 
während der Ehe erworben hat, nur in Anspruch nehmen, wenn sie beweist, dass 
dieselben nicht mit Mitteln des Gemeinschuldners erworben sind, [Vgl. auch zu 
§ 1362. 

$ 46. l Sind Gegenstände, deren Aussonderung aus der Konkursmasse hätte 
beansprucht werden können, vor der Eröffnung des Verfahrens von dem G'emein- 
schuldner oder nach der Eröffnung des Verfahrens von dem Verwalter veräussert 
worden, so ist der Aussonderungsberechtigte bejugt, die Abtretung des Rechts auf 
die Gegenleistung, soweit diese noch aussteht, zu verlangen. Kr kann die Gegen- 
leistung aus der Masse beanspruchen, soweit sie nach der Eröffnung des Ver- 
„Jahrens zu derselben eingezogen worden ist. 

e. Geltendmachung des Eigenthums aus dem Zuſchlagsbeſchluſſe. 

Zw. § 93. Aus dem Beschlusse, durch welchen der Zuschlag ertheilt ist, 
findet gegen den Besitzer des Grundstücks oder einer mitversteigerten Sache die 
Zwangsvollstreckung auf Räumung und Herausgabe statt. Die Zwangsvoll- 
streckung soll nicht erfolgen, wenn der Besitzer auf Grund eines Rechtes besitzt, 
das durch den Zuschlag nicht erloschen ist. Erfolgt gleichwohl die Zwangs- 
vollstreckung, so kann der Besitzer nach Massgabe des $ 771 der Civilprozess- 
ordnung Widerspruch erheben. 


Zum Ersatze von Verwendungen, die vor dem Zuschlage gemacht sind, ist 
der Ersteher nicht verpflichtet. 


Vorbemerkung zum 
4. Titel. 


1. Anſpruch auf Heraus- 
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§ 985. Der Eigenthümer kann von dem Beftser die Herausgabe 
der Sache verlangen. 


II. Im unmittelbaren Anſchluß an den dinglichen Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe der Sache wird das geſetzliche Schuldverhältniß zwiſchen dem 
Eigenthümer und dem Beſitzer hinſichtlich der Nutzungen, Schäden und Ber: 
wendungen geregelt §§ 9871003. Vgl. Vorb. zu §§ 987—993. 

III. Konkurrirende Anſprüche. 

1. Obligatoriſche Anſprüche. 

a. Die in den §§ 985 ff. geregelten Anſprüche gründen fih nur auf das 
zwiſchen dem Eigenthümer und dem Beſitzer beſtehende dingliche Rechts⸗ 
verhältniß. Neben dieſem Rechtsverhältniſſe kann zwiſchen dem Eigen⸗ 
thümer und dem Beſitzer ein perſönliches Schuldverhältniß beſtehen, 
durch welches entweder dieſelben Anſprüche begründet (3. B. Herausgabe⸗ 
anſpruch des Vermiethers § 556) oder aber die aus dem dinglichen 
Rechtsverhältniſſe ſich ergebenden Anſprüche erweitert oder beſchränkt 
werden. — Wegen des obligatoriſchen Herausgabeanſpruchs vgl. § 292. 

b. Inſoweit die Anſprüche aus dem Eigenthum und aus dem beſonderen 
zwiſchen den Parteien beſtehenden Rechtsverhältniſſe ſich decken, können 
dieſelben aus beiden Rechtsgründen mit der Maßgabe geltend gemacht 
werden, daß jede auf den einen Anſpruch gemachte Leiſtung auch als auf 
n 1 7. — Anſpruch bewirkt anzuſehen iſt. Vgl. Titelvorb. vor § 823 

ote F I. 

e. Inſoweit die aus dem Eigenthume bzw. aus dem zwischen Eigenthümer 
und Beſitzer beſtehenden geſetzlichen Schuldverhältniß einerſeits und die 
aus dem beſonderen Schuldverhältniß andererſeits fidh ergebenden An: 
ſprüche verſchiedenen Inhalt haben, iſt das beſondere zwiſchen den Par⸗ 
teien beſtehende Schuldverhältniß maßgebend. Die Geltendmachung 
dieſes Rechtsverhältniſſes gegenüber dem Eigenthumsanſpruch erfolgt im 
Wege der Einwendung (§§ 986, 1004 Abſ. 2). 

d. Zu berückſichtigen ift, daß die Vorſchriften über die unerlaubten Sand: 
lungen und über die ungerechfertigte Bereicherung für das Verhältniß 
zwiſchen Eigenthümer und Beſitzer einer eng unterzogen ſind. 
Vgl. darüber zu §§ 992 und § 993 und Vorb. zu §§ 987—993 Note II. 

2. Anſpruch auf Herausgabe auf Grund früheren Beſitzes 
$ 1007. Wegen der poſſeſſoriſchen Klage vgl. § 861. 

IV. Entſprechende Anwendung der Vorſchriften über den Eigen⸗ 
thumsanſpruch iſt vorgeſehen für das Erbbaurecht § 1017, den Nießbrauch 
§ 1065, das Mobiliarpfandrecht § 1227. Der negatoriſche Eigenthums⸗ 
anſpruch (§ 1004) findet ſich entſprechend bei der Grunddienſtbarkeit § 1027 
und bei der beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit § 1090. 

§ 985. 1. Kläger muß zur Zeit der Klageerhebung Eigenthümer der 
Sache fein. — Veräußerung der Sache nach Rechtshängigkeit CPO. § 265. 
Aktivlegitimation eines Miteigenthümers § 1011. 

2. Beklagter. 

a. Beklagter iſt, wer im Momente der Klageerhebung die Sache als un: 
mittelbarer oder mittelbarer Beſitzer beſitzt. Der Beſitzdiener (§ 855) 
it nicht paſſiv legitimirt. Zwangsvollſtreckung gegen den mittelbaren 
Beſitzer CRO. § 886. Benennung des mittelbaren Beſitzers (laudatio 
auctoris) CPO. $ 76, abgedruckt zu § 868. 

b. Ficta possessio. Der dingliche Eigenthumsanſpruch kann nicht gegen 
denjenigen geltend gemacht werden, 

a. der, ohne die Sache zu beſitzen, ſich als Beſitzer ausgegeben hat (qui 
liti se obtulit). Schadenserſatzanſpruch aus §§ 823 ff. Wird der 
Beklagte auf Grund feines Geſtändniſſes (Verſaumniß CPO. § 331) 
über ſeinen (nicht vorhandenen) Beſitz zur Herausgabe der Sache 
verurtheilt, fo kann der Intereſſeanſpruch aus CPO. § 893 in Frage 
kommen. 
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§ 986. Der Beſitzer kann die Herausgabe der Sache verweigern, 1. Einrede aus dem Rechte 

wenn er oder der mittelbare Beſitzer, von dem er fein Recht zum Ber dem Bert 

ſitz ableitet, dem Eigenthümer gegenüber zum Beſitze berechtigt iſt. 

Iſt der mittelbare Beſitzer dem Eigenthümer gegenüber zur Ueber⸗ 

laſſung des Beſitzes an den Beſitzer nicht befugt, fo kann der Eigen⸗ 

thümer von dem Beſitzer die Herausgabe der Sache an den mittel- 

baren Beſitzer oder, wenn dieſer den Beſitz nicht wiederübernehmen 

kann oder will, an ſich ſelbſt verlangen. 


6. der die Sache vor Rechtshängigkeit veräußert hat (qui dolo desiit 
possidere). Schadenserſatzanſpruch 88 823, 826, 990, 992, 993. — 
Veräußerung nach der Klageerhebung CPO. 88 265, 325 (zu § 868). 

6. Zur Feſtſtellung des richtigen Beklagten und damit zur Vorbereitung der 
Eigenthumsklage kann der Anſpruch auf, Vorlegung der Sache § 809 
dienen. Vgl. daſelbſt Note 1. 

3. Gegenſtand des Anſpruchs iſt eine Sache ($ 90). 

a. Bei einer Sachgeſammtheit (vgl. § 90 Note III 4) gilt die Regel quot 
res tot vindicationes, unbeſchadet zuläſſiger Einklagung unter einem 
Sammelnamen, welcher eine genügend beſtimmte Bezeichnung des Prozeß⸗ 
gegenſtandes enthält (CPO. § 253 Ziff. 2). Inſonderheit find auch die 
von der Hauptſache getrennten Früchte hinſichtlich des Herausgabe⸗ 
e ſelbſtändige Sachen. Sonderregelung des Erbſchaftsanſpruchs 
88˙2018 ff. 

b. Iſt die Sache ununterſcheidbar mit anderen Sachen vermiſcht oder ver⸗ 
mengt, fo daß eine Individualiſtrung der klägeriſchen Sache nicht mög- 
lich ift, fo ift der Eigenthumsanſpruch thatſächlich undurchführbar und 
95 Eigenthümer auf den Bereicherungsanſpruch angewieſen. Vgl. § 948 

ote 3. 

4. Leiſtungsort. Die Sache iſt da zurückzugeben, wo ſie ſich bei Eintritt 
der Rechtshängigkeit oder Schlechtgläubigkeit befindet. Von dieſem Zeitpunkt 
ab darf wenigſtens die Lage des Eigenthümers nicht verſchlechtert werden 
(arg. ex 5 989). 

5. Abtretbarkeit des Eigenthumsauſpruchs auf Herausgabe ift in § 255 
anerkannt. Bal daſelbſt Note 2. Gleichgültig ift, ob mit der Abtretung 
(8$ 398 ff.) die Uebertragung des Eigenthums ($ 931) oder nur die Ueber⸗ 
tragung des Beſitzes behufs Ausübung eines dinglichen oder perſönlichen 
Rechtes ($ 870) bezweckt wird. Iſt die Sache nach und trotz der erfolgten 
Abtretung dem Zedenten zurückgegeben, fo ſteht dem Zeſſionar, wenn 
durch die Abtretung Eigenthum übertragen ($ 931) oder ein ſonſtiges Recht 
an der Sache ($$ 1032, 1205 Abſ. 2) begründet wurde, der dingliche An⸗ 
ſpruch, ſonſt der Anſpruch aus dem der Abtretung zu Grunde liegenden 
obligatoriſchen Rechtsverhältniſſe gegen den Zedenten zu. 

6. Beweis des Eigenthums P 2 
a. für bewegliche Sachen vgl. zu $ 1006; vgl. auch § 1362 (praesumtio 

Muciana). 

b. für Grundſtücke § 891; bei Grenzſtreitigkeiten $ 920. 

7. Ein Löſungsauſpruch ſteht dem trotz feiner Redlichkeit gemäß § 935 
herausgabepflichtigen Erwerber abhanden gekommener Sachen nicht zu. Nihe 
ausgeſchloſſen iſt, daß im einzelnen Falle die für den Erwerb der Sache ge⸗ 
machte Ausgabe unter den Begriff der Verwendung fällt. Vorbehalt für die 
Landesgeſetzgebung zu Gunſten der öffentlichen Pfandleihanſtalten 
EG. Art. 94 Abs. 2. Vgl. daſelbſt auch wegen der Landesgeſetzgebung. 

8. Zwangsvollſtreckung und Intereſſeanſpruch. 

a. Zwangsvollſtreckung CPO. §§ 883, 885, 886. 

b. Intereſſeanſpruch SS 275 ff., 281 (Surrogat), $ 283 (Nichtleiſtung des 
199111 verurtheilten Schuldners), CPO. § 893. Vgl. Sitelvorb. 
Note 11. 
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2 Sonſtige Einwendungen. Der Beſitzer einer Sache, die nach § 931 durch Abtretung des 
Anſpruchs auf Herausgabe veräußert worden iſt, kann dem neuen 
Eigenthümer die Einwendungen entgegenſetzen, welche ihm gegen den 
abgetretenen Anſpruch zuſtehen. 


§ 986. 1. Vgl. Titelvorb. Note III Ic. 

2. Das Recht zum Beſitze kann auf einem abſoluten Rechte (vgl. Titel: 
vorb. vor § 854 Note 3) oder auf einem perſönlichen zwiſchen dem Beſitzer 
und dem Eigenthümer beſtehenden Rechtsverhältniſſe (z. B. Miethe, Leihe) 
beruhen. Auch die exceptio rei vendita et traditae ift bei beweg⸗ 
lichen Sachen und bei Grundſtücken zuläſſig, ihre Bedeutung aber mit Rück⸗ 
ſicht auf die nach § 185 Abſ. 2 eintretende Konvaleſzenz geringer als im 
gemeinen Rechte. Wegen der Einrede des Zurückbehaltungsrechts 
val. §§ 273, 1000; SGB. §§ 369—372 (zu § 274); vgl. auch Vorb. zum 
III. Buche Note C V und OLG. 4 27. 

Inwieweit die Einrede aus dem perſönlichen Rechtsverhältniſſe gegenüber 
dem Konkursverwalter zuläſſig iſt, beſtimmt ſich nach den konkursrecht⸗ 
lichen Vorſchriften. 

3. Einreden des unmittelbaren Beſitzers aus einem Beſitz⸗ 
rechte des mittelbaren Beſitzers vgl. §§ 868 —871. 

a. Abf. 1 S. 1: Beklagter hat nachzuweiſen, daß er als unmittelbarer 
Beſitzer dem mittelbaren Beſitzer gegenüber und dieſer dem Eigenthümer 
gegenüber zum Beſitze berechtigt iſt. 

b. dafl 1 S. 2: Kläger ift gegenüber dem Nachweiſe zu a beweispflichtig 

afür, 

x. daß der mittelbare Beſitzer dem Eigenthümer gegenüber zur Weber: 
laſſung des Beſitzes an den unmittelbaren Beſitzer nicht befugt iſt 
(vgl. Aftermiethe § 549, Leihe § 603, Verwahrung $ 691); 

6. daß der mittelbare Beſitzer den Beſitz nicht übernehmen kann oder 
will (vgl. § 869). 

4. Wegen der dem Beſitzer zuſtehenden Einwendungen vgl. § 931 Note 3c- 


Vorbemerkung zu J. Der Anſpruch des Eigenthümers gegen den Beſitzer auf Heraus⸗ 
58 987 993. gabe von Nutzungen und Schadeuserſatz ift in den §§ 957—993 er: 
ſchöpfend geregelt. Ein etwa zwiſchen den Parteien beſtehendes beſonderes 
Rechtsverhältniß mit abweichendem Inhalte ſchließt die Anwendbarkeit der 

vorliegenden Vorſchriften aus. Vgl. Titelvorb. III I b u. c. 


II. Die Regelung beruht auf folgenden Geſichtspunkten: 

1. Einſchränkung der Deliktshaftung. 

An fih würde jeder objektiv widerrechtliche Eingriff in eine fremde Eigen: 
thumsſphäre, welcher als ſolcher bei Anwendung der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt erkannt werden konnte, gemäß §§ 823 ff. die Schadenserſatz⸗ 
pflicht wegen unerlaubter Handlungen begründen (vgl. Titelvorb. vor § 823 
Note C). Gemäß § 992 ſoll indeß Deliktshaftung nur eintreten, wenn der 
Beſitzer ſich durch eine ſtrafbare Handlung oder durch verbotene Eigen⸗ 
macht ($ 858) den Beſitz verſchafft hat. Liegen dieſe Vorausſetzungen nicht 
vor, fo haftet der Beſitzer auf Grund der Vorſchrift des § 993 nur gemäß 
S§ 987—991. 

e 2. Einſchränkung der Haftung aus ungerechtfertigter Be: 
reicherung. 

An ſich würde nach § 812 jede Ziehung von Früchten einer fremden 
Sache, für welche ein Rechtsgrund nicht vorliegt, einen Anſpruch aus unge⸗ 
rechtfertigter Bereicherung begründen. Durch § 993 wird dieſe Haftung hin⸗ 
ſichtlich der Früchte, welche nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirth: 
ſchaft als Ertrag der Sache anzuſehen ſind, eingeſchränkt. Es tritt wegen 
derſelben nicht Haftung aus § 812, ſondern nur gemäß §§ 987—992 ein. 
Hinſichtlich der nicht als Ertrag anzuſehenden Früchte verbleibt es bei § 812. 
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$ 987. Der Beſitzer hat dem Eigenthümer die Nutzungen her: u. Aniprus auf Brraus- 


auszugeben, die er nach dem Eintritte der Rechtshängigkeit zieht. 

Zieht der Beſitzer nach dem Eintritte der Rechtshängigkeit Nutzungen 
nicht, die er nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft ziehen 
könnte, ſo iſt er dem Eigenthümer zum Erſatze verpflichtet, ſoweit ihm 
ein Verſchulden zur Laſt fällt. 

$ 988. Hat ein Beſitzer, der die Sache als ihm gehörig oder 
zum Zwecke der Ausübung eines ihm in Wirklichkeit nicht zuſtehenden 
Nutzungsrechts an der Sache beſitzt, den Beſitz unentgeltlich erlangt, 
ſo iſt er dem Eigenthümer gegenüber zur Herausgabe der Nutzungen, 
die er vor dem Eintritte der Rechtshängigkeit zieht, nach den Vor⸗ 
ſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung ver- 
pflichtet. 

$ 989. Der Beſitzer ift von dem Eintritte der Rechtshängigkeit 
an dem Eigenthümer für den Schaden verantwortlich, der dadurch 
entſteht, daß in Folge ſeines Verſchuldens die Sache verſchlechtert 


3. Die Rechtsſtellung des redlichen (mittelbaren oder un- 
mittelbaren) Beſitzers vor der Rechtshängigkeit. 

a. Der redliche Beſitzer haftet von dem Beſitzerwerb ab für die gezogenen 
Nutzungen nach den Vorſchriften über die ungerechtfertigt Bereicherung 
nur, 

«. ſoweit die gezogenen Früchte nach den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirthſchaft nicht als Ertrag anzuſehen find ($ 993); 

. wenn er den Beſitz der Sache als einer ihm gehörigen oder zum 
Zwecke der Ausübung eines ihm in Wirklichkeit nicht zuſtehenden 

] Nutzungsrechts unentgeltlich erlangt hat (§ 988). 

D. Der redliche Beſitzer kommt vor der Rechtshängigkeit des Eigenthums⸗ 
. Mahnung (88 284 ff.) nicht in Leiſtungsverzug §§ 990 

c. Inſoweit der redliche Beſitzer als unmittelbarer Beſitzer einem mittel⸗ 
baren Beſitzer für Verſchlechterung, Untergang oder ſonſtiges Unmöglich⸗ 
werden der Herausgabe haftet, haftet er auch dem Eigenthümer $ 991 Abſ. 2. 

d. Im Uebrigen haftet der redliche Beſitzer vor dem ihm gegen⸗ 
über erfolgten Eintritte der Rechtshängigkeit des Eigen⸗ 
thumsanſpruchs weder für Nutzungen noch für Schäden. Von 
der Rechtshängigkeit ab richtet fih die Haftung nach §§ 987, 989. 


§ 987. 1. Die Verpflichtung zur Herausgabe der Nutzungen beſteht trotz 
des an den Erzeugniſſen in Gemäßheit der §§ 953 ff. ſtattfindenden Eigen⸗ 
thumserwerbes. re 

2. Die Vorſchrift bezieht ſich auf jeden Beſitzer ohne Rückſicht darauf, ob 
er gut- oder ſchlechtgläubig, mittelbarer oder unmittelbarer Beſitzer ift. 

3. Die Rechtshängigkeit gegen den unmittelbaren Beſitzer wirkt nicht gegen 
den mittelbaren Beſitzer und umgekehrt. 

4. Rechtshängigkeit CPO. §§ 263, 281, 499, 500, 510. 

5. Verſchulden § 276. 

6. Nutzungen $ 100. — Erſatz der auf die Gewinnung der Früchte ver⸗ 
wendeten Koſten § 102. Eine Vergütung für die Benutzung der Sache 
(vgl. $$ 346, 347) findet nicht ſtatt. 


$ 988. 1. Bgl. zu $ 816, von deffen Prinzip (Abſ. 1 S. 2) § 988 eine 
Konſequenz iſt. ö 

2. Wegen des Eigenthumserwerbes an den Erzeugniſſen vgl. § 955. 

3. Wegen der Herausgabe der ungerechtfertigten Bereicherung §§ 812 ff. 


gabe der Auzungen und 

auf Schadenserſag. 

1. Haftung für Nutzungen 
In der Rechtshängig⸗ 
eit. 


2. Bereicherungsanſpruch 
bei unentgeltlichem 
Erwerbe. 


3. Haftung für Verſchul⸗ 
den nach Nechtshän 
gigkeit. 


Vorbemerkung zu 
So 987—993. 


4. Haftung des ſchlecht⸗ 
gläubigen Beſitzer s. 


5. Einfluß mittelbaren 
Beſitzes auf die Haf⸗ 
tung. 

a. wegen Nutzungen. 


b. wegen Verſchulden. 
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wird, untergeht oder aus einem anderen Grunde von ihm nicht her⸗ 
ausgegeben werden kann. 

§ 990. War der Beſitzer bei dem Erwerbe des Beſitzes nicht in 
gutem Glauben, ſo haftet er dem Eigenthümer von der Zeit des Er⸗ 
merbes an nach den 88 987, 989. Erfährt der Beſitzer ſpäter, daß 
er zum Beſitze nicht berechtigt iſt, ſo haftet er in gleicher Weiſe von 
der Erlangung der Kenntniß an.“ 

Eine weitergehende Haftung des Beſitzers wegen Verzugs bleibt 
unberührt. 

§ 991. Leitet der Beſitzer das Recht zum Beſitze von einem 
mittelbaren Beſitzer ab, fo finden die Vorſchriften des § 990 in Mn- 
ſehung der Nutzungen nur Anwendung, wenn die Vorausſetzungen 
des § 990 auch bei dem mittelbaren Beſitzer vorliegen oder dieſem 
gegenüber die Rechtshängigkeit eingetreten iſt. 

War der Beſitzer bei dem Erwerbe des Beſitzes in gutem Glauben, 
fo hat er gleichwohl von dem Erwerb an den im § 989 bezeichneten 
Schaden dem Eigenthümer gegenüber inſoweit zu vertreten, als er dem 
mittelbaren Beſitzer verantwortlich iſt. 


§ 989. Die allgemeine Klauſel „aus einem anderen Grunde“ umfaßt 
namentlich den Fall der Veräußerung. 


§ 990. 1. Der gute Glaube bezieht ſich auf das Recht zum Beſttze. 
Mangel guten Glaubens beim Erwerbe § 932 Abſ. 2, mala fides super- 
veniens $ 937 Abſ. 2 (vgl. auch § 955 Abſ. 1). 

§ 987 betrifft die gezogenen und die zu ziehen geweſenen Nutzungen, § 989 
Schaden durch Verſchlechterung der Sache 2c. 

2. (Abſ. 2.) Der Vorbehalt der Verzugshaftung (88 284 ff.) bezieht ſich 
nur auf den ſchlechtgläubigen Beſitzer. Dem gutgläubigen Beſitzer gegenüber 
find Verzugswirkungen gemäß § 993 ausgeſchloſſen. Uebrigens bewirkt 
Rechtshängigkeit an ſich noch nicht Schlechtgläubigkeit des Beklagten. 


8 991. 1. (Abſ. 1.) Der Beſitzer, welcher ſein Recht zum Beſitze von 
einem mittelbaren Beſitzer ableitet, hat die Nutzungen ($$ 990, 987) hers 
auszugeben, 

a. wenn beide — der unmittelbare und der mittelbare — Beſitzer ſchlecht⸗ 
gläubig ſind, oder 

b. wenn Schlechtgläubigkeit des unmittelbaren Beſitzers und Rechtshängig⸗ 
et Eigenthumsanſpruchs gegen den mittelbaren Beſitzer zuſammen⸗ 
treffen. 

Iſt die Rechtshängigkeit gegen den unmittelbaren Beſitzer eingetreten, 
io haftet dieſer aus § 987, ohne daß es noch darauf ankommt, ob Schlecht: 
e oder Rechtshängigkeit in der Perſon des mittelbaren Beſitzers 
vorliegt. 

2. Die Haftung des ſchlechtgläubigen unmittelbaren Beſitzers für den 
Schaden durch Verſchlechterung, Untergang oder Veräußerung der Sache 
($ 989), ſowie wegen Verzugs (§ 990 Abſ. 9 wird durch § 991 nicht berührt. 

3. (Abſ. 2.) Der redliche Beſitzer haftet zwar nicht für Beſchädigungen, 
welche er in der Meinung, Eigenthümer zu ſein, herbeigeführt hat. Beſitzt 
er aber nicht als Eigenbeſitzer, ſo ſoll er nach Abſ. 2 für Verſchulden (§ 989) 
dem Eigenthümer ſoweit haften, wie er dem mittelbaren Beſitzer verantwort⸗ 
lich iſt. Darauf, daß er redlich einen Anderen als Eigenthümer angeſehen 
hat, kann er ſich nicht berufen. 
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§ 992. Hat ſich der Beſitzer durch verbotene Eigenmacht oder 
durch eine ſtrafbare Handlung den Beſitz verſchafft, ſo haftet er dem 
Eigenthümer nach den Vorſchriften über den Schadenserſatz wegen 
unerlaubter Handlungen. 

§ 993. Liegen die in den §§ 987 bis 992 bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen nicht vor, ſo hat der Beſitzer die gezogenen Früchte, ſoweit 
ſie nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft nicht als Er⸗ 
trag der Sache anzuſehen ſind, nach den Vorſchriften über die Her⸗ 
ausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung herauszugeben; im 
Uebrigen iſt er weder zur Herausgabe von Nutzungen noch zum 
Schadenserſatze verpflichtet. 


6. Haftung aus unerlaub⸗ 
ter Handlung. 


7. Beſchränkung der Haf⸗ 
tung aus unerlaubter 
Handlung und Be- 
reicherung. 


Für die Zeit, für welche dem Beſitzer die Nutzungen verbleiben, s. Fruchtvertheilung. 


finden auf ihn die Vorſchriften des 5101 Anwendung. 


§ 992. 1. Wegen der in $ 992 liegenden Begrenzung der deliktsmäßigen 
Haftung des Beſitzers gegenüber dem Eigenthümer vgl. Vorb. zu SS 987 bis 
993 Note II 1. 

2. Verbotene Eigenmacht § 858. 

3. Haftung wegen unerlaubter Handlungen §§ 823 ff. 


§ 993. 1. Die Vorſchrift des Abſ. 1 enthält die grundſätzliche Beſtim⸗ 
mung (vgl. Borb. zu §§ 987—993 Note II 2), daß der Beſitzer außerhalb 
der Vorausſetzungen der §§ 987—992 weder zur Herausgabe von Nutzungen 
(vgl. zu 2) noch zum Schadenserſatze verpflichtet ift, auch wenn er hierzu nach 
den ſonſtigen Vorſchriften (insbeſondere über die ungerechtfertigte Bereicherung 
bzw. die unerlaubten Handlungen (vgl. zu § 992) verpflichtet fein würde. 

2. Die A neng der Haftung des Beſitzers hinſichtlich der Nutzungen 
auf die Fälle der §§ 987—992 foll fih nach dem von der Reichstagskom⸗ 
miſſion gemachten Zuſatze nicht auf alle Nutzungen ($ 100) beziehen, ſondern 
nur auf diejenigen, welche nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirth⸗ 
ſchaft als Ertrag anzuſehen ſind. Vgl. die gleiche Unterſcheidung für Pacht 
§ 581, Nießbrauch § 1039, eheliches Güterrecht SS 1383, 1525, 1550; elter- 
liche Verwaltung § 1652, Vorerbſchaft § 2133. 

Beweislaſt: Die Ausnahme, daß es ſich um Früchte, welche nicht als 
Ertrag der Sache anzuſehen ſind, handelt, iſt von demjenigen, der ſie be⸗ 
hauptet, zu beweiſen (z. B. erheblicher Windbruch; übermäßige Abholzung). 

3. (Abſ. 2.) § 101 regelt die Fruchtvertheilung zwiſchen dem abtretenden 
und dem antretenden Fruchtziehungsberechtigten. Die ausdrückliche €r- 
ſtreckung dieſer allgemeinen Vorſchrift auf den vorliegenden Fall beruht auf 
der Erwägung, daß der Beſitzer als ſolcher kein Fruchtziehungs recht hat. 
Vgl. § 101 Note 2. 


l. Die Regelung des Verwendungsanſpruchs beruht auf dem Geſichts⸗ 
Punkte der ungerechtfertigten Bereicherung (E 812 Abſ. 1 Note B III I ba) 
Die Verwendung auf eine fremde Sache, welche den Werth derſelben erhöht 
oder eine Werthminderung abwendet, führt zu einer Bereicherung des Eigen⸗ 
thümers. Durch die Thatſache der Verwendung ſeitens des Beſitzers wird 
ein Anſpruch gegen den gewinnenden Eigenthümer, nicht etwa bloß eine 
Geſchränktheit oder Bedingtheit des Herausgabeanſpruchs des Eigenthümers 
begründet. Durch die Vorſchriften der §§ 994 ff. werden diejenigen Er: 
genzungen und Modifikationen der Vorſchriften über die ungerechtfertigte 
Bereicherung beſtimmt, welche durch das beſondere Verhältniß des Beſitzers 
zum Eigenthümer erfordert werden. 

2. Im Uebrigen vgl. wegen des Verwendungsanſpruchs zu §§ 256, 257 
Gruppe C 1. 


Zu 88 994—1003. 
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31. Derwendungsanfpruh § 994. Der Beſitzer kann für die auf die Sache gemachten noth- 
1. Nothing Ver⸗ F wendigen Verwendungen von dem Eigenthümer Erſatz verlangen. Die 
ee gewöhnlichen Erhaltungskoſten find ihm jedoch für die Zeit, für welche 
gigkeit. ihm die Nutzungen verbleiben, nicht zu erſetzen. 
b. nach Rechtshängig⸗ Macht der Beſitzer nach dem Eintritte der Rechtshängigkeit oder 
* nach dem Beginne der im § 990 beſtimmten Haftung nothwendige 
Verwendungen, ſo beſtimmt ſich die Erſatzpflicht des Eigenthümers 
nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag. 
p. Begriff der note § 995. Zu den nothwendigen Verwendungen im Sinne des § 994 
dungen. wen gehbren auch die Aufwendungen, die der Beſitzer zur Beſtreitung von 
Laſten der Sache macht. Für die Zeit, für welche dem Beſitzer die 
Nutzungen verbleiben, ſind ihm nur die Aufwendungen für ſolche 
außerordentliche Laſten zu erſetzen, die als auf den Stammwerth der 
Sache gelegt anzuſehen ſind. 
. Nicht nothwendige § 996. Für andere als nothwendige Verwendungen kann der 
eee Beſitzer Erſatz nur inſoweit verlangen, als ſie vor dem Eintritte der 
Rechtshängigkeit und vor dem Beginne der im 8 990 beſtimmten 
Haftung gemacht werden und der Werth der Sache durch ſie noch zu 
der Zeit erhöht iſt, zu welcher der Eigenthümer die Sache wieder⸗ 


104 


erlangt. 
B. Wegnabme verbunde- § 997. Hat der Beſitzer mit der Sache eine andere Sache als 
Un weſentlichen Beſtandtheil verbunden, fo kann er fie abtrennen und ſich 


aneignen. Die Vorſchriften des § 258 finden Anwendung. 
Das Recht zur Abtrennung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Beſitzer 
nach § 994 Abſ. 1 Satz 2 für die Verwendung Erſatz nicht verlangen 


§ 994. 1. Ob nothwendige Verwendungen vorliegen, ift nach den 
Regeln einer ordnungsmäßigen Wirthſchaftsführung zu beur⸗ 
theilen (vgl. § 995). — Vgl. § 1227 Note II 3. 

2. (Abs. 1 S. 2.) Entſcheidend ift, für welche Zeit dem Beſitzer nach 
den geſetzlichen Vorſchriften der $$ 987 ff. die Nutzungen verbleiben. 
Ob er die Sache thatſächlich genutzt hat und ob ſie überhaupt nutzbar iſt, 
iſt für die Frage des Erſatzes der Verwendungen unerheblich. 

3. (Abſ. 2.) Nach dem Eintritte der Rechtshängigkeit oder der 
Schlechtgläubigkeit ($ 990) hat der Beſitzer (gleich dem Nießbraucher 
$ 1049 und dem Pfandgläubiger $ 1216) nur den Anſpruch wie ein Geſchäfts⸗ 
führer ohne Auftrag. (Vgl. zu §§ 256, 257 Gruppe B 1.) Diefen Anspruch 
hat er indeß nur hinſichtlich der nothwendigen Verwendungen; hinſicht⸗ 
lich ſonſtiger Verwendungen hat er überhaupt keinen Erſatzanſpruch. — Weg⸗ 
nahmerecht § 997. 

§ 995. 1. Die Vorſchrift des § 995 foll die Erſatzpflicht des Eigenthümers 
hinſichtlich der zur Beſtreitung der Laſten der Sache gemachten Aufwendun⸗ 
gen ohne Rückſicht darauf ſicherſtellen, ob die Vorausſetzungen der Bereiche⸗ 
rung in der Perſon des Eigenthümers vorliegen oder nicht vorliegen. 

2. Zu den außerordentlichen Laſten, welche als auf den Stammwerth gelegt 
anzuſehen ſind, gehört z. B. die Straßenbaulaſt, ferner der einmalige Beitrag 
der Eigenthümer einer gewiſſen Gegend zur Anlegung einer Eiſenbahn; nicht 
aber die Vermögensſteuer, welche zwar auf dem Stammwerthe ruht, aber 
keine außerordentliche Lafi ift. Vgl. §§ 1047, 1385 Ziffer 1. 

§ 996. Der unredliche Beſitzer hat überhaupt keinen Erſatzanſpruch 
wegen nicht nothwendiger Verwendungen; wegen nothwendiger Verwendungen 
§§ 994 f., Wegnahmerecht § 997. 
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| kann oder die Abtrennung für ihn keinen Nutzen hat oder ihm min⸗ 
deſtens der Werth erſetzt wird, den der Beſtandtheil nach der Ab⸗ 
trennung für ihn haben würde. 
§ 998. Iſt ein landwirthſchaftliches Grundſtück herauszugeben, fo 4. Koften der Beſtelung 
hat der Eigenthümer die Koſten, die der Beſitzer auf die noch nicht chen runs. 
getrennten, jedoch nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft 
vor dem Ende des Wirthſchaftsjahrs zu trennenden Früchte verwendet 
hat, inſoweit zu erſetzen, als ſie einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft 
entſprechen und den Werth dieſer Früchte nicht überſteigen. 
§ 999. Der Beſitzer kann für die Verwendungen eines Vorbeſitzers, 
deſſen Rechtsnachfolger er geworden iſt, in demſelben Umfang Erſatz 
verlangen, in welchem ihn der Vorbeſitzer fordern könnte, wenn er die 
Sache herauszugeben hätte. 
Die Verpflichtung des Eigenthümers zum Erſatze von Verwen⸗ 6. Verwendungen Be: 
dungen erſtreckt ſich auch auf die Verwendungen, die gemacht worden ee 


PA 


iind, bevor er das Eigenthum erworben hat. 


pa 


ou 


. Verwendungen des 
Vorbeſitzers. 


E 


§ 997. 1. Für ſolche anderen Sachen, welche, ohne zu weſentlichen 

Beſtandtheilen ($$ 93 f.) geworden zu fein, mit der Sache verbunden ſind, 

lowie für die zu der Sache hinzugeſchlagenen Zubehörſtücke ( 97 f.) be- 

arf es einer dem § 997 entſprechenden Vorſchrift nicht, weil ſie nicht in das 

Eigenthum des Sacheigenthümers übergegangen ſind. Der Beſitzer der 

Sache kann ſie ohne Weiteres abtrennen und zurückbehalten. Auf die Ab- 

trennung findet $ 259 Anwendung, ein etwaiger Schadenserſatzanſpruch be⸗ 

ſtimmt ſich nach § 989 oder, wenn die Wegnahme nach erfolgter Herausgabe 
an den Eigenthümer erfolgt, nach § 258 in Verbindung mit §§ 275 ff. 
2. Weſentliche Beſtandtheile (§§ 93 f.) gehen in das Eigenthum des 

Sacheigenthümers über, $$ 946 ff. Das es 

a. Noj. 1 giebt ſowohl dem redlichen wie dem unredlichen Beſitzer, abweichend 
von den Sy 946 ff., ein Trennungs- und Aneignungsrecht. Vgl. § 947 
Note 13. Verpflichtung des Beſitzers zur Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes und Anſpruch des vor der Trennung in Beſitz gelangten Eigen⸗ 
thümers auf Sicherheitsleiſtung § 258. 

b. Der Eigenthümer, welcher ſich auf die Ausſchließung des Wegnahmerechts 
beruft, hat eine von den drei Vorausſetzungen dieſer Ausſchließung zu 
beweiſen: 

.. daß die Verbindung eine Verwendung darſtellt, welche zu den gewöhn⸗ 
lichen Erhaltungskoſten für die Zeit, während welcher dem Beſitzer 
die Nutzungen verbleiben ($ 994 Note 2), gehört § 994 Abſ. 1 S. 2 
oder 

B. 1 5 die Abtrennung keinen Nutzen für den Beſitzer hat (vgl. § 226) 
oder 

J. daß dem Beſitzer ausreichender Wertherſatz vor der Abtrennung in 
einer feinen Annahmeverzug $$ 293 ff. begründenden Weiſe angeboten 


3. Wegen des unbeſchränkten Wegnahmerechts auf Grund eines 
öoiſchen dem Eigenthümer und dem Beſitzer beſtehenden beſon⸗ 
eren Rechtsverhältniſſes (z. B. Miethe, Pacht) vgl. § 258 Note la 


G 998. 1. Der Beſitzer hat die Beweislaſt für die Vorausſetzungen der 
Datzpflicht in dem von ihm in Anſpruch genommenen Umfange. 
$ Wegen der gleichartig geregelten Fälle vgl. § 101 Note 5 b. 
Wegen der Mon getrennten Früchte § 102. 


7. Zurückbehaltungsrecht 
des Beſitzers. 


8. Geltendmachung des 
Verwendungsanſpruchs. 
a. Bedingung der Wie⸗ 
dererlangung oder 
Genehmigung. 
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$ 1000. Der Beſitzer kann die Herausgabe der Sache ver- 
weigern, bis er wegen der ihm zu erſetzenden Verwendungen be- 
friedigt wird. Das Zurückbehaltungsrecht ſteht ihm nicht zu, wenn 
er die Sache durch eine vorſätzlich begangene unerlaubte Handlung 
erlangt hat. 

$ 1001. Der Beſitzer kann den Anſpruch auf den Erſatz der 
Verwendungen nur geltend machen, wenn der Eigenthumer die Sache 
wiedererlangt oder die Verwendungen genehmigt. Bis zur Genehmi⸗ 
gung der Verwendungen kann ſich der Eigenthümer von dem An⸗ 
ſpruche dadurch befreien, daß er die wiedererlangte Sache zurückgiebt. 
Die Genehmigung gilt als ertheilt, wenn der Eigenthümer die ihm 
von dem Beſitzer unter Vorbehalt des Anſpruchs angebotene Sache 
annimmt. 


§ 999. 1. (Abſ. 1.) Uebergang des Verwendungsanſpruchs auf den Beſitz⸗ 
und Rechtsnachfolger kraft Geſetzes vgl. § 412. 
2. (Abſ. 2.) Wechſel in der Perſon des Eigenthümers. 

a. Der Verwendungsanſpruch wirkt gegen den neuen Eigenthümer, ohne 
daß der Anſpruch der grundbuchlichen Eintragung bedarf (vgl. § 892 
Note II 2 aß). 

b. Zw. § 93 Abs. 2. Zum Ersatze von Verwendungen, die vor dem Zuschlage 
gemacht sind, ist der Ersteher nicht verpflichtet. 

c. Das Verhältniß zwiſchen Veräußerer und Erwerber richtet ſich bei Kauf 
oder ſonſtiger entgeltlicher Veräußerung nach §§ 434, 445. 


$ 1000. 1. Die Vorſchrift ſpricht zur Ausſchließung von Zweifeln das 
Zurückbehaltungsrecht, welches an ſich ſchon nach §§ 273 f. begründet wäre, 
dem Beſitzer ausdrücklich zu. — Das Zurückbehaltungsrecht iſt zwar kein 
dingliches Recht, kann aber auch dem Rechtsnachfolger des Eigenthümers 
gegenüber geltend gemacht werden. Vgl. §§ 986 Abſ. 2, 1032, 1065, § 1205 
Abſ. 2, §§ 870, 1227. — Vgl. auch § 999 Abſ. 2. 

2. Vgl. im Uebrigen die Bemerkungen zu $$ 273, 274. 


$ 1001. I. Genehmigung der Verwendungen durch den Eigenthümer. 

1. Die Genehmigung iſt einſeitiges Rechtsgeſchäft des Eigenthümers vgl. 
§ 684 Note 2. — Die Annahme der Sache durch den Eigenthümer trotz 
Vorbehalts des Verwendungsanſpruchs ſeitens des Beſitzers gilt als Geneh⸗ 
migung (Satz 3). Die Annahme enthält ein rechtsgeſchäftliches Element; auf 
dieſelbe ſind die Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte (Geſchäftsfähigkeit, Anfech⸗ 
tung 2c.) zum mindeſten entſprechend anwendbar. 

2. Im Falle der Genehmigung der Verwendungen hat der Beſitzer einen 
ſelbſtändigen Anſpruch auf Erſatz der Verwendungen. 

a. Die Geltendmachung dieſes Anſpruchs durch den Beſitzer iſt unabhängig 
von der Wiedererlangung der Sache durch den Eigenthümer. 

b. Zurückbehaltungsrecht des Beſitzers (§ 1000). 

c. Der Anſpruch ift nicht an die Friſt aus § 1002 geknüpft. 

d. Die Genehmigung der Verwendungen ſetzt nicht Einverſtändniß über die 
Höhe des Verwendungsanſpruchs voraus. Die Höhe des Verwendungs⸗ 
anſpruchs iſt im Streitfalle durch Prozeß feſtzuſtellen. 

3. Der Eigenthümer, welcher den Verwendungsanſpruch beſtreitet, ver⸗ 
bindet zweckmäßiger Weiſe mit der Eigenthumsklage die Klage auf Feſt⸗ 
ſtellung, daß dem Beſitzer ein Verwendungsanſpruch nicht zuſtehe. Anderen⸗ 
falls kann der Beſitzer den Verwendungsanſpruch, welcher durch Verwerfung 
der Einrede des Zurückbehaltungsrechts nicht aberkannt wird (CPO. § 322), 
ſelbſtändig gemäß §§ 1001, 1002 geltend machen. (Bgl. § 1002 Note 5.) 
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$ 1002. Giebt der Beſitzer die Sache dem Eigenthümer heraus, 
ſo erliſcht der Anſpruch auf den Erſatz der Verwendungen mit dem 
Ablauf eines Monats, bei einem Grundſtücke mit dem Ablaufe von 
ſechs Monaten nach der Herausgabe, wenn nicht vorher die gericht⸗ 
liche Geltendmachung erfolgt oder der Eigenthümer die Verwen⸗ 
dungen genehmigt. 

Auf dieſe Friſten finden die für die Verjährung geltenden Vor⸗ 
ſchriften der S$ 203, 206, 207 entſprechende Anwendung. 

§ 1003. Der Beſitzer kann den Eigenthümer unter Angabe des 
als Erſatz verlangten Betrags auffordern, ſich innerhalb einer von 
ihm beſtimmten angemeſſenen Friſt darüber zu erklären, ob er die 
Verwendungen genehmige. Nach dem Ablaufe der Friſt iſt der Be⸗ 
ſitzer berechtigt, Befriedigung aus der Sache nach den Vorſchriften 
über den Pfandverkauf, bei einem Grundſtücke nach den Vorſchriften 
über die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen zu 
ſuchen, wenn nicht die Genehmigung rechtzeitig erfolgt. 


II. Wiedererlangung der Sache ſeitens des Eigenthümers ohne Ge⸗ 
nehmigung der Verwendungen. . : 

1. Wiedererlangung der Sache iſt Bedingung der Geltend- 
machung des Verwendungsanſpruchs. Ift die Genehmigung (zu I1) 
der Verwendungen durch den Eigenthümer nicht erfolgt, ſo kann der Ver⸗ 
wendungsanſpruch nur geltend gemacht werden, wenn der ee die Sache 
durch Herausgabe ſeitens des Beſitzers oder auf andere Weiſe zurückerlangt. 

2. Befreiung des Eigenthümers durch Rückgabe der wieder: 
erlangten Sache. 0 

Der Eigenthümer kann ſich von dem Anſpruche bis zu der (von dem Beſitzer 
einzuwendenden und zu beweiſenden vgl. S. 3) Genehmigung (I 1) befreien. 
Wegen der hierin für den Eigenthümer liegenden facultas alternativa vgl. 
§ 262 Note 1. Durch die Zurückgabe wird nicht Eigenthum des Beſitzers 
begründet, vielmehr lediglich der frühere Beſitzſtand wieder hergeſtellt und dem 
Beſitzer das Vorgehen in Gemäßheit des § 1003 ermöglicht. 

3. Iſt die Sache dem Eigenthümer von dem Beſitzer herausgegeben, 
ſo iſt die Geltendmachung des Anſpruchs gemäß § 1002 befriſtet. 

4. Hat der Eigenthümer die Sache in anderer Weiſe als durch Her⸗ 
ausgabe ſeitens des Beſitzers zurückerlangt, fo ift der Anſpruch des 
Beſitzers nicht an die Friſt des § 1002 gebunden. 3 

III. Liegt weder Genehmigung der Verwendungen noch Wiedererlangung 
der Sache ſeitens des Eigenthümers vor, ſo findet § 1003 Anwendung. 

IV. Wegen der entſprechenden Regelung beim Funde § 972, beim Erb⸗ 
ſchaftsanſpruche § 2022. 

8 1002. 1. Vgl. § 1001. — Wegen der Ausſchlußfriſt vgl. §§ 187 Abſ. 1, 
188 Abſ. 2, ferner Titelvorb. vor § 186 Note 4. 

2. Annahme der Sache durch den Eigenthümer trotz Vorbehalts des Ver⸗ 
wendungsanſpruchs ſeitens des Beſitzers als Genehmigung der Verwendungen 
vgl. § 1001 Note ll. 

3. Wirkſamwerden der Genehmigung $ 130. 

4. (Abſ. 3.) § 203: Stillſtand der Rechtspflege, höhere Gewalt. 

§ 206: Vertretungsbedürftiger Beſitzer ohne Vertreter. 
$ 207: Nachlaßanſprüche und Nachlaßverbindlichkeiten. 

5. Ob die Wegnahme der Sache im Wege der Zwangsvollſtreckung (CPO. 
$ 883) der Herausgabe der Sache durch den Beſitzer im Sinne des § 1002 
gleichſteht, iſt zweifelhaft. Vgl. § 1001 Note 3 und 4. Ferner Wilmowski⸗ 
Levy zu CPO. § 769 (a. F.) Note 3. 
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b. Geſetzliche Befriſtung 
nach Herausgabe der 
Sache. 


c. Friſtſetzung zur Er⸗ 
Klärung über den Ver⸗ 
wendungsanſpruch. 


IV. negatoriſcher Anſpruch. 


658 Drittes Buch. Sachenrecht. 


Beſtreitet der Eigenthümer den Anſpruch vor dem Ablaufe der 
Friſt, ſo kann ſich der Beſitzer aus der Sache erſt dann befriedigen, 
wenn er nach rechtskräftiger Feſtſtellung des Betrags der Verwen⸗ 
dungen den Eigenthümer unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt 
zur Erklärung aufgefordert hat und die Friſt verſtrichen iſt; das 
Recht auf Befriedigung aus der Sache iſt ausgeſchloſſen, wenn die 
Genehmigung rechtzeitig erfolgt. 

§ 1004. Wird das Eigenthum in anderer Weiſe als durch Ent⸗ 
ziehung oder Vorenthaltung des Beſitzes beeinträchtigt, ſo kann der 
Eigenthümer von dem Störer die Beſeitigung der Beeinträchtigung 
verlangen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu beſorgen, ſo kann 
der Eigenthümer auf Unterlaſſung klagen. 


$ 1003. 1. Die Vorſchrift des $ 1003 bezweckt die Beſeitigung des Schwebe⸗ 
zuſtandes, welcher eintritt, wenn der Eigenthümer weder die Sache gegen 

Befriedigung des Beſitzers zurücknimmt noch die Verwendung genehmigt. 

2. Die Setzung der angemeſſenen Ausſchlußfriſt vgl. Titelvorb. vor § 186 

Note 4. 

3. Die Befriedigung aus der Sache nach den Vorſchriften über den Pfand⸗ 
verkauf einer beweglichen Sache SS 1228 ff. 

4. Die Befriedigung nach den Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen. 

a. Nach CPO. § 866 kommen Eintragung einer Sicherungshypothek fur die 
Forderung, Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung in Betracht. 
Auch die Eintragung der Sicherungshypothek muß (gegen Biermann) für 
zulaſſig erachtet werden, da der Verwendungsanſpruch eine perſönliche 
Forderung gegen den Eigenthümer iſt, deren Geltendmachung in das 
Geſammtvermögen des Eigenthümers nur den durch §§ 1001, 1003 feft- 
geſetzten Einſchränkungen unterliegt. Der einſtweiligen Sicherung des 
Beſitzers dient die Vormerkung einer Sicherungshypothek gemäß §§ 883 ff. 

b. Die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche aee fegt einen voll⸗ 
ftreddaren Titel voraus (CPO. $ 867, Zw. 88 16, 162). 

a. Im Falle des § 1003 Abſ. wird der Titel dahin lauten, daß der 
Eigenthümer die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück wegen des 
(dem Eigenthümer mitgetheilten) Betrags zu dulden habe. 

Zur Begründung der Klage ſind nur die Vorausſetzungen des § 1003 
Abſ. 1 darzuthun; ein Streit über Grund und Höhe des Anſpruchs 
findet nicht mehr ſtatt. 

B. Im Falle des § 1003 Abſ. 2, d. h. wenn der Eigenthümer fein redt- 
zeitiges Beſtreiten des Anſpruchs nachweiſt, iſt der Anſpruch nach 
Grund und Höhe feſtzuſtellen. Die Beſtimmung der nach rechts⸗ 
kräftiger Feſtſtellung des Verwendungsanſpruchs zu ſetzenden Friſt in 
dem erſten Urtheil iſt nicht zugelaſſen (CO. 255). 

5. Zur Vermeidung mehrfacher Prozeſſe dürfte die Klage mit folgendem An⸗ 
trage zu erheben ſein: den beklagten Eigenthümer zu verurtheilen, 

a. anzuerkennen, daß dem Kläger der geltend gemachte Verwendungsanſpruch 
zuſteht; 

b. die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück wegen dieſes Anſpruchs zu 
dulden, wenn Beklagter nicht binnen einer ihm von dem Kläger nach 
Rechtskraft des Urtheils zu ſetzenden angemeſſenen Friſt (z. B. von 14 
Tagen) die Verwendungen genehmigt; 

e. an den Kläger den zu a der Höhe nach feſtgeſtellten Betrag der Verwen⸗ 
dungen zu zahlen, wenn die Genehmigung bis zum Ablaufe der zu b 
erwähnten Friſt erfolgt. 

Die Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel für das in Gemäßheit des An: 

trags ergehende Urtheil richtet ſich nach CPO. 88 726, 731. 
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Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der Eigenthümer zur Duldung 
verpflichtet iſt. 


§ 1005. Befindet fih eine Sache auf einem Grundſtücke, das ein v. 


Anderer als der Eigenthümer der Sache beſitzt, ſo ſteht dieſem gegen 
den Beſitzer des Grundſtücks der im § 867 beſtimmte Anſpruch zu. 


Le 1. Vgl. die entſprechenden Vorſchriften der §§ 12, 862; vgl. auch 
zu Note 11. 
2. Vgl. Borb. zu §8 985 ff. Note I 2. 

3. Ob eine Beeinträchtigung des Eigenthümers vorliegt, entſcheidet ſich 
nach den Vorſchriften der §§ 903 ff. über den Inhalt des Eigenthums und 
das Nachbarrecht. 

4. Aktivlegitimation vgl. zu § 985 Note 1. Beklagter ift der Störer, d. i. 
derjenige, durch deſſen Willen der mit dem Inhalte des Eigenthums in Wider⸗ 
ſpruch ſtebende Zuſtand aufrecht erhalten wird, vgl. auch § 906 Note II 2, 
§ 909 Note 1 u. OLG. 4 65. 

5. Der Inhalt des Anſpruchs. Vgl. § 906 Note II. Der negatoriſche 
Anſpruch iſt unabhängig davon, ob ſich der Störer eines Rechtes berühmt, 
ſowie von Verſchulden und geht auf 
a. Beſeitigung der Beeinträchtigung vgl. zu § 862 Note 3; die Beſeitigung 

der Störung durch Herſtellung abhelfender Einrichtungen ſchließt eine 

Verurtheilung nur aus, wenn dadurch weitere Störungen geradezu un⸗ 

möglich gemacht ſind, anderenfalls bleibt immer noch die Beſorgniß 

weiterer Störungen beſtehen. RG. JW. 1902 S. 70. — Der Störer kann 
nicht, wie bei Schadenserſatz § 251 Abſ. 2, die Pflicht zur Beſeitigung 

der Beeinträchtigung durch Geldentſchädigung abwenden, vgl. OLG. 4 313; 
b. bei Beſorgniß weiterer Beeinträchtigungen auf Unterlaſſung derſelben, 

und zwar kann der Kläger Schutz gegen Störungen nicht nur gleicher, 

ſondern jeder den Zwecten ſeines Rechtes zuwiderlaufenden Art ver⸗ 
langen. Die Auslegung des allgemeinen, im Urtheil ausgeſprochenen 

Störungsverbots ift Sache der Zwangsvollſtreckung CPO. $ 890 vgl. RG. 

a 15 1098. 

Beſchränkung des negatoriſchen Anſpruchs hinſichtlich der in Gemäßheit 
der GewO. mit obrigkeitlicher Genehmigung 1 Anlagen. en 
$ 26, abgedruckt zu § 906; ferner hinſichtlich der Eiſenbahn⸗, Dampfſchiffahrts⸗ 
und ſonſtigen Verkehrsunternehmungen EG. Art. 125. 

7. (Abſ. 2.) Die Beweislaſt dafür, daß der Eigenthümer zur Duldung ver: 
pflichtet iſt, liegt dem Beeinträchtigenden ob, vgl. $ 903 Note A II. 

8. Einwendung, daß die Beeinträchtigung in Ausübung des Rechtes eines 
Dritten vorgenommen wird (laudatio auctoris) vgt. CRD. 88 77, 76 (zu 
§ 868.) Vgl. hierzu Seuff. 56 154. 

CPO. § 77. Ist von dem Eigenthümer einer Sache oder von demjenigen, 
dem ein Recht an einer Sache zusteht, wegen einer Beeinträchtigung des Eigen- 
thums oder seines Rechts Klage auf Beseitigung der Beeinträchtigung oder auf 
Unterlassung weiterer Beeinträchtigungen erhoben, so finden die Vorschriften des 
§ 76 [zu § 868] entsprechende Anwendung, sofern der Beklagte die Beeinträchti- 
gung in Ausübung des Rechts eines Dritten vorgenommen zu haben behauptet. 

9. Zwangsvollſtreckung END. § 887, 890—893. 

10. Anſprüche auf das Intereſſe, auf Schadenserſatz und auf Bereiche⸗ 
rung richten jih nach den allgemeinen Vorſchriften §§ 241 ff., 823 ff., 812 ff. 
Vgl. Titelvorbemerkung Note I. Nicht ausgeſchloſſen wird vom RG. erachtet, 
daß mit der negatoriſchen Klage Schadenserſatz für den Fall ſpäterer ſchuld⸗ 
hafter Zuwiderhandlungen verlangt wird. RG. JW. 1902 S. 70. 

11. Verjährung vgl. §§ 924, 898. 

12. Sonderregelung für das Verhältniß des Vermiethers zum Miether 
§ 550, des Eigenthümers zum Nießbraucher § 1052. — Anſpruch auf Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs $ 894. 
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Anſpruch auf Auf- 
ſuchung u. Wegſchaffung. 


VI. Eigenthums⸗ 
Dermuthungen, 
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§ 1006. Zu Gunſten des Beſitzers einer beweglichen Sache wird 
vermuthet, daß er Eigenthümer der Sache ſei. Dies gilt jedoch 
nicht einem früheren Beſitzer gegenüber, dem die Sache geſtohlen 
worden, verloren gegangen oder ſonſt abhanden gekommen iſt, es ſei 
denn, daß es ſich um Geld oder Inhaberpapiere handelt. 

Zu Gunſten eines früheren Beſitzers wird vermuthet, daß er 
während der Dauer ſeines Beſitzes Eigenthümer der Sache geweſen ſei. 

Im Falle eines mittelbaren Beſitzes gilt die Vermuthung für den 
mittelbaren Beſitzer. 


$ 1005. Vgl. zu $ 867. Der Abholungsanſpruch, welcher nach § 867 dem 
Beſttzer zuſteht, wird durch § 1005 dem Eigenthümer der Sache ohne Rückſicht 
darauf gegeben, ob er im Beſitz iſt. Vgl. übrigens § 869 Satz 3. 

8 1006 I. Inhalt des § 1006. Eigenthumsvermuthungen für beweg⸗ 
liche Sachen. Wegen der entſprechenden Anwendung zu Gunſten des ding⸗ 
lich Berechtigten vgl. § 1227 Note II 6. — Praesumtio Muciana $ 1362 
Note 113. Für Grundſtücke § 891. 

1. Ohne die Vorſchrift des § 1006 Abſ. 1 würde der auf Herausgabe be⸗ 
langte gegenwärtige Beſitzer einer beweglichen Sache, welchem der unter 
Umſtänden ſchwierige Nachweis ſeines Eigenthumserwerbes nicht gelingt, 
dieſe Sache an den Kläger, welcher für einen früheren Zeitpunkt ſein Eigen⸗ 
thum nachzuweiſen in der Lage iſt, herausgeben muſſen (§ 985). Zur Ab⸗ 
wendung dieſer Gefahr von dem gegenwärtigen Beſitzer dient die Eigenthums⸗ 
vermuthung des § 1006 Abſ. 1 S. 1. Dieſe Vermuthung gilt ausnahmslos 
für Geld und Inhaberpapiere. Bezüglich anderer Sachen wird ſie durch den 
Nachweis beſeitigt, daß die Sache dem Kläger oder ſeinem Rechtsnachfolger 
abhanden gekommen iſt, denn aus dieſer Art des Beſitzverluſtes ergiebt ſich, 
daß derſelbe den Eigenthumsverluſt für den früheren Beſitzer nicht zur Folge 
gehabt hat und daß der gegenwärtige Beſitzer nicht auf dem regelmäßigen 
Wege des redlichen Erwerbes durch Uebergabe Eigenthümer geworden ſein 
kann ($ 935). 

2. Hat der frühere Beſitzer als Kläger die Vermuthung für das Eigen» 
thum des Beklagten durch Gegenbeweis widerlegt oder durch den Nachweis 
der Vorausſetzungen des Abſ. 1 S. 2 beſeitigt, Jo kommt ihm nunmehr die 
Vermuthung aus Abſ. 2 zu Statten. 

3. Die Eigenthumsvermuthung aus $ 1006 ift nicht nur zur Geltend⸗ 
machung der dinglichen Eigenthumsanſprüche ($$ 985, 1004, 1005), ſondern 
auch für perſönliche Anſprüche (Anſpruch auf Schadenserſatz SS 823 ff., 989, 
992, Bereicherungsanſpruch §§ 812 ff., 987 ff.) von Bedeutung. 

4. Mittelbarer Beſitz §8§ 868—871. 

9888 des S 1006 auf die Geſtaltung der Eigenthumsklage aus 
9 


5 1. Zur Klagebegründung hat der Kläger 
a. fein Eigenthum darzulegen; dazu genügt zunächſt der Nachweis früheren 
Beſitzes (Abſ. 2); 
b. die Vermuthung, welche durch Abſ. 1 für den Beklagten als gegenwär⸗ 
tigen Beſitzer begründet iſt, zu beſeitigen und zwar 
a. durch Widerlegung der Vermuthung mittelſt des Nachweiſes, daß der 
G93 beim Erwerbe vom Nichteigenthümer nicht gutgläubig war 
oder, wenn es ſich nicht um Geld oder Inhaberpapiere 
handelt (§ 1006 Abſ. 1, § 935), 
8. durch den Nachweis, daß die Sache dem Kläger abhanden gez 
kommen iſt. 
2. Die Einlaſſung des Beklagten bezweckt 
a. die Widerlegung der für das Eigenthum des Klägers gemäß Abſ. 2 
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$ 1007. Wer eine bewegliche Sache im Beſitze gehabt n 


kann von dem Beſitzer die Herausgabe der Sache verlangen, wenn 
dieſer bei dem Erwerbe des Beſitzes nicht in gutem Glauben war. 

Iſt die Sache dem früheren Beſitzer geſtohlen worden, verloren 
gegangen oder ſonſt abhanden gekommen, ſo kann er die Herausgabe 
auch von einem gutgläubigen Beſitzer verlangen, es ſei denn, daß 
dieſer Eigenthumer der Sache ift oder die Sache ihm vor der Beſitz⸗ 
zeit des früheren Beſitzers abhanden gekommen war. Auf Geld und 
Inhaberpapiere findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der frühere Beſitzer bei dem 
Erwerbe des Beſitzes nicht in gutem Glauben war oder wenn er 
den Beſitz aufgegeben hat. Im Uebrigen finden die Vorſchriften der 
§§ 986 bis 1003 entſprechende Anwendung. 


ſtreitenden Vermuthung (Beſeitigung der Aktivlegitimation des Klägers) 

durch den Nachweis, 

a. daß Kläger ſelbſt vom Nichteigenthümer, ohne gutgläubig zu ſein, er: 
worben hat (§§ 932—935); 

B. daß die Sache (Geld und Inhaberpapiere ausgenommen) vor dem 
Erwerbe ſeitens des Klägers ihrem Eigenthümer geſtohlen, verloren 
oder abhanden gekommen war und von dem Kläger noch nicht er⸗ 
ſeſſen iſt; 

y- daß gin Dritter Eigenthümer iſt; 

oder 
b. den Nachweis, daß Beklagter trotz des Abhandenkommens der Sache aus 

dem Beſitze des Klägers Eigenthum insbeſondere durch Erſitzung § 937, 

Verbindung §§ 946, 947 Abſ. 2, Verarbeitung § 950, Aneignung § 960, 

Fund § 973 2c. erworben hat. 

3. Gelingt dem Beklagten der Nachweis, daß Kläger ſelbſt 
trotz gutgläubigen Erwerbes nicht Eigenthümer iſt (2aß), fo kann dieſer 
ſeinen Anſpruch auf ſeinen früheren Beſitz gemäß § 1007 ſtützen; da hierin 
aber eine unzuläſſige Klageänderung geſehen werden kann (CPO. §§ 264, 
527), ſo empfiehlt es ſich, die Eigenthumsklage von vornherein auch auf 
§ 1007 zu gründen. Wird dem Kläger Mangel des guten Glaubens beim 
Erwerbe nachgewieſen, fo kann er fih auf $ 1007 nicht ſtützen (§ 1007 Abſ. 3). 


$ 1007. I. (Abf. 1.) Der Anſpruch aus dem früheren Beſitz auf Her- 
ausgabe der Sache gegen den gegenwärtigen ſchlechtglänbigen Beſitzer. 

1. Der Anſpruch beſteht nur hinſichtlich beweglicher Sachen und zwar 
beweglicher Sachen jeder Art, auch wegen Geld und Inhaberpapiere. Vor⸗ 
ausſetzung ift früherer Beſitz. — Praesumtio Muciana vgl. § 1362 Note 113. 

2. Kläger iſt der frühere Beſitzer. Gleichgültig iſt, ob er unmittel⸗ 
barer oder mittelbarer Beſitzer (§§ 868 ff.), Eigen: oder Fremdbeſitzer ($ 872) 
war; dem Beſitzdiener (§ 855) ſteht der Anſpruch nicht zu. Der Anſpruch 
aus § 1007 kann auch dem unmittelbaren Beſitzer gegenüber dem mittel⸗ 
baren Beſitzer zuſtehen (vgl. zu 3 und zu 5e). 

3. Beklagter iſt der gegenwärtige Beſitzer. Gleichgültig iſt, 
welcher Art fein Beſitz ift (zu 2). Der Beſitzdiener ift paſſiv nicht legitimirt. 
Laudatio auctoris ſeitens des beklagten unmittelbaren Beſitzers, welcher feinen 
Beſitz von einem mittelbaren Beſitzer abzuleiten behauptet CPO. § 76 (ab⸗ 
gedruckt zu § 868). 

4. Zur Begründung der Klage gehört außer dem Nachweiſe der 
Aktiv⸗ und Paſſivlegitimation (zu 2 und 3) die Behauptung, daß der Bez 
klagte beim Erwerbe des Beſitzes nicht im guten Glauben war (Abſ. 1). 
Mala fides superveniens kommt nicht in Betracht. 


1. gegen den ſchlechtgläu⸗ 
bigen Erwerber; 


2. gegen den gutgläubi⸗ 
gen Erwerber. 


B. Ausſchließungsgründe. 


§ 1007. 
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a. Der Zeitpunkt des Beſitzerwerbes (vgl. H 854, 870) iſt entſchei⸗ 
dend. Da der Erbe den Beſitz des Erblaſſers fortſetzt ($ 857), tft der 
Beſitzerwerb des Erblaſſers maßgebend. 
b. Mangel des guten Glaubens ($ 932 Abſ. 2) iſt vorhanden, wenn 
der Erwerber weiß oder nur in Folge grober Fahrlaſſigkeit nicht weiß, 
daß er kein Recht zum Beſitz erworben hat. (Unbefugte Beſitzergreifung 
des Diebes, auch des Beſttzdieners, welcher eigenmächtig zu beſitzen an⸗ 
fängt; Erwerb durch Beſitzübergabe zu Eigenbeſitz, Nießbrauchs⸗, Pfand⸗, 
Mieth⸗, Pachtbeſitz u. f. w. in Kenntniß oder grobfahrläffiger Unkenntniß 
des dem Uebertragenden fehlenden Verfügungsrechts.) 
5. Einwendungen des Beklagten. 
a. Kläger war ſeinerſeits beim Beſitzerwerbe nicht im guten Glauben (Abſ. 3 
vgl. zu 4a und b). 
b. Kläger hat den Beſitz (freiwillig) aufgegeben, durch Uebertragung des 
Beſitzes auf einen Anderen oder durch einſeitiges Aufgeben (§§ 856, 959, 
1253 Abſ. 2). 
c. Einrede aus 88 986, 1007 Abſ. 3: Beklagter oder der mittelbare Beſitzer, 
von dem er ſein Recht zum Beſitz ableitet, iſt dem Kläger gegenüber zum 
Beſitze berechtigt. — Ift der mittelbare Beſitzer dem Kläger gegenüber 
zur Neberlaffung des Beſitzes an den Beklagten nicht befugt, ſo kann 
Kläger von dem Beklagten die Herausgabe der Sache an den mittelbaren 
Beſitzer oder, wenn dieſer den Beſitz nicht wieder übernehmen kann oder 
will, an ſich ſelbſt verlangen. 
d. Die Einwendung, daß Beklagter Eigenthümer iſt (vgl. Adi. 2), ſteht 
an ſich nicht dem auf $ 1007 Abſ. 1, d. i. auf Schlechtglaubigkeit 
beim Beſitzerwerbe gegründeten Herausgabeanſpruch entgegen. (Bei⸗ 
ſpiel: Der Eigenthümer, welcher in Kenntniß des fortdauernden Pfand⸗ 
rechts des Klägers den Beſitz der Sache zurückerlangt hat (vgl. § 1253), 
kann ſich auf ſein Eigenthum nicht berufen. Kläger braucht nicht, wie 
bei der Pfandklage ($ 1227), die rechtswirkſame Entſtehung ſeines Pfand⸗ 
rechts, ſondern nur ſeinen früheren Pfandbeſitz zu beweiſen.) Anders, 
wenn dem Beklagten ſelbſt ein fälliger Anſpruch auf Herausgabe zuſteht. 
Alsdann kann er ſeinen Herausgabeanſpruch gegen den Gegenanſpruch 
aufrechnen § 387, CPO. 88, 145 Abſ. 3, 322 Abſ.? vgl. zu IV Ia. (Bei⸗ 
ſpiel: Kläger klagt als früherer Pfandbeſitzer gegen den Eigenthümer. 
Dieſer wendet Erlöſchen des Pfandrechts ein und ſtellt den ihm als Ver⸗ 
pfänder zuſtehenden Herausgabeanſpruch § 1223 zur Aufrechnung.) 
e. Bezüglich der Einwendung, daß Beklagter mittelbarer Beſitzer im Ver⸗ 
hältniffe zum Kläger fei, gilt daſſelbe wie zu d. 
II. (Abf. 2.) Anſpruch des früheren Beſitzers auf Herausgabe der 
Sache gegen den gegenwärtigen gutgläubigen Beſitzer. 
1. Für die Klagebegründung gilt das zu I 1—3 Angeführte mit der 
Maßgabe, daß der Anſpruch in Anſehung von Geld und Inhaberpapieren 
ausgeſchloſſen iſt. An die Stelle der Behauptung ſchlechtgläubigen Erwerbes 
tritt die Behauptung, daß die Sache dem Kläger geſtohlen, verloren oder 
ſonſt abhanden gekommen ift (vgl. § 935). 
2. Die Einwendungen des Beklagten. 
a. Dem Beklagten ſtehen die zu I 54—6 angeführten Einwendungen zu. 
b. Außerdem hat Beklagter 
a. die Einwendung, daß er Eigenthümer der Sache ift; inſonderheit alſo, 
daß er das Eigenthum erſeſſen hat (§ 937), aber auch, daß er ſchon 
früher Eigenthümer war; vgl. zu 15d; 

B. die Einwendung, daß ihm die Sache vor der Beſitzzeit des Klägers 
abhanden gekommen iſt. 

3. Repliken des Klägers gegen die Einwendungen zu ba u. B, 
nämlich 
a. die Replik, daß dem Kläger gegen den Beklagten ein Recht zum Beſitze 

($ 986) zuſtehe; 
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b. die Replik, daß dem Kläger trotz des Abhandenkommens der Sache beim 
Beklagten das Eigenthum zuſtehe (vgl. zu 2 b) 

können zur Aufrechterhaltung der lediglich auf das Recht aus 

dem früheren Beſitze geftüßten Klage nicht geltend gemacht 

werden. Die dieſen Repliken zu Grunde liegenden Anſprüche And viel⸗ 
mehr ſelbſtändige Anſprüche aus dem Rechte zum Beſitze; die Mitbegründung 
der Klage auf dieſe Fundamente empfiehlt ſich deshalb mit Rückſicht auf die 

beſchränkte Zuläſſigkeit der Klageanderung (CPO. §§ 264, 527). 

IL Nutzungen, Schäden, Verwendungen. 

Anſprüche des früheren Beſitzers wegen Nutzungen und Schäden, ſowie die 
Gegenanſprüche des Beklagten wegen Verwendungen ſind unter entſprechender 
Anwendung der 88 987—1003 zu beurtheilen. § 1007 Abſ. 3. 

IV. Verhältniß des Heraus gabeanſpruchs aus § 1007 

1. zum Auſpruch aus dem Eigenthume bzw. aus einem jonftigen ding- 
lichen oder perſönlichen Rechte. 

a. Die Anſprüche ſind ihrem Grunde nach verſchieden; daher Beſchränkung 
der Klageänderung (CPO. §§ 264, 527). Keine exceptio rei judicatae 
im Verhältniſſe der Anſprüche zu einander. Dem Kläger, welcher nach 
Abweiſung ſeiner Klage aus dem früheren Beſitz, aus dem Rechte klagt, 
ſteht die in dem Vorprozeſſe in den Entſcheidungsgründen getroffene Feſt⸗ 
ſtellung eines dem Beklagten zuſtehenden Rechtes nicht entgegen (CPO. 
8 322). Will fih der Beklagte eine rechtskräftige den Kläger bindende 
Feſtſtellung ſeines Rechtes ſichern, ſo kann er dies durch Erhebung einer 
Widerklage (EPO. $y 256, 280) erreichen. Hat der Beklagte ſeinen Her⸗ 
ausgabeanſpruch gegen den Anſpruch des Klägers aufgerechnet (1 54), jo 
findet CRO. § 322 Abſ. 2 Anwendung. 

b. Kläger iſt in denjenigen Fällen auf die Eigenthumsklage unter Ausſchluß 
der Klage aus § 1007 angewieſen, in denen er ohne Beſitzerwerb das 
Eigenthum erlangt hat und auch nach dem Erwerbe des Eigenthums 
nicht Beſitzer geworden iſt. Solche Fälle können ſich ergeben aus §§ 926, 
947 f., 953—957, 984 u. a. m. vgl. Gierke, Fahrnißbeſitz S. 68. 

2. zum Anſpruch auf Wiedereinräumung des durch verbotene Eigen⸗ 
macht entzogenen Beſitzes (ogl. Gierke a. a. O. S. 66 f.) Die Klage aus 
S 1007 ſteht namentlich dem früheren Beſitzer dann noch zu, wenn die ein⸗ 
jährige Friſt aus § 864 Abſ. 1 abgelaufen iſt. — Zweifelhaft iſt, ob der 
Anſpruch aus verbotener Eigenmacht durch eine zu Gunſten des Thäters erz 
gehende rechtskräftige Entſcheidung auf Grund ſeines früheren Beſitzes (vgl. 
$ 864 Abſ. 2 dazu Note II 2b) ausgeſchloſſen wird. 


1. Die SS 741 ff. geben die allgemeinen Vorſchriften für den Fall, daß 
ein Recht Mehreren gemeinſchaftlich nach Bruchtheilen zuſteht. Die § 1008 ff. 
ergänzen dieſe allgemeinen Vorſchriften für den ſpeziellen Fall, daß es das 
Eigenthum iſt, welches Mehreren nach Bruchtheilen zuſteht. 

2. Miteigenthum nach Bruchtheilen liegt gemäß § 741 in alien Gemein⸗ 
ſchaftsverhältniſſen vor, in welchen das Geſetz nicht eine anders geartete 
Gemeinſchaft zuläßt. Wegen der anderweit geregelten Gemeinſchaftsverhält⸗ 
salg in welchen nicht Gemeinſchaft nach Bruchtheilen vorliegt, vgl. § 741 
Note 2. 

3. Beſondere Entſtehungsgründe des Miteigenthums nach Bruchtheilen: 
a. Gemeinſchaftliche Grenzeinrichtung § 921; 

b. Baum auf der Grenze § 923; 

e. Verbindung, Vermiſchung $$ 947 ff.; 

d. Vereinigung von Bienenſchwärmen $ 963; 
e. Miteigenthum am Schatze § 984. 


$ 1007. 


Vorbemerkung zum 
5. Titel. 


Miteigenthum Mehrerer 
nach Bruchtheilen. 


1. Zuläſſigkeit der Be⸗ 
laſtung der gemein 


1 Sache zu 


unſten eines Mit⸗ 
eigenthümers. 
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$ 1008. Steht das Eigenthum an einer Sache Mehreren nach 
Bruchtheilen zu, fo gelten die Vorſchriften der $$ 1009 bis 1011. 

$ 1009. Die gemeinſchaftliche Sache kann auch zu Gunſten eines 
Miteigenthümers belaſtet werden. 

Die Belaſtung eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks zu Gunſten 
des jeweiligen Eigenthümers eines anderen Grundſtücks ſowie die 
Belaſtung eines anderen Grundſtücks zu Gunſten der jeweiligen 
Eigenthümer des gemeinſchaftlichen Grundſtücks wird nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß das andere Grundſtück einem Miteigenthümer des 
gemeinſchaftlichen Grundſtücks gehört. 


4. Ein geſetzliches Vorkaufsrecht ſteht dem Miteigenthümer nicht zu; das⸗ 
ſelbe kann obligatoriſch gemäß §§ 504—514 oder dinglich gemäß 88 1094 ff., 
insbeſondere § 1095 begründet werden. 

5. GO. § 48, abgedruckt zu § 895. 

6. CPO. § 864 Abs. 2. Die Zwangsvollstreckung in den Bruchtheil eines 
Grundstücks oder einer Berechtigung ist nur zulässig, wenn der Bruchtheil in 
dem Antheil eines Miteigenthümers besteht oder wenn sich der Anspruch des 
Gläubigers auf ein Recht gründet, mit welchem der Bruchtheil als solcher be- 
lastet ist. 

7. Konkurs eines Miteigenthümers KO. 88 16, 51, abgedruckt zu § 728. 

8. Uebergangsbeſtimmung bezüglich des Miteigenthums EG. Art. 181 
Abſ. 2; des Stockwerkeigenthums EG. Art. 182. 

9. Landesgeſetzlicher Vorbehalt hinſichtlich des Miteigenthums an 
einem mit einem Gebäude verſehenen Grundſtücke EG. Art. 131. 

$ 1008. 1. Natur des Miteigenthums. Die Vorſchrift läßt er- 
kennen, daß das BGB. das Recht des einzelnen Miteigenthümers als Mit⸗ 
eigenthum anſieht und nicht etwa als ein ſich neben das Eigenthum ſtellen⸗ 
des und daſſelbe belaſtendes Quotenrecht behandelt. Auf die Miteigenthums⸗ 
quote finden deshalb alle Vorſchriften über Eigenthum Anwendung (Mot.). 
Vgl. § 1011. — In Anſehung des Grundſtücksantheils gelten für die Ber- 
äußerung und Belaſtung 2c. die für die Grundſtücke geltenden Vorſchriften. 
Vgl. KG. Jahrb. 1 A 111. 

2. Belaſtung eines Antheils bei der Gemeinſchaft nach Bruchtheilen. 
a. 1 1066), Pfandrecht ($ 1258), Pfandrecht an einer Schiffs⸗ 

part § 127 
b. Belaſtung des Bruchtheils eines Grundſtücks, welcher in dem Antheil 

eines Miteigenthümers beſteht mit Vorkaufsrecht § 1095, Reallaſt § 1106, 
Hypothek und Grundſchuld §§ 1114, 1192, Mit Rechten, welche eine 
thatſächliche Benutzung des Grundſtücks ſelbſt zum Gegenſtande haben 
(Erbbaurecht, Grunddienſtbarkeit), kann der Antheil nicht belaſtet werden. 
e. Die grundbuchliche Eintragung der Belaſtung it nach GO. §§ 40 Abſ. 1, 
48 (vgl. KGG. Jahrb. 20 A 304, 21 A 110) nur zuläſſig, wenn die Größe 
des Antheils in einem Bruchtheil aus dem Grundbuch erſichtlich iſt, da 
die Vermuthung des § 742 für den Grundbuchverkehr keine Bedeutung hat. 

3. Keine Belaſtung eines Antheils durch den eingetragenen Miteigenthümer 
bei der Gemeinschaft zur geſammten Hand SS 719 Abſ. 1 (Geſellſchaft); 1442, 
9 1 1519, 1549 (eherechtliche Gemeinſchaftsverhältniſſe); 2033 Abſ. 2 (Mit 
erben). 

§ 1009. 1. Die Vorſchrift ſtellt für das Miteigenthum nach Bruchtheilen 
(§ 1008) klar, daß mit Rückſicht auf die Doppelſtellung, welche der einzelne 
Miteigenthümer als Genoſſe und als Einzelner einnimmt, auch die gemeinſchaft⸗ 
liche Geſammtſache zu Gunſten eines einzelnen Genoſſen belaſtet werden kann. 

2. Der Fortbeſtand eines Rechtes an der einzelnen Quote richtet ſich, 
wenn das belaſtende Recht und die belaſtete Quote in derſelben Perſon ver⸗ 
einigt find, nach §§ 889, 1063, 1177, 1256. 
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§ 1010. Haben die Miteigenthümer eines Grundſtücks die Ber: 
waltung und Benutzung geregelt oder das Recht, die Aufhebung der 
Gemeinſchaft zu verlangen, für immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen 
oder eine Kündigungsfriſt beſtimmt, ſo wirkt die getroffene Beſtim⸗ 
mung gegen den Sondernachfolger eines Miteigenthümers nur, wenn 
ſie als Belaſtung des Antheils im Grundbuch eingetragen iſt. 

Die in den §§ 755, 756 beſtimmten Anſprüche können gegen den 
Sondernachfolger eines Miteigenthümers nur geltend gemacht werden, 
wenn ſie im Grundbuch eingetragen ſind. 

§ 1011. Jeder Miteigenthümer kann die Anſprüche aus dem 
Eigenthume Dritten gegenüber in Anſehung der ganzen Sache gel: 
tend machen, den Anſpruch auf Herausgabe jedoch nur in Gemäß⸗ 
heit des § 432. 


Bierter Abſchnitt. 
Erbbaurecht. 


§ 1012. Ein Grundſtück kann in der Weiſe belaſtet werden, 
daß demjenigen, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, das ver⸗ 
äußerliche und vererbliche Recht zuſteht, auf oder unter der Ober⸗ 
fläche des Grundſtücks ein Bauwerk zu haben (Erbbaurecht). 


§ 1010. 1. Nur für das Miteigenthum an Grundſtücken (nicht 
auch an beweglichen Sachen), werden durch Abſ. 1 die Vorſchriften der 88 746, 
751 modifizirt. Die Wirkſamkeit der in § 1010 Abſ. 1 erwähnten Abreden 
iſt gegen den Sondernachfolger von der Eintragung ſelbſt dann abhängig, 
wenn er Kenntniß von denſelben hatte. 

Die Belaſtung bildet eine Art der Verfügungsbeſchränkung im Sinne der 
§§ 892, 894, fo daß dieſelbe im Wege der Grundbuchberichtigung (in Preußen 
in der zweiten Abtheilung des Grundbuchs Allg. Verf. v. 20. Nov. 1899 § 11) 
eingetragen werden kann. 

2. (Abſ. 2.) Die §§ 755 und 756 beſtimmen, daß für die bei der Thei- 
lung ſich ergebenden Ausgleichsanſprüche der Miteigenthümer gegen einander 
der Antheil des ſchuldenden Miteigenthümers haftet. Die Eintragung der 
Anſprüche erfolgt im Wege der Eintragung einer Hypothek. Sicherung durch 
Vormerkung gemäß $$ 883 ff. 

§ 1011. 1. Anſprüche aus dem Eigenthum i. S. des vierten Titels, alſo 
einſchließlich des Anſpruchs aus dem früheren Beſitze (§ 1007). N 

2. Im Verhältniſſe zu einem Miteigenthümer geht der Anſpruch auf Ein⸗ 
räumung des Mitbeſitzes vgl. § 866. e - 

3. Beſchränkung des Beſitzſchutzes im Verhältniſſe der Miteigenthümer 
unter einander vgl. § 866. 

4. Nach § 432 hat die Klage auf Hinterlegung bzw. auf Herausgabe an 
einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer zu gehen. 

5. Das zwiſchen einem Miteigenthümer und ſeinem Gegner ergehende 
Urtheil wirkt nur zwiſchen den Parteien, CPD. § 325. 

Der Gegner, welcher ſich gegen wiederholte Prozeſſe ſchützen will, kann 
allen Miteigenthümern gegenüber (CPO. § 59), nöthigen Falles nach Erwirkung 
eines gemeinſamen Gerichtsſtandes (CPO. § 36 Nr. 3), Feſtſtellungsklage er⸗ 
heben und Ausſetzung des gegen ihn anhängigen Prozeſſes bis zur Entſchei⸗ 
dung der Feſtſtellungsklage erwirken (CPO. § 148). 

§ 1012. 1. Das Erbbaurecht entſpricht der gemeinrechtlichen Superfizies. 
Es iſt ein dingliches Benutzungsrecht an einem Grundſtücke. Weſentlich für 


2. Erforderniß grund⸗ 
buchlicher Eintragung 
v. Rechtsverhältniſſen 
zur Wirkſamkeit gegen 
den Sondernachfolger 
des Miteigenthümers. 


3. Aktivlegitimation 
eines Miteigenthü⸗ 
mers. 


1. Zuläffigfeit u. Inhalt 
des Erbbaurechts. 


2, Erſtreckung über den 
Baugrund hinaus. 


3. Unzuläſſigkeit der Be- 
ſchränkung auf Ge⸗ 
bäudetheile. 

4. Beſtellung des Erb- 
baurechts. 


666 Drittes Buch. Sachenrecht. 


§ 1013. Das Erbbaurecht kann auf die Benutzung eines für das 
Bauwerk nicht erforderlichen Theiles des Grundſtücks erſtreckt werden, 
wenn ſie für die Benutzung des Bauwerkes Vortheil bietet. 

§ 1014. Die Beſchränkung des Erbbaurechts auf einen Theil 
eines Gebäudes, insbeſondere ein Stockwerk, ift unzuläſſig. 

8 1015. Die zur Beſtellung des Erbbaurechts nach § 873 er⸗ 
forderliche Einigung des Eigenthümers und des Erwerbers muß bei 
gleichzeitiger Anweſenheit beider Theile vor dem Grundbuchamt er⸗ 
klärt werden. 


das Erbbaurecht iſt die beſtimmte Art der Benutzung des Bodens als Baus 
grund. Keine Pflanzungsſuperfizies, vgl. indeß § 1013. 

2. Bauwerk iſt allgemeiner als der Ausdruck „Gebäude“. Unter Bau⸗ 
werk ſind auch Brücken, Denkmäler, Viadukte, Rohrleitungen ꝛc. mitverſtan⸗ 
den. Kein Erbbaurecht an einem Theile des Gebäudes $ 1014. Außer⸗ 
kontraktliche Haftung des Berechtigten bei Einſturz des Bauwerkes § 837. 

3. Ob das Bauwerk ſchon zur Zeit der Begründung beſteht oder nicht, 
iſt für den Begriff des Erbbaurechts unerheblich. Dieſer Umſtand kann aber 
für das Eigenthum an dem Bauwerk erheblich fein (§§ 93, 95, 946). 

4. Kein Erbbaurecht an einem Miteigenthumsantheile, da das 
Erbbaurecht unmittelbar das Grundſtück betrifft. 

5. Vererblichkeit und Veräußerlichkeit find dem Erbbaurecht an 
ſich weſentlich; indeß kann das Erbbaurecht unter der auflöſenden Bedingung 
des Todes oder der Veräußerung ſtehen (vgl. zu § 1015 Note 1ba). Eine 
obligatoriſche Verpflichtung des Erbbauberechtigten, das Erbbaurecht nicht 
zu veräußern, kann wirkſam begründet werden. Vgl. $ 137 S. 2. 

6. Subjektiv⸗dingliche Erbbaurechte ſind als ſolche nicht zuge⸗ 
laſſen. Beim Vorliegen der Vorausſetzung des § 1019 kann der Zweck des 
ſubjektiv⸗dinglichen Erbbaurechts durch Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit 
mit dem entſprechenden Inhalt erreicht werden. Im Uebrigen läßt ſich eine, 
allerdings ſtets lösbare, Verbindung mit einem Grundſtucke dadurch herz 
ſtellen, daß der Erbbauberechtigte das Erbbaurecht einem ihm gehörenden 
Grundſtücke zuſchreiben läßt (§§ 1017 Abſ. 1, 890). 

7. Zeitliche Begrenzung, Bedingtheit des Erbbaurechts vgl. zu § 1015; 
daſelbſt auch wegen Beendigung des Erbbaurechts. 

8. Ein Legalſchuldverhältniß zwiſchen dem Eigenthumer und dem 
Erbbauberechtigten ift nicht normirt. Inſonderheit liegt dem Berechtigten 
nicht eine geſetzliche Pflicht zur Unterhaltung des Gebäudes (vgl. § 1041) 
oder zur Tragung der auf dem Grundſtücke ruhenden Laſten (vgl. § 1047) ob. 
Feſtſetzungen dieſes Inhalts konnen entweder als Bedingung (vgl. § 1015) 
geſetzt oder durch Eintragung einer Sicherungshypothek an dem Erbbaurechte 
(88 1184 ff.) dinglich geſichert werden. ; 

Y. Eine Zinspflicht des Erbbauberechtigten iſt dem Erbbaurechte nicht 
weſentlich; ſie kann durch Beſtellung einer Reallaſt an dem Erbbaurechte 
(88 1017, 1105) dinglich begründet werden. 

10. Entdeckung eines Schatzes vgl. zu § 984 Note 4. 

11. Uebergangsbeſtimmung EG. Art. 184. 


8 1013. 1. Die durch § 1013 geſtattete Erweiterung des Erbbaurechts 
auf Höfe, Garten 2c. fol die beſondere Beftellung einer entſprechenden Grund- 
dienſtbarkeit und die dadurch hervorgerufenen Mehrkoſten erſparen. 

2. Erfolgt die Benutzung des durch das Bauwerk nicht bedeckten Grund 
und Bodens durch Haltung von Pflanzungen, z. B. eines Gartens, ſo richtet 
ſich der Eigenthumserwerb an den Früchten nach § 954. 


$ 1014. Wegen der Beſtellung des Erbbaurechts an einem Grundſtücks⸗ 
theile vgl. GO. § 6, abgedruckt zu § 890. 
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§ 1015. J. Entſtehung des Erbbaurechts. 

1. Rechtsgeſchäftliche Beſtel lung. 

a. Gemäß $ 873 unterliegt das Erbbaurecht dem materiellen Einigungs⸗ 
und Eintragungsprinzipe (vgl. hierüber zu § 873). Wegen der zur Ber 
ſtellung des Erbbaurechts nach § 1015 erforderlichen Form vgl. zu § 925 
und GO. § 20. Landesgeſetzlicher Vorbehalt EG. Art. 143. 

b. Weitere Beſonderheiten ſind für die Einigung nicht vorgeſchrieben, ſo 
daß auf dieſelbe das zu § 873 Angeführte anwendbar iſt. Inſonderheit 
ift nicht wie bei der Uebertragung des Eigenthums ($ 925 Abſ. 2) die 
Beifügung von Bedingungen und Zeitbeſtimmungen ausgeſchloſſen. 

a. Die Beifügung von auflöſenden Bedingungen iſt ein geeig⸗ 
netes Mittel, um gewiſſe Verpflichtungen des Erbbauberechtigten ding⸗ 
lich zu ſichern, vgl. zu § 1012 Note 8 und 9. — Die an fih zum 
Weſen des Erbbaurechts gehörige Veräußerlichkeit und Vererblichkeit 
($ 1012 Note 5) kann dadurch beſchränkt werden, daß die Beſtellung 
unter den entſprechenden Bedingungen erfolgt. Ebenſo kann der Unter⸗ 
gang des Bauwerkes ($ 1016) als auflöſende Bedingung geſetzt werden. 
— Mit dem Eintritte der Bedingung fällt das Erbbaurecht fort 
(8 158 Abſ. 2) und es entſteht der Anſpruch des Eigenthümers auf 
Berichtigung des Grundbuchs § 894; vgl. zu § 873 B II 205. 

B. Für die Beifügung einer Zeitbeſtimmung ift weder eine Höchſt⸗ 
noch eine Mindeſtgrenze vorgeſehen. Ein zeitlich begrenztes Erbbau⸗ 
recht kann zum Erſatze für das im BGB. nicht zugelaſſene dingliche 
Miethrecht dienen. Im Uebrigen vgl. zu a. 

2. Tabularerſitzung des Erbbaurechts $ 900. 

II. Die grundbuchliche Behandlung des Erbbaurechts. 

1. Die nach $ 873 zur Entſtehung des Erbbaurechts erforderliche Eintra⸗ 
gung hat auf dem Grundbuchblatte des belaſteten Grundſtücks zu erfolgen. 

2. Außer den allgemeinen Vorſchriften, vgl. zu $ 873 Note A II 4, kommt 
GO. 87 in Betracht, welcher mit Rückſicht auf § 1017 Abſ. 1 die Anlegung 
eines ſelbſtändigen Grundbuchblatts für das Erbbaurecht zuläßt. Bei Nicht⸗ 
übereinſtimmung des für das Grundſtück und des für das Erbbaurecht be⸗ 
ſtehenden Grundbuchblatts wird für den offentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs hinſichtlich des Inhalts und Beſtandes des Erbbaurechts das Grund⸗ 
buchblatt des Grundſtücks entſcheidend ſein müſſen. Vgl. indeß § 892 Note II 
2c und 4. 

GO. § 7. Ist auf dem Blatte eines Grundstücks ein Erbbaurecht eingetragen, 
so ist auf Antrag für dieses Recht ein besonderes Grundbuchblatt anzulegen. 
Die Anlegung erfolgt von Amtswegen, wenn das Recht veräussert oder belastet 
werden soll. 

Die Anlegung wird auf dem Blatte des Grundstücks vermerkt. 

3. Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Erbbauberech⸗ 
tigten GO. § 22 Abſ. 2 (zu § 894 Note III). 

III. Erlöſchen des Erbbaurechts. - 

Mangels beſonderer Vorſchriften finden die allgemeinen Beſtimmungen An⸗ 
wendung. 

Ik Auf hebung des Erbbaurechts vgl. §§ 875, 876, 878. 

2. Sonſtiges Erlöſchen. Berichtigung des Grundbuchs §§ 894ff. 

a. Erlöſchen des nicht eingetragenen Erbbaurechts mit Verjährung des An⸗ 
ſpruchs aus dem Rechte § 901. 

b. Eintritt der auflöſenden Bedingung oder Friſtablauf $$ 158 Abſ. 2, 163. 
Vgl. ferner § 1015 I 1b. 

3. Die Wirkung des Erlöſchens iſt Freiwerden des Eigenthums von der 
Belaſtung, vgl. $ 903. Aufgeben des Erbbaurechts § 1017 Note 4. 

IV Erwerb des (beſtehenden) Erbbaurechts, d. h. Uebertragung vgl. 
§ 1017 Abſ. 2. 


$ 1015. 
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5. Untergang des Bau- § 1016. Das Erbbaurecht erliſcht nicht dadurch, daß das Bau- 
Pe werk untergeht. 
6. Ammobitierquatität § 1017. Für das Erbbaurecht gelten die fih auf Grundſtücke 
des Erbbaurechts. beziehenden Vorſchriften. 
Die für den Erwerb des Eigenthums und die Anſprüche aus dem 
Eigenthume geltenden Vorſchriften finden auf das Erbbaurecht ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


Fünfter Abſchnitt. 
Nienſtharkeiten. 


§ 1016. 1. Der Erbbauberechtigte ift zur Erneuerung des Bauwerks be- 
fugt. Wegen des Eigenthumserwerbes an den Abbruchmaterialien des alten 
Gebäudes vgl. zu § 953. 

2. Beſtellung des Erbbaurechts unter der aufloſenden Bedingung des Ge- 
bäudeunterganges § 1015 Note 11 ba. 

§ 1017. 1. Die Anlegung eines beſonderen Grundbuchblatts für das 
Erbbaurecht beſtimmt GO. § 7, abgedruckt zu § 1015 Note II 2. 

2. Die Unterſtellung unter die Grundſtücksvorſchriften gewährt nicht nur 
die Möglichkeit der dinglichen Belaſtung des Erbbaurechts nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Buches, ſondern auch der Beſtellung von Grunddienſtbar⸗ 
keiten ($$ 1018 ff.) zu Gunſten des Erbbaurechts. Die Uebertragung des 
Erbbaurechts geſchieht durch Auflaſſung § 925; vgl. GO. § 20. 

3. Anwendbar ſind nicht nur diejenigen Vorſchriften, welche etwas Be⸗ 
ſonderes für Grundſtücke beſtimmen, wie z. B. die Formvorſchrift für den 
obligatoriſchen Veräußerungsvertrag ($ 313), die Vorſchrift des § 1807 Ziff.! 
über die Anlegung von Mündelgeld (vgl. Pr. INBI. 1902 S. 6), ſowie 
ſonſtige in Anſehung des ehelichen Güterrechts, der elterlichen Gewalt, der 
Vormundſchaft beſtehende Vorſchriften, die ſich auf Grundſtücke beziehen, 
ſondern auch diejenigen Vorſchriften, welche für die Sachen überhaupt — im 
Gegenſatze zu den Rechten — gelten (vgl. z. B. § 598 Note 2). — Zur 
Frage, ob die Beſtellung eines Erbbaurechts als Grundſtücksveräußerung 
insbeſondere auch im Sinne landesrechtlicher Vorſchriften anzuſehen iſt vgl. 
für Preußen OLG. 4 66. 

4. Die Anwendung der Vorſchrift über die Aufgebung des Eigenthums 
am Grundſtücke (5 938) führt nicht dazu, die Aufgebung des Rechtes als 
Dereliktion mit eintretender Herrenloſigkeit des Rechtes zu behandeln; viel⸗ 
mehr tritt Konſolidation des Eigenthums ein. Vgl. § 903 Note A I. 

5. Zwangsvollſtreckung. 

CPO. $ 864. Der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen unter- 
liegen ausser den Grundstücken die Berechtigungen, für welche die sich auf 
Grundstücke beziehenden Vorschriften gelten, und die im Schiffsregister einge- 
tragenen Schiffe. 

Die Zwangsvollstreckung in den Bruchtheil eines Grundstücks oder einer Be- 
rechtigung ist nur zulässig, wenn der Bruchtheil in dem Antheil eines Miteigen- 
thümers besteht oder wenn sich der Anspruch des Gläubigers auf ein Recht 
gründet, mit welchem der Bruchtheil als solcher belastet ist. 

CPO. § 870 Abs. 1. Auf die Zwangsvollstreckung in eine Berechtigung, 
für welche die sich auf Grundstücke beziehenden Vorschriften gelten, finden die 
Vorsehriften über die Zwangsvollstreckung in Grundstücke entsprechende An- 
wendung. 

Kork $ 1147]. Wegen Arreſtes in das Erbbaurecht vgl. zu CPO. § 932 
zu . 

Vorbemerkung zum 1. Die Dienſtbarkeit, welche ein dingliches Recht an fremden Sachen ift, 
V. Abſchnilt. macht die belaſtete Sache dem Berechtigten dadurch dienſtbar, daß er die 
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Erſter Citel. 
Grund dienſtbarkeiten. 


Sache entweder benutzen darf oder daß zu ſeinen Gunſten die Benutzung des 
Grundſtücks oder die Ausübung der aus dem Eigenthume folgenden Rechte 
(§§ 905 ff.) in gewiſſem Maße beſchränkt tft. 

2. Als Dienſtbarkeiten behandelt das BGB. 

a. die Grunddienſtbarkeiten, welche nur dem jeweiligen Eigenthümer eines 
Grundſtücks einem anderen Grundſtücke gegenüber zuſtehen können 
(88 1018 ff.); 

b. den Nießbrauch, welcher einer beſtimmten Perſon an einer Sache, an 
einem Rechte oder an einem Vermögensinbegriffe zuſtehen kann (§§ 1030 ff.); 

e. die beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit, welche einer beſtimmten Per- 
fon an einem Grundſtücke zuſtehen kann (§§ 1090 ff.). 

EG. z. Zw. 5 9. Soweit ein nach Landesgesetz begründetes Recht an einem 
Grundstücke, das nicht in einer Hypothek besteht, zur Wirksamkeit gegen Dritte 
der Eintragung nicht bedarf oder soweit eine Dienstbarkeit oder eine Reallast 
als Leibgedinge, Leibzucht, Altentheil oder Auszug eingetragen ist, bleibt das 
Recht nach Massgabe des Landesgesetzes von der Zwangsversteigerung unberührt, 
auch wenn es bei de Feststellung des geringsten Gebois nicht berücksichtigt ist. 

Das Erlöschen eines solchen Rechtes ist auf Verlangen eines Betheiligten als 
Versteigerungsbedingung zu bestimmen, wenn durch das Fortbestehen ein dem 
Rechte vorgehendes oder gleichstehendes Recht des Betheiligten beeinträchtigt 
werden würde; die Zustimmung eines anderen Betheiligten ist nicht erforderlich. 


J. Neubegründung und Aufhebung der Grunddienſtbarkeiten 
vom 1. Januar 1900 ab. 
a. Bis zur Anlegung des Grundbuchs ift das bisherige Recht maßgebend 
(CG. Artt. 186, 189). 
b. Nach erfolgter Anlegung des Grundbuchs unterſteht die Begründung ge⸗ 
mäß §§ 873 ff. dem Einigungs⸗ und Eintragungsprinzipe. Der 
übereinſtimmende Wille der Parteien, daß das dienende Verhältniß, 
welches zwiſchen zwei Grundſtücken, von denen das eine veräußert wird, 
thatſächlich beſteht, von Beſtand bleiben ſoll, kann lediglich als obligato- 
riſcher Vertrag zur Beſtellung einer Grundgerechtigkeit in Frage kommen 
(vgl. JW. 1901 S. 52619). Aufhebung § 875. 
e. Landesgeſetzlicher Vorbehalt 
a. für Begründung und Aufhebung einer Dienſtbarkeit an einem Grund- 
ſtücke, das im Grundbuche nicht eingetragen ift und nach GO. § 90 
(Abſchnittvorb. vor § 873) nicht eingetragen zu werden braucht (Ech. 
Art. 128); ` a 

8. für die Vorſchriften, welche die Belaſtung eines Grundſtücks mit ge⸗ 
wiſſen Grunddienſtbarkeiten unterſagen oder beſchränken oder den In⸗ 
halt oder das Maß folder Rechte näher beſtimmen (EGG. Art. 115). 

98 55—242 J. 22 ALR. und zwar insbeſ. § 55 servitus oneris 
ferendi, tigni immittendi, $ 59 Dachtraufe, $ 62 servitus 

| ne prospectui officiatur, $$ 63 ff. Wegeſervituten, §§ 80 ff. 
Hütungsgerechtigkeit, §§ 201 ff. Holzgerechtigkeit. 

2. Fortbeſtand der am 1. Januar 1900 beſtehenden Grunddienſtbar⸗ 

keiten unter Geltung der $$ 1020—1028 (EG. Art. 184). 

3. Die am 1. Januar 1900 beſtehenden Grunddienſtbarkeiten 
bedürfen zur Erhaltung ihrer Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen 
lauben des Grundbuchs nicht der Eintragung, ſoweit die Landesgeſetz⸗ 

gebung ſie nicht vorſchreibt (EG. Art. 187). 


4. Uebergangsvorſchrift bezüglich des Beſitzſchutzes EG. Art. 191. 


Preussen 


Vorbemerkung zum 
erſten Titel. 
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1. Zuläffigteit u. Inga: § 1018. Ein Grundſtück kann zu Gunſten des jeweiligen Eigen⸗ 
5. Gründdienſtbarkeit thümers eines anderen Grundſtücks in der Weiſe belaſtet werden, 
daß dieſer das Grundſtück in einzelnen Beziehungen benutzen darf 
oder daß auf dem Grundſtücke gewiſſe Handlungen nicht vorgenommen 
werden dürfen oder daß die Ausübung eines Rechtes ausgeſchloſſen 
iſt, das ſich aus dem Eigenthum an dem belaſteten Grundſtücke dem 

anderen Grundſtücke gegenüber ergiebt (Grunddienſtbarkeit). 


S 1018. 1. Entſtehung und Beendigung der Grunddienſtbarkeit. 

a. Rechtsgeſchäftliche Belaſtung und Aufhebung vgl. Titelvorb. Note 1. 

b. Die Belaſtung des Grundſtücks enthält eine Verfügung über das Grund⸗ 
ſtück (vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5). Die Beſtellung kann des⸗ 
halb von den Miteigenthümern nur gemeinſchaftlich ($ 747 Satz 2), von 
dem Nießbraucher überhaupt nicht erfolgen. 

b. Tabularerſitzung der Grunddienſtbarkeit § 900 Abſ. 2. 

d. Erlöſchen der zu Unrecht gelöſchten Grunddienſtbarkeit nach Verjährung 
des Anſpruchs aus dem Rechte $ 901, vgl. auch $ 1028. 

e. Erloſchen bei dauernder thatſächlicher Unmöglichkeit der Ausübung § 1019 
Note 1. 

f. Theilweiſes Erlöſchen bei Theilung des belaſteten Grundſtücks § 1026. 

g. Die Grunddtenſtbarkeit erliſcht zwar nicht dadurch, daß der Eigenthümer 
des herrſchenden Grundſtücks das Eigenthum an dem dienenden Grund⸗ 
ſtücke erlangt. Sie kann aber nicht von dem Eigenthümer eines Grund⸗ 
ſtücks für das ebenfalls in ſeinem Eigenthume ſtehende Grundſtück be⸗ 
gründet werden. Vgl. § 889 Note 2, RG. Jahrb. 20 A 294. RG. 47 202. 

2. Inhalt der Grunddienſtbarkeit. 

Der weſentliche Inhalt der Grunddienſtbarkeit kann — unbeſchadet der 
fid aus §§ 1020f. en Unterhaltungspflicht nicht in einem Thun be⸗ 
ſtehen (vgl. zu d). Wiederkehrende in einem Thun beſtehende Leiſtungen 
konnen als Reallaſt auferlegt werden. In anderen Fällen kann zur Sicherung 
einer durch etwaige Nichtleiſtung bedingten Schadenserſatz⸗ oder Vertrags⸗ 
ſtrafforderung eine Sicherungshypothek gemäß $$ 1184 ff. eingetragen werden. 
Im einzelnen kann den zuläffigen Inhalt einer Grunddienſtbarkeit bilden: 
a. die Benutzung des dienenden Grundſtücks in einzelnen Beziehungen, z. B. 

Wegegerechtigkeit. Beſteht die Benutzung in der Entnahme von Beſtand⸗ 
theilen (z. B. Abbau eines Thonlagers) oder in der Haltung einer Pflan⸗ 
zung, ſo richtet ſich der Eigenthumserwerb an den getrennten Beſtand⸗ 
theilen nach §§ 954 ff.; 

b. die Unterlaſſung gewiſſer (an ſich nicht etwa ſchon auf Grund des all⸗ 
gemeinen Nachbarrechts verbotener vgl. Note 7) Handlungen auf dem 
dienenden Grundſtücke z. B. Baubeſchränkungen, Hofgemeinſchaft (KG. 
Jahrb. 20 A 297); 

e die Ausſchließung der Ausübung eines aus dem Eigenthumsrechte ſich 
ergebenden Rechtes, z. B. des Unterſagungsrechts hinſichtlich übermäßiger 
Immiſſionen § 906. Vgl. ferner SS 907 ff. Nicht hierunter fällt die Be- 
ſeitigung eines ſubjektiv⸗dinglichen Rechtes. Dieſe erfolgt nicht durch Be⸗ 
ſtellung einer Grunddienſtbarkeit des Inhalts, daß das Recht nicht gel⸗ 
tend gemacht werden dürfe, ſondern unmittelbar durch Aufhebung des 
Rechtes gemäß §§ 875 f. (vgl. £G. Jahrb. 23 A 226, OLG. 4 305 (Frei⸗ 
kuxberechtigung). 

d. Ein Thun kann den weſentlichen Inhalt (vgl. $ 1022) einer Grund⸗ 
1 nicht bilden. Vgl. KG. Jahrb. 20 A 95, OLG. 1 426 und 
oben. 

3. Die Grunddienſtbarkeit kann auch zu Gunſten und zu Laſten eines 
Erbbaurechts (§ 1017 Abſ. 1) oder eines nach Landesrecht mit Grundſtücks⸗ 
qualität verſehenen Rechtes (CG. Arit. 63, 68, 196) beſtellt werden. 
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$ 1019. Eine Grunddienſtbarkeit kann nur in einer Belaſtung 
beſtehen, die für die Benutzung des Grundſtücks des Berechtigten 
Vortheil bietet. Ueber das ſich hieraus ergebende Maß hinaus kann 
der Inhalt der Dienſtbarkeit nicht erſtreckt werden. 

$ 1020. Bei der Ausübung einer Grunddienſtbarkeit hat der 
Berechtigte das Intereſſe des Eigenthümers des belaſteten Grundſtücks 
thunlichſt zu ſchonen. Hält er zur Ausübung der Dienſtbarkeit auf 
dem belaſteten Grundſtück eine Anlage, ſo hat er ſie in ordnungs⸗ 
mäßigem Zuſtande zu erhalten, ſoweit das Intereſſe des Eigen⸗ 
thümers es erfordert. 


4. Gegenleiſtung. Die Verknüpfung einer Gegenleiſtungspflicht mit der 
Grunddienſtbarkeit iſt mit dem Weſen derſelben als eines dinglichen Rechtes 
nicht verträglich. Die Gegenleiſtung kann — abgeſehen von obligatoriſcher 
Verbindlichkeit — durch Beſtellung einer Reallaſt (§§ 1105 ff.) an dem herr⸗ 
ſchenden Grundſtück oder dadurch dinglich geſichert werden, daß die Grund⸗ 
dienſtbarkeit unter der auflöſenden Bedingung pünktlicher Gegenleiſtung bez 
ſtellt wird (vgl. § 1015 Note 1 1 bo). 

5. Belaſtungen, welche nicht zum Nutzen einzelner beſtimmter Grundſtücke, 
ſondern zu Gunſten von Perſonen — auch juriſtiſcher Perſonen — unab⸗ 
hängig von ihrer Eigenſchaft als jeweilige Eigenthümer eines beſtimmten 
Grundſtücks dienen ſollen, können als beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit 
auferlegt werden (vgl. §§ 1090 ff., Prot. III S. 437 ff., RO. 14 214). 

6. Die Grunddienſtbarkeit als Beſtandtheil des herrſchenden Grundſtücks 
vgl. § 96; GO. §§ 8, 21 zu § 876. 

7. Unverjährbarkeit des Anſpruchs aus einer eingetragenen Grunddienſt⸗ 
barkeit § 902; indeß § 1028. 

8. Keine Grunddienſtbarkeiten ſind die aus den Vorſchriften über den 
Inhalt des Eigenthums fih ergebenden Beſchränkungen § 903 ff. (ſog. Legal- 
ſervituten); vgl. auch Note 20. — Verpflichtungen und Beſchränkungen, die 
ſich ſchon aus dem allgemeinen Nachbarrechte ergeben, ſind nicht buchungs⸗ 
fähig, Os G. 1 380. 

§ 1019. 1. Die Vorſchrift des § 1019, welche fih indep nur auf die 
dingliche Belaſtung bezieht und eine weitergehende obligatoriſche Verpflich⸗ 
tung des Eigenthü mers nicht ausſchließt, hat abſoluten Charakter. Sobald 
die Belaſtung dauernd keinen Vortheil für das herrſchende Grundſtück mehr 
bietet, erledigt ſich die Grunddienſtbarkeit mit der Wirkung, daß Berichtigung 
des Grundbuchs gemäß § 894 ff. verlangt werden kann. Bgl. auch GÐ. 
§ 22 (au § 894). * 

2. Nur die für die Benutzung des herrſchenden Grundſtücks ſich er⸗ 
gebenden Vortheile find maßgebend. Lediglich perſönliche Intereſſen des 
Berechtigten für ſein ſonſtiges Vermögen, insbeſondere hinſichtlich anderer 
ihm gehöriger Grundſtücke kommen nicht in Betracht (ogl. RG. 1 329, 8 212), 
wohl aber Vortheile, welche einem auf dem Grundſtücke betriebenen Gewerbe 
dienen, falls auf dem herrſchenden Grundſtück eine bleibende Einrichtung für 
dieſen Gewerbebetrieb fih befindet RG. 30 207, IW. 1900 S. 67646. 

3. Inwieweit der nach § 1019 erforderte Vortheil für das herrſchende 
Grundſtück auch einem nicht benachbarten Grundſtücke geboten werden 
kann, iſt Thatfrage. > 

4. Ob die Zweckbegrenzung fih lediglich nach den zur Zeit der Beſtellung 
oder nach den jeweilig obwaltenden Verhältniſſen beſtimmen ſoll, iſt Aus⸗ 
legungsfrage. Vgl. JW. 1900 S. 627 16, (Errichtung einer Handelsgärtnerei, 
einer Fabrik, eines Bleich⸗ und Trockenplatzes auf bisherigem Ackerlande.) 

$ 1020. 1. Auf das zwiſchen dem Berechtigten und dem Verpflichteten 
gemäß §§ 1020 — 1023 beſtehende Legalſchuldverhältniß finden die all- 
gemeinen Vorſchriften über das Recht der Schuldverhältniſſe Anwendung 


2. Zweckbegrenzung der 
Grunddienſtbarkeit. 


3. Pflicht d. Berechtigten 
u 


5 
a. ſchonender Aus, 
üvung; 
b. Erhaltung einer An⸗ 
lage. 


8 


* 


S 
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„Kechtsgeſchäftliche Be § 1021. Gehört zur Ausübung einer Grunddienſtbarkeit eine 


altungspſichk Anlage auf dem belaſteten Grundſtücke, jo kann beſtimmt werden, 


daß der Eigenthümer dieſes Grundſtücks die Anlage zu unterhalten 
hat, ſoweit das Intereſſe des Berechtigten es erfordert. Steht dem 
Eigenthümer das Recht zur Mitbenutzung der Anlage zu, ſo kann 
beſtimmt werden, daß der Berechtigte die Anlage zu unterhalten hat, 
ſoweit es für das Benutzungsrecht des Eigenthümers erforderlich iſt. 

Auf eine ſolche Unterhaltungspflicht finden die Vorſchriften über 
die Reallaſten entſprechende Anwendung. 


unterhaltung des tra- § 1022. Beſteht die Grunddienſtbarkeit in dem Rechte, auf einer 


genden Bauwerkes. baulichen Anlage des belaſteten Grundſtücks eine bauliche Anlage zu 
halten, ſo hat, wenn nicht ein Anderes beſtimmt iſt, der Eigenthümer 
des belaſteten Grundſtücks ſeine Anlage zu unterhalten, ſoweit das 
Intereſſe des Berechtigten es erfordert. Die Vorſchrift des § 1021 
Abſ. 2 gilt auch für dieſe Unterhaltungspflicht. 

Recht b. Eigenthümers § 1023. Beſchränkt fih die jeweilige Ausübung einer Grund- 


Mike alf Verlegung dienſtbarkeit auf einen Theil des belaſteten Grundſtücks, jo kann der 


der Ausübung. Eigenthümer die Verlegung der Ausübung auf eine andere, für den 
Berechtigten ebenſo geeignete Stelle verlangen, wenn die Ausübung 
an der bisherigen Stelle für ihn beſonders beſchwerlich iſt; die Koſten 
der Verlegung hat er zu tragen und vorzuſchießen. Dies gilt auch 
dann, wenn der Theil des Grundſtücks, auf den ſich die Ausübung 
beſchränkt, durch Rechtsgeſchäft beſtimmt iſt. 
Das Recht auf die Verlegung kann nicht durch Rechtsgeſchäft aus- 
geſchloſſen oder beſchränkt werden. 


(§§ 241 ff.), insbeſondere alfo für den Schadenserſatzanſpruch bei verſchul⸗ 
deter Nichterfüllung die $8 275 ff., 249 ff. Ueber die Auslegung des Partei⸗ 
willens vgl. RG. JW. 1902 Beil. S. 249. 

2. Zu dem Intereſſe des Eigenthümers gehört auch das Intereſſe der⸗ 
jenigen Perſonen, welche ihr Recht zur Benutzung des dienenden Grundſtücks 
von dem Eigenthümer ableiten, z. B. Pächter 2c. 

3. Zuwiderhandlung gegen die dem Berechtigten obliegende Verpflichtung 
aus § 1020 ift Beeinträchtigung des Eigenthums an dem belaſteten Grund- 
ſtück i. S. des § 1004. Vgl. ein Beiſpiel (Hinweis des Publikums auf eine 
0 1 N mittelſt Anſchlags) RG. IW. 1900 S. 563, Seuff. 

5 129. 

4. Ueber die Verpflichtung zur Erhaltung der Anlage vgl. §§ 1021, 1022. 

§ 1021. 1. Die von $ 1020 abweichende rechtsgeſchäftliche Beſtimmung 
kann in dem urſprünglichen Begründungsvertrag oder nachträglich durch 
Aenderung des urſprünglichen Rechtsinhalts ($ 877) erfolgen. 

2. Durch die entſprechende Anwendbarkeit der Vorſchriften über die Real⸗ 
laſten (§§ 1105 ff.) ſoll nur die richtige Beurtheilung der aus der Servitut⸗ 
begründung folgenden akzeſſoriſchen Unterhaltungspflicht ſichergeſtellt werden. 
Der beſonderen Eintragung der Unterhaltungspflicht als ſolcher bedarf es 
nicht. A. M. Biermann zu § 1021. 

3. Vgl. EG. Art. 116. 

81022. Vgl. § 1021. 

81023. 1. Die Geltendmachung des dem Eigenthümer des belaſteten 
Grundſtücks zuſtehenden Anſpruchs auf Verlegung erfolgt mittelſt der nega⸗ 
toriſchen Klage aus § 1004. Der Klagantrag muß in beſtimmter Weiſe die 
Art der geforderten Verlegung enthalten (CPO. § 253 Ziff. 2). Das Ur⸗ 
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$ 1024. Trifft eine Grunddienſtbarkeit mit einer anderen Grund- 
dienſtbarkeit oder einem ſonſtigen Nutzungsrecht an dem Grundſtücke 
dergeſtalt zuſammen, daß die Rechte nebeneinander nicht oder nicht 
vollſtändig ausgeübt werden können, und haben die Rechte gleichen 
Rang, ſo kann jeder Berechtigte eine den Intereſſen aller Berech⸗ 
tigten nach billigem Ermeſſen entſprechende Regelung der Ausübung 
verlangen. 

$ 1025. Wird das Grundſtück des Berechtigten getheilt, fo bez 
ſteht die Grunddienſtbarkeit für die einzelnen Theile fort; die Aus⸗ 
übung iſt jedoch im Zweifel nur in der Weiſe zuläſſig, daß ſie für 
den Eigenthümer des belaſteten Grundſtücks nicht beſchwerlicher wird. 
Gereicht die Dienſtbarkeit nur einem der Theile zum Vortheile, ſo 
erliſcht ſie für die übrigen Theile. 

$ 1026. Wird das belaſtete Grundſtück getheilt, fo werden, wenn 
die Ausübung der Grunddienſtbarkeit auf einen beſtimmten Theil des 
belaſteten Grundſtücks beſchränkt iſt, die Theile, welche außerhalb des 
Bereichs der Ausübung liegen, von der Dienſtbarkeit frei. 


theil erſetzt nicht einen Abänderungsvertrag, ſondern unterſagt, beim Vor⸗ 
liegen der von dem Eigenthümer des belaſteten Grundſtücks zu erweiſenden 
Vorausſetzungen, dem Berechtigten die Ausübung der Grunddienſtbarkeit 
auf einem anderen Theile des dienenden Grundſtücks als auf demjenigen, 
I n der Eigenthümer in conereto die gleiche Geeignetheit nachge⸗ 
wieſen hat. 

Die ern der Ausübung der Dienſtbarkeit auf ein anderes als 
das belaſtete Grundſtück läßt ſich aus § 1023 nicht herleiten, RG. 50 32 
IW. 1902 S. 71. 

2. Beim Vorliegen eines rechtlichen Intereſſes — namentlich mit Rückſicht 
auf etwa aufzuwendende Koſten der Verlegung — kann die Feſtſtellungsklage 
aus CPO. § 256 gegeben fein. 

3. Die einmal erfolgte Feſtſetzung des Ausübungsorts durch rechtskräf⸗ 
tiges Urtheil ſteht ſpäteren Verlegungsanſprüchen aus § 1023 nicht entgegen. 

4. Der Anſpruch aus § 1023 fließt aus dem (eingetragenen) Eigenthum 
an dem dienenden Grundſtück und ift deshalb gemäß § 902 unverjährbar; 
vgl. auch zu § 924. 

$ 1024. 1. In erſter Linie entſcheidet der nach $ 879 ff. feſtzuſtellende 
Rang. Sofern es ſich in der Uebergangszeit um Grunddienſtbarkeiten 
handelt, welche zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung nicht bedürfen 
(vgl. Titelvorb.), kommt es darauf an, wann die dinglich wirkſame Beſtellung 
erfolgt iſt. 

dez Urtheil iſt deklaratoriſch. Die Klage hat einen beſtimmten Antrag 
zu enthalten; vgl. § 745 Note 3, § 749 Note 1. 

3. Entfließt der Anſpruch aus § 1024 einem eingetragenen Rechte, ſo iſt 
er gemäß § 902 unverjährbar; vgl. § 924. 

4. Zuſammentreffen der Grunddienſtbarkeit mit einem Mieth⸗ oder Pacht⸗ 
rechte 58 577, 581. 

5. Die Kolliſion zwiſchen Gebrauchs⸗ und Nutzungsrechten einerſeits und 
Hypotheken und Reallaſten andererſeits tritt erft bei der Zwangsverſteige⸗ 
rung des Grundſtücks hervor und iſt nach den Vorſchriften des Geſetzes 
über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 24. März 
1897 zu beurtheilen. Vgl. Zw. $$ 10 ff., 44 ff., 52, 91; EG. z. Zw. § 9. 

§ 1025. Hinſichtlich der nicht weiter berechtigten Theile kann Berichtigung 
des Grundbuchs gemäß § 894 verlangt werden. 

H. Reumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 43 


7. Kolliſion mit anderen 
Nutzungsrechten an d. 
belaſteten Grundſtücke 


8. Theilung des herrſchen⸗ 
den Grundſtücks. 


9. Theilung des belaſteten 
Grundſtücks. 


10. Petitoriſcher Rechts⸗ 
ſchutz. 


11. Zuläſſigkeit und Wir⸗ 
kung der Verjährung 
des Anſpruchs auf Be⸗ 
ſeitigung einer 
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§ 1027. Wird eine Grunddienſtbarkeit beeinträchtigt, ſo ſtehen 
dem Berechtigten die im § 1004 beſtimmten Rechte zu. 

$ 1028. Iſt auf dem belafteten Grundſtück eine Anlage, durch 
welche die Grunddienſtbarkeit beeinträchtigt wird, errichtet worden, ſo 
unterliegt der Anſpruch des Berechtigten auf Beſeitigung der Beein⸗ 


krächtigenden Anlage trächtigung der Verjährung, auch wenn die Dienſtbarkeit im Grund- 


12. Poſſeſſoriſcher 
des ausübenden Grund⸗ 


Hüdsbefigers, 


buch eingetragen ift. Mit der Verjährung des Anſpruchs erlischt 
die Dienstbarkeit, ſoweit der Beſtand der Anlage mit ihr in Wider⸗ 
ſpruch ſteht. 

Die Vorſchriften des § 892 finden keine Anwendung. 

§ 1029. Wird der Beſitzer eines Grundſtücks in der Ausübung 
einer für den Eigenthümer im Grundbuch eingetragenen Grunddienſt⸗ 
barkeit geftört, fo finden die für den Beſitzſchutz geltenden Vorſchriften 
entſprechende Anwendung, ſoweit die Dienſtbarkeit innerhalb eines 
Jahres vor der Störung, ſei es auch nur einmal, ausgeübt worden iſt. 


§ 1026. 1. Hinſichtlich der frei gewordenen Theile kann Berichtigung des 
Grundbuchs gemäß § 894 verlangt werden. 

2. Uebrigens kann von vornherein die Belaſtung mit einer Dienſtbarkeit 
auf einen Theil des Grundſtücks beſchränkt werden, ohne daß es der Ab⸗ 
ſchreibung bedarf; vgl. GD. §§ 6, 96. 


51021. 1. Wegen des negatoriſchen (bzw. konfeſſoriſchen) Anſpruchs vgl. 
0 


2. Kläger kann der Eigenthümer des herrſchenden Grundſtücks, der Mit⸗ 
donina (§ 1011), der Erbbauberechtigte ($ 1017 Abſ. 1), der Nießbraucher 
($ 1065) ſein. 

3. Beklagter kann der Eigenthümer des belafteten Grundſtücks, aber auch 
jeder dritte Störer fein. Laudatio auctoris CPO. $ 77, abgedruckt zu § 1004. 

4. Der Anſpruch aus § 1027 kann auch auf Unterhaltung der Anlage in 
Gemäßheit der SS 1021 ff. gehen, wenn der Eigenthümer des belaſteten 
Grundſtücks unterhaltungspflichtig iſt. Iſt der Eigenthumer des berechtigten 
Grundſtücks unterhaltungspflichtig, ſo ſteht dem Eigenthümer des belaſteten 
Grundſtücks der Anſpruch unmittelbar aus § 1004 zu. Vgl. § 1020 Note 3. 

5. Die entſprechende Anwendbarkeit der Vorſchriften über den Grenz⸗ 
überbau bei Ueberbauung der von der Dienſtbarkeit betroffenen Grundſtücks⸗ 
fläche wird von RG. (SW. 1900 S. 891) gegen OLG. Hamburg verneint. 


§ 1028. 1. Der durch die Reichstagskommiſſion eingefügte § 1028 be⸗ 
gründet eine Ausnahme von § 902. Nach Verjährung des Anſpruchs auf 
Herſtellung des der Dienſtbarkeit entſprechenden Zuſtandes (vgl. §§ 194 ff.) 
erliſcht die Grunddienſtbarkeit. Der Eigenthumer des belaſteten Grund: 
en nunmehr den Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs gemäß 
§§ 894 ff. 

2. Abſ. 2 ſetzt anſcheinend voraus, daß der auf dem herrſchenden Grund⸗ 
ſtücke gemäß GD. § 8 (abgedruckt zu § 876) gemachte Vermerk der Grunddienſt⸗ 
barkeit den Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs genießt; Abſ. 2 
kann aber auch auf die auf dem belaſteten Grundſtücke vorhandene Eintra⸗ 
gung bezogen werden; vgl. § 892 Note H 2 c. 

3. Erlöſchen einer im Grundbuche zu Unrecht gelöſchten Grunddienſtbar⸗ 
keit durch Zeitablauf § 901. 

1029. 1. Vorausſetzungen des quaſipoſſeſſoriſchen Schutzes 
oA Abſchnittvorb. vor § 854 Note 2). u aus 
a, Eintragung der Dienſtbarkeit im Grundbuche. Der Schutz iſt alſo aus⸗ 

geſchloſſen, ſoweit es ſich um Ausübung der Grunddienſtbarkeit über das 
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Sweiter Titel. 
Nießbrauch. 
I. Nießbrauch an Sachen. 


8 1030. Eine Sache kann in der Weiſe belaſtet werden, daß I. eigentlicher nießbrauch. 


derjenige, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, berechtigt iſt, die 
Nutzungen der Sache zu ziehen (Nießbrauch). 

Der Nießbrauch kann durch den Ausſchluß einzelner Nutzungen 
beſchränkt werden. 


grundbuchlich eingetragene Maß hinaus (vgl. zu e) handelt, ſowie, wenn 
die Löſchung zu Unrecht erfolgt iſt. 

b. Beſitz des herrſchenden Grundſtücks ſeitens des Beſitzklägers. Gleichgültig 
ift, ob der Beſitz Eigenbeſitz oder Fremdbeſitz (§ 872), mittelbarer oder 
unmittelbarer Beſitz iſt (§§ 868 ff.); vgl. indeß § 869. 

c. Ausübungszuſtand. Der Schutz wird nur ſoweit gegeben, als die Aus: 
übung innerhalb des letzten Jahres vor der Störung erfolgt ift (vgl. 
auch zu a). 

d. Störung der Ausübung, ſei es durch gänzliche, ſei es durch theilweiſe 
Verhinderung der Ausübung; vgl. §§ 861, 862. 

2. Der Inhalt des Schutzes ergiebt ſich aus den Vorſchriften über den 

Beſitzſchutz (Selbſiſchutz, Gerichtsſchutz) S$ 858 ff. — Zuſtändigkeit CPO. § 24. 

3. Uebergangs beſtimmung EG., Art. 191. 


1. Der Nießbrauch bezweckt, dem Berechtigten ein unmittelbares Recht auf 


Ziehung der Nutzungen (§ 100) einer Sache ($$ 90, 1030—1067), eines 
Rechtes (§§ 1068 — 1084), eines Vermögens (§§ 1085 — 1088) oder einer 
Erbſchaft ($ 1089) zu geben. — Nießbrauch an dem Antheil eines Mit⸗ 
eigenthümers § 1066. 

2. Die Beſtellung des Nießbrauchs erfolgt durch dingliches Rechtsgeſchäft 
(vgl. für Grundſtücke zu § 1031, bewegliche Sachen § 1032, Rechte § 1069, 
Vermögen § 1085). Die Beſtellung des Nießbrauchs iſt Verfügung über den 
Gegenſtand (vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5) und von dem die Berz 
pflichtung zur Beſtellung begründenden obligatoriſchen Rechtsgeſchäfte zu 


1. Zulaſſigkeit u. Inhalt. 


Vorbemerkung zum 
2. Titel. 


unterſcheiden. Die praktiſch wichtigſten Fälle find der teſtamentariſch, ins⸗“ 


beſondere der zu Gunſten des überlebenden Ehegatten angeordnete und der 
in Gutsüberlaſſungsvertragen in Form der fog. Leibzucht ausbedungene 
Nießbrauch. 

3. Fall geſetzlichen Nießbrauchs find vom BGB. nicht vorgeſehen. 
Die Verwaltung und Nutznießung, welche dem Ehemanne bei dem geſetzlichen 
Güterſtand an dem eingebrachten Gute (SS 1363 ff.), dem Inhaber der elter⸗ 
lichen Gewalt am Kindesvermögen (ŞE 1638 ff., 1649 ff.) zuſtehen, ſind ſelbſt⸗ 
ſtändig, wenn auch im weiteren Umfange mittelſt Bezugnahme auf die Vor⸗ 
ſchriften über den Nießbrauch geregelt. — Daſſelbe gilt von dem zwiſchen 
Vor: und Nacherben beſtehenden Rechtsverhältniſſe ($$ 2100 ff.). 


§ 1030. 1. Nutzungen § 100. — Eigenthumserwerb an den Erzeugniſſen 


und Beſtandtheilen §§ 954, 1039. 

2. Der Nießbrauch geht an ſich auf alle Nutzungen, unbeſchadet der Zu⸗ 
läſſigkeit der Beſchränkung durch Ausſchluß einzelner Nutzungen (Abs. 2). 
Eine Zuwendung einzelner Gebrauchs⸗ oder Fruchtziehungsrechte fällt nicht 
unter den Begriff des Nießbrauchs. Vgl. § 1090 Note 1a. 

3. Nießbrauch an dem Antheile eines Miteigenthümers § 1066. 

4. Nießbrauch am Erbbaurechte § 1017 Abſ. 1. 

5. Landesgeſetzgebung: 

Preussen Ausübung der mit einem Gute verbundenen Ehrenrechte ge⸗ 
bührt dem Eigenthümer, nicht dem Niefbraucher §§ 45, 46 
I. 21 ALR. 
43* 
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2 Een | ormb 8 1031. Mit dem Nießbrauch an einem Grundſtück erlangt der 
7 Ai dee ns Nießbraucher den Nießbrauch an dem Zubehöre nach den für den 
das Zubehör. Erwerb des Eigenthums geltenden Vorſchriften des § 926. 
b. Beſtelung des Nie- § 1032. Zur Beſtellung des Nießbrauchs an einer beweglichen 
e bewegl. Sache ift erforderlich, daß der Eigenthümer die Sache dem Erwerber 
übergiebt und beide darüber einig ſind, daß dieſem der Nießbrauch 
zuſtehen ſoll. Die Vorſchriften des § 929 Satz 2 und der $$ 930 
bis 936 finden entſprechende Anwendung; in den Fällen des $ 936 
tritt nur die Wirkung ein, daß der Nießbrauch dem Rechte des 
Dritten vorgeht. 
e. Erſizung des Nieß⸗ § 1033. Der Nießbrauch an einer beweglichen Sache fann durch 
Sauen en Ezſizung erworben werden. Die für den Erwerb des Eigenthums 
durch Erſitzung geltenden Vorſchriften finden entſprechende Anwendung. 
3. Legalſchuldverbältnß 8 1034. Der Nießbraucher kann den Zuſtand der Sache auf 
a neuer feine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen laffen. Das gleiche Recht 


. Fetftellung des Zu⸗ i ii 
a ef elung bed gu fteht dem Eigenthümer zu. 


8 1031. 1. Für die Beſtellung und die Aufhebung ſowie für das Rang⸗ 
verhältniß des Nießbrauchs ꝛc. vgl. SS 873 ff. 

2. Erſitzung des Nießbrauchs an einem Grundſtücke findet nur als Tabular⸗ 
erſitzung gemäß $ 900 Abſ. 2 ſtatt. 

3. Der Nießbrauch an einem Grundſtück erſtreckt ſich auf die dem jeweili⸗ 
gen Eigenthümer des Grundſtücks zustehenden (ſubjektiv dinglichen) Rechte 
(8 96), vorbehaltlich des Ausſchluſſes derſelben gemäß § 1030 Abf. 2. 

4. Wegen des Zubehörs (§§ 97 f.) vgl. au $ 926. 

5. Ueber das Rechtsverhältniß des Nießbrauchers in Anſehung der bei 
Beginn des Nießbrauchs bereits abgeſchloſſenen Mieth⸗ und Pachtvertrage 
vgl. §§ 577, 578, 581. 


$ 1032. 1. Zur entſprechenden Anwendung der 88 929--936, welche die 
Uebertragung des Eigenthums an beweglichen Sachen und den gutgläubigen 
Erwerb von dem Nichteigenthümer betreffen, vgl. zu § 1208. 

2. Beſtellung des Nießbrauchs an beweglichen Sachen im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung, CPO. §§ 894, 897, abgedruckt zu § 873 Note B II. 

3. Beſtellung des 177 1 N an Inhaberpapieren oder Orderpapieren mit 
Blankoindoſſament § 1081. 

4. Regelmäßig iſt der Eigenthümer der Sache der Beſteller des Nießbrauchs. 
— Abgeſehen von dem Falle der nachträglichen Eigenthumsveranderung tt 
mit Rüdfiht auf den Schutz des gutgläubigen Erwerbers (§§ 932 ff.) die 
Möglichkeit gegeben, daß ein Nichteigenthümer Beſteller des Nießbrauchs iſt. 
Für ſolche Fälle ift zu beachten, daß das Legalſchuldverhältniß der $E 1034 ff. 
auf den Eigenthümer, nicht auf den Beſteller abgeſtellt ift. Zum Schutze 
des gutgläubigen Nießbrauchers beſteht die Vermuthung, daß der Beſteller 
des Nießbrauchs Eigenthümer der Sache iſt (§ 1058). — Vgl. Prot. 4 
592 f., 607. 

$ 1033. 1. Erſitzung $$ 937 ff.; Erſitzungsbeſitz ift hier ni t Eigenbeſitz, 
witer Beſitz zur Ausübung des Nießbrauchs. 1 Tg 

2. Accessio temporis ($ 943). Die Erſitzungszeit, welche für den Be⸗ 
steller des Nießbrauchs als Eigenbeſitzer verſtrichen iſt, kommt dem Nieß⸗ 
braucher für ſeine Nießbrauchserſitzung zu Statten. 

3. Die Erſitzung iſt neben dem Erwerb auf Grund des guten Glaubens 
(88 1032, 932 ff.) erheblich, wenn der Nießbrauch an geſtohlenen, verlorenen 
oder abhanden gekommenen Sachen veftellt ift; vgl. SS 1032, 935. 

4. Tabularerſitzung des Nießbrauchs an einem Grundſtücke § 900 Abi. 2. 
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§ 1035. Bei dem Nießbrauch an einem Inbegriffe von Sachen 
ſind der Nießbraucher und der Eigenthümer einander verpflichtet, zur 
Aufnahme eines Verzeichniſſes der Sachen mitzuwirken. Das Ver⸗ 
zeichniß iſt mit der Angabe des Tages der Aufnahme zu verſehen 
und von beiden Theilen zu unterzeichnen; jeder Theil kann verlangen, 
daß die Unterzeichnung öffentlich beglaubigt wird. Jeder Theil kann 
auch verlangen, daß das Verzeichniß durch die zuſtändige Behörde 
oder durch einen zuftändigen Beamten oder Notar aufgenommen wird. 
Die Koſten hat derjenige zu tragen und vorzuſchießen, welcher die 
Aufnahme oder die Beglaubigung verlangt. 

§ 1036. Der Nießbraucher ift zum Beſitze der Sache berechtigt. 

Er hat bei der Ausübung des Nutzungsrechts die bisherige wirth⸗ 
ſchaftliche Beſtimmung der Sache aufrechtzuerhalten und nach den 
Regeln einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft zu verfahren. 


§ 1034. 1. Das Verfahren richtet fih nach Fr. § 164. 

FG. $ 164. In den Fällen, in denen nach den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechtes Jemand den Zustand oder den Werth einer Sache durch Sachverständige 
feststellen lassen kann, ist für die Ernennung, Beeidigung und Vernehmung der 
Sachverständigen das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirke sich die Sache 
befindet. Durch eine ausdrückliche Vereinbarung der Betheiligten kann die Zu- 
ständigkeit eines anderen Amtsgerichts begründet werden. 

Eine Anfechtung der Verfügung, durch welche dem Antrage stattgegeben wird, 
ist ausgeschlossen. 

Bei dem Verfahren ist der Gegner soweit thunlich zu hören. 

Vgl. ferner FrGG. § 15. — Gegen die Ablehnung des Antrags findet Be⸗ 
ſchwerde gemäß Fr. § 19 ſtatt. 

2. Vgl. §§ 1067, 1075 (Nießbrauch); §§ 1372 Abf. 2; 1528 Abſ. 2; 1439, 
1550 (Cheliches Güterrecht); — § 2122 Nacherbſchaft). 

$ 1035. 1. Form § 129. 

3. Die Aufnahme des Verzeichniſſes enthält nicht etwa einen konſtitutiven 
Anerkennungsvertrag, vielmehr iſt Gegenbeweis gegen die Richtigkeit und 
Vollſtändigkeit nicht ausgeſchloſſen. 

3. Für die Zwangsvollſtreckung (CPO. §§ 887 f.) bedeutet die Mitwirkung 
der Parteien eine Handlung, welche auch durch einen Anderen, nämlich durch 
die (landesgeſetzlich) zuſtändige Behörde (Satz 3) vorgenommen werden kann. 

J. Eine Verpflichtung des Nießbrauchers als ſolchen zur Auskunftsertheilung 
und zur Leiſtung des Offenbarungseid ($$ 259 f.) iſt nicht begründet. Wegen 
der Fälle, in welchen dieſe Pflichten beſtehen, vgl. § 259 Note 1, 260 Note 1. 

5. Vgl. §8 1372, 1528 Abi. 1, 1439, 1550 (Eheliches Güterrecht), 2121 


Nacherbſchaft). 1 4 

6. Landesgeſetzliche Zuſtändigkeitsvorſchriften: 
Bayern | N®eihD. § 267. M.-Strelitz| V. z. A. § 121. 
Württemb. AG. z. BOB. Art. 125 Braunsch. | XG. z. BOB. § 2. 
Baden FG. § 43. Lübeck AS. z. BGB. $ 19. 
Hessen | AG. z. BGB. Art. 117. Bremen AG. z. BG. § 29. 
M.-Schw. V. z. A. § 123. Hamburg AG. z. BGB. § 47. 


S.- Weimar AG. z. BGB. Art. 240. Els.-Lothr. FG. $ 37. 

§ 1036. 1. Beſttz des Nießbrauchers vgl. § 8 868 ff. — Im Falle der 
Sequeſtration ($ 1052) wird das Recht des Nießbrauchers auf eigenen Beſitz 
aufgehoben. Wegen des Beſitzſchutzes vgl. zu § 1065. — Bei Nießbrauch an 
dem Antheil eines Miteigenthümers § 1066. 

2. Zuwiderhandlung gegen die geſetzliche Verpflichtung aus Abſ. 2 macht 
den Nießbraucher ſchadenserſatzpflichtig gemäß § 275 ff., 249 ff. Dinglicher 
Schutz des Eigenthümers § 1004. Vgl. ferner 88 1051—1054. 


b. Aufnahme eines Ber- 
zeichniſſes bei dem 
Nießbrauch an einem 
Sachinbegriffe. 


c. Recht zum Beſitze. 


d. Wirthſchaftliche Aus 
übung. 


e. Veränderung ber 
Sache. 


f. Feſtſtellung eines 
Wirtyſchaftsplans bei 
Nießbrauch an 
a. Wäldern. 


F. Bergwerken 2c. 


g Ordnungswidrige od. 
übermäßige Frucht⸗ 
ziehung. 
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§ 1037. Der Nießbraucher ift nicht berechtigt, die Sache um- 
zugeſtalten oder weſentlich zu verändern. 

Der Nießbraucher eines Grundſtücks darf neue Anlagen zur Ge⸗ 
winnung von Steinen, Kies, Sand, Lehm, Thon, Mergel, Torf und 
ſonſtigen Bodenbeſtandtheilen errichten, ſofern nicht die wirthſchaft⸗ 
liche Beſtimmung des Grundſtücks dadurch weſentlich verändert wird. 

§ 1038. 3ft ein Wald Gegenſtand des Nießbrauchs, ſo kann 
ſowohl der Eigenthümer als der Nießbraucher verlangen, daß das 
Maß der Nutzung und die Art der wirthſchaftlichen Behandlung durch 
einen Wirthſchaftsplan feſtgeſtellt werden. Tritt eine erhebliche Aen⸗ 
derung der Umſtände ein, ſo kann jeder Theil eine entſprechende 
Aenderung des Wirthſchaftsplans verlangen. Die Koſten hat jeder 
Theil zur Hälfte zu tragen. 

Das Gleiche gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere auf Ge⸗ 
winnung von Bodenbeſtandtheilen gerichtete Anlage Gegenſtand des 
Nießbrauchs iſt. 

§ 1039. Der Nießbraucher erwirbt das Eigenthum auch an ſolchen 
Fruͤchten, die er den Regeln einer ordnungsmaßigen Wirthſchaft zu⸗ 
wider oder die er deshalb im Uebermaße zieht, weil dies in Folge 
eines beſonderen Ereigniſſes nothwendig geworden iſt. Er iſt jedoch, 
unbeſchadet ſeiner Verantwortlichkeit für ein Verſchulden, verpflichtet, 
den Werth der Früchte dem Eigenthümer bei der Beendigung des 
Nießbrauchs zu erſetzen und für die Erfüllung dieſer Verpflichtung 
Sicherheit zu leiſten. Sowohl der Eigenthümer als der Nießbraucher 
kann verlangen, daß der zu erſetzende Betrag zur Wiederherſtellung 
der Sache inſoweit verwendet wird, als es einer ordnungsmäßigen 
Wirthſchaft entſpricht. 

Wird die Verwendung zur Wiederherſtellung der Sache nicht ver- 
langt, ſo fällt die Erſatzpflicht weg, ſoweit durch den ordnungswidrigen 
oder den übermäßigen Fruchtbezug die dem Nießbraucher gebührenden 
Nutzungen beeinträchtigt werden. 


S 1037. 1. Bei Zuwiderhandlung gegen Abſ. 1 hat der Eigenthümer den 
Anſpruch aus § 1004 auf Beſeitigung der Beeinträchtigung, d. h. alſo auf 
Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes. Dieſer Anſpruch kann auch wäh- 
Sr des Nießbrauchs geltend gemacht werden. Im Uebrigen vgl. § 1036 
Abſ. 2. 

2. Zu Abſ. 2 vgl. den Fruchtbegriff des BOB. in § 99, mit welchem ſich 
dieſe Vorſchrift in Uebereinſtimmung befindet. 

§ 1038. 1. Abſ. 2 z. B. Schiefer⸗, Sandſtein⸗, Granitbrüche; Abbau von 
Porzellanerde, Lehm ꝛc. 

2. Vgl. die entſprechende Vorſchrift bei Nacherbſchaft § 2123. 

§ 1039. I. Zweck der Vorſchrift. 

1. Der Nießbraucher iſt für die Fruchtziehung nach $ 1036 an die Regeln 
ordnungsmäßiger Wirthſchaft gebunden. § 1039 regelt die Rechtsver⸗ 
hältniſſe im Falle übermäßiger Fruchtziehung. 

2. Die übermäßige Fruchtziehung kann darauf beruhen, daß 
a. der Nießbraucher den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft zuwider 

gemist goret hat (3. B. Raubbau) 
oder 
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$ 1040. Das Recht des Nießbrauchers erſtreckt ſich nicht auf 
den Antheil des Eigenthümers an einem Schatze, der in der Sache 
gefunden wird. 

§ 1041. Der Nießbraucher hat für die Erhaltung der Sache in 
ihrem wirthſchaftlichen Beſtande zu ſorgen. Ausbeſſerungen und Er⸗ 
neuerungen liegen ihm nur inſoweit ob, als ſie zu der gewöhnlichen 
Unterhaltung der Sache gehören. 


b. daß die über das normale Maß hinausgehende Fruchtziehung durch ein 
beſonderes Ereigniß (8. B. Raupenfraß, Windbruch) nothwendig gewor⸗ 
den iſt. 

II. Gigenthumserwerb an den übermäßig gezogenen Früchten. 

1. Nach $ 954 würde der Nießbraucher mit der Trennung nur Eigen⸗ 
thümer derjenigen Früchte werden, welche er vermöge ſeines Nießbrauchs ſich 
anzueignen befugt ift ($ 1036). § 1039 erſtreckt aus Gründen der Verkehrs⸗ 
ſicherheit den Eigenthumserwerb auf die übermäßig gezogenen Früchte der 
Sache ($ 99 Abſ. 1) und ſchreibt einen obligatoriſchen Ausgleich zwiſchen 
Eigenthümer und Nießbraucher vor (vgl. zu III). 

2. An getrennten Beſtandtheilen, welche nicht zu den Früchten gehören, 
verbleibt es bei der Vorſchrift des § 953 (vgl. daſelbſt). Es wird an dem 
dinglichen Rechtsſtande durch die Zerlegung der Sache nichts geändert. 
Eigenthum und Nießbrauch ſetzen ſich, wie ſie vor der Trennung am Ganzen 
beſtanden haben, an den Theilen fort. 

III. Das obligatoriſche Verhältniß. 

1. Iſt die übermäßige Fruchtziehung durch einen von dem Nießbraucher 
i 270 , herbeigeführt, ſo iſt er ſchadenserſatzpflichtig gemäß 
S8 275 fl., 249 ff. 

2. Die beſondere Erſatz⸗ und Kautionspflicht des Nießbrauchers (Satz 2) 
tritt ohne Rückſicht auf Verſchulden ein. Die Sicherheitsleiſtung hat gemäß 
88 232 ff. zu erfolgen. Iſt § 1052 anwendbar? 

3. Verwendung des Erſatzbetrags zur Wiederherſtellung der Sache kann, 
inſoweit ſie einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft entſpricht, von beiden Seiten 
verlangt werden. Facultas alternativa vgl. $ 262 Note 1. 

4. Wegfall der Erſatzpflicht (Abſ. 2). Die Vorſchrift des Abſ. 2 bezweckt 
einen Ausgleich der zu Vortheil und Nachtheil für den Nießbraucher ein⸗ 
tretenden Wirkungen des übermäßigen Fruchtgenuſſes (Note 12). Der Nieß⸗ 
braucher Soll nur denjenigen Vortheil zu erſetzen haben, welcher ſich bei der 
Beendigung des Nießbrauchs als von ihm über das Maß des § 1036 hinaus 
gezogen herausſtellt. Soweit die übermäßige Fruchtziehung auf Koſten der 
ordnungsmäßigen Nutzung des Nießbrauchers geſchehen ift, fällt die Erſatz⸗ 
pflicht fort. Hat z. B. der Nießbraucher eine Wal dung niedergelegt, welche 
in fünf Jahresſchlägen abzuholzen geweſen wäre, jo beeinträchtigt die über⸗ 
mäßige Abholzung die ordnungsmäßigen Nutzungen der nächſten fünf Jahre. 
Dauert der Nießbrauch während dieſer Zeit fort, ſo würde der Nießbraucher 
ſelbſt der Beeinträchtigte ſein. Dem trägt Abſ. 2 Rechnung. Inſoweit die 
Ersatzpflicht fortfällt, kann die Freigabe der über das Maß der Erſatzpflicht 
hinaus beſtehenden Sicherheitsleiſtung verlangt werden. Der Nießbraucher 
würde in dem Beiſpielsfall alſo von Jahr zu Jahr je ¼ der anfänglich 
hinterlegten Sicherheit zurückerhalten. 

§ 1040. Bal. § 984. 

§ 1041. 1. Zur gewöhnlichen Unterhaltung gehören diejenigen Repara- 
turen, welche in kürzeren Perioden regelmäßig wiederkehren. Daß eine ſolche 
Reparatur durch einen Zufall oder eine Beſchädigung nothwendig geworden 
ift, ſchließt die Anwendung des § 1041 (an Stelle des § 1042) nicht aus; in⸗ 
ſonderheit wenn mit derartigen Zufällen und Beſchädigungen bei der Natur 
der Sache gerechnet werden mußte. 


h. Schatzfund. 


i. Erhaltungspflicht des 
Nießbrauchers. 
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k. Obhut- und Anzeige- § 1042. Wird die Sache zerſtört oder beſchädigt oder wird eine 


— 


blauer dieß außergewöhnliche Ausbeſſerung oder Erneuerung der Sache oder eine 


Vorkehrung zum Schutze der Sache gegen eine nicht vorhergeſehene 
Gefahr erforderlich, ſo hat der Nießbraucher dem Eigenthümer un⸗ 
verzüglich Anzeige zu machen. Das Gleiche gilt, wenn ſich ein Dritter 
ein Recht an der Sache anmaßt. 


Außergewöhnl. Aus⸗ § 1043. Nimmt der Nießbraucher eines Grundſtücks eine erfor- 


eher derlich gewordene außergewöhnliche Ausbeſſerung oder Erneuerung 
ſelbſt vor, ſo darf er zu dieſem Zwecke innerhalb der Grenzen einer 
ordnungsmäßigen Wirthſchaft auch Beſtandtheile des Grundſtücks ver⸗ 
wenden, die nicht zu den ihm gebührenden Früchten gehören. 


„Vornahme von Aus- § 1044. Nimmt der Nießbraucher eine erforderlich gewordene 


del. igen humerz. Ausbeſſerung oder Erneuerung der Sache nicht ſelbſt vor, ſo hat er 
dem Eigenthümer die Vornahme und, wenn ein Grundſtück Gegen- 
ſtand des Nießbrauchs ift, die Verwendung der im § 1043 bezeichneten 


Beſtandtheile des Grundſtücks zu geſtatten. 


n. Verſicherung der § 1045. Der Nießbraucher hat die Sache für die Dauer des 


1 Nießbrauchs gegen Brandſchaden und ſonſtige Unfälle auf ſeine Koſten 
des Nießbräuchers. unter Verſicherung zu bringen, wenn die Verſicherung einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirthſchaft entſpricht. Die Verſicherung iſt ſo zu nehmen, 

daß die Forderung gegen den Verſicherer dem Eigenthümer zuſteht. 

Iſt die Sache bereits verſichert, ſo fallen die für die Verſicherung 

zu leiſtenden Zahlungen dem Nießbraucher für die Dauer des Nieß⸗ 

brauchs zur Laſt, ſoweit er zur Verſicherung verpflichtet ſein würde. 


2. Die zur Erfüllung ſeiner Unterhaltungspflicht erforderlichen Koſten hat 
der Nießbraucher zu tragen vgl. § 242 Note 3. Er iſt nicht berechtigt, zur 
Erfüllung dieſer Pflicht Beſtandtheile des Grundſtücks zu verwenden, welche 
nicht zu den ihm gebührenden Früchten gehören (vgl. § 1043). 

3. Im Falle deliktsmäßiger Sachbeſchädigung durch den Nießbraucher (vgl. 
Titelvorb. vor § 823 Note F) konkurrirt der Schadenserſatzanſpruch wegen 
unerlaubter Handlung $$ 823 ff. 

4. Außerkontraktliche Haftung des Nießbrauchers wegen Schadenszufügung 
durch Gebäudeeinſturz ꝛc. §§ 836 ff. 

5. Vgl. auch die entſprechende Vorſchrift bei Pacht § 582. 

§ 1042. 1. Wegen der Anzeigepflicht vgl. die entſprechende Vorſchrift bei 
Miethe und Pacht § 545. Zuwiderhandlung begründet Schadenserſatzpflicht 
nach allgemeinen Grundſätzen §§ 245 ff., 249 ff. 

2. Vornahme der Reparatur durch den Nießbraucher vgl. §§ 1043, 1049. 

§ 1043. Der Nießbraucher ift nach § 1041 zu außergewöhnlichen Repara- 
turen nicht verpflichtet. Sein Erſatzanſpruch richtet ſich nach § 1049. 

§ 1044. Eine Reparaturpflicht des Eigenthümers beſteht nicht. 

$ 1045. 1. Wer die Verſicherungspflicht in einem beſtimmten Umfange 
behauptet, iſt hierfür beweispflichtig. Nichterfüllung der Verſicherungspflicht 
macht ſchadenserſatzpflichtig (98 275 ff., 249 ff.). Der Schadenserſatzanſpruch 
wird regelmäßig auf Zahlung der bei ordnungsmäßiger Verſicherung zu er⸗ 
warten geweſenen Verſicherungsſumme gehen. 

2. Zu verſichern iſt die Sache, d. h. der volle Sachwerth, nicht nur 
das Eigenthumsintereſſe deducto usufructu und auch nicht nur das Nieß⸗ 
brauchsintereſſe. 

3. Verſicherung zu Gunſten des Eigenthümers vgl. §§ 328 ff. 

4. Hypothekariſche Haftung der Verſicherungsſumme § 1127. 
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§ 1046. An der Forderung gegen den Verſicherer ſteht dem 
Nießbraucher der Nießbrauch nach den Vorſchriften zu, die für den 
Nießbrauch an einer auf Zinſen ausſtehenden Forderung gelten. 

Tritt ein unter die Verſicherung fallender Schaden ein, ſo kann ſo⸗ 
wohl der Eigenthümer als der Nießbraucher verlangen, daß die Ver⸗ 
ſicherungsſumme zur Wiederherſtellung der Sache oder zur Beſchaffung 
eines Erſatzes inſoweit verwendet wird, als es einer ordnungsmäßigen 
Wirthſchaft entſpricht. Der Eigenthümer kann die Verwendung ſelbſt 
beſorgen oder dem Nießbraucher überlaſſen. 

§ 1047. Der Nießbraucher iſt dem Eigenthümer gegenüber ver⸗ 
pflichtet, für die Dauer des Nießbrauchs die auf der Sache ruhenden 
öffentlichen Laſten mit Ausſchluß der außerordentlichen Laſten, die als 
auf den Stammwerth der Sache gelegt anzuſehen find, ſowie bie- 
jenigen privatrechtlichen Laſten zu tragen, welche ſchon zur Zeit der 
Beſtellung des Nießbrauchs auf der Sache ruhten, insbeſondere die 
Zinſen der Hypothekenforderungen und Grundſchulden ſowie die auf 
Grund einer Rentenſchuld zu entrichtenden Leiſtungen. 

$ 1048. Ift ein Grundſtück ſammt Inventar Gegenſtand des 
Nießbrauchs, ſo kann der Nießbraucher über die einzelnen Stücke des 
Inventars innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft 
verfügen. Er hat für den gewöhnlichen Abgang ſowie für die nach 
den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft ausſcheidenden Stücke 
Erſatz zu beſchaffen; die von ihm angeſchafften Stücke werden mit 
der Einverleibung in das Inventar Eigenthum desjenigen, welchem 
das Inventar gehört. 

Uebernimmt der Nießbraucher das Inventar zum Schätzungswerthe 
mit der Verpflichtung, es bei der Beendigung des Nießbrauchs zum 
Schätzungswerthe zurückzugewähren, fo finden die Vorſchriften der 
§§ 588, 589 entſprechende Anwendung. 


$ 1046. Nießbrauch an einer verzinsbaren Forderung §§ 1076 ff. 

§ 1047. 1. Die Verpflichtung des Nießbrauchers zur Laſtentragung beſteht 
nur dem Eigenthümer, nicht dem forderungsberechtigten Dritten gegenüber. 

2. Die Vorſchrift bezieht ſich gleichmäßig auf Grundſtücke und auf bewegliche 
Sachen, z. B. öffentliche Laſten, welche auf Schiffe, Buden gelegt ſind; 
Hundeſteuer. 

3. Auf dem Stammwerthe ruhende Laſten vgl. zu § 995. 

4. Außer den in § 1047 aufgeführten privatrechtlichen Laſten des Grund⸗ 
ſtücks kommen namentlich noch in Betracht die Ueberbau⸗ und Nothwegrente 
S 912, 917; ferner die Pflicht zur Unterhaltung der zur Ausübung einer 
Grunddienſtbarkeit dienenden Anlage § 1020 ff., die Reallaſt § 1105 ff. 

5. Als privatrechtliche Laſt, welche auf beweglichen Sachen ruht, würde 
entſprechend der Hypothekenverzinſung die Verzinſung der durch das Schiffs⸗ 
pfandrecht geſicherten Forderung (§§ 1261 ff.) durch den Nießbraucher des 
Schiffes zu bewirken ſein. 

6. Die zeitliche Vertheilung der Laſten zwiſchen dem Eigenthümer und dem 
Nießbraucher § 103. 

§ 1048. 1. Vgl. die entſprechenden Vorſchriften bei der Pacht §8 586 bis 
589 und die Bemerkungen dazu. 

2. Der Nießbrauch an einem Inbegriffe beweglicher Sachen, welcher ſeiner 
Natur nach dem Wechſel unterworfen und nach wirthſchaftlichen Grundſätzen 


5. Surrogirung der 
Verſtcherungsforde⸗ 


rung. 


7. Verwendung d. Ver⸗ 
ſicherungsgelder. 


o. Laſten u. Abgaben. 


p. Rechtsverhältniß bei 
Nießbrauch an einem 


Grundſtücke 
Inventar. 


ſammt 
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4. Verwendungen des 5 1049. Macht der Nießbraucher Verwendungen auf die Sache, 
Niehbrauher: zu denen er nicht verpflichtet ift, fo beſtimmt fih die Erſatzpflicht des 
e nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne 
uftrag. 
Der Nießbraucher iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die 
Sache verſehen hat, wegzunehmen. 
 Beräinbesungen und 8 1050. Veränderungen oder Verſchlechterungen der Sache, welche 
ne durch die ordnungsmäßige Ausübung des Nießbrauchs herbeigeführt 
werden, hat der Nießbraucher nicht zu vertreten. 
. Schuß des eigen⸗ § 1051. Wird durch das Verhalten des Nießbrauchers die Be⸗ 
a. Anspruch auf ſorgniß einer erheblichen Verletzung der Rechte des Eigenthümers be⸗ 
Sicherheitsleiſtung. gründet, fo kann der Eigenthümer Sicherheitsleiſtung verlangen. 
£. Scqueftration an § 1052. Iſt der Nießbraucher zur Sicherheitsleiſtung rechtskräftig 
ae nenen verurtheilt, jo kann der Eigenthümer ſtatt der Sicherheitsleiſtung verz 
Spaa obige langen, daß die Ausübung des Nießbrauchs für Rechnung des Nieß⸗ 
nn brauchers einem von dem Gerichte zu beſtellenden Verwalter über⸗ 
tragen wird. Die Anordnung der Verwaltung iſt nur zuläſſig, wenn 
dem Nießbraucher auf Antrag des Eigenthümers von dem Gericht 


in feinen Abgängen zu erſetzen iſt (3. B. an einer Heerde), iſt nicht beſonders 

eregelt. Nach dem Willen der Betheiligten kann die Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften über den Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen ($ 1067) oder die 
entſprechende Geltung des § 1048 als vereinbart gelten. Beim Mangel 
eines erkennbaren Willens kann auch eine analoge Anwendung des § 1048 
in Frage kommen. 

3. Die Gefahr des außergewöhnlichen Abganges an Inventar iſt dem Nieß⸗ 
care nicht auferlegt, ſoweit nicht ſeine Verſicherungspflicht aus § 1045 
eingreift. 

$ 1049. 1. Die Verwendungen, zu welchen der Nießbraucher verpflichtet 
ijt, ergeben fich aus §8 1041, 1045, 1047. Vgl. § 1216 (Pfandrecht). 

2. Wegen des dem Geſchäftsführer ohne Auftrag zuſtehenden Anſpruchs 
vgl. §§ 679, 633, 684, 685. Vgl. ferner zu SS 256, 257 Gruppe B. 

3. Wegen der näheren Ausgeſtaltung des Verwendungsanſpruchs vgl. 
$$ 256, 257 und die Bemerkungen daſelbſt. Keine Verzinſung des Verwen⸗ 
dungsanſpruchs während der Dauer des Nießbrauchs ($ 256 Satz 2). 

4. (Abſ. 2.) Das Wegnahmerecht hat der Nießbraucher nur hinſichtlich der 
in Abſ. 1 erwähnten Verwendungen, zu welchen er nicht verpflichtet war. 
Wegen der näheren Ausgeſtaltung des Wegnahmerechts, insbeſondere der 
Verpflichtung des Nießbrauchers zur Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes 
§ 258. 


5. Verjährung des Verwendungsanſpruchs § 1057. 

$ 1050. 1. Vgl. § 548 (Miethe) und Bemerkungen daſelbſt. 

3. Verjährung des Erſatzanſpruchs § 1057. 

$ 1051. 1. Das BGB. legt dem Nießbraucher keine allgemeine Sicher⸗ 
heilsleiſtungspflicht auf, ſondern nur in den beſonderen Fällen der §§ 1039, 
1051, 1067. — Verletzung erfordert kein Verſchulden vgl. zu § 1054. 

2. Vorausſetzung der Sicherheitsleiſtungspflicht aus $ 1051 ift die Beſorgniß 
einer durch das Verhalten des Nießbrauchers (vgl. wegen Haftung für 
11519 § 278 und Bemerkung daſelbſt) begründeten Beſorgniß erheblicher Ge⸗ 
ährdung. 

3. Sicherheitsleiſtung §§ 232 ff. 

4. Entſprechende Vorſchriften § 1391 (eheliches Güterrecht), § 2128 (Nadz 
erbſchaft). 
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eine Friſt zur Sicherheitsleiſtung beſtimmt worden und die Friſt ver⸗ 
ſtrichen ift; fie ift unzuläſſig, wenn die Sicherheit vor dem Ablaufe 
der Friſt geleiſtet wird. 

Der Verwalter ſteht unter der Aufſicht des Gerichts wie ein für 
die Zwangsverwaltung eines Grundſtücks beſtellter Verwalter. Ver⸗ 
walter kann auch der Eigenthümer ſein. 

Die Verwaltung iſt aufzuheben, wenn die Sicherheit nachträglich 
geleiſtet wird. 

§ 1053. Macht der Nießbraucher einen Gebrauch von der Sache, 
zu dem er nicht befugt iſt, und ſetzt er den Gebrauch ungeachtet einer 
Abmahnung des Eigenthümers fort, ſo kann der Eigenthümer auf 
Unterlaſſung klagen. 

§ 1054. Verletzt der Nießbraucher die Rechte des Eigenthümers 
in erheblichem Maße und ſetzt er das verletzende Verhalten unge⸗ 
achtet einer Abmahnung des Eigenthümers fort, ſo kann der Eigen⸗ 
thümer die Anordnung einer Verwaltung nach $ 1052 verlangen. 

§ 1055. Der Nießbraucher ift verpflichtet, die Sache nach der 
Beendigung des Nießbrauchs dem Eigenthümer zurückzugeben. 

Bei dem Nießbrauch an einem landwirthſchaftlichen Grundſtücke 
finden die Vorſchriften der $$ 591, 592, bei dem Nießbrauch an 
einem Landgute finden die Vorſchriften der 88 591 bis 593 ent- 
ſprechende Anwendung. 

§ 1056. Hat der Nießbraucher ein Grundſtück über die Dauer 
des Nießbrauchs hinaus vermiethet oder verpachtet, ſo finden nach der 
Beendigung des Nießbrauchs die für den Fall der Veräußerung gel⸗ 
tenden Vorſchriften der §s 571, 572, des § 573 Satz 1 und der 
$$ 574 bis 576, 579 entſprechende Anwendung. 


§ 1052. 1. Vgl. § 283 und Bemerkungen daſelbſt, namentlich Note 6; 
ferner die entſprechende Vorſchrift des § 2128 Abſ. 2 (Nacherbſchaft). 

2. Wegen der Friſtſetzung vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4. Die Friſt 
kann gemäß CPO. § 255 Abs. 2 im Urtheile geſetzt werden. 

3. Die Durchführung der Verwaltung iſt eine Zwangsvollſtreckungsmaß⸗ 
regel, welche auf Grund des rechtskräftigen Urtheils erfolgt. Hieraus ergiebt 
fih die Zuſtändigkeit des Vollſtreckungsgerichts ſowohl fur die Anordnung 
als auch für die Beaufſichtigung und Aufhebung der Verwaltung. 

4. Die Vorſchriſten über die Zwangsverwaltung eines Grundſtücks (Zw. 
88 150, 152 ff.) finden auch (entſprechende) Anwendung, wenn es ſich um die 
Verwaltung beweglicher Nießbrauchſachen (3. B. eines kaufmänniſchen Ge⸗ 
ſchüfts) handelt. 

5. Die Zuläſſigkeit der Anordnung einer Verwaltung auf Grund des 
8 1052 im Wege der einſtweiligen Verfügung richtet fih nach CRD. $$ 985 ff. 

§ 1053. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 550 (Niethe). 

3. Zwangsvollſtreckung CPO. § 890. 

§ 1054. Verletzung kann auch ohne Verſchulden vorliegen (vgl. für die 
Terminologie des BGB. z. B. § 53). — Vgl. ferner $ 1217 (Pfandrecht). 
8 1055. 1. Verzugshaftung der Nießbrauchers § 287; Prozeßhaftung 
\ 292; Verwendungen $ 1049; Veränderungen und Verſchlechterung der Sache 

1050; Zurückbehaltungsrecht §§ 273 f.; Fruchtgewinnungskoſten $ 102; Aus⸗ 
einanderſetzung wegen der Früchte und Laſten S$ 101, 103. 

2. (Abſ. 2.) Vgl. die für das Pachtrecht geltenden Vorſchriften der §§ 591 
bis 593 und die Bemerkungen daſelbſt. 


7. Klage auf Unter⸗ 
laſſung unbefugten 
Gebrauchs. 


ô. Sequeſtration we⸗ 
gen erfolgter Rechts⸗ 
verletzung. 


t. Nechtsverhältniß bei 
Beendigung d. Nieß⸗ 
brauchs. 

a. Rückgewähr der 
Sache. 


É. Den Nießbrauch 
itber dauernde Ber- 
miethung und Ber- 
pachtung des Nieß⸗ 
brauchsgrundſtücks 
durch den Miehs 
braucher. 
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Der Eigenthümer iſt berechtigt, das Mieth⸗ oder Pachtverhältniß 
unter Einhaltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt zu kündigen. Ver⸗ 
zichtet der Nießbraucher auf den Nießbrauch, ſo iſt die Kündigung 
erſt von der Zeit an zuläſſig, zu welcher der Nießbrauch ohne den 
Verzicht erlöſchen würde. 

Der Miether oder der Pächter iſt berechtigt, den Eigenthümer unter 
Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung darüber aufzu⸗ 
fordern, ob er von dem Kündigungsrechte Gebrauch mache. Die 
Kündigung kann nur bis zum Ablaufe der Friſt erfolgen. 


§ 1056. 1. Die Vorſchrift des § 1056 bezieht fih nur 

a. auf Vermiethung und Verpachtung von Grundſtücken leinſchließlich des 
Erbbaurechts § 1017 Abſ. 1 und der Vermiethung von Räumen § 580), 
nicht auch von beweglichen Sachen; 

b. auf Mieth⸗ und Pachtverträge, welche der Nieß braucher, fei es von vorn: 
herein, ſei es durch ſtillſchweigende Verlängerung der bereits bei Beginn 
des Nießbrauchs vorhanden geweſenen Verträge geſchloſſen hat. — Ueber 
das Rechtsverhältniß des Nießbrauchers und des Miethers bzw. Pächters 
in Anſehung der bei Beginn des Nießbrauchs vorhandenen Verträge vgl. 
§§ 577, 578, 581. 

2. Nach § 1059 kann die Ausübung des Nießbrauchs einem anderen über 
tragen werden. Der Nießbraucher kann die Nießbrauchſache alfo auch vers 
miethen oder verpachten ($$ 535 ff., 581 ff.). 

3. Ohne die Vorſchrift des §H 1056 würde von der Beendigung des Nießbrauchs 
ab dem Nießbraucher und ſeinem Miether gegen die Eigenthumsklage des 
Eigenthümers auf Herausgabe nicht mehr die Einrede aus § 986 entgegen⸗ 
ſtehen, ſo daß der Eigenthümer das Recht ſofortiger Austreibung des Miethers 
oder Pächters hätte. 


4. Zur entſprechenden Anwendung der in Abſ. 1 aufgeführten Vorſchriften 
iſt an Stelle „Erwerber“ „Eigenthümer“, an Stelle „Eigenthumsübertragung“ 
„Beendigung des Nießbrauchs“ zu ſetzen. Für die entſprechende Anwendung 
würde § 571 lauten: 

Hat der Nießbraucher ein Grundſtück über die Dauer des Nieß brauchs 
hinaus vermiethet und wird nach Ueberlaſſung des Grundſtücks an den 
Miether der Nießbrauch beendet, ſo tritt der Eigenthümer an Stelle des 
Vermiethers in die ſich während der Dauer ſeines Eigenthums aus dem 
Miethverhältniß ergebenden Rechte und Verpflichtungen ein. Vgl. indeß zu 5 
das beſondere Kündigungsrecht des Eigenthümers aus § 1056 Abſ. 2 u. 3. 

Erfüllt der Eigenthümer die Verpflichtungen nicht, ſo haftet der Vermiether 
für den von dem Eigenthümer zu erſetzenden Schaden wie ein Bürge, der 
auf die Einrede der Vorausklage verzichtet hat. Erlangt der Miether von 
der Beendigung des Nießbrauchs durch Mittheilung des Vermiethers Kennt⸗ 
niß, ſo wird der Vermiether von der Haftung befreit, wenn nicht der 
Miether das Miethverhältniß für den erſten Termin kündigt, für den die 
Kündigung zuläſſig ift. 

8 572 betrifft die Mieth⸗ oder Pachtkaution. 

§ 573 ©. 1 beſtimmt, inwieweit die Vorausverfügung über den Miethzins 
durch den Nießbraucher wirkſam iſt. [Das Verhältniß zwiſchen Nießbraucher 
und Eigenthümer regelt ſich nach § 101.] 

§ 574 Rechtsgeſchäfte zwiſchen Miether und Nießbraucher über den 
Miethzins. 

§ 575 Aufrechnung gegenüber dem Eigenthümer mit einer Forderung 
gegen den Nießbraucher. 

§ 576 Anzeige des Vermiethers an den Miether über die Beendigung 
des Nießbrauchs. 
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$ 1057. Die Erſatzanſprüche des Eigenthümers wegen Verän⸗ 
derungen oder Verſchlechterungen der Sache ſowie die Anſprüche des 
Nießbrauchers auf Erſatz von Verwendungen oder auf Geſtattung der 
Wegnahme einer Einrichtung verjähren in ſechs Monaten. Die Vor⸗ 
ſchriften des $ 558 Abf. 2, 3 finden entſprechende Anwendung. 

8 1058. Im Verhältniſſe zwiſchen dem Nießbraucher und dem 
Eigenthümer gilt zu Gunſten des Nießbrauchers der Beſteller als 
Eigenthümer, es ſei denn, daß der Nießbraucher weiß, daß der Be⸗ 
ſteller nicht Eigenthümer iſt. 

§ 1059. Der Nießbrauch iſt nicht übertragbar. Die Ausübung 
des Nießbrauchs kann einem Anderen überlaſſen werden. 


§ 579. Weitere Veräußerung oder Belaſtung des Grundſtücks durch den 

Eigenthümer. 

Vgl. die Bemerkungen zu §§ 571 ff. 

5. (Abſ. 2 u. 3.) Das Kündigungsrecht des Eigenthümers. 

a. Geſetzliche Kündigungsfriſt § 565 (Miethe), § 595 (Pacht). 

b. Die Unterlaſſung der Kündigung zu dem erſten zuläſſigen Termine bewirkt 
nicht den Verluſt des Kündigungsrechts, anders Zw. § 57. 

115 Wegen der Friſtſetzung durch den Miether vgl. Titekvorb. vor § 186 

Note 4. 

6. Die Regelung des § 1056 läßt das Verhältniß des Eigenthümers zum 
Nießbraucher hinſichtlich des Fruchtziehungsrechts (58 99 Abſ. 3, 101) unbe⸗ 
rührt. Die Vorſchriften über ungerechtfertigte Bereicherung (§§ 812 ff.) greifen 
ein. Vgl. § 816 Note 130. 

7. Schadenshaftung des Vermiethers gegenüber dem Miether bei vorzeitiger 
Aufkündigung des Miethvertrags durch den Eigenthümer J 541. 

8. Beſtellung eines Nießbrauchs an einem vermietheten Grundſtücke § 577. 

9. Landesgeſetzgebung. 

Hessen | AG. z. BGB. Art. 152. Anwendung des $ 1056 auf einen beim 
Inkrafttreten des BGB. beſtehenden Nießbrauch. 
81057. 1. Vgl. § 1226 (Pfandrecht). 
3. Me des Eigenthümers § 1050; Anſprüche des Nießbrauchers 


§ 1049. 
> 3, 8558 Abf. 2 (Miethe) regelt den Beginn der Verjährung. 

4. § 558 Abſ. 3 läßt mit der Verjährung des Anſpruchs auf Rückgabe auch 
die Erſatzanſprüche des Eigenthümers verjähren. 

§ 1058. 1. Die in $ 1058 aufgeſtellte Vermuthung gilt nur zu Gunſten 
des Nießbrauchers. f ; 

2. Die Perſonen des Eigenthümers und Beſtellers können aus einander 
fallen, wenn der Nießbraucher von dem Nichteigenthümer den Nießbrauch im 
guten Glauben gemäß § 1032 erworben hat oder wenn der beſtellende 
Eigenthümer nachträglich die Nießbrauchſache veräußert hat. 

3. Der Ausgleich zwiſchen dem wirklichen Eigenthümer und dem Beſteller 
hinſichtlich etwaiger Leiſtungen des Nießbrauchers an den Beſteller (3. B. 
$ 1055) erfolgt nach $ 816 Abſ. 2. — Sonſtige Anſprüche wegen Schadenserſatz 
richten fih nach §§ 823 fl. 

4. Die Fiktion des § 1058 wird nur durch die dem Nießbraucher nach⸗ 
gewieſene poſitive Kenntniß des Nichteigenthums beſeitigt. 

§ 1059. 1. Die Nichtübertragbarkeit ſchließt zugleich die Unzuläſſigkeit 
der Beſtellung eines Nießbrauchs oder eines Pfandrechts an dem Nießbrauch 
in ſich 8$ 1069 Abſ. 2, 1274 Abſ. 2. 

2. Die Ueberlaſſung der Ausübung (vgl. auch § 1092) kann namentlich 
1055 Vermiethung oder Verpachtung der Nießbrauchſache geſchehen. Vgl. 

6. 


u. Verjährung d. beider- 
ſeitigen Nebenan⸗ 
ſprüche. 


4. Geltung d. Beſtellers 
als Eigenthümers. 


5. Unübertragbarkeit d. 
Nießbrauchs. 
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6. genen des geh 8 1060. Trifft ein Nießbrauch mit einem anderen Nießbrauch oder 
a en an mit einem ſonſtigen Nutzungsrecht an der Sache dergeſtalt zuſammen, 


der Sache. daß die Rechte neben einander nicht oder nicht vollſtändig ausgeübt 
werden können, und haben die Rechte gleichen Rang, ſo findet die 
Vorſchrift des § 1024 Anwendung. 
7. Erlöschen des Niep- § 1061. Der Nießbrauch erliſcht mit dem Tode des Nießbrauchers. 
a Fortfall des miep Steht der Nießbrauch einer juriſtiſchen Perſon zu, ſo erliſcht er mit 
brauchers. dieſer. 
b. Erſtreckung der § 1062. Wird der Nießbrauch an einem Grundſtücke durch Rechts⸗ 
Aufhebung auf das geſchäft aufgehoben, fo erſtreckt ih die Aufhebung im Zweifel auf 


Grundſtückszubehör. A 
den Nießbrauch an dem Zubehöre. 

3. Die Ueberlaſſung der Ausübung wirkt nur obligatoriſch; ſie gewährt 
aber dem Ausübenden, wenn er ſich im Beſitze der Nießbrauchſache befindet, 
die Beſitzklagen §§ 868, 871 ſowie die Klage aus § 1007. Wegen des Eigen⸗ 
thumserwerbes an den Früchten vgl. § 956 Abſ. 2. 

4. Einwirkung der Beendigung des Nießbrauchs im Falle von Vermiethung 
und Verpachtung des Nießbrauchgrundſtücks § 1056. Bei Ueberlaſſung der 
Ausübung außerhalb der Miethe und Pacht von Grundſtücken beendet das 
Erlöſchen des Nießbrauchs auch das Recht des Ausübenden ſchlechthin. 

5. Zwangsvollſtreckung in den Nießbrauch (vgl. § 400 Note 2, § 413), 
CPD. § 857 Abſ. 3 und 4. Nicht ausgeſchloſſen ift die Pfändung und Neber- 
weiſung des Anſpruchs auf Beſtellung des Nießbrauchs durch den Gläubiger, 
welcher alsdann nach erfolgter Beſtellung die Pfändung der Ausübung des 
Nießbrauchs betreiben kann. OLG. 1 19. 

CPO. 8 857. Abs. & u. 4. Ein unveräusserliches Recht ist in Ermangelung 
besonderer Vorschriften der Pfändung insoweit unterworfen, als die Ausübung 
einem Anderen überlassen werden kann. 

Das Gericht kann bei der Zwangsvollstreckung in unveräusserliche Rechte, 
deren Ausübung einem Anderen überlassen werden kann, besondere Anordnungen 
erlassen. Es kann insbesondere bei der Zwangsvollstreckung in Nutzungsrechte 
eine Verwaltung anordnen; in diesem Falle wird die Pfändung durch Uebergabe 
der zu benutzenden Sache an den Verwalter bewirkt, sofern sie nicht durch 
Zustellung des Beschlusses bereits vorher bewirkt ist. 

6. Wegen der Rechtsverhältniſſe bei der ſeitens der Gläubiger des Ver: 
pächters bzw. des Pächters ſtattfindenden Zwangsvollſtreckung vgl. Borb. 
zu §§ 581 ff. Note IV. 


§ 1060. 1. Vgl. § 1024 und die Note daſelbſt. 

© nunmal von Nießbrauch und Pfandrecht $$ 1208, 1242 Abf. 2, 
1245, 1247. 

3. Beſtellung eines Nießbrauchs an einem vermietheten Grundſtücke § 577. 

$ 1061. 1. Todeserklärung §§ 13 ff., 18. 

2. Erlöſchen einer juriſtiſchen Perſon SS 41 ff., 86 ff. 

3. Nießbrauch einer offenen Handelsgeſellſchaft RG. 16 1. 

4. Sonſtige Endigungsgründe können namentlich ſein: Eintritt der auf⸗ 
löſenden Bedingung oder Zeitbeſtimmung, unter denen die Beſtellung erfolgt 
ift $$ 158—163. 

S 1062. 1. Im Falle der Aufhebung des Grundſtücksnießbrauchs durch 
Rechtsgeſchäft (§§ 875, 878) gilt die Auslegungsregel des $ 1062 (vgl. 9 1031, 
926), ſo daß bezüglich des Zubehörs nicht noch eine beſondere Aufhebungs⸗ 
erklärung aus § 1064 dem Eigenthümer gegenüber erforderlich iſt. 

2. Erlöſchen des zu Unrecht im Grundbuche gelöſchten Nießbrauchs durch 
Zeitablauf $ 901. 

3. Wegen der Beendigung des Nießbrauchs an einem ein Grundſtück be 
laſtenden Rechte § 1072. 
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8 1063. Der Nießbrauch an einer beweglichen Sache erliſcht, c. Vereinigung von 
wenn er mit dem Eigenthum in derſelben Perſon zuſammentrifft. A a E 

Der Nießbrauch gilt als nicht erloſchen, ſoweit der Eigenthümer ein 
rechtliches Intereſſe an dem Fortbeſtehen des Nießbrauchs hat. 

$ 1064. Zur Aufhebung des Nießbrauchs an einer beweglichen 4. Aufhebung d. Nieß⸗ 
Sache durch Rechtsgeſchäft genügt die Erklärung des Nießbrauchers e 
gegenüber dem Eigenthümer oder dem Beſteller, daß er den Nießbrauch 
aufgebe. 

$ 1065. Wird das Recht des Nießbrauchers beeinträchtigt, jo 8. glageſchus des Mich 
finden auf die Anſprüche des Nießbrauchers die für die Anſprüche brauchers. 
aus dem Eigenthume geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

8 1066. Beſteht ein Nießbrauch an dem Antheil eines Miteigen⸗ 11. Nießbrauch an dem An 
thümers, ſo übt der Nießbraucher die Rechte aus, die fih aus der theile gines Mitigen- 
Gemeinſchaft der Miteigenthümer in Anſehung der Verwaltung der i 
Sache und der Art ihrer Benutzung ergeben. 

Die Aufhebung der Gemeinſchaft kann nur von dem Miteigen⸗ 
thümer und dem Nießbraucher gemeinſchaftlich verlangt werden. 

Wird die Gemeinſchaft aufgehoben, ſo gebührt dem Nießbraucher 
der Nießbrauch an den Gegenſtänden, welche an die Stelle des An⸗ 
theils treten. 


§ 1063. 1. Da der Nießbrauch nicht übertragbar iſt (§ 1059), ſo kann 
die Konſolidation nur in der Weiſe erfolgen, daß der Nießbraucher das 
Eigenthum erlangt. 

2. Ein Beiſpiel für Abſ. 2 bildet der Fall, daß eine mit einem Nieß⸗ 
brauche belaſtete Sache von dem Eigenthümer für die Schuld eines Dritten 
verpfändet wird (§ 1205 Abſ. 2). Erlangt nunmehr der Nießbraucher Eigen⸗ 
thum, ſo würde bei Erlöſchen des Nießbrauchs nach Abſ. 1 der Nießbrauch 
der Realiſirung des Pfandrechts nicht mehr im Wege ſtehen. Nach Abſ. 2 
gilt der Nießbrauch im Intereſſe des nunmehrigen Eigenthümers als fort⸗ 
beſtehend. — Vgl. § 1256. — Zuſammentreffen von Pfandrecht und Nieß⸗ 
brauch § 1242. 

3. Für Nießbrauch an Grundſtücken vgl. § 889. 

$ 1064. 1. Vgl. $ 875. Die Erklärung ift eine einſeitige Willenserklärung 
(Wirkſamwerden $ 150). 

2. Einer Annahme der Erklärung bedarf es nicht. Vgl. § 305 Note 1. 

3. Wegen Auseinanderfallens der Perſonen des Eigenthümers und des 
Beſtellers vgl. § 1058 Note 2. 

8 1065. 1. Vgl. die Bemerkungen zu 8 1227. — Dinglicher Herausgabe: 
anſpruch § 985 ff. Dem Nießbraucher kommen insbeſondere auch die An⸗ 
ſpruͤche wegen der Nutzungen aus SS 987 ff. zu. Andererſeits hat der Be⸗ 
ſitzer gegen ihn den Anſpruch wegen Verwendungen 88 994 ff., 1041—1049. 

2. Negatoriſcher Anſpruch $$ 1004; 1027. Anſpruch auf Berichtigung des 
Grundbuchs 88 894 ff. 

3. Abholungsanſpruch § 1005. 

4. Anſpruch aus früherem Beſitze § 1007. 

5. Geltendmachung des Rechtes aus einem Mehreren gemeinſchaftlich zu⸗ 
ſtehenden Nießbrauche durch einen Nießbraucher § 1011. 

6. Beſitzſchutz vgl. zu $$ 861 f., 868 f. 

7. Vermuthung für die Exiſtenz des eingetragenen Nießbrauchs § 89]. 

81066. I. Nießbrauch an dem Antheil eines Miteigenthümers. 

1, (Abf. 1.) Wegen der aus der Gemeinſchaft in Anſehung der Verwaltung 


und Nutzung ſich ergebenden Rechte 88 741 ff.; 1008 ff. — Der Miteigen⸗ 


III. Nießbrauch an ver- 
brauchbaren Sachen. 
(Quasiususfructus.) 


1. Zulaſſigkeit. 
2. Allgemeine Regelung. 
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§ 1067. Sind verbrauchbare Sachen Gegenſtand des Nießbrauchs, 
ſo wird der Nießbraucher Eigenthümer der Sachen; nach der Beendi⸗ 
gung des Nießbrauchs hat er dem Beſteller den Werth zu erſetzen, 
den die Sachen zur Zeit der Beſtellung hatten. Sowohl der Beſteller 
als der Nießbraucher kann den Werth auf ſeine Koſten durch Sach⸗ 
verſtändige feſtſtellen laſſen. 

Der Beſteller kann Sicherheitsleiſtung verlangen, wenn der Anſpruch 
auf Erſatz des Werthes gefährdet iſt. 


II. Nießbrauch an Rechten. 


§ 1068. Gegenſtand des Nießbrauchs kann auch ein Recht fein. 

Auf den Nießbrauch an Rechten finden die Vorſchriften über den 
Nießbrauch an Sachen entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus 
den §§ 1069 bis 1084 ein Anderes ergiebt. 


thümer, deſſen Antheil mit dem Nießbrauche belaſtet iſt, bleibt den Thell⸗ 
nehmern gegenüber hinſichtlich des aus der Gemeinſchaft ſich ergebenden 
Schul dverhältniſſes Gläubiger und Schuldner. Inwieweit ihm gegenüber 
der Nießbraucher zur Erfüllung der ſich aus der Gemeinſchaft ergebenden 
Verpflichtungen verbunden iſt, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des Nieß⸗ 
brauchs (z. B. $$ 1041, 1045, 1047). 

2. (Abſ. 2.) Anſpruch anf Aufhebung der Gemeinſchaft §§ 749 ff., 1010. 

3. (Abſ. 3.) Vgl. §§ 752 ff. Bei Aufhebung der Gemeinſchaft tritt an die 
Stelle des Antheils als Gegenſtand des Nießbrauchs ein gegen die Miteigen⸗ 
thümer ſich richtendes Forderungsrecht auf Auskehrung des Naturalantheils 
oder des antheiligen Kaufſchillings, Auf den Nießbrauch an dieſem Forde⸗ 
rungsrechte finden §§ 1068 ff., 1074 f. Anwendung. 

II. Gemeinſchaftlicher Nießbrauch an einer Sache fällt nicht unter $ 1066. 
Der Nießbrauch ſteht als gemeinſchaftlicher Gegenſtand i. S. der 8$ 741 ff. 
den Nießbrauchern als Theilhabern der Gemeinſchaft zu. Das Rechtsver⸗ 
hältniß richtet fih nach §§ 741 ff. 

III. Wegen der Beſtellung eines Nießbrauchs an einem Geſellſchaftsan⸗ 
theile vgl. zu § 1069. 

§ 1067. 1. Verbrauchbar find diejenigen Sachen ($ 92), deren beſtim⸗ 
mungsgemäßer Gebrauch in Verbrauch oder in Veräußerung beſteht, 
inſonderheit alſo die zu einem Waarenlager gehörenden Sachen. — Wegen 
Nießbrauchs an einem Handelsgeſchäfte vgl. HGB. § 22. 

2. Der Eigenthumsübergang erfolgt mit der nach § 1032 zu bewirkenden 
Beſtellung des Nießbrauchs. Zu dieſem Zeitpunkte geht die Gefahr auf den 
Nießbraucher über. 

3. Gläubiger des Rückgewähranſpruchs iſt der Beſteller, d. i. derjenige, 
welcher an den (gutgläubigen) Empfänger geleiſtet hat, ohne Rückſicht darauf, 
ob er Eigenthümer war oder nicht. Die Rückgewähr geht auf Wertherſatz, 
nicht auf Naturalreſtitution. à 

4. Auf das Schuldverhältniß zwiſchen Nießbraucher und Beſteller finden 
die Vorſchriften des 2. Buches Anwendung. 
$ 105 8 Verfahren bei der Werthfeſtſtellung FrG. § 164, abgedruckt zu 

6. Wegen der dispoſitiven Natur des § 1067 vgl. Mot. III S. 534. 


§ 1068. 1. Wegen der Regelung des Nießbrauchs an Rechten im 
Sachenrechte vgl. Borb. zum III. Buche Note A. Die entſprechende An- 
wendung der Vorſchriften über den Sachnießbrauch ergiebt, 

a. daß der Nießbraucher ein unmittelbares Recht an dem dem Nieß⸗ 
brauch unterworfenen Rechte hat; 
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§ 1069. Die Beſtellung des Nießbrauchs an einem Rechte erza. 
folgt nach den für die Uebertragung des Rechtes geltenden Vorſchriften. 

An einem Rechte, das nicht übertragbar iſt, kann ein Nießbrauch 
nicht beſtellt werden. 

8 1070. Sit ein Recht, kraft deffen eine Leiſtung gefordert werden 4 
kann, Gegenſtand des Nießbrauchs, ſo finden auf das Rechtsverhältniß 
zwiſchen dem Nießbraucher und dem Verpflichteten die Vorſchriften 
entſprechende Anwendung, welche im Falle der Uebertragung des 
Rechtes für das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Erwerber und dem 
Verpflichteten gelten. 

Wird die Ausübung des Nießbrauchs nach § 1052 einem Ver⸗ 
walter übertragen, ſo iſt die Uebertragung dem Verpflichteten gegen⸗ 
über erſt wirkſam, wenn er von der getroffenen Anordnung Kenntniß 
erlangt oder wenn ihm eine Mittheilung von der Anordnung zuge⸗ 
ſtellt wird. Das Gleiche gilt von der Aufhebung der Verwaltung. 


b. daß der Nießbraucher nicht nur obligatoriſch dem Beſteller gegenüber, 
ſondern jedem Dritten gegenüber ſoweit berechtigt iſt, als der Inhalt 
des Nießbrauchs es mit ſich bringt. 

2. Die beiderſeitigen Befugniſſe des Beſtellers und des Nießbrauchers zur 
Verfügung über das belaſtete Recht ſind inſoweit eingeſchränkt, als es zur 
Ausſchließung einer Gefährdung des anderen Theiles erforderlich ift. Vgl. 
§§ 1071, 1074, 1075, 1077 ff. 

3. Aus der Unmittelbarkeit des dem Nießbraucher zuſtehenden Rechtes folgt 
auch, daß Anſprüche gegen Dritte, welche zu den Nutzungen des dem ghe 
brauch unterliegenden Rechtes gehören (z. B. ein Bezugsrecht) von dem Niek- 
braucher ohne beſondere Abtretung erworben werden. Vgl. E. I § 1026 
Mot. III S. 542. 

4. Früchte und Nutzungen eines Rechtes §§ 99 f. 


§ 1069. 1. Uebertragung der Forderung $$ 398 ff., anderer Rechte § 413. 
Hypothekenforderung § 1154, Grund: und Rentenſchuld §§ 1192, 1199. — 
Inhaberpapiere, Orderpapiere mit Blankoindoſſement § 1081. 

2. Unübertragbare Rechte § 399 Note I; vgl. auch § 1274 Abſ. 2. — Un⸗ 
übertragbarkeit des Nießbrauchs § 1059. 

3. Bei den obligatoriſchen Rechten iſt die Ausſchließung der Uebertragung 
nur dispoſitiv. Mit Einwilligung der Intereſſenten kann deshalb, ebenſo 
wie die Uebertragung, ſo auch die Beſtellung eines Nießbrauchs erfolgen, 
3. B. am Geſellſchaftsantheile mit Einwilligung der Geſellſchafter. e 

4. Ob eine nach § 1069 unzuläſſige Nießbrauchsbeſtellung als obliga⸗ 
toriſcher Vertrag aufrecht zu erhalten iſt, welcher den Beſteller verpflichtet, 
dem Nießbraucher das zu gewähren, was er bei Gültigkeit der Beſtellung 
haben würde, ift eine nach § 140 zu beurtheilende Auslegungsfrage. 


8 1070. 1. Rechte, kraft deren eine Leiſtung gefordert werden kann, 
ſind nicht nur die Forderungsrechte, ſondern z. B. auch die Grundſchuld, 
(vgl. Abſchnittvorb. vor § 1113 Note B II). 

2. Die Faſſung iſt allgemein gehalten und nicht nur auf die bei der 
Uebertragung der Forderung ($$ 404—409) zu Gunſten des Leiſtungsver⸗ 
pflichteten aufgeſtellten Schutzvorſchriften beſchränkt, um auch die entſprechende 
Anwendbarkeit anderer Vorſchriften, z. B. derjenigen über die Uebertragung 
der Rechte aus indoſſablen (HGV. § 365, WechſO. Art. 36) oder Inhaber⸗ 
papieren ſicherzuſtellen. 

3. Ausgleich zwiſchen dem materiell Berechtigten und dem dem Schuldner 
gegenüber formell Legitimirten § 816 Abſ. 2. 

H. Neumann, Handausgabe des BGB. J. 3. Aufl. 44 


Beſtellung. 


Rechtsverhältniß zwiſch. 
dem Nießbraucher u. d. 
Leiſtungspflichtigen. 
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Berfügung über has $ 1071. Ein dem Nießbrauch unterliegendes Recht kann durch 
lues Kehr Rechtsgeſchäft nur mit Zuſtimmung des Nießbrauchers aufgehoben 
werden. Die Zuſtimmung iſt demjenigen gegenüber zu erklären, zu 
deſſen Gunſten ſie erfolgt; ſie iſt unwiderruflich. Die Vorfchrift des 
§ 876 Satz 3 bleibt unberührt. 
Das Gleiche gilt im Falle einer Aenderung des Rechtes, ſofern 
ſie den Nießbrauch beeinträchtigt. 
8. Vereinigung v. Nieß⸗ G 1072. Die Beendigung des Nießbrauchs tritt nach den Vor⸗ 
eee der 88 1063, 1064 auch dann ein, wenn das dem Nieß⸗ 
brauch unterliegende Recht nicht ein Recht an einer beweglichen Sache iſt. 
7. Nießbrauch an einer § 1073. Dem Nießbraucher einer Leibrente, eines Auszugs oder 
n eines ähnlichen Rechtes gebühren die einzelnen Leiſtungen, die auf 
Grund des Rechtes gefordert werden können. 
8. Nießbrauch an unver- § 1074. Der Nießbraucher einer Forderung iſt zur Einziehung 
„‚sinslicher Gorderung- der Forderung und, wenn die Fälligkeit von einer Kündigung des 
Sonftige Verfügung. Gläubigers abhängt, zur Kündigung berechtigt. Er hat für die ord⸗ 
nungsmäßige Einziehung zu ſorgen. Zu anderen Verfügungen über 
die Forderung iſt er nicht berechtigt. 


s 


$ 1071. 1. Wenn der Gegenſtand des Nießbrauchs ein Recht an einem 
Grundſtück ift (3. B. eine Hypothek), jo findet § 876 Anwendung. — Nach 
1 Satz 3 kann die Zuſtimmung auch dem Grundbuchamte gegenüber er⸗ 
olgen. 
| 2. Im Uebrigen vgl. zu $ 876, welchem derſelbe Gedanke wie dem § 1071 
zu Grunde liegt, und > Abſ. 2. 

3. Konvaleſcenz $ 185. 

4. Iſt dem Schuldner die Beſtellung des Nießbrauchs nicht bekannt, ſo 
kann die Aufhebung des Rechtes gemäß $$ 1070, 407 auch ohne die Zu⸗ 
ſtimmung des Nießbrauchers wirkſam erfolgen. In dieſem Falle findet Aus: 
gleich gemäß § 816, bei unentgeltlicher Aufhebung des Rechtes gemäß § 816 
Abſ. 1 Satz 2 ſtatt. 

8 1072. 1. Die Vorſchrift ſtellt außer Zweifel, daß, wenn der Nießbrauch 
an liegenſchaftlichen Rechten beſteht, nicht die 5 876, 889, ſondern die 
88 1063 (Konfuſion), 1064 (rechtsgeſchäftliche Aufhebung des Nießbrauchs) 
Anwendung finden. Es tritt alſo Beendigung des Nießbrauchs an einem 
Rechte an einem Grundſtücke (nicht an dem Grunoftüde ſelbſt), ohne 
Löſchung des Nießbrauchs im Grundbuch ein. Vgl. § 876 Note II, § 889 
Note 3. 

2. Berichtigung des Grundbuchs $ 894, GO. § 27 Abſ. 2, abgedruckt zu 
§ 875 Note II. 

§ 1073. 1. Leibrente vgl. s$ 159—761. Vgl. insbeſondere die Titelvorb. 
vor § 759 Note 5. 

2. Zu den ähnlichen Rechten des § 1073 gehört insbeſondere auch die 
Reallaſt ($$ 1105 ff.) und die Rentenſchuld (§§ 1199 ff.). 

$ 1074. 1. Die Vorſchrift bezieht fih nur auf nicht verzinsbare 
Forderungen, welche nur als Mittel zur Erlangung eines nutzbaren Gegen⸗ 
ſtandes, nicht aber als nutzbarer Gegenſtand ſelbſt in Betracht kommen 
können. — Wegen verzinslicher Forderungen §§ 1076 ff. 

2. § 1074 ſetzt feſt 
a das Einziehungsrecht des Nießbrauchers Satz 1; 

b. die Einziehungspflicht des Nießbrauchers Satz 2. 

Zur Einziehung gehört das Wahlrecht (§§ 262 ff.); die Kündigung und 

Entgegennahme derſelben; die Geltendmachung von Nebenrechten (Bürg⸗ 
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$ 1075. Mit der Leiſtung des Schuldners an den Nießbraucher 
erwirbt der Gläubiger den geleiſteten Gegenſtand und der Nießbraucher 
den Nießbrauch an dem Gegenſtande. 

Werden verbrauchbare Sachen geleiſtet, ſo erwirbt der Nießbraucher 
das Eigenthum; die Vorſchriften des § 1067 finden entſprechende 
Anwendung. 

§ 1076. Iſt eine auf Zinſen ausſtehende Forderung Gegenſtand 
des Nießbrauchs, To gelten die Vorſchriften der SS 1077 bis 1079. 

8 1077. Der Schuldner kann das Kapital nur an den Nieß⸗ 
braucher und den Gläubiger gemeinſchaftlich zahlen. Jeder von beiden 
kann verlangen, daß an ſie gemeinſchaftlich gezahlt wird; jeder kann 
ſtatt der Zahlung die Hinterlegung für beide fordern. 

Der Nießbraucher und der Gläubiger können nur gemeinſchaftlich 
kündigen. Die Kündigung des Schuldners iſt nur wirkſam, wenn 
ſie dem Nießbraucher und dem Gläubiger erklart wird. 


ſchaft ꝛc.) vgl. $$ 1069, 401. — Der Nießbrauch erſtreckt fih gemäß § 952 
auch auf die über das Recht beſtehenden Urkunden. 

3. Inſoweit der Nießbraucher berechtigt iſt, iſt das entſprechende Recht 
des Gläubigers ausgeſchloſſen. 

4. (Satz 3.) Der Nießbraucher iſt inſonderheit nicht zu Erlaß und Auf⸗ 
rechnung berechtigt. 

5. Tritt an die Stelle der geſchuldeten Leiſtung ein Schadenserſatzanſpruch, 
0 unterliegt dieſer anſtatt der urſprünglichen Forderung dem Nießbrauche 
(Mot.). 

6. Nach Prot. II. Leſung iſt der Nießbraucher einer auf Uebertragung des 
Eigenthums oder auf Begründung eines ſonſtigen Rechtes an einem Grunde 
ſtücke gerichteten Forderung auf Grund des § 1074 ermächtigt, das Recht 
für den Gläubiger zu erwerben und die zu dieſem Zwecke erforderlichen Er⸗ 
klärungen abzugeben, und berechtigt, vom Gläubiger diejenigen Erklärungen 
zu verlangen, welche zu ſeiner, des Nießbrauchers, Legitimation nach for⸗ 
melem Grundbuchrecht erforderlich find. Mit Rückſicht hierauf ift E I § 1029 
Abſ. 2 geſtrichen. 

§ 1075. 1. Nicht verbrauchbare Sachen. 

a. Fahrniß. Vorausgeſetzt wird, daß die Erforderniſſe des § 1032 vor⸗ 


liegen. 
b. a enfoafttine Rechte; vgl. § 873 Note B II 2b“ und § 1074 Note 6. 

2. Verbrauchbare Sachen vgl. § 1067. 

5 § 1076. 1. Die Vorſchriften der §§ 1076 —1079 find dis poſitiver 
tatur. 

2. Eine auf Zinſen ausſtehende Forderung im Sinne dieſer Bor- 
Schriften wird regelmäßig bei rechtsgeſchäftlich begründeter Zinspflicht vor: 
liegen. Ob auch eine nach geſetzlicher Vorſchrift verzinsliche Forderung (ogl. 
§ 246 Note 1) hierunter fallen ſoll, iſt Thatfrage, welche regelmäßig zu ver⸗ 
nenen fein wird, wenn die Zinspflicht lediglich auf Leiſtungsverzug (§ 288) 

eruht. 

3. Wegen Amortiſationsquoten § 248 Note 3. 

4. Nach den Vorſchriften der §§ 1076—1079 findet — entgegen der Bor: 
ſchrift des § 1075 Abf. 2 — zwecks Sicherung des Beſtellers nach Einziehung 
der Forderung eine Umwandlung des Nießbrauchs an der auf Zinſen aus⸗ 
ſtehenden Forderung in einen Quaſtuſusfruktus nicht ftatt. 

5. Vertheilung der Zinſen zwiſchen Nießbraucher und Eigenthümer pro 
rata temporis §§ 99 Abſ. 3, 101 Nr. 2. 

6. Beſtellung des Nießbrauchs § 1069. 

44 * 


b. Surrogirung des 
Leiſtungsgegen⸗ 
ſtandes. 


9. Nießbrauch an ver⸗ 
zinslicher Forderung. 


a. Zahlung und Kün⸗ 
digung. 


1 


— 
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b. Gegenjeitige Mit. § 1078. Iſt die Forderung fällig, fo ſind der Nießbraucher 
ee u ln und der Gläubiger einander verpflichtet, zur Einziehung mitzuwirken. 
digung. Hängt die Fälligkeit von einer Kündigung ab, ſo kann jeder Theil 

die Mitwirkung des anderen zur Kündigung verlangen, wenn die Ein⸗ 
ziehung der Forderung wegen Gefährdung ihrer Sicherheit nach den 
Regeln einer ordnungsmäßigen Vermögensverwaltung geboten iſt. 

e. Wiederanlegung des § 1079. Der Nießbraucher und der Gläubiger ſind einander 

Eye verpflichtet, dazu mitzuwirken, daß das eingezogene Kapital nach den 
für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften verzinslich 
angelegt und gleichzeitig dem Nießbraucher der Nießbrauch beſtellt 
wird. Die Art der Anlegung beſtimmt der Nießbraucher. 


„Nießbrauch an Grund- K 1080. Die Vorſchriften über den Nießbrauch an einer Forde⸗ 


und Renkenſchuld. rung gelten auch für den Nießbrauch an einer Grundſchuld und an 
einer Rentenſchuld. 


Mießbrauch an Im § 1081. Iſt ein Inhaberpapier oder ein Orderpapier, das mit 


en Blankoindoſſament verſehen ift, Gegenſtand des Nießbrauchs, jo ſteht 
. Nein hum Beſtze. der Beſitz des Papiers und des zu dem Papiere gehörenden Erneue⸗ 
rungsſcheins dem Nießbraucher und dem Eigenthümer gemeinſchaftlich 
zu. Der Beſitz der zu dem Papiere gehörenden Zins⸗, Renten⸗ oder 
Gewinnantheilſcheine ſteht dem Nießbraucher zu. 
b. Beſtellung durch Zur Beſtellung des Nießbrauchs genügt an Stelle der Uebergabe 
Gräuming de des Papiers die Einräumung des Mitbeittes. 


§ 1077. 1. Die Vorſchriften betreffen die Verfügung über die Forderung. 
Vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5. 

2. Wirkſame Vornahme der Verfügung durch einen der Verfügungs⸗ 
berechtigten 
a. mit Einwilligung des Anderen $$ 185 Abſ. 1, 182 ff. Zurückweiſung der 

Kündigung Mangels urkundlicher Vorlegung der Einwilligungserklärung 

8 182 Abſ. 3; 
b. Konvaleſcenz § 185 Abſ. 2. 

3. Vgl. § 432. 

4. Hinterlegung §§ 372 ff. 

5. Aenderung des Forderungsinhalts außerhalb der Fälle des $ 1077 
vgl. § 1071 Abſ. 2. 


$ 1078. Zuwiderhandlung gegen die Verpflichtungen aus § 1078 be⸗ 
gründet Schadenserſatzpflicht gemäß §$ 275 ff., 249 ff. 


S 1079. 1. Anlegung von Mündelgeld §§ 1807 f. 
2. Beſtellung des Nießbrauchs SS 1032, 1069. 


1080. Die Vorſchrift trägt dem Umſtande Rechnung, daß bei Grund⸗ 

und Rentenſchuld keine perſönliche Forderung beſteht. 

§ 1081. 1. 55 1081—1084 beziehen ſich auf eigentliche Inhaberpapiere 
(Schuldverſchreibungen auf den Inhaber SS 793 ff.; Inhaberaktien HGB. 
§§ 179, 183), und auf Orderpapiere mit Blankoindoſſament (vgl. HGB. 
X 363, WechſOrd. Artt. 9 ff., 36, 74). Auf den Nießbrauch an den Legitima⸗ 
tionspapieren des § 808 finden die fonftigen Vorſchriften über den Nieß⸗ 
brauch an Forderungen, nicht die §§ 1081 ff. Anwendung. 

2. (Abſ. 2.) Beſtellung des Nießbrauchs § 1069. Gemeinſchaftlicher Beſitz 
val. §§ 866, 1206. 

3. Vertheilung der Zinſen und Gewinnantheile pro rata temporis ergiebt 
§ 101 Nr. 2. 


V. Abſchn. Dienſtbarkeiten. 2. Tit. Nießbrauch. III. N.a. e. Vermögen. 693 


$ 1082. Das Papier ift nebſt dem Erneuerungsſchein auf Ver⸗ 
langen des Nießbrauchers oder des Eigenthümers bei einer Hinter⸗ 
legungsſtelle mit der Beſtimmung zu hinterlegen, daß die Heraus⸗ 
gabe nur von dem Nießbraucher und dem Eigenthümer gemeinſchaftlich 
verlangt werden kann. Der Nießbraucher kann auch Hinterlegung 
bei der Reichsbank verlangen. 

§ 1083. Der Nießbraucher und der Eigenthümer des Papiers 
find einander verpflichtet, zur Einziehung des fälligen Kapitals, zur 
Beſchaffung neuer Zins⸗, Renten⸗ oder Gewinnantheilſcheine ſowie 
zu ſonſtigen Maßnahmen mitzuwirken, die zur ordnungsmäßigen Ver⸗ 
mögensverwaltung erforderlich ſind. 

Im Falle der Einlöſung des Papiers finden die Vorſchriften des 
$ 1079 Anwendung. Eine bei der Einlöfung gezahlte Prämie gilt 
als Theil des Kapitals. 

§ 1084. Gehört ein Inhaberpapier oder ein Orderpapier, das 
mit Blankoindoſſament verſehen iſt, nach § 92 zu den verbrauchbaren 
Sachen, ſo bewendet es bei den Vorſchriften des § 1067. 


III. Nießbrauch an einem Vermögen. 


§ 1085. Der Nießbrauch an dem Vermögen einer Perſon kann 
nur in der Weiſe beſtellt werden, daß der Nießbraucher den Nieß⸗ 
brauch an den einzelnen zu dem Vermögen gehörenden Gegenſtänden 
erlangt. Soweit der Nießbrauch beftellt iſt, gelten die Vorſchriften 
der $$ 1086 bis 1088. 


§ 1082. 1. Der Beſitz der Zins⸗, Renten: Gewinnantheilſcheine ſteht 
dem Nießbraucher zu, § 1081. 

2. Hinterlegung bei der Hinterlegungsſtelle vgl. EG. Artt. 144 ff. 
Preussen | Beſtimmungen über Hinterlegung bei anderen Verwahrungs⸗ 

| ſtellen Art. 85 AG. z. BGB. 

3. Auch die Hinterlegung bei der Reichsbank hat auf Verlangen des Nieß⸗ 
brauchers mit der Beſtimmung gemeinſchaftlicher Abhebung zu erfolgen. 

4. Natürlich können ſich Nießbraucher und Eigenthümer auch über eine 
andere Art der Aufbewahrung, z. B. bei einem als Treuhänder fungirenden 
Bankier einigen. 


1083. 1. Vgl. $ 1078. 
J. Andere als bei der Einlöſung gezahlte Prämien, 3. B. Konver⸗ 
tirungsprämien, welche als eine Form der Zinsvergütung anzuſehen ſind, 
gehören nicht zum Kapital und fallen dem Nieß braucher zu. (Prot. II. Leſung.) 


§ 1084. 1. Die Verbrauchbarkeit kann namentlich auch durch die Zuge⸗ 
hörigkeit zu einem Waarenlager begründet fein; § 92 Abſ. 2. 
2. § 1067 Quaſtuſusfruktus. 


§ 1085. 1. Der obligatoriſche Vertrag auf Beſtellung des Nießbrauchs 
an dem gegenwärtigen Vermögen oder an einem Bruchtheile des⸗ 
ſelben bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung § 311. 

2. Nichtigkeit des obligatoriſchen Vertrags auf Beſtellung des Nießbrauchs 
0 zukünftigen Vermögen oder an einem Bruchtheile deſſelben 

3. Die Beſtellung ſelbſt kann wirkſam nur an den einzelnen Gegenftänden 
erfolgen $$ 1085, 1032, 1067, 1069 Abf. 2, 1081 Abſ. 2. 


c. Hinterlegung des 
Papiers. 


d. Gegenſeitige Mit⸗ 
wirkungspflicht bei 
der Verwaltung u. 
Wiederanlegung. 


e. Verbrauchbarkeit. 


J. Beſtellung. 
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2 Augrifäcechtber Old § 1086. Die Gläubiger des Beſtellers können, ſoweit ihre Forde⸗ 
weben der ver der rungen vor der Beſtellung entſtanden find, ohne Rückſicht auf den 


enn e Nießbrauch Befriedigung aus den dem Nießbrauch unterliegenden 


rungen. Gegenſtänden verlangen. Hat der Nießbraucher das Eigenthum an 
verbrauchbaren Sachen erlangt, ſo tritt an die Stelle der Sachen 
der Anſpruch des Beſtellers auf Erſatz des Werthes; der Nieß⸗ 
braucher iſt den Gläubigern gegenüber zum ſofortigen Erſatze verpflichtet. 


3. Befriebigung dtn 8 1087. Der Beſteller kann, wenn eine vor der Beſtellung ent- 
pure den Beſeler. ſtandene Forderung fällig iſt, von dem Nießbraucher Rückgabe der 


zur Befriedigung des Gläubigers erforderlichen Gegenſtände ver⸗ 
langen. Die Auswahl ſteht ihm zu; er kann jedoch nur die vor⸗ 
zugsweiſe geeigneten Gegenſtände auswählen. Soweit die zurück⸗ 
gegebenen Gegenſtände ausreichen, iſt der Beſteller dem Nießbraucher 
gegenüber zur Befriedigung des Gläubigers verpflichtet. 
v. durch den Nieß⸗ Der Nießbraucher kann die Verbindlichkeit durch Leiſtung des ge⸗ 
R ſchuldeten Gegenſtandes erfüllen. Gehört der geſchuldete Gegenſtand 
nicht zu dem Vermögen, das dem Nießbrauch unterliegt, ſo iſt der 
Nießbraucher berechtigt, zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers 
einen zu dem Vermögen gehörenden Gegenſtand zu veräußern, wenn 


§ 1086. I. Die vor der Nießbrauchsbeſtellung entſtandenen Schulden 
des Beſtellers. 

1. Die Liquidation des Vermögens liegt in erſter Linie dem Beſteller des 
Nießbrauchs ob. Die Mittel zur Tilgung der vor der Nießbrauchsbeſtellung 
entſtandenen Schulden ſind dem Beſteller von dem Nießbraucher gemäß 
§ 1087 zu gewähren. 

2. Die Anfechtung der Nießbrauchsbeſtellung durch die Gläubiger des Be⸗ 
155 9144. ſich nach dem Anfechtungsgeſetze vom 21. Juli 1879, abgedruckt 

nter $ : 

i ea Be Zugriff der Gläubiger ohne Rückſicht auf die Nießbrauch⸗ 
eſtellung. 

CPO. 8 737. Bei dem Niessbrauch an einem Vermögen ist wegen der vor 
der Bestellung des Niessbrauchs entstandenen Verbindlichkeiten des Bestellers 
die Zwangsvollstreckung in die dem Niessbrauch unterliegenden Gegenstände 
ohne Rücksicht auf den Niessbrauch zulässig, wenn der Besteller zu der Leistung 
und der Niessbraucher zur Duldung der Zwangsvollstreckung verurtheilt ist. 

Das Gleiche gilt bei dem Niessbrauch an einer Erbschaft für die Nachlass- 
verbindlichkeiten. 

$ 738. Ist die Bestellung des Niessbrauchs an einem Vermögen nach der 
rechtskräjtigen Feststellung einer Schuld des Bestellers erfolgt, so finden auf die 
Ertheilung einer in Ansehung der dem Niessbrauch unterliegenden Gegenstände 
vollstreckbaren Ausfertigung des Urtheils gegen den Niessbraucher die Vorschriften 
der §§ 727, 730—732 entsprechende Anwendung. 

Das Gleiche gilt bei dem Niessbrauch an einer Erbschaft für die Ertheilung 
einer vollstreckbaren Ausfertigung des gegen den Erblasser ergungenen Urtheils. 

Nach CPO. § 794 Ab}. 2 bedarf es keiner Verurtheilung des Nießbrauchers 
zur Duldung der Zwangsvollſtreckung (CPO. § 737), wenn er fih gemäß 
CRO. § 794 Abſ. 1 Nr. 5 der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen 
hat. Vgl. ferner CPO. $ 750 Abſ. 2. 

4. Erlangung des Eigenthums an verbrauchbaren Sachen $$ 1067, 1075. 

II. Nießbrauch an einem Hanudelsgeſchäfte. 

1. Firmenführung HGB. § 22. 

2. Schuldenhaftung des Nießbrauchers HGB. § 25, abgedruckt zu § 419. 
Vgl. ferner Erwerbsgeſchäft unter elterlicher Verwaltung § 1655. 
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die Befriedigung durch den Beſteller nicht ohne Gefahr abgewartet 
werden kann. Er hat einen vorzugsweiſe geeigneten Gegenſtand aus⸗ 
zuwählen. Soweit er zum Erſatze des Werthes verbrauchbarer 
Sachen verpflichtet iſt, darf er eine Veräußerung nicht vornehmen. 

§ 1088. Die Gläubiger des Beſtellers, deren Forderungen ſchon 
zur Zeit der Beſtellung verzinslich waren, können die Zinſen für 
die Dauer des Nießbrauchs auch von dem Nießbraucher verlangen. 
Das Gleiche gilt von anderen wiederkehrenden Leiſtungen, die bei 
ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften des Vermögens 
beſtritten werden, wenn die Forderung vor der Beſtellung des Nieß⸗ 
brauchs entſtanden iſt. 

Die Haftung des Nießbrauchers kann nicht durch Vereinbarung 
zwiſchen ihm und dem Beſteller ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. 

Der Nießbraucher iſt dem Beſteller gegenüber zur Befriedigung 
der Gläubiger wegen der im Abſ. 1 bezeichneten Anſprüche ver⸗ 
pflichtet. Die Rückgabe von Gegenſtänden zum Zwecke der Befrie⸗ 
digung kann der Beſteller nur verlangen, wenn der Nießbraucher 
mit der Erfüllung dieſer Verbindlichkeit in Verzug kommt. 

§ 1089. Die Vorſchriften der $$ 1085 bis 1088 finden auf 
den Nießbrauch an einer Erbſchaft entſprechende Anwendung. 


Dritter Titel. 
Beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten. 


§ 1090. Ein Grundſtück kann in der Weiſe belaſtet werden, 
daß derjenige, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, berechtigt it, 
das Grundſtück in einzelnen Beziehungen zu benutzen, oder daß ihm 
eine ſonſtige Befugniß zuſteht, die den Inhalt einer Grunddienſt⸗ 
barkeit bilden kann (beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit). 

Die Vorſchriften der 8s 1020 bis 1024, 1026 bis 1029, 1061 
finden entſprechende Auwendung. 
EE 


1087. 1. Aus der Rückgabepflicht des Nießbrauchers folgt das Zurück⸗ 
behaltungsrecht des Beſtellers hinſichtlich der zum Zwecke der Berichtigung 
fälliger Schulden nöthigen Gegenſtände §§ 275 f. 

2. Zur Schuldentilgung beſonders geeignet iſt der geſchuldete Gegenſtand, 
bei Geldſchulden alſo baares Geld. ? 

§ 1088. 1. Abi. 1 beruht auf dem Gedanken, daß die Zinſen ebenſo wie 
die bezeichneten wiederkehrenden Leiſtungen (4. B. Renten, Leibrenten, Alten⸗ 
theilspräſtationen) bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften 
des Vermögens zu beſtreiten ſind. 

2. Wegen der perſönlichen Haftung des Nießbrauchers vgl. § 419. 

S 1089. Dal. die entſprechende Beſtimmung CRO. § 738 Abſ. 2 (zu 
g 1086). — Verhältniß der rechtlichen Stellung eines Nießbrauchers und der 
eines Vorerben vgl. zu §§ 2100 ff. Note 2a und 2b. 

s aun 1. Verhältniß der beſchränkten perſönlichen Dienſt⸗ 

arkeit 

a zum Nießbrauche. Der Nießbrauch geht auf die Geſammtheit der 
Nutzungen, unbeſchadet der Ausſchließbarkeit einzelner Nutzungen, & 1030. 
Die perſönliche Dienſtbarkeit geht auf einzelne Nutzungen. Es iſt Aus⸗ 
legungsfrage, ob Nießbrauch oder beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit 
vorliegt, wenn die möglichen Nutzungsarten einzeln aufgezählt find; 


4, Haftung des Niep- 
braucher für die lau- 
fenden Zinſen 

a. gegenüber den Glau⸗ 
bigern. 


b. gegenüber dem Be⸗ 
fteller. 


f. Nießbrauch an einer 
Erbſchaft. 


1. Zuläſſigkeit und In⸗ 
halt der Dienſtbarkeit. 


2. Anwendbare Vor⸗ 
ſchriften. 


E 


. 


* 


. Auslegungsregel für 


den Umfang d. Dienſt⸗ 
barkeit. 


„ Unübertragbarteit. 


Wohnungsrecht. 


696 Drittes Buch. Sachenrecht. 


§ 1091. Der Umfang einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbar⸗ 
keit beſtimmt ſich im Zweifel nach dem perſönlichen Bedürfniſſe des 
Berechtigten. 

§ 1092. Eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit ift nicht über- 
tragbar. Die Ausübung der Dienſtbarkeit kann einem Anderen nur 
überlaſſen werden, wenn die Ueberlaſſung geſtattet iſt. 

§ 1093. Als beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit kann auch das 
Recht beſtellt werden, ein Gebäude oder einen Theil eines Gebäudes 
unter Ausſchluß des Eigenthümers als Wohnung zu benutzen. Auf 
dieſes Recht finden die für den Nießbrauch geltenden Vorſchriften 
der $ 1031, 1034, 1036, des § 1037 Abſ. 1 und der 88 1041, 
1042, 1044, 1049, 1050, 1057, 1062 entſprechende Anwendung. 

Der Berechtigte iſt befugt, ſeine Familie ſowie die zur ſtandes⸗ 
mäßigen Bedienung und zur Pflege erforderlichen Perſonen in die 
Wohnung aufzunehmen. 

Iſt das Recht auf einen Theil des Gebäudes beſchränkt, ſo kann 
der Berechtigte die zum gemeinſchaftlichen Gebrauche der Bewohner 
beſtimmten Anlagen und Einrichtungen mitbenutzen. 


b. zur Grunddienſtbarkeit. Die Grunddienſtbarkeit ift ſubjektiv ding- 
lich (§ 1018). Bei einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit ift eine be⸗ 
ſtimmte Perſon berechtigt. Berechtigt kann auch eine juriſtiſche Perſon 
ſein (insbeſondere z. B. eine Gemeinde). 

2. Die Beſtellung der beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit 
kann nur an Grundſtücken und an den den Grundſtücken gleichgeſtellten 
Rechten (Erbbaurecht § 1017 Abſ. 1; vgl. ferner EG. Artt. 63, 68, 196), nicht 
an beweglichen Sachen erfolgen. Wegen Beſtellung, Aufhebung, Aenderung 
des Rechtsinhalts §§ 873 ff. — Tabularerſitzung $ 900 Abſ. 2. 

. Die zitirten Paragraphen. 

a. Die $$ 1020 — 1024, 1026—1029 gehören dem Rechte der Grunddienſt⸗ 
barkeit an und betreffen: Schonende Ausübung; Unterhaltung von An⸗ 
lagen; rechtsgeſchäftliche Regelung der Unterhaltungspflicht; bauliche 
Anlagen; Verlegung der Ausübung auf einen anderen Theil des Grund⸗ 
ſtücks; Kolliſion mit anderen Rechten an der Sache; Theilung des be⸗ 
laſteten Grundſtücks; petitoriſcher Anſpruch; Erlöſchen bei Verjährung 
des petitoriſchen Anſpruchs; Beſitzſchutz. 

b. § 1061 gehört dem Nießbrauchsrecht an und beſtimmt das Erlöſchen des 
Rechtes mit dem Tode des Berechtigten, bzw. mit dem Erlöſchen der be⸗ 
rechtigten juriſtiſchen Perſon. Die beſchränkte perſönliche Dienſt⸗ 
barkeit ift mithin nicht vererblich. ; 

4. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für die Vorſchriften, welche die Be⸗ 
ſtellung von Dienſtbarkeiten unterſagen und beſchränken oder ihren Inhalt 
näher beſtimmen; EG. Art. 115. 

§ 1091. Die Auslegungsregel des § 1091 wird dahin zu verſtehen 
ſein, daß das Bedürfniß des Haushalts bzw. des Geſchäftsbetriebs mit zu 
berückſichtigen iſt. 

1092. 1. Vgl. zu § 1059. Für die Zwangsvollſtreckung vgl. CPO. 

§ 857, abgedruckt zu $ 1059. 

2. Wegen Nichtvererblichkeit der Dienſtbarkeit vgl. § 1090 Note 3 b. 

3. Eine dem Begründungsakt entſprechende Uebertragung der Ausübung 
kann z. B. auch an die einzelnen Mitglieder einer berechtigten Gemeinde ge⸗ 

ehen. 

I 1093. 1. Das Wohnungsrecht des § 1093 hat die Benutzung der 

Wohnung unter Ausſchluß des Eigenthümers zum Gegenſtande. Die Ge⸗ 
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Hechſter Abſchnitt. 
Morkaufarecht. 


§ 1094. Ein Grundſtück kann in der Weiſe belaſtet werden, 
daß derjenige, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, dem Eigen⸗ 
thümer gegenüber zum Vorkaufe berechtigt iſt. 

Das Vorkaufsrecht kann auch zu Gunſten des jeweiligen Eigen⸗ 
thümers eines anderen Grundſtücks beſtellt werden. 


währung eines bloßen Mitbenutzungsrechts des Berechtigten (Einſitz, Beiſitz) 
iſt im BGB. nicht beſonders geregelt. 

2. Auf das Wohnungsrecht als eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit 
finden außer dem § 1093 auch die §§ 1090—1092, und damit insbeſondere 
ER) 1061 (Erlöſchen des Rechtes mit dem Tode des Berechtigten) An⸗ 
wendung. 

2 Die in § 1093 aufgeführten Paragraphen betreffen: 

§ 1031 Erſtreckung der Rechte auf das Zubehör. 

§ 1034 Feſtſtellung des Zuſtandes. 

§ 1036 Recht zum Beſitze der Sache und Pflicht wirthſchaftlicher Aus⸗ 
übung des Rechtes. 

§ 1037 Xbf. 1 Ausſchluß der Umgeſtaltung und weſentlichen Verände⸗ 
rung der Sache. 

§§ 1041, 1042 Erhaltungs-, Obhuts⸗, Anzeigepflicht des Berechtigten. 

§ 1044 Erforderliche Ausbeſſerungen und Erneuerungen. 

§ 1049 Erſatzanſpruch und Wegnahmerecht wegen Verwendungen. 

§ 1050 Anſprüche wegen Veränderungen und Verſchlechterungen. 

§ 1057 Verjährung der beiderſeitigen Erſatzanſprüche. 

§ 1062 Erſtreckung der Aufhebung des Rechtes an dem Grundſtück auf 
das Zubehör. 

4. Ein Rechtsverhaltniß, aus dem gegenſeitige Rechte und Verbindlich⸗ 
keiten der Parteien (bezüglich der Inſtandhaltung und Vergütung) hervor⸗ 
gehen follen und das nach der Parteipereinbarung den Vorſchriften über die 
Miethe unterſtehen ſoll, iſt nicht Wohnungsrecht, ſondern Miethe und als 
ſolche nicht eintragungsfähig. KG. Jahrb. 24 A 121, OLG. 4 481. 


§ 1094. 1. Vgl. Borb. zu §§ 504—514. In §§ 504 — 514 ift das 
obligatoriſche Vorkaufsrecht geregelt. Hier handelt es fih um die 
dingliche Belaſtung eines Grundſtücks oder Erbbaurechts (§ 1017 Abſ. 1) 
mit Wirkſamkeit gegen Dritte $ 1098. Ein dingliches Vorkaufsrecht an be⸗ 
weglichen Sachen iſt nicht anerkannt. 32 2 y 

2. Die Belaſtung des Grundſtücks kann nicht über den geſetzlichen Inhalt 
des Vorkaufsrechts hinaus erweitert werden. Insbeſondere kann nicht ein 
Vorkaufsrecht mit feſtbeſtimmtem Preiſe beſtellt werden, wie denn auch ein 
dingliches Wiederkaufsrecht ($ 497) nicht zugelaſſen iſt. Ueber die ding⸗ 
liche Sicherung eines obligatoriſchen Vorkaufsrechts bzw. Wiederkaufsrechts 
durch Vormerkung vgl. indep Borb. zu $$ 504—514 Note Ile und Note 1 zu 
§§ 497 bis 503. Preußen hat auf Grund des Vorbehalts in EG. Art. 62 
ein dingliches Wiederkaufsrecht bei Rentengütern. AG. z. BGB. Art. 29. 

3. Für die Beſtellung und Aufhebung des Vorkaufsrechts an einem Grund⸗ 
ſtücke finden die allgemeinen Vorſchriften der §§ 873 ff, für das Rangver⸗ 
hältniß mehrerer Vorkaufsrechte XS 879 ff. Anwendung. — Nicht ausgeſchloſſen 
iſt die Belaſtung des ganzen Grundſtücks mit einem auf einzelne Trenn⸗ 
e beſchränkten Vorkaufsrechte, vgl. $ 1026 u. RINA. 2 104, KG. Jahrb. 
22 D 25. 

4. (Abſ. 2.) Subjektiv⸗dingliches Vorkaufsrecht vgl. §§ 96, 876. 

5. Wiederholentliches Vorkaufsrecht § 1097. 


1. Zuläſſigteit und Inhalt 
des Vorkaufsrechts. 
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2. Lorkaufsrecht a. einem § 1095. Ein Bruchtheil eines Grundſtücks kann mit dem Vor⸗ 
Diteigentgumsantbeile. f aufsrechte nur belaſtet werden, wenn er in dem Antheil eines Mit- 
eigenthümers beſteht. 
. Grftredung auf das § 1096. Das Vorkaufsrecht kann auf das Zubehör erſtreckt 
Grundſtückszubehör. werden, das mit dem Grundſtücke verkauft wird. Im Zweifel iſt an⸗ 
zunehmen, daß ſich das Vorkaufsrecht auf dieſes Zubehör erſtrecken ſoll. 
4. Einmaliges und wie- § 1097. Das Vorkaufsrecht beſchränkt ſich auf den Fall des 
en Vor⸗Verkaufs durch den Eigenthümer, welchem das Grundſtück zur Zeit 
der Beſtellung gehört, oder durch deſſen Erben; es kann jedoch auch 
für mehrere oder für alle Verkaufsfälle beſtellt werden. 
. Neötäverältmiß smi- $ 1098. Das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Berechtigten und 
eee, dem Verpflichteten beſtimmt ſich nach den Vorſchriften der §§ 504 
bis 514. Das Vorkaufsrecht kann auch dann ausgeübt werden, wenn 
das Grundſtück von dem Konkursverwalter aus freier Hand ver⸗ 
kauft wird. 
Lerwirtlichung b. Lor. Dritten gegenüber hat das Vorkaufsrecht die Wirkung einer Vor⸗ 
toujaregis ritten merfung zur Sicherung des durch die Ausübung des Rechtes ent- 
ſtehenden Anſpruchs auf Uebertragung des Eigenthums. 


E 


ou 


fe} 


$ 1095. Sierdurch ift insbeſondere die Möglichkeit gegeben, den Mit⸗ 
eigenthümern ($$ 1008 ff.) ein — geſetzlich ihnen nicht zuſtehendes — Vor⸗ 
kaufsrecht zu ſichern. Vgl. übrigens wegen des geſetzlichen Vorkaufsrechts 
der Miterben §§ 2034 ff. 

§ 1096. Zubehör $$ 97 f. und Bemerkungen daſelbſt. 

§ 1097. Iſt der Inhalt des einmaligen Vorkaufsrechts durch Nichtaus⸗ 
übung oder durch eine die Ausübung nicht geſtattende Art der Veräußerung 
des Grundſtücks z. B. durch Schenkung (vgl. § 504 Note 1, ferner § 507) oder 
durch ſog. Kindskauf (§ 511) erſchöpft, ſo kann die Löſchung des nicht mehr 
beſtehenden Vorkaufsrechts durch Berichtigung des Grundbuchs gemäß § 894 
verlangt werden. Vgl. auch GO. § 22 (zu § 894). 

8 1098. 1. Durch die Beſtellung des dinglichen Vorkaufsrechts entſteht 
ein geſetzliches Schuldverhältniß mit dem aus 8 1098 ſich ergebenden Maxi⸗ 
malinhalte. Verpflichteter iſt der Eigenthümer des Grundſtücks als folder. 

2. Wegen § 504—514 vgl. die Bemerkungen bei denſelben. Hervorzu⸗ 
heben ift, daß die §8 504—514 zwar an ſich dispoſitiver Natur ſind, daß 
dagegen die Rechtsnorm des $ 1098, welche die Maßgeblichkeit der $$ 504—514 
für den Inhalt der dinglichen Vorkaufslaſt beſtimmt, eine zwingende iſt. Der 
Inhalt der auf das Grundſtück zu übernehmenden Belaſtung kann deshalb 
nicht über den Inhalt der SS 504 ff. erweitert werden, auch wenn ſolche Er⸗ 
weiterungen für das obligatoriſche Vorkaufsrecht zugelaſſen ſind. Gegen⸗ 
über den Vorſchriften $$ 1098, 505 Abs. 2 ift die Vorausbeſtimmung des 
Preiſes mit dinglicher Wirkung nicht zuläſſig und deshalb auch nicht ein⸗ 
1 Os G. 4 69. Ermäßigungen der Verpflichtung find hingegen 
nicht ausgeſchloſſen. 

3. Die Zuläſſigkeit der Ausübung des dinglichen Vorkaufsrechts gegen⸗ 
über einem freihändigen Verkaufe durch den Konkursverwalter ift eine Ab⸗ 
weichung von § 512, vgl. daſelbſt. 

4. Wegen Verkaufs in der Zwangsvollſtreckung und wegen anderer Falle 
des Verkaufs im Wege rechtlichen Zwanges vgl. § 512 Note 2 und 3. 

5. (Abſ. 2.) Wegen der Verwirklichung des Vorkaufsrechts gegenüber 
dem Käufer, welcher als Eigenthümer des Grundſtücks eingetragen iſt, vgl. 
88 883 ff, 888, 1100 Note 2. Zur Klagelegitimation des Vorkaufsberechtigten 


genügt zunächſt die Eintragung des Vorkaufsrechts im Grundbuche § 891. 
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§ 1099. Gelangt das Grundſtück in das Eigenthum eines 
Dritten, ſo kann dieſer in gleicher Weiſe wie der Verpflichtete dem 
Berechtigten den Inhalt des Kaufvertrags mit der im $ 510 Abi. 2 
beſtimmten Wirkung mittheilen. 

Der Verpflichtete hat den neuen Eigenthümer zu benachrichtigen, 
ſobald die Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt oder ausgeſchloſſen ift. 

$ 1100. Der neue Eigenthümer kann, wenn er der Käufer oder 
ein Rechtsnachfolger des Käufers iſt, die Zuſtimmung zur Eintragung 
des Berechtigten als Eigentümer und die Herausgabe des Grund- 
ſtücks verweigern, bis ihm der zwiſchen dem Verpflichteten und dem 
Käufer vereinbarte Kaufpreis, ſoweit er berichtigt ift, erſtattet wird. 
Erlangt der Berechtigte die Eintragung als Eigenthümer, ſo kann 
der bisherige Eigenthümer von ihm die Erſtattung des berichtigten 
Kaufpreiſes gegen Herausgabe des Grundſtücks fordern. 


Dem Beklagten ſteht der Gegenbeweis offen, daß das Vorkaufsrecht trotz 
der Eintragung nicht beſteht. 2 

§ 1099. 1. Die Vorſchrift gewahrt dem eingetragenen Eigenthümer 
als ſolchem, auch wenn er nicht der urſprüngliche Käufer, ſondern ein weiterer 
Erwerber iſt, die Befugniß, die Eintrittsfriſt ins Laufen zu ſetzen (§ 510 
Abſ. 2). Dem Käufer ſteht vor Erlangung des Eigenthums dieſe Befugniß 
auf Grund des § 510 Abi. zu. 

2. Die Eintrittäfrift beträgt höchſtens zwei Monate. Eine Verlängerung 
Mien mit dinglicher Wirkung ift nicht zuläffig, vgl. 58 510 Abſ. 2, 1098 

ote 2. 

3. (Zu Abſ. 2.) Der Berechtigte kann nur durch friſtgemäße Erklärung 
dem Verpflichteten gegenüber das Vorkaufsrecht ausüben, § 505. 

4. Unterlaſſung der nach Abſ. 2 vorgeſchriebenen Benachrichtigung macht 
den 1 ſchadenserſatzpflichtig. 

8 1100. Nach §§ 1098, 505 Abſ. 2 kommt mit der Ausübung des Vor⸗ 
kaufsrechts zwiſchen dem Vorkaufsberechtigten und dem Verpflichteten der 
Kauf unter den zwiſchen dem Verpflichteten und ſeinem Käufer vereinbarten 
Beſtimmungen zu Stande. Dem Verkäufer würden demnach zwei Käufer 
gegenüberſtehen, welche ihm aus dem Kaufvertrage berechtigt und verpflichtet 
ſind. Die Rechtslage geſtaltet ſich folgendermaßen: 

1. Uebereignet der Verkäufer das Grundſtuck dem Vorkaufs⸗ 
berechtigten, ſo ſteht dem Anſpruche des Verkäufers gegen den Käufer 
die Einrede des nicht erfüllten Vertrags (8$ 320 ff.) entgegen. Im Uebrigen 
beſtimmen ſich die Rechte des Käufers gegen den Verkäufer gemäß 88 440, 
320—327. Gegen den Vorkaufsberechtigten ſtehen dem Kaufer keine An⸗ 
ſprüche zu. Dies gilt auch, wenn der Verkäufer dem Käufer nur den Beſitz 
des Grundſtücks übertragen hat: § 1100 ſetzt voraus, daß der Käufer oder 
fein Rechtsnachfolger Eigenthümer geworden iſt. 

2 Uebereignet der Verkäufer ohne Rückſicht auf das Vorkaufs⸗ 
recht das Grundſtück dem Käufer, ſo kann der Vorkaufsberechtigte ge⸗ 
mäß ss 1098 Abf. 2, 888 von dem Verkäufer die Auflaſſung des Grund⸗ 
ſtücks und von dem inzwiſchen als Eigenthümer eingetragenen Käufer die 
nach GO. § 19 erforderliche Zuſtimmung zu dieſer Eintragung verlangen. 
Hier ſetzt § 1100 ein, indem er dem Käufer eine Einrede gegenüber den An⸗ 
ſprüchen des Vorkaufsberechtigten auf Erklärung der Zuſtimmung und auf 
Herausgabe des Grundſtücks bis zur Erſtattung des von dem Käufer be⸗ 
richtigten Kaufpreiſes giebt. Die Geltendmachung der Einrede führt zur 
Verurtheilung zur Leiſtung Zug um Zug $ 322. 

3. Satz 2 stellt zugleich klar, daß der Erſtattungsanſpruch des bisherigen 


Eigenthümers (d. i. des Käufers oder feines Rechtsnachfolgers vgl. zu 1) 


7. Eröffnung der Uus- 


übungsfriſt durch den 
neuen Eigenthümer. 


. Benachrichtigungspfl. 


des Verpflichteten. 


Rechtsverhältniß zwi⸗ 


ſchen dem Vorkaufs⸗ 
berechtigten und dem 
als Eigenthümer ein⸗ 
getragenen Käufer. 


10. 


11 
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Ausgleich wegen des $ 1101. Soweit der Berechtigte nach § 1100 dem Käufer oder 

1 pe Berechtig deſſen Rechtsnachfolger den Kaufpreis zu erſtatten hat, wird er von 

tem und Berfäufer. der Verpflichtung zur Zahlung des aus dem Vorkaufe geſchuldeten 
Kaufpreiſes frei. 

b. zwiſchen kufer und § 1102. Verliert der Käufer oder fein Rechtsnachfolger in Folge 

We der Geltendmachung des Vorkaufsrechts das Eigenthum, ſo wird der 
Käufer, ſoweit der von ihm geſchuldete Kaufpreis noch nicht berich⸗ 
tigt iſt, von ſeiner Verpflichtung frei; den berichtigten Kaufpreis kann 
er nicht zurückfordern. 

Unwandelbarteit des § 1103. Ein zu Gunſten des jeweiligen Eigenthümers eines 
Jisttio biraligen, Grundſtücks beſtehendes Vorkaufsrecht kann nicht von dem Eigenthum 
ne Vor an dieſem Grundſtücke getrennt werden. 

3 Ein zu Gunſten einer beſtimmten Perſon beſtehendes Vorkaufsrecht 
kann nicht mit dem Eigenthum an einem Grundſtücke verbunden werden. 

Aufgebot und Aus- § 1104. Ift der Berechtigte unbekannt, jo kann er im Wege 


Ten lech unbe des Aufgebotsverfahrens mit ſeinem Rechte ausgeſchloſſen werden, 


wenn die im $ 1170 für die Ausſchließung eines Hypothekengläu⸗ 
bigers beſtimmten Vorausſetzungen vorliegen. Mit der Erlaſſung des 
Ausſchlußurtheils erliſcht das Vorkaufsrecht. 

Auf ein Vorkaufsrecht, das zu Gunſten des jeweiligen Eigenthümers 
eines Grundſtücks beſteht, finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. 


gegen den Vorkaufsberechtigten, welcher das Eigenthum und den Beſitz des 
Grundſtücks erlangt hat, nicht nur im Wege der Einrede, ſondern auch als 
ſelbſtändiger Anſpruch geltend gemacht werden kann. 

4. Die gegenſeitigen Anſprüche zwiſchen dem bisherigen Eigenthümer und 
dem Vorkaufsberechtigten wegen Verſchlechterung, Nutzungen, Verwendungen 
richten ſich nach § 292. 

§ 1101. Der Vorkaufsberechtigte hat gegen den Verkäufer, welcher Er⸗ 
füllung des Kaufvertrags verlangt (vgl. $ 1100 Note 1) die Einwendung, daß 
er von ſeiner Verpflichtung aus dem Kaufvertrage ſoweit frei geworden ift, 
als er gemäß § 1100 dem Käufer oder deffen Rechtsnachfolger erſtattungs⸗ 


pf oy 

§ 1102. 1. Der Käufer hat gegen den Verkäufer, welcher Erfüllung des 
Kaufvertrags (§ 1100 Note 1) verlangt, die Einwendung, daß er von der 
Verpflichtung des noch nicht berichtigten Kaufpreiſes frei geworden ift. 

2. Der Käufer kann den von ihm berichtigten Kaufpreis nicht von dem 
Verkäufer zurückfordern, ſondern iſt wegen deſſelben auf den durch § 1100 
begründeten und geſicherten Erſtattungsanſpruch gegen den Vorkaufsberech⸗ 
tigten angewieſen. War der Käufer oder ſein Rechtsnachfolger nur Befiker, 
nicht Eigenthümer des Grundſtücks, ſo iſt § 1102 nicht anwendbar. Vgl. 
§ 1100 Note 1 a. E. 

3. Die ſonſtigen Anſprüche zwiſchen dem Käufer und Verkäufer richten ſich 
nach $$ 433 ff. Zu berückſichtigen tft, daß die Thatſache der grundbuchlichen 
Eintragung des Vorkaufsrechts der Kenntniß des Käufers von dem Vor⸗ 
handenſein dieſer Belaſtung (vgl. § 439 Note J) nicht gleichſteht. 

$ 1103. Vgl. $$ 1110, 1111. 

S 1104. 1. Wegen des Aufgebotsverfahrens vgl. § 887 Note 1 und 2 
ferner § 902 Note 6. Für Preußen § 8 AG. z. CPO. v. 24. März 1879 
in der Faſſung v. 6. Oktober 1899. 

2. Im Falle der nicht auf Fahrläſſigkeit beruhenden Unkenntniß über die 
Perſon oder den Aufenthalt des Berechtigten kann gemäß § 132 die Friſt 
zur Ausübung des Vorkaufsrechts durch öffentliche Zustellung ins Laufen 
geſetzt werden. 
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Hiebenter Abſchnitt. 
Rrallaſten. 


§ 1105. Ein Grundſtück kann in der Weiſe belaſtet werden, daß 1. Zutäffigteit u. Inpalt. 
an denjenigen, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, wiederkehrende 
Leiſtungen aus dem Grundſtücke zu entrichten ſind (Reallaſt). 

Die Reallaſt kann auch zu Gunſten des jeweiligen Eigenthümers 
eines anderen Grundſtücks beſtellt werden. 


1. Nach dem Sprachgebrauche des BGB. werden unter Reallaſten nur Vorbemerkung zum 
privatrechtliche Verpflichtungen zu wiederkehrenden Leiſtungen aus dem VII. Neſc nit. 
Grundſtücke verſtanden (vgl. KG. Jahrb. 22 A 317). Die öffentlichen 
Laſten (vgl. 8436) werden im BGB. nicht geregelt. Vorbehalt für die 
e Vorſchriften über die Kirchenbau⸗ und Schulbaulaſt EG. 

rt. 132. 

Vgl. Zw. §§ 10 Ziffer 3, 156; EG. z. Zw. § 4. Vgl. ferner für das Ber: 
hältniß zwiſchen Käufer und Verkäufer § 436. 

0 2. Verhältniß der Vorſchriften über die Reallaſten zum Lan⸗ 

esrechte. 

a. Das BGB. ſchreibt keinerlei Beſchränkungen hinſichtlich der Reallaſten 
vor. Es läßt dagegen die Landesgeſetze unberührt, welche die Begrun⸗ 
dung von Reallaſten ausſchließen oder beſchränken, insbeſondere nur ge⸗ 
wiſſe Reallaſten und auch dieſe nur mit Beihränfungen zulaſſen. Es 
bleibt ſomit in dieſen Beziehungen der beſtehende Rechts⸗ 
zuſtand aufrechterhalten. Die entſprechenden Vorbehalte befinden 
ſich im EG. Artt. 113—116, 120, 121, woſelbſt wegen der Landesgeſetz⸗ 
gebung zu val 

Die Vorſchriften des BGB. regeln demgemäß die landesge⸗ 
ſetzlich anerkannten bzw. nicht ausgeſchloſſenen Reallaſten. 

Inſoweit die Begründung einer Reallaſt ihrem Inhalte nach unzuläſſig 

iſt, kann Eintragung einer entſprechenden Geldrente oder Sicherungs⸗ 

hupothek Erſatz bieten, vgl. KG. OLG. 2 413. 

b. Ablöſung der Reallaſten EG. Art. 113; vgl. auch Artt. 114, 116. 

3. Reallaſten in der Immobiliarzwangsvollſtreckung Zw. §§ 51, 
92, 121; EG. z. Zw. § 9. 

4. Entſprechende Anwendung der Vorſchriften über die Real⸗ 
laſten. 

e und Nothwegrente §§ 914, 917. 

b. Unterhaltungspflicht bezüglich der zur Ausübung einer Grunddienſtbar⸗ 
keit dienenden Anlage §§ 1021 f.; vgl. auch § 1090. 

5. Rentenſchuld §§ 1199 ff. 8 i 

6. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für die Vorſchriften über die 
Rentengüter Ech. Art. 62, Leibgedings⸗ Leibzuchts⸗, Altentheils⸗, Auszugsverz 
trag EG. Art. 96. 

§ 1105. Die Reallaſt iſt ihrer rechtlichen Natur nach eine von einem 
persönlichen Rechte unabhängige Belaſtung des Grundſtücks, durch welche 
nach dispoſitiver Vorſchrift (§ 1108) die Verpflichtung des Grundſtuckseigen⸗ 
thümers zu den während der Dauer ſeines Eigenthums fällig werdenden 
Leiſtungen begründet wird. 
ee Die Reallaſt iſt ein das Grundſtück belaſtendes dingliches 
Recht. 

a. Daraus ergiebt ſich, daß die allgemeinen Vorſchriften über Rechte an 
Grundſtücken ($$ 873 ff.) für die Begründung, Aufhebung, Aenderung des 
Inhalts, Uebertragung, Rang z. maßgebend find. 

Val. GO. SS 6, 96 (zu § 890), GD. § 8 (zu 8 876), GD. § 50 (zu 

§ 874), die landesgeſetzlichen Vorbehalte EG. Art. 114. 
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2. Reallaſt an einem Rit-⸗ § 1106. Ein Bruchtheil eines Grundſtücks kann mit einer Real- 
eigenthumsantheile. laſt nur belaſtet werden, wenn er in dem Antheil eines Miteigen⸗ 
thümers beſteht. 


3. Analogie der § 1107. Auf die einzelnen Leiſtungen finden die für die Zinſen 
Dypothekenzinſen. einer Hypothekenforderung, geltenden Vorſchriften entſprechende Mn- 
wendung. 


Das Prinzip der Spezialität (vgl. Abſchnittvorb. vor § 873 Note III 3 
erfordert, wenn auch nicht eine ziffernmäßige Beſtimmung der einzelnen 
Leiſtungen, ſo doch in der Eintragungsbewilligung eine genügende 
Individualiſirung des Inhalts der Reallaſt, welche die Umwandlung 
der in Betracht kommenden Höchſtbelaſtung in einen Geldbetrag geſtattet. 
KG. Jahrb. 22 A 304. 

b. Tabularerſitzung ift für Reallaſten nicht zugelaſſen; vgl. $ 900 Note II 4. 

c. Uebergangsvorſchriften EG. Artt. 189, 186. 

2. Die Leiſtung. 

a. Die Leiſtung kann jeden erlaubten Inhalt haben, in Geldzahlungen, 
Naturallieferungen oder Dienſtleiſtungen beſtehen. Auch iſt eine Ver⸗ 
bindung mehrerer Leiſtungsarten nicht ausgeſchloſſen. 

b. Die Wiederkehr der Leiſtung iſt begriffliches Erforderniß, vgl. KG. 
Jahrb. 20 A 96. Gleichgültig iſt, ob die Leiſtungen jedes Mal einander 
geilchwerthig ſind und ob ſie regelmäßig oder nur gelegentlich wieder⸗ 
kehren (vgl. § 197 Note 1), daher z. B. keine Reallaſt. das Grundſtück mit 
Gebäuden von beſtimmter Art zu bebauen, KG. Seuff. 56 177. 

c. Beſteht die Leiſtung darin, daß in regelmäßig wiederkehrenden 
Terminen eine beſtimmte Geldſumme aus dem Grundſtücke zu 
zahlen ift, fo kann eine Rentenſchuld i. S. der §§ 1199 ff. vorliegen. 
Vgl. indeß den aus § 1108 zwiſchen beiden Belaſtungsformen ſich ergeben: 
den Unterſchied und hierzu KG. Jahrb. 21 A 312. 

3. Der Verpflichtete. 

a. Die Reallaſt als einheitliches Recht laſtet auf dem Grundſtücke. 
Wird die Reallaſt im Wege der Ablöſung oder des rechtlichen Zwanges 
aufgehoben, ſo kann der Berechtigte verlangen, wegen des Kapitalwerths 
der Berechtigung aus dem Grundſtücke bzw. aus dem an deſſen Stelle 
tretenden Geldbetrage befriedigt zu werden. Vgl. Zw. §§ 92, 52; EG. 
Artt. 113, 52, 53, 109. 

b. Die einzelnen Leiſtungen. 

a. Der dingliche Anſpruch auf Befriedigung aus dem Grundſtück ift im 
Wege der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen geltend 
zu machen §§ 1107, 1147. 
B. Der perſönliche Anſpruch gegen den Eigenthümer des belaſteten Grund: 
ſtücks § 1108. 
4. Der Berechtigte. 

a. 15 beſtimmte Perſon als Berechtigter (ſubjektiv perſönliche Reallaſt) 
vgl. § 1111. 

b. Der Aeli Eigenthümer eines Grundſtücks als Berechtigter (ſubjektiv 
dingliche Reallaſt) vgl. $$ 1109 f. 

§ 1106. Vgl. $ 1008 Note 2 b. 
§ 1107. 1. Die entſprechende Anwendung der für Hypothekenzinſen gelten: 
den Vorſchriften ergiebt: 

a. die dingliche Haftung des Grundſtücks für die fällig werdenden und 
rückſtändigen Einzelleiſtungen, §§ 1113 ff. 1147, 1148. Perſönliche Haf- 
tung § 1108; s 

b. Verjährung der Einzelleiſtung vollzieht fich mit vierjähriger Verjährungs⸗ 
friſt, gerechnet vom Jahresſchluſſe, gemäß §§ 1107, 194, 197, 201; 

c. Schutz des redlichen Eigenthümers, welcher fih mit dem bisherigen 
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$ 1108. Der Eigenthümer haftet für die während der Dauer 
ſeines Eigenthums fällig werdenden Leiſtungen auch perſönlich, ſoweit 
nicht ein Anderes beſtimmt ift. 

Wird das Grundſtück getheilt, fo haften die Eigenthumer der ein⸗ 
zelnen Theile als Geſammtſchuldner. 

§ 1109. Wird das Grundſtück des Berechtigten getheilt, ſo be⸗ 
ſteht die Reallaſt für die einzelnen Theile fort. Iſt die Leiſtung theil⸗ 
bar, ſo beſtimmen ſich die Antheile der Eigenthümer nach dem Ver⸗ 
hältniſſe der Größe der Theile; ift fie nicht theilbar, ſo finden die 
Vorſchriften des $ 432 Anwendung. Die Ausübung des Rechtes iſt 
im Zweifel nur in der Weiſe zuläſſig, daß ſie für den Eigenthümer 
des belaſteten Grundſtücks nicht beſchwerlicher wird. 

Der Berechtigte kann beſtimmen, daß das Recht nur mit einem der 
Theile verbunden ſein ſoll. Die Beſtimmung hat dem Grundbuch⸗ 
amte gegenüber zu erfolgen und bedarf der Eintragung in das Grund⸗ 
buch; die Vorſchriften der SS 876, 878 finden entſprechende Anwen⸗ 
dung. Veraußert der Berechtigte einen Theil des Grundſtucks, ohne 
eine ſolche Beſtimmung zu treffen, fo bleibt das Recht mit dem Theile 
verbunden, den er behält. 

Gereicht die Reallaſt nur einem der Theile zum Vortheile, ſo bleibt 
ſie mit dieſem Theile allein verbunden. 


Gläubiger trotz Abtretung des Anſpruchs auf die Einzelleiſtung einläßt 

in Gemäßheit der 68 1158, 1159; 

d. Erlöſchen des Anſpruchs bei Vereinigung gemäß § 1178 Abſ. 1 und 
durch Verzicht gemaß § 1178 Abi. 2; 
e. zeini Verzugszinſen für die rüdftändige Leiſtung §§ 1107, 

2. Wirkung des Urtheils gegen den Rechtsnachfolger CPO. § 325 Abſ. 3 
(zu § 868). 

§ 1108. I. (Abſ. 1.) Perſönliche Haftung. 

1. Der Ausſchluß der perſönlichen Haftung kann entweder bei der Be⸗ 
gründung der Reallaſt oder nachträglich durch Aenderung des Inhalts des 
Rechtes gemäß § 877 beſtimmt werden. 

2. Die Haftung iſt unabhängig von der Erwerbungsart. Auch der Er⸗ 
ſteher haftet von dem Eigenthumserwerb ab aus der nicht zur Löſchung ge⸗ 
langenden Reallaſt. 5 ! 

3. Auf die Verbindlichkeit finden die allgemeinen Vorſchriften über Schuld⸗ 
verhältniſſe Anwendung; vgl. indeß § 1107 Note le. Dadurch, daß der 
Haftende aufhört, Eigenthümer zu ſein, wird ſeine perſönliche Weiterhaftung 
nicht beeinträchtigt. 

II. (Abf. 2.) Grundſtückstheilung. 

1. Geſammtſchuldner 88 421 ff. 

2. Für die dingliche Haftung vgl. § 890 Note 4 und EG. Art. 120 Abſ. 1, 
Abſ. 2 Ziffer 1, Art. 121. 

$ 1109. I. Die Vorſchrift betrifft nur die ſubjektiv dingliche Reallaſt 
($ 1105 Abſ. 2). 

II. Für die Vorſchrift des § 1109 ſind zu unterſcheiden Reallaſten ohne 
lokale Beziehung zu dem berechtigten Grundſtücke (3. B. Geldleiſtungen) und 
Reallaſten mit lokaler Beziehung (3. B. die Verpflichtung zur Inſtandhaltung 
eines nur einen beſtimmten Theil des berechtigten Grundſtücks berührenden 
Grabens). 


4. Perfönliche Haftung 
des Eigenthümers. 


5. Theilung des Grund⸗ 
ſtücks des ſubjektiv 
dinglich Berechtigten. 


6. Unwandelbarkeit 
a. der ſubjektiv ding- 
lichen Reallaſt. 


b. der ſubjektiv per- 
ſönlichen Reallaſt. 


7. Unübertragbarkeit. 


8. Ausſchließung des Be⸗ 
rechtigten. 
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§ 1110. Eine zu Gunſten des jeweiligen Eigenthümers eines 
Grundſtücks beſtehende Reallaſt kann nicht von dem Eigenthum an 
dieſem Grundſtücke getrennt werden. 

§ 1111. Eine zu Gunſten einer beſtimmten Perſon beſtehende Reallaſt 
kann nicht mit dem Eigenthum an einem Grundſtücke verbunden werden. 

Iſt der Anſpruch auf die einzelne Leiſtung nicht übertragbar, ſo 
kann das Recht nicht veräußert oder belaſtet werden. 

§ 1112. Iſt der Berechtigte unbekannt, ſo finden auf die Aus⸗ 
ſchließung ſeines Rechtes die Vorſchriften des § 1104 entſprechende 
Anwendung. 


Achter Abſchnitt. 
Hypothek. Grundſchuld. Rentenſchuld. 


1. Reallaſten ohne lokale Beziehung. 

a. In erſter Linie entſcheidet das Beſtimmungsrecht des Berechtigten (Abſ. 2). 

b. Wird das Beſtimmungsrecht nicht ausgeübt, ſo findet Anwendung 
a. 0 55 bei Theilung unter Veräußerung aller Theile des Grund⸗ 

ſtücks; 
B. Abſ. 2 Satz 3 bei Veräußerung unter Behalten eines Grundſtückstheils 
durch den Berechtigten. 

C. (Abſ. 1.) Wegen Theilbarkeit § 752. — Abſ. 1 bildet eine Ausnahme von 
§ 742. — Wegen der Geltendmachung des Rechtes durch die gemeinſchaft⸗ 
lich Berechtigten § 432. 

2. (Abſ. 3.) Vgl. § 1025 Satz 2. 

§ 1110. Vgl. §§ 96, 876; GD. §§ 6, 21 (zu § 890 bzw. $ 876.) 

§ 1111. 1. Die ſubjektiv perſönliche Reallaſt ift ſoweit übertragbar, wie 
die einzelnen Anſprüche übertragbar find (vgl. namentlich z. B. bei Alten⸗ 
theilspräſtationen §§ 399, 413). 

2. Zwangsvollſtreckung in eine Reallaſt CPO. $$ 857 Abſ. 6, 851, 837. 

§ 1112. Vgl. $ 1104. — Wegen des Verfahrens CPO. $ 988. 

A. Uebergangsbeſtimmungen: 

EG. Art. 192. Ein zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt 
anzuſehen iſt, an einem Grundſtücke beſtehendes Pfandrecht gilt von dieſer 
Zeit an als eine Hypothek, für welche die Ertheilung des Hypothekenbriefs 
ausgeſchloſſen iſt. Iſt der Betrag der Forderung, für die das Pfandrecht 
beſteht, nicht beſtimmt, ſo gilt das Pfandrecht als Sicherungshypothek. 

Iſt das Pfandrecht dahin beſchränkt, daß der Gläubiger Befriedigung aus 
dem Grundſtücke nur im Wege der Zwangsverwaltung ſuchen kann, ſo bleibt 
dieſe Beſchränkung beſtehen. 

Art. 193. Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß ein Pfandrecht, 
welches nach Artikel 192 nicht als Sicherungshypothek gilt, als Sicherungs⸗ 
hypothek oder als eine Hypothek gelten ſoll, für welche die Ertheilung des 
Hypothekenbriefs nicht ausgeſchloſſen iſt, und daß eine über das Pfandrecht 
ertheilte Urkunde als Hypothekenbrief gelten ſoll. 

Art. 194. Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß ein Gläubiger, 
deſſen Pfandrecht zu der im Artikel 192 bezeichneten Zeit beſteht, die Löſchung 
eines im Range vorgehenden oder gleichſtehenden Pfandrechts, falls dieſes 
ſich mit dem Eigenthum in einer Perſon vereinigt, in gleicher Weiſe zu ver⸗ 
langen berechtigt iſt, wie wenn zur Sicherung des Rechtes auf Löſchung eine 
Vormerkung im Grundbuch eingetragen wäre. 

Art. 195. Eine zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt an⸗ 
zuſehen iſt, beſtehende Grundſchuld gilt von dieſer Zeit an als Grundſchuld 
im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs und eine über die Grundſchuld er⸗ 
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theilte Urkunde als Grundſchuldbrief. Die Vorſchrift des Artikel 192 Abſ. 2 Borbemerkung zum 


findet entſprechende Anwendung. 

Durch Landesgefetz kann beſtimmt werden, daß eine zu der im Abſ. 1 be- 
zeichneten Zeit beſtehende Grundſchuld als eine Hypothek, für welche die Er⸗ 
theilung des Hypothekenbriefs nicht ausgeſchloſſen iſt, oder als Sicherungs⸗ 
hypothek gelten ſoll und daß eine über die Grundſchuld ertheilte Urkunde 
als Hypothekenbrief gelten ſoll. 

B. Der Grundkredit in dem BGB. im Allgemeinen. 

J. Hypothek und Grundſchuld. 

Das BGB. ſtellt für die Zwecke des Grundkredits zwei Formen zur Ver⸗ 
fügung, die Hypothek (§§ 1113 ff.) und die Grundſchuld; die letztere als 
(Kapital)grundſchuld (§§ 1192 ff.) und als Rentenſchuld ($$ 1199 ff.). Hypo⸗ 
thek und Grundſchuld ſind ihrem Inhalte nach gleichartig. Beide bilden eine 
dingliche Belaſtung des Grundſtücks dahin, 

daß eine beſtimmte Geldſumme aus dem Grundſtücke, d. h. aus der im 
Wege der Zwangsvollſtreckung bereit zu ſtellenden Vertheilungsmaſſe an 
den Berechtigten nach Maßgabe des ſeinem Rechte zukommenden Ranges 
gezahlt wird. 

Während dieſe Zahlung regelmäßig nicht minder bei der Grundſchuld (vgl. 
RG. 22 61, 31 93) als bei der Hypothek die Befriedigung des Berechtigten 
wegen einer Forderung bezweckt, ſo liegt dennoch das Unterſcheidungs⸗ 
merkmal zwiſchen Grundſchuld und Hypothek darin, daß bei 
der Hypothek die der Zahlung innewohnende Zweckbeſtimmung 
(Befriedigung wegen einer dem Berechtigten zuſtehenden Forderung) in die 
dingliche Belaſtung mit aufgenommen iſt. Die hierin liegende Ver⸗ 
bindung der Forderung mit der dinglichen Belaſtung des Grundſtücks be⸗ 
deutet indeß nicht, daß die dingliche Belaſtung ihrer rechtlichen Exiſtenz nach 
von der Exiſtenz der Forderung abhängt, ſondern lediglich, daß die Exiſtenz 
der Forderung eine Vorausſetzung für die Geltendmachung der Hypothek 
gegen den Eigenthümer ſein ſoll, mit anderen Worten, daß zur Geltend⸗ 
machung der Hypothek gegen den Eigenthümer nur derjenige legitimirt ſein 
ſoll, in deſſen Hand ſich die mit der Hypothek verbundene Forderung be⸗ 
findet. Vgl. Note III I. : 

Bei der Sicherungshypothek zeigt ſich dieſe Bedeutung der Forderung in 
ihrer Reinheit. Zur Geltendmachung der Sicherungshypothek hat der Hypo⸗ 
thekengläubiger (und zwar der erſte wie fein Rechtsnachfolger) die Exiſtenz 
der geſicherten Forderung ſchlechthin nachzuweiſen ($$ 1184, 1185 Abi. 2). 
Bei der gewöhnlichen Hypothek kann ſich der Hypothekengläubiger auf die 
Eintragung berufen ($$ 1138, 891), welcher gegenüber die Nichtexiſtenz nad: 
zuweiſen iſt. Dieſer Gegenbeweis it gemäß §§ 1138, 892 gegenüber dem 
gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen Erwerber der Hypothek ausgeſchloſſen. 

Bei der Grundſchuld hingegen kommt es für die Geltendmachung des 
Rechtes aus der Grundſchuld auf die Forderung an ſich überhaupt nicht an, 
unbeſchadet von Anſprüchen wegen ungerechtfertigter Bereicherung ($$ 812 ff.) 
und der Zuläſſigkeit von Einwendungen und Einreden aus dem zwiſchen 
dem Eigenthümer und dem jeweiligen Grundſchuldgläubiger oder ſeinem 
Rechtsvorgänger beſtehenden Rechtsverhältniſſe (§ 1157). 

II. Der dingliche Auſpruch ans Hypothek und Grundſchuld. 

1. Der Inhalt des Anſpruchs. 

Hypothek und Grundſchuld ſind dingliche Rechte, kraft deren eine Leiſtung 
gefordert werden kann ($ 952 Abſ. 2). Die Leiſtung, welche gefordert werden 
kann, beſteht (anders als bei der Reallaſt $ 1108) nicht in der Zahlung einer 
Geldſumme, weder hinſichtlich des Kapitals noch in Anſehung der Zinſen 
und Zinsrückſtände noch auch der Koſten, ſondern lediglich in der Dul⸗ 
dung der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück und ranggemäßer 
Auszahlung des dem Berechtigten zukommenden Geldbetrags aus den durch 
die Zwangsvollſtreckung zur Vertheilung an die Berechtigten bereit geſtellten 

„ Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 45 
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Geldern (die zu vertheilende Maffe Zw. $$ 107, 146). Dies bezeichnet das 
Geſetz ($$ 1113, 1191) mit „Zahlung (oder Befriedigung ŞE 1147, 1150, 
1181) aus dem Grundſtücke“. Vgl. RS. 47 266, JW. 1900 S. 76854. Dem- 
gemäß wird der Klagantrag ſachgemäß dahin geſtellt, den beklagten Eigen⸗ 
thümer zur Duldung der Zahlung von ... aus dem Grundſtücke zu verur⸗ 
porr Wegen der Koſten im Falle des Anerkenntniſſes vgl. § 1118 Note A 

2 b. 

2. Kein Aufrechnungsrecht des Berechtigten. 

Der Berechtigte kann ſeinen dinglichen Anſpruch aus der Hypothek oder 
Grundſchuld nicht gegen eine dem Eigenthümer gegen ihn zuſtehende Geld⸗ 
forderung aufrechnen, weil die beiden Anſprüche ihrem Gegenſtande nach 
nicht gleichartig find (vgl. zu 1). Ift der Eigenthümer zugleich perſonlicher 
Schuldner, ſo richtet ſich die Aufrechnung nach den allgemeinen Vorſchriften 
der §§ 387 ff. 

3. Das Befriedigungsrecht des Eigenthümers. 

Der Eigenthümer hingegen iſt auf Grund poſitiver Beſtimmung (§ 1142) 
berechtigt, nicht verpflichtet, nach der ihm gegenüber eingetretenen Fällig⸗ 
keit der Forderung den Gläubiger zu befriedigen, dieſe Befriedigung auch 
durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung zu bewirken. Bei dem Mangel 
einer Geldſchuld des Eigenthümers als ſolchen iſt ſomit der Anſpruch auf 
Verzugszinſen gegen ihn nicht ſchon aus § 288 abzuleiten, vielmehr bedurfte 
es der beſonderen Vorſchrift des § 1146 (vgl. daf. Note A 1). 

4. Beſondere prozeſſuale Vorſchriften für die Geltend⸗ 
machung des dinglichen Anſpruchs. Val. wegen des Klagantrags zu 
Note 1, wegen der Koften im Falle des Anerkenntniſſes des Beklagten zu 
$ 1118 Note A I 2b. 

a. Gerichtsſtand. 

CPO. 5 24. Für Klagen, durch welche das Eigenthum, eine dingliche Be- 
lastung oder die Freiheit von einer solchen geltend gemacht wird, für Grenz- 
scheidungs-, Theilungs- und Besitzklagen ist, sofern es sich um unbewegliche 
Sachen handelt, das Gericht ausschliesslich zuständig, in dessen Bezirke die 
Sache belegen ist. 

Bei den eine Grunddienstbarkeit, eine Reallast oder ein Vorkaufsrecht betreffen- 
den Klagen ist die Lage des dienenden oder belasteten Grundstücks entscheidend. 

§ 25. In dem dinglichen Gerichtsstande kann mit der Klage aus einer Hypo- 
thek, Grundschuld oder Rentenschuld die Schuldklage, mit der Klage auf Um- 
schreibung oder Löschung einer Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld die 
Klage auf Befreiung von der persönlichen Verbindlichkeit, mit der Klage auf 
Anerkennung einer Reallast die Klage auf rückständige Leistungen erhoben 
werden, wenn die verbundenen Klagen gegen denselben Beklagten gerichtet sind. 
b. Wirkung des Urtheils EPD. § 325 Abſ. 3, abgedruckt zu § 868. 

c. Urkundenprozeß. 

CPO. 5 592 Satz 2. Als ein Anspruch, welcher die Zahlung einer Geld- 
summe zum Gegenstande hat, gilt auch der Anspruch aus einer Hypothek, einer 
Grundschuld oder einer Rentenschuld. 

d. Mahnverfahren. 

CPO. 8683 Satz 2. Als ein Anspruch, welcher die Zahlung einer Geld- 
summe zum Gegenstande hat, gilt auch der Anspruch aus einer Hypothek, einer 
Grundschuld oder einer Rentenschuld. 

e. Exekutoriſche Urkunden. 

CPO. 5 794. Die Zwangsvollstreckung findet ferner statt: 

5) aus Urkunden, welche von einem deutschen Gericht oder von einem deut- 
schen Notar innerhalb der Grenzen seiner Amtsbefugnisse in der vorge- 
schriebenen Form aufgenommen sind, sofern die Urkunde über einen An- 
spruch errichtet ist, welcher die Zahlung einer bestimmten Geldsumme oder 
die Leistung einer bestimmten Quantität anderer vertreibarer Sachen oder 


Werthpapiere zum Gegenstande hat, und der Schuldner sich in der Urkunde 
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der sofortigen Zwangwollstreckung unterworfen hat. Als ein Anspruch, 
welcher die Zahlung einer Geldsumme zum Gegenstande hat, gilt auch der 
Anspruch aus einer Hypothek, einer Grundschuld oder einer Rentenschuld. 

CPO. 5 7909. Hat sich der Eigenthümer eines mit einer Hypothek, einer 
Grundschuld oder einer Rentenschuld belasteten Grundstücks in einer nach 
§ 794 No. 5 aufgenommenen Urkunde der sofortigen Zwangsvollstreckung unter- 
worfen und ist dem Rechtsnachfolger des Gläubigers eine vollstreckbare Aus- 
Fertigung ertheilt, so ist die Zustellung der die Rechtsnachfolge nachweisenden 
öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde nicht erforderlich, wenn der 
Rechtsnachfolger als Gläubiger im Grundbuch eingetragen ist. 

CPO. $ 800. Der Eigenthümer kann sich in einer nach $ 794 No. & auf- 
genommenen Urkunde in Ansehung einer Hypothek, einer Grundschuld oder einer 
Rentenschuld der sofortigen Zwangsvollstreckuny in der Weise unterwerfen, dass 
die Zwangsvollstreckung aus der Urkunde gegen den jeweiligen Eigenthümer des 
Grundstücks zulässig sein soll. Die Unterwerfung bedarf in diesem Falle der 
Eintragung in das Grundbuch. 

Bei der Zwangsvollstreckung gegen einen späteren Eigenthümer, der im 
Grundbuch eingetragen ist, bedarf es nicht der Zustellung der den Erwerb des 
Eigenthums nachweisenden öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde. 

Ist die sofortige Zwangsvollstreckung gegen den jeweiligen Eigenthümer zu- 
lässig, so ist für die im $ 797 Abs. & bezeichneten Klagen das Gericht zu- 
ständig, in dessen Bezirke das Grundstück belegen ist. 


f. Widerſpruchsklage des Hypotheken⸗ oder Grundſchuldgläubigers gegen die 
Mobiliar⸗Zwangsvollſtreckung in die Früchte CPO. § 771 (abgedruckt 
Titelvorb. vor § 985), vgl. §§ 1120 ff.; 

g. Verbot der Mobiliar⸗Zwangsvollſtreckung in das Grundſtückszubehör 
CPO. §§ 865 Ab. 2 (zu §§ 1120 ff.), 766. 

5. Der dingliche Anſpruch im Konkurſe des Eigenthümers. 

a. aboni ung, KO. § 47 labgedruckt Abſchnittsvorb. vor § 873). Auf 
Grund des Abſonderungsrechts wird die Geltendmachung des dinglichen 
Anſpruchs materiell durch den Konkurs nicht betroffen, insbeſondere gilt 
die Beſchränkung der Geltendmachung laufender Zinſen (KO. § 63) nicht 
für den dinglichen Hypothekenanſpruch, da die Geltendmachung nicht im 
Konkursverfahren erfolgt. 

b. Zwangsvergleich KO. § 193 Satz 2 (abgedruckt zu § 768). 

c. Einwirkungen des Konkurſes. 

a. Die Klage ijt gegen den Konkursverwalter zu richten KD. §§ 6, 7, 
vgl. auch KO. § 11. RO. JW. 1901 S. 183. 
B. Zwangsvollſtreckung auf Betreiben des Konkursverwalters. 


KO. 5 126. Die Zwangsverwaltung und die iangs versteigerung der zur 
Masse gehörigen unbeweglichen Gegenstände kann bei der zuständigen Behörde 
durch den Konkursverwalter betrieben werden. 

$127. Der Verwalter ist berechtigt, die Verwerthung eines zur Masse ge- 
hörigen beweglichen Gegenstandes, an welchem ein Gläubiger ein durch Rechts- 
yeschäft bestelltes Pfandrecht oder ein diesem gleichstehendes Recht beansprucht, 
nach Massgabe der Vorschriften über die Zwangsvollstreckung oder über den 
Pfandverkauf zu betreiben. Der Gläubiger kann einer solchen Verwerthung 
nicht widersprechen, vielmehr seine Rechte nur auf den Erlös geltend machen. 

Ist der Gläubiger befugt, sich aus dem Gegenstande ohne gerichtliches Ver- 
fahren zu befriedigen, so kann auf Antrag des Verwalters das Konkursgericht 
dem Gläubiger nach dessen Anhörung eine Frist bestimmen, innerhalb welcher er 
den Gegenstand zu verwerthen hat. Nach dem Ablaufe der Frist findet die 
Vorschrift des ersten Absatzes Anwendung. 

Zw. § 172. Wird die Zwangsversteigerung oder die Zwangsverwaltung von 
dem Konkursverwalter beantragt, so finden die Vorschriften des ersten und 
zweiten Abschnitts entsprechende Anwendung, soweit sich nicht aus den §§ 17, 
174 ein Anderes ergiebt. 

45* 
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$173. Der Beschluss, durch welchen das Verfahren angeordnet wird, gilt 
nicht als Beschlagnahme. Im Sinne der $$ 13, 6% ist Jedoch die Zustellung 
des Beschlusses an den Konkursverwalter als Beschlagnahme anzusehen. 

$174. Hat ein Gläubiger für seine Forderung gegen den Gemeinschuldner 
ein von dem Konkursverwalter anerkanntes Recht auf Befriedigung aus dem 
Grundstücke, so kann er bis zum Schlusse der Verhandlung im Versteigerungs- 
termine verlangen, dass bei der Feststellung des geringsten Gebots nur die seinem 
Anspruche vorgehenden Rechte berücksichtigt werden; in diesem Falle ist das 
Grundstück auch mit der verlangten Abweichung auszubieten. 

d. Die perſönliche Forderung. 

KO. 5 64. Ein Gläubiger, welcher abgesonderte Befriedigung beansprucht, 
kann die Forderung, wenn der Gemeinschuldner auch persönlich für sie haftet, 
zur Konkursmasse geltend machen, aus derselben aber nur für den Betrag ver- 
hältnissmässige Befriedigung verlangen, zu welchem er auf abgesonderte Befrie- 
digung verzichtet, oder mit welchem er bei der letzteren ausgefallen ist. 


6. Zwangsvollſtreckung wegen des dinglichen Anſpruchs vgl. 
zu $$ 1147, 1192. 


III. Geſetzlicher Uebergang der Hypothek in eine Grundſchuld (Eigen⸗ 
thümerhypothet). Vgl. zu §§ 1163, 1177. 

1. Der Unterſchied zwiſchen Hypothek und Grundſchuld beſteht nicht in dem 
Inhalte des Rechtes. Dieſer geht in allen Fällen dahin, daß eine beſtimmte 
Summe aus dem Grundſtücke zu zahlen iſt. Der Unterſchied beſteht nur in 
der Art und Weiſe, wie ſich die Perſon des Berechtigten beſtimmt (vgl. zu J). 
Rt trotz dinglich wirkſamer Beſtellung einer Hypothek (vgl. zu Cl) ein 
Forderungsberechtigter nicht vorhanden, ſo ergiebt ſich daraus nicht der Fort⸗ 
fall der dinglichen Belaſtung, ſondern nur, daß das Recht aus derſelben nicht 
gegen den Eigenthümer, zu deſſen Vermögen zunächſt der an die Stelle des 
Grundſtücks tretende Verſteigerungserlös gehört, ſondern von dem Eigen⸗ 
thümer ſelbſt geltend gemacht werden kann (val. $ 890). Sog. Eigen⸗ 
thümerhypothek, bei deren Vorliegen ſich die Hypothek gemäß näherer 
Vorſchrift des § 1177 in eine Grundſchuld verwandelt. 

2. Die Eigenthümerhypothek erhält dem Eigenthümer den Vorrang vor 
den nachſtehenden Realberechtigten und verhindert ſomit das Vorrücken der⸗ 
ſelben, ſolange nicht die Aufhebung in Gemäßheit des § 875 (Aufhebungs⸗ 
erklärung und Löſchung) erfolgt ift. Sonderregelung Zw. § 128 Abſ. 3 (zu 
§ 1184). Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung § 1179. 
Wegen der einzelnen Fälle der Eigenthümerhypothek vgl. zu $ 1177. 

IV. Rechtsgeſchäftliche Auswechslung der verſchiedenen Belaſtungs⸗ 
formen, 

Für den nachſtehenden Realberechtigten bedeutet die ihm im Range vor⸗ 
gehende Belaſtung des Grundſtücks, gleichgültig ob ſich dieſelbe in die Form 
einer Hypothek (einer gewöhnlichen oder einer Sicherungshypothek), einer 
Grund⸗ oder Rentenſchuld kleidet, die im Umfange der Belaftung ihm gegen⸗ 
über wirkſame Inanſpruchnahme der Theilungsmaſſe. Für ihn iſt es eine 
res inter tertios, wer der vor ihm Berechtigte iſt und in welcher Weiſe er 
ſich legitimirt. Dementſprechend iſt die Auswechslung der mit der Hypothek 
verbundenen Forderung gegen eine andere Forderung ($ 1180), die Aus⸗ 
wechslung einer Sicherungshypothek mit einer gewöhnlichen Hypothek (§ 1186), 
die Auswechslung einer Hypothek mit einer Grundſchuld und umgekehrt 
($ 1198), die Auswechslung einer Rentenſchuld mit einer Grundſchuld und 
umgekehrt (§ 1203) zuläſſig, ohne daß es der Zuſtimmung der im Range 
gleich⸗ oder nachſtehend Berechtigten bedarf. 

C. Hypothei, Grund⸗ und Reutenſchuld als Rechte an einem Grund⸗ 
ſtück unterſtehen den allgemeinen Vorſchriften des 2. Abſchnitts (§§ 873 bis 
902). Es wird auf die Bemerkungen zu dieſen Paragraphen verwieſen und 
wegen der Bedeutung der Vorſchriften für die Hypothek und Grundſchuld 
Folgendes hervorgehoben. 
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I. Entſtehung der Hypothek, Grund- und Rentenſchuld. 

1. Die rechtsgeſchäftliche Beſtellung unterliegt materiell dem Eini⸗ 
gungs⸗ und Eintragungsprinzipe (§ 873). Wegen der formalen Voraus⸗ 
ſetzungen der Eintragung vgl. $ 873 Note A II 4. 

a. Ausnahmen, welche dem Einigungsprinzipe nicht unterliegen: 

a. die Hypothek für eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber, § 1188; 

g. die Grundſchuld auf den Inhaber, $$ 119221135, 

5. die Eigenthümergrundſchuld, $ 1196. Ueber die Frage, ob eine zu 
Gunſten eines Dritten erfolgte Eintragung einer Hypothek oder Grund⸗ 
ſchuld, welche mangels der erforderlichen Einigung nicht zur Ent⸗ 
ſtehung gelangt iſt, als Eigenthümergrundſchuld aufrecht zu erhalten 
oder aber ein Nichts ift, vgl. zu § 1196. — Vgl. übrigens auch zu VI Ia. 

b. Inhalt der Eintragung vgl. zu § 1115. 

2. Nicht auf Rechtsgeſchäft beruhende Entſtehung. 

a. Eintragung als Vorausſetzung der Entſtehung für 
a. die Sicherungshypothek, welche auf dem Grundſtücke des Vormundes 

(Pflegers, Beiſtandes) auf Erſuchen des Vormundſchaftsgerichts einge⸗ 
5 §§ 1844, 1915, 1693, rG. § 54 (zu § 1844), GO. § 39 
(zu $ 855); 

g. die im Wege der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
auf Antrag des Gläubigers erfolgende Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hupothek, CPO. §§ 866, 867, abgedruckt zu § 1184; 

J. die Hypothek, Grund: und Rentenſchuld, zu deren Beſtellung der Eigen⸗ 
thümer verurtheilt ift, CPO. §§ 894 ff. (zu § 873 Note B II). Vgl. 
§ 1116 Note A1 1 und § 1117 Note A 14. 

b. Ohne Eintragung entſteht eine Sicherungshypothek kraft Geſetzes 
in dem Falle des § 1287, entſprechend für das Pfändungspfandrecht 
CBD. § 848. Vgl. indeß die Bedeutung der durch Berichtigung des 
Grundbuchs erfolgenden Eintragung für die Rechtsſtellung des Be⸗ 
rechtigten, $ 873 Note B II 2 a. 

e. Keine Entſtehung durch Tabularerſitzung. Vgl. § 900 Abſ. 2 und 
Bi Note II. 

II. Uebertragung und Belaſtung der Hypothek, Grund⸗ und Renten⸗ 
ſchuld. Vgl. zu SS 1153 ff. 

III. Erlöſchen der Hypothek, Grund- und Rentenſchuld. 

1. Rechtsgeſchäftliche Aufhebung §§ 875, 876, 1183. Verzicht auf 
Hypothek und Grundſchuld bewirkt Erwerb der Rechte durch den Grundeigen⸗ 
thümer $$ 1168, 1192. Vgl. auch $ 1178. — Sicherung des Anſpruchs auf 
Löſchung der Eigenthümerhypothek § 1179. 

2. Nicht auf Rechtsgeſchüft beruhendes Erlöſchen. Vgl. § 875 
Note III. 

a. Verjährung der nicht eingetragenen (vgl. Note J 2 b) oder zu Unrecht gez 
löſchten Hypothek ıc. § 902. Te . 

b. Eintritt einer auflöfenden Bedingung oder eines Endtermins, Ausfall 
einer aufſchie benden Bedingung, unter welcher die Beſtellung erfolgt war, 
vgl. § 873 Note B II 2 bè. d 

e. Befriedigung des Gläubigers aus dem Grundſtuck oder aus einem mit⸗ 
haftenden Grundſtücke § 1181. 

IV. Aenderung des Rechtsinhalts. Vgl. § 877. Sonderregelung fur: 

1. Umwandelung einer Briefhypothek in eine Buchhypothek und umgekehrt 
$ 1116. k 

2. Umwandelung einer Sicherungshypothek in eine gewöhnliche Hypothek 
und umgekehrt § 1186. 

3. Umwandelung einer Hypothek in eine Grundſchuld und umgekehrt 9 1198. 

4. Erſetzung der hypothekariſch geſicherten Forderung durch eine andere 
Forderung $ 1180. m 
$ 5. Beſtellung oder Beſeitigung des Treuhänders bei der Inhaberhypothek 

1189. 


Vorbemerkung zum 
VIII. Abſchnitt. 
ss 1113 ff.) 
(Note C.) 
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Wp. Aesch V. Nachträgliche Verfügungsbeſchränkung des Erklärenden nach bindend 
(ss 1118 ff) gewordener Erklärung, aber vor Eintragung § 878. 


Rote C.) VI. Rangverhältniß. (§§ 879—881.) 
1. Reihenfolge der Eintragungen $ 879. 
a. Vorausſetzung für den Vorrang iſt eine rechtsbeſtändige Eintragung 
Note C I, ſowie § 873 Note A II. 
b. Unrichtigkeit des Grundbuchinhalts. 

Iſt eine Eintragung vorhanden, welche der materiellen dinglichen Rechts: 
lage nicht entſpricht, jo kann der nachſtehende Hypotheken⸗ bzw. Grund- 
ſchuldglaubiger im Wege der Grundbuchberichtigung ($$ 894 ff., Wider⸗ 
ſpruch § 899) die Löſchung und damit ein Vorrücken der nachſtehenden 
Hypotheken herbeiführen. 

a. Dinglich befriſtete oder bedingte Rechte. 

Der Berichtigungsanſpruch des nachſtehend Berechtigten beſteht un⸗ 
eingeſchränkt, wenn das vorſtehende Recht ein dinglich befriſtetes 
oder bedingtes ift, bei Eintritt des Zeitpunktes oder der aufloſenden 
Bedingung bzw. bei Ausfall der aufſchiebenden Bedingung. Vgl. 
8 873 Note AI, Note 3 b u. B II 2b. 

B. Mangel der dinglichen Einigung. 

Ift das voreingetragene Recht deshalb nicht zur Entſtehung gelangt, 
weil die erforderliche Einigung ($ 873 Note AT) nicht oder wenigſtens 
nicht rechtswirkſam ſtattgefunden hat, ſo kann bis zu der durch 
Löſchung des materiell nicht exiſtenten Rechtes erfolgenden Berichtigung 
des Grundbuchs die dingliche Einigung nachgeholt und dadurch das 
Recht mit dem aus der vorhandenen Eintragung ſich ergebenden Range 
(8 879 Abſ. 2) zur Entſtehung gebracht werden. Vgl. hierzu auch 
§ 892 Abſ. 2. 

Dieſe Wirkung kann der nachſtehende Berechtigte auch nicht durch 
Eintragung eines Widerſpruchs gegen die Richtigkeit der Voreintragung 
hindern, weil ihm ein dingliches Recht auf Beſeitigung der Vor⸗ 
eintragung nicht zuſteht. Vgl. § 899 Note 2b. — Die Nachholung 
der fehlenden Einigung in der Zeit nach Erlaß des Urtheils auf 
Grundbuchberichtigung und vor der Löſchung der Eintragung be⸗ 
gründet eine den Berichtigungsanſpruch ſelbſt betreffende Einwendung 
i. S. des § 767 CPO. 

Zur Frage, ob die Eintragung mangels der erforderlichen Einigung 
als Eigenthümergrundſchuld aufrecht zu erhalten ijt, vgl. zu § 1196. 

2. Nachträgliche Aenderung des Ranges (Prioritatszeſſion). 
Erforderniß der Zuſtimmung des Eigenthümers § 880; bei Theilhypotheken 
indeß § 1151. Einfluß auf die Haftung des perſönlichen Schuldners der zu⸗ 
rücktretenden Poſt § 1165. — Rangvorbehalt § 881. 

3. Rang der Hypothekenzinſen bis zu einem Zinsſatz von 5 pCt. § 1119. 

4. Rangverhältniß bei Zuſchreibung eines mit Hypotheken zc. belaſteten 
Grundſtücks § 1131. 

5. In gewiſſen Fällen konnen Hypotheken oder Grundſchulden nicht zum 
Nachtheile von Rechten, welche im Range gleich⸗ oder nachſtehen, geltend ge⸗ 
macht werden. Vgl. §§ 1176, 1182. Zw. § 128 Abſ. 3, abgedruckt zu § 1184. 


VII. Der obligatoriſche Anſpruch auf Beſtellung einer Hypothek, Grund- 
oder Renutenſchuld. 

1. Die Beſtellung eines dinglichen Rechtes an dem Grundſtück iſt Ver⸗ 
fügung über das Grundſtück. Vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5. 
a. Die Beſtellung iſt ein abſtraktes von der obligatoriſchen Verpflichtung 

unabhängiges Leiſtungsgeſchäft. Vgl. Vorb. zum II. Buche Note 3. 

b. Das der Beſtellung zu Grunde liegende obligatoriſche Schuldverhältniß iſt 
maßgebend für die Gewährleiſtungspflicht des beſtellenden Eigenthümers 
(vgl. $$ 445 und 493 und die Bemerkungen daſelbſt), ferner für den etz 
waigen Bereicherungsanſpruch $$ 812 ff., vgl. insbeſondere $ 813 Note III I. 
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Erſter Titel. 


Hypothek. 
§ 1113. Ein Grundſtück kann in der Weiſe belaſtet werden, daß A. Gewöhnliche Prrotzek. 


an denjenigen, zu deſſen Gunſten die Belaftung erfolgt, eine beſtimmte L Feng en 
Geldſumme zur Befriedigung wegen einer ihm zuſtehenden Forderung Grmbflüds, 
aus dem Grundſtücke zu zahlen ift (Hypothek). 

Die Hypothek kann auch für eine künftige oder eine bedingte For⸗ 


derung beſtellt werden. 


2. Die Verpflichtung zur Beſtellung von Hypotheken, Grund- oder Vorbemerkung zum 
Rentenſchulden wird begründet VIII. Abſchnitt. 
a. durch Rechtsgeſchäft. en 

a. Vertrag. Eine Formvorſchrift, wie die des § 313 für die Ver⸗ 
pflichtung zur Uebertragung des Grundſtückseigenthums beſteht für 
die Verpflichtung zur Belaſtung eines Grundſtücks nicht; es genügt 
deshalb ein formloſer Vertrag. Bgl. § 125 Note I. 
3. Letztwillige Verfügung, vgl. § 1939, 2174 (Vermächtniß); 
§§ 1940, 2194 (Auflage). 

p. durch Geſetz, fog. geſetzlicher Titel zur Hypothek. Die geſetzlich 
anerkannten Hypothekentitel gehen ausſchließlich auf die Beſtellung einer 
Sicherungshypothek. Vgl. deshalb hierüber zu §§ 1184 ff. 

3. Die Sicherung des Anſpruchs auf Beſtellung einer Hypothek, Grund⸗ 
oder Rentenſchuld erfolgt durch Vormerkung (§§ 883—887, 888 Abs. 1). 

VIII. Der Ausſchluß der Konſolidation ($ 889) tft von beſonderer Bedeutung 
für das Inſtitut der Eigenthümerhypothek. Vgl. Borb. B III u. zu § 117. 

IX. Vereinigung mehrerer bisher ſelbſtändiger Grundſtücke in ihrer Wir⸗ 
kung auf die Hypothek, Grund⸗ und Rentenſchuld §§ 890, 1131, 1192, 1199. 

X. Vermuthung für die Richtigkeit des Grundbuchs ($ 891). Erſtreckung 
auf die Hypothekenforderung § 1138. Steigerung der Vermuthung zu 
einer Fiktion im Verhältniſſe des Hypotheken und Grundſchuldgläubigers zu 
dem als Eigenthümer Eingetragenen hinſichtlich der Kündigung ($ 1141) und 
Rechtsverfolgung ($ 1148). 

XI. Oeffentlicher Glaube des Grundbuchs SS 892— 893. 

1. Ausſchließung des Schutzes durch Vermerke auf dem Hypotheken⸗ oder 
ni ety ee die Unrichtigkeit der grundbuchlichen Eintragung er⸗ 
eben § 1140, 2. 

5 2. Erſtreckung des öffentlichen Glaubens auf die Hypothekenforderung 

§ 1138. Vgl. ferner 88 1155, 1157—1159. 

XII. Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs und Eintragung eines 

Widerſpruchs (88 894—899). Verpflichtung zur Vorlegung des Hypotheken-, 

Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbriefs durch den Beſitzer § 896. 1 

D. Hypothefenbanfgeje vom 13. Juli 1899 (Rc Bl. ©. 375) 3 332 ff. ab» (Note D.) 
gedruckt. Für die hypothekariſchen Darlehen vgl. §§ 1020. 

E. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für Verſchuldungsgrenze und Kündigungs⸗ (Note E.) 
beſchränkungen EG. Art. 177. — Die dem landesrechtlichen Verſicherungs⸗ 
recht angehörende Beſtimmung, daß ein Grundſtuck mit Hypotheken nur bes 
laſtet werden darf, wenn es verſichert ift, iit durch EG. Art. 75 aufrecht er- 
halten. KG. Jahrb. 22 A 185. 


S 1113. A. Hypothek. 

J. Rechtliche Zuläſſigkeit der Belaſtung eines Grundſtücks mit einer 
Hypothek. 

l. Dem Grundſatz entſprechend, daß ſachenrechtliche Rechtsgeſtaltungen 
nur ſoweit anerkannt werden, als ſie durch das Geſetz zugelaſſen ſind, 
ſpricht § 1113 die Zuläſſigkeit der hypothekariſchen Belaſrung eines Grund⸗ 
ſtücks aus. Die Zuläſſigkeit der Belaſtung eines Erbbaurechts ergiebt ſich 


§ 1113. 
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aus § 1017 Abſ. 1. Wegen ſonſtiger landesgeſetzlicher Immobiliarrechte EG. 
Artt. 63, 68, 196. 

2. Die Belaſtung eines realen Theiles eines Grundſtücks iſt nicht 
zugelaſſen. Vgl. GO. § 6 abgedruckt zu § 890. — Belaſtung eines ideellen 
Bruchtheils vgl. § 1114. 

3. Revenüenhypotheken, welche mit dinglicher Wirkſamkeit den 
Berechtigten auf die Zwangsverwaltung als Mittel zur Befriedigung 
aus dem Grundſtücke beſchranken, läßt daß BGB., unbeſchadet der Gültigkeit 
einer entſprechenden obligatoriſchen Verpflichtung des Berechtigten, nicht zu 
($ 1147 Note 1, CHPO. $ 866). Vgl. indeß den Vorbehalt für die Landes⸗ 
geſetzgebung EG. Art. 60, EG. z. Zw. § 2 und die Uebergangsbeſtim-⸗ 
mung EG. Art. 192 Abſ. 2. 

4. Die Antichreſe iſt im BGB. als dingliche Grundſtücksbelaſtung nicht 
zugelaſſen. Für Mobilien vgl. § 1213. — Als Erſatz kann ein Nießbrauch 
beſtellt oder, indeß ohne dingliche Wirkſamkeit, eine unwiderrufliche Voll⸗ 
macht (vgl. § 168 Note 3b) zur Verwaltung des Grundſtücks, insbeſondere 
zur Einziehung der Mieth- oder Pachtzinſen ertheilt werden. Die zur Zeit 
des Inkrafttretens des BGB. rechtswirkſam beſtehenden Antichreſen 
find mit dem aus dem bisherigen Rechte ſich ergebenden Inhalt und Range 
aufrechterhalten, vgl. RG. IW. 1900 S. 821; das antichretiſche Nutzungsrecht 
iſt als ein ſelbſtändiges zu dem Pfandrechte hinzutretendes dingliches Recht 
anzuſehen. Vgl. EG. Art. 184 und Note III I zu EGG. Art. 192. 

II. Die Hypothek iſt ein das Grundſtück belaſtendes Recht. 

1. Daraus ergiebt ſich die unmittelbare Anwendbarkeit des zweiten Ab⸗ 
ſchnitts (§§ 873—902), ſoweit nicht die beſonderen Vorſchriften über die Hy: 
pothek eingreifen. Vgl. Abſchnittvorb. vor $ 1113 Note C. 

2. Ueber die materiellen und formellen Vorausſetzungen der Eintragung 
vgl. zu § 873 Note A II. 

3. Ueber den Inhalt der Eintragung § 1115. 

III. Die Forderung. 

1. Die Forderung, für welche die Hypothek beſtellt wird, iſt durch An⸗ 
gabe des Schuldverhältniſſes (Schuldgrundes) individuell zu beſtimmen, ohne 
daß indes gerade eine juriſtiſch⸗techniſche Bezeichnung erforderlich wäre, KG. 
Jahrb. 21 A 139. Soll für eine aus einem abſtrakten Schuldanerkenntniſſe 
($ 781) entſpringende Forderung Hypothek beſtellt werden, jo ift eine nähere 
Bezeichnung der dem Anerkenntniſſe zu Grunde liegenden Forderung nicht er⸗ 
forderlich KG. Jahrb. 22 A 307. Schuldner der Forderung kann der be⸗ 
ſtellende Eigenthümer oder ein Dritter ſein. 

2. Im Falle der Nichtexiſtenz der Forderung ſteht die dinglich rechts⸗ 
wirkſam beſtellte (vgl. Borb. G1) Hypothek dem Eigenthümer zu. Vgl. zu §1163. 

3. Künftige und bedingte Forderungen (vgl. § 765 Abſ. 2; Titelvorb. vor 
§ 158 Note 14; § 163 Note 2a). Die Beſtellung einer Hypothek für eine 
künftige oder bedingte Forderung iſt weſentlich verſchieden von der be⸗ 
dingten oder befriſteten Beſtellung einer Hypothek. Vgl. Abſchnittsvorb. 
vor § 1113 Note C VI I ba. — Durch die dem dinglichen Geſchäfte bei- 
gefügte Beſchränkung wird die Hypothek ſelbſt mit einer inneren Schwäche 
behaftet, jo daß beim Eintritte bzw. Ausfalle (vgl. zu §§ 158, 163) die 
Hypothek ſelbſt erliſcht, während die der Forderung beigefügte Beſchränkung 
die Hypothek ſelbſt unberührt läßt, ſo daß dieſelbe beim Fortfalle der 
Forderung Eigenthümerhypothek wird. § 1163. 

4. Forderungen, für welche nur die Eintragung einer Sicherungshypothek 
zugelaſſen ift, vgl. zu §§ 1184 ff., insbeſondere die Forderung aus einer 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber, aus einem Wechſel oder aus anderen 
indoſſablen Papieren SS 1187 ff., Kautionshypothek § 1190. 

5. Die Beurkundung der Forderung ift nicht Erforderniß für die Hypothek⸗ 
beſtellung. Vgl. GO. $ 58, abgedruckt zu § 1116. 

B. Grundſchuld. 

Die dem § 1113 entſprechende Vorſchrift enthält § 1191. 
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§ 1114. Ein Bruchtheil eines Grundſtücks kann mit einer Hypothek 
pe belaſtet werden, wenn er in dem Antheil eines Miteigenthümers 

eſteht. 

§ 1115. Bei der Eintragung der Hypothek müſſen der Gläubiger, 
der Geldbetrag der Forderung und, wenn die Forderung verzinslich 
iſt, der Zinsſatz, wenn andere Nebenleiſtungen zu entrichten ſind, ihr 
Geldbetrag im Grundbuch angegeben werden; im Uebrigen kann zur 
Bezeichnung der Forderung auf die Eintragungsbewilligung Bezug 
genommen werden. 

Bei der Eintragung der Hypothek für ein Darlehen einer Kredit⸗ 
anſtalt, deren Satzung von der zuſtändigen Behörde öffentlich bekannt 
gemacht worden iſt, genügt zur Bezeichnung der außer den Zinſen 
ſatzungsgemäß zu entrichtenden Nebenleiſtungen die Bezugnahme auf 
die Satzung. 


S$ 1114. A. Hypothek. 

1. Die Zulaſſung der Belaſtung des Antheils eines Miteigenthümers ent⸗ 
ſpricht den §§ 747, 1008 ff. Vgl. § 1008 Note 2 b. — Ueber die grundbuch⸗ 
liche Eintragung vgl. § 1008 Note 2e. 

2. Unzulaſſig ift die Belaſtung eines Bruchtheils, wenn er nicht in dem 
Antheil eines Miteigenthümers beſteht. Es kann alſo weder der Allein⸗ 
eigenthümer einen Bruchtheil ſeines Grundſtücks (z. B. die ideelle Hälfte) 
noch ein Miteigenthümer einen Bruchtheil ſeines Antheils belaſten. Der 
Miteigenthümer, der zu ſeinem bisherigen Bruchtheil einen weiteren Bruch⸗ 
theil hinzu erwirbt, kann auch für das hierbei verbleibende Reſtkaufgeld nur 
ſeinen ganzen nunmehrigen Antheil, nicht aber allein den hinzuerworbenen 
Bruchtheil mit einer Hypothek belaſten. OLG. 4 482. Bay. Obs. 

3. Vgl. GO. § 48, abgedruckt zu § 894. 

4. Zwangsvollſtreckung in einen Grundſtücksbruchtheil vgl. CPO. § 864 
Abſ. 2, abgedruckt Titelvorb. vor § 1008. 

5. Behandlung der auf dem Antheil eines Miteigenthümers ruhenden 
Belaſtungen bei der Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung der 
Gemeinſchaft § 753, Zw. § 182, abgedruckt zu § 753. 

6. Belaſtung eines realen Theiles des Grundſtücks vgl. GO. § 6, abgedruckt 
zu § 890. 

7. Keine Belaſtung eines Antheils durch den eingetragenen Miteigenthumer 
bei der Gemeinſchaft zur geſammten Hand §§ 719 Abſ. 1 (Geſellſchaft), 1442, 
1487, 1519, 1549 (eherechtliche Gemeinſchaftsverhältniſſe), 2033 Adi. 2 (Mit: 
erben), vgl. KG. Jahrb. 20 A 85, 313, 24 A 126; OLG. 2 27, Seuff. 56 38. 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet $ 1114: N 

Ein Bruchtheil eines Grundſtücks kann mit einer Grundſchuld nur belaſtet 
werden, wenn er in dem Antheil eines Miteigenthümers beſteht. 


§ 1115. A. Hypothek. 

J. Juhalt der Eintragung. 

1. Vgl. Bemerkungen zu § 874. 

2. Gläubiger. Die Angabe des Namens einer beſtimmten Perſon iſt 
nicht weſentliches Erforderniß; auch anderweite Bezeichnung muß zuläſſig fein, 
z. B. bei Eintragung einer Hypothek für eine Leibesfrucht (§ 1912, 1913 
S. 2, 1923 Abſ. 2, 2101 Abſ. 1, 2178 f., 2162 Abſ. 2). Für die Deſzendenz 
einer beſtimmten Perſon kann die Eintragung nur erfolgen, wenn es ſich 
um eine vorhandene Deſzendenz handelt, deren Vorhandenſein und Perſonen⸗ 
ſtand ſich aus den Pflegſchaftsakten ergiebt; die Bezeichnung kann alſo 
lediglich eine abkürzende Benennung verſchiedener exiſtirender Perſonen jen, 
vgl. KG. Jahrb. 20 A 243 f.; bei der Hypothek für eine Forderung aus 


2. Belaſtung eines 
Bruchtheils. 


3. Inhalt d. Eintragung. 


81115. 
(Note A I.) 
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Inhaber⸗ und Orderpapier vgl. § 1187. — Immerhin iſt es zweckmäßig 
und für den praktiſchen Verkehr dringend erforderlich, daß die Bezeichnung 
des Gläubigers nach Namen, Stand, Wohnſitz ſo genau erfolgt, daß die 
berechtigte Perſon mit Gewißheit feſtgeſtellt werden kann. Anderenfalls 
würde eine Ungewißheit über die Perſon des Berechtigten eintreten, ſo 
daß Eintragungen, welche die Hypothek betreffen (vgl. GO. SS 19, 29 zu 
$ 873 Note AN) nur mit Hülfe eines Pflegers ($ 1913) erfolgen könnten. 

a. Ein Einzelkaufmann iſt unter ſeinem bürgerlichen Namen, nicht unter 
feiner Firma als Hypothekengläubiger einzutragen. Vgl. KG. Jahrb. 9 4. 
Vgl. auch Staub SGB. § 17 Anm. 3. 

b. Eine Konkursmaſſe hat keine juriſtiſtiſche Perſönlichkeit. Für ſie kann 
deshalb auch keine Sypothek eingetragen werden. Die Eintragung hat 
für den Gemeinſchuldner mit dem Vermerke der Konkurseröffnung (KO. 
§ 113, abgedruckt zu § 894 Note V) zu geſchehen. Vgl. KG. Jahrb. 8 245. 

c. Nichtrechtsfähige Vereine vgl. § 54 Note 2d. Inwieweit der Grund- 
buchrichter die Rechtsfähigkeit nachzuprüfen hat vgl. KG. Jahrb. 24 A 83. 

d. Bei Eintragung für mehrere Gläubiger hat die Bezeichnung der An⸗ 
theile bzw. des Gemeinſchaftsverhältniſſes in Gemäßheit der Ordnungs⸗ 
vorſchrift GO. § 48 (zu § 894 Note V) zu geſchehen. 

e. Der Grundſtückseigenthümer kann nicht als fein eigener Gläu⸗ 
biger eingetragen werden. Bei ſpäterem Erwerbe der Hypothek durch den 
Grundſtückseigenthümer vgl. § 1177. 

3. Der Geldbetrag der Forderung. 

a. Reichswährung. GO. 8 28 Satz 2. Einzutragende Geldbeträge sind in 
Reichswährung anzugeben. Vgl. §§ 244, 245 Note 2. Dieſe Ordnungsvor⸗ 
ſchrift ift auch zu beobachten, wenn die Eintragung auf Grund eines Ur⸗ 
theils erfolgt, deſſen Urtheilsſumme in fremder Währung lautet. Eine 
unter Verletzung der Or dnungsvorſchrift erfolgende Eintragung ift 
indeß nicht unwirkſam. 

b. Goldklauſel. 

a. Die Goldklauſel in dem Sinne, daß im Falle der Währungsänderung 
nicht ein der gegenwärtigen Währung entſprechender, ſondern ein Geld⸗ 
betrag geſchuldet werde und zu zahlen ſei, deſſen Höhe, in Währung 
umgeſetzt, ſich nach dem jeweiligen Kurſe des von dem Schuldner anzu⸗ 
ſchaffenden Goldes bemeſſe, iſt nicht eintragungsfähig, weder durch 
Aufnahme in den Eintragungsvermerk noch durch Bezugnahme auf 
die Eintragungsbewilligung, weil es dann an dem Erforderniſſe eines 
beſtimmten Geldbetrags in Reichswährung fehlt. KG. Jahrb. 21 A 
322, RG. SW. 1902 S. 123. 

3. Die Beſtimmung, daß die Zahlung in Reichswährung und zwar in 
Gold — alſo unter Ausſchluß von Einthalerſtücken — zu erfolgen habe, 
iſt eine zuläſſige Zahlungsbedingung, die eintragungsfähig iſt. Es 
genügt die Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung (a. M. KG. 
Jahrb. 20 A 194, 198), die Aufnahme in den Eintragungsvermerk iſt 
nicht erforderlich und kann von den Parteien nicht beanſprucht werden, 
RG. 50 145, JW. 1902 S. 123. 

c. Bei noch unbeſtimmtem Betrag ift eine Sicherungshypothek mit 
Höchſtbetrag einzutragen § 1190. 

4. Zinsſatz. 

Die Eintragung des Zinsſatzes erfordert nicht die Eintragung des An: 
fangstermins der Verzinſung; es genügt diesbezüglich die Bezugnahme auf 
die Eintragungsbewilligung, KG. Jahrb. 24 A 127, OLG. 4 383. Zuläffigfeit 
der Eintragung einer gewöhnlichen Hypothek mit Zinſen „bis zu 6 pCt.“ 
(Karlsruhe OLG. 4 225). 

a. Die eingetragene Zinspflicht gehört mit zu der Forderung, wegen deren 
die Befriedigung aus dem Grundſtücke zu erfolgen hat. 
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b. Eine perſonliche Haftung des Grundſtückseigenthümers für die während 
ſeines Eigenthums fällig werdenden Zinſen tritt nicht ein. (Anders bei 
der Reallaſt § 1108.) — Perſönliche Haftung des Ehemanns bei geſetz⸗ 
lichem Güterſtande $$ 1385 f., 1388. 

e. Wegen nachträglicher Eintragung von Zinſen § 1119. 

d. Geſetzliche Zinſen dedürfen keiner Eintragung § 1118. 

e. Sondervorſchriften über die Forderung und Hypothek für laufende und 
rückſtändige Zinſen val. §§ 1158 f., 1178. 

f. Behandlung der Zinſen in der Zwangsvollſtreckung. Rang der Zinſen 
vgl. Zw. § 10 Nr. 4, 8, §§ 12 f. (zu 88 879 ff.). — Anmeldung zum qez 
ringſten Gebote Zw. 98 45, 47, 49; Vertheilung des Erlöfes Zw. $ 114, 
in der Zwangsverwaltung Zw. $ 155. 

g. Die Beſtimmung, daß ſich der Zinsſatz im Falle unpünktlicher Zins⸗ 
zahlung um ſog. Strafprozente erhöht (vgl. § 248 Note 2) gehört zum 
Zinsſatz. Sie iſt als bedingtes Zinsverſprechen eintragungsfahig und 
eintragungsbedürftig. OLG. 1200, 4 81. 

h. Die Eintragung des Anfangstags der Verzinſung kann nicht verlangt 
werden. Seuff. 57 136 (vgl. § 874 Note 6). 

5. Nebenleiſtungen im Sinne des § 1115 find z. B. die Amortiſations⸗ 
unten (val. § 197 Note 3), ferner vorbedungene Zinſeszinſen (ogl. § 248 
Al. 2 Satz 2) und Koſten anderer als der in § 1118 bezeichneten Art. Für 
ſolche Nebenleiſtungen iſt deren Geldbetrag im Grundbuch einzutragen. Der 
Geldbetrag kann auch in Prozenten des Kapitals ausgedrückt ſein (3. B. 
Verpflichtung zur Zahlung geroje Prozente für den Fall vorzeitiger Kapi⸗ 
talsrückzahlung. Kc. Jahrb. 20 204, OLG. 1 291). Dit die Angabe des Geld: 
betrags nicht möglich, ſo iit die Eintragung nur in Form der Höchſthypothek 
(§ 1190) angängig. KO. Jahrb. 20 A 199, OLVG. 1201. 

6. Rangvorbehalt bedarf der Eintragung gemäß $ 881 Abi. 2. 

7. Ausſchließung der Ertheilung eines Hypothekenbriefs iſt 

einzutragen gemäß § 1116. 

8. Bezeichnung als Sicherungshypo thek ijt einzutragen nach § 1184. 
9. Beſtellung eines Treuhänder s für den jeweiligen Gläubiger einer 
Hypothek für eine Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber 
ift einzutragen gemäß § 1189- i 

10. Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung 
bedarf der Eintragung nach CPO. § 800, abgedruckt Abſchnittsvorb. vor 
§ 1113 Note B II. Als Verfügung über das Grundſtück aufgefaßt in KO- 
1 A 19. Ueber den Inhalt der Eintragungsformel vgl. KG. Jahrb. 23 A 
232, DLG. 4 316, 483. wy 

11. Verzicht des Grundſtückseigenthümers auf das Recht wegen mangelnder 
Vorlegung des Hypothekenbriefs die Kündigung oder Mahnung zurückzuweiſen 
vgl. § 1160 Note A 5 1 3 : 

12. Veryflichtung des Gläubigers pur Abtretung der Hypothek an einen 
Ri ohne Gewährleiſtung gegen vollſtandige Befriedigung vgl. Note 5 zu 
1142 ff. 

II. Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung (vgl. § 874). 

1. Zugelaſſen iſt, wie § 1115 ergiebt, die Bezugnahme (vgl. KG. Jahrb- 
21 A 142) insbeſondere für den Grund der Forderung (Darlehen, Kaufgeld ꝛc.), 
den Anfangstag der Verzinſung, die Zinstermine, Ort und Zeit der Rück⸗ 
zahlung, Kündigungsfriſten ꝛce. Der Vorlegung einer Schuldurkunde oder 
auch nur des Vorhandenſeins einer ſolchen bedarf es nicht. Vgl. GO. § 58 
Gu $ 1116 Note A I). Be 

2. Aufbewahrung und Einſicht der Eintragungsbewilligung GO. 58 9, 11. 
3. Wegen Erſtreckung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs auf die 
in Bezug genommene Eintragungsbewilligung vgl. § 892 Note II 5. BR 

4. Wegen der grundbuchmäßigen Anforderungen an die Eintragungsbewilli⸗ 
gung vgl. GO. 88 2929: 


$ 1115. 
(Note A L) 


(Note A II.) 


4. Briefhypothek. 
a. Briefertheilung. 
b. Ausſchließung der 
Briefertheilung. 


($ 1115.) 
(Rote A. III.) 


(Note A. IV.) 


(Note B.) 
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§ 1116. Ueber die Hypothek wird ein Hypothekenbrief ertheilt. 
Die Ertheilung des Briefes kann ausgeſchloſſen werden. Die Aus⸗ 
ſchließung kann auch nachträglich erfolgen. Zu der Ausſchließung iſt 
die Einigung des Gläubigers und des Eigenthümers ſowie die Ein⸗ 


III. Unvollſtäudige Eintragung. 

1. Eine unvollſtändige Eintragung, welcher weſentliche durch eine 
Mußvorſchrift (Abſ. 1) geforderte Beſtandtheile fehlen, hat nicht die mit 
der vollſtändigen Eintragung verbundenen Wirkungen. 

a. Demnach gehört zur Entſtehung der Hypothek die Eintragung des Gläu⸗ 
bigers und des Geldbetrags, während die Nichteintragung des Zins⸗ 
ſatzes und der Nebenleiſtungen die Entſtehung der Hypothek in An⸗ 
ſehung des Kapitals nicht beeinträchtigt. 

b. Nicht vorgeſchrieben iſt die Bezeichnung der Belaſtung als Hypothek oder 
Grundſchuld. Es wird deshalb auch die fälſchliche Bezeichnung einer Hy⸗ 
pothek als Grundſchuld oder umgekehrt die Rechtsbeſtändigkeit nicht be⸗ 
einträchtigen. Bezeichnung der Sicherungshypothek als ſolcher iſt zwin⸗ 
gend vorgeſchrieben in § 1184 Abſ. 2, vgl. daſelbſt. 

2. Eine Nichtbeachtung von Ordnungs- oder Sollvorſchriften 
(3. B. GO. § 45 Datirung und Vollziehung des Eintrags) läßt die Rechts: 
beſtändigkeit der Eintragung unberührt. 

3. Im Falle nachträglicher Ergänzung der Eintragung durch 
weſentliche Beſtandtheile iſt die Eintragung erſt von der Ergänzung ab vor: 
handen, ſo daß, wenn inzwiſchen eine ſpäter beantragte Eintragung erfolgt iſt, 
ein Verſtoß gegen die Ordnungsvorſchrift des § 46 GO. (zu § 879) vorliegt. 
Vgl. hierzu § 879 Note 2. 

IV. (Abſ 2.) Darlehen einer Kreditanſtalt. i 

1. Kreditanſtalt ift ein auf den Großbetrieb gerichtetes, den Abſchluß von 
Kreditgeſchäften bezweckendes Unternehmen. KG. Jahrb. 21 A 145. 

2. Bei Anwendung des § 1115 Abſ. 2 genügt es, wenn derjenige Theil 
der Satzung der Kreditanſtalt durch die zuſtändige Behörde öffentlich bekannt 
gemacht iſt, welcher die einzutragenden Nebenleiſtungen betrifft; die Bekannt⸗ 
machung des Geſammtinhalts iſt nicht erforderlich. Andererſeits iſt die Be⸗ 
zugnahme auf die Satzung erforderlich; die Bezugnahme auf die Eintragungs⸗ 
bewilligung reicht nicht aus. KG. Jahrb. 21 A 143. — Nebenleiſtungen können 
nur dann als ſatzungsgemäß zu entrichtende gelten, wenn ſie in der Satzung 
ſelbſt und nicht erſt in der Schuldurkunde aus Anlaß des Satzungsinhalts 
genügend beſtimmt geregelt find. KG. Jahrb. 22 A 167. 

3. Die Bekanntmachung der Satzungen und die Zuſtändigkeit für dieſelbe 
richtet ſich nach Landesrecht. 

Preussen | § 1 Ziffer 7 des Geſetzes, betr. die Bekanntmachung landesherr⸗ 

licher Erlaſſe durch die Amtsblätter, v. 10. April 1872 (GS. 
S. 357 


Bayern Zuſt VO. § 11. 

4. Vgl. die Uebergangsbeſtimmung EG. Art. 167, ſowie EG. z. Zw. $ 2 
Abſ. 2. 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) lautet § 1115: 

Bei Eintragung der Grundſchuld müſſen der Gläubiger, die Geldſumme 
und, wenn ſie verzinslich iſt, der Zinsſatz, wenn andere Nebenleiſtungen zu 
entrichten ſind, ihr Geldbetrag im Grundbuch angegeben werden; im Uebrigen 
kann auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden. 

Bei der Eintragung einer Grundſchuld für eine Kreditanſtalt, deren 
Satzungen von der zuſtändigen Behörde öffentlich bekannt gemacht worden 
ſind, genügt zur Bezeichnung der außer den Zinſen ſatzungsgemäß zu ent⸗ 
richtenden Nebenleiſtungen die Bezugnahme auf die Satzung. 
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wagung in das Grundbuch erforderlich; die Vorſchriften des § 873 

Abſ. 2 und der $ 876, 878 finden entſprechende Anwendung. 
Die Ausſchließung der Ertheilung des Briefes kann aufgehoben 

werden; die Aufhebung erfolgt in gleicher Weiſe wie die Ausſchließung. 


8 1116. A. Hypothekenbrief. 

1 Die Ertheilung des Hypothekenbriefs. 

1. Die Ertheilung des Hypothenbriefs iſt die Regel. 

Ueber die Ausnahmen: rechtsgeſchäftliche Ausſchließung § 1116 
Abi. 2; geſetzliche Ausſchließung bei Sicherungshypotheken § 1185 Abſ. 1, 
vgl. Note II. — Iſt der eingetragene Eigenthümer ſchlechthin zur Ein⸗ 
räumung einer Hypothek verurkheilt, fo kann der Gläubiger nur die Eintra⸗ 
gung einer Briefhypothek verlangen vgl. KG. Jahrb. 21 A 171; wegen der 
Aushändigung des Hypothekenbriefs in dieſem Falle val. § 1117 Note A 14. 

2. Die Ertheilung des Hypothekenbriefs als ſolche ijt in der 
GO. geregelt. i 
a. Die weſentlichen Erforderniſſe, bei deren Nichtvorhandenſein ein 

gültiger Hypothekenbrief nicht vorliegt, enthalt die Muß vorſchrift GO. § 56. 

GO. § 56. Der Hypothekenbrief wird von dem Grundbuchamt ertheit. dir 
muss die Bezeichnung als Hypothekenbrief enthalten, den Geldbetrag der Hypo- 
thek und das belastete Grundstück bezeichnen sowie mit Unterschrift und Siegel 
versehen sein. 

b. Ordnungsvorſchriften. (Soll vorſchriften.) 

GO. 857. Der Hypothekenbrief soll die Nummer des Grundbuchblatis an- 
geben und einen Auszug aus dem Grundbuch enthalten. 

In den Auszug sollen aufgenommen werden: 

1. die Bezeichnung des Grundstücks nach dem Inhalte des Grundbuchs; 

2. die Bezeichnung des Eigenthümers; 

3. der Inhalt der die Hypothek betreffenden Eintragungen und, soweit zur tr- 
gänzung einer Eintragung auf eine Urkunde Bezug genommen ist, auch der 
Inhalt dieser Urkunde; im Falle des $ 1115 Abs. 2 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs braucht der Inhalt der Satzung nicht aufgenommen zu werden; 

4. die kurze Bezeichnung des Inhalts der Eintragungen, welche der Hypothek 
im Range vorgehen oder gleichstehen. 

Der Auszug ist auf Antrag zu ergänzen, wenn sich der Inhalt des Grund- 

buchs ändert. 

GO. 8 58. Ist eine Urkunde über die Forderung, für welche eine Hypothek 
besteht, ausgestellt, so soll die Urkunde mit dem Hypothekenbriefe verbunden 
werden, Erstreckt sich der Inhalt der Urkunde auch auf andere Angelegen- 
heiten, so genügt es, wenn ein öffentlich beglaubigter Auszug aus der Urkunde 
mit dem Hypothekenbriefe verbunden wird. 

In den Fällen des Abs. 1 unterbleibt die im $57 Abs. 2 Nr. 3 vorgesehene 
Aufnahme des Inhalts der Urkunde in den Hypothekenbrief. 

Zum Nachweise, dass eine Schuldurkunde nicht ausgestellt ist, genügt eine 
darauf gerichtete Erklärung des Eigenthümers. 

G0. 8 62. Eintragungen, die bei der Hypothek erfolgen, sind von dem 
Grundbuchamt auf dem Hypothekenbriefe zu vermerken; der Vermerk ist mit 
Unterschrift und Siegel zu versehen. 

In den Füllen des $ 54 Abs. I hat das Grundbuchamt den Besitzer des 
Briefes zur Vorlegung anzuhalten. In gleicher Weise hat es, wenn in den 
Fällen des § 42 Abs. 1 Satz 2 und des $ 54 Abs. 2 [zu § 873 Note B u4 
der Brief nicht vorgelegt ist, zu verfahren, um nachträglich den Widerspru 
auf dem Briefe zu vermerken. 

GO. 869. Wird eine Hypothek gelöscht, so ist der Brief unbrauchbar zu 
machen; das Gleiche gilt, wenn die Ertheilung des Briefes über eine Hypothek 
nachträglich ausgeschlossen oder an Stelle des bisherigen Briefes ein neuer Hypo- 
thekenbrief, ein Grundschuldbrief oder ein Rentenschuldbrief ertheilt wird. Eine 


c. Nachträgliche Briefs 
ertheilung. 


$ 1116. 
(Note A. I) 
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mit dem bisheri 


gen Briefe verbundene Schuldurkunde ist abzutrennen und, sofern 


sie nicht mit dem neuen Hypothekenbriefe zu verbinden ist, zurückzugeben. 


Zw. $127 Abs J. Wird der Brief über eine in Folge der Versteigerung 


erloschene Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld vorgelegt, so hat das Ge- 
richt ihn unbrauchbar zu machen. Ist das Recht nur zum Theil erloschen, so 
ist dies auf dem Briefe zu vermerken. Wird der Brief nicht vorgelegt, so kann 
das Gericht ihn von dem Berechtigten einfordern. 


Indeß ift die Löſchung von der Vorlegung des Briefes unabhängig; 
Zw. §§ 130, 131, vgl. zu Aba. 


c. Hypothekenbrief über eine Geſammthypothek, GO. §§ 59, 63, 64, zu 


$ 1132 Note III. 


d. Theilhypothekenbrief. GO. § 61 vgl. zu §§ 1152, 1145. 
e. Erforderniß der Vorlegung des Hypothekenbriefs bei nachträglichen die 


a. 


b. 


Hypothek betreffenden Eintragungen. Vgl. GD. §8 4244 ($ 873 Note ALLA). 
Materieller Anſpruch gegen den Beſitzer des Hypothekenbriefs auf Vor⸗ 
legung zwecks Berichtigung des Grundbuchs § 896. 

3. Der Hypothekenbrief als körperliches Element der Briefhypothek. 
Zwiſchen der Briefhypothek und der Buchhypothek beſteht kein inhaltlicher 
Unterſchied. 

Durch die Ertheilung des Hypothekenbriefs wird mit der Hypothek eine 
bewegliche Sache, nämlich der Hypothekenbrief, in eine rechtliche Be⸗ 
ziehung geſetzt, welche nur deshalb nicht als Verbindung i. S. des § 947 
bezeichnet werden kann, weil eine ſolche nur zwiſchen körperlichen Sachen, 
nicht auch zwiſchen einem Rechte und einer körperlichen Sache beſtehen 
kann. Vgl. die Sondervorſchrift des § 952 und ihre Stellung im Syſteme. 

Thatſachlich aber wird ein ähnliches Verhältniß zwiſchen dem Hupo- 
thekenrecht und dem Hypothekenbriefe hergeſtellt und dadurch der Hypo⸗ 
thek ein körperliches Element angehängt, deſſen Uebergabe ein beſonderes 
Erforderniß für den Erwerb der Hypothek ſowohl bei der Beſtellung 
(§ 1117 Abſ. 1) als auch bei der Uebertragung der Hypothek (§ 1154 
Abſ. 1) ift. Es tritt ſomit bei der Briefhypothek das Erforderniß der 
Uebergabe des Hypothekenbriefs neben den im Uebrigen für den rechts⸗ 
geſchäftlichen Erwerb und die Abtretung der Hypothek überhaupt erfor⸗ 
derlichen Thatbeſtand. Ohne dieſe Uebergabe des Hypothekenbriefs iſt 
der zum rechtsgeſchäftlichen Erwerbe der Hypothek erforderliche ſachen⸗ 
rechtliche Thatbeſtand nicht vollendet. Dieſe Behandlung des Hypotheken⸗ 
briefs ermöglicht es, den Erwerb der Hypothek von der Gewährung der 
Gegenleiſtung Zug um Zug abhängig zu machen, §§ 1117, 1154; ferner, 
eine Verfügung über die Hypothek durch Hinterlegung des Hypotheken⸗ 
briefs auszuſchließen, vgl. z. B. § 1819. 


Im Einzelnen kommen folgende Vorſchriften in Betracht: 


4. Der Erwerb der Hypothek durch den erſten Berechtigten erfolgt erſt 
mit der Uebergabe des Hypothekenbriefs ($ 1117). Bis zur Uebergabe 
ſteht die Hypothek dem Eigenthümer zu § 1163 Abſ. 2. 

B. Die Uebertragung der Hypothek erfordert Uebergabe des Hypotheken⸗ 
briefs, § 1154. Wegen Verpfändung der Hypothek § 1274; Pfän⸗ 
dung und Ueberweiſung der Hypothek CPO. §§ 830, 837, abgedruckt 
zu $ 1154. Erſatz der Uebergabe durch Wegnahme des Hypotheken⸗ 
briefs ſeitens des Gerichtsvollziehers auf Grund einer Verurtheilung 
zur Beſtellung, Abtretung oder Belaſtung einer Hypothek CRD. § 897 
(zu § 873 B II). 

J. Anſpruch auf Herausgabe des Hypothekenbriefs bei Befriedigung des 
Gläubigers 

durch den Eigenthümer §§ 1144 f.; 
durch den perſönlichen Schuldner § 1167. 

d. Der Geltendmachung der Hypothek bzw. der perſönlichen Forderung 
kann bis zur Vorlegung des Hypothekenbriefs gemäß §§ 1160, 1161 
widerſprochen werden. 


a 


b. 
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4. Der Hypothekenbrief und das Grundbuch. 

Erleichterung des Hypothekenverkehrs durch Beſchränkung 

des Eintragungsprinzips. 

Durch die Vorſchrift GO. §§ 56 ff. (zu § 1116 Note AT), 42—44 (zu 
§ 873 Note A II 4) ift die Uebereinſtimmung des Hypothekenbriefs mit 
dem Grundbuch in einem gewiſſen Umfange (vgl. indeß zu b) gewähr⸗ 
leiſtet (vgl. Schadenserſatzpflicht § 839, GD. § 12 zu § 89). Zur Gr: 
leichterung des Hypothekenverkehrs iſt mit Rückſicht hierauf die Ueber⸗ 
tragung der Briefhypothek nicht an die Einigung und Eintragung, 
ſondern an die Einigung (Abtretung); und Uebergabe des Hypo⸗ 
thekenbriefs (vgl. zu 3) geknüpft § 1154. Vgl. auch § 873 Note B12 b. 
Nichtübereinſtimmung zwiſchen Hypothekenbrief und Grund⸗ 
buch ohne Verletzung geſetzlicher Vorſchriften. 

a. Gemäß Zw. § 131 bedarf es zur Löſchung einer in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung ausgefallenen Hypothek nicht der Vorlegung des Hypo⸗ 
thekenbriefs. Vgl. Zw. § 127 (Note 2 b). 

8. Kraftlos gewordene Hypothekenbriefe (59 1162, 1170, 1171) konnen 

als anſcheinend rechtsbeſtändige im Widerſpruche mit dem Grundbuch⸗ 

inhalte (vgl. GO. $ 68 Abſ. 3) umlaufen. Vgl. ferner zu II Ib. 
„Die durch einſtweilige Verfügung angeordnete Eintragung eines 

Widerſpruchs (§ 890), welcher fich darauf gründet, daß die Hypothek 

oder die Forderung ($ 1138) nicht beſteht oder einer Einrede unter⸗ 

liegt oder daß die Hypothek unrichtig (3. B. hinſichtlich des Ranges) 
eingetragen iſt, kann ohne Vorlegung des Hypothekenbriefs erfolgen; 

GD. §§ 42 Abſ. 1, 43 Satz 1 ($ 873 Note A II 4). 


-x 


€. Der Inhalt des Hypothekenbriefs kann zwar die Berufung auf 


d. 


a. 


a. 


b. 


den guten Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs ausſchließen 
($ 1140), grundſätzlich aber niemals Deckung gegen den In: 
halt des Grundbuchs gewähren. Es empfiehlt ſich deshalb 
die Einſicht ſowohl des Grundbuchs als auch des Hypo⸗ 
en 

Wegen der Ergänzung des Grundbuchinhalts durch den Hypothekenbrief 
und die öffentlich beglaubigte Abtretungserklärung § 1155. 

5. Rechte an dem Hypothekenbriefe. 

Das Eigenthum an dem Hypothekenbriefe ſteht dem Hypothekengläubiger 
zu. 19.952 Dritter an der Forderung erſtrecken ſich auf den Hypotheken⸗ 
brief § 952. 


„Die Konſequenz ergiebt, daß andererſeits Rechte, welche nicht gleichzeitig 


an der Hypothek zur Entſtehung gelangen, auch an dem Hypothekenbriefe 
nicht begründet werden konnen. Inſonderheit alſo kein Pfandrecht an 
dem Oypothekenbrief ohne Verpfändung der Hypothekenforderung (vgl. 
$$ 1273 ff.). Ueber die Aufrechterhaltung als Zuruckbehaltungsrecht NG. 
16 172; vgl. indeß dazu § 1204 Note III 2 g. , 
II. Die Ausſchließung der Ertheilung eines Hypothekeubriefs. 
1. (Abſ. 2.) Rechtsgeſchäftliche Ausſchließung. we 

Vor erfolgter Einigung und Eintragung (vgl. 8 873) der Ausſchließung 
liegt nach Abſ. 2 eine wirkſame Ausſchließung nicht vor. Dieſe Forma⸗ 
liſtrung bezweckt, die Ertheilung eines Hypothekenbriefs ſeitens des Grund⸗ 
buchamts in Unkenntniß wirkſamer Ausſchließung zu verhindern. 

Die nachträgliche Ausſchließung der Ertheilung eines Hypotheken⸗ 
briefs darf nur eingetragen werden, wenn der Hypothekenbrief oder das 
denſelben betreffende Ausſchlußurtheil vorgelegt wird, GO. § 42 (§ 873 
Note A II 4). Die Unbrauchbarmachung des vorgelegten Hypotheken⸗ 
briefs beſtimmt GO. § 69 G 1116 Note AT). Bei ordnungswidriger 
Unterlaſſung der Einziehung des Hypothekenbriefs ift der gutgläubige 
Erwerber der Hypothek auf Grund des zu Unrecht umlaufenden Hypo⸗ 
thekenbriefs nicht geſchützt, ſondern auf den Schadenserſatzanſpruch (§§ 839, 
89; GO. § 12 zu § 89) angewieſen. Vgl. zu 14 c. 


§ 1116. 
(Rote A. I.) 


(Note A. II.) 


§ 1116. 
(Note A. 11.) 


(Note B.) 
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e. Von den zitirten Vorſchriften betrifft 

§ 873 Abſ. 2 die Bindung an die Einigung; 

§ 876 die Zuſtimmung Drittberechtigter, d. i. derjenigen, welchen an 

der Hypothek ein Nießbrauch ($$ 1068 ff.) oder ein Pfandrecht 
(8$ 1273 ff.) zuſteht; 

$ 878 die nachträgliche Verfügungsbeſchränkung des Erklärenden. 

d. Die formalen Vorausſetzungen der Eintragung; vgl. zu § 873 
Note A II. 

Solange die Hypothek nicht eingetragen iſt, genügt die Bewilligung 
des Grundſtückseigenthümers (GD. § 19) vgl. KG. Jahrb. 20 A 97. Nach⸗ 
her würde, auch in dem Zwiſchenſtadium zwiſchen Eintragung der $y- 
pothek und ihrem Erwerbe durch den Gläubiger (88 1117, 1163 Abſ. 2), 
die Bewilligung des eingetragenen Gläubigers hinzukommen müſſen; 
GO. § 40 (zu § 873 Note A II). 

e. Bei Eintragung einer Geſammthypothek muß die Einigung über 
die Ausſchließung der Hypothekenbriefertheilung mit den Eigenthümern 
aller Grundſtücke erfolgen. 

2. Geſetzliche Ausſchließung der Ertheilung eines Hypotheken⸗ 
briefs in den Fällen der Sicherungs hypothek ($ 1185 Abſ. 1), 
insbeſondere kein Hypothekenbrief für die Hypothek wegen einer Schuldver⸗ 
ſchreibung auf den Inhaber ($$ 1187, 1185), im Gegenſatze zur Ertheilung 
eines Grundſchuldbriefs auf den Inhaber, § 1195. 

III. (Abſ. 3.) Die nachträgliche Ertheilung eines Hppothekenbriefs. 

Die Ausſchließung der Ertheilung des Briefes kann aufgehoben werden. 
Zu der Ausſchließung iſt die Einigung des Gläubigers und des Eigen⸗ 
thümers ſowie die Eintragung im Grundbuch erforderlich. Die $$ 873 
Abſ. 2, 876, 878 (vgl. Note II Le) find anwendbar. 

1. In dem normalen Falle, daß die Umwandlung in eine Briefhypothek 
erfolgen ſoll, nachdem der Gläubiger die Buchhypothek erworben hatte, iſt 
die Einwilligung des zur Zeit der Umwandlung eingetragenen Eigenthü⸗ 
mers und Gläubigers erforderlich, vgl. OLG. 1414. Die von dem Eigen⸗ 
thümer für den Fall der durch den Gläubiger in Zukunft einſeitig zu bean⸗ 
tragenden Umwandlung ertheilte Bewilligung hat nur für die Eigenthums⸗ 
zeit des Bewilligenden Wirkſamkeit und iſt nicht eintragungsfähig. Die Ein⸗ 
tragung einer Vormerkung auf Umwandlung iſt nicht ausgeſchloſſen. Val. 
KG. Jahrb. 21 A 117, Os G. 2 322. 

2. Solange die Hypothek als Buchhypothek nicht eingetragen iſt, liegt die 
Ausſchließung noch nicht vor (Abſ. 2). Der Eigenthümer kann deshalb feinen 
einſeitig geſtellten (RG. Jahrb. 24 A 91) Antrag auf Eintragung einer Buch⸗ 
hypothek einſeitig dahin abändern, daß eine Briefhypothek eingetragen 
werden fol Vgl. Note H Id. 

B. Grundſchuldbrief. 

I. Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) lautet § 1116; 

Ueber die Grundſchuld wird ein Grundſchuldbrief ertheilt. 

Die Ertheilung des Grundſchuldbriefs kann ausgeſchloſſen werden. Die 
Ausſchließung kann auch nachträglich erfolgen. Zu der Ausſchließung iſt 
die Einigung des Gläubigers und des Eigenthümers ſowie die Eintragung 
in das Grundbuch erforderlich; die Vorſchriften des § 873 Abſ. 2 und der 
$$ 876, 878 finden entſprechende Anwendung. 

Die Ausſchließung der Ertheilung des Grundſchuldbriefs kann aufgehoben 
werden; die Aufhebung erfolgt in gleicher Weiſe wie die Ausſchließung. 

II. GO. § 70, abgedruckt zu § 1192. 

III. Hervorzuheben iſt als Unterſchied zwiſchen der Preußiſchen Grund⸗ 
ſchuld und der Grundſchuld des BGB.: 

J. die Grundſchuld des BGB. kann ohne Ertheilung eines Grundſchuld⸗ 
briefs als Buchgrundſchuld beſtehen; 

2. bei Nichtübereinſtimmung des Grundſchuldbriefs und des Grundbuchs 
entſcheidet ſchlechthin der Inhalt des Grundbuchs (vgl. Note A I4, § 1192), 
nicht der Inhalt des Grundſchuldbriefs. 
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$ 1117. Der Gläubiger erwirbt, ſofern nicht die Ertheilung des 
Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt, die Hypothek erſt, wenn ihm der 
Brief von dem Eigenthümer des Grundſtücks übergeben wird. Auf 
die Uebergabe finden die Vorſchriften des § 929 Satz 2 und der 
$$ 930, 931 Anwendung. 

Die Uebergabe des Briefes kann durch die Vereinbarung erſetzt 
werden, daß der Glaubiger berechtigt ſein ſoll, ſich den Brief von 
dem Grundbuchamt aushändigen zu laſſen. 

Iſt der Gläubiger im Beſitze des Briefes, ſo wird vermuthet, daß 
die Uebergabe erfolgt ſei. 


1117. A. Hypothek. 

Erwerb der Briefhypothek durch den urſprünglichen Glünbiger. 

1. Wegen der Abhängigkeit des Erwerbes der Briefhypothek von der Ueber⸗ 
gabe des Hypothekenbriefs vgl. zu § 1116 Note AIZ. Bis zur Uebergabe 
oder dem Vorliegen eines ihrer Surrogate (Note 2b u. c) ſteht die Hypo⸗ 
thek dem Eigenthümer zu, § 1163 Abſ. 2. Der Hypothekengläubiger, welcher 
fih auf die für die Richtigkeit des Grundbuchs ſtreitende Vermuthung ($ 891) 
berufen will, wird zunächſt die erfolgte Uebergabe (bzw. den Beſitz Abſ. 3) 
des Hypothekenbriefs darzuthun haben. Zur Berichtigung des Grundbuchs 
ift Einwilligung des eingetragenen Gläubigers erforderlich, vgl. § 894 Note 
A III und KG. Jahrb. 22 A S. 310. 

2. Uebergabe des Hypothekenbriefs. 

a. Körperliche Uebergabe vgl. § 929 Note II I b. 

Brevi manu traditio $ 929 Satz 2; Copstitutum possessorium $ 930; 

Abtretung des Herausgabeanſpruchs gegen den dritten Beſitzer § 931. 

Eine Formalifirung der bei dieſen Arten der Uebergabe erforderlichen 
Willenserklärung iſt nicht vorgeſchrieben. 

c. Vereinbarung, daß der Gläubiger berechtigt fein ſoll, fih den Hypotheken⸗ 
brief von dem Grundbuchamt aushändigen zu laſſen § 1117 Abſ. 2. In 
Seuff. 57 138 wird angenommen, daß die Vereinbarung des Abſ. 2 
Wirkſamkeit nicht eher erlangt, als bis der Hypothekenbrief hergeſtellt iſt. 
Vgl. wegen der Form die Ordnungsvorſchrift GO. § 60 (zu Note 4). 

d. Wegnahme des Hypothekenbriefs durch den Gerichtsvollzieher auf Grund 
der Verurtheilung des Eigenthümers zur Beſtellung der Hypothek. CPO. 
§§ 897 AbT. 2, 898 (§ 873 Note B II). 

3. (Abſ. 3.) Die Vermuthung der Uebergabe zu Gunſten des be⸗ 
ſitzenden Gläubigers gilt, gleichgültig ob der Beſitz des Briefes ein mittel: 
barer oder unmittelbarer iſt. Widerlegung der Vermuthung durch Gegen⸗ 
beweis CPO. § 292. 8 

4. Aushändigung des Hypothekenbriefs durch das Grund: 
buchamt. 

eo. $ 60. Der Hypothekenbrief ist dem Eigenthümer des Grundstücks, im 
Falle der nachträglichen Ertheilung dem Gläubiger auszuhändigen. 

Auf eine abweichende Bestimmung des Eigenthümers oder des Gläubigers 
findet die Vorschrift des $ 29 Satz 1 [zu $ 873 Note A TT] entsprechende Anwendung. 

Vgl. hierzu § 952 Note 3. — Iſt der Eigenthümer zur Eintragung einer 
Hypothek verurtheilt, ohne daß die Verurtheilung auch dahin geht, daß der 
Hypothekenbrief an den Gläubiger auszuhändigen ift, jo hat die Aushändi⸗ 
gung an den Eigenthümer zu erfolgen, wenn nicht ſeine Zuſtimmung zur 
Aushändigung an den Gläubiger beigebracht oder gemäß § 894 CPO. durch 
Urtheil Me wird, vgl. § 1116 Note AL 1 und KG. Jahrb. 21 A S. 171. 

5. Geſammthypothek. Iſt die Briefhypothek auf den Grundſtücken 
verſchiedener Eigenthümer als Geſammthypothek eingetragen, ſo haben die 
mehreren Eigenthümer gemeinſchaftlich die Uebergabe zu bewirken. Wegen 
der zwiſchen den Eigenthümern beſtehenden Gemeinſchaft § 1172. 

9. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 46 


d. Erwerb der Brief⸗ 
hypothek durch den 
Glaubiger. 
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5. Nebenleiſtungen. § 1118. Kraft der Hypothek haftet das Grundſtück auch für die 
un n tye geſetzlichen Zinſen der Forderung ſowie für die Koſten der Kündigung 


Zinſen und Koſten. und der die Befriedigung aus dem Grundſtücke bezweckenden Rechts⸗ 
verfolgung. 


II. Die Buchhypothek. 

Die Buchhypothek wird von dem Gläubiger in dem Moment erworben, in 
welchem die Belaſtung des Grundſtücks vollzogen iſt, d. i. in dem Zeitpunkt, 
in welchem Einigung und Eintragung (§ 873) vorliegen und die Forderung 
zur Entſtehung gelangt ift ($ 1163 Abſ. 1 S. 1). Gegenüber dem Inhalte 
des Grundbuchs (§§ 1138, 891) ift der Eigenthümer für die Nichtexiſtenz 
der Forderung beweispflichtig. Anders bei der Sicherungshypothek (§ 1185 
Abſ. 2). Eintragung eines Widerſpruchs wegen nicht bezahlter Darlehens⸗ 
valuta § 1139. 

B. Die Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet § 1117: 

Der Gläubiger erwirbt, ſofern nicht die Ertheilung des Grundſchuldbriefs 
ausgeſchloſſen iſt, die Grundſchuld erſt, wenn ihm der Brief von dem Eigen⸗ 
thümer des Grundſtücks übergeben wird. Auf die Uebergabe finden die Vor⸗ 
ſchriften des § 929 Satz 2 und der $$ 930, 931 Anwendung. 

Die Uebergabe des Briefes kann durch die Vereinbarung erſetzt werden, 
daß der Gläubiger berechtigt ſein ſoll, ſich den Brief von dem Grundbuch⸗ 
amt aushändigen zu laſſen. 

Iſt der Gläubiger im Beſitze des Briefes, ſo wird vermuthet, daß die 
Uebergabe erfolgt ſei. 

s 1118. A. Hypothek. 

Das Grundſtück haftet kraft der Hypothek, d. h. ohne daß es einer 
beſonderen Eintragung bzw. Eintragungsbewilligung bedarf, 

1. für die geſetzlichen Zinſen der Forderung (Verzugszinſen $ 288, 
Prozeßzinſen § 291, im Uebrigen ſiehe wegen der ſonſtigen Fälle geſetzlicher 
Zinspflicht zu § 246 Note 1. — Zinsfuß 4 pCt. § 246). 

Wegen der rechtsgeſchäftlichen Zinſen vgl. $ 1115 Note 4; daſelbſt auch 
wegen der Behandlung der Zinſen bei der Zwangsvollſtreckung. 

2. für die Koſten, und zwar: 

a. für die Koſten der Kündigung vgl. §§ 132, 1141. 

b. für die Koſten der die Befriedigung aus dem Grundſtücke be: 
zweckenden Rechtsverfolgung, alſo einſchließlich der durch die Zwangs⸗ 
vollſtreckung verurſachten Koſten. Wegen der Beſchränkung auf die noth⸗ 
wendigen Koſten vgl. CPO. §§ 788, 91. Unter § 1118 gehören auch die 
Koſten der dinglichen Klage, wenn fie deshalb nach EPO. § 93 dem 
Gläubiger auferlegt ſind, weil der Eigenthümer, ohne Veranlaſſung zur 
Klage gegeben zu haben, ſeine Verpflichtung zur Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſofort anerkannt hat, vgl. Borb. zum VIII. Abſchnitte Note 
B II 1. Die Koſtenpflicht des beklagten Eigenthümers wird ſchlechthin 
angenommen in OLG. 3 318, Seuff. 57 118. 

e. Nicht unter § 1118 fallen Koſten anderer als der in § 1118 bezeichneten 
Art, wie die Koſten für die Eintragung, für nachträgliche Vermerke auf 
dem Hypothekenbriefe, Regiſterauszüge, Stempel, Taxen zc. Abweichende 
Beſtimmungen ſind beten und nach § 1115 Abſ. 1 nur 
eintragungsfähig, wenn ein Geldbetrag für dieſe Leiſtungen angegeben 
ijt, vgl. § 1115 Note A I 5; OLG. 1 201 f. Wegen der Haftung des 
Grundſtücks für die Koſten der Eintragung einer Zwangshypothek CPD. 
8 867, abgedruckt zu § 1184. 

II. Behandlung der Zinſen und Koſten in der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung. 

1. Rang Zw. $$ 10 Abſ. 2, 12 (zu §§ 879 ff.). 

2. Anmeldung zum geringſten Gebote Zw. § 45. 

3. Vertheilung des Erlöſes § 114. 
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§ 1119. Iſt die Forderung unverzinslich oder ift der Zinsſatz 
niedriger als fünf vom Hundert, ſo kann die Hypothek ohne Zu⸗ 
ſtimmung der im Range gleich- oder nachſtehenden Berechtigten dahin 
erweitert werden, daß das Grundſtück für Zinſen bis zu fünf vom 
Hundert haftet. 

Zu einer Aenderung der Zahlungszeit und des Zahlungsorts iſt 
die Zuſtimmung dieſer Berechtigten gleichfalls nicht erforderlich. 


B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) lautet $ 1118: 

Kraft der Grundſchuld haftet das Grundſtück auch für die geſetzlichen 
Zinſen des Kapitals ſowie für die Koſten der Kündigung und der die Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtücke bezweckenden Rechtsverfolgung. 


§ 1119. A. Hypothek. \ 

1. Die Vorſchrift des § 1119 begründet eine Ausnahme von § 879. Die 
Haftung für die Zinſen erſtreckt ſich nur auf die von dem Zeitpunkte der 
durch Einigung und Eintragung wirkſam gewordenen Erweiterung ab laufen⸗ 
den Zinſen bzw. Mehrzinſen; nicht auch auf die Zinſen für eine frühere Zeit 
vgl. KG. Jahrb. 21 A 160. 

2. Auf Kautionshypotheken iſt § 1119 nicht anwendbar (§ 1190 Abſ. 2), 
wohl aber auf die gewöhnliche Hypothek, in welche die Kautionshypothek um⸗ 
gewandelt ift, vgl. § 1190 Note 8c. 

3. Bei Geſammthypotheken kann die Zinserhöhung in Anſehung des 
einzelnen Grundſtücks erfolgen, ohne daß es der Zuſtimmung der Eigen⸗ 
thümer der mithaftenden Grundſtücke bedarf. Vgl. $ 1132 Note 1. KG. 
Jahrb. 21 A 168. 

4. Auch die Eintragung von Zinſen über 5 pCt. hinaus bedarf dann nicht 
der Zuſtimmung der gleich- oder nachſtehenden Berechtigten, wenn die Ein⸗ 
tragung der Hypothekenzinſen keine Erweiterung der Grundſtücksbelaſtung 
darſtellt, alfo z. B. wenn andere Nebenleiſtungen, wie Tilgungsbeiträge (2) 
und Verwaltungsloſten innerhalb der bisherigen Höhe in Zinſen umge- 
wandelt werden. KG. Jahrb. 24 A 130. 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet $ 1119: 

Iſt die Grundſchuld unverzinslich oder iſt der Zinsſatz niedriger als fünf 
vom Hundert, ſo kann die Grundſchuld ohne Zuſtimmung der im Range 
gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten dahin erweitert werden, daß das 
Grundſtück für Zinſen bis zu fünf vom Hundert haftet. 

Zu einer Aenderung der Zahlungszeit und des Zahlungsorts ift die Zuz 
ſtimmung dieſer Berechtigten gleichfalls nicht erforderlich. 


I. Die für die Beſtimmung des Umfanges der hypothekariſchen Haftung 
leitenden Rückſichten. 5 e 

J. Die Rückſicht auf die Sicherheit des Gläubigers. 

Die Hppothek erfaßt grundſätzlich alle den wirthſchaftlichen Beſtand des 
Grundſtücks ausmachenden Gegenſtände, namentlich auch die mit der Trennung 
dem Eigenthümer zufallenden Früchte ($ 1120), desgleichen die an die Stelle 
der Früchte tretenden Pacht⸗ und Miethzinsforderungen $$ 1123 ff., ſowie die 
Forderung aus der Verſicherung von Gegenſtänden, welche kraft der Hypo⸗ 
thek dem Gläubiger haften (§ 1127 ff.). 

2. Die Rückſicht auf die wirthſchaftliche Stellung des Eigen- 
thümers und den Verkehr. 

Dem Eigenthümer wird die Verfügung über die mithaftenden Sachen und 
Forderungen belaſſen, ſoweit dies das berechtigte Intereſſe des Gläubigers 
nur irgend geſtattet. Vgl. §§ 1121—1130, §§ 1121, 1122 Note 1, 1123 
Note 2. 

46* 
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Vorbemerkung zu II. Gegenſtände der Haftung. 

s 1120 ff. 1. Das Grundſtück in feinem jeweiligen Beſtande. 

Zunächſt iſt für den Umfang des hypothekariſchen Rechtes der Beſtand des 
Grundſtücks zur Zeit der Eintragung des Rechtes maßgebend. Dazu treten 
die Erweiterungen, welche dieſer Beſtand in der Folgezeit erfährt. Der Be⸗ 
ſtand des Grundſtücks ergiebt ſich aus 88 94—96. 

a. Der Grundſtückskörper wird von der Hypothek fo ergriffen, wie ihn 

das Grundbuch zur Zeit der Belaſtung nachweiſt. Vgl. indeß § 892 

Note II 2c. Wegen der nachträglichen Vereinigung mehrerer Grundſtücke 

vgl. 88 890 und 1131 ſowie die Bemerkungen zu dieſen Paragraphen. 

b. Die Rechte, welche mit dem Eigenthum an dem belaſteten Grundſtücke 
verbunden ſind (§ 96), ohne Rückſicht darauf, ob dieſe Rechte auf dem 

Grundbuchblatte des herrſchenden, mit der Hypothek belaſteten Grund⸗ 

1 find oder nicht. Vgl. § 876 und GD. $$ 8, 21, abgedruckt 

zu § 876. 

e. Die Gebäude find nach §ğ 93, 94, 946 als weſentliche Beſtandtheile 
des Grundſtücks den gleichen Rechtsſchickſalen wie der Grund und Boden 

unterworfen. Ausnahmen 8 95. 

d. Die ſtehenden und hängenden Früchte. 

a. Die ſtehenden und hängenden Früchte find nach §§ 93, 94 als 
weſentliche Beſtandtheile den Rechtsſchickſalen des Grundſtücks unter⸗ 
worfen und werden durch die Beſchlagnahme des Grundſtücks be⸗ 
troffen, Zw. §$ 21 Abi. 1 (zu SS 1121 f.), 148. 

B. Die Mobiliarzwangsvollſtreckung in die ſtehenden und hängenden 

rüchte CPO. § 810 (zu § 94 Note III). 

J. Das Recht des Pächters auf den Fruchtgenuß wird von 
der Beſchlagnahme nicht berührt, Zw. § 21 Abſ. 3, § 148 (zu 
88 1121f.). Damit wird das Recht des Pächters auf den Frucht⸗ 
genuß (§ 581) auch für die Zeit geſichert, während welcher die dem 
Pächter zufallenden Früchte noch mit dem Grund und Boden ver⸗ 
bunden ſind. Dem Hypothekengläubiger haftet als Erſatz die Pacht⸗ 
zinsforderung §§ 1123 ff. Der Pächter darf alfo, ungehindert durch 
die Beſchlagnahme, auf Grund und in Gemäßheit ſeines Pachtrechts 
(§ 581 Abſ. 1) die Trennung bewirken. Mit der Trennung aber 
ſcheiden die dem Pächter zufallenden Früchte aus der hypothekariſchen 
Haftung aus § 1120. Vgl. hierzu Borb. zu SS 581 ff. Note IV. 

. Befteht ein dingliches Recht an dem Grundſtücke, vermöge deſſen der 
Berechtigte ſich Erzeugniſſe anzueignen berechtigt iſt, insbeſondere alſo 
ein Nießbrauch (vgl. § 954), Jo entſcheidet das Rangverhältniß zwi⸗ 
ſchen der Hypothek und dem anderen Rechte (§ 879), ob die Früchte 
dem Hypothekengläubiger haften oder nicht. 

2. Die vom Grundſtücke getrennten Beſtandtheile. 

Nach dem in $ 953 (vgl. Note | daſelbſt) zum Ausdrucke gebrachten Prin⸗ 
zipe wird durch die körperliche Zertheilung der Sache der dingliche Rechts⸗ 
ſtand nicht geändert. Das Recht des Hypothekengläubigers ſetzt ſich viel⸗ 
mehr an den Theilen ohne Weiteres fort. 

a. Abgeſchriebene Flächenabſchnitte. 

Die Abtrennung von Parzellen (vgl. § 890 Note 4) ift von der Zuſtim⸗ 
mung des Hypothekengläubigers unabhängig. Da die Nichtübertragung 
der Belaſtung auf die abgeſchriebene Parzelle als Löſchung gilt (GD. 8 47 
Abſ. 2, zu § 875), die Löſchung aber nur mit Einwilligung des Berech⸗ 
tigten erfolgen darf (GD. § 19, zu § 873 Note A II), fo ergiebt fidh hier 
aus die Nothwendigkeit, die Hypothek auf das abgeſchriebene Trennſtück 
mitzuübertragen. Iſt die Uebertragung unterblieben, ſo hat der Hypo⸗ 
thekengläubiger den Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs (58 894 ff., 
899), da zum Erlöſchen der Hypothek nicht nur Löſchung, ſondern auch 
Verzicht (§ 875) erforderlich ift. Der Berichtigungsanſpruch kann nicht 


o 
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§ 1120. Die Hypothek erſtreckt fih auf die von dem Grund⸗ II. Umfang der brpothe. 


ſtücke getrennten Erzeugniſſe und ſonſtigen Beſtandtheile, ſoweit ſie 
nicht mit der Trennung nach den §§ 954 bis 957 in das Eigen⸗ 
thum eines Anderen als des Eigenthümers oder des Eigenbeſitzers 
des Grundſtücks gelangt ſind, ſowie auf das Zubehör des Grund⸗ 
ſtücks mit Ausnahme der Zubehörſtücke, welche nicht in das Eigen⸗ 
thum des Eigenthümers des Grundſtücks gelangt ſind. 


gegenüber dem gemäß $ 892 geſchützten gutgläubigen Erwerber geltend 
gemacht werden. — Unſchadlichkeitsatteſt EG. Art. 120. 
b. Abgetrennte Erzeugniſſe und ſonſtige Beſtandtheile ngi. 

§§ 1120—1122. 

3. Das Zubehör $$ 1120—1122. 

4. Mieth⸗ und Pachtzins §§ 1123—1125. 

5. Subjektiv dingliche Rechte auf wiederkehrende Leiſtungen 
$ 1126. 

à 6. Verſicherungsforderungen §§ 1127—1130, 

7. Hin zugeſchriebene Parzellen § 1131. 

8. Entſchädigungsforderung wegen Enteignung zc. des Grund- 
ſtücks, der Beſtandtheile oder der Früchte deſſelben vgl. EG. Artt. 52 bis 
54, 109. 

III. Die Mobiliarzwangsvollſtreckung in die der Hypothek unterworfenen 
Gegenſtände. 

1. CPO. $ 865. Die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen 
umfasst auch die Gegenstände, auf welche sich bei Grundstücken und Bereckti- 
gungen die Hypothek, bei Schiffen das eingetragene Dfandrecht erstreckt. 

Diese Gegenstände können, soweit sie Zubehör sind, nicht gepfändet werden. 
Im Uebrigen unterliegen sie der Zwangsvollstreckung in das bewegliche Ver- 
mögen, solange nicht ihre Beschlagnahme im Wege der Zwangsvollstreckung in 
das unbewegliche Vermögen erfolgt ist. 

2. Bis zur Beſchlagnahme des Grundſtücks (Zw. $$ 20—22, 148, 151, zu 
8$ 1121 f.) kann auch der Hypothekengläubiger, wie jeder Dritte, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das bewegliche Vermögen gemäß CPO. 865 betreiben, ins⸗ 
beſondere auch bis zur Beſchlagnahme des Grundſtücks zum Zwecke der 
Zwangs verwaltung (vgl. Zw. $$ 148, 21 Abſ. 2) Mieth- und Pachtzins⸗ 
forderungen pfänden und ſich überweiſen laſſen. 

3. Ausgeſchloſſen von der Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen 
iſt nach CPO. § 865 Ab. 2 ſchlechthin das Zubehör des Grundſtücks 
($$ 97, 98) mit Ausnahme der Zubehörſtücke, welche nicht in das Eigen⸗ 
thum des Eigenthümer dses Grundſtücks gelangt ſind. Auf dieſe nicht in 
das Eigenthum des Grundſtückseigenthümers gelangten Zubehorſtücke erſtreckt 
fih nach § 1120 die Hypothek nicht, und ſomit auch weder Abf. I noch Abſ. 2 
des § 865 CHO. Der Hypothekengläubiger, deſſen Intereſſe durch eine 
ordnungswidrige Zwangsvollſtreckung in das Zubehör verletzt wird, hat den 
Rechtsbehelf aus CPO. § 766 (Erinnerung gegen die Art und Weiſe der 
Zwangsvollſtreckung), ob auch die Klage aus CPO. § 771 if zweifelhaft, 
vgl. RG. JW. 1900 S. 641; OLG. 2 127. — Wegen der Rechtsverhältniſſe 
im Falle der Mobiliarverſteigerung auf Grund einer unwirkſamen Pfändung 
vgl. zu § 1244. 

4. Wegen der hängenden und ſtehenden Früchte vgl. CRD. § 810 (zu 
§ 94) und zu Note II ld. 

IV. Grundſchuld. 

Die Vorſchriften über den Umfang der hypothekariſchen Haftung gelten 
unmittelbar auch für das Recht der Grundſchuld ($ 1192). Es iſt lediglich 
anſtatt des Wortes „Hypothek“ das Wort „Grundſchuld“ zu ſetzen. 


kariſchen Haftung. 

1. Getrennte Beſtand⸗ 
theile und Zube or. 
a. Haftung. 


Vorbemerkung zu 


$ 1120. 
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1120. I. Haftung der von dem Grundſtücke getrennten Erzeugniſſe 
und ſonſtigen Beſtandtheile. 

1. Der Grundſatz, daß die körperliche Zerlegung einer Sache an dem ding⸗ 
lichen Rechtsſtande nichts ändert (vgl. Vorb. zu 88 1120 ff. Note 2) erleidet 
eine Einſchränkung hinſichtlich derjenigen Erzeugniſſe und Beſtandtheile, 
welche nach $$ 954—957 in das Eigenthum eines Anderen als des Eigen⸗ 
thümers (§ 955) oder Eigenbeſitzers ($ 955 Abſ. 1) des Grundſtücks gelangt ſind. 

2. Die Fälle ſind: ; 

a. § 954: Gigenthumserwerb des zur Aneignung der Früchte und Beſtand⸗ 
theile dinglich Berechtigten (Näheres vgl. zu § 954). Indeß kann nur 
das ältere dingliche Nutzungsrecht dem Hypothekenrechte vorgehen. Vgl. 
Borb. zu SH 1120 ff. Note II Id3. Der Nutzungsberechtigte, welcher auf 
Grund jüngeren Nutzungsrechts die Früchte herausgeben muß, hat einen 
Erſatzanſpruch wegen der Fruchtgewinnungskoſten gemäß $ 102. 

b. § 955 Abſ. 2: Eigenthumserwerb des gutgläubigen, dinglich nutzungsbe⸗ 
rechtigten Beſitzers des Grundſtücks. 

c. §§ 956 f.: Eigenthumserwerb des obligatoriſch Nutzungsberechtigten, 
welcher im Beſtte des Grundſtücks iſt, inſonderheit alſo des Pächters. 
Vgl. Borb. zu 58 1120 ff. Note II Id und Borb. vor $ 581 Note IV. An 
die Stelle der dem Hypothekengläubiger nicht haftenden Früchte tritt der 
Pachtzins §§ 1123 ff. 

3. Die Beweislaſt dafür, daß Erzeugniſſe und Beſtandtheile in dem in 
Anſpruch genommenen Umfange nicht in das Eigenthum des Eigenthümers 
oder des Eigenbeſitzers des Grundſtücks gelangt ſind, liegt demjenigen ob, 
der Rechte darauf gründet („ſoweit fie nicht“ vgl. Einleitung S. 4). 

4. Verſicherungsanſprüche 88 1127 ff. Anſprüche aus der Enteignung 2c. 
der Beſtandtheile oder Früchte EG. Artt. 52, 53, 109. 

II. Haftung des Grundſtückszubehörs. 

1. Der Begriff des Zubehörs ergiebt fih aus $$ 97, 98. 

2. Zur Frage, ob Zubehörftüde nicht in das Eigenthum des Eigenthümers 
gelangt find, vgl. $$ 926, 588, 1048. 

3. Die Beweislaſt trifft denjenigen, der behauptet, daß die Zubehörſtücke 
nicht in das Eigenthum des Grundſtückseigenthümers gelangt ſind. 

4. Sache des Eigenthümers der Zubehörſtücke ift es, die Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung hinſichtlich derſelben gemäß CVD. 88 771, 769 herbeizu⸗ 
führen; ſonſt wird das Zubehör durch Zuſchlag Eigenthum des Erſtehers. 
Vgl. Zw. EE 90 Abſ. 2, 55 Abſ. 2, 37 Ziffer 5. 

5. Der gute Glaube des Hypothekengläubigers in Anſehung des Eigen⸗ 
thums bezüglich der Zubehörſtücke (vgl. § 1207) wird nicht geſchützt, vgl. 
RG. JW. 1901 S. 382. 

6. Verſicherungsanſprüche §§ 1127 ff.; Anſprüche aus der Enteignung 2c. 
von Zubehörſtücken EG. Artt. 52, 53, 109. 

III. Die Geltendmachung der hypothekariſchen Haftung. 

1. Die Beſchlagnahme des Grundſtücks (Zw. $$ 20—23, 148, 151 
zu §§ 1121, 1122; BGB. § 136). N 
a. Die Beſchlagnahme iſt gegenſtandslos hinſichtlich derjenigen Sachen, welche 

vor der Beſchlagnahme von der hypothekariſchen Haftung frei ge⸗ 

worden ſind, §§ 1121, 1122. : 

b. Die Beſchlagnahme hat einen verſchiedenen Umfang, je nachdem fie zum 
Zwecke der Zwangsverſteigerung (Zw. § 23 Abſ. 1 Satz 2) oder zum Zwecke 
der Zwangsverwaltung (Zw. § 148) erfolgt. 

e. Der Beſchlagnahme zuwiderlaufende Verfügungen (vgl. auch zu 3). 

a. Der Anſpruch des Gläubigers auf Herausgabe. 

Die der Beſchlagnahme zuwiderlaufende Verfügung iſt dem Gläu⸗ 
biger gegenüber unwirkſam. Zw. § 23 in Verbindung mit BGB. 
88 136, 135. Im Verhältniſſe zum Gläubiger hat ſomit der Eigen⸗ 
thümer den Herausgabeanſpruch gegen den Dritten; vgl. $ 136 Note 2b. 
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§ 1121. Erzeugniſſe und ſonſtige Beſtandtheile des Grundſtücks 
ſowie Zubehörſtücke werden von der Haftung frei, wenn ſie veräußert 
und von dem Grundſtück entfernt werden, bevor ſie zu Gunſten des 
Gläubigers in Beſchlag genommen worden ſind. 

Erfolgt die Veräußerung vor der Entfernung, ſo kann ſich der 
Erwerber dem Gläubiger gegenüber nicht darauf berufen, daß er in 
Anſehung der Hypothek in gutem Glauben geweſen ſei. Entfernt 
der Erwerber die Sache von dem Grundſtücke, ſo iſt eine vor der 
Entfernung erfolgte Beſchlagnahme ihm gegenüber nur wirkſam, wenn 
er bei der Entfernung in Anſehung der Beſchlagnahme nicht in gutem 
Glauben iſt. 

§ 1122. Sind die Erzeugniſſe oder Beſtandtheile innerhalb der 
Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft von dem Grundſtücke 
getrennt worden, fo erliſcht ihre Haftung auch ohne Veräußerung, 
wenn ſie vor der Beſchlagnahme von dem Grundſtück entfernt 
werden, es ſei denn, daß die Entfernung zu einem vorübergehenden 
Zwecke erfolgt. 

Zubehörſtücke werden ohne Veräußerung von der Haftung frei, 
wenn die Zubehöreigenſchaft innerhalb der Grenzen einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirthſchaft vor der Beſchlagnahme aufgehoben wird. 


Dieſer Herausgabeanſpruch wird dem Gläubiger auf ſeinen Antrag 

von dem Vollſtreckungsgerichte gemäß CPO. § 886 jüberwieſen und 

von dem Gläubiger geltend gemacht. Vgl. $$ 1121, 1122 Note 20. 
8. Der Anſpruch des Erſtehers auf Herausgabe. 

Nach Zw. §§ 55 Abſ. 1 (zu § 926), 20— 23 werden auch die der 
Beſchlagnahme zuwider veräußerten Gegenftände mitverfteigert, jo 
daß nach Zw. § 90 Abſ. 2 (zu § 926) der Erſteher Eigenthum an den⸗ 
ſelben durch den Zuſchlag erwirbt. Der Erſteher kann demnach den 
Eigenthumsanſpruch ($ 985) im Wege der Klage geltend machen. Er 
kann aber auch aus dem Zuſchlagsbeſchluſſe, vorausgeſetzt, daß in 
demſelben eine ausreichende Bezeichnung der herauszugebenden Sachen 
(CBD. 8 883) enthalten ift, die Zwangsvollſtreckung gegen den Be⸗ 
figer gemäß Zw. $ 93 (Titelvorb. vor § 985) vornehmen. Vgl. auch 
§§ 1121, 1122 Note 2c. 

2. Devaſtationsklage SS 1134, 1135. 

3. Schadenserſatzanſpruch des Gläubigers § 823 Abſ. I, vgl. § 823 Note AV, 
6 823 Abi. 2, vgl. zu 4 und § 823 Note C. 

4. Strafrechtlicher Schutz StGB. § 137. 

88 1121, 1122. 1. Die Vorſchriften ordnen das Freiwerden der von dem 
Grundſtücke getrennten Erzeugniſſe, Beſtandtheile und Zubehörſtucke, welche 
an ſich gemäß § 1120 unter die Hypothek fallen, in dem durch die Rückſicht 
auf den Verkehr und die Wirthſchaftsführung des Schuldners gebotenen Maße 
an (vgl. zu $$ 1120 ff. Note 1). 

2. Der entſcheidende Zeitpunkt iſt die Beſchlagnahme des 
Grundſtücks. 

a. Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung. 

Zw. 5 20. Der Beschluss, durch welchen die Zwangsversteigerung angeordnet 
wird, gilt zu Gunsten des Gläubigers als Beschlagnahme des Grundstücks. 

Die Beschlagnahme umfasst auch diejenigen Gegenstände, auf welche sich bei 
einem Grundstücke die Hypothek erstreckt. 

$ 21. Die Beschlagnahme umfasst land- und forstwirthschaftliche Erzeugnisse 
des Grundstücks sowie die Forderung aus einer Versicherung solcher Erzeugnisse 


b. Erlöſchen der 
Haftung. 
a. Veräußerung und 
Entfernung all⸗ 
gemein. 


8. Wirthſchaftlich an- 
gemeſſene Trennung 
und Entfernung. 


$$ 1121, 1122. 
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nur, soweit die Erzeugnisse noch mit dem Boden verbunden oder soweit sie Au- 
behör des Grundstücks sind. 

Die Beschlagnahme umfasst nicht die Mieth- und Pachtzinsforderungen sowie 
die Ansprüche aus einem mit dem Eigenthum an dem Grundstücke verbundenen 
Rechte auf wiederkehrende Leistungen. 

Das Recht eines Pächters auf den Fruchigenuss wird von der Beschlagnahme 
nicht berührt. 

$ 22. Die Beschlagnahme des Grundstücks wird mit dem Zeitpunkte wirksam, 
in welchem der Beschluss, durch den die Zwungsversteigerung angeordnet ist, 
dem Schuldner zugestellt wird. Sie wird auch wirksam mit dem Zeitpunkt, in 
welchem das Ersuchen um Eintragung des Versteigerungsvermerkes dem Grund- 
buchamte zugeht, sofern auf das Ersuchen die Eintragung demnächst erfolgt. 

Erstrecki sich die Beschlagnahme auf eine Forderung, so hat das Gericht auf 
Antrag des Gläubigers dem Dritischuldner zu verbieten, an den Schuldner zu 
zahlen. Die Beschlagnahme wird dem Drütschuldner gegenüber erst mit dem 
Zeitpunkte wirksam, in welchem sie ihm bekannt oder das Zahlungsverbot ihm 
zugestellt wird. Die Vorschriften des $ 845 der Civilprozessordnung finden 
entsprechende Anwendung. 

§ 23. Die Beschlagnahme hat die Wirkung eines Veräusserungsverbots. Der 
Schuldner kann jedoch, wenn sich die Beschlagnahme auf bewegliche Sachen 
erstreckt, über einzelne Stücke innerhalb der Grenzen einer ordnungsmässigen 
Wirthschaft auch dem Gläubiger gegenüber wirksam verfügen. 

Kommt es bei einer gegen die Beschlagnahme verstossenden Verfügung nach 
§ 135 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetæbucſis darauf an, ob derjenige, zu dessen 
Gunsten verfügt wurde, die Beschlagnahme kannte, so steht die Kenntniss des 
Versteigerungsantrags einer Kenniniss der Beschlagnahme gleich. Die Beschlag- 
nahme gilt auch in Ansehung der mithaftenden beweglichen Sachen als bekannt, 
sobald der Versteigerungsvermerk eingetragen ist. 


b. Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung. 


Zw. $ 148. Die Beschlagnahme des Grundstücks umfasst auch die im $ 21 
Abs. I, 2 bezeichneten Gegenstände. Die Vorschrift des $ 23 Abs. 1 Satz 2 findet 
keine Anwendung. 

Durch die Beschlagnahme wird dem Schuldner die Verwaltung und Benutzung 
des Grundstücks entzogen. 

Zw. § 151. Die Beschlagnahme wird auch dadurch wirksam, dass der Ver- 
walter nach $ 150 den Besitz des Grundstücks erlangt. 

Der Beschluss, durch welchen der Beitritt eines Gläubigers zugelassen wird, 
soll dem Verwalter zugestellt werden; die Beschlagnahme wird zu Gunsten des 
Gläubigers auch mit dieser Zustellung wirksam, wenn der Verwalter sich bereits 
im Besitze des Grundstücks befindet. 

Das Zahlungsverbot an den Dritischuldner ist auch auf Antrag des Ver- 
walters zu erlassen. 

c. Nach der Beſchlagnahme ift jede Entfernung von Erzeugniſſen oder ſonſtigen 
Beſtandtheilen ſowie jede Aufhebung der Zubehöreigenſchaft (§ 1120) dem 
Hypothekengläubiger gegenüber unwirkſam (§§ 136, 135). Vgl. § 1120 
Note III. Wer die Befreiung von Erzeugniſſen oder ſonſtigen Beſtand⸗ 
theilen oder Zubehörſtücken von der früher gemäß $ 1120 begründet ge- 
weſenen hypothekariſchen Haftung dem Hypothekengläubiger gegenüber 
geltend macht, muß nachweiſen, daß der die Befreiung begründende That⸗ 
beſtand (§§ 1121, 1122) vor der Beſchlagnahme eingetreten iſt. 

3. Aufhebung der Haftung ohne Rückſicht darauf, ob der Er⸗ 
werber ſich im guten Glauben hinſichtlich der Hypothek befand 
oder nicht. 

a. (5 1121 Abſ. 1.) Allgemein, d. h. ohne Rückſicht auf die wirthſchaft⸗ 
liche Angemeſſenheit der Trennung (vgl. zu b) werden die Erzeugniſſe, 
Beſtandtheile und Zubehörſtücke von der Haftung frei, wenn ihre Ver⸗ 
äußerung, d. h. die dingliche Uebereignung $$ 929 ff., und ihre Ent- 
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§ 1123. Iſt das Grundſtück vermiethet oder verpachtet, ſo er⸗ 
ſtreckt ſich die Hypothek auf die Mieth⸗ oder Pachtzinsforderung. 

Soweit die Forderung fällig iſt, wird ſie mit dem Ablauf eines 
Jahres nach dem Eintritte der Fälligkeit von der Haftung frei, wenn 
nicht vorher die Beſchlagnahme zu Gunſten des Hypothekengläubigers 
erfolgt. Iſt der Mieth oder Pachtzins im voraus zu entrichten, ſo 
erſtreckt ſich die Befreiung nicht auf den Mieth⸗ oder Pachtzins für 
eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende und 
das folgende Kalendervierteljahr. 

§ 1124. Wird der Mieth⸗ oder Pachtzins eingezogen, bevor er 
zu Gunſten des Hypothekengläubigers in Beſchlag genommen worden 
iſt, oder wird vor der Beſchlagnahme in anderer Weiſe über ihn 


fernung von dem Grundſtücke vor der Beſchlagnahme erfolgt 
iſt. Belaſtung mit einem Rechte, inbeſ. mit einem, Pfandrecht, iſt keine 
Veräußerung (vgl. für dieſe Terminologie z. B. § 445). Vgl. auch RG. 
Gruchot 31 432. 

b. ($ 1122 Abſ. 1.) Erzeugniſſe und ſonſtige Beſtandtheile, welche in den 
Grenzen ordnungsmäßiger ieh getrennt ſind, werden 
von der Haftung frei, wenn auch nur die Entfernung von dem 
Grundſtück, ohne Rückſicht auf eine etwa erfolgte Veräußerung, vor der 
Beſchlagnahme erfolgt ift, es ſei denn, daß die Trennung zu einem vor⸗ 
übergehenden Zwecke (3. B. zum Ausdreſchen, zur Reparatur) erfolgt ift- 

€. ($ 1122 Abſ. 2.) Zubehörſtücke, deren Zubehoreigenſchaft innerhalb 
der Grenzen ordnungsmäßiger Wirthſchaft aufgehoben tit (vgl. § 97 Abſ. 2 
Satz 2), werden von der Haftung frei, wenn dieſe Aufhebung vor der 
Beſchlagnahme erfolgt iſt. — Schutz des e EN bei ord⸗ 
nungswidriger Entfernung von Zubehörſtücken § 1135. 

4. (§ 1121 Abſ. 2.) Gutgläubiger Erwerb bringt nach § 936 die 

Rechte Dritter zum Erlöſchen. Hier greift § 1121 Abſ. 2 ein. 

a. § 1121 Abſ. 2 Say 1 zieht für den Fall, daß zwiſchen der Veräußerung 
(Einigung und Uebergabe 88 929 ff.) und der Entfernung von dem Grund: 
ſtücke die Beſchlagnahme eintritt, die aus dem Grundbuchprinzipe ſich er⸗ 
gebende Konſequenz, daß der Erwerber ſich nicht darauf berufen kann, 
daß ihm die hypothekariſche Haftung unbekannt war. 

b. Nach § 1121 Abſ. 2 Satz 2 kommt es für den Fall, daß die Beſchlag⸗ 
nahme zwiſchen der Veräußerung der Sache ($$ 929 ff.) und ihrer Ent: 
fernung von dem Grundſtück eintritt, fur die Frage des guten Glaubens 
hinsichtlich der Beſchlagnahme (§ 936) auf den Zeitpunkt der Entfer⸗ 
nung, nicht auf den Zeitpunkt der Veräußerung an. Dem Erwerber 
muß für dieſen Zeitpunkt Kenntniß oder grobfahrläſſige Nichtkenntniß der 
Beſchlagnahme nachgewieſen werden. Hier greift indeß zu Gunſten des 
Gläubigers Zw. § 23 Abſ. 2 (abgedruckt zu §§ 1121 f.) ein. 

8 1123. 1. Die Haftung des Mieth⸗ und Pachtzinſes wird durch die 

Hypothekbeſtellung, nicht erſt durch die Beſchlagnahme begründet. (Abi. 1.) 

2. Die 88 1123 Abſ. 2, 1124 regeln das Freiwerden von der Haftung in 
dem durch den Verkehr und das Bedürfniß des Eigenthümers gebotenen 

Maße. Die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung Zw. § 148 

— nicht auch zum Zwecke der Zwangsverſteigerung Zw. § 21 Abſ. 2 — ſetzt 

dem Freiwerden von der Haftung eine Grenze. Beſchlagnahme der Forde⸗ 

N vgl. Zw. § 22 Abſ. 2. — Die Jahresfriſt ift gemäß $$ 187, 188 zu 

rechnen. 

3. Die Abſtellung auf den Zins für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit 
der Beſchlagnahme laufende uud das folgende Kalendervierteljahr entſpricht 
den §§ 573 ff. 


2. Mieth⸗ und Pachtzins. 
a. Haftung. 


b. Freiwerden der 
Rückſtande. 


c. Einziehung oder an⸗ 
derweite Verfügung 
über den Mieth⸗ od. 
Pachtzins. 


d. Aufrechnung. 


3. Wiederkehrende Lei⸗ 
ſtungen aus einem 
ſubjektiv dinglichen 
Rechte. 


4. Verſicherungs⸗ 
anſprüche. 
a. Haftung. 
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verfügt, fo ift die Verfügung dem Hppothekengläubiger gegenüber 
wirkſam. Beſteht die Verfügung in der Uebertragung der Forderung 
auf einen Dritten, ſo erliſcht die Haftung der Forderung; erlangt 
ein Dritter ein Recht an der Forderung, ſo geht es der Hypothek 
im Range vor. 

Die Verfügung iſt dem Hypothekengläubiger gegenüber unwirkſam, 
ſoweit fie fich auf den Mieth⸗ oder Pachtzins für eine ſpätere Zeit 
als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende und das folgende 
Kalendervierteljahr bezieht. 

Der Uebertragung der Forderung auf einen Dritten ſteht es gleich, 
wenn das Grundſtück ohne die Forderung veräußert wird. 

& 1125. Soweit die Einziehung des Mieth- oder Pachtzinſes 
dem Hypothekengläubiger gegenüber unwirkſam iſt, kann der Miether 
oder der Pächter nicht eine ihm gegen den Vermiether oder den 
Verpächter zuſtehende Forderung gegen den Hypothekengläubiger 
aufrechnen. 

§ 1126. Iſt mit dem Eigenthum an dem Grundſtück ein Recht 
auf wiederkehrende Leiſtungen verbunden, ſo erſtreckt ſich die Hypothek 
auf die Anſprüche auf dieſe Leiſtungen. Die Vorſchriften des § 1123 
Abſ. 2 Satz 1, des § 1124 Abſ. 1, 3 und des § 1125 finden 
entſprechende Anwendung. Eine vor der Beſchlagnahme erfolgte 
Verfügung über den Anſpruch auf eine Leiſtung, die erſt drei Mo⸗ 
nate nach der Beſchlagnahme fällig wird, ift dem Hypothekengläubiger 
gegenüber unwirkſam. 

§ 1127. Sind Gegenſtände, die der Hypothek unterliegen, für 
den Eigenthümer oder den Eigenbeſitzer des Grundſtücks unter Ver⸗ 
ſicherung gebracht, ſo erſtreckt ſich die Hypothek auf die Forderung 
gegen den Verſicherer. 

§ 1124. 1. Zu den an der Forderung erlangten Rechten gehört insbe: 
ſondere auch das durch W im Wege der Mobiliarzwangsvollſtreckung 
erlangte Pfandrecht, vgl. Note III 2 zu §§ 1120 ff.; ferner Seuff. 56 225, 
DLG. 3 180. 

2. Vgl. zu § 573 und zu § 1123. 

3. Nicht zutreffend wird in OLG. A 328 die Beſtellung eines Nießbrauchs 
an dem Grundſtück als Verfügung über den Miethzins beurtheilt. Der 
Eintritt des Nießbrauchers in das Miethverhältniß richtet fich nach SS 571 ff. 
Der Anſpruch auf den Miethzins entſteht unmittelbar in der Perſon des 
Nießbrauchers (vgl. § 573 Note 1). Die entgegengeſetzte Meinung würde 
zu der Folgerung nöthigen, daß während des Beſtehens eines der Hypothek 
nachſtehenden Nießbrauchs ſtets zwei Miethquartale dem Nießbraucher zu⸗ 
ſtehen. Auch würde die Konſequenz dahin führen, die Veräußerung des 
Grundſtücks als Verfügung über den Miethzins anzuſehen. Dies entſpricht 
aber nicht dem Geſetze, wie § 1124 Abſ. 3 erkennen läßt. 

& 1125. Vgl. zu § 575. 

§ 1126. 1. Wegen der Gleichſtellung der wiederkehrenden Leiſtungen mit 
den Mieth⸗ und Pachtzinsforderungen vgl. §§ 96, 99 Abſ. 2 u. 3. 

2. Entſcheidend in Satz 3 iſt der Zeitpunkt der Fälligkeit, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob die Leiſtung im voraus oder nachträglich bewirkt wurde. 
Der Satz 3 erſetzt für die wiederkehrenden Leiſtungen die entſprechende Be⸗ 
ſtimmung des § 1124 Abſ. 2. 

3. Wegen der Beſchlagnahme vgl. Zw. §§ 21 Abſ. 2, 148 (zu §§ 1121 f.). 


VIII. Abſchn. Hypothek. Grundſchuld. Rentenſchuld. 1. Tit. Hypothek. 731 


Die Haftung der Forderung gegen den Verſicherer erliſcht, wenn 
der verſicherte Gegenſtand wiederhergeſtellt oder Erſatz für ihn be⸗ 
ſchafft iſt. 

$ 1128. Iſt ein Gebäude verſichert, fo kann der Verſicherer die 
Verſicherungsſumme mit Wirkung gegen den Hypothekengläubiger an 
den Verſicherten erſt zahlen, wenn er oder der Verſicherte den Ein⸗ 
tritt des Schadens dem Hypothekengläubiger angezeigt hat und ſeit 
dem Empfange der Anzeige ein Monat verſtrichen iſt. Der Hypo⸗ 
thekengläubiger kann bis zum Ablaufe der Friſt dem Verſicherer 
gegenüber der Zahlung widerſprechen. Die Anzeige darf unterbleiben, 
wenn fie unthunlich ift; in dieſem Falle wird der Monat von dem Zeit⸗ 
punkt an berechnet, in welchem die Verſicherungsſumme fällig wird. 

Im Uebrigen finden die für eine verpfändete Forderung geltenden 
Vorſchriften Anwendung; der Verſicherer kann ſich jedoch nicht darauf 
berufen, daß er eine aus dem Grundbuch erſichtliche Hypothek nicht 
gekannt habe. 


8 1127. 1. In allen Fällen, in welchen eine Verſicherung für den Eigen⸗ 
thümer oder den Eigenbeſitzer genommen iſt, gleichgültig ob durch dieſen 
ſelbſt oder durch einen Dritten (z. B. den Nießbraucher § 1045), iſt die 
hypothekariſche Haftung begründet. 

2. Eine geſetzliche Verſicherungspflicht des Eigenthümers gegenüber dem 
Hypothekengläubiger iſt nicht begründet; vgl. $ 1045. Indeß kann die Unter⸗ 
laſſung der Verſicherung als Verſchlechterung des Grundſtücks im Sinne der 
88 1133 ff. in Betracht kommen; RG. 37 358. Auch kann die Unterlaſſung 
der n als Grund für die Fälligkeit der Hypothek vereinbart 
werden. 

3. (Abs. 2.) In allen Fällen erliſcht die hypothekariſche Haftung, wenn 
der verſicherte Gegenſtand wieder hergeſtellt oder Erſatz für ihn beſchafft iſt. 
Ob gehörige Wiederherſtellung oder Erſatz erfolgt iſt, iſt eventuell im Pro⸗ 
zeſſe zu entſcheiden. Es kann auf Feſtſtellung des Erlöſchens der hypothe⸗ 
kariſchen Haftung gegen den beſtreitenden Hypothekengläubiger gemäß CPO. 
8 256 geklagt werden. Der zahlende Verſicherer zahlt auf eigene Gefahr. 
Hinterlegungsbefugniß gemäß 58 372 ff. 

4. Das Rechtsverhältniß iſt verſchieden geregelt, je nachdem die Verſiche⸗ 
rung eines Gebäudes ($ 1128) oder eines anderen Gegenſtandes 
( 1129) in Frage ſteht. i ` 2 , 

5. Wegen entſprechender Behandlung der Erſatzanſprüche wegen eines im 
öffentlichen Intereſſe erfolgten Eingriffs (Enteignung u. dergl.) EG. Artt. 52 f. 

§ 1128. 1. Die Forderung des Verſicherten aus der Verſicherung eines 
ber Hypothek unterliegenden Gebäudes (vgl. zu §§ 1120 ff. Note II I c) gilt 
als dem Hypothekengläubiger verpfändet (Abs. 2 vgl. §§ 1279 ff.), ohne daß 
es einer Beſchagnahme bedürfte. f , 

2. Abſ. 1 ſchafft gewiſſe Erleichterungen gegenüber der Vorſchrift des 
§ 1281, Inhalts deren nur an den Gläubiger und den Pfandgläubiger gez 
meinſchaftlich gezahlt werden darf. — Im Falle rechtzeitigen Widerſpruchs 
ſeitens des Hppothekengläubigers hat es bei $ 1281 fein Bewenden. — Das 
Recht des Verſicherers auf Einſicht des Grundbuchs, bzw. auf Ertheilung 
einer Abſchrift des Grundbuchblatts ergiebt SD. § 11. 

3. Vorbehalt für die Landesgeſetze, welche auf Grund eines Unſchädlich⸗ 
keitsatteſtes ꝛc. den dem Eigenthümer zuſtehenden Entſchädigungsanſpruch 
von dem Rechte der Hypothekenglaubiger befreien. EG. Art. 120 Ziff. 5. 

4. Vgl. Zahlung in Gemäßheit der Verſicherungsbedingungen zum Wieder⸗ 
aufbau § 1130. 


b. Freiwerden. 


e, Stellung des Ber- 
ſicher ers 
a. bei Gebäudever⸗ 
ſicherung; 


H. bei anderweiter 
Verſicherung. 


4. Satzungsgemäße 
Zahlung zur Wie⸗ 
derherſtellung. 
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§ 1129. Iſt ein anderer Gegenſtand als ein Gebäude verſichert, 
fo beſtimmt ſich die Haftung der Forderung gegen den Verſicherer 
1 den Vorſchriften des § 1123 Abſ. 2 Satz 1 und des § 1124 
Wa I, 8 

§ 1130. Sit der Verſicherer nach den Verſicherungsbeſtimmungen 
nur verpflichtet, die Verſicherungsſumme zur Wiederherſtellung des 
verſicherten Gegenſtandes zu zahlen, ſo iſt eine dieſen Beſtimmungen 
entſprechende Zahlung an den Verſicherten dem Hypothekengläubiger 
gegenüber wirkſam. 


5. Nach den Mot. III S. 667 gehört zur Gebäudeverſicherung im Sinne 
des § 1128 die Verſicherung gegen Feuers⸗ und gegen Exploſionsgefahr, nicht 
aber die Glas⸗ oder Spiegelſcheibenverſicherung. 

§ 1129. 1. Unter § 1129 gehören insbeſondere Feuer: und Hagelverſiche⸗ 
rung der Früchte, Mobiliarverſicherung von Zubehörſtücken zc. ferner auch 
die Glasverſicherung, vgl. § 1128 Note 5. 

2. Die Vorſchrift, welche im Weſentlichen die Verſicherung der Früchte 
und des Zubehörs betrifft, entſpricht den §E 1121, 1122. Ebenſo wie nach 
dieſen Vorſchriften die abgetrennten Früchte und das Zubehör vor der Be⸗ 
ſchlagnahme der freien Verfügung des Eigenthümers unterliegen, bleibt die 
Verſicherungsforderung wegen der Früchte und des Zubehörs vor der Be⸗ 
ſchlagnahme (vgl. Zw. § 22 Abſ. 2 zu §§ 1121 f.) dem freien Verfügungs⸗ 
rechte des Eigenthümers unterworfen. Dies ergiebt die Bezugnahme auf 
§ 1124 Abſ. 1 und Abſ. 3. — Nach § 1123 Abſ. 2 Satz 1 erliſcht die Hypo: 
thekariſche Haftung inſoweit, als die Forderung nicht vor Ablauf eines 
Jahres feit der Fälligkeit §§ 187, 188, 271) in Beſchlag genommen ift. 

Soweit die Erzeugniſſe vom Boden noch nicht getrennt oder Zubehör 

(§§ 97, 98) find, umfaßt die Beſchlagnahme des Grundſtücks zum Zwecke 
der Zwangsverſteigerung auch die Forderung aus einer Verſicherung ſolcher 
Erzeugniſſe (Zw. § 21 Abſ. 1), im Uebrigen wird die Forderung nur dur 
die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung betroffen (Zw. $ 148 
zu §§ 1121 f.). 

§ 1130. 1. Durch § 1130 wird gegenüber den Vorſchriften der $$ 1127 ff- 
klargeſtellt, daß der Hypothekengläubiger den Inhalt der Verſicherungsbedin⸗ 
gungen (Vertrag, Statuten, Landesgeſetz, vgl. EG. Art. 75) gegen ſich gelten 
laſſen muß. Der Verſicherer ift durch eine beſtimmungsgemäße Zah: 
lung dem Hypothekengläubiger gegenüber befreit, ſelbſt wenn die Verſiche⸗ 
rungsſumme thatſächlich nicht zur Wiederherſtellung verwendet iſt. Es iſt 
Sache des Hypothekengläubigers, ſich nach den Verſicherungsbedingungen zu 
erkundigen und fich erforderlichen Falles durch Beſchlagnahme zu ſichern. 

2. Der in allgemeiner Uebung befindliche § 10 der Allgemeinen Verſiche⸗ 
rungsbedingungen lautet: 

Wenn auf verſicherte Gebäude Hypothekenſchulden oder andere Real⸗ 
verpflichtungen eingetragen und der Geſellſchaft, bevor ſie die Entſchädi⸗ 
gungsſumme zur Zahlung angewieſen hat, vom Gläubiger angezeigt ſind, 
ſo wird die Entſchädigung nur behufs der Wiederherſtellung und nachdem 
dieſelbe geſichert worden, bezahlt, die ſämmtlichen eingetragenen Hypothek⸗ 
reſp. Realgläubiger müßten denn in die unbedingte Auszahlung willigen 
oder ſelbſt zur Empfangnahme berechtigt ſein. Geht aber der Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch des Verſicherten durch ſeine Schuld verloren, ſo verwendet 
die Geſellſchaft die Entſchadigung, ſoweit nöthig, zur Befriedigung der erz 
wähnten Gläubiger gegen Zeſſion ihrer Rechte. 

Dieſe Beſtimmung gewährt den Hypothekengläubigern nicht eine lediglich 
von dem Ermeſſen des Verſicherers abhängige Vergünſtigung, ſondern einen 
0 Vgl. hierüber RG. 25 222 und die daſelbſt angeführte 
Judikatur. 
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§ 1131. Wird ein Grundſtück nach § 890 Abſ. 2 einem an=- 
deren Grundſtück im Grundbuche zugeſchrieben, fo erſtrecken ſich die 
an dieſem Grundſtücke beſtehenden Hypotheken auf das zugeſchriebene 
Grundſtück. Rechte, mit denen das zugeſchriebene Grundſtück belaſtet 
iſt, gehen dieſen Hypotheken im Range vor. 

$ 1132. Beſteht für die Forderung eine Hypothet an mehreren 
Grundſtücken (Geſammthypothek), ſo haftet jedes Grundſtück für die 
ganze Forderung. Der Glaubiger kann die Befriedigung nach ſeinem 
Belieben aus jedem der Grundſtücke ganz oder zu einem Theile ſuchen. 

Der Glaubiger iſt berechtigt, den Betrag der Forderung auf die 
einzelnen Grundſtücke in der Weiſe zu vertheilen, daß jedes Grund⸗ 
ſtück nur für den zugetheilten Betrag haftet. Auf die Vertheilung 
finden die Vorschriften der SS 875, 876, 878 entſprechende Anwendung. 


8 1131. 1. Vgl. zu $ 890. Im Uebrigen ift für das Rechtsverhältniß 
zu beachten, daß durch das Erſtrecken der an einem Grundſtücke beſtehenden 
Hypothek auf das zugeſchriebene Grundſtück eine Geſammthypothek im Sinne 
des 8 1132 zur Entſtehung gelangt. Vgl. § 1132 Note 14. 

2. Für die Zwangsverſteigerung greift Zw. $ 63 ein. 

Zw. S63. Mehrere in demselben Verfahren zu versteigernde Grundstücke 
sind einzeln auszubieten. 

Jeder Betheiligte kann verlangen, dass neben dem Einzelausgebot alle Grund- 
stücke und, sofern einige von ihnen mit einem und demselben Rechte belastet 
sind, auch diese Grundstücke zusammen ausgeboten werden. Auf Antrag kann 
das Gericht auch in anderen Fällen das Gesammiausgebot einiger der Grund- 
stücke anordnen, 

Das Gesammtausgebot kann vor oder nach dem Einzelausgebot erfolgen. 

Wird bei dem Einzelausgebot auf eines der Grundstücke ein Meistgebot ab- 
gegeben, das mehr beträgt als das geringste Gebot für dieses Grundstück, so er- 
höht sich bei dem Gesammtausgebote das geringste Gebot um den Mehrbetray. 
Der Zuschlag wird auf Grund des Gesammtausgebots nur ertheilt, wenn das 
Meistgebot höher ist als das Gesammtergebniss der ‚Einzelausgebote. 

Das Einzelausgebot unterbleibt, wenn die anwesenden Betheiligten zustimmen, 
deren Rechte bei der Feststellung des geringsten Gebots nicht zu berücksichtigen sind. 


§ 1132. A. Geſammthypothek. 

1 Entſtehungsgründe der Geſammthypothek. af 

1. Gleichzeitige Belaſtung mehrerer Grundſtücke mit einer Hypothek für 
dieſelbe Forderung, GD. 8 49 zu IM. u nr Y 

2. Nachträgliche Belaſtung eines Grundſtücks mit einer Hypothek für die⸗ 
ſelbe Forderung, für welche bereits eine Hypothek an einem anderen Grund⸗ 
ſtücke beſteht, GD. § 63 zu III. } 

3. Uebertragung eines Grundſtückstheils auf ein anderes Grundbuchblatt 
unter Mitübertragung der auf dem Stammgrundſtucke laſtenden Hypothek 
nal, GO. 8 49 zu III und § 47 (zu § 875), ferner zu §§ 1120 ff. Note II Za. 

4. Hinzuſchreibung eines Grundſtücks zu einem anderen Grundſtucke ges 
mäß § 1151, 

85 e Begründung von Geſammthypotheken im Wege der 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen des ein⸗ 
zelnen Schuldners. CPO. $ 867 Abf. 2, welcher fih auf die im Wege der 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche. Vermögen einzutragende Siche⸗ 
eee bezieht und nach CPO. § 932 auf die Arreſthypothek anwend⸗ 
har iſt, lautet: 

1 8 867 Abs. 2. Sollen mehrere Grundstücke des Schuldners mit der 
Hypothek belastet werden, so ist der Betrag der Forderung auf die einzelnen 
Grundstücke zu vertheilen; die Grösse der Theile bestimmt der Gläubiger. 


6. Zugeſchriebene 


Grundftüde. 


Geſammthypothek. 
a. Haftung aller 
Grundſtücke. 


b. Vertheilung auf d. 
einzelnen Grund⸗ 
ſtücke. 


$ 1132. 
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Die Eintragung von Sicherungshypotheken gegen Geſammtſchuldner (vgl. 
$ 421) mit mehreren Grundſtücken erfolgt derart, daß die Geſammtſumme 
auf den mehreren Grundſtücken jedes einzelnen Schuldners in der gemäß 
CPO. $ 867 Abſ. 2 erfolgten Vertheilung eingetragen und hierbei die Ge- 
11 der verſchiedenen Grundſtücksmaſſen vermerkt wird. KG. Jahrb. 
21 A 329. 

II. Inhalt der Geſammthypothek. 

1. (Abf. 1.) Geſammthaftung aller Grundſtücke (vgl. § 421) bez 
deutet, daß einerſeits alle mithaftenden Grundſtücke für die Befriedigung 
des Gläubigers haften und daß andererſeits der Gläubiger aus allen 
Grundſtücken zuſammen nur einmal Befriedigung zu beanſpruchen hat. 
Die Geſammthypothek iſt eine einzige einheitliche Hypothek, welche die mehreren 
Grundſtücke in gleichartiger Weiſe belaſtet. Deßhalb müſſen auch die 
Belaſtungen gleichartig ſein und kann z. B. nicht das eine Grundſtück mit 
einer Verkehrs-, das andere Grundſtück mit einer Sicherungshypothek be- 
laſtet werden, KG. Jahrb. 22 A 164. Der Glaubiger verliert durch die In⸗ 
anſpruchnahme eines oder einzelner der mithaftenden Grundſtücke nicht 
das Recht, nach feinem Belieben (vgl. $ 262 Note 1, Seuff. 56 130) auch 
auf die anderen Grundſtücke zu greifen. Der Gläubiger hat in Anſehung 
der Geſammthypothek nicht nur das Recht der Vertheilung (vgl. zu 2) und 
des ganzen oder theilweiſen Verzichts in Anſehung einzelner der mithaften⸗ 
den Grundſtücke (vgl. $ 1175), ſondern er kann auch in Anſehung der ein⸗ 
zelnen Grundſtücke verſchiedenartige Verzinſungs⸗ und Zahlungsbedingungen 
mit dem Eigenthümer des einzelnen Grundſtücks vereinbaren, ohne daß es 
der Zuſtimmung der Eigenthümer der mithaftenden Grundſtücke bedarf (vgl. 
KG. Jahrb. 21 A 168). Ausgeſchloſſen ift aber die Vervielfältigung des An: 
ſpruchs, ſei es durch Abtretung der Hypothek in Anſehung des einen 
Grundſtücks an einen, in Anſehung des anderen Grundſtücks an einen 
anderen Ceſſionar, ſei es durch Abtretung der Hypothek an dem einen Grund⸗ 
554117 ff Zurückbehaltung der Hupothek an dem andern (vgl. Note IV und 
88 1172 ff). 

2. Die Vertheilung der Geſammthypothek auf die einzelnen Grund⸗ 
ſtücke hat nach dem Belieben ($ 262 Note 1) des Gläubigers zu erfolgen. 
Vgl. auch GO. § 64 zu III. 

a. Die Vertheilung erfolgt durch eine dem Grundbuchamt oder den⸗ 
jenigen Eigenthümern gegenüber, deren Grundſtücke ganz oder theilweiſe 
befreit werden ſollen, abzugebende Erklärung (§ 875). Wegen der Bin⸗ 
dung an dieſe Erklärung § 875 Abſ. 2. — Zuſtimmung Drittberechtigter 
§ 876. — Nachtragliche Verfügungsbeſchränkung des Erklärenden § 878. 

b. Die Vertheilung der Geſammthypothek auf die einzelnen Grundſtücke 
bedeutet einen volfftändigen oder theilweiſen Verzicht auf die Hypothek 
an den einzelnen Grundſtücken mit der Wirkung des Erlöſchens nach 
Maßgabe des § 1175 Abſ. 1 Satz 2. 

3. Für die Zwangs verſteigerung find, wenn mehrere der mit einer 
Geſammthypothek belaſteten Grundſtücke in einem Verfahren verſteigert 
werden, im Intereſſe der nachſtehenden Intereſſenten gewiſſe Beſonderheiten 
vorgeſchrieben. Ueber den dinglichen Gerichtsſtand, wenn Grundſtücke aus 
mehreren Gerichtsbezirken haften, vgl. RG. JW. 1901 S. 383; RG. 25 394. 
a. Rm mehrerer Grundſtücke in einem Ber: 

ahren. 

Zw. $18. Die wangs versteigerung mehrerer Grundstücke kann in dem- 
selben Verfahren erfolgen, wenn sie entweder wegen einer Forderung gegen den- 
selben Schuldner oder wegen eines an jedem der Grundstücke bestehenden Rechtes 
betrieben wird. 

b. Zwecks Feſtſtellung des geringſten Gebots würde gemäß Zw. 
§ 44 bei der Einzelverſteigerung der Grundſtücke die Geſammthypothek 
für jedes einzelne Grundſtück zum vollen Betrage angeſetzt werden 
müſſen. Hiervon macht Zw. § 64 eine Ausnahme. 
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Zw. $64. Werden mehrere Grundstücke, die mit einer dem Anspruche des 
Gläubigers vorgehenden Gesammthypothek belastet sind, in demselben Verfahren 
versteigert, so ist auf Antrag die Gesammthypothek bei der Feststellung des ge- 
ringsten Gebots für das einzelne Grundstück nur zu dem Theilbetrage zu be- 
rücksichtigen, der dem Verhältnisse des Werthes des Grundstücks zu dem Werthe 
der sämmtlichen Grundstücke entspricht; der Werth wird unter Abzug der Be- 
lastungen berechnet, die der Gesammthypothek im Range vorgehen und bestehen 
bleiben. Antragsberechtigt sind der Gläubiger, der Eigenthümer und jeder dem 
Hypothekengläubiger gleich- oder nachstehende Betheiligte. 

Wird der im Abs. 1 bezeichnete Antrag gestellt, so kann der Hypotheken- 
gläubiger bis zum Schlusse der Verhandlung im Versteigerungstermine verlangen, 
dass bei der Feststellung des geringsten Gebots für die Grundstücke nur die 
seinem Anspruche vorgehenden Rechte berücksichtigt werden; in diesem Falle 
sind die Grundstücke auch mit der verlangten Abweichung auszubieten. Erklärt 
sich nach erfolgtem Ausgebote der Hypothekengläubiger der Aufforderung des 
Gerichts ungeachtet nicht darüber, welches Ausgebot für die Ertheilung des Zu- 
schlags massgebend sein soll, so verbleibt es bei der auf Grund des Abs. 1 er- 
folgten Feststellung des geringsten Gebots. 

Diese Vorschriften finden entsprechende Anwendung, wenn die Grundstücke 
mit einer und derselben Grundschuld oder Rentenschuld belastet sind. 


c. Der Gläubiger der Geſammthypothek, welcher von feinem Rechte 
aus § 64 Abſ. 2 Gebrauch gemacht hat, iſt durch Zw. § 83 Nr. 3 geſchützt. 

Zw. § 83. Der Zuschlag ist zu versagen: 

3. wenn in den Fällen des § 64 Abs. 2 Satz 1, Abs. & die Hypothek, Grund- 
schuld oder Rentenschuld oder das Recht eines gleich- oder nachstehenden 
Betheiligten. der dem Gläubiger vorgeht, durch das Gesammtergebniss der 
Einzelausgebote nicht gedeckt werden. 

d. Im Uebrigen vgl. Zw. § 63 (zu $ 1131), Zw. § 50 Ziff. 2 Bm. 95 12, 
122, 123. 

III. Die grundbucjliche Behandlung der Geſammthypothek. 

GO. 5 40. Werden mehrere Grundstücke mit einem Rechte belastet, so ist 
auf dem Blatte jedes Grundstücks die Mitbelastung der übrigen von Amtswegen 
erkennbar zu machen. Das Gleiche gilt, wenn mit einem an einem Grundstücke 
bestehenden Rechte nachträglich noch ein anderes Grundstück belastet oder wenn 
im Falle der Uebertragung eines Grundstückstheils auf ein anderes Grundbuch- 
blatt ein eingetragenes Recht mitübertragen wird, 

Soweit eine Mitbelastung erlischt, ist dies von Amtswegen zu vermerken. 

GO. 859. Ueber eine Gesammthypothek soll nur ein Hypothekenbrief er- 
theilt werden, „ai 

Sind die belasteten Grundstücke in den Bezirken verschiedener Grundbuch- 
änter belegen, so soll jedes Amt ‚für die Grundstücke seines Bezirkes einen be- 
sonderen Brief ertheilen; die Briefe sind mit einander zu verbinden. 

GO. $63. Wird nach der Ertheilung eines Hypothekenbrie/s mit der Hypo- 
thek noch ein anderes, in dem Bezirke desselben Grundbuchamts belegenes 
Grundstück belastet, so ist, sofern nicht die Ertheilung eines neuen Briejes über 
die Gesammthypothek beantragt wird, die Mitbelastung auf dem bisherigen Briefe 
zu vermerken und zugleich der Inhalt des Briefes in Ansehung des anderen 
Grundstücks nach § 57 zu ergänzen. 

GO. 5 64. Im Falle der Vertheilung einer Gesammihypothek auf die ein- 
zelnen Grundstücke ist für jedes Grundstück ein neuer Brief zu ertheilen. 


IV. Die der Geſammthypothek nachſtehenden Berechtigten. 

1. Jeder nachſtehende Gläubiger, welcher nur an einem oder einzelnen 
der mit der Geſammthypothek belaſteten Grundſtücke berechtigt iſt, muß da⸗ 
mit rechnen, daß die Geſammthypothek gerade in das mit feinem Rechte be⸗ 
laſtete Grundſtück zum vollen Betrage geltend gemacht wird. 

2. Der nachſtehende Glaubiger kann andererſeits davon ausgehen, daß die 
Geſammthypothek aus allen ihr unterworfenen Grundſtücken zuſammen nur 


§ 1132. 


III. Gefährdung der Sicher⸗ 


heit. 


2. Bereits eingetretene 
Verſchlechterung des 


Grundſtücks. 
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§ 1133. Iſt in Folge einer Verſchlechterung des Grundſtücks die 
Sicherheit der Hypothek gefährdet, ſo kann der Gläubiger dem Eigen⸗ 
thümer eine angemeſſene Friſt zur Beſeitigung der Gefährdung beſtimmen. 
Nach dem Ablaufe der Friſt iſt der Gläubiger berechtigt, ſofort Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtücke zu ſuchen, wenn nicht die Gefährdung 
durch Verbeſſerung des Grundſtücks oder durch anderweitige Hypo⸗ 
thekenbeſtellung beſeitigt worden iſt. Iſt die Forderung unverzinslich 
und noch nicht fällig, ſo gebührt dem Glaubiger nur die Summe, welche 
mit Hinzurechnung der geſetzlichen Zinſen für die Zeit von der Zahlung 
bis zur Fälligkeit dem Betrage der Forderung gleichkommt. 


einmal befriedigt werden kann (§ 1175 Abſ. 1 Satz 2, §§ 1181, 1182 Satz 2). 

Dieſer Umſtand bietet indeß gegen nachtheilige Vertheilungen der Geſammt⸗ 

hypothek auf die einzelnen Grundſtücke nur demjenigen nachſtehenden Gläu⸗ 

biger eine gewiſſe Sicherheit, deſſen Rechte auf allen der Geſammthypothek 
unterworfenen Grundſtücken haften; denn nur dieſer kann darauf rechnen, daß 
die Befriedigung aus einem der mithaftenden Grundſtücke ſeine Rangſtellung 

auf allen anderen Grundſtücken entſprechend beſſert. Vgl. auch Zw. § 18. 
V. Souſtige Vorſchriften über die Geſammthypothek. 

Wegen der beſonderen Regelung der Eigenthümergeſammthypothek ſowie 
wegen des zwiſchen den einzelnen Eigenthümern unter ſich und mit den per⸗ 
ſönlichen Schuldnern erfolgenden Ausgleichs vgl. §88 1172—1175, 1176. Vgl. 
ferner § 1181 Abſ. 2, 1182. 

B. Geſammtgrundſchuld. 

1. Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) lautet § 1132: 

Iſt eine Grundſchuld in der Weiſe an mehreren Grundſtücken beſtellt, daß 
nur einmal Zahlung zu erfolgen hat (Geſammtgrundſchuld), ſo haftet jedes 
Grundſtück für den ganzen Betrag. Der Glaubiger kann die Befriedigung 
ſuch ſeinem Belieben aus jedem der Grundſtücke ganz oder zu einem Theile 
uchen. 

Der Gläubiger iſt berechtigt, den Betrag der Grundſchuld auf die einzelnen 
Grundſtücke in der Weiſe zu vertheilen, daß jedes Grundſtück nur für den 
zugetheilten Betrag haftet. Auf die Vertheilung finden die Vorſchriften der 
§§ 875, 876, 878 entſprechende Anwendung. 

2. Die entſprechende Anwendung der §§ 56—69 GO. auf den Grundſchuld⸗ 
brief ſchreibt GO. § 70 (abgedruckt zu § 1192) vor. 

1133. A. Hypothek. 

Der dingliche Anſpruch aus § 1133 (Zuſtändigkeit CPO. § 24). 

1. Vorausſetzungen des Rechtes aus $ 1133. 

a. Eine bereits eingetretene Verſchlechterung des Grundſtücks. 
(Beſorgniß der Gefährdung § 1134.) Gleichgültig iſt, ob die Verſchlech⸗ 
terung eine verſchuldete oder unverſchuldete, eine von dem Eigenthümer 
oder von einem Dritten herbeigeführte iſt. Nichterneuerung der Feuer⸗ 
verſicherung als Verſchlechterung NG. 37 358, OLG. 4 485. Verſchlechte⸗ 
rung oder Entfernung von Zubehörſtücken § 1135. 

b. Gefährdung der Sicherheit iſt ein relativer Begriff und nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles mit Rückſicht auf das Verhältniß des 
Ane zu dem Betrag und dem Range der Hypothek zu be⸗ 
urtheilen. 

c. Nichtfälligkeit der Hypothek. Im Falle der Fälligkeit findet § 1147 
Anwendung. Insbeſondere bietet die Zwangsverwaltung (Zw. 88 146 ff., 
149) ein Mittel, weitere Eingriffe des Schuldners zu verhindern. Vgl. 
auch Zw. § 25 (zu § 1134). 

2. Der Anſpruch auf ſofortige Befriedigung. 

a. Friſtſetzung vgl. Titelvorb. vor § 186 Note 4. 
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$ 1134. Wirkt der Eigenthümer oder ein Dritter auf das Grund⸗ 
ſtück in ſolcher Weiſe ein, daß eine die Sicherheit der Hypothek ge⸗ 
fährdende Verſchlechterung des Grundſtücks zu beſorgen iſt, ſo kann 
der Gläubiger auf Unterlaſſung klagen. 


b. Nichtbeſeitigung der Gefährdung innerhalb der angemeſſenen Friſt. Es 
braucht nicht gerade die frühere Sicherheit wiederhergeſtellt, ſondern nur 
die Gefährdung beſeitigt zu werden. Die Beseitigung der Gefährdung 
kann geſchehen: 

4. Durch Verbeſſerung des Grundſtücks, z. B. durch Aufführung 
eines die Gefährdung beſeitigenden Neubaues an Stelle des abge⸗ 
brochenen Gebäudes oder etwa durch Umwandlung der abgeholzten 
Parzelle in Ackerland. 

B. Durch anderweitige Hypothekenbeſtellung an einem anderen 
Grundſtücke. Die Hypothek kann als Geſammthypothek beſtellt wer⸗ 
den; ſie iſt nach Beſeitigung der Gefährdung etwa durch Neubebauung 
wieder zurückzugewähren. 

e Der Anſpruch geht auf Befriedigung wegen der ganzen Hypothek, nicht 
nur des gefährdeten Theiles. Anders, wenn eine Hypothekenbank Gläu⸗ 
bigerin ift. Sypothefenb®. 88 17, 49, abgedruckt 3 332. 

3. Die Geltendmachung des Anſpruchs auf Befriedigung aus dem 
Grundſtück erfordert einen Titel zur Zwangsvollſtreckung (CPO. § 867, Zw. 
§§ 16, 162), welcher durch Klage zu erwirken iſt. In dem Prozeß iſt auch 
über die Angemeſſenheit der geſetzten Friſt zu entſcheiden. 

4. Der Zwiſchenzins wird nach der, auch in KO. § 65 Abſ. 2 ange⸗ 
nommenen Hoffmann'ſchen Methode, aljo ohne Berechnung von Zinſes⸗ 
zinſen berechnet. Der geſetzliche Zinsfuß iſt 4 pCt. § 246, 

Die Berechnung erfolgt, wenn x den an die Stelle des Nominalbetrags 
tretenden und zu zahlenden Betrag, a die Zahl der Jahre zwiſchen der Zeit 
der Zahlung und dem Tage der Fälligkeit, N den Nominalbetrag der Hypothek 
bezeichnet, für den geſetzlichen Zinsfuß von 4 pCt. nach 17 8 Gleichung: 

100 -N 


100 =N: = er 
100+ (4-a) — X x 10043 
Für ein 5 Jahre vor Fälligkeit zu zahlendes Kapital von 1000 iſt dem⸗ 


nach zu zahlen: 
en 100-1000 100 000 888.83 
eee e ED) rg 
Die Berechnung der Zwiſchenzeit hat von Tag zu Tag zu geſchehen. Beſteht 
die Zwiſchenzeit aus einer runden Anzahl von Monaten (m), jo iſt anſtatt 


a zu ſetzen Enz find überſchießende Tage, ſo iſt die Geſammtzahl der die 


e x t-a 
Zwiſchenzeit bildenden Tage (t) zu ermitteln und für a zu jepen 365 


5. Das Ablöſungsrecht jedes Intereſſenten, einſchließlich des Beſitzers 
ergiebt fih aus § 268. 

II. Der perſönliche Auſpruch aus der Hypothekenforderung. (Wegen 
Zuſtändigkeit vgl. CPO. $ 25). 

Die Gefährdung der Hypothek iſt an ſich für den perſönlichen Anſpruch 
belanglos. Nach den Grundſätzen des Obligationenrechts iſt zu prüfen, ob 
bei Fortfall oder Unzulänglichwerden der hypothekariſchen Sicherheit die ſo⸗ 
fortige Fälligkeit gewollt iſt. Vgl. auch RG. 17 153. 

B. Grundſchuld. 

1. Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) iſt in § 1133 „Grundſchuld“ 
ſtatt „Hypothek“ zu ſetzen. 

2. Sondervorſchrift für die Rentenſchuld § 1201 Abſ. 2. 

H. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 47 


b. Drohende Ver⸗ 
ſchlechterung des 
Frundſtücks. 
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Geht die Einwirkung von dem Eigenthümer aus, ſo hat das Gericht 
auf Antrag des Gläubigers die zur Abwendung der Gefährdung er⸗ 
forderlichen Maßregeln anzuordnen. Das Gleiche gilt, wenn die 
Verſchlechterung deshalb zu beſorgen iſt, weil der Eigenthümer die 
erforderlichen Vorkehrungen gegen Einwirkungen Dritter oder gegen 
andere Beſchädigungen unterläßt. 

c. Jerſchlechterung od. § 1135. Einer Verſchlechterung des Grundſtücks im Sinne der 
ber 8 1133, 1134 ſteht es gleich, wenn Zubehörſtücke, auf die fih die 
Hypothek erſtreckt, verſchlechtert oder den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirthſchaft zuwider von dem Grundſtück entfernt werden. 
IV. Dereinbacung, nich zu $ 1136. Eine Vereinbarung, durch die ſich der Eigenthümer 
au befeſten e weiter dem Gläubiger gegenüber verpflichtet, das Grundſtück nicht zu ver- 
äußern oder nicht weiter zu belaſten, iſt nichtig. 


§ 1134. 1. Vgl. den negatoriſchen Eigenthumsanſpruch aus § 1004; 
ferner RG. 44 188. 

2. Vorausſetzung ift poſitive Einwirkung des Eigenthümers oder 
eines Dritten. Ein Zwang zur Vornahme einer Handlung, z. B. der Be⸗ 
ſtellung eines Ackers beſteht nicht. — Der Umſtand allein, daß über das 
Vermögen des Eigenthümers Konkurs eröffnet wird, rechtfertigt noch nicht 
den Erlaß einer einſtweiligen Verfügung, vgl. OLG. 1 375. 

3. Die Geltendmachung des Anſpruchs erfolgt im Wege der Klage 
(CPO. § 24). Die Anordnungen aus Abſ. 2 können ſowohl durch Urtheil 
als auch durch einſtweilige Verfügung (CPO. $$ 935 ff.) erfolgen. 

4. Während ſchwebender Immobiliarzwangsvollſtreckung. 

Zw. 825. Ist zu besorgen, dass durch das Verhalten des Schuldners die 
ordnungsmässige Wirthschaft gefährdet wird, so hat das Vollstreckungsgericht 
auf Antrag des Gläubigers die zur Abwendung der Gefährdung erforderlichen 
Massreyeln anzuordnen. Das Gericht kann die Massregeln aufheben, wenn der 
zu deren Fortsetzung erforderliche Geldbetrag nicht vorgeschossen wird, 


§ 1135. 1. Wegen der von der Hypothek erfaßten Zubehörſtücke vgl. 
§§ 1120—1122. 

2. Eine von Seiten der Gläubiger des Eigenthümers in die Zubehörſtücke 
vorgenommene Mobiliarzwangsvollſtreckung verſtößt gegen CPO. § 865 Abſ. 2 
(zu §§ 1120 ff.) und berechtigt den Hypothekengläubiger immer, d. h. auch 
wenn die Entfernung nicht gegen die Regeln einer ordnungsmäßigen Wirth⸗ 
ſchaft verſtößt, zu Anträgen wegen der Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung 
(SPD. § 766). Liegen bei Maßnahmen der Zwangsvollſtreckung die Vor: 
ausſetzungen des § 1135 vor — aber auch nur dann — ſo kann der Hypo⸗ 
thefengläubiger auch gemäß §§ 1133, 1134 gegen den Eigenthümer bzw. den 
Dritten vorgehen, RG. 50 68 JW. 1902 S. 122. 

3. Wegen Schadenserſatz vgl. Note III 3 zu §§ 1120 ff. 


§ 1136. 1. Dieſe Vorſchrift trifft nur die zwiſchen dem Eigenthümer und 
dem Gläubiger als ſolchem getroffene Vereinbarung. Keine Vertragsſtrafen 
für Zuwiderhandlung § 344. 

2. Die obligatoriſche Wirkſamkeit von Veräußerungsbeſchränkungen, welche 
zwiſchen dem Eigenthümer und einem Nichthypothekengläubiger vereinbart 
ſind, wird durch § 1136 nicht berührt. Vgl. § 137. Ein auf andere Zwecke 
als auf Erweiterung des hypothekariſchen Rechtes gerichtete Veräußerungs⸗ 
beſchränkung dürfte in ihrer obligatoriſchen Wirkung nicht dadurch beeinträch⸗ 
tigt werden, daß ſie einer Perſon gegenüber übernommen wird, die zufällig 
auch Hypothekengläubiger iſt, z. B. dem Verkäufer einer Parzelle, welchem 
für das Reſtkaufgeld Hypothek beſtellt wird. 

3. Unter Umſtänden kann die Sicherung durch Eintragung eines Vorkaufs⸗ 


VIII. Abſchn. Hypothek. Grundſchuld. Rentenſchuld. 1. Tit. Hypothek. 739 


§ 1137. Der Eigenthümer kann gegen die Hypothek die dem 
perſönlichen Schuldner gegen die Forderung ſowie die nach § 770 
einem Bürgen zuſtehenden Einreden geltend machen. Stirbt der per⸗ 
ſönliche Schuldner, ſo kann ſich der Eigenthümer nicht darauf berufen, 
daß der Erbe für die Schuld nur beſchränkt haftet. 

Iſt der Eigenthümer nicht der perſönliche Schuldner, ſo verliert er 
eine Einrede nicht dadurch, daß dieſer auf ſie verzichtet. 


rechts oder durch Vereinbarung der Fälligkeit der Hypothek im Falle des 
Verkaufs oder weiterer Belaſtung erzielt werden. Vgl. KG. Jahrb. 12 347. 
4. Vorbehalt für Rentengüter EG. Art. 62. 


1. Die §§ 1137—1139 betreffen lediglich die Hypothek, nicht 
auch die Grundſchuld. Sie ſtellen klar, welche Einwendungen gegen die 
Geltendmachung der Hypothek aus der der Hypothek zu Grunde liegenden 
Forderung entnommen werden können. Wegen der dem Eigenthümer unab⸗ 
hängig von dieſer Forderung gegen die Hypothek zuſtehenden Einwendungen 
vgl. zu § 1157. 

2. Die §§ 1137—1139 betreffen ausſchließlich den dinglichen Anſpruch 
aus der Hypothek, nicht den perſönlichen Anſpruch aus der Forderung. 
Die dem perſönlichen Schuldner zuſtehenden Einwendungen ſind nach den für 
das betreffende Schuldverhältniß überhaupt maßgebenden Vorſchriften ohne 
Rückſicht auf §§ 1137—1139 zu beurtheilen. 

3. Ueber die Begriffe „Einwendung“ und „Einrede“ vgl. Einl. zur Aus⸗ 
legung des BGB. S. 5. 


§ 1137. Die Hypothek kann nach § 1113 nur zur Befriedigung des Hy⸗ 
pothekberechtigten wegen einer ihm zuſtehenden Forderung geltend 
gemacht werden. Wegen der Erſtreckung des öffentlichen Glaubens des Grund⸗ 
buchs auf die Forderung vgl. §§ 1138f. Im Uebrigen ift zu unterſcheiden, 
ob der Eigenthümer zugleich perſönlicher Schuldner iſt oder ob Eigenthümer 
und perſönlicher Schuldner verſchiedene Perſonen find. Vgl. § 1143 Note A L 

J. Eigenthümer und perſönlicher Schuldner dieſelbe Perſon. 

Iſt der Eigenthümer zugleich der perſönliche Schuldner, ſo kann er die ihm 
gegen die perſönliche Forderung zuſtehenden Einwendungen und Einreden 
ohne Weiteres auch gegenüber der dinglichen Klage geltend machen. 

II. Perſönlicher Schuldner und Eigenthümer verſchiedene Perſonen. 

1. Einwendungen gegen die Entſtehung der Forderung (z. B. 
Nichtigkeit des zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäfts) oder gegen den Fort⸗ 
beſtand der Forderung (3. B. Erfüllung $$ 362 —3 79) kann der Eigenthümer 
wie jeder Dritte geltend machen. Hierzu gehört namentlich auch die Ein⸗ 
wendung, daß eine Verbindlichkeit in Folge einer ſeitens des perſönlichen 
Schuldners bereits erfolgten Anfechtung oder Aufrechnung nicht zur Ent⸗ 
ſtehung gelangt bzw. erloſchen ift. (Vgl. Noten zu 5 142, ferner Titelvorb. 
vor § 387 Note 3.) — Vor erfolgter Ausübung der Anfechtungs⸗ oder Auf: 
rechnungsbefugniß durch den perſönlichen Schuldner vgl. zu 3. 

2. Einreden des perſönlichen Schuldners. , 
Einreden des Schuldners, d. h. Gegenrechte des Schuldners, welche, ohne die 
Exiſtenz der Forderung an ſich zu beeinträchtigen, den Schuldner berechtigen, 
die Leiſtung zu verweigern, würden an ſich dem Eigenthümer nicht zuſtehen 
(exceptio de iure tertii). Durch § 1137 wird der Eigenthümer zur Geltend⸗ 
machung der dem perſönlichen Schuldner gegen die Forderung zustehenden 
Einreden berechtigt. 

Ausgenommen ſind 
a. die Einrede der Verjährung der perſönlichen Forderung § 223 

Abſ. 1; indep wegen Rückſtände von Zinſen und anderen wiederkehren⸗ 

den Leiſtungen § 223 Abſ. 3. 
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VI. Oeffentlicher Glaube 


§ 1138. Die Vorſchriften der $ 891 bis 899 gelten für die 


1. Erpeecung auf For- Hypothek auch in Anſehung der Forderung und der dem Eigenthümer 
derung u. Einreden nach § 1137 zuſtehenden Einreden. 


b. 


diejenigen Einreden, welche ſich auf die Unzulänglichkeit des Vermögens 
des perſönlichen Schuldners gründen. (Die Hypothek ſoll gerade eine 
von dem Vermögensſtande des Schuldners unabhängige Sicherheit bieten.) 
a. Die Einrede der beſchränkten Erbenhaftung §§ 1975 ff. — Der ding- 
liche Anſpruch wird auch nicht durch das Aufgebot der Nachlaßgläu⸗ 
biger betroffen § 1971; vgl. auch § 2016. Wegen einer nach dem 
Erbfall im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung 
erlangten Hypothek § 1990 Abſ. 2 (vgl. KO. § 221). 
B. Konkurs. Abſonderung. KO. § 47 (abgedruckt Abſchnittvorb. vor 
§ 873 Note II). 
KO, § 221 Abs. I. Auf Grund einer nach dem Eintritie des Erbfalls gegen 


den Nachlass erfolgten Massregel der Zwangsvollstreckung oder der Arreswoll- 
ziehung kann abgesonderte Befriedigung nicht verlangt werden. 


b. 


Zwangsvergleich. KO. § 193 Satz 2 (abgedruckt zu § 768). 

3. Die aus § 770 fi ergebenden Einreden. 

Einrede, daß dem perſönlichen Schuldner ein Anfechtungsrecht zuſteht 
(88 770 Abſ. 1). Vgl. hierzu § 142 Note II. 

Einrede, daß dem perſönlichen Schuldner ein Aufrechnungsrecht gegen⸗ 
über dem Gläubiger zuſteht. Vgl. Titelvorb. vor § 387 Note 3. 

4. (Ab. 2.) Vgl. § 768 Abſ. 2. 

5. Der Ausgleich zwiſchen dem perſönlichen Schuldner und 


dem Eigenthümer, welcher mit einer gegen die perſönliche Forderung ge⸗ 
richteten Einwendung des perſönlichen Schuldners durchdringt, richtet ſich 
nach dem zwiſchen ihnen beſtehenden Rechtsverhältniſſe. 


a 


C. 


. Deingt z. B. der Eigenthümer, welcher die Hypothekenforderung in Anz 


rechnung auf den Kaufpreis zur Erfüllung übernommen hat (§§ 416, 
415 Abſ. 3), mit einer Einwendung, welche ſchon zur Zeit der Erfül⸗ 
lungsübernahme begründet war oder aus der Perſon des perſönlichen 
Schuldners entnommen iſt, durch, ſo erwirbt zwar der Eigenthümer die 
Hypothek (§ 1163), der Kaufpreis iſt aber inſoweit nicht belegt und wird 
noch in der entſprechenden Höhe geſchuldet. Ebenſo wenn bei erfolgter 
Schuldübernahme die dem bisherigen Schuldner zuſtehenden Einwen⸗ 
dungen durchgreifen (§ 417). 


War der perſönliche Schuldner früher Eigenthümer des Grundſtücks und 


beſtanden die Einwendungen gegen die Exiſtenz der Forderung bereits 
zur Zeit ſeines Eigenthums, ſo war die Hypothek ihm ſchon als dem der⸗ 
maligen Eigenthümer damals zugefallen ($ 1163 Abſ. 1). Die Hypothek, 
welche fih gemäß § 1177 Abſ. 1 in eine Grundſchuld verwandelt hat, ift 
bei ihm verblieben; er kann dementſprechende Berichtigung des Grund- 
buha (58 894 ff.) verlangen. Vgl. § 1163 Note A II 5a y. 

Befriedigt der perſönliche Schuldner den Gläubiger, fo greift § 1164 ein. 
Vgl. daſelbſt. 

III. Recht des Eigenthümers, von dem Glaubiger den Verzicht auf die 


Hypothek wegen dauernd entgegenſtehender Einreden zu verlangen § 1169. 


8 1138. I. Erſtreckung der SS 891—899 auf die Hypothek in An- 


ſehung der Forderung und der Einreden. 


1. Die Vorſchriften der §§ 891—899 (Vermuthung für die Richtigkeit des 


Grundbuchs, öffentlicher Glaube des Grundbuchs, Berichtigung des Grund⸗ 
buchs, Widerſpruch gegen den Inhalt des Grundbuchs) beziehen fih unmittel⸗ 
bar nur auf die im Grundbuch eingetragenen dinglichen Rechte. Sie 
gelten deshalb unmittelbar zwar für die Hypothek als ſolche, d. h. für die 
Hypothek als ein das Grundſtück belaſtendes dingliches Recht, nicht aber für 
die der Hypothek zu Grunde liegende ($ 1113) perſönliche Forderung. Auf 
diefje werden fie durch § 1138 erſtreckt. 
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2. Die Faſſung, daß die Vorſchriften für die Hypothek auch in An⸗ 
ſehung der Forderung und der Einreden gelten, bringt zum Mus- 
drucke, daß die Erſtreckung ſich nur auf den (dinglichen) hypothekari⸗ 
ſchen Anſpruch, nicht aber auf das perſönliche Schuldverhältniß bezieht. 
Zeger 55 hierdurch ermöglichten Hypothek ohne perſönliche Forderung vgl. 
zu . 


II. Die Anwendung der SS 891-899 anf die Hypothek in Anſehung 


der Forderung und der Einreden. 


1. § 891. Vermuthung für die Richtigkeit des Grundbuchs. 


a. § 891 Abſ. 1: Der Hypothekengläubiger braucht für die dingliche 


b. 


a. 


Klage die Entſtehung der Forderung nicht zu beweiſen, der Eigenthümer 
muß vielmehr die Nichtexiſtenz beweiſen. RG. 49 6, JW. 1901 S. 546 
erachtet beim Nachweiſe, daß der Gläubiger zur Zeit der Eintragung die 
Darlehensvaluta nicht gezahlt hatte, die Vermuthung aus § 891 aus⸗ 
geſchloſſen und legt dem Gläubiger die Beweislaft dafür auf, daß die 
Forderung in anderer Weiſe oder nachträglich durch Valutazahlung be⸗ 
gründet worden ſei. Der Faſſung des § 891 entſpricht es mehr, dem 
Eigenthümer die Widerlegung der Vermuthung, daß die Hypotheken⸗ 
forderung dem Glaubiger zuſtehe, in vollem Umfange alſo auch dahin 
aufzuerlegen, daß die Forderung nicht nachträglich oder in anderer Weiſe 
zur Entſtehung gelangt iſt. — Wegen der Aktivlegitimation vgl. ferner 
zu 81155. Ausnahme für die Briefhypothek bis zur Uebergabe des 
Briefes an den Gläubiger § 1117 Note A1 1. — Auf die perſönliche 
Schuldklage bezieht ſich § 1138 überhaupt nicht, hier bleibt es bei den 
Vorſchriften des Rechtes der Schuldverhältniſſe. 

§ 891 Abſ. 2: Iſt die Hypothek gelöſcht, z. B. ordnungswidrig nicht mit- 
übertragen (GO. § 47, zu § 875), fo muß der Hypothekengläubiger den 
Fortbeſtand der Forderung beweiſen, auch wenn ihre Entſtehung un⸗ 
beſtritten ift. 
2. §§ 892, 893. Oeffentlicher Glaube des Grundbuchs. 

Die Erſtreckung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs auf die Hypo⸗ 
thek in Anſehung der Forderung erlangt erſt gegenüber einem rechtsge⸗ 
ſchäftlichen Singularſucceſſor des urſprünglichen Hypothekengläubigers 
Bedeutung. Während dem urſprünglichen Nehmer der Hypothek alle Ein⸗ 
wendungen entgegengeſetzt werden können, bewirkt die Erſtreckung des 
§ 892 auf die Forderung, daß der rechtsgeſchäftliche Erwerber der 
Hypothek den dinglichen Anſpruch in Anſehung der Forderung und der 
Einreden, ſo erwirbt, wie derſelbe durch das Grundbuch nachgewieſen 
wird, es ſei denn, daß ein Widerſpruch (§ 899) eingetragen oder dem 
Erwerber die Unrichtigkeit der Eintragung bekannt iſt. Wegen des für 
den guten Glauben erheblichen Zeitpunkts vgl. § 892 Abſ. 2. 


„In der Hand des gutgläubigen Erwerbers kann ſomit eine Hypothek für eine 


Forderung, welche nur in Anſehung der Hypothek als rechtsbeſtändig 
gilt, beſtehen, während objektiv eine perſönliche Forderung, zu deren Befrie⸗ 
digung die Hypothek dienen könnte G 1113), nicht beſteht (vgl. übrigens 
§ 405). Die Hypothek ift ſolchenfalls nicht als Grundſchuld, ſondern als 
Hypothek mit einer nur relativ wirkſamen Forderung anzuſehen. Gegen 
eine derartige Hypothek bleiben im Uebrigen alle Einwendungen und 
Einreden, ſoweik fie nicht durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
gedeckt werden, beſtehen. (Beiſpiel: Erwirbt ein rechtsgeſchäftlicher Er⸗ 
werber eine Kaufgeldhypothek in Kenntniß der entgegenſtehenden Einrede 
des nicht erfüllten Vertrags, aber gutgläubig hinſichtlich der begründeter⸗ 
maßen ſtattgehabten Anfechtung, ſo bleibt trotz objektiven Nichtvorhanden⸗ 
ſeins einer Forderung dennoch die Einrede des nicht erfüllten Vertrags 
beſtehen. Der Hypothekengläubiger muß deshalb nachweiſen, daß alles 
dasjenige geleiſtet ift, was zu leiſten geweſen wäre, wenn die Anfechtung 
nicht erfolgt wäre.) 


$ 1138. 


2, Widerſpruch wegen 
unterbliebener Dar⸗ 
lehenshingabe. 
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§ 1139. Iſt bei der Beſtellung einer Hypothek für ein Darlehen 
die Ertheilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen worden, ſo genügt 
zur Eintragung eines Widerſpruchs, der ſich darauf gründet, daß die 
Hingabe des Darlehens unterblieben ſei, der von dem Eigenthümer 
an das Grundbuchamt gerichtete Antrag, ſofern er vor dem Ablauf 
eines Monats nach der Eintragung der Hypothek geſtellt wird. Wird 
der Widerſpruch innerhalb des Monats eingetragen, ſo hat die Ein⸗ 
tragung die gleiche Wirkung, wie wenn der Widerſpruch zugleich mit 
der Hypothek eingetragen worden wäre. 


e. § 893 betrifft gutgläubige Rechtsgeſchäfte mit einem als Glaubiger einge⸗ 
tragenen Nichtberechtigten. 

3. §§ 894 — 899: Anſpeuch auf Berichtigung des Grundbuchs 
und auf Eintragung eines Widerſpruchs, wenn die Eintragung in 
Anſehung der Forderung oder der gegen dieſelbe beſtehenden Einreden nicht 
richtig oder nicht vollſtändig iſt. 

III. Ausgleichsanſpruch bei Rechtsverluſt des Berechtigten in Folge wirk⸗ 
1 Verfügung durch oder wirkſamer Leiſtung an den Nichtberechtigten, 
$ 816, 

IV. Einſchränkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs. 

1. Bei Nichtübereinſtimmung zwiſchen Hypothekenbrief und 
Grund buch vgl. § 1140. Vgl. hierzu auch § 1116 Note A I 4. 

2. Hinſichtlich der Forderung für die rückſtändigen und laufenden Zinſen 
vgl. § 1158. 

5. Auf die Sicherungshypothek findet § 1138 keine Anwendung, § 1185. 

§ 1139. 1. Durch § 1139 wird in Abänderung des $ 899 die Eintragung 
a von der Mitwirkung des Prozeßgerichts unabhängig ge⸗ 
macht. 

2. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf die Darlehens hypothek, vgl. 
§§ 607 ff., und nur auf die Einrede der nicht gewährten Darlehensvaluta. 
Vgl. hierzu § 607 Note 20. 

3. Antrag und Eintragung. 

a. Der grundbuchmäßigen Form bedarf der Antrag nicht, da durch 
den Antrag eine zu der Eintragung erforderliche Erklärung nicht erſetzt 
werden fol. GO. §§ 30, 29 (§ 873 Note A II). 

b. Friſtgemäße Stellung des Antrags. 

Der Antrag muß innerhalb Monatsfriſt (§Y 187 Abſ. 1, 188) geſtellt 
fein. Wirkſamwerden § 130 Abſ. 3. Dem nach Ablauf der Friſt ge- 
ſtellten Antrag iſt nicht ſtattzugeben, vielmehr findet fortab § 899 An⸗ 
wendung. 

c. Friſtgemäße Eintragung. Vorausſetzung für die rückwirkende Kraft 
des Widerſpruchs ift Eintragung innerhalb der Friſt ($E 187 Abſ. 1, 
188). Die Eintragung kann zwar auch noch nach Ablauf der Friſt er⸗ 
folgen, wenn der Antrag rechtzeitig (vgl. zu b) geſtellt war. Sie wirkt 
dann aber nur vom Tage der Eintragung ab. Verſpätete Eintragung 
macht nach allgemeinen Grundſätzen ſchadenserſatzpflichtig. § 839; GD. 
§ 12 (zu § 89). 

4. Unbegründeter Widerſpruch. 

a. Der Hypothekengläubiger hat die Klage auf Berichtigung des Grund- 
buchs § 894. Gegenüber der Eintragung der Darlehensfor derung ($ 891) 
bleibt der Eigenthümer trotz des eingetragenen Widerſpruchs dafür be- 
weispflichtig, daß die Valuta nicht gezahlt ift (vgl. § 607). Der Wider⸗ 
ſpruch erhält dem Eigenthümer lediglich die Einwendung der nicht ge⸗ 
zahlten Valuta auch dem gutgläubigen Zeſſionar der Darlehenshypothek 
gegenüber. — Demgegenüber liegt dem Glaubiger der Beweis ob, daß 
eine andere rechtsgültige Forderung vorhanden iſt, die durch die Hypothek 
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§ 1140. Soweit die Unrichtigkeit des Grundbuchs aus dem 
Hypothekenbrief oder einem Vermerk auf dem Briefe hervorgeht, iſt 
die Berufung auf die Vorſchriften der $ 892, 893 ausgeſchloſſen. 
Ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs, der aus dem 
Briefe oder einem Vermerk auf dem Briefe hervorgeht, ſteht einem 
im Grundbuch eingetragenen Widerſpruche gleich. 


3. Beſeitigung d. öffent⸗ 
lichen Glaubens durch 
den Inhalt des Hypo 
thekenbriefs. 


§ 1141. Hängt die Fälligkeit der Forderung von einer Kündi⸗ vn. Bändigung der Hypo- 
Der, 


gung ab, fo ift die Kündigung für die Hypothek nur wirkſam, wenn 
fie von dem Gläubiger dem Eigenthümer oder von dem Eigenthümer 
dem Gläubiger erklärt wird. Zu Gunſten des Gläubigers gilt der- 
jenige, welcher im Grundbuch als Eigenthümer eingetragen iſt, als 
der Eigenthümer. 

Hat der Eigenthümer keinen Wohnſitz im Inland oder liegen die 
Vorausſetzungen des § 132 Abſ. 2 vor, ſo hat auf Antrag des 


geſichert werden ſoll und der letzteren die zur Gültigkeit erforderliche 
materielle Unterlage giebt, vgl. § 607 Note 3 d. 

b. Der Schadenserſatzanſpruch gegen den Eigenthümer, der die Ein⸗ 
tragung des unbegründeten Widerspruchs herbeiführt, richtet fih nach den 
allgemeinen Vorſchriften der §§ 823 ff. 

5. Briefhypothek. 

Fit die Ertheilung eines Hypothekenbriefs nicht ausgeſchloſſen (§ 1116), 
ſo iſt die Eintragung des Widerſpruchs wegen nicht empfangener Darlehens⸗ 
valuta nicht nach § 1139, wohl aber nach Maßgabe der $$ 899, 1138 zu: 
läſſig. Der Eigenthümer kann ſich dadurch ſchützen, daß er den ihm von 
dem Grundbuchamt ausgehändigten Hypothekenbrief (GÐ. § 60 zu § 1117) 
dem Hypothekengläubiger erſt gegen Empfang der Valuta übergiebt, $ 1117. 

6. Auf Sicherungshypotheken ift § 1139 nicht anwendbar, § 1185. 
Der Widerſpruch würde in dieſem Falle gegenſtandslos ſein, weil der 
Gläubiger zur Geltendmachung der Hypothek ſein Forderungsrecht nachzu⸗ 
weiſen hat, § 1185 Abſ. 2. 

§ 1140. A. Hypothek. 

1. Wegen der Uebereinſtimmung des Hypothekenbriefz mit dem Grund- 
buche vgl. zu § 1116 Note A 14. 

2. Der Inhalt des Hypothekenbriefs kann zwar nicht Deckung gegen den 
Inhalt des Grundbuchs gewähren, wohl aber im einzelnen Falle die Beru⸗ 
fung auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs ausſchließen. Vgl. $ 1116 
Note A TA. 

3. Der Vermerk auf dem Briefe (5. B. Vermerk theilweiſer Befriedi⸗ 
gung § 1145, Vermerk eines Veräußerungsverbots vgl. ferner § 1157) be: 
darf an ſich keiner Form und kann auch privatſchriſtlich ſein. Uebertragung 
pe Bermerfe auf den neuen Brief bei Erneuerung deſſelben, GO. § 68 (zu 
$ 1162). 

4. Die Ausſchließung der Berufung auf §§ 892, 893, ſowie die Gleich⸗ 
ſtellung des auf dem Briefe vermerkten, mit dem im Grundbuch eingetragenen 
Widerſpruche gilt nicht nur für das dingliche Recht als ſolches, ſondern auch 
für die Hypothek in Anſehung der Forderung, § 1138. 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) lautet § 1140: 

Soweit die Unrichtigkeit des Grundbuchs aus dem Grundſchuldbrief oder 
einem Vermerk auf dem Briefe hervorgeht, iſt die Berufung auf die Vorſchriften 
der §§ 892, 893 ausgeſchloſſen. Ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit des 
Grundbuchs, der aus dem Briefe oder einem Vermerk auf dem Briefe hervor⸗ 
geht, ſteht einem im Grundbuch eingetragenen Widerſpruche gleich. 


VIII. Befriedigung des 
Gläubigers. 
1. Befriedigungsrecht d. 
Eigenthümers. 
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Gläubigers das Amtsgericht, in deſſen Bezirke das Grundſtück liegt, 
dem Eigenthümer einen Vertreter zu beſtellen, dem gegenüber die 
Kündigung des Gläubigers erfolgen kann. 

§ 1142. Der Eigenthümer iſt berechtigt, den Gläubiger zu be⸗ 
friedigen, wenn die Forderung ihm gegenüber fällig geworden oder 
wenn der perſönliche Schuldner zur Leiſtung berechtigt iſt. 

Die Befriedigung kann auch durch Hinterlegung oder durch Auf⸗ 
rechnung erfolgen. 


S 1141. A. Hypothek. 

I. Kündigung der Hypothek (vgl. $ 1160 Abſ. 2). 

1. Abſ. 1 Satz 1 nimmt, wenn der perſönliche Schuldner und der Eigen⸗ 
thümer verſchiedene Perſonen ſind, der Kündigung der perſönlichen Forde⸗ 
rung die Wirkſamkeit hinſichtlich der Hypothek, unbeſchadet des aus § 1142 
ſich ergebenden Rechtes des Eigenthümers, die Hypothek bei Fälligkeit der 
perſönlichen Forderung zu zahlen. 

2. Abſ. 1 S. 2 erweitert in Betreff der Kündigung zu Gunſten 
des Hypothekengläubigers 
a. die Vermuthung des § 891. Der Nachweis, daß der eingetragene 

Eigenthümer nicht oder nicht mehr Eigenthümer ſei, iſt ausgeſchloſſen; 
b. die Vorſchrift des § 893: Ein Widerſpruch gegen das Eigenthum des 

eingetragenen Eigenthümers oder die Kenntniß des Gläubigers von dem 

Nichteigenthume deſſelben nimmt der Kündigung nicht die Wirkſamkeit. 

Der als Eigenthümer jeweilig Eingetragene gilt für die Kündigung dem 
Gläubiger gegenüber ſchlechthin als Eigenthümer, mag die Kündigung von 
dem Einen oder von dem Anderen ausgehen. Vgl. die entſprechende Vor⸗ 
ſchrift für die Rechtsverfolgung § 1148. 

3. (Abſ. 2. Die Vorausſetzungen des § 132 Abſ. 2 (öffentliche Zuſtellung 
einer Willenserklärung) ſind 
a. nicht auf Fahrläſſigkeit beruhende Unkenntniß über die Perſon des ein⸗ 

getragenen Eigenthümers (z. B. Erben des eingetragenen Eigenthümers); 
b. Unbekanntheit des Aufenthalts des Eigenthümers; 

6. Das Verfahren richtet fi) nach FrG., vgl. Fr. § 1. 

II. Die Wirkung der ſtattgehabten Kündigung. 

Die einmal wirkſam gewordene Kündigung bleibt, ohne daß ſie im Grund⸗ 
buch eingetragen zu fein braucht (vgl. OFr. 39 138 ff.), wirkſam ſowohl für 
und gegen den Rechtsnachfolger des Hypothekengläubigers als auch für und 
gegen den Rechtsnachfolger des Grundſtückseigenthümerhers Zw. § 54. 

Zw. $ 54. Die von dem Gläubiger dem Eigenthüumer oder von diesem dem 
Glänbiger erklärte Kündigung einer Hypothek, einer Grundschuld oder einer 
Rentenschuld ist dem Ersteller gegenüber nur wirksam, wenn sie spätestens in 
dem Versteigerungstermine vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten erfolgt 
und bei dem Gericht angemeldet worden ist. 

Das Gleiche gilt von einer aus dem Grundbuche nicht ersichtlichen Thatsache, 
in Folge deren der Anspruch vor der Zeit geltend gemacht werden kann. 

III. Auf die Sicherungshypothek ift $ 1141 nicht anwendbar, § 1185. 

B. Grundſchuld. 

Sonderregelung $ 1193. 

§ 1142. A. Hypothek. 

l. Der Eigenthümer als ſolcher, d. h. wenn er nicht zugleich perſön⸗ 
licher Schuldner iſt, iſt nicht zur Befriedigung des Hypothekengläubigers 
verpflichtet; er muß nur die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
dulden (vgl. Abſchnittsvorb. vor § 1113 Note B II). Das ihm zur Abwen⸗ 
dung der Zwangsvollſtreckung durch § 1142 beigelegte Befriedigungs recht 
iſt begründet, ſowohl wenn die Fälligkeit ihm gegeben ($ 1141) eingetreten, 
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§ 1143. Iſt der Eigenthümer nicht der perſönliche Schuldner, fo 
geht, ſoweit er den Gläubiger befriedigt, die Forderung auf ihn über. 
Die für einen Bürgen geltenden Vorſchriften des § 774 Abſ. 1 
finden entſprechende Anwendung. 

Beſteht für die Forderung eine Geſammthypothek, ſo gelten für 
diefe die Vorſchriften des § 1173. 


5 auch wenn der perſönliche Schuldner zur Leiſtung berechtigt iſt. 

Vgl. § 271. 

2. Der Hypothekengläubiger darf die Befriedigung durch den Eigenthümer 

ſelbſt dann nicht ablehnen, wenn der perſönliche Schuldner der Zahlung 

widerſpricht. Vgl. § 267. 

3. (Abſ. 2.) Bgl. $ 267 Note la. Die Vorausſetzungen 
a. der Hinterlegungsbefugniß §§ 372 ff.; 

b. der Aufrechnung § 387. Die Aufrechnungsbefugniß des Eigenthümers 
bezieht ſich nur auf eine dem Eigenthümer ſelbſt gegen den Gläubiger 
zuſtehende Forderung. Wegen der dem Eigenthümer mit Rückſicht auf 
die Aufrechnungsbefugniß des perſönlichen Schuldners zuſtehende auf⸗ 
ſchiebenden Einrede vgl. § 1137, 770 Abl. 2. 

4. Keine Aufrechnungsbefugniß des Hypothekengläubigers gegenüber dem 
Eigenthümer, der nicht perſönlicher Schuldner ift. Vgl. Abſchnittsvorb. vor 
§ 1113 Note B II 2. 

5. Ein allgemeines Recht jedwedes Dritten, den Gläubiger unter Erwerb 
der Forderung zu befriedigen, beſteht nicht; vgl. hierüber § 267 Note 1. Es 
wird ſich deshalb empfehlen, um die unmittelbare Uebertragung von dem 
bisherigen Hypothekengläubiger an den neuen Geldgeber ſicherzuſtellen, als 
Zahlungsmodalität aufzunehmen, daß die Zahlung von Seiten eines Dritten 
geleiſtet werden kann, welchem auf Verlangen des Eigenthümers auf deſſen 
Koſten die Hypothekenforderung Zug um Zug ohne Gewährleiſtung abzu⸗ 
treten iſt. — Iſt eine ſolche Klauſel nicht vorhanden, ſo kann ſchlimmſten 
Falles — abgeſehen von der in Frage kommenden Anwendbarkeit des $ 226 
— die Schaffung eines Ablöſungsrechts gemäß § 1150 eine Handhabe 
bieten, den bisherigen Glaubiger zur Uebertragung der Forderung geneigt 
zu machen. 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) lautet § 1142: 

Der Eigenthümer iſt berechtigt, den Gläubiger zu befriedigen, wenn die 
Grundſchuld fällig geworden iſt. Die Befriedigung kann auch durch Hinter⸗ 
legung oder durch Aufrechnung erfolgen. 


1143. A. Hypothek. . ' l 

` Befriedigung des Gläubigers durch den Eigenthümer, welcher nicht 
verſönlicher Schuldner iſt. Abgeſehen von der Beſtellung einer Hypothek 
für fremde Schuld (§ 1113 Note III 1), tritt der Hauptfall für die Verſchie⸗ 
denheit der Perſonen des Eigenthümers und des perſonlichen Schuldners 
dadurch ein, daß der Gläubiger die Schuldübernahme von Seiten des Grund⸗ 
ſtückserwerbers ($$ 415, 416) nicht genehmigt. l 

J. Die Forderung und damit die Hypothek (§§ 1153 Abſ. 1, 889) geht, 
ſo weit (vgl. zu 4 und 5) die Befriedigung erfolgt, kraft Geſetzes auf den 
Eigenthümer über. (Fall der Hypothek des Eigenthümers i. S. des § 1177 
Abſ. 2, vgl. daſelbſt Note II.) 

2. Einwendungen des Schuldners aus einem zwiſchen ihm und dem 
Cahier beſtehenden Rechtsverhältniſſe bleiben unberührt. Vgl. zu § 774 

ote 4. 

3. Dem Eigenthümer ſteht der Anſpruch auf Berichtigung des Grund⸗ 
bua ($ 894, Sicherung durch Widerſpruch § 890) zu. Vgl. ferner § 1144. 

4. Bei vollſtändiger Befriedigung des Gläubigers vgl. wegen des 


2. Uebergang der For- 
derung auf den be 
friedigenden Eigen 
thümer, der nicht per 
ſoͤnlicher Schuldner ift. 
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3. Herausgabebes@ypo: $ 1144. Der Eigenthümer kann gegen Befriedigung des Gläu⸗ 
. e e bigers die Aushändigung des Hypothekenbriefs und der ſonſtigen Ur⸗ 
kunden verlangen, die zur Berichtigung des Grundbuchs oder zur 

Löſchung der Hypothek erforderlich ſind. 


4 Sheilmeife Befriebi- § 1145. Befriedigt der Eigenthümer den Gläubiger nur theil- 
Hopötbetenbrieſe ge: weiſe, fo kann er die Aushändigung des Hypothekenbriefs nicht ver- 


e e ee langen. Der Gläubiger iſt verpflichtet, die theilweiſe Befriedigung auf 
kenbrief. dem Briefe zu vermerken und den Brief zum Zwecke der Berichtigung 


des Grundbuchs oder der Löſchung dem Grundbuchamt oder zum 
Zwecke der Herſtellung eines Theilhypothekenbriefs für den Eigenthümer 
der zuſtändigen Behörde oder einem zuſtändigen Notare vorzulegen. 


Anſpruchs auf Herausgabe des Hypothekenbriefs und Berichtigung des Grund: 

buchs § 1144. 

5. Theilweiſe Befriedigung des Gläubigers (vgl. § 266). 

a. Der Uebergang kann nicht zum Nachtheile des Gläubigers 
geltend gemacht werden (§ 774), d. h. dem Gläubiger verbleibt der Vor⸗ 
rang für den nicht getilgten Theil, vgl. §§ 774 Note 3, 412 Note 3. 

b. Vermerk auf dem Hypothekenbriefe, Theilhypothekenbrief, Grund⸗ 
buchberichtigung § 1145. 

(. Befriedigung nur wegen der Zinsforderung § 1145 Abſ. 2. 

d. Wegen der Amortiſationsdarlehen der landſchaftlichen oder ritterſchaft⸗ 
lichen Kreditanſtalten (EG. Art. 167) vgl. KG. Jahrb. 20 A 206. 

6. Auch die Befriedigung aus dem Grundſtück im Wege der 
Zwangsvollſtreckung ($ 1147) iſt ein Fall der nt durch den 
Eigenthümer. Zwar erliſcht in dieſem Falle die Hypothek § 1181, die per⸗ 
ſönliche Forderung geht indeß gemäß § 1143 nach Maßgabe der erfolgten 
Befriedigung auf den Eigenthümer über. 

7. (Abſ. 2.) Wegen der Geſammthypothek vgl. zu $ 1173. 

II. Befriedigung des Gläubigers durch den Eigenthümer, welcher per⸗ 
ſönlicher Schuldner iſt, vgl. zu § 1163. 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) lautet § 1143: 

Soweit der Eigenthümer den Gläubiger befriedigt, geht die Grundſchuld 
auf ihn über. Im Falle theilweiſer Befriedigung kann der dem Eigenthümer 
zufallende Theil der Grundſchuld nicht zum Nachtheile des dem Gläubiger 
verbleibenden Theiles geltend gemacht werden (§ 774 Abſ. 1). 

Für eine Geſammtgrundſchuld gelten die Vorſchriften des § 1173. 

8 1144. A. Hypothek. 

1. Die Aushändigung des Hypothekenbriefs und der ſonſtigen 
Urkunden (vgl. § 1155) hat Zug um Zug gegen Zahlung zu erfolgen. (Bei 
Theilzahlung § 1145.) 

2. Die Berichtigung des Grundbuchs ($ 894) geht auf Umſchreibung 
der Hypothek auf den Namen des Eigenthümers (§ 1143). Der bisherige 
Gläubiger iſt gemäß § 894 zur Erklärung ſeiner Zuſtimmung verpflichtet; 
indeß kann die Berichtigung ohne Einwilligung des eingetragenen Gläubigers 
geſchehen, wenn die Unrichtigkeit des Grundbuchs, z. B. durch Vorlegung der 
Quittung (in grundbuchmäßiger Form [GO. § 29 nachgewieſen wird GO. 
§ 22 zu § 894). Die Koſtenpflicht des Eigenthümers ergiebt § 897. 

3. Wegen des entſprechenden Anſpruchs des perſönlichen Schuldners § 1167. 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet § 1144: 

Der Eigenthümer kann gegen Befriedigung des Gläubigers die Aushändi⸗ 
gung des Grundſchuldbriefs und der ſonſtigen Urkunden verlangen, die 
zur Berichtigung des Grundbuchs oder zur Löſchung der Grundſchuld er⸗ 
forderlich ſind. 
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Die Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 2 gilt für Zinſen und andere 
Nebenleiſtungen nur, wenn ſie ſpäter als in dem Kalendervierteljahr, in 
welchem der Gläubiger befriedigt wird, oder dem folgenden Viertel⸗ 
jahre fällig werden. Auf Koſten, für die das Grundſtück nach § 1118 
haftet, findet die Vorſchrift keine Anwendung. 

$ 1146. Liegen dem Eigenthümer gegenüber die Vorausſetzungen 
vor, unter denen ein Schuldner in Verzug kommt, ſo gebühren dem 
Gläubiger Verzugszinſen aus dem Grundſtücke. 


& 1145. A. Hypothek. 

1. Wegen des Erwerbes der Hypothek durch den Eigenthümer im Um⸗ 
fange der Befriedigung 8 1143; insbeſondere daſelbſt Note A1 5. 

2. Der Vermerk auf dem Hppothekenbriefe ſchließt die Berufung auf den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs aus, § 1140. 

3. Wegen der Berichtigung des Grundbuchs vgl. zu 8 1144 Note 2. 

4. Theilhypothekenbrief SD. § 61, abgedruckt zu § 1152. 

5. (A bſ. 2.) Die in Abſ. 1 dem Eigenthümer gewährten Sicherungsmaß⸗ 
regeln gegen nochmalige Inanſpruchnahme durch einen gutgläubigen Zeſſionar 
($ 1140) find für die in Abſ. 2 bezeichneten Anſprüche gegenſtandslos, da für 
dieſe Zinſen und Nebenleiſtungen das Prinzip des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs eingeſchränkt iſt und die allgemeinen Grundſätze des Obligationen: 
rechts maßgebend find ($ 1158). Für die Koſten der Kündigung und Rechts⸗ 
verfolgung ($ 1118) ergiebt ſich daſſelbe aus § 1159. 

6. Entſprechende Anwendbarkeit des § 1145 für die Fälle der §§ 1150, 
1167, 1168 Abſ. 3. 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld G 1192) lautet § 1145: 

Befriedigt der Eigenthümer den Gläubiger nur theilweiſe, jo kann er die 

Aushändigung des Briefes nicht verlangen. Der Gläubiger ift verpflichtet, 
die theilweiſe Befriedigung auf dem Briefe zu vermerken und den Brief zum 
Zwecke der Berichtigung des Grundbuchs oder der Löſchung dem Grundbuch⸗ 
amt oder zum Zwecke der Herſtellung eines Theilgrundſchuldbriefs für den 
Eigenthümer der zuſtändigen Behörde oder einem zuſtändigen Notar vor⸗ 
zulegen. 
; Die Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 2 gilt für Zinſen und andere Neben⸗ 
leiſtungen nur, wenn fie ſpäter als in dem Kalendervierteljahr, in welchem 
der Gläubiger befriedigt wird, oder dem folgenden Vierteljahre fällig wer⸗ 
den. Auf Koſten, für die das Grundſtück nach § 1118 haftet, findet die 
Vorſchrift keine Anwendung. 

8 1146. A. Hypothek. i 1 

1. Die beſondere Berückſichtigung der Verzugszinſen in § 1146 hat ihren 
Grund darin, daß der Eigenthümer als ſolcher nicht zur Zahlung, ſondern 
nur zur Duldung der Zwangsvollſtreckung (vgl. Abſchnittsvorb. vor § 1113 
Note B II 1 und 3) verpflichtet ift. § 1146 regelt das. Rechtsverhältniß hin- 
ſichtlich der dinglichen Haftung des Grundſtücks für Verzugszinſen ſo, wie 
wenn der Eigenthümer perſönkich die Summe ſchuldete. 

2. Die Vorausſetzungen des Verzugs ŞE 284 ff. Verzugszinſen 4 pCt., 
unbeſchadet des Fortbezugs höherer Zinſen auf Grund des konkreten Schuld⸗ 
verhältniſſes § 288. — Die regelmäßige Verzugsvorausſetzung der Mahnung 
wird bei Hypotheken mit Rückſicht auf § 284 Abİ. 2 (kalendermäßige Beſtimm⸗ 
barkeit der Fälligkeit) nur ausnahmsweiſe erforderlich fein. 

3. Weitere Schadenserſatzanſprüche wegen Verzugs außer den Zinſen 
fallen nicht unter § 1146. 

B. Grundſchuld. 

50 das Recht der Grundſchuld (§ 1192) bleibt § 1146 unmittelbar an⸗ 
wendbar. 


5. Verzug des Eigen⸗ 
thumers. 


6. Befriedigung aus dem 


Grundſtücke. 


7. Rechtsverfolgung ge- 


gen den Eigenthümer. 
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§ 1147. Die Befriedigung des Gläubigers aus dem Grundſtück 
und den Gegenſtänden, auf die ſich die Hypothek erſtreckt, erfolgt im 
Wege der Zwangsvollſtreckung. 

§ 1148. Bei der Verfolgung des Rechtes aus der Hypothek gilt 
zu Gunſten des Gläubigers derjenige, welcher im Grundbuch als 
Eigenthümer eingetragen iſt, als der Eigenthümer. Das Recht des 
nicht eingetragenen Eigenthümers, die ihm gegen die Hypvthek zu- 
ſtehenden Einwendungen geltend zu machen, bleibt unberührt. 


§ 1147. A. Hypothek. 

1. Die Vorſchrift ift eine abfolute. Vgl. wegen der Revenüenhypothek 
§ 1113 Note 13. Wegen der gegen den geſetzlichen Inhalt des hypotheka⸗ 
riſchen Anſpruchs verſtoßenden Verträge vgl. zu § 1149. 

2. Wegen des hypothekariſchen Anſpruchs und ſeiner prozeſſualen Behand⸗ 
lung vgl. Abſchnittsvorb. vor § 1113 Note B III. Der Klagantrag wird am 
angemeſſenſten mit den Worten des Geſetzes (§ 1113) dahin formulirt, den 
Beklagten zur Zahlung aus dem Grundſtücke zu verurtheilen. 

3. Die Zwangsvollſtreckung kann nach Wahl des Gläubigers ſtattfinden 
a. in das Grundſtück, 

b. in die Gegenſtände, auf welche fih die Hypothek erſtreckt, SS 1120 ff. 

Der Hypothekengläubiger iſt ſomit nicht auf die Immobiliarzwangsvoll⸗ 
ſtreckung beſchränkt, ſondern kann ſich aus den mithaftenden Gegenſtänden 
auch nach Maßgabe der Mobiliarzwangsvollſtreckung, insbeſondere alſo durch 
Pfändung und Ueberweiſung von Mieth⸗ und Pachtzinsforderungen befrie- 
digen, vgl. indeß § 1124 Abſ. 2. Wegen Zubehorſtücke vgl. CPO. § 865 
Abſ. 2 (zu §§ 1120 fl.), wegen ungetrennter Früchte CPO. § 810 (zu J 94). 
c. Zwangs vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, CHO. 

§ 865 (abgedruckt zu SS 1120 ff.). 

a. Zubehörftüde. Einer gegen das Verbot des § 865 Abſ. 2 erfolgten 
Pfändung von Zubehörſtücken ($$ 97, 98) können die Hypotheken⸗ 
gläubiger gemäß CPO. § 766 (Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung) 
widerſprechen. Vgl. Note III3 zu §§ 1120 ff. 

3. Vom Boden noch nicht getrennte Früchte CHO § 810 (zu § 94). 

d. 1 und Zwangsverwaltung eines Grund⸗ 
tüds. 

CPO. $ 369. Die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung werden 
durch ein besonderes Gesetz geregelt. 

Geſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsver⸗ 

waltung vom 24. März 1897 (RGBl. S. 97 ff.). Endgültige 

Faſſung vom 20. Mai 1898 (RGBl. S. 713 ff.). 

B. Grundſchuld. 

1. Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) lautet § 1147: 

Die Befriedigung des Gläubigers aus dem Grundſtück und den Gegen⸗ 
ſtänden, auf die ſich die Grundſchuld erſtreckt, erfolgt im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung. 
$ 2. Wegen der Zwangsvollſtreckung aus der Eigenthümergrundſchuld vgl. 
N 

§ 1148. A. Hypothek. 

1. Satz 1 (vgl. § 1141). Nach CPO. $ 750 Abſ. 1 darf die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung nur beginnen, wenn die Perſonen, für und gegen welche ſie ſtatt⸗ 
finden jol, in dem Urtheil oder in der demſelben beigefügten Vollſtreckungs⸗ 
klauſel namentlich bezeichnet ſind. § 1148 Satz 1 will verhindern, daß der 
nicht eingetragene wahre Eigenthümer aus dem formalen Grunde, 
daß das Urtheil nicht gegen ihn ergangen und er nicht gemäß CPO. § 750 
als Schuldner in dem Urtheile bezeichnet iſt, die Zwangsvollſtreckung gemäß 
CPO. § 766 (Erinnerung gegen die Mri und Weiſe der Zwangsvollſtreckung) 
hintertreiben könne. 
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§ 1149. Der Eigenthümer kann, ſolange nicht die Forderung 
ihm gegenüber fällig geworden iſt, dem Gläubiger nicht das Recht 
einräumen, zum Zwecke der Befriedigung die Uebertragung des Eigen⸗ 
thums an dem Grundſtücke zu verlangen oder die Veräußerung des 
Grundſtücks auf andere Weiſe als im Wege der Zwangsvollſtreckung 
zu bewirken. 

$ 1150. Verlangt der Gläubiger Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtücke, jo finden die Vorſchriften der 88 268, 1144, 1145 entſprechende 
Anwendung. 


2. Satz 2 ſtellt klar, daß die Vorſchrift des Satz 1 eine formale iſt und 
daß das gegen den eingetragenen Nichteigenthümer ergangene Urtheil gegen 
den wahren, aber nicht eingetragenen Eigenthümer Rechtskraft nicht erlangt 
und die Geltendmachung der ihm gegen die Hypothek zustehenden Einwen⸗ 
dungen nicht ausſchließt. Der wahre Eigenthümer kann ſeine Einwendungen 
als Nebenintervenient (CPO. § 66) oder auf Grund ſeines Eigenthums mit 
der Widerſpruchsklage gemäß CPD. § 771 geltend machen. 

B. Grund ſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) lautet § 1148: 

Bei der Verfolgung des Rechtes aus der Grundſchuld gilt zu Gunſten des 
Gläubigers derjenige, welcher im Grundbuch als Eigenthümer eingetragen iſt, 
als Eigenthümer. Das Recht des nichteingetragenen Eigenthumers, die ihm 
gegen die Grundſchuld zuſtehenden Einwendungen geltend zu machen, bleibt 
unberührt. 


$ 1149. A. Hypothet. 

1. Die Unzuläſſigkeit einer dinglichen Belaſtung des Grundſtücks mit 
dem in § 1149 erwähnten Inhalt ergiebt fth aus dem Geſichtspunkte, daß 
darin eine Ueberſchreitung des geſetzlich zuläſſigen Maximalinhalts der Hy⸗ 
pothek liegen würde. Darüber hinaus verbietet § 1149, und zwar nur für die 
Zeit vor der dem Eigenthümer gegenüber eingetretenen Fälligkeit, obligato⸗ 
riſche Vertrage dieſes Inhalts (vgl. § 1141). 

2. Durch § 1149 wird die vormerkungsfahige Vereinbarung (§ 883 Abſ. 1 
Satz 2), daß im Falle nicht pünktlicher Zahlung des durch Hypothek geſicherten 
Kaufgeldes das Eigenthum an den Veräußerer zurückfallen ſolle, nicht aus⸗ 
geſchloſſen (vgl. § 360). 

B. Grundſchuld N 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet § 1149: 

Der Eigenthümer kann vor dem Eintritte der Fälligkeit der Grundſchuld 
dem Gläubiger nicht das Recht einräumen zum Zwecke der Befriedigung die 
Uebertragung des Eigenthums an dem Grundſtücke zu verlangen oder die 
Veräußerung des Grundſtücks auf andere Weiſe als im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu bewirken. 

$ 1150. A. Hypothek. $ v 

1. Das Ablöſungsrecht (vgl. § 268) entſteht gegenüber dem Hypotheken⸗ 
gläubiger nicht erft, wie nach § 268, mit dem Beginne der Zwangsvollſtreckung, 
ſondern mit dem gerichtlichen oder außergerichtlichen Verlangen des Glau⸗ 
bigers, aus dem Grundſtücke befriedigt zu werden (vgl. Abſchnittvorb. 
Note B II 1]. Als Verlangen der Befriedigung aus dem Grundſtücke 
wird ſchon das an den Eigenthümer als ſolchen gerichtete Verlangen der 
Befriedigung aufgefaßt werden müſſen. 

2. Das Ablöſungsrecht ſteht Jedem zu, der im Falle der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ein Recht an dem Grundſtück oder, wie namentlich der Miether und 
ns Zw. § 57 (zu §§ 571 ff.), den Beſitz des Grundſtücks verlieren würde, 
§ 268. 

3. Zuläſſigkeit der Aufrechnung und Hinterlegung § 268 Abſ. 2. 


8. Beſchränkung der Ber- 
tragsfreiheit hinſicht 
lich d. Befriedigungs⸗ 
art. 


9. Ablöſungsrecht. 


IX. Theilung d. forderung. 
1. Rang der Theilhnvo⸗ 


theken. 


. Theilhypothekenbrief. 


750 Drittes Buch. Sachenrecht. 


§ 1151. Wird die Forderung getheilt, fo ift zur Aenderung des 
Rangverhältniſſes der Theilhypotheken unter einander die Zuſtimmung 
des Eigenthümers nicht erforderlich. 

§ 1152. Im Falle einer Theilung der Forderung kann, ſofern 
nicht die Ertheilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt, für jeden 
Theil ein Theilhypothekenbrief hergeſtellt werden; die Zuſtimmung des 
Eigenthümers des Grundſtücks iſt nicht erforderlich. Der Theilhypo⸗ 
thekenbrief tritt für den Theil, auf den er ſich bezieht, an die Stelle 
des bisherigen Briefes. 


4. Mit der Befriedigung und im Umfange derſelben geht die Forderung 
gemäß § 268 Abſ. 3 und dementſprechend die Hypothek (§ 1153) auf den Be- 
friedigenden über. 

5. Anſpruch auf Aushändigung des Hppothekenbriefs und ſonſtiger Ur- 
kunden §§ 1150, 1144. Wegen Berichtigung des Grundbuchs (§ 894) vgl. 
§ 1144 Note 2. 

6. Befriedigung des Gläubigers wegen einer Theilforderung, wenn nur 
Befriedigung wegen eines Theilbetrags verlangt worden iſt. § 268 Abſ. 3. — 
Theilhypothekenbrief § 1145. Vorrang des dem Gläubiger verbleibenden 
Reſtbetrags § 268 Abſ. 3 Satz 2. 

7. Zahlung nach Beginn der Verſteigerung. 

Zw. $75. Zahlt nach dem Beginne der Versteigerung der Schuldner oder 
ein Dritter, der berechtigt ist, den Gläubiger zu befriedigen, den zur Befriedi- 
gung und zur Deckung der Kosten erforderlichen Betrag an das Gericht, so 
wird das Verfahren einstweilen eingestellt. 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) iſt $ 1150 unmittelbar anwendbar. 

& 1151. A. Hypothek. 

Nach § 1151 ift für die (die Rechtsſtellung des Eigenthümers nicht be⸗ 
rührende) Rangänderung der Theilhypotheken unter einander die Zuſtimmung 
des Eigenthümers (§ 880 Abſ. 2 Satz 2, 3) nicht erforderlich. Im Uebrigen 
bleibt 9.880 anwendbar, ſo daß insbeſondere alſo Einigung und Eintragung 
Erforderniſſe der Rangänderung ſind. 


B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet § 1151: 

Wird die Grundſchuld getheilt, ſo iſt zur Aenderung des Rangverhält⸗ 
niſſes der Theile unter einander die Zuſtimmung des Eigenthümers nicht 
erforderlich. 


§ 1152. A. Hypothek. 

1. Die Herſtellung eines Theilhypothekenbriefs ift keineswegs obligatorisch, 
weder nach dem materiellen Rechte ($ 1152), noch auch als formale Voraus⸗ 
ſetzung der grundbuchlichen Eintragung einer Theilabtretung. Dieſe Gin- 
tragung erfordert lediglich außer der beglaubigten Abtretungserklärung oder 
Einwilligung (GO. §§ 19, 26, vgl. zu § 1154) die Vorlegung des Hypotheken⸗ 
briefs, KG. Jahrb. 21 A 330; OLG. 2 273. Bol. auch zu § 1176. — Wegen 
959 arosung der Theilbriefhypothek ohne Theilhypothekenbrief vgl. § 1154 
Note E. 

GO. $ 61. Ein Theilhypothekenbrief kann von dem Grundbuchamt, einem 
Gericht oder einem Notar hergestellt werden. 

Der Theilhypothekenbrief muss die Bezeichnung als Theilhypothekenbrief sowie 
eine beglaubigte Abschrift der im $ 56 Satz 2 [zu $ 1116 AI] vorgesehenen 
Angaben des bisherigen Briefes enthalten, den Iheilbetrag der Hypothek, auf 
den er sich bezieht, bezeichnen sowie mit Unterschrift und Siegel versehen sein. 
Er soll ausserdem eine beglaubigte Abschrift der sonstigen Angaben des bisherigen 
Briefes und der auf diesem befindlichen Wermerke enthalten. Eine mit dem 


VIII. Abſchn. Hypothek. Grundſchuld. Rentenſchuld. 1. Tit. Hypothek. 751 


§ 1153. Mit der Uebertragung der Forderung geht die Hypothek x. e der for 


auf den neuen Glaubiger über. 
Die Forderung kann nicht ohne die Hypothek, die Hypothek kann 
nicht ohne die Forderung übertragen werden. 


bisherigen Briefe verbundene Schuldurkunde soll in beglaubigter Abschrift mit 

dem Theilhupothekenbriefe verbunden werden. 

Die Herstellung des Theılhypothekenbriefs soll auf dem bisherigen Briefe ver- 
merkt werden. 

2. Die Theilung kann auch fo vorgenommen werden, daß der eine Theil 
nur die Zinsforderung umfaßt. Alsdann kann ein Theilhypothekenbrief über 
die Zinſen hergeſtellt werden. Vgl. § 1154 Note A VI. 

3. Ausſchließung der Ertheilung eines Hypothekenbriefs und nachträgliche 
Aufhebung der Ausſchließung § 1116. 

4. Die Pfändung eines Theilbetrags einer Hypothek kann nicht in das 
Grundbuch eingetragen werden, wenn nicht der vom Pfandrecht erfaßte 
Theilbetrag der Hypothek feſtſteht, RG. Jahrb. 24 A 132, OG. 4 486. 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld (5 1192) lautet die Beſtimmung des § 1152: 

Im Falle einer Theilung der Grundſchuld kann, ſofern nicht die Ertheilung 
eines Grundſchuldbriefs ausgeſchloſſen iſt, für jeden Theil ein Theilgrund⸗ 
ſchuldbrief hergeſtellt werden; die Zuſtimmung des Eigenthümers des Grund- 
ſtücks iſt nicht erforderlich. Der Theilgrundſchuldbrief tritt für den Theil, 
auf den er ſich bezieht, an die Stelle des bisherigen Briefes. 

8 1153. § 1153 bezieht ſich nur auf die Hypothek und iſt auf die Grund 
ſchuld (§ 1192) nicht anwendbar. 

I. Untrennbarkeit von Hypothek und Forderung. 

1. Uebertragung der Forderung (vgl. Titelvorb. vor § 398) iſt der 
Rechtsakt, durch welchen ein Gläubigerwechſel bezweckt und erreicht wird. 

a. Uebertragung durch Vertrag (Abtretung) $ 398; beſondere Form⸗ 
vorſchrift für die Abtretung der Hypothekenforderung § 1154. 

b. Mebertragung kraft Geſetzes § 412. In den Fällen des geſetzlichen 
Ueberganges (§ 412 Note 1) einer mit einer Hypothek verbundenen For⸗ 
derung gebt nach Maßgabe des Forderungsüberganges auch die Hypothek 
über. Berichtigung des Grundbuchs §§ 894—899. Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe des Hypothekenbriefs SS 952, 985, 412, 402. 

2. Ueberweiſung der Forderung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
fällt nicht unter den Begriff der Uebertragung. Indeß iſt dieſelbe unter Be⸗ 
obachtung der in $$ 1153 f. aufgeſtellten Vorſchriften geregelt, CPO. §§ 830, 
837, abgedruckt zu § 1154. n 

3. Belaſtung einer Hypothekenforderung mit Nießbrauch oder 
Pfandrecht iſt nicht Uebertragung. Die Beſtellung dieſer Rechte geſchieht aber 
nach den für die Uebertragung geltenden Vorſchriften, §§ 1069, 1274. 


II. Bedeutung der Borſchrift. 5 

Der Satz des Abſ.! findet fidh bereits in § 401, hat dort aber für den 
Fall der Abtretung, d. h. der Uebertragung durch Vertrag nur eine dispo⸗ 
ſitive Bedeutung. Vgl. hierüber § 401 Rote I2. In § 1153 hat die Bor 
ſchrift als ſachenrechtliche einen abſoluten Charakter; fte ſchützt ſowohl den 
Eigenthümer als auch den perſönlichen Schuldner, indem ſie die doppelte 
Geltendmachung des perſönlichen und des dinglichen Anſpruchs verhindert. — 
Die Vorſchrift gilt indeß nur ſo lange, als der Zuſammenhang 
zwiſchen Hypothek und Forderung beſteht und nicht dadurch geloſt 
worden ift, daß entweder an die Stelle der urſprünglichen Forderung eine 
andere Forderung geſetzt (§ 1180) oder die bisherige Hypothek in eine Eigen⸗ 
thümer⸗Grundſchuld verwandelt worden ift (vgl. § 1177 Ab. 1). 

Dem Abf. 1 entfließen die beiden in Abſ. 2 gezogenen Folgerungen. 


1. Untrennbarkeit von 
Forderung und Dyp 
thek. 


2. Form der Abtretung. 
a. Briefhypothek. 


b. Buchhypothek. 
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§ 1154. Zur Abtretung der Forderung ift Ertheilung der Ab- 
tretungserklärung in ſchriftlicher Form und Uebergabe des Hypotheken⸗ 
briefs erforderlich; die Vorſchriften des § 1117 finden Anwendung. 
Der bisherige Gläubiger hat auf Verlangen des neuen Glaubigers 
die Abtretungserklärung auf ſeine Koſten öffentlich beglaubigen zu laſſen. 

Die ſchriftliche Form der Abtretungserklärung kann dadurch erſetzt 
werden, daß die Abtretung in das Grundbuch eingetragen wird. 

Iſt die Ertheilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen, ſo finden 
auf die Abtretung der Forderung die Vorſchriften der §S§ 873, 878 
entſprechende Anwendung. 


ME Forderung kann nicht ohne die Hypothek übertragen 

werden. 

a. Abgeſehen von der Sonderregelung der Kautionshypothek des § 1190 
(ogl. daſelbſt Abſ. A) gilt dieſer Satz ohne Ausnahme. Val. zu d. 

b. Die Uebertragung der Forderung unter Ausſchließung des Hypotheken⸗ 
überganges würde ein nichtiges Geſchäft ſein, welches auch den Uebergang 
der Forderung nicht bewirken kann. Die in § 1250 Abſ. 2 für das Pfand⸗ 
recht gegebene Regelung, wonach Uebertragung der Forderung unter Aus⸗ 
ſchließung des Pfandrechtsüberganges Erlöſchen des Pfandrechts bewirkt, 
iſt für die Hypothek nicht gewählt, weil zur rechtsgeſchäftlichen Aufhebung 
der Hypothek die Löſchung im Grundbuche ($ 875) und die Zuſtimmung 
des Eigenthümers (§ 1183) grundſätzlich erforderlich ift. 

e. Der Gläubiger, welcher die perſönliche Forderung geltend macht, hat zur 
Begründung ſeiner Aktivlegitimation den Erwerb der Hypothek nach den 
Vorſchriften des Sachenrechts darzuthun. (Vgl. SS 1154 ff., 1161.) 

d. Nach Löſung des Zuſammenhanges zwiſchen Forderung und Hypothek 
(§§ 1168, 1180) kann über die bisherige Forderung ohne die Hypothek 
verfügt werden. Der perſönliche Schuldner iſt durch § 1165, der Eigen⸗ 
thümer dadurch geſchützt, daß er im Falle des § 1168 die Hypothek er⸗ 
wirbt, im Falle des § 1180 ſeine Zuſtimmung geben muß. 

. Hypothek kann nicht ohne die Forderung übertragen 
werden. 

a. Die Uebertragung der Hypothek unter Ausſchließung des Forderungsüber⸗ 
ganges iſt ein nichtiges Geſchäft, welches auch die Hypothek nicht über⸗ 
trägt. 

b. Die Forderung kann nur fo mitübertragen werden, wie fie beſteht; in 
dem Falle des § 1138 möglicherweiſe als eine nur in Anſehung der Hy⸗ 
pothek kraft Geſetzes fingirte Forderung, für welche ein perſönlich haf⸗ 
tender Schuldner nicht vorhanden ift, vgl. § 1138 Note II 2 b. 

c. Die Vorſchrift findet inſoweit keine Anwendung, als die Hypothek nicht 
als ſolche fortbeſteht, ſondern fih in eine Grundſchuld verwandelt ($ 1177 
Abſ. 1). 

§ 1154. A. Hypothek. 
§ 1154 giebt im Gegenſatze zu der ſonſt formlos gültigen Abtretung 

($ 398) für die Abtretung der Hypothekenforderung gewiſſe Formvorſchriften. 

Wegen der Abtretung eines Theiles der Hypothek, insbeſondere der Zinſen 

vgl. zu VI. Darüber, daß an ſich regelmäßig keine Verpflichtung des bis⸗ 

herigen Hypothekengläubigers beſteht, einem Dritten (neuen Geldgeber) die 

Hypothek abzutreten, vgl. § 1142 Note 5. 

J. Abtretung der Briefhypothef. 
1. Uebergabe des Hypothekenbriefs (vgl. zu §§ 1116 und 1117). 

a. Ohne Uebergabe des Hypothekenbriefs ift die Abtretung noch nicht voll- 
endet, vgl. $ 1116 Note 13 b. 

b. Die Uebergabe kann gemäß § 111“ durch traditio brevi mann ($ 929 
Satz 2), durch constitutum possessorium ($ 930), durch Abtretung des 
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Herausgabeanſpruchs ($ 931) ſowie durch die Vereinbarung geſchehen, daß 
der Ceſſionar berechtigt ſein ſoll, ſich den Brief von dem Grundbuchamt 
aushändigen zu laſſen ($ 1117 Abſ. 2). 

„Beſitz des Briefes ſeitens des Ceſſionars begründet die Vermuthung er⸗ 

folgter Uebergabe (§ 1117 Abſ. 3). 

d. Wegnahme des Hypothekenbriefs durch den Gerichtsvollzieher zum Zwecke 
der 1 eung an den Gläubiger, CPO. § 897 Abſ. 2 (zu § 873 
Note ). 

e. Für die Uebertragung einer Theilbriefhypothek, für welche ein Theilhypotheken⸗ 
brief nicht gebildet tft (vgl. § 1152 Note 1), kommen die Vorſchriften der 
§§ 930, 931 (vgl. zu b) in Betracht. Zuläſſigkeit von Mitbeſitz vgl. 
§ 866. — Vgl. RG. Jahrb. 21 A 332, OLG. 2 273. — Vgl. auch anderer: 
ſeits Seuff. 57 138. z 

2. Die Abtretung ift ein Bertrag (§ 398). 

a. Abtretungserklärung in ſchriftlicher Form ($ 126). 

a. Ueber Blankozeſſion vgl. § 126 Note 1 20 y. 

3. Anſpruch auf öffentliche Beglaubigung auf Koſten des bis⸗ 
berigen Gläubigers (vgl. $ 403). Die öffentliche Beglaubigung hat 
Bedeutung für $ 1155 und für die Umſchreibung im Grundbuche GD. 
§ 29 (§ 873 Note A II). 

J. Die Abtretungserklärung erſetzt die nach GO. § 19 ($ 873 Note A II) 
regelmäßig erforderliche Eintragungsbewilligung GO. § 26. 

GO. 5 26. Soll die Uebertragung einer Hypothek, Grundschuld oder Renten- 
schuld, über die ein Brief ertheilt ist, eingetragen werden, so genügt es, wenn 
an Stelle der Eintragungsbewilligung die Abtretungserklärung des bisherigen 
Gläubigers vorgelegt wird. 

Diese Vorschrift findet entsprechende Anwendung, wenn eine Belastung der 
Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld oder die Uebertragung oder Belastung 
einer Forderung, für die ein eingetragenes Recht als Pfand haftet, eingetragen 
erden eoll, 

Vgl. ferner GD. § 62 ($ 1116 Note A I). 

b. (Abſ. 2.) Er ſatz der ſchriftlichen Form der Abtretungserkla⸗ 
rung durch Eintragung der Abtretung im Grundbuche. 

Nach GO. §§ 19, 29 (§ 873 Note A II) erfolgt die Eintragung auf 
Grund der in grundbuchmäßig beglaubigter Form vorliegenden Eintra⸗ 
gungsbewilligung. Zur materiellen Rechtsänderung (vgl. § 873 Note 
A II 4 ba) ift neben der erfolgten Eintragung der Abtretungsvertrag 
(8 398) erforderlich. Der Abtrekungsvertrag ift im Abſ. 1 in der Weiſe 
formaliſirt, daß die Abtretungserklärung der Schriftform bedarf. Nach 
Abſ. 2 wird die Schriftform der Abtretungserklärung durch die Eintra⸗ 
gung der Abtretung erſetzt. 8 i 

c. Erſatz der Abtretungserklärung durch Urtheil, CPO. SS 895 ff. ($ 873 
Note B II). 

II. (Abf. 3.) Abtretung der Buchhypothek. 

Die Bezugnahme auf $ 873 bedeutet die Unterſtellung der Abtretung unter 
das materielle Einigungs⸗ und Eintragungsprinzip. Vgl. hierüber zu § 873. 
— Wegen der grundbuchmäßigen Behandlung (formelles Konſensprinzip) 
vgl. § 873 Note A II 4. 

III. Belaſtung der Hypothek mit Nießbrauch oder Pfandrecht vgl. 
§§ 1069, 1274. 

IV. Zwangsvollſtreckung in eine Hypothekenforderung. 

CPO. § 830. Zur Pfändung einer Forderung, für welche eine Hypothek 
besteht, ist ausser dem Pfändungsbeschlusse die Uebergabe des Hypothekenbriefs 
an den Gläubiger erforderlich. Wird die Uebergabe im Wege der Zwangsvoll- 
streckung erwirkt, so gilt sie als erfolgt, wenn der Gerichtsvollzieher den Brief 
zum Zwecke der Ablieferung an den Gläubiger wegnimmt. Ist die Ertheilung 
des Hypothekenbriefs ausgeschlossen, so ist die Eintragung der Pfändung in das 
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Grundbuch erforderlich; die Eintragung erfolgt auf Grund des Pfändungs- 
beschlusses. 

Wird der Pfändungsbeschluss vor der Uebergabe des Hypothekenbriefs oder 
der Eintragung der Pfändung dem Drütschuldner zugestellt, so gilt die Hfän- 
dung diesem gegenüber mit der Zustellung als bewirkt. 

Diese Vorschriften finden keine Anwendung, soweit es sich um die Pfändung 
der Ansprüche auf die im $ 1159 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten 
Leistungen handelt. Das Gleiche gilt bei einer Sicherungshypothek im Falle 
des $ 1187 des Bürgerlichen Gesetzbuchs von der Pfändung der Hauptfor- 
derung. 

CPO. § 837. Zur Ueberweisung einer gepfändeten Forderung, für welche 
eine Hypothek besteht, genügt die Aushändigung des Ueberweisungsbeschlusses 
an den Gläubiger. Ist die Ertheılung des Hypothekenbriefs ausgeschlossen, so 
ist zur Ueberweisung an Zahlungsstatt die Eintragung der Ueberweisung in das 
Grundbuch erforderlich, die Eintragung erfolgt auf Grund des Ueherweisungs- 
beschlusses. 

Diese Vorschriften finden keine Anwendung, soweit es sich um die Ueberwei- 
sung der Ansprüche auf die im & 1159 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeich- 
neten Leistungen handelt. Das Gleiche gilt bei einer Sicherungshypothek im 
Falle des $ 1187 des Bürgerlichen Gesetzbuchs von der Ueberweisung der 
Hauptforderung. 

Bei einer Sicherungshypothek der im $ 1190 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bezeichneten Art kann die Hauptforderung nach den allgemeinen Vorschriften 
gepfändet und überwiesen werden, wenn der Gläubiger die Ueberweisung der 
Forderung ohne die Hypothek an Zahlungsstatt beantragt. 

V. Nachweis des Gläubigerrechts aus der Briefhypothek. 

Der Nachweis des Gläubigerrechts wird im Falle des § 1154 Abſ.! durch 
den Beſitz des Briefes (Note A1 1 c) in Verbindung mit den auf einen 
eingetragenen Gläubiger zurückführenden Uebertragungsurkunden, im Falle 
des § 1154 Abſ. 2 durch den Beſitz des Briefes in Verbindung mit der Ein⸗ 
tragung des Gläubigers erbracht. Dementſprechend iſt die Bewirkung einer 
das verbriefte Recht betreffenden Eintragung, gleichviel ob ſie von dem 
Gläubiger bewilligt ift oder ob fie im Wege des rechtlichen Zwanges gegeu den 
Gläubiger ohne ſeinen Willen erfolgen fol, von der Vorlegung des Briefes 
abhängig gemacht. Vgl. GO. § 42 Abſ. 1 Satz 1, § 43 Satz 1 (zu $ 873 
Note A II 4). 

VI. Theilabtretung. 

1. Die Vorſchrift des § 1154 bezieht fih auch auf die Abtretung eines 
Theiles der Forderung, mag derſelbe in Kapital oder in Zinſen ($ 1158) be⸗ 
ſtehen. Wegen der Herſtellung eines Theilhypothekenbriefs vgl. zu § 1152. 

2. Sonderregelung für die Abtretung rückſtändiger Zinſen und anderer 
Nebenleiſtungen, ſowie des Koſtenerſtattungsanſpruchs § 1159. 

B. Grundſchuld. 

I. Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet § 1154: 

Zur Abtretung einer Grundſchuld ift Ertheilung der Abtretungserklärung 
in ſchriftlicher Form und Uebergabe des Grundſchuldbriefs erforderlich; die 
Vorſchriften des § 1117 finden Anwendung. Der bisherige Gläubiger hat 
auf Verlangen des Erwerbers die Abtretungserklärung auf ſeine Koſten 
öffentlich beglaubigen zu laſſen. 

Die ſchriftliche Form der Abtretungserklärung kann dadurch erſetzt werden, 
daß die Abtretung in das Grundbuch eingetragen wird. 

Iſt die Ertheilung eines Grundſchuldbriefs ausgeſchloſſen, ſo finden auf 
die Abtretung die Vorſchriften der §§ 873, 878 Anwendung. 

Vgl. hierzu zu A I u. II. 

1201 Belaſtung der Grundſchuld mit Nießbrauch und Pfandrecht SS 1080, 


VIII. Abſchn. Hypothek. Grundſchuld. Rentenſchuld. 1. Tit. Hypothek. 755 


§ 1155. Ergiebt fih das Gläubigerrecht des Beſitzers des Hypo⸗ 
thekenbriefs aus einer zuſammenhängenden, auf einen eingetragenen 
Gläubiger zurückführenden Reihe von öffentlich beglaubigten Abtre⸗ 
tungserklärungen, jo finden die Vorſchriften der SS 891 bis 899 in 
gleicher Weiſe Anwendung, wie wenn der Beſitzer des Briefes als 
Gläubiger im Grundbuch eingetragen wäre. Einer öffentlich beglau⸗ 
bigten Abtretungserklärung ſteht gleich ein gerichtlicher Ueberweiſungs⸗ 
beſchluß und das öffentlich beglaubigte Anerkenntniß einer kraft Ge⸗ 
ſetzes erfolgten Uebertragung der Forderung. 


III. Zwangs vollſtreckung in eine Grundſchuld. 

CPO. $ 857 Abs. 6. Auf die Zwangsvollstreckung in eine Heallast, eine 
Grundschuld oder eine Rentenschuld finden die Vorschriften über die Zwangs- 
vollstreckung in eine Forderung, ‚für welche eine Hypothek besteht, entsprechende 
Anwendung. 

5 1155. A. Hypothek. 8 

J. Ohne die Vorſchrift des § 1155 würde der Erwerber einer Hypothek, 
welcher von dem nicht eingetragenen Vormann erwirbt, ſich zwar gemäß 
§ 892 auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs dafür berufen können, 
daß die Hypothek beſteht (vgl. $ 892 Note I l a), nicht aber dafür, daß der 
im Beſitze des Hypothekenbriefs befindliche und durch Abtretungserflärungen 
legitimirte, aber als Hypothekengläubiger nicht eingetragene Vormann auch 
wirklich Hypothekengläubiger ijt. Vielmehr würde dem Erwerber insbe⸗ 
ſondere die Prüfung obliegen, ob die Abtretungserflärungen auf Grund 
materiell rechtsgültiger Abtretungen und unter jedesmaliger Ueber⸗ 
gabe des Hypothekenbriefs (vgl. § 1154 Abſ. 1) erfolgt ſind. 

II. Die Vorſchrift des § 1155 läßt die Berufung auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs in dem fih aus §§ 891 ff. ergebenden Umfange 
zu Gunſten des Erwerbers, welcher gemäß 8 1154 Abſ. 1 Satz 1 die Hypo⸗ 
thek erwirbt, unberührt und erſtreckt darüber hinaus den offentlichen Glauben 
auf den Inhalt der Uebertragungsurkunden zu Gunſten desjenigen Hypo⸗ 
thekenbriefbeſitzers, deſſen Gläubigerrecht ſich in der in § 1155 bezeichneten 
Weiſe ergiebt. 

III. Die in § 1155 vorausgeſetzte Legitimation. 

1. Beſitz des Hupothekenbriefs. Es genügt auch mittelbarer Beſitz 
vgl. 58 1154, 1117, 929— 935; ebenſo natürlich der unmittelbare Beſitz des 
früheren Gläubigers, der gemäß $$ 1154, 1117, 930 die Hypothek bereits 
mittels Abtretungserklärung und const. poss. abgetreten hat (ngl. Note 
IVI bg). 

2 bern rr 
a. Abtretungserklärung $ 1154. x 

a. Wegen der Form der öffentlichen Beglaubigung § 129; Erſetzung der 
öffentlichen Beglaubigung durch notarielle oder gerichtliche Beurkun⸗ 
dung $ 129 Abi. 3. 

B. Anſpruch auf öffentliche Beglaubigung auf Grund erfolgter Abtretung 
8 1154 Nof. 1 Satz 2. { 

+. Erſatz der Abtretungserklärung durch rechtskräftiges Urtheil END. 
S$ 894 ff. (zu $ 873 Note B II). 

b. Gerichtlicher Ueberweiſungsbeſchluß CPO. §§ 830, 837 (zu 
81154). Den Schutz der $$ 1155, 892 genießt indeß nur der rechts⸗ 
geſchäftliche Erwerber, d. i. alſo zwar derjenige, der von dem mittelſt 
Zwangsvollſtreckung Erwerbenden durch Uebertragung erwirbt, nicht aber 
der Zwangsvollſtreckungserwerber ſelbſt. 

e. Kraft Geſetzes erfolgte Abtretung. 

a. Die einzelnen Fälle vgl. § 412 Note 2 a. 

8. Pflicht des bisherigen Gläubigers zur Ertheilung des öffentlich be⸗ 

48 * 


3. Oeffentlicher Glaube 
der Uebertragungs⸗ 
urkunden. 
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4. Rechtsverhältniß § 1156. Die für die Uebertragung der Forderung geltenden 
zuuſchen, dem Eigen Vorſchriften der SS 406 bis 408 finden auf das Rechtsverhältniß 


thümer u. dem neuen 5 8 8 e ; 
Gläubiger. zwiſchen dem Eigenthümer und dem neuen Gläubiger in Anſehung 


der Hypothek keine Anwendung. Der neue Gläubiger muß jedoch 
eine dem bisherigen Gläubiger gegenüber erfolgte Kündigung des 
Eigenthümers gegen ſich gelten laſſen, es ſei denn, daß die Ueber⸗ 
tragung zur Zeit der Kündigung dem Eigenthümer bekannt oder im 
Grundbuch eingetragen iſt. 


e eee eee der kraft Geſetzes erfolgten Uebertragung 

§§ 412, 403. 

7. Auch hier wird nicht der kraft Geſetzes gutgläubig Erwerbende, ſon⸗ 
dern nur der rechtsgeſchäftlich von dieſem Erwerbende geſchützt (§ 892). 
Vgl. zu b und Abſchnittvorb. vor § 104 Note 5 c und e; ferner aber 
§ 892 Note I 3. 

IV. Wirkungen der nach § 1155 erfolgten Abtretung. 

1. Materielle Wirkungen. 

Unter den Vorausſetzungen des § 1155 finden die §§ 891—899 in gleicher 
Weiſe Anwendung, wie wenn der Beſitzer des Briefes als Gläubiger im 
Grundbuch eingetragen wäre. 

a. § 891: Vermuthung, daß dem Beſitzer des Briefes die Forderung zuſteht. 

b. § 892: Zu Gunſten des 2 f ($ 892 Note III I) rechts⸗ 
geſchäftlichen (vgl. Note III 2b und cy) Erwerbers gilt der Inhalt 
der Uebertragungsurkunden als richtig, es ſei denn, 

a. daß eine Verfügungsbeſchränkung oder ein Widerſpruch gegen die 
Richtigkeit im Grundbuch eingetragen iſt oder ſich aus dem Briefe 
oder aus einem Vermerk auf dem Briefe (§ 1140) ergiebt; 

8. daß die Unrichtigkeit (vgl. z. B. Note III 1) oder Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung dem Erwerber bekannt ift oder aus dem Hypothekenbrief oder 
aus einem Vermerk auf demſelben (§ 1140) hervorgeht. 

Der für den guten Glauben maßgebende Zeitpunkt ($ 892 
Abſ. 2) ift der des Erwerbes der Hypothek ($ 1154 Aof. 1), nicht der 
Zeitpunkt der Beglaubigung. Hierbei iſt indeß vorausgeſetzt, daß in 
dieſem Zeitpunkte der Veräußerer bereits in Gemäßheit des § 1155 
legitimirt iſt und daß nicht etwa frühere Uebertragungserklärungen 
der Beglaubigung ermangeln; ſonſt iſt § 1155 mangels ſeiner Vor⸗ 
ausſetzungen überhaupt nicht anwendbar. 

c. § 893: Gutgläubige Leiſtung und ſonſtige Rechtsgeſchäfte gegenüber dem 
nach § 1155 Legitimirten. 

d. 88 894—3899: Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs und Eintra⸗ 
gung eines Widerſpruchs gegen die Richtigkeit der Uebertragungs⸗ 
ur kunden wie wenn der Gläubiger im Grundbuch eingetragen wäre. 

e. Wegen des Ausgleichungsanſpruchs vgl. § 816. 

2. Formale Wirkung. GÐ. § 40 Abſ. 2 ($ 873 Note A II 4). 


B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet § 1155: 

Ergiebt ſich das Gläubigerrecht des Beſitzers des Grundſchuldbriefs aus 
einer zuſammenhängenden, auf einen eingetragenen Gläubiger zurückführen⸗ 
den Reihe von öffentlich beglaubigten Abtretungserklärungen, ſo finden die 
Vorſchriften der §§ 891—899 in gleicher Weiſe Anwendung, wie wenn der 
Beſitzer des Briefes als Gläubiger im Grundbuch eingetragen wäre. Einer 
öffentlich beglaubigten Abtretungserklärung ſteht ein gerichtlicher Ueberwei⸗ 
ſungsbeſchluß und das öffentlich beglaubigte Anerkenntniß einer kraft Ge⸗ 
ſetzes erfolgten Uebertragung gleich. 


§ 1156. A. Hypothek. 
1. Während der neue Gläubiger gegen die der Hypothek bereits zur Zeit 
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$ 1157. Eine Einrede, die dem Eigenthümer auf Grund eines 
zwiſchen ihm und dem bisherigen Gläubiger beſtehenden Rechtsver⸗ 
hältniſſes gegen die Hypothek zuſteht, kann auch dem neuen Gläu⸗ 
biger entgegengeſetzt werden. Die Vorſchriften der $f 892, 894 
bis 899, 1140 gelten auch für dieſe Einrede. 


der Abtretung entgegenſtehenden Einwendungen ($$ 404, 405) gemäß § 1138 
geſchützt iſt, ſchützt ihn § 1156 gegen Einwendungen aus Vorgängen, welche 
nach dem Zeitpunkte der Uebertragung eintreten. Zu dieſem Zwecke ſtellt 
§ 1156 klar, daß die dem Schutze des gutgläubigen Schuldners einer abge⸗ 
tretenen Forderung dienenden Vorſchriften der §§ 406—408, betreffend 

a. Ausübung des dem Schuldner gegen den bisherigen Gläubiger zuſtehen⸗ 
den Aufrechnungsrechts nach erfolgter Abtretung ($ 406). 

b. Gutgläubige Rechtsgeſchäfte — mit Ausnahme der Kündigung § 1156 
S. 2 — und Prozeßführung des Schuldners mit dem bisherigen Gläu⸗ 
biger (§ 407) oder einem Dritten, welchem eine bereits abgetretene For⸗ 
derung abgetreten wurde (§ 408), 

für die Forderung in Anſehung der Hypothek, d. h. alſo für den ding⸗ 

lichen Anſpruch aus der Hypothek nicht gelten. Abtretung nach Rechts⸗ 

hängigkeit CPO. §§ 265, 325. 

2. Insbeſondere muß alſo der Eigenthümer, welcher das Kapital 
(Zinſen vgl. §§ 1158 f.) zahlt, die Legitimation des Empfängers für den 
Zeitpunkt der Zahlung prüfen, er darf ſich nicht darauf verlaſſen, daß ihm 
eine Abtretung der Hypothek nicht bekannt geworden iſt. Dabei ſteht ihm 
der öffentliche Glaube des Grundbuchs bzw. der Uebertragungsurkunden aus 
§ 1155 zur Seite; §§ 893, 1155. 

3. Vorſichtsmaßregeln des Eigenthümers. 

a. Bei der Buchhypothek iſt der Eigenthümer nur völlig geſichert, wenn 
er an Grundbuchamtsſtelle Zug um Zug gegen die zur Berichtigung des 
Grundbuchs erforderlichen Erklärungen des eingetragenen Gläubigers 
zahlt. Jedenfalls empfiehlt ſich Zahlung nur gegen Aushändigung dieſer 
Erklärungen in grundbuchmäßiger Form (GO. $$ 29, 30 zu § 873 Note 
A II) und alsbaldige Stellung des Antrags auf Berichtigung beim Grund- 
buchamte. Eventuell bietet ſich das Mittel eines unter Angehen des 
Prozeßgerichts zu erwirkenden Widerſpruchs, §§ 1138, 899. 

b. Bei der Briefhypothek iſt der Eigenthümer geſichert, wenn er an den 
in Gemäßheit des § 1155 legitimirten Beſitzer des Hypothekenbriefs 
zahlt (§§ 1155, 893) und dafür ſorgt, daß mindeſtens auf dem Hypo- 
thekenbriefe die erfolgte Zahlung vermerkt wird (§ 1140). 

4. Für die perſönliche Forderung als ſolche, d. h. fuͤr das Ver⸗ 
hältniß zum perſönlichen Schuldner bleibt es bei den Vorſchriften der 98 406 
bis 408. Der Ausgleich findet nach den Grundſätzen über die ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung bzw. über die unerlaubte Handlung ſtatt (Betrug des 
früheren Gläubigers, welcher die Zahlung entgegennimmt, vgl. RG. i. Straf}. 
19 161). Der Bereicherungsanſpruch gegen den bisherigen Gläubiger kann 
ſowohl dem gegenwärtigen Glaubiger der Hypothekenforderung gemaß § 816 
Abſ. 2, als auch dem zahlenden Schuldner ($ 812) aus dem Geſichtspunkte 
zuſtehen, daß der mit der Zahlung bezweckte Erfolg, die Hypothek zu er⸗ 
werben ($$ 1143 bzw. 1164 und § 1153), nicht eingetreten ift. 

5. Auf die Sicherungshypothek findet § 1156 nicht Anwendung, 
vgl. § 1185. 

B. Grundſchuld. ; 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) kommt $ 1156 Satz 1 nicht in 
Frage. Satz 2 lautet für die Grundſchuld: Ir 

Kündigt der Eigenthümer dem bisherigen Gläubiger, ſo iſt die Kündigung 
dem neuen Gläubiger gegenüber wirkſam, es ſei denn, daß die Uebertragung 
der Grundſchuld zur Zeik der Kündigung dem Eigenthümer bekannt oder im 
Grundbuch eingetragen war. 


5. Einreden des Eigen⸗ 
thümers gegen den 
bisherigen Gläubiger. 


6. Uebertragung d. For⸗ 
derung wegen laufen⸗ 
der Zinſen u. anderer 


Nebenleiſtungen. 
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§ 1158. Soweit die Forderung auf Zinſen oder andere Neben⸗ 
leiſtungen gerichtet ift, die nicht fpäter als in dem Kalenderviertel⸗ 
jahr, in welchem der Eigenthümer von der Uebertragung Kenntniß 
erlangt, oder dem folgenden Vierteljahre fällig werden, finden auf 
das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Eigenthümer und dem neuen 
Gläubiger die Vorſchriften der § 406 bis 408 Anwendung; der 
Gläubiger kann ſich gegenüber den Einwendungen, welche dem Eigen⸗ 
thümer nach den $$ 404, 406 bis 408, 1157 zuſtehen, nicht auf 
die Vorſchriften des § 892 berufen. 


8 1157. A. Hypothek. 

1. Während $ 1137 die fih in dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Gläu⸗ 
biger und dem perſönlichen Schuldner als ſolchem gründenden Einreden be⸗ 
handelt, betrifft § 1157 die aus einem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem 
Gläubiger und dem Eigenthümer als ſolchem ſich ergebenden Ein⸗ 
reden. Der Gläubiger hat ſich z. B. dem Eigenthümer gegenüber verpflichtet, 
von der Hypothek keinen oder nur einen beſchränkten Gebrauch zu machen 
oder die Hypothek löſchen zu laſſen. Davon ausgehend, daß dem betreffenden 
Gläubiger ſelbſt dieſe Einreden auch gegen die dingliche Klage ohne Weiteres 
entgegengeſetzt werden können, gewährt § 1157 dieſelben auch gegenüber dem 
Sondernachfolger des Gläubigers, ſoweit er nicht (als gutgläubiger rechts⸗ 
geſchäftlicher) Erwerber durch den Schutz, welchen der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs gewährt, gedeckt wird ($$ 1157, 892). RO. JW. 1901 S. 181 
(Mißbräuchliche Uebertragung einer fiduciariſch abgetretenen Hypothek). 

Die Berichtigung (§ 894) erfolgt durch Eintragung der gegen den gegen⸗ 
wärtigen Gläubiger begründeten Einrede. Widerſpruch § 899. 

2. Bol. Borb. zu §§ 1137—1139, ſowie über den Begriff der Einrede und 
Einwendung Einl. zur Auslegung ©. 5. 

3. Recht des Eigenthümers, von dem Hypothekengläubiger den Verzicht 
auf die Hypothek wegen dauernd entgegenſtehender Einreden verlangen zu 
können § 1169. 


B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld iſt die Vorſchrift des § 1157 von be⸗ 
ſonderer Wichtigkeit, da durch ſie die Verbindung zwiſchen der abſtrakten 
Belaſtung und dem materiellen Rechtsverhältniſſe hergeſtellt wird. 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet § 1157: 

Eine Einrede, die dem Eigenthümer auf Grund eines zwiſchen ihm und 
dem bisherigen Glaubiger beſtehenden Rechtsverhältniſſes gegen die Grund⸗ 
ſchuld zuſteht, kann auch dem neuen Gläubiger entgegengeſetzt werden. Die 
Vorſchriften der § 892, 894 bis 899, 1140 gelten auch für dieſe Einrede. 


N 1158. A. Hypothek. 
Allgemeiner Inhalt der Vorſchrift. 
Den wirthſchaftlichen Bedürfniſſen entſprechend gewährt § 1158 dem Eigen⸗ 
thümer eine freiere Stellung (vgl. $ 1156) hinſichtlich ſeiner Verbindlichkeit 
wegen der in dem jeweils laufenden oder dem folgenden Kalendervierteljahr 
fällig werdenden Zinſen und anderen Nebenleiſtungen (vgl. 8 1115, z. B. 
Amortiſationsquoten). Bezüglich dieſer Leiſtungen wird der Eigenthümer 
gegen die aus dem Grundbuchprinzipe ſich ergebenden Gefahren geſchützt. Ob⸗ 
wohl die Vorſchrift lediglich auf das Falligwerden, nicht darauf abge- 
ſtellt tft, für welchen Zeftabſchnitt die Zinſen beſtimmt ſind, es nach dem 
Wortlaut alſo gleichgültig iſt, ob die Zinſen post- oder praenumerando zu 
entrichten find, wird in OLG. 4 73 im Anſchluß an Turnau⸗Förſter und 
Goja angenommen, daß — wie in $$ 573, 574, 1123, 1124 — auch in 
§ 1158 der Zeitabſchnitt gemeint fei, für welchen die Zinſen beſtimmt 
find (vgl. indeß Prot. IV S. 612; auch VI S. 253 ff.). 

Der Eigenthümer hat, ſolange er keine Kenntniß von der Uebertragung 
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der Hypotheken⸗ bzw. Hypotbekenzinsforderung erlangt hat, hinſichtlich der in 

dem jeweilig laufenden oder dem folgenden Kalenderquartale fällig werden⸗ 

den Zinſen und anderen Nebenleiſtungen die gleiche Stellung wie der 

Schuldner einer nicht hypothekariſch geficherten Forderung. Der Eigenthümer 

kann ſomit namentlich, ohne ſich jedes Mal Gewißheit über die fortdauernde 

Legitimation des Gläubigers verſchaffen zu muſſen. die im laufenden und 

folgenden Vierteljahre fällig werdenden Zinſen und Nebenleiſtungen an den 

bisherigen Gläubiger mit befreiender Wirkung auch dem neuen Gläubiger 
gegenüber bis zur Erlangung der Kenntniß von der erfolgten Uebertragung 
zahlen. 

II. Der Inhalt der Vorſchrift im Einzelnen. 

1. Die Vorſchrift des § 1158 bezieht ſich auf das zwiſchen dem Eigen⸗ 
thümer und dem neuen Gläubiger beſtehende Rechtsverhältniß, nicht 
aber auf die Uebertragung der Zinsforderung ſelbſt (anders in $ 1159, vgl. 
daſelbſt Note A 1). Wegen der Uebertragung der Zinsforderung vgl. zu 
§ 1154 Note VI. È 4 

2. In dem in 8 1158 bezeichneten Umfange kann ſich der neue Gläubiger 
den folgenden Einwendungen gegenüber auch hinſichtlich des dinglichen An⸗ 
ſpruchs nicht auf den gutgläubigen Erwerb und den Inhalt des Grund⸗ 
buchs berufen: 

a. § 404. Die Einwendungen, welche dem Eigenthümer als perſön⸗ 
lichem Schuldner bereits zur Zeit der Abtretung gegen den 
Gläubiger zuſtehen (inſonderheit Zahlung, bereits erfolgte Aufrechnung). 

b. § 406. Der Eigenthümer kann eine ihm gegen den bisherigen Gläubiger 
zuſtehende Forderung auch dem neuen Gläubiger gegenüber aufrechnen, 
es ſei denn, daß er bei dem Erwerbe der Forderung von der Abtretung 


Kenntniß hatte oder daß die Forderung erſt nach der Erlangung der 

Kenntniß und ſpäter als die Zinsforderung fällig geworden iſt. 

e. §§ 407, 408. Gutgläubige Rechtsgeſchäfte und Prozeßführung 

a mit dem bisherigen Gläubiger ($ 407), 

8, mit dem Dritten, welchem die auf einen Anderen bereits übertragene 
Forderung von dem bisherigen Glaubiger nochmals aber wegen der 
früheren Uebertragung unwirkſam übertragen iſt. 

Wegen Abtretung rechtshüngiger Anſpruche CPO. §§ 265, 325. 
d. 81157. Einreden, die außerhalb des perſönlichen Schuldverhältniſſes 
dem Eigenthümer gegen den Hypothekengläubiger zuſtehen. 

III. Beweislaſt. 

Die Vorſchrift enthält gegenüber den Regeln der 88 1156, 1157, 892 eine 
Ausnahme für die Hypothekenforderung, ſoweit fie fih auf die Zinſen für 
eine gewiſſe Zeit erſtreckt. Der Eigenthümer, welcher fih auf die Ausnahme 
beruft, iſt für ihre Vorausſetzungen beweispflichtig. Indeß muß der Nach⸗ 
weis, wie und wann er entſprechend dem normalen Verlaufe der Dinge 
Kenntniß erhalten hat (3. B. durch Mittheilung des Gläubigers oder durch 
Benachrichtigung des Grundbuchamts GO. § 55) genügen und dem Gegner 
überlaſſen bleiben, eine frühere Kenntniß darzuthun. 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet § 1158: 

Soweit die Grundſchuld auf Zinſen oder andere Nebenleiſtungen gerichtet 
iſt, die nicht ſpäter als in dem Kalendervierteljahr, in welchem der Eigen⸗ 
thümer von der Uebertragung Kenntniß erlangt oder dem folgenden Viertel⸗ 
jahre fällig werden, finden auf das Rechtsverhältniß zwiſchem dem Eigen⸗ 
thümer und dem neuen Gläubiger die Vorſchriften der Eğ 406—408 An- 
wendung; der Glaubiger kann ſich gegenüber den Einwendungen, welche 
dem Eigenthümer nach den SS 406—408, 1157 zuſtehen, nicht auf die Vor⸗ 
ſchriften des § 892 berufen. [Für § 404 ift mangels einer perſonlichen 
Sn keine Anwendungsmöglichkeit; das Verhältniß wird durch $ 1157 
gedeckt. 


$ 1158. 


XI. 


7. Uebertragung d. For⸗ 
derung auf Rücſtünde 
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Legitimation des Gläu⸗ 
bigers bei der Brief- 
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§ 1159. Soweit die Forderung auf Rückſtände von Zinſen oder 
anderen Nebenleiſtungen gerichtet iſt, beſtimmt ſich die Uebertragung 
ſowie das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Eigenthümer und dem neuen 
Gläubiger nach den für die Uebertragung von Forderungen gelten⸗ 
den allgemeinen Vorſchriften. Das Gleiche gilt für den Anſpruch auf 
Erſtattung von Koſten, für die das Grundſtück nach § 1118 haftet. 

Die Vorſchriften des § 892 finden auf die im Abſ. 1 bezeich⸗ 
neten Anſprüche keine Anwendung. 

§ 1160. Der Geltendmachung der Hypothek kann, ſofern nicht 
die Ertheilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt, widerſprochen 
werden, wenn der Glaubiger nicht den Brief vorlegt; iſt der Gläu⸗ 
biger nicht im Grundbuch eingetragen, fo find auch die im $ 1155 
bezeichneten Urkunden vorzulegen. 

Eine dem Eigenthümer gegenüber erfolgte Kündigung oder Mah⸗ 
nung ift unwirkſam, wenn der Gläubiger die nach Abſ. 1 erforder⸗ 
lichen Urkunden nicht vorlegt und der Eigenthümer die Kündigung 
oder die Mahnung aus dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſt. 

Dieſe Vorſchriften gelten nicht für die im § 1159 bezeichneten 
Anſprüche. 


§ 1159. A. Hypothek. “ 

l. Die Forderung auf Rückſtände von Zinſen und anderen Neben- 
leiſtungen und auf Koſten hat nicht nur hinſichtlich der in § 1158 bezeichneten 
Punkte, ſondern auch hinſichtlich der Uebertragung die Natur einer ge⸗ 
wohnlichen Forderung. Die Uebertragung richtet fih deshalb nach § 398, 
nicht nach $ 1154. — Vgl. auch § 1160 Abſ. 3. 

2. § 1159 kann indeß nur auf die zur Zeit der Abtretung rückſtändigen, 
nicht auf die erſt nachträglich fällig gewordenen Zinſen bezogen werden. Eine 
zur Zeit ihrer Vornahme unzureichende Abtretung kann nicht durch nach⸗ 
träglich eintretende Fälligkeit wirkſam werden. 

3. Wegen der Pfändung und Ueberweiſung der in $ 1159 erwähnten An: 
ſprüche vgl. CPO. § 830 Abſ. 3 und § 837 Abſ. 2 (zu § 1154). 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet $ 1159: 

Soweit die Grundſchuld auf Rückſtände von Zinſen oder anderen Neben⸗ 
leiſtungen gerichtet iſt, beſtimmt ſich die Uebertragung nach den für die 
Uebertragung von Forderungen geltenden allgemeinen Vorſchriften. Das 
Gleiche gilt für den Anſpruch auf Erſtattung von Koſten, für die das 
Grundſtück nach $ 1118 haftet. 2 

Die Vorſchriften des § 892 finden auf die im Abj. 1 bezeichneten Leiſtungen 
keine Anwendung. 

§ 1160. A. Hypothek. 

l. Für die Klage aus der Buchhypothek kommt § 1160 nicht in Pe- 
tracht. Hier muß immer der Nachweis, daß der Kläger als Gläubiger im 
Grundbuch eingetragen ift, geführt werden. Vgl. § 1154 Abſ. 3. 

2. Für die dingliche Klage aus der Briefhypothek ſtellt § 1160 
außer Zweifel, daß die Vorlegung der Urkunden nicht zur Klagebegründung 
gehört, ſondern daß die Vorlegung nur auf Widerſpruch des beklagten Eigen⸗ 
thümers zu erfolgen hat. Im Verſäumnißverfahren bedarf es aljo 
nicht der Vorlegung. Streitig iſt, ob bei Unterlaſſung der Vorlegung trotz 
des Widerſpruchs des Beklagten die Klage abzuweiſen oder, wie die Proto⸗ 
kolle II. Leſung annehmen, lediglich in dem Urtheilstenor die Leiſtungspflicht 
des Beklagten von der Vorlegung des Hypothekenbriefs und der in Abſ. 1 
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8 1161. Iſt der Eigenthümer der perſönliche Schuldner, ſo finden 
die Vorſchriften des § 1160 auch auf die Geltendmachung der Forde⸗ 
rung Anwendung. 


§ 1162. Iſt der Hypothekenbrief abhanden gekommen oder ver⸗ Xu. 


nichtet, ſo kann er im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos 
erklärt werden. 


bezeichneten Urkunden abhängig zu machen iſt. Nimmt man letzteres an, 
fo würde auf die Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel CPO. §§ 726, 730, 
731 Anwendung finden. — Wegen der Prozeßkoſten bei Unterlaſſung recht⸗ 
zeitiger Vorlegung CPO. 8 9. 

Wegen der Klage im Urkundenprozeſſe vgl. CPO. 88 592 ff. 

3. Verlangt der Eigenthümer gemäß § 1144 die Herausgabe des Hypo⸗ 
thekenbriefs und der ſonſtigen Urkunden, ſo hat gemüß § 274 Verurthei⸗ 
lung zur Leiſtung Zug um Zug zu erfolgen. Der Anſpruch auf Heraus- 
gabe kann nach Befriedigung des Gläubigers auch ſelbſtändig geltend gemacht 
werden und durch Eintragung eines Widerſpruchs ($$ 1143, 1163, 899, GO. 
842 zu § 873 Note A II 4) geſichert werden. 

4. Xit der Hppotbekenbrief abhanden gekommen, jo genügt nicht 
die Kraftloserklärung im Wege des Aufgebotsverfahrens (§ 1162), ſondern 
es muß erſt ein neuer Hypothekenbrief ausgeſtellt werden. Vgl. zu § 1162, 
insbeſondere Note 3a. 

5. (Abſ. 2.) Beweislaſt bei Kündigung und Mahnung. (Bgl. auch 
8 1141.) Gegenüber dem von dem Eigenthümer geführten Nachweiſe, daß 
er die Kündigung oder Mahnung mangels Vorlegung der Urkunden unver⸗ 
züglich zurückgewieſen hat, iſt vom Kläger darzuthun, daß er die erforder⸗ 
lichen Urkunden vorgelegt hat. (Bgl. zu § 111 Note 5.) Die Streitfrage, 
ob das dem Eigenthümer zuſtehende Recht, mangels Vorlegung des Hypo⸗ 
thekenbriefs die Kündigung oder Mahnung zurückzuweiſen, mit dinglicher 
Wirkung ausgeſchloſſen werden könne oder nicht, ift im KG. Jahrb. ZU A 107, 
OLG. 110, KG. Bl. 1900 S. 44 bejaht worden. 

6. (Abſ. 3.) § 1159 betrifft den Anſpruch wegen rückſtändiger Zinſen und 
Nebenleiſtungen, ſowie wegen Koſten. 

B. Grundſchuld. Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) lautet § 1160: 

Der Geltendmachung der Grundſchuld kann, ſofern nicht die Ertheilung 
des Grundſchuldbriefs ausgeſchloſſen iſt, widerſprochen werden, wenn der 
Gläubiger nicht den Brief vorlegt; iſt der Gläubiger nicht im Grundbuch 
eingetragen, ſo ſind auch die im § 1155 bezeichneten Urkunden vorzulegen. 

Eine dem Eigenthümer ER erfolgte Kündigung oder Mahnung tit 
unwirkſam, wenn der Gläubiger die nach Abſ. 1 erforderlichen Urkunden 
nicht vorlegt und der Eigenthümer die Kündigung oder die Mahnung aus 
dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſt. f 

Dieſe Vorſchriften gelten nicht für die in § 1159 bezeichneten Anſprüche. 

§ 1161. 1. Wenn der Eigenthümer nicht zugleich perſönlicher 
Schuldner iſt (pal. § 1143 Note I), fo finden die Vorſchriften des § 1161 
nicht Anwendung. Der perſönliche Anſpruch wird vielmehr nach den Vor⸗ 
ſchriften des 2. Buches geltend gemacht (ogl. § 410). Der Gläubiger muß 
zwar nachweiſen, daß ihm die Forderung zuſteht ($ 1153), aber diefe Be- 
weisführung iſt nicht der Vorſchrift des § 1160 unterworfen. 

2. Der verſönliche Schuldner hat gegen den Anſpruch des Gläubigers die 
Einrede des Zurückbehaltungsrechts aus §§ 1143—1145, 1167, 274; vgl. 
auch zu § 1160 Note 3, ferner die Schutzvorſchriſten zu Gunſten des perſon⸗ 
lichen Schuldners SS 1169, 1166. 

3. Auf die Grundſchuld ($ 1192) ift § 1161 nicht anwendbar. 

§ 1162. A. Hyporhel. 

1. Die Vorſchrift gewährt die rechtliche Zuläſſigkeit der Kraftloser⸗ 
klärung des Hypothekenbriefs im Wege des Aufgebotsverfahrens. 


2. Geltendmachung der 
Forderung. 


Aufgebot des Hypo 
thekenbriefs. 


§ 1162. 
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2. Das Verfahren richtet fih nach CPO. § 946—959, 1003—1024. 
Insbeſondere 
a. Antragsberechtigung desjenigen, welcher das Recht aus der Urkunde 

geltend machen kann. Dies iſt der Gläubiger. Bei der Eigenthümer⸗ 

hypothek ift der Grundſtückseigenthümer antragsberechtigt; feine Befugniß 
zur Geltendmachung des Rechtes aus der Hypothek iſt nur in Gemäßheit 

der §§ 1197, 1177 beſchränkt. CPO. § 1004 Abſ. 2; 

b. Ausſchließliche Zuſtändigkeit des Amtsgerichts der belegenen Sache 
CPO. § 1005 Abf. 2; 

c. Landesgeſetzliche Vorbehalte CPO. § 1024. Dazu Preußen § 9 AG. z. 
CPO. vom 24. März 1879 / 6. Oktober 1899. 

3. Wirkung des Urtheils. 

CPO. § 1017 Abs. J. In dem Ausschlussurtheil ist die Urkunde für kraftlos 
zu erklären. 

EBD. § 1018 Abf. 1, abgedruckt zu § 800. 

a. Die Geltendmachung der Hypothek gegen den Eigenthümer erfor⸗ 
dert gemäß § 1160, die Uebertragung gemäß § 1154 die Vorlegung 
bzw. die Uebergabe des Hypothekenbriefs; ein ſolcher muß deshalb erſt 
angefertigt werden. Vgl. GO. § 67 (zu b). 

b. Vorſchriften der Grundbuchordnung. 

GO. § 42 Abs. 2. Der Vorlegung des Hypothekenbriefs steht es gleich, wenn 
in den Fällen der §§ 1162, 1170, 1171 des Bürgerlichen Gesetzbuchs auf 
Grund des Ausschlussurtheils die Ertheilung eines neuen Briefes beantragt wird. 
Soll die Ertheilung des Briefes nachträglich ausgeschlossen oder die Hypothek 
gelöscht werden, so genügt die Vorlegung des Ausschlussurtheils. 

GO. $ 67. Einem Antrage des Berechtigten auf Ertheilung eines neuen 
Briefes ist stattzugeben, wenn der bisherige Brief oder in den Fällen der 
$$ 1162, 1170, 1171 des Bürgerlichen Gesetzbuchs das Ausschlussurtheil vor- 
gelegt wird. 

§ 68. Wird ein neuer Brief ertheilt, so hat er die Angabe zu enthalten, dass 
er an die Stelle des bisherigen Briefes tritt. 

Vermerke, die nach den $$ 1140, 1145, 1157 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
‚für das Rechtsverhältniss zwischen dem Eiyenthümer und dem Gläubiger in Be- 
tracht kommen, sind auf den neuen Brief zu übertragen. 

Die Ertheilung des Briefes ist im Grundbuche zu vermerken. 


4. Der für kraftlos erklärte Brief genießt keinen Schutz. Da gez 
mäß GO. § 68 die Ertheilung des neuen Briefes im Grundbuche zu vermerken 
ift, ſteht fein Inhalt im Widerſpruche mit dem Grundbuche. Vgl. zu $ 1116 
Note A I4. 

5. Aufhebung des Ausſchlußurtheils in Folge einer Anfechtungs⸗ 
klage vgl. CPO. §§ 957 f., 1018 Abſ. 2. 

a. CPO. § 1018 Ab. 2, abgedruckt zu § 800. 

b. Durch die Aufhebung des Ausſchlußurtheils wird der Ertheilung des 
neuen Hypothekenbriefs die rechtliche Grundlage entzogen. Das Grund⸗ 
buch wird unrichtig und ift zu berichtigen (GO. § 22 zu § 894, § 42 zu 
8873 Note A II 4, ferner $$ 894—899), ſofern nicht inzwiſchen Rechts⸗ 
geſchäfte vorgenommen ſind, welche mit Rückſicht auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs eine Berichtigung ausſchließen. 

€. Die allgemeine Vorſchrift der CHD. § 1018 Abſ. 2, abgedruckt zu § 800, 
kann für den Hypothekenbrief nicht ſchlechthin angewendet werden, weil 
die Leiſtungen nicht auf Grund des Urtheils, ſondern auf Grund des 
neuen Hypothekenbriefs (§8 1154, 1160, 1161) erfolgen; vgl. Note 3a, 
ferner $ 1160 Note 4. Es wird deshalb nicht allein auf die Thatſache 
der Aufhebung, ſondern in erſter Linie auf den Inhalt des Grundbuchs 
ankommen; §§ 892 f. 

6. Einen beſonderen Fall bildet das Aufgebot des Hypothekenbriefs 
über eine in der Zwangsverſteigerung zur Hebung gelangende, nach Zw. 
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8 1163. Iſt die Forderung, für welche die Hypothek beſtellt XIII. zu Eigentbüimer 


ift, nicht zur Entſtehung gelangt, ſo ſteht die Hypothek dem Eigen⸗ 
thümer zu. Erliſcht die Forderung, ſo erwirbt der Eigenthümer die 
Hypothek. 

Eine Hypothek, für welche die Ertheilung des Hypothekenbriefs 
nicht ausgeſchloſſen iſt, ſteht bis zur Uebergabe des Briefes an den 
Gläubiger dem Eigenthümer zu. 


§ 91 Abſ. 1 erloſchene, nach Zw. § 131 möglicherweiſe im Grundbuche bereits 
gelöſchte Poſt. 

Zw, $ 136. Ist der Nachweis des Berechtigten von der Beibringung des 
Briefes über eine Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld abhängig, so kann 
der Brief im Wege des Aufgebotsverfahrens auch dann für kraftlos erklärt 
werden, wenn das Recht bereits gelöscht ist. 

7. Kraftloswer den des Hy pothekenbriefs in den Fallen der 
Ausſchließung des unbekannten Hypothekengläubigers mit ſeinem Rechte 
§§ 1170, 1171. 

B. Grundſchuld. 

1. Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet § 1162: 

Iſt der Grundſchuldbrief abhanden gekommen oder vernichtet, ſo kann er 
im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklärt werden. 

2. Grundbuchordnung. 

GO. § 4% Satz 1. Die Vorschriften des § 42 |}. zu A.] finden auf die 
Grundschuld und die Rentenschuld entsprechende Anwendung. 

GQ. § 70 Abs. 1. Die Vorschriften der §§ 56 bis 69 ISS 67, 68 f. zu A. 
finden auf den Grundschuldbrief und den Rentenschuldbrief entsprechende Anwen- 
dung. Der Rentenschuldbrief muss auch die Ablösungssumme angeben. 


K A. Hype thek. 

Gemeinſchaftliches für Abſ 1 und Abſ. 2. 

1. Rechtswirkſame dingliche Belaſtung als Vorausſetzung des 
§ 1169. 

ri Gemeinſchaftliche Vorausſetzung für die in § 1163 geregelten Fälle der 

Eigenthümerhypothet iſt das Vorhandenſein einer dinglich rechtswirk⸗ 

ſamen Hypothekbeſtellung (vgl. Abſchnittvorb. vor § 1113 Note C). Beim 

Mangel einer ſolchen geht der Berichtigungsanſpruch aus § 894 nicht 

auf Umſchreibung der Hypothek auf den Eigenthumer, ſondern auf 

Loſchung der Eintragung im Grundbuche. 

b. Einfluß des rechtsgeſchäftlichen Erwerbes der Hypothek im guten Glauben 
an die Richtigkeit des Grundbuchs vgl. § 892. 

2. Auf die Vormerkung einer Hypothek (vgl. 883 Note IV 1) ift § 1163 
nicht anwendbar; wohl aber auf die in Erledigung der Vormerkung einge: 
tragene Hypothek. * 

3. Eigenthämer⸗Geſammthypothe § 1172. 

4. Der Eigenthümer gilt (nach KG. Jahrb. 20 A 190, OLG. 1 303) als 
eventuell eingetragener Inhaber der auf dem Grundſtück eingetragenen Hypo⸗ 
theken. Zur Eintragung ſeiner Verfügungen über eine Eigenthümerhypothet 
ift deshalb trotz 8 40 GD. (zu § 873 Note A II 4) nicht zuvorige Umſchreibung 
der Hypothek auf den Eigenthümer erforderlich; das entſprechende gilt von 
den Erben des Eigenthümers gemäß GÐ. § 41. Dies gilt natürlich nur, 
menn und ſolange der aus der Eigenthümerhypothek Berechtigte und der 
eingetragene Eigenthümer dieſelbe Perſon iſt. Vgl. außer dem Falle der 
Veräußerung des Grundſtücks den in Note II 5a 7 erwähnten Fall. 

5. Eine Vereinbarung, welche auf Beſeitigung der Eigenthumerhypothek 
gerichtet ift, kann mit ſachenrechtlicher Wirkung nicht erfolgen. Einen Aus 
weg bietet § 1179. Wegen der landſchaftlichen ꝛc. Amortiſationsdarlehen 
EG. Art. 168 vgl. KG. Jahrb. 20 A 206. 


et dem perſonlichen 
Schuldner zufallende 
Hypotheken. 

1. Eigenthümerhypothek 
bei nicht beſtehender 
Forderung. 

2. Die nicht begebene 
Brief hypothek. 


$ 1163. 
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II. (Abſ. 1.) Eigenthümerhypothek wegen nicht beſtehender Forderung. 
1. Nach § 1113 geht der Inhalt der hypothekariſchen Belaſtung dahin, 
daß an denjenigen, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, eine beſtimmte 
Geldſumme zur Befriedigung wegen einer ihm zuſtehenden For⸗ 
derung aus dem Grundſtücke zu zahlen iſt. Dabei iſt zugleich ($ 1113 
Abſ. 2) zum Ausdrucke gebracht, daß die Hypothek auch für eine künftige oder 
eine bedingte Forderung beſtellt werden kann. Ebenſo kann eine dingliche 
Belaſtung für eine als beſtehend angenommene Forderung erfolgen, deren 

Nichteriſtenz fich ſpäterhin herausſtellt; vgl. zu 5a a. 

2. In der Abſchnittvorb. vor § 1113 Note BI und III iſt bereits darge⸗ 
legt, daß die Forderung nicht eine nothwendige Vorausſetzung für die ding⸗ 
liche Belastung, ſondern nur ein Mittel zur Legitimation der zur Geltend⸗ 
machung der Hypothek berechtigten Perſon iſt. Dieſes dem Hypotheken⸗ 
rechte des BGB. zu Grunde liegende Prinzip findet feinen Ausdruck in 
§ 1163 Abi. 1. 

3. Die Vorſchrift des § 1163 Abſ. 1 bezieht ſich auf alle Arten der Hy⸗ 
vothek (Buch: und Briefhypothek; gewöhnliche und Sicherungshypothek), ohne 
Rückſicht namentlich auch darauf, welches der Grund der Sicherungshypothek 
ift (vgl. § 1184 und daſelbſt CVO. § 868). Zu beachten iſt nur, daß die 
Beweislaſt für die Frage des Beſtehens oder Nichtbeſtehens der Forderung 
bei der gewöhnlichen Hypothek mit Rückſicht auf §§ 1138, 891, bei der Siche⸗ 
rungshypothek mit Rückſicht auf §§ 1184, 1185 Abſ 2 zu vertheilen iſt. — 
Eine Beſchränkung hinſichtlich der Geltendmachung der Eigenthümerhypothek 
zu Gunſten nachſtehender Realberechtigter findet ſich in Zw. § 128 Abſ. 3, 
ee zu § 1184. 

1 — — rechtliche Natur der Eigenthümerhypothek als Grundſchuld vgl. 
> 1177 Abſ. 1. 

5 5. Die Nichtexiſtenz der Forderung kann darauf beruhen, daß die Forde⸗ 

rung niemals zur Entſtehung gelangt iſt (Abſ. 1 Satz 1, Note 5a) oder dar⸗ 

auf, daß die Forderung erloſchen ift (Abſ. 1 Satz 2, Note 5b). 

a. 8225 0 Satz 1.) Nichtentſtehen der Forderung. Vgl. § 1177 Note 1 1 
und 5. 

a. Aus welchem Grunde die Forderung nicht zur Entſtehung gelangt, 
iſt gleichgültig. Als wichtigſte Fälle ſeien angeführt: Nichteintritt 
der aufſchiebenden Bedingung oder Zeitbeſtimmung §§ 1113 Abſ. 2, 
158, 163; Nichtigkeit des der Forderung zu Grunde liegenden Rechts⸗ 
geſchäfts, gleichgültig ob die Nichtigkeit kraft Geſetzes (vgl. § 139) oder 
kraft Anfechtung (vgl. § 142) eintritt; Nichtzahlung der Darlehens⸗ 
valuta ($ 607 Abſ. 1); Spielſchuld § 762; Börſentermingeſchäft § 764 
und daſelbſt § 66 des Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896. 

R. Der Umſtand, daß die Forderung nicht oder nur theilweiſe ($ 1176) 
zur Entſtehung gelangt, beeinträchtigt zwar nicht die Rechtsbeſtändig⸗ 
keit der dinglichen Belaſtung des Grundſtücks, die Hypothek ſteht aber 
inſoweit, als die Forderung nicht zur Entſtehung gelangt iſt, trotz 
des hiermit nicht übereinſtimmenden Grundbuchinhalts objektiv dem 
Eigenthümer zu. Vgl. Abſchnittvorb. vor § 1113 Note B III. 

J. Die Hypothek ſteht demjenigen Eigenthümer zu, deſſen Eigen⸗ 
thum zur Zeit der Beſtellung der Hypothek beſtand, nicht etwa dem⸗ 
jenigen, welcher in dem Zeitpunkt Eigenthümer iſt, in welchem das 
Nichtentſlandenſein der urſprünglich als rechtsbeſtändig angenommenen 
Forderung feſtgeſtellt wird (vgl. zu § 1137 Note II 5b). 

ò Der Eigenthümer hat gegen den als Gläubiger Eingetragenen den 
Berichtigungsanſpruch gemäß SS 894 ff. Bis zur Berichtigung bzw. 
Eintragung eines Widerſpruchs (§ 899) iſt der Eigenthümer durch die 
Möglichkeit gefährdet, daß Jemand im guten Glauben an die Richtig⸗ 
keit des Grundbuchs die Hypotheß durch Rechtsgeſchäft erwirbt (§§ 1138, 
892). Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß auf Grund des perſönlichen 
Rechtsverhältniſſes zwiſchen dem Beſteller der Hypothek und dem 
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§ 1164. Befriedigt der perſönliche Schuldner den Gläubiger, 
ſo geht die Hypothek inſoweit auf ihn über, als er von dem Eigen⸗ 
thümer oder einem Rechtsvorgänger des Eigenthümers Erſatz verlangen 
kann. Iſt dem Schuldner nur theilweiſe Erſatz zu leiſten, ſo kann 


als Berechtigten Eingetragenen dem Letzteren eine Einrede gegen den 
Berichtigungsanſpruch zuſteht, ſo z. B. wenn nach dem der Eintragung 
zu Grunde liegenden Schuldverhältniſſe die Hypothek für eine künftige 
Forderung als gewöhnliche Hypothek (nicht als Sicherungshypothek, 
vgl. § 1184) eingetragen werden ſollte und es zur Zeit der Geltend⸗ 
machung des Berichtigungsanſpruchs noch nicht feſtſteht, daß die in 
Ausſicht genommene Forderung nicht mehr zur Entſtehung gelangen 


wird. 

b. Erlöſchen der Forderung. 

a. Erlöſchungsgründe. Vgl. Abſchnittvorb. vor § 362. Befriedigung des 

Gläubigers durch den perſönlichen Schuldner § 1164. 

B. Theilweiſes Erlöſchen $ 1176. — Wegen der Amortiſationsdarlehen 

der landſchaftlichen oder ritterſchaftlichen Kreditanſtalten vgl. KG. 

Jahrb. 20 A 206. 
+. Die Hypothek wird von demjenigen Eigenthümer erworben, deſſen 

Eigenthum zur Zeit des Erlöſchens beſtand. Beantragt der gegenwärtige 

Eigenthümer die Löſchung einer von dem früheren Eigenthümer 

bezahlten Hypothek, fo ift die Einwilligung des Letzteren erforder⸗ 

lich, OLG. 3 224. Wegen der Berichtigung des Grundbuchs vgl. zu 

8 1137 Note II 5b. 

8. Ueber die Fälle, in welchen bei Befriedigung des Gläubigers die Hy⸗ 
pothek nicht von dem Eigenthümer, ſondern von dem perſönlichen 
Schuldner erworben wird § 1164. 

III. (Abs. 2.) Die noch nicht begebene Briefhypothek. 

1. Die dingliche Belaftung des Grundſtücks mit einer Hypothek iſt gemäß 
$ 873 Abſ. 1 beim Vorliegen von Einigung und Eintragung auch dann ab- 
geſchloſſen, wenn die Bildung eines Hypothekenbriefs nicht ausgeſchloſſen wird 
(ogl. § 1116). Zum Erwerbe der Hypothek durch den Gläubiger gehört in⸗ 
deß noch die Begebung des Hypothekenbriefs vgl. § 1117. 

2. In der Zwiſchenzeit zwiſchen der Entſtehung und der Begebung der 

Hypothek ſteht die Briefhypothek dem Eigenthümer und zwar demjenigen 

Eigenthümer zu, während deſſen Eigenthum die Beſtellung erfolgt iſt. Vgl. 

hierzu § 1177 Note I 1 und 5. 

3. Ob der als Gläubiger Eingetragene zur Einwilligung in die Berichti⸗ 
gung des Grundbuchs ($ 894 ff.), bzw. zur Entgegennahme des Hypotheken⸗ 
briefs gegen Leiſtung des Gegenwerthes oder ob der Eigenthümer zur Ueber⸗ 
gabe des Hypothekenbriefs verpflichtet iſt, iſt nach dem unter den Parteien 
beſtehenden obligatoriſchen Rechtsverhältniſſe zu beurtheilen. 

4. Iſt die Forderung noch nicht zur Entſtehung gelangt, ſo findet neben 
§ 1168 Abſ. 2 auch Abſ. 1 Satz 1 Anwendung. Eine Briefhypothek ſteht alſo 
ſolange dem Eigenthümer zu, als nicht die beiden Erforderniſſe vorliegen, daß 
a. die Forderung zur Entſtehung gelangt ift (Abi. 1 Satz „ 

b. der Hypothekenbrief dem Gläubiger gemäß § 1117 übergeben iſt. 

5. Wegen der rechtlichen Natur der Eigenthümerhypothek und der Ver⸗ 
wandelung der Hypothek in eine Grundſchuld vgl. zu § 1177. Insbeſondere 
daſelbſt Note I I und 5. 

B. Grundſchuld. 

1. Abſ. ! ift auf die Grundſchuld ($ 1192) nicht anwendbar. 

2. Abſ. 2 lautet für die Grundſchuld: $ 

Eine Grundſchuld, für welche die Ertheilung des Grundſchuldbriefs nicht 
ausgeſchloſſen iſt, ſteht bis zur Uebergabe des Briefes an den Gläubiger 
em Eigenthümer zu. 


3. Rückgriffshypothek des 
perſönlichen erſatzbe⸗ 
rechtigten Schuldners 
a. Vorausſetzungen. 
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der Eigenthümer die Hypothek, ſoweit ſie auf ihn übergegangen iſt, 
nicht zum Nachtheile der Hypothek des Schuldners geltend machen. 
Der Befriedigung des Glaubigers ſteht es gleich, wenn ſich For⸗ 

derung und Schuld in einer Perſon vereinigen. 
v. Nachtheilige Verfü-; § 1165. Verzichtet der Gläubiger auf die Hypothek oder hebt 
gers b. d. Sonothek er fie nach $ 1183 auf oder räumt er einem anderen Rechte den 
Vorrang ein, ſo wird der perſönliche Schuldner inſoweit frei, als er 
ohne dieſe Verfügung nach § 1164 aus der Hypothek hätte Erſatz 

erlangen können. 


§ 1164. 1. Vorausgeſetzter Thatbeſtand. 

a. Eigenthümer und perſönlicher Schuldner ſind verſchiedene Perſonen. 

b. Rechtsverhältniß zwiſchen dem perſönlichen Schuldner und dem Eigen⸗ 
thümer, auf Grund deſſen der perſönliche Schuldner von dem Eigenthümer 
oder deſſen Rechtsvorgänger Erſatz verlangen kann. 

(Praktiſcher Haupt fall: Bei der Veräußerung des Grundſtücks ift 
Schuldübernahme hinſichtlich der Hypothekenforderung vereinbart, die 
Schuldübernahme iſt aber mangels Genehmigung des Gläubigers nicht 
wirkſam geworden [§§ 415, 4160. Der perſönliche Schuldner hat gezahlt, 
weil der Erwerber ſeiner Verpflichtung zu rechtzeitiger Befriedigung nicht 
nachgekommen iſt § 415 Abſ. 3, und hat nun einen Erſatzanſpruch gegen 
den Eigenthümer.) 

e. Befriedigung des Gläubigers durch den perſönlichen Schuldner. 
x. Erfüllung, Hinterlegung, Aufrechnung, Erlaß §§ 362—397. 

B. (Abf. 2.) Vereinigung von Forderung und Schuld. Vgl. Abſchnitts⸗ 
vorb. vor § 362 Note 1. 

J. Aberkennung der Forderung auf Grund von Einwendungen, welche 
der Forderung aus der Perſon des verſönlichen Schuldners entgegen⸗ 
ſtehen vgl. § 1137 Note II 5 b. j 

2. Wirkung. 

a. Uebergang der Hypothek kraft Geſetzes auf den zahlenden perſönlichen 
Schuldner (vgl. § 426). Beſtritten iſt die Konſtruktionsfrage, ob für die 
Hypothek der Fortbeſtand der bisherigen, durch den perſönlichen Schuldner 
getilgten Forderung zu fingiren iſt oder ob die Erſatzforderung kraft Ge⸗ 
ſetzes an die Stelle der bisherigen Forderung tritt (§ 1180), letzteren 
Falles, ob ein Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs (SS 894ff.) beſteht. 

b. Hat der zahlende perſönliche Schuldner keinen Erſatzanſpruch gegen den 
Eigenthümer, z. B., weil er im Kaufvertrage die Bezahlung der Hypothek 
H fo wird die Hypothek gemäß § 1163 Ab. 1 Eigenthümer⸗ 

ypothek. 

3. Die Beweislaſt für die Vorausſetzungen des Ueberganges in dem 
in Anſpruch genommenen Umfange hat der zahlende Schuldner. 

4. Wegen der Berichtigung des Grundbuchs § 1167. 

5. (Abſ. 1 Satz 2). Theilweiſer Uebergang. 

Der Grund für den nur theilweiſen Uebergang kann darin liegen, 

a. daß der perſönliche Schuldner zwar den Gläubiger wegen deffen ganzer 
Forderung befriedigt, aber nur einen Erſatzanſpruch wegen eines Theiles 
derſelben hat. Alsdann fällt die Hypothek, ſoweit ſie den Erſatzanſpruch 
überſteigt, dem Eigenthümer gemäß § 1163 Abſ. 1 Satz 1 zu. Dem 
Theile des Schuldners ſteht gegenüber dem des Eigenthümers gemäß 
Abſ. 1 Satz 2 der Vorrang zu; 

b. daß der perſönliche Schuldner den Gläubiger nur theilweise befriedigt. 
Dem Glaubiger bleibt für die Reſtforderung der Vorrang gemäß § 1176. 
Auf den bezahlten Theil findet $ 1164 Anwendung. 

6. Geſammthypothek § 1174. 
7. Auf die Grundſchuld (§ 1192) iſt § 1164 nicht anwendbar. 
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§ 1166. Sft der perſönliche Schuldner berechtigt, von dem Eigen⸗ 
thümer Erſatz zu verlangen, falls er den Glaubiger befriedigt, ſo 
kann er, wenn der Glaubiger die Zwangsverſteigerung des Grund⸗ 
ſtücks betreibt, ohne ihn unverzüglich zu benachrichtigen, die Befrie⸗ 
digung des Gläubigers wegen eines Ausfalls bei der Zwangsver⸗ 
ſteigerung inſoweit verweigern, als er in Folge der Unterlaſſung der 
Benachrichtigung einen Schaden erleidet. Die Benachrichtigung darf 
unterbleiben, wenn ſie unthunlich iſt. 

$ 1167. Erwirbt der perſönliche Schuldner, falls er den Gläu⸗ 
biger befriedigt, die Hypothek oder hat er im Falle der Befriedi⸗ 
gung ein ſonſtiges rechtliches Intereſſe an der Berichtigung des Grund⸗ 
buchs, fo ftehen ihm die in den 88 1144, 1145 beſtimmten Rechte zu. 


§ 1165. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift bei der Bürgſchaft § 776, 
vgl. ferner RG. 28 192, JW. 1892 S. 167 Nr. 38. S. 173 Nr. 60. 

2. Die Vorſchrift ſchützt den perfönlichen Schuldner gegen eine Vereitelung 
des ihm nach § 1164 gewährten Schutzes durch den Gläubiger. 

3. Die Beweislaſt für die Befreiung und den Umfang derſelben trifft den 
perſönlichen Schuldner. 

4. Iſt der Schuldner mit der Verfügung über die Hypothek einverſtanden 
geweſen, ſo iſt es Auslegungsfrage, ob der § 1165 gelten oder durch Ver- 
einbarung außer Anwendung geſetzt fein fol. Die Beweislast für eine ab⸗ 
ändernde Abrede hat der Gläubiger. 

5. Der Eigenthümer iſt gegen eine Verſchlechterung oder Aufhebung der 
1 durch das Erforderniß ſeiner Zuſtimmung geſchützt §§ 1183, 880 

bi. 1. 


į. 

6. Grundſchuld. Die Vorſchrift des § 1165 entſpringt einem allgemeinen 
auf Billigkeit beruhenden Rechtsgedanken (vgl. § 776) und iſt deshalb auf 
eine Grundſchuld, die zur Sicherung für eine Forderung beſtellt ift, zwar 
nicht auf Grund des § 1192, aber nach allgemeinen Auslegungsgrundfägen 
entſprechend anwendbar. 

$ 1166. 1. Die Benachrichtigungspflicht beſteht nur, wenn der perſön⸗ 
liche Schuldner einen Erſatzanſpruch gegen den Eigenthümer hat; in dieſem 
Falle ſoll ihm Gelegenheit gegeben werden, fein Intereſſe in der Zwangs⸗ 
nerſteigerung durch Mitbieten ꝛc. wahrzunehmen. Der perſönliche Schuldner, 
welcher keinen Erſatzanſpruch hat, ſondern ſelbſt in letzter Linie zahlungs⸗ 
pflichtig iſt, hat kein Intereſſe an der Benachrichtigung, da er auch in dem 
Falle, daß die Hypothek zur Hebung kommt, dem Eigenthümer erſtattungs⸗ 
pflichtig bleibt. ä < 

2. Die Benachrichtigungspflicht iſt dem Gläubiger nur auferlegt, wenn 
er ſelbſt, nicht aber auch wenn ein Anderer die Zwangsverſteigerung be⸗ 
treibt. Dal, auch RG. JW. 902 Beil. S. 222. r am 

3. Der Gläubiger ift dafür beweispflichtig, daß er die Benachrichtigung 
ohne ſchuldhaftes (§ 276) Zögern ($ 121) bewirkt hat, bzw. daß ſie unthun⸗ 
lich war. Der Kauſalzuſammenhang zwiſchen Unterlaſſung der Benachrichti⸗ 
gung und Schaden wird dadurch ausgeſchloſſen, daß dem Schuldner ſonſtige 
Kenntniß von der Zwangsverſteigerung nachgewieſen wird. 

$ 1167. 1. 8 1167 giebt den Anſpruch auf Aushändigung der zur Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs erforderlichen Urkunden ($ 1144) bzw. bei theil⸗ 
weiſer Befriedigung den Anſpruch auf Anbringung eines Vermerkes auf dem 
Oypothekenbrief oder auf Herſtellung eines Theilhypothekenbriefs (§ 1145) 
a. dem perfönliden Schuldner, der einen Erſatzanſpruch gegen den 

Eigenthümer hat, und deshalb, inſoweit er den Gläubiger befriedigt oder 
fi Forderung und Schuld vereinigen ($ 1164 Abſ. 2), die Hypothek 
gemäß § 1164 erwirbt; 


c. 


Du 


Benachrichtigungs⸗ 
pflicht des diegwangs⸗ 
vollſtreckung betrei⸗ 
benden Gläubigers. 


. Anſpruch des Schuld⸗ 


ners gegen den Glau- 
biger auf Grundbuch⸗ 
berichtigung. 
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4. Derzict des Gläupi: K 1168. Verzichtet der Gläubiger auf die Hypothek. fo erwirbt 
Center fie der Cigenthitmer. 
Der Verzicht iſt dem Grundbuchamt oder dem Eigenthümer gegen⸗ 
über zu erklären und bedarf der Eintragung in das Grundbuch. Die 
Vorſchriften des § 875 Abſ. 2 und der §s 876, 878 finden ent- 
ſprechende Anwendung. 
Verzichtet der Gläubiger für einen Theil der Forderung auf die 
Hypothek, ſo ſtehen dem Eigenthümer die im § 1145 beſtimmten 
Rechte zu. 


b. demjenigen perſönlichen Schuldner, welcher zwar die Hypothek 
nicht erwirbt, aber ein rechtliches Intereſſe an der Berichtigung des 
Grundbuchs hat, z. B. weil er dem Eigenthümer gegenüber verpflichtet 
iſt, dafür zu ſorgen, daß dieſer aus der Hypothek nicht in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird. Solchenfalls wird eine Quittung des Gläubigers (§ 368) 
nicht genügen, weil durch die Abtretung der Hypothek an einen gut⸗ 
gläubigen Dritten die Befreiung des Eigenthümers vereitelt würde. Die 
Berichtigung des Grundbuchs würde in einem ſolchen Falle durch Um⸗ 
n der Hypothek auf den Namen des Eigenthümers zu erfolgen 

aben. 

2. Wegen der Berichtigung des Grundbuchs auf Antrag des Schuldners 
vgl. §§ 894 ff. GO. § 22 (zu § 894), § 13 Abſ. 2 (zu § 873 Note A II). Die 
Koſten der Berichtigung hat der Schuldner zu tragen $ 897. 

3. Uebergang der Hypothek und Berichtigung des Grundbuchs in den 
Fällen des geſetzlichen Ueberganges der Forderung, insbeſondere auf den 
Geſammtſchuldner (§ 426) oder den Bürgen (§ 774), welcher den Gläubiger 
befriedigt, vgl. zu § 1153 Note 11 b. 

4. Der Anſpruch des Schuldners auf Quittungsertheilung (§ 368) bleibt 
unberührt. 


§ 1168. A. Hypothek. 

I. Der Verzicht auf die Hypothek iſt zu unterſcheiden von dem Ver⸗ 
zicht auf die Forderung. 

a. Verzicht auf die Hypothek läßt die perſönliche Forderung zunächſt 
unberührt, indeß wird der perſönliche Schuldner von der Schuld gemäß 
$ 1165 inſoweit befreit, als er ohne den Verzicht die Hypothek erworben 
G 1164) und aus derſelben Erſatz hätte erlangen konnen. 

b. Verzicht auf die Forderung fällt unter § 1163 Abſ. 1 Satz 2 bzw. 
unter § 1164, vgl. daſelbſt Note Ic. 

2. Der Verzicht ſelbſt. 

a. Das Rechtsgeſchäft des Verzichts vgl. zu $$ 875, 876, 878; wegen 
der Eintragung § 873 Note A II. — Vormundſchaftsgerichtliche Genehmi⸗ 
gung § 1822 Ziffer 13. 

b. Der Verzicht als geſetzliche Wirkung der ohne Einwilligung des 
Grundſtückseigenthümers erfolgten Schuldübernahme § 418. 

3. Die Wirkung des Verzichts iſt nicht Aufhebung der Hypothek 
(S 1183, vgl. daſelbſt auch GO. § 27 Abſ. 1 und Note 6), ſondern Erwerb 
der Hypothek durch den Eigenthümer. 

a. Verzicht auf die Hypothek für die ganze Forderung. Der An⸗ 
ſpruch des Eigenthümers auf Berichtigung des Grundbuchs ergiebt ſich 
115 9952. der Anſpruch auf Herausgabe des Hypothekenbriefs 
au . 

b. Verzicht auf die Hypothek für einen Theil der Forderung 
(vgl. zu 4). 

a. Vorbehalt des Vorrechts für den bei dem Gläubiger verbleibenden 
Ueberreſt § 1176. 
8. Berichtigung des Grundbuchs §§ 894—899. 
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§ 1169. Steht dem Eigenthümer eine Einrede zu, durch welche 
die Geltendmachung der Hypothek dauernd ausgeſchloſſen wird, ſo 
kann er verlangen, daß der Glaubiger auf die Hypothek verzichtet. 


J. (Abſ. 3.) Recht des Eigenthümers auf Vermerk des Verzichts auf 
Er 15 oi bzw. auf Herſtellung eines Theilhypothekenbriefs 


4. Sonderregelung des Verzichts auf die Hypothek für Rückſtände von 
Zinſen und Nebenleiſtungen ſowie für zu erſtattende Koſten § 1178 Abſ. 2 


B. Grundſchuld. E 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet § 1168: 

5 Verzichtet der Gläubiger auf die Grundſchuld, ſo erwirbt ſie der Eigen⸗ 

hümer. 

Der Verzicht iſt dem Grundbuchamt oder dem Eigenthümer gegenüber zu 
erklären und bedarf der Eintragung in das Grundbuch. Die Vorſchriften 
des § 875 Abſ. 2 und der § 876, 878 finden entſprechende Anwendung. 

Verzichtet der Gläubiger auf einen Theil der Grundſchuld, ſo ſtehen dem 
Eigenthümer die im § 1145 beſtimmten Rechte zu. 

8 1169. A. Hypothek. 

J. Der Hypothek dauernd entgegenſtehende Einreden. 

1. Ueber den Begriff der Einrede vgl. Einleitung Zur Auslegung 
des BGB. S. 5. Die bloße Exiſtenz der Einrede hebt nicht den Anſpruch 
auf, ſondern giebt dem Schuldner nur das Recht, die Leiſtung zu verweigern. 
Dementſprechend tritt auch nach § 1169 nicht eine ipso jure Wirkung ein, 
ſondern wird durch die der Hypothek dauernd entgegenſtehende Einrede der 
Anſpruch auf Verzicht mit den ſich aus § 1168 ergebenden Wirkungen be⸗ 
gründet. Rechtskräftige Verurtheilung zur Abgabe der Verzichtserklärung 
erſetzt die Erklärung gemäß CVO. § 894, bei vorläufiger Vollſtreckbarkeit 
des Urtheils Eintragung einer Vormerkung CPO. § 895 ($ 873 Note B ID. 
Der Verzicht ſelbſt erfordert zu feiner Wirkſamkeit Eintragung, $ 1168 Abſ. 2. 

2. Wegen der gegen die Hypothek zuläſſigen Einreden vgl. §§ 1137 f., 
1157. Einrede der Verjährung §§ 223, 901. Einrede der ungerechtfertigten 
Bereicherung § 821; Einrede der unerlaubten Handlung $ 853. 

II. Die Einwendungen gegen die Hypothek, welche ſich gegen das 
Entſtehen oder das Fortbeſtehen der Hypothek richten, ſind im Wege der 
Berichtigung des Grundbuchs geltend zu machen, z. B. mangelnde Einigung 
($ 873), Eintritt einer auflöſenden Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung, 
Ausfall einer aufſchiebenden Bedingung 2c. 

IH. Einwendungen, welche das Entitehen oder Fortbeſtehen der For⸗ 
derung betreffen, § 1163, 1164. 

B. Grund ſchuld. y 

1. Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet § 1169: 

Steht dem Eigenthümer eine Einrede zu, durch welche die Geltendmachung 
der Grundſchuld dauernd ausgeſchloſſen wird, ſo kann er verlangen, daß der 
Gläubiger auf die Grundſchuld verzichtet. 2 Nia 

2. Wegen der gegen die Grundſchuld zuläſſigen Einreden vgl. $ 1157. 

1. Außer den in $ 1170 und $ 1171 zugelaſſenen Aufgebotsfällen kommen 
in Betracht: 

a. das Aufgebot des Hypothekenbriefs, vgl. zu § 1162; 

b. das Aufgebot zum Zwecke der Ausſchließung des unbekannten Berechtigten 
von der Befriedigung aus dem bei der Zwangsvollſtreckung in das un⸗ 
bewegliche Vermögen ihm zugetheilten Betrage, Zw. §§ 135 ff., 138—141. 

2. Für diejenigen Fälle, in welchen die Vorausſetzungen des Aufgebots⸗ 
verfahrens nicht gegeben find, kann die Beſtellung eines Pflegers gemäß 
§§ 1911, 1913 in Frage kommen; vgl. § 1170 Note A 2. 

3. Unbekanntheik des Berechtigten liegt auch vor, wenn der Be: 
rechtigte ſein Recht nicht in der für das Grundbuch erforderlichen Form 

H. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 49 


5. Dauernde Einreden d. 
Eigenthümers gegen 
die Hypothek. 


3u 88 1170, 1171. 


Zu 8$ 1170, 1171. 
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nachweiſen kann. Es iſt dann ungewiß, ob nicht das Recht einem Anderen 
zuſteht, alfo ungewiß, wer der Berechtigte ift (Stenogr. Bericht S. 2788). 

4. Das Verfahren ift in CPO. §§ 982—987 geregelt. Vgl. auch wegen 
landesgeſetzlichen Vorbehalts hinſichtlich der Veröffentlichung des Aufgebots 
und des Ausſchlußurtheils ſowie der Aufgebotsfriſt CPO. § 1024 und dazu 
für Preußen § 8 AG. z. CPO. vom 24. März 1879/6. Oktober 1899. 

CPO. 5 982. Für das Aufgebotsverfahren zum Zwecke der Ausschliessung 
eines Hypotheken-, Grundschuld. und Rentenschuldgläubigers auf Grund der 
§$ 1170, 1171 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten die nachfolgenden besonderen 
Bestimmungen. 

$ 983. Zuständig ist das Gericht, in dessen Bezirke das belastete Grund- 
stück belegen ist. 


$ 984. Antragsberechtigt ist der Eigenthümer des belasteten Grundstücks. 

Im Falle des $ 1170 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist auch ein im Range 
gleich- oder nachstehender Gläubiger, zu dessen Gunsten eine Vormerkung nach 
8 1179 des Bürgerlichen Geseizbuchs eingetragen ist, und bei einer Gesammi- 
hypothek, Gesammtgrundschuld oder Gesammtrentenschuld ausserdem derjenige 
antragsberechtigt, welcher auf Grund eines im Range gleich- oder nachstehenden 
Rechts Befriedigung aus einem der belasteten Grundstücke verlangen kann, so- 
fern der Gläubiger oder der sonstige Berechtigte für seinen Anspruch einen voll- 
streckbaren Schuldtitel erlangt hat. 


$ 985. Der Antragsteller hat vor der Einleitung des Verfahrens glaubhaft 
zu machen, dass der Gläubiger unbekannt ist. 

§ 986. Im Falle des $ 1170 des Bürgerlichen Gesetzbuchs hat der Antrag- 
steller vor der Einleitung des Verfahrens auch glaubhaft zu machen, dass nicht 
eine das Aufgebot ausschliessende Anerkennung des Rechtes des Gläubigers er- 

olgt ist. 

i Tat die Hypothek für die Forderung aus einer Schuldverschreibung auf den 
Inhaber bestellt oder der Grundschuld- oder Rentenschuldbrief auf den Inhaber 
ausgestellt, so hat der Antragsteller glaubhaft zu machen, dass die Schuldver- 
schreibung oder der Brief bis zum Ablaufe der im $ d des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs bezeichneten Frist nicht vorgelegt und der Anspruch nicht gerichtlich 
geltend gemacht worden ist. Ist die Vorlegung oder die gerichtliche Geltend- 
machung erfolgt, so ist die im Abs. 1 vorgeschriebene Glaubhaftmachung er- 
forderlich. 

Zur Glaubliafimachung genügt in den Fällen der Abs. I, 2 die Versicherung 
des Antragsstellers an Eidesstatt, unbeschadet der Befugniss des Gerichts, ander- 
weilige Ermittelungen anzuordnen. 

In dem Aufgebot ist als Rechtsnachtheil anzudrohen, dass die Ausschliessung 
des Gläubigers mit seinem Rechte erfolgen werde. 

Wird das Aufgebot auf Antrag eines nach $ 984 Abs. 2 Antragsberechtigten 
erlassen, so ist es dem Eigenthümer des Grundstücks von Amtswegen mitzu- 
theilen. 

§ 987. Im Falle des $ 1171 des Bürgerlichen Gesetzbuchs hat der Antrag- 
steller sich vor der Einleitung des Verfahrens zur Hinterlegung des dem Gläu- 
biger gebührenden Betrags zu erbieten. 

In dem Aufgebot ist als Rechtsnachtheil anzudrohen, dass der Gläubiger nach 
der Hinterlegung des ihm gebührenden Betrags seine Befriedigung stalt aus dem 
Grundstücke nur noch aus dem hinterlegten Betrage verlangen könne und sein 
Recht auf diesen erlösche, wenn er sich nicht vor dem Ablaufe von dreissig 
ri nach der Erlassung des Ausschlussurtheils bei der Hinterlegungsstelle 
melde. 

Hängt die Fälligkeit der Forderung von einer Kündigung ab, so erweitert 
sich die Aufgebotsfrist um die Kündigungsfrist. 

Das Ausschlussurtheil darf erst dann erlassen werden, wenn die Hinterlegung 
erfolgt ist. 
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§ 1170. Iſt der Gläubiger unbekannt, fo kann er im Wege 
des Aufgebotsverfahrens mit ſeinem Rechte ausgeſchloſſen werden, 
wenn ſeit der letzten ſich auf die Hypothek beziehenden Eintragung 
in das Grundbuch zehn Jahre verſtrichen ſind und das Recht des 
Gläubigers nicht innerhalb dieſer Friſt von dem Eigenthümer in einer 
nach § 208 zur Unterbrechung der Verjährung geeigneten Weiſe an⸗ 
erkannt worden iſt. Beſteht für die Forderung eine nach dem Ka⸗ 
lender beſtimmte Zahlungszeit, ſo beginnt die Friſt nicht vor dem 
Ablaufe des Zahlungstags. 

Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurtheils erwirbt der Eigenthümer 
die Hypothek. Der dem Gläubiger ertheilte Hypothekenbrief wird 
kraftlos. 

§ 1171. Der unbekannte Gläubiger kann im Wege des Auf⸗ 
gebotsverfahrens mit ſeinem Rechte auch dann ausgeſchloſſen werden, 
wenn der Eigenthümer zur Befriedigung des Glaubigers oder zur 
Kündigung berechtigt iſt und den Betrag der Forderung für den 
Gläubiger unter Verzicht auf das Recht zur Rücknahme hinterlegt. 
Die Hinterlegung von Zinſen iſt nur erforderlich, wenn der Zinsſatz 


S 1170. A. Hypothek. 

1. Die Vorſchrift des § 1170 bietet einen Erſatz für die Verjährung des 
e aus eingetragenen Rechten; vgl. § 902, insbeſondere daſelbſt 

ote 6. 

2. Für das Aufgebot aus § 1170 iſt es gleichgültig, ob die Forderung 
erloſchen iſt oder nicht. Iſt die Forderung objektiv erloſchen, ſo iſt die 
Hypothek bereits gemäß § 1163 von dem Eigenthümer erworben. Dieſer 
kann alsdann feinen Berichtigungsanſpruch gemäß §§ 894 ff., geeignetenfalls 
unter Erwirkung einer Pflegſchaft ($$ 1911, 1913) geltend machen. Er kann 
aber auch, wenn die Vorausſetzungen des § 1170 vorliegen, fih des ein- 
facheren Mittels des Aufgebots bedienen. Der objektiv zwar ſchon früher 
eingetretene Erwerb der Hypothek durch den Eigenthümer wird dann aller⸗ 
dings 20 I den Zeitpunkt des Ausſchlußurtheils nachgewieſen. Vgl. 
8 1170 Abſ. 2. 

3. Wegen des Verfahrens vgl. Borb. zu ŞE 1170, 1171 Note 4. 

4. Anerkennung gemäß § 208, insbeſondere Abſchlagszahlung, Zinszah⸗ 
lung, Sicherheitsleiſtung ꝛc. F i 

5. Eine zu Unrecht im Grundbuche gelöſchte Hypothek erliſcht, wenn der 
Anſpruch des Berechtigten gegen den Eigenthümer verjährt ift, § 901. 

6. Die Vorſchrift des § 1170 bezieht fih auf alle Arten der Hypothek 
(gewöhnliche und Sicherungshypothek, Buch⸗ und Briefhypothek). Sonder- 
vorſchrift für die Sicherungshypothek für eine Forderung aus einer Schuld⸗ 
verſchreibung auf den Inhaber $ 1188 Abſ. 2. Geſammthypothek § 1175 
Abſ. 2. Vgl. daſelbſt Note III. a d > 

7. (Abf. 2.) Das Ausſchlußurtheil wirkt wie ein Verzicht auf die Hypo⸗ 
thek (vgl. $§ 1168, 1175 Abſ. 2) und bezieht fih nur auf den dinglichen An⸗ 
ſpruch, nicht auf die perſönliche Forderung. Dieſe unterliegt den ge⸗ 
wöhnlichen Verjährungsvorſchriften. Dies kann namentlich von Bedeutung 
werden, wenn Eigenthümer und perſönlicher Schuldner verſchiedene Perſonen 


ſind. 
8. Kraftloswerden des Hypothekenbriefs vgl. § 1162 und daſelbſt GD. 
88 42 Abſ. 2, 67, 68, ferner GO. § 70. 
B. Grundſchuld. 
Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) ift in § 1170 „Hypothek“ durch 
„Grundſchuld“ zu erſetzen. 
49 * 


6. Gläubigeraufgebot. 
(GEigenthümerhypothek.) 
a. Ausſchließung bei 
unter laſſener 
Rechtsausübung. 


b. Ausſchließung nach 
Hinterlegung des 
Betrags. 


7. Geſammthypothek. 


a. Das Gemeinſchafts⸗ 
verhältniß bei der 


Eigenthümer⸗ 
geſammthypothek. 
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im Grundbuch eingetragen iſt; Zinſen für eine frühere Zeit als das 
vierte Kalenderjahr vor der Erlaſſung des Ausſchlußurtheils ſind nicht 
zu hinterlegen. 

Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurtheils gilt der Gläubiger als 
befriedigt, ſofern nicht nach den Vorſchriften über die Hinterlegung 
die Befriedigung ſchon vorher eingetreten iſt. Der dem Gläubiger 
ertheilte Hypothekenbrief wird kraftlos. 

Das Recht des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag erliſcht 
mit dem Ablaufe von dreißig Jahren nach der Erlaſſung des Aus⸗ 
ſchlußurtheils, wenn nicht der Gläubiger ſich vorher bei der Hinter⸗ 
legungsſtelle meldet; der Hinterleger iſt zur Rücknahme berechtigt, 
auch wenn er auf das Recht zur Rücknahme verzichtet hat. 

§ 1172. Eine Geſammthypothek ſteht in den Fällen des § 1163 
den Eigenthümern der belaſteten Grundſtücke gemeinſchaftlich zu. 

Jeder Eigenthümer kann, ſofern nicht ein Anderes vereinbart iſt, 
verlangen, daß die Hypothek an ſeinem Grundſtück auf den Theil⸗ 
betrag, der dem Verhältniſſe des Werthes ſeines Grundſtücks zu dem 
Werthe der ſämmtlichen Grundſtücke entſpricht, nach $ 1132 Abſ. 2 
beſchränkt und in dieſer Beſchränkung ihm zugetheilt wird. Der 
Werth wird unter Abzug der Belaſtungen berechnet, die der Geſammt⸗ 
hypothek im Range vorgehen. 


§ 1171. A. Hypothek. 

1. Vgl. Borb. zu §§ 1170, 1171. 

2. § 1171 behandelt den Fall des Aufgebots einer noch nicht getilgten, 
aber fälligen oder kündbaren Poſt (§§ 114, 1142). à 

3. Verfahren CPO. §§ 982—987 (zu §§ 1170f.). Die Hinterlegung 
iſt nicht Vorbedingung des Aufgebotantrags, aber der Erlaſſung des Aus⸗ 
ſchlußurtheils CPO. § 987 Abſ. 4. 

4. Die Hinterlegung richtet ſich nach §§ 372 ff. Vgl. insbeſondere 
§ 372 Satz 2. Verzicht auf das Recht zur Rücknahme §§ 376 Ziffer 1, 378. 
Daß Zinſen nicht für eine längere Zeit als für die letzten 4 Kalenderjahre 
zu hinterlegen find, entſpricht den §§ 197, 201. — Für Preußen vgl. auch 
§§ 19, 58a Hinterl. O. in der Faſſung des Art. 84 d. AG. z. BGB. 

5. (Abſ. 2.) Die Wirkung des Ausſchlußurtheils. 

a. Der Gläubiger gilt als befriedigt, ſo daß nunmehr §§ 1143, 1163 
anwendbar werden. Der Gläubiger kann ſich fortab nicht mehr an das 
Grundſtück, ſondern nur an den hinterlegten Betrag halten. — Wegen 
der etwa nachträglich erforderlichen Mitwirkung des Eigenthümers zum 
Nachweiſe der Empfangsberechtigung des Gläubigers § 380. 

b. Kraftloswerden des Hypothekenbriefs vgl. § 1162 und daſelbſt 
GO. S 42 Abſ. 2, §§ 67, 68. 

6. (Abſ. 3.) Vgl. § 382 und EG. Art. 145. 

B. Gruudſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) iſt in § 1171 „Hypothek“ durch 
„Grundſchuld“ zu erſetzen. 

1172. A. Hypothek. 

„Die Vorſchrift bringt für die Geſammthypothek ($ 1132) das 
Prinzip der Eigenthümerhypothek (vgl. Abſchnittvorb. vor § 1113 
Note B III und § 1177) zur Anwendung. Die Fälle des $ 1163 find: 

a. Die Forderung, für welche die Geſammthypothek beſtellt iſt, iſt nicht zur 
Entſtehung gelangt. § 1163 Abſ. 1 S. 1. 
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b. Die Forderung, für welche die Geſammthypothek beſtellt ift, ift erloſchen. 
§ 1163 Abſ. 1 S. 2. — Vgl. indep §§ 1173 f. 

e. Der Hypothekenbrief über die Geſammthypothek ift von den Eigenthümern 
der belaſteten Grundſtücke dem Gläubiger noch nicht übergeben worden. 

§§ 1163 Abſ. 2, 1117 Note A 1 5. 

II. Das Gemeinſchaftsverhältniß der Eigenthümer. 

Die Hypothek ſteht in den Fällen des § 1172 Abſ. 1 den Eigenthümern der 
belaſteten Grundſtücke gemeinſchaftlich zu. 

1. Daß verſchiedene Perſonen Eigenthümer der belaſteten 

„ ſind, iſt Vorausſetzung für die in § 1172 gedachte Gemein⸗ 

aft. 

A. Die Gemeinſchaft unterſteht nach § 741 den Vorſchriften der §§ 742 
bis 758, ſoweit ſich nicht aus dem Geſetz ein Anderes ergiebt. Vgl. in⸗ 
ſonderheit wegen des Verfügungsrechts über den Antheil und über die 
Geſammthypothek § 747; Aufhebung der Gemeinſchaft § 749 ff. 

b. In Abweichung von dem Gemeinſchaftsrechte der SS 741 ff. ent- 
hält Abſ. 2 nur die von § 742 abweichende dispoſitive Beſtimmung 
über die Größe des den einzelnen Theilhabern zuſtehenden Antheils. Eine 
abändernde Vereinbarung der Miteigenthümer bedarf keiner Form. Die 
Vertheilung geſtaltet ſich folgendermaßen: 

Von dem durch Schätzung zu ermittelnden Werthe der einzelnen Grund⸗ 
ſtücke wird der nöthigenfalls (3. B. wenn ein Nießbrauch vorſteht) ebenfalls 
durch Schätzung zu ermittelnde Werth der der Geſammthypothek vor⸗ 
ftehenden Belaſtungen abgezogen. 

Grundſtück A (Geſammthypothek an H Stelle), Werth. M. 10 000 
B b 


n n 17 7 1 * a U 5 000 
n" 0 n ” 1 * n 7 d „ 8 000 
"n D # „ J. n „ * n 9 000 

5 E (Werth 10 000 M. — 9 000 d. Geſammthypo⸗ 
thek vorſtehende Belaſtung) r 00 
Sa. M. 33 000 


Der Bruch, deſſen Nenner die Summe der Einzelwerthe, deſſen Zähler 
der Betrag der Geſammthypothek (30000) mal dem Werthe des einzelnen 
Grundſtücks bildet, giebt den für jedes Grundſtück zuzutheilenden Betrag. 

30 000 10000 


Auf Grundſtück A entfällt — M. 9090,91 

p „ 2000x500 _ 454545 

f È 0 30 en lee, „ 7272,72 

a h pie ga 0 000 _ 818182 

Auf Grundſtück E entfällt (hinter 9000 M.) e S e 


Sa. M. 30 000,00 
€. Wegen der Vertheilung ſelbſt vgl. § 1132 Abſ. 2 und Bemerkungen 
daſelbſt. 
d. Die run dbu cmäßige Behandlung. 

u. Bei der Umſchreibung der Geſammthypothet in eine Eigenthümer⸗ 
hypothek iſt nach GO. (§ 48 zu § 894) das für die Gemeinſchaft 
maßgebende Rechtsverhältniß (Eigenthümergeſammthypothek) zu be⸗ 
zeichnen. 

8. Pie Umſchreibung iſt vor und zum Zwecke der Vertheilung durch 
BD. § 40 (zu § 873 Note K II) vorgeſchrieben, wenn über die Hypo- 
thek ein Brief nicht ertheilt iſt. Bei einer Briefhypothek iſt vorherige 
Eintragung nach GO. § 40 Abſ. 2 nicht erforderlich. 


$ 1172. 


b. Befriedigung des 
Gläubiger durch 
den Eigenthümer 


ſteten die Hypothek an feinem Grundſtücke; die Hypothek an den übrigen 


eines der bela 
Grundſtücke. 
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§ 1173. Befriedigt der Eigenthümer eines der mit einer Ge- 
ſammthypothek belaſteten Grundſtücke den Gläubiger, ſo erwirbt er 


Grundſtücken erliſcht. Der Befriedigung des Gläubigers durch den 
Eigenthümer ſteht es gleich, wenn das Glaubigerrecht auf den Eigen⸗ 
thümer übertragen wird oder wenn ſich Forderung und Schuld in 
der Perſon des Eigenthümers vereinigen. 

Kann der Eigenthümer, der den Gläubiger befriedigt, von dem 
Eigenthümer eines der anderen Grundſtücke oder einem Rechtsvor⸗ 
gänger dieſes Eigenthümers Erſatz verlangen, fo geht in Höhe des 
Erſatzanſpruchs auch die Hypothek an dem Grundſtücke dieſes Eigen⸗ 
thümers auf ihn über; ſie bleibt mit der Hypothek an ſeinem eigenen 
Grundſtücke Geſammthypothek. 


J. Die Umſchreibung erfordert die Einwilligung der intereſſirten Eigen⸗ 
thümer (GO. § 19 zu § 873 Note A II), welche nöthigenfalls durch 
Urtheil zu erſetzen iſt (CPO. $ 894). 

5. Im Falle der Vertheilung einer Briefhypothek iſt für jedes Grund⸗ 
ſtück ein neuer Hypothekenbrief zu bilden, GO. § 64 (zu § 1132 
Note A III). 

2. Befinden fih ſämmtliche Grundſtücke in der Hand eines Eigen⸗ 
thümers, ſo ſteht dieſem die Geſammthypothek als Eigenthümerhypothek zu. 
Er kann die Vertheilung nach ſeinem Belieben (vgl. § 1132 Abſ. 2) bewirken. 

en eines mit einer Geſammthypothek belaſteten Grundſtücks 

2167. 

8 B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) lautet § 1172: 

Eine Geſammtgrundſchuld ſteht in dem Falle des $ 1163 Abſ. 2 den Eigen⸗ 
thümern der belaſteten Grundſtücke gemeinſchaftlich zu. (In Abſ. 2 iſt „Hy⸗ 
pothek“ und „Geſammthypothek“ durch „Grundſchuld“ bzw. „Geſammtgrund⸗ 
ſchuld“ zu erſetzen.) 

§ 1173. A. Hypothek. 

J. Die Vorſchrift des § 1173 ift anwendbar, gleichgültig ob der Eigen⸗ 
thümer zugleich der perſönliche Schuldner iſt oder nicht. 

a. Iſt der Eigenthümer perſönlicher Schuldner, ſo erliſcht die Forderung und 
es findet § 1177 Abſ. 1 Anwendung. 

b. Iſt der Eigenthümer nicht perſönlicher Schuldner, ſo erwirbt er gemäß 
§ 1143 die Forderung und es ift § 1177 Abſ. 2 anwendbar. 

2. (Abſ. 1.) Befriedigung des Gläubigers durch einzelne Eigen⸗ 
thümer ohne Erſatzanſpruch. 

a. Die Hypothek an den anderen Grundſtücken ſoll erlöſchen, um nicht den 
Eigenthümern dieſer Grundſtücke auf Koſten des Zahlenden einen un⸗ 
verdienten Vortheil dadurch zuzuwenden, daß die Geſammthypothek in 
Gemäßheit des § 1172 allen Eigenthümern gemeinſchaftlich zufällt. Nach 
§ 1173 erwirbt der zahlende Eigenthümer die ganze Hypothek an feinem 
Grundſtück als Eigenthümereinzelhypothek, während er nach § 1172 die⸗ 
ſelbe nur antheilsweiſe erwerben würde. Befriedigen einige der Grund⸗ 
ſtückseigenthümer den Gläubiger, ſo erwerben dieſe die Hypothek ge⸗ 
meinſchaftlich und können ſie gemäß § 1172 vertheilen. An dem Grund⸗ 
er an der Befriedigung nicht betheiligten Eigenthümer erliſcht die 
Hypothek. 

b. Befriedigung, vgl. $ 1142 und § 1164 Note 1c. 

a. Für den Fall des Abſ. 1 Satz 2 if. es gleichgültig, ob Gläubigerrecht 
und Eigenthum ſich in der Weiſe verbinden, daß der Eigenthümer 
das Gläubigerrecht oder daß der Gläubiger das Eigenthum erwirbt. 
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§ 1174. Befriedigt der perſönliche Schuldner den Gläubiger, 
dem eine Geſammthypothek zuſteht, oder vereinigen ſich bei einer 
Geſammthypothek Forderung und Schuld in einer Perſon, ſo geht, 
wenn der Schuldner nur von dem Eigenthümer eines der Grund⸗ 
ſtücke oder von einem Rechtsvorgänger des Eigenthümers Erſatz ver⸗ 
langen kann, die Hypothek an dieſem Grundſtück auf ihn über; die 
Hypothek an den übrigen Grundſtücken erliſcht. 

Iſt dem Schuldner nur theilweiſe Erſatz zu leiſten und geht des⸗ 
halb die Hypothek nur zu einem Theilbetrag auf ihn über, ſo hat 


Ausſchließung des unbekannten Gläubigers nach Hinterlegung des 
Betrags als Befriedigung ($ 1171 Abi. 2). 

8. Außer den Fällen der nach $ 1164 Abſ. 2 der Befriedigung gleich⸗ 
ſtehenden Vereinigung von Forderung und Schuld (ogl. Abſchnittvorb. 
vor § 362 Note 1) kommt hier namentlich noch der Fall in Betracht, 
daß der Eigenthümer, anſtatt gegen Quittung zu zahlen, ſich das 
Gläubigerrecht abtreten läßt. 

e. Das Erlöſchen der Hypothek auf Grund des § 1173 Abſ. 1 tritt 
kraft Geſetzes ein und bedarf nicht der Löſchung der Onpothek im 
Grundbuche (val. $ 875). Wegen der Berichtigung des Grundbuchs vgl. 
sy 894—899. Vgl. auch § 1172 Note A II I d. 

3. (Abſ. 2.) Befriedigung des Gläubigers durch einzelne Eigen⸗ 
thümer mit Erſatzanſpruch gegen die an der Befriedigung nicht 
betheiligten Eigenthümer. 

a. Geht die Hypothek an dem Grundſtück eines der an der Befriedigung 
nicht betheiligten, aber erſatzpflichtigen Eigenthümer gemäß Abi. 2 in 
Höhe des Erſatzanſpruchs auf den befriedigenden Eigenthumer über, ſo 
bleibt fie (nach Halbſatz 2) Geſammthypothek zuſammen mit der auf 
dem Grundſtücke des Befriedigenden ſtehenden Eigenthümerhypothek. 
Der Erſatzpflichtige, welcher nunmehr den Erſatzberechtigten befriedigt, 
erwirbt mit und in dem Maße der Befriedigung gemäß § 1173 Abſ. 1 
die Hypothek an feinem Grundſtück als Eigenthümerhypothek, während 
ſie in dem entſprechenden Umfang an dem Grundſtücke des Befriedigten 
erliſcht. Es iſt alſo ſchließlich das Verhälniß ſo hergeſtellt, wie es ein: 
getreten wäre, wenn von vornherein jeder Eigenthümer denjenigen Theil 
der Hypothek getilgt hätte, für den er oder fein Rechtsvorgänger haft⸗ 


bar tit. 

b, A. 2 iſt entſprechend anzuwenden, wenn der zahlende Eigenthümer nicht 
nur gegen den Eigenthümer eines, ſondern gegen den Eigenthümer 
mehrerer mithaftender Grundſtücke Erſatzanſprüche hat. 

e. Bei Theilbefriedigung $ 1176. 

B. Grundſchuld. l 

1. Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet § 1173: 

Befriedigt der Eigenthümer eines der mit einer Geſammtgrundſchuld be⸗ 
laſteten Grundſtücke den Glaubiger, ſo erwirbt er die Grundſchuld an ſeinem 
Grundſtücke: die Grundſchuld an den übrigen Grundſtücken erliſcht. Der 
Befriedigung des Gläubigers durch den Eigenthumer ſteht es gleich, wenn 
die Grundſchuld auf den Eigenthümer überkragen wird. 

Kann der Eigenthümer, welcher den Gläubiger befriedigt, von dem Eigen⸗ 
thümer eines der anderen 1 we oder einem Rechtsvorgänger dieſes 
Eigenthümers Erſatz verlangen, jo geht in Höhe des Erſatzanſpruchs auch 
die Grundſchuld an dem Grundſtücke dieſes Eigenthümers auf ihn über; ſie 
hats mit der Grundſchuld an feinem eigenen Grundſtücke Geſammtgrund⸗ 

uld. 

II. Ueber die Rechtsverhältniſſe bei Vermächtniß eines mit einer Ge⸗ 
ſammtgrundſchuld belaſteten Grundſtücks vgl. $ 2168. 


c. Befriedigung deschläu⸗ 
vigers durch den erſatz⸗ 
berechtigten Schuldner. 
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ſich der Eigenthümer dieſen Betrag auf den ihm nach § 1172 ge⸗ 
bührenden Theil des übrigbleibenden Betrags der Geſammthypothek 
anrechnen zu laſſen. 


§ 1174. Während $ 1173 den Fall betrifft, daß die Befriedigung durch 
den Eigenthümer eines der mithaftenden Grundſtücke erfolgt, ohne Rückſicht 
darauf, ob er perſönlicher Schuldner iſt oder nicht, behandelt § 1174 den 
Fall, daß der perſönliche Schuldner, welcher nicht Eigenthü⸗ 
mer eines der mithaftenden Grundſtücke ift, den Gläubiger bez 
friedigt oder daß in der Perſon eines Nichteigenthümers ſich Forderung 
und Schuld vereinigen. § 1174 iſt auf die Grundſchuld ($ 1192) nicht an⸗ 
wendbar. 

I. Sat der perſönliche Schuldner keinen Erſatzanſpruch, ſo er⸗ 
werben mit der Befriedigung des Gläubigers die Eigenthümer der mithaf⸗ 
tenden Grundſtücke die Hypothek §§ 1172, 1163 Abſ. 1 S. 2. 

II. Hat der perſönliche Schuldner einen Erſatzanſpruch 

1. gegen die Eigenthümer aller mithaftenden Grundſtücke, ſo 
erwirbt er in Höhe ſeines Erſatzanſpruchs die Geſammthypothek als ſolche 
gemäß § 1164. Soweit die Hypothek den Erſatzanſpruch überſteigt, liegt 
Eigenthümergeſammthypothek nach § 1172 vor; 

2. gegen die Eigenthümer eines oder einzelner mithaftender 
Grundſtücke, ſo liegt der Fall § 1174 vor. 

$ 1174 ergänzt für den Fall der Geſammthypothek die dem Schutze des 
perſönlichen Schuldners dienende Vorſchrift des § 1164 Abſ. 1. Zwar ſpricht 
$ 1174 nur davon, daß der perfönliche Schuldner gegen einen der Eigen⸗ 
thümer einen Erſatzanſpruch hat. Dieſe Faſſung fol indeß lediglich den 
Gegenſatz zu den Eigenthümern aller Grundſtücke (ogl. zu a) betonen. Der 
in der Mitte liegende Fall, daß der Schuldner gegen einzelne Eigen⸗ 
thümer einen Erſatzanſpruch hat, iſt nicht beſonders behandelt. Es kann 
aber nicht zweifelhaft ſein, daß alsdann die Hypothek an den Grundſtücken 
ne auf den zahlenden Schuldner übergeht, im Uebrigen aber 
erliſcht. 

a. ($ 1174 Abſ. 1.) Der perſönliche Schuldner hat vollſtändigen 

Erſatz zu verlangen. 

Beiſpiel: 
A ſchuldet perſönlich ein Reſtkaufgeld, für welches ſein Grundſtück a 
hypothekariſch haftet. Er veräußert das Grundſtück an B, welcher dem 

A gegenüber zur Erfüllung der Kaufgeldforderung verpflichtet ift (SS 416, 

415 Abſ. 3). B hat, um die Kündigung der Kaufgeldhypothek durch Er⸗ 

höhung der Sicherheit abzuwenden, den N veranlaßt, fein Grundſtück n 

zur Geſammthaft mit der Kaufgeldhypothek zu belaſten. A zahlt ſpäter 

das Reſtkaufgeld und erwirbt damit die Geſammthypothek an dem Grund⸗ 
ſtück a, während fie an dem Grundſtücke n erlischt. 
b. (§ 1174 Abſ. 2) Der perſönliche Schuldner hat theilweiſe Er: 

ſatz zu verlangen. f 

a. Inſoweit der perſönliche Schuldner gegen den Eigenthümer keines 
der mithaftenden Grundſtücke einen Erſatzanſpruch hat (vgl. zu 1), wird 
die Hypothek Eigenthümer⸗Geſammthypothek im Sinne des § 1172. Vgl. 
auch § 1176. 

6. Beiſpiel für die Vertheilung gemäß Abſ. 2, wenn in dem zu a gez 
gebenen Beiſpiele die Kaufgeldſchuld 15 000 beträgt und B dieſelbe in 
Höhe von 5000 übernommen hat. 

Mit der Bezahlung der Kaufgeldſchuld von 15 000 durch A erwirbt 
dieſer die Hypothek an dem Grundſtück a in Höhe von 5000, wäh⸗ 
rend ſie in gleicher Höhe auf dem Grundſtücke n erliſcht (§ 1174 
Abſ. 1). In Höhe von 10 000 wird die Hypothek gemäß $S 1172, 
1163 Eigenthümer⸗Geſammthypothek. 
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§ 1175. Verzichtet der Gläubiger auf die Geſammthypothek, fo 
fällt ſie den Eigenthümern der belaſteten Grundſtücke gemeinſchaftlich 
zu; die Vorſchriften des § 1172 Abſ. 2 finden Anwendung. Ver⸗ 
zichtet der Gläubiger auf die Hypothek an einem der Grundſtücke, 
ſo erliſcht die Hypothek an dieſem. 

Das Gleiche gilt, wenn der Gläubiger nach § 1170 mit ſeinem 
Rechte ausgeſchloſſen wird. 


Für die Vertheilung des übrigbleibenden Betrags der Geſammt⸗ 
hypothek auf die einzelnen Grundſtücke iſt indeß nicht (wozu der 
Wortlaut des F 1174 verleiten konnte) von dem übrigbleibenden Be- 
trag (im Beiſpielsfalle 10 000 M.), ſondern von dem urſprünglichen 
Betrage (15 000) auszugehen, jo daß, wenn der Werth des Grund- 
ſtücks n 8000, der des Grundſtücks a 16 000 beträgt, die 15 000 M. 
zu vertheilen ſind 

auf a 10 000, worauf indeß die 5000, welche auf den Schuldner 
A übergegangen ſind, anzurechnen ſind, 
auf n 5000. 

Das Ergebniß ift, daß nach beendigter Regelung anſtatt der ur- 
ſprünglichen Geſammthypothek von 15000 M. den nachſtehenden 
Gläubigern nunmehr als Einzelhypothek vorgehen 

die 5 000 des A, 
5 000 Eigenthümerhypothek auf Grundſtück a, 
5 000 Eigenthümerhypothek auf Grundſtück n, zuſammen 
15 000 wie vorher. Vgl. $ 1132 Note A IV. 


1175. A. Hypothek. 
Verzicht (S 1168) des Gläubigers auf die Geſammthypothek 

1. an allen Grundſtücken ($ 1175 Abſ. 1 Satz 1) 

a. auf die ganze Hypothek (§§ 1175 Abſ. 1 Satz 1, §§ 894—899); 

b. auf einen Theil der Geſammthypothek ($ 1175 Abſ. 1 Satz 1, §§ 1176, 
1168 Abſ. 3, 1145, 894—899); 

2. an einzelnen Grundſtücken (§ 1175 Abſ. 1 Satz 2). 

a. Hier tritt immer, ſoweit der Verzicht reicht, Erlöſchen der Hypothek und 
dementſprechendes Vorrücken der Nachhypotheken ein (vgl. § 1132 Note 
AIV 2), 

b. Auch nA Verzicht auf die Hypothek an einem der mithaftenden Grund- 
ſtücke iſt zur Aufhebung des Hypothekenrechts an dieſem Grundſtücke 
gemüß 8 875 außer der Verzichtsorklärung die Löſchung erforderlich. 
Dieſe Löſchung darf gemäß GD. § 27 (zu § 1183) nur mit Zuſtimmung 
des Eigenthümers erfolgen. KG. Jahrb. 21 A 135, OLG. 4 317. 

II. Schuldübernahme ohne Einwilligung des Grundſtücksbeſitzers (§ 418). 

1. Mangel der Einwilligung der Eigenthümer aller Grund⸗ 
ſtücke ſteht dem Verzicht auf die Geſammthypothek an allen Grundſtücken 
gleich (vgl. Note I1). h \ 3 
a. Betrifft die Schuldübernahme die ganze Forderung, ſo entſpricht dies 

dem Falle zu J 1 2. | A 
b. Betrifft die Schuldübernahme nur einen Theil der Forderung, jo 

entſpricht dies dem Falle zu 11 b. J ; 

2. Mangel der Einwilligung der Eigenthümer einzelner Grund- 
ſtücke ſteht dem Verzicht auf die Geſammthypothek an einzelnen Grund⸗ 
ſtücken gleich (vgl. Note 12). 

III. Ausſchließung des Gläubigers im Aufgebotsverfahren. 

1. Ausſchließung auf Antrag der Eigenthümer aller Grund⸗ 
ſtücke an allen Grundſtücken entſpricht dem Falle zu Note I 1. 

2. Ausſchließung auf Antrag der Eigenthümer einzelner Grund⸗ 
ſtücke an einzelnen Grundſtücken entſpricht dem Falle 12. 


d. Verzicht des Gläu⸗ 
bigers auf die By⸗ 
pothek. 


e. Gläubigeraufgebot. 


10. 
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„Nang der dem Eigen- § 1176. Liegen die Vorausſetzungen der $$ 1163, 1164, 1168, 


ner zufglenden Theil. 1172 bis 1175 nur in Anſehung eines Theilbetrags der Hypothek 

hypothek. vor, ſo kann die auf Grund dieſer Vorſchriften dem Eigenthümer 
oder einem der Eigenthümer oder dem perſönlichen Schuldner zu⸗ 
fallende Hypothek nicht zum Nachtheile der dem Glaubiger verblei⸗ 
benden Hypothek geltend gemacht werden. 


. Bereinigung von $n- § 1177. Vereinigt ſich die Hypothek mit dem Eigenthum in 


bung and Eigenthun einer Perſon, ohne daß dem Eigenthümer auch die Forderung zu- 


ſteht, ſo verwandelt ſich die Hypothek in eine Grundſchuld. In An⸗ 
ſehung der Verzinslichkeit, des Zinsſatzes, der Zahlungszeit, der 
Kündigung und des Zahlungsorts bleiben die für die Forderung 
getroffenen Beſtimmungen maßgebend. 
Vereinigung von ). Steht dem Eigenthümer auch die Forderung zu, jo beſtimmen fidh) 
Eigene rung u feine Rechte aus der Hypothek, ſolange die Vereinigung beſteht, nach 
den für eine Grundſchuld des Eigenthümers geltenden Vorſchriften. 


3. Ausſchließung des Gläubigers nach erfolgter Hinterlegung 
des Betrags der Hypothek gilt nach § 1171 als Befriedigung des Gläubi⸗ 
gers, jo daß auf dieſen Fall die §§ 1172 Abſ. 1, 1163 Abſ. 1 bzw. § 1173 
anwendbar ſind. 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) iſt in § 1175 ſtatt Geſammt⸗ 
hypothek und Hypothek Geſammtgrundſchuld bzw. Grundſchuld zu ſetzen. 


§ 1176. A. Hypothek. 

1. Die Vorſchrift des § 1176 ſichert dem Hypothekengläubiger für den 
ihm verbleibenden Reſtbetrag den Vorrang vor dem auf den Eigenthümer 
oder Schuldner übergegangenen Theilbetrag und erſtreckt ſich auf alle Fälle, 
in denen die Forderung oder die Hypothek auf den Eigenthümer oder den 
perſönlichen Schuldner kraft Geſetzes übergeht. — Vgl. im Uebrigen §8 412 
Note 3, 426 Abſ. 2 Satz 2, 774 Abſ. 1 Satz 2, 1143, 1145, 1164, 1182. 

2. Feſtſetzungen, die dieſes geſetzliche Rangverhältniß lediglich zum Aus⸗ 
drucke bringen, find nicht eintragungsfähig; vgl. KGG. Jahrb. 21 A 165. 
OLG. 2 46. 

3. Die Herſtellung eines Theilhypothekenbriefs iſt zur grundbuchlichen 
Eintragung des theilweiſen Ueberganges nicht erforderlich, OLG. 2 273 und 
wegen der Uebertragung der Theilhypotheken § 1154 Note Ile. 

B. Grundſchuld. 

Soweit die in § 1176 erwähnten Paragraphen auf das Recht der Grund⸗ 
a ($ 1192) anwendbar find, ift auch die Anwendbarkeit des § 1176 ge: 
geben. 


§ 1177. I. (Abſ. 1) Vereinigung von Hypothek und Eigenthum ($ 889), 
ohne daß dem Eigenthümer die Forderung zuſteht. 

1. Die einzelnen Fälle. 
a. Die Forderung iſt nicht zur Entſtehung gelangt, $ 1163 Abſ. 1 

Satz I. Vgl. hierzu noch unten Note 5. 

b. Die Forderung iſt erloſchen, § 1163 Abſ. 1 Satz 2. Vgl. auch Ab⸗ 

ſchnittvorb. vor § 362. 

a. Befriedigung des Gläubigers durch den perſönlichen Schuldner, ſoweit 
derſelbe von dem Eigenthümer oder einem Rechtsvorgänger deſſelben 
Erſatz nicht verlangen kann § 1164, insbeſondere alſo wenn der befrie⸗ 
digende Eigenthümer zugleich perſönlicher Schuldner iſt. 

B. Befriedigung durch Hinterlegung zum Zwecke der Ausſchließung des 
Gläubigers § 1171. 
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J. Verzicht des Gläubigers auf die Forderung (nicht auf die Hypothek) 
vgl. § 1168 Note 1 b. 

8. Wegen Vereinigung von Forderung und Schuld vgl. Vorb. zum 
III. Abſchnitt vor § 362, ferner § 1164 Abi. 2. 

e. Erlöſchen der dem Erſteher eines Grundſtücks zuſtehenden Hypotheken⸗ 
forderung durch Befriedigung aus dem Grundſtuck im Wege der 
Zwangsvollſtreckung Zw. §§ 91, 118. KG. Jahrb. 22 A 313. 

c. Die Briefhypothek bis zur Aushändigung des Hypotheken- 
briefs an den Gläubiger § 1163 Abſ. 2. Vgl. hierzu noch Note 5. 

d. Verzicht des Gläubigers ($ 1168) auf die Hypothek, ohne Ueber⸗ 
tragung der Forderung auf den Eigenthümer. Dem Verzichte ſtehen 
gleich 
4. die Ausſchließung des Gläubigers im Falle des § 1170; 

8. die Schuldübernahme ohne Einwilligung des Eigenthumers, F 418. 

e. Die im Wege der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
eingetragene Sicherungshypothek bei Aufhebung, Einſtellung oder Unzu⸗ 
läſſigkeit der Zwangsvollſtreckung, CPO. § 868 (zu § 1184). 

2. Die Verwandlung in eine Grundſchuld bedeutet, daß die in die 
Belaſtung aufgenommene Zweckbeſtimmung der Zahlung gegenſtandslos wird; 
eine ſonſtige Veränderung des Rechtsinhalts tritt nicht ein (vgl. Abſchnitt⸗ 
vorb. vor § 1113 Note BIT). 

An Stelle der für die Grundſchuld geltenden geſetzlichen Verzinſungs⸗, 
Zablungs⸗, Kündigungsbeſtimmungen (§§ 1193, 1194) treten die für die bis⸗ 
herige Forderung geltenden Beſtimmungen. 

A 5 Rückverwandlung der Grundſchuld in eine Hypothek richtet ſich nach 

§ 1198. 

3. Der Eigenthümer als Berechtigter ift den Beſchränkungen aus 
§ 1197 unterworfen: 

a. Der Eigenthümer kann nicht ſelbſt Zwangsvollſtreckung in ſein Grund⸗ 
ſtück betreiben, ſondern ſein Recht nur in dem von einem Anderen be⸗ 
triebenen Verfahren geltend machen, § 1197 Abſ. 1. 

b. Zinſen gebühren ihm nur, wenn das Grundſtück auf Antrag eines An⸗ 
deren in Zwangsverwaltung genommen iſt und nur für die Dauer der 
Zwangsverwaltung, § 1197 Abſ. 2. 

4. Grundbuchliche Behandlung. 

a. Außer den allgemeinen Vorſchriften GO. §§ 13, 19, 29 f. 49 ($ 873 
Note AID und den die Berichtigung im Allgemeinen betreffenden Vor⸗ 
ſchriften GO. § 22 (zu § 894) kommt GO. § 65 in Betracht. 

GO. § 65. Tritt nach $ 1177 Abs. I oder nach $ 1198 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs eine Grundschuld oder eine Rentenschuld an die Stelle der Hypo- 
thek, so ist, sofern nicht die Ertheilung eines neuen Briefes beantragt wird, die 
Eintragung der Rechtsänderung auf dem bisherigen Briefe zu vermerken und 
eine mit dem Briefe verbundene Schuldurkunde abzutrennen, 

Das Gleiche gilt, wenn nach $ 1150 des Bürgerlichen Gesetzbuchs an die 
Stelle der Forderung, für welche eine Hypothek besteht, eine andere Forderung 
gesetzt wird. 


b. Der Eigenthümer kann, ohne als der aus der Hypothel Berechtigte im 
Grundbuch eingetragen zu fein (GD. § 40 zu § 873 Note A 1i), die bie 
Hypothek betreffenden Eintragungen wirkſam bewilligen (vgl. § 1163 
Note A I4; RG. Jahrb. 20 A 190; OLG. 1 416). Erforderlich iſt aber 
der urkundliche Nachweis, daß die Vorausſetzungen der Eigenthümer⸗ 
bupothek vorliegen, alfo z. B. daß der Eigenthümer gezablt hat. Kc. 
Jahrb. 22 A 171. Dies gilt auch für die Eintragung ber Pfändung einer 
noch nicht umgeſchriebenen Eigenthümerhypothek DES. 4 320. 

e. Die Abtretung einer gemäß $ 1177 Abf. 1 in eine Grundſchuld verwan⸗ 
delten Hupothek fegt die Erklärung des Abtretenden voraus, ob ſte als 
Grundſchuld oder als Hypothek abgetreten werden ſoll; im letzteren Falle 


§ 1177. 


11. Hypothet fitr rückſtän⸗ 
dige „Jinien, Neben- 
leiſtungen und Koſten. 
a. Vereinigung mit 

dem Eigenthum. 


b. Verzicht 
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§ 1178. Die Hypothek für Rückſtände von Zinſen und anderen 
Nebenleiſtungen ſowie für Koſten, die dem Glaubiger zu erſtatten 
find, erliſcht, wenn fie fih mit dem Eigenthum in einer Perſon ver- 
einigt. Das Erlöſchen tritt nicht ein, ſolange einem Dritten ein 
Recht an dem Anſpruch auf eine ſolche Leiſtung zuſteht. 

Zum Verzicht auf die Hypothek für die im Abf. 1 bezeichneten 
Leiſtungen genügt die Erklärung des Gläubigers gegenüber dem 
Eigenthümer. Solange einem Dritten ein Recht an dem Anſpruch 
auf eine ſolche Leiſtung zuſteht, iſt die Zuſtimmung des Dritten er⸗ 
forderlich. Die Zuſtimmung iſt demjenigen gegenüber zu erklären, 
zu deſſen Gunſten ſie erfolgt; ſie iſt unwiderruflich. 


ift gemäß GO. § 65 Abſ. 2 die neue Schuldurkunde mit dem Hupotheken⸗ 
briefe zu verbinden. Vgl. KG. Jahrb. 22 A 311, 314. 

5. Wenn die Forderung nicht zur Entſtehung gelangt ift (Note 1a) und 
wenn der Hypothekenbrief dem Gläubiger noch nicht übergeben iſt (Note 10), 
ſteht nach F 1163 die Hypothek dem Eigenthümer zu. Auf diefe Fälle kann 
indeh § 1177 Abſ. 1 nicht unterſchiedslos angewendet werden. Es ift un: 
möglich zutreffend, daß ſich in dieſen Fallen ſtets die Hypothek in eine 
Grundſchuld verwandelt und daß der Gläubiger, wenn nachträglich die For⸗ 
derung entſteht oder der Hypothekenbrief übergeben wird, eine Grundſchuld 
und nicht eine Hypothek erwirbt. Man wird annehmen müſſen, daß, ſolange 
nicht endgültig feſtſteht, daß die Forderung nicht zur Entſtehung gelangt 
bzw. daß der Hypothekenbrief nicht übergeben wird, ein Schwebezuſtand vor- 
handen iſt, welcher nicht als eine Vereinigung der Hypothek mit dem 
Eigenthum aufgefaßt werden kann. Von einer Vereinigung kann in den 
bezeichneten Fällen um ſo weniger geſprochen werden, als die zu einer Ver⸗ 
einigung begrifflich erforderlich geweſene Trennung der Hypothek von dem 
Eigenthume materiell noch gar nicht vorgelegen hat. 

II. (Abſ. 2.) Vereinigung, bei welcher dem Eigenthümer die Forde- 
rung zuſteht, liegt in allen Fällen vor, in welchen der Eigenthümer die 
Hypothek erwirbt und zugleich weder er perſönlicher Schuldner iſt noch die 
Oypothek wegen Erlöſchens der Forderung auf ihn übergeht, alfo wenn der 
Eigenthümer, der nicht perſönlicher Schuldner iſt, den Gläubiger befriedigt 
($ 1143) oder ſonſt die Hypothek insbeſondere durch rechtsgeſchäftliche oder 
geſetzliche Uebertragung erwirbt. Dieſe ſog. Hypothek des Eigen⸗ 
thümers unterſcheidet fih von der Eigenthümerhypothek (zu I) dadurch, 
daß die Verbindung von Forderung und Hypothekaufrecht erhalten bleibt 
und ſomit, im Falle der Trennung von Eigenthum und Hypothek (Ueber⸗ 
tragung der Hypothek an einen Dritten oder Veräußerung des Grundſtücks 
unter Zurückbehalten der Hypothek), die Hypothek wiederum in unveränderter 
Geſtalt als Hypothek, nicht als Grundſchuld fortbeſteht. Während der Dauer 
der Vereinigung bleibt der Gläubiger⸗Eigenthümer den Beſchränkungen zu 
13 unterworfen. 

III. Beſondere Fälle. 

1. Perſonenmehrheiten. 

Eine Vereinigung von Eigenthum und Hypothek in einer Perſon im Sinne 
des § 1177 kann auch dann vorliegen, wenn das Eigenthum und das Hy⸗ 
pothekenrecht einer Mehrheit von Perſonen zuſtehen, indeß nur 
a. bei Gemeinſchaft zur geſammten Hand, wenn in Anſehung von Hypothek 

und Eigenthum ebendaſſelbe Gemeinſchaftsverhältniß obwaltet; 

b. bei Gemeinſchaft nach Bruchtheilen, wenn die Miteigenthümer und die 
aus der Hypothek Mitberechtigten nicht nur dieſelben Perſonen, ſondern 
auch an Hypothek und Eigenthum zu denſelben Quoten betheiligt ſind. 

2. Belaſtung der Hypothek mit dem Rechte eines Dritten (Pfand⸗ 
recht, Nießbrauch) dürfte trotz Vorliegens der Vorausſetzungen des § 1177 die 
Umwandlung der Hypothek in eine Grundſchuld ausſchließen. Vgl. § 1256. 
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8 1179. Verpflichtet fih der Eigenthümer einem Anderen gegen⸗ 
über, die Hypothek löſchen zu laſſen, wenn ſie ſich mit dem Eigen⸗ 
thum in einer Perſon vereinigt, ſo kann zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Löſchung eine Vormerkung in das Grundbuch eingetragen werden. 


§ 1178. A. Hypothek. . 

1. (Abf. 1.) Durch $ 1178 wird an den Vorſchriften über den Erwerb der 
Hypothek durch den Eigenthümer ($$ 1163, 1168) auch hinſichtlich der Rück⸗ 
ſtände von Zinſen und Nebenleiſtungen ſowie der Koſten (vgl. § 1159) nichts 
geändert, ſondern nur, in Abweichung von § 1177, als Folge der Vereinigung 
Erlöſchen der Hypothek feſtgeſetzt. Zugleich enthält Ab}. 1 inſofern eine Ab⸗ 
weichung von § 875, als das Erlöſchen ohne Löſchung im Grundbuch eintritt. 

2. (Abi. 2) In Abweichung von § 1168 Abſ. 2 wird für den Verzicht 
eine erleichterte Form vorgeſchrieben. Auf Grund des Verzichts tritt gemäß 
§ 1168 Abſ. 1 Erwerb durch den Eigenthumer und damit nach § 1178 Abſ. i 
Erlöſchen der Hypothek ein. 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) iſt in § 1178 für Hypothek 
Grundſchuld zu ſetzen. 

§ 1179. A. Hypothek. 

J. Eine die Eigenthümerhypothek mit dinglicher Wirkung beſeitigende 
oder beſchränkende Vereinbarung der Betheiligten iſt nicht zugelaſſen; es kann 
lediglich der Rechtsbehelf aus § 1179 in Frage kommen. Hierüber und über 
die Amortiſationsdarlehen der landſchaftlichen und ritterſchaftlichen Kredit⸗ 
anſtalten vgl. KG. Jahrb. 20 A 207. — Die Vormerkung bezweckt zwar in 
erſter Linie die Sicherung der Rangverbeſſerung eines bereits eingetragenen 
nachſtehenden Berechtigten, ſie iſt aber auch zuläſſig für einen Anderen, ins⸗ 
beſondere für einen Intereſſenten, der vielleicht in Zukunft ein Recht an dem 
Grundſtück erwerben wird, vgl. Bay. DILG. DLG. 4 490. — Auffaſſung der 
Löſchungsverpflichtung des Eigenthümers als ein auch ſeiner Kontursmaſſe 
gegenüber wirkſamer Verzicht auf die Geltendmachung der Eigenthümer⸗ 
hypothek RG. 19 59, Gruchot 44 1214. 

2. Fällt die Poſt durch Löſchung (vgl. $$ 875, 1183) fort, jo rücken die 
anderen Poſten entſprechend vor. Jede Neueintragung ſteht gemäß § 879 
den bereits vorhandenen Eintragungen im Range nach. 

3. Sicherung des Anſpruchs auf Loſchung durch Vormerkung §§ 883—888. 
Tritt der Eigenthümer trotz der Vormerkung des Anſpruchs auf Löſchung die 
Hypothek ab, ſo klagt der durch die Vormerkung Geſchützte gegen den zur 
Löſchung verpflichteten Eigenthümer auf Loſchung. Der Erwerber der Hy⸗ 
pothek ift gemäß 5 888 verpflichtet, ſeine Zuſtimmung zur Loſchung zu geben. 
Behält der Eigenthümer die Hypothek und veräußert das Grundſtück, ſo 
richtet ſich die Klage auf Löſchung gegen den bisherigen Eigenthümer, während 
gegen den neuen Cigenthümer auf Juſtimmung gemäß $S 888, 1183 geklagt 
wird. Vgl. hierzu § 983 Note III und zu $ 888. — Ueber die grundbuchliche 
Behandlung, insbeſondere über das Erforderniß des Vermerkes der Vormer⸗ 
kung auf dem Hypothekenbrieſe der löſchungspflichtigen Hypothek, vgl. KG. 
Jahrb. A A 175. Wenn der Hypothelenbrief ſich in der Hand eines Dritt⸗ 
berechtigten befindet vgl. § 885 Note IBI: + d 

4. Wenn zwiſchen der Hypothek, deren Vorrücken geſichert werden ſoll, und 
der zu löſchenden Eigenthümerhypothek noch eine Zwiſchenhypothek vorhanden 
ift, fo würde auch diefe mit Löſchung der Eigenthümerhypothek vorrücken. 
Soll dies vermieden werden, fo bietet ſich der Ausweg des $ 1180. 

5. Uebergangsvorſchrift. ? 

CO. Art. 194. Durch Landesgeſetz kann beftimmt werden, daß ein Gläu⸗ 
biger, deffen Pfandrecht zu der im Artikel 192 bezeichneten Zeit beſteht, die 
Löſchung eines im Range vorgehenden oder gleichſtehenden Pfandrechts, falls 
dieſes ſich mit dem Eigenthum in einer Perſon vereinigt, in gleicher Weiſe 


12. Vormerkung bes An⸗ 
ſpruchs auf Löſchung 
der Eigenth. hypothek. 


XIV. Auswechslung der 
forderung. 
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$ 1180. An die Stelle der Forderung, für welche die Hypothek 
beſteht, kann eine andere Forderung geſetzt werden. Zu der Aen⸗ 
derung iſt die Einigung des Gläubigers und des Eigenthümers ſowie 
die Eintragung in das Grundbuch erforderlich; die Vorſchriften des 
$ 873 Abſ. 2 und der SS 876, 878 finden entſprechende Anz 
wendung. 

Steht die Forderung, die an die Stelle der bisherigen Forderung 
treten ſoll, nicht dem bisherigen Hypothekengläubiger zu, ſo iſt deſſen 
Zuſtimmung erforderlich; die Zuſtimmung iſt dem Grundbuchamt 
oder demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt. 
Die Vorſchriften des § 875 Abſ. 2 und des § 876 finden ent- 
ſprechende Anwendung. 


zu verlangen berechtigt ift, wie wenn zur Sicherung des Rechtes auf Löſchung 

eine Vormerkung im Grundbuch eingetragen wäre. 

B. Grundſchuld. ` 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) ift in § 1179 für Hypothek Grund- 
ſchuld zu ſetzen. 

$ 1180. 1. Zweck der Vorſchrift. 

Durch die Vorſchrift des § 1180 ſoll den Betheiligten, welche an die Stelle 
der bisherigen Forderung eine andere Forderung ſetzen wollen, der Umweg 
erſpart werden, daß der Gläubiger auf die Hypothek verzichtet ($ 1168 Abſ. 2) 
und der Eigenthümer alsdann die für ihn durch den Verzicht entſtehende 
Eigenthümergrundſchuld (§§ 1168 Abſ. 1, 1177 Abſ. 1) gemäß § 1198 in eine 
Hypothek für die neue Forderung umwandelt. 

Auf die Grundſchuld ($ 1192) iſt § 1180 nicht anwendbar. 

2. Rechtliche Konſtruktion der Forderungs auswechslung— 
Stellung des perſönlichen Schuldners. 

a. Die Protokolle II. Leſung verneinen mit Recht einen Widerſpruch zwiſchen 
$ 1180 und dem Prinzipe des § 1153. In § 1153 handelt es ſich um 
Uebertragung einer hypothekariſch geſicherten Forderung, in $ 1180 um 
eine Aenderung des Inhalts der Hypothek. 

b. Bei Zugrundelegung dieſer Konſtruktion würde eine theilweiſe Aufhebung 
und theilweiſe Neubegründung der Hypothek vorliegen, vgl. § 877 Note 1. 
Der perſönliche Schuldner iſt demgemäß durch § 1165 geſchützt, da der 
Fall des § 1180 als eine theilweiſe Aufhebung der Hypothek durch die 
Erwähnung des § 1183 in § 1165 mitumfaßt iſt. 

3. Erforderniſſe. 

a. Auswechslung der bisherigen Forderung gegen eine Forderung deſſelben 
Gläubigers: 

a. Erforderniß von Einigung und Eintragung vgl. § 873 Abſ. 1; 

p. Bindung an die Erklärung § 873 Abſ. 2, vgl. hierzu RG. 50 81; 

J. Zuſtimmung Drittberechtigter § 876; 

5. Nachträgliche Verfügungsbeſchränkung § 878; 

e. Wegen der grundbuchlichen Behandlung vgl. zu § 873 Note A II, ferner 
GO. § 65 Abſ. 2 (zu § 1177); 

b. Auswechslung der bisherigen Forderung mit einer Forderung, welche nicht 
dem bisherigen Gläubiger zuſteht. (Hauptfall: Sicherung einer Forderung 
des in Ausſicht genommenen Erwerbers der Hypothek.) 

a. Die Einigung (a a) hat zwiſchen dem neuen Gläubiger und dem 
Eigenthümer ſtattzufinden; 

8. Der bisherige Gläubiger hat feine Zuſtimmung gemäß Abſ. 2 zu geben. 
Bindung an die Zustimmung § 875 Abſ. 2. Erforderniß der Zu- 
ſtimmung Drittberechtigter § 876. 

J. Im Uebrigen vgl. zu a. 
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§ 1181. Wird der Gläubiger aus dem Grundſtücke befriedigt, XV. 


ſo erliſcht die Hypothek. 


Befriedigung des 
Gläubigers aus dem 
Grundſtücke. 


Erfolgt die Befriedigung des Gläubigers aus einem der mit einer Erloſchen der Sypotyet. 


Geſammthypothek belaſteten Grundſtücke, ſo werden auch die übrigen 
Grundſtücke frei. 

Der Befriedigung aus dem Grundſtücke ſteht die Befriedigung aus 
den Gegenſtänden gleich, auf die ſich die Hypothek erſtreckt. 


4. Rechtsſtellung der nachſtehenden Berechtigten. 

Die Aenderung der Forderung darf und kann eine Verſchlechterung der 
Stellung nachſtehender Berechtigter nicht herbeiführen. 

Die Hypothek hat fortab den Inhalt, daß die Führung der Legitimation 
des Berechtigten, an welchen die beſtimmte Geldſumme ($ 1113) aus dem 
Grundſtücke zu zahlen ift, durch eine andere als die ursprüngliche Forderung 
vermittelt wird. Der Zuſtimmung der nachſtehenden Berechtigten bedarf es 
nicht. (Vgl. Abſchnittvorb. vor § 1113 Note B IV.) 


8 1181. A. Hypothek. 

I. Befriedigung aus dem Grundſtücke. 

1. Die Befriedigung aus dem Grundſtücke, welcher nach § 1181 Abſ. 3 die 
Befriedigung aus den der Hypothek unterliegenden Gegenſtanden ($$ 1120 
bis 1130) gleichſteht, erfolgt im Wege der Zwangsvollſtreckung ($ 1147). 

Die Zwangsvollſtreckung kann auch Mobiliarzwangsvollſtreckung ſein. 
Vgl. § 1147 Note A 3. Borb. zu 88 1120 ff. Note III 2. Auf alle anderen 
außerhalb der Zwangsvollſtreckung in die der Hypothek unterliegenden 
Gegenſtände ſich vollziehenden Arten der Befriedigung findet § 1181 nicht 
Anwendung, auch wenn die Befriedigung mit Mitteln, welche aus dem 
Kaen ſtammen (Miethzinſen ꝛc.), erfolgt. Vgl. SS 1163, 1164, 1172, 

73, 1174. 

2. Der normale Fall der Befriedigung aus dem Grundſtück iſt 
1911 der 5 Zw. §§ 117 (Zwangsverſteigerung), 157, 158 (Zwangsver⸗ 
waltung). 

3. In gewiſſen Beziehungen wirkt wie die Befriedigung aus dem 
Grundſtücke: 

a. die Vereinbarung zwiſchen dem Berechtigten und dem Erſteher darüber, 
daß ein Recht, welches an ſich durch den Zuſchlag erlöſchen würde, beſtehen 
bleiben fot (Zw. § 91); X 

p. die Uebertragung der Forderung gegen den Erſteher auf Berichtigung des 
Baargebots Zw. § 118, n 
a. wenn Zablungsfriſten feſtgeſetzt ſind, Zw. $$ 60, 61, 118 Abj. 1 Satz 2; 
6. wenn, ohne daß Zahlungsfriſten feſtgeſetzt ſind, der Erſteher das 

Baargebot nicht berichtigt, ſofern nicht der Berechtigte dem Gerichte 
gegenüber vor Ablauf von drei Monaten auf die Rechte aus der 
Uebertragung verzichtet oder die Zwangsverſteigung beantragt § 118 
Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2. Kr N r f 

4. Wie Befriedigung aus dem Grundſtücke wirkt nicht die 
Uebertragung von Forderungen gegen den Erſteher auf Zahlung von Be⸗ 
trägen, um welche ſich das Baargebot beim etwaigen Wegfalle von Rechten, 
die im geringſten Gebote berückſichtigt find, erhoht. Zw. §§ 50, 51, 125. 

II. Wirkung der Befriedigung aus dem Grundſtücke. 

1. Erlöſchen der Hypothek (§ 1181 Abſ. 1). : 

2. Der verſönlich haftende Schuldner und etwaige mitverpflichtete Dritte 
91292. werden frei; ebenſo erlöſchen etwa anderweit beſtehende Pfandrechte 

252. 

3. Wegen Erlöfhens der Geſammthypothek $ 1181 Abſ. 2, vgl. zu § 1132. 

Die Löſchung der Geſammthypothek auf den mithaftenden Grundſtücken iſt 


2. Sonderregelung für d. 
Geſammthypothek. 
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§ 1182. Soweit im Falle einer Geſammthypothek der Eigen⸗ 
thümer des Grundſtücks, aus dem der Gläubiger befriedigt wird, 
von dem Eigenthümer eines der anderen Grundſtücke oder einem 
Rechtsvorgänger dieſes Eigenthümers Erſatz verlangen kann, geht 
die Hypothek an dem Grundſtücke dieſes Eigenthümers auf ihn über. 
Die Hypothek kann jedoch, wenn der Gläubiger nur theilweiſe bez 
friedigt wird, nicht zum Nachtheile der dem Gläubiger verbleibenden 
Hypothek und, wenn das Grundſtück mit einem im Range gleich⸗ 
oder nachſtehenden Rechte belaſtet ift, nicht zum Nachtheile dieſes 
Rechtes geltend gemacht werden. 


nicht von dem Vollſtreckungsrichter, ſondern von den Betheiligten zu be⸗ 
treiben. KG. OLG. 4 376. 

III. Die Befriedigung aus dem Gruundſtück ift Befriedigung aus dem 
Vermögen des Eigenthümers, alſo durch den Eigenthümer. 

1. Uebergang der Forderung gegen den perſönlichen Schuldner auf den 
Eigenthümer § 1143. 

2. Wegen des Regreßanſpruchs des Eigenthümers gegen die Eigenthümer 
mithaftender Grundſtücke § 1182. 

IV. Ausfall in der Zwangsverſteigerung. 

1. Welche Rechte durch den Zuſchlag erlöſchen, vorausgeſetzt, daß der⸗ 
ſelbe nicht im Beſchwerdewege durch Beſchluß rechtskräftig aufgehoben wird 
(Zw. $$ 89, 104, 95 ff.), ergiebt fih aus Zw. $$ 91, 52, 59 ff. 

2. An Stelle des erloſchenen Rechtes tritt der Anſpruch auf ranggemäße 
Befriedigung aus dem Erlöſe. Soweit der Erlös zur Befriedigung der An⸗ 
ſprüche nicht ausreicht, iſt das Recht ausgefallen. 

3. Die Geltendmachung des perſönlichen Anſpruchs iſt an ſich unabhängig 
von dem Ausfall oder Nichtausfalle des dinglichen Rechtes. Ob der Ausfall 
des dinglichen Rechtes eine für den perſönlichen Anſpruch gewährte Friſtbe⸗ 
1 5 7 Erledigung bringt, iſt Auslegungsfrage für den einzelnen Fall. 

gl. RG. 53. 

4. Geltendmachung des Ausfalls im Konkurſe des perſönlichen Schuldners 
KO. § 64, abgedruckt Abſchnittvorb. vor § 11183 Note B II. 

5. Der Hypothekenbrief über die ausgefallene Poft vgl. zu 8 1116 A1 4b. 

B. Grundſchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) ift in § 1181 ſtatt „Hupothek“ 
und „Geſammthypothek“ zu ſetzen „Grundſchuld“ und „Geſammtgrundſchuld“. 


§ 1182. A. Hypothek. 

1. Die Befriedigung aus einem der mithaftenden Grundſtücke wird für 
das Verhältniß der Eigenthümer der mithaftenden Grundſtücke unter einander 
ebenſo behandelt wie die freiwillige Befriedigung durch den Eigenthümer des 
der Zwangsvollſtreckung unterworfenen Grundſtücks (§ 1173). 

2. Der Regreßanſpruch (vgl. § 426), um deſſen hypothekariſche Sicherung 
es ſich in § 1182 handelt, iſt nach dem zwiſchen den Eigenthümern bezüglich 
der Entſtehung der Geſammthypothek obwaltenden perſönlichen Rechtsverhält⸗ 
niſſe zu beurtheilen. 

3. Die Regreßhypothek darf zum Nachtheile gleich⸗ oder nachſtehender 
Rechte nicht geltend gemacht werden, weil die nachſtehenden Berechtigten in 
ihrer Erwartung, in Folge der Befriedigung der Geſammthypothek aus einem 
der Grundſtücke vorzurücken, nicht gekäuſcht werden dürfen. Val. § 1132 
Note AIV. 

B. Grundſchuld. X 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) ift in $ 1182 ſtatt „Hypothek“ 
und „Geſammthypothek“ „Grundſchuld“ und „Geſammtgrundſchuld“ zu ſetzen. 
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§ 1183. Zur Aufhebung der Hypothek durch Rechtsgeſchäft iſt XVI. Rechtsgeſchaftl. Auf- 


die Zuſtimmung des Eigenthümers erforderlich. Die Zuſtimmung 
iſt dem Grundbuchamt oder dem Glaubiger gegenüber zu erklären; 
ſie iſt unwiderruflich. 

8 1184. Eine Hypothek kann in der Weiſe beſtellt werden, daß 
das Recht des Gläubigers aus der Hypothek ſich nur nach der For⸗ 
derung beſtimmt und der Gläubiger ſich zum Beweiſe der Forderung 
nicht auf die Eintragung berufen kann (Sicherungshypothek). 

Die Hypothek muß im Grundbuch als Sicherungshypothek be⸗ 
zeichnet werden. 


§ 1183. A. Hypothek. 

1. Die Aufhebung der Hypothek durch Rechtsgeſchäft würde nach den 
allgemeinen Vorſchriften des § 875 durch einſeitigen Verzicht des Berechtigten 
und Löſchung im Grundbuch erfolgen. Die Vorſchrift des § 1183 erfordert 
darüber hinaus zum Schutze des dem Eigenthümer zuſtehenden Rechtes, die 
Hypothek als Eigenthümerhypothek zu erwerben (vgl. zu § 1177 Note Il), die 
Zuſtimmung des Eigenthümers. 

a. Indeß ift die Zuſtimmung des Eigenthümers ſelbſt nicht erforderlich, 
wenn ein Dritter ſie erklärt, der hierzu — auch außerhalb des Falles 
der Vertretung — ermächtigt iſt, z. B. der Teſtamentsvollſtrecker für die 
Erben; vgl. ferner OLG. 155. Löſchung auf Erſuchen einer zuſtändigen 
Behörde erfordert nicht die Zuſtimmung des Eigenthümers OLG. 3 227 
(Generalkommiſſion). 

b. Steht das belaſtete Grundſtück im Miteigenthume, ſo iſt die Zuſtim⸗ 
mung aller Miteigenthümer erforderlich. Nur wenn dieſe Zuſtimmung 
in grundbuchmäßiger Form vorliegt, genügt gemäß GO. § 13 der An⸗ 
trag jedes einzelnen Miteigenthümers zur Löſchung, KG. Jahrb. 20 A 209, 
OLG. 1 292. Die Zuſtimmung eines von der Verfügung ausgeſchloſſenen 
Miteigenthümers iſt nicht erforderlich, ſo der Ehefrau bei Gütergemein⸗ 
ſchaft, vgl. § 1443 Note I 2a, vgl. OLG. 3 226. 

e. Zur Aufhebung einer auf dem Antheile des einzelnen Miteigenthümers 
haftenden Hypothek ($ 1114) iſt die nach § 1183 erforderliche Zuſtimmung 
nur von dem betreffenden Miteigenthümer zu erklären, vgl. § 1008 
Note 1. 

2. Die Aufhebung der Eigenthümerhypothek durch den Eigenthümer richtet 
ſich ſchlechthin nach § 875. 5 

3. GO. § 27 Abs. I. Eine Hypothek, eine Grundschusd oder eine Renten- 
schuld darf nur mit Zustimmung des Eigenthümers des Grundstücks gelöscht 
werden. 

4. Zur Erniedrigung des Zinsſatzes ift die Einwilligung des Eigenthümers 
nur inſoweit erforderlich, als es ſich um die den 5prozentigen Zinsſatz über⸗ 
ſteigenden Zinſen handelt, vgl. zu § 1119. À > 

5. Wegen Aufhebung der auf Erſuchen des Vormundſchaftsgerichts auf 
dem Grundſtücke des Vormundes eingetragenen Hypothek vgl. zu § 1844. 

6. Aufhebung der Hypothek im Sinne des $ 1133 ift gänzliche Beſeiti⸗ 
gung der Hypothek, Verzicht auf die Hypothek im Sinne des § 1168 iſt 
Aufgabe des Hypothekenrechts ſeitens des Gläubigers. Will der auf 
Grund des Verzichts die Hypothek erwerbende Eigenthümer die Löſchung der 
Hypothek herbeiführen, fo muß der Verzicht vorher gemäß § 1168 Abf. 2 
en werden. 

. Grundfchuld. 

Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) ift in § 1183 ſtatt „Hypothek“ 
„Grundſchuld“ zu ſetzen. 

§ 1184. 1. Abſ. 1 laßt die Beſtellung einer Sicherungshypothek, d. i. einer 
ſtreng akzeſſoriſchen Hypothek für eine dem Grunde und der Höhe nach 

©. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 50 


hebung der Hppotbef. 


B. Sicherungs hypothek. 
1. Inhalt. 


2. Eintragung. 


§ 1184. 
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beſtimmte Forderung zu. Wegen des Unterſchieds von der gewohnlichen Hy⸗ 

pothek vgl. § 1185. Wegen der fog. Kautionshypothek § 1190, insbeſondere 

Note 2 daſelbſt. 

2. Begründungsvertrag. 

Ob die Verpflichtung zur Beſtellung einer Hypothek für eine dem Grunde 
und der Höhe nach beſtimmte Forderung auf Einräumung einer gewöhn⸗ 
lichen Hypothek oder einer Sicherungshypothek geht, iſt Frage der Auslegung 
des obligatoriſchen Rechtsgeſchäfts. Unter dieſen Umſtänden iſt Vor⸗ 
ſicht bei der Abfaſſung von Verträgen geboten und die bisher 
übliche Faſſung (z. B. das Kaufgeld wird geſtundet; zur Sicherung des- 
ſelben verpfändet Käufer das erkaufte Grundſtück und bewilligt die Eintra⸗ 
gung), wenn nicht eine Sicherungshypothek, ſondern eine gewöhnliche Hypo⸗ 
thek beabſichtigt wird, zu vermeiden. 

3. (Abſ. 2.) Eintragung. 

a. Unterbleibt — entgegen der Vorſchrift des Abſ. 2 und im Widerſpruche 
mit der Eintragungsbewilligung — die Bezeichnung der Hypothek im 
Grundbuch als Sicherungshypothek, ſo hat der Eigenthümer gegen den 
Gläubiger ſowohl den Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs nach 
§§ 894 ff. als auch die Einreden aus $$ 1137, 1157. In der Hand eines 
Dritten jedoch, welcher die Hypothek im guten Glauben an die Richtigkeit 
des Grundbuchs durch Rechtsgeſchäft erworben hat (§§ 892, 1138), ver: 
liert die Hypothek ihren Charakter als Sicherungshypothek und wird eine 
gewöhnliche Hypothek. Ausgleichsanſpruch zwiſchen dem Eigenthümer und 
dem erſten Gläubiger § 816. 

b. Abſ. 2 findet keine Anwendung auf die Hypothek für die Forderung aus 
einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber oder aus indoſſablen Papieren 
($ 1187) und die Höchſthypothek (§ 1190). In dieſen Fällen ift die Hy: 
1 5 ne Sicherungshypothek, auch wenn fte nicht als ſolche bez 
zeichnet iſt. 

c. Wegen des Inhalts des Eintragungsvermerkes bei den auf Grund eines 
Zwangsverſteigerungsverfahrens einzutragenden Sicherungshypotheken 
vgl. Zw. § 130 Abſ. 1 zu 6. 


4. Reichsrechtlicher Hypothektitel des Unternehmers eines 
Bauwerkes auf Einräumung einer Sicherungshypothek am Baugrundſtücke 
§ 648 und Bemerkungen daſelbſt. 

5. Die Zwangshypothek. 

a. Eintragung einer Zwangshypothek erfolgt in der Form der 
Sicherungshypothek. Hierdurch werden dem Schuldner die ihm gegen 
die Forderung zuſtehenden Einreden auch gegenüber einem gutgläubigen 
Erwerber der Forderung erhalten (§ 1185 Abſ. 2). 

Die Einigung der Parteien ($ 873) wird durch den vollſtreckbaren Titel 
erſetzt. Die Eintragung erfolgt auf Grund des von dem Gläubiger bei 
dem Grundbuchamte zu ſtellenden Antrags (GO. § 13) ohne Mitwirkung 
des Prozeßgerichts. Die Eintragung der Zwangshypothek iſt ein Akt 
der Zwangsvollſtreckung und erfordert das Vorliegen eines vollſtreckbaren 
Titels und der allgemeinen Vorausſetzungen für den Beginn der Zwangs⸗ 
vollſtreckung (CPO. §§ 750 ff.). Vgl. auch zu § 873 Note B II 1d. 

Die Beſchwerde gegen Entſcheidungen des Grundbuchamts über die 
verſagte Eintragung einer Zwangshypothek richtet ſich nicht nach CPO. 
§8 793, 568, ſondern nach SS 71 ff. GO. RG. 48 242. Die Eintragung 
einer Sicherungshypothek gemäß § 866 CPO. auf Grund mehrerer 
Schuldtitel deſſelben Gläubigers gegen denſelben Schuldner ift nicht zu 
läſſig, wenn zwar die Geſammtſumme aller aus den Schuldtiteln fidh 
ergebenden Forderungen, aber nicht ein einzelner dieſer Schuldtitel (unter 
Hinzurechnung der Zinſen und Koſten) den Betrag von 300 M. über? 
ſteigt (CPO. § 866 Abſ. 3). RG. 48 242. 
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CPO. § 866. Die Zwangsvollstreckung in ein Grundstück erfolgt durch 
Eintragung einer Sicherungshypothek für die Forderung, durch Zwangsverstei- 
gerung und durch Zwangsverwaltung. 

Der Gläubiger kann verlangen, dass eine dieser Massregeln allein oder neben 
den übrigen ausgeführt werde. 

Auf Grund eines Vollstreckungsbefehls findet die Eintragung einer Sicherungs- 
hypothek nicht statt. Auf Grund eines anderen Schuldtitels darf eine Sicherungs- 
hypothek nur für eine den Betrag von dreihundert Mark übersteigende Forde- 
rung eingetragen werden; die Vorschriften der §§ 4, 5 finden entsprechende 
Anwendung. 

§ 867. Die Sicherungshypothek wird auf Antrag des Gläubigers in das 
Grundbuch eingetragen; die Eintragung ist auf dem vollstreckbaren Titel zu 
vermerken. Mit der Eintragung entsteht die Hypothek. Das Grundstück haftet 
auch für die dem Schuldner zur Last fallenden Kosten der Eintragung. 

Sollen mehrere Grundstücke des Schuldners mit der Hypothek belastet wer- 
den, so ist der Betrag der Forderung auf die einzelnen Grundstücke zu ver- 
theilen; die Grösse der Theile bestimmt der Gläubiger. 

$ 868. Wird durch eine vollstreckbare Entscheidung die zu vollstreckende 
Entscheidung oder ihre vorläufige Vollstreckbarkeit aufgehoben oder die Zwangs- 
vollstreckung für unzulässig erklärt oder deren Einstellung angeordnet, so er- 
wirbt der Eigenthümer des Grundstücks die Hypothek. 

Das Gleiche gilt, wenn durch eine gerichtliche Entscheidung die einstweilige 
Einstellung der Vollstreckung und zugleich die Aufhebung der erfolgten Voll- 
streckungsmassregeln angeordnet wird oder wenn die zur Abwendung der Voll- 
streckung nachgelassene Sicherheitsleistung oder Hinterlegung erfolgt. 


b. Wegen der Arreſthypothek CPD. § 932 zu § 1190. 


6. Fälle der Sicherungshypothek bei der Zwangs verſteigerung 
eines Grundſtücks Zw. 95 128—132, 134. 

Zw. § 128. Soweit für einen Anspruch die Forderung gegen den Ersteher 
übertragen wird, ist für die Forderung eine Sicherungshypothek an dem Grund- 
stücke mit dem Range des Anspruchs einzutragen. War das Recht, aus wel- 
chem der Anspruch herrührt, nach dem Inhalte des Grundbuchs mit dem Rechte 
eines Dritten belastet, so wird dieses Recht als Recht an der Forderung mit- 
eingetragen. 

Soweit die Forderung gegen den Ersteher unvertheilt bleibt, wird eine Siche- 
rungshypothek für denjenigen eingetragen, welcher zur Zeit des Zuschlags Eigen- 
thümer des Grundstücks war. 

Mit der Eintragung entsteht die Hypothek. Vereinigt sich die Hypothek mit 
dem Eigenthum in emer Person, so kann sie nicht zum Nachtheil eines Rechtes, 
das bestehen geblieben ist, oder einer nach Abs. 1, 2 eingetragenen Sicherungs- 
hypothek geltend gemacht werden. . s 

Wird das Grundstück von neuem versteigert, so ist der zur Deckung der 
Hypothek erforderliche Betrag baar zu berichtigen. à 

§ 129. Die Sicherungshypothek für die im $ 10 Nr. 1 bis & bezeichneten 
Ansprüche, für die im $ 10 Nr. 4 bezeichneten Ansprüche auf wiederkehrende 
Leistungen und für die im $ 10 Abs. 2 bezeichneten Kosten kann nicht zum 
Nachtheile der Rechte, welche bestehen geblieben sind, und der übrigen nach 
$128 Abs. 1, 2 eingetragenen Sicherungshypoiheken geltend gemacht werden, es 
sei denn, dass vor dem Ablaufe von sechs Monaten nach der Eintragung der- 
jenige, welchem die Hypothek zusteht, die Zwangsversteigerung des Grundstücks 
beantragt. Wird der Antrag auf Zwangsversteigerung zurückgenommen oder das 
Verfahren nach $ 31 Abs. 2 aufgehoben, so gilt er als nicht gestellt, 

$ 130. Ist der Theilungsplan ausgeführt und der Zuschlag rechtskräftig, so 
ist das Grundbuchamt zu ersuchen, den Ersteher als Eigenthümer einzutragen, 
den Versteigerungsvermerk sowie die durch den Zuschlag erloschenen Rechte zu 
löschen und die Eintragung der Sicherungshypotheken für die Forderung gegen 
den Ersteher zu bewirken. Bei der Eintragung der Hypotheken soll im Grund- 


50* 


$ 1184. 


3. Abweichungen v. d. ge⸗ 
wöhnlichen Hypothek, 
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§ 1185. Bei der Sicherungshypothek ift die Ertheilung des 
Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen. 

Die Vorſchriften der $$ 1138, 1139, 1141, 1156 finden keine 
Anwendung, 


buch ersichtlich gemacht werden, dass sie auf Grund eines Zwangsversteige- 
rungsverfahrens erfolgt ist. 

Ergiebt sich, dass ein bei der Feststellung des geringsten Gebots berücksich- 
tigtes Recht nicht zur Entstehung gelangt oder dass es erloschen ist, so ist das 
Ersuchen auch auf die Löschung dieses Rechtes zu richten. 

Hat der Ersteher, bevor er als Eigenthümer eingetragen worden ist, die Ein- 
tragung eines Rechtes an dem versteigerten Grundstücke bewilligt, so darf die 
Eintragung nicht vor der Erledigung des im Abs. I bezeichneten Ersuchens er- 
‚Folgen. 

$ 131. In den Fällen des $ 130 Abs. 1 ist zur Löschung einer Hypothek, 
einer Grundschuld oder einer Rentenschuld, im Falle des $ 128 zur Eintragung 
des Vorranges einer Sicherungshypothek die Vorlegung des über das Recht er- 
theilten Briefes nicht erforderlich. 

$ 132. Nach der Ausführung des Theilungsplans ist die Forderung gegen 
den Ersteher und im Falle des $ 81 Abs. 4 auch gegen den für mithafiend er- 
klärten Meistbietenden, der Anspruch aus der Sicherungshypothek gegen den Er- 
steher und jeden späteren Eigenthümer vollstreckbar. Diese Vorschrift findet 
keine Anwendung, soweit der Ersteher einen weiteren Betrag nach den $$ 50, 
51 zu zahlen hat. 

Die Zwangsvollstreckung erfolgt auf Grund einer vollstreckbaren Ausfertigung 
des Beschlusses, durch welchen der Zuschlag ertheilt ist. In der Vollstreckungs- 
klausel ist der Berechtigte sowie der Betrag der Forderung anzugeben; der Zu- 
stellung einer Urkunde über die Uebertragung der Forderung bedarf es nicht. 

Zw. § 134. Im Falle des $ 61 tritt für das Vertheilungsverfahren an die 
Stelle der Forderung gegen den Ersteher die Forderung gegen den für zahlungs- 
pflichtig erklärten Dritten. Wird von dem Dritten die ihm obliegende Zahlung 
im Vertheilungstermine bewirkt, so ist für seine Forderung gegen den Ersteher 
eine Sicherungshypothek an dem versteigerten Grundstück einzutragen. Auf die 
Hypothek finden die Vorschriften des § 128 Abs. 3 Satz 1, des $ 130 Abs. 1 
und des $ 132 entsprechende Anwendung. 

7. Sicherungshypothek an dem Grundſtücke des Vormundes, 
Pflegers, Beiſtandes vgl. § 1844 und daſelbſt FrG. § 54. 

8. Landesgeſetzlicher Hypothekentitel des Fiskus 2c. 

EG. Art. 91. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach 
welchen der Fiskus, eine Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen 
Rechtes oder eine unter der Verwaltung einer öffentlichen Behörde ſtehende 
Stiftung berechtigt iſt, zur Sicherung gewiſſer Forderungen die Eintragung 
einer Hypothek an Grundſtücken des Schuldners zu verlangen, und nach 
welchen die Eintragung der Hypothek auf Erſuchen einer beſtimmten Behörde 
zu erfolgen hat. Die Hypothek kann nur als Sicherungshypothek eingetragen 
werden; ſie entſteht mit der Eintragung. 

Vgl. über die Landesgeſetzgebung zu EG. Art. 91. 

9. Kraft Geſetzes entſteht eine Sicherungshypothek, wenn die 
auf Uebertragung des Eigenthums an einem Grundſtücke gerichtete 
Forderung mit einem Pfandrechte (§ 1287) oder mit einem Pfändungs⸗ 
bau (CPO. § 848 Abſ. 2) belaſtet ift und der Schuldner die Leiſtung 

ewirkt. 

§ 1185. 1. Abſ. 1. Da bei der Sicherungshypothek die Ertheilung eines 
Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt, finden, ſoweit nicht beſondere Abwei⸗ 
chungen (Abſ. 2; §§ 1187—1190) vorgeſehen find, die für die gewöhnliche 
Buchhypothek geltenden Vorſchriften Anwendung. 
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§ 1186. Eine Sicherungshypothek kann in eine gewöhnliche 
Hypothek, eine gewöhnliche Hypothek kann in eine Sicherungshypothek 
umgewandelt werden. Die Zuſtimmung der im Range gleich- oder 
nachſtehenden Berechtigten iſt nicht erforderlich. 


2. Abſ. 2. Es bedeutet die Nichtanwendbarkeit 
a. des § 1138, 
daß die Vermuthung der Richtigkeit des Grundbuchs ſich nicht auf die 
Forderung erſtreckt ($ 891). Der Gläubiger muß den Beſtand der 
Forderung nach Grund und Höhe beweiſen; 
daß auch gegenüber dem gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen Er⸗ 
werber der Sicherungshypothek die Geltendmachung von Einwendungen 
und Einreden gegen die Forderung nicht über das ſich nach den 
allgemeinen Vorſchriften ($$ 398 ff.) ergebende Maß hinaus beſchränkt 
ift Für die Einreden aus einem zwiſchen dem Eigenthümer als ſolchem 
und dem Gläubiger beſtehenden Rechtsverhältniſſe verbleibt es bei § 1157. 
Die Nichtanwendbarkeit des § 1138 läßt aber die Anwendbarkeit der 
die dingliche Belaſtung als ſolche betreffenden Vorſchriften der §§ 891, 
892 unberührt. Vgl. § 1138 Note 11; 
b. des § 1139, 
daß ein Widerſpruch wegen Nichtempfanges der Darlehensvaluta auf 
Grund des § 1139 (weil überflüſſig, vgl. zu a und $ 607) nicht erfolgt; 
c. des § 1141, 
daß nicht der Eigenthümer als ſolcher für die Kündigung aktiv und 
paſſiv legitimirt ift, ſondern daß die Fälligkeit der Forderung entſprechend 
der ſtreng akzeſſoriſchen Natur der Sicherungshypothek dem perſonlichen 
Schuldner gegenüber eingetreten ſein muß; 
d. des § 1156, 
daß für das Verhältniß zwiſchen dem Schuldner und dem Zeſſtonar 
der Forderung die SS 406—408 anwendbar find. Der Schuldner ſteht 
ſomit hinſichtlich ſeines Aufrechnungsrechts gegen den bisherigen Gläubiger 
($ 406), hinſichtlich der ohne Kenntniß von der erfolgten Abtretung an 
den bisherigen Gläubiger bewirkten Leiſtungen und der zwiſchen ihm und 
dem bisherigen Gläubiger vorgenommenen Rechtsgeſchäfte und anhängig 
gewordenen Rechtsſtreitigkeiten (§ 407), ſowie im Falle der Doppel⸗ 
abtretung ($ 408) wie der Schuldner einer nicht durch Hypothek geſicherten 
Forderung. 
3. Insbeſondere iſt hervorzuheben: 

a. die Vorſchriften über die Uebertragung der Forderung ($$ 1153, 
1154 Abi. 3) finden auch auf die Sicherungshypothek Anwendung, ſoweit 
nicht in $ 1187 für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber und in 8 1190 Abf. 4 für die Höchſt hypothek Ausnahmen 
gemacht ſind; j en 

b. die Vorſchriften über die Eigenthümerhypothek (vgl. $ 1177) gelten 
auch für die Sicherungshypothek. Vgl. aud EPO. § 868 (zu § 1184). 
Wegen der Beſchränkung der Geltendmachung einer Eigenthümerhypothek, 
welche auf Grund eines Zwangsverſteigerungsverfahrens eingetragen iſt, 
vgl. Zw. § 128 Abſ. 3 (zu § 1184). 

$ 1186. 1. Die Umwandlung der Sicherungshypothek in eine gewöhnliche 

Hypothek und umgekehrt iſt Aenderung des Inhalts des Rechtes im Sinne 

des $ 877 und richtet ſich demnach nach § 873 (Einigung zwiſchen dem Eigen⸗ 

thümer und Gläubiger ſowie Eintragung, Bindung an die Einigung), § 874 

(Inhalt der Eintragung); § 876 (Zuſtimmung Drittberechtigter) kommt wohl 

nur in Frage bei Umwandlung einer gewöhnlichen Hypothek in eine Siche⸗ 

rungshypothek; § 878 (Rachträgliche Verfügungsbeſchränkung des Erklärenden). 

Die Eintragung des Gläubigers als Inhaber der Sicherungshypothek be⸗ 

rechtigt ihn noch nicht zur wirkſamen Verfügung über die umgewandelte 


4. Umwandlung d Siche⸗ 
rungshypothet in eine 
gewöhnl. Hypothek u. 
umgekehrt. 


5. Hypothek für Inhaber⸗ 
Schuldverſchreibung 
und Orderpapiere. 


a. Sicherungshypothek 
kraft Geſetzes. 
b. Abtretung. 


c. Beſtellung der Hy- 
pothek für Inhaber⸗ 
ſchuldverſchreibung. 
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$ 1187. Für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber, aus einem Wechſel oder aus einem anderen Papiere, 
das durch Indoſſament übertragen werden kann, kann nur eine 
Sicherungshypothek beſtellt werden. Die Hypothek gilt als Siche⸗ 
rungshypothek, auch wenn ſie im Grundbuche nicht als ſolche be⸗ 
zeichnet iſt. Die Vorſchrift des § 1154 Abi. 3 findet keine An- 
wendung. 

§ 1188. Zur Beſtellung einer Hypothek für die Forderung aus 
einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber genügt die Erklärung 
des Eigenthümers gegenüber dem Grundbuchamte, daß er die Hypo⸗ 


Hypothek, vielmehr muß erſt die Eintragung der umgewandelten Hypothek 
auf ſeinen Namen erfolgen. Eine vorher abgegebene Verfügungserklärung 
bzw. die Eintragungsbewilligung kann aber mit der hinzukommenden Ein⸗ 
tragung der Umwandlung gemäß § 185 Abſ. 2 wirkſam werden. Vgl. $ 873 
Note A 1 2 b ß und Note A II 4 ba; ferner KG. Jahrb. 21 A 155 ff. 

2. Nicht erforderlich iſt die Zuſtimmung des perſönlichen Schuldners. 
Indeß kann dieſem die ohne ſeine Zuſtimmung erfolgte Umwandlung der 
Sicherungshypothek nach keiner Richtung hin nachtheilig ſein. Vgl. die Be⸗ 
merkung über das ähnliche Rechtsverhältniß zwiſchen dem Bürgen und dem 
Hauptſchuldner zu § 774 Note 4. Wegen der Umwandlung der Kautions⸗ 
hypothek vgl. zu § 1190 Note 8. 

§ 1187. 1. Der Zweck der Vorſchrift, daß für die in $ 1187 ges 
nannten Forderungen nur eine Sicherungshypothek beſtellt werden kann, iſt 
Erzielung dauernder inhaltlicher Uebereinſtimmung des perſönlichen und des 
dinglichen Anſpruchs. Der Schutz des gutgläubigen Erwerbers des Forderungs⸗ 
rechts ergiebt ſich bereits aus den, dieſe Rechtsverhältniſſe regelnden obliga⸗ 
toriſchen Vorſchriften, vgl. zu 2. — Die Eintragung erfolgt für den erſten 
Nehmer und den durch den Beſitz der Inhaberſchuldverſchreibung bzw. durch 
das Indoſſament legitimirten Inhaber des Papiers als Gläubiger. RIA. 2 
147, KG. Jahrb. 22 D 28. — Die Eintragung einer einheitlichen Hypothek 
für eine größere Anzahl von Theilſchuldverſchreibungen ift zuläſſig. Vgl. 
$ 1188 Note A 1b, GO. § 51 und dazu RIA. 2 147, KG. Jahrb. 22 D 28. 

2. Die in $ 1187 erwähnten Forderungen. 

a. Schuldverſchreibung auf den Inhaber §§ 794 ff. 
b. Wechſel vgl. Allgemeine Deutſche Wechſelordnung BGBl. 1869 S. 382. 
c. Andere indoſſable Papiere find namentlich die kaufmänniſchen Anwei⸗ 

jungen und Verpflichtungsſcheine, HGB. §8 363—365, abgedruckt zu § 792. 

3. Die Uebertragung der Forderung und der Hypothek. 

Da die Hypothek des § 1187 kraft Geſetzes eine Sicherungshypothek iſt 
($ 1187 S. 2), fo iſt gemäß § 1185 Abſ. 1 die Ertheilung eines Hypotheken⸗ 
briefs ausgeſchloſſen. Die Uebertragung der Forderung und damit der Hy⸗ 
pothek würde demnach nach den allgemeinen Vorſchriften des § 1154 Abſ. 3 
($$ 873, 876) die Einigung und Eintragung im Grundbuch erfordern. Zur 
Erhöhung der Verkehrsfähigkeit dieſer Forderungen wird die Anwendbarkeit 
des § 1154 Abſ. 3 ausgeſchloſſen, fo daß für die Uebertragung der Forderung 
keine beſonderen hypothekenrechtlichen Vorſchriften beſtehen. Maßgebend ſind 
deshalb für die Vorausſetzungen und Wirkungen der Uebertragung der For⸗ 
derung die gewöhnlichen für die Inhaberpapiere bzw. für die indoſſablen 
Papiere geltenden Vorſchriften (Uebergabe des Inhaberpapiers, Indoſſament ). 
Nach § 1153 Abſ. 1 geht mit der Forderung auch die Hypothet 
über. Vgl. auch § 1188 Note 1c. 

4. Die Pfändung und Ueberweifung der Forderung ift im Anz 
ſchluß an die Vorſchriften über die Uebertragung geordnet, vgl. CPO. §§ 830 
Abf. 3, 857 Abſ. 2 (zu § 1154). 

5. Theilſchuldverſchreibungen vgl. zu § 1188 Note 1 b. 
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thek beſtelle, und die Eintragung in das Grundbuch; die Vorſchrift 
des $ 878 findet Anwendung. 

Die Ausſchließung des Gläubigers mit feinem Rechte nach § 1170 
ift nur zuläffig, wenn Die im § 801 bezeichnete Vorlegungsfriſt ver- 
firichen iſt. Iſt innerhalb der Friſt die Schuldverſchreibung vor⸗ 
gelegt oder der Anſpruch aus der Urkunde gerichtlich geltend gemacht 
worden, ſo kann die Ausſchließung erſt erfolgen, wenn die Ver⸗ 
jährung eingetreten iſt. 


§ 1188. A. Hypothek. 

I. Abs.! beſtimmt gewiſſe fih aus der Natur der Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber ergebende B onderheiten. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf 
die Schuldverſchreibung auf den Inhaber, nicht auch auf die übrigen in 
$ 1187 geordneten Supotheten. 

a Nach der allgemeinen Vorſchrift des $ 873 würde Einigung und Ein⸗ 
tragung erforderlich fein. § 1188 Abſ. I läßt mit Rückſicht auf das Nicht⸗ 
vorhandenſein eines beſtimmten Gläubigers die einſeitige Erklarung 
des Eigenthümers gegenüber dem Grundbuchamte genügen, § 878 betrifft 
die nachträgliche arti 


ügungsbeſchränkung des Eigenthümers. 

h. Bei Ausgabe von Theilſchuldverſchreibungen braucht nicht etwa 
eine Hypothek für die Forderung aus jeder einzelnen Theilſchuldverſchrei⸗ 
bung eingetragen zu werden. Zur Verhütung irrthümlicher Auslegung 
der 88 1115, 1187 wird dies in GO. § 51 klargeſtellt. Vgl. 8 1187 
Note ! und RIA. 2 147, KG. Jahrb. 22 D 28. 

GO. $ 51. Bei der Eintragung einer Hypothek für Theilschuldverschrei 
bungen auf den Inhaber genügt es, wenn der Gesammtbeirag der Hypothek 
unter Angabe der Anzahl, des Beirags und der Bezeichnung der Theile einge- 
tragen wird. 

Diese Vorschrift findet entsprechende Anwendung, wenn eine Grundschuld oder 
eine Rentenschuld für den Inhaber des Briefes eingetragen und das Recht in 
Theile zerlegt werden soll. 

c. Dem Umſtande, daß die Mebertragung der Forderung fich ohne grund- 
buchliche Eintragung vollzieht und daß deshalb die Schuldurkunde im 
Verkehre die Bedeutung des Hypothekenbriefs hat (vgl. § 1154), 
trägt GO. 9 44 Abſ. 1 labgedruckt zu § 873 Note A II 4) Rechnung. 
Diele Vorſchrift findet namentlich Anwendung, wenn ein Gläubiger — 
ohne Rückſicht darauf, ob ein Vertreter ($ 1189) vorhanden iſt oder nicht 
— bis zum Betrage ſeiner Forderung über die Hypothet verfügt, alſo 
namentlich auf ſie verzichtet oder vor ihr den Vorrang einräumt. Wegen 
BO. § 44 Abi. 2 vgl. § 1189 Note 6. i 

2. (Abſ. 2.) Die Ausſchließung des Gläubigers. Die Beſonderheit. 
welche Abſ. 2 giebt, bezieht ſich nur auf die Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber und bringt die hypothekenrechtliche Vorſchrift in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit denen des Obligationenrechts. Der Vorſchrift trägt für das 
Aufgebots verfahren CPO. § 986 Abſ. 2 Rechnung. 

B. Grundſchuld. Für das Recht der Grundſchuld ($ 1192) lautet $ 1188: 

Zur Beſtellung einer Grundſchuld, bei welcher der Grundſchuldbrief auf 
den Inhaber ausgeſtellt werden joll, genügt die Erklärung des Eigenthümers 
gegenüber dem Grundbuchamte, daß er die Grundſchuld für den Inhaber des 
Grundſchuldbriefs beſtelle, und die Eintragung in das Grundbuch; die Vor⸗ 
ſchrift des $ 878 findet Anwendung. 

Die Ausſchließung des Gläubigers mit feinem Rechte nach § 1170 iſt nur 
zuläſſig, wenn die im § 80! bezeichnete Vorlegungsfriſt verſtrichen it. Sit 
innerhalb der Friſt der Grundſchuldbrief vorgelegt oder der Anſpruch aus 
der Grundſchuld gerichtlich geltend gemacht worden, ſo kann die Ausſchließung 
erſt erfolgen, wenn die Verjährung eingetreten iſt. 


d. Ausſchließung des 
Gläubigers. 
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“nigerverteeter § 1189. Bei einer Hypothek der im $ 1187 bezeichneten Art 
e eden jeweiligen Gläubiger ein Vertreter mit der Befuanik 
beſtellt werden, mit Wirkung für und gegen jeden ſpäteren Gläubiger 
beſtimmte Verfügungen über die Hypothek zu treffen und den Gläubiger 
bei der Geltendmachung der Hypothek zu vertreten. Zur Beſtellung 

des Vertreters iſt die Eintragung in das Grundbuch erforderlich. 
Iſt der Eigenthümer berechtigt, von dem Gläubiger eine Verfügung 
zu verlangen, zu welcher der Vertreter befugt iſt, ſo kann er die Vor⸗ 

nahme der Verfügung von dem Vertreter verlangen. 


§ 1189. A. Hypothek. 

J. Die Beſtellung des Vertreters („Treuhänders“) gehört zum Jn- 
halte des hupothekariſchen Rechtes (vgl. Abſ. 1 S. 2) und folgt den für die 
Beſtellung der Hypothek geltenden Vorſchriften. 

a. Zur Beſtellung eines Vertreters bei der Begründung der 
Hypothek für eine Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber genügt die einſeitige Erklärung des Eigenthümers. Bei den 
anderen Hypotheken des § 1187 hingegen muß ſich die Einigung auch auf 
die Beſtellung eines Vertreters erſtrecken. 

b. Die nachträgliche Beſtellung eines Vertreters oder die Beſeiti⸗ 
gung eines folden fällt unter § 877. 

Die Vorſchrift gewährt dem Treuhänder die formale Vertre⸗ 
tungsmacht (vgl. $$ 164 ff.) für den oder für die Gläubiger in den bei 
der Beſtellung deinen Grenzen (vgl. Note 6). Insbeſondere kann er z. B. 
zur Kündigung, Bewilligung der Löſchung, Entlaſſung von Trennſtücken aus 
der hypothekariſchen Haftung ꝛc. befugt ſein. 

3. Im Verhältniſſe zu den Gläubigern liegt dem Treuhänder eine 
Geſchäftsbeſorgung ob (vgl. Titelvorb. vor $ 662). Ob eine Verpflichtung 
zur eee e und ob dieſelbe auf einem Auftrag (88 662 ff.), 
einem Dienſt⸗ oder Werkvertrag ($ 675) oder einem Geſellſchaftsvertrage 
($$ 705 ff. 710 ff.) beruht, ift nach den beſonderen Umſtänden des Einzel: 
falls zu entſcheiden. — Verzicht des Gläubigers auf Widerruf des Auftrags 
mit Wirkſamkeit gegenüber dem Eigenthümer, vgl. § 671 Note 2. 

4. Selbſt wenn der Treuhänder von dem Eigenthümer beſtellt iſt, kann 
anzunehmen ſein, daß die Geſchäftsbeſorgung nach Maßgabe des Vertrags⸗ 
inhalts von Seiten des Gläubigers verlangt werden kann (vgl. $ 328). 

5. Der Vertreter braucht nicht gerade namentlich bezeichnet zu werden, 
wenn er nur in genügend beſtimmbarer Weiſe bezeichnet iſt. Vgl. zur ent⸗ 
ſprochenden Anwendung die Vorschriften der §§ 2198 f. über den TLeſtaments⸗ 
vollſtrecker. 

6. (Abſ. 2.) Der Vertreter verpflichtet ſich durch Uebernahme der Ver⸗ 
tretung im eigenen Namen, die erforderlich werdenden Verfügungen nach 
Maßgabe des Intereſſes und der Verpflichtung der von ihm Vertretenen ab: 
zugeben. Dementſprechend giebt Abſ. 2 dem Eigenthümer ein Klagerecht 
gegen den Vertreter auf Vornahme der Verfügung. — Der Vertreter ift 
perſonlich zu verklagen (vgl. Titelvorb. vor § 662 Note III 3). — Nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt, daß ein Gläubiger einem ſolchen Prozeß als Nebeninter⸗ 
venient beitritt oder daß der Vertreter ihm den Streit verkündet, CRD. 88 64 ff. 

7. Iſt eine Vertretung in Gemäßheit des § 1189 beſtellt, fo muß der Gr- 
werber der Forderung damit rechnen, daß die dem Vertreter überlaffenen 
beſtimmten Verfügungen jederzeit vorgenommen werden können. Mit 
Rückſicht hierauf ſieht GD. § 44 Abſ. 2 (abgedruckt zu $ 873 Note A II 4) 
von dem Erforderniſſe der Urkundenvorlegung zum Zwecke der von dem 
Vertreter bewilligten oder ihm gegenüber erſtrittenen Eintragungen ab. — 
Wegen der Befugniß einzelner Gläubiger, im Betrag ihrer Forderung über 
die Hypothek zu verfügen, vgl. § 1188 Note Le. 
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8 1190. Eine Hypothek kann in der Weiſe beſtellt werden, daß 
nur der Höchſtbetrag, bis zu dem das Grundſtück haften ſoll, beſtimmt, 
im Uebrigen die Feſtſtellung der Forderung vorbehalten wird. Der 
Höchſtbetrag muß in das Grundbuch eingetragen werden. 

Iſt die Forderung verzinslich, ſo werden die Zinſen in den Höchſt⸗ 
betrag eingerechnet. 

Die Hypothek gilt als Sicherungshypothek, auch wenn ſie im 
Grundbuche nicht als ſolche bezeichnet iſt. 

Die Forderung kann nach den für die Uebertragung von Forde⸗ 
rungen geltenden allgemeinen Vorſchriften übertragen werden. Wird 
ſie nach dieſen Vorſchriften übertragen, ſo iſt der Uebergang der 
Hypothek ausgeſchloſſen. 


8. Vgl. das Geſetz betr. die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuld⸗ 
verſchreibungen. Vom 4. Dezember 1899 (RGBl. S. 691), abgedruckt 3 345. 

B. Grundſchuld. Für das Recht der Grundſchuld (§ 1192) lautet $ 1189: 

Wird der Grundſchuldbrief auf den Inhaber ausgeſtellt, fo kann für den 
jeweiligen Gläubiger ein Vertreter mit der Befugniß beſtellt werden, mit 
Wirkung für und gegen jeden ſpäteren Gläubiger beſtimmte Verfügungen 
über die Grundſchuld zu treffen und den Gläubiger bei der Geltendmachung 
der Grundſchuld zu vertreten. Zur Beſtellung des Vertreters iſt die Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch erforderlich. 

Iſt der Eigenthümer berechtigt, von dem Gläubiger eine Verfügung zu 
verlangen, zu welcher der Vertreter befugt iſt, ſo kann er die Vornahme der 
Verfügung von dem Vertreter verlangen. 

$ 1190. 1. Aus § 1113 in Verbindung mit $ 1190 ergiebt fid: Ein 
Grundſtück kann in der Weiſe belaſtet werden, daß an denjenigen, zu deſſen 
Gunſten die Belaſtung erfolgt, bis zu dem eingetragenen Höchſtbetrag eine 
Summe zur Befriedigung wegen einer ihm zuſtehenden Forderung, deren 
Feſtſtellung vorbehalten wird, zu zahlen 15 

2. Im Gegenſatze zu § 1184 (vgl. daſelbſt Note 1) handelt es fich in § 1190 
um eine dem Grunde oder dem Betrage nach noch unbe ſtimmte 
Forderung, z. B. Beſtellung einer Hypothek wegen aller dem Berechtigten 
gegen den Schuldner aus welchem Grunde auch immer zuſtehenden oder künftig 
erwachſenden Forderungen (vgl. über den Unterſchied der Höchſthypothek des 
8 1190 und der Kautionshypothel des $ 24 des Preuß. Eigenthums⸗Erwerbs⸗ 
geſetzes vom 5. Mai 1872 RG. 49 162). — Nicht ausgeſchloſſen ift, eine 
Höchſthypothek gleichzeitig zur Sicherung mehrerer Gläubiger dergeſtalt zu 
beſtellen oder nachträglich umzuändern, daß die Hypothek nur dann und in⸗ 
ſoweit für die Forderung des nachſtehenden Gläubigers in Betracht kommt, 
als die Höchſthypothek durch die endgültig feſtgeſtellte Forderung des vor⸗ 
ſtehenden Gläubigers nicht erſchopft wird. KG. Jahrb. 22 A 160. 

3. (Abſ. 2.) Die Zinſen der durch die Hochſthypothek geſicherten Forde⸗ 
rung fallen unter den Hochſtbetrag und können über den Hochſtbetrag hin- 
aus nicht beanſprucht werden. Bgl. KG. Jahrb. 21 A 160. 

4. (Abſ. 3.) Die Höchſthypothek unterliegt als Sicherungshypothek 
der Vorſchrift des § 1185, ſo daß alſo andere als die fih aus §§ 1185 und 
1190 ergebenden Abweichungen der Höchſthypothek von der gewöhnlichen Hy⸗ 
pothek nicht beſtehen. Inſonderheit kann die Höchſthypothek auch Eigen⸗ 
thümerhypothek (vgl. § 1177) oder Schuldnerhypothek ($ 1164) werden. 
Dabei kommt es aber, da die Hypothek nicht eine beſtimmte Höhe hat, nicht 
darauf an, wieviel der Eigenthümer (§§ 1143, 1163 Abf. 1 Satz 2) oder der 
perſönliche Schuldner (§ 1164) auf die an fih unter die Hochſthypothet 
fallenden Forderungen geleiſtet hat, ſondern vielmehr darauf, in welcher 
Hohe zur Zeit der endgültigen Feſtſtellung der Forderung dieſe noch beſteht. 


C. Böchſthppothek. 


$1190. 


794 Drittes Buch. Sachenrecht. 


In Höhe dieſes Beſtandes iſt die Hypothek bei dem Gläubiger verblieben. 

Vgl. auch OLG. 4 74. RG. JW. 1902 Beil. S. 232. 

Soweit der die Forderung des Gläubigers überſteigende Betrag der Höchſt⸗ 
hypothek nicht gemäß § 1164 auf den zahlenden perſönlichen Schuldner über⸗ 
gegangen iſt, ſteht er als Eigenthümerhypothek dem Eigenthümer zu. 

Beiſpiel: A hat dem X Höchſthypothek bis zu 10000 M. für die ihm 
aus ihrer Geſchäftsverbindung erwachſenden Forderungen beſtellt. A hat 
allmählich über 10000 M. an & bezahlt. Durch dieſe Zahlungen iſt eine 
Eigenthümerhypothek nicht entſtanden. Ergiebt ſich bei der Abrechnung 
eine Forderung des X von 7000 M., ſo ſteht ihm die Höchſthypothek in 
Höhe von 7000 M., dem A eine Eigenthümerhypothek von 3 000 M. zu 
ogl. § 1176). — 

B hat das Grundſtück des A und deſſen Geſchäft mit Aktivis und 
Paſſivis übernommen, A ift aber Schuldner des k geblieben. Bei der 
Abrechnung ergiebt ſich, daß die Forderung noch in Höhe von 7000 M. 
beſteht. A hat auf die Forderung an X Zahlungen geleiſtet, wegen deren 
er in Höhe von 2000 M. einen Erſatzanſpruch gegen B. hat, ſo ſteht die 
Hypothek dem X in Höhe von 7000, dem A in Höhe von 2000 ($ 1164), 
dem Bals Eigenthümerhypothek in Höhe von 1000 M. zu. 

5. (Abſ. 4.) Uebertragung der Forderung. 

a. An ſich würde die Uebertragung der durch die Höchſthypothek geſicherten 
Forderung nur zuſammen mit der Hypothek in den Formen des § 1154 
Abſ. 3 zu bewirken ſein. Eine Uebertragung ſolcher Art wird durch Abſ. 4 
keineswegs ausgeſchloſſen und iſt zuläſſig, ohne daß eine ziffernmäßige 
Feſtſtellung der Forderung erfolgt wäre. OLG. 4 320. 

b. Abſ. 4 enthält eine Abweichung von §§ 1153, 1154 Abſ. 3. Die unbe: 
ſchränkte Anwendung dieſer Vorſchriften auf den Fall, in welchem eine 
Einzel⸗ oder Theilforderung aus dem durch die Höchſthypothek geſicherten 
Verhältniſſe während der Dauer deſſelben übertragen wird, würde nicht 
angemeſſen ſein, weil ſie zu einer Minderung der Sicherheit für das 
Schlußguthaben führen könnte; denn, wenn der Schuldner die abgetretene 
Einzel⸗ oder Theilforderung dem neuen Gläubiger bezahlen würde, würde 
die dafür beſtehende Hypothek gemäß $ 1163 Abſ. 1 Satz 2 auf den Eigen⸗ 
thümer übergehen. Deshalb läßt Abſ. 4 die Abtretung der Forderung 
nach den Vorſchriften der §§ 398 ff. zu und ſchließt im Falle ſolcher Mb- 
tretung den Mitübergang der Hypothek aus. Dieſe bleibt alsdann dem 
Gläubiger für etwa weitere ihm aus dem geſicherten Verhältniſſe zu⸗ 
ſtehende Forderungen erhalten. Inſoweit ſolche Forderungen bei der 
ſchließlichen Abrechnung nicht vorhanden ſind, wird die Höchſthypothek 
zur Eigenthümerhypothek (vgl. Note 4). 

6. Die Pfändung und Ueberweiſung der Forderung im Wege der 
Zwangsvollſtreckung ift in Anlehnung an Abſ. 4 durch CPO. § 837 Abſ. 3 
geregelt. 

CPO. s 837 Abs. 3. Bei einer Sicherungshypothek der im $ 1190 des 
Bürgerlichen Geselabuchs bezeichneten Art kann die Hauptforderung nach den 
allgemeinen Vorschriften gepfändet und überwiesen werden, wenn der Gläubiger 
die Ueberweisung der Forderung ohne die Hypothek an Zahlungsstatt beantragt. 

7. Inſoweit der Gläubiger aus dem Grundſtücke befriedigt ift, findet 
§ 1181 auch auf die Höchſthypothek Anwendung. 

8. Die Umwandlung der Höchſthypothek. 

a. Die Umwandlung iſt eine Aenderung des Rechtsinhalts im Sinne des 
$ 877; vgl. $ 1186. 

b. In den Grenzen des Höchſtbetrags bedarf es zur Umwandlung der 
Höchſthypothek gemäß SS 1186, 1198, 1203 nicht der Zuſtimmung der 
gleich⸗ oder nachſtehenden Gläubiger, auch nicht des perſönlichen Schuld⸗ 
ners. Indeß ſteht, wenn die Umwandlung auf Grund einer zwiſchen 
dem Eigenthümer und dem Gläubiger ohne Zuziehung des perſönlichen 
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Schuldners vorgenommenen Feſtſtellung der perſonlichen Schuld erfolgt, 

dieſe Feſtſtellung dem perſonlichen Schuldner weder im Verhältniſſe zum 

Eigenthümer noch zum Gläubiger entgegen. Vgl. hierzu $ 1186 Note 2. 
e. Von der erfolgten Umwandlung ab wird die umgewandelte Hypothek in 

allen Beziehungen, inſonderheit auch hinſichtlich der Verzinslichkeit (§ 1119) 
ſo beurtheilt, wie wenn ſie von vornherein als gewöhnliche Hypothek 
eingetragen wäre. 

9. Die Höchſthypothek in der Zwangsvollſtreckung. 

a. Der Anſpruch des Gläubigers ift ein Anſpruch von unbeſtimmtem Be- 
trag und gilt als durch die Feſtſtellung des Betrags aufſchiebend be⸗ 
dingt, Zw. § 14. Im Uebrigen vgl. für die Feſtſtellung des geringſten 
Gebots Zw. §§ 48, 50 Abſ. 2 Nr. 1, für das Vertheilungsverfahren Zw. 
88 119, 120. 

b. Durch die Veſchlagnahme des Grundſtücks wird die wirkſame Entſtehung 
einer unter die Höchſthypothek fallenden Forderung nicht ausgeſchloſſen. 
Val. auch OLG. 4 74. 

e. Inſoweit die Höchſthypothek bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots 
berückſichtigt ift, bleibt fie beſtehen; ſoweit fie nicht berückſichtigt iſt, er⸗ 
liſcht fie durch den Zuſchlag. Zw. § 52. 

10. Die Höchſthypothek im Konkurſe des Eigenthumers. 

Nach Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des Eigenthümers 
können unbeſchadet der Vorſchrift des § 892 gemäß KO. § 12 keine Rechte 
an dem Grundſtücke mit Wirkſamkeit 8055 die Konkursgläubiger erworben 
werden. Vgl. Rehbein Entſch. Bd. 3 S. 575, RG. 14 249. 


1. Ueber den Inhalt der Belaſtung ſowie über das Verhältniß der Grund⸗ 
ſchuld zur Hypothek vgl. Abſchnittvord. vor $ 1113. Die Grundſchuld in ihren 
beiden Formen der (Kapital-) Grundſchuld und der Rentenſchuld ($ 1199 ff.) 
find im Gegenſatze zur Hypothek ($ 1113) inſofern ſelbſtändige Rechte, 
als ſie von vornherein dem Berechtigten den dinglichen Anſpruch auf 
Beitreibung einer beſtimmten Summe aus dem belaſteten Grundſtücke ge- 
währen, ohne die Legitimation des Berechtigten von einem ihm zuſtehenden 
Forderungsrecht abhängig zu machen. 

2. Der dingliche Rechtsinhalt der Grundſchuld ſtimmt mit dem der Hypo⸗ 
thek überein (Abſchnittvorb. vor $ 1113 Note B II). Dementſprechend ift die 
Regelung des Rechtes der Grundſchuld im Weſentlichen durch Bezugnahme 
auf das Hypothekenrecht erfolgt. Vgl. hierzu § 1192 und die Bemerkungen 
daſelbſt. 

gr 1315 dingliche Rechtsverhältniß zwiſchen dem Grundſtückseigenthümer 
einerſeits und dem Grundſchuldgläubiger und deſſen Sonderrechtsnachfolger 
andererſeits iſt ſachenrechtlich unabhangig von dem der Beſtellung des 
Rechtes zu Grunde liegenden oder ſonſt zwiſchen ihnen beſtehenden materiellen 
Schuldverhältniſſe. Be 2 * 

a. Indeß greifen in umfaſſender Weiſe die Vorſchriften des Obligationen⸗ 
rechts, namentlich über die ungerechtfertigte Bereicherung (88 812 ff.) ein. 
Die auf denſelben beruhenden obligatoriſchen Anſprüche begründen Ein⸗ 
reden, welche gemäß $$ 1192, 1157, 1169 gegen den Grundſchuldglaubiger 
geltend gemacht und auch durch Eintragung eines Widerſpruchs (§§ 899, 
1157) dem gutgläubigen Grundſchulderwerber gegenüber wirkſam erhalten 
werden können. Auch kann zur Sicherung des Anſpruchs auf Aufhebung 
des Rechtes eine Vormerkung gemäß §§ 883 ff. eingetragen werden. 

b. Inſofern ſich in einzelnen Fällen die Grundſchuld als ein Nebenrecht, 
insbeſondere als Sicherungsmittel für eine Forderung im Sinne des 
8 401 (nal. Note I daſelbſt) darſtellt, wird auch die (für die Abtretung 
der Forderung dispoſitive) Vorſchrift der SS 401, 412 zur Anwendung 
zu bringen fein. Bol. auch § 418, Zw. § 53 Abſ. 2. 


Vorbemerkung zum 
zweiten Titel. 


1. Zuläſſigkeit u. Inhalt 


der Grundſchuld. 


2. Anwendbarkeit des 
Hynotbekenrechts. 


796 Drittes Buch. Sachenrecht. 


I. Grundſchuld. 


$ 1191. Ein Grundſtück kann in der Weiſe belaſtet werden, daß 
an denjenigen, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, eine beſtimmte 
Geldſumme aus dem Grundſtücke zu zahlen iſt (Grundſchuld). 

Die Belaſtung kann auch in der Weiſe erfolgen, daß Zinſen von 
der Geldſumme ſowie andere Nebenleiſtungen aus dem Grundſtücke 
zu entrichten ſind. 

$ 1192. Auf die Grundſchuld finden die Vorſchriften über die 
Hypothek entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht daraus ein An⸗ 
deres ergiebt, daß die Grundſchuld nicht eine Forderung vorausſetzt. 

Für Zinſen der Grundſchuld gelten die Vorſchriften über die Zinſen 
einer Hypothekenforderung. 


4. Mehrfach ſind die für Forderungen geltenden Vorſchriften auf die 
Grundſchuld angewendet. 

a. Nießbrauch an der Grundſchuld § 1080. 
b. Pfandrecht an der Grundſchuld § 1291. 

An beiden Stellen heißt es, daß die Vorſchriften über den Nießbrauch 
bzw. das Pfandrecht an einer Forderung auch für den Nießbrauch an einer 
Grundſchuld und an einer Rentenſchuld gelten. E. 1 (§§ 1035, 1224) hatte 
entſprechende Anwendung vorgeſehen. „Entſprechende“ ift fortgelaſſen, 
um der Entſcheidung der konſtruktiven Frage, ob die Grundſchuld eine 
Forderung iſt, nicht vorzugreifen. g 

5. Die Landesgeſetzgebungen haben vielfach beſtimmt, daß die neben dem 
BGB. in Kraft bleibenden Vorſchriften, die fih auf Hypotheken beziehen, 
a auf Grundſchulden und Rentenſchulden entſprechende Anwendung finden 
ſollen. 


Preussen AG. z. BGB. Art. 35. Anhalt AG. z. BGB. Art. 52. 
Sachsen | AG. z. BGB. $ 33. | Schw.-Rd. AG. z. BGB. Art. 108. 
S.-Weim. | XG. z. BGB. § 161. Schw.-Sdh.| AG. z. BGB. Art. 42 
S. Mein. | AG. z. BB. Art. 19 95. Waldeck | AG. z. BGB. Art. 20 
S.-Altenb. AG. z. BGB. § 81. | Reuss ä. L. AG. z. BGB. § 96. 
S-Kob.-G.| AG. z. BOB. Art. 35. Reuss j. Z. A. z. BEB. g 90. 


81191. 1. Vgl. zu § 1115. 

2. Abſ. 2 ſpricht die Zuläſſigkeit der Verzinslichkeit ausdrücklich aus, weil 
dieſelbe ſonſt mit Rückſicht auf das Nichtvorhandenſein einer Forderung in 
Zweifel gezogen werden konnte. Vgl. ferner $ 1192 Abi. 2. 

§ 1192. 1. Verweiſung auf das Recht der Hypothek. 

Die Grundſchuld iſt im Vergleiche zu der Hypothek das einfachere Rechts⸗ 
gebilde. Die Hypothek iſt, wie die Protokolle II. Leſung es ausdrücken, eine 
modifizirte Grundſchuld. Dennoch iſt im Intereſſe einer größeren 
Praktikabilität des Geſetzes entgegen der Anforderung ſyſtematiſcher Folge⸗ 
richtigkeit das Recht der Hypothek ausführlich dargeſtellt und das Recht der 
Grundſchuld durch die in § 1192 enthaltene Verweiſung geregelt. Dieſe Dar⸗ 
ſtellung iſt gewählt worden, nachdem von der Redaktionskommiſſion II. Le⸗ 
ſung ein Entwurf in umgekehrter Weiſe aufgeſtellt war, in welchem das 
Recht der Grundſchuld vorangeſtellt und zur Grundlage der Darſtellung des 
Hypothekenrechts gemacht war. Dieſe Faſſung, welche in Gruchot 38 424 ff. 
abgedruckt iſt, löſt in weitem Umfange die Zweifel, zu welchen § 1192 
Ab. | Anlaß giebt. Unter Benutzung derſelben iſt in der vorliegenden Aus⸗ 
gabe bei den Paragraphen des Hypothekenrechts die ſich für das Grund⸗ 
ſchuldrecht ergebende Faſſung der einzelnen Paragraphen angegeben. Nicht 
anwendbar auf die Grundſchuld find die §§ 1113, 1137—1189; 1141 Abſ. 1 
Satz 1, 1153, 1156 Satz 1, 1161, 1163 Abſ. 1, 1164—1167, 1174, 1176 fo- 
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$ 1193. Das Kapital der Grundſchuld wird erſt nach vorgängiger 
Kündigung fällig. Die Kündigung ſteht ſowohl dem Eigenthümer 
als dem Gläubiger zu. Die Kündigungsfrift betragt ſechs Monate. 

Abweichende Beſtimmungen ſind zuläſſig. 

$ 1194. Die Zahlung des Kapitals ſowie der Zinſen und an⸗ 
deren Nebenleiſtungen hat, ſoweit nicht ein Anderes beſtimmt iſt, an 
dem Orte zu erfolgen, an dem das Grundbuchamt ſeinen Sitz hat. 

§ 1195. Eine Grundſchuld kann in der Weiſe beſtellt werden, 
daß der Grundſchuldbrief auf den Inhaber ausgeſtellt wird. Auf 
einen ſolchen Brief finden die Vorſchriften über Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber entſprechende Anwendung. 


weit er ſich auf die nicht anwendbaren Beſtimmungen der §§ 1163 und 1174 

bezieht, 88 1177, 1180, 1184—1187, 1190. 

2. Grundſchuld ohne Grundſchuldbrief⸗ 

Hervorzuheben ift, dak in § 1192 die Vorſchriften über die Hypothek 
ſchlechthin, nicht nur diejenigen, welche die Ertheilung eines Hypothekenbriefs 
vorausſetzen, für anwendbar erklärt find. Es kann ſomit auch für die 
Grundſchuld die Ertheilung eines Grundſchuldbriefs — anders wie für die 
preußiſche Grundſchuld — ausgeſchloſſen werden, § 1116. 

3. Grundſchuldzinſen. 

a. Wegen der für die Hypothekenzinſen geltenden Vorſchriften vgl. § 1115 
Note I 4. 

b. Indem Abſ. 2 auf die Grundſchuldzinſen die für die Hypothekenzinſen 
geltenden Vorſchriften überträgt, werden auch die Vorſchriften über die 
Verjährung der Zinſenanſprüche 88 194, 197, 201, ſowie über die Aus⸗ 
ſchließung von Zinſeszinſen § 289 anwendbar. 

4. Dem $ 1192 entſprechende Beſtimmungen. 

GO. 8 70. Die Vorschriften der §§ 56 bis 69 finden auf den Grundschuld- 
brief und den Rentenschuldbrief entsprechende Anwendung. Der Rentenschuld- 
brief muss auch die Ablösungssumme angeben. 

Ist eine für den Inhaber des Briefes eingetragene Grundschuld oder kenten- 
schuld in Theile zerlegt, so ist über jeden Theil ein besonderer Brief her- 
zustellen. 

GO. $ 43 S. 1 (au $ 873 Note AII4), CERD. § 857 Abſ. 6 (zu § 1154 
Note B III), Zw. § 64 Abſ. 3 (zu § 1132). 

§ 1193. 1. Wegen der Kündigung, insbeſondere wegen der Legitimation 
des eingetragenen Nichteigenthümers, ſowie wegen Beſtellun eines 
Vertreters für den unbekannten oder abweſenden Eigenthümer § 1141. 

2. (Abi. 2.) Maßgeblichkeit der für die frühere Hypothek getroffenen Be⸗ 
ſtimmung, wenn ſich die Hypothek als Eigenthümerhypothek in eine Grunde 
ſchuld verwandelt hat, § 1177 Abſ. 1. A Wr E ; 

3. Nach $ 1193 ift die ſechsmonatige ($$ 187, 188) Kündigung jederzeit, 
nicht nur zu den Quartalstagen zuläſſig. 

4. Wirkſamwerden der Kündigung 58 130 fl. 

§ 1194. 1. Für die Hypothek, welche ſich als Eigenthumerhypothek in 
eine Grundſchuld verwandelt hat, vgl. § 1177 Ub). 1. 

2. Rechte des zahlenden Eigenthümers 99 1144, 1145. 

8 1195. 1. Wegen Beſtellung der Inhabergrundſchuld und der Aus⸗ 
ſchließung des Gläubigers im Aufgebotsverfahren vgl. § 1188. Beſtellung 
eines Gläubigervertreters (Treuhanders) $ 1189. 8 p 

2. Schuldverſchreibung auf den Inhaber §§ 793 ff. Erforderniß ſtaatlicher 
Genehmigung $ 795. KOG. Jahrb. 20 A 105, RIA 137, Seuff. 56 49. Bal 
wegen ſonſtiger Einzelvorſchriſten über Inhaberpapiere Titelvorb. vor § 793. 

3. Vorlegung des Grundſchuldbriefs bei Eintragungen auf Grund der 


3. Fälligkeit und Kündi⸗ 
gungsfriſt. 


4. Zahlungsort. 


5. Grundſchuldbrief auf 
den Inhaber. 


6. Beſtellung einer@igen- 
thumergrundſchuld. 
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§ 1196. Eine Grundſchuld kann auch für den Eigenthümer be⸗ 
ſtellt werden. 

Zu der Beſtellung iſt die Erklärung des Eigenthümers gegenüber 
dem Grundbuchamte, daß die Grundſchuld für ihn in das Grund- 
buch eingetragen werden ſoll, und die Eintragung erforderlich; die 
Vorſchrift des § 878 findet Anwendung. 


1 des Treuhänders ($ 1189) nicht erforderlich; GO. § 43 (zu § 873 
Note A114). 

4. Theilgrundſchuld brief. Vgl. BO. § 51 (zu § 1188), SD. § 70 (zu 
$ 1192). Mechaniſche Vervielfältigung der Unterſchrift zuläſſig nach $ 1195 
Satz 2 in Verbindung mit § 793 Satz 2. 


$ 1196. I. Die Beſonderheit des § 1196 liegt in der Zulaſſung einer 
urſprünglich auf den Namen des Eigenthümers lautenden Grundſchuld. 
Wegen der Fälle der nachträglichen Verwandelung einer Hypothek in eine 
Eigenthümergrundſchuld vgl. zu § 1177 Abſ. 1. 

II. (Abf. 2.) Die Beſtellung der urſprünglichen Eigenthümergrundſchuld. 

1. Die Beſtellung der Eigenthümergrundſchuld weicht von dem 
allgemein für die Beſtellung dinglicher Rechte geltenden Satze des § 873 in⸗ 
ſofern ab, als nicht eine Gini ung, ſondern nur die einſeitige Erklärung 
des Eigenthümers, daß die Grundſchuld für ihn eingetragen werden ſoll und 
die Eintragung ($ 873 Note A II) im Grundbuch erforderlich iſt. 

3. Die Erklärung des Eigenthümers, daß eine Grundſchuld für ihn 
eingetragen werden ſoll, iſt Rechtsgeſchäft und unterliegt den allgemeinen 
116 f ben über die (nicht empfangsbedürftige) Willenserklärung §§ 104 ff., 
116 ff. 

b. Iſt die Eintragung erfolgt, obwohl eine rechtsbeſtändige Willenserklärung 
nicht vorliegt (z. B. auf Grund der Eintragungsbewilligung eines ent- 
mündigten Eigenthümers), ſo iſt die Beſtellung der Grundſchuld — un⸗ 
beſchadet des aus § 892 ſich ergebenden Schutzes des gutgläubigen 
Zeſſionars — nicht rechtswirkſam. Wird die Erklärung nachträglich 
(3. B. durch den Vormund) wiederholt und beſtätigt ($ 141), fo iſt für 
das Rangverhältniß $ 879 Abſ. 2 entſprechend anwendbar. 

c. § 878 betrifft die nachträgliche Verfügungsbeſchränkung des Erklärenden. 

2. Beſtellung einer urſprünglichen Eigenthümergrundſchuld 
in Form einer (rechtsbeſtändigen) Hypothek (vgl. zu 3). 

a. Beſtellung einer Hypothek für eine noch nicht beſtehende Forderung 
§§ 1163 Abſ. 1 S. 1, 1177. 

b. Beſtellung einer Briefhypothek ohne die Vereinbarung, daß der Gläubiger 
berechtigt ſein ſoll, ſich den Brief von dem Grundbuchamt aushändigen 
zu laſſen §§ 1117 Abſ. 2, 1163 Abſ. 2, 1177. 

3. Aufrechterhaltung eines nicht rechtsbeſtändigen Hupo- 
thekeneintrags als Eigenthümergrundſchuld? 

Die Frage iſt dahin zu ſtellen, ob die Eintragung, welche ihrem Inhalte 
nach auf Beſtellung einer Hypothek oder einer Grundſchuld für eine dritte 
Perſon gerichtet iſt, mangels der nach § 873 zur wirkſamen Belaſtung er⸗ 
forderlichen Einigung, in Gemäßheit des § 1196 als Eigenthümergrundſchuld 
aufrecht zu erhalten iſt. 

a. Die Fälle zu 2a und b ſetzen rechtsbeſtändige Hypothekbeſtellung (Eini⸗ 
gung und Eintragung) voraus. Die zur Zeit der Eintragung noch nicht 
erfolgte Einigung kann mit Wirkſamkeit für den Zeitpunkt der Eintra⸗ 
gung nachgeholt werden, § 879 Abſ. 2; vgl. zu § 873 Note A I la, ferner 
Abſchnittvorb vor $ 1113 Note C VI lb. Der ohne voraufgegangene 
Einigung als Berechtigter Eingetragene hat es jedenfalls in ſeiner Hand, 
durch ſeine Mitwirkung zur Einigung die Belaſtung rechtswirkſam werden 
zu laſſen. Verweigert er die Einigung, ſo würde eine rechtswirkſame 
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§ 1197. Iſt der Eigenthümer der Glaubiger, ſo kann er nicht 
die Zwangsvollſtreckung zum Zwecke ſeiner Befriedigung betreiben. 

Zinſen gebühren dem Eigenthümer nur, wenn das Grundftüd 
auf Antrag eines Anderen zum Zwecke der Zwangsverwaltung in 
Beſchlag genommen iſt, und nur für die Dauer der Zwangsver⸗ 
waltung. 


Belaſtung nur aus 8 1196 abgeleitet werden können. Dies könnte nur 
durch die Umdeutung (vgl. $ 140) geſchehen, daß die den Worten nach 
für einen Dritten gewollte Belaſtung in Wirklichkeit von dem Eigen⸗ 
thümer für ſich ſelbſt gewollt ift, jo daß der Eigenthümer nur falſch be- 
zeichnet wäre. 

Beiſpiele: 8 g 

a Ein von dem Eigenthümer in Ausſicht genommenes Geſchäft, auf 
welches bin er einſeitig die Eintragung veranlaßt hat, zerſchlägt ſich 
und der Andere lehnt jede Mitwirkung ab; 

B. Der Eigenthümer hat für eine nicht exiſtirende Perſon, z. B. um 
ſeine Vermögensverhältniſſe zu verheimlichen, oder für eine geplante 
aber nicht zur Exiſtenz gelangte juriſtiſche Perſon eine Hypothek ein⸗ 
tragen laſſen; 

„ Der unter feinem wahren Namen eingetragene Eigenthümer (Schau⸗ 

ſpieler) hat für ſich, aber unter Benutzung eines Pſeudonyms eine 

Hypothek eintragen laſſen. 

Die Umſchreibung der Hypothek oder Grundſchuld würde eventuell 
unter Zuhülfenahme einer Pflegſchaft ($ 1913) bewirkt werden können. 
Obwobl die der Eigenthümerhypothek des BOB. zu Grunde liegende 
Tendenz für die Aufrechterhaltung einer ſolchen Eintragung als 
Eigenthümergrundſchuld ſprechen würde, beſtehen dagegen dennoch 
erhebliche Bedenken, insbeſondere auch aus dem Wortlaute des § 1196. 
b. Lehnt man die Aufrechterhaltung der mangels Einigung nicht rechts⸗ 

beſtändigen Belaſtung als Eigenthümergrundfehurb ab, jo ift die Frage, 

ob der Berechtigte, welcher hinter der unwirkſamen Eintragung ein Recht 
erworben hat, verpflichtet iſt, im Umfange dieſer Eintragung einem neu 
zu beſtellenden Rechte den Vorrang einzuräumen, auf Grund des ſeiner 

Eintragung zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſes zu beantworten. 

Beiſpiel: Der Hypothekengläubiger, welchem an zweiter Stelle mit ent⸗ 
ſprechender Zinserhöhung eine Hypothek beſtellt wurde, wird nicht des⸗ 
halb, weil die erſte Hypothek mangels Einigung nicht rechtswirkſam ift, 
beanſpruchen können, mit ſeiner Hypothek nunmehr an der erſten Stelle 
zu bleiben. 


§ 1197. Aus 8 389 ſowie aus der Bezeichnung des Eigenthümers als 
Gläubigers in § 1197 folgt, daß der Eigenthümer, welchem die Grundſchuld 
zufteht, die Rechtsſtellung eines Gläubigers hat. § 1197 beläßt es zwar 
dabei, daß der Eigenthümer⸗ Gläubiger ſeine Rechte in dem von einem 
Anderen betriebenen Zwangsverſteigerungs⸗ oder Zwangsverwaltungsver⸗ 
fahren geltend machen kann, ſchränkt aber die Rechte des Eigenthümers nach 
zwei Richtungen ein: 

1. Der Eigenthümer kann nicht ſelbſt die Zwangsvollſtreckung zum Zwecke 
ſeiner Befriedigung betreiben, weil er damit nur den von dem Geſetze nicht 
zu begünſtigenden Zweck verfolgen konnte, nachſtehende Rechte zum Erlöſchen 
zu bringen. (Zw. § 91.) 

2. Die Beſchränkung des Abſ. 2 hinſichtlich des Zinsanſpruchs beruht auf 
der Erwägung, daß die Zinſen wirthſchaftlich aus den Einkünften zu decken 
ſind, daß deshalb ſolange dem Eigenthümer die Einkünfte zuſtehen, Zins⸗ 
rückſtände ihm gegenüber nicht zu berückſichtigen ſind. 


7. Geltendmachung der 
Gigenthümergrund⸗ 


ſchuld. 


E 


— 


1 
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. Umwandlung ber § 1198. Eine Hypothek kann in eine Grundſchuld, eine Grunde 


Grundſchuld in eine 


Hypothek und umge- (Huld kann in eine Hypothek umgewandelt werden. Die Zuſtim⸗ 
kehrt. mung der im Range gleich- oder nachſtehenden Berechtigten iſt nicht 
erforderlich. 
II. Nentenſchuld. 


. Buläjfigteit u. Inhalt § 1199. Eine Grundſchuld kann in der Weiſe beſtellt werden, 


der Rentenſchutd. daß in regelmäßig wiederkehrenden Terminen eine beſtimmte Geld⸗ 
ſumme aus dem Grundſtücke zu zahlen iſt (Rentenſchuld). 


- Beftimmung der Abe Bei der Beſtellung der Rentenſchuld muß der Betrag beſtimmt 


toſungsſamne. werden, durch deffen Zahlung die Rentenſchuld abgelöſt werden kann. 
Die Ablöſungsſumme muß im Grundbuch angegeben werden. 

Nesttiche wehen, ß 1200. Auf die einzelnen Leiſtungen finden die für Hypotheken⸗ 

ae, auf die Ablöſungsſumme finden die für ein Grundſchuld⸗ 
kapital geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 


Zahlung d Ablöſungs. Die Zahlung der Ablöſungsſumme an den Gläubiger hat die 


7 gleiche Wirkung wie die Zahlung des Kapitals einer Grundſchuld. 


$ 1198. 1. Die Umwandlung der Hypothek in eine Grundſchuld und 
umgekehrt iſt Aenderung des Rechtsinhalts und fällt als ſolche unter § 877. 
Dal. hierzu Abſchnittvorb. vor § 1113 Note B IV. — Die Eintragung der 
Umwandlung in eine Hypothek kann auch vor erfolgter Einigung mit dem 
neuen Gläubiger geſchehen, vgl. hierzu $ 1196 Note II 3, ſowie DQG. 2 318. 

2. Die Umwandlung geht in ihren Wirkungen nicht weiter als dies in 
dem dinglichen Vertrage (§§ 877, 873) beſtimmt iſt. Sie läßt deshalb die für 
das umgewandelte Recht e Nebenbeſtimmungen über Kündigung, 
Verzinſungs⸗ und Zahlungsbedingungen unberührt, falls bei der Umwand⸗ 
lung diesbezüglich nicht neue Beſtimmungen getroffen ſind. 

Umwandlung in eine Rentenſchuld § 1203. 


§ 1199. 1. Die Rentenſchuld ift als eine nicht auf Zahlung eines Kapi⸗ 
bals, ſondern auf Zahlung einer Rente gerichtete Grundſchuld ausgeſtaltet, 
für welche bei der Beſtellung eine beſtimmte Summe als Ablöſungskapital 
feſtzuſtellen und einzutragen ift. 

Das Recht der Ablöſung hat nur der Eigenthümer. Für den Gläu⸗ 
biger iſt die Rentenſchuld ſelbſt bei ausbleibender Rentenzah⸗ 
lung unkündbar. Der Glaubiger kann die Zahlung der Ablöſungsſumme 
61205 ſicherheitsgefährdender Werſchhech terung des Grundſtücks verlangen 

1201). 

2. Die Rentenſchuld unterſteht als Grundſchuld den für dieſe 
geltenden Vorſchriften der §§ 1191 ff., ſoweit die beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen der SS 1199 ff. nichts Anderes ergeben; inſonderheit kann die 
611950. eines Rentenſchuldbriefs auf Namen oder Inhaber ſtattfinden 
($ 1195). 

3. Pon der Reallaſt unterſcheidet ſich die Rentenſchuld, abge⸗ 
ſehen von der Zuläſſigkeit eines Rentenſchuldbriefs, dadurch, daß der Eigen- 
thümer für die während ſeines Eigenthums fällig werdenden Rentenbeträge 
perſönlich nicht verhaftet wird, vgl. § 1108. 

4. Im Uebrigen vgl. zu $$ 1113, 1115, 1191, 1192. 

5. GO. § 70, abgedruckt zu § 1192. 

§ 1200. 1. Wegen der für die Einzelleiſtung anwendbaren Vorſchriften 
vgl. zu § 1107 Note 1. 

2. Ablöſungsſumme vgl. §§ 1191, 1192. Durch die Zahlung der Ablöſungs⸗ 
ſumme erwirbt der Eigenthümer die Rentenſchuld ($$ 1143 ff.). 

3. Umwandlung der Rentenſchuld in eine gewöhnliche Grundſchuld § 1203 
und dieſer in eine Hypothek § 1198. 
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§ 1201. Das Recht zur Ablöſung ſteht dem Eigenthümer zu. 

Dem Gläubiger kann das Recht, die Ablöſung zu verlangen, nicht 
eingeräumt werden. Im Falle des § 1133 Satz 2 iſt der Gläubiger 
berechtigt, die Zahlung der Ablöſungsſumme aus dem Grundſtücke 
zu verlangen. 

§ 1202. Der Eigenthümer kann das Ablöſungsrecht erft nach 
vorgängiger Kündigung ausüben. Die Kündigungsfriſt beträgt fedh 
Monate, wenn nicht ein Anderes beſtimmt iſt. 

Eine Beſchränkung des Kündigungsrechts iſt nur ſoweit zuläſſig, 
daß der Eigenthümer nach dreißig Jahren unter Einhaltung der 
ſechsmonatigen Friſt kündigen kann. 

Hat der Eigenthümer gekündigt, ſo kann der Gläubiger nach dem 
Ablaufe der Kündigungsfriſt die Zahlung der Ablöſungsſumme aus 
dem Grundſtücke verlangen. 

§ 1203. Eine Rentenſchuld kann in eine gewöhnliche Grund- 
ſchuld, eine gewöhnliche Grundſchuld kann in eine Rentenſchuld um⸗ 
gewandelt werden. Die Zuſtimmung der im Range gleich- oder 
nachſtehenden Berechtigten ift nicht erforderlich. 


Neunter Abſchnitt. 
Pfandrecht an beweglichen Aachen und an Rechten. 


N 1 1. Das Ablöſungsrecht des Eigenthümers iſt in § 1202 näher 
geregelt. 

2. Der Anſpruch des Gläubigers, auf Grund des Abſ⸗ 2 Satz 2 in Ver⸗ 
bindung mit § 1133 Satz 2 (Gefährdung der Sicherheit) die Zahlung der 
Ablöſungsſumme zu verlangen, iſt begründet, wenn ſein Recht auf ſtändi⸗ 
gen Fortbezug der Rente gefährdet iſt. Der Anſpruch wird nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß die Einzelleiſtung noch nicht gefährdet ift, und nicht ſchon 
dadurch begründet, daß die Ablöſungsſumme als Kapital gefährdet ift. 

3. Die Einräumung des Ablöſungsanſpruchs an den Gläubiger würde 
nichtig Sein; ob in Folge der Nichtigkeit das ganze Geſchäft nichtig oder im 
Uebrigen aufrecht zu erhalten ift, beſtimmt ſich nach § 139. 

4. Rentenſchuld im Sinne der 59 1199 ff. liegt nicht vor, wenn durch die 
jährliche Rentenzahlung zugleich die Ablöſungsſumme ($ 1199 Abſ. 2) ge- 
mindert werden ſoll, da hiermit dem Gläubiger von vornherein das Recht 
zur Ablöſung nach einem beſtimmten Tilgungsplan eingeräumt würde. 
Deßhalb wird auch regelmäßig eine zeitlich beſchränkte Rentenſchuld un⸗ 
zuläſſig fein, weil fie auf eine allmähliche Tilgung hinauszulaufen pflegt. 
KGG. Jahrb. 20 A 212. Wegen der Erreichung des entſprechenden wirthſchaft⸗ 
lichen Zweckes durch Begründung einer Reallaſt daj. 21 A 313. 

§ 1202. Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung wegen Feſtſetzung einer 
näheren Unkündbarkeitsgrenze EG. Art. 117. 


§ 1203. Vgl. $ 1198. 


J. Der Begriff des Pfandrechts ergiebt fih aus § 1204. - 

II. Terminologie. Das BGB. ſpricht von einem Pfandrechte nur in 
Bezug auf bewegliche Sachen und auf Rechte. Der Ausdruck Fauſt⸗ 
pfandrecht ift nicht verwendet. In END. § 804 iſt die Bezeichnung Fauſt⸗ 
pfandrecht ſtehen geblieben, während in KO. SS 48, 49 (zu V) nicht mehr 
von Fauſtpfandrecht und Fauſtpfandgläubiger, ſondern von Pfandrecht und 
Pfandgläubiger geſprochen wird. 

H. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 8. Aufl. 51 


5. Ablöſungsrecht des 
Eigenthümers. 


6. Kapitalanſpruch des 
Gläubigers b. Grund- 
ſtücksverſchlechterung. 


7. Ausübung des Ab⸗ 
löſungsrechts u. Kün⸗ 
digung durch d. Eigen⸗ 
thümer. 


8. Umwandlung d. Ren⸗ 
tenſchuld in eine ge⸗ 
wöhnliche Grundſchuld 
und umgekehrt. 


Vorbemerkung zum 
1X. Abſchnitl. 
G 1204 ff). 


Borb. zum IX. Abſchnitt. 
65 1204 ff.). 
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III. Eutſtehungsgründe des Pfandrechts (vgl. § 1257 Note 1). 

1. Das durch Rechtsgeſchäft beſtellte Pfandrecht iſt in den 
§§ 1204—1256, 1258—1296 geregelt. 

2. Die geſetzlichen Pfandrechte vgl. zu § 1257. 

3. Das Pfändungspfandrecht, ſeine Entſtehung und Realiſirung iſt 
in der CPO. geregelt; CPO. §§ 803 ff. Vgl. zu § 816 Note IV. 

CPO. § 804. Durch die Pfändung erwirbt der Gläubiger ein Pfandrecht 
an dem gepfündelen Gegenstande. 

Das Pfandrecht gewährt dem Gläubiger im Verhältniss zu anderen Gläubigern 
dieselben Rechte wie ein durch Vertrag erworbenes Faustpfandrecht; es geht 
Pfand- und Vorzugsrechten vor, welche für den Fall eines Konkurses den 
Fausipfandrechten nicht gleichgestellt sind. 

Das durch eine frühere Pfändung begründete Pfandrecht geht demjenigen vor, 
welches durch eine spätere Pfändung begründet wird. 


IV. Das handelsrechtliche Pfandrecht. 

1. Das rechtsgeſchäftlich beſtellte Pfandrecht. 

Die Artt. 309—312 des alten HGB. werden durch die entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften des BGB. (§§ 1205, 1292, 1293, 1235) erſetzt. Bürgerliches Pfand: 
recht und handelsrechtliches Pfandrecht ſind demnach im Weſentlichen gleich⸗ 
mäßig geregelt. Abweichungen beſtehen nur bezüglich der Erſtreckung des 
guten Glaubens auf das Verfügungsrecht des Verpfänders (HGB. § 366, 
hinter § 932) und für die Beurtheilung des guten Glaubens bei Verpfän⸗ 
dung abhanden gekommener Inhaberpapiere (SGB. § 367, hinter § 935). 
Vgl. ferner HGB. § 368 zu § 1234. 

2. Geſetzliche Pfandrechte vgl. zu § 1257. 

V. Das Pfandrecht im Konkurſe. 

KO. § 48. Gläubiger, welche an einem zur Konkursmasse gehörigen Gegen- 
stand ein durch Rechtsgeschäft bestelltes Pfandrecht haben, können aus den ihnen 
verpfändeten Gegenständen abgesonderte Befriedigung wegen ihrer Pfandforderung 
verlangen, zunächst wegen der Kosten, dann wegen der Zinsen, zuletzt wegen 
des Kapitals. 

§ 40. Den im § 48 bezeichneten Pfandgläubigern stehen gleich: 

1. die Reichskasse, die Staatskassen und die Gemeinden, sowie die Amts-, Kreis- 
und Provinzialverbände wegen öffentlicher Abgaben, in Ansehung der zurück- 
gehaltenen oder in Beschlag genommenen zoll- und steuerpflichtigen Sachen; 

2. diejenigen, welche an gewissen Gegenständen ein gesetzliches oder ein durch 
Pfändung erlangtes Pfandrecht haben; das dem Vermiether und dem Ver- 
pächter nach den §§ 559, 581, 585 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zustehende 
Pfandrecht kann in Ansehung des Mieth- oder Pachtzinses für eine frühere 
Zeit als das letzte Jahr vor der Eröffnung des Verfahrens, sowie in An- 
sehung des dem Vermiether oder dem Verpächter in Folge der Kündigung 
des Verwalters entstehenden Entschädigungsanspruchs nicht geltend gemacht 
werden; das Pfandrecht des Verpächters eines landwirthschaftlichen Grund- 
stücks unterliegt in Ansehung des Pachtzinses der Beschränkung nicht; 

3. diejenigen, welche etwas zum Nutzen einer Sache verwendet haben, wegen 
des den noch vorhandenen Vortheil nicht übersteigenden Betrags ihrer For- 
derung aus der Verwendung, in Ansehung der zurückbehaltenen Sache; 

4. diejenigen, welchen nach dem Handelsgesetzbuche in Ansehung gewisser 
Gegenstände ein Zurückbehaltungsrecht zusteht. 

Die im Abs. 1 Nr. I bezeichneten Rechte gehen den im Abs. I Nr. 2—4 und 

den im $ 48 bezeichneten Rechten vor. 

KO. § 127. Der Verwalter ist berechtigt, die Verwerthung eines zur Masse 
gehörigen beweglichen Gegenstandes, an welchem ein Gläubiger ein durch Rechts- 
geschäft bestelltes Pfandrecht oder ein diesem gleichstehendes Recht beansprucht, 
nach Massgabe der Vorschriften über die Zwangsvollstreckung oder über den 
‚Dfandverkauf zu betreiben. Der Gläubiger kann einer solchen Verwerthung nicht 
widersprechen, vielmehr seine Rechte nur auf den Erlös geltend machen. 


IX. Abſchnitt. 1. Titel. Pfandrecht an beweglichen Sachen. 803 


Erſter Titel. 
Pfandrecht an beweglichen Sachen. 


$ 1204. Eine bewegliche Sache kann zur Sicherung einer For- 
derung in der Weiſe belaſtet werden, daß der Glaubiger berechtigt 
iſt, Befriedigung aus der Sache zu ſuchen (Pfandrecht). 

Das Pfandrecht kann auch für eine künftige oder eine bedingte 
Forderung beſtellt werden. 


Ist der Gläubiger befugt, sich aus dem Gegenstande ohne gerichtliches Ver- 
Jahren zu befriedigen, so kann auf Antrag des Verwalters das Konkursgericht 
dem Gläubiger nuch dessen Anhörung eine Frist bestimmen, innerhalb welcher 
er den Gegenstand zu verwerthen hat. Nach dem Ablaufe der Frist findet die 
Vorschrift des ersten Absatzes Anwendung. 

KO. § 193 (abgedruckt zu § 768). 

VI. Landesgeſetzliche Vorbehalte. 

a. Pfandleihgewerbe EG. Art. 94. 

b. Praon noa gegt zum Schutze von Grundſtücken und deren Erzeugniſſen 
EG. Art. 89. 

VII. Uebergangsbeſtimmung. EG. Art. 184. 

§ 1204. I. Verfügung und Verfügungsrecht. 

l. Die Belaſtung einer Sache mit einem Pfandrecht ift eine rechts⸗ 
geſchäftliche Verfügung über die Sache, 599 Abſchnittvorb. vor § 104 
Note 5. Ueber das Verfügungsrecht vgl. zu § 920 Note I und §§ 1205 ff. 

2. Die Belaſtung ift keine Veräußerung i. S. des BGB., vgl. z. B. 
$ 445, ferner zu §§ 1121, 1122 Note 3a. Veräußerungsverbote vgl. 58 135 ff. 
Eigenthumsübertragung zur Sicherſtellung vgl. § 930 Note 4. 

3. Die Beſtellung eines Pfandrechts iſt abſtrakter dinglicher 
Vertrag (vgl. Vorb. zum III. Buche Note E II und $ 1205). Das dem 
Verpfändungsgeſchäfte zu Grunde liegende obligatoriſche Rechtsverhältniß 
ift für die Frage der Gewährleiſtung (vgl. zu § 445 und zu § 493) ſowie 
dafür entſcheidend, ob in der Pfandbeſtellung eine ungerechtfertigte Bereiche⸗ 
rung liegt ($$ 812 ff.). Vgl. auch die Auslegungsregel des $ 914 hinſicht⸗ 
lich des Zubehörs. 

II. Natur des Pfandrechts. 

1. Das Pfandrecht iſt ein dingliches, gegen Jedermann wirkſames Recht 
(vgl. §§ 1208, 1209, 1227). 5 

2. Das Pfandrecht dient zur Sicherung einer Forderung und iſt von 
1850 Exiſtenz abhängig. (Akzeſſoriſche Natur des Pfandrechts §§ 1204, 1210, 
1250, 1252. 

a. en. welche die Exiſtenz der Forderung ausſchließen, hindern 
auch die Exiſtenz des Pfandrechts. Deshalb beſteht kein wirkſames Pfand- 
recht für Forderungen aus Verträgen, welche formwidrig (5 125) ge⸗ 
ſchloſſen ſind oder gegen Verbotsgeſetze oder gegen die guten Sitten 
($$ 134, 138) verſtoßen. Ferner kein Pfandrecht für Forderungen aus 
anfechtbaren und angefochtenen Rechtsgeſchäften vgl. zu §§ 142 ff. für 
die Spielſchuld § 762, Börſentermingeſchäft § 764 und daſelbſt § 66 des 
Börſengeſetzes, den Ehemäklerlohn § 656. 

b. Wegen Einreden gegen die Forderung vgl. $$ 1211, 1254. 

c. Auch für eine fremde Schuld kann ein Pfandrecht beſtellt werden (vgl. 

1211 


X 

d. (Abſ. 2.) Zuläſſigkeit der Pfandbeſtellung für eine bedingte oder 
künftige Forderung, vgl. Titelvorb. vor § 158 Note J 4b, § 163; 
§§ 765, 1113, ferner zu § 1163. Rang des Pfandrechts § 1209, vgl. 
ferner RG. 14 90. “= 

e. Pfandrecht für eine Forderung, deren Gegenstand nicht in Geld beiteht, 
vgl. § 1228 Abſ. 2. 

51* 


I. Fuläſſigkeit und Inhalt 
& Pfandrechts. 
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1. Das noed S 1205. Zur Beſtellung des Pfandrechts ift erforderlich, daß der 
1. Peſtelung durch den Eigenthümer die Sache dem Gläubiger übergiebt und beide darüber 
8 npame einig ſind, daß dem Gläubiger das Pfandrecht zuſtehen ſoll. Iſt der 
b. Traditio brevi Gläubiger im Beſitze der Sache, jo genügt die Einigung über die 
1 Entſtehung des Pfandrechts. 

e. nebertragung des Die Uebergabe einer im mittelbaren Beſitze des Eigenthümers De- 
mittelbaren Befiges. findlichen Sache kann dadurch erſetzt werden, daß der Eigenthümer 
den mittelbaren Beſitz auf den Pfandgläubiger überträgt und die 

Verpfändung dem Beſitzer anzeigt. 


3. Von dem Pfandrechte zu unterſcheiden iſt 

a. Eigenthumsübertragung zur Sicherheit, fog. fiduziariſches 
Geſchäft, vgl. §§ 117 Note 3, 223 Abſ. 2, 930 Note 4, 1205 Note I 1 b. 

b. das Zurückbehaltungsrecht (vgl. Borb. zum III. Buche Note C V). 
III. Gegenſtand des Pfandrechts. 

1. Bewegliche Sache. Vgl. Abſchnittvorb. vor § 90 Note VI. 

a. Ungetrennte Bodenerzeugniſſe (vgl. §§ 93--95) find Beſtandtheile 
des Grundſtücks und ſomit nicht Gegenſtand des Pfandrechts. Nicht 
ausgeſchloſſen iſt eine Uebergabe noch nicht getrennter Beſtandtheile in 
und mit der Sache zu Pfandrecht nach Analogie des § 956 (dingliche 
Gebundenheit an die Traditionsofferte vgl. zu § 956 Note 2). 

b. Wegen der Zuläſſigkeit des Pfändungspfandrechts an ungetrennten 
Früchten ohne Uebergabe des Grundſtücks CPO. §§ 810, 824 (zu § 94); 
vgl. auch CPO. § 808 Abſ. 2. — Wegen der hypothekariſchen Haftung 
der Grundſtücksbeſtandtheile vgl. zu §§ 1120—1122. 

2. Beſondere Falle: 

a. Pfandrecht an fruchttragenden Sachen §§ 1213 f. 

b. Pfandrecht an dem Antheil eines Miteigenthümers § 1258. 

c. Ein Pfandrecht an Sachgeſammtheiten (§ 90 Note III 4) kann nur an 
den einzelnen Stücken beſtellt werden. 

d. Pfandrecht an einem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe §§ 1260 bis 
1271; an einer Schiffspart § 1272. 

Pfandrecht an einem Inhaberpapiere § 1293. 

Pfandrecht an einem Wechſel oder einem anderen indoſſablen Werth⸗ 

papiere $$ 1292, 1294 — 1296. 

„Pfandrecht an Gegenſtänden ohne Verkaufswerth (Grundſchuldbrief, Berz 
ſicherungspolicen, Sparkaſſenbüchern zc.) vgl. RG. 16 169 ff., 20 135, 29 
302, JW. 1898 S. 63477, OLG. 4 334 ff. Die Annahme, daß das ledig: 
lich an einem Hypothekenbriefe, nicht zugleich an der Hypothekenforde⸗ 
rung beſtellte und deshalb (vgl. § 1116 Note A I5) unwirkſame Pfand⸗ 
recht als vertragsmäßiges, dinglich wirkſames Zurückbehaltungsrecht auf⸗ 
recht erhalten werden könne, ift für das Recht des BGB., welches ein 
dingliches Zurückbehaltungsrecht (vgl. Vorb. zum III. Buche Note V) 
nicht kennt, nicht verwendbar. Die Löſung bieten die §§ 986 Abſ. 1, 
1117, 931, 986 Abſ. 2. — Vgl. übrigens § 952 Note 1 ſowie RG. JW. 
1901 S. 42919 und die vorſtehend angeführten Entſcheidungen. 

IV. Pfandrecht als Mittel zur Sicherheitsleiſtung §§ 232, 237. 

V. Verpflichtung des Verkäufers der Pfandſache zur Beſeitigung des Pfand⸗ 

rechts § 439 Abſ. 2. 

VI. Verweiſung des Pfandgläubigers auf die Pfandſache 
1. durch den Bürgen §§ 772 f., 
2. durch den Schuldner bei der Zwangsvollſtreckung in das Vermögen. 

CPO. § 777 (abgedruckt zu § 273). 

§ 1205 I. Die Beſtellung des Pfandrechts durch den Eigenthümer. 
1. Verpfändung von Sachen, welche ſich im unmittelbaren 
Beſitze des Eigenthümers befinden (vgl. §§ 868 ff., 854). 
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§ 1206. An Stelle der Uebergabe der Sache genügt die Ein⸗ 
räumung des Mitbeſitzes, wenn ſich die Sache unter dem Mitver⸗ 
ſchluſſe des Gläubiger befindet oder, falls fie im Beſitz eines Dritten 
iſt, die Herausgabe nur an den Eigenthümer und den Gläubiger 
gemeinſchaftlich erfolgen kann. 


a. (Abſ. 1.) Pfandbeſtellung durch Uebergabe und brevi manu traditio vgl. 
zu § 929, dem der Abi. 1 entſpricht. 

b. Constitutum possessorium ($ 930) zwiſchen Pfandgläubiger und Ver- 
pfänder ift als Mittel der Pfandbeſtellung nicht zugelaſſen, vgl. auch 
§ 1253 Abſ. 1. Nicht ausgeſchloſſen iſt Uebereignung zur Sicher⸗ 
ſtellung mittelſt Konſtituts. Vgl. § 930 Note 4. Vgl. auch $ 1206 
Note 1b. 

2. Berpfändung von Sachen, welche ſich im Befig eines Drit⸗ 
ten befinden. 

a. (Abſ. 2.) Uebertragung des mittelbaren Beſitzes und Ver⸗ 
pfändungsanzeige. 

a. Bei Verpfändung des Herausgabeanſpruchs (88 1273 ff., 1280) er- 
wirbt der Pfandgläubiger ein Pfandrecht an der Sache erſt mit 
der Leiſtung der Sache (89 1287, 1281 f.). Der MPfandgläubiger ift 
ſomit gegen ſpätere Pfändungen der Sache und im Konkurſe des Ber- 
pfänders nicht genügend geſchützt. Abſ. 2 gewährt deshalb die Mög- 
lichkeit einer ſofort dinglich wirkſamen Verpfändung von Sachen, die 
ſich im mittelbaren Beſitze (58 868 ff.) des Eigenthümers befinden. 

B. Erforderlich ijt Uebertragung des mittelbaren Beſitzes ($ 870) auf den 
Pfandgläubiger und die von Seiten des Eigenthümers dem Beſitzer 
zu machende Verpfändungsanzeige. Eine Form für dieſe Anzeige iſt 
nicht vorgeſchrieben; ihr Wirkſamwerden richtet ſich nach §§ 130 ff. 

„Ob und wann der Pfandgläubiger von dem Beſitzer die Herausgabe 

der Sache verlangen kann, entſcheidet ſich ausſchließlich nach dem 

zwiſchen dem mittelbaren und unmittelbaren Beſitzer beſtehenden 

Rechtsverhältniſſe $$ 1227, 986. § 1231 kommt hierfür nicht in Betracht. 

b. Uebergabe von Dispoſitionspapieren.) 

Erſatz der Sachübergabe durch Uebergabe eines Lagerſcheins HOV. 

8 424, eines Ladeſcheins HGV. § 450, eines Konnofjements HGB. 8 647. 

Vgl. Titelvorb. vor $ 929 Note 3s. 

3. Einräumung des Mitbeſitzes § 1206. 
4. Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung der Beſtellung eines Pfandrechts 

CBD. J 894, 897 Abſ. 1 (zu 8873 Note B IT). 

II. Verpfändung durch den Nichteigeuthümer $ 1207. 
III. Bereits beſtehende Rechte au der Sache 85 1208 ff. 

1206. l. Zu dem Mitbeſitze (S 866) muß entweder Mitverſchluß oder 
unmittelbarer Beſitz durch einen gemeinſchaftlichen Pfandhalter (Treuhänder) 
hinzukommen. y 
a. Mitverſchluß ift nur vorhanden, wenn der Zugang zu der verpfändeten 

Sache ordnungsgemäß nur durch ein Zusammenwirken des Pfandgläu⸗ 

bigers und des Eigenthümers genommen werden kann. Es ſind alſo 

z. B. verſchieden geartete Schlüſſel für Beide erforderlich, fo daß nicht 

der Eine ohne den Anderen an die Sache heran kann. . 

b. Damit die Herausgabe nur an ven Eigenthümer und den Gläubiger ge- 
meinſchaftlich erfolgen fann, ift eine entſprechende Vereinbarung mit dem 
Dritten erforderlich. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß der Dritte den Beſitz 
durch constitutum possessorium erlangt. Vgl. § 1205 Note 11 b. 

2. Anſpruch des Pfandgläubigers auf Herausgabe der Sache zum Zwecke 

des Pfandverkaufs § 1231. 

3. Im Mitbeſitze des Pfandgläubigers befindliche fruchttragende Sachen 

vgl. zu § 1213 Note 3 
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d. Einräumung des 
Mitbeſitzes. 


2. Beſtellung durch den 
Jüchteigenthümer. 


3. Rang des Pfandrechts. 
a. Vorrang des guts 
gläubig erworbenen 


Pfandrechts. 
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§ 1207. Gehört die Sache nicht dem Verpfänder, fo finden auf 
die Verpfändung die für den Erwerb des Eigenthums geltenden 
Vorſchriften der §$ 932, 934, 935 entſprechende Anwendung. 

$ 1208. Iſt die Sache mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, 
ſo geht das Pfandrecht dem Rechte vor, es ſei denn, daß der Pfand⸗ 
gläubiger zur Zeit des Erwerbes des Pfandrechts in Anſehung des 
Rechtes nicht in gutem Glauben iſt. Die Vorſchriften des § 932 
Abſ. 1 Satz 2, des § 935 und des 8 936 Abſ. 3 finden ent- 
ſprechende Anwendung. 


12 1207. Wirkſame Verpfändung einer Sache durch den Nichteigen⸗ 

thümer 

1. ohne Rückſicht auf den guten Glauben des Pfandgläubigers. 
a. Einwilligung des Eigenthümers § 185 Abſ. 1. 

b. Konvaleszenz § 185 Abſ. 2. 

2. Erwerb im guten Glauben. 

a. Die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über den redlichen Eigen⸗ 
thumserwerb vom Nichteigenthümer (mit Ausſchluß des das constitutum 
possessorium betreffenden § 933) ergiebt, daß das Pfandrecht gültig 
auch von dem Nichteigenthümer beſtellt wird, ſofern nicht dem Pfand⸗ 
gläubiger bekannt oder in Folge grober Fahrläſſigkeit unbekannt iſt, 
daß die Sache dem Verpfänder nicht gehört, und Dak es fih — abge- 
fehen von Geld und Inhaberpapieren — nicht um abhanden gekommene 
Sachen handelt. 

b. Ausgleichsanſpruch wegen des durch den redlichen Erwerb eintretenden 
Rechtsverluſtes § 816. 

3. Schutz des gutgläubigen Erwerbers eines Pfandrechts, deſſen 
Beſtellung im Wege der Zwangsvollſtreckung erwirkt ift. CPO. § 898 (zu 
§ 873 Note B II). 

4. Kein Schutz des guten Glaubens hinſichtlich 
a. ma geiegtichen Pfandrechts vgl. § 1257, ferner Abſchnittvorb. vor § 104 

ote de; 

b. des Pfändungspfandrechts CPO. § 804, vgl. Abſchnittvorb. vor § 104 

Note 5 b, c. Der Eigenthümer hat gegen den Pfändungspfandgläubiger 

die Widerſpruchsklage aus CPO. § 771 (Titelvorb. vor § 985); vgl. 

ferner $ 816 Note IV. 
des Pfandrechts an Rechten vgl. zu § 1273. 

5. Sondervorſchriften des Handelsrechts HGB. §§ 366, 367 

(hinter § 932 bzw. § 935). 

6. Fallen die Perſonen des Verpfänders und des Eigenthümers ausein⸗ 
ander, z. B. wenn der Eigenthümer dem Verpfänder die Sache zur Ver⸗ 
pfändung geliehen hat (§ 598 Note 3), ſo ſtehen dem Eigenthümer die An⸗ 
ſprüche aus dem Eigenthume gegen den Pfandgläubiger zu, ſoweit ſie nicht 
während der Dauer des Pfandrechts durch $$ 1207, 986 Abſ. 1 ausgeſchloſſen 
ſind. Soweit der Pfandgläubiger dem Verpfänder auf Grund des zwiſchen 
ihnen beſtehenden Legalſchuldverhältniſſes (§ 1215 ff.) verantwortlich ift, 
941816. auch dem Eigenthümer gemäß § 991 Abſ. 2. Verwendungen vgl. 
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7. Vorbehalt für die Landes geſetzgebung. 

Löſungsanſpruch der öffentlichen Pfandleihanſtalten EG. Art. 94 Abſ. 2, 
wo auch wegen der Landesgeſetzgebung zu vgl. 

§ 1208. 1. Die Vorſchrift des § 1208 unterſcheidet fih von dem für den 
gutgläubigen Eigenthumserwerb hinſichtlich der an der Sache beſtehenden 
Rechte Dritter maßgebenden § 936 dadurch, daß bei der Verpfändung die 
älteren an der Sache beſtehenden Rechte nicht erlöſchen, ſondern nur 
hinter das gutgläubig erworbene Pfandrecht zurücktreten. Gleichgültig iſt 


IX. Abſchnitt. 1. Titel. Pfandrecht an beweglichen Sachen. 807 


$ 1209. Für den Rang des Pfandrechts iſt die Zeit der Be⸗ 
ſtellung auch dann maßgebend, wenn es für eine künftige oder eine 
bedingte Forderung beſtellt ift. 


ob die alten Rechte auf Rechtsgeſchäft, Geſetz oder Pfändung beruhen, wenn 

nur der Pfandgläubiger, der ſich auf § 1208 beruft, ſein Pfandrecht durch 

Rechtsgeſchäft erworben hat und ihm nicht Mangel des guten Glaubens 

(8932 Abſ. 2) hinſichtlich der alten Rechte nachgewieſen wird. 

2. Die entſprechende Anwendung der zitirten Paragraphen 
ergiebt: 
un 932 Abſ 1 S. 2 (traditio brevi manu 8 1205 Abſ. 1 S. 2). Der 

Pfandgläubiger muß nachweiſen, daß er den Beſitz vom Verpfänder er⸗ 

langt hatte. 

h. $ 935. Der Vorrang des Pfandrechts tritt nicht ein, wenn die Sache 
dem Eigenthümer oder, falls dieſer mittelbarer Beſitzer war, dem Be⸗ 
figer geſtohlen, verloren gegangen oder ſonſt abhanden gekommen war, 
es ſei denn, daß es ſich um Geld oder Inhaberpapiere handelt. 

e. F 936 Abſ. 3. Iit im Falle des § 1205 Abſ. 2 (Uebertragung des mittel- 
baren Beſitzes) die Sache mit einem Rechte des unmittelbaren Beſitzers 
belaſtet, fo erlangt auch der gutgläubige Erwerber des Pfandrechts 
keinen Vorrang vor dem Rechte des unmittelbaren Beſitzers. 

3. Ausgleichsanſpruch des durch das Zurücktreten ſeines Rechtes Geſchä⸗ 
digten gegen den Verfügenden § 816. 

4. Die Anwendung des § 1208 auf Pfandrechte an Rechten iſt durch 
§ 1273 ausgeſchloſſen. 

5. Für die Verpfändung ſeitens eines Kaufmanns im Betriebe ſeines 
Handelsgewerbes vgl. HOB. $ 366 (hinter § 932). 

1209. 1. Der Altersvorzug des Pfandrechts ergiebt ſich allgemein als 
Folge des rechtslogiſchen Satzes: Nemo plus juris transferre potest quam 
habet ipse. § 1209 will nur Zweifel abſchneiden, welche mit Rückſicht auf 
die akzeſſoriſche Natur des Pfandrechts bei dem Pfandrechte für eine be⸗ 
dingte oder künftige Forderung möglich wären. 

2. Die bedingte oder befriſtete Beſtellung des andrechts fällt nicht unter 
§ 1209. Vgl. 55 158, 163. f Pi sigi 5 

3. Mrinilegirte Pfandrechte kennt das BGB. nicht. Im übrigen 
Reichsrechte finden ſich ſolche, 3. B. Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869 §§ 14, 
100. — Vgl. auch KO. § 45 Abſ. 2 (Abſchnittvorb. vor § 1204) in Berb. 
mit EG. zu dem Geſetze, betr. Aenderungen der KO. vom 17. Mai 1898 
Art. III (Citelvorb. vor § 1273). 

4. Sonderregelung für die geſetzlichen Pfandrechte des Kommiſſionärs, 
Spediteurs, Lagerhalters, Frachtführers SGB. § 443. 

HGB. § 443. Bestehen an demselben Gute mehrere nach den $$ 397, 410, 
421, 440 [zu § 1257 begründete Pfandrechte, so geht unter denjenigen Pfand- 
rechten, welche durch die Versendung oder durch die Beförderung des Gutes 
entstanden sind, das später entstandene dem früher entstandenen vor. 

Diese Pfandrechte haben sämmtlich den Vorrang vor dem nicht aus der Ver- 
sendung entstandenen Pfandrechte des Kommissionärs und des Lagerhalters 
sowie vor dem Pfandrechte des Spediteurs und des Frachtführers für Vorschüsse. 

5. Sonderregelung für das Zuſammentreffen der Pfandrechte des Ver⸗ 
miethers mit einem Pfändungspfandrechte § 563; für das Pfandrecht des 
Verpächters vgl. dagegen § 585 

6. Rechtsgeſchäftliche Aenderung der Rangordnung (vai. § 880) 
kann für das Mobiliarpfandrecht nur im Wege rechtsgeſchaftlicher Aufhebung 
und Neubegründung der Pfandrechte unter Mitwirkung der Betheiligten ge⸗ 
ſchehen. Keine Prioritätsabtretung mit dinglicher Wirkung. 


b. Altersvorzug. 
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4. Die ꝑfandpaftung. S 1210. Das Pfand haftet für die Forderung in deren jewei⸗ 
*. Die Pfandforderung. ligem Beſtand, insbeſondere auch für Zinſen und Vertragsſtrafen. 
Iſt der perſönliche Schuldner nicht der Eigenthümer des Pfandes, ſo 
wird durch ein Rechtsgeſchäft, das der Schuldner nach der Verpfän⸗ 
dung vornimmt, die Haftung nicht erweitert. 
Das Pfand haftet für die Anſprüche des Pfandgläubigers auf Er⸗ 
ſatz von Verwendungen, für die dem Pfandgläubiger zu erſetzenden 
Koſten der Kündigung und der Rechtsverfolgung ſowie für die Koſten 
des Pfandverkaufs. 
v. Einreden des Bere G 1211. Der Verpfänder kann dem Pfandgläubiger gegenüber 
* die dem perſönlichen Schuldner gegen die Forderung ſowie die nach 
$ 770 einem Bürgen zuſtehenden Einreden geltend machen. Stirbt 
der perſönliche Schuldner, ſo kann ſich der Verpfänder nicht darauf 
berufen, daß der Erbe für die Schuld nur beſchränkt haftet. 
Iſt der Verpfänder nicht der perſönliche Schuldner, ſo verliert er 
eine Einrede nicht dadurch, daß dieſer auf ſie verzichtet. 


$ 1210. I. Haftung des für die eigene Schuld des Verpfünders be- 
ſtellten Pfandes (vgl. § 767 Bürgſchaft). 

1. Beſtand der Forderung. 

a. Zinſen, ſowohl geſetzliche wie rechtsgeſchäftliche Zinſen, vgl. § 246 und 

Bemerkungen daſelbſt. 

b. Vertragsſtrafen (§§ 339 ff.). 
e. Aenderung der Verbindlichkeit durch Verſchulden oder durch Verzug ger 

hören nach § 767 zum Beſtande der Forderung; vgl. § 280 Note 2. 

d. Nicht zu vertretende Unmöglichkeit der Leiſtung vgl. § 766 Note 20. 

2. Anſprüche des Pfandgläubigers auf Erſatz von Verwendungen § 1216. 

3. Die dem Pfandgläubiger zu erſetzenden Koſten der Kün digung (z. B. 
§ 132), der Rechtsverfolgung des perſönlichen und des dinglichen An⸗ 
ſpruchs CPO. SS 91 ff., des Pfandverkaufs ŞS 1219 ff., 1233 ff. 

4. Zwangsvergleich über die Forderung läßt die Rechte des Pfand⸗ 
gläubigers aus dem Pfandrecht unberührt KO. § 193 (zu § 768). 

5. Ein reden gegen die Forderung vgl. zu § 1211. 

II. Haftung des für fremde Schuld beſtellten Pfandes. 

Die Haftung hat denſelben Umfang wie bei Verpfändung für eigene 
Schuld (zu I), nur keine Erweiterung der Haftung durch Rechtsgeſchäfte 
des Schuldners, welche dieſer nach der Verpfändung vornimmt. Wegen 
Verzicht des Schuldners auf Einreden § 1211. 

§ 1211. J. Einwendungen und Einreden aus dem perſönlichen Schuld⸗ 
verhältniſſe. 

1. Der Verpfänder kann die gegen die perſönliche Forderung beſtehenden 
Einwendungen und Einreden des perſönlichen Schuldners geltend machen. 
Vgl. Bemerkungen zu §§ 768, 770, 1137. 

2. Ein dem perſönlichen Schuldner zuſtehendes Anfechtungsrecht oder ein 
ihm gegenüber beſtehendes Aufrechnungsrecht des Gläubigers begründet für 
den Verpfänder eine aufſchiebende Einrede gemäß § 770. 

3. Der dingliche Anſpruch des Pfandgläubigers wird nicht berührt 
a. durch die Verjährung des perfönlichen Anſpruchs gemäß § 223 Abſ. 1; 

Zinsrückſtände indeß § 223 Abſ. 3; 
b. durch einen Zwangsvergleich im Konkurſe KO. § 193 (zu § 768); 
c. durch das erbrechtliche Gläubigeraufgebot § 1971; 
d. durch die beſchränkte Erbenhaftung des perſönlichen Schuldners (§ 1211 

Abſ. 1 S. 2). Vgl. auch § 1990 Abſ. 2 und KO. § 221. 

II. Die Einwendungen aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Pfand⸗ 
gläubiger und dem Verpfänder ſtehen dieſem unbeſchränkt zu (vgl. § 1157) 
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§ 1212. Das Pfandrecht erſtreckt fih auf die Erzeugniſſe, die von 
dem Pfande getrennt werden. 

§ 1213. Das Pfandrecht kann in der Weiſe beftellt werden, 
daß der Pfandgläubiger berechtigt iſt, die Nutzungen des Pfandes zu 
ziehen. 

Iſt eine von Natur fruchttragende Sache dem Pfandgläubiger zum 
Alleinbeſitz übergeben, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Pfand⸗ 
gläubiger zum Fruchtbezuge berechtigt ſein ſoll. 

§ 1214. Steht dem Pfandgläubiger das Recht zu, die Nutzungen 
zu ziehen, ſo iſt er verpflichtet, für die Gewinnung der Nutzungen 
zu ſorgen und Rechenſchaft abzulegen. 

Der Reinertrag der Nutzungen wird auf die geſchuldete Leiſtung 
und, wenn Koſten und Zinſen zu entrichten find, zunächſt auf dieſe 
angerechnet. 

Abweichende Beſtimmungen ſind zuläſſig. 

§ 1215. Der Pfandgläubiger ift zur Verwahrung des Pfandes 
verpflichtet. 


$ 1212. 1. Die Vorſchrift ift eine Anwendung des auch dem § 953 zu 
Grunde liegenden Prinzips, daß die körperliche Zerlegung der Sache auf 
den dinglichen Rechtsſtand regelmäßig ohne Einfluß ift; vgl. zu § 958. 

2. Zubeh örſtücke ($ 97) bedürfen ſelbſtändiger Verpfändung. Aus⸗ 
legungsregel für den obligatoriſchen Verpfändungsvertrag § 314. 

§ 1213. 1. Abſ. 1 ſpricht die Zuläſſigkeit des Nutzungspfandrechts (Anti⸗ 
chreſe) bei beweglichen Sachen aus. Aus $ 1273 ergiebt ſich die Zuläſſigkeit 
des Nutzungspfandrechts an Rechten. Für Grundſtücke ift die antichretiſche 
Verpfändung nicht zugelaſſen (vgl. $ 1113 Note A 4). 

2. Der Eigenthumserwerb des Pfandgläubigers richtet fih nach § 954. 
Auf die Nealifirung der Nutzungen finden die Vorſchriften über den Pfand⸗ 
verkauf (§§ 1233 ff.) keine Anwendung. Vgl. § 1214. 

3. Die Auslegungsregel des Abſ. 2 ſetzt Alle inbeſitz (vgl. auch § 1231) 
des Pfandgläubigers voraus und bezieht ſich ſomit nicht auf die in § 1206 
behandelten Falle des Mitbeſitzes. — Nach § 1273 ift Abſ. 2 auf das Pfand- 
recht an Rechten nicht anwendbar. 

§ 1214. 1. Abi. I vgl. § 1213. 

J. Das durch die Beſtellung des Nutzungspfandrechts hervorgerufene ge⸗ 
ſetzliche Schuldverhältniß zwiſchen Pfandgläubiger und Verpfänder ſteht unker 
den allgemeinen Vorſchriften des Rechtes der Schuldverhältniſſe (vgl. Vorb. 
zum II. Buche Note 2), Insbeſondere Ed l 
a. Haftung für Sorgfalt § 276, Schadenserſatzpflicht für ſchuldhafte Unter⸗ 

laſſung der Fruchtziehung §§ 249 ff.; 
b. Rechenſchaftspflicht § 259; 
c. (Abſ. 2.) Berechnung vgl. § 367. 8 1 

3. (Abf. 3.) Inſonderheit find aljo auch Vereinbarungen mit dinglicher 
Wirkung dahin zuläſſig, daß eine Rechnungslegung nicht ſtattfinden Joll (vgl. 
indeß § 138) oder daß die Nutzungen dem Pfandgläubiger an Zahlungs- 
ſtatt zur Tilgung der Zinſen oder der Kapitalforderung, alſo zum Bezuge 
für ſeine eigene Rechnung zufallen ſollen. 

§ 1215. 1. Wegen des Verhältniſſes der Verwahrungspflicht des Pfand⸗ 
gläubigers zu der auf Grund eines Verwahrungsvertrags (§§ 685 ff.) be 
gründeten Pflicht vgl. $ 688 Note II I. i 
2. Rechtslage, wenn Berpfänder und Eigenthümer verſchiedene Perſonen 
ſind, § 1207 Note 6. 


d. GetrennteErzeugniſſe. 


d. Nutzungspfand. 
a. Zuläſſigkeit. 


A. Auslegungsregel. 


y. Rechts verhältniß. 


5. Verwahrungspflicht 
des Pfandgläubigers. 
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6. Verwendungen des LK 1216. Macht der Pfandgläubiger Verwendungen auf das 
hfendgtaubtgers. Pfand, ſo beſtimmt ſich die Erſatzpflicht des Verpfänders nach den 
Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag. Der Pfand⸗ 
gläubiger iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er das Pfand ver⸗ 
ſehen hat, wegzunehmen. 
7. Schug d. Verpfänders § 1217. Verletzt der Pfandgläubiger die Rechte des Verpfänders 
925 Pfandglänbtgers in erheblichem Maße und fegt er das verletzende Verhalten ungeachtet 
einer Abmahnung des Verpfänders fort, ſo kann der Verpfänder ver⸗ 
langen, daß das Pfand auf Koſten des Pfandgläubigers hinterlegt 
oder, wenn es ſich nicht zur Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich 
zu beſtellenden Verwahrer abgeliefert wird. 
Statt der Hinterlegung oder der Ablieferung der Sache an einen 
Verwahrer kann der Verpfänder die Rückgabe des Pfandes gegen Be⸗ 
friedigung des Gläubigers verlangen. Iſt die Forderung unverzins⸗ 
lich und noch nicht fällig, ſo gebührt dem Pfandgläubiger nur die 
Summe, welche mit Hinzurechnung der geſetzlichen Zinſen für die Zeit 
von der Zahlung bis zur Fälligkeit dem Betrage der Forderung 
gleichkommt. 
8. Verderb und Werth⸗ § 1218. Iſt der Verderb des Pfandes oder eine weſentliche 
i. Rechte des Berpfan⸗ Minderung des Werthes zu beſorgen, fo kann der Verpfänder die 
ders. Rückgabe des Pfandes gegen anderweitige Sicherheitsleiſtung ver⸗ 
langen; die Sicherheitsleiſtung durch Bürgen iſt ausgeſchloſſen. 
Der Pfandgläubiger hat dem Verpfänder von dem drohenden Ver: 
derb unverzüglich Anzeige zu machen, ſofern nicht die Anzeige un⸗ 
thunlich iſt. 


3. Verjährung der Anſprüche des Verpfänders wegen Veränderungen und 
Verſchlechterungen der Sache § 1226. 

4. Unbefugte Benutzung der Pfandſache durch öffentliche Pfandleiher 
StGB § 290. 

§ 1216. 1. Verwendungsanſpruch des Pfandgläubigers vgl. §§ 256 f. 
nebſt Bemerkungen, ſowie zu §§ 256, 257 Gruppe B. — Haftung des Pfan⸗ 
des für den Verwendungsanſpruch $ 1210 Abſ. 2. 

2. Sind Verpfänder und Eigenthümer verſchiedene Perſonen (vgl. § 1207 
Note 6), ſo iſt der Verwendungsanſpruch gegen den Eigenthümer nach 
SS 994 ff. zu beurtheilen, alfo davon abhängig, daß der Eigenthümer die 
Sache wiedererlangt. 

3. Wegnahme einer Einrichtung § 258. 

4. Verjährung der Anſprüche des Pfandgläubigers wegen Verwendungen 
und Wegnahme § 1226. 

§ 1217. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift des § 1054 (Nießbrauch). 

2. Hinterlegung, Hinterlegungsſtelle, Verfahren, hinterlegungsfähige Sachen 
GG. 9972 144—146. 58 372 ff. find hier nicht anwendbar; vgl. Titelvorb. 
vor ; 

3. Gerichtlich zu beſtellender Verwahrer. Zuſtändigkeit und Verfahren 
FrG. § 165 (zu § 432). 

4. (Abſ. 2.) Wegen der Berechnung des Zwiſchenzinſes § 1133. 

5. Anſprüche des Eigenthümers, wenn Eigenthümer und Verpfänder ver⸗ 
ſchiedene Perſonen ſind, vgl. § 1207 Note 6. 

§ 1218. 1. Die Sicherheitsleiſtung hat gemäß §§ 232 ff. zu erfolgen. 

2. Die Anzeigepflicht iſt nur bei drohendem Verderbe, nicht auch bei weſent⸗ 
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§ 1219. Wird durch den drohenden Verderb des Pfandes oder 
durch eine zu beſorgende weſentliche Minderung des Werthes die 
Sicherheit des Pfandgläubigers gefährdet, ſo kann dieſer das Pfand 
öffentlich verſteigern laffen. 

Der Erlös tritt an die Stelle des Pfandes. Auf Verlangen des 
Verpfänders iſt der Erlös zu hinterlegen. 

$ 1220. Die Verſteigerung des Pfandes iſt erſt zulaſſig, nach⸗ 
dem ſie dem Verpfänder angedroht worden iſt; die Androhung darf 
unterbleiben, wenn das Pfand dem Verderb ausgeſetzt und mit dem 
Aufſchube der Verſteigerung Gefahr verbunden iſt. Im Falle der 
Werthminderung iſt außer der Androhung erforderlich, daß der Pfand⸗ 
gläubiger dem Verpfänder zur Leiſtung anderweitiger Sicherheit eine 
angemeſſene Friſt beſtimmt hat und dieſe verſtrichen iſt. 

Der Pfandgläubiger hat den Verpfänder von der Verſteigerung un⸗ 
verzüglich zu benachrichtigen; im Falle der Unterlaſſung iſt er zum 
Schadenserſatze verpflichtet. 

Die Androhung, die Friſtbeſtimmung und die Benachrichtigung 
dürfen unterbleiben, wenn ſie unthunlich ſind. 

$ 1221. Hat das Pfand einen Börſen⸗ oder Marktpreis, fo kann 
der Pfandgläubiger den Verkauf aus freier Hand durch einen zu 
ſolchen Verkäufen öffentlich ermächtigten Handelsmäkler oder durch 
eine zur öffentlichen Verſteigerung befugte Perſon zum laufenden 
Preiſe bewirken. 


licher Werthminderung feſtgeſetzt, weil zur Erkenntniß drohender Werth⸗ 
minderung (Sinken des Marktpreiſes) dem Verpfänder dieſelben Erkenntniß⸗ 
mittel wie dem Pfandgläubiger zur Verfügung ſtehen. 

3. Unterlaſſung unverzüglicher (88 121, 276) Anzeige hat Schadenserſatz⸗ 
pflicht zur Folge (58 280, 249 ff). Der Pfandgläubiger ift für die Unthun⸗ 
lichkeit beweispflichtig. 

1219. 1. Die weiteren Vorausſetzungen für den im Intereſſe des Pfand⸗ 
gläubigers zugekaſſenen Verkauf enthält § 1220. 

2. Oeffentliche Verſteigerung §§ 383, 156. Freihändiger Verkauf börſen⸗ 
oder marktgängiger Sachen $ 1221. 

3. Die Beweislaſt für das Vorliegen der Vorausſetzungen der Veräuße⸗ 
rungsbefugniß hat der Pfandgläubiger. i l 

Schutz des gutgläubigen Erwerbers der Pfandſache, wenn die Veräußerung 
erfolgt, obwohl die Vorausſetzungen ihrer Zuläſſigkeit nicht vorliegen, § 1244. 
Vgl. auch § 935 Note 6. 

4. (Abſ. 2.) Der fih als Erlös, d. h. nach Abzug der Koſten ergebende 
Betrag tritt an die Stelle des Pfandes, vgl. § 1247. Im Falle der Hinter⸗ 
legung greift § 233 ein (vgl. $$ 1220, 1218). 

5 1220. 1. Vgl. § 384. l i 

3. Beweislaſt für die Beobachtung der Vorſchriften über Androhung, Friſt⸗ 
beſtimmung und Benachrichtigung, ebenſo für die Vorausſetzungen dafür, 
daß ausnahmsweiſe von denſelben abgeſehen werden konnte, hat der Pfand⸗ 
gläubiger. 

3. Friſtbeſtimmung vgl. Litelvorb. vor $ 186 Note 4; vgl. auch $ 1133. 

4. Unverzüglich §§ 121, 276. 

5. Schadenserſatzpflicht §§ 249 ff. 

N aa. 1. Vgl. $ 385 Note 1, § 453 Note 2, ferner HOB. 8 373 (hinter 
6). 


b. Rechte des Pfand» 
gläubigers. 

a. Verſteigerungs⸗ 
befugniß. 


8. Die Ausführung 
der Verſteigerung. 


y. Börſen⸗od. markt⸗ 
gäng. Pfandſache. 


9. Mehrere Pfandſachen. 


10. Rückgabepflicht des 
Pfandgläubigers. 
a. Erlöſchen d. Pfand: 
rechts. 
b. Einlöſungsrecht d. 
Verpfänders. 


11. Befriedigung durch 
den Verpfänder. 
a. Zuläſſige Arten. 
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§ 1222. Beſteht das Pfandrecht an mehreren Sachen, fo haftet 
jede für die ganze Forderung. 

§ 1223. Der Pfandgläubiger ift verpflichtet, das Pfand nach 
dem Erlöſchen des Pfandrechts dem Verpfänder zurückzugeben. 

Der Verpfänder kann die Rückgabe des Pfandes gegen Befriedi⸗ 
gung des Pfandgläubigers verlangen, ſobald der Schuldner zur Leiſtung 
berechtigt iſt. 

$ 1224. Die Befriedigung des Pfandgläubigers durch den Ver: 
pfänder kann auch durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung erfolgen. 


2. Dieſe Art des Verkaufs tritt lediglich an die Stelle der öffentlichen 
Verſteigerung ($ 1219). Im Uebrigen bleibt es bei den Beſtimmungen des 
$ 1220. 


3. Oeffentlich ermächtigte Handelsmäkler. 

a. Das HOY, (85 93 ff.) kennt nicht mehr amtlich beſtellte Handelsmäkler 
(SGB. Art. 66), ſondern nur Privatmäkler. 
b. Kurs makler. 

Börsengesetz vom 22. Juni 1896 $ 34, in der Fassung des EG. zum 
HGB. Art. 14: Die Kursmakler sind zur Vornahme von Verkäufen und Käufen 
befugt, die durch einen dazu öffentlich ermächtigten Handelsmakler zu bewirken sind, 

c. Durch welche Behörden oder ſonſtigen öffentlichen Organe die Auswahl 
und Beſtellung im Uebrigen erfolgt, beſtimmt ſich nach dem Landesrechte. 
Vgl. zu § 383 Note 6. 

4. Zur öffentlichen Verſteigerung befugte Perſonen vgl. Gew. $ 36. 

5. Wegen der Zuſtändigkeit der Gerichtsvollzieher vgl. die Ausfceſetze 
zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze; für Preußen § 74 des AG. vom 24. April 
1878 (GS. S. 230). 

6. Gewährleiſtung des Pfandgläubigers vgl. zu § 461 Note 11 5 1233 
Note II 2 b. 

x 34135 1. Vgl. die ähnliche für die Geſammthypothek geltende Vorſchrift 
es 32. 
2. Auswahl der zu verkaufenden Sache § 1230. 
3. Eine Vertheilung der Pfandforderung auf die einzelnen Pfandſachen 
(vgl. $ 1132 Abſ. 2) findet nicht ſtatt. 
§ 1223. 1. § 1223 betrifft nur das Verhältniß des Pfandgläubigers zum 
Verpfänder. Wegen des Herausgabeanſpruchs des Eigenthümers als 
ſolchen vgl. zu § 1207 Note 6. 
2. Die Fälle des Erlöſchens des Pfandrechts vgl. zu $ 1250 Abſ. 2, 
§§ 1252 ff. und Bemerkungen daſelbſt. 
3. Die Beweislaſt für das Erlöſchen des Pfandrechts hat derjenige, welcher 
ſeinen Rückgabeanſpruch hierauf ſtützt. 
4. Ueber das ſog. Gordianiſche Pfandrecht wegen anderer Forderungen 
enthält das BGB. keine Beſtimmungen. Es greifen demnach die allgemeinen 
Vorſchriften über das Zurückbehaltungsrecht ($8 273 f.) ſowie für das Han⸗ 
delsrecht HGB. §§ 369—372 (zu § 274) ein. 
5. (Abs. 2.) Bal. § 1142. — Die Befriedigung kann erfolgen 
a. durch den perſönlichen Schuldner gemäß §§ 362 ff. (Erfüllung); SS 372 ff. 
un §§ 387 ff. (Aufrechnung). Alsdann liegt der Fall des 
Abſ. 1 vor; 

b. durch den Verpfänder gemäß 88 1223 Abſ. 2, 1224; 

e. durch den Eigenthümer gemäß § 1249. 

6. Zwangsvollſtreckung auf Rückgabe gegen Befriedigung vgl. END. §§ 726, 
756, 765 (zu § 273). 

$ 1224. 1. Bgl. zu § 1142 und zu § 267 Note 4. 

2. Wegen der Vorausſetzungen der Hinterlegung EE 372 ff.; der Aufrech⸗ 
nung §§ 387 ff. 
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§ 1225. Iſt der Verpfänder nicht der perſönliche Schuldner, ſo 
geht, ſoweit er den Pfandgläubiger befriedigt, die Forderung auf ihn 
über. Die für einen Bürgen geltenden Vorſchriften des § 774 finden 
entſprechende Anwendung. 

8 1226. Die Erſatzanſprüche des Verpfänders wegen Verände⸗ 
rungen oder Verſchlechterungen des Pfandes ſowie die Anſpruche des 
Pfandgläubigers auf Erſatz von Verwendungen oder auf Geſtattung 
der Wegnahme einer Einrichtung verjähren in ſechs Monaten. Die 
Vorſchriften des § 558 Abi. 2, 3 finden entſprechende Anwendung. 

§ 1227. Wird das Recht des Pfandgläubigers beeinträchtigt, ſo 
finden auf die Anſprüche des Pfandgläubigers die für die Anſprüche 
aus dem Eigenthume geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 
— —— 

3. Das dem Gläubiger dem perſönlichen Schuldner gegenüber zuſtehende 
Aufrechnungsrecht begründet eine aufſchiebende Einrede des Verpfänders 
val. §§ 1211, 770. 

§ 1225. L Befriedigung durch den perſönlichen Schuldner, gleichgültig 
ob er oder ein anderer Verpfänder ift, 

a. bei gänzlicher Befriedigung 88 1223, 1252, 
b. bei theilweiſer Befriedigung § 1210. 

II. Befriedigung durch den Verpfänder, welcher nicht perſönlicher 
Schuldner iſt. 

1. Wenn der Verpfänder nicht Eigenthümer iſt, geht 
a. bei gänzlicher Befriedigung des Pfandgläubigers die Forderung 

nebſt dem Pfandrechte (58 412, 401) auf den Verpfander über. Die 

Einwendungen des Schuldners aus einem zwiſchen ihm und dem Ver⸗ 

pfänder beſtehenden Rechtsverhältniſſe bleiben unberührt; 88 1225, 774; 
b. bei theilweiſer Befriedigung die Forderung nach Maßgabe der 

Befriedigung auf den Verpfänder über. Zwar geht gemäß SN 412, 401 

entiprehend der Forderung auch das Pfandrecht auf den Verpfander 

über; es kann aber dieſer Uebergang gemaß $$ 1225, 774 Abſ. 1 Satz 2 

nicht zum Nachtheile des Gläubigers geltend gemacht werden, ſo daß 

alſo der Verpfänder wie ein dem Pfandgläubiger im Range nachſtehender 

Pfandgläaubiger zu beurtheilen iſt, vgl. § 1232. Im Uebrigen vgl. zu a. 

Erfolgt nach urſprünglich theilweiſer Befriedigung die gänzliche Befriedi⸗ 

aung, fo ift fortab die Beurtheilung die gleiche, wie wenn die gänzliche 

Befriedigung von vornherein ſtattgefunden hätte. 

2. Wenn der Verpfänder Eigenthümer ift, wie zu 1, indeß mit der 
Maßgabe, daß Konſolidation des Eigenthums gemäß $ 1256 eintritt. 

§ 1226. 1. Vgl. $ 1057 (Nießbrauch). ) 

2. Erſatzanſprüche des Verpfänders wegen Veränderungen und Verſchlech⸗ 
terungen vgl. zu § 1215. — Anſprüche des Pfandgläubigers wegen Verwen⸗ 
dungen § 1216. N 

3. Die in Bezug genommenen Vorſchriften aus der Miethe: 

9 558 Abſ. 2 regelt den Beginn der Verjährung; 

$ 558 Abſ. 3 läßt mit der Verjährung des Anſpruchs auf Rückgabe auch 

die Erſatzanſprüche verjähren. 

§ 1227. I. Beſitzſchuz des Pfandgläubigers. 

Wegen des dem Pfandgläubiger als Beſitzer des Pfandes zuſtehenden 
n vgl. §§ 859 ff., 867. Anſprüche aus früherem Beſitze vgl. zu H 

und 7. 


II. Dinglicher Rechtschutz. 5 
Das bei und zwecks Beſtellung des Pfandrechts herbeigeführte Beſitzver⸗ 
hältniß iſt der dem Inhalte des begründeten Rechtes entſprechende und burch 


b. Uebergang d. Forbes 
rung auf d. zahlen⸗ 
den Verpfänder. 


12. Kur ze Verjährung d. 
Nebenanſprüche. 


13. Rechtsſchutz d. Pfand⸗ 
gläubigers. 


$ 1227. 
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die Vorſchrift des § 1227 geſchützte Zuſtand. Die zur entſprechenden An⸗ 
wendbarkeit (vgl. § 1065) beſtimmten Vorſchriften über die Anſprüche aus 
dem Eigenthunte find die Vorſchriften des III. Abſchnitts Titel 4 §§ 985 bis 
1007, alſo u E S des Anſpruchs aus dem früheren Beſitze $ 1007. Iſt 
die Sache im Beſitze des Eigenthümers oder des Verpfänders oder eines 
Dritten, der den Beſitz von einem der Beiden erlangt hat, ſo greift 
§ 1253 ein. 

1. Der Anſpruch gegen den Beſitzer (ŞE 985 ff.) auf Herausgabe 
der Sache und der Erzeugniſſe ($ 1212). § 986 kommt 3. B. zur An⸗ 
wendung, wenn dem Beſitzer ein Afterpfandrecht (vgl. zu § 1274 Note 111) 
oder ein Nießbrauch an einem Nutzungspfandrechte (58 1215, 1068 ff.) zuſteht. 
Iſt der Pfandgläubiger dem Eigenthümer gegenüber zu derartigen Verfü- 
gungen nicht befugt, ſo greift der Eigenthumsanſpruch aus § 985 mit den 
aus § 986 Abſ. Satz 2 fic) ergebenden Beſonderheiten ein. — Kein Heraus⸗ 
gabeanſpruch des nachſtehenden gegen den vorſtehenden Pfandgläubiger § 1232. 

2. Der Anſpruch auf Herausgabe von Nutzungen und Schadens⸗ 
erſatz §§ 987—993 wird ſich verſchieden geſtalten, je nachdem der Verpfänder 
bzw. der Eigenthümer oder aber ein Dritter der beklagte Beſitzer iſt. Dem 
Verpfänder und dem Eigenthümer gegenüber können diefe Anſprüche nur nach 
Maßgabe der Pfandhaftung (§ 1210), dem Dritten gegenüber aber unbe⸗ 
ſchränkt geltend gemacht werden, da in dem letzteren Falle auch der Pfand⸗ 
gläubiger dem Verpfänder bzw. dem Eigenthümer entſprechend haftet. 

3. Gegenanſprüche wegen Verwendungen ($$ 994—1003). Zu bez 
rückſichtigen iſt, daß der Verwendungsanſpruch auf der Grundlage der un⸗ 
gerechtfertigten Bereicherung beruht (vgl. zu S 994—1003 Note 1). Die 
Haftung des Pfandgläubigers iſt deshalb durch die für ihn mit der Vermen⸗ 
dung eingetretene ungerechtfertigte Bereicherung begrenzt. Darüber hinaus⸗ 
gehende Verwendungsanſpruche hat der verwendende Beſitzer gegen den Eigen⸗ 
thümer gemäß $$ 994 ff. geltend zu machen. 

4. Der negatoriſche Anſpruch vgl. § 1004. 

9. Der Anſpruch auf Aufſuchung und Wegſchaffung vgl. § 1005. 

6. Die Rechtsvermuthung aus § 1006 lautet zur entſprechenden Anz 
wendung dahin: 

Zu Gunſten des Beſitzers einer beweglichen Sache wird vermuthet, daß 
ihm das von ihm behauptete Recht an der Sache zuſteht und daß er beim 
Erwerbe dieſes Rechtes in Anſehung der Rechte Dritter im guten Glauben 
geweſen iſt. Die letztere Vermuthung gilt jedoch nicht einem früheren 
Beſitzer gegenüber, dem die Sache geſtohlen worden, verloren gegangen 
oder ſonſt abhanden gekommen ift. 

Zu Gunſten eines früheren Beſitzers wird vermuthet, daß ihm während 
der Dauer ſeines Beſitzes das von ihm behauptete Recht an der Sache zu⸗ 
geſtanden hat. 

Im Falle eines mittelbaren Beſitzes (vgl. § 868; der Pfandbeſitzer hat 
3. B. die Sache einem Dritten zur Verwahrung übergeben) gilt die Ver⸗ 
muthung für den mittelbaren Beſitzer. 

Im Uebrigen vgl. zu § 1006. 

T. Anſpruch aus früherem Beſitze § 1007 iſt unmittelbar anwendbar. 

8. Die Aktiplegitimation eines von mehreren Mitpfandgläubigern ergiebt 
ſich durch entſprechende Anwendung der für die Miteigenthümer geltenden 
Vorſchrift des § 1011. 

III. Beſondere Vorſchriften. 

1. Pfandrecht des Vermiethers, Verpächters oder Gaſtwirths vgl. 88 559, 
560 ff., 581. 704. 

2. Kolliſion mehrerer Pfandgläubiger § 1232. 

Kolliſion eines Pfandrechts mit einem Pfändungspfandrechte CPO. $ 805. 
BT 848 3 des Anſpruchs auf Herausgabe der Pfandſache vgl. 

O. §§ 846 f. 

3. Wegen der konkursrechtlichen Vorſchriften vgl. zu § 1228 Note Ib. 
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§ 1228. Die Befriedigung des Pfandgläubigers aus dem Pfande 14. 


erfolgt durch Verkauf. 
Der Pfandgläubiger ift zum Verkaufe berechtigt, ſobald die For- a Verkaufsberechti⸗ 
derung ganz oder zum Theil fällig iſt. Beſteht der geſchuldete Gegen⸗ 
ſtand nicht in Geld, ſo iſt der Verkauf erſt zuläſſig, wenn die For⸗ 
derung in eine Geldforderung übergegangen iſt. 

§ 1229. Eine vor dem Eintritte der Verkaufsberechtigung gez m. Verfallvertrag. 
troffene Vereinbarung, nach welcher dem Pfandgläubiger, falls er 
nicht oder nicht rechtzeitig befriedigt wird, das Eigenthum an der 
Sache zufallen oder übertragen werden foll, ift nichtig. 

§ 1230. Unter mehreren Pfändern fann der Pfandgläubiger, e. Mehrere Pfandſachen. 
ſoweit nicht ein Anderes beſtimmt iſt, diejenigen auswählen, welche 
verkauft werden ſollen. Er kann nur ſo viele Pfänder zum Verkaufe 
bringen, als zu ſeiner Befriedigung erforderlich ſind. 


a. 


h. 


C. 


§ 1228. 1. Verkaufsberechtigung. 

Der Pfandgläubiger iſt nicht verpflichtet, ſondern nur berechtigt, ſich durch 
Verkauf des Pfandes (§§ 1233 ff.) zu befriedigen. 

Berechtigung des Konkursperwalters, die Verſteigerung eines zur Maſſe 
gehörenden Pfandes zu betreiben KO. § 127, abgedruckt Abſchnittvorb. 
vor § 1204. 

Verweiſung des Pfandgläubigers auf die Pfandſache §§ 772 f.; CPO. 
8 777, abgedruckt zu § 278. 

2. Verantwortlichkeit des Pfandgläubigers. 
Der Pfandgläubiger veranlaßt und bewirkt den Verkauf und iſt dafür ver⸗ 


antwortlich, daß der Verkauf rechtmäßig (§ 1243) erfolgt. — Ein Verſtoß 
gegen die Vorſchriften des Abſ. 2 (Note 3) macht den Pfandverkauf zu einem 
nicht rechtmäßigen. Vgl. hierzu §§ 1243 ff. 


3. Vorausſetzungen der Verkaufsberechtigung. 


a. Fälligkeit der Forderung vgl. zu § 271 und zu § 198. Daneben 


h, 


kommt es nicht darauf an, daß eine Mahnung des Schuldners erfolgt ift 
(nal, indeß die vorgeſchriebene Verkaufsanzeige an den Eigenthümer 
§ 1234). Auch iſt weder ein vollſtreckbarer Titel noch eine gerichtliche 
Verkaufsermächtigung (vgl. HGB. Arti. 310, 311) erforderlich. 

Der Uebergang in eine Geldforderung vollzieht ſich regelmäßig 
als Folge der Schadenserſatzpflicht wegen Nichterfüllung oder wegen Ver⸗ 
zugs vgl. $$ 280, 283, 286, 325, 326. Der Uebergang kann von vorn⸗ 
herein vereinbart fein, vgl. z. B. § 8 339 ff. (Vertragsſtrafe). 

$ 1229. 1. Nach $ 1229 iſt nur der vor Eintritt der Verkaufsberechti⸗ 


gung ($ 1228) eingegangene Verfallvertrag (lex commissoria) nichtig § 134. 
Die nach dieſem Zeitpunkte zur Tilgung der Forderung an Erfüllungsſtatt 
($ 364) erfolgende Uebereignung des Pfandes iſt nicht ausgeſchloſſen. 


2. Auch der Verfallvertrag mit der Beſtimmung, daß das Pfand zum 


Börſen⸗ oder Marktpreis überlaſſen werden foll, ift nicht zugelaſſen. 


3. Sowobl der dingliche wie der obligatoriſche Verfallvertrag fällt unter 


§ 1229 („das Eigenthum zufallen oder übertragen werden ſoll“). 


4. Die Wirkung der Nichtigkeit der lex commissoria auf den ganzen Ver⸗ 


trag beſtimmt ſich nach § 139. 


5. Die Vorſchrift gilt auch für das Handelsrecht. 
§ 1230. 1. Vgl. 8 1222. — Ferner die ähnliche Beſtimmung für die Hy- 


pothek ($ 1132). 


2. Zur Beſchränkung des Veräußerungsrechts in Satz 2 vgl. CPO. §§ 803 


Abi. 1 Satz 2, 818. — Berftoğ gegen diefe Vorſchrift bewirkt Unrechtmäßigkeit 
des Verkaufs. Vgl. SS 1243 f. 


Befriedigung aus d. 


Pfande; Pfandverkauf. 


gung. 


816 Drittes Buch. Sachenrecht. 


a. Nicht im Meinte- § 1231. Iſt der Pfandgläubiger nicht im Alleinbeſitze des Pfan⸗ 
Mea befindliches des, fo kann er nach dem Eintritte der Verkaufsberechtigung die Her⸗ 
Pfand. ausgabe des Pfandes zum Zwecke des Verkaufs fordern. Auf Ver⸗ 

langen des Verpfänders hat an Stelle der Herausgabe die Ablieferung 
an einen gemeinſchaftlichen Verwahrer zu erfolgen; der Verwahrer 
hat ſich bei der Ablieferung zu verpflichten, das Pfand zum Ver⸗ 
kaufe bereitzuſtellen. 

e. Mehrerepfandrechte § 1232. Der Pfandgläubiger ift nicht verpflichtet, einem ihm im 
an der Sache. Range nachſtehenden Pfandgläubiger das Pfand zum Zwecke des 

Verkaufs herauszugeben. Iſt er nicht im Beſitze des Pfandes, fo 
kann er, ſofern er nicht ſelbſt den Verkauf betreibt, dem Verkaufe 
durch einen nachſtehenden Pfandgläubiger nicht widerſprechen. 

£. Bewirtung des § 1233. Der Verkauf des Pfandes ift nach den Vorschriften der 
Pandverfaufs. gg 1234 bis 1240 zu bewirken. 

Hat der Pfandgläubiger für fein Recht zum Verkauf einen voll: 
ſtreckbaren Titel gegen den Eigenthümer erlangt, ſo kann er den Ver⸗ 
kauf auch nach den für den Verkauf einer gepfändeten Sache gelten⸗ 
den Vorſchriften bewirken laſſen. 


§ 1231. 1. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf die Fälle des § 1206, nicht 
auf § 1205 Abſ. 2. Vgl. zu § 1205 Note 1 2ay. Vgl. auch § 1213 Note 3. 

2. Geeigneter Verwahrer wird regelmäßig ein Gerichtsvollzieher ſein. 

§ 1232. I. Beſchräukung des dinglichen Anſpruchs des nachſtehenden 
Pfandglänbigers (Satz 1). 

1. Zwar wird durch ein vorhergehendes Pfandrecht das Verkaufsrecht des 
nachſtehenden Pfandgläubigers an ſich nicht ausgeſchloſſen. Daraus iſt aber, 
wie Satz 1 klarſtellt, keineswegs ein Anſpruch des nachſtehenden Gläubigers 
gegen den vorhergehenden auf Herausgabe des Pfandes zum Zwecke des Ver⸗ 
kaufs abzuleiten. Dem nachſtehenden Pfandgläubiger ſteht indeß ein Ab⸗ 
löſungsrecht gemäß § 1249 zu. 

2. Für den Konkursfall vgl. KO. § 127 (Abſchnittvorb. vor § 1204). 

II. Beſchränkung des dinglichen Anſpruchs des vorgehenden Pfand⸗ 
gläubigers (Satz 2). 

Die Regelung in Satz 2 entſpricht CPO. § 805. Vgl. auch CPO. SS 826 f. 
Nach § 1247 tritt der Erlös an die Stelle des Pfandes. Die Vertheilung 
erfolgt nach Maßgabe des Ranges ($ 1209). 

III. Pfandgläubiger mit gleichen Range, insbeſondere z. B. bei quoten⸗ 
mäßiger Theilung der Pfandforderung, ſtehen in einem Gemeinſchaftsverhält⸗ 
niß, auf welches die §§ 741 ff. unmittelbar oder entſprechend Anwendung 
finden. 

§ 1233. I. Die Arten des Pfandverkaufs. 

1. Der Verkauf durch den Pfandgläubiger 
a. im Wege der öffentlichen Verſteigerung durch einen Gerichtsvoll⸗ 

zieher oder einen zu Verſteigerungen befugten anderen Beamten oder an⸗ 

geſtellten Verſteigerer, §§ 1235, 383 Abi. 3; 

b. aus freier Hand durch einen öffentlich ermächtigten Handelsmäkler 
oder durch eine zur öffentlichen Verſteigerung befugte Perſon $ 1235 Abſ. 2 
(nur bei börſen⸗ und marktgängigen Pfändern). 

2. Der Verkauf im Wege der Zwangsvollſtreckung (Note III). 

3. Der Verkauf mit Abweichungen, welche von dem Eigen⸗ 
thümer und dem Pfandgläubiger nereinbart find $ 1245. 

4. Der Verkauf mit Abweichungen auf Grund gerichtlicher 
Entſcheidung. § 1246. 
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II. Der Verkauf durch den Pfandgläubiger. 

1. Der Schutz des Eigenthümers. 

Der Verkauf durch den Pfandgläubiger iſt an ſich unabhängig von dem 
Vorhandenſein eines vollſtreckbaren Titels oder einer gerichtlichen Mitwirkung. 
Dem Schutze des Eigenthümers dienen 
a. reichsrechtlich die Vorſchriften, 

a. welche die Rechtmäßigkeit und damit die dingliche Wirkſamkeit des 

Verkaufs begrenzen. Bgl. zu § 1243 Abſ. 1; 
8. welche eine Schadenserſatzpflicht des Pfandgläubigers gegenüber dem 
Eigenthümer begründen. Vgl. § 1243 Abi. 2. 
Uebrigens gilt dem gutgläubigen Pfandgläubiger gegenüber als 
Eigenthümer der Verpfänder § 1248. 

b. landesgeſetzlich die Vorſchriften über die dienſtlichen Pflichten der zur 
Versteigerung berufenen Beamten, vgl. zu § 1221 in Verbindung mit $ 839. 

2. Der Verkäufer beim Pfandverkaufe. 

a. Der Pfandgläubiger betreibt den Verkauf aus eigenem dinglichen Rechte 
zwar für Rechnung, aber nicht als Vertreter des Eigenthümers. Der 
Pfandgläubiger iſt deshalb der Verkäufer. Dies ſelbſt dann, 
wenn der Verkauf unter Benennung des Eigenthümers geſchieht. 

b. Die Gewährleiſtungspflicht liegt ſomit an ſich dem Pfandgläu⸗ 
biger ob. 

Fi Wegen Sachmängel findet die Gewährleiſtung gemäß § 461 nicht 
ftatt, wenn die Sache in öffentlicher Verſteigerung unter der Bezeich⸗ 
nung als Pfand verkauft iſt. Wohl aber bei freihändigem Verkaufe 
gemäß § 1235 Abs. 2 (vgl. dagegen CPO. $ 806, abgedruckt zu § 445). 

Wegen Rechtsmängel findet zwar bei Verkäufen im Wege der 

Zwangsvollſtreckung (CPO. $ 806 zu § 445) eine Gewährleiſtung nicht 

ſtatt. Für den Pfandverkauf fehlt es indeß an einer entſprechenden 

Beſtimmung. Eine und der Gewährleiſtung dürfte faum 

zuläſſig fein, vgl. RG. 18 198. Mit Rückſicht auf die Vorſchrift des 

§ 439 in Verbindung mit § 1244 wird eine Gewährleiſtungspflicht 

wegen Rechtsmangels kaum vorkommen. Vgl. auch § 440 Note 4. 
III. Der Verkauf im Wege der Zwangsvollſtreckung (CPO. S$ 803 ff.). 
1. Iſt der Eigenthümer zugleich perſönlicher Schuldner, ſo ergiebt ſich die 

Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung in die Pfandſache ſchon aus allgemeinen 

Vorſchriften. 

le Vorſchrift des $ 1233 Abſ. 2 will dem Pfandgläubiger die Bor- 
theile des Verkaufs im Wege der Zwangsvollſtreckung auch dann gewähren, 
wenn der Eigenthümer nicht perſönlicher Schuldner iſt. Der Pfandglaubiger 
iſt zwar ſchon auf Grund eines vorläufig vollſtreckbaren Titels zur Anwen⸗ 
dung dieſer Verkaufsart befugt, dem Eigenthumer gegenüber aber völlig nur 
dann geſichert, wenn der Verkauf erft nach Rechtskraft des Urtheils erfolgt. 
Vgl. CPO. § 717 Abſ. 2. — Jedenfalls aber hat er die Vortheile aus II2 bg. 

Im Einzelnen iſt ein Unterſchied zwiſchen dem Pfandverkauf und dem 
Zwangsvollſtreckungsverkaufe z. B. begründet durch s 1237. 

3. Die Klage ift gegen den Eigenthümer zu richten. Ob die Ver⸗ 
muthung des F 1248 hier eingreift, ift beftritten; vgl. zu § 1248 Note 3. 

4. Der Klagantrag geht auf Geſtattung der Ausübung des Verkaufsrechts 
bzw. auf Anerkennung, daß dem Pfandgläubiger das Recht zum Verkaufe 
der Pfandſache zuſteht. 5 

5. Für dieſen Anſpruch ift nicht beſtimmt, daß er als ein Anſpruch, welcher 
die Zahlung einer Geldſumme zum Gegenſtande hat, gelte (vgl. Abſchnitts⸗ 
vorb. vor § 1113 Note B II 4c u. d), jo daß er weder im Mahnverfahren 
noch im Urkundenprozeſſe geltend gemacht werden kann. i 

6. Die Zuſtändigkeit wird durch den allgemeinen Gerichtäftand des Eigen⸗ 
thümers beſtimmt; CPO. SS 12 ff. 23. Bgl. auch EPY. § 33 Widerklage. 

7. Nach DLG. 1 432 (Köln] finden die Pfändungsbeſchränkungen CPO. 
§811 auch auf den gemäß § 1233 erfolgenden Pfandverkauf Anwendung, un⸗ 
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To 


§ 1233. 


a. Androhung. 


g. Realiſirungsfriſt. 
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$ 1234. Der Pfandgläubiger hat dem Eigenthümer den Ver⸗ 
kauf vorher anzudrohen und dabei den Geldbetrag zu bezeichnen, 
wegen deſſen der Verkauf ſtattfinden ſoll. Die Androhung kann erſt 
nach dem Eintritte der Verkaufsberechtigung erfolgen; ſie darf unter⸗ 
bleiben, wenn ſie unthunlich iſt. 

Der Verkauf darf nicht vor dem Ablauf eines Monats nach der 
Androhung erfolgen. Iſt die Androhung unthunlich, ſo wird der 
Monat von dem Eintritte der Verkaufsberechtigung an berechnet. 


HGB. § 368. Bei dem Verkauf eines Pfandes tritt, wenn die Ver- 
pfändung auf der Seite des Pfandgläubigers und des Verpfänders ein 
Handelsgeschäft ist, an die Stelle der im $ 1234 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bestimmien Frist von einem Monat eine solche von einer 
Woche. 

Diese Vorschrift findet auf das gesetzliche Pfandrecht des Kom- 
missionärs, des Spediteurs, des Lagerhalters und des Frachtführers 
entsprechende Anwendung, auf das Pfandrecht des Spediteurs und des 
Frachiführers auch dann, wenn nur auf ihrer Seite der Speditions- 
oder Frachtvertrag ein Handelsgeschäft ist. 


ſchadet des dem Gläubiger zuſtehenden Rechtes auf den Pfandbeſitz der unter 
§ 811 fallenden Pfandſache. Dies erſcheint nicht zutreffend, da § 1233 Abſ. 2 
nicht auf die Vorſchriften über die Pfändung, ſondern nur auf die Vor⸗ 
ſchriften über den Verkauf einer gepfändeten Sache verweiſt CPO. $$ 816 ff. 

IV. Eutſprechende Anwendbarkeit der Vorſchriften über den Pfand- 
verkauf. 

1% Femeinſchaftstheilung durch Verkauf § 753. 

2. Verkauf der Sache zur Befriedigung des Beſitzers wegen Verwendungen 
§§ 1003, 1007 Abſ. 3. 

3. Befriedigung des Gläubigers auf Grund des ihm zuſtehenden kauf⸗ 
männiſchen Zurückbehaltungsrechts HGB. § 371 Abſ. 2 (zu § 274). 

V. Sonderregelung. 

1. Befriedigung aus einem Pfandrecht an einem Rechte § 1277. 

2. Bank. v. 14. März 1875 (ROBI. S. 177) § 20. 


Bank G. § 20. Wenn der Schuldner eines im Lombardverkehr (& 13 
Ziffer 3) gewährten Darlehns im Verzuge ist, ist die Reichsbank berechtigt, 
ohne gerichtliche Ermächtigung oder Mitwirkung das bestellte Faustpfand durch 
einen ihrer Beamten oder durch einen zu Versteigerungen befugten Beamten 
öffentlich verkaufen, oder, wenn der vernfändete Gegenstand einen Börsenpreis 
oder Marktpreis hat, den Verkauf auch nicht öffentlich durch einen ihrer Be- 
amten oder durch einen Handelsmakler, oder in Ermangelung eines solchen, 
durch einen zu Versteigerungen befugten Beamten zum laufenden Preise be- 
wirken zu lassen, und sich aus dem Erlöse wegen Kapital, Zinsen und Kosten 
bezahlt zu machen. Dieses Recht behält die Bank auch gegenüber anderen 
Gläubigern und gegenüber der Konkursmasse des Schuldners. 


VI. Landesgeſetzlicher Vorbehalt für die gewerblichen Pfandleiher und 
n e EG. Art. 94, woſelbſt auch wegen der Landesgeſetzgebung 
zu vgl. 

§ 1234. 1. Die Nichterfüllung der dem Gläubiger nach § 1234 dem 
Eigenthümer gegenüber obliegenden Pflichten läßt zwar die Rechtmäßigkeit 
des Pfandverkaufs unberührt, begründet aber Schadenserſatzpflicht § 1243. 

2. Der Verpfänder gilt dem gutgläubigen Pfandgläubiger gegenüber als 
Eigenthümer § 1248. 

3. Der Pfandgläubiger iſt beweispflichtig für die Erfüllung der ihm ob⸗ 
liegenden Pflichten ſowie für die Vorausſetzungen der Unthunlichkeit. Un⸗ 


IX. Abſchnitt. 1. Titel. Pfandrecht an beweglichen Sachen. 819 


§ 1235. Der Verkauf des Pfandes ift im Wege öffentlicher Ver⸗ 
ſteigerung zu bewirken. 

Hat das Pfand einen Börjen- oder Marktpreis, fo findet die Bor- 
ſchrift des S 1221 Anwendung. 

§ 1236. Die Verſteigerung hat an dem Orte zu erfolgen, an 
dem das Pfand aufbewahrt wird. Iſt von einer Verſteigerung an 
dem Aufbewahrungsort ein angemeſſener Erfolg nicht zu erwarten, 
ſo iſt das Pfand an einem geeigneten anderen Orte zu verſteigern. 


thunlich iſt insbeſondere die Androhung, wenn ſie nur mittels öffentlicher 

Zuſtellung ($ 132 Abſ. 2) bewirkt werden könnte; von einer ſolchen kann ſo⸗ 

mit abgeſehen werden. 

4. (Abſ. 2.) Realiſationsfriſt, Berechnung $$ 187 Abi. 1, 188 Abſ. 2. 
a. Wirkſamwerden der Androhung SS 130 ff. 

b. Eintritt der Verkaufsberechtigung § 1228 Abſ. 2. 

5. Das Einlöſungsrecht des Eigenthümers regelt ſich aus § 1249, des 
Verpfänders aus § 1223. 

6. Abweichende Vereinbarung hinſichtlich der in § 1234 geregelten Punkte 
ift zuläſſig § 1245, unzuläſſig aber eine Aenderung durch das Gericht auf 
Grund des § 1246. 

7. Handelsrecht. 

a. Die handelsrechtliche Abkürzung der Realiſationsfriſt auf eine Woche 
findet fih außer in den Fällen des § 368 SGB. (hinter $ 1234) bei der 
Befriedigung auf Grund des kaufmänniſchen Zurückbehaltungsrechts HGB. 
§ 371 Abſ. 2 (zu § 274). 

b. Sondervorſchrift für das geſetzliche Pfandrecht des Frachtführers. 

HGB. 5 440 Abs. 4. Die im $ 1234 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs bezeichnete Androhung des Pfandverkaufs sowie die in den §§ 1237, 
1241 des Bürgerlichen Geseizbuchs vorgesehenen Benachrichtigungen sind an 
den Empfänger zu richten. Ist dieser nicht zu ermitteln oder verweigert er die 
Annahme des Gutes, so hat die Androhung und Benachrichtigung gegenüber dem 
Absender zu erfolgen. 

Für das Seefrachtgeſchäft vgl. HOB. § 623. 

§ 1235. 1. Die Vorſchriften des § 1235 können abgeändert werden 
a. durch Vereinbarung der Parteien, indeß erſt nach Eintritt der Verkaufs⸗ 

berechtigung $$ 1245 Abi. 2, 1228 Abs. 25 

b. durch gerichtliche Entſcheidung gemäß § 1246. 

2. Die Nichtbeobachtung der Vorſchriften des § 1235 — außerhalb der 
Fälle zu la und b — nimmt dem Pfandverkaufe die Rechtmäßigkeit § 1243. 

3. (Abſ. 1.) Oeffentliche Verſteigerung vgl. § 383 Abſ. 2. — Vgl. ferner 
§§ 966 Abſ. 2, 1219 Abſ. 1. 2 
a. Zustandekommen des Kaufes § 156; vgl. § 1233 Note II 2a. 

b. Ausgeſchloſſene Käufer SS 456 ff. „ 

c. Gewährleiſtung val. zu § 1253 Note 112 b. Er 

4. (Abſ. 2.) Freihändiger Verkauf börſen⸗ oder marktgängiger Pfänder 
vol. zu §8 1221, 385, 453 Note 2. 

§ 1236. 1. Bei Abweichung von $ 1236 ift der Pfandgläubiger für die 
Unangemeſſenheit des geſetzlichen und die Angemeſſenheit des gewählten 
Verſteigerungsorts beweispflichtig. Die Beurtheilung hat nach Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu erfolgen ($ 242). 

2. Nichtbeobachtung des § 1236 beeinträchtigt nicht die Rechtmäßigkeit des 
Verkaufs, ſondern begründet lediglich Schadenserſatzpflicht des Pfandgläubt- 
gers ($ 1243). 
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7. Verſteigerung. 


ò. Börſen⸗od. markt⸗ 
gängige Sachen. 


E. Verſteigerungs⸗ 
ort. 
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C. Oefſentl. Bekannt- § 1237. Zeit und Ort der Verſteigerung find unter allgemeiner 
e Bezeichnung des Pfandes öffentlich bekannt zu machen. Der Eigen⸗ 
thümer und Dritte, denen Rechte an dem Pfande zuſtehen, ſind be⸗ 
ſonders zu benachrichtigen; die Benachrichtung darf unterbleiben, 
wenn ſie unthunlich iſt. 
5. Kaufbedingung der § 1238. Das Pfand darf nur mit der Beſtimmung verkauft 
Baarzahlung. werden, daß der Käufer den Kaufpreis ſofort baar zu entrichten hat 
und ſeiner Rechte verluſtig ſein ſoll, wenn dies nicht geſchieht. 
Erfolgt der Verkauf ohne dieſe Beſtimmung, ſo iſt der Kaufpreis 
als von dem Pfandgläubiger empfangen anzuſehen; die Rechte des 
Pfandgläubigers gegen den Erſteher bleiben unberührt. Unterbleibt 
die ſofortige Entrichtung des Kaufpreiſes, ſo gilt das Gleiche, wenn 
nicht vor dem Schluſſe des Verſteigerungstermins von dem Bor: 
behalte der Rechtsverwirkung Gebrauch gemacht wird. 
6. Gebot des Pfand § 1239. Der Pfandgläubiger und der Eigenthümer können bei 
A A0 — . der Verſteigerung mitbieten. Erhält der Pfandgläubiger den Zu- 
ae ſchlag, fo ift der Kaufpreis als von ihm empfangen anzufehen. 
Das Gebot des Eigenthümers darf zurückgewieſen werden, wenn 
nicht der Betrag baar erlegt wird. Das Gleiche gilt von dem Ge- 
bote des Schuldners, wenn das Pfand für eine fremde Schuld haftet. 
„ Gold⸗ und Silber- § 1240. Gold» und Silberſachen dürfen nicht unter dem Gold- 
ſachen. oder Silberwerthe zugeſchlagen werden. 
Wird ein genügendes Gebot nicht abgegeben, ſo kann der Verkauf 
durch eine zur öffentlichen Verſteigerung befugte Perſon aus freier 
Ae zu einem den Gold- oder Silberwerth erreichenden Preiſe er: 
folgen. 


8 1237. 1. Verſtoß gegen Satz 1 nimmt dem Pfandverkaufe die Recht⸗ 
mäßigkeit $ 1243; öffentliche Bekanntmachung vgl. RG. 27 251. Vgl. auch 
CPO. § 816 Abſ. 3. — Verzicht des Eigenthümers auf öffentliche Bekannt⸗ 
machung § 1245 Abſ. 2. Vgl. auch § 1246. 

2. Benachrichtigungspflicht vgl. die Noten zu § 1234. — Dieſe Benach⸗ 
richtigungspflicht fällt im Falle des § 1233 Abſ. 2 fort, da die CPO. die⸗ 
ſelbe nicht vorſchreibt. 

3. Für das geſetzliche Pfandrecht des Frachtführers vgl. HGB. §§ 440 
Abſ. 4, 623 Abſ. 4 und § 1234 Note 7. 

§ 1238. 1. Die Vorſchrift des § 1238 bezieht fih — unbeſchadet ab: 
weichender Vereinbarungen oder gerichtlicher Entſcheidung §§ 1245, 1246 — 
2b alle Arten des Pfandverkaufs, nicht nur auf die Verſteigerung (§§ 1235 
Abſ. 2, 1240). 

2. Die Nichtbeobachtung der Vorſchrift beeinträchtigt nicht die Rechtmäßig⸗ 
keit des Verkaufs, ſondern hat die Wirkung des Abſ. 2. Vgl. auch § 1247. 
Wegen der Konſtruktion vgl. HGB. § 393 Abſ. 3. 

3. Vorbehalt der Rechtsverwirkung (Abſ. 1) gewährt dem Verkäufer ein 
Rücktrittsrecht, vgl. zu § 360. 

§ 1239. 1. Wegen der juriſtiſchen Konſtruktion des Zuſchlags an den 
Pfandgläubiger bzw. den Eigenthümer vgl. Mot. III S. 825 f. 

2. Ausgeſchloſſene Käufer vgl. § 456—458. 

3. Wegen der entſprechenden Regelung der Mobiliarzwangsverſteigerung 
vgl. CPO. §§ 816 f. 

& 1240. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift CPO. § 820. 
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§ 1241. Der Pfandgläubiger hat den Eigenthümer von dem 
Verkaufe des Pfandes und dem Ergebniß unverzüglich zu benach⸗ 
richtigen, ſofern nicht die Benachrichtigung unthunlich iſt. 

S 1242. Durch die rechtmäßige Veräußerung des Pfandes er⸗ 
langt der Erwerber die gleichen Rechte, wie wenn er die Sache von 
dem Eigenthümer erworben hätte. Dies gilt auch dann, wenn dem 
Pfandgläubiger der Zuſchlag ertheilt wird. 

Pfandrechte an der Sache erlöſchen, auch wenn ſie dem Erwerber 
bekannt waren. Das Gleiche gilt von einem Nießbrauch, es ſei denn, 
daß er allen Pfandrechten im Range vorgeht. 


2. Nichtbeobachtung der Vorſchrift nimmt dem Pfandverkaufe die Recht⸗ 
mäß igkeit § 1243. Verzicht auf Beobachtung der Vorſchrift durch Verein⸗ 
1 § 1245 Abſ. 2, Abweichung auf Grund gerichtlicher Entſcheidung 
1246. 

i 3. Werthfeſtſtellung hat der Pfandgläubiger auf eigene Gefahr vorzu⸗ 

nehmen. rO. § 164 ift kaum anwendbar. 

4. Zu Abſ. 2 vgl. Bemerkungen zu $ 1221. 

§ 1241. 1. Unterlaſſung unverzüglicher ($$ 121, 276) Benachrichtigung 
begründet Schadenserſatzpflicht § 1243 Abſ. 2 

2. Die Unthunlichkeit (vgl. § 1234 Note 3) hat der Pfandgläubiger zu bez 
weiſen. 

3. Vgl. ferner § 384 Abſ. 2, 3, § 1220. 

$ 1242. I. Der in § 1242 vorausgeſetzte Thatbeſtand. 

J. Veräußerung einer Sache als Pfand. Findet die Veräußerung 
der Pfandſache ſchlechthin ſtatt, ohne daß dem Erwerber bekannt iſt, daß es 
ſich um die Veräußerung eines Pfandes handelt, ſo richtet ſich der Eigen⸗ 
thumserwerb nach §§ 929 ff., 932 ff. 

5 Veräußerung auf Grund eines rechtsbeſtändi gen Pfand⸗ 
rechts. 

3. Das Pfandrecht als ſolches gewährt nach §§ 1204, 1228 das Recht des 
Verkaufs. Es kommt lediglich darauf an, daß das Pfandrecht rechts⸗ 
beſtändig iſt, nicht aber darauf, ob es von dem Eigenthümer oder einem 
Nichteigenthümer beſtellt iſt ($ 1207). 

b. Veräußerung als Pfand, ohne daß dem Veräußerer ein Pfandrecht zu⸗ 
ſteht, begründet an ſich keinen Eigenthumserwerb des Erwerbers. Ein⸗ 

uß des guten Glaubens des Erwerbers vgl. § 1244. 

3. Rechtmäßigkeit der Veräußerung (§ 1243, 1245, 1246). Eine 
nicht rechtmäßige Veräußerung überträgt fein Eigenthum auf den Erwerber. 
Einfluß des guten Glaubens des Erwerbers § 1244. 

II. Die Wirkungen des Thatbeſtandes. r 

1. (Abſ. 1.) Erlangung des Eigenthums durch den Erwerber 
($$ 929 ff.) : = 12055 
a. Die Hervorhebung, daß auch der veräußernde Pfandgläubiger, welchem 

der Zuſchlag ertheilt wird (§ 1239), das Eigenthum erlangt, bezweckt die 

Abſchneidung von Zweifeln. s 4 i 

b. Auch auf den den Zuſchlag erlangenden Eigenthümer (§ 1239) findet 
§ 1242 Anwendung. Vgl. hierzu Mot. III S. 831, Jacubezky Bemerkungen 
S. 292. 

e. Wegen der obligatoriſchen Rechtsverhältniſſe aus dem Kaufe vgl. zu § 1233 
Note II 2. 

2. (Abſ 2.) An der Sache beſtehende Pfand⸗ und Nießbrauchs⸗ 
rechte. 

Daß die Rechte, in Anſehung deren der Erwerber gutgläubig iſt, mit 
dem Eigenthumserwerb erlöſchen, ergiebt ſich bereits aus § 936. § 1242 
Abf. 2 geht weiter. 


g. Benachrichtigungs⸗ 
pflicht des Pfand⸗ 
gläubigers. 


h. Der Erwerh auf 
Grund rechtmäßigen 
Pfandveräußerung. 
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i, Neko W § 1243. Die Veräußerung des Pfandes iſt nicht rechtmäßig, 
4. Unrechtmäßge wenn gegen die Vorſchriften des § 1228 Abſ. 2, des § 1230 
Veraußerung. Satz 2, des § 1235, des § 1237 Satz 1 oder des § 1240 ver: 
ſtoßen wird. 
g. Schadenserſatz⸗ Verletzt der Pfandgläubiger eine andere für den Verkauf geltende 
pflicht. Vorſchrift, ſo iſt er zum Schadenserſatze verpflichtet, wenn ihm ein 
Verſchulden zur Laſt fällt. 


a. Die Pfandrechte erlöſchen, auch wenn fie dem Erwerber bekannt find, 
und gleichgültig ob fie dem veräußernden Pfandgläubiger vor⸗ oder 
nachgehen (vgl. § 1232, 1208 f.). Das Pfandrecht wird auf den Erlös 
übertragen vgl. § 1247. 

b. Ein Nießbrauch, welcher allen Pfandrechten vorangeht ($$ 1208 f.), bleibt 
bei Kenntniß des Erwerbers (§ 936) beſtehen. Hat auch nur eins von 
mehreren Pfandrechten den Vorrang, ſo macht ſich das aus dieſem Pfand⸗ 
rechte fließende Recht, die Sache ohne Rückſicht auf den Nießbrauch zu 
veräußern, geltend, ſo daß der Nießbrauch durch die Veräußerung zum 
Erlöſchen gebracht wird. Wegen der Fortſetzung des Nießbrauchs am 
Erlöſe vgl. $ 1247 und zu c. 

c. Die Anwendung des § 1242 Abſ. 2 Satz 2 zeigt fih an folgen: 
dem Beiſpiele: 

A erwirbt ein Pfandrecht wegen einer Forderung von 100 in Kennt⸗ 
niß eines an der Pfandſache beſtehenden Nießbrauchs (§ 1208). 

B erwirbt ſpäter in Kenntniß des beſtehenden Pfandrechts des A, aber 
im guten Glauben hinſichtlich des Nießbrauchs ein Pfandrecht wegen 50. 

C erwirbt ſpäter ein Pfandrecht in Kenntniß der vorhergehenden Yez 
laſtungen der Sache. 

Die rechtmäßige Veräußerung des Pfandes ergiebt 110. 

Durch die Verſteigerung, gleichgültig ob fie von A, B oder O herbei- 
geführt wird ($ 1232), erlöſchen in der Hand des Erwerbers alle Pfand- 
rechte ſowie der Nießbrauch, 

Der Verſteigerungserlös der 110 wird, wie folgt, vertheilt: 

A erhalt 100 belaſtet mit dem Nießbrauche, 

B erhält 10 frei von Nießbrauch, da er dem Nießbrauche vorangeht 
(§ 1208) und fällt mit 40 aus. 

© fällt aus. 

Hätten A, B u. C das Pfandrecht in Kenntniß des Nießbrauchs er⸗ 
worben, ſo würde der Nießbrauch allen Pfandrechten vorangehen. Die 
Sache wäre mit der Belaſtung des Nießbrauchs verſteigert worden, der 
Nießbrauch alſo an der Sache in der Hand des neuen Eigenthümers 
fortgeſetzt worden. Der Erlös würde je nach den für die Beendigung 
des Nießbrauchs beſtehenden Chancen geringer geworden und ſomit bei 
einem Erlöſe von z. B. 80 ein Ausfall des A mit 20, und ein Total⸗ 
ausfall von B u. © eingetreten fein. 

III. Wegen des Ablöſungsrechts desjenigen, der durch die Veräußerung 

ein Recht verlieren würde § 1249. 


§ 1243. I. (Abs. 1.) Uurechtmäßigkeit des Verkaufs. 

1. Abſ. 1 ſchließt zum Schutze des Eigenthümers die Rechtmäßigkeit der 
Pfandveräußerung bei Verſtößen gegen folgende Vorſchriften aus: 

§ 1228 Abſ. 2 Veräußerung vor Eintritt der Verkaufsberechtigung; 

§ 1230 Satz 2 Verkauf mehrerer Pfänder über das zur Befriedigung er⸗ 
forderliche Maß hinaus, 

§§ 1255, 1240 die zuläſſigen Arten des Verkaufs; 

§ 1237 Satz 1 Mangel der öffentlichen Bekanntmachung von Zeit und 
Ort der Verſteigerung. 


IX. Abſchnitt. 1. Titel. Pfandrecht an beweglichen Sachen. 823 


§ 1244. Wird eine Sache als Pfand veräußert, ohne daß dem 
Veräußerer ein Pfandrecht zuſteht oder den Erforderniſſen genugt 
wird, von denen die Rechtmäßigkeit der Veräußerung abhängt, To 
finden die Vorſchriften der S§ 932 bis 934, 936 entſprechende An⸗ 
wendung, wenn die Veräußerung nach § 1233 Abſ. 2 erfolgt iſt 
oder die Vorſchriften des § 1235 oder des § 1240 Abſ. 2 be 
obachtet worden ſind. 


2. Die Rechtmäßigkeit des Verkaufs wird nicht beeinträchtigt, wenn die 
Abweichung von den geſetzlichen Vorſchriften auf zuläſſiger Vereinbarung 
($ 1245) oder auf gerichtlicher Entſcheidung ($ 1246) beruht. 

3. Die Wirkung der Unrechtmäßigkeit iſt die Nichtanwend⸗ 
barkeit des § 1242. 

a. Uebertragung des Eigenthums und Erlöſchen der Rechte richten ſich nach 
§§ 932-936, erfordern alſo guten Glauben des Erwerbers in Anſehung 
des Nichteigentbums des Veräußerers und in Anſehung der die Sache 
belaſtenden Rechte. Die §§ 932—936 find aljo nicht anwendbar, wenn 
der Erwerber wußte oder wiſſen mußte, daß es ſich um Veräußerung 
eines Pfandes handelt. Vgl. § 1244 Note 1. 

b. Eine Veräußerung ſeitens des Pfandgläubigers, welche außerhalb der 
§§ 1242—1244 gemäß $$ 932 ff. alfo unter Verſchweigung der Pfand- 
eigenſchaft der Sache erfolgt, iſt Verfügung eines Nichtberechtigten im 
Sinne des § 816 (Ausgleichanſpruch) und kann unter Umſtänden ſtraf⸗ 
bare Unterſchlagung (Ströß B. § 246) ſein. Als widerrechtliche Hand⸗ 
lung begründet ſolche Veräußerung, wenn Vorſatz oder Fahrläſſigteit 
vorliegt, Schadenserſatzanſpruch gemäß § 823. Bgl Geſchaftsführung 
ohne Auftrag § 687 Abi. 2. 

4. Einfluß des guten Glaubens des Erwerbers auf die die Rechtmäßig⸗ 
keit ausſchließenden Mängel des Pfandverkaufs § 1244. 

II. (Abf. 2.) Schadenserſatzpflicht. 

Verletzung der in Abſ. 1 nicht erwähnten Vorſchriften über den Pfand⸗ 
verkauf (588 1234—1241) begründet Schadenserſatzpflicht ( 249 ff.) des 
Pfandgläubigers. Nach der Faſſung des Abſ. 2 trifft die Beweislaſt für 
Verſchulden denjenigen, der den Schadenserſatzanſpruch geltend macht. (Vgl. 
9 42.) 

§ 1244. 1. 8 1244 fegt voraus, daß die Sache als Pfand veräußert 
wird (val. $ 1243 Notel3b). In dieſem Falle kann Eigenthum nicht nach 
§§ 932 ff. erworben werden, weil der Erwerber in Folge ſeiner Kenntniß, 
daß es ſich um einen Pfandverkauf handelt, weiß oder doch wiſſen muß 
(8982 Abſ. 2), daß der Verkäufer, weil Pfandgläubiger, nicht Eigenthümer iſt. 
2. Die Vorſchrift des § 1244 führt zu folgendem Ergebniſſe: 
a. Wenn der Pfandverkauf auf Grund eines vollſtreckbaren Titels nach den 

Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung ($ 1233 Abſ. 2) oder im Wege 

öffentlicher Verſteigerung (§ 1235 Abſ. 1) oder bei börſen⸗ oder markt⸗ 

gängigen Sachen durch einen zuftändigen Handelsmäkler oder Verſteigerer 

(§ 1235 Abſ. 2) oder bei Gold⸗ oder Silberwaaren — nach erfolgloſer 

Verſteigerung — zum Metallwerthe gemäß $ 1240 Abſ. 2 erfolgt, fo fot 

der Erwerber, troß feiner Kenntniß davon, daß der Veräußerer nicht 

Eigenthümer ift, freies (§ 936) Eigenthum nur dann nicht erwerben, 

wenn ihm zu dem nach 58 932 ff. erheblichen Zeitpunkte bekannt oder in 

Folge grober Fahrläſſigkeit unbekannt ift ($ 932 Abſ. 2), ? 

a. dak dem Veräußerer ein rechtswirkſames Pfandrecht nicht zuſteht 

(88 1205—1207) 


oder 
8. daß die nach $ 1243 die Rechtmäßigkeit der Veräußerung ausſchlie⸗ 
ßenden Verſtöße gegen die geſetzlichen Vorſchriften voregen. 


k. Gutgläubiger Erwerb 
der als Pfand ver⸗ 
äußerten Sache. 


J. Abweichende Art des 


Pfandverkaufs. 
a. Vereinbarung. 


5. Gerichtliche Ent- 
ſchei dung. 
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§ 1245. Der Eigenthümer und der Pfandgläubiger können eine 
von den Vorſchriften der §§ 1234 bis 1240 abweichende Art des 
Pfandverkaufs vereinbaren. Steht einem Dritten an dem Pfande 
ein Recht zu, das durch die Veräußerung erliſcht, ſo iſt die Zu⸗ 
ſtimmung des Dritten erforderlich. Die Zuſtimmung iſt demjenigen 
gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt; ſie iſt unwider⸗ 
ruflich. 

Auf die Beobachtung der Vorſchriften des § 1235, des § 1237 
Satz 1 und des § 1240 kann nicht vor dem Eintritte der Verkaufs⸗ 
berechtigung verzichtet werden. 

§ 1246. Entſpricht eine von den Vorſchriften der $ 1235 bis 
1240 abweichende Art des Pfandverkaufs nach billigem Ermeſſen 
den Intereſſen der Betheiligten, ſo kann jeder von ihnen verlangen, 
daß der Verkauf in dieſer Art erfolgt. 

Kommt eine Einigung nicht zu Stande, ſo entſcheidet das Gericht. 


b. Geſtohlene, verlorene oder ſonſt abhanden gekommene Sachen unterliegen 
nach § 935 Abſ. 2 nicht der Ausnahme des $ 935 Abſ. 1, wenn fie im 
Wege der öffentlichen Verſteigerung veräußert werden. Die Er⸗ 
wähnung des $ 935 in § 1244 wäre deshalb zwecklos, ſoweit der Pfand⸗ 
verkauf fich in der Form der öffentlichen Verſteigerung $E 1233 Abſ. 2, 
1235 Abs.! vollzieht. Darüber hinaus werden, in Folge der Nichtauf⸗ 
nahme einer Sonderbeſtimmung über abhanden gekommene Sachen in 
§ 1244, die Vorſchriften über den Erwerb im guten Glauben auf die 
nach §§ 1235 Abſ. 2 und 1240 Abſ. 2 fih vollziehenden Pfandverkäufe 
abhanden gekommener Sachen ausgedehnt. 

3. Bei anderen Arten des Pfandverkaufs als den in § 1244 erwähnten 
($$ 1245, 1246) genießt der gutgläubige Erwerber nicht den Schutz des 
$ 1244. In ſolchen Fällen hat der Erwerber auf eigene Gefahr zu prüfen, 
ob dem Veräußerer diejenigen Rechte zuſtehen, welche zur rechtsgeſchäftlichen 
Wirkſamkeit der Veräußerung erforderlich ſind. 

4. Für den Handelsverkehr vgl. HGB. § 366 (hinter § 932). 

$ 1245. 1. Ohne die beſondere Zulaſſung der Vereinbarung wäre die 
Erweiterung des Pfandrechts über feinen Normalinhalt nicht zuläſſig (vgl. 
Vorb. zum III. Buche Note C I2). Für die Vereinbarung ift eine Form 
nicht vorgeſchrieben. Die in Gemäßheit des § 1245 erfolgte Vereinbarung 
iſt a aljo auch dem Sondernachfolger des Eigenthümers gegenüber 
wirkſam. 

2. Wegen der Zuſtimmung vgl. §§ 182 ff. Unwiderrruflichkeit derſelben 
§ 183 Note 1. Welche Rechte durch die Veräußerung erlöſchen, beſtimmt ſich 
nach § 1242 Abſ. 2. 

3. Die abweichende Vereinbarung iſt nur für die Art, nicht auch für die 
Vorausſetzungen des Pfandverkaufs (§ 1228) zugelaffen. 

4. (Abſ. 2.) Die im Intereſſe des Eigenthümers vorgeſehene Beſchrän⸗ 
kung der Vertragsfreiheit ($$ 134, 139) betrifft die Vorſchriften über 
a. den Verkauf in öffentlicher Verſteigerung (§ 1235 Abſ. 1) und das für 

den Verkauf börſen⸗ oder marktgängiger Sachen in § 1235 Abſ. 2, bzw. 
für Gold- und Silberſachen in § 1240 Abſ. 2 vorgeſchriebene Verfahren; 

b. über die öffentliche Bekanntmachung der Zeit und des Ortes der Ver⸗ 
fteigerung § 1237 Satz 1. 

5. Die Beweislaſt dafür, daß der Verzicht auf die in Abſ. 2 erwähnten 
Schutzmaßregeln erſt nach Eintritt der Verkaufsberechtigung erfolgt 
iſt, hat der Pfandgläubiger. 

§ 1246. 1. Der in Gemäßheit des § 1246 ſtattfindende Verkauf, mag 
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$ 1247. Soweit der Erlös aus dem Pfande dem Pfandgläu⸗ 
biger zu ſeiner Befriedigung gebührt, gilt die Forderung als von 
dem Eigenthümer berichtigt. Im Uebrigen tritt der Erlös an die 
Stelle des Pfandes. 

8 1248. Bei dem Verkaufe des Pfandes gilt zu Gunſten des Pfand⸗ 
gläubigers der Verpfänder als der Eigenthümer, es ſei denn, daß der 
Pfandgläubiger weiß, daß der Verpfänder nicht der Eigenthümer iſt. 


er auf Grund einer Einigung der Betheiligten oder aber auf Grund gericht⸗ 
licher Entſcheidung erfolgen, iſt eine Art des Pfandverkaufs und hat, auch 
wenn er freihändig geſchieht, alle Wirkungen eines ſolchen. Die Vorſchrift 
gehört deshalb auch zu den Vorſchriften über den Pfandverkauf“ im Sinne 
der §§ 753, 1003; KO. § 127. Vgl. KG. Jahrb. 24 A 3. 

2. Bol. CPO, § 825. 

3. Fr. $ 166; Beſchwerde gegen die Entſcheidung Fr. §§ 19 ff. Der 
Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit hat nur über die Art des Pfandverkaufs 
zu entſcheiden. Sind unter den Betheiligten Punkte ſtreitig, von denen das 
Recht zum Pfandverkauf überhaupt abhängt, fo hat er den Antrag auf eine 
Anordnung im Sinne des $ 1246 Abſ. 2 abzulehnen. KG. Jahrb. 24 A 3. 

FG, $ 166. Im Fulle des § 1246 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
ixt für die Entscheidung des Gerichts das Amtsgericht des Ortes zuständig, an 
welchem das Pfand aufbewahrt wird. 

Vor der Entscheidung sind die Betheiligten soweit thunlich zu hören. 


§ 1247. 1. Der Betrag, in deſſen Höhe das Pfand haftet, ergiebt ſich 
aus §§ 1210, 1211. 

2. Die Berichtigung der Forderung aus dem Erloſe gilt als durch den 
Eigenthümer erfolgt. Iſt dieſer nicht perſönlicher Schuldner, ſo geht 
nach § 1225 die Forderung auf ihn über. 

3. Das Rechtsverhältniß an dem Erlöſe. 

a. Bei Baarzahlung durch den Erſteher (§ 1238 Abſ. 1) treten die ein⸗ 
zelnen Geldſtücke, ſoweit ſie nicht zwecks Befriedigung dem Pfandglau⸗ 
biger gebühren, an die Stelle des Pfandes und in die dinglichen Rechtsbe⸗ 
ziehungen deſſelben ein. Der Pfandgläubiger kann ſich alſo der Unter⸗ 
ſchlagung des Ueberſchuſſes ſchuldig machen. 8 

Iſt eine Abgrenzung zwiſchen dem dem Pfandgläubiger gebührenden 
Theile und dem Ueberſchuſſe zunächſt nicht möglich (3. B. wenn der Erlös 
in einem Tauſendmarkſcheine beſteht, dem 1 aber nur ein 
Theil dieſes Betrags gebührt), ſo tritt bis zur! heilung Miteigenthum 
nach dem Verhältniſſe der beiden Beträge ein. i 

b. Wenn der Kaufpreis nicht baar geza e aber als vom Pfand: 
gläubiger empfangen anzuſehen tft (59 1238 Abs. 2, 1239 Abſ. 1), 
ſo tritt die Forderung des Eigenthümers gegen den Pfandgläubiger auf 
Zahlung des Preiſes der veräußerten Sache an die Stelle des Pfandes. 
Die Befriedigung erfolgt, ſoweit nicht vorhergehende Pfand- und Niek- 
brauchsrechte zu berückſichtigen find (val. § 1242 Note II 2 c), in Höhe der 
Pfandforderung durch Aufrechnung der beiden Forderungen. Soweit die 
Forderung des Eigenthümers die Pfandforderung überſteigt, bleibt fie 
Surrogat des Pfandes. Etwa an demſelben beſtehende Pfand⸗ und 
Nießbrauchsrechte ſind fortab gemäß $$ 1273, 1068 ff. zu beurtheilen (vgl. 
Mot. III S. 833). 

§ 1248. J. Die Fiktton des § 1248 (vgl. § 1058) bezieht ſich auf alle 
dem Pfandgläubiger gegen den Eigenthümer als ſolchen obliegenden Ver⸗ 
bindlichkeiten. N 8 E 

2. Die Fiktion tritt von dem Moment ab, für welchen dem Pfandgläu⸗ 
biger Kenntniß, nicht blaß Kennenmüſſen (vgl. zu § 892 Note II 1b) von 
dem Nichteigenthume des Verpfänders nachgewieſen ift, außer Wirkung. 


m. Verbleib des Pfand⸗ 
erlöſes. 


1. Geltung des Verpfän⸗ 
ders alsEigenthümers. 
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o. Ablöſungsrecht. § 1249. Wer durch die Veräußerung des Pfandes ein Recht 
an dem Pfande verlieren würde, kann den Pfandgläubiger befrie⸗ 
digen, ſobald der Schuldner zur Leiſtung berechtigt iſt. Die Vor⸗ 
ſchriften des §S 268 Abſ. 2, 3 finden entſprechende Anwendung. 

15. Uebertragung der For⸗ § 1250. Mit der Uebertragung der Forderung geht das Pfand- 


a. Untreunbarkeit von recht auf den neuen Gläubiger über. Das Pfandrecht kann nicht 


Forderung u. Pfand ohne die Forderung übertragen werden. 
Wird bei der Uebertragung der Forderung der Uebergang des 
Pfandrechts ausgeſchloſſen, ſo erliſcht das Pfandrecht. 


3. Hat der Pfandgläubiger den Verpfänder als Eigenthümer zur Erlan- 
gung eines vollſtreckbaren Titels gemäß § 1233 Abſ. 2 verklagt, ſo wird 
zwar dem wirklichen Eigenthümer durch das ergehende Urtheil nicht prä⸗ 
judizirt, der Pfandgläubiger kann indeß auch für den Verkauf gemäß § 1233. 
Abſ. 2 auf Grund des § 1248 davon ausgehen, daß der Verpfänder der 
Eigenthümer iſt (beſtritten vgl. Biermann zu § 1233). 

4. Die Vorſchrift des § 1248 gilt nur zu Gunſten des Pfandgläu⸗ 
bigers. Der Verpfänder ſeinerſeits kann zur Geltendmachung feines Eigen⸗ 
thumsanſpruchs gegen den Pfandgläubiger fih auf die Vermuthung des 
$ 1006 berufen. 

8 1249. 1. Bgl wegen des Ablöſungsrechts überhaupt zu § 268. Wer 
durch die Veräußerung ein dingliches Recht an dem Pfande verlieren würde, 
ergiebt fih aus § 1242. Wegen der en vgl. § 271. 

Nach § 1249 kann der nachſtehende Pfandgläubiger ($ 1232 Satz 1) oder 
ein Nießbraucher ſich den Beſitz der Sache verſchaffen, ohne daß er die 
Zwangsvollſtreckung in die Sache (8 268) abzuwarten braucht. Nach § 268 
AH. 2 kann die Befriedigung von Seiten des Abloſungsberechtigten auch 
durch Aufrechnung und Hinterlegung erfolgen. 

2. Die Wirkung der Ablöſung ift gemäß $$ 268 Ab. 3, 1225, 1250 Weber: 
gang der Pfandforderung und damit auch des Pfandrechts auf den Ablöſenden. 
Der Uebergang kann nach § 268 Abſ. 3 nicht zum Nachtheile des bisherigen 
Pfandgläubigers geltend gemacht werden. Vgl. hierzu § 412 Note 3. 

3. Schutz des bisherigen Pfandgläubigers hinſichtlich eines ihm außer dem 
Pfandrechte zuſtehenden Rechtes zum Beſitz, insbeſondere eines Zurück⸗ 
behaltungsrechts (vgl. Vorb. zum III. Buche Note V 2). 

a. Das durch die Ablöſung erworbene Pfandrecht (vgl. zu 2) kann nicht zum 
Nachtheile des bisherigen Pfandgläubigers geltend gemacht werden. Der 
Pfandglaubiger kann ſich ſomit gegen den aus dieſem Pfandrechte herz 
geleiteten Herausgabeanſpruch (§ 1227) auf ſein Recht zum Beſitze be⸗ 
rufen. 

b. Gegen den Herausgabeanſpruch, welcher auf das eigene, ſpäter als das 
Pfandrecht des abgelöſten Pfandgläubigers entſtandene dingliche Recht 
des Einlöſenden geſtützt wird, iſt der bisherige Pfandgläubiger ebenfalls 
geſchützt, denn dieſes Recht kann nur durch Abtretung des dem Eigen⸗ 
thümer gegen den Pfandgläubiger zuſtehenden Rückgabeanſpruchs be⸗ 
gründet fein. Vgl. §88 1032, 931, 1205 Abſ. 2, 870. Der Pfandgläubiger 
kann aber die ihm gegen den abgetretenen Anſpruch zuſtehenden Einwen⸗ 
dungen, alſo insbeſondere auch ein ihm zuſtehendes Zurückbehaltungsrecht 
oem 8 Gläubiger gegenüber geltend machen ($$ 1065, 1227, 986 

eo) 

§ 1250. 1. Uebertragung der Forderung (vgl. § 398 ff.) umfaßt 
alle Fälle des Gläubigerwechſels, mag derſelbe auf Vertrag oder Geſetz be⸗ 
ruhen. 

2. Die Vorſchrift des § 1250 Abſ. 1 S. 1, welche fih bereits als dispoſitive 

Vorſchrift im Rechte der Schuldverhältniſſe SS 401, 412 findet, folgt aus der 

akzeſſoriſchen Natur des Pfandrechts (vgl. § 1204 Note II 2). 
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8 1251. Der neue Pfandgläubiger kann von dem bisherigen v- Serausgaßeanfpruch 
des neuen Pfandgläu⸗ 


Mfandgläubiger die Herausgabe des Pfandes verlangen. pigers. 
Mit der Erlangung des Beſitzes tritt der neue Pfandgläubiger c. Haftung des, neuen 


an Stelle des bisherigen Pfandgläubigers in die mit dem Pfand- Wande 


rechte verbundenen Verpflichtungen gegen den Verpfänder ein. Er: 


füllt er die Verpflichtungen nicht, ſo haftet für den von ihm zu er⸗ 
ſetzenden Schaden der bisherige Pfandgläubiger wie ein Bürge, der 
auf die Einrede der Vorausklage verzichtet hat. Die Haftung des 
bisherigen Pfandgläubigers tritt nicht ein, wenn die Forderung kraft 
Geſetzes auf den neuen Pfandgläubiger übergeht oder ihm auf Grund 
einer geſetzlichen Verpflichtung abgetreten wird. 


§ 1252. Das Pfandrecht erliſcht mit der Forderung, für die 16. loschen d. pfandrechts. 
es beſteht a. Erlöſchen der Forde⸗ 
i rung. 


— — 

& 1251. T. Uebertragung durch freiwilligen Abtretungs vertrag (8 398). 

1. Bei Abtretung der Pfandforderung durch Vertrag (8 398) kann 
ſich der bisherige Pfandgläubiger zwar nicht das Pfandrecht (Abſ. 2), wohl 
aber, mit obligatoriſcher Wirkung gegenüber dem neuen Gläubiger, den Beſitz 
des Pfandes vorbehalten, 

2. Geſetzlicher Eintritt des neuen Pfandgläubigers in die mit 
dem Pfandrechte verbundenen Verpflichtungen gegenüber dem Verpfänder. 
a, Geſetzlicher Eintritt val. Abſchnittvorb. vor 414 Note 3. 

b. Der Eintritt des neuen Gläubigers erſtreckt ſich nicht auf Entſchädigungs⸗ 
anſprüche gegen den bisherigen Pfandgläubiger, welche bereits vor dem 

ir e uf (ogl. § 2 Note 11). 

3. Geſetzliche Bürgenhaftun des bisherigen Pfandgläubigers vgl. 

9 765 Nat. a pe 

IL Geſetzlicher Uebergang (8 412 Note 2) oder Uebertragung auf Grund 
geſetzlicher Verpflichtung ($ 412 Note 1). 

Es kann zwar in einem ſoſchen Falle der bisherige Pfandgläubiger ſich 
nicht einſeitig den Befit vorbehalten (vgl. Note I 1), es hört aber mit der 
Beſitzübergabe ſeine Haftung für die Zukunft auf. 

III. Ueberweiſung der Pfandforderung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
CPO. § 838. 

CPO. § 238. Wird eine durch ein P/andrecht an einer beweglichen Sache 
gesicherte Forderung überwiesen, so kann der Schuldner die Herausgabe des 
Pfandes an den Gläubiger verweigern, bis ihm Sicherheit für die Haftung ge- 
leistet wird, die für ihn aus einer Verletzung der dem Gläubiger dem Ver- 
pfänder gegenüber obliegenden Verpflichtungen entstehen kann. 

Außer den hier erwähnten Erlöſchungsgründen kommt namentlich noch in Zu 88 1232—1256. 
Betracht das Erlöſchen des Pfandrechts gemäß 8 986 (Eigenthumserwerb 
durch den gutgläubigen Dritten) oder der Sy 949 f. (Verbindung, Ver- 
miſchung, Verarbeitung) vgl. auch § 93 und dazu DLG. 1 438 (verbaute Ab⸗ | 
bruchmatertalien). 

§ 1252. 1. Die 8 folgt aus der akzeſſoriſchen Natur des Pfand⸗ 
rechts, vgl. zu § 1204 Note 12. 

2. Gründe des Erlöſchens der Forderung vol. Abſchnittvorb. vor § 362. 

— Bei Novation vgl. zu § 364; Kontokurrent HGB. § 356 (Titelvorb. vor 
§ 387). 

3. Die Forderung muß in dem vollen Umfange, für welchen das Pfand 
haftet ($ 1210), erloſchen fein. i 

4. Späterer Wegfall des Aufhebungsgrundes (Anfechtbarkeit oder Bedingt⸗ 
heit des Aufhebungsgeſchäfts ꝛc.) vgl. Mot. III S. 840. 

5. Rückgabepflicht § 1223, Zurückbehaltungsrecht vgl. daſelbſt Note 4. 


* 


8 


m 


D 
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„ARucgabe des Pfandes. § 1253. Das Pfandrecht erliſcht, wenn der Pfandgläubiger das 


Pfand dem Verpfänder oder dem Eigenthümer zurückgiebt. Der 
Vorbehalt der Fortdauer des Pfandrechts iſt unwirkſam. 

Iſt das Pfand im Beſitze des Verpfänders oder des Eigenthümers, 
ſo wird vermuthet, daß das Pfand ihm von dem Pfandgläubiger 
zurückgegeben worden ſei. Dieſe Vermuthung gilt auch dann, wenn 
ſich das Pfand im Beſitz eines Dritten befindet, der den Beſitz nach 
der Entſtehung des Pfandrechts von dem Verpfänder oder dem Eigen⸗ 
thümer erlangt hat. 


„Anſpruch aufgückgabe § 1254. Steht dem Pfandrecht eine Einrede entgegen, durch 


re welche die Geltendmachung des Pfandrechts dauernd ausgeſchloſſen 
wird, ſo kann der Verpfänder die Rückgabe des Pfandes verlangen. 
Das gleiche Recht hat der Eigenthümer. 


„Rechtsgeſchäftliche § 1255. Zur Aufhebung des Pfandrechts durch Rechtsgeſchäft 


i genügt die Erklärung des Pfandgläubigers gegenüber dem Verpfänder 
oder dem Eigenthümer, daß er das Pfandrecht aufgebe. 

Iſt das Pfandrecht mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, ſo iſt 
die Zuſtimmung des Dritten erforderlich. Die Zuſtimmung iſt dem⸗ 
jenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt; ſie iſt 
unwiderruflich. 


„Vereinigung v. Pfand § 1256. Das Pfandrecht erliſcht, wenn es mit dem Eigenthum 


recht und Eigeuthum. in derſelben Perſon zuſammentrifft. Das Erlöſchen tritt nicht ein, 
ſolange die Forderung, für welche das Pfandrecht beſteht, mit dem 
Rechte eines Dritten belaſtet iſt. 
Das Pfandrecht gilt als nicht erloſchen, ſoweit der Eigenthümer 
ein rechtliches Intereſſe an dem Fortbeſtehen des Pfandrechts hat. 


8 1253. 1. Die Zurückgabe durch den Pfandgläubiger, nicht durch 
einen zur Vertretung nicht befugten Dritten, wird als rechtsgeſchäftlicher 
Verzicht fingirt. Die Vorſchrift liegt in der Konſequenz der Unzuläſſigkeit 
der Pfandbeſtellung mittelſt constitutum possessorium, vgl. § 1205 Note 1 1 b. 
2. Die Vermuthung des Abſ. 2 iſt nicht nur für Dritte, ſondern auch für 
die Parteien von Bedeutung. Der Pfandgläubiger, welcher die Sache vom 
Verpfänder oder vom Eigenthümer zurückfordert, muß beweiſen (CPO. § 292), 
daß er die Sache nicht zurückgegeben hat. 
3. Sonderregelung 
a. für das Pfandrecht des Vermiethers, Verpächters, Gaſtwirths §§ 561 Abſ. 2, 
581 Abſ. 2, 704. 

b. für das Frachtgeſchäft: 
a. Binnenfrachtgeſchäft HGB. § 440 Abſ. 3 (abgedruckt zu § 1257), 
6. Seefrachtgeſchäft. HGB. § 623 Abſ. 2. 

§ 1254. 1. Unterſchied zwiſchen Einwendungen und Einreden vgl. Einl.: 
Zur Auslegung des BGB. S. 5. 

2. Mit der Rückgabe, auch der erzwungenen (CPO. § 883), erliſcht das 
Pfandrecht gemäß § 1253. 

3. Wegen der der Forderung entgegenſtehenden Verjährungseinrede vgl. § 223. 

4. Für das Schiffspfandrecht vgl. § 1266. 

1255. Vgl. zu § 875, 876, 1064. — Vormundſchaftsgerichtliche Ge- 
nehmigung § 1822 Ziffer 13. 

§ 1256. 1. (Abſ. 1.) Vgl. § 1063 Abſ. 1. Die Belaſtung der Pfand: 

forderung kann in einem Nießbrauch oder in einem Pfandrechte beſtehen. 
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§ 1257. Die Vorſchriften über das durch Rechtsgeſchäft beſtellte u. Das geſehliche Pfand- 
Pfandrecht finden auf ein kraft Geſetzes entſtandenes Pfandrecht recht. 
entſprechende Anwendung. 


2. Abſ. 2 findet z. B. Anwendung, wenn das Pfandrecht, des Eigenthümers 
anderen Rechten an der Sache ee = en würde, vgl. $ 1063 Abf. 2 und 


iD 


Bemerkungen dazu. Bgl ferner § 1232 
§ 1257. I. Kraft Geſetzes entſtandene Pfandrechte. 

. Im weiteren Sinne entſteht jedes Pfandrecht kraft Geſetzes, d. h. kraft 
geſetzlicher Anerkennung als Pfandrecht. Im Sinne des § 1257 iſt das 
kraft Geſetzes entſtandene Pfandrecht dem durch Rechtsgeſchäft 
beſtellten ($$ 1204 ff.) und dem durch Pfändung begründeten 
Pfandrechte (CPO. § 804 vgl. OLG. 2 219, 4 329) gegenüberzuſtellen. Vgl. 
Abſchnittvorb. vor $ 1204 Note III. 

2. Die Entſtehung des Pfandrechts kraft Geſetzes ſchließt die 
Annahme einer Entſteheng des Pfandrechts auf Grund ſtillſchweigender 
rechtsgeſchäftlicher Verpfändung (pignus tacitum) aus. Der Erwerb 
des kraft Geſetzes entſtandenen Pfandrechts beruht ſomit nicht auf rechts⸗ 
geſchäftlicher Verfügung. Hieraus folgt (val. Abſchnittvorb. vor 9 104 
Note 5, insbſ. 5 e): 1 
a. Der Erwerb eines Pfandrechts kraft Geſetzes wird durch entgegenſtehende 

Verfügungsbeſchränkungen nicht ausgeſchloſſen. 

b. Die Vorſchriften, welche den gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen 
Erwerb ſchützen, finden auf das kraft Geſetzes entſtandene Pfandrecht 
keine Anwendung, vgl. Note Ill. So auch Os. 2 80, 3 28, 4 329. 

Ausnahme für das geſetzliche Pfandrecht. des Kommiſſionärs, Spedi⸗ 

teurs, Lagerhalters und Frachtführers JGB. § 366 Abſ. 3 (hinter § 932). 

Uebrigens bleibt in den Fällen, in welchen ein geſetzliches Pfandrecht 

deshalb nicht entſtanden iſt, weil die Sache nicht demjenigen gehört, an 

deſſen Sachen die Entſtehung des geſetzlichen Pfandrechts vorgeſehen iſt, 
immer noch zu prüfen, ob nicht ein obligatoriſches Zurückbehaltungsrecht 
begründet ift. Beispiel: Der Unternehmer, welcher an ber ausgebeſſerten 

Sache ein geſetzliches Pfandrecht ($ 647) deshalb nicht erworben hat, weil 

die Sache dem Beſteller nicht gehört, hat gegenüber dem Herausgabe⸗ 

anſpruche des Eigenthümers ein Zurückbehaltungsrecht wegen Verwen⸗ 
dungen gemäß § 1000. 
3. Die einzelnen kraft Geſetzes entſtehenden Pfandrechte. 
a. Nach dem BGB. entſtehen geſetzliche Pfandrechte ; 
x. für den zur Sicherheitsleiſtung Berechtigten an den hinterlegten 
Geldern oder Werthpapieren bzw. an der Forderung auf Rückerſtattung, 
vgl. § 233 Note 25 > 7 29 

B. für den Vermiether oder Verpächter eines Grundſtücks (Wohn⸗ oder 
anderer Räume § 580) an den eingebrachten pfändbaren Sachen des 
Miethers 88 559—563, 581 Abſ. 2; 5855 

y für den Pächter eines Grundſtücks an dem mitverpachteten Inventar 
emäß § 590; 

ò. für den Unternehmer beim Werkvertrag an den hergeſtellten oder 

ausgebeſſerten Sachen des Beſtellers gemäß $ 647; vgl, Note II 2b. 

e für den Gaſtwirth an ben eingebrachten pfändbaren Sachen des 

Gaſtes gemäß § 704. 

b. Nach dem HGB. entſtehen geſetzliche Pfandrechte für den 
a. Kommiſſionär; 

HGB. § 397. Der Kommissionär hat an dem Kommissionsgute, sofern er 
es im Besitze hat, insbesondere mittelst Konnossements, Ladescheins oder Lager- 
scheins darüber verfügen kann, ein Pfandrecht wegen der auf das Gut verwendeten 
Kosten, der ‚Provision. der auf das Gut gegebenen Vorschüsse und Darlehen, 


der mit Rücksicht auf das Gut gezeichneten Wechsel oder in anderer Weise ein- 
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gegangenen Verbindlichkeiten sowie wegen aller Forderungen aus laufender Rech- 
nung in Kommissionsgeschäften. 
8. Spediteur; 

HGB. $ 410. Der Spediteur hat wegen der Fracht, der Provision, der 
Auslagen und Verwendungen sowie wegen der auf das Gut gegebenen Vor- 
schüsse ein Pfandrecht an dem Gute, sofern er es noch im Besitze hat, insbe- 
sondere mitlelst Konnossements, Ladescheins oder Lagerscheins darüber ver- 


‚fügen kann. 


$ 411. Bedient sich der Spediteur eines Zwischenspediteurs, so hat dieser 
zugleich die seinem Vormanne zustehenden Rechte, insbesondeie dessen Pfand- 
recht, auszuüben. 

Soweit der Vormann wegen seiner Forderung von dem Nachmanne befriedigt 
wird, geht die Forderung und das Pfandrecht des Vormanns auf den Nachmann 
über. Dasselbe gilt von der Forderung und dem Pfandrechte des Frachtführers, 
soweit der Zwischenspediteur ihn befriedigt. 

7. Lagerhalter; 

HGB. $ 421. Der Lagerhalter hat wegen der Lagerkosten ein Pfandrecht 
an dem Gute, solange er es im Besitze hat, insbesondere mittelst Konnossements, 
Ladescheins oder Lagerscheins darüber verfügen kann. 

5. Frachtführer. 

HGB. § 440. Der Frachtführer hat wegen aller durch den Frachtvertrag 
beyründeten Forderungen, insbesondere der Fracht- oder Liegegelder, der Zoll- 
gelder und anderer Auslagen, sowie wegen der auf das Gut geleisteten Vor- 
schüsse ein Pjandrecht an dem Gute, 

Das Pfandrecht besteht, solange der Frachtführer das Gut noch im Besitze 
hat, insbesondere mittelst Konnossements, Ladescheins oder Lagerscheins dar- 
über verfügen kann. 

Auch nach der Ablieferung dauert das Pfandrecht fort, sofern der Fracht- 
führer es binnen drei Tagen nach der Ablieferung gerichtlich geltend macht und 
das Gut noch im Besitze des Empfängers ist. 

Die im $ 1234 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichnete Androhung 
des Pfandverkaufs sowie die in den §§ 1237, 1241 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs vorgesehenen Benachrichtigungen sind an den Empfänger zu richten. Ist 
dieser nicht zu ermitteln, oder verweigert er die Annahme des Gutes, so hat die 
Androhung und Benachrichtigung gegenüber dem Absender zu erfolgen. 

$ 441. Der letzte Frachtführer hat, falls nicht im Frachtbrief ein Anderes 
bestimmt ist, bei der Ablieferung auch die Forderungen der Vormünner sowie 
die auf dem Gute haftenden Nachnahmen einzuziehen und die Rechte der Vor- 
männer, insbesondere auch das Pfandrecht, auszuüben. Das ‚Pfandrecht der 
Vormänner besteht so lange als das Pfandrecht des letzten Frachtführers. 

Wird der vorhergehende Frachtführer von dem nachfolgenden befriedigt, so 
gehen seine Forderung und sein Pfandrecht auf den letzteren über. 


In gleicher Art gehen die Forderung und das Pfandrecht des Spediteurs auf 


den nachfolgenden Spediteur und den nachfolgenden Frachtführer über. 

$ 442. Der Frachtführer, welcher das Gut ohne Bezahlung abliefert und 
das Rjandrecht nicht binnen drei Tagen nach der Ablieferung gerichtlich geltend 
macht, ist den Vormännern verantwortlich. Er wird, ebenso wie die vorher- 
gehenden Frachtführer und Spediteure, des Rückgriffs gegen die Vormänner ver- 
lustig. Der Anspruch des Empfängers bleibt in Kraft. 

$ 449. Bestehen an demselben Gute mehrere nach den && 397, 410, 421, 
440 begründete Pfandrechte, so geht unter denjenigen Pfandrechten, welche durch 
die Versendung oder durch die Beförderung des Gutes entstanden sind, das 
später entstandene dem früher entstandenen vor. 

Diese Pfandrechte haben sämmtlich den Vorrang vor dem nicht aus der Ver- 
sendung entstandenen Pfandrechte des Kommissionärs und des Lagerhalters so- 
wie vor dem Dfandrechte des Spediteurs und des Frachtführes für Vorschüsse, 
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S 1258. Beſteht ein Pfandrecht an dem Antheil eines Miteigen⸗ 
thümers, ſo übt der Pfandgläubiger die Rechte aus, die ſich aus 
der Gemeinſchaft der Miteigenthümer in Anſehung der Verwaltung 
der Sache und der Art ihrer Benutzung ergeben. 

Die Aufhebung der Gemeinſchaft kann vor dem Eintritte der 
Verkaufsberechtigung des Pfandgläubigers nur von dem Miteigen⸗ 
thümer und dem Pfandgläubiger gemeinſchaftlich verlangt werden. 
Nach dem Eintritte der Verkaufsberechtigung kann der Pfandgläubiger 


Binnenschiffahrtsges etz v. 15. Juni 1895. (Fassung t, 20. Mai 
1898 RGBL S. 868. f) Vgl EG.z. HGB. Ari. 12. Ziffer 1 u. X, Art. 13. 
§ 26. Auf das Frachtgeschäft zur Beförderung von Gütern auf Flüssen 
und sonstigen Binnengewässern finden die Vorschriften der 88 425 bis 427, 
430 bis 436, 439 bis 443, 445 bis 451 des Handelsgesetzbuchs Anwendung. 
8 77 Ahs, 2. Er (der Schiffseigner) hat wegen des Frachtgeldes ein Pfand- 
rechi an dem Gepäck, solange dasselbe zurückbehalten oder hinterlegt ist. 
Die Wirkungen und die Geltendmachung des Pfandrechts bestimmen sich im 
Üebrigen nach den für das Pfandrecht des Frachtführers an den Fracht- 
gütern geltenden Vorschriften 
Bei Haverei ($Y 78 ff.) vgl. wegen des Pfandrechts an den bei⸗ 
1 gv Gütern § 89 (Pfandrecht ohne perſonliche Verbindlich⸗ 
eit § 90). 
Pfandrecht wegen Bergungs- und Hülfskoſten § 97. 
e. Seehandelsrecht. Pfandrecht des Verfrachters von Gütern HOY, 
8 623, von Perſonen HOV. § 674; Bergungs⸗ und Hülfskoſten HGV. 


§ 751. 

II. Der Inhalt des 8 1257. 

1. In § 1257 wird das geſetzliche Pfandrecht als ein bereits ent: 
ſtandenes vorausgeſetzt. Es finden demnach diejenigen Vorſchriften, welche 
die Beſtellung des vertragsmäßigen Pfandrechts betreffen ($S 1204— 1207), 
jedenfalls keine Anwendung. Bol. Note I 2. 

2. In erſter Linie ſind für den Inhalt und die Geſtaltung jedes einzelnen 
geſetzlichen MPfandrechts diejenigen geſetzlichen Vorſchriften maßgebend, kraft 
deren es entſtanden iſt. Die entſprechende Anwendung der für das rechts⸗ 
geſchäftlich beſtellte Pfandrecht geltenden Vorſchriften kann lediglich als Er⸗ 
gänzung der beſonderen Vorſchriſten in Frage kommen. 

a. Das geſetzliche Pfandrecht des Vermiethers ($$ 559 ff.) ſetzt z. B. nicht 
voraus, daß der Pfandgläubiger im Beſitz iſt, er kann ſolchen aber auch 
erlangen (§ 561). Dementſprechend kann die in 8 1215 beftimmte Ber: 
wahrungspflicht nur für denjenigen Pfandgläubiger in Frage kommen, 
der im Beſitz iſt. Regelmäßig werden die Vorſchriften der SS 1222, 
1227—1231, 1232 Satz 2, 1233—1249, 1250, 1252, 1255, 1256 anwend⸗ 
bar ſein. Vgl. Planck zu § 559. i 

b. Das Pfandrecht des Unternehmers ($ 647) erliſcht gemäß § 1253, wenn 


der Unternehmer die Sache zurückgiebt. 
III. Sonſtige Vorſchriften. 
1. Im Konkurſe gewähren die geſetzlichen Pfandrechte ein Abſonderungs⸗ 


recht, vgl. KO. § 49 (Kbſchnittvorb. vor § 1204). 

2. Die Reichskaſſe, die Staatskaſſen und die Gemeinden, ſowie die Amts-, 
Kreis: und Provinzialverbände gehen wegen offentlicher Abgaben mit ihren 
Rechten, in Anſehung der zurückbehaltenen oder in Beſchlag genommenen 
zoll- und ſteuerpflichtigen Sachen den an der Sache bestehenden en 
Pfandrechten in und außerhalb des Konkurſes vor; RO. § 49 Abſ. 2 (Ab: 
ſchnittvorb. vor § 1204); EG. z. d. Gef. bir. Abänderung d. KO. vom 17. Mai 
1898 Art. III in der durch § 43 des Hypothekenbankgeſetzes gegebenen Faſſung 


(Titelvorb. vor $ 1273). 


IV. pfandrecht an dem An» 
theil eines Miteigen⸗ 
thümers. 
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die Aufhebung der Gemeinſchaft verlangen, ohne daß es der Bu- 
ſtimmung des Miteigenthümers bedarf; er iſt nicht an eine Verein⸗ 
barung gebunden, durch welche die Miteigenthümer das Recht, die 
Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, für immer oder auf Zeit 
ausgeſchloſſen oder eine Kündigungsfrift beſtimmt haben. 

Wird die Gemeinſchaft aufgehoben, ſo gebührt dem Pfandglaubiger 
das Pfandrecht an den Gegenſtänden, welche an die Stelle des An⸗ 
theils treten. 

Das Recht des Pfandgläubigers zum Verkaufe des Antheils bleibt 


unberührt. 
V- Pfonseeit an regie. § 1259. Für das Pfandrecht an einem im Schiffsregiſter ein- 
en Schiffen. getragenen Schiffe gelten die beſonderen Vorſchriften der $$ 1260 
bis 1271. 


§ 1258. I. Vorausſetzungen des § 1258. 

1. Die Vorſchrift fegt voraus, daß ein Pfandrecht an dem Antheil eines 
Ap beſteht, §§ 741 ff., 1008 ff. Vgl. Titelvorb. vor § 1008 

ote 1 u. 2. 

2. Das Pfandrecht kann beruhen auf 
a. Rechtsgeſchäft. Die Beſtellung erfolgt gemäß 88 1204 ff., insbeſondere 

ift nach § 1206 Einräumung des Mitbeſitzes zwecks Pfandbeſtellung zuläſſig; 

b. She 3. B. eine von einem Miteigenthümer als Miether eingebrachte 
Sache. 

e. Pfändung. Wegen dieſes Falles vgl. § 751 Satz 2. 

II. Der Inhalt des § 1258. 

1. (Abſ. 1) Während der Dauer der Gemeinſchaft gilt Abs. 1; 
vgl. $ 1066 Note I1. 

a. Zur Erfüllung der ſich aus der Gemeinſchaft ergebenden Verpflichtungen 
iſt der Pfandgläubiger auf Grund des Pfandrechts nicht verbunden. Die 
1218 ff. können anwendbar werden. 

b. Auf Nutzungen, welche etwa von dem Pfandgläubiger zu ziehen ſind, 
finden §§ 1212, 1213 f. Anwendung. 

2. Vor Eintritt der Verkaufsberechtigung (§ 1228 Abſ. 2) kann 
die Aufhebung der Gemeinſchaft von dem Miteigenthümer und dem Pfand⸗ 
gläubiger nur gemeinſchaftlich verlangt werden. In dieſem Falle ſteht dem 
Anſpruch auf Aufhebung die vertragsmäßige Beſchränkung des Rechtes, die 
Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen ($ 751), entgegen. 

3. Nach Eintritt der Verkaufsberechtigung ($ 1228 Abſ. 2) hat 
der Pfandgläubiger zwei Möglichkeiten, ſein Pfandrecht zu realiſiren: 

a. der Pfandgläubiger hat das Recht, den Antheil zu verkaufen, §§ 1228 
Abſ. 1, 1233 ff., 1258 Abſ. 4; 

b. der Pfandgläubiger kann aber auch gemäß § 1258 Abſ. 2 Satz 2 die 
Aufhebung der Gemeinſchaft ohne Zuſtimmung des Miteigenthümers und 
ohne an eine Beſchränkung des Aufhebungsrechts (ŞE 749 ff., 751) gez 
bunden zu ſein, verlangen. Wegen der in dieſem Falle eintretenden 
Surrogirung vgl. § 1066 Note 13. Auf das Surrogat finden alsdann 
die entſprechenden Pfandrechtsvorſchriften ö 1273 ff., 1287 Anwendung. 

§ 1259. J. Schiffs regiſter. 

J. Die Vorſchriften regeln das Pfandrecht an den im Schiffsregiſter 
eingetragenen Schiffen. Auf Schiffe, welche nicht in einem deutſchen Schiffs⸗ 
regiſter eingetragen ſind, bewendet es bei den §§ 1204—1257. 

2. Das Schiffsregiſter für die Seeſchiffe. 

Die deutſchen Schiffsregiſterbehörden (vgl. § 4 Abſ. 2, § 27 des Flaggen- 
gejeges) find unter Angabe der Küſtenſtrecke ihres Amtsbezirkes aufgeführt 
im amtlichen Handbuche für die deutſche Handelsmarine. 
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Gesetz, $ 1259. 
betreffend das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe. 3 
Vom 22. Juni 1899 / 29. Mai 1901. (RG Bl. 1899 S. 319 F., 1901 S. 184.) betr. das Flaggenrecht der 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preussen etc. 20 som 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths SE TE NRA D 
und des Reichstags, was folgt: 
$1. Die zum Erwerbe durch die Seefahrt bestimmten Schiffe (Kaufjahrtei- 
schiffe) mit Einschluss der Lootsen-, Hochseefischerei-, Bergungs- und Schlepp- 
fahrzeuge haben als Nationalflagge ausschliesslich die Reichsflagge (Artikel 55 
der Reichsverfassung) zu führen. [Vgl. $ 25.] 
Die Form der Reichsflagge und die Art ihrer Führung wird durch Kaiser- 
liche Verordnung bestimmt. 
$2. Zur Führung der Reichsflagge sind die Kauffahrteischife nur dann 
berechtigt, wenn sie im ausschliesslichen Eigenthume von Reichsangehörigen stehen. 
Den Reichsangehörigen werden gleichgeachtet offene Handelsgesellschaften und 
Kommanditgesellschaften, wenn die persönlich haftenden Gesellschafter sämmitlich 
‚Reichsangehörige sind; andere Handelsgesellschaften, eingetragene Genossen- 
schaften und juristische Personen, wenn sie im Inland ihren Sitz haben, Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien jedoch nur dann, wenn die persönlich haftenden 
Gesellschafter sämmtlich Reichsangehörige sind. 
$3. Verliert der Eigenthümer einer Schiffspart die Reichsangehörigkeit oder 
geht eine im Eigenthum eines Reichsangehörigen stehende Schiffspart in anderer 
Weise als durch Veräusserung (Handelsgesetzbuch $ 503) auf einen Ausländer 
über, so behält das Schiff noch bis zum Ablauf eines Jahres das Recht zur 
Führung der Reichsflagge. 
Sind seit dem im Abs. 1 bezeichneten Ereignisse sechs Monate verstrichen, so 
hat das Registergericht die übrigen Mitrheder auf ihren Antrag zu ermächtigen, 
die Schiffspart für Rechnung des Eigenthümers öffentlich versteigern zu lassen; 
über die Stellung des Antrags beschliessen die übrigen Mitrheder nach Stimmen- 
mehrheit; die Stimmen werden nach der Grüsse der Schiffsparten berechnet. Bei 
der Versteigerung der Schiffspart können die Antragsteller mitbieten. Der Zu- 
schlag darf nur einem Inländer ertheilt werden. 
Diese Vorschriften kommen nur zur Anwendung, wenn die Schiffsparten der 
übrigen Mitrheder wenigstens zwei Dritiheile des Schiffes umfassen. 
84. Für die zur Führung der Reichsflagge befugten Kauffahrteischiffe sind 
in den an der See oder an Schiffahrtsstrassen belegenen Gebieten Schifjsregister 
zu führen. 
Die Schiffsregister werden von den Amtsgerichten geführt. Durch Anordnung Preuß. Verf. d. Juſt. M. v. 
der Landesjustizverwaltung kann die Führung des Registers für mehrere Amts- di . 90 Just. 5.758). 
8 8 € , 5 i $ o edl.=-echw. Bek. d. Juſt. Di. 
gerichtsbezirke einem Amtsgericht übertragen werden. [Vgl. $ 27. v. 18. XI. 99 (Reg. Bl. 
g á. Das Schiffsregister ist öffentlich; die Einsicht desselben ist Jedem ge- S. 822). 


stattet. Von den Eintragungen können gegen Erlegung der Kosten Abschrijten in et 5 
gefordert werden, die auj Verlangen zu beglaubigen sind. E Sal Ane, d. Sens A 
86. Ein Schiff kann nur in das Schiffsregister des ‚Hafens eingetragen 16 XI. 02. 
werden, von welchem aus, als dem Heimathshafen, die Seefahrt mit dem Schiffe e e e N 
betrieben werden soll. y y 28. XII. 99. * 
Soll die Seefahrt von einem ausländischen Hafen oder von einem Hafen eines 
Schutzgebiets oder eines Konsulargerichtsbezirkes aus betrieben werden oder fehlt 
es an einem bestimmten Heimathshafen, so steht dem Rheder die Wahl des in- 
ländischen Registers frei. Hat der Rheder weder seinen Wohnsitz noch seine 
gewerbliche Niederlassung im Bezirke des Registergerichts, so ist er verpflichtet, 
einen im Bezirke des Registergerichts wohnhaften Vertreter zu bestellen, welcher 
die nach diesem Gesetze für den Rheder begründeten Rechte und Pflichten gegen- 
über dem Registergerichte wahrzunehmen hat. Die Verpflichtung zur Bestellung 
eines Vertreters füllt weg, wenn das Registergericht seinen Sitz und der fiheder 
seinen Wohnsitz oder seine gewerbliche Niederlassung im Reichsgebiete hat. 
87. Die Eintragung in das Schiffsregister hat zu enthalten: 


1. den Namen und die Gattung des Schiffes sowie das Unterscheidungssignal; 
H. Neumann, Handausgabe des BOB. I. 3. Aufl. 53 


$ 1259. 


Gesetz, 
betr. das Flaggenrecht der 
Kauffahrteischiffe vom 
23 Juni 1899 | ag. Hai 1901. 
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die Ergebnisse der amtlichen Vermessung Ipgl. § 25]; 
die Zeit und den Ort der Erbauung, soweit sie festzustellen sind; 
den Heimathshafen; 
den Namen und die nähere Bezeichnung des Rheders; 
bei einer Rhederei den Namen und die nähere Bezeichnung sämmtlicher 
Mütrheder und des Korrespondentrheders sowie die Grösse der den 
einzelnen Mitrhedern gehörenden Schiffsparten; 

bei Handelsgesellschaften, eingetragenen Genossenschaften und juristischen 

Personen die Firma oder den Namen und den Ort, an welchem sie 
ihren Sitz haben, bei offenen Handelsgesellschafien ausserdem den 
Namen und die nähere Bezeichnung sämmtlicher Gesellschafter, bei 
‚Kommanditgesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien den 
Namen und die nähere Bezeichnung sämmtlicher persönlich haftenden 
Gesellschafter; 

6. die Angabe, dass in Ansehung der Reichsangehörigkeit der Betheiligten die 

gesetzlichen Anforderungen erfüllt sind; 

7. den Rechtsgrund, auf welchem die Erwerbung des Schiffes oder der ein- 

zelnen Schiffsparten beruht; 

F. den Tag der Eintragung; 

9. die Ordnungsnummer, unter der das Schiff} eingetragen ist. 

$8. Die Eintragung in das Schiffsregister darf erst geschehen, nachdem 
das Recht des Schiffes zur Führung der Reichsflagge sowie alle im $ 7 be- 
zeichneten Thatsachen und Rechtsverhältnisse glaubhaft gemacht sind. 

Solange die amtliche Vermessung im Inlande noch nicht hat stattfinden können, 
dürfen die Ergebnisse der Vermessung auf Grund der Vermessungsurkunde einer 
ausländischen Behörde oder eines sonstigen glaubhaften Nachweises eingetragen 
werden. 

§ 9. Ist der Rheder zugleich Angehöriger eines fremden Staates. so hat er 
auf Verlangen des Registergerichts glaubhaft zu machen, dass das Schiff” nicht 
in ein Schiffsregister dieses Staates eingetragen ist. Wird festgestellt, dass eine 
solche Eintragung besteht, so darf das Schiff nicht in ein inländisches Schiffs- 
register eingetragen werden. 

810. Ueber die Eintragung des Schiffes in das Schiffsregister wird von dem 
‚Registergericht eine mit dem Inhalte der Eintragung übereinstimmende Urkunde 
(Schiffs-Certifikat) ausgestellt. [Vgl. § 25.] 

Das Schiffs-Certifikat hat ausserdem zu bezeugen, dass die nach $ 8 erfor- 
derlichen Nachweise geführt sind und dass das Schiff zur Führung der Reichs- 


Age 


Hagge befugt ist. 


§ 11. Durch das Schiffs-Certifikat wird das Recht des Schiffes zur Führung 
der Reichsflagge nachgewiesen. 

Das Recht zur Führung der Reichsflagge darf vor der Ertheilung des Schiffs- 
Certifikats nicht ausgeübt werden. 

Das Schiffs-Certifikat oder ein von dem Registergerichte beglaubigter Auszug 
aus dem Certifikat ist während der Reise stets an Bord des Schiffes mitzuführen. 

Bal. § 25.] 
8 2 Erlangt ein im Auslande befindliches Schiff dadurch, dass es in das 
Eigenthum eines Reichsangehörigen gelangt, das Recht zur Führung der Reichs- 
flagge, so kann das Schiffs-Certifikat durch eine Bescheinigung ersetzt werden, 
die der Konsul, in dessen Bezirke das Schiff sich zur Zeit des Eigenthums- 
überganges befindet, über das Recht zur Führung der Reichsflagge ertheilt 
(Flaggenzeugniss). Das Flaggenzeugniss hat nur für die Dauer eines Jahres 
seit dem Tage der Ausstellung, darüber hinaus nur für die Dauer einer durch 
höhere Gewalt verlängerten Reise Gültigkeit. [Vgl. § 25.] 

Ein Flaggenzeugniss kann auch behufs der ersten Ueberführung eines neuen 
Schiffes in einen anderen Hafen von dem Registergerichte des deutschen Erbau- 
ungshafens ausgestellt werden. Dieses Zeugniss hat nur für die Dauer der 
Ueberführung Gültigkeit. 

Von der Ausstellung des Flaggenzeugnisses hat die ausstellende Behörde, wenn 
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ein deutscher Hafen zum Heimathshafen des Schiffes bestimmt ist, dem Register- 
gerichte dieses Hafens Anzeige zu machen. 

$ 13. Treten in den eingetragenen Thatsachen oder Kechtsverhältnissen Ver- 
änderungen ein, so sind sie in das Schiffsregister einzutragen. Jede Eintragung 
ist baldthunlichst auf dem Schiffs-Certifikate zu vermerken, Die Aenderung des 
Namens des Schiffes bedarf der Genehmigung des Reichskanzlers. 

Geht das Schiff unter oder wird es als reparaturunfähig kondemnirt oder ver- 
liert er das Recht zur Führung der Reichsflagge, so ist es in dem Schiffsregister 
zu löschen und das Schiffs-Certijikat von dem Registergericht unbrauchbar zu 
machen. Das Gleiche gilt, wenn der Rheder zugleich Angehöriger eines fremden 
Staates ist, und sich ergiebt, dass das Schiff in ein Schiffsregister dieses Staates 
eingetragen ist, 

Im Falle der Verlegung des Heimathshafens aus dem Registerbezirke hat das 
Registergericht nach Vollziehung der Eintragung das Schiffs-Certifikat mit einer 
beglaubigten Abschrift des ‚Registerinhalts dem neuen Registergerichte zur Be- 
wirkung der Eintragung zu übersenden. 

814 Die Thatsachen und Rechtsverhältnisse, welche gemäss $ 13 eine Ein- 
tragung oder die Löschung im Schiffsregister erforderlich machen, sind dem 
Registergericht anzuzeigen und glaubhaft zu machen. 

Verpflichtet hierzu sind: 

alle Personen, deren Namen nach $ 7 No. 5 in das Schiffsregister ein- 
zutragen sind, 

bei juristischen Personen, eingetragenen Genossenschaften und solchen 
Handelsgesellschaften, welche keine persönlich haftenden Gesellschafter 
haben, die gesetzlichen Vertreter, 

in dem Falle des & 6 Abs. 2 Satz 2 statt des Rheders dessen Vertreter, 

in dem Falle eines Eigenthumswechsels, durch den das Recht des Schiffes 
zur Führung der Reichsflagge nicht berührt wird, auch der neue Er- 
werber des Schiffes oder der Schiffspart. 

Die Anzeige ist von dem Verpflichteten binnen sechs Wochen nach dem Ab- 
laufe des Tages zu bewirken, an welchem er von der einzutragenden Thatsache 
Kenntniss erlangt hat. 

Sind mehrere Verpflichtete vorhanden, so genügt die Anzeige durch einen von 
ihnen. 

§ 15. Ist eine Eintragung oder die Löschung im Schiffsregister erforderlich, 
so ist das Schiffs- Certifikat, und wenn der Inhalt eines von dem Registergericht 
ertheilten Auszugs aus dem Schiffs-Certifikate berührt wird, auch dieser dem 
Gericht einzureichen. Zur Einreichung verpflichtet ist ausser den im $ 14 be- 
zeichneten Personen auch der Schiffer, sobald sich das Schiff in dem Hafen 
befindet, in dessen Register es eingetragen ist, 

Das Gericht hat die Betheiligten zur Einreichung der Urkunden durch Ord- 
nungsstrafen anzuhalten. Anf das Verfahren finden die Vorschriften der $$ 132 
bis 139 des Gesetzes über die Angelegenheiten der ‚freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(Reichs- Gesetzbl. 1898 S. 771) entsprechende Anwendung. 

Befindet sich das Schiff im Auslande, so hat auf Antrag das Registergericht 
ein neues Schiffs-Certifikat auszustellen und es dem Schiffer gegen Rückgabe 
der nach Abs. 1 einzureichenden Urkunden durch Vermittelung einer deutschen 
Behörde aushändigen zu lassen. 

$ 16. Schiffe von nicht mehr als 50 Kubikmeter Brutto-Raumgehalt sind auch 
ohne Eintragung in das Schiffsregister und Ertheilung des Schiffs-Certifikats 
befugt, das Recht zur Führung der Reichsflagge auszuüben. 

817. Ein in das Schiffsregister eingetragenes Schiff muss seinen Namen an 
jeder Seite des Bugs und seinen Namen sowie den Namen des Heimathshafens 
am Heck in gut sichtbaren und fest angebrachten Schriftzeichen führen. 

813. Führt ein Schiff die Reichsflagge, ohne hierzu nach den Vorschriften 
der Ss 2, J berechtigt zu sein, so wird der Schiffer mit Geldstrafe bis zu fünf- 
zehnhundert Mark oder mit Gefängniss bis zu sechs Monaten bestraft. Auch 
kann auf Einziehung des Schiffes erkannt werden, ohne Unterschied, ob es dem 
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§ 1259. "erurtheilten gehört oder nicht; der $ 42 des Strafgesetzbuchs findet ent- 
Gesetz, sprechende Anwendung. 
a a $19. Führt ein Schiff den Vorschriften der $ Il, 12 zuwider die Reichs- 
22.Jum 1899| 20.Mai 1901. Hagge, so wird der Schiffer mit Geldstrafe bis zu dreihundert Mark oder mit 
Haft bestraft. 

$20. Wer die ihm nach $ 14 obliegende Verpflichtung nicht erfüllt, wird 
mit Geldstrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Hafi bestraft. 

Wer gemäss Abs. 1 verurtheilt ist und seiner Verpflichtung nicht binnen 
sechs Wochen nach dem Eintritte der Rechtskraft des Urtheils genügt, wird 
mit Geldstrafe bis zu sechshundert Mark oder mit Gefängniss bis zu zwei Mo- 
naten bestraft. Die gleiche Strafe tritt ein, wenn im Falle einer weiteren Ver- 
urtheilung die Verpflichtung nicht binnen der bezeichneten Frist erfüllt wird. 

§ 21. Befindet sich der Vorschrift des § 11 Abs. 3 zuwider weder das 
Schiffs-Certifikat noch ein beglaubigter Auszug aus dem Certifikat an Bord des 
‚Schiffes oder ist das Schiff nicht gemäss & 17 bezeichnet, so wird der Schiffer 
mit Geldstrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft bestraft. 

§ 22. Werden die von dem Kaiser erlassenen Bestimmungen über die Ver- 
pflichtung der Kauffährteischiffe, die Flauge vor Kriegsschiffen und Küsten- 
befestigungen oder bei dem Einlaufen in deutsche Häfen zu zeigen, nicht beob- 
achtet, so wird der Schiffer mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder 
mit Haft bestraft. [BD. v. 21. Auguſt 1900. RGBl. S. 807.] 

$ 23. Straflos bleibt in den Fällen der $$ 18 bis 22 derjenige, bezüglich 
dessen festgestellt wird, dass die Handlung oder Unterlassung ohne sein Ver- 
schulden erfolgt ist. 

§ 22. Die in den SS 18, 19, 21 bezeichneten Handlungen sind auch dann 
strafbar, wenn sie im Ausland oder auf offener See begangen werden. 

Das Gleiche gilt von Zuwiderhandlungen gegen die im $ 22 vorgesehenen Be- 
stimmungen, sofern die Zuwiderhandlung auf einem deutschen Kaufjahrteischif‘ 


erfolgt. 

on Der Bundesrath bestimmt [Bek. v. 10. November 1899. CentrBl. 
©. 380]: 

1. die Grenzen der Seefahrt im Sinne dieses Gesetzes ($ 1), 


2. den Umfang, in welchem die Ergebnisse der amtlichen Vermessung in das 
Schiffsregister einzutragen sind ($ 7 No. 2), 

3. die Einrichtung des Schiffs-Certifikats (& 10), des beglaubigten Auszugs 
aus dem Schiffs-Certifikat (& 11) und der Flaggenzeugnisse (& 12), 

4. die Art, wie die Anbringung der Namen am Schiffe auszuführen ist ($ 17). 

§ 26.0 Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auch Anwendung auf 
seegehende Lustyachten, auf ausschliesslich zur Ausbildung von Seeleuten be- 
stimmte Seefahrzeuge (Schulschiffe) sowie auf solche Seefahrzeuge, welche für 
Rechnung von auswärtigen Staaten oder deren Angehörigen im Inland erbaut 
sind. Machen solche Fahrzeuge von dem Rechte zur Führung der Reichs- 
flagge Gebrauch, so unterliegen sie den für Kauffahrteischiffe geltenden Vor- 
schriften. 

Durch Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des Bundesratlis kann die 
Geltung der im Abs. 1 bezeichneten Vorschriften auch auf andere nicht zum 
Erwerbe durch die Seefahrt bestimmte Seefahrzeuge erstreckt werden. 

$26a*% Durch Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des Bundesraths 
kann bestimmt werden, dass die Vorschriften dieses Gesetzes auch auf Binnen- 
schiffe, die ausschliesslich auf ausländischen Gewässern verkehren, Anwendung 
‚finden. Die Schiffsregister für solche Schiffe werden bei den durch den Reichs- 
kanzler bestimmten deutschen Konsulaten geführt. 

$ 27. Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen 
die Schiffsregister von anderen Behörden als den Gerichten geführt werden. 


„) Gef. zur Abänderung des Geſetzes, betr. das Flaggenrecht der Kauf⸗ 
fahrteiſchiffe. Vom 29. Mai 1901 (RG. Bl. S. 184). 
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[Hamburg. VO. d. Senats v. 3. März 1873 (Dep. f. Handel u. Schiffahrt). 
Meckl.⸗Schwerin VO. v. 9. April 1899, § 61 (Magistrate zu Roſtock und 
Wismar). Vgl. hierzu Fr. § 194.] 

$ 28. Unberührt bleiber die Vorschriften des $ 7 des Gesetzes, betreffend die 
Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete (Reichs-Gesetzbl. 1888 S. 75). 

8 29. Soweit in anderen Gesetzen auf Vorschriften des Gesetzes, betreffend 
die Nationalität der Kauffahrteischiffe und ihre Befugniss zur Führung der 
Bundesflagge, vom 25. Oktober 1567 verwiesen ist, treten die entsprechenden 
Vorschriften dieses Gesetzes un deren Stelle. 

Der $ 74 No. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes (Reichs-Gesetzbl. 1898 8.371) 
wird aufgehoben. 

$ 30. Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1900 in Kraft. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem 
Kaiserlichen ‚Insiegel. 

Gegeben Kiel an Bord M. Y. „Hohenzollern“ den 22. Juni 1899. 

(L. S.) Wilhelm. 
Graf von Posadowsky. 

3. Das Schiffsregiſter für Binnenſchiffe. 

Gef. btr. die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt vom 15. Juni 
1895 (RG Bl. S. 301) in der Faſſung vom 20. Mai 1898 (RGBl. S. 868); 
vgl. EG. z. HOB. Art. 12, insbſ. Nr. XVIII. 

Binnenschiffahrtsgesetz. 
Neunter Abschnitt. Schiffsregister. 

$ 119. Für Dampfschiffe und andere Schiffe mit eigener Triebkraft, deren 
Tragfähigkeit mehr als 15 000 Kilogramm beträgt, sowie für sonstige Schiffe 
mit einer Tragfähigkeit von mehr als 20 000 Kilogramm sind Schiffsregister zu 
führen. 

$ 120. Das Schiffsregister wird bei dem zur Führung des Handelsregisters 
zuständigen Gerichte geführt. 

Die Landesregierungen sind bejugt, die Führung des Registers für die Be- 


zirke mehrerer Gerichte einem von diesen zu übertragen oder mit derselben da, 
wo die Führung der Register für Seeschiffe anderen Behörden obliegt, die 
letzteren zu betrauen. 

8 121. Das ‚Schiffsregister ist öffentlich; die Einsicht ist während der ge- 
wöhnlichen Dienststunden einem Jeden gestattet. Von den Eintragungen können 
gegen Erlegung der Kosten Abschriften gefordert werden, die auf Verlangen 
zu beglaubigen sind. j N h 

8192. Jedes Schiff ist bei der Registerbehörde des Heimathsortes zur Ein- 
tragung in das Schiffsregister anzumelden. j 

$123. Die Verpflichtung zur Anmeldung liegt dem Eigenthümer des Schiffes 
und, wenn mehrere Miteigenthümer vorhanden sind, einem jeden von ihnen ob. 

Bei einer offenen Handelsyesellschaft, einer ‚Kommanditgesellschaft oder einer 
Aktienkommanditgesellschaft sind die persönlich haftenden Gesel schafter, bei 
einer juristischen Person, einer Aktiengesellschaft, einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung oder einer eingetragenen Genossenschaft die gesetzlichen 
Vertreter zur Anmeldung verpflichtet. , : 

Sind mehrere Verpflichtete vorhanden, so genügt die Anmeldung durch einen 
von ihnen. 

g 124 Die Anmeldung muss enthalten: 

1. die Gattung und das Material sowie den Namen, die Nummer oder die 
sonstigen Merkzeichen des Schiffes; 
die Tragfähigkeit und bei Dampfschiffen oder sonstigen Schiffen mit eigener 

Triebkraft die Stärke des Motors; 
die Zeit und den Ort der Erbauung; 
den Heimathsort; 
den Namen und die nühere Bezeichnung des ‚Eigentümers oder der Mit- 

eigenthümer und im letzteren Falle die Grösse des Antheils eines jeden 


Se Sn d 


$ 1259. 


Binnenschiffahrtsgesetz. 
§§ 119—129. 


$ 1259. 
EBinnenschiffahrisgeseiz. 
88 119—129, 


Voraussetzungen 
der Eintragung. 


Bewilligung. 
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Miteigenthümers; bei Handelsgesellschaften genügt, auch soweit sie nicht 
Juristische Personen sind, die Angabe der Firma und des Sitzes der Ge- 
sellschaft; 

6. den Rechtsgrund, auf welchem das Eigenthum oder die Eigenthumsantheile 
beruhen. 

Die Angaben sind glaubhaft zu machen. 

$ 125. Jedes Schiff wird in das Schiffsregister unter einer besonderen 
Ordnungsnummer eingetragen. 

Die Eintragung hat die im $ 124 bezeichneten Angaben und den Tag der 
Eintragung zu enthalten. 

Ueber die Eintragung wird von der Registerbehörde eine Urkunde (Schiffs- 
brief) ertheilt, in welche der vollständige Inhalt der Eintragung aufzunehmen ist. 

$ 126. Wenn Veränderungen in den eingetragenen Thatsachen oder Rechts- 
verhältnissen eintreten oder wenn das Schiff zu Grunde geht oder reparaturun- 
fähig wird, so ist dies zur Eintragung in das Schiffsregister anzumelden. 

In Bezug auf die Verpflichtung zur Anmeldung finden die Vorschriften der 
$$ 123, 124 entsprechende Anwendung. Zur Anmeldung der Veräusserung des 
Schiffes oder eines Antheils an demselben ist der Erwerber verpflichtet. 

Der Schiffsbrief ist mit der Anmeldung einzureichen; die Eintragung wird 
auf demselben durch die Registerbehörde vermerkt. 

Im Falle der Verlegung des Heimathsortes aus dem Registerbezirke hat die 
Registerbehörde nach Vollzug der Eintragung den Schiffsbrief mit einer be- 
glaubigten Abschrift des Registerinhalts der neuen Registerbehörde zur Bewir- 
kung der Eintragung zu übersenden. 

$ 127. Das Gericht hat die Betheiligten zu den ihnen obliegenden Anmel- 
dungen durch Ordnungsstrafen anzuhalten. 

Das Verfahren bestimmt sich nach den Vorschriften, welche für die Ver- 
hängung von Ordnungsstrafen in Betreff der Anmeldungen zum Handelsregister 

elten. 

2 $ 128. Die Landesregierungen können bestimmen, dass auch Schiffe von 
einer geringeren als der im $ 119 bezeichneten Tragfähigkeit in das Schiffs- 
register einzutragen sind. Auf die Anmeldung und Eintragung solcher Schiffe 
finden die Bestimmungen dieses Abschnitts gleichfalls Anwendung. 

$ 129. Schiffe, welche beim Inkrafttreten dieses Gesetzes in ein nach den 
Landesgesetzen geführtes Register für Binnenschiffe eingetragen sind, bedürfen 
keiner erneuten Eintragung. 

Hinsichtlich der diese Schiffe betreffenden Eintragungen gelten die bezeich- 
neten Register als Schiffsregister im Sinne des gegenwärtigen Gesetzes. 


II. Das Verfahren. 

Die Führung des Schiffsregiſters iſt durch Reichsgeſetz den Gerichten über⸗ 
tragen. (Binnenſchiff. Geſ. $ 120; Gef. betr. das Flaggenrecht der Kauffahrtei⸗ 
ſchiffe § 4 Abſ. 2). Demnach finden auf das Verfahren nicht nur die — 
den Vorſchriften der Grundbuchordnung nachgebildeten — FG. §§ 100 ff., 
ſondern nach § 1 Fr. auch die allgemeinen Vorſchriften des Geſetzes An: 
wendung. Vgl. indeß den Vorbehalt in § 27 des Flaggengeſetzes und dazu 
§ 194 Fr. 

FG. Sechster Abschnitt. 
Schiffspfandrecht. 


$ 100. In Ansehung eines Pfandrechts an einem im Schiffsregister einge- 
tragenen Schiffe soll, soweit nicht das Gesetz ein Anderes vorschreibt, eine Ein- 
tragung nur auf Antrag erfolgen. Der Zeitpunkt, in welchem der Antrag bei 
der Registerbehörde eingeht, soll auf dem Antrage genau vermerkt werden. 

Antragsberechtigt ist Jeder, dessen Recht von der Eintragung betroffen wird 
oder zu dessen Gunsten die Eintragung erfolgen soll. Die Vorschriften der 
ŞS 14 bis 18 der Grundbuchordnung finden entsprechende Anwendung. 

$ 101. Eine Eintragung erfolgt, wenn derjenige sie bewilligt, dessen Recht 
von ihr betroffen wird. 
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$ 102. Zur Berichtigung des Schiffsregisters bedarf es der Bewilligung des- $ 1259. 
jenigen, dessen Recht von der Berichtigung betroffen wird, nicht, wenn die Un- Berichtigung. 
richtigkeit nachgewiesen wird. Dies gilt insbesondere für die Eintragung oder 
Löschung einer Verfügungsbeschränkung. 

$ 103. Ist eine Vormerkung oder ein Widerspruch auf Grund einer einst- Löschungen bei Aufhebung 
weiligen Verfügung eingetragen, so bedarf es zur Löschung nicht der Bewilli- le 
gung des Berechtigten, wenn die einstweilige Verfügung durch eine wollstreck- 
bare Entscheidung aufgehoben ist. Diese Vorschrift findet entsprechende An- 
wendung, wenn auf Grund eines vorläufig vollstreckbaren Urtheils nach den 
Vorschriften der Ciwilprozessordnung eine Vormerkung oder ein Widerspruch 
eingetragen ist. 

§ 104. Soll die Uebertragung einer Fnrderung, ‚für die ein Pfandrecht am Uebertragung u. Belastung 
Schiffe eingetragen ist oder für die ein solches Erundrecht als Pfand haftet, der Forderung. 
eingetragen werden, so genügt es, wenn an ‚Stelle der Eintragungsbewilligung die 
Abtretungserklärung des bisherigen Gläubigers vorgelegt wird. 

Diese Vorschrift findet entsprechende Anwendnng, wenn eine Belastung der 
‚Forderung eingetragen werden soll. 

$ 105. Ein Pfandrecht am Schiffe darf nur mit Zustimmung des einge- Zu Löschungen erforder- 
tragenen Eigenthümers, ein das Pfandrecht belastendes Recht nur mit Zustim- liche Zustimmungen. 
mung des eingetragenen Pfandoläubigers gelöscht werden. Für eine Löschung, 
die zur Berichtigung des Schiffsregisters erfolgen soll, ist die Zustimmung nicht 
erforderlich, wenn die Unrichtigkeit des Registers nachgewiesen wird. 

8106. In der Eintragungsbewilligung oder, wenn eine solche nicht erforder- Inhalt der Anträge etc. 
lich ist, in dem Eintraqungsantrage sind der Name und die Ordnungsnummer, 
unter welcher das Schiff im Schiffsregister eingetragen ist, sowie die einzutragen- 
den Geldbeträge in Reichswährung anzugeben. \ 

§ 107. Eine Eintragung soll nur erfolgen, wenn die Eintragungsbewilligung Form der Erklärungen ete. 
oder die sonstigen zu der Eintragung erforderlichen Erklärungen vor der Re- 
gisterbehörde zu Protokoll gegeben oder durch öffentliche oder öffentlich beglau- 
bige Urkunden nachgewiesen werden. 

Andere Voraussetzungen der Eintragung bedürfen, soweit sie nicht bei der 
Registerbehörde offenkundig sind, des Nachweises durch öffentliche Urkunden. 

Die Vorschriften der $$ 33 bis 38 der Grundbuchordnung inden entsprechende 
Anwenrlung. 

8108. Für den Eintragungsantrag sowie ‚für die Vollmacht zur Stellung 
eines solchen gelten die Vorschriften des § 107 Abs. 1 nur, wenn durch den 
Antrag zugleich eine zu der Eintrayung erforderliche Erklärung ersetzt werden soll. 

8 109. Jürklärungen, durch die ein Eintragungsantrag zurückgenommen oder 
eine zur Stellung des Eintragungsantrags ertheilte Vollmacht widerrufen wird, 
bedürfen der im § 1 N7 Abs. 1 vorgeschriebenen Form. 

8 110. In den Fällen, in denen nach gesetzlicher Vorschrift eine Behörde Ersuchen von Behörden. 
befugt ist, die Registerbehörde um eine Eintragung zu ersuchen, erfolgt die Hin- 
tragung auf Grund des Ersuchens der Behörde, j 

& 111. Eine Eintragung soll nur erfolgen, wenn derjenige, dessen Recht Eintragung des betroffenen 
durch sie betroffen wird, als der Berechtigte eingetragen ist. Berechtigten. 

Ist derjenige, dessen Recht durch eine Eintragung betroffen wird, Erbe des 
eingetragenen Berechtigten, so findet die Vorschrift des Abs. 1 keine Anwen- 
dung, wenn die Uebertragung oder die Aufhebung des Rechtes eingetragen wer- 
den soll oder wenn der Eintragungsantrag durch die Bewilligung des Erblassers 
oder eines Nachlasspflegers oder durch einen gegen den Erblasser oder den 
Nachlasspfleger vollstreckbaren Titel begründet wird. Das Gleiche gilt für 
eine Eintragung auf Grund der Bewilligung emes Testamentsvollstreckers oder 
auf Grund eines gegen diesen vollstreckbaren Titels, sofern die Bewilligung oder 
der Titel gegen den Erben wirksam ist. 

§ 112. Bei einem Pfandrechte für die Forderung aus einer Schuldverschrei- Forderung aus Werth- 
hang auf den Inhaber, aus einem Wechsel oder einem anderen Papiere, das papieren. 
durch Indossament übertragen werden kann, soll eine Eintragung nur erfolgen, 
wenn die Urkunde vorgelegt wird. 
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§ 1259. Diese Vorschrift findet keine Anwendung, wenn eine Eintragung auf Grund 
FO. 6. Abschnitt, der Bewilligung eines nach den $$ 1189, 1270 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
Schiff'spfandrecht. bestellten Vertreters oder auf Grund einer gegen diesen erlassenen gerichtlichen 
Entscheidung bewirkt werden soll. 
Form und Reihenfolge § 1183. Jede Eintragung soll den Tag, an welchen sie erfolgt ist, angeben 
der Eintragungen. und mit der Unterschrift des zuständigen Beamten versehen werden. 


$ 114. Die Eintragungen erhalten diejenige Reihenfolge, welche der Zeitfolye 
der Anträge entspricht; sind die Anträge gleichzeitig gestellt, so ist, wenn unter 
den Eintragungen ein Rangverhältniss besteht, im Schiffsregister zu vermerken, 
dass die Eintragungen gleichen Rang haben. 

Diese Vorschriften finden insoweit keine Anwendung, als das Rangverhältniss 
von den Antragstellern abweichend bestimmt ist. 


$115. Die Löschung eines Rechtes oder einer Verfügungsbeschränkung er- 
folgt durch Eintragung eines Löschungsvermerkes. 

Gesammtipfandvecht. $ 116. Werden mehrere Schiffe mit einem Pfandrechte belastet, so ist auf 
dem Blatte jedes Schiffes die Mitbelastung der übrigen von Amtswegen erkenn- 
bar zu machen. Das Gleiche gilt, wenn mit einem an einem ‚Schiffe bestehenden 
Pfandrechte nachträglich noch ein anderes Schiff belastet wird. Soweit eine 
Mitbelastung erlischt, ist dies von Amtswegen zu vermerken. 


Theilschuld- $ 117. Bei der Eintragung eines Pfandrechts für J. heilschuldverschreibungen 
verschreibungen. auf den Inhaber genügt es, wenn der Gesammtbeirag der Forderungen unter 
Angabe der Anzahl, des Betrags und der Bezeichnung der Theile eingetragen 

wird, 

Testamentsvollstrecker & 118. Jst ein Testamentsvollstrecker ernannt, so ist dies bei der Eintragung 
des Erben des Gläubigers von Amtswegen miteinzutragen, es sei denn, dass das 
eingetragene Recht der Verwaltung des Testamentsvollstreckers nicht unterliegt. 

Unrichtige Eintragungen. $ 119. Ergiebt sich, dass die Registerbehörde unter Verletzung gesetzlicher 
Vorschriften eine Eintragung vorgenommen hat, durch die das Schiffsregister 
unrichtig geworden ist, so ist von Amtswegen ein Widerspruch einzutragen. Ar- 
weist sich eine Eintragung nach ihrem Inhalt als unzulässig, so ist sie von 
Amtswegen zu löschen. 

Vermerk der Eintragungen $ 120. Jede Eintragung ist baldthunlichst auf dem Schiffscertifikat oder dem 

auf anderen Urkunden. Schiffsbriefe zu vermerken. 

Wird eine Urkunde über die Pfandforderung vorgelegt, so ist die Hintragung 
auch auf dieser Urkunde unter kurzer Bezeichnung des Inhalts der Eintra- 
gungen, welche dem Pfandrecht im Range vorgehen oder gleichstehen, zu ver- 
merken. Der Vermerk ist mit Unterschrift und Siegel zu versehen. 


Bekanntmachung $ 121. Jede Eintragung soll dem Antragsteller und dem eingetragenen Eigen- 
der Eintragungen. thümer sowie im Jebrigen allen aus dem Schiffsregister ersichtlichen Personen 
bekannt gemacht werden, zu deren Gunsten die Eintragung erfolgt ist oder deren 
‚Recht durch sie betroffen wird. Auf die Bekanntmachung kann verzichtet werden. 


Beschwerde. S 122. Die Beschwerde gegen eine Eintragung ist unzulässig. Im Wege 
der Beschwerde kann jedoch verlangt werden, dass die Registerbehörde ange- 
wiesen wird, nach $ 119 einen Widerspruch einzutragen oder eine Löschung vor- 
zunehmen. 

$ 125. Das Beschwerdegericht kann vor der Entscheidung durch eine einst- 
weilige Anordnung der Registerbehörde aufgeben, eine Vormerkung oder einen 
Widerspruch einzutragen. 

Die Vormerkung oder der Widerspruch wird von Amtswegen gelöscht, wenn 
die Beschwerde zurückgenommen oder zurückgewiesen wird. 

Weitere Beschwerde. § 124. Bei der Einlegung der weiteren Beschwerde durch Einreichung einer 
Beschwerdeschrift bedarf es der Zuziehung eines Rechtsanwalts nicht, wenn die 
Beschwerde von dem Notar eingelegt wird, der die zu der Eintragung erforder- 
liche Erklärung beurkundet oder beglaubigt und im Namen eines Antragsberech- 
tigten den Eintragungsantrag gestellt hat. Die Vorschrift des $ 29 Abs. 1 Satz 3 
bleibt unberührt. 
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§ 1260. Zur Beſtellung des Pfandrechts ift die Einigung des 
Eigenthümers des Schiffes und des Gläubigers darüber, daß dem 
Gläubiger das Pfandrecht zuſtehen ſoll, und die Eintragung des 
Pfandrechts in das Schiffsregiſter erforderlich. Die Vorſchriften des 
$ 873 Abſ. 2 und des § 878 finden entſprechende Anwendung. 

In der Eintragung müſſen der Gläubiger, der Geldbetrag der 
Forderung und, wenn die Forderung verzinslich iſt, der Zinsſatz 


III. Die Zwaugsvollſtreckung in eingetragene Schiffe vgl. CPO. §§ 864 f., 
870; Zw. §§ 162--170. 

1. Nach EVO. § 870 Abi. 2 findet die Zwangsvollſtreckung in ein einge⸗ 
tragenes Schiff nur durch Zwangsverſteigerung, alſo nicht durch Eintragung 
eines Pfandrechts ſtatt. Ausnahme Zw. § 169 Abf. 2 wegen des Kaufgeld⸗ 
rückſtandes. 

2. Arreſtpfandrecht. 

CPO. 8931. Die Vorschriften des § 930 gelten auch für die Vollziehung 
des Arrestes in ein Schiff, das im Schiffsregister eingetragen ist. 

Ist zur Zeit der Arrestollziehung die Zwangscers’eigerung des Schiffes ein- 
geleitet, so gilt die in diesem Verfahren erfolgte Beschlagnahme des Schiffes als 
erste Pfändung im Sinne des 8 826; die Abschriſt des Pfändungsprotokolls ist 
dem Vollstreckungsgericht einzureichen. 

Das Arrestpfandrecht wird auf Antrag des Gläubigers in das Schiffsregister 
eingetragen; der nach $ 923 ‚festgestellte Geldbetrag ist als der Höchstbetrag 
zu bezeichnen, für welchen das Schiff haftet. Im Uebrigen ‚finden die For- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über das durch Rechtsgeschäft bestellte 
Pfandrecht an einem Schiffe Anwendung. 

EPD. § 941, § 942 Abſ. 2 (zu § 885). 

3. Vormerkung und Widerſpruch vgl. § 1263 Note 3. 

IV. Der Zweck der beſonderen Vorſchriften über das Schiffspfandrecht 
geht dahin, dem Verpfänder den Beſitz des Schiffes zu belaſſen (vgl. $ 1266). 
In der Ausgeſtaltung nähert ſich das Schiffspfandrecht, deſſen Kundbar⸗ 
machung durch das Schiffsregiſter vermittelt wird, der Hypothek. Von einer 
Unterſtellung des Schiffspfandrechts unter das Grundbuchrecht, insbeſondere 
von einer Anordnung des öffentlichen Glaubens des Schiffsregiſters (vgl. 
§ 892) iſt mit Rückſicht darauf, daß das Schiſſspfandrecht wirthſchaftlich nicht 
zu dauernder Belaſtung des Schiffes, ſondern nur zur Befriedigung eines 
vorübergehenden Kreditbedürfniſſes geeignet iſt, Abſtand genommen. Zudem 
wäre auch bei der Unvermeidlichkeit von Verfügungen außerhalb des Schiffs⸗ 
regiſters, welche über die eingetragenen Schiffe während ihres Aufenthalts 
im Auslande vorgenommen werden, eine, Durchführung grundbuchlicher 
Prinzipien nicht moglich. — Soweit in den §§ 1260 bis 1271 nicht Beſonder⸗ 
heiten vorgeſchrieben ſind, finden auch für das Pfandrecht an einem einge⸗ 
tragenen Schiffe die 9 1204 ff. Anwendung. 

V. Schiffsgläubiger. 3 

Neben den rechtsgeſchäftlich beſtellten Pfandrechten kommen als geſetzliche 
Pfandrechte die Pfandrechte der Schiffsgläubiger und der dieſen gleichgeſtellten 
Perſonen in Betracht. Vgl. hierüber HG. 88 754 ff.; Binnenſchiffahrts⸗ 
geſetz $9 102 ff. — Verbodmung HGB. ŞS 679 ff., 755. 

VI. Im Bau befindliche Schiffe. p d 

Der Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung betreffs der Verpfändung eines 
im Bau befindlichen Schiffes (ES. zum HG. Art. 20) kommt gegenwärtig 
nur für Bremen (AG. 3 BGS B. § 30) in Betracht. 

VII. Landesgeſetzliche Uebergangsvorſchriften. 

Oldenburg AG. z. BGB. 915. 
Bremen | XG. z. BGB. §§ 45—52. 


| 
| 
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angegeben werden. Zur näheren Bezeichnung der Forderung kann 
auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden. 

§ 1261. Das Rangverhaltniß der an dem Schiffe beſtellten 
Pfandrechte beſtimmt fich nach den Vorſchriften der SS 879 bis 881 
und des § 1151. 

§ 1262. Solange das Pfandrecht im Schiffsregiſter eingetragen 
iſt, behält es im Falle der Veräußerung oder Belaſtung des Schiffes 
ſeine Kraft, auch wenn der Erwerber in gutem Glauben iſt. 

Iſt das Pfandrecht mit Unrecht gelöſcht, ſo gelten im Falle der 


Veräußerung des Schiffes die Vorſchriften des § 936 Abſ. 1 Satz 1, 


Abſ. 2 auch dann, wenn der Erwerber das Eigenthum ohne Ueber⸗ 
gabe erlangt; die Vorſchrift des $ 936 Abſ. 3 findet keine Anwen- 
dung. Wird ein Pfandrecht, welches dem mit Unrecht gelöſchten 
Pfandrecht im Range nachſteht, auf einen Dritten übertragen, ſo 
findet die Vorſchrift des § 1208 Satz 1 Anwendung. 


& 1260. I. Beſtellung des Pfandrechts. 

An regiſtrirten Schiffen kann ein Pfandrecht durch Rechtsgeſchäft nur 
in der in § 1260 vorgeſchriebenen Art begründet werden. Dazu iſt erforder⸗ 
lich Einigung und Eintragung (vgl. § 875). 

1. (Abſ. 1.) Einigung. 

a. Vgl. § 873 Abſ. 1. — § 873 Abſ. 2 betrifft die Bindung an die Einigung. 
§ 878 betrifft die nachträgliche Verfügungsbeſchränkung des Erklärenden. 

b. Borausfegung für eine wirkſame Pfandbeſtellung ijt, daß der Verpfänder 
Eigenthümer ift. Ein Erſatz dieſes Erforder niſſes durch den 
öffentlichen Glauben des Schiffsregiſters (§ 892) findet nicht 
ſtatt. (Vgl. § 1259 Note IV.) 

e. Verurtheilung zur Abgabe der erforderlichen Willenserklärung CPO. 
§§ 894 ff. (zu § 873 Note B II). 

2. (Abſ. 2.) Eintragung vgl. § 1115 Abſ. 1. Verfahren Fr. §§ 100 ff. 

II. Beſondere Fälle: Pfandrecht für Forderungen aus Schuldverſchrei⸗ 
bungen auf den Inhaber, Wechſeln oder ſonſtigen indoſſablen Papieren 
§ 1270; Pfandhaftung für einen Höchſtbetrag § 1271. 

III. Uebertragung des Pfandrechts. 

Ueber den Uebergang des Pfandrechts mit der Forderung iſt nichts Be⸗ 
ſonderes beſtimmt. Derſelbe vollzieht fich deshalb ohne Eintragung. Vgl. 
N 11500 Berichtigung des Schiffsregiſters § 1263. FrG. § 104 (zu § 1259 
Note II). 

§ 1261. 1. Die §§ 879—881 gehören zu den Allgemeinen Vorſchriften 
über die Rechte an Grundſtücken und betreffen das Rangverhältniß, die 
nachträgliche Rangänderung und den Rangvorbehalt. Der dem Hy⸗ 
pothekenrecht angehörige § 1151 betrifft das Rangverhältniß der Theil- 
hypotheken bei Theilung der Forderung. 

2. Ueber das Rangverhältniß zu den geſetzlichen Pfandrechten, insbeſondere 
zu dem Pfandrechte der Schiffsgläubiger vgl. § 1259 Note V. 

§ 1262. I. § 1262 enthält eine Sonderregelung gegenüber den Bor: 
ſchriften der §§ 936, 1208. 

1. (Abſ. 1.) Das eingetragene Pfandrecht wird auch durch einen in 
99 996, 4200). Pfandrechts gutgläubigen Erwerb nicht beeinträchtigt (val. 

2. (Abſ. 2.) Das mit Unrecht gelöſchte Pfandrecht. 

a. (Satz 1.) Die Anwendung des § 936 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 ergiebt, daß 
mit dem Erwerbe des Eigenthums an einem regiſtrirten Schiffe durch 
einen gutgläubigen Erwerber das mit Unrecht gelöſchte, aber noch rechts⸗ 
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§ 1263. Steht der Inhalt des Schiffsregiſters in Anſehung 
eines Pfandrechts mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklange, 
ſo kann die Berichtigung des Regiſters nach den für die Berichtigung 
des Grundbuchs geltenden Vorſchriften der $$ 894, 895, 897, 898 
verlangt werden. 

Iſt ein Pfandrecht mit Unrecht gelöſcht worden, ſo kann ein Wider⸗ 
ſpruch gegen die Richtigkeit des Schiffsregiſters nach § 899 Abſ. 2 
eingetragen werden. Solange der Widerſpruch eingetragen iſt, gilt 
im Falle der Veräußerung oder Belaſtung des Schiffes dem Erwerber 
gegenüber das Gleiche, wie wenn das Pfandrecht eingetragen wäre. 

§ 1264. Die Haftung des Schiffes beſchränkt fih auf den ein- 
getragenen Betrag der Forderung und die Zinſen nach dem ein⸗ 
getragenen Zinsſatze. Die Haftung für geſetzliche Zinſen und für 


gutgläubigen Erwerber nicht geſchützt. Eintragung eines Widerſpruchs 
$ 1268 Abf. 2. In Betracht kommen Uebereignung durch Abtretung des 
Herausgabeanſpruchs (§ 931), für Seeſchiffe ferner die Uebereignung 
mittelſt bloßen Abtretungsvertrags (SGB. § 474; EG. zum HGB. vom 
10. Mai 1897 Art. 6). 


HGB. 8474. Wird ein zum Erwerbe durch die Seefahrt bestimmtes Schijf 


oder ein Antheil an einem solchen Schiffe (Schiffspart) veräussert, so kann die 
nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechtes zum Eigenthumsübergang erfor- 
derliche Uebergabe durch die zwischen dem Veräusserer und dem Erwerber ge- 
troffene Vereinbarung ersetzt werden, dass das Eigenthum sofort auf den Fr- 
werber übergehen soll. 

8475. In allen Fällen der Weräusserung eines Schiffes oder einer Schiffs- 

part, kann jeder Theil verlangen, dass ihm auf seine Kosten eine öffentlich be- 
glaubigte Urkunde über die Veräusserung ertheilt wird. 
” EG. 2. HGB. Artikel 6. Die Vorschriften der $$ 474, 415 des Handels- 
gesetzbuchs ‚finden auch im Falle der Veräusserung eines Seeschifjs, das nicht 
zum Erwerbe durch die Seefahrt bestimmt tst, sowie im Falle der Veräusserung 
eines Antheils an einem solchen Schiffe Anwendung. 


b. (Satz 2.) Nach § 1208 Satz 1 geht das neue Pfandrecht dem alten vor, 


ſofern dem neuen Pfandgläubiger nicht Mangel des guten Glaubens nad): 
ewieſen wird. 

Mi RN Wegen der Eintragbarkeit des durch Pfändung be⸗ 
gründeten Arreſtpfandrechts und der Anwendbarkeit der Vorſchriften des 
PEB, auf daſſelbe CPO $ 931, abgedruckt zu § 1259 Note III. 2. ad 

III. Verlegung des Heimathshafens oder Heimathsorts des Schiffes, 
vgl. Flaggengeſetz § 13, Binnenſchiffahrtsgeſetz § 126. 

$ 1263. 1. Wegen des Anſpruchs auf Berichtigung des Schiffsregiſters 
vgl. die zur entſprechenden Anwendung angezogenen 88 804, 895, 897, 898 
und die Bemerkungen daſelbſt. 

2. Widerſpruch ($ 899 und Bemerkungen daſelbſt). Vgl. ferner Fr. 
§§ 103, 119, 122, 123, zu § 1259 Note II. k 

3. Vormerkung. Die Eintragung einer Vormerkung in das Schiffs⸗ 
regiſter mit den in dem BGB. an die Eintragung einer ſolchen in das 
Grundbuch geknüpften Wirkungen (vgl. $$ 383—888) tit zwar nirgends aus⸗ 
drücklich zugelaſſen, die Zuläſſigleit ergiebt fih indeß daraus, daß eine 
ſolche Eintragung mehrfach vorausgeſetzt und mit der grundbuchlichen Vor 
merkung gemeinſchaftlich behandelt ijt. Vgl. Fr. § 103, CVO. §§ 895, 942 
RO. §§ 14, 24. 


4. Berichtigung des 
Schiffsregiſters. 
Widerſpruch. 


5. Umfang der Pfand⸗ 
haftung. 
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Koſten beſtimmt ſich nach der für die Hypothek geltenden Vorſchrift 
des $ 1118. 
Iſt die Forderung unverzinslich oder iſt der Zinsſatz niediger als 
fünf vom Hundert, ſo kann das Pfandrecht ohne Zuſtimmung der 
im Range gleich- oder nachſtehenden Berechtigten dahin erweitert 
werden, daß das Schiff für Zinſen bis zu fünf vom Hundert haftet. 
6. Erſtredung d. Wand» § 1265. Das Pfandrecht erſtreckt fih auf das Zubehör des 
rechts auf b. Zubehör. Schiffes mit Ausnahme der Zubehörſtücke, die nicht in das Eigen⸗ 
thum des Eigenthümers des Schiffes gelangt ſind. 
Auf die Haftung der Zubehörſtücke finden die für die Hypothek 
geltenden Vorſchriften der §§ 1121, 1122 entſprechende Anwendung. 
7. Geſchrantte Anwend- § 1266. Die Vorſchriften der SS 1205 bis 1257 finden inſoweit 
lber bas Veſſhptand keine Anwendung, als fih daraus, daß der Pfandglaubiger nicht den 
Beſitz des Schiffes erlangt, Abweichungen ergeben. In dem Falle 
des $ 1254 tritt an die Stelle des Anſpruchs auf Rückgabe des 
Pfandes das Recht, die Aufhebung des Pfandrechts zu verlangen. 


8 1264. 1. Vgl. §§ 1115, 1118, 1119 Abſ. 1. 

2. Die Pfandhaftung des eingetragenen Schiffes 
a. ſteht der hypothekariſchen 8 des Grundſtücks im Weſentlichen gleich. 

Haftung auch für Nebenleiſtungen ($ 1115 Abſ. 1) als Theil der Forde- 

rung (2); 

b. n ſich von der Pfandhaftung ſonſtiger beweglicher Sachen 
82090 daß ſie ſich insbeſondere nicht auf Vertragsſtrafen bezieht, vgl. 
$ 1210. 

§ 1265. 1. Zubehör nal. §§ 97, 98; für Seeſchiffe ferner HGB. § 478 
(zu § 98); vgl. ferner die Bemerkungen zu §§ 1121, 1122. 

2. Eine Erſtreckung des rechtsgeſchäftlich beſtellten Schiffspfandrechts auf 
die Fracht⸗ und Verſicherungsgelder findet nicht ſtatt. Wegen der diesbezüg⸗ 
u, nderbeſtimmungen für die Rechte der Schiffsgläubiger vgl. zu $ 1259 
Note V. 

3. Die Zwangsvollſtreckung in die dem eingetragenen Schiffspfand⸗ 
recht unterliegenden Gegenſtände richtet ſich nach den Vorſchriften der Zw., 
vgl. CWO. § 865 (zu $$ 1120 ff. Note III). 

§ 1266. 1. Die Vorſchrift des § 1266 weiſt auf die hauptſächlichſte Be- 
ſonderheit, welche dem Schiffspfandrecht im Vergleiche zu dem gewöhn⸗ 
lichen Pfandrecht innewohnt, nämlich auf den Mangel des Beſitzes des 
Pfandgläubigers hin. 

2. Die Anwendbarkeit der §§ 1205—1257. 

§§ 1205, 1206 find erſetzt durch § 1260. : 

$ 1207 fegt Uebergabe voraus und ift deshalb nicht anwendbar. 

$ 1208 iſt erſetzt durch § 1262. 

§ 1209 iſt anwendbar. 

§ 1210 ift erſetzt durch § 1264. 

§ 1211 ift anwendbar. 

§ 1212 iſt nach der Natur der Sache unanwendbar. 

§§ 1213—1218 konnen gemäß § 1266 nicht als Inhalt des Schiffspfand⸗ 
rechts in Betracht kommen. Das Schiff kann indeß dem Pfandgläubiger ver⸗ 
miethet werden. Vgl. § 535 Note I5. 

§§ 1219—1221 find, da fie Beſitz des Pfandes vorausſetzen, nicht anwend⸗ 
bar. Eine den § 1133 ff. entſprechende Beſtimmung iſt nicht vorhanden. 
$ 1227 greift ein; auch kann in Frage kommen, ob nicht die Gefährdung der 
Sicherheit nach dem Inhalte des Schuldverhältniſſes Fälligkeit der Forderung 
bewirkt. 
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§ 1267. Der Verpfänder kann gegen Befriedigung des Pfand⸗ 
gläubigers die Aushändigung der zur Löſchung des Pfandrechts er⸗ 
forderlichen Urkunden verlangen. Das gleiche Recht ſteht dem per⸗ 
ſönlichen Schuldner zu, wenn er ein rechtliches Intereſſe an der 
Berichtigung des Schiffsregiſters hat. 

$ 1268. Der Pfandgläubiger kann ſeine Befriedigung aus dem 
Schiffe und dem Zubehöre nur auf Grund eines vollſtreckbaren Titels 
nach den für die Zwangsvollſtreckung geltenden Vorſchriften ſuchen. 

§ 1269. Iſt der Gläubiger unbekannt, fo kann er im Wege des 
Aufgebotsverfahrens mit feinem Pfandrecht ausgeſchloſſen werden, 
wenn die im § 1170 oder die im § 1171 für die Ausſchließung 
eines Hypothekengläubigers beſtimmten Vorausſetzungen vorliegen. 
Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurtheils erliſcht das Pfandrecht. 
Die Vorſchrift des S 1171 Abſ. 3 findet Anwendung. 

8 1270. Auf das Pfandrecht für die Forderung aus einer Schuld⸗ 
verſchreibung auf den Inhaber, aus einem Wechſel oder aus einem 
anderen Papiere, das durch Indoſſament übertragen werden kann, 
finden die Vorſchriften des § 1189, auf das Pfandrecht für die For⸗ 


81222 (Geſammtpfandrecht) iſt anwendbar, vgl. Fr. § 116. 

§ 1223 fegt Pfandbeſitz voraus und iſt deshalb nicht anwendbar. 
88 1224, 1225 find anwendbar. 

8 1226 (vgl. § 1216) ift nicht anwendbar. 

§ 1227 iſt anwendbar (vgl. auch oben zu §§ 1219 —1221). 

88 1228—1248 find erſetzt durch § 1268. 

8 1249 ift anwendbar. 

§ 1250 ift anwendbar, vgl. $ 1260 Note III. 

F251 ift unanwendbar, § 1263 greift ein. 

§ 1252 ift anwendbar. 

§ 1253 ift unanwendbar. 

§ 1254 ift durch § 1266 Satz 2 erſetzt. 

88 1255, 1256 find anwendbar. 

81257. Als einziges geſetzliches Pfandrecht des VGV. kommt das Pfand: 
recht des Unternehmers aus 8 647 in Betracht. Dieſes Pfandrecht ſetzt zwar 
zu feiner Entſtehung die Erlangung des Beſitzes voraus. Seine Fortdauer 
ift aber, da § 1253 gemäß 88 1266, 1257 nicht anwendbar ift, von der 
Fortdauer des Beſitzes unabhängig. Der Unternehmer kann deshalb, ob⸗ 
wohl er das Schiff zurückgegeben hat, ſein Pfandrecht gemäß § 1263 mittelſt 
Berichtigung des Schiffsregiſters zur Eintragung bringen. 

5 1267. 1. Die Befriedigung durch den Verpfänder kann auch durch Hinter⸗ 
legung oder Aufrechnung erfolgen (88 1266, 1224). i 1 

2. Die zur Löſchung erforderlichen Urkunden ergeben ſich aus Fr. ŞE 101 
und 102 (Quittung vgl. § 1144 Note 2). Die für die Urkunde erforder liche 
Form ergiebt FrG. 8 107. RT 

3. Wegen des rechtlichen Intereſſes des perſönlichen Schuldners vgl. zu 
8 1167 Note 1b. 


§ 1268. Zwangsvollſtreckung in eingetragene Schiffe vgl. zu § 1259 
Note III. 


$ 1269. 1. Val. S 1170, 1171, EG. Art 145. 

2. Wegen des Verfahrens vgl. CPO. §§ 988, 1024; auch CPO. § 1002. 

3. Landesgeſetzlicher Vorbehalt in CPO. § 1024, dazu für Preußen § 8 
AG. z. CPO. vom 24. März 18796. Oktober 1899. 


w 
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derung aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber finden auch 
die Vorſchriften des § 1188 entſprechende Anwendung. 

§ 1271. Das Pfandrecht kann in der Weiſe beſtellt werden, daß 
nur der Höchſtbetrag, bis zu dem das Schiff haften ſoll, beſtimmt, 
im Uebrigen die Feſtſtellung der Forderung vorbehalten wird. Der 
Höchſtbetrag muß in das Schiffsregiſter eingetragen werden. 

Iſt die Forderung verzinslich, fo werden die Zinſen in den Höchſt⸗ 
betrag eingerechnet. 

§ 1272. Die Vorſchriften der §§ 1260 bis 1271 gelten auch für 
das Pfandrecht an einer Schiffspart. 


Sweiter Titel. 
Pfandrecht an Rechten. 


§ 1270. Vgl. zu §§ 1188, 1189, FrG. §§ 112, 117. 

§ 1271. Vgl. $ 1190. 

§ 1272. 1. Die Schiffspart iſt ein Antheil an einem zum Erwerbe durch 
die Seefahrt beſtimmten Schiffe HGB. § 474 (zu § 1262). Vgl. auch RG. 14 14. 

2. Zwangsvollſtreckung in eine Schiffspart CPO. § 858. 

1. Wegen der Stellung des Pfandrechts an Rechten im Sachenrechte vgl. 
Vorb. zum III. Buche Note A. 

2. Reichsrechtliche Sonderregelung der dinglichen Sicherung der Inhaber 
von Pfandbriefen und ähnlicher auf Grund erworbener Forderungen ausge⸗ 
ſtellter Werthpapiere iſt in Ausſicht genommen. Vgl. Hypothekenbankgeſetz 
vom 13. Juli 1899 (RGS Bl. S. 375), ſowie das Geſetz betr. die gemeinſamen 
Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen vom 4. Dezember 1899 (REAL. 
S. 691). Beide Geſetze ſind in 3 332, bzw. 345 abgedruckt. Es kommen 
ferner in Betracht: 

EG. =. KO. § 17 (in der Fassung des § 4% des Hypothekenbankgesetzes). 
Der $17 des Einführungsgesetzes zur Konkursordnung wird durch folgende 
Vorschriften ersetzt: 

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen 
den Inhabern von Pfandbriefen, die von Kreditanstalten, welche nicht 
zu den Hypothekenbanken gehören, auf Grund von Hypotheken aus- 
gestellt sind, ein Vorrecht vor allen anderen Konkursgläubigern in An- 
sehung der Befriedigung aus den Hypotheken der Anstalt zusteht. 

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen 
den Inhabern von Schuldverschreibungen, die von Körperschaften des 
öffentlichen Rechtes, Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf 
Aktien, Gesellschaften mit beschränkter Haftung oder Genossenschaften 
über ein Anlehen ausgestellt sind, ein Vorrecht vor nicht bevorrechtigten 
Konkursgläubigern, deren Forderungen später entstehen, dadurch gewährt 
werden kann, dass die zu bevorrechtigenden Forderungen in ein öffent- 
liches Schuldbuch eingetragen werden. 

b. EG. z. d. Gesetz betr. Aenderungen der KO. v. 17. Mai 1898. 

Art. II. Die Vorschriften des & 49 Abs. 2 [Abſchnittvorb. vor § 1204] 

der Konkursordnung und des § 17 Nr. I, 2 des Gesetzes, betreffend die Ein- 


‚führung der Konkursordnung, finden auch ausserhalb des Konkurses Anwendung. 


3. Die Verpfändung von Forderungen, die in das Reichs⸗ oder in ein 
Staatsſchuldbuch eingetragen ſind, richtet ſich nach den beſonderen Vor⸗ 
ſchriften. Vgl. das RcGeſetz betr. das Reichsſchuldbuch vom 31. Mai 1891, 
abgedruckt 3 324, vgl. auch ES. Art. 50. Ferner wegen der landesgeſetzlichen 
Vorbehalte für das Staatsſchuldbuch SS. Art. 97. 

4. Das Pfändungspfandrecht an Rechten ift erſchöpfend in der CO. ge- 
regelt. CPO. §§ 803 ff., 828 ff. — Arreſt §§ 916 ff., 919. 
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§ 1273. Gegenſtand des Pfandrechts kann auch ein Recht fein. J. pfandrecht an Rechten 


Auf das Pfandrecht an Rechten finden die Vorſchriften über das 
Pfandrecht an beweglichen Sachen entſprechende Anwendung, ſoweit 
h nicht aus den §s 1274 bis 1296 ein Anderes ergiebt. Die An⸗ 
wendung der Vorſchriften des 8 1208 und des § 1213 Abſ. 2 iſt 
ausgeſchloſſen. 

§ 1274. Die Beſtellung des Pfandrechts an einem Rechte erfolgt 
nach den für die Uebertragung des Rechtes geltenden Vorſchriften. 
Iſt zur Uebertragung des Rechtes die Uebergabe einer Sache erfor⸗ 
derlich, ſo finden die Vorſchriften der 88 1205, 1206 Anwendung. 

Soweit ein Recht nicht übertragbar iſt, kann ein Pfandrecht an 
dem Rechte nicht beſtellt werden. 


§ 1273. 1. Abſ. 1 ſpricht die Zuläſſigkeit eines Pfandrechts an einem 
Rechte aus. Ma 

2. Die Vorſchrift des Abf. 2 bezieht fih nicht auf das Erbbaurecht ($ 1017) 
und die landesgeſetzlich vorbehaltenen Rechte mit Immobiliarqualität EG. 

Artt. 63, 68, 196. n 

1 3. Wegen der Bedeutung der Bezugnahme im Allgemeinen vgl. zu § 1068 

ote 1. 

4. Un anwendbare Vorſchriften des Sachpfandrechts. 

a Eine entſprechende Anwendbarkeit geſtatten diejenigen Vorſchriften nicht, 
welche den Pfandbeſitz vorausſetzen. Zu dieſen nicht anwendbaren Vor⸗ 
ſchriften gehört namentlich $ 1207 über den Schutz des gutgläubigen 
Erwerbers, welcher fein Recht von einem Nichtberechtigten herleitet. 

p. Auf Grund beſonderer Beſtimmung in $ 1273 ſind unanwendbar 

8 1208 Vorrang des in Unkenntniß älterer Rechte erworbenen Pfand⸗ 


rechts, 

8 1213 Abſ. 2 Auslegungsregel für die Berechtigung des Pfand⸗ 
gläubigers zum Fruchtbezuge. Iſt der Pfandgläubiger nutzungsberech⸗ 
tiat (vgl. § 99), fo finden 89 1212 ff. Anwendung. Iſt ihm das 
Nutzungsrecht nicht übertragen, ſo kann er ſich daſſelbe geeignetenfalls 
km Wege der Pfändung nach der CRO. ſichern. — Sonderregelung 
für die Zinſen der verpfändeten Forderung $ 1289. 

5. Afterpfandrecht vgl. zu $ 1274 Note If. 
$ 1274. I. Eutſtehung des Pfandrechts. 
J. (Abſ. 1.) Rechtsgeſchäftliche Beſtellung des Pfandrechts. 
a. Uebertragung der Forderung § 395 jf für die Verpfändung vgl. indeß 
§ 1280; Uebertragung anderer Rechte § 413. 
b. Uebertragung der Hypothekenforderung, Grund- und Renkenſchuld erfor: 
dert nach $$ 1154, 1192, 1199, Ben TT 
u. wenn die Briefertheilung ausgeſchloſſen ift, die Eintragung, §§ 1154 
Abſ. 3, 1192, 1199; u 
8. wenn die Briefertheilung nicht ausgeſchloſſen iſt, die Uebergabe des 

Hypotheken⸗ bzw. Grundſchuldbriefs, §§ 1154 Abf. 1, 2, 1192, 1299, 

Sonderregelung der Hypothek und Grundſchuld für Koſten und für 

Rückſtände von Zinſen und anderen Nebenleiſtungen § 1159, ſowie 

der Hypothek für eine Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber $ 1187. 

Demnach fällt — abgeſehen von der Hypothek für die in 88 1159 
und 1187 bezeichneten Anſprüche — die Verpfändung einer Hypothek 
nicht unter $ 1280, da der Abtretungsvertrag zur Uebertragung der 
Forderung nicht genügt. Andererſeits ift die Verpfändung einer Brief⸗ 
hypothek der Hauptfall des § 1278, da die Uebergabe einer Sache, 
nämlich des Hypothekenbriefs erforderlich iſt. 


überhaupt. 

1. Zuläſſigkeit. 

2. Anwendbarkeit der 
Vorſchriften über das 
Sachpfandrecht. 


3. Beſtellung des Pfand⸗ 
rechts. 


4. Unübertragbare 
Rechte. 


$ 1274. 
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Wegen Eintragung der Verpfändung in das Grundbuch GO. § 26 
Abſ. 2 (zu § 1154). 

6. Verpfändung der Grund- und Rentenſchuld $ 1291. 

d. Verpfändung von indoſſablen Papieren und Inhaberpapieren einſchließ⸗ 
lich der Inhabergrundſchuld (§ 1195 Satz 2) richtet fih nach SS 1292 f. 

e. Erforderliche Uebergabe einer Sache. Vgl. b3 Abſ. 2. 

Nach §§ 1205, 1206 iſt die Uebergabe auch durch traditio brevi manu, 
durch Uebertragung des mittelbaren Beſitzes, durch Einräumung des Mit⸗ 
beſitzes gemäß § 1206, aber nicht durch bloße Abtretung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs oder durch constitutum possessorium zuläſſig. — Vgl. bei 
Rückgabe der Sache § 1278. 

Afterpfandrecht. Unter $ 1274 fällt auch die Beſtellung des Pfandrechts 

an einem Pfandrecht (Afterverpfändung), mittelſt deren der Pfandgläu⸗ 

biger ſeine Rechte und zwar Forderung und Pfandrecht verpfändet (vgl. 
zu § 1250). Wegen Uebergabe der Pfandſache, welche zur Beſtellung des 

Afterpfandrechts nicht erforderlich iſt, findet § 1251 entſprechende An⸗ 

wendung. Bgl. Pfändung einer durch Pfandrecht an einer Sache ge: 

ſicherten Forderung. CPO. § 838, abgedruckt zu § 1251. 

15 Verurtheilung zur Beſtellung eines Pfandrechts an einem 
Rechte, 

a. deſſen Beſtellung die Eintragung in das Grundbuch oder Schiffsregiſter 
vorausſetzt CPO. §§ 894 ff. (§ 873 Note II B); 

b. deffen Beſtellung die Uebergabe des Hypothekenbriefs vorausſetzt CPO. 
§ 897 Abſ. 2 ($ 873 Note II B). 

3. Pfändung einer Hypothekenforderung CPD. § 830 (zu § 1154). Grund: 
oder Rentenſchuld CPO. § 857 Abſ. 6 ($ 1154 Note B IL). 

4. Wegen Verpfändung von Forderungen, welche im Reichs⸗ oder in einem 
Staatsſchuldbuch eingetragen find, vgl. Titelvorb. Note 3. 

5. Für das Patentrecht vgl. Patenkgeſetz vom 7. April 1891 (RGS Bl. S. 79) 
§§ 6, 19 Abſ. 2. 

II. (Abſ. 2.) Unübertragbare Rechte. 

1. Wegen der Beſchränkung der Uebertragbarkeit vgl. die Bemerkungen zu 
§§ 599, 400. 

2. Soweit ein Recht nicht übertragbar iſt, iſt es nicht verpfändbar; es 
kann alſo theilweiſe verpfändbar, theilweiſe unverpfändbar fein, vgl. z. B. 
Gef. betr. die Beſchlagnahme des Arbeits: oder Dienſtlohnes vom 21. Juni 
1869 § 4 Nr. 4 (zu § 400). 

3. Die Verpfändung iſt nur ausgeſchloſſen, ſoweit das Recht nicht über- 
tragbar iſt. Beim Nießbrauch iſt z. B. die Uebertragbarkeit, nicht aber die 
Ueberlaſſung der Ausübung ausgeſchloſſen (§ 1059). Nach $ 1274 ift ſomit 
die Verpfändung des Nießbrauchs ſelbſt ausgeſchloſſen. Iſt aber die Aus⸗ 
übung des Rechtes durch obligatoriſchen Vertrag einem Anderen überlaſſen, 
ſo kann an dem ſo begründeten Forderungsrecht ein Pfandrecht beſtellt 
werden (Prot. Bd. III S. 517). Vgl. CPD. § 857 Abſ. 3 u. 4. 

4. Die Vorſchriften über die Zuläſſigkeit der Pfändung eines Rechtes im 
Wege der Zwangsvollſtreckung decken fih nicht vollkommen mit dem § 1274 
Abſ. 2; vgl. CPO. §§ 851 ff. 

a. Die ihrem Inhalte nach oder auf Grund beſonderer Vereinbarung un⸗ 
übertragbare Forderung ($ 399) ift nach § 1274 nicht verpfändbar, nach 
CPO. § 851 Abs. 2 (zu § 399) aber inſoweit pfändbar, als der geſchuldete 
Gegenſtand der Pfändung unterworfen iſt. 

b. Der Pflichttheilsanſpruch (§ 2317) und der Anſpruch des verarmten 
Schenkers ($ 528) find unbeſchränkt übertragbar und deshalb auch gemäß 
§ 1274 verpfändbar; ihre Pfändbarkeit tritt gemäß CPO. § 852 (abge⸗ 
druckt zu § 2317) erft ein, wenn diefe Anſprüche durch Vertrag anerkannt 
oder rechtshängig geworden ſind. 
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$ 1275. Iſt ein Recht, kraft deſſen eine Leiſtung gefordert werden 
kann, Gegenſtand des Pfandrechts, ſo finden auf das Rechtsverhält⸗ 
niß zwiſchen dem Pfandgläubiger und dem Verpflichteten die Vor⸗ 
ſchriften, welche im Falle der Uebertragung des Rechtes für das Rechts⸗ 
verhältniß zwiſchen dem Erwerber und dem Verpflichteten gelten, und 
im Falle einer nach § 1217 Abſ. 1 getroffenen gerichtlichen Anord⸗ 
nung die Vorſchrift des § 1070 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 

8 1276. Ein verpfändetes Recht kann durch Rechtsgeſchäft nur 
mit Zuſtimmung des Pfandgläubigers aufgehoben werden. Die Zu⸗ 
ſtimmung iſt demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten fie 
erfolgt; ſie iſt unwiderruflich. Die Vorſchrift des § 876 Satz 3 
bleibt unberührt. 

Das Gleiche gilt im Falle einer Aenderung des Rechtes, ſofern ſie 
das Pfandrecht beeinträchtigt. 

8 1277. Der Pfandgläubiger kann feine Befriedigung aus dem 
Rechte nur auf Grund eines vollſtreckbaren Titels nach den für die 
Zwangsvollſtreckung geltenden Vorſchriften ſuchen, ſofern nicht ein 
Anderes beſtimmt iſt. Die Vorſchriften des § 1229 und des 8 1245 
Abſ. 2 bleiben unberührt. 


8 1275. J. megaroni, zwiſchen dem Pfaudgläubiger und dem 
aus dem verpfändeten Rechte erpflichteten. 

1. Nach § 1275 finden bei Verpfändung einer Forderung auf das Rechts⸗ 
verhältniß zwiſchen dem Pfandgläubiger und dem Verpflichteten die Vorſchriſten 
Anwendung, welche bei Uebertragung des Rechtes für das Verhältniß zwi⸗ 
ſchen dem neuen Gläubiger und dem Schuldner gelten, insbeſondere alſo die 
W vgl. hierzu die entſprechende Vorſchrift des § 1070 und Note 2 

aſelbſt. 

2. Be Verpfändung von, Hypothekenforderungen, Grund⸗ und Renten⸗ 
ſchulden greifen §8 892, 1137 f., 1156 ff. ein. 

3. § 1217 Abſ. 1 betrifft die gerichtliche Beſtellung eines Verwahrers des 
Pfandes bei erheblicher Verletzung des Rechtes des Verpfänders durch den 
pe u: aigi — 81070 Abf. 2 enthält eine Schutzvorſchrift für den Dritt⸗ 

uldner. 

II. Uebertragung oder Belaſtung einer Forderung, für welche ein grund⸗ 
buchliches Recht verpfändet ift- À 

Nach §8 401, 1273, 1250 geht mit der außerhalb des Grundbuchs ſich 
vollziehenden Uebertragung der Forderung auch das eingetragene Pfand⸗ 
recht an einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld auf den neuen 
Gläubiger über. GO. 826 Abſ. 2 (zu § 1154) ſtellt im Intereſſe des neuen 
Gläubigers bzw. des Pfandgläubigers außer Zweifel, daß die Uebertragung 
oder Belaſtung der geſicherten Forderung eintragungsfähig iſt. Die Ein⸗ 
tragung hat übrigens nicht die Wirkung, daß der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs ſich auf das Beſtehen der Forderung oder auf die Perſon des 
Forderungsberechtigten erſtreckt (Denkſchrift zur GO. zu § 25 des Entwurfes). 

§ 1276. 1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift beim Nießbrauch § 1071 und 
zu § 876. Nach § 876 Satz 3 kann die Zuſtimmung des Pfandgläubigers, 
wenn es ſich um Aufhebung eines Rechtes an einem Grundſtücke handelt, 
auch dem Grundbuchamte gegenüber erklärt werden. 

2. Die Vereinigung der dem Pfandrecht unterliegenden Forderung und 
der Verbindlichkeit in einer Perſon wirkt nicht gegen den Pfandgläubiger. 
Der dies ausſprechende § 1223 Entw. 1 iſt als ſelbſtverſtändlich fortgelaſſen. 
Prot. Bd. III S. 536. 

H. Neumann, Handausgabe des BGB. I. 3. Aufl. 54 


or 


E 


pS] 


„Rechtsverhältniß 


zwiſchen Pfandgläu⸗ 
biger und Leiſtungs⸗ 
pflichtigen. 


„Verfügungen über das 


verpfändete Recht. 


. Befriedigung aus dem 


verpfändeten Rechte. 


8. Rückgabe der Sache, 
deren Hingabe zur 
Pfandbeſtellung er⸗ 
forderlich war. 


II. Pfandrecht an forde- 
rungen. 


1. Beſtellung. Verpfän⸗ 
dungsanzeige. 
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§ 1278. Iſt ein Recht, zu deffen Verpfändung die Uebergabe 
einer Sache erforderlich iſt, Gegenſtand des Pfandrechts, ſo finden 
auf das Erlöſchen des Pfandrechts durch die Rückgabe der Sache die 
Vorſchriften des § 1253 entſprechende Anwendung. 

§ 1279. Für das Pfandrecht an einer Forderung gelten die be- 
ſonderen Vorſchriften der $ 1280 bis 1290. 

$ 1280. Die Verpfändung einer Forderung, zu deren Ueber⸗ 
tragung der Abtretungsvertrag genügt, iſt nur wirkſam, wenn der 
Gläubiger ſie dem Schuldner anzeigt. 


1277. 1. Vollſtreckbare Titel CPO. $$ 704 ff., 794. 
Zwangsvollſtreckung in Forderungen und andere Vermögensrechte 
CVO. §§ 828 ff. Mit Rückſicht auf die Ausnahmen (zu 3a) findet § 1277 
im Weſentlichen auf andere Vermögensrechte als Forderungen Anwendung. 
Vgl. CVO. § 857. 
3. Die abweichende Beſtimmung ($ 1277) kann auf Geſetz oder Verein 
barung beruhen. 
a. Geſetzliche Ausnahmen von § 1277: 
a. für Forderungen ift die unmittelbare Einziehung zugelaſſen gemäß 
88 1282, 1288 Abſ. 2; 
B. für Inhaberpapiere gelten die Vorſchriften über das Sachpfandrecht 
(§ 1293), jo daß die Befriedigung nach SS 1228, 1233—1246 geſchieht; 
J. für börſen⸗ oder marktgängige indoſſable Papiere vgl. § 1295; 
8. für „ vgl. §§ 1273, 1212 ff. (vgl. zu § 1273 
Note 5 
b. Beſchränkung der Vertragsfreiheit 
a. hinſichtlich der Verfallklauſel durch $$ 1229, 1243; 
B. 5.2 nicht vor Eintritt der Verkaufsberechtigung gemäß § 1245 


e. Anſpruch auf anderweite Befriedigungsart im beiderſeitigen 
Intereſſe gemäß § 1246. 

8 1278. 1. Die Uebergabe einer Sache (nämlich des Hypotheken⸗, Grund: 
ſchuld⸗, Rentenſchuldbriefs) ift erforderlich für die Verpfändung einer Brief⸗ 
hypothek ꝛc.; vgl. § 1274 Note 1 1b u. e. 

2. Die Uebergabe des Papiers ift erforderlich, wenn die Verpfändung 
eines indoſſablen Papiers ſich in der durch § 1292 zugelaſſenen Weiſe voll⸗ 
zieht (vgl. zu § 1292). 

3. Sonſtige beſondere Erlöſchungsgründe für das Pfandrecht an Rechten 
find nicht vorgeſehen. Vgl. im Uebrigen $$ 1252—1256. 

4. Die rechtsgeſchäftliche Aufhebung eines Pfandrechts an einem ein Grund⸗ 
ſtück belaſtenden Rechte erfordert nicht Eintragung. Vgl. zu § 875 Note II. 

$ 1279. Terminologie. Pfandgläubiger iſt derjenige Gläubiger, deſſen 
Forderung durch die Pfandbeſtellung geſichert iſt (nach der Ausdrucksweiſe 
des 8. Buches der CPO. der Gläubiger); Gläubiger ift der Gläubiger der 
verpfändeten Forderung (nach der Ausdrucksweiſe der CPO. der Schuldner). 
Schuldner iſt der Schuldner der verpfändeten Forderung (nach der Aus⸗ 
drucksweiſe der CPO. der Drittſchuldner). 

§ 1280. 1. $ 1280 bezieht fich lediglich auf diejenigen Forderungen, zu 
deren Uebertragung der Abtretungsvertrag genügt, insbeſondere alſo nicht 
auf Hypotheken und Grundſchulden mit Ausnahme der Hypothek für Zins⸗ 
rückſtände ꝛc. und Koſtenanſprüche ($ 1159) ſowie für Anſprüche aus Inhaber⸗ 
ſchuldverſchreibungen (§ 1187) vgl. § 1274 Note I 1b. 

2. Die Verpfändung der Forderung erfordert außer dem Verpfändungs⸗ 
vertrage (88 1205, 1273) die Verpfändungsanzeige des Gläubigers an 
den Schuldner der verpfändeten Forderung. Die Anzeige wird durch ander⸗ 
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§ 1281. Der Schuldner kann nur an den Pfandgläubiger und 
den Gläubiger gemeinſchaftlich leiſten. Jeder von beiden kann ver⸗ 
langen, daß an ſie gemeinſchaftlich geleiſtet wird; jeder kann ſtatt der 
Leiſtung verlangen, daß die geſchuldete Sache für beide hinterlegt 
oder, wenn ſie ſich nicht zur Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich 
zu beſtellenden Verwahrer abgeliefert wird. 

8 1282. Sind die Vorausſetzungen des § 1228 Abſ. 2 einge- 
treten, fo ift der Pfandgläubiger zur Einziehung der Forderung be⸗ 
rechtigt und kann der Schuldner nur an ihn leiſten. Die Einziehung 
einer Geldforderung ſteht dem Pfandglaubiger nur inſoweit zu, als 
ſie zu ſeiner Befriedigung erforderlich iſt. Soweit er zur Einziehung 
berechtigt iſt, kann er auch verlangen, daß ihm die Geldforderung an 
Zablungsſtatt abgetreten wird. 

Zu anderen Verfügungen über die Forderung iſt der Pfandgläu⸗ 
biger nicht berechtigt; das Recht, die Befriedigung aus der Forderung 
nach § 1277 zu ſuchen, bleibt unberührt. 


weite Kenntniß des Schuldners nicht erſetzt. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß 
der Pfandgläubiger als Bevollmächtigter des Gläubigers die Anzeige macht. 
Wegen Legitimation des Bevollmächtigten vgl. § 174. 
3. Die Wirkſamkeit des Pfandrechts tritt nicht vor erfolgter Verpfändungs⸗ 
anzeige ein. Eine Form iſt für dieſelbe nicht vorgeſchrieben. Wirkſam⸗ 
werden §§ 130 ff. — Die Abmachung zwiſchen Gläubiger und Schuldner, 
daß es zur Verpfändung der Forderung einer Verpfändungsanzeige nicht 
bedürfen ſolle, iſt gegenüber der zwingenden Vorſchrift des § 1280 unwirkſam. 
4. Die Regelung entſpricht der Vorſchrift CPO. § 829 Abſ. 3, nach welcher 
die Pfändung der Forderung mit der Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes 
an den Drittſchuldner als bewirkt anzuſehen iſt. Für Hypothek, Grund⸗ 
ſchuld und Rentenſchuld vgl. CRD. §$ 830, 857 Abſ. 6 (zu § 1154). 
5. Afterpfandrecht vgl. § 1274 Note 11 f. 
1281. 1. Vgl. 88 432, 1077 Abſ. 1. — Hinterlegung $$ 372 ff. 
3, Gerichtliche Beſtellung eines Verwahrers; Zuſtändigkeit und Verfahren 
Fr. § 165, abgedruckt zu § 432. 
as S T für das Pfandrecht an Wechſeln und anderen indoſſablen 
apieren § 1294. , p 
4. Zuläſſigkeit anderweiter Vereinbarung zwiſchen Pfandgläubiger und 
Gläubiger § 1284. f . 
5. Pfandrecht an dem Surrogate nach Bewirkung der Leiſtung §§ 1287, 
1288 Abſ. 1. 
§ 1282. 1. Nach Eintritt der Realiſirungsbefugniß (Vers 
kaufsberechtigung 8 1228 Abſ. 2), d. h. nach Eintritt der Fälligkeit der 
durch Pfand geſicherten Forderung und, wenn dieſe Forderung nicht auf 
Geldzahlung gerichtet war, nach ihrer Verwandlung in eine Geldforderung 
hat der Pfandgläubiger wahlweiſe die Befugniß, - 
a. fih im Wege der Zwangsvollſtreckung aus der verpfändeten Forderung 
zu befriedigen ($ 1277); 2 5 
b. die Forderung einzuziehen ($ 1282) vgl. zu 2. Wegen Surrogirung des 
Gegenſtandes der Leiſtung §§ 1287, 1288 Abſ. 2. , . 
2. Da die Einziehung dem Pfandgläubiger nur inſoweit zuſteht, als fie 
zu ſeiner Befriedigung erforderlich iſt, iſt er darüber hinaus zur Einziehung 
nicht ermächtigt. Der Schuldner hat das Einziehungsrecht des Pfandgläu⸗ 
bigers ebenſo auf eigene Gefahr zu prüfen, wie er dies dem Zeſſionar gegen⸗ 
über thun muß. Er kann ſich unter Umſtänden dieſer Prüfungspflicht ge- 
maß 8 372 durch Hinterlegung entziehen. 
Gy 


2. Einziehung der For- 
derung 
a, vor Eintritt des 
Realiſirungsrechts; 


b nach Eintritt des 
Realiſirungsrechts. 


3. Andere Verfügungen 
über die Forderung. 
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4. Kündigung der Şor- § 1283. Hängt die Fälligkeit der verpfändeten Forderung von 
bevor Eintritt des einer Kündigung ab, fo bedarf der Gläubiger zur Kündigung der 
Realiſtrungsrechts; Zuſtimmung des Pfandgläubigers nur, wenn dieſer berechtigt ift, die 
Nutzungen zu ziehen. 

Die Kündigung des Schuldners iſt nur wirkſam, wenn ſie dem 

Pfandgläubiger und dem Gläubiger erklärt wird. 
b. nach Eintritt des Sind die Vorausſetzungen des § 1228 Abſ. 2 eingetreten, ſo iſt 
Reakiſtrungsrechts auch der Pfandgläubiger zur Kündigung berechtigt; für die Kündigung 
des Schuldners genügt die Erklärung gegenüber dem Pfandgläubiger. 

5. Anderweite Verein⸗ § 1284. Die Vorſchriften der §§ 1281 bis 1283 finden keine 
n Anwendung, ſoweit der Pfandgläubiger und der Gläubiger ein Anderes 

vereinbaren. 

6. Hegenſeitige Mitwir⸗ § 1285. Hat die Leiſtung an den Pfandgläubiger und den Gläu⸗ 
a und des biger gemeinſchaftlich zu erfolgen, jo find beide einander verpflichtet, 
a zur Einztehung mitzuwirken, wenn die Forderung fällig iſt. 5 

Soweit der Pfandgläubiger berechtigt iſt, die Forderung ohne Mit⸗ 
wirkung des Gläubigers einzuziehen, hat er für die ordnungsmäßige 
Einziehung zu ſorgen. Von der Einziehung hat er den Gläubiger 
unverzüglich zu benachrichtigen, ſofern nicht die Benachrichtigung un⸗ 
thunlich iſt. 


3. Abtretung an Zahlungsſtatt. Gewährleiſtungspflicht des Gläubigers 
$ 365. — Vgl. auch CPO. § 835. 

4. Bei mehrfacher Verpfändung der Forderung § 1290. 

5. Zuläſſigkeit anderweiter Vereinbarung zwiſchen Pfandgläubiger und 
Gläubiger § 1284. 

6. Einziehungs⸗ und Anzeigepflicht des Pfandgläubigers $ 1285 Abſ. 2. 

7. Die Einziehung durch den Pfandgläubiger gilt als Berichtigung durch 
den Gläubiger § 1288 Abſ. 2. 

§ 1283. 1. Kündigung vor Eintritt der Realiſirungsbefugniß 
($ 1228 Abſ. 2). 

a. Ob der Pfandgläubiger zur Ziehung von Nutzungen berechtigt iſt, iſt 
nach §§ 1213 Abſ. 1, 1273 zu beurtheilen. 

b. Anſpruch des Gläubigers gegen den Pfandgläubiger auf Zuſtimmung zur 
Kündigung wegen gefährdeter Sicherheit der Forderung § 1286 Satz 2. 

c. Mangels Vorlegung der erforderlichen Einwilligungserklärung in ſchrift⸗ 
licher Form kann die Kündigung von dem Schuldner unverzüglich zu⸗ 
rückgewieſen werden, § 182 Abſ. 3, § 111 Satz 2, 3. 
d. Anſpruch des Pfandgläubigers gegen den Gläubiger auf Vornahme der 
Kündigung wegen gefährdeter Sicherheit der Forderung § 1286 Satz 1. 
Abf. 9 nach Eintritt der Realiſirungsbefugniß ($ 1228 
#2). 

a. Der Pfandgläubiger ift aktiv und paſſiv zur Kündigung legitimirt. 

b. Ob der Gläubiger der Zuſtimmung des Pfandgläubigers bedarf, beſtimmt 
ſich nach wie vor nach Abſ. J. 

3. Zuläſſigkeit anderweiter Vereinbarung zwiſchen Pfandgläubiger und 
Gläubiger § 1284. 

§ 1284. An eine Form ift die Vereinbarung nicht gebunden, fie kann 
auch ſtillſchweigend erfolgen und aus den Umſtänden nach Treu und Glauben 
zu entnehmen ſein. 

§ 1285. 1. (Abſ. 1.) Leiſtung an Pfandgläubiger und Gläubiger gemein- 
ſchaftlich §§ 1281, 1284. — Zuwiderhandlung gegen die Mitwirkungspflicht 
macht ſchadenserſatzpflichtig §§ 275, 276, 249 ff. 
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§ 1286. Hängt die Fälligkeit der verpfändeten Forderung von 
einer Kündigung ab, ſo kann der Pfandgläubiger, ſofern nicht das 
Kündigungsrecht ihm zuſteht, von dem Gläubiger die Kündigung ver⸗ 
langen, wenn die Einziehung der Forderung wegen Gefährdung ihrer 
Sicherheit nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Vermögensver⸗ 
waltung geboten iſt. Unter der gleichen Vorausſetzung kann der 
Gläubiger von dem Pfandgläubiger die Zuſtimmung zur Kündigung 
verlangen, ſofern die Zuſtimmung erforderlich iſt. 

§ 1287. Leiſtet der Schuldner in Gemäßheit der §§ 1281, 1282, 
fo erwirbt mit der Leiſtung der Gläubiger den geleifteten Gegenſtand 
und der Pfandgläubiger ein Pfandrecht an dem Gegenſtande. Beſteht 
die Leiſtung in der Uebertragung des Eigenthums an einem Grund⸗ 
ſtücke, fo erwirbt der Pfandgläubiger eine Sicherungs hypothek. 

8 1288. Wird eine Geldforderung in Gemäßheit des § 1281 
eingezogen, ſo ſind der Pfandgläubiger und der Gläubiger einander 
verpflichtet, dazu mitzuwirken, daß der eingezogene Betrag, ſoweit 
es ohne Beeinträchtigung des Intereſſes des Pfandgläubigers thun⸗ 
lich iſt, nach den für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vor⸗ 
ſchriften verzinslich angelegt und gleichzeitig dem Pfandgläubiger 
das Pfandrecht beſtellt wird. Die Art der Anlegung beſtimmt der 
Gläubiger. 

Erfolgt die Einziehung in Gemäßheit des § 1282, ſo gilt die For⸗ 
derung des Pfandgläubigers, ſoweit ihm der eingezogene Betrag zu 
ſeiner Befriedigung gebührt, als von dem Gläubiger berichtigt. 


2. (Abſ. 2.) Pflichten des Pfandgläubigers. 

a. e Einziehungsrecht des Pfandgläubigers §§ 1282 Abſ. 1, 
4. 

b. Pflicht ordnungsmäßiger Einziehung vgl. auch zu § 1074. 

c. Benachrichtigungspflicht vgl. § 1241. 

§ 1286. 1. (Zu Satz 1.) Der Pfandgläubiger hat ein ſelbſtändiges Kün⸗ 
Bigungävegi nach Eintritt der Realiſtrungsbefugniß § 1283 Abſ. 3. Vgl. 
erner § 1284. 

2. Au Satz 2.) Der Gläubiger bedarf der Zuſtimmung des Pfandgläu⸗ 
bigers nur, wenn dieſer berechtigt iſt, die Nutzungen zu ziehen, § 1283 Abſ. 1. 
Vgl. auch § 1284. — Wegen des dem Schuldner zu führenden Nachweiſes 
der erfolgten Zuſtimmung vgl. zu 8 1283 Note 1e. . 

§ 1287. I. Satz 1 ſpricht das Surrogationäprinzip aus. Die Leiftung 
geſchieht in der Weiſe, daß der Gläubiger den Gegenſtand und der Pfand⸗ 
gläubiger das Pfandrecht an demſelben erhält. Gleichgültig iſt, ob die Lei⸗ 
ſtung vor Eintritt (§ 1281) oder nach Eintritt des Realiſtrungsrechts bewirkt 
wird. Je nachdem eine Sache oder ein Recht geleiſtet wird, finden fortab 
die Vorſchriften über das Pfandrecht an Sachen oder an Rechten Anwendung. 

II. Wegen der aus Satz 2 ſich ergebenden anomalen Entſtehung einer 
Sicherungshypothek vgl. zu § 873 Note B II 2 be. — 

1. Dem Pfandgläubiger ſteht der Anſpruch auf Berichtigung des Grund⸗ 
buchs zu (88 894 ff); Widerſpruch ($ 899). * 

2. Bgl zu SS 1075, 1074 Note 6. An Stelle des $ 1074 tritt fur das 
Pfandrecht § 1282. ji 

3. Wegen des Inhalts der Sicherungshypothek vgl. 88 1184 fl. 

4. Vgl. die entſprechende Regelung CPO. § 848 Abſ. 2. 

5. Landesgeſetzgebung. 

Bayern. | Uebergangsgeſetz Art. 123. 


b. Kündigung. 


7. Rechte an d. geleiſteten 
Gegenſtande d. Pfand⸗ 
forderung, 


insbeſondere bei Geld 
a. vor Eintritt des 
Realiſtrungsrechts; 


b. nach Eintritt des 
Realiſirungsrechts. 


8. Erſtreckung d. Pfand- 
rechts auf die Zinſen 
der Forderung. 


9. Mehrere Pfandrechte. 


III. Pfandrecht an Grund⸗ 
und Rentenſchuld. 


IV. pfandrecht an Werth- 
papieren, 
1. Verpfändung indof⸗ 
ſabler Papiere. 
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$ 1289. Das Pfandrecht an einer Forderung erſtreckt fih auf 
die Zinſen der Forderung. Die Vorſchriften des $ 1123 Abſ. 2 
und der SS 1124, 1125 finden entſprechende Anwendung; an die 
Stelle der Beſchlagnahme tritt die Anzeige des Pfandgläubigers an 
den Schuldner, daß er von dem Einziehungsrechte Gebrauch mache. 

§ 1290. Beſtehen mehrere Pfandrechte an einer Forderung, fo 
iſt zur Einziehung nur derjenige Pfandgläubiger berechtigt, deſſen 
Pfandrecht den übrigen Pfandrechten vorgeht. 

§ 1291. Die Vorſchriften über das Pfandrecht an einer Forde- 
rung gelten auch für das Pfandrecht an einer Grundſchuld und an 
einer Rentenſchuld. 

§ 1292. Zur Verpfändung eines Wechſels oder eines anderen 
Papiers, das durch Indoſſament übertragen werden kann, genügt die 
Einigung des Gläubigers und des Pfandgläubigers und die Ueber⸗ 
gabe des indoſſirten Papiers. 


§ 1288. I. (Abſ. 1.) Einziehung der verpfändeten Geldforde— 
rung vor Eintritt des Realiſirungsrechts ($ 1281). 

1. Die Leiſtung geſchieht nach § 1281 an Pfandgläubiger und Gläubiger 
gemeinſchaftlich oder wird für beide hinterlegt oder an einen gerichtlichen 
Verwahrer bewirkt. 

2. 15 von Mündelgeld §§ 1807 f. — Vgl. § 1079 (Nießbrauch). 

3. Die Beſtellung des Pfandrechts richtet fih nach $$ 1205 f. bzw. §§ 1274, 
1292 f. Es wird namentlich Hinterlegung bei einem Treuhänder (Bankier) 
in Betracht kommen; vgl. § 1206 Note 1. 

II. (Abſ. 3). Einziehung der verpfändeten Geldforderung nach Eintritt der 
Realiſirungsbefugniß durch den Pfandgläubiger. Vgl. § 1282 und zu § 1247. 

$ 1289. 1. Dieſe Regelung ſchließt fih den Vorſchriften über Erſtreckung 

der Hypothek auf den Mieth⸗ und Pachtzins an ($ 1123). 

15 Die entſprechende Anwendung der §§ 1123 Abſ. 2, 1124, 1125 er: 

giebt: 

a. die Zinsrückſtände, welche zur Zeit der Anzeige (Satz 2) über ein Jahr fällig 
ſind, ſcheiden aus der Pfandhaftung aus. Dieſe Befreiung tritt indeß 
bei im voraus zu entrichtenden Zinſen hinſichtlich derjenigen Zinſen nicht 
ein, welche für das zur Zeit der Anzeige laufende und das folgende 
Kalenderquartal zu zahlen find ($ 1123 Abſ. 2); 

b. die vor der Anzeige vorgenommenen Verfügungen über die Zinſen ſind 
dem Pfandgläubiger gegenüber wirkſam, ſoweit es ſich nicht um Voraus⸗ 
verfügungen über das der Anzeige folgende Kalenderquartal hinaus han⸗ 
delt ($ 1124); 

c. der Schuldner kann eine ihm gegen den Gläubiger zuftehende Forderung 
gegen den Pfandgläubiger nicht aufrechnen, ſoweit die Einziehung der 
Zinſen dem Pfandgläubiger gegenüber unwirkſam (zu a und b) ift ($ 1125). 

3. Das Wirkſamwerden der Anzeige ift nach $$ 130 ff. zu beurtheilen. 

4. Sonderregelung für Zins⸗, Renten⸗ und Gewinnantheilſcheine eines 
verpfändeten Werthpapiers § 1296. 

§ 1290. Der Rang der Pfandrechte beſtimmt ſich nach § 1209, vgl. auch 
$ 1280. — 1208 ift nicht anwendbar; § 1273 Abſ. 2. 

§ 1291. Vgl. Titelvorb. vor § 1191 Note 4, ferner CPO. § 857 Abſ. 6 
($ 1154 Note B I). 

§ 1292. 1. Dieſer Beſtimmung liegt die Konſtruktion zu Grunde, daß 
das Recht aus der Urkunde durch Indoſſament unbeſchränkt übertragen wird, 
der Pfandgläubiger aber als Fiduziar obligatoriſch verpflichtet iſt, das über⸗ 
tragene Recht für fremde Rechnung dem Pfandrechtszweck entſprechend aus⸗ 
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$ 1293. Für das Pfandrecht an einem Inhaberpapiere gelten 
die Vorſchriften über das Pfandrecht an beweglichen Sachen. 

§ 1294. Iſt ein Wechſel, ein anderes Papier, das durch In⸗ 
doſſament übertragen werden kann, oder ein Inhaberpapier Gegen⸗ 
ſtand des Pfandrechts, ſo iſt, auch wenn die Vorausſetzungen des 
§ 1228 Abſ. 2 noch nicht eingetreten ſind, der Pfandgläubiger zur 
Einziehung und, falls Kündigung erforderlich iſt, zur Kündigung be⸗ 
rechtigt und kann der Schuldner nur an ihn leiſten. 

§ 1295. Hat ein verpfändetes Papier, das durch Indoſſament 
übertragen werden kann, einen Börſen⸗ oder Marktpreis, ſo iſt der 
Glaubiger nach dem Eintritte der Vorausſetzungen des § 1228 
Abſ. 2 berechtigt, das Papier nach § 1221 verkaufen zu laſſen. 


zuüben. §§ 1285, 1288 greifen nach dieſer Richtung ergänzend ein. — Ob 
die Angabe des Uebertragungszwecks („zum Pfande) im Indoſſament zu⸗ 
läſſig iſt, ift beſtritten; vgl. Staub zu HGB. Art. 309 $ 5a. 

2. Die Uebergabe der Urkunde im Sinne des § 1292 kann nur gemäß 
§§ 1273 Abf. 2, 1205, 1206, alfo unter Ausſchluß des constitutum posses- 
sorium und der Abtretung des bloßen Herausgabeanſpruchs erfolgen. 

3. Die Faſſung, daß die Verpfändungsart des § 1292 genügt (vgl. HGB. 
Art. 309 Abſ. 2), bringt zum Ausdrucke, daß die Frage, ob Verpfändung auch 
nach den allgemeinen Grundſätzen (88 1274 Abſ. 1, 1280) geſchehen könne, 
offen gelaſſen werden folt. — Für die Pfändung vgl. indep CPO. § 831. 

§ 1293. 1. Inhaberpapiere find ſowohl die Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber (89 793 ff.) als auch ſonſtige ein Forderungsrecht verkörpernde In⸗ 
haberpapiere, insbeſondere Inhaberaktien, vgl. HGB. §§ 179, 183. 

2. Die Inhaberpapiere pelin für das Pfandrecht in allen Beziehungen 
als bewegliche Sachen, insbeſondere alſo auch für 
a. die Beſtellung des Pfandrechts §§ 1204 ff, Erwerb im guten Glauben 

HGV. § 367 (hinter § 935); 

b. das Erlöſchen des Pfandrechts SS 1252 ff.; 
e. die Realiſtrung des Pfandrechts SS 1228, 1233 ff., insbeſondere bei markt⸗ 
oder börſengängigen Papieren 58 1235 Ab. 2, 1221; 
d. Gefährdung der Sicherheit durch Kursfall SS 1218 ff. y 
3. Einziehungs⸗ und Kündigungsrecht vor Eintritt des Realiſirungsrechts 
1294 l 


4. Bgl. EPI. §§ 821—823. 
$ 1294. 1. Der aus $ 1294 folgenden, von dem Eintritte der Realiſirungs⸗ 
befugniß ($ 1228 Abſ. 2) unabhängigen Berechtigung des Pfandgläubigers 
zur ſelbſtändigen Einziehung der Forderung entſpricht ſeine Verpflich⸗ 
tung zu ordnungsmäßiger Einziehung und Benachrichtigung aus 
$ 1285 Abſ. 2. 
2. Der eingezogene Betrag. e 
a. Bei Einziehung nach Eintritt der Realiſirungsbefugniß 
($ 1228 Abi. 2) dient der eingezogene Betrag unmittelbar zur Berichtigung 
der durch das Pfandrecht geſicherten Forderung gemäß $ 1288 Abſ. 2. 
b. Bei Einziehung vor Eintritt der Realifirungsbefugniß hat 
5 Anlegung des eingezogenen Betrags gemäß § 1288 Abſ. 1 zu ge: 
chehen. 
§ 1295. 1. Ohne die Vorſchrift des § 1295 würde auf die darin be⸗ 
zeichneten Papiere die Vorſchrift des $ 1277 Anwendung finden. Durch 
§ 1295 wird der Pfandgläubiger ermächtigt, nach eingetretener Realiſtrungs⸗ 
befugniß (§ 1228 Abſ. 2) den Verkauf durch einen Handelsmäkler de. gemäß 
$ 1221 ohne Erwirkung eines vollſtreckbaren Titels herbeizuführen. Daß 
die Verkaufsandrohung und die Friſtſetzung aus $ 1234 auch für den Pfand⸗ 


Pfandrecht an In 
haberpapieren. 


. Einziehung u. Kündi⸗ 
gung d. Werthpapiers. 


4. Pfandverkauf indof- 
ſabler Papiere. 


5. Pfandhaftung d. Zins⸗ 
und Rentenſcheine zc. 
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§ 1296. Das Pfandrecht an einem Werthpapier erſtreckt fich auf 
die zu dem Papiere gehörenden Zins⸗, Nenten- oder Gewinnantheil⸗ 
ſcheine nur dann, wenn ſie dem Pfandgläubiger übergeben ſind. 
Der Verpfänder kann, ſofern nicht ein Anderes beſtimmt iſt, die 
Herausgabe der Scheine verlangen, ſoweit ſie vor dem Eintritte der 
Vorausſetzungen des § 1228 Abſ. 2 fällig werden. 


verkauf der in § 1295 erwähnten Papiere gilt, ift aus $ 1273 Ab. 2 zu 
entnehmen. Daß die zwar nicht ausdrücklich in Bezug genommene Vorſchrift 
des § 1234 hier nicht gelten ſollte, iſt kaum anzunehmen. 

2. Für die in § 1295 nicht erwähnten Inhaber papiere ergiebt ſich das 
gleiche Reſultat aus § 1293. Bgl. daſelbſt Note 2 c. 

$ 1296. 1. Die Vorſchrift des § 1296 bedeutet inſofern eine Gin: 
ſchränkung des § 1289 Satz 1, als zur Erſtreckung des rechtsgeſchäfktlich 
beſtellten Pfandrechts auf die Zinsſcheine zc. ihre Mitübergabe ($$ 1205 f.) 
erforderlich iſt. Ob der Verpfänder zu dieſer Uebergabe verpflichtet iſt, iſt 
nach dem der Verpfändung zu Grunde liegenden Kauſalgeſchäfte zu be⸗ 
urtheilen. Eine geſetzliche Verpflichtung hierzu beſteht nicht. 

2. Wenn ſich das Pfandrecht an dem Werthpapiere auf die Zins⸗, Renten⸗ 
oder Gewinnantheilſcheine erſtreckt, fo ift Dritten gegenüber das Einziehungs⸗ 
und Kündigungsrecht des Pfandgläubigers nach § 1294 zu beurtheilen. Im 
Verhältniſſe zwiſchen dem Verpfänder und dem Pfandgläubiger wird durch 
die dispoſitive Vorſchrift des Satz 2 dem Verpfänder das Recht gegeben, die 
vor dem Eintritte der Realiſirungsbefugniß (§ 1228 Abſ. 2) fällig werdenden 
Scheine herauszuverlangen. Hat der Pfandgläubiger ſolche Scheine einge⸗ 
zogen, jo können die Vorſchriften über Auftrag (vgl. HGB. § 354) oder 
Geſchäftsführung ohne Auftrag eingreifen, jedenfalls iſt der Pfandgläubiger 
8 51% Herausgabe des eingezogenen Betrags verpflichtet. Vgl. Prot. II 

. 534 f. 

3. Sind Werthpapiere, zu denen Zins-, Renten- oder Gewinnantheilſcheine 
gehören, Gegenſtand eines geſetzlichen Pfandrechts (vgl. $ 1257), ſo richtet 
ſich die Beantwortung der Frage, ob ſich das Pfandrecht auf dieſe Scheine 
erſtrecke, danach, ob in Anſehung ihrer die Vorausſetzungen des geſetzlichen 
Pfandrechts vorliegen. Erſtreckt ſich das geſetzliche Pfandrecht auf dieſe 
Scheine, jo gilt auch in dieſem Falle gemäß §§ 1257, 1273 Abſ. 2 die Vor- 
ſchrift des Satz 2. 


Anhang zum I. Band. 


Verordnung, 


betreffend die Hauptmängel und Gewährfristen beim 


Viehhandel. 


Vom 27. März 1899. (RGBl. S. 219.) 
(Vgl. $ 452 Note 3.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 


Preussen etc. 


verordnen auf Grund des $ 482 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs im 
Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths, was folgt: 


$1. Für den Verkauf von Nutz- und Zuchtthieren gelten als Haupt- 
mängel: 
I. bei Pferden, Eseln, Mauleseln und Mauithieren: 


2 


Rotz (Wurm) mit einer Gewährfrist von 14 Tagen; 


2. Dummkoller (Koller, Dummsein) mit einer Gewährfrist von vierzehn 


Or 


Tagen; als Dummkoller ist anzusehen die allmählich oder in Folge 
der akuten Gehirnwassersucht enistandene, unheilbare Krankheit des 
Gehirns, bei der das Bewusstsein des Pferdes herabgesetzt ist; 


. Dümpfigkeit (Dampf, Hartschlägigkeit, Bauchschlägigkeit) mit einer 


Gewährfrist von vierzehn Tagen; als Dümpfigkeit ist anzusehen die 
Athembeschwerde, die durch einen chronischen unheilbaren Krank- 
heitszustand der Lungen oder des Herzens bewirkt wird; 
Kehlkopfpfeifen (Pfeiferdampf, Hartschnaufigkeit, Rohren) mit einer 
Gewährfrist von vierzehn Tagen; als Kehlkopfpfeifen ist anzusehen 
die durch einen chronischen und unheilbaren Krankheitszustand des 
Kehlkopfs oder der Luftröhre verursachte und durch ein hörbares 
Geräusch gekennzeichnete Athemstörung ; 

periodische Augenentzündung (innere Augenentzündung, Mondblind- 
heit) mit einer Gewährfrist von vierzehn Tagen; als periodische 
ÄJugenentzündung ist anzusehen die auf inneren Einwirkungen be- 
ruhende, entzündliche Veränderung an den inneren Organen des 
Auges ; 


. Koppen (Krippenseizen, Aufsetæ en, Freikoppen, Luftschnappen, Wind- 


schnappen) mit einer Gewährfrist von vierzehn Tagen; 


. bei Rindvieh: . f 
. tuberkulöse Erkrankung, sofern in Folge dieser Erkrankung eine 


allgemeine Beeinträchtigung des Nährzustandes des Thieres herbei- 
geführt ist, mit einer Gewährfrist von vierzehn Tagen; 


. Eungenseuche mit einer Gewährfrist von achtundzwanzig Tagen; 
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III. bei Schafen: 
Räude mit einer Gewährfrist von vierzehn Tagen; 

IV. bei Schweinen: 

1. Rothlauf mit einer Gewährfrist von drei Tagen; 

2. Schweineseuche (einschliesslich Schweinepest) mit einer Gewährfrist 
von zehn Tagen. 

$2. Für den Verkauf solcher Thiere, die alsbald geschlachtet werden 
sollen und bestimmt sind, als Nahrungsmittel für Menschen zu dienen 
(Schlachtihiere), gelten als Hauptmängel: 

J. bei Pferden, Eseln, Mauleseln und Maulthieren: 
Roiz (Wurm) mit einer Gewährfrist von vierzehn Tagen; 

II. bei Rindvieh: 
tuberkulöse Erkrankung, sofern in Folge dieser Erkrankung mehr 
als die Hälfte des Schlachtgewichts nicht oder nur unter Beschrän- 
kungen als Nahrungsmittel für Menschen geeignet ist, mit einer Ge- 
währfrist von vierzehn Tagen; 

III. bei Schafen: 
allgemeine Wassersucht mit einer Gewährfrist von vierzehn Tagen; 
als allgemeine Wassersucht ist anzusehen der durch eine innere Er- 
krankung oder durch ungenügende Ernährung herbeigeführte wasser- 
süchtige Zustand des Fleisches; 

IV. bei Schweinen: 

1. tuberkulöse Erkrankung unter der in der Nr. II bezeichneten Voraus- 
setzung mit einer (Fewährfrist von vierzehn Tagen; 

2. Trichinen mit einer Gewährfrist von vierzehn Tagen; 

3. Finnen mit einer Gewährfrist von vierzehn Tagen. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beige- 
drucktem Kaiserlichen Insiegel. 


Gegeben Berlin im Schloss, den 27. März 1899, 
S) Wilhelm. 
Fürst zu Hohenlohe. 


Nachſtehend die Erwägungen, welche für die Beſchlußfaſſung des 
Bundesraths über die Vorſchriften maßgebend geweſen find (vgl. Deutſcher 
Reichsanzeiger Nr. 130 vom 5. Juni 1899): 

„Nach § 481 und § 482 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs hat bei dem Ver- 
kaufe von Pferden, Eſeln, Mauleſeln und Maulthieren, von Rindvieh, Schafen 
und Schweinen der Verkäufer nur beſtimmte Fehler (Hauptmängel) und auch 
diefe nur dann zu vertreten, wenn fie fih innerhalb beſtimmter Friſten (Ge⸗ 
währfriſten) zeigen. Für die Feſtſetzung der Hauptmängel und der Gewähr⸗ 
friſten ift durch 9 482 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs der Weg einer mit 
Zuſtimmung des Bundesraths zu erlaſſenden Kaiſerlichen Verordnung vorgefehen. 
Die in ſolcher Weiſe erfolgende Regelung ift nach § 493 des Bürgerlichen Gefetz⸗ 
buchs ohne weiteres auch für andere Verträge maßgebend, die auf Veräußerung 
gegen Entgelt gerichtet ſind. 

Der in Frage ſtehenden Verordnung ſind durch das ſogenannte deutſchrechtliche 
Syſtem, welches den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Gewähr⸗ 
leiſtung wegen Viehmängel zu Grunde liegt, von vornherein beſtimmte Grenzen 
gezogen. Das Weſen des deutſchrechtlichen Syſtems bringt es mit ſich, daß aus⸗ 
nahmsweiſe den Verkäufer die Haftung für einen Mangel im einzelnen Falle 
treffen kann, obwohl der Mangel für den Handels⸗ oder Gebrauchswerth des 
Thieres nach Lage der Sache ohne Bedeutung iſt. Mit Rückſicht auf die Inter⸗ 
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eſſen des Verkäufers wird daher die Verordnung nur ſolche Fehler zu Haupt⸗ 
mängeln erklären dürfen, welche zufolge ihrer Natur die Eigenſchaft haben, die 
Tauglichkeit und den Werth des Thieres wenigſtens für die regelmäßigen Fälle 
aufzuheben oder erheblich zu beeinträchtigen. Zur Aufnahme unter die Haupt- 
mängel eignen ſich ferner diejenigen Fehler nicht, welche von den bei dem Handel 
mit Vieh betheiligten Perſonen ſchon bei mäßiger Aufmerkſamkeit ſofort zu er⸗ 
kennen ſind (zu vgl. § 460 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs). Das Gleiche 
gilt von allen Fehlern, bei denen zufolge thierärztlicher Erfahrung der Zeit⸗ 
raum, innerhalb deſſen ſie entſtehen und zu Tage treten, überhaupt nicht all⸗ 
gemein beſtimmt werden kann, ſondern je nach den Umſtänden ſich verſchieden 
geſtaltet; denn hier fehlt es an jeder Grundlage für die mit der Feſtſetzung einer 
Gewährfriſt verbundene Rechtsvermuthung, daß der Mangel, wenn er im Laufe 
der Friſt ſich zeige, ſchon bei deren Beginn vorhanden geweſen ſei (§ 484 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs). ei h 

Ungeachtet der aus dem Vorſtehenden fih ergebenden Beſchränkungen haben 
in dem vorliegenden Entwurfe die Fehler, welche am häufigſten zu Rechtsſtreitig⸗ 
keiten führen, faſt durchweg eine Stelle gefunden. Wo der Entwurf von den 
bezeichneten Geſetzen abweicht, hat dies ſeinen Grund theils in den veränderten 
Bedürfniſſen des Verkehrs, theils in dem heutigen Stande der Thierheilkunde. 

Die Hauptmängel find für die Nutz- und Zuchtthiere ($ 1 des Entwurfs) und 
für die Schlachtthiere ( 2) je beſonders geregelt. Eine ſolche Scheidung ift 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche zuläſſig (zu vgl. die Denkſchrift zum Ent⸗ 
wurf eines Bürgerlichen Geſetzbuchs, Verhandlungen des Reichstages 1895/97 
Anlage Bd. 1 S. 634) und auch ſachlich gerechtfertigt. Denn durch Fehler, welche 
den Werth und die Tauglichkeit von Nutz⸗ und Zuchtthieren aufheben oder er⸗ 
heblich mindern, wird häufig die Genießbarkeit des Fleiſches nicht weſentlich 
beeinträchtigt und umgekehrt. Aus der im Entwurfe vorgeſehenen Scheidung 
ergiebt fich ohne weiteres, daß der Verkäufer eines unter die §§ 1, 2 fallenden 
Thieres für die im $ 1 beſtimmte Mängel nur dann haftet, wenn das Thier als 
Nutz⸗ oder Zuchtthier, für die im § 2 beſtimmten Mängel dagegen nur dann, wenn 
es als Schlachtthier verkauft wird. Die Vereinbarung über die eine oder die 
andere Art der Verwendung braucht jedoch nicht ausdrücklich getroffen zu fein; 
es genügt, wenn die Umſtände ergeben, daß bei dem Kaufe beide Theile über 
dieſen Punkt einig waren. Beſteht Streit, ſo trifft die Beweislaſt nach den 
allgemeinen Grundſätzen den Käufer. Stellt ſich nach dem Abſchluſſe des Ver⸗ 
trags heraus, daß eine Einigung der Parteien nach der bezeichneten Richtung 
in Wirklichkeit überhaupt nicht erfolgt ift, jo wird gemäß § 155 des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs in der Regel der ganze Vertrag ungültig ſein. 

Die Dauer der Gewährfriſten iſt, ſoweit es die Natur der Fehler geſtattet, 
gleichmäßig geordnet. In keinem Falle iſt dieſe Dauer länger bemeſſen, als 
nothwendig erſchien, um dem Käufer die Wahrnehmung des Mangels zu ermög⸗ 
lichen. Dabei konnte indeſſen hinſichtlich der Schlachtthiere nicht außer Betracht 
bleiben, daß ſie vielfach erſt in den Zwiſchenhandel gebracht und auf weite Ent⸗ 
fernungen verſandt werden, ehe ſie zur Abſchlachtung gelangen. 

Die einzelnen Hauptmängel ſind unter den Namen aufgeführt, die ihnen 
nach dem Sprachgebrauche des Verkehrs und der Thierheilkunde zukommen. So⸗ 
weit für einen Fehler oder für beſtimmte Erſcheinungsformen deſſelben im Ver⸗ 
kehre noch andere Bezeichnungen Anwendung finden, ſind dieſe Bezeichnungen in 
Klammern beigefügt. Außerdem wird aber jeder Hauptmangel, bei dem jene 
Angaben zur Klarſtellung ſeiner Tragweite noch nicht genügen, durch eine ge⸗ 
naue Begriffsbeſtimmung erläutert. Unter Lungenſeuche (§ 1, II, 2) iſt die im 
§ 10 Abſ. 1 Nr. 5 des Reichsgeſetzes betreffend die Abwehr und Unterdrückung 
von Viehſeuchen, vom 23. Juni 1880/1. Mai 1894 (Reichs⸗Geſetzbl. 1894 S. 410) 
zu verſtehen. 2 

Von beſonderer Wichtigkeit ift die Frage, in welchem Umfange die Tuber⸗ 
kuloſe als Hauptmangel behandelt werden ſoll. 

Bei der großen Verbreitung dieſer Krankheit unter dem Rindvieh und bei 
der Erweiterung, welche ihr Begriff durch die neue Wiſſenſchaft erfahren Hat, 
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wäre es jedenfalls eine unbillige Härte, wenn denjenigen, welcher Rindvieh als 
Nutz⸗ oder Zuchtvieh verkauft, die Haftung für Tuberkuloſe ſchlechthin treffen 
würde. Erfahrungsmäßig tritt die Krankheit häufig ſo leicht auf, daß ſie den 
Gebrauchswerth des Thieres überhaupt nicht oder doch nur unbedeutend mindert. 
Ebenſo ſicher aber ſtellt die Tuberkuloſe in den höheren Graden ihrer Entwicke⸗ 
lung einen erheblichen Fehler dar, und es wäre daher mit dem Zwecke des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht vereinbar, dem Käufer auch hier den Schutz zu 
verſagen. Der Entwurf ($ 1 Nr. II, I) will eine angemeſſene Ausgleichung der 
verſchiedenen Intereſſen herbeiführen, indem er die Haftung des Verkäufers für 
Tuberkuloſe bei Nutz⸗ und Zuchtthieren davon abhängig macht, daß durch die 
tuberkulöſe Erkrankung bereits eine allgemeine Beeinträchtigung des Nährzuſtandes 
des Thieres herbeigeführt worden iſt. Die tuberkulöſe Erkrankung umfaßt, wie 
bei dem heutigen Stande der Thierheilkunde keiner beſonderen Hervorhebung 
mehr bedarf, auch die Perlſucht (Tuberkuloſe der ſeröſen Häute) und die Skro⸗ 
phuloſe (Tuberkuloſe der Lymphdrüſen). Für den Nachweis einer tuberkulöſen 
Erkrankung gelten die allgemeinen Grundſätze des Prozeßrechts. Demgemäß 
iſt hierzu das unmittelbare Auffinden von Tuberkelbacillen nicht erforderlich, 
vielmehr genügt es, wenn mit den Hülfsmitteln, welche die Wiſſenſchaft bietet, 
in ſicherer Weiſe feſtgeſtellt wird, daß die Erkrankung durch Tuberkelbacillen herz 
vorgerufen iſt. 

Aehnlich wie bei dem Verkaufe von tuberkulöſem Rindvieh zu Nutz⸗ oder 
Zuchtzwecken liegen die Verhältniſſe, wenn Thiere ſolcher Art als Schlachtthiere 
veräußert werden. In zahlreichen Fällen iſt das Fleiſch dieſer Thiere der Haupt⸗ 
ſache nach ohne weiteres zum Genuſſe für Menſchen tauglich. Der Entwurf (§ 2 
Nr. II, 1) beſtimmt deshalb, daß bei dem Verkaufe von Rindvieh als Schlacht⸗ 
vieh die tuberkulöſe Erkrankung nur dann einen Hauptmangel bilden ſoll, wenn 
infolge der Erkrankung mehr als die Hälfte des Schlachtgewichts nicht oder nur 
unter Beſchränkungen als Nahrungsmittel für Menſchen geeignet iſt. Eine Be⸗ 
ſchränkung im Sinne dieſer Vorſchrift iſt namentlich dann gegeben, wenn es 
beſonderer Sicherungsmaßregeln, z. B. des Abkochens, bedarf, um das Fleiſch 
zum Genuſſe verwendbar zu machen, oder wenn es zwar ſolcher Maßregeln 
nicht bedarf, das Fleiſch aber gleichwohl ſeiner Beſchaffenheit wegen auf die 
Freibank verwieſen wird. Der Zuſtand des Fleiſches, welcher hiernach die Vor⸗ 
ausſetzung der Haftung bildet, läßt ſich bei der Schlachtung des Thieres jeder⸗ 
zeit mit Leichtigkeit und Beſtimmtheit feſtſtellen, und die Vorſchrift wird daher 
zur Abſchneidung von Rechtsſtreitigkeiten weſentlich beitragen. 

Abgeſehen von dem Rindvieh, kommt die Tuberkuloſe nur noch bei Schweinen 
in Betracht, welche als Schlachtthiere verkauft werden. Ihre Verbreitung iſt 
unter den letzteren allerdings geringer; immerhin haben neuerdings die Fälle, 
in denen das Fleiſch geſchlachteter Schweine vernichtet oder nur mit Beſchrän⸗ 
kungen dem Verkehr überlaſſen wurde, eine entſchiedene Steigerung erfahren. 
Mit Rückſicht hierauf erſcheint es gerechtfertigt, wenn der Entwurf (§ 2 Nr. IV, 1) 
hier die tuberkulöſe Erkrankung unter der im § 2 Nr. II, 1 bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzung gleichfalls als Hauptmangel feſtſetzt. 

Bei Schweinen, welche als Schlachtthiere verkauft werden, ſollen außerdem 
noch Trichinen ($ 2 Nr. IV, 2) und Finnen ($ 2 Nr. IV, 3) als Hauptmängel 
gelten. Was die Feſtſtellung dieſer Mängel im einzelnen Falle betrifft, ſo wird 
durch die Faſſung des Entwurfes nicht gefordert, daß ſtets das Vorhandenſein 
einer Mehrzahl von Trichinen oder von Finnen unmittelbar nachgewieſen wird.“ 
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